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Vorwort 


zur  dritten  Auflage. 


Die  starke  zweite  Auflage  dieses  ersten  Bands  der  Finanz- 
Wissenschaft  ist  seit  Mitte  1882  im  Buchhandel  vergriffen  gewesen. 
Jie  Bearbeitung  der  dritten  Auflage  habe  ich  inmitten  viel  Zeit 
■  ml  Kraft  beanspruchender  politischer  Thätigkeit  und  neben  den 
Verpflichtungen  meines  akademischen  Lehramts  nicht  so  schuell 
ollenden  können,  als  ich  gewünscht  hätte.  Der  ersten  im  Fe- 
>ruar  d.  J.  erschienenen  Lieferung  (S.  1  —  252;  folgte  die  zweite 
Lieferung  (S.  253  —  480)  zu  Ende  Octobcr.  Nunmehr  gelangt  der 
4chluss  des  Bandes  und  damit  die  Bandausgabe  selbst  in  die 
Öffentlichkeit. 

Meine  Arbeit  wäre  allerdings  vereinfacht  und  beschleunigt 
worden,  wenn  ich  mich  auf  eine  blosse  Revision  der  zweiten  Auf- 
tage beschränkt  hätte.  Aber  trotz  der  tiefgreifenden  Umgestaltung, 
welche  ich  in  dieser  zweiten  Auflage  bereits  mit  meiner  Neube 
arbeitung  der  6.  Auflage  des  ersten  Bands  der  Rau'schen  Finanz 
Wissenschaft  vorgenommen  hatte,  hielt  ich  eine  solche  blosse  Revision 
dieser  im  Jahre  1877  erschienenen  zweiten  Auflage  nicht  mehr  für 
hin  reichend.  Ich  habe  in  allen  Abschnitten  Vieles  überarbeitet,  das 
tatistische  und  legislative  Material  erneuert  und  fortgeführt  (so 
«esonders  im  Abschnitt  vom  Besoldungswesen,  Militärwesen,  Unter- 
ichtswesenj.  Grossere  Partieen  sind  aber  völlig  umgearbeitet  uud 
iabei  theils  erweitert  (so  die  tinanzwissenschaftliche  Literatur 
^esebichte,  das  Finanzwesen  der  Selbstverwaltungskörper,  die  Lehre 
von  der  Deckung  des  Fiuanzbedarfs,  einige  Abschnitte  des  Eisen- 
bahnwesens), tbeils  zusammengezogen  worden  (so  das  Domänen-, 
das  Forstwesen).  Endlich  ist  das  vierte  Kapitel  des  ersten  Buchs 
formelle  Ordnung  der  Fiuanzwirthschaft,  d.  h.  Finanzdieust  und 
Finanzbehörden  wesen,  Etatswesen,  Zahlungs-,  Kassen-  und  Rechnnngs- 
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wesen,  Controlwesen ,  Rechnungsabscbluss  u.  s.  w.,  8.  183  —  335) 
in  diese  dritte  Auflage  ganz  neu  eingefugt  worden.  Es  behandelt 
dieses  Kapitel  einen  Gegenstand,  der,  vielleicht  mehr  als  jeder 
andere  in  der  Finanzwissenschaft,  dem  Theoretiker  besondere 
Schwierigkeiten  bereitet.  Ueber  die  Grtlnde,  ihn  an  diese  Stelle 
in  Band  I  zu  setzen,  habe  ich  mich  im  Werke  selbst  ausgesprochen 
(S.  61,  183). 

Ueberall  war  es  mein  Bestreben,  die  principielle  Behaud 
lung  und  die  socialpolitische  Auffassung  noch  schärfer  ab 
in  der  vorigen  Auflage  hervortreten  zu  lassen.  Dadurch  sollte  auch 
der  Einklang  mit  der  zweiten  Auflage  der  „Grundlegung"  herge 
stellt  werden.  Auf  die  historischen  Entwieklungen  bin  ich  dabei 
genauer  eingegangen,  als  in  den  früheren  Auflagen  (besonders  im 
Kapitel  von  der  formellen  Ordnung  der  Finanzwirthschaft).  Auch 
habe  ich  bei  der  Bestimmung  der  Aufgabe  der  Finanzwissenschart 
meine  frühere  Auffassung  ergänzt  und  die  Bedeutung  der  Finanz 
geschichte  für  die  eine,  die  beobachtungswissenschaftliche  Seite  der 
Disciplin  mehr  hervorgehoben  (§12).  An  der  scharfen  Unterscheidung 
zwischen  Finanz  Wissenschaft  und  Finanzgeschichte  halte  ich  hier 
wie  in  der  Nationalökonomie  jedoch  fest  Ich  kann  in  der  unklaren 
Identificirung  von  Theorie  und  Geschichte  in  beiden  Fällen  nur 
einen  logischen  Fehler  sehen. 

Das  erste  Heft  war  schon  ausgegeben,  als  Schaf  fle's  Aufsätze 
„zur  Theorie  der  Deckung  des  Staatsbedarfs"  in  der  Tübinger  Zeit 
schrift  erschienen.  Eine  Auseinandersetzung  mit  dieser  Theorie 
konnte  ich  daher  in  dieser  Auflage  nicht  mehr  vornehmen. 

Die  Eiscnbahnlehre  bat  jetzt  noch  eine  weitere  Ausdehnung  erfah 
rcn.  Das  Bedenken,  sie  in  solcher  Ausführlichkeit  in  die  Finanzwissen 
schaft  zu  ziehen,  wird  daher  gegen  meine  gegenwärtige  Behandlung 
des  Gegenstands  noch  mehr  erhoben  worden.  Indessen  entspricht 
es  doch  der  deutschen  Theorie  und  Praxis,  die  „Privatwirtschaft 
liehen  Zweige"  eingehender  in  der  Finanzwissenschaft  zu  behandeln. 
Das  Staatseisenbahnwesen  ist  jetzt  ein  beherrschender  Factor  in 
unseren  Finanzwirthschaften.  Wenn  z.  B.  in  Preussen,  noch  ohne 
die  jetzt  in  Aussicht  stehenden  weiteren  Verstaatlichungen  der  Privat 
bahnen,  ineinemGesammt-Einnahme-Etatvonlll3MUl.M.(f.  1884  85) 
auf  das  Eisenbahnwesen  553  Mill.  M.  fallen,  so  entspricht  es  dieser 
Sachlage  einigermaassen ,  ihm  in  der  Finanzwissenschaft  eine  so 
ausgedehnte  Darstellung  zu  widmen,  wie  es  hier  geschieht.  Darin 
liegt  etwas  fttr  die  gegenwärtige  Phase  der  Finanzwirthschaft  und 
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demnach  auch  der  Finanz  Wissenschaft  Characteristisches  (§  27 — 29). 
Im  Uebrigen  glaubte  ich  aber  auch  in  dieser  Auflage  die  Eisen- 
bahnlehre nicht  kürzen  zu  sollen,  weil  ich  noch  nicht  auf  den  Band 
des  Lehrbuchs,  in  welchem  sie  mehr  vom  volkswirtschaftlichen 
Standpuncte  aus  zu  behandeln  sein  wird,  verweisen  konnte.  —  Die 
Domänenlehre  und  zum  Theil  die  Forstlehre  konnte  ich  dagegen 
wohl  auch  deshalb  kürzen,  weil  die  älteren  Streitfragen  mehr  und 
mehr  verschwunden  oder  endgiltig  ausgetragen  sind. 

Die  Beziehungen  zur  Rau 'sehen  Finanzwissenschaft,  aus  deren 
Neubearbeitung  dieses  Werk  ursprünglich  hervorgegangen  war, 
hatten  sich  schon  in  der  vorigen  Auflage  sehr  vermindert  und 
traten  eigentlich  nur  noch  in  der  Lehre  von  den  älteren  Domänen 
und  von  der  Bewirtschaftung  der  Forsten  mehr  hervor.  Jetzt  be- 
schränken sich  diese  Beziehungen  vollends  nur  noch  auf  die 
Benutzung  von  Notizen  und  einzelnen  kleinen  Ausführungen,  wie 
ich  sie  mehrfach  auch  anderen  Werken  entnommen  habe.  Damit 
glaube  ich  nicht  gegen  die  Rau  gebührende  Hochachtung  Verstössen 
zu  haben.  Die  Wissenschaft  ist  eben,  seit  Rau  die  Grundlage  zu 
dem  seiner  Zeit  so  vorzüglichen  Werke  legte,  vorwärts  geschritten 
and  gerade  die  prinzipiellen  Auffassungen  sind  andere  geworden. 
Ob  mit  vollem  Rechte,  das  ist  ja  noch  bestritten,  aber  nach  meiner 
üeberzeugung  zu  bejahen. 

Dem  Umfang  nach  hat  sich  dieser  erste  Band  in  dieser  3.  Auf- 
lage wieder  um  117  Seiten  vergrössert,  besonders  durch  die  Ein- 
fügung des  Kapitels  von  der  formellen  Ordnung  der  Finanzwirth- 
8cbaft,  das  allein  152  Seiten  umfasst.  Dem  Inhalt  nach  hat  dieser 
Band  aber  eine  noch  erheblich  grössere  Ausdehnung  durch  die 
veränderte  Art  des  Drucks  erfahren.  Ich  habe,  ähnlich  wie  es  bei 
meinen  und  anderen  Abhandlungen  im  Schönberg'schen  Handbuch 
der  politischen  Oekonomie  geschehen  ist,  durchweg  die  Noten  nicht 
mehr  unter  die  Seiten  oder,  wie  Rau  und  Roscher,  nach  den  Para- 
graphen, sondern  zwischen  den  Text  selbst  in  kleinerem 
Druck  gesetzt  und  ebenso  die  näheren  Ausführungen,  Be- 
weisführungen, Belege  u.  s.  w.  in  dieser  Weise  drucken 
lassen.  Dadurch  ist  eine  bedeutende  Raumcrsparniss  erreicht  wor- 
den. Es  wird  so  aber  zugleich  meines  Erachtens  in  zweckmässiger 
Weise,  auch  für  Lehr-  und  Lernzwecke,  das  Hauptsächliche  und 
das  Detail  schon  äusserlich  besser  unterschieden  und  für  denjenigen, 
welcher  die  Noten  genauer  verfolgen  will,  das  lästige  und  zerstreuende 
Hin  und  Herlesen  und  Herumschlagen  der  Seiten  vermieden. 
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Diese  3.  Auflage  ist,  wie  auch  diejenige  des  2.  Bands  der 
Finanzwissenschaft,  in  der  doppelten  Stärke  der  üblichen  Auflagen 
gedruckt  worden,  -  auch  aus  einer  persönlichen  Rücksicht:  mir 
die  ohnehin  beschränkte  Müsse  für  literarische  Arbeit,  welche  mir 
das  Lehramt  und  die  Theilnahme  am  politischen  Leben  Übrig  lassen, 
wenigstens  für  die  Fortsetzung  des  grossen  systematischen  Werks 
etwas  länger  frei  zu  halten,  dessen  Plan  ich  schon  vor  acht  Jahren 
entworfen  habe,  ohne  dav  on  bisher  mehr  als  die  Grundlegung  und  die 
beiden  ersten  Bände  der  Finanzwissenschaft  vollenden  zu  können.  In 
den  letzten  zwei  bis  drei  Jahren  war  es  auch  die  persönliche  Be 
theiligung  an  der  Politik,  welche  meine  Zeit  und  Arbeitskraft  in  An 
spruch  genommen  hat,  —  oft  mehr  als  ich  wünschte.  Ich  bin  halb 
widerWillen  in  diese  Betheiligung  hineingezogen  worden,  glaubte  sie 
aber  doch  nicht  unbedingt  ablehnen  zu  sollen.  Gerade  uns  Theore- 
tikern ist  es  gut,  einmal  so  aus  der  Studirstubc  ins  Leben  hinaus 
zu  treten  und  Manches  zu  lernen,  was  uns  Bücher  und  Studien  allein 
nicht  lehren.  Und  als  Jünger  einer  Wissenschaft,  welche  wie  die 
Nationalökonomie  und  Finanzwissenschaft  für  das  Leben,  für 
das  Volkswohl  mit  zu  arbeiten  hat,  hielt  ich  und  halte  ich  es 
denn  auch  nicht  für  etwas  Unrichtiges,  sondern  für  etwas  Erlaubtes, 
ja  Gebotenes,  jenen  „socialpolitischen  Standpunct"  in  der 
practischen  Politik,  soweit  die  Kräfte  reichen,  mit  durchkämpfen 
zu  helfen,  den  ich  in  diesem  „Lehrbuch"  der  politischen  Oeko 
nomie  theoretisch  vertrete,  —  mit  für  eine  Gesetzgebung  dieses 
Characters  zu  kämpfen  und  sie  in  der  öffentlichen  Meinung  mit 
vorzubereiten,  vollends  seitdem  die  Kaiserliche  Botschaft  vom 
17.  Nov.  LS81  wenigstens  ein  ähnliches  Ziel  aufgestellt  hat,  zur 
unendlichen  Freude  und  Genugthuung  der  Männer  unserer  Richtung 
(s.  §  27—29). 

Wenn  dann  auch  mein  Werk  langsamer  vorrückt,  als  ich  gehoft't 
habe,  so  mögen  Fachgenossen  und  weiteres  Publicum  es  mit  solchen 
Umständen  freundlich  entschuldigen.  Ich  darf  behaupten,  gerade  an 
dieser  neuen  Auflage  öfters  bis  zur  äussersten  Anspannung  meiner 
Kräfte  gearbeitet  zu  haben.  Wenn  ich  die  Vorrede  meiner  gerade 
vor  12  Jahren  erschienenen  G.  Auflage  Rau  s,  der  ersten  dieses 
Bands,  schon  damals  mit  dem  Worte  schloss:  „Die  beschauliche 
Arbeitsmusse  unseres  Altmeisters  Kau  im  schönen  Heidelberg  gehört 
eigentlich  auch  zum  Abfassen  solcher  mühsamer  Werke ,  aber  sie 
fehlt  leider  nur  zu  sehr  in  der  Hetzerei  der  Weltstadt",  so  habe  icli 
allerdings  vollauf  erst  in  den  letzten  Jahren  kennen  gelernt,  welche 
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„Nerven  stehlende"  Anspannung  unsere  Zeit  von  ihrem  Geschlechte 
verlangt.  Und  doch  ist  das  wieder  das  Grosse  und  das  Anregende 
dieser  Zeit,  wer  möchte  es  eigentlich  anders  haben?!  — 

Was  mir  an  Müsse  für  literarische  Arbeit  bleibt,  werde  ich 
möglichst  ausschliesslich  der  Fortsetzung  dieses  Werks,  zunächst 
dem  dritten  Bande  der  Finanzwissenschaft  widmen,  für  welchen 
ich  seit  Jahren  viele  Vorstudien  gemacht  habe. 

•Jharlotteiiburg-Iierlia,  2.  Docembcr  1SS3. 

Dr.  Adolph  Wagner. 


Aus  dem  Vorwort 

zur  zweiten  Auflage  dieses  Bands. 

 Mit  der  tiefgreifenden  Umgestaltung  dieses  Bands  in  der 

neuen  Auflage  bezwecke  ich  mehr  Einheitlichkeit  der  sachlichen 
und  formellen  Behandlung  in  diesem  Bande  wie  zwischen  den  ein- 
zelnen Bänden  des  Lehrbuchs  herzustellen.  In  der  jetzigen  zweiten 
Ausgabe  meiner  Bearbeitung  des  ersten  Theils  der  Finanzwissen- 
sehaft leitete  mich  daher  das  Bestreben,  diesen  Band  Uberall  in 
grundsätzliche  U ebereinstimmung  mit  meiner  „Grund- 
legung" der  Allgemeinen  Volkswirtschaftslehre  zu 
bringen. 

Namentlich  wurde  in  den  Untersuchungen  über  die  Beibehaltung 
'jder  Veräusserung  der  einzelnen  privatwirthsebaftlichen  Erwerbs- 
zweige neben  dem  Gesichtspunct  des  Productionsinteresses  —  wei- 
ther Rau  mit  den  früheren  Nationalökonomen  und  im  Ganzen  auch 
noch  mich  in  der  Neubearbeitung  der  6.  Ausgabe  von  Hau  fast  allein 
beschäftigt  hatte  der  Gesichtspunct  des  vo  lks  wir  th  sc  haft- 
lichen Verthcilungs-  und  des  sozialpolitischen  Inter- 
esses zur  gebührenden  Geltung  gebracht.    Dadurch  ergaben  sich 
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manche  principiellc  Abweichungen  von  Kau  und  hie  und  da  auch 
von  der  letzten  Ausgabe.  Die  jetzige  Behandlung  des  Gegenstands 
liefert  auf  diese  Weise  zugleich  eine  Ergänzung  der  mehr  theore- 
tischen Untersuchungen  Uber  die  Organisation  der  Volkswirtschaft 
und  den  Staat,  sowie  Uber  die  Rechtsordnung  des  Kapitals  und 
des  Bodens  in  der  „Grundlegung"  durch  die  mehr  practischen  Er- 
örterungen aus  dem  finanzwissenschaftlichen  Gesichtspuncte.  Die 
Theorieen  der  Grundlegung  erfuhren  dabei  gewissermassen  eine 
„Probe",  die  anzustellen  mir  erwünscht  war,  um  so  manche  Puncte 
in  der  Grundlegung  genauer  und  mit  steter  Rücksicht  auf  die 
practische  Durchführung  zu  prüfen.  Es  ist  dadurch  die  Verbindung 
zwischen  den  theoretischen  und  practischen  Theilen  des  Lehrbuchs, 
soweit  ich  letztere  zu  bearbeiten  übernommen  habe,  hergestellt 
worden.  Darauf  lege  ich  vom  Standpuncte  meines  Systems  der 
Politischen  Oekonomie  aus  besondern  Werth. 


Herl  in,  Februar  1S77. 

Dr.  Adolph  Wagner. 
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Einleitung. 


1.  Abschnitt. 
Der  Staat  und  die  Finanzwlrthschaft. 

Die  Finanzwissenschaft  hat  zunächst  an  die  Gemein-,  besonders  die  Zwangs - 
£eineinwirths<-haftslehre  und  speziell  an  die  allgemeine  Lehre  vom  Slaatr 
in  volkswirtschaftlicher  Hinsicht  anzuknüpfen,  diese  Lehren  aber  als  be- 
kannt vorauszusetzen.  Siehe  daher  das  Nähere  darüber  im  1.  Rande  des  Lehr- 
bachs, Wagner,  Allgein.  Volkswirtschaftslehre  I.  (Grundlegung).  2.  A.  Lp/..  IST'J, 
bei»  Abth.  I,  Kap.  3,  Haoptab*cbn.  1,  3,  4  und  Kap.  4. 

I.  —  §.  1.  Der  Staat  und  die  sogen.  Selbstverwaltungs- 
korper  haben  als  Formen  der  öffentlichen  oder  Zwangs- 
gemein  wirtschaften  für  das  ganze  Volksleben  Aufgaben  zu 
erfüllen ,  zu  deren  Durchführung  sie  wie  jede  andere  Wirthschaft 
(G.  §.  161,  170)  der  regelmässigen  Verfügung  über  Produktionsmittel 
d.  b.  Uber  Arbeitskräfte,  Kapitalien  und  Grandstücke  bedürfen,  um 
die  von  ihnen  begehrten  einzelnen  Leistungen  herzasteilen.  Die 
Verfügung  über  diese  Productionsmittel  kann  der  Staat  auf  die  ver- 
schiedenen Arten  erlangen,  welche  einer  Wirthschaft  überhaupt 
hierzu  zu  Gebote  stehen  (G.  §.  10).  Geschichtlich  zeigt  sich  darin 
mancher  Wechsel.  Es  kommen  indessen,  wenn  auch  in  ver- 
schiedenem Umfange,  gewöhnlich  mehrerlei  Arten,  jene  Verlüguug 
zu  erlangen,  neben  einander  vor. 

Hinsichtlich  der  Arbeitskräfte,  welche  der  Staat  bedarf, 
sind  namentlich  drei  Systeme  der  Beschaffung  derselben  zu  unter- 
scheiden: die  im  Wesentlichen  freiwillige  und  unentgeltliche 
Hereitstellung  dieser  Kräfte,  wie  im  System  der  unentgeltlichen 
(Ehren-)  Aemter  der  Selbstverwaltung;  die  im  Ganzen 
zwangsweise  und  nach  einseitiger  Bestimmung  des  Staats  ver- 
goltene Bereitstellung,  wie  im  System  der  militärischen  Con- 
scription  oder  der  allgemeinen  Wehrpflicht;  und  die 
vertragsmässig  erlangte  und  nach  den  Bedingungen  dieses 
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Vertrags  entlohnte  Verfügung,  wie  im  System  des  besoldeten 
Staatsdienstes  (Arbeits-,  Staatsdiener-Vcrtrag). 

Das  erste  System  hat  nur  ausnahmsweise  in  der  Geschichte 
der  Staaten  eine  grössere  Bedeutung  gewonnen.  Theils  fehlt  es 
au  der  genügenden  Hereitwilligkeit  der  Bürger,  freiwillig  und 
unentgeltlich  Dienste  zu  leisten ;  theils  entspricht  die  so  angebotene 
Arbeit  nicht  ausreichend  den  Anforderungen  an  die  Qualität  der 
Arbeit,  welche  der  Staat  stellen  muss;  theils  legen  diese  Dienste 
den  Einzelnen  zu  grosse  und  besonders  zu  ungleiche  Opfer  auf, 
oder  es  stellen  sich  andere  Bedenken  einer  umfassenderen  Ver- 
wendung solcher  Dienste  entgegen.  Der  Staat,  zumal  der  moderne 
Culturstaat,  ist  daher  vornemlich  auf  das  zweite  und  dritte 
System  der  Beschaffung  der  Arbeitskräfte  angewiesen.  Ob,  wo 
und  wieweit  er  hier  mittelst  Zwangs  vorgehen  darf  und  kann,  ist 
an  diesem  Orte  nicht  zu  entscheiden.  Es  genügt  hier,  darauf  hin- 
zuweisen, dass  sich  ein  solcher  Zwang  aus  dem  Wesen  des  Staats 
ableiten  und  principiell  rechtfertigen  lässt  (G.  §.  157)  und  nach 
geschichtlicher  Erfahrung  allgemein,  im  Gebiete  des  Wchrwesens, 
ausgeübt  worden  ist. 

Die  zwangsweise  beschafften  Arbeitskräfte  vermag  der  Staat 
aber  gewöhnlich  nicht  ohne  jeden  Entgelt  zu  benutzen,  theils  weil 
die  einzelnen  Betroffenen  diesen  Entgelt  nicht  völlig  entbehren 
können,  theils  weil  die  bei  unentgeltlichen  Zwangsdiensten  zu 
bringenden  Opfer  sich  zu  ungleichmässig  vertheilen  würden.  Der 
Staat  muss  daher  in  der  Regel  auch  hier  die  Mittel  zum  Unter- 
halt (Sustentation)  gewähren.  Auch  bei  dem  im  Uebrigeu 
unentgeltlichen  Ehrenamtsdienst  ist  öfters  wenigstens  ein  Ersatz 
besonderer  Kosten  nothwendig.  Für  die  in  Anspruch  genommenen 
Zwangs-  und  Ehrendienste,  vollends  für  die  vertragsmässig  gegen 
Lohn  beschafften  Dienste  bedarf  der  Staat  somit  zunächst  der 
Verfügung  Uber  Sachgtiter,  daher  in  der  Gcldwirthscbaft  meist 
über  Geld. 

Aus  diesen  Verhältnissen  ergiebt  sich,  dass  der  Staat  zur 
Durchführung  seiner  Zwecke,  welche  sich  ohne  Verfügung  Uber 
menschliche  Arbeitskräfte  nicht  erfüllen  lassen,  stets  nothwendig 
eine  eigene  Wirthschaft  fuhren  muss,  deren  Aufgabe  es  ist. 
diejenigen  Sachgüter  (Geld)  regelmässig  zu  erwerben  und  zur 
Verwendung  zu  bringen,  welche  zur  Vergütung  der  erforder 
liehen  Arbeitskräfte  erforderlich  sind.  Der  Umfang  dieser  Wirth- 
schaft kann  sehr  verschieden  sein  und  schwankt  erfahrungsgemäss 
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zeitlich  und  örtlich  ausserordentlich.  Aber  wo  überhaupt  ein  „Staat", 
wenn  auch  noch  in  primitivster  Entwicklung,  existirt,  da  kann  eine 
solche  eigene  Wirthschal't  zum  Zweck  der  Beschaffung  und  Ver- 
wendung von  Sacbgttteru  niemals  vollständig  fehlen.  Dieselbe  ist 
insofern  eine  absolut  nothwendige  Bedingung  und  Folge  des  Staats 
selbst,  an  sich  eine  absolute  Kategorie  des  Wirtschaftslebens  und 
nur  in  ihrer  Erscheinungsform  etwas  geschichtlich  Ver- 
änderliches. 

Kau  in  d.  5.  A.  §.  3  noch  anders. 

§.  2.  Neben  den  Arbeitskräften  und  ausser  den  für  deren 
Vergütung  erforderlichen  Sackgütern  braucht  der  Staat  für  die 
Erfüllung  der  ihm  als  „Productionswirthscbaft"  (6.  §.  170,  69) 
obliegenden  Aufgaben  Kapitalien  und  Grundstücke.  Auch  wo 
sich  dieselben  im  concreten  Staate  bereits  in  erforderlicher  Menge 
und  Beschaffenheit  in  seinem  Eigenthum  befinden,  bedarf  es  zu 
ihrer  Instandhaltung  einer  beständigen  neuen  Hinzuführung  von 
.Sachgütern,  mithin  zu  diesem  Zweck  wieder  einer  regelmässigen 
Thätigkeit  zur  Beschaffung  und  Verwendung  der  letzteren.  In  der 
geschichtlichen  Entwicklung  des  Volkslebens  ändert  sich  indessen 
fortwährend  auch  der  Bedarf  des  Staats  an  solchen  Kapitalien  und 
Grundstücken  in  qualitativer  und  quantitativer  Hinsicht.  Die  vor 
handenen  Staatseigenthumsobjecte  müssen  umgestaltet,  neue  müssen 
dazu  erworben  werden,  u.  A.  auch,  um  eine  richtige  Vertheilung 
der  nationalen  Kapitalien  und  Grundstücke  als  Privateigenthum  an 
tlie  Privatwirtbschaften  und  als  öffentliches  Eigenthum  an  den  Staat 
und  die  übrigen  Zwangsgemeinwirthschaften  herzustellen,  insbe- 
sondere was  den  Grund  und  Boden  anlangt  (G.  §.  285  u.  G.  Abth.  II, 
Kap.  3  —  5). 

II.  —  §.  3.  Die  Sachgtiter  (bez.  das  Geld),  welche  der  Staat 
zur  Vergütung  von  Arbeit  luid  sonst  braucht,  kann  er  wiederum 
auf  dreierlei  Art  erlangen:  freiwillig  und  unentgeltlich  von 
den  Staatsangehörigen  aus  deren  Wirtschaften;  sodann  mittelst 
privatwirthschaftlichen  Erwerbs,  nämlich  direct  durch  Eigen- 
produktion der  betreffenden  Sachgtiter  oder  indirect  durch 
verkehrs-  oder  Vertrags  massige  Erwerbung  von  anderen 
Wirthschaften  gegen  speciell  stipulirtc  Gegenleistungen  (Kauf,  Dar- 
lehen, Miethe,  Pacht);  endlich  zwangsweise  ohne  speciellen 
«»der  wenigstens  gegen  einen  von  ihm,  dem  Staate,  einseitig 
bestimmten  Entgelt  (G.  §.  10).  Selbst  wenn  das  erste  System 
vollständig  allein  ausreichte,  würde  der  Staat  eine  eigene  Wirtb- 
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schaft  (und  zwar  eine  „Ausgabewirtbschaft",  G.  §.  69, 
fiibren  müssen,  welche  die  Aufgabe  hätte,  die  so  zur  Verfügung 
des  Staats  kommenden  Guter  richtig  zu  verwalten  und  zu  ver- 
wenden. Bei  den  beiden  andern  Systemen  erlangt  diese  Wirthschaft 
eine  grössere  Ausdehnung  und  einen  reicheren  Inhalt,  weil  hier 
vielfältige  und  umfassende  Thätigkeitcn  zur  Erwerbung  der  Guter 
nothwendig  werden,  also  eine  erwerbs  wirtschaftliche  Abtheilung 
hinzutreten  muss. 

Freiwillige  and  unentgeltliche  Gaben  von  SachgUtern  und  Uebertragungen 
von  Kapitalien  und  Grundstücken  Seitens  der  Staatsangehörigen  au  den  Staat  oder,  in 
früheren  Zeiten,  an  das  den  Staat  vertretende  Oberhaupt,  den  Fürsten,  sind  überall 
in  der  Gcsrhichte  vorgekommen.  Sie  spielen  in  primitiven  Verhältnissen  des  Volks-, 
Wirthschafts -  und  Staatslebens  eine  relativ  grössere  Rolle,  so  bei  den  Germanen  zur 
Zeit  des  Tacitus,  auch  noch  in  der  fränkischen  Monarchie  der  Merovinger  uml 
später  in  der  Form  von  Ehrengeschenken  an  die  Fürsten,  von  grösseren  einmaligen 
Leistungen  in  besonderen  Fällen,  z.  B  im  Kriege,  wo  die  Prästation,  wenn  auch  nicht 
nach  strictem  Kechte,  so  doch  nach  der  Sitte,  wenigstens  theilweise  freilich  schon 
den  Character  einer  Zwangsabgabe  annehmen  kann,  aus  welcher  sich  dann  später  da* 
eigentliche  (dircete)  Steuerwesen  entwickelt.  Ganz  fehlen  solche  Leistungen  auch  im 
modernen  Staate  der  Gegenwart,  E.  B.  wiederum  im  Kriege,  bei  öffentlichen  Unglücks- 
fällen, nicht.  Aber  im  Wesentlichen  aus  ähnlichen  Gründen  wie  das  System  frei- 
williger unentgeltlicher  Arbeitsdienste  reicht  auch  dieses  System  freiwilliger  unent- 
geltlicher Gaben  niemals  aus,  für  den  entwickelten  Staat  vollends  nicht.  Der  Grund 
hierfür  liegt  in  der  Natur  des  Staats  als  Zwangsgcmeinwirthschaft  überhaupt  und  in 
der  Entwicklungstendenz  des  modernen  Kechts-  und  Culturstaats  insbesondere 
(G.  §.  154—160) 

Der  Staat  ist  daher  principicll  und  der  sich  entwickelnde 
moderne  Staat  auch  thatsächlicb  immer  mehr  auf  die  beiden 
anderen  Arten  des  Erwerbs  von  SachgUtern  angewiesen.  Das 
selbe  gilt  von  den  Selbstverwaltungskörpern.  In  die  Verfügung 
der  erforderlichen  Grundstücke  gelangten  diese  Körper  durch 
ursprünglichen  Vorbehalt  bei  der  Ansiedlung  und  Vertheilung  des 
Hodens,  durch  Ankauf,  Pacht,  Confiscation ,  Zwangsenteignung. 

III.  —  §.  4.  Die  Erörterung  darüber,  ob,  wo  und  wieweit  ein 
Zwangservverb  von  SachgUtern  dem  Staate  gestattet  sein  kann, 
gehört  nicht  an  diese  Stelle,  sondern  ebenfalls  in  den  grundlegenden 
Theil  der  Allgemeinen  Volkswirtschaftslehre.  (G.§.  10,  U,  156—151») 
Hier  ist  nur  zu  constatiren,  dass  auch  ein  solcher  Zwangserwerb, 
in  gleicher  Weise  wie  der  Zwang,  durch  welchen  der  Staat 
persönliche  Dienste  sich  zur  Verfügung  stellt,  aus  dem  Wesen  des 
Staats  als  Zwangsgemeinwirthschaft  abzuleiten  ist  und  danach 
principiell  gerechtfertigt  erscheint  und  Uberall  in  der  Geschichte 
vorkommt.  Seine  beiden  Hauptformen  sind  die  Besteuerung  und 
die  Enteignung  (G.  §.  384).  Im  Gegensatz  zum  Zwangserwerl) 
als  dem  öffentlichen  kann  man  den  durch  Eigenproduktion  er- 
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folgenden  und  den  vertragsmässig  mit  specicll  stipulirten  Gegen- 
leistungen verbundenen  Erwerb  des  Staats  (zu  welchem  letzteren 
auch  derjenige  mittelst  Creditaufnahme  gehört)  den  Privatwirt- 
schaft liehen  nennen. 

Die  geschichtliche  Entwicklung  hat  in  den  modernen  euro- 
päischen Culturstaaten  überall  dem  Zwangserwerb  gegenüber  diesem 
geschichtlich  älteren  und  anfänglich  vorwaltenden  privatwirthschaft- 
lichen  und  namentlich  gegenüber  dem  Eigenerwerb  des  Staats  das 
Tebergewicht  verschafft  (F.  IL  340  ff",  438  ff.).  Es  hängt  dies  zwar 
zum  Theil  mit  zufälligen  Ereignissen  der  europäischen  Geschichte, 
besonders  mit  dem  mehrfach  vorgekommenen  Verlust  oder  der  Ver- 
minderung des  ehemaligen  Staatsguts  zusammen.  Vornemlich  ist 
es  jedoch  die  nothwendige  Folge  zweier  grosser  Momente 
der  volkswirtschaftlichen  Entwicklungsgeschichte,  ein- 
mal der  Ausbildung  des  Rechtsinstituts  des  Privateigcn- 
thums  an  den  sachlichen  Productionsmitteln,  besonders  am 
Hoden,  und  des  thatsäeblich  grösstenteils  erfolgten  Uebergangs 
des  Bodens  und  des  Materialkapitals  an  die  Privatwirt- 
schaften (F.  II.  §.  341),  sodann,  in  nunmehriger  Rllckbildung 
dieses  historischen  Processes ,  ist  es  die  Folge  jenes  gegenwärtig 
mehr  und  mehr  zur  Geltung  kommenden  grossen  volkswirt- 
schaftlichen Ent wickl ungsprineips,  welches  sich  als  Ueber- 
gang  von  der  mehr  privat  wirtschaftlichen  zu  der  mehr 
gemein-  und  besonders  zwangsgemein  wirtschaftlichen 
Organisation  der  Volkswirtschaft  formuliren  lässt  und  sich 
in  der  fortschreitenden  Ausdehnung  der  öffentlichen,  besonders 
der  Staatsthatigkeiten  offenbart  (G.  §.  171  ff".). 

Zur  regelmässigen  Besorgung  nun  des  Zwangs-  wie  des  privat- 
wirthschaftlichen  Gütererwerbs,  als  des  Mittels  zur  Herstellung  der 
.staafeleistungcn,  sei  es,  um  Arbeitsdienste  zu  vergüten,  sei  es,  um 
unmittelbar  Sachgitter  für  Staatszwecke  zu  verwenden,  muss  der 
Staat  eine  eigene  (Erwerbs-)  Wirtschaft  führen.  Und 
wiederum  dasselbe  gilt  meistens  von  den  Selbstverwaltungs- 
körpern. 

IV.  —  §.  5.  Diese  eigene  Wirtschaft,  welche  ein  öffentlicher 
Körper,  wie  der  Staat,  zum  Behuf  der  Erwerbung  und  Verwendung 
von  Sachgütern,  bez.  Geld  für  die  Zwecke  der  von  ihm  mit  Rück- 
sicht auf  die  herzustellenden  Leistungen  repräsentirten  „Productions- 
wirthschaft"  (G.  §.  170)  betreibt,  ist  die  Finanz  Wirtschaft  oder 
der  öffentliche  bez.  der  Staatshaushalt.    Dieselbe  ist,  wenn 
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der  Staat  selbst  als  ein  Wirthschaftsganzes  betrachtet  wird, 
eine  Wirthschaftsabtheilang  desselben. 

Andere  Namen  sind:  Rogierungswirthschaft,  auch  (subjectiv)  Finanz- 
wesen. Der  Ausdruck  Finanz  Verwaltung  bleibt  besser  für  die  Gesammtheit  der 
Behörden  vorbehalten,  welche  die  Finanzwirthschaft  leiten.  Die  letztere  wird  mitunter 
auch  Staatswirthschaft  genannt,  sprachlich  nicht  unrichtig.  Der  Ausdruck  ist 
jedoch  nach  dem  heutigen  Sprachgebrauch  vieldeutig,  indem  mit  ihm  öfters  die 
(staatlich  organisirte)  Volkswirtschaft  selbst  bezeichnet  wird,  wie  z.  B.  in  dem  Titel 
des  bekannten  Her  mann 'sehen  Werks:  „staatswirthschaftliche"  Untersuchungen 
Anders  ist  wieder  die  Terminologie  von  L.  Stein,  übrigens  willkürlich  und  wider 
spruchsvoll.  Er  stellt  den  BegrilT„StaatswirtliBchaft"  („das  Gütericbon  als  Gegen- 
stand der  Verwaltung  im  weiteren  Sinne")  an  die  Spitze,  betrachtet  die  Finanzen  als 
einen  Theil  derselben  und  will  unter  dem  Finanzwesen  dann  wieder  nur  die  Staats- 
einnahmen verstanden  wissen,  —  eine  Auffassung,  die  er  jedoch  selbst  in  seinem 
Lehrbuch  nicht  festhält.  S.  L.  v.  Stein,  Lehrb.  d.  Finanzwiss.,  3.  Aufl.,  Lpz.  Ib75. 
S.  1  ti*.  Wieder  etwas  abweichend  in  d.  4.  Aufl.,  1*78,  I,  1  (T.  6  II*.  48.  —  ..Da* 
Wort  Finanz  stammt  aus  dem  Latein  des  Mittelalters.  Im  13.  und  14.  Jahrhundert 
verstand  man  unter  fiuatio,  financia,  auch  wohl  linancia  pecuniaria,  eine  schuldige 
Geldlcistung.  Diese  Ausdrücke  stammen  von  finis  ab,  welches  oft  ciuen  Zahlungstermin 
bedeutete,  wie  man  durch  eine  ähnliche  Metonymie  des  Sprachgebrauches  öfters  sagt: 
einen  Termiu,  ein  Quartal,  ein  Ziel  bezahlen.  Mit  dem  griechischen  Worte  tiko^, 
Ziel,  Zweck,  verhält  es  sich  in  ähnlicher  Weise.  Dasselbe  wurde  auch  für  Steuer 
und  Zoll  gebraucht.  In  der  älteren  Kanzleisprache  bedeutete  finis  auch  don  einen 
Rechtsstreit  beendigenden  Vertrag  und  die  daraus  herrührende  Zahlung,  ferner  einen 
vor  dem  Köuig  über  einen  Kauf  von  Grundstücken  abgeschlossenen  Vertrag,  dessen 
Urkunde  die  Form  eines  (Jrtheils  erhielt  (quasi  litis  terrainus1),  sodann  die  Abgabe  an 
deu  König  von  solchen  Käufen  the  Kings  sylvor),  eine  Entrichtung  des  antretenden 
Pachters  oder  Grundholden  an  den  Verpächter  oder  Grundherrn,  auch  eine  schwere 
Geldstrafe;  überhaupt  werden  in  England  allerlei  Geldgebuhrcn  mit  dem  Namen  finc 
bezeichnet.  Vgl.  Du  Fresne  du  Gange,  Glossar,  mediae  et  inlimae  latinitatis,  s.  v. 
linancia  und  tinatio.  —  Spclmann,  Glossar,  archacologic.  s.  v.  linis  (Loud.  1651. 
S.  228).  —  Hüllmann,  Städtewesen,  III,  95.  —  Gncist,  Engl.  Verfassungs-  und 
Verwaltungsrecht,  A.  I,  30.  —  Mehrere  Schriftsteller  hielten  den  Stamm  des  Worte» 
Finanz  für  germanisch:  sie  deuten  entweder  auf  das  englische  fine,  Geldstrafe, 
Privilegientaxe  u.  dgl.  <z.  B.  Genovesi,  Grunds,  der  bürgert.  Ock.,  I,  358\  welches 
aber  nach  Speimann  a,  a.  0.  nicht  vor  der  normannischen  Eroberung  vorkam  und 
nach  dem  Obigen  mit  finis  zusammenhängt.  —  oder  auf  finden,  schwed.  finua. 
welches  durch  den  Mittelbegriff  von  erfinderisch  auf  ränkevoll  führt,  wie  da> 
isländische  tindinn  durch  ingeniosus,  calumniosus,  erklärt  wird,  Haldorson,  Lei. 
island.  cd.  Kask,  I,  213  (Havn.  1813),  —  oder  auch  auf  fein.  —  Merkwürdig  ist. 
dass  im  16.  und  17.  Jahrhundert  das  Wort  eine  allgemeinere  und  zwar  schlimme  Be- 
deutung hatte,  weil  vielleicht  das  fremde  Wort  an  fein  und  erfinderisch  erinnerte  und 
die  hnationes  selbst  mit  vielen  Bedrückungen  verbunden  sein  mochten,  weshalb  z.  B 
Schotteli us  (Von  der  deutschen  Hauptsprache,  Braunschweig  1663,  S.  1316)  Finanz 
durch  Schinderei.  Wucher,  erklärt,  und  Sebastian  Brant  (NarrenschifT)  Untreu. 
Finantz,  Neid  und  Hass  zusammenstellt.  [Aehnlich  noch  v.  Seckendorff,  Roscher. 
Gesch.  d.  Nat.-Oekon. ,  München  1874,  S.  241.]  Vcrgl.  Frisch,  Deutschlatein 
Wörterb.  S.  267,  Scherz,  Glossar,  germ.  med.  aevi,  ed.  Oberliu,  I,  392.  Campe. 
Wörterbuch,  S.  321.  In  Frankreich  bezeichnete  schon  damals  finance  eine  Geldsumme, 
oder  insbesondere  die  Staatseinnahme  (Nos  adversaires  ont  peu  de  finance,  mais  ils  la 
inenagent  bien,  sprach  Kanzler  de  1' Hospital  1568),  les  linances  aber  das  ganze 
Staatsvermögen  und  den  Zustand  der  Regierungswirthschaft.  Der  Einfluss  der 
französischen  Sprache  verdrängte  aus  der  deutschen  jenen  schlimmen  Wortsinn  von 
Finanz  gänzlich.  —  Der  spanischo  Ausdruck  hacienda  für  Finanz  stammt  vielleicht 
aus  dem  arabischen  chasena,  Schatzkammer.  Auch  im  Russischen  heisst  kasna  die 
Casse,  kasnatschei  der  Schatzmeister.  Vielleicht  ist  dies  Wort  durch  die  tatarisch-: 
Herrschaft  eingedrungen.  Doch  wird  in  der  russischen  Sprache  Finanzwesen  durch 
hosudarstwennie  dochodui,  herrschaftliche  Einnahmen,  ausgedruckt".  (Nach  Rau. 
Aum.  zu  §.  1). 
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Der  .Staat  braucht  demnach  zur  Ausführung  seiner  Autgaben 
als  Productionswirthschaft  eine  Summe  „wirtschaftlicher  Güter" 
(G.  §.  15 — 20)  (persönliche  oder  Arbeitsleistungen,  Sachgüter  und 
in  der  Geldwirthschaft  Geld),  welche  den  Staatsbedarf  darstellen. 
Derjenige  Theil  des  letzteren,  welcher  in  Sachgütern  bez.  in 
Geld  besteht,  um  damit  Dienste  zu  vergüten  oder  unmittelbar 
Staatsleistungen  herzustellen  oder  andere  Sachgütcr  zu  erwerben, 
ist  durch  die  Finanzwirthschaft,  die  hier,  getrennt  vom  Staate 
gedacht,  als  Verbrauchs-  oder  Ausgabe  Wirtschaft  lungirt, 
za  beschaffen.  (G.  §.  <J9,  170).  Dieser  Theil  des  gesammten  Staats- 
bedarfs kann  daher  speciell  Finanz  bedarf  genannt  werden.  In 
der  Geldwirthschaft  (G.  §.  114)  tritt  er  grösstenteils  als  der 
Geldbedarf  der  Finanzwirthschaft  hervor  und  erscheint  rechnungs- 
mäßig als  Staatsausgabe,  bez.  „Ausgang"  (G.  §.  fi7,  71).  Zur 
Deckung  des  Finanzbedarfs  oder  zur  Bestreitung  der  Staatsaus- 
gabe muss  die  Finanzwirthschaft  sodann  als  Erwerbs-  oder  Ein- 
nah mewirthschaf  t  fungiren.  Ihr  Erwerb  kommt  rechnungsmäßig 
als  Staatseinnahme  bez.  „Eingang"  (G.  §.  67,  70)  zum  Vor- 
schein. Die  Doppelfunction  der  Verbrauchs-  und  Erwerbswirthschait 
bildet  den  Inhalt  der  Finanzwirthschaft. 

In  Ucbereinstiwwung  mit  Kau,  welcher  sagt,  es  sei  dorn  Sprachgebrauche  durch- 
aus zuwider,  auch  die  Beschallung  persönlicher  Leistungen  ohne  Vcrwittelung  sachlicher 
»niter.  z.  B-  das  Conscriptionswesen,  in  die  Finanzwirthschaft  zu  rechnen,  vergl.  da- 
gegea  Kehr,  Wirthsch  des  Staates.  S.  190),  halte  ich  daher  an  der  Beschränkung 
■1er  Finanzwirthschaft  auf  die  Beschaffung  und  Verwendung  von  Sachgütern  oder  Geld 
:V*t   Mein  Zusatz  zu  §.  5  Auw.  a.  in  der  Ii.  Ausg.  Rau's  ist  danach  zu  berichtigen. 

Ihr  eigentümliches  Gepräge  als  Wirtbsc haftsart  erlangt  die 
Finanzwirthschaft  des  Staats  dadurch,  dass  sie  die  Wirthschaft  ist, 
dnreh  welche  der  Staat  die  ihm  zu  seiner  Function  als 
höchster  Form  der  Zwangsgemeinwirthschaften  erforder- 
lichen Sachgtiter  (Geld)  erwirbt  und  zur  Verwendung 
bringt.  Der  specitische  Character  der  beiden  Abtheilungen  der 
Finanzwirthschaft,  der  Verbrauchs-  und  der  cinnahmewirthschaft- 
lichen,  ergiebt  sich  aus  dieser  Sachlage  mit  Notwendigkeit.  Dies 
ist  von  vornherein  für  die  Auffassung  der  wissenschaftlichen  Lehre 
von  der  Finanzwirthschaft  zu  beachten. 

V.  §.  6.  Die  Wissenschaft  von  der  oder  den  Finanzwirth- 
schaften  ist  die  Finanzwissenschaft.  Dieselbe  lässt  sich  mit 
Rücksicht  auf  die  ökonomische  Natur  der  Finanzwirthschaft  definiren 
als  die  Wissenschaft  von  der  Wirthschaft,  welche  der 
Staat  oder  ein  öffentlicher  (Selbstverwaltungs-)  Körper 
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zur  Beschattung  und  Verwendung  der  ihnen  zu  ihrer 
Function  als  Zwangsgemeinwirthschaften  erforderlichen 
SachgUter  (insbesondere  Gelds)  führt.  Der  früher  für  die 
Finanzwissenschaft  in  Deutschland  nicht  selten  gebrauchte  Name 
Camera lwissen schaft  (im  engeren  Sinne)  ist  jetzt  abgekommen. 
Er  erklärte  sich  geschichtlich  daraus,  dass  man  ursprünglich  unter 
Kammersachen  oder  Kammergescbäften  gerade  das  Finanzwesen 
verstand,  und  erst  nach  Errichtung  der  Kammercollegien  auch 
andere,  nicht  finanzielle  Geschäfte,  die  sog.  Polizei,  hinzukamen. 

Kau,  Ueber  die  Caineralwiss.  S.  8.  Der  ältere  Name  z.  B.  bei  Dithinar. 
Einleitung  in  die  Ökonom.,  Polizei-  and  Catneralwissenschafteu,  6.  Aufl.  v.  Schreber. 
S.  19.  (Frankf.  1769.)  Eine  noch  engere  Bedeutung  von  Caineralwissenschaft  ist  jetzt 
fast  vergessen.  Man  unterschied  (nach  Rau  1.  §.  5)  ehemals  in  dem  heutigen  Um- 
fange der  Finanzwissenschaft  zwei  Thcilc,  nemlich  1)  die  Caineralwissenschaft,  welche 
von  den  ganz  in  der  Verfugung  der  Fürsten  stehenden  Quellen  der  Staatseinnahme, 
d.  i.  den  Domänen  uud  Kegalien  handelte,  2)  die  eigentliche  Finanzwissenschaft,  deren 
Gegenstand  die  der  landständischen  Mitwirkuug  unterworfenen  Abgaben  der  Bürger 
waren:  s.  z.  B.  Fischer,  Lehrbegriff  u.  Umfang  der  deutschen  Staatswissensch.,  S.  20 
(Halle,  1783).    R Ossig,  Lehrb.  d.  Finanzwiss.  §.  ti. 

Die  Finanzwissenschaft  wurde  bisweilen  auch  mit  dem  Namen 
Staats  wir  th8chaft8l  ehre  belegt,  was  aber  bei  der  Vieldeutig- 
keit dieses  Wortes,  welches  mitunter  auch  die  ganze  Politische 
Oekonomie  bezeichnet,  besser  vermieden  wird.  Die  Finanzwissen- 
schaft ist  ein  Theil  der  Politischen  Oekonomie. 

S.  u.  §.  12  ff.  u.  Rau,  Volkswirthsch.  -  Lehre,  §.  15.  Ich  halte  iu  diesem  Puncte 
an  Rau 's  Systematik  fest,  wenn  auch  mit  etwas  anderer  Motivirung.  Ueber  Stein  s 
abweichende  Auffassung  der  Finanzwissenschaft  s.  o.  §.  5.  Er  fasst  die  F. -W.  auf 
als  einen  „bestimmten  Theil  der  Staats wirthsc haftsichre"  oder  „die  wissenschaftliche 
Entwicklung  der  Staatseinnahmen,  ihrer  Grundlagen  und  ihres  Rechts"  (4.  A., 
I.  9):  zu  eng,  wie  seine  eigene  spätere  Behandlung  zeigt.  —  Meine  jetzige  Begriffs- 
bestimmung weicht  von  der  Rau's  (Fin.  I.,  §.  5.  auch  noch  in  meiner  Bearb  d.  H.  Aufl.' 
ab.  Rau  sagte  hier:  „Die  Fioanzwisscnschaft  sei  die  Wissenschaft  von  der  besten 
Einrichtung  der  Rogieruugswirthschaft  oder  von  der  besten  Befriediguugswcbe  der 
Staatsbedurfnisse  durch  sachliche  Guter."  Dies  wurde  mehr  auf  die  Finanzpolitik 
als  die  Finanz  Wissenschaft  passen,  welche  letztere  doch  zugleich  immer  den 
<  'haracter  eiuer  Beobachrungswissenschaft  hat  (§.  1 2).  Richtig  hat  daher  gegeu  meine 
Beibehaltung  der  älteren  Rau 'sehen  Definition  und  gegen  einen  Widerspruch  der 
letzteren  mit  späteren  Ausführungen  schon  in  meiner  Bearbeitung  der  0.  Auflage 
(§.  85  fD  Hack  Einwendungen  erhoben,  s.  dess.  Recension  der  ö.  Aufl.  in  d.  Till). 
Ztschr.  XXVIII.  (1872)  S.  484.  Auch  Gossa,  elementi  3.  ed.  HiL  1882,  S.  3,  be- 
stimmt die  Finanzwissenschaft  als  „dottrina  del  patrimonio  pubblico",  welche  lehre  ..il 
modo  migliore  di  costituirlo,  amministrarlo  ed  impiegarlo".  Leroy-Beaulieu 
Fin.  I.,  Par.  1877,  p.  2:  Finanzwiss.  ..science  des  reveuus  publics  et  de  la  inise  efl 
oeuvre  de  ces  revenus",  m.  E.  auch  zu  eng. 


Digitized  by  Google 


iMiiauzwissenschaft.  —  Charakter  der  Finanzwirthschaft. 


2.  Abschnitt. 

Characterislruns  der  Finanzwirthschaft  als  Wirthschaftsart. 

Vgl.  Waguer,  0.  §.  49  ff.    Rau,  I.  §.7—10.    Laspeyros,  Art.  Staatswirth- 
stbaft  im  Staatswörtcrbuch  X,  71  II*.    Geffckon,  in  Schöribcrg's  Handbuch  II,  3  ff. 

§.  7.  Ihren  specifischen  Cbaracter  erlangt  die  Finanzwirth 
scbaft,  wie  gesagt  (§.  5),  dadurch,  dass  sie  für  die  Zwecke 
öffentlicher  Körper,  speciell  des  Staats  fungirt.  Im  Einzelnen 
tritt  ans  Wesen  nnd  die  Eigentümlichkeit,  die  Aehnlichkeit  mit 
anderen  Wirtschaften  und  die  Verschiedenheit  von  denselben  bei 
der  hier  vornemlich  zu  betrachtenden  Finanzwirthschaft  des  Staats 
in  folgenden  einzelnen  Puncten  hervor: 

I.  Die  Finanzwirthschaft  ist  eine  E  i  n  z  el wirthschaft,  welche 
das  den  Staat  in  der  Verwaltung  vertretende  Organ,  die  Regie- 
rung, zum  Wirthschaftssubject  hat. 

Als  Einzel  wirthschaft  ist  sie  in  vielen  Puncten  anderen  Einzel- 
wirtbsebaften  wesentlich  gleichartig,  so  namentlich  auf  den 
jenigen  Gebieten,  wo  sie  ganz  oder  tiberwiegend  nach  den 
Grundsätzen  des  privatwirthschaftlichen  Systems  Güter, 
insbesondere  Sachgüter,  für  den  freien  Verkauf  auf  dem  Markte 
producirt:  in  der  Feldgüter-,  Forst-,  Bergwerksverwaltuug  u.  s.  w. 
Soweit  diese  Gleichartigkeit  besteht,  ist  auch  die  Lehre  von  der 
Finanzwirthschaft  in  der  Einzelwirthschaftslehre  oder  der  Privat- 
ökonomik enthalten.  Sie  gehört  daher  streng  genommen  im 
Ganzen  wie  in  ihren  einzelnen  Theilen,  der  Domänen-,  Forst-  und 
Eisenbahnlehre  u.  s.  w.,  nur  insoweit  in  die  Finanz  Wissenschaft, 
als  der  Umstand,  dass  der  Staat  das  einzelwirthschaftliche  Subject 
ist,  Eigenthümlichkeiten  des  Wirthschaftens,  z.  B.  bei  der  eigenen 
Verwaltung  der  Feldgüter,  Forsten,  Bergwerke,  bedingt.  Letzteres 
ist  nun  freilich  meistens,  und  oft  in  erheblichem  Maasse  der  Fall, 
indem  die  Uebernahme  neuer  oder  Beibehaltung  älterer  privat- 
wirtbsc  haftlicher  Tbätigkoiten  und  der  betreffenden  Eigenthums- 
objecte  überhaupt  nur  selten  aus  rein  finanziellen,  sondern  mehr 
oder  weniger,  selbst  überwiegend  aus  Staats-  und  volkswirtschaft- 
lichen, socialpolitischen ,  politischen  Gründen  erfolgt  und  demnach 
auch  die  Verwaltung  oder  Bewirtschaftung  mit  nach  solchen 
:  irksichten  stattfindet. 

Richtige,  aber  etwas  zu  weitgehende  Bemerkungen  Uber  diesen  Punct  macht 
r.  Scheel.  Schönberg's  Handbuch  II.  3(5.  —  Die  Zugehörigkeit  mancher  hnanzwirth- 
::haftlicheu  lehren  zur  Einzelwirthschaftslehre,  nicht  zur  eigentlichen  Finanzwissen- 
-  ban  hat  l.  B.  ?.  Hock  in  s.  Öft'entl.  Abgaben  und  Schulden,  Stuttg.  S.  1, 

hervorgehoben     Aehnlich  betont  es,  weun  auch  iu  anderen  Ausdrücken,  doch  dem 
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Sinne  nach  L.  v.  Stein  in  s.  Finanzwissensch. ,  bes.  in  d.  Abschn.  v.  wirthschaftL 
Einkommen  des  Staates  (3.  Ausg.,  S.  178  ff.).  Im  Prineip  ganz  richtig.  Wenn  iu- 
dessen  an  diesor  Scheidung  der  privatökonomischen  und  finanzwirthschaftlichen  Seite 
der  Fragen  in  den  Werken  Uber  Finanzwissenschaft  nicht  genau  festgehalten,  sondern 
auch  die  erstere  in  grösserem  Umfange  mit  in  die  Erörterung  gezogen  wird,  so  hat 
dies  in  Deutschland  geschichtliche  und  praktische,  wie  anderseits  theoretische 
OrOnde.  Eretercs,  weil  in  den  deutschen  Territorialstaateu  das  Domänenwesen  bis  in 
die  Neuzeit  hinein  den  Uaupttheil  des  Finanzwesens  bildete  und  die  praktischen 
Caineralisten  in  der  Verwaltung  die  privatökonomiriche ,  technische,  volkswirtschaft- 
liche und  die  eigentlich  finanzwirthschaftliche  Seite  gleichzeitig  bchaudeln  inussten. 
Theoretische  Grande,  weil  sich  mit  unter  dem  Kiniluss  dieser  Praxis  die  deutsche 
Finanzwissenschaft  in  der  Form  der  Caincralwisscnschaft  und  dann  aus  dieser  heran« 
entwickelt  hat  Dieser  Ursprung  ist  in  dem  Werke  von  Kau  noch  deutlich  erkennbar 
Hier  werden  die  privatwirthschaftlichen  Einkommenzweige  und  die  Kegalien  no<  Ii 
sehr  eingehend  behandelt,  während  viele  der  betreffenden  Erörterungen  theils  über- 
haupt nicht  in  die  Politische ,  sondern  in  die  Privatökonomik,  theils  wenigstens  nicht 
oder  nicht  vollständig  in  die  Finanzwissenschaft ,  sondern  in  die  Volkswirthschaffc- 
politik  und  in  die  Wirtschaftliche  Vcrwaltungslehre  gehören.  Trotzdem  lässt  sich 
indessen  auch  für  die  Gegenwart  noch  diese  Behandlungsweise  Raus  aus  Gründen 
praktischer  Zweckmässigkeit  rechtfertigen  und  wird  wenigstens  einstweilen  auch  iu 
meiner  Bearbeitung  der  Finanzwissenschaft  noch  beibehalten.  Denn  bei  dem  engen 
inneren  Zusammenhange  lassen  sich  die  poli  tisch  -ökonomischen  und  prirat- 
ökonomischen,  sowie  die  finanzwissenschafilichen  und  volkswirthschafts-,  socialpolitischcu 
Gesichtspunctc  bei  der  Erörterung  doch  niemals  vollständig  trennen.  Auch  fehlt 
es  in  der  neueren  Literatur  an  privatökonomischen  Schriften  auf  dem  jetzigen  Stand- 
puuete  der  Wissenschaft,  auf  welche  mau  verweisen  könnte.  Später,  wenn  di< 
Ausarbeitung  dieses  Lehrbuchs  der  Politischen  Ökonomie  bis  zu  der  speciellen  und 
praktischen  Volkswirtschaftslehre  vorgeschritten  sein  wird,  beabsichtige  ich  thcilweiw 
eine  Herübernahme  einiger  Materien,  welche  jetzt  in  der  Finanzwissenschaft  einen 
etwas  zu  grossen  Kaum  einnehmen,  z.  B.  der  Eisen  bah nlehrc  in  die  Binde  4  u.  bes.  3. 
U  Stein  übersieht  in  seiner  flüchtigen  Weise  bei  seiner  mehrfachen  Polemik  gegen 
meine  Behandlung  der  privatwirthschaftlichen  Zweige  in  der  3.  und  4.  Ausgabe  seiner 
Finanzwissenschaft,  dass  ich  hierin  absichtlich  Kau  noch  folgte  und  die  Auf- 
nahme der  Eisenbahnlehre  in  die  Finanzwissenschaft  nur  eine  Gobbouuoii 
dieser  Kau'schen  Behandlungsweise  war.  Die  Bedenken  hiergegen  vom  Staml 
punete  strenger  Systematik  habe  ich  schon  damals  selbst  ausgesprochen, 
s.  Vorwort  zu  meiner  Bearbeitung  der  6.  Aufl.  d.  I.  B.  d.  Kau  scheu  Finanzwissen- 
schaft, S.  IX.  Diese  Bedenken  treffen  meine  Behandlung  aber  uicht  mehr,  als  die 
jenige  Kau 's  und  vieler  anderer  Finanzschriftsteller. 

Die  Regierung,  vollends  die  der  parlamentarischen  Finanz- 
controle  des  Verla ssungsstaats  unterstehende,  ist  als  leitendes  und 
verwaltendes  Organ  der  Finanzwirthschaft  der  Natur  der  Sache 
nach  eine  complexe  Grösse.  Sie  selbst,  als  einheitliches 
Ganzes,  daher  auch  ihr  Wille  muss  erst  künstlich  gebildet 
werden.  Dieser  Wille  kommt  nur  durch  einen  Organismus  von 
Behörden  und  einzelnen  Personen  zur  Ausführung.  Die  Finanz- 
wirthschaft ähnelt  daher  allen  solchen  Einzelwirthscbaften,  deren 
leitendes  und  verwaltendes  Rechts-  und  Wirthschaftssubject  auch 
eine  juristische  Person  ist,  demnach  anderen  Gemcinwirih 
schatten  und  solchen  Privatwirtschaften,  welche  in  Form  von 
Vereinen ,  Erwerbsgesellschaften ,  besonders  Actieugesellschaften, 
betrieben  werden. 
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Namentlich  diu  Aehnlichkeit  zwischen  dein  finait/ wirtschaftlichen 
Betrieb  des  Staats  (der  Gemeinde  u.  3.  w.)  und  dem  Ac  ticngesellschafts- 
B-.' trieb  ist  von  weitreichender  Bedeutung  in  der  Frage  von  der  Abgrenzung 
■1<*  durch  den  Staat  (und  die  sonstigen  öffentlichen  Körper)  vertretenen  gemein- 
»lrtbsohaftlichen  und  des  durch  die  Actiengcsellschaft  vertretenen  privatwirthsehaft- 
ü<  hen  Systems,  indem  in  vielen  Fragen,  z.  B.  in  der  Frage  „Staats-  oder  Privatbahn?*4, 
..öffentliches  oder  privates  Versicherungs-,  Bankwesen  ? ,k,  die  üblichen  Grunde  für  das 
letztgenannte  System  und  gegen  Staatsbetrieb  schon  deswegen  nicht  schwer  wiegen, 
w-il  die  hier  allein  in  Betracht  kommende  Privatwirtschaft ,  die  Actiengcsellschaft, 
\u  denselben  Mängeln  wie  die  Wirthschaft  des  Staates  leidet.  Selbst  grosse  Indi- 
ndualwirthschaften ,  z.  B.  eines  grossen  Grundbesitzers,  Berg-  und  Hüttenwerk-, 
Fabrikbesitzers ,  haben  wegen  der  Verwickeltheit  der  Verwaltung  noch  einige  Aehn- 
lichkeit mit  der  Finanzwirthschaft,  was  bei  der  Frage  nach  der  finanziellen  Zweck- 
mäßigkeit des  Staats-Grundcigenthuins,  Bergwerks-,  Hüttenbetriebs,  zu  beachten  ist. 
In  allen  diesen  Fällen  handelt  es  sich  zwischen  der  Finanzwirthschaft  und  anderen 
Prodactions-)  Wirthschaften  nicht  um  speeifischo  (qualitative),  sondern  nur 
'im  gradweise  (quantitative)  Unterschiede.  Nur  bei  dem  Vergleich  zwischen 
ilrr  Finanzwirthschaft  und  der  gewöhnlichen  Individual- (Productions-)  Wirth- 
vhaft  (der  eigentlichen  Einzelfirnia ,  allenfalls  auch  der  offenen  Handelsgesellschaft 
und  Commanditgesellschaft)  verhält  sich  dies  anders:  nur  hier,  nicht  allgemein, 
kann  man  wenigstens  häufig,  z.  B.  beim  Betrieb  des  Ackerbaues,  der  Fabrikation,  des 
Handels  uuter  Mitwirkung  des  im  folgenden  §.  besprochenen  Umstands  von  einem 
.natürlichen"  ökonomisch  -  technischen  Vorzug  der  privaten  Einzelwirtschaft  vor 
fa  Finanzwirthschaft  sprechen,  ein  Satz,  welcher  iu  praktischen  volkswirtschaftlichen 
und  finanziellen  Fragen  im  Uebrigen  viel  zu  sehr  verallgemeinert  und  daher  iniss- 
Iniuchlich,  unter  falschem  Hinweis  auf  die  „Erfahrung",  angewendet  worden  ist. 
Es  ist  gut,  dies  schon  hier  zu  betonen.  Die  weitere  Ausführung  folgt  in  der  Lehre 
vom  Privaterwerb.  Einzelne  wichtige  Fragen,  z.  B.  die  Eisenbahnfrage,  sind  durch 
die  falsche  Stellung  des  Gegensatzes  oft  von  vornherein  schief  aufgefasst  worden. 
Der  hervorgehobene  Irrthum  hängt  übrigens  eng  mit  der  einseitigen  Keaction  des 
Sniithianismus  und  seiner  Theorie  der  freien  Concurreuz  gegen  Staatsth&tigkeit  uud 
uut  der  gleich  einseitigen  optimistischen  Beurteilung  der  Thätigkcit  der  vom  Selbst- 
intcressc  geleiteten  Privatwirtschaften  zusamtneu.  Vgl.  Wagner,  G.  §.  12'.',  134  ff.  u. 
Vorbemerk,  zu  Abt  I.  d.  G.,  Kap.  3,  S.  196  ff.,  Kap.  4,  S.  2SSff.  u.  Abt.  II.,  S.  34311. 
[  oU-t  den  Finanzschriftstellern  begegnet  die  einseitige  Parteinahme  gegen  die  privat- 
«lrthschaftlichen  Gebiete  des  Finanzwesens  aus  dem  Grunde  einer  ohne  Weiteres  an- 
genommenen, vermeintlichen  prinzipiellen  Inferiorität  des  Staates  bei  A.  Smith  selbst, 
f>totrdings  noch  am  Meisten  bei  Pfeiffer,  Staatseinnahmen,  früher  auch  bei 
Max  Wirth.  Mit  Kocht  ganz  anders  Schmoller,  Epochen  d.  preuss.  Fiu.polit., 
Jahrb.  d.  Ü.  Keichs,  1%77,  S.  104  ff.  u.  v.  Scheel,  Schönberg's  Handb.  IL  40. 

II.  —  §.  8.  Wie  im  Staate  überhaupt,  so  besteht  auch  in  der 
Finanzwirthschaft  das  Arbeiterpersonal  aus  einem  zahlreichen 
und  complicirten  Apparate  in  der  Regel  nicht  selbst  direct 
ökonomisch  am  Ausfall  der  Arbeit  oder  an  der  Menge  und  Güte 
des  Arbeiteproducts  interessirter  „Arbeiter",  der  Beamten.  Auch 
in  dieser  Beziehung  giebt  es  zwischen  der  Finanzwirthschaft  und 
verschiedenen  Arten  anderer  Einzelwirtbschaften  Aehnlichkciten 
nnd  Verschiedenheiten,  welche  von  der  Finanzwissenschaft  und 
Finanzpraxis  zu  beachten  sind. 

Die  Finanzwirthschaft  leidet  unvermeidlich  gegenüber  dem 
•Selbstbetrieb  des  Privaten  an  den  Naclitheilen  aller  Wirthschaften, 
welche  mit  einem  solchen  Beamtenapparat  arbeiten  müssen.  Sie 
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steht  daher  wiederum  anderen  Gemeinwirthschaften  und  unter  den 
Erwerbsgesellschaften  besonders  der  Actiengesellschaft  in  dieser 
Beziehung  ziemlich  gleich.  „Die  Trennung  mehrerer  Zweige  des 
Finanzdienstes  wird  nothwendig,  wodurch  die  oberste  Leitung  be- 
trächtlich erschwert  wird.  Der  Vorstand  des  ganzen  Finanzwesens 
kann  nur  durch  verschiedene  Mittelglieder  die  Ausführung  der  Be- 
schlüsse bewirken,  die  Geschäftsführung  der  unteren  Beamten  nicht 
an  Ort  und  Stelle  beobachten,  sondern  dieselbe  fast  nur  aus  schrift- 
lichen Berichten  kennen  lernen  und  vermittelst  schriftlicher  Be 
fehle  leiten.  Die  hieraus  hervorgehende  Umständlichkeit  und 
Schwerfälligkeit  im  Staatshaushalte  hat  die  Folge,  dass  hier 
Manches  nach  anderen  Regeln  eingerichtet  werden  muss,  als  in 
der  Privatwirtschaft"  (Rau,  Fin.  I,  §.  8).  Es  ergiebtsich  daraus  aber 
auch  vielfach  fast  mit  Nothwendigkeit  eine  geringere  Wirth 
schaftlichkeit  des  Betriebs  und  namentlich  in  der  Gegenwart 
in  den  gewöhnlichen  Erwerbsgeschäften  (der  Landwirtschaft. 
Fabrikation,  des  Handels)  eine  natürliche  ökonomisch-tech- 
nische Ueberlegenheit  des  einfachen  Privatgeschäfts- 
betriebs gegenüber  dem  Staats-  (Communal-  u.  s.  w.)  Betrieb  mit 
nicht  selbst  interessirten  und  noch  durch  gleichwohl  unvermeidliche 
Controlen  gebundenen  Beamten.  Dies  gilt  um  so  mehr,  je  weniger 
nach  der  Natur  des  Geschäfts  eine  eigene  Betheiligung  der  Be- 
diensteten am  Geschäftserfolg  wegen  des  im  folgenden  §.  9  an- 
gegebenen Grundes  Uberhaupt  eingerichtet  werden  kann  oder 
wegen  der  Würde  des  Dienstverhältnisses  werden  darf,  also  bei 
der  grossen  Mehrzahl  der  eigentlichen  Staatsthätigkeiten. 

Abschaffung  des  eigenen  Sporte) bezugs  der  Richter  Im  Dienstinteresse ;  vou 
immerhin  nicht  unbestreitbarem  Werthe  ist  der  Schulgeld-  und  Honorarbezug  der 
Lehrer  (auch  an  den  Universitäten).  -  Selbst  hei  Geschäften  der  materiell  wirthschaftlicheu 
Sphäre  hat  man.  im  Gegensatz  zu  der  Privatwirthschaft,  die  an  sich  mögliche  Be- 
theiligung der  Beamten  am  Gewinn  des  Unternehmens  grundsätzlich  im  Dienstin  tercs:* 
ausgeschlossen,  z.  B  bei  der  Prouss.  Bank,  der  jetzigen  Reicbsbank,  hiusichtlich  uYs 
leitenden  und  verwaltenden  Beamtenpersonals,  das  gar  keine  Bankactien  besitzen  darf 

Man  hat  hieraus  in  der  entwickelten  Volkswirtschaft  wohl  die  Regel  abgetötet 
dass  die  „Staatsindustrie"  besser  vermieden  wird,  soweit  die  technische  Seite 
und  das  Moment  der  privatwi  rthse haftlichen  Rentabilität  entscheidet 
Mit  letzterem  Satze  wird  dann  zugleich  die  oft  vergessene  Schranke  dieser  Re*<d 
gezogen:  in  vielen  Fällen,  z.  B.  in  der  Forst wirthschaft,  beim  Eisenbahnwesen, 
entscheidet  diese  Seite  und  dies  Moment  nicht  allein.  Ferner  gilt  die 
Regel  auch  in  den  wichtigen  Fällen  nicht,  wo  aus  sachlichen  (technischen  u.  s.  w.> 
Gründen  auch  der  sonstige  cinzelwirthschaftlichc  Betrieb  ähnlich  wie  der  Staats- 
betrieb eingerichtet  werden  und  namentlich  in  gleicher  Weise  mit  einem  complicirtM 
Beamtenapparatc  arbeitcu  mUsste:  z.  B.  bei  den  grossen  Verkehrs-,  Bank-,  Versichcruur- 
anstalteu.  Der  Staat  steht  daher  auch  aus  diesem  Grunde  bei  dem  Industriebetnet' 
ebensowenig  wie  aus  dem  im  vorigen  §.  7  angegebenen  Grunde  principiell  gegen  die 
Actiengesellschaften  zurück,  was  wiederum  z.  B.  für  die  Eisen bahnfragc,  da> 
Versicherungswesen  zu  beachten  ist.    Aehnliches  gilt  von  der  Gemeinde. 
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Dem  Staate  kommt  ferner  auch  in  der  Finanzwirthschaft  im 
Vergleich  mit  denjenigen  anderen  Einzelwirtschaften,  besonders 
den  Privatwirtschaften,  welche  gleichfalls  mit  einem  solchen 
Beamtenapparate  ihre  Geschäfte  besorgen  müssen,  zweierlei  zu 
Gate,  —  ein  selbst  in  ökonomischer  und  speciell  in  finanzieller 
Hinsicht  wichtiger  Punkt:  —  er  braucht  seine  Beamten  nicht  bloss 
iu  Geld  zu  bezahlen  und  kann  sie  anders  stellen  als  jede 
andere,  vollends  jede  Privatwirtschaft.  Ersteres,  indem  er  äussere 
Khren vortheile  vergiebt  (Rang,  Titel,  Stellung,  Orden  u.  s.  w.). 
Letzteres,  indem  er,  wenigstens  bis  jetzt  fast  allein,  (ähnlich,  aber 
hiebt  wohl  in  gleichem  Maasse  nur  in  der  Verwaltung  grosser 
Selbstverwaltungskörper)  der  Staatsdienerscbaft  als  Arbeitergattung 
m  der  Organisation  des  Staatsdienstes  eine  gesichertere 
und  darin  dem  einzelnen  tüchtigen  Beamten  durch  die  Aussicht 
auf  Vorrücken  (Avancementsystem)  eine  allmälig  besser 
bezahlte,  höhere  und  wichtigere  Stellung  bietet.  Der  Staat 
verfügt  Dank  diesem  System  doch  häufig  Uber  ein  besonders 
fiiehtiges  und  bei  gleicher  Lohnzahlung  über  ein  tüchtigeres  Arbeits- 
personal als  jede  andere  Wirtschaft. 

Vgl.  unten  über  den  Staatsdienst  u.  das  ßesoldangswescn.  Interessante  Vergleiche 
tvfaekefl  der  Anziehungskraft  des  Staates  und  der  Privatwirthsehaften  (Actiengcsellschaft) 
als  Arbeitgeber  Hessen  sich  in  Deutschland  in  der  wichtigen  Wirthschaftsperiode 
*  it  bTl  anstellen  und  fielen  schliesslich  doch  zu  Gunsten  des  Staats  aus. 

III.  —  §.  9.  Die  Finanz wirthschaft  beschafft  Sachgüter 
(Geld),  mit  welchen  der  Staat  zur  Erfüllung  seiner  ihm  als 
Zwangsgemeinwirthschaft  obliegenden  Aufgaben  vornemlich 
immaterielle  Güter  („öffentliche  Einrichtungen",  Dienstleistungen) 
herstellt.  Fasst  man  den  Staat  und  die  Finanzwirthschaft  als  Ein 
Wirthschafteganzes  auf,  so  erfolgt  also  hauptsächlich  ein  Um- 
>etzungsprocess  von  materiellen  in  immaterielle  Güter. 

Vgl.  u.  A.  Laspeyres,  Staatswörter l>.  X,  72  IT..  80  ff. 

Wegen  der  Unentbehrlichkeit  der  letzteren  für  das  ganze  volks- 
wirtschaftliche Leben  und  für  alle  privatwirthschaftlichen  Thätig- 
keiten  der  Einzelnen  müssen  diese  Staatsleistungen  und  muss  der 
*taat  und  daher  auch  die  Finanzwirthschaft  —  und  zwar  letztere 
gerade  in  ihrer  Verbrauchs  wirtschaftlichen  Abtheilung  —  selbst 
ftir  eminent  produetiv  im  volkswirtschaftlichen  Sinne  gelten. 
Aber  schwierig  ist  sogar  die  technische  und  vollends  die  ökono- 
mische Productivität  der  einzelnen  Staatsthätigkeit  zu  beurtheilen. 
[0.  §.  116%  151,  158,  161  ff.)    Denn  in  der  grossen  Mehrzahl  der 
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Fälle  sind  schon  nach  der  Natur  der  staatlichen  Gemeinwirthscbatt, 
z.  B.  bei  den  Leistungen  auf  dem  Hauptgebiete  der  Staatsthätigkeit, 
dem  der  Rechtsordnung  und  des  Rechtsschutzes  .(Militärwesen!), 
die  einzelnen  Leistungen  des  Staates  speciell  unverkäuflich. 
Es  waltet  im  Staate  noch  mehr  als  in  jeder  anderen  Gemein- 
wirthschaft,  die  übrigen  Zwangsgemeinschaften,  auch  die  Gemeinde, 
eingeschlossen,  das  Princip  der  bloss  generellen  Entgeltlich- 
keit ob:  ein  gemeinwirthschaftlicher  Productionsprocess  findet  statt, 
dessen  Kosten  nicht  nach  dem  gewöhnlichen  privatwirthschaftlichen 
Princip  von  specieller  Leistung  und  Gegenleistung,  sondern  naeb 
einer  einseitig  vom  Staate  bestimmten  Weise  gedeckt  werden,  ohne 
separate  Verrechnung  mit  dem  Einzelnen  über  dessen  Empfänge 
von  Staatsvortheilen.  (G.  §.  116a).  Selbst  in  der  geringen  Zahl 
von  Fällen,  wo  der  Staat  (und  ähnlich  die  anderen  räumlichen 
Zwangsgemcinwirthschaftcn,  wie  besonders  die  Gemeinde)  sich  den 
einzelnen  Dienst  vom  Geniessenden  speciell  vergüten  lassen,  in  der 
sogen.  Gebühr  (F.  II.  &  277  ff.),  wird  die  Höhe  dieser  Gebühr 
nicht,  wie  bei  anderen  Preisen,  durch  die  Marktconcurrenz,  sondern 
einseitig  vom  Staate  festgestellt  und  regelmässig  nicht  bloss  nach 
dem  privatwirthschaftlichen  Gesichtspunkte  der  Kostendeckung. 

Die  Folge  hiervon  ist  dann,  dass  die  Finanzwirthschaft 
nicht  wie  die  Privatwirtschaft  von  selbst  im  bezahlten 
Absatz  ihrer  Leistungen  ihr  vorgeschossenes  Kapita! 
und  damit  die  Mittel  zur  Fortsetzung  ihrer  Production 
immer  von  Neuem  ersetzt  erhält,  sondern  zu  diesem  Zwecke 
einer  eigenen  Erwerbsart  der  Einkünfte,  der  Besteue ru ng, 
bedarf.  Daraus  ergiebt  sich  aber  auch,  dass  der  gewöhnliche 
Maas s stab  des  privatwirthschaftlichen  Systems  zur  Beurtheilung 
der  technischen,  der  privat-  und  schliesslich  der  volkswirthschafi 
liehen  Productivität,  nemlich  der  —  freilich  oft  trügerische  — 
Maassstab  dauernder  lohnender  Rentabilität,  in  der  Finanz 
wirthschaft  fehlt,  mit  ihm  aber  auch  diese  wirksame  Controlc 
für  die  Production  Uberhaupt  und  für  die  Durchführung  des  Princips 
der  Wirthschaftlichkeit. 

Auch  daraus  entwickelt  sich  wieder  die  Notwendigkeit  der  Forderang  einer 
u nabhiin jrigen  Finanzcontrole  durch  Volk s?ertretun gen .  um  einen  Ersatz  jene? 
fehlenden  Maassstabes  der  Productivität  zu  erlangen.    G.  §.  IftO,  lt>3. 

IV.  —  §.  10.  Der  Staat  ist  auf  unbegrenzte  Dauer  be 
rechnet.  Geht  auch  der  einzelne  geschichtliche  Staat  unter,  er  findet 
in  dem  Nachfolger  seinen  Ersatz.  Der  Staat  kann  daher  Geschäfte 
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eingehen,  welche  anderen  Einzelwirtschaften  in  der  Regel  schon 
wegen  ihrer  beschränkten  Lebensdauer  versagt  sind.  Ein  Punct, 
der  u.  A.  für  das  Staatsschuldenwesen  von  Bedeutung  ist:  der 
Staat  allein  kann  und  darf  eigentlich  immerwährende  (sogen, 
ewige)  Kenten  versprechen. 

Das  Gesagte  gilt  nicht  allein  selbstverständlich  von  den  gewöhnlichen  Wirth- 
•  haften,  deren  Rechtssubject  ein  einzelner  Mensch  ist,  sondern  auch  von  Vereinen, 
KrverlttgeseHächaftcii  u.  s.  w.  Mit  gutem  Grunde  haben  selbst  Gesetzgebungen  für 
«iie  AcücugesolLsc haften  mitunter  eine  Maximaldauer  festgesetzt,  welche  cest  beim 
Ablauf  dieser  Zeit  verlängert  werden  kann.  Auch  die  übrigen  Zwangsgeineinwirth- 
v  haften,  selbst  die  Gemeinden ,  stehen  dein  Staate  hier  nicht  gleich.  Sind  sie  auch 
nach  geschichtlichen  Ki fahmngen  oft  langlebiger  als  der  historische  Staat,  dem  sie 
aufhören,  mj  wechselt  ihr«;  „Sulwtanz"  (.ihre  Bevölkerung,  Wohlstand  u.  s.  w.)  noch 
rid  mehr,  was  für  Kragen  wie  die  der  ewigen  Kentensehuld  in  Betracht  kommt.  Das 
Rom  der  Kaiserzeit  von  1'  2— 2  Millionen  Bewohnern  war  zur  Zeit  der  Pabstrcsidenz 
Ol  Avignun  eine  Landstadt  von  weniger  als  17,00t)  Einwohnern  geworden.  Ob  Italien 
in  diesem  Maassc  „niedergegangen"  war.  i>t  doch  zu  bezweifeln. 

V.  §.11.  Der  letzte  und  wesentlichste  Unterschied  zwischen 
der  staatlichen  Finanzwirthscbaft  und  anderen  Wirtbschaften  liegt 
endlich  in  der  Bestimmung  des  Staats  für  das  Volksleben  und 
in  der  souveränen  Stellung  desselben  im  und  über  dem  Wirt- 
schaftsleben. 

Inhalt  und  Umfang  der  Staatsthätigkeiten  müssen  sieb 
nach  den  richtig  erkannten,  dem  Interesse  des  Volks  gemäss 
•»estimmten  Staatszwecken  richten.  In  dieser  Beziehung  steht 
aber  der  Staat  und  demgemäss  die  Finanzwirthschaft  ausserhalb 
der  freien  Verkchrsconcurrcnz.  Er  vermag  vielmehr  kraft 
seiner  Souveränetät  seine  Aufgaben,  die  Art  der  Erfüllung  der- 
selben und  mithin  die  Menge  und  Beschaffenheit  von  Leistungen, 
die  er  der  Bevölkerung  bietet,  freithätig  zu  bestimmen,  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Begehrtheit  dieser  Leistungen  Seitens  des  Volks. 
fO.  §.  162).  Die  Durchführung  dieser  Aufgaben  wird  dem  Staate 
aber  kraft  seiner  Finanzhoheit  oder  Finanzgewalt1),  d.  h. 
der  Souveränetät  speciell  auf  dem  Gebiete  des  Erwerbs  von  Ein- 
künften möglich.  Denn  er  kann  sich  so  die  letzteren  im  erforder- 
lichen Umfange  durch  den  Zwangserwerb  (s.  o.  §.  3,  4)  be- 
schaffen, ohne  eine  specielle  Gegenleistung  zu  gewähren.  Dieser 
Zwangserwerb,  insbesondere  mittelst  allgemeiner  Steuern,  ist 
die  dem  Staate  als  höchster  Form  der  Zwangsgemein wirthschaft 
znstehende  eigentlich  organische  Erwerbsart  in  unseren 

x)  Der  von  L.  Stein  Finanzw.,  3.  Aufl.  S.  70,  1B2  perhorrescirte  Ausdruck 
..  Hnanihoheit "  lässt  hieb  recht  wohl  noch  aufrecht  erhalten.  Die  Identilicirung  der 
»ob  L.  Stein  sog.  Staatswirthschaftsgfwalt  mit  der  Finanzgewalt  (eb.  S.  77  H.)  ist 
freilich  falsch,  aber  aucli  nicht  so  „gewöhnlich",  wie  er  behauptet. 
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wesentlich  privatwirtbschaftlich  organisirten,  demnach  das  Gaoze 
des  Volkseinkommens  und  Vermögens  rechtlich  in  die  Einzelein 
kommen  und  Vermögen  zersplitternden  Volkswirtschaften. 

Dadurch  wird  es  dem  Staate  möglich .  dauernd  auch  nicht  begehrte  oder  zu 
kostspielige  Leistungen  herzustellen,  für  welche  die  Priratwirthschaft  im  freien  Ver- 
kehr keinen  Absatz  oder  keinen  vollen  Ersatz  der  Productionskosten  erlangen  wurdr. 
In  dieser  Gewalt  liegt  eine  offenbare,  durch  die  (leschiehte  reichlich  belegte  Gefrhr 
des  Missbraurhs,  d.  h.  einer  Anwendung  der  Souvcrftnetät  des  Staats  und  speciell  der 
Finauzgewalt  gegen  das  wahre  Interesse  des  Staats  und  seiner  Bevölkerung.  Daher 
weist  auch  die  Finanzwissenschaft  von  ihrem  Standpuncte  darauf  hin,  dass  die 
liegierung  in  der  Ausübung  der  Finanzgewalt  einer  Controle  bedarf.  Eine  soIMk 
liegt  in  einem  der  Regierung  unabhängig  gegenüberstehenden  Organ,  dass  die  Interesse 
der  Bevölkerung  auch  in  den  Finanzsachen  zu  vertreten  hat,  daher  in  einer  je  na  h 
der  politischen  Verfassungsform  der  Staaten  verschieden  organisirten  Volksvertretung 
(Stande.  Parlament  u.  s.  w.,  Steuerbewilligungsrecht  derselben). 


3,  Abschnitt. 
Die  Finanzwissenscliaft. 

Für  die  Fragen  der  Systematik  vgl.  Kau,  Volkswirthschaftsl.  H  Aufl  §.  8,  12  1. 
bes.  17,  21  ff.  Wagner,  (i.  1.  A.  Vorrede  S.  10  II.  (ieffeken  in  S(  hönberg's  Handb 
II.  Abb.  1.  Stein  Finanzwiss.  4.  A.  I,  1 — 89  passiui.  Cossa,  finanz.  cap.  1.2. 
Le roy-B eaulieu  fin.  I,  1  ff.  In  der  Bestimmung  der  A ufgaben  der  Finanzw.  hal» 
ich  im  Folgenden  meine  frühere  Auffassung  wesentlich  ergänzt  (2  A.  §.  12  ff.). 

§.  12.  Die  Finanz  Wissenschaft  ist  materiell  oder  nach  ihrem 
Inhalte  ein  Theil  der  Politischen  Oekonomic,  formell  ein 
Theil  der  Staatswissenschaften. 

L  Die  Finanzwissenschaft  hat  zwei  wesentlich  verschie 
dene  Aufgaben.  Sie  soll  nemlich  einmal  zeigen,  wie  that 
süc blich  nach  der  geschichtlichen  Erfahrung  die  saeb 
liehen  Hilfsmittel  (bez.  Geld)  für  den  Staat  und  die  anderen 
öffentlichen  Körper  beschafft  und  verwendet  worden  sind 
und  noch  werden.  Das  ist  ihre  vorwiegend  theoretische 
Aufgabe,  in  Bezug  auf  welche  sie  vornemlich  eine  Beobachtungs- 
wissenschaft ist,  welche  aus  der  Geschichte  und  Statistik  ihr 
Material  entnimmt  und  die  Causalzusammenhänge  in  der 
Entwicklung  und  Gestaltung  der  Finanzwirthschaft,  besonders  der 
einnähme r  wirtschaftlichen  Seite  derselben  (Domanial-,  Regal  , 
Steuer wirthschaft,  Arten  und  Formen  der  Besteuerung,  öffentliche 
Creditwirthschaft  u.  8.  w.)  aufzudecken,  die  bezüglichen  Abhängig 
keitsverhältnisse  von  den  socialen,  politischen  und  namentlich  deo 
wirtschaftlichen  Factoren  des  gesellschaftlichen  Zusammenlebens 
und  die  danach  sich  ergebenden  finanzwirthschaftlichen  Entwicklung* 
gesetze  festzustellen  sucht.    Die  zweite  Aufgabe  besteht  in  der 
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wissenschaftlichen  Losung  der  practischen  Finanz- 
prob leine,  soweit  dafür  nicht  die  concreten  Verhältnisse  der 
einzelnen  Finauzwirthschaft,  sondern  allgemeine,  aus  der  Er- 
fahrung gewonnene  oder  bestätigte  oder  auch  deductiv  abgeleitete 
Grundsätze  eine  Richtschnur  geben  können.  Die  Lösung  der 
ersten  Aufgabe  bereitet  hier  diejenige  der  zweiten  theilweise  mit 
vor  (s.  jedoch  §.  18).  Die  Erörterungen  über  das  bestehende 
Fiuanzrecht  und  seine  geschichtliche  Entwicklung  (de  lege  lata) 
werdeu  hier  zu  solchen  über  die  passende  Fortbildung  und  Ge- 
staltung des  Finanzrechte  (de  lege  ferenda).  Grade  dabei  muss 
wieder  der  Staat  in  seiner  Function  als  höchste  Form  der  Zwangs- 
gemeinwirthschalt  oder  als  Gesammtwirthschaft  des  staatlich  orgaui- 
sirten  Volks  aufgefasst  werden.  Die  Finanzwissenschaft  gehört 
insofern  mit  zur  Gemeinwirthschafts-,  speciell  zur  Zwangsgemein- 
wirthscbaftslehre  und  setzt  in  allen  ihren  Untersuchungen  die 
Bekanntschaft  mit  diesem  wichtigen  Theile  der  Politischen  Uekono- 
mie  voraus.  (G.  Abth.  1,  Kap.  3  u.  4). 

E*  gilt  dies  vor  Allein  von  der  Lehre  vom  Finanzbedarf  oder  von  der 
Staatsausgabe.  Dieser  Bedarf  ist  Wirkung  und  Maass  der  herrschenden 
Auffassung  der  Staatszwecke,  des  geltenden  Bereichs  der  Staatsthiitigk.it  und  des 
bestehenden  Vcrwaltungssysteins,  d.h.  des  Organismus  von  Einrichtungen  und  Arbeits- 
kräften, mit  Hilfe  dereti  die  Staatsthätigkeit  durchgeführt  wird.  Die  Aufgaben  de* 
Staats  als  höchster  Form  der  Zwangsgemeinwirthschaften,  die  organische  Verbindung 
aller  letzteren  unter  einander,  daher  namentlich  des  Staats  mit  der  Gemeinde  und 
den  übrigen  Selbstverwaltungskörperu  (räumlichen  Zwangsgeuieinwirthschaftem, 
(ü.  §.  141,  155).  ferner  ihrer  aller  mit  den  freien  (ierneinwirthschaften  (Vereins- 
wesen u.  s.  w.)  (G.  §.  151  II.)  zum  geineinwirthschaftlichen  System,  die  richtige 
i'ombinatiou  des  letzteren  mit  dem  privatwirthschaftlichen  und  caritativen  System  zu 
dem  grossen  Organismus  der  Volkswirtschaft  (Ii.  §.  116  —  120 1  —  alle  diese  Momente 
bestimmen  den  jeweiligen  Bereich  der  Staatsthätigkeit  und  damit  den 
Finanzbedarf.  Die  Finanzwisscnschaft  muss  dieses  Zusammenhangs  der  ausgabe- 
wnrthschaftlichen  Abtheilung  der  Finauzwirthschaft  mit  der  ganzen  Organisation  der 
Volkswirtschaft  stets  eingedenk  seiu  und  hat  in  di  eser  Beziehung  als  ein  materieller 
Theil  der  Politischen  Oekonomie  zu  gelten.  Denn  die  Finauzwirthschaft  des  Staats 
tungirt  hier  als  ein  hochwichtiges  Glied  in  der  Kette  von  Einzelwirtschaften,  welche 
die  Volks wirthschaft  bilden,  (G.  §.  49  -  5(>),  diese  anderen  Einzelwirtschaften  beein- 
flussend und  von  ihnen  becinflusst,  ihnen  s-tets  zugleich  indirect  Güter  gebend  — 
uemlich  die  Staatsleistungen,  für  deren  Herstellung  sie  die  sachlichen  Mittel  beschallt  — 
und  direct  Guter  nebmeud,  durch  die  Besteuerung  u.  s.  w. 

§.  13.  Aus  dieser  Auffassung  der  Finauzwissenschaft  ergeben 
sich  für  die  Behandlung  der  letzteren  zwei  wichtige  Fol- 
gerungen und  Forderungen. 

1.  Mehr  und  mehr  muss  die  Finanzwissenschaft,  welche  in 
ihrer  bisherigen  Gestalt  fast  noch  ausschliesslich  die  Lehre  von 
der  Finanzwirthschaft  des  Staats  ist,  sieh  zur  Lehre  von  der 
Finanz  w i  rth schaft  aller,  einen  grossen  Organismus 
bildenden  Zwangsgemeinwirthschaften  im  Staate  cr- 

A   Wagner.  r.n.i..iui  .  ii-  li.ifi     I    :<.  Amt.  2 
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weitern  oder  m.  a.  W.  zu  der  Lehre  vom  Staatshaushalte  in 
Verbindung  mit  der  Lehre  vom  Haushalte  der  grossen  räum- 
lichen Selbst  Verwaltungskörper,  mithin  vor  Allem  vom 
Gemeinde-,  Kreis-  und  Provinzialhaushalte.  Denn  der 
Staat,  zumal  unser  heutiger  geschichtlicher  Staat,  der  moderne 
europäische  Rechts-  und  Culturstaat,  ist  zwar  der  vornehmste 
Repräsentant,  die  höchste  Form  der  Zwangsgemeinwiith 
schaften,  von  welcher  alle  anderen  Arten  derselben  in  letzter  Linie 
ihre  Zwangsbefugnisse  ableiten,  aber  er  ist  doch  immer  nur  eine 
dieser  Formen,  er  hat  in  Gemeinschaft  mit  den  übrigen  die 
Aufgabe  zu  erfüllen,  die  notwendigen  „Gemeingüter"  (G.§.  139 ff. 
des  gemeinwirthschaftlichen  Systems  der  Production  und  Bedürfnis« 
befriedigung  in  der  Volkswirtschaft  herzustellen  und  dement 
sprechend  statt  des  privatwirthschaftlichen  Systems  einzutreten.  Die 
aus  der  Function  des  Staats  entspringende  Aufgabe  der  staatlichen 
Finanzwirthschaft  lässt  sich  deshalb  wissenschaftlich  nicht  voll- 
ständig getrennt  erörtern  von  der  verwandten  Aufgabe  der  Ge 
raeinde,  des  Kreises,  der  Provinz,  so  wenig  als  diese  Aufgaben  in 
der  Praxis  zu  trennen  sind. 

Schon  die.  bisherige  Finanzwissenschaft  hat  daher  mit  Kocht  auf  das  Finanz- 
wesen dieser  Selbstvcrwaltungskftrper  Bezug  genommen.  Doch  genügt  dies  noch  nicht 
Namentlich  drängt  die  in  der  Praxis  unserer  Culturstaaten,  zumal  Deutschlands ,  vor 
sich  golicnde  grossartige  Organisation  der  Selbst-  neben  der  Staats- 
verwaltung auf  eine  förmliche  Erweiterung  der  bisherigen  Finanzwisseuschaft  hin. 
wie  es  schon  langer  die  englische  politische  und  Verwaltungspraxis  hatte  thun 
sollen.  Wenn  unsere  Disciplin  auch  in  ihrer  neuesten  Literatur  —  dieses  Werk  noch 
mit  eingeschlossen  -  dieser  Forderung  gegenwärtig  noch  nicht  so  vollständig  Dach 
allen  Seiten  entspricht,  wie  es  prineipiell  zu  verlangen  wäre,  so  liegt  der  Grund  nicht 
in  einer  Bestreitung  der  Nichtigkeit  jenes  Ziels  oder  in  fehlender  Erkcnntniss  desselben, 
sondern  in  äusseren  Verhältnissen,  zum  Thcil  in  dem  Mangel  an  genUgcndeu  Vor- 
arbeiten Uber  das  Finanzwesen  der  Selbstverwaltungskörper ,  speciell  der  Gemeinden. 
Eine  grössere  Berücksichtigung  dieses  Finanzwesens,  als  die  bisherige,  wird  aber 
immer  mehr  zu  erstreben  sein. 

S.  die  frühere  Behandlung  bei  Kau,  Finanzwiss.  5.  Ausg.  §.  53 — 55,  in  der 
von  mir  bearbeiteten  (>.  Ausg.  Jj.  3sa— BS  f.  —  Die  künftige  Finanzwissenschaft  wird 
somit  einen  weiteren  Kähmen,  als  die  gegenwärtige  und  vollends  als  die  frühere  um- 
fassen müssen.  Vorgearbeitet  wird  ihr  seitens  der  Politischen  Ockonomu 
durch  die  Lehre  vom  gemeinwirthschaftlichen  System,  hinsichtlieh  dessen 
liier  auf  Schaffte  und  auf  meine  ..Grundlegung"  verwiesen  wird,  eine  Hauptscit. 
der  Frage,  welche  bei  L.  Stein  noch  zu  sehr  fehlt;  sodann  seitens  der  neueren 
Staatswissenschaft,  besonders  der  Inneren  Verwaltungslchrc  durch  die 
Lehre  von  der  Selbstverwaltung  in  ihrer  organischen  Verbindung  mit  der  Staats- 
verwaltung, bezüglich  deren  auf  Gn  eist 's  bekannte  Werke  über  die  englische  Selbst- 
verwaltung u.  s.  w.  und  namentlich  auf  L.  Stein's  grosses  System  der  Vcrwaltungs- 
lehre  und  zum  Theil  auch  bereits  auf  dessen  Finanzwisseuschaft,  besonders  die  3.  u.  4. 
Aullage,  zu  verweisen  ist.  Stein  hat  im  letzteren  Werke  den  Selbstverwaltungskörpcrn 
ihre  Stelle  in  der  von  ihm  sogen.  Sfaatswirthschaft  is.  bes.  H.  Aufl.  S.  SO)  und  ihrem 
Finanzwesen  im  ..Organismus  der  Finanzverwaltung"  (eb.  S  120 — 150)  gegeben,  wo- 
mit aber  vorläufig  doch  mehr  die  formal«;  als  die  materielle  Seite  der  Aufgabe  gelö>t 
ist.    In  d.  4.  A.  werden  jetzt  in  B.  I  im  1.  Buche  (Staatshaushalt  und  Staatsreieh- 
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thum)  im  4.  Hauptstück  „der  Haushalt  der  Selbstverwaltung"  (S.  124— 12(J),  im 
1.  Buche  (Ausgaben  u.  s.  w.)  S.  159  ff.  das  Ausgabebudget  d.  Selbstvcrw.körper,  im 
3.  B.  S.  200  II.  die  Selbstvcrw.körper  als  Finanzorgane,  dann  in  der  Einnahmelehre 
ebenfalls  d.  Verhältnisse  der  Solbstvorw.körpcr  etwas  naher  betrachtet  (s.  bes.  da* 
Steuerwesen  ders.  I.  548  —  5681.  Viel  dürftiger  als  die  Behandlung  der  Staats- 
Fin  winhsch.  bleibt  das  freilich  alles  noch.  Auch  Leroy-Beaulieu  widmet  im 
!.  B.  ein  Kap.  deu  Localsteuern.  —  Die  Hauptaufgabe  besteht  darin,  auch  nach 
Gegenständen  die  Thätigkcitsgebietc  der  Selbstverwaltungskörper  unter  einander 
und  gegenüber  der  Sphäre  des  Staats  (bez.  des  Keichs)  principiell  und  erfahrungs- 
mässisr  festzustellen ,  daraus  die  Anforderungen  abzuleiten,  welche  die  betreffenden 
verschiedenen  Ausga  bewirtschaften  erfüllen  inü-sen.  und  dann  die  principiell  und 
erfahrungsraässig  richtigen  Deckungs  mittel  der  dazu  gehörigen  Einnahmewirth- 
>chaften,  daher  namentlich  die  Steuersysteme  der  verschiedenen  Haushalte  des 
Maats  und  der  Selbstverwaltungskörper  zu  bestimmen.  Um  letzteren  Ponet.  um  die 
Itesteueruiijr^frage ,  drehen  sich  auch  gegenwärtig  die  praktischen  Fiuanzptoblcme  auf 
diesem  Gebiete  vornemlich. 

§.  14.  —  2.  Die  zweite  Forderung,  welche  für  die  Behand- 
lung der  Finanzwissenschaft  zu  stellen  ist,  betrifft  die  stete  Beach- 
tung der  Beziehungen  zwischen  der  Finanzwirthschalt 
einer-  und  der  Volkswirtschaft  des  Privatwirtschaft- 
liehen  »Systems  anderseits.  Die  Finanzwirthschalt  liefert  die 
sachlichen  Mittel  zur  Herstellung  der  Leistungen  des  zwangsgemein- 
wirthschaftlichen  Systems.  Von  Art  und  Umfang  dieser  Leistungen 
hängt  nothwendig  stets  die  Abgrenzung  desjenigen  Gebiets  der 
Volkswirtschaft  ab,  welches  dem  privatwirthschaftlichen  System 
verbleibt.  Die  Finanzwirtbschaft  bezieht  aber  bei  der  geschichtlich 
gegebenen  heutigen  Ausdehnung  des  letztgenannten  Systems  in 
uuseren  Volkswirthschaften  jene  sachlichen  Mittel  grösstentlicils 
durch  den  ihr  eigentümlichen  Zwangserwerb,  die  Besteuerung, 
aas  dem  Einkommen  der  Privatwirtschaften.  Auf  dieser  Seite 
erscheinen  die  Staatsleistungen  u.  s.  w.  mithin  in  ihren  Kosten. 
Es  ist  nun  die  Aufgabe  der  Finanzwissenschaft,  die  Notwendig- 
keit eines  richtigen  Verhältnisses  zwischen  dem  Werth 
der  Staatsleistungen  fUr  das  Volksleben  und  ihren 
Kosten  für  die  Privatwirtschaften  stets  im  Auge  zu 
behalten. 

Die  Finanzwissenschaft  kann  so  wenig  wie  die  Finanzpraxis  einen  ein  für  allemal 
festen  absoluten  oder  relativen  Betrag  (im  Verhältniss  zum  Volkseinkommen)  angeben, 
»eichen  die  Kosten  der  Staatsleistungen  nicht  Uberschreiten  dürfen.  Denn  je  nach 
dem  Werth  der  Staatsleistungen,  nach  ihrer  Art  und  Gute  kann  und  darf  dieser  Netra? 
'ich  verändern.  Je  mehr  sich  die  Staats-  und  zwangsgemeinwirthschal'tliche  Sphäre 
bei  den  Völkern  der  modernen  Welt  ausdehnt,  „eine  desto  grössere  (juote  der  Aus- 
üben des  Familienbudgets  entfällt  nothwendig  auf  Steuern,  besonders  an  Gemeinde 
und  Staat,  auch  auf  Gebühren  an  sie"  (G.  §.  171).  Daraus  ist  keine  nothwendige 
ItberhiStung  der  Privatwirtschaften  abzuleiten,  sondern  es  ist  darin  nur  eine  Folge 
•ifler  veränderten  —  mehr  gemein-,  weniger  privatwirthschaftlichen  —  Organisation 
der  Volkswirtschaft  zu  erkennen.  Aber  die  Finanzwissenschaft  muss  doch  betonen, 
dass  hier  Alles  ankommt  auf  eine  richtige  Bestimmung  der  Leistungen  des  Staats, 
»<>  dass  die  letzteren  stets  wenigstens  im  Ganzen  für  die  Volkswirtschaft  den  Ersatz 
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für  die  Steuern  bilden  und  die  eigene  Leistungsfähigkeit  der  Privatwirtschaften  noch 
steigern.  Davon  hängt  die  Productivität  der  Verwendung  ab.  welche  der 
Staat  den  Steuern  giebt.  Wird  daher  die  Staatsthätigkcit  iu  unrichtiger  Weise 
ausgeübt  und  werden  die  Kosten  derselben  ohne  genügende  Berücksichtigung  der 
Rückwirkungen  der  Finanzmassregeln  auf  die  Volkswirtschaft  aufgebracht,  werden 
die  Lehrsätze  der  Volkswirtschaftslehre  dabei  nicht  gehörig  zu  Käthe  gezogen,  su 
inuss  die  Finanzwissenschaft  ihre  warnende  Stimme  erheben.  „Eine  drückende,  die 
Verarmung  einzelner  Volkselassen  oder  des  ganzon  Volkes  herbeiführende  Finanzver- 
waltung, sie  mag  sich  nun  harter  Gewaltstreiche  oder  listiger  Kunstgrille  (.,Plusmacherei") 
bedienen,  kann  nur  aus  kurzsichtigem  Dcpotismus  entspringen''  iUau,  Fin.  I.  §.  12). 

IL  —  §.  15.  Die  Finanzwissenschaft  gehört  zu  den  Staats- 
wissenschaften, weil  sie  vornciulich  die  Lehre  von  der  Finanz 
wirthschaft  des  Staats  ist.  Dabei  hat  sie  Bezug  zu  nehmen  auf 
die  etwaige  Stellung  des  Staats  in  Bundesstaats- Verhältnissen 
u.  s.  w.,  wodurch  eine  mehr  oder  weniger  eingreifende  Rückwirkung 
auf  das  Finanzwesen  des  Einzel-  oder  Gliederstaats  entsteht,  ferner 
auf  das  Verhältniss  des  Staats  zu  den  Selbstverwaltungs- 
körpern,  wobei  wieder  mancherlei  Beziehungen  zwischen  den 
Finanzen  dieser  Körper  und  den  Staatsfinanzen  eintreten.  Vielfach 
handelt  es  sich  in  modernen  Staaten  nur  um  eine  ihnen  vom  Staate 
„delegirte"  Thätigkeit  dieser  Körper,  zur  Ausführung  eigentlicher 
Staat 8 aufgaben  durch  sie,  wovon  auch  in  der  Finanzwissenschaft 
Act  zu  nehmen  ist.  Für  die  Finanzwissenschaft  als  Staatewissen- 
schaft kommeu  viele  Grundsätze  und  Lehren  der  Übrigen  Staats- 
wissenschaften, der  allgemeinen  Staatslehre  (Politik),  des 
allgemeinen  und  des  positiven  Staatsrechts,  speciell  der 
Inneren  VerwaltungslehrcfPolizei  Wissenschaft),  der  Wirt- 
schaftlichen V erwaltungslehre  (§.  16),  der  Justizver- 
waltungslehre, der  Militärverwaltungslehi c  u.  s.  w.  in 
Betracht. 

Namentlich  mehrere  der  leitenden  Grundsätze  der  modernen  Steuerpolitik, 
besonders  die  sogen.  Principien  der  Gerechtigkeit  („Allgemeinheit"  und 
..Gleichmäs  sigkeit"  der  Besteuerung,  Fin.  II.  3!)6— 42'J)  sind  blosse  Cooseuaeuien 
der  im  heutigen  Staate  zur  Anerkennung  gelangten  Rechtsprinzipien  der  staatsbürger- 
lichen Freiheit  und  Gleichheit  der  Bevölkerung.  Desgleichen  ist  die  Trennung  von 
Hof-  und  StaatsHuanzen  in  monarchischen  Staaten  und  die  daraus  folgende  Ver- 
werfung des  Hechts  des  Kegenten,  beliebig  zu  meinen  Privatzwecken  Uber  die  Staats- 
einkünfte zu  verfugen,  eine  einfache  Consc<iucnz  der  modernen  staatsrechtlichen  Ent- 
wicklung u.  s.  w. 

III.  —  §.  16.  In  besonders  nahe  Beziehung  tritt  die  Finanz 
Wissenschaft  vielfach  mit  der  Wirthschaftlichen  Verwaltungs 
lehre  oder  der  speciellcn  oder  practischen  Volkswirtschafts- 
lehre ( Volkswirthschaftspolitiki.  Denn  die  Thätigkeiten,  welche 
der  Staat  hier  ausübt,  berühren  oftmals  nicht  nur  die  Ausgabewirth- 
schaft,  sondern  zugleich  die  Hin  nähme  wirthschaft  des  Finnnz- 
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wcsens.  Es  wird  z.  B.  ein  bestimmtes  Gebiet  der  Thätigkeit,  wie 
das  Münz-,  Post-  und  Eisenbahnwesen,  vom  »Staate  übernommen, 
um  es  nach  den  Grundsätzen  des  gemeinwirthsehaftlichen  Systems 
zu  leiten,  aber  es  dient  gleichzeitig  mit  zur  Erzielung  von  Ein- 
nahmen, sei  es  um  die  Betriebskosten  ganz  oder  theilweise  zu 
decken  oder  um  selbst  noeh  einen  Ueberschuss  darüber  hinaus  zu 
geben.  Die  finanzielle  Behandlung,  welche  der  Stnat  diesen 
Einrichtungen  angedeihen  lässt,  verändert  sich  mit  der  geschicht- 
lichen Entwicklung  des  Volkslebens  mitunter  wesentlich.  Das 
finanzielle  Interesse  tritt  stärker  oder  schwächer  hervor  und  ver 
schwindet  vielleicht  schliesslich  ganz,  weil  der  Staat  dies  durch 
das  Volkswohl  für  geboten  hält.  In  der  Lehre  von  den  Staats- 
einnahmen wird  näher  nachgewiesen  werden,  nach  welchen  ver- 
schiedenen Finanzprincipien  der  Staat  eine  von  ihm  geübte 
Thätigkeit  oder  geschaffene  Einrichtung  behandeln  kann  und  in  der 
Geschichte  behandelt  hat. 

Für  die  formelle  Behandlung  der  Finanz  Wissenschaft  selbst  erklärt  sich  aus  diesen 
Verhältnissen  die  Thatsache,  das*  viele  Gegenstand  e  der  Volks  Wirtschafts- 
politik sowohl  in  der  literarischen  Darstellung:  dieser  als  in  derjenigen  der  Finanz- 
Wissenschaft  eine  Stelle  linden  können  und  auch  gefunden  haben.  Die  volks- 
wirthschaftspol  itischc  Bedeutung  einer  Einrichtung  oder  Thätigkeit  des  Staats 
für  das  Volksleben  oder  die  finanzielle  Bedeutung  derselben  für  die  Staatsein- 
nahmen pflegt  zwar  in  einem  bestimmten  Lande  und  Zeitalter  zu  überwiegen.  Die 
Wissenschaft  hat  dann  die  Aufgabe,  dies  zur  Geltung  zu  bringen  und  danach  den 
Gegenstand  mehr  dem  praktischen  Theile  der  Volkswirtschaftslehre  oder  mehr  der 
Finanzwissenschaft  zuzuweisen.  Unter  der  Annahme  eines  gewissen  Wirthschafts-  und 
riilturzuatandes  der  Völker  lässt  sich  bisweilen  (obwohl  man  darin  öfters  gleichfalls  zu 
absolut  geurthcilt  hat)  auch  principiell  die  finanzielle  Ausnutzung  einer  Staatsein- 
richtung für  Einnahuicbcschallung  verwerfen,  wie  etwa  diejenige  des  Schul-,  des  Münz-, 
des  Landstrassen  Wesens  bei  den  Culturvolkem  unserer  Epoche.  i^Ub  in  diesen  Bei- 
spielen ganz  mit  Hecht,  steht  freilich  dahin,  s.  Fiu  IL  §.  2Hb\  299,  305,  300).  Dann 
wird  der  Gegenstand  grosscritbeils  aus  der  Einnahmelehre  der  Finanzwissenschaft  selbst 
auszuscheiden  sein.  Da  es  sich  indessen  in  allen  solchen  Fragen  meistens  um  eontro- 
versc  Puncto  handelt,  nach  deren  Entscheidung  erst  die  Ilinausweisung  des  Gegon- 
-tandes  aus  diesem  Theil  der  Finanzwissenschaft  wissenschaftlich  begründet  ist,  so 
rechtfertigt  es  sich  immerhin,  einer  solchen  Materie  einen  Platz  in  letzterer  Disciplin 
zu  belassen,  auch  wenn  dann  wiederholte  Erörterungen  Uber  denselben  Gegenstand  in 
Jen  verschiedenen  Theilcn  des  wissenschaftlichen  Systemes  der  Politischen  Oekonomie 
nicht  ganz  zu  vermeiden  sind. 

Vgl,  Kau.  Fin.  I.  §.  13.  Die  Frage  ist  eine  ganz  ähnliche  wie  die  oben  im 
2.  Abschn  §.  7  erwähnte.  S.  nain.  das  daselbst  gegen  L.  Stein  Gesagte,  was  hier 
nur  zu  wiederholen  wäre.  Er  übersieht  in  seiner  Polemik  gegen  die  Hineinziehung 
mancher  Gegenstände  in  die  Finanzwissenschaft,  die  er  meistens  nur  mir  vorwirft,  die 
jedoch  zunächst  an  Kau 's  und  der  meisten  anderen  deutschen  Finanztheoretiker  Adresse 
scehen  musste.  dass  eben  die  finanzielle  Behandlung  streitig  ist.  in  der  Geschichte 
vielfach  gewechselt  hat  und  eine  bestimmte  principielle  Entscheidung,  die  für 
dl*  Gegenwart  ganz  richtig  sein  uiag,  (übrigens  auch  hier  meist  nur  relativ- 
richtig  ist),  nach  geschichtlicher  Auflassung,  welche  Stein  doch  sonst  m> 
•n«rgisch  vertreten  will,  nicht  als  die  allein  richtige  gelten  kann.  Die  unbedingte 
Ilinausweisung  eines  solchen  Gegenstands  aus  der  Finanzwissenschaft  beruht  insofern 
auf  einer  petitio  prineipii. 
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IV.  —  §.  17.    Hülfsiehren  der  Finanzwissenschalt. 

Rau,  Volkswscbl.  §.14.    Koscher,  Syst.  L  §.  20. 

L  „Privat-Oekonomik",  nemlich  Land-  und  Forstwirth- 
schafts-,  Bergbau-,  Gewerks-  und  llandelslehrc,  nebst  ihren 
Specialtheilen  (Bank-,   Versicherungs-,  Transportlehre  u.  s.  w.). 

Diese  Disciplinen  sind  wichtig  für  die  Lehre  von  den  privatwirthschaftlichen 
Erwerbszweigen  und  von  den  (iebührenzweigen ,  aber  auch  für  die  Steuerlehre;  hier 
namentlich  für  die  Lehre  von  den  Ertragsteuern  und  den  indirecten  Ver- 
brau ch  steuern,  besonders  der  liier-,  Branntwein-,  Zucker-,  Tabaksteuer,  bei  welchen 
es  sich  um  die  genauere  Keuntni>s  z.  B.  der  chemischen  Proccsso  bei  der  Erzeugung 
des  Products  für  die  zweckmässige  und  gerechte  Einrichtung  der  Besteuerung  handelt. 

2.  Staatsrechenkunst,  politische  Arithmetik,  ein  Theil 
der  angewandten  Mathematik,  welcher  sich  mit  der  Lösung  mannig- 
faltiger, in  der  Staatsverwaltung  vorkommender  Rechnungsaufgaben 
beschäftigt. 

S.  altere  Literatur  bei  Kau,  Fin.  I.  §.  11,  Note  e;  z.  Th.  darnach  in  d.  2,  Aufl. 
dieses  Bandes  §.  17  Note  lb.  Neuere  Werke  u.  A.:  B  leib  treu,  polit.  Arithmetik 
2.  Aufl.,  Heidelberg  1S53.  (Jettinger,  Anleituug  zu  finanziellen ,  polit.  u.  jurid. 
Keehnungen,  Braunschweig,  1S45.  Dessen  weitere  Ausführung  der  politischen  Ariih- 
metik.  1M>3.  Beskiba,  Lehrbuch  für  die  juristische,  politische  und  cameralisi. 
Arithmetik.  Wien,  1S62.  Wild,  Politische  Rechnuugswissensch.  I.  B.  München  1S62. 
Haberl,  Lchrb.  d.  polit  Arithmet.  Wien,  1^75. 

§.  18.  3.  Geschichte  und  Statistik  des  Finanzwesens  sind 
für  die  Finanzwissenschaft,  wie  Geschichte  und  Statistik  überhaupt 
für  die  ganze  Politische  Oekonomie,  einerseits  Hilfswissen- 
schaften, andererseits  Methoden  der  Beweisführung  und 
daher  der  Fortbildung. 

Die  nähere  Begründung  dieser  Aullassung  gehört  in  die  Fortsetzung  der  „Grund- 
legung" in  dein  späteren  2.  B.  der  Allgem.  Volkswirthschafisl.  Kau's  Ansichten 
i.Volks wirthschalbl.  frühere  und  noch  S.  Aufl.  I,  §  24,  25)  sind  hier  unzulänglich. 
Aber  auch  Koscher  wird  der  Statistik  nicht  gerecht,  s.  dessen  System.  I,  g.  Ib, 
22 .  20.  Meine  Auflassung  s.  in  d.  Abb.  Statistik  in  Bluntschli's  Staatswörtcrb.  XI 
4ÜÜ  11'.  nain.  S.  457  ff.  S.  sonst  bes.  Knies,  polit.  Oekonom.  Braunsen w.  1S55  u.  neia 
(2.)  Aufl.  1SS1— S2. 

Wenn  in  beiderlei  Beziehung  die  Geschichte  bisher  kaum 
eine  so  hervorragende  Bedeutung  für  die  Finanzwissenschaft,  wie 
für  andere  Theile  der  Politischen  Oekonomie,  gewonnen  hat,  8u 
liegt  dies  zunächst  an  dem  äusseren  Grunde,  dass  es  an  genügen 
den  Vorarbeiten  Uber  die  Geschichte  des  antiken,  mittelalterlichen- 
und  selbst  vielfach  des  neuzeitlichen  Finanzwesens  noch  sehr  fehlt, 
ein  Mangel,  welchen  neuere  Studien  und  Quellenforschungen  in- 
dessen mehr  und  mehr  heben.  Selbst  heute  ist  man  aber,  was 
verarbeitetes  Material  anlangt,  noch  vielfach  auf  sonst  veraltete 
Werke,  wie  Hüllraann,  Lang  u.  A.  angewiesen.    Für  die  in 
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12  genannte  erste  Aufgabe  der  Finanzwissenschaft  oder  für 
die  erfahrungswissenschaftliche  Seite  dieser  Disciplin  hängt  der 
weitere  Fortschritt  der  letzteren  vornemlich  von  geschichtlicher 
Forschung  und  statistischer  Untersuchung  ab.  Für  die  zweite 
Aufgabe,  die  practische,  gilt  dies  aus  einem  principiellen 
Grunde  nicht  in  gleichem  Maasse.  Die  Finanzgeschichte  vor  der 
modernen  Epoche  der  „staatsbürgerlichen"  Gesesellschaft  und 
vor  den  grossen  technischen  und  wirtschaftlichen  Umgestaltungen 
der  Neuzeit,  also  im  Wesentlichen  die  Finiuizgeschichte  vor  der 
Mitte  oder  dem  Schluss  des  18.  Jahrhunderts  bietet  zu  wenig  Ver- 
gleichungspuncte  mit  der  Gegenwart,  als  dass  man  aus  ihr  für  die 
Lösung  der  jetzigen  practischen  Finanzprobleme  sieb  viel  Raths 
erholen  könnte. 

Jener  principielle  Grund  liegt  in  dem  innigen  A bhängigkeits- 
verhältni8s  der  Finanz wirthschaft  vom  Gange  des  Staats- 
lebens. In  das  moderne  Staatslebeu  sind  nun  Factoren  ein- 
getreten, welche  der  früheren  Zeit  grossentheils  fehlen,  weshalb 
sich  keine  rechte  Vergleichbarkeit  ergiebt. 

Der  Iwfaug  und  der  Inhalt  der  Staatsthätigkeit  hat  sich  gegen  jede  frühere 
gest bichtliche  Periode  unserer  Culturvölker  ausserordentlich  erweitert  und  ver- 
laden und  diese  Bewegung  dauert  fort.  Die  Ausgabew irthschaft  des  modernen 
Staats  lässt  sich  daher  mit  derjenigen  keines  anderen  genügend  vergleichen. 
Zur  Deckung  des  Finanzbedarfs  müssen  deshalb  auch  Mittel  eines  früher  nicht 
.'■■bunten  ümfangs  in  Anspruch  genommen  werdeu.  Aehnliches  gilt  vom  Haushalt 
der  übrigen  öffentlichen  Körper,  besonders  der  Gemeinden  l(irossstadto). 

Bei  der  Wahl  dieser  Mittel  befindet  sich  die  moderne  Welt  wiederum  in  einer 
vollständig  anderen  Lage  als  die  frühere  Zeit.  Nach  der  Aufhebung  aller  l'nfreiheits- 
»'  rbiltuissc,  dem  Fortfall  ständischer  Vorrechte  in  der  Besteuerung,  nach  der  An- 
erkennung allgemeiner  persönlicher  Freiheit  und  staatsbürgerlicher 
«ileichh eit,  freien  Eigcuthums  und  Vertragsrccht>  muss  die  Staatsgewalt 
nöthweodig  ganz  anders  bei  der  Deckung  ihres  Bedarfs  verfahren,  als  sie  es  ehedem 
tbun  konnte.  Die  Entwicklung  des  modernen  (iescllschaftslebens,  der 
modernen  Volkswirtschaft,  des  Systems  der  freien  Concurreuz.  dann 
üameaüich  der  P  rodu  et  ions -Technik,  des  Communications  Wesens  stellt 
•benso  viel  neue  Anforderungen  an  die  Beschallung  der  Staatseinnahmen  wie  au  die 
lunetion  des  Staats  und  damit  an  die  Ausgabewirthsehaft  des  Finanzwesens.  Das 
moderne  Kec  htsloben,  das  neuere  Völkerrecht  sind  weitere  Factoren  von 
weitreichendem  Einfluss  auf  die  mögliche  Art  der  Deckung  des  Finauzbedarfs. 

Für  die  heutigen  Aufgaben  der  Finanzwirthschaft.  welche  die  Finanzwissenschaft 
mit  zu  lösen  hat.  bietet  sieh  so  kaum  ein  Analogen  in  der  entfernteren  Vergangenheit. 
Die  Finanzgeschichtc  ist  daher  von  grösstem  Interesse  als  ein  wichtiger  Theil  der 
allgemeinen  politischen,  der  Cultur-  und  Wirthschaftsg.  schichte,  als  Hauptforderungs- 
■Htd  zur  Lösung  der  genannten  ersten  Aufgabe  der  Finauzwissetischaft.  Auch 
practischen  hohen  Werth  hat  sie  als  der  Schlussel  des  Verständnisses  für  das  in 
lea  einzelnen  Staaten  historisch  überkommene  Finanzwesen.  Aber  sie  ist  nur  ein 
•latergeordnetes  Förderungsmittel  der  Finanzwissenschaft,  soweit  letztere  sich  mit  den 
practischen  Aufgaben  des  Finanzwesens  der  (iegenwart  zu  befassen  hat.  Am  meisten 
•urentliche  Förderung  der  allgemeinen  wissenschaftliehen  Erkenntniss  möchte  aus  der 
♦icscuichte  des  Staatsschulden-  und  Papiergeldwescns  der  neueren  Zeit  und  für  «las 
Finanzwesen  der  Gemeinden  aus  der  Geschichte  des  städtischen  Stcuerwesens  eine 
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vor  der  grossen  Schön  borg  'sehen  Schrift  Übrigens  noch  sehr  w  enig  bearbeitete 
Partie  der  Finanzgcs«  hichtc  —  zu  gewinnen  frein.  Sonst  ist  es  vorneinlich  erst  die 
neuere  und  neueste  (ieschichtsperiode  der  modernen  Staaten,  in  welcher  die 
Finauzgeschichto  von  umfassenderer  Bedeutung  für  die  Fortbildung  auch  der  prac- 
tischen  Seite  der  Finanzwissensrhaft  wird.  Denn  in  dieser  Periode  entwickelt  sich 
der  moderne  Hechts-  und  ('ulturstaat.  die  neue  Technik,  das  neue  Kechts-,  Witthschafb-, 
Culturleben  mit  seinen  Anforderungen  an  den  Staat  und  demnach  an  das  Finanzwesen. 
Hier  sind  denn  namentlich  die  Verhältnisse  der  bereits  weiter  vorgeschrittenen  Lander. 
/..  B.  Englands  und  Frankreichs,  von  Wichtigkeit.  Die  Finanzgeschichte  fuhrt  dann 
theils  in  die  Darstellung  des  positiven  Finanz  rechts  unserer  modernen  Staaten, 
theils  bei  dem  Erforderniss  ziilermassiger  (ieuauigkeit  zur  Finanzstatistik  hinüber. 

VJ.  Das  positive  Finanz  recht  ist  ein  Thcil  des  posi- 
tiven öffentlichen  Rechts.  Es  handelt  sich  auch  hier  hei  der  Finanz- 
wissenschaft um  die  verfassungsmässigen  und  gesetzlichen  Be- 
stimmungen Uher  die  Mitwirkung  der  Volksvertretung  an  der 
Feststellung  und  Controle  des  Staatshaushalts  (Budgetrecht,  Control- 
recht);  ferner  um  die  Gesetze,  Ausführungs-  und  Vollzugsverord 
nungen,  Instructionen  u.  s.  w.  Uher  Besteuerung,  Verwaltung  des 
werhenden  Staatsvermögens,  Staatsschuldenwesen  und  Finanz 
Verwaltung  im  Allgemeinen ,  Kassenwesen  u.  s.  w.  Auch  die 
SteuergesclzentwUrfe,  die  Motive  zu  denselben,  die  Kammer 
Verhandlungen  darüber  sind  eine  wichtige  Quelle. 

Die  Finanzstatistik  bildet  sich  aus  den  Daten  der  Finanz- 
rechnungen, welche  dann  das  Material  fiir  die  „vergleichende 
Finanzstatistik"  liefern.  Jemehr  das  Budgetrocht  der  Volks 
Vertretungen  und  deren  verfassungsmässige  Finanzcontrole  und  je 
mehr  das  Princip  der  Oeffentlicbkcit  in  Finanzsachen  sich  in 
unseren  Staaten  einbürgerte,  desto  reicher,  eingehender  und  leichter 
zugänglich  ist  dieses  tinanzstatistische  Material  geworden.  Notli- 
wendig  ist  dabei,  namentlich  auch  für  Vergleiche  verschiedener 
Perioden  und  Länder,  die  Unterscheidung  von  Regie  rungs 
entwurf  des  Voranschlags  oder  Budgets  (vorgelegtes 
Budget),  von  verfassungsmässig  verabschiedetem  Budget  und 
Schlussrechnung  (Ergebniss). 

Die  vergleichende  Finanzstastistik  hat  die  Aufgabe, 
aus  der  Vergleichung  der  Finanzrechnungen  eines  Staats  in  ver 
schiedenen  Perioden  und  verschiedener  Staaten  die  characteristischen 
Gleichartigkeiten  und  Unterschiede  der  Gestaltungen  des  Finanz 
wesens  abzuleiten.  Zu  diesem  Zwecke  müssen  die  hnanzstatistischen 
Daten  aber  möglichst  genau  vergleichbar  gemacht  werden, 
was  oft  grosse,  nicht  immer  genügend  beachtete  Schwierigkeiten 
bietet. 
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Störend   ist  zunächst,   dass  in   den   einzelnen   Ländern  die  Aufstellung  von 
Brutto-  und  Nettobudget  (d.  h.  von  Ausgaben  und  Einnahmen  bez.  inbegriffen 
oii«1  abzüglich  der  durchlaufenden  Posten,  der  (iewinnungs-  und  Erhebungskosten 
<kt  Einnahmen  u.  s.  w.),  selten  in  ganz  gleicher  Weise  erfolgt;  ferner  dass  mitunter 
•las  moderne  Princip  der  fisealischen  Kasseuc inheit  noch  nicht  ganz  conse- 
|uent  durchgeführt  ist,  sondern  für  einzelne  Zweige  der  Einnahmen  und  Ausgaben 
noch  besondere  Kassen  bestehen.    Bei  tinanzstatistischen  Vergleichen,  namentlich 
ki  etwaigen  Berechnungen  der  Vertheilung  der  Ausgaben  und  Einnahmen  auf  den 
Ki.pf  der  Bevölkerung  oder  des  Verhältnisses  zwischen  Rohertrag  und  Reinertrag  im 
Kinuahmcetat  stört  ferner  die  sehr  ungleiche  Ausdehnung  der  privatwirth- 
m  haftlicbcn  Thätigkeit  in  den  verschiedenen  Staaten  (Domänen,  Bergwerke,  Eiscn- 
Inhuen  u.  s.  w.).    Durch  Nichtbeachtung  des  angegebenen  (jmstandes  entstehen  die 
^r.vssten  Täuschungen.    So  berechnet  selbst  Horn  in.  s.  annuaire  du  c.ed.  publ.  p. 
1^0,  S.  289,  die  Kopftjuoten  der  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Hauptstaaten  ohne 
Rücksicht  auf  jenes  Moment:  Baden  nimmt  hier  gleich  nach  Gross.-Brit.  die  zweit- 
höchste Stelle  ein,  —  wegen  seines  Eisenbahnwesens  und  seines  Bruttobudgets; 
Raiern   mit  seinem  damal.'  Nettobudget  trotz  Staatsbahn wesens  erst  die  zwölfte! 
Sedehe  Zusammenstellungen  sind  ohne  jeden  Werth.   Weiter  hat  auch  die  unmittelbare 
Vergleichang  von   Staaten   und  Staatshaushalten    sehr  ungleicher  Grösse  ihr 
Missliches,  indem  z.  B.  ein  kleiner  reicher  oder  armer  Staat  verglichen  mit  einem 
zn&en  Staat  in  zu  günstigem  oder  zu  ungünstigem  Lichte  erscheinen  wird.  Denn 
der  grosse  Staat  wird  oft  aus  Provinzen  ungleicher  Entwicklung  zusammengesetzt  sein, 
von  denen  manche  Provinz  jenem  kleinen  Staate  gleicht,  was  aber  bei  der  Zusammcn- 
/n-huug  der  Resultate  des  grossstaatlichen  Finanzwesens  nicht  so  zum  Vorschein 
kommt.   Namentlich  in  Deutschland  wird  dies  bei  einem  Vergleich  Preussens  mit 
einem  Mittel-  oder  Kleinstaat  oft  ubersehen.    Und  schliesslich  darf  nicht  unbeachtet 
Weihen,  dass  die  öffentlichen  Thätigkeitcn  in  verschiedenen  Linden  und 
Zeiten  zwischen  dem  Staate  und  den  Selbstverwaltungskörpern  manchfach  ver- 
schieden vertheilt  sind  (England-Contincnt!),  was  natürlich  die  Vergleichbarkeit 
de!  Daten  der  StaatsHnauzen  und  die  Schlüsse  daraus  sehr  erschwert. 

Viele  Mühe,  die  Grundlagen  für  richtige  Verglcichbarkcit  der  finanzstatistischen 
l>aten  herzustellen,  gab  sich  v.  Czörnig,  d.  österr.  Budg.  i.  Vergleich  mit  jenen  d. 
rotztgl,  aud.  europ.  Staaten,  Wien  1862.  S.  darüber  meine  Besprechung  in.  d. 
ÜAtL  Gel.-Anz.  1863,  S.  Sl— 116  Engel,  krit.  Beiträge  z.  vergleich.  Finanzstatistik, 
Prem*.  StaL  Zeitschr.  1862,  S.  145.  Horn,  annuaire  du  cred.  publ.  Par.  1859—61 
lleidtr  mit  dem  3.  Jahrg.  eingegangen)  und  darüber  meine  Recension  in  d.  GAU. 
«ieL-Auz.  185«».  S.  1601  — 1620,  worin  überall  auf  d.  methodol.  Fragen  der  ver- 
gleichenden Fin^nzstatistik  eingegangen  ist.  Uebcr  letztere  s.  bes.  die  Verhandlungen 
«irr  intern.  Statist.  Cougrcssc  zu  Paris,  London  u.  nain.  Wien.  Dann  neuerdings: 
r.  Kiecke,  d.  internat.  Finanzstatistik,  ihre  Ziele  und  (irenzen.  Stuttg.  1876  (im  Auf- 
trage der  perman.  Commission  d.  intern.  Congresses  gearbeitet ,  »1er  die  Schwierig- 
keiten und  unvermeidlichen  Mängel  aller  vergleichenden  Finanzstatistik  näher  nach- 
tut (s.  bes.  Abschn.  5)  und  die  neuere  Literatur  d.  Finanzstatistik  anführt.  Die 
H-  sten  und  neuesten  Versuche  einer  Vergleichung  der  Finanzstatistik  der  ( Julturstaatcn 
sind  fon  Herrn.  Wagner  im  Gotb.  Almanaeh  gemacht,  bes.  1S74,  und  seitdem  von  der 
jetzigen  Redaction  (Stein,  Beb  in)  wiederholt.  Die  besten  neueren  deutschen  ver- 
gleichend-tinanzstatistischen  Arbeiten  sind  die  von  G  erst  fei  dt.  Mancherlei  finanzstat. 
Vergleiche  und  weitere  Bemerkungen  über  die  Art  sie  anzustellen,  folgen  in  den 
späteren  Abschnitten  dieses  Werks,  bes.  auch  in  d.  Ausgabelchrc. 

Endlich  ist  unter  den  Gegenständen  der  Statistik  nicht  bloss 
die  Finaiizstatistik,  sondern  auch  die  allgemeine  Bevölkerungs- 
nnd  die  volkswirtschaftliche  Statistik  jedes  Staats,  wegen 
der  Abhängigkeit  des  Finanzwesens  vom  Zustande  der  Volkswirt- 
schaft, besonders  zu  beachten. 

„Man  sagt  oft.  Zahlen  regieren  die  Welt;  das  aber  ist  gewiss,  Zahlen  zeigen, 
»ie  sie  regiert  wird",  so  sagt  Goethe.  Ob  unbedingt  auch  der  Statistiker  selbst,  der 
die  Mangel  seines  Materials  kennt,  ist  eine  andere  Frage. 
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V.  —  §.  20.  Leber  das  hier  wie  immer  streitige  Verhältniss 
der  Wi s sen schalt  (Theorie)  zur  Ausübung  (Praxis)  äusserte 
sich  Rau  folgendermaassen  —  (Fin.  I.  §.  15—18),  —  Ausführungen, 
welche  zwar  heutezutage  last  für  selbstverständlich  gelten  können 
und  deswegen  Manchem  beinahe  trivial  erscheinen  werden, 
angesichts  vieler,  auch  noch  neuester  Vorgänge  im  öffentlichen 
Leben  bei  uns  und  in  anderen  Ländern,  angesichts  der  Prüfungs- 
ordnungen für  den  höheren  Verwaltungsdienst,  auch  im  Finanzfach, 
aber  immerhin  hier  noch  ihren  Platz  behalten  und  beherzigt  werden 
mögen : 

„Die  blosse  Geschäf  tsubung  (Koutine)  ohne  wissenschaftliche 
Kenntnis*  inuss  entschieden  als  unzureichend  erklärt  werden.  Ohne 
geordnetes,  reifes  und  vielseitiges  Nachdenken  Uber  die  wirtschaftlichen  Angelegen- 
heiten der  Staaten  ist  man  nicht  im  Stande,  den  richtigen  Weg  zu  Verbesserungen 
zu  finden;  man  bleibt  aus  Gewohnheit  gerne  bei  dem  Bestehenden,  ohne  es  unbefangen 
zu  prüfen,  und  halt  sich,  statt  das  Ganze  zu  Uberblicken,  an  Einzelnes.  Sobald  in 
einem  praktischen  Gebiete  eine  wissenschaftliche  Behandlung  angefangen  hat ,  kann 
Niemaud,  der  zur  Ausübung  berufen  ist,  es  sei  denn  in  den  ganz  untergeordneten 
Diensten,  den  Beistand  des  in  der  Wissenschaft  niedergelegten  Gedankcnvorrathes 
entbehren,  selbst  wenn  darin  noch  Manches  unreif  wäre.  Der  Schein  einer  aus  blosser 
Geschäftsubung  erlangten  vollkommenen  Tüchtigkeit  ist  dann  eine  Tauschung,  weil 
dabei  immer  mittelbar  auf  irgend  eine  Weise  die  in  dem  Beamtenstande  verbreiteten 
•  ■der  auch  zum  Gemeingute  der  Bürger  gewordenen  wissenschaftlichen  Lehrsätze  ihren 
Eiutiuss  geäussert  haben,  auch  muss  diese  mühsame  Weise  der  eigenen  Ausbitdung, 
wo  man  die  Theorie  zerstückelt  und  aus  zweiter  oder  dritter  Hand  sich  aneignet,  dem 
unmittelbaren  Erforschen  derselben  immer  nachgesetzt  werden.  Die  Erfahrung  beweibt, 
dass  die  Wissenschaft  eine  grosse  Macht  über  die  Ausübung  besitzt,  dass  ihre  Lehren 
auf  vielerlei  Wegen  früher  oder  später  in  das  Geschäftslcben  gelangen  und  dort 
herrschend  werden ,  und  dass  hierdurch  grosse  Verbesserungen  zu  Staude  kommen 

Der  theoretisch  hochgebildete  österreichische  Fiuauzpractikcr  v.  Huck  setzte  daher 
mit  Recht  seiner  Schrift  über  „d.  öl  f.  Abgaben  u.  Schulden"  folgendes  Wort  Royer- 
l-ollard's  vor:  „Die  Theorie  als  überflüssig  erklären,  heisst  den  Hochmuth  haben, 
man  brauche  nicht  zu  wissen,  was  man  sagt,  wenn  man  spricht,  und  was  mau  thut. 
weuu  man  handelt."  S.  auch  Vorwort  zum  B.  II.  meiner  Fin.wiss.  —  Ueber  da- 
Verhältniss  von  Theorie  und  Praxis  in  einzelnen  Finanzfragen,  z.  B.  der  Valutafrage, 
8.  A.  Wagner,  Russ.  Papier-Währung,  Riga,  IStiS,  S.  1  ff, 

„Gleichwohl  giebt  die  Wissenschaft  für  sich  allein  zur  Führung 
schwieriger  Staatsgeschäfte  nicht  die  hinlängliche  Fähigkeit.  Sie  kann 
bei  der  Entwicklung  allgemeiner  Lehrsätze  nicht  in  alle  Verschiedenheiten  der  äusseren 
Zustände  der  Zeit  und  des  einzelnen  Landes  eingehen  und  muss  bei  ihren  Anforderungen 
eine  gewisse,  oder  die  gewöhnliche  Lage  der  Dinge  voraussetzen.  Nur  da,  wo  bloss 
wenige  Fälle  möglich  sind .  ist  es  thunlich ,  für  jeden  derselben  besondere  Grundsätze 
aufzustellen.  Man  muss  also  bei  der  Anwendung  jener  wissenschaftlichen  Vorschriften 
auf  ein  einzelnes  Land  immer  erst  die  besonderen  Umstände  erforschen  und  hieraus 
die  Regeln  für  das  zweckmässigste  Verfahren  ableiten.  Was  hier  als  Ausnahme  einer 
theoretischen  Regel  erscheint,  ist  nur  die  Folge  der  Einwirkung  eines  anderen  Grund- 
satzes. Zu  diesen  sorgfältig  aufzufassenden  Umständen  gehören  die  rechtlichen  Verhalt- 
nisse (positives  Privat-  und  Staatsrecht  des  einzelnen  Landes),  die  bisherigen  Ein- 
richtungen der  Finauzverwaltung.  auf  die  man  foribauen  muss  oder  von  denen  man 
wenigstens  nicht  sogleich  abgehen  darf,  der  Zustand  der  Gewerbe,  die  Wohlhabenheit 
des  Volkes,  die  äussere  Stellung  des  Staates  u.  dgl." 

„Es  war  auch  öfters  die  Schuld  der  bisherigen  Theorie,  wenn  man 
sie  nicht  anwendbar  fand,  d.  h.  sie  war  noch  unvollkommen  und  ihre  Lehren 
bedurften,  wenn  man  sie  in  Vollzug  zu  bringen  unternahm,  noch  einer  Läuterung. 
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DkM  war  die  Folge  des  jugendlichen  Alters  der  ganzen  Politischen  Uekonoinie  und 
des  Umstände*,  dass  viele  Bearbeiter  derselben  ihre  Sorgfalt  und  Vorliebe  den  volks- 
»irthschaftlichen  Grundlehren  zugewendet  hatten  und  in  die  Fiuanzwissenschaft  weniger 
'initedrungen  waren.  Daher  blieben  manche  schwierigere  Theilc  derselben  ungenügend 
Jurcbdacbt,  es  wurden  hier  und  da  aus  einem  zu  beschrankten  Kreise  von  Erfahrungen 
einseitige  Schlüsse  abgeleitet,  es  wurden  Behauptungen,  die  nur  in  gewissen  Be- 
ybränkungon  wahr  sind,  mit  zu  grosser  Allgemeinheit  aufgestellt,  die  verschieden- 
ir  eigen  obersten  Grundsätze  durchdrangen  sich  nicht  immer  gehörig,  endlich  sind  über 
miiicne  Arten  von  Finanzgeschäften  noch  gar  keine  wissenschaftlichen  Betrachtungen 
Mgestellt  worden.  Wo  dies  noch  nicht  geschehen  ist,  da  ist  man  leicht  geneigt,  sogar 
die  Möglichkeit  oder  doch  die  Fruchtbarkeit  einer  systematischen  Behandlung  in  Zweifel 
u  ziehen  und  die  Gegenstände  in  das  Gebiet  wechselnder  besonderer  Kegeln  zu  ver- 
weisen, wie  dies  in  Frankreich  oft  geschehen  ist.  Wie  aber  die  Wissenschaft  mehr 
gepflegt  wird,  zieht  sie  auch  mehr  solcher  Angelegenheiten  iu  ihren  Bereich.  Je 
glücklicher  man  diese  Mängel  vermeiden  und  je  mehr  sich  der  Vorrath  belehrender 
Erfahrungen  anhäufen  wird,  desto  feMer  muss  auch  das  allgemeine  Vertrauen  auf  die 
Wissenschaft  wurzeln."  Vergl.  v.  Jakob.  Fiuanzwissenschaft,  I.  Vorrede.  —  v.  Malchus. 
Ilandb.  I.  Vorrede.  —  Jakob  a.  a.  0.  unterscheidet  1)  den  reinen  Theoretiker,  der 
>kh  bloss  an  das  Allgemeine  hält.  2)  den  praktischen  Theoretiker,  der  die  Anwendung 
der  Theorie  auf  wirkliche  Fälle  lehrt,  3)  den  theoretischen  Praktiker,  4)  den  blossen 
Praktiker,  Routinier.  Die  Finanzgelehrten  müssen  zur  zweiten,  die  Finanzpraktiker  zur 
Iritten  Kategorie  gehören,  um  nützlich  wirken  zu  können.  In  Männern  wie  Malchus, 
1,  <i.  Ii  off  mann.  Neben  ius  und  namentlich  Hock  hat  die  deutsche  Finanzwissen- 
baft  Vertreter  besessen,  welche  mehr  als  ähnliche  bei  irgend  einem  anderen  Volke 
Theorie  und  Praxis  auf  diesem  Gebiete  vortrefflich  vereinigt  haben. 

..Wie  die  gesammte  Politische  Oekonomic.  so  ist  die  Finanzwissenschaft  demnach 
für  den  Beamten  in  jedem  Zweigo  der  Finanzverwaltung  unentbehrlich. 
Manche  dieser  Zweige  wurden  früherhin  bloss  nach  den  besonderen  Kunstregeln,  z.  B. 
•ler  Forstwissensehaft,  des  Bergbaues,  des  Post-.  Münz-,  Lottowesens  u.  s.  w.  behandelt. 
!:i  unserm  Zeitalter  aber  verbreitet  sich  mehr  und  mehr  die  Leberzeugung,  dass  diese 
"  bnWchen  Kenntnisse  nicht  genügen,  und  dass  man  auf  die  allgemeinen  finauzwissen- 
-:haftlioben  Grundlehren  zutttckgehen  muss,  um  jeden  dieser  Geschäftszweige  ganz 
^«•m:  km  rissig  zu  gestalten." 

..Die  Finanzwissenschaft  ist  ferner  für  die  Hechtspflege  und  sogen.  Innere 
Verwaltung  im  engeren  Sinuc  von  unzweifelhafter  Bedeutung,  weil  bei  vielen  Rechts- 
•-rreitigkeiten  (z.  B.  Hscalischen)  und  Vergehen  (z.  B.  Steuerbetrug»  die  Begrifft  und 
Einrichtungen  des  Finanzwesens  massgebend  sind,  und  weil  viele  Staatsanstnltcn  die 
/.werke  der  Volkswirthschaftspolitik  und  der  Finanzwirthschaft  zugleich  betreffen". 

„Die  Finanzwissenschaft  ist  endlich  auch  dem  Gebildeten,  dem  Bürgor, 
»clcher  die  Ereignisse  seiner  Zeit  begreifen  will,  nützlich  und  geradezu  unentbehrlich 
Demjenigen,  welcher  in  Gemeindeämtern,  in  den  Parlamenten  und  in  den  Vertretungs- 
•rianen  der  Selbstvcrwaltungskörper  zu  einer  öffentlichen  Wirksamkeit  berufen  ist." 

4.  Abschnitt. 

Die  Entwicklung  der  Finanzwissensehaft  und  ihrer  Literatur. 

Eine  eigentliche  umfassendere  Literaturgeschichte  der  Fiuanzwissenschaft 
fthlt.  Man  ist  auf  die  allgemeine  Literaturgeschichte  der  Politischen 
UeLooomie,  welche  freilich  die  Finan/literatur  oft  nur  sehr  nebenbei  (mitunter  gar 
ii  hti  berührt,  und  auf  die  kurzen  Abrisse  und  Bibliographien  dersystematischen 
Wirke  der  Finanzwissenschaft  angewiesen.  Aus  der  allgemeinen  Literaturgeschichte 
■  <ias  fleissi>:e  und  stoffreiche  Werk  von  Kaut/.,  geschieht!.  Entwickl.  d.  Nat.-Oek.  u. 
ihrer  Literatur.  Wien,  ISbO  und  jetzt,  bes.  auch  f.d.  ältere  deutsche  Finanzliter.. 

Koscher.  Gesch.  d.  Nationalökon. ,  München,  1S71  (vgl.  Register  s.  \.  Finanz- 
^sensehafr,  Finanzen^.  K.  Walcker's  „z.  Gesch.  d.  Finanzwiss."  (...Zeitfragen",  Lp/, 
a.  Kasä.  1874,  S.  IS3— 196)  enthält  nur  einige  Aphorismen.  Kau,  Fin.  I.  §.  22—23 
riebt  einen  kurzen  Abriss,  mit  Bibliographie,  danach  auch  noch  meine  2.  A.  §.  21  ff.. 
Stein,  Fin.  4  A.  I.  24—39  einige  allgemeine  Bemerkungen  u.  Notizen,  dsgl.  Geffcken 
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in  Schönberg's  Uandb.  d.  pol  Oek.  II,  Abtli.  t,  §.  9  ir.  Bei  Cossa.  Fin.  4.  cd.  p.  7—11 
einige  literar.  Fingerzeige  (s.  auch  der«,  guida  allo  studio  dclP  econ.  pol.  2.  od. 
Mil.  1878,  psssiin,  deutsch  von  Moormeister,  1*81);  in  einem  Anhange  (p.  171 — 21141 
eine  gute,  systematisch  nach  den  Materien  geordnete  Bibliographie  der  neueren  finau/- 
wiss.  engl.,  französ .  deutschen,  italicn.  u.  z  Tb.  der  sonstigen  (u.  A.  d.  span.1  Literatur 
Eine  vorzügliche  umfassende  Monographie  Uber  die  ital.  Fin.lit.  z.  Th.  mit  Hinblicken 
auf  die  übrige  lieferte  jüngst  G.  Kic ca-Salerno.  storia  delle  dottrine  iinanziarie  in 
Italia,  Koma,  1881. 

In  dieser  3,  Auflage  ist  dieser  Abschnitt  über-  u.  z.  Th.  umgearbeitet  uuJ 
etwas  erweitert  worden.  Ungleich  wichtiger  als  die  Literatur  ist  bis  zur  neueren  Zeit 
(vierte  der  im  Text  unterschiedenen  Epochen)  die  practische  Gestaltung  des  Finanz- 
wesens. Darauf  wird  mehrfach  bei  den  betreffenden  einzelnen  Materien  (so  im  B.  I, 
Kap.  4,  vom  Finanzdienst,  §.  86  ff.)  eingegangen.  Auch  für  weitere  Einzelheiten  der 
neueren  Literatur  seit  der  Mitte  des  18.  J.h.,  soweit  diese  von  Bedeutung  für  die  Ent- 
wicklung der  Ideen  und  Zielpunctc  auf  deu  verschiedenen  Gebieten  des  Finanzwesens 
sind,  ist  auf  Späteres  zu  verweisen,  wo  öfters  Abrisse  der  literarhistor.  Entwickluits; 
an  betreffender  Stelle  gegeben  werden,  (Vgl.  bc^.  B.  II,  von  den  Gebühren  u.  der 
allgcin.  Stcuerlehre.)  Eine  eingehendere  Literaturgeschichte  der  allgemeinen  Finanz- 
litcratur  inuss  der  monographischen  Behandlung  vorbehalten  bleiben,  ücber  die  lite- 
rarische Bearbeitung  des  älteren  und  neueren  practischen  Finanzwesens  einzelner  Lan- 
der s.  unten  die  Bibliographie  am  Schluss  dieses  Abschnitts  u.  ebenfalls  die  Noten  in 
den  späteren  Abschnitten. 

§.  21.    Die  Geschichte  der  Finanz  Wissenschaft  steht 
mit  der  Geschichte  der  Finanz wi rthschaft  in  Zusammen 
hang.    Theorie  und  Praxis  wirken  gegenseitig  auf  einander  ein. 

Die  Anfänge  einer  einigermassen  wissenschaftlichen  Er 
örterung  des  Finanzwesens  gehen  nicht  Uber  den  Beginn  der  neueren 
Zeit,  das  Reformationszeitalter,  hinaus.    Etwas  bedeutendere  An 
spriiehe  werden  kaum  vor  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts 
befriedigt.    FUr  die  ältere  Zeit  kann  man  auch  aus  den  Finanz 
einriebt ungen  nur  mit  Vorsicht  auf  theoretische  Ansichten 
der  betreffenden  Epoche  schliefen,  indem  dabei  gewöhnlich  mir 
rein   practische  Gesicbtspuncte   massgebend  waren    und  Zufall, 
Tradition  und  Routine  entschieden. 

F(ir  die  Geschichte  der  Finanzwissenschaft  sind  etwa  dieselben 
grossen  Epochen  wie  für  diejenige  der  Finanzwirthschal't  und 
damit  der  allgemeinen  Geschichte  Überhaupt  zu  unterscheiden: 
I.  Alterthum,  IL  Mittelalter,  III.  Uebergangszeit  vom  15.,  16.,  zum 
17.,  18.  Jahrhundert,  IV.  neuere  Zeit  etwa  seit  der  Mitte  des  18., 
V.  neueste  Zeit  seit  der  Mitte  des  19.  Jahrhundert  Jene  lieber 
gangszeit  knüpft  an  die  mittelalterlichen  Verhältnisse  noch  deutlich 
an  und  lässt  sich  für  das  Finanzwesen  als  die  Epoche  der  „ständi 
sehen  Gesellschaft"  characterisiren.  Im  17.  und  vollends  im 
18.  Jahrhundert  beginnt  diese  Epoche  mit  dem  Siege  der  absoluten 
Staats-,  insbesondere  Ftirstengewalt  in  die  Epoche  der  „Staats 
bürgerlichen  Gesellschaft"  überzugehen.  Denn  der  Absolutis- 
mus hat  grade  dieser  Epoche  hier  wie  sonst  mächtig  vorgearbeitet. 
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Im  und  mit  dem  Zeitalter  der  französischen  Revolution  gelangt 
diese  Epoche  aher  erst  zu  voller  Herrschaft  und  rechtlicher  Aner- 
kennung im  „Rechtsstaat".  In  unserem  Jahrhundert  treten  dann 
allmälig  die  socialen  Ideen  immer  mächtiger  hervor,  beeinflussen 
die  Auffassung  des  Staatszwecks,  der  Aufgaben  und  damit  der  Aus- 
gaben der  öffentlichen  Körper,  socialpolitische  Gesichtspuncte 
fangen  an  flir  die  Ausgabe-  und  Einnahmcwirthschaft ,  besonders 
für  die  Besteuerung  sich  geltend  zu  machen :  eine  „sociale"  Epoche 
der  Finanzwirthschaft,  eine  Zeit  des  Cultur-  und  Socialstaats 
kündigt  sich  in  Anknüpfung  an  die  und  in  Weiterentwicklung  der 
staatsbürgerlichen  Periode  an.  Die  finanzwissenschaftliche  Literatur 
?eit  dem  15.  und  IG.  Jahrhundert  spiegelt  auch  diese  drei  Epochen, 
die  ständisch-absolutistische,  die  staatsbürgerliche  und 
die  sociale,  wieder.  Die  grossen  Gährungen  in  der  Praxis  der 
Politik  und  der  Finanzpolitik  kommen  in  der  Literatur  stets  deutlich 
/.um  Vorschein.  Die  Wissenschaft  hilft  dann  der  Praxis  mit  zu  all- 
niäliger  Abklärung.  Aber  natürlich  gelangt  auch  die  Literatur  selbst, 
stets  vom  umgebenden  practischen  Leben  beeinflusst,  wie  sie  ist,  erst 
allmälig  zur  Klarheit  des  Erkennens  und  der  Ziele.  Grade  in  der 
unmittelbaren  Gegenwart  ist  die  Unfertigkeit  der  Finanzwissenschaft 
wesentlich  mit  eine  Folge  der  gewaltigen  socialen  und  wirthschaft- 
lichen  Gährungen  im  practischen  Leben. 

I.  —  §.  22.  Dem  Alterthum  und  dem  Mittelalter  ist  nicht 
nur  eine  systematische  Finanzwissenschaft  völlig,  sondern  selbst 
eine  wissenschaftliche  Erörterung  einzelner  Finauzfragen'  in  der 
Hauptsache  fremd.  Dies  kann  nicht  auffallen,  da  es  in  der  antiken 
Welt  Griechenlands  und  Roms  kaum  zu  einer  eigentlichen,  von  der 
Philosophie  wenigstens  nicht  losgelösten,  Staatswissenschaft,  zu 
einer  selbständigen  Wirtschaftswissenschaft  aber  Überhaupt  nicht 
gekommen  ist.  Denn  die  sporadischen  Bemerkungen  der  Historiker 
nud  selbst  die  gelegentlichen,  etwas  zusammenhängenderen  und 
principielleren  Ausführungen  einzelner  Philosophen  über  ökonomische 
Puncte  können  doch  noch  nicht  als  eine  „Politische  Oekonomie" 
im  Sinne  einer  wirklichen  Wissenschaft  gelten.  Aus  den  Massrcgeln 
der  practischen  Staatsmänner  der  antiken  Culturstaatcn  lassen  sich 
aber  immerhin  auch  theoretische  Gesichtspuncte  ableiten,  welche 
diesen  Männern  deutlich  zum  Bewusstscin  gekommen  waren  und 


nach  denen  sie  handelten.  Der  Zusammenhang  zwischen  guten 
Finanzen  und  Macht  und  Wohlsein  von  Staat  und  Volk  ist  auch 
damals  nicht  verkannt  worden. 
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Vgl.  die  Ausführungen  von  Böckh,  Staatshaush.  d.  Athener  2.  A.  I.  201  H. 
über  die  auch  im  Alterthuui  nachweisbare  u.  erkannte  Bedeutung  der  Finanzen  für 
das  Staatswohl.  —  Theilwcise  finanzwissenschaftlicher  Art.  jedenfalls  finanzieller  Ten- 
denz ist  die  gewöhnlich  und  nach  Böckh  wohl  mit  Recht  dem  Xenophon  zuge- 
schriebene Schrift  vom  Einkommen  oder  von  den  Quellen  des  Wohlstandes  (xeqi 
tioqüjv^.  Die  meistens  freilich  sehr  fragwürdigen  Vorschläge  dieser  Schrift  gehen 
darauf  hinaus,  durch  Entwicklung  der  inneren  volkswirtschaftlichen  Kräfte  des  Lands 
und  Volks  von  Athen  den  Wohlstand  und  die  Staatseinkünfte  unabhängiger  vom  Aus- 
land, von  den  Bundesgenossen  zu  machen.  U.  A.  soll  im  volkswirthsch.  u.  finanziellen 
Interesse  die  Vermehrung  der  vom  Kriegsdienst  zu  befreienden,  aber  Schutzgeld  zah- 
lenden Schutzgenossen  begünstigt,  dem  Hanuel  soll  durch  Öffentliche,  mit  ans  Staats- 
mitteln herzustellende  Einrichtungen  Unterstützung  zu  Theil  werden.  Der  Hauptvor- 
schlag  betrifft  die  Ausdehnung  des  attischen  Silberbergbaus.  Dieser  gilt  dem  Xeno- 
phon für  unerschöpflich  und  durch  Vermehrung  der  Arbeitskräfte  für  jeder  Ausdehnung 
fähig.  Die  Vermehrung  des  Silbers  werde  dessen  Werth  nicht  erniedrigen.  Der  Staat 
solle  nach  und  nach  eine  grosse  Anzahl  Sclaven  anschaffen  und  diese  verrniethen. 
woraus  ihm  ciu  erhebliches,  sich  steigerndes  Einkommen  erwachsen  könne.  S.  Böckh. 
a.  a.  0.  S.  777—789.  Kautz,  (ieseh.  d.  Nat.ökon.  S.  125  ff. 

Unter  den  hervorragenden  Regenten  des  Mittelalters,  welche  die  Bedeutung  der 
Ordnung  der  Finanzen  für  das  Staatslebcn  erkannt  haben  u.  bei  ihren  Plänen  0. 
Maassregclu  den  Eindruck  machen,  als  ob  sie  wohl  mit  von  theoretischen  Einsichten 
ausgegangen  wären,  ist  wohl  Friedrich  IL,  der  Hohenstaufe,  besonders  als  Herrscher 
Siciticns,  hervorzuheben.    S.  v.  Räumer  s  Hohensaufen,  B.  III. 

H.  —  §.  23.  In  der  Uebergangsperiod c  vom  Mittel- 
alter zur  Neuzeit  begannen  sich  seit  dem  KI.  Jahrhundert  die 
politischen  Schriftsteller  auch  Uber  das  Finanzwesen  zn 
verbreiten.  Es  waren  die  allgemeinen  politischen  und  wirt- 
schaftlichen Vcriind erun gen  des  Zeitalters,  welche  auch  auf 
diese  theoretische  Beschäftigung  mit  Finanzfragen  hinwiesen: 
einerseits  die  allmälig  erfolgende  Loslösung  des  StaatsbegritTs 
von  der  patrimonialen  Auffassung;  das  Emporkommen  des  ftirsr 
liehen  Absolutismus,  wodurch  doch  die  Entwicklung  eines  eigent 
liehen  Staatslebens  begünstigt  wurde;  die  Umgestaltung  -  in  der 
Wehrverfassung;  die  Einbürgerung  des  römischen  Rechts  (auch  des 
Fiscalrechts);  der  wachsende  Finanzbedarf  des  Staats  im  Gefolge 
von  alle  Dem;  anderseits  in  ökonomischer  Hinsicht  der  immer 
mehr  sich  vollziehende  Uebergang  von  der  Natural-  zur  Geldwirth 
schalt  ;  die  Geldentwertung  im  Gefolge  der  americanisehen  Silber- 
ausbeutc;  dazu  die  allgemeine  bevormundende  Tendenz  in  der 
Wirthschaftspolitik,  die  mercantilistische  Politik,  die  Begünstigung 
des  Hegalien wesens  in  der  Praxis;  die  Säcularisation  des  geistlichen 
Guts  in  den  protestantischen  Landern,  die  u.  A.  eine  andere  Regelung 
des  Armenwesens  gebot. 

Aber  die  ersten  literarischen  Versuche  einer  Art  finanzwissen 
.schaftlicher  Theorie,  sowohl  in  grösseren  staatsw iss ensc h aft- 
lichen  Werken  (Bodin,  Gregorius  Tholosantis,  Box- 
horn u  A.  m.),  als  in  der  abgesonderten  Darstellung  des 
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Finanzwesens  (Bornitz,  B  es  o  I  d,  Kl  o  ck,  v.  Secken- 
dorf u.  A.)  waren  nnd  blieben,  so  urtheilt  Ran,  Fin.  I.  §.  20 
mit  Recht,  lange  doch  „sehr  mangelhaft.  Sie  zeugen  mehr  für  den 
Sammlerfleis8,  als  für  die  gründliche  Sachkenntnis  ihrer  Verfasser, 
welche  zwar  manche  gute,  [aber  auch  oft  sehr  platte]  Lehren  der 
Sparsamkeit,  Gerechtigkeit  und  wirtschaftlichen  Klugheit  aufstellten, 
jedoch  die  zur  Erläuterung  bestimmten  Thatsachen  aus  den  ver- 
schiedensten Zeitaltern  und  Staatsverhältnissen  hernahmen  und 
wenig  Einsicht  in  den  Zustand  und  die  Bedürfnisse  der  Gegen- 
wart bewiesen.  Später,  im  Verlaufe  des  17.  Jahrhunderts,  ergriffen 
Geschäftsmänner  die  Feder.  Auch  ihnen  standen  strengere 
wissenschaftliche  Grundsätze  nicht  vor  den  Augen."  Mercantilistische 
Ansichten  äussern  dabei  vom  17.  Jahrhundert  an  immer  mehr  ihren 
Kinflnss  auf  die  Finanzliteratur. 

Die  deutschen  Autoren  knüpfen  im  Uebrigen,  dem  Zustand 
der  Praxis  gemäss,  vorzüglich  an  das  Domänen-  und  Regalien- 
wesen der  Territorien  an  und  machen  allmälig  die  Finanzlehre 
zu  einem  Theil  der  Kameralwissenschaft.  Das  Domänen- 
wesen gilt  fast  allgemein  als  der  wahre  Kern  des  Finanz- 
wesens. Da  aber  bei  dem  steigenden  Staatsbedarf  und  dem  noch 
unentwickelten,  mehrfach  noch  an  die  unliebsame  ständische  Zu- 
stimmung geknüpften  (directen)  Steuerwesen  die  Domäneneinkünfte 
immer  weniger  ausreichten,  wird  das  Augenmerk  stärker  auf  die 
Entwicklung  des  Regalienwesens,  der  indirecten  Abgaben,  der 
Aceise  u.  s.  w.  gelenkt,  worüber  dann  auch  in  der  Literatur 
debattirt  wird.  „Die  Lehre  von  den  Staatsausgaben  blieb  schon 
wegen  des  Mangels  leitender  staatsrechtlicher  Sätze  sehr  unvoll- 
kommen. Doch  wirkten  deutsche  Schriftsteller,  von  einem  richtigen 
Gefühle  geleitet,  mehrfach  eifrig  für  Ordnung,  Gerechtigkeit  und 
Schonung,  obgleich  sie  dieses  Streben  nicht  tiefer  zu  begründen 
vermochten."  (Rau  a.  a.  0.).  Der  Zusammenhang  zwischen  Volks- 
wirtbschaft und  Volkswohlstand  einer-,  Finanzen  und  Steuerkraft 
andrerseits  wird  in  dieser  Periode  aber  schon  deutlich  erkannt  und 
rindet  in  der  thcils  patriarchalisch,  theils  höfisch  und  üscalisch 
gefärbten  Literatur  seinen  mitunter  freilich  sehr  naiven  Ausdruck 
fv.  Seck endor ff,  v.  Schröder).  In  der  traurigen  Zeit  nach 
dem  verheerenden  dreissigjäbrigen  Kriege  galt  es  in  der  That 
zunächst  direet  und  indirect  durch  wohlgeplante  und  zweckmässig 
durchgeführte  positive  Staatspolitik  („Landescultur- 
politik")  Volk,  Land  und  Volkswirtschaft  zu  heben,  wenn  die 
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Finanzinteressen  des  Fürsten  oder  Staats  sollten  wahrgenommen 
werden  könnet).  Dies  war  der  richtige  Gesiehtspunct,  welcher  in 
den  mitunter  rein  fiscalisch  und  absolutistisch  klingenden  Beweis 
fuhrungen  der  »Schriftsteller  nicht  zu  verkennen  ist. 

Eine  (Jharacteristik  der  einzelnen  älteren  Autoreu  ist  bei  der  Unklarheit  ihrer 
Meinungen  u.  der  Verwirrtheit  ihrer  Darstellung  mit  wenigen  Worten  kaum  zu  liefere 
u.  durch  den  Werth  der  Schriften  auch  hier  nicht  geboten.  Im  Folgenden  daher  nur 
Einiges  zur  Oricntirung.  Aus  der  deutschen  älteren  Literatur,  namentlich  des  IT. 
Jahrhunderts,  giebt  Koscher  in  s.  Gesch.  d.  Nationalökon.  meist  genauere  AuszQge. 
Besonders  wichtig  sind  zwei  Perioden  mit  ihrer  Literatur,  die  von  Koscher  soge- 
nannte des  „Eindringens  des  wälschen  Kogalisinus"  im  16.  Jahrhundert,  der 
aber  iu  Deutsehland  nie  solche  Bedeutung  wie  im  Auslände  (Frankreich,  Italien)  ge- 
wann  (s.  bes.  Koscher  a.  a.  0.  §.  39,  39,  S.  151  11".,  158  ff.),  und  die  Periode  d« 
sogen.  Acciscstrcits  am  Ende  des  1 7.  Jahrhunderts  und  später  noch,  bes.  in  Bran- 
denburg, s.  darüber  und  Uber  die  sich  anknüpfende  Literatur  Koscher  §.  74,  S.  3191 
v.  Inama-Sternegg,  in  d.  Tüb.  Ztschr.  Ib65,  B.  21,  S.  515,  Glieinann.  ebenda 
1S73,  B.  29,  S.  177,  auch  Riedel,  brandenb.  preuss.  Haush.  S.  31,  49  H,  n.  be. 
Isaacsohn,  preuss.  Beamtenth.  II,  182—197.  Ueber  eine  ähnliche  Streitschrift- 
literatur  bei  Gelegenheit  des  Walpole'schcn,  später  gescheiterten  Planes  einer  Silz-. 
Wein-  u.  Tabakaccise  (1732 — 33)  s.  Leser,  ein  Accisestreit.in  England.  Heidelb.  1STH. 

Der  hauptsächlichste  deutsche  Vertreter  der  fiscalischen  Regalisirungen  war  der 
btrassburger  jurist.  Professor  O brecht  (1547—1012),  aus  dessen  hierher  gehörendes 
Abhandlungen  (1617  nach  seiuem  Tode  herausgegeben  zu  Strassburg)  Koscher  lie- 
gen Auszüge  giebt.  Achulichc  Tendenzen  linden  sich  mehrfach  bei  italienischen  uol 
französischen  Autoren  jener  Zeit. 

Das  im  Ganzen  auch  wohl  hier  in  der  Fiuanzliteratur  bedeutsame  Buch  ist 
Jean  Bodin's  (Bodinus  1530 — 1596)  1576 — 77  zuerst  französ.,  dann  1584  lateinisch 
geschriebenes  u.  öfter  erschienenes  Werk  de  republica,  bes.  Buch  6,  Kap.  2  de  aerane. 
S.  über  ihn  Baudrillard,  Bodin  et  son  teinps,  Par.  1S53,  bes.  p.  473—503.  and 
Kautz  S.  271,  Koscher,  Gesch.  d.  deutschen  Nat.-Ök.  S.  143  ff.,  Ricca-Salerno 
a.  a.  0.  p.  60  II.  Bodin  ragt  Oberhaupt  als  theoretischer  Politiker  und  Nationalökonom 
Uber  seine  Zeitgenossen  hervor  und  kann  als  einer  der  Begründer  moderner  Staat- 
wissenschaft  gelten.  Er  hat  u.  A.  die  „Vertheuerung d.  h.  die  Preissteigerung  der 
Waarcn  im  16.  Jahrhundert  mit  zuerst  auf  die  Vermehrung  des  Geldes  in  Folge  der 
amerik.  Silbergewinnung  zurückgeführt.  Er  vertritt  eine  rationelle  Münzpolitik.  Sein 
Ausführungen  über  Finanzen  stellen  bereits  eine  Art  theoretisches  System  dar.  Er 
erörtert  die  zweckmässige  und  gerechte  Verwendung  des  fürstlichen  Einkommen, 
wobei  neben  den  eigentlich  öffentlichen  Ausgaben  Ausübung  der  Wohlthätigkeit  hervor- 
gehoben wird.  Er  bringt  die  Einnahmen  in  ein  System:  Domanialeinkommen,  das  er 
für  das  passendste  und  sicherste  hält,  weshalb  der  Veräusserung  der  Domänen  vorzu- 
beugen ist;  Beute  u.  dgl.  vom  Feinde;  Geschenke,  auch  testamentar.  Zuwendung«» 
von  Freunden  u.  Unterthaneu;  Tribute  der  Bundesgenossen;  Staatshandel  (bedenklich: 
Abgaben  der  Kaufleute  beim  Ein-  und  Ausfuhren  der  Waarcn  (Zölle,  höhere  Ausfuhr-, 
niedrigere  Einfuhrzölle1),  alt  und  im  Ganzen  berechtigt;  eudlich,  directe  Steuern:  nur 
im  Fall  absoluter  Nothweudigkeit  zulässig.  Für  solche  Steuern  wird  Allgemeinheit 
(keine  Exemtion  der  privil.  Stände)  u.  Gleichmässigkeit  verlangt.  Luxussteuern  werden 
empfohlen.  Die  theucren  Anleihen  sind  dem  Bodin  bedenklich,  eher  im  Fall  der 
Noth  Zwangsanlcihen  zulässig.  Bodin  empfiehlt  auch  zu  Zwecken  der  Verwaltung,  der 
Besteuerung  und  der  Sittlichkeit  einen  umfassenden  (,'ensus  (Volkszählung,  mit  vieler 
lei  speciellen  Angaben  über  Beruf,  Vermögen  u.  s.  w.). 

Neben  Bodin  ist  sein  Landsmann  Gregorius  (Gregoire)  Tholosanus  \au* 
Toulouse,  gest.  1597)  mit  s.  Werke  de  republ.  3.  Buch  zu  nennen.  Nach  Kau  §  20. 
Note  6  wurde  dies  Buch  mehrmals  abgedruckt,  u.  a.  Francof.  1642,  4°.  Arnd  (bi- 
blioth.  polit.  hcraldica,  1705,  S.  97)  erwähnt  eine  Frankf.  Ausg.  von  1597;  nach  der 
biographic  gener.  XXI,  S79  ist  die  älteste  Ausgabe  1595  zu  Cahors  erschiene«. 
Naude,  bibliogr.  polit.  Hai.  1712  S.  28  schildert  den  Verf.  richtig:  omnia  ingent 
et  panea  digerit,  vgl.  Ran,  primae  lineac  historiae  politiecs.  p.  82.    S.  indes*» 


Digitized  by  Google 


I  ebergangspcriode  vom  Mittelalter  zur  Neuzeit. 


anders.  Roseber,  Gesch.  d.  deutschen  Nat.ök.  S.  139  Ii.  Bodinus  wird  nach  Kau 
von  Gregorius  nicht  erwähnt,  scheint  aber  von  ihm  hie  und  da  benutzt  worden  zu 
m-üj:  er  hebe  mehr  die  juridischen  u.  religiösen  Gesichtspuncte  als  Bodin  hervor, 
ueige  sich  auch  mehr  zur  unbedingten  furstl.  Gewalt,  ohne  jedoch  deren  Missbrauch 
anfertigt  zu  lassen.  —  Auch  die  holländ.  polit.  Schriftsteller  u.  Nationalökonomen 
des  17.  J.h.  sind  z.  Th.  auf  Finanz-  u.  Steuerfragen  eingegangen,  so  die  beiden  De- 
lacoort  (Peter  1618—1085,  u.  Jan),  Boxhorn  (institutioncs  politicae  lib.  I,  c.  10. 
ao<  h  varii  tractatus  polit.  Amstcld.  1043).  S.  darüber  £.  Laspeyres,  Gesch.  d.  volks- 
rinhscb.  Anschauungen  der  Niederländer  u.  ihrer  Liter,  zur  Zeit  d.  Republ.,  Lcipz. 
1*63;  ders.  über  Delacourt  in  d.  Tüb.  Ztsclir.  1802,  B.  18,  S.  330,  bes.  S.  364  (prin- 
ipiolle  Abweisung  der  Glcichmässigkeit  der  Besteuerung;  um  die  wohlhabenderen  u. 
talkswirthsc  haftlich  wichtigeren  Thcile  der  Bevölkerung  nicht  aus  dem  Lande  zu  ver- 
lringen, seien  diese  mit  Steuern  zu  schonen).  Roscher  Gesch.  d.  Nat.ök.  S.  221  ff. — 
Ider  den  italien.  Zeitgenossen  Bodin's  vertritt  der  bedeutendste,  G.  Botero  (1540 
—  1617)  (della  ragionc  di  stato,  Venet.  1589)  in  der  Hauptsache  ähnliche  theoret. 
Ansichten  über  Finanzen  wie  Bodin  (Ricca-Salerno,  p.  62  II  £b.  über  andere 
i'aiien.  Finanzscbriftsteller  der  Zeit).  Auch  Sully's  Memoiren  sind  aus  dieser  Pe- 
riode m  erwähnen. 

Die  deutschen  Autoren  des  17.  Jahrhunderts  kommen  bereits  zu  einer  gewissen 
V.  rselbstän digung  und  Systematisirung  ihrer  Ausführungen  Uber  Finanzen. 
Nj  giebt  Bornitz  (Jac.  Bornitius,  aerarium  Francof.  1612.  4°)  ein  Gerippe  einer 
f  lnanzwissenschaft.    Er  betont  vor  Allem  die  Domänen wirthschaft  als  Grundlage  der 
Finanzen,  rechtfertigt  im  Princip  Stcuerexemtionen,  verlangt  aber  sonst  Gleichmässig- 
keit  der  Besteuerung,  auch  ist  er  Gegner  der  •  »brecht'schen  Kegalisirungstendenzen  (s. 
Kau      20.  Note  b.  Koscher  S.  184,  193  —  194).  —  Chr.  Besold.  von  Roscher 
der  grösste  deutsche  Staatsgelehrte  iu  der  I.  Hälfte  d.  17.  J.h.  genannt  (a.  a.  0.  S. 
1^5  rl.).  ein  äusserst  fruchtbarer  und  vielseitiger  Schriftsteller,  berührt  mehrfach  Finanz- 
lagen und  hat  ebenfalls  eine  Schrift  de  aerario  geschrieben  (zuerst  1615  [?],  2.  A. 
IC20  u.  spätere).    Er  ist  gegen  die  willkührliche  Ausdehnung  der  Regalien,  nur  aus- 
uahmsweise   für  Staatsmonopolicn.     In  der  Besteuerung  vertritt  er  die  ständischen 
Reckte  der  Bewilligung  und  Controle,  mehr  die  indirecten  als  die  directen  Steuern, 
t  verwirft  die  Steuerexemtionen  der  privil.  Stände  (Koscher,  S.  203  —  205,  Rau, 
20,  Note  6*.  —  Von  Einfluss  auf  die  Literatur  seiner  Zeit  war  namentlich  mit 
2  grossen  Finanzwerken  Kaspar  Klock:  tractatus  oeconomico-politicus  de  contri- 
Imtionibus.  Brem.  1634,  Fol.,  und  tract  juridico-politico-polemico-historicus  de 
aerario.  Norimb.  1651,  2.  cd.  1671,  Fol.  (Roscher  S.  210  —  217  hebt  auch  hier 
Hauptsächliche   gut  hervor).     Zwei   unendlich   weitschweifige   und  von  ihrem 
Thema  abschweifende,  höchst  umfangreiche  Werke  (das  erste  von  519,  das  zweite  in 
ikr  2.  Aull.,  besorgt  von  Peller,  von   1104  doppelspaltigen  Seiten  Gross-Folio). 
Satiooalökon.,  jurist.  u.  finanzwirthschaftlichc  Erörterungen  laufen  neben  einander  her 
d.  sind  mit  polit.,  histor.  u.  anderen  Excursen  wirr  gemengt.   Im  t.  Buche  de  aerario 
wird  eine  wirre  Geschichte  der  Finanzen  in  der  ganzen  Welt,  im  2.  Buche  eine  Er- 
urumng  über  die  verschiedenen  Mittel  u.  Wege  der  Beschaffung  der  Einnahmen  gc- 
fen^n.  unter  Berücksichtigung  der  damit  in  Verbindung  stehenden  volkswirthschaft- 
tichen  and  Verwaltungsfragen.    In  der  älteren  Schrift  ist  Kl.  hinsichtlich  der  ständi- 
Kh<  ti  Rechte  auch  in  Betr.  der  Besteuerung  freisinniger,  in  der  zweiten  absolutisti- 
sfhtr.   Er  tritt  für  das  Regalicnwcsen  ein,  doch  mit  Maass.    Für  die  Steuern  stellt 
er  einige  richtige  volkswirthsch.  Gcsichtspuncte  auf  u.  macht  Katastrirungsvorschläge. 
Den  Accisen  redet  er  wenigstens  iu  schwachbevölkerten,  verkehrsarmen  Ländern  wie 
Deutschland  nicht  das  Wort.  Besteuerung  der  wichtigsten  Lebensbedürfnisse  verwirft 
k  5.  bes.  Roschor,  S.  215  —  217). 

Wahrend  die  erstgenannten  Schriftsteller  mehr  als  Theoretiker  an  die  Finanz- 
Ii::' *n  herantreten  und  diese  wissenschaftlich  —  nach  Maassgabe  ihrer  Zeit  —  behan- 
i-ri  wolleu,  verfolgt  der  bedeutendste  deutsche  Autor  auf  diesem  Gebiete,  Veit  Lud- 
ig von  Seckendorff  (1626 — 1692)  mehr  practische  Verwaltungszwecko  in  seinem 
mz-  Zeit  sehr  einflussreichen  Werke  „der  teutsche  Fürstenstat"  (zuerst  1656. 
S:»iikf.  a.  M„  in  kl.  4°.,  erschienen,  die  von  mir  benutzte  u.  im  weiteren  Verlauf 
•irre  Aufl.,  dann  noch  öfters  bei  Lebzeiten  u.  nach  dem  Tode  des  Verf.,  bis  in  die 
litte  d.  18.  J.h.  neu  aufgelegt).  Dies  Buch  „hat  lange  Zeit  die  vornehmste  Grund- 
|e  des  polit  Unterrichts  auf  den  deutschen  Universitäten  gebildet,  wonach  verschie- 
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dene  Gelehrte  ihre  Vorlesungen  hielten*'  ( Koscher  S.  l'.l*.  der  ihn  eingehend  wür- 
digt, S.  238  —  252,  Uber  S.  s  Finanz-Auffassungen  S.  219  tr.).    v.  S.  war  ein  ehren- 
fester Staatsmann  von  gesunder  realpolitischer  u.  gemässigt  consorvativer  Richtung 
lange  in  herzogl.  sächs..  zuletzt  in  kurbrandenb.  Diensten  (Kanzler  d.  Univcrs.  Halle). 
Sein  genanntes,  in  den  neueren  Auflagen  vermehrtes  u.  in  einzelnen  Puncten  ver- 
ändertes Hauptwerk  liefert  ein  Schöna  für  die  Beschreibung  eines  Fürstcuthum*  oder 
einer  ähnlichen  Herrschaft  (kurzer  1.  Theil),  behandelt  dann  in  einem  2    TU.  di- 
Einrichtung  der  Verfassung  und  Regierung  eines  solchen  Landes  des  Breiteren  lein* 
Art  allgemeiner  u.  innerer  Vervaltangulebrc)  und  geht  in  einem  dritten,  dem  hierlier- 
•rchörigen  Thcilc.  auf  das  Finanzwesen  und  die  Finanz  Verwaltung  ein:  „von  eines 
Lands- Herrn  eigenen  Gutern  u.  Einkünften,  Vorzügen  u.  Hegalien,  dadurch  er  neben 
Fürstlicher  u.  Herrlicher  rräminenz  u.  Hoheit  die  Mittel  zu  seiner  Fürstl.  u.  Standes 
gebührlichen  Unterhaltung  u.  ergetzlichkeit  erlanget  u.  wie  er  daraus»  sein  Kammer  u. 
Hausswesen  führet  u.  besteiler.  (Das  Wort  „Finanz"  bedeutet  bei  v.  S.  noch  in  jenem 
tlteren  Sinne  [s.  o.  J$.  "».  S.  ti]  „unbillige,  zumal  arglistige  Erpressung",  Roscher 
S.  241).    Er  betrachtet  hier  freilich,  für  seine  Zeit  characteristi>ch.  bei  allem  Maas- 
im  Einzelnen  u.  bei  politischen  Ansichten  —  z.  B.  in  Betreff  der  Steuern  und  der 
ständischen  Bewilligung  derselben  — ,  welche  keineswegs  dem  fürstl.  Absolutismus  dei 
Zeit  schmeicheln,  ..die  ganze  Volk>wirtb^chaft  aus  dem  Standpuncte  des  noch  vorzugs- 
weise höfisch  u.  domanial  gefärbten  Regierungshaushalts"  (Roscher  S.  249).  Der 
genannte  .').  Theil  des  Werks  ist  mehr  eine  practische  Finanzverwaltungslehre  n.  Dar- 
stellung der  positiven  Finanzverhältnisse  in  deutschen  Landen,  als  eine  theoret.  Finanz- 
wissenschaft. Doch  finden  sich  Bestrebungen  der  theoret.  Systeinatisirung  und  der  prin- 
eipiellen  Behandlung  u.  General isirung  vielfach.    In  ">  Kupitcln  wird  gehandelt  von 
den  fürstl.  (intern.  Einkünften  u.  Regalien  insgemein  (Kap.  1);  dann  spccicll  von  den 
fürstl.  eigenen  (intern  u.  Einkünften,  „die  nicht  auf  Regalien  bestehen"  (privatwirthsch. 
Einnahmen,  K.  2.  Gebäude,  Iandwirthsch.  Kauunergüter.  gemeine  (iefälle,  Renten 
Galten,  Zinsen,  Zehnten  u.  a.  m  ):  von  fürstl.  Einkünften,  Hoheiten  u.  Gerechtigkeiten, 
die  andere  Stände  des  Lands  insgemein  nicht  haben,  sondern  als  füratl.  Regalien  gel- 
ten, oder  denselben  verglichen  werden  oder  sonst  hierherzuzichen  sind  (Kap.  3,  also 
Einnahmen  aus  Regalien  i.  e.  S„  gebühren-  u.  steuerartige  Abgaben,  wohin  v.  S. 
rechnet:  Bergregal,  Müuzregal.  Geleit  u,  Zoll,  Lehen-Hofsangelegenheiten.  Wildbann 
nebst  Jagerei.  Fischerei  u.  \\  asseruutzung.  Forstbaun  u.  Waldnutzung,  „Landes-Steaer- 
barkeit",  Fiscalgerechtigkcit  u.  dgl.).    Das  1.  Kap.  beschäftigt  sich  mit  der  Bestell  an  i: 
der  fürstl.  Kammer  zur  Beaufsichtigung  u.  Verwaltung  der  aufgezählten  Einkünfte. 
Nutzungen  und  Regalien  (die  eigen tl  Finanzverwaltungslehre,  mit  Ausführungen  über 
Verrechnungswesen,  Etats  u.  dgl.\    Das  .*».  Kapitel  ist  eine  Darstellung  der  fürstl. 
Privatökonomie,  indem  es  von  der  Bestellung  u.  Verfassung  der  „fürstl.  Hofstadt 
Hofhaltung)  handelt  u.  die  dazu  gehörigen  Aufgaben  u  Einrichtungen  näher  darlegt 
Das  Privat-  u.  öffentlich -Rechtliche  und  -Ökonomische  wird  doch  schon  mehrfach 
deutlicher  geschieden.    Bei  der  (iliederung  des  Finanzbedarfs  (Frankf.  Ausg.  r.  165»» 
S.  164)  werden  0"  Rubriken  gebildet,  die  erste  und  die  letzte  betreffen  fürstliche  Privat- 
interessen (Haushaltung  —  Ergötzlichkeiten},  die  4  mittleren  Öffentliche  Angelegen- 
heiten (Besoldung  der  Hof-  u.  Staatsdiener,  —  sonstige  innere  u.  äussere  Verwaltung 
—   Erhaltung  der  Schlösser,    Amtsgebäude.   Festungen.   Landstrassen,  Brücken,  — 
Kirchen-.  Schul-.  Armenwesen).     Eine  characterist.  Reihenfolge,  iu  der  beachtens- 
werther  Weise  die  besondere  Hervorhebung  des  Militärwesens  als  Hauptglied  der  Aus- 
gaben noch  fehlt.   Bei  der  Darstellung  u.  Beurthcilung  der  Einkünfte  stehen  auch  fui 
v  S.  nach  deutscher  Praxis  die  Dotnanialeinküulte  n.  Regaleinnahmeu  voran,  wobe 
aber  in  letzterer  Beziehung  au  die  alten  Regale  gedacht,  nicht  deren  Ausdehnung  da- 
Wort  geredet  wird.   Die  Steuern  fasst  v.  S.  bes.  in  der  1.  Aufl.  noch  als  eine  durch- 
aus extraordinäre,  mehr  freiwillige,  nur  mit  stand  Bewilligung  zu  erhebende  Einnahmt 
auf  (S.  222  ff/i  und  betrachtet  es  selbst  als  erreichbares  Ziel,  wieder  zur  Beseitigung 
aller  Steuern  zu  kommen,  wo  ..die  Obrigkeit  bei  ihren  ordentlichen  Einkünften  u.  di. 
ünterthanen  bei  Ablegung  ihrer  Erbschuldigkeit  beruhen  und  vergnügt  sein  können' 
S.  22!»\    Später  erscheint  ihm  diese  Hoffnung  selbst  als  zweifelhaft.  Er  neigt  dann 
aus  den  gewöhnlichen  Gründen  der  pract.  Staatsmänner.  („Unmerklichkeif*)  mehr  zi 
Acrisen,  Lizenzen,  Consumtionssteuern  als  zu  Schätzungen. 

In  vieler  Beziehung  ein  Zerrbild  der  patriarchalischen  Auffassung  der  Volks 
winhsehaff  und  des  Finanzwesens  erscheint  in  dem  Werke  eines  Zeitgenessen  v  Seeken 
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ioriTs.  in  \V.  von  Schröders  furstl.  Schatz  u.  Rentkammer  (zuerst  16S6  u.  8  mal 
-plter  aufgelegt.  Dennoch  ist  mehr  die  Ausdrucksweise  als  die  volkswirtschaftliche 
u  finanzielle  (imndtendenz  des  Buchs  so  anstössig.  dessen  Verf.  nur  sonst  rückhalt- 
loser Absolutist  u.  strenger  Mercantilist  war.  Er  emptiehlt  wörtlich  dem  Fürsten, 
deich  einem  Hausvater  seinen  Cnterthancn  erst  zu  einer  guten  Nahrung  zu  verhelfen, 
renn  er  ihnen  etwas  nehmen  wolle,  ähnlich  wie  ein  Hausvater  das  Vieh,  das  er 
v  Machten  wolle,  erst  mästen,  die  Kühe,  die  er  melken  wolle,  erst  gut  füttern  müsse: 
ron  der  Form  abgesehen  ja  ein  ganz  richtiger  0.  von  den  practischen  Finanzmännern 
oft  unbeachtet  gelassener  Satz.  (Koscher  S.  294  H-.).  —  Auch  die  bekannten  grossen 
Maatseelehrten  der  Epoche.  H.  Conring  (de  aerario  boni  prineipis  recte  constituendo, 
iü/endo  et  .onservando.  Koscher  S.  2«0  fl.)  und  Puffendorf  (eb.  S.  816)  gehöre» 
/«  den  in  der  Literarhistorie  der  deutschen  Finanzwissenschaft  zu  nennenden  Autoren 
Die  Schrift  des  ersteren  enthält  nach  Koscher  „eine  ziemlieh  vollständige  Finanz- 
»is>enschaft  jener  Zeit,  allenthalben  mit  volkswirtschaftlichen  Durchblicken".  Pullen- 
dorf 's  Finanzlehre  ist  „ein  aufgeklärter  Absolutismus  fast  genau  derselben  Art,  wie 
•he  Praxis  des  Grossen  Kurfürsten"  (Koscher.  Bemerkenswerth  ist  seine  rechts- 
philosophischc  Begründung  der  Besteuerung  auf  den  Schutz  für  Leben  u.  Vermögen, 
•i'-n  dafür  die  Interthancn  genössen,  und  seine  Forderung,  dass  die  Stenervertheilung 
»ich  Verhältnis»  des  Nutzens  der  Pllichtigen  vom  öffentlichen  Frieden  erfolge  (Ro- 
<<*her.  S.  317).  Das  noch  in  der  modernen  Theorie  spukende  so^en.  „Genussprincip" 
u.  ..As»e<  nranzprineip"  als  Ke<  htsprineip  für  die  Begründung  und  finanzwirthschaft- 
iirh^s  Princip  für  die  Vertheilung  der  Steuern  ( 1  in.  11.  §.  4 1 S,  340)!  — 

Unter  den  ausländischen  Schriftstellern,  welche  Finanzfragen  mit  berühren, 
and  im  17.  J.h.  in  England  die  Philosophen  Hobbes  u.  bes.  Locke  mit  zu  nen- 
aen.  wofür  hier  auf  Roscher,  z.  Gesch.  d.  cntrl  Volksw.sch.lehre,  Lpz.  1851,  tt.  jetzt 
•nch  auf  Ricca-Salerno  a.a.O.  p.  b2  lt'.  zu  verweisen  genügen  muss.  (Bei  Locke 
M.ueruberwäJzuugstheorie.)  Unter  den  ital.  Autoren  der  Zeit  wirkt  Botero's  Ein- 
Soj*  nach.  Bedeutendes  auf  diesen»  Gebiete  tritt  niebt  hervor  (  Riceo  -  Salerno 
p.  73  ff.). 

Die  erwähnte  Epoche  des  Accisestreits  in  d.  2.  Hälfte  des  17.  J.h.  und  noch 
hinüber  ins  ISte  spielend,  hat  zu  einer  Streitschriftliteratur  geführt,  in  die  Roscher 
u.  die  oben  S.  32  gen.  Schriften  interessante  Einblicke  gewähren.  Aehnlicher  Streit 
•kr  Ansichten  über  directe  u.  indirecte  Steuern  wie  noch  heute. 

§.  24.  Bis  Über  die  Mitte  des  18  Jahrhunderts  hinaus  ändert 
Ncfa  in  diesem  Zustande  der  Finanzliteratur  doch  nur  wenig.  Im 
Wesentlichen  auf  Grund  der  bisherigen  Anschauungen,  wenn  auch 
allmälig  unter  dem  Kinfluss  der  neueren  Staats-  und  Rechtsphilo- 
sophie, besonders  Wolff  scher  eudämonistischer  Richtung,  wurde  die 
Finanztheorie  in  Deutschland  nur  mehr  und  mehr  systematisirt 
and  im  Einzelnen  mehr  ausgebildet,  meist  im  engen  Anschluss  an 
die  Kameralwissenschaft,  diesem  „Inbegriffe  der  für  einen  Beamten 
<n  der  inneren  Verwaltung  dienlichen  Kenntnisse"  (Bau)  oder  als 
sin  Theil  dieser  Üisciplin.  Die  wichtigsten  Autoren  sind  v.  .lusti 
lud  v.  Sonnenfels. 

LS.  die  Literatur  in  Kau,  Grundriss  der  Kameralwissenschaft,  1S23,  S.  10.  Viele 
_  1  finanzielle  Schriften  bei  Zincke,  Kameralistenbibliothek,  III,  780  ff.  (1751).  — 
'h  b^ute  sind  manche  dieser  Schriften  auch  deshalb  beachtenswert!! .  weil  sie  die 
irhrdtnissc  der  damaligen  Praxis  schildern  oder  zum  Ausgangspunct  der  theoret. 
hra<htung  nehmen.  Für  die  ganze  deutsehe  Kameralwissenschaft,  die  eine  Wurzel 
m  modernen  deutsehen  Nationalökonomie,  und  damit  auch  für  die  „kamcralistischc 
fc  .nzwissenschaft"  des  1H.  Jahrhunderts  ist  die  eudäraonistische  oder  Wohlfahrtsstaats- 
jlilosophie  Chr.  Wolff's  vielfach  von  Einfluss  gewesen.  —  jene  Philosophie,  welche 
■  die  Praxis  des  Staats  des  ..aufgeklärten  Despotismus"  der  Friedrich  IL  u.  Maria 
ieresia  in  mancher  Hinsicht  die  theoretische  Begründung  u  Rechtfertigung  gegeben 
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hat.    Unter  den  tinanz.  Fachschriften  verdienen  hervorgehoben  zu  werden:  GasscrV 
erster  Inhaber  des  von  Friedr.  Wilh.  I.  neu  errichteten  Ökonom.  Lehrstuhls  an  der 
Untrere.  Halle,  1727)  Einleit.  zu  den  ökon.,  polit.  u.  Kamcralwisscnschaften .  173 
(1.  Band),  „eine  nach  den  damaligen  Begriffen  ziemlich  vollständige  Finanzwissenschaft' 
^Roscher,  S.  372  II'.),  d.  h.  vomcmlich  die  Lehre  v.  d.  Domänen  u.  Regalien,  deren 
Erträge  den  Civiletat,  während  die  Steuern  den  Militäretat  zu  decken  haben.  Bei 
Weitem  der  hervorragendste  deutsche  Theoretiker  dieser  Epoche ,  hier  wie  auf  d<  m 
verwandten  polizeiwissenschaftl.  Gebiete  war  Joh.  Heinr.  Gottl.  von  Justi  (gest.  1771. 
ausführlich  Uber  ihn  Koscher,  S.  441 — 165,  Uber  s.  Fin.wiss.  461  II.).    Mit  seinen 
hierhergehörigen  grossen  Werken  (System  des  Finanzwesens.  Halle  1761,  4.,  u.  Staats- 
wirthschaft  2.  B.  Leipz.  1.  A.  1752,  2.  staik  vermehrte  A.  175M,  hat  v.  Justi  wobl 
den  Anspruch  auf  den  Platz  des  bedeutendsten  linanztheoretischen  Systematikers  seiner 
Zeit  erworben.    Mit  Recht  stellt  ihn  Stein  voran,  freilich  ihn  doch  wohl  etwas  über- 
schätzend.   Auch  Rau  nennt  seine  Werke  „die  erste  ausführliche  u.  methodische 
Abhandlung  der  Finanzwissenschaft,  die  auch  lange  Zeit  Handbuch  der  PractiLer 
blieb.'"    v.  Justi  steht,  wie  r.  Sonnenfels  auf  ausgesprochen  eudämonist.  Stand- 
punete  (s.  bes.  d.  Einleit.  z.  System  d.  Fin.  S.  4  ff.)  u.  theilt  die  Vorzüge  u.  die 
Schwächen  dieser  philosoph.  Auffassung,  weiss  namentlich  die  Conflicte  zwischen  dem 
Staats-  und  Volksinteresse  u.  der  Einzelfreihoit  so  wenig  als  seine  practischen  Vor- 
bilder, Maria  Theresia  u.  Friedrich  d.  Gr.  zu  lösen.    In  polit.  Ansichten  ist  er  von 
Montesquieu  beeinflusst.    Die  Anschauungen  seinerzeit  über  Bevölkerung,  positive 
Volkswirthschaftspolitik  („Polizei")  als  Mittel  zur  Hebung  des  Wohlstands  u.  damit 
der  Finanzkraft,  im  Gedankengange  der  v.  Seckendorf!'  u.  r.  Schröder,  theilt  er,  wa> 
auch  auf  seine  theoret.  Behandlung  der  Finanzwissenschaft  Einfluss  übte:  der  1.  BainJ 
der  „Staatswirthsch."  enthält  die  „Lehre  von  der  Erhaltung  u.  Vermehrung  des  Ver- 
mögens des  Staats,  mithin  die  Staatskunst,  die  Polizei-  und  Commcrzicnwissenscli . 
nebst  der  Haushaltungskunst4' ;  der  2.  Band  baut  dann  auf  dieser  Grundlage  ,,di« 
eigentliche  Kamerai-  oder  Finanzwissenschaft"  auf,  oder  „die  Lehre  von  dein  ver- 
nunftigen Gebrauche  des  Vermögens  des  Staats".    Es  tritt  überall  bei  v.  Justi  in 
volkswirthsch.  Fragen  der  so  characteristische ,  th.  mercantilistische,  th.  staatsbevoT- 
mundende  Standpunct  der  Doctrin  vor  den  Physiokraten  u.  Smith  scharf  hervor.  Im 
Finanzwesen  steht  ihm  die  Besteuerung  schon  mehr  voran,  als  den  deutschen  Kamcralisten 
des  17.  J.h.,  wenn  er  das  auch  mehr  als  einen  thatsächlichen  Uebclstand  ansieht  n. 
von  den  Einkünften  aus  den  Domänen  u.  Regalien  sagt ,  „sie  seien  eigentlich  die- 
jenigen, worauf  der  Staat  fundirt  ist"  (Fin.  S.  347).    Die  Steuern  u.  Abgaben  sollten 
daher  eigentlich  nicht  zu  den  ordentlichen  Staatseinkünften  gerechnet  weiden  (Eb.S.  350  . 
Er  stellt  für  die  Besteuerung  bereits  die  Regeln  der  „staatsbürgerlichen  Gesellschaft  . 
im  Wesentlichen  die  v.  A.  Smith  (Fin.  S.  362  II..  36S).  auf.  kennt  die  Bedcutunj: 
des  tinanztechnischeu  Moments  in  allen  Steuersachen  gut  (Fin.  S.  3111)  ff.)  u.  hat  hier 
für  die  Folgezeit  der  deutschen  Steuertheorie  vorgebaut.    Die  lediglich  principielle 
Behandlung  der  Steuerfragen  in  der  englischen  Doctrin,  ohne  irgend  genügende  Rück- 
sicht auf  die  Steuertechnik .  wird   so  mit  Recht  vermieden.    Seine  volkswirths«  l 
Würdigung  der  Steuern  enthält  im  Einzelnen  manches  Richtige,  entbehrt  aber  freilich 
jener  principiellen  Würdigung,  wie  sie  erst  seit  der  Smith'schen  Zeit  eri  eicht  wird 
In  Montcsquieu'scher  Weise,  aber  nicht  mit  einfacher  Zustimmung  zu  ihm.  wird  der 
Zusammenhang  zwischen  den  Steuern,  deren  Art,  Höhe  und  der  Staatsform  u.  s.  w. 
behandelt  (Fin.  S.  361»  ff.).    Doeh  die  ganze  Staatsidee  v.  Justi 's  war  eine  zu  einseitige, 
als  dass   grade  seine  politischen  Betrachtungen  der  Besteuerung  genügen  könnten. 
Im  Ganzen  ist  er  giösser  im  Speciellen ,  im  Technischen  als  im  Allgemeinen.  Philo- 
sophischen, Üelfentlich  -  Rechtlichen,  Volkswirtschaftlichen. 

Der  jüngere  Zeitgenosse  v.  Justi's,  der  österr.  Xationalökonom  Joh.  v.  Sonnen  fei» 
(1733—1817,  jud.  Abstammung)  nimmt  in  der  deutschen  Finanzliteratur  des  vor. 
Jahrhunderts  mit  seinem  s.  Z.  berühmten  viel  knapper  geschriebenen  Werke  „Grund- 
sätze der  Polizei,  Handlung  n.  Finanz"  (3.  B„  I.A.  Wien  1765,  6.  17%,  nach  der 
ich  citire.  7.  1^1)4.  8.  1819)  wokl  als  Finanztheoretiker  die  erste  Stelle  nach  Justi 
eiu.  (Vgl.  Roscher,  533—552,  über  d.  Fin.wiss.  S.  54S  ff.).  Er  war  zwar  ebenfalls 
Eudämoni&t  und  aulgeklärter  Absolutist,  vertritt  noch  schärfer  als  seine  Zeitgenossen 
das  „Bevölkerungsprincip"  (Vermehrung  der  Bevölkerung  als  Ursache,  Wirkung  u. 
Massstab  der  Hebung  des  Volkswohlstands),  ist  bis  zuletzt  von  A.  Smith  noch  kaum 
berührt,  aber  in  seinem  politischen  Unheil  u.  seiner  Auffassung  des  Finanzwesen 
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ioch  schon,  seiner  Zeit  entsprechend,  mehr  ein  moderner  Mann  als  v.  Justi.  in  seiner 
^teaufTassong  vun  Ron sseau 'scheu  Ideen  mit  beeinflusst.  Domänen  u.  Regalien 
treten  bei  ihm  weit  mehr  zurück  als  bei  v.  Justi;  seine  Steuerlehre  ist  nicht  so  tech- 
nisch eingehend,  aber  principiell  schärfer  u.  z.  Ii.  seine  Polemik  wider  die  Steuer- 
freiheiten priv  ileg.  Stände,  vor  Allen  der  „Clerisey"  athmet  deu  Geist  der  Josefinischen 
Zeit  o.  der  „staatsbürgerlichen  Epoche"  (III,  107  ff.). 

Aus  der  deutschen  Finanz  Iii.  sind  ausserdem  etwa  noch  zu  nennen:  die  finanz. 
Artikel  in  Bergius'  Polizei-  u.  Kaineralmagazin,  1707  ff,  9  Bände.  —  v.  Pfeiffer. 
Gnadriai  d.  Finanzwesens,  Lpz.  17Sl  u.  dess.  Lchrbegriff  sämmtl.  ökon.  u.  Kameral- 
vusensch.  1764—78,  VI  (Roscher  S.  555  ff.).  —  Jung,  Lehrb.  d.  Fin.wiss.  1789 
Koscher  S.  552).  —  Rössig,  Fin.wiss.  1789  (Roschers.  591).  —  S.  auch  Mor- 
•imer.  Grundsätze  d.  Handlung*-,  Staats-  u.  Fin.  Wissenschaften,  d.  v.  En  gelbrocht. 
Hamb.  1781.  —  Mehr  vom  Staudpunct  d.  pract.  Staatsmanns  aus  d.  Schule  Friedr.  d.  Gr.: 
Bielfeld,  institutions  politiques,  1760,  I,  ch.  11,  12  (Roscher  S.  426  ff.). 

Diese  ganze  Finanzliteratur  des  18.  J.h.  leitet  dann  hinüber 
zur  modernen  deutschen  Finanzwissenschaft  der  streng  wissen 
M'haftlichen  Periode,  auf  die  sie  (auch  von  Kau  gilt  das  noch) 
ciuen  deutlichen  Einfluss  ausgeübt  hat.  Dieser  letztere  wurde  nur 
durch  die  mächtigeren  Einflüsse  von  anderen  Seiten  (§.  25)  mehr 
and  mehr  zurückgedrängt,  ist  aber  auch  gegenwärtig  berechtigter- 
massen  noch  nicht  völlig  verschwunden,  was  System,  Methode, 
Berücksichtigung  der  finanztechniseben  Momente  anlangt,  worin 
die  moderne  deutsche  Wissenschaft  Dank  dieser  Nachwirkung  der 
kameralistischen  Periode  die  fremde  heute  noch  übertrifft. 

In  der  ausländischen  Literatur  von  Ende  des  17.  bis  um 
die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  gelangt  man  nur  ausnahmsweise 
zu  der  in  Deutschland  beliebten  Systematisirung  der  Finanztheorie. 
Aber  einige  Finanzfragen  finden  doch  bereits  in  dieser  Periode 
eine  bemerkenswerthe  Behandlung  von  wissenschaftlichem  Werthe. 
So  fördern  in  Frankreich  Boisguilbert  und  Vauban  durch 
ihre  Kritik  der  bestehenden  Besteuerung  und  deren  Wirkungen  und 
durch  Erörterungen  und  Keform vorschlüge,  welche  sich  daran 
vchliesseu,  die  theoretische  Erkenntniss  des  Steuerwesens.  Die 
Theorie  des  öffentlichen  Crcdits  und  damit  zusammenhängender 
l'uncte  wird  durch  den  Schotten  Law  gefordert,  trotz  des  practi- 
^ehen  Fiasco's  dieses  Mannes.  Die  Italiener  sind  auch  jetzt  nicht 
müssig  (Broggia).  Montesquieu  s  Auftreten,  das  auch  für  die 
Kinanztheorie  von  nachhaltiger  Bedeutung  war,  fällt  in  den  Schluss 
dieser  Periode,  wie  ebenso  dasjenige  von  Ilume.  Beide  bringen 
dann  mit  den  Physiokraten  die  politischen  und  Wiithschaftswisscn- 
*ehaften  zu  jenem  mächtigen  Aufschwung,  welcher  in  A.  Smith 
culwinirt  und  auch  die  Finanzdoctrin  in  neue  Richtungen  führen 
wüte. 

Näheres  Eingehen  auf  diese  Literatur  müssen  wir  un*  hier  versagen.  Sie  darf 
»bcT  nicht  unterschätzt  oder  übersehen  Verden.    Rau  s  Unheil  Fin.  I.  §.  20  über 
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die  Italiener  des  IS.  J.Ii,  ist,  wie  Ricca-Salerno's  Arbeit  zeigt,  doch  zu  ungünstig 
hinsichtlich  der  Ausbeute  dieser  Autoren  auch  für  die  Fioanswissenschaft.  Boisguilbert 
u.  Vauban  sind  von  der  neuereu  iranzos.  LitCTarhistorie  wohl  etwas  Übermässig 
hervorgehoben  und  Uberschützt  worden,  aber  betuerkenswerth  sind  ihre  Ausführungen 
über  die  Unbilden  der  damaligen  Besteuerung  u.  ihre  Reform  vorschlage  allerdings 
S.  beider  Schriften  [B.'s  Detail  de  la  France  1G05.  2.  ed.  1097,  Factum  de  la  France 
1706  oder  1707,  V.s  dime  royalo,  1707)  in  vol.  I  der  Collect,  des  prineip.  economiste?. 
od.  Daire.  Darüber:  Horn.  econ.  polit.  avant  les  physioerates.  Par.  1S07.  Cade  t 
P.  de  Boisguilljcrt.  J'ar.  1S70.  ü.  Cohn.  Boisg.  in  d.  Tub.  Ztschr.  1SG9.  B.  25, 
S.  360,  v.  Skarzynski  P.  de  B.,  Berl.  1S73.  Ricca-Salerno,  S.  06  ff.  B.  wie  V. 
strebteu  doch  vor  Allem  nach  einer  gerechteren  und  wi  rt  hschaftlich  zweck- 
massigeren  Vertheilung  der  Steuerlast,  wobei  der  Verwaltungspractiker  B 
nur  nicht  so  radical  vorgeht  als  der  Marschall  Vaubau  mit  seiner  Forderuug  des 
„Königszehcnts"  von  allen  ländlichen  und  städtischen  Erträgen.  —  Law's  Credittheorie 
bes.  in  s.  „memoires"  u.  ..lettres"  sur  les  banques  (im  1.  vol.  der  Coli  d.  princ.  econ.V 
Darüber  Kautz,  S.  2S2,  Horn,  J.  Law,  Leipz.  ls;»s,  bes.  Kn  ies.  Credit  I,  63  ff.  Weitere 
französ.  Finanzschriften:  Duval,  elemcnts  des  finances,  Par.  173«».  Dutot.  reflex.  polit. 
sur  les  fin.  et  le  commerce,  La  Haye,  173S — 54  II.  B.  Auch  Molen,  essai  polit  sur 
le  commerce.  1731,  Forbonnais,  recherches  et  consider.  sur  les  tin.  de  France  175^ 
u.  a.  m.  berühren  Finanz-.  Credit-,  Steuerfragen,  (jrouber  de  (Jroubonthal. 
theorie  g6ncr.  de  l'adtniuistr.  des  fiu.  P.  17SS  2  B.  —  Ueber  die  Italiener  (auch 
andere,  wie  z.  B.  M6lon)  s.  Ricca-Salerno,  00  Ii".  (Pascoli,  1733.  1731. 
Bandini  1677 — 1760.  bes.  Broggia,  gest.  1763.  von  ihm  trattato  dei  tributi  etc. 
Nap.  1743,  s.  Ricca-S.  p.  106  11?; .  Genovcsi,  dessen  gedrängte  Entwicklung  der 
Fiuanzgrundsütze  auch  Rau  schätzbar  nennt,  gehört  doch  er>t  der  späteren  Periode  an. 

III.  §.25.  Neuere  Zeit  seit  der  Mitte  des  18.  Jahr 
hunderts  oder  strenger  wissenschaftliche  Periode  der  Finanz- 
wissenschaft. Diese  beginnt,  wie  diejenige  der  gesammten  Politischen 
Oekonomie,  —  was  bei  aller  Achtung  vor  einzelnen  früheren  Autoren 
raercantilistischer  wie  freierer  Richtung  wahr  bleibt  —  doch  erst 
nach  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts.  Drei  Hauptmomentc 
zeigen  sich  darauf  von  Einfluss.  Zunächst  und  zumeist  die  Ent- 
wicklung der  neueren  Volkswirthscha  fts  lehre,  der  „Theorie 
der  freien  Concurrenz",  in  der  Lehre  der  Physiok raten  (Quesnay. 
Turgot)  und  mehr  noch  in  dem  epochemachenden  Werke  von 
Adam  Smith.  Sodann  der  Umschwung  in  der  Rechts-  und 
Staatsphilosophic  und  in  der  (theoretischen)  Politik,  in  An- 
knüpfung an  Montesquieu,  Rousseau  und  schliesslich  und 
hauptsächlich  an  Kant.  Endlich,  den  Ausschlag  gebend,  die 
praktische  Umgestaltung  des  politischen,  socialen  und 
wirtschaftlichen  Lebens  durch  die  französische  Revo 
lution  und  die  mit  ihr  in  Verbindung  stehenden  Ereignisse.  In 
der  Praxis  und  in  der  Theorie  geht  nunmehr  erst  die  „ständische 
Periode"  definitiv  unter  und  gelangt  die  „Staatsbürger Ii  che" 
zur  Herrschaft. 

Die  Physiok  raten  waren  die  ersten  consequenten  Vertreter 
des  Individualismus  und  Liberalismus  auf  ökonomischen] 
Cr  e  biete,  sie  stehen  hiermit  auf  derselben  philosophischen  Grund 
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läge  wie  A.  Smith  nnd  die  britische  Oekonoraik.    Ihre  Doctrin 
wird  mit  Hecht  mit  der  britischen  Lehre  zu  einer  höheren  Einheit, 
ibeo  der  ..Theorie  der  freien  Concurrenz",  zu  Einer  grossen 
.»Schule"  zusammen  gefasst,  in  welcher  sie  die  erste,  die  Smith'sche 
Lehre  die  zweite  Entwkklungsphase  bildet.    Der  auch  Ahr  die 
Finanztheorie  hochwichtige  Puuct  der  neuen  Doctrin  ist  die  ganz 
veränderte  Auffassung  des  Zwecks  und  der  Aufgaben 
des  Staats.    Grundsätzlich  wird  Front  gegen  die  eudämonistische 
Staatsauflassung,   gegen  die  Vielregiererei  und  die  Einmischung 
des  Staats  in  das  Wirtschaftsleben  gemacht.    Die   ,,  natürliche 
Ordnung"  soll  im  letzteren  hergestellt  werden,  der  Staat  soll  sich 
im  Wesentlichen  auf  Hechtsschutzgewähr  und   etwa  auf  Volks- 
erziehung beschränken,  Handel  und  Wandel  nicht  künstlich  regit 
liren.  „die  sterilen  Ausgaben  sich  selbst  überlassen1'  (Quesuay 
Max.  6).     Daraus  würde  eine  Verminderung  des  Finanzbedarfs 
folgen  müssen.    Der  verbleibende  Bedarf  soll  dann  nach  phvsio- 
kratischer   Lehre  einfacher  und   rationeller   und  dem  leitenden 
ökonomischen  Princip  der  Doctrin  der  „Oekonomisten  "  gemäss 
£anz  oder  grossentheils  durch  eine  einzige  Grundsteuer  oder 
eiue  einzige  Steuer  (impot  unique)  vom  Boden-Reinertrag  (produit 
net)  bedeckt  und  die  schweren,  belästigenden,  ungleichmässigen, 
grosse  Erhebungskosten  bedingenden  bisherigen  Steuern,  zumal 
die  indirecten  Verbrauchsteuern  sollen  beseitigt  werden. 
Die  Forderung  jener  einzigen  Steuer  ist  die  Consequenz  der  schiefen 
uud  unhaltbaren  physiokratischen  Lehre  von  der  allein  Heinertrag 
oder  Ueberschuss  schaftenden  Hodenarbeit  und  ausserdem  von  dem 
Mreben  nach  Vereinfachung  der  Besteuerung  eingegeben,  indem 
die  Steuer  jenen  Heinertrag  an  der  Quelle,  in  der  Hand  des  Boden- 
liebauers bez.  des  Grundeigentümers  trifft.    Die  Beseitigung  des 
bestehenden  Steuerwirrwarrs   wird   somit  auch  aus  Gründen  der 
Steuertechnik  (Vereinfachung  der  Besteuerung,  Verringerung  der 
Krhebungskosten)    und    der   Gerechtigkeit    (gleichmäßigere  He- 
-teuerung)  verlangt.     Trotz  der  theoretischen  Einseitigkeit  uud 
grossentheils   der  Falschheit  der  philosophischen  Grundlage  des 
l'hvsiokratisinus,  der  Unrichtigkeit  der  Lehre  vom  alleinigen  Rein- 
ertrag der  Bodenarbeit  und  der  practischeu  l'ndurchfUlu barkeit 
der  „einzigen  Steuer"  hat  die  ganze  Doctrin  doch  anregend  und 
befruchtend  auf  die  Finanztheorie  eingewirkt. 

l'eber  die  innere,  hiebt  nur  Verwandtschaft,  sondern  de  im  iiisanikeit  de»  I'Ijn  -io- 
kM&»miiä  und  Su.ithianismus,  ungeachtet  der  Berichtigung  dtr  Lehre  rom  produit  net 
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und  iinpöt  uniqao  durch  Smith,  s.  bes.  v.  Scheel  Uber  Turgot,  Tab.  Ztschr.  IS68, 
B.  24.  S.  243  iL,  auch  v.  Sivers  über  Turgot,  in  Hildebr.  Jahrb.  1*74  I,  meine 
(irundleg.  S.  223  ff.  Vgl  auch  v.  Skarzynski,  A.  Smith,  Berl.  1ST6,  Leser,  Bcyx. 
d.  Reichthums  bei  A.  Smith.  —  lieber  die  Physiokralen  im  Allg.  z.  B.  E.  Laspey- 
res  in  Bluutschü's  Staatswörterb.  B.  8,  L.  Do  Lavergne.  ccon.  franc.  du  1*.  su-ck 
Par.  1870.  —  Quesnay's,  Turgot's  und  der  übrigen  wichtigeren  Physiokrattü 
Schriften  jetzt  am  Besten  zugänglich  in  d.  Coli.  d.  prineip.  economistes,  vol.  2—4.  — 
Die  Steuerlehrc  schon  in  Quesuay's  Max.  5  (aus  175S):  ,,«|ue  l'impüt  ne  seit  pa^ 
destruetif  ou  disproportionne  ä  la  masse  du  revenu  de  la  nation;  quo  son  auginenta- 
tiou  suive  l'augmentation  des  reveuus;  qu'il  soit  6tabli  iinmö diäte ment  »ur  1 
produit  net  des  bieus-fouds  et  non  sur  le  salaire  des  hoinnies  ni  sur  les  denr-  cs. 
oü  il  multiplierait  les  frais  de  pereeption,  prejudicierait  au  commerce  et  detruirait 
annuellcment  une  partie  des  richesses  de  la  natiou."   Modifikationen  u.  Zugeständnis*: 
an  die  Praxis  hei  andern  Physiocraten.    So  plädirt  Mirabeau  (d.  Aeltcre\  theon-r 
de  l'impot,  1760,  für  eine  Besteuerung  in  Frankreich  von  75  Mill.  F.  mittelst  einer 
Grundsteuer,  von  150  Mill.  F.  mittelst  einer  auf  Heerd,  Haus  u.  Personen  gelegten 
Einkommensteuer.    Ein  Hauptargument  gegeu  die  bestehende  Besteuerung  ist  au<L 
für  M.  die  colossale  Höhe  der  Erhebungskosten,  die  er  auf  c.  5S°/0  anschlägt  (?♦  35" 
von  600  Mill.  F.)  —  Le  Trosne,  traite  de  l'administr.  provinc.  et  de  la  reforme  dt 
l'impot,  1770,  behält  die  Greuzzölle  bei,  vereinfacht  aber  sonst  das  Steuersystem,  iu- 
dem  er  die  indir.  Stenern  durch  einige  directe  ersetzt.  —  Seit  den  Physiokratcn  w 
der  theoret.  Kampf  gegen  die  indirectun  Verbrauchsteuern  aus  prineip.  u.  techu. 
Gründen  lebhaft.    Vgl.  meine  Fin.  II,  S.  4!sS  H*.  —  Ein  Versuch  zur  Verwirkliehut»? 
der  phybiokrat.  „einzigen  Steuer"  ist  in  kleinem  Maassstabe,  in  ein  paar  Dörfern,  in 
Baden  gemacht  worden.    Er  musste  schon  dieses  Maassstabes  wegen  inisslingcn.  & 
den  auch  sonst  für  die  physiokr.  Lehre  beachtenswerthen  Aufs,  von  Emminghao* 
über  Karl  Friedr.  v.  Baden,  in  Hildebr.  Jahrb.  1872,  B.  19,  S.  1  fl".   Scheel  in  i. 
Aufs,  über  Türgot  S.  255. 

Mit  den  Physiokraten ,  wie  gesagt,  auf  demselben  Boden  der 
philosophischen  und  Ökonomischen  Grundanschauungen  stehend, 
aber  die  falsche  Steuerlehre  derselben  fallen  lassend  verbreitete 
hierauf  „A.  Smith  ein  neues  Licht  über  das  Finanzwesen,  indem 
er  die  volkswirtschaftliche  Grundlage  desselben  in  seinem  der 
ganzen  Politischen  Oekonomie  gewidmeten  Werke  entwickelte. 
Die  Staatseinkünfte  traten  aus  der  Vereinzelung,  in  der  man  sie 
bisher  betrachtet  hatte,  zu  einem  Ganzen  zusammen,  welches  mit 
dem  grösseren  Ganzen  der  Volkswirtschaft  in  der  engsten  Ver 
bindung  erschien.  Man  ward  jetzt  in  den  Stand  gesetzt,  für  die 
notwendige  Schonung  des  Volksvermögens  und  der  Volksgewerbe 
bestimmte  Grundsätze  statt  undeutlicher  und  schwankender  Kegeln 
aufzustellen,  und  man  lernte  Massregeln  und  Einrichtungen  als 
fehlerhaft  erkennen,  bei  denen  man  bisher  kein  Bedenken  gehegt 
hatte"  (Rau  §.  22).  Allerdings  hat  selbst  Smith,  wie  L.  Stein 
mit  Recht  sagt,  zwar  schon  eine  ziemlich  vollständige  Staatswirth- 
schaftslehre ,  aber  noch  keine  vollendete  Finanzwissenschaft  ge- 
liefert, weil  ihm  in  seinen  Erörterungen  über  das  Finanzwesen  ein 
einheitliches  leitendes  Prineip  noch  fehlte.  Dies  war  die 
notwendige  Folge  seiner  mangelhaften,  dürftigen  Staatslehre, 
namentlich  der  vollständigen  Verkennung  der  universalen  Bedeutung 
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des  Staats  für  da«  Volksleben  und  der  Bedingtheit  der  Volkswirth- 
schaft  (selbst  des  von  A.  Smith  und  seiner  engeren  Schule  eigent- 
lich allein  betrachteten  privatwirthschaftlichen  Systems)  durch  den 
Staat.  Aber  von  diesem  allerdings  verhängnissvollen  Fehler  ab- 
gesehen hat  A.  Smith  auch  hier  mit  dem  fünften  Buche  seines 
berühmten  Werks  vom  Volkswohlstande  Epoche  gemacht,  mass- 
gebenden, in  der  englischen  Literatur  eigentlich  noch  heute  nach- 
haltigen Einfluss  auf  die  theoretische  Auffassung  und  Behandlung 
des  Finanzwesens  ausgeübt  und  schon  ein  ziemlich  abgerundetes 
System  der  Theorie  entworfen.  Die  auch  äusserlich  enge  Ver- 
bindung, in  welcher  er  das  Finanzwesen  mit  der  Politischen  Oekonomic 
behandelte,  blieb  für  die  ausländische  Wissenschaft  bis  heute  meistens 
bestehen.  Die  sich  selbständig  stellende  deutsche  Finanzwissenschaft 
ist  in  ihrer  Systematik  aber  ebenfalls  von  Smith  mit  beeinflusst 
worden.  Sie  bat  sich  erst  seit  ihm  aus  der  alten  Kameralwissen- 
schaft  herausgelöst  und  verdankt  Smith  namentlich  das  Durch- 
dringen zu  schärferer  principieller  Behandlung  der  Finanzfragen 
aus  dem  volkswirtschaftlichen  Gesichtspunct. 

Der  wichtige  britische  Vorläufer  von  A.  Smith  auch  iin  Gebiete  der  Finanz-, 
namentlich  der  Steoertheorie  ist  D.  Hu  ine,  besonders  in  seinem  Essay  Uber  Steuern 
u.  Staatscredit  in  den  „essays  a.  treatises  on  sevcral  subjects"  1753.  H.  ist  Gegner 
-kr  physiokrat.  u.  ähnlicher  Steucrtendenzen.  mehr  Anhänger  passender  Verbrauchs-, 
auch  Laxuasteuern,  auch  ein  scharter  Kritiker  der  leichtsinnigen  Staatsschuldonwirth- 
>cbaft.  Auch  der  überhaupt  durch  Smith  etwas  zu  sehr  verdrängte  gemässigte  und 
^  läuterte  MereantilUt  J.  Steuart,  in«iuiry  into  the  principles  of  pol.  ccon.  1767,  gi<*bt 
eine  beachtenswerthe  Steuerlehre. 

Es  ist  überhaupt  hier,  wie  sonst  nicht  sowohl  die  keineswegs  Uberall  vorhandene, 
mehrfach  ganz  fehlende  Originalität,  als  die  glückliche  Form  seiner  Darstellung,  die 
.rrossartige  Zusammenfassung  de*  Stoff;»,  die  richtige  Verbindung  theoret.  u.  pract. 
Auffassung,  der  A.  Smith  seine  Epoche  machende  Stellung  in  der  Finanzwissenschaft 
rerdankt.  Seine  staatsinännischc  Auffassung  lässt  ihn  die  doctrinären  Einseitigkeiten 
eher  vermeiden  und  dadurch  ihn  auch  für  die  Praxis  grösseren  Erfolg  erzielen.  Eine 
lühere  Darlegung  u.  Würdigung  seiner  Finanztheorie  gehört  nicht  hierher.  Vielfach 
liegt  seine  Theorie  doch  der  Finanzwissenschaft  bis  auf  unsere  Tage  zu  Grunde  u. 
M  daher  in  diesem  Werke  öfters  an  ihn  anzuknüpfen,  beistimmend  und  kritisch  ab- 
lehnend. S.  s.  „Iotjuiry  into  the  nature  a.  cause«  of  the  wcalth  of  nations".  Lonu. 
1776  u.  zahlreich  später.  Unter  den  deutschen  Uebersetzungen  die  ältere  von  Garve, 
die  für  die  beste  geltende)  v.  Asher  (Stuttg.  1861,  2  B.),  neueste  von  Stöpel  1*7\ 
»on  Löwenthal,  2.  A.  1SM),  französ.  in  d.  Coli.  d.  prineip.  6cODOm.  vol.  V  u.  VI. 
Dx>  5.  Bu<  h  „of  the  revenue  of  the  sovereign  or  Commonwealth'-  zerfällt  in  .H  grössere 
Abtheil.  (Kap  ).  Zuerst  werden  die  Ausgaben  geprüft,  wo  die  Staatslehre  des  Verf. 
na  Meisten  nachtheilig  einwirkt,  neben  manchem  richtigen  polit.  Gesichtspunct,  der 
Wi  Smith  nie  fehlt,  aber  mit  seiner  Grundanschauung  in  Widerspruch  steht.  Darauf 
werden  die  Quellen  der  Staatseinkünfte  behandelt.  Hier  werden  u.  A.  für  die  Besteu- 
rußg  die  berühmten  4  Kegeln  aufgestellt  (B.  V,  ch  II,  part  2  im  Auf.)  (s.  meine  Fi«.  II. 
21]).  wie  sie  übrigens  vor  u.  gleichzeitig  mit  Smith  von  manchem  andorn  Autor  ge- 
sehen wurden  (auch  von  deutschen  Kameralisten,  s.  die  Noten  der  vorausgehenden 
S5>>  Drei  dieser  Hegeln.  ..Bestimmtheit  \  „Bequemlichkeit",  „geringe  Erhebungskosteir* 
sind  selbstverständliche  Steuerverwaltungsprincipien  i^Fin.  II,  §.  ö'dil— 536).  wo  nur  die 
Schwierigkeit  besteht,  sie  in  der  Praxis  richtig  auszufuhren.    Die  erste  Hegel.  „Hc- 
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Steuerung  im  Vcrhältniss  zu  deu  resp.  Fähigkeiten,  d.  i.  zuui  Einkommen,  welches 
man  unter  dem  Schutze  des  Staats  goniesst",  ist  mit  den  anderen  Regeln  das  richtig? 
Stcucrprogramm  der  „staatsbürgcrl.  Gesellschaft*'  (Stein),  aber  ein  unklarer  Satt,  der 
in  seiner  Fassung  alles  problematisch  lässt,  d.  h.  eigentlich  keine  Frage  löst,  vielmehr 
alle  möglichen  Streitfragen  der  Steuertheoric  in  sich. birgt.  Auch  die  weitere  Steoer- 
Ichre  von  A.  Smith  leidet  an  erheblichen  Mängeln,  z.  Th.  der  Folge  der  ungenügen- 
den Smith'schen  Lehre  von  der  Vertheilung  des  Einkommens.  Das  Schlusikapitcl 
handelt  von  den  Staatsschulden.  S.  über  Smith'  Staats-  u.  Finanzlehre  Oncken. 
Smith  u.  Kant,  Leipz.  1S77.  I.  105  ff.  —  Bis  heute  hält  sich  die  britische  Finanz- 
Wissenschaft  merkwürdig  streng  in  den  Gleisen,  die  Smith  zog.  nach  Inhalt  und  sdbi 
auch  Form.  S.  z.  B.  Mill,  prine.  of  pol.  econ.  (Deutsch  v.  Sötbeer),  ebeuf.  Buch  o. - 
Immerhin  manches  Selbständige  zeigt  auch  im  IS.  J.h.  die  italien.  Literator 
über  Finanzen,  wofür  hier  auf  Kicca-Salcrno 's  reichhalt.  Werk  zu  verweisen  gcnugtjj 
muss,  da  ein  allgemeiner  Einfluss  dieser  Literatur  auf  die  Finanzwissenschait  über- 
haupt und  speciell  auf  die  deutsche  doch  nicht  hervortritt  S.  u.  A.  GenovesiV 
lezioni  di  econ.  civile,  1765,  u.  darüber  ßicca-S.  p.  178  ff. 

Der  Umschwung  der  Philosophie  und  die  französische 
StaatsumwiUzung  hahen  dann  zu  neuen  staatswisscnsehaftliebeu 
Untersuchungen  über  die  Aufgaben  des  Staats  und  die  Grenzen 
seiner  ThUtigkeit  geführt,  wodurch  neue  staatsrechtliche  Sätze  ge 
wonnen  und  der  Finanzwissenschaft  von  einer  auderen  Seite  au* 
vorgearbeitet  wurde.    Ein  Uebelstand  war  nur  hier  die  Uber 
triebene  Reaction  der  Kant  'sehen   Staatslehre   gegen  die 
eudämonistische  Theorie  der  Wo  1  ff  sehen  Schule  und  gegen  die 
Praxis  des  Staats  des  „aufgeklärten  Despotismus".    Diese  Reaction 
bewirkte  eine  bedenkliche,  der  concreten  Sachlage  auch  durchaus 
widersprechende   Entleerung  des   Staatsbegriffs,  welche 
sich   mit  der  einseitigen  und  ungeschichtlichen  Opposition  de> 
Smithianismns  gegen  alle  „Staatseinmischnng"  in  das  (  materiell 
wirthschaftliche  Gebiet  begegnete.    Die  falsche  Lehre  von  Smith 
und  seiner  Schule   über  die  UnproductivitUt   der  Dienst 
leistungen  (G.  §.  16  ff.)  und  damit  auch  des  Staats  leistete 
dieser  verhängnissvollen  Richtung  noch  Vorschub.  (G.  Abth.I,  Kap.  4. 
Trotzdem  gewann  aber  unter  diesen  verschiedenen  Einflüssen  die 
Finanzwissenschalt  eine  festere  systematische  Gestaltung  und 
bereitete  sich  in  Folge  der  allmäligen  Vervollkommnung  der  Wissen 
schalt  ein  Umschwung  der  Praxis  vor,  der  seitdem  zwar  langsam, 
aber  doch  unaufhaltsam  sich  vollzieht. 

Neben  dem  grü?seren  u.  nachhaltigeren  Einfluss  der  neueren  Philosophie, 
der  Kantsihcn.  darf  der  Einllu*s  Montesquieu'*  nicht  ganz  übersehen  werden,  h 
seinem  berühmten  ..esprit  des  lois"  (Genf  174*  zuerst)  behandelt  M.  die  Bosteucruii: 
in  B.  XIII,  den  öflentl.  Credit  mit  in  B.  XXII.  Er  stellt  jene  militärische  ..As^ 
curanztheorie"  für  die  Begründung  der  Steuern  auf,  wonach  diese  sind  ,.uue  portic* 
quo  cha<|ue  citoyen  donne  de  bon  bien  pour  avoir  la  surete  de  l  autre  ou  pour  es 
jouir  agreablement  (XIII.  eh.  1).  Eine  schon  altere,  aber  noch  heute  nicht  r Allig 
überwundene  Theorie  der  Begründung  und  Vertheilung  der  Steuern  (s.  Fin,  II.  4!>' 
Bes.  wichtig  ist  seine  Er^rterunir  über  die  Beziehungen  zwischen  Staatsform,  pt»liu- 
scher  Freiheit  u.  Besteuerung,  wo  die  Möglichkeit  staiker  Besteuerung  giade  für  öcfc 
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freieren  Staat  abgeleitet  wird,  (iute  Uebcrsicht  Uber  M.  s  Finanzlehren  bei  Ricca- 
^aJenio,  p.  112  ff. 

§.  26.  Die  wissenschaftliche  Behandlung  des  Finanzwesens 
hat  sich  dann  auf  dieser  Grundlage  im  Aus  lande  und  in  Deutsch- 
land bis  in  die  neueste  Zeit  beinerkenswerth  verschieden- 
artig gestaltet. 

,,Die  vielen  Bearbeitungen  der  Politischen  Oekononrie  seit 
Adam  bniith  erstreckten  sich  gewöhnlich  auch  auf  das  Gebiet 
des  Finanzwesens,  inzwischen  wurde  dasselbe  in  den  nichtdetitschen 
Werken  jener  Art  nicht  vollständig  systematisch  behandelt,  sondern 
vorzüglich  in  der  Absicht  herbeigezogen,  um  volkswirtschaftliche 
Lehren  darauf  anzuwenden  und  dadurch  zu  erläutern.  Man  be- 
schränkte sich  dabei  meistens  auf  eine  allgemeine  Betrachtung  des 
.Steuerwesens,  der  Staatsausgaben  und  Staatsschulden,  die  man  bei 
der  volkswirtschaftlichen  Lehre  von  der  Consumtion  einschaltete." 

Rau,  §.  23.)  Schon  eine  solche  Einschaltung  schloss  unliebsame 
Consequenzen  in  sich.  Es  konnte  dabei  in  wirtschaftlicher  Hin- 
sicht, wie  im  L'ebrigen  nach  der  ganzen  staatsphilosophiseben 
Auflassung,  von  der  diese  Oekonomisten  ausgingen,  eine  prin- 
cipielle  Auffassung  der  Bedeutung  der  Finanzwirthschaft  für 
die  Volkswirtschaft  nicht  gewonnen  werden.  In  der  That,  eine 
solche  fehlt  hier  bis  in  die  Gegenwart  fast  durchweg.  Aber  im 
Einzelnen  wird  Bedeutendes  geleistet,  besonders  in  der  Lehre 
von  den  volkswirtschaftlichen  Wirkungen  der  Steuern, 
von  der  Ueberwälzung  der  einzelnen  Arten  Steuern. 

Ricardo.)  Ueber  der  principiellen  Krörterung  wird  jedoch  die 
steuertechnische  Seite  der  Fragen  arg  vernachlässigt. 

Die  monopraph  ischc  Finanzliteratur  knüpft  gern  an  die  grossen  praetisehen 
Probleme  da  öffentlichen  Lebens  an,  namentlich  in  England,  an  die  Kraben  des 
Staa  tss  c  h  u  iden  wesens,  des  Papiergelds,  der  Münz-  und  Ra  nk  politik , 
des  Zollwesens  u.  s.  w.  In  neuester  Zeit  linden  sich  auch  Anklänge,  an  die  social- 
politische  Auflassung  des  Finanzwesens.  Im  Einzelnen  zeigt  sich  hier  in  der  eng- 
lischen uud  französischen  Literatur  fast  immer  der  Tact.  den  die  Anschauung  grosser 
Maatsverhaltnis:>c  verleiht,  wodurch  auch  die  reinen  Theoretiker  vor  dem  Doctrinarisinus 
Wahrt  werden,  zu  welchem  gerade  auf  dem  (iebieto  der  Finanzwissenschaft  die 
Theorie  der  freien  Concurrcnz"'  sonst  so  leicht  gefuhrt  hat.  Aber  eine  selbständige 
F i ii an/,  w  i ssen sch a  ft  in  deutscher  Weise,  als  ein  besonderer  Theil  der  Politischen 
'Xkonomie,  fehlte  der  fremden  Wissenschaft  bis  vor  Kurzem  grosscnthcils .  soweit  sie 
nicht,  wie  die  osteuropäische  und  etwas  die  italienische,  von  der  deutschen  Wissen- 
schaft beeinflußt  wurde.  Selbst  besondere  Werke  über  das  ganze  Finanzwesen  sind 
in  der  englischen  uud  französischen  Literatur  selten  und  beginnen  erst  in  neuster 
Zeit  mehr  hervorzutreten. 

S.  u.  die  Bibliographie.    Zu  nennen  s.  z.  B.  aus  der  1.  Hälfte  d.  19.  J.h.  .1.  B. 
Sjy,  traite  d'econ.  pol.   vielfache  Ann"  )  I.III,  ch.  Ii— U:  ders.  cours  complet  decon 
pol.  prat.  7.  Th.  •'<.  Absehn,  u   8.  Th    —   Eingreifender  u.  selbständiger  auch  hier 
Sitnunde  de  bismondi,  Nouv.  princ.  d  eeuu.  pol.  I'ar.  lhlS,  2.  A.  1S21.  1.  Ü  (d€ 
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l'iinpöt).  —  Ricardo,  priiic.  of  poL  econ.  ch.  8—  \\  21),  zuerbt  1M9,  deutsch  von 
Baumstark,  Lcipz.,  I.A.  1837,  2.  A.  1S77,  uebst  Baumstark's  Erläuterungen,  1S3S. 
MCulloch,  treat.  on  the  princ.  a.  pract.  iniluence  of  taxation  a.  the  funding  system. 
Lond.  1S45  u.  öfter.  —  J.  St  Hill,  princ.  of  pol.  ec.  B.  V. 

„In  Deutschland,  wo  die  Finauzwissenschaft  schon  früher 
als  eine  besondere  Wissenschaft  (von  den  kamcralistischen  Autoren) 
behandelt  worden  war,  wurde  dagegen  von  vielen  Schriftstellern 
die  zusammenhängende  und  vollständige  Darstellung  derselben 
beibehalten,  so  dass  sie  als  einer  der  drei  Haupttheile  der  Politischen 
Oekonomie  vorgetragen  oder  auch  ganz  ausschliesslich  abgehandelt 
wurde.  Diese  Methode  hat  die  Ausbildung  der  Finanzwissenschaft 
sehr  beiordert."  (Rau  §.  23.).  Hier  zeigt  sich  einmal  die  Nach 
Wirkung  der  allen  kameralistischen  Tradition  von  günstigem  Ein- 
flüsse, dann  auch  die  in  Deutschland  doch  immer  vorhandene 
tiefere  Auffassung  des  Staats  und  damit  der  Finanzwirth- 
schaft,  als  der  materiellen  Bedingung  des  Staats,  verbunden  mit 
dem  deutschen  Sinn  für  systematische  Behandlung.  Aber  zwei 
Klippen  hat  besonders  die  ältere  deutsche  Finanzwissenschaft 
dieser  Periode  (vor  der  neuesten  Phase  der  Disciplin)  nicht  stets 
vermieden.  Sie  hütete  sich  nicht  immer  vor  dem  Doctrinarismus, 
eine  manchesterschuleartige  Beschränkung  der  Staatsthätigkeit 
zu  befürworten,  und  sie  betonte  den  öffentlichen  Character 
der  Finanzwirthschaft  oft  nicht  genügend. 

Am  letzteren  Fehler  war  nicht  selten  die  Enge  des  politischen  <iesichtskreise> 
kleiner  Staatsverhältnisse  schuld.  Ks  hängt  hiermit  und  mit  dem  ^tatsächlichen  Zu- 
stande der  deutschen  Territorialfinanzcn  zusammen,  dass  das  Domänen-  und  Regalicn- 
wesen  gegenüber  dem  Steuer-  und  vollends  dem  Staatsschuldenwesen  noch  zu  sehr 
im  Vordergrund  der  Betrachtung  stand.  Zu  einer  principicllen  W  ürdigung  namentlich 
des  Staatscredits  gelangte  die  deutsche  Finanzwissenschaft  daher  z.  B.  noch  nicht, 
selbst  Nebenius  kaum  ausgenommen.  Ihren  Höhepunct  erreichte  die  ältere  deutsche 
systematische  Finanzwissenschaft  sonst  im  (tanzen  wohl  in  dem  fur  seine  Zeit  inuster- 
giltigen  Werke  von  Rau. 

Die  Literatur  s.  u.  in  der  Bibliographie.  Bes.  zu  nennen  sind  neben  Bau 
v.  Jacob,  v.  Malchus  für  die  allgemeine  Finauzwissensihaft,  Nebenius  f.d.  Lehn: 
vom  öffentl.  Credit,  J.  G.  Hoff  mann  f.  d.  Steucrlehre,  vuu  etwas  späteren  v.  Hock. 

Ausser  in  den  grösseren  selbständigen  Weilen  und  in  den  umfassenderen  Syste- 
men der  Politischen  Oekonomie  wurde  in  Deutschland  auch  öfters  ein  Abriss  der 
Fiuanzthcorie  in  den  allgemeineren  Werken  Uber  die  ganze  Staatswissenschaft 
(Politik)  gegeben. 

Ein  immer  wichtigeres  Hilfsmittel  auch  für  die  Finanztbeoric 
wurde  im  Laufe  des  Jahrhunderts  die  stark  anschwellende  historische, 
statistische  und  administrative  Finanzliteratur  über  das  Finanzwesen 
einzelner  Staaten,  die  monographische  über  einzelne  practisebe 
Finanzfragen,  die  politische  und  populäre  über  finanzielle  Zeit-  und 
Streitfragen.  Das  überall  neu  erwachte  politische  Leben,  in  der 
Acra  der  Constitutionen,  die  immer  stärker  hervortretende  Bedeutung 
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der  Finanzen  für  Staaten  und  Selbstverwaltungskörper  führte  Uberall 
znr  regsten  Beschäftigung  mit  Finanzangelegenheiten.  Die  parla- 
mentarischen Verhandlungen  bewirkten  eine  solche  von  Amtswegen 
und  das  moderne  Verfassungswesen  gab  ausserdem  den  Anlass  zur 
Anerkennung  und  breitesten  Verwirklichung  des  Princips  der 
Publicität  in  allen  Finanzsachen,  wodurch  eine  Masse  werthvolles 
statistisches  und  legislatives  Material  zu  Tage  trat,  das  vielfach 
noch  der  wissenschaftlichen  Verarbeitung  harrt,  diese  durch  seine 
l  eberfUlle  erschwert,  unverarbeitet  aber  nicht  immer  genügend 
braachbar  für  Schlussziehungen  ist. 

IV.  —  §.  27.  Eine  neueste  Entwicklungsphase  der 
Finanzwissensehaft  hat  sich  in  manchen  Symptomen  etwa  seit  der 
Mitte  unseres  Jahrhunderts  angekündigt  und  ist  jetzt  in  Deutsch- 
land wenigstens  deutlich  im  Durchbruch  begriffen.  Sie  findet  ihre 
Berechtigung  in  den  Mängelu,  welche  nach  dem  Gesagten  der  bis- 
herigen Finanzwissenschaft  ankleben,  und  ihre  Erklärung,  wie  immer, 
in  der  Umgestaltung  der  Anschauungen  auf  den  nachst- 
rebenden Wissenschaftsgebieten,  sowie  in  neuen  Er- 
scheinungen des  öffentlichen  Lebens.  Dadurch  erhält 
die  Finanzwissenschaft  auch  neue,  erweiterte  und  veränderte 
Ziele:  es  bereitet  sich,  nach  der  „staatsbürgerlichen",  das  Richtige 
in  derselben  aufnehmend  und  fortführend,  eine  „sociale"  Phase  des 
öffentlichen  Lebens,  der  Politik,  der  Finanzwirthschaft  und  als 
Reflex  davon  eine  analoge  Phase  in  der  Finanzwissenschaft  vor. 

In  der  Rechts-  und  Staatsphilosophie  und  (theoretischen) 
Politik  ist  an  die  Stelle  der  engen  und  einseitigen  Kant  sehen 
Sehutzzwecktheorie  und  der  rationalistischen  Auffassung  die 
organische  und  historische  Auffassung  des  Staats  getreten. 
Der  Staat  wird  nicht  mehr  als  eine  willkührliche  Bildung,  die  etwa 
auch  unterbleiben  könnte,  nicht  nur  als  ein,  besten  Falles,  not- 
wendiges Uebel,  sondern  als  die  unumgängliche  Bedingung 
und  zugleich  die  höchste  Form  des  gesellschaftlichen 
Zusammenlebens  der  Menschen  betrachtet,  als  ein  Product 
der  Geschichte,  mit  dem  jede  Theorie  als  mit  einer  gegebenen 
firösse  reebnen  muss.  Der  entleerte  Staatsbegriff  ist  daher 
wieder  angefüllt  und  dem  Staate  sind  theils  für  sich  allein, 
theils  in  Gemeinschaft  mit  den  Selbstvcrwaltungskörpern  die  um- 
fassendsten Aufgaben  vindicirt  worden,  namentlich  neben  denjenigen 
auf  dem  Gebiete  des  Rechtszwecks  solche  der  Cultur-  und  YVohl- 
fahrtsförderung,  ohne  fest  bestimmbare  Grenzen,  in  neuester 
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Zeit  mit  der  bestimmten  Tendenz  einer  Hebung  der  unteren  Classen 
mittelst  Staatshilfe.  In  der  auch  für  die  Finanzwissenschan 
zunächst  massgebenden  Volkswirt h schaftlichen  Auffassung 
erscheint  der  Staat  als  höchste  Form  der  Zwangsgemein 
wirtschaften,  als  wahre  Gesammtwirthschaft  der  Nation, 
stets  in  enger  Verbindung  mit  den  übrigen  Zwangsgemeinwirth 
schalten,  mit  den  grossen  Selbstverwaltungskörpern.  Die 
für  den  Staat  erfolgenden  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Finanz 
Wirtschaft  erlangen  ihre  organische  Stellung  im  Prodnctions-  und 
Vertheilungsprocess  der  wirtschaftlichen  Güter.  Sie  fungiren  alsda> 
Mittel  des  Umsatzes  von  materiellen  in  immaterielle  Güter,  von  Sach 
gtltern  der  Privatwirtschaften  in  Dienstleistungen  des  Staats  und. 
durch  den  dii  ect  und  indirect  fordernden  Einfluss  der  letzteren  auf  die 
Volkswirtschaft,  wieder  dieser  Dienstleistungen  in  SacbgUter. 

Es  muss  genügen,  das  hier  anzudeuten.  Das  Nähere  und  die  Beirrundune  gebart 
nicht  in  die  Finanzwissenschaft,  sondern,  soweit  überhaupt  in  die  politische  OekoDorni 
liach  meiner  Auffassung  in  dereu  ..grundlegenden  Thcil"  Eben  dohalb  habe  ich 
auch  für  mein  System  der  Finanzwissonschaft  geglaubt,  die.^e  ,. Grundlegung"  zuvor 
ausarbeiten  zu  müssen.  (S.  Vorwort  zu  B.  I  d.  Lehrb.  d.  Polit.  Oekon.  1.  AuAX  Ich 
bezieh«  mich  daher  hier  jetzt  auf  dies  Work.  s.  bes.  (irundleg.  2.  A.  1.  Abth.  kap 
3  u.  4.  Auch  iür  den  folgenden  Punrt  habe  ich  die  nähere  Begründung  in  letzterem 
W  erke  zu  geben  gesucht,  1.  Abtheil.  K.  Ii,  u.  2.  Abth.  der  2.  Ausgabe. 

Dazu  kommt  noch  ein  wichtiges  zweites  Moment.  Die  neuere 
Wissenschaft  der  Nationalökonomie  erkennt  nicht  nur  den  orga 
nischen  Zusammenhang,  die  gegenseitige  Abhängigkeit  und  Sich 
Ergänzung  des  vornemlich  durch  den  Staat  vertretenen  gemein 
wirtschaftlichen  und  des  privatwirthschaftlichen  Systems,  sie  sagt 
sich  auch  mehr  und  mehr  von  der  optimistischen  Aul 
fassung  des  letzteren  im  Smithianismus  los  und  erkennt 
die  grossen  Bedenken  des  Systems  der  freien  Concurrenz. 
(G.  §.  121  —  138.)  Sie  lernt  verstehen,  dass  die  Gestaltung  des 
privatwirthschaftlichen  Productionssystems,  die  bestehende  Privat 
eigenthumsordnung,  besonders  das  private  Kapital-  und  Grund 
eigenthum,  dass  die  auf  dieser  Basis  sich  vollziehende  Verteilung 
des  volkswirtschaftlichen  Productionsertrags  oder  Volkseinkommens 
mit  der  ökonomischen  eine  entscheidende  sociale  Bedeutung  haben 
und  dass  die  socialen  Machtverhältnisse  der  Klassen  und 
Individuen  der  modernen  Erwerbsgesellschaft  dadurch  ihr  Gepräge 
erhalten  (G.  Abth.  II).  Zugleich  erkennt  die  Nationalökonomie 
den  Einfluss,  welchen  der  Staat  direct  oder  indirect  auf  die  Ver 
theilung  des  Volkseinkommens  und  auf  die  socialen  Macht 
Verhältnisse  einerseits  durch  die  Art  seiner  Thätigkeit,  also 
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durch  die  Art  der  Verwendung  seiner  Einkünfte  oder  durch 
seine  Ausgabewirthschaft,  anderseits  durch  die  Gestaltung 
seiner  Einnahm  ewirth  sc  haft  ausübt.  Der  Staatsbesitz  (und 
ähnlich  der  Communalbesitz)  von  sachlichen  Productionsmitteln, 
Kapitalien,  Grundstücken,  als  Grundinge  der  privatwirthschaftlicheu 
Erwerbszweige  (älteres  und  neueres  Domanium)  und  vieler  Gebübren- 
anstalten  (Verkehrswesen),  hat  als  öffentliches  oder  Gemeineigen- 
thum (G.  §.  2f>4)  auf  die  ganze  Organisation  der  Volkswirtschaft, 
daher  weiter  auf  die  I'roduction  und  Vertheilung  des  Volksein- 
kommens und  Vermögens  erheblichen  Einfluss.  Und  die  Art  der 
Reste nerung,  der  vornehmsten  modernen  Einnahmequelle,  (Steuer 
gattungen,  Steuerfuss,  Steuerform,  Erhebungssystem  u.  s.w.),  endlich 
das  öffentliche  Creditsystem  (Staatsschuldenwesen)  sind  in 
ihrem  Einfluss  auf  die  wirtschaftlichen  und  socialen  Verhältnisse 
gleichfalls  immer  mehr  erkannt  worden. 

Es  entwickelt  sich  aus  dieser  Erkenntniss  uuu  eine  doppelte 
Forderung  für  die  Finanzwirthscbaft,  mithin  auch  für  die  Finanz- 
wissensebaft: 

Zunächst  die,  die  Ausgaben,  den  Staatsbesitz  und  das 
Besteuerungs-  und  Creditsystem  so  einzurichten,  dass  gewisse 
daraus  bisher  hervorgehende  ökonomische  und  sociale 
Febelstände  möglichst  abgestellt  werden. 

Sodann  die  weitere  Forderung:  dass  auch  solche  Uebel- 
>tiinde,  welche  unabhängig  von  der  bisherigen  positiven  Staats- 
thätigkeit  und  vom  Einnahmesystem  der  Finanzwirthschaft  sind, 
durch  eine  zweckentsprechende  Socialpolitik  und  eventuell 
mit  Aufwendung  von  Finanzmitteln  gehoben  werden.  Daraus 
folgt  dann  für  die  Finanzen  eine  A ender ung  und  im  All- 
gemeinen eine  Ausdehnung  des  Finanzbedarfs,  um  mehr 
und  andere  Staatsthätigkeiten  zu  ermöglichen,  eine  Erweiterung 
des  Staatsbesitzes,  um  Renteneinkommeu  und  Gewerbsgewinn 
den  Privatwirtschaften  zu  entziehen  und  auf  den  Staat  (ähnlich 
auf  die  Communen  u.  s.  w.)  zu  übertragen  (Staatseisenbahnwesen, 
Versicherungswesen,  Bankwesen,  neue  Kegalisirungen ,  Tabak- 
nionopol,  —  städtische  Anstalten  f.  Gas,  Wasser,  Verkehr  u.  s.  w.). 
Neben  den  rein  finanziellen  Gesichtspunct  der  Deckung  des 
Finanzbedarfs  tritt  ferner  der  Gesichtspunct  einer  „socialen 
Steuerpolitik"  zu  dem  ausgesprochenen  oder  nicht  gescheuten 
Zwecke,  eine  andere  Vertheilung  des  Volkseinkommens 
als  die  im  System  der  freien  Concurrenz  auf  der  Basis  der  heutigen 
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Eigenthums-  und  Erwerbsordnung  sich  vollziehende  mit  Hilfe  des 
Besteuerungssystems  herbeizuführen.  Es  ist  die  moderne  „sociale 
Frage"  in  der  Wissenschaft  und  im  öffentlichen  Leben,  welche 
hier  umgestaltend  auch  auf  die  Finanzwissenschaft  einzuwirken 
beginnt  und  eben  deren  „sociale  Phase"  einleitet. 

Die  nähere  Begründung  für  das  Gesagte  sucht  wiederum  meine  „Grundlegung4" 
zu  geben.  S.  1.  Abtli.  Kap.  3,  4,  im  2.  Kap.  die  §.  76— Sl  u.  §.  94—109  e.  nebst 
Abth.  II.  Aus  der  Finanzliteratur  bes.  v.  Scheel,  progress.  Besteuerung,  Tub.  Ztsch. 
IS75  u.  ders.,  Erbschaftssteuer.  Hildebr.  Jahrb.  1*75.  Jetzt  auch  mein  B.  II  der 
Fin.wiss.  Einzelne  ähnliche  (iesichtspuneto,  aber  dabei  m.  E.  noch  nicht  die  ausrei- 
chende Zunickfiihrung  der  Specialfragen  (Steuerart  u.  Form.  Steuerfuss,  proportionaler, 
progressiver,  Erbschafts-,  Börscnsteuer  u.  3.  w.)  auf  das  höhere  „sociale  Finanzprincip* . 
nach  dem  gegenwärtig  solche  Fragen  zu  entscheiden  sind,  bei  Neumann,  Schmol- 
ler. L.  Stein  (I.  414)  u.  A.  m.  S.  Fin.  II,  bes.  d.  Absch.  über  gerechte  Steuer- 
Tertheilung  S.  2S2  IT.,  u.  die  Citate  S.  282,  2S3.  Am  Meisten  hat  auch  hier  Schäfflc 
in  seiner  „Steuerpolitik"  (Tub.  sich  mit  auf  den  Boden  dieser  socialen  Auf- 

fassung gestellt. 

V.  —  §.  28.  Die  Finanzwissenschaft  ist  unter  diesen  Einflüssen 
gegenwärtig  in  einer  ähnlichen  Krisis  begriffen  wie  die  ganze 
Politische  Oekonomie.    Es  ist  nicht  zu  erwarten,  dass  die  grossen 
Probleme,  welche  hier  vorliegen,  von  der  Theorie  bereits  vollständig 
bewältigt  sind.    Vieles  ist,  wie  im  practischen  Leben,  noch  unab 
geklärt.   Aber  das  Ziel  möchte  bereits  feststehen:   Die  Finanz 
Wissenschaft  muss  der  neuen  organischen  Auffassung  des 
Staats,  den  durchaus  gemeinsamen  Aufgaben  der  Staats 
und    der  Selbstverwaltung   und   dem  soc  ial-politischen 
neben  dem  fiscalischen  Gesichtspunct  im  ganzen  Finanzwesen, 
in  den  Fragen  des  Besitzes  von  öffentlichem  Eigenthum, 
im  Steuerwesen,  im  Creditwesen  und  in  der  Ausgabe- 
wirthschaft  gerecht  werden.    Damit  schreitet  sie  weit  Über  die 
Entwicklung  hinaus,  welche  die  ältere  deutsche  Finanzwissenschaft, 
auch  bei  Rau,  erreicht  hat. 

Einigkeit  Uber  dieses  Ziel  herrscht  freilich  auch  in  der 
deutschen  Wissenschaft  noch  nicht,  so  wenig  als  in  der  politischen 
Praxis.  Wird  der  erste  Theil  der  Aufgabe,  die  Finanzlehre  der 
neueren  Auffassung  des  Staats  und  der  Staats-  und  Selbstverwaltung 
anzupassen,  auch  immer  mehr  zugestanden  und  hat  derselbe  in 
L.  Stein' 8  Finanzwissenschaft  bereits  eine  in  vieler  Beziehung 
vorzügliche  Lösung  gefunden,  so  wird  der  zweite  Theil  der  Auf- 
gabe, die  zugleich  social-politische  Auffassung  des  Finanz- 
wesens, noch  um  so  mehr  beanstandet,  vielfach  noch  nicht  einmal 
verstanden. 

Vgl.  z.  B.  die  Aeusserungen  Sötbecr's  in  Betreff  einer  Stelle  Uber  das  social- 
politische  Steucrprincip  in  meiner  Vorrede  zum   I.  Bande  des  Lehrbuchs  (S.  VI.)  in 
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dem  Aufsatze  Uber  d.  Gcsamm tei D kommen  in  Preussen  im  „Arbeiterfreund4'  1875 
(XIII.).  28S.  Die  schätzeusweTthen  Vergleiche  des  preuss.  u.  englischen  Volkseinkom- 
mens und  seiner  Yertheilung.  welche  Sötbeer  hier  giebt,  beweisen  m.  E.  schon  die 
Tendenz  steigender  Ungleichheit  des  Einkommens,  die  ich  bekämpfen  mochte.  Und 
söibecr's  Frühere  Arbeit  über  die  Wirkungen  des  Staatsschuldenwcsens  ist  selbst  ein 
Beleg  für  die  Notwendigkeit,  die  socialpoli tische  Seite  der  Finanzmassregeln  mit 
zo  beachten.  Bei  fremden  Nat.okonomen,  z.  B.  bei  Leroy-Beaulieu  in  seinem  viel- 
fach vorzüglichen  Finanzwerk,  mangelt  eine  solche  sociale  Auffassung  noch  ganz,  so 
ki  «1er  Betrachtang  des  Stcuerfusscs,  der  Erbschaftssteuer.  —  Auf  die  mancherlei 
Angriffe,  welche  diese  Auffassung  der  Finanzen  und  der  Finanzwissenschaft  mir  zu- 
gOflgea  hat,  lohnt  es  sich  mir  nicht,  an  dieser  Stelle  einzugehen.  Sachlich  waren  sie 
v  Iten  genug,  die  grosse  liberale  Tagespreise  ist,  wie  immer,  in  solchen  Dingen  durch- 
aus in  der  Arriercjjarde ,  wie  es  Lassalle  von  ihr  «o  richtig  sagte,  gewöhnlich  um 
>o  mehr,  je  mehr  sio  von  „Fortschritt"  redet. 

In  der  Finanzwissenschaft  selbst  kann  die  auf  jenes  Ziel 
bezügliche  Controverse  auch  nicht  ausgefoehten  werden,  denn  sie 
gebftrt  hierher  mir  nach  ihren  finanztechnischen  Consequenzen. 
Völlig  zu  erledigen  ist  sie  allein  in  der  Allgemeinen  Volkswirt- 
schaftslehre, speciell  in  der  „Grundlegung",  auf  welche  dafür  hier 
zu  verweisen  ist.  Dieses  Werk  stellt  sich  aber  nunmehr  auf  diesen 
socialpolitiscben  Standpunct  und  wird  versuchen,  ihn  auch 
in  der  Finanztheoiie  zur  Geltung  zu  bringen. 

Ausserhalb  der  deutschen  Wissenschaft  ist,  abgesehen 
von  einzelnen  Anzeichen  in  der  italienischen,  von  der  deutschen 
Literatur  beeinflussten  Finanz  Wissenschaft,  von  dieser  neuesten 
Entwicklungsphase  der  Finanzlehre  selbst  noch  weniger  zu  spüren, 
als  von  der  Umgestaltung,  welche  der  gesammten  Politischen 
Oekonomie  bei  uns  neuerdings  zu  geben  gesucht  wird.  Von  unserem 
Standpuncte  aus  erscheint  dies  als  ein  Mangel,  welcher  sich  aus 
der  ungenügenden  Auffassung  des  Staats  und  aus  dem  falschen 
Hängenbleiben  in  den  Schablonen  des  Smithianismus  erklärt. 

§  29.  Die  Weiterentwicklung  wird  gewiss  bei  uns  wie  im 
Auslande  wesentlich  mit  von  der  Entwicklung  der  öffent- 
lichen Dinge  im  practischen  Leben  abhängen.  In  dieser 
Hinsicht  mnss  das  Zurückgehen  auf  nationale  Wirtschafts- 
politik und  der  entschiedene  Fortschritt  zu  einer  positiven 
Staatsw  irthschafts-  und  Socialpolitik  —  nach  Kodbertus' 
richtigem  Programrawort:  Die  Volkswirtschaft  muss  mehr  Staats- 
wirthschaft  werden  —  oder  m.a.  W.  die  Hinwendung  zum  „Staats- 
socia lismus"  und  die  finanzielle  Voraussetzung  dafür,  eine 
■  sociale  Finanzpolitik"  von  grossem  Einflüsse  auch  auf  die 
Finanzwissenschaft  werden.  Eine  solche  Politik  erscheint  mir 
ebenso  berechtigt,  als  unausbleiblich,  wenn  die  grössten  inneren 
Katastrophen  vermieden  werden  sollen.    Es  ist  hoch  erfreulich, 
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dass  das  junge  Deutsche  Reich  hier  mit  gewohnter  prenssischer 
Energie  den  neuen  Weg  betritt,  sich  selbst  zum  Ruhme,  allen 
anderen  Culturstaaten  zur  Nachahmung.  Die  bisher  in  der  Theorie 
noch  so  vielfach  angefochtene,  in  der  politischen  Praxis  als  uner 
hört  geltende  „sociale  Steuerpolitik welche  in  diesem  Werke  in 
dieser  Weise  zuerst  vertreten  wurde,  hat  in  den  Motiven  zur  ersten 
Unfallversicherungs-Vorlage  im  Deutschen  Reichstage  und  noch 
allgemeiner  und  principielier  in  der  Kaiserlichen  Botschaft  vom 
17.  Nov.  1881  im  prächtigen  Lapidarstyl  ihren  Ausdruck  und  ihre 
Anerkennung  gefunden.  Ein  solcher  Vorgang  in  der  Praxis  wird 
von  der  Theorie  auf  die  Dauer  nicht  ignorirt  werden  können  uod 
zur  vollen  Herrschaft  der  „socialen  Phase"  in  der  Finanzwissen 
schaft  der  Gegenwart  das  Seine  beitragen. 

Ich  habe  hierauf  schon  in  meiner  Abh.  directe  Stenern  in  Schönberg':»  HanJ- 
buch  IL,  170  hingewiesen  und  wiederhole  es  hier  absichtlich  auch  gegenüber  neuer- 
licher Polemik  gegen  diese  Auffassung.  Vgl.  aus  den  gen.  Motiven  der  Uufallversich  - 
vorläge  u.  A.  die  folg.  Sätze:  „dass  der  Staat  sich  in  höherem  Maasse  als  bisher  sei- 
ner hilfsbedürftigen  Mitglieder  annehme,  ist  nicht  bloss  eiuo  Pflicht  der  Humanität 
u.  des  Christenthums,  von  welcher  die  staatlichen  Einrichtungen  durchdrungen  sein 
sollen,  sondern  auch  eine  Aufgabe  staatserhaltender  Politik,  welche  das  Ziel 
za  verfolgen  hat,  auch  in  den  besitzlosen  Klassen  der  Bevölkerung,  welche  zugleich 
die  zahlreichsten  u.  am  wenigsten  unterrichteten  sind,  die  Anschauung  zu  pflegen, 
dass  der  Staat  nicht  bloss  eine  notwendige,  sondern  auch  eine  wohlthätige  Anstalt 

sei.'1   Das  Bedenken,  dass  in  die  Gesetzgebung,  wenn  sie  dieses  Ziel  verfolge. 

ein  socialistisches  Element  eingeführt  werde,  darf  von  der  Betretung  diese? 
Weges  nicht  abhalten.  Soweit  dies  wirklich  der  Fall  ist,  handelt  es  sich  nickt 
um  etwas  ganz  Neues,  sondern  um  eine  Weiterentwicklung  der  aus  der  christliche 
Gesittung  erwachsenen  modernen  Staabidee.  nach  welcher  dem  Staat  neben  der  de- 
fensiven, auf  den  Schutz  bestehender  B echte  abzielenden,  auch  die  Aufg.Jx 
obliegt,  durch  zweckmässige  Einrichtungen  und  durch  Verwendung  der  zu  sei- 
ner Verfügung  stehenden  Mittel  der  Gesammthcit  das  Wohlergehen  aller 
seiner  Mitglieder  und  namentlich  der  schwachen  und  hilfsbedürftigen  positiv  20 
fördern.  .  .  .  Auch  die  Besorgniss,  dass  die  Gesetzgebung  auf  diesem  Gebiete  nam- 
hafte Erfolge  nicht  erreichen  werde,  ohne  die  Mittel  des  Reichs  und  der 
Einzelstaaten  in  erheblichem  Maasse  in  Anspruch  zu  nehmen,  darf  \on 
der  Betretung  des  Weges  nicht  abhalten.  Denn  der  Werth  von  Maassnahtnen.  bei 
welchen  es  sich  um  die  Zukunft  des  gesellschaftlichen  und  staatlichen  Bestands  han- 
delt, darf  nicht  an  den  Geld  opfern,  welche  sie  vielleicht  erfordern,  gemessen  wer- 
den." —  ü.  ähnlich  ist  allgemeiner  noch  in  der  Kais.  Botschaft  v.  17.  Nov.  1  SSI  «Ii- 
Rede  von  Plänen  „zur  positiven  Förderung  des  Wohls  der  Arbeiter",  namentlich  \ou 
Gewährung  „grösserer  Sicherheit  u.  Ergiebigkeit  des  Beistands,  auf  den  die  Hilfebe- 
dürftigen Anspruch  haben",  u.  von  ..einem  höheren  Maass  staatlicher  Fürsorge.  aU 
ihnen  (speciell  den  Arbeitsiuvaliden)  bisher  hat  zu  Theil  werden  können."  Dass  hier- 
für „ohne  die  Aufwendung  erheblicher  Mittel"  nichts  zu  erreichen  sei,  verhehlt  sich 
die  Botschaft  nicht.  Einstweilen  von  einem  grossen  Theil  der  ..öffentlichen  Meinung" 
abgelehnte,  verspottete,  aber  im  Zusammenhang  der  Social-  u.  Finanzpolitik  betrachtet 
durchaus  der  Erörterung  werthe  Ideen  u.  Plaue,  grosse  Erwerbsquellen  der 
P rivatwi rthschaft  dieser  zu  entziehen  und  nach  einem  neuen  ,,Rega- 
lisirungsprincip"  dem  Staate,  zum  Zweck  specieller  Leistungen  für 
die  untereu  Classen,  zu  übertragen,  solche  Ideen  u.  Pläne  möchten  in  nicht 
allzuferner  Zeit  zu  den  regelmässigen  Objecten  zählen,  welche  die  Finanzwissenschaft 
in  der  „socialen  Phase"  der  Finanzpolitik  zu  behandeln  haben  wird,  —  wie  z.  B.  die 
C'oiMituirung  eines  Reichs- Tabaksmonopols  als  „Patrimonium  der  Enterbtet"' 
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^um  Hilfsfonds  für  Arbeilen ersi<  herungswesen.  nach  einer  speriellen  Idee  des  Fürsti  n 
Bismarck  (nicht,  wie  öfters  gesagt  wurde,  des  Verf.  dieses  Werks,  der  nur  ähnliche 
Ideen,  z.  B.  hiusichtlich  der  Verwendung  der  Salzsteuer  schon  früher  kundgegeben 
[>.  Fin.  H.  S.  49  lj  und  jene  Bismarck'sche  Idee  zuerst  mit  im  Publicum  verbreitet 
bat).  Die  bloss  negative  Kritik  und  die  Abtrumpfung  solcher  Ideen  mit  einem  Schlag- 
wort des  Tags,  wie  sie  auch  von  Männern  der  Wissenschaft  erfolgt  ist,  wollen  wenig 
l>e»agcn  gegenüber  einer  unverkennbaren  Tendenz  der  Praxis,  eben  derartige  Pro- 
bleme der  Social-  u.  Finanzpolitik  zur  Lösung  zu  stellen.  Hic  Rhodus. 
!iic  sah»,  —  das  wird  für  die  Finanzwisseuschaft  in  dieser  neusten  Entwieklungsphase 
'Jos  politischen,  socialen,  wirthsehaftJiehen  Lebens  u.  in  der  eben  dadurch  bedingten 
Ihne  der  FinauzwUsensehaft  solchen  Problemen  gegenüber  gelten. 

VI.  —  $.  30.  Zur  Bibliographie  der  Finanzwissen- 
schalt.  Im  Vorausgehenden  Ist  nur  in  grossen  Zügen  ein  Bild 
der  Entwicklung  der  Finanzwissensehaft  entworfen  worden.  Es 
kanu  nicht  die  Aufgabe  eines  Lehrbuchs,  wie  des  gegenwärtigen, 
>ein,  eine  förmliche  Literaturgeschichte,  welche  sich  ein 
gehend  mit  den  Werken  der  einzelnen,  wenn  auch  nur  der  wich 
tigeren  Autoren  beschäftigt,  zu  geben.  Ebenso  wenig  vermag 
ein  solches  Werk  eine  vollständige  Bibliographie  des  Fachs 
zn  liefern.  Entsprechend  dem  Vorgänger  dieses  Werks,  dem 
Kau' sehen  Lehrbuche,  soll  indessen  auch  hier,  im  Anschluss  an 
obige  Skizze  der  Geschichte  der  Finanzwissenschalt,  ein  Beitrag 
zur  Bibliographie  der  Disciplin,  insbesondere  hinsichtlich  der  neueren 
und  neuesten,  namentlich  deutschen  Literatur,  seinen  Platz  finden. 

Die  folgende  Uebersicht  Uber  die  Finanzliteratur  beschränkt 
-ich  im  Wesentlichen  auf  die  Schriften  systematischer  und  all 
gemeiner  Art,  einschliesslich  einzelner  monographischer  Arbeiten 
von  Bedeutung  für  die  principielle  Auffassung  des  Finanzwesens, 
ferner  auf  die  Werke  Uber  Finanzgeschichte,  Finanzstatistik 
und  Uber  das  Finanzwesen  einzelner  Staaten.  Die  Special- 
iiteratur  über  die  einzelnen  Hauptgebiete  des  Finanzwesens  (Steuer 
wesen,  Staatscredit  u.  s.  w.)  findet  sich  in  den  späteren  Abschnitten 
angeführt. 

I.  Allgemeine  bibliographische  Hilfsmittel  der  (neueren)  Finauzliteratur 
«hid :  Mülden er,  bibl.  geogr.  stat.  et  oecon.  pol.  (Gött.);  dess.  (jetzt  eingestellte) 
>raatswissensch.  Bücherschau  in  den  früheren  Jahrgängen  der  Tub.  Ztschr.  für  Staats- 
Kissensch.  Ferner:  0.  Müh  Ibrccht's  (auch  die  fremde  Literatur  vollständig  um- 
faxende;  Uebersicht  der  rechts-  u.  staatswiss.  Liter.,  Berl.  seit  1868  jahrlich.  —  Ausser- 
dem dürfen  drei  gedruckt  voiliegende  Bibliothekskataloge  hier  genannt  werden, 
den.  der  Hamburger  Commerzbibliothek  (Hamb.  1 8(34,  mit  späteren  Nachträgen) 
u.  derj.  der  Bibliothek  des  K.  Statist.  Bureaus  in  Berlin  (1.  Abth.  1874,  2.  1879), 
wozu  jetzt  noch  (1882)  derj.  der  Biblioth.  des  Deutschen  Reichstags  getreten  ist. 
Die  zwei  erstgenannten  Bibliotheken  sind  wohl  die  reichsten  Specialbibliotheken  der 
Staatswissen^chaftcn  (im  weitesten  Sinuc)  in  Deutschland,  reich  bes.  auch  an  aus- 
ländischer Literatur,  die  Berliner  freilich  lückenhaft  in  Bezug  auf  ältere  Werke. 
Die  Kcichstagabibliotuek  beginnt  sich  ihnen  würdig  anzuschliessen  und  übertriüt  sie 
bereits    in   einzelnen  Zweigen .  allerdings  nicht  in  der  Finanzliteratur.  —  Kür  die 
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ueneste  in-  u.  ausländ.  Liter.  8  auch  den  reichhaltigen  Lagerkatalog  No.  30  (18*2) 
der  Buchh.  f.  Rechts-  u.  Staatswissensch.  Puttkammer  u.  M ahlbrecht  in  Berlin. 
Das  speciell  die  preuss.  Finauzliteratur  betreifende  Werk  ron  Kletkc,  Liter,  über 
das  Finanzwesen  des  preuss.  Staats,  3.  Aufl.,  Berlin  1876,  liefert  zugleich  vielfach 
ein  allgemeines  bibliographisches  Hilfsmittel  für  die  Finanzliteratur.  Eine  kürzere 
Bibliographie,  systematisch  gegliedert,  enthält  Cossa's  elementi  d  scienza  d.  fin. 
Mil.  3.  cd.  1882,  deutsch  r.  Eheberg,  Eilaugen  1882.  (hier  u.  A.  mehrfache 
Angaben  über  span.,  russ ,  poln.,  scandinav.,  holläud.,  ungar.  u.  s.  w.  Finanzwerkci 
Die  folgende  Ucbersicbt  beschränkt  sich  im  Wesentlichen  für  die  fremde  Literatur 
auf  Angaben  Uber  französ.,  englische  u.  italien.  Werke. 

II.  Einzelne  Werke  (die  ältere  Literatur  z.  Th.  nach  Rau\ 

1.  Aus  der  fremden  Literatur  Uber  Polit.  Oekonomie  im  Allgemeinen. 
Ad.  Smith,  wealth  of  nations,  b.  V.  s.  o.  S.  41.  —  Ricardo,  principlcs  of 

polit.  econ.,  s.  S.  44.  —  M'Culloch,  ebendas  —  J.  St.  Mi  11.  princ.  of  pol.  ccon.. 
B.  V.,  deutsch  v.  Sötbocr,  2.  Aufl.  in  1.  B..  Hamb.  1864,  S.  590  K  (3.  Aufl.  1870). 

J.  B.  Say,  trait6  d'econ.  pol.  s.  o.  S.  43.  —  Simon  de  de  Sismondi,  nour. 
princ.  d'econ.  pol.,  ebendas. 

2.  Deutsche  Werke  über  Finanzwissenschaft  im  Anschluss  an  die  Werke 
über  Polit.  Oekonomie  im  Allgemeinen. 

Krug,  Abriss  d.  Staatsökonomie,  S.  116  bis  Ende.  —  Harl,  Handb.  d.  Staats- 
wirthsch.  u.  Finanz,  2.  Abth.  1811.  —  (iraf  J.  v.  Soden,  Nationalökonomie,  VI.  B. 
1811  (hat  auch  den  besonderen  Titel:  Staatsfinanzwissenschaft).  —  Fulda  [f  1847\ 
Grundsätze  der  ökonomisch-politischen  oder  Kaineralwis^cnscbaftcn,  2.  A.  1  S'iO.  S.  255 
bis  Ende.  —  Schmalz,  Staatswirthschaftslehrc.  II.  152  bis  Ende.  —  Lötz,  Hand- 
buch der  Staatswirtlischaftslehrc.  III.  B.  —  Pölitz,  Die  Staatswissenschaften.  11,  263 
bis  Ende  (2.  Ausg.  1827).  —  Krause,  National-  und  Staabökonomic,  II,  218(1850). 

—  Schäfflc,  d.  gesclbch.  Syst.  d.  mcuschl.  Winhsch.  Tub.  1S67,  2.  Aufl.  176 
bis  179,  198—220  (bes.  nationalök.  Analyse  d.  Staats),  §.  274—284  (Abriss  d.  Finanz- 
wissensch.). —  Wirth,  M.  Gruudz.  d.  Nationalök.,  B.,  4.  Aufl.,  Cöln  1882.  S.  328— 5U6. 

3.  Selbständige  Behandlungen  der  gesammten  Finanzwissenschaft. 
(Systemai.  Werke). 

a.  Deutsche  Werke:  Stockar  v.  Ncnforn  (f  1817),  Handb.  der  Finanz- 
wissenschaft, Rothenburg  a.  d.  T.  1807.  II.  B.  —  v.  Jacob,  Die  Staatsfinanzwisscnschaft. 
Halle,  1821,  II.  2.  Ausg.  von  Ei  seien,  1837.  —  Behr,  Die  Lehre  von  der  Wirt- 
schaft dos  Staates,  Leipzig,  1822,  —  Fulda.  Handb.  der  Finanzwissenschaft. 
Tub.  1826.  —  v.  Malchus  (+  1840),  (ehem.  westfähl.  u.  würtemb.  Fiiianziniui->terV 
Handbuch  der  Finanzwissenschaft  und  Fiuanzvcrwaltung.  Stuttg.  1830.  II.  (noch  heut? 
werthvoll  bes.  für  die  praet.  Seiten,  Verwaltung  u.  s.  w.)  —  Schön,  Die  Grundsätze 
der  Finanz,  eine  kritische  Entwicklung.    Breslau  1832.   (Nur  einzelne  Abhandlungen^ 

—  Barth.  Vorlesungen  über  Finanzwissenschaft,  Augsb.  1843.  —  Gr.  Cancriu. 
if  184»')'  Die  Oekonomie  der  menschlichen  Gesellschaft  i:nd  das  Finanzwesen.  Stutt- 
gart 1845.  —  Magnus  GrafMoltke,  Ueber  die  Einnahmequellen  des  Staat?. 
Hamburg  1846.  —  Umpfcnbach.  Lehrbuch  der  Finanzwissenschaft.  II.  B.  Erlangen 
1859.  1860.  (mehr  nur  Grundri>s\  —  Stein.  Lehrbuch  der  Finauzwissenscbaft 
Leipzig  1860,  4.  Aufl.  jetzt  in  2  B.  1878  —  Huhn,  Finan/.wiss. ,  Lpz.  1S65.  - 
K.  J  Bcrgius,  Grundsätze  der  Finanzwiss.  mit  besonderer  Beziehung  auf  den  preuss. 
Staat.  Berlin  1865.  2.  Aufl.  1871.  —  E.  Pfeiffer,  die  Staatseinnahmen.  Geschichte. 
Kritik  und  Statistik  derselben.  Stuttg.  1866.  II.  B.;  ders.  vergleich.  Zusammenstell. 
d.  europ.  Staatsausg. .  1865,  2.  A.  1878.  —  Bischof,  Katechismus  d.  Finanzwiss.. 
Lpz.  1*70.  3.  A.  1880  (grossenth.  Auszug  aus  Stein's  und  meinem  Fin. werk).  — 
Parth.  A,  B,  C.  d.  Fin.wi>s.  Gratz,  1S74.  —  Schmidt,  Repetit.  d.  Syst.  d.  allgem 
Fin.rechts  u.  d.  Fin.wisscnsch.,  Lpz.  1880.  —  v.  Hock,  ölf.  Abgaben  und  Schulden. 
Stuttg.  1863  (nahezu  eine  vollständ.  Fin. Wissenschaft  in  prägnanter  Kürze,  über  Fiuanz- 
technisches  mit  das  Beste).  —  G.  Schönborg,  Handbuch  der  polit  Oekonomie, 
Tub.  1*82,  B.  II,  1—464.  10  grössere  monograph  Abhandlungen:  v.  Geffckcn  ub. 
Wesen.  Aufgabe,  Geschichte  d.  Fin.wiss.  u.  üb.  Siaatsausgaben,  v.  r.  Scheel  üH. 
Erwerbseinkünfte,  v.  Schall  ub.  Gebühren .  ub.  Aufwandsteuern ,  üb.  Verkehr-  u 
Erbsch.steuer,  v.  Helferich  Ub.  allgem.  Stcu.lchre.  v.  Riecke  üb.  Zölle  u.  Zucker- 
steuern, v.  A.  Wagner  üb.  dircete  Steuern  u.  üb.  Ordn.  d.  Fin  winhsch.  nebst 
ölJenÜ.  Credit. 
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b.  Fremde  Literatar.  J.  Garnier,  traite  de  finances,  3.  6d.  Par.  1872.  — 
Leroy-Beauli  eu,  trait6  de  la  science  de  fin.  2  vol.,  Par.  1877,  2.  ed.  1879  (sehr 
reichhaltig  u.  eingehend  in  Betr.  d.  französ.  Finanzen).  —  Gandillot,  princ.  de  Ia 
sc.  d.  fin.  Par.  1S74.  —  De  Luca,  scienza  d.  fin.  Nap.  1858.  —  Marescotti,  le 
finanze.  Bol.  1867.  —  Zeppa,  la  sc.  financ.  Fir.  1870.  —  Giovanclli,  dclla  sc. 
ärianz.  fol.  I,  Roma  1877.  —  Morpurgo,  la  finanza.  Fir.  1877.  —  L.  Cossa.  primi 
dementi  di  sc.  d.  fin.  3.  ed.  Mil.  1882  (hier  Werke  in  and.  fremd.  Sprachen  S.  176), 
deutsch  o.  d.  T.  Grundriss  d.  Fin.wissensch.,  frei  bearb.  v.  Eheberg,  Erl.  1882  (als 
(irundriss  aoeh  dies  Buch  Cossa's  gleich  seinen  anderen  sehr  brauchbar). 

4.  Monographische  theoret.  Behandlungen  von  Hau ptgebieten  der 
Finanzwissenschaft  nebst  einigen  grundlegenden  Arbeiten  Uber  einzelne  Puncte. 
'Weiteres  in  den  späteren  Abschnitten  bei  den  Spcciallehren). 

a.  ÜrdnungderFinanzwirthschaftu.  dgl.:  Dietzel,  Syst.  d.  Staatsanleihen. 
Heidelb.  1855.  —  A.  Wagner,  Ordn.  d.  österr.  Staatshaushalts,  Wien  1863,  Ab- 
tei». I.  S.  1 — 63.  (Oberste  Grundsätze  d.  Finanzwiss.  f.  d.  Ordnung  d.  Staatshaus- 
haltes.); ders. ,  Art.  Staatshaushalt  in  Kentzsch'  Handwörterbuch  der  Volkswirth- 
«:haftslehre  (186*-).  ders.  a.  a.  0.  in  Schön  borg 's  Handb.  II,  413  —  433.  — 
Laspeyres,  Art.  Staatswirthsch.,  Staatsw.buch.  B.  10.  —  Schäffle,  z.  Theorie  der 
Deckung  des  Staatsbedarfs.  Tüb.  Ztschr.  1883  (B.  39).  —  Knies,  finanzpolit.  Er- 
örterungen, Heidelb.  1871  (Prorectoratsprogr.  allgemeineren  Inhalts)  —  Vgl.  auch  die 
Staatsrecht  1.  Liter.,  bes.  über  Budgetrecht,  so  (in eist,  Gesetz  u.  Bodgct,  ßerl.  1879). 

b.  Besteuerung.  S.  die  umfassendere  Bibliographie  in  B.  II.  S.  139 — 150. 
I.  A.  Murhard.  Theor.  u.  Polit.  d.  Bestcuer. ,  Gött.  1*>34.  —  J.  G  Hoffmann. 
Lehre  v.  d.  Stenern,  Bcrl.  1840.  —  G.  Schmoller,  Lchro  vom  Einkommen  in  ihrem 
Zusammenhange  mit  den  Grundprincipicn  d.  Steucrlchre,  Tüb.  Ztsch.  1803,  XIX,  I. — 
Pro ud hon,  theorie  de  l'impot,  Brüx.  1861  u.  spater.  —  Eisenhart,  Kunst  d. 
ßestcoer.,  Bcrl.  1868.  —  Maurus,  mod.  Bcsteucr.,  Heid.  1870.  —  A.  Held,  Ein- 
kommensteuer, Bonn  1872.  —  Heuschling,  Timpot  sur  le  revenu,  Par.  et  Brüx.  1873. 

—  Gutachten  über  Personalbesteueruntr.  von  Nasse,  Held,  Gcnsel,  Graf  v.  Wintzin- 
gerode u.  Rösslcr,  Lpz.  1873  (Schriften  des  Voreins  f.  Soc.  Pol.  [IIA.  — 
Fr.  J.  Neu  mann,  progress.  Einkommensteuer  im  Staats-  und  Gcmcindehaushalte, 
Lpz.  1874  (Schriften  d.  Vor.  u.  s.  w.  VIII.):  ders.  d.  Steuer  nach  d.  Leistungs- 
fähigkeit, in  Conrad's  Jahrb.  1880,  1*81.  —  Vcrhandl.  dieses  Vereins  über  Ein- 
kommensteuer, Lpz.  1875,  (Schriften  No.  XI),  15  ff.  —  v.  Scheel,  progTess.  Be- 
itcuer,  Tüb  Zbch.  1S75,  XXXI,  273:  ders  ,  Erbschaftssteuer,  Hildebr.  Jahrb.  1875, 
XXIV,  233;  dies.  Arbeit  selbständig  in  2.  Aufl..  Jena  1877.  —  Schäffle,  Grund- 
-itze  d.  Steuerpolitik,  Tüb.  1880.  —  Esqu.  de  Parieu,  traite  des  iinputs,  4  vol. 
2  ed.  Par.  lfc66,  1867.  —  Cliffe  Leslie,  financ.  reform,  Lond.  1871  (auch  deutsch 
von  Brömcl,  1872.) 

Ueber  Co mmunalbc Steuerung  insbesondere:  Dio  Communalsteucrfrage, 
10  Gatacbtcn  d.  Vor.  f.  Soc.polit.  (bes.  v.  E.  Meier.  Nasse,  v.  Koitzenstein  u. 
L  m.).  Heft  12  d.  Ver.schr.  1877.  —  Verhandlungen  darüber  in  d.  Ver.vcrs.  z. 
Berlin  1S77,  Heft  14  d.  Schriften,  Leipz.  1878.  —  Daraus  bes.  ausgearbeitet  das 
Referat  von  A.  Wagner,  d.  Communabtcucrfrasre .  Leipz.  1878  —  R  Friedberg. 
<l  Besteuer.  d.  Gemeinden,  Berl.  1878.  —  v.  Bilinski,  d.  Gemeindebesteuerung  u.  d. 
Reform,  Leipz.  1878.  —  Gueist,  d.  preuss.  Finanzreform  durch  Regulin  d.  Gcmcinde- 
•teuern,  Berl.  1881.  - 

c.  Oeffentlicher  Credit.  Neben iu s.  ölfentl.  Credit, 2  Aufl.,  LB.,  Karlsr.1829. 

—  Dietzel,  Syst.  d.  Staatsanleihen,  Heid.  1855.  —  A.  Wagner.  Art.  Staatsschulden 
ia  Staabwörterb. .  X.  —  S  r>t  beer,  Betracht,  über  d.  Staatsschuldenwesen,  Borl. 
Vierteljahrschr.  f.  Volkswirthsch.  1S65.  2.  B.  —  E.  Nasso,  Steuern  und  Staatsanleihen. 
Tubing.  Zeibchr.  1868.  XXIV.  —  O.Michaelis,  über  Staatsauleihen  (aus  d.  volksw. 
Virtelj^chr.'k  in  d.  volkswirthsch.  Schriften,  Berl.  1878  IL  —  R icca-Saloru o ,  teor. 
;*r>er.  d.  prest.  publ.  Mil.  1879. 

Besondere  deutsche  Fachzeitschriften  f.  d.  Finanzwissenschaft  allein  bestehen 
licht,  doch  finden  sich  manche  finanzwiss.  Spccialarbeiten  in  den  allgcm.  natökon 
find  staabwiss.  Fachzeitschriften,  so  in  d  Tub.  Ztschr.  f.  d.  gcs.  Staabwbs. .  in 
Hildebrand  -  Conrad's  Jahrbüchern  f.  Nat  ök  u.  Starbt .,  im  Jahrb.  f.  Ges.geb.  u.  s.  w. 
d.  deutschen  Reichs,  in  d.  Berl.  Viertel  j.schr.  f.  Volkswirthsch.    Aus  d.  fremden 
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Lit.  s.  bes.  das  Journal  des  Economistes .  das  Journ  of  the  Statist.  Soc.  in  LondoD. 
den  engl.  Econoinist  u  i  tu, 

5.  Abriss  der  Finanalehre  in  Werken  der  allgemeinen  Staats- 
wissenschaft. 

Bohr,  Syst.  d.  tage*.  Staats!.,  III,  348.  (1810)  —  Craig,  Grundzüge  d.  Politik. 
III.  Bd.  deutsch.  Leipz.  1816.  —  v.  Aretin.  Staatsr.  d.  constitut.  Monarchie,  fonges. 
durch  v.  Rotteck.  II,  295.  (1>2T.^  —  Weber,  (irondzüge  d.  Politik,  2.  359.  (1>27. 

—  Eisclen.  Handbuch  dos  Systems  der  Staatswissenschaften,  S.  291.(1828.)  — 
Schmitthcnncr ,  Grundriss  der  politischen  und  historischen  Wissenschaften,  I,  215 
.IVIO.)  —  Schön,  Die  Staatswisscnschaft ,  S.  311  —360.  (1831.)  —  v.  Kotteck. 
Lehrbuch  der  ökonomischen  Politik  (des  Vernunftrechtes  4.  B.)  Stuttg.  1S35,  S.  22v 

—  Stahl,  Philos.  d.  Hechts,  II,  2.  §.  120  ff.  —  Waitz.  Politik.  1862.  S  81  fi".  - 
H.  Eschcr,  Handb  d.  pract.  Politik.  Lpz.  1863,  I,  247  ff.  —  Bluntschli,  Lehr- 
v.  mod.  Staate,  5.  Aufl.,  Stuttgart  1876,  II,  495  Ii.  u  a  in. 

6.  Zur  Literatur  der  Finanzgeschichtc  (s.  auch  No.  7  u.  bes.  9  unUü 
u.  f.  Weiteres  d.  Specialabschuitte). 

Heeren.  Ideen  über  die  Politik  u.  s  w.  der  Völker  der  alten  Welt,  3.  Ausg.. 
Gött.  1815,  III.  —  L.  Roynicr,  de  lecon.  polit.  et  rar.  des  Perscs,  et  Phenta,  Gen 
et  Par  1819;  dgl.  des  Arabes  et  des  Juifs,  1820;  dgl  des  Egyptiens  et  Carthagin. 
1823;  dgl.  des  Grecs,  1825.  —  Ganilh.  Essai  politiqoe  sur  le  revenu  public  des 
peuples  de  1'anticjuite  du  moyen  age  et  des  sicclcs  modernes.  P.  1806.  Neue  Ausjr 
1S23.  II.  Bd.  (grössentheils  Uber  Frankreich  und  England)  —  Böckh,  Die  Staat, 
haushaltung  der  Athener.  Berlin  1817.  II.  2.  Ausg.  1850. 

Ueber  Korn  ist  die  altere  Hauptschrift:  Burmann,  de  vectigalibus  populi  Ko- 
inani.  Leid.  1734.  —  Hege  wisch,  Histor.  Versuch  über  die  röm.  Finanzen,  Altona 
1804.  —  Bosse,  GrundzUgc  des  Finanzwesens  im  römischen  Staate.  Brauuschwei? 
1806.  7.  II.  —  Becker,  Handbuch  der  rr»m.  Alt-rthUmer,  fortges.  v.  Marquardt. 
3.  ThI.  2.  Abth.  1853  (enthalt  Finanz-  u.  Militärwagen),  neuo  Aufl.  Köm.  Staatsverw.  B.  2. 
Lpz.  S.  76—308   1876.   -  Mommsen,  röm  Staatsr.,  Lpz..  1S74,  II.  1..  400  ff.,  596  8 
II,  2.  (1875).  929  ff.  —  Bouchard,  etude  sur  1  administr  des  finances  de  l'esp. 
Romain,  Par.  (1874).  —  v.  Gosen,  röm.  Fiscus,  Tüb.  Ztsch.  23.  —  Rodbertuv 
z.  Gesch.  d.  löm.  Tributsteuer  u.  s.  w.,  in  Hildcbr.,  Jahrb.  B.  4,  5,  8. 

Hüllmann,  Deutsche  Finanzgeschichte  des  Mittelalters.    Berlin.  1805.  '>'ur 
das  Finanzwesen  des  ganzen  Reiches,  nicht  der  einzelnen  Lande.1!  —  G.  Waitr. 
Deutsche  Verfassungsgeschichte  pass.,  bisher  8  Bünde,  d.  älteren  in  neuen  Auflager 
B.  8  Kiel,  1878.   Für  die  einzelnen  Epochen  s.  bes.  die  Kapitel  Uber  d.  Finanzwesen 
(so  B.  8,  S.  216  —  414 ).  —  Zcumer.  d.  deutschen  Städtesteuern,  insbes.  d.  staJ- 
Reichssteucrn  im  12.  u.  13.  J.h.  Leipz.  1878  ( Schm oller's  Forsch.  I,  2).  —  Laue 
bist.  Entwickl.  d.  deutschen  Steucrvcrfass. ,  Berl.  u.  Stett.  1793.  —  Ilse,  Gesch.  J 
deutschen  Steuerwesens  1.  Abth.  Giesscn  1844.  —  G.  Schön  berg,  Fin. Verhältnis^ 
d.  St.  Basel  i.  14.  u.  15  J.h.  Tub.  1879.  —  Töppen,  d.  Zinsverfass.  Preusscns  unter 
d.  Herrsch,  d.  Deutschen  Ordens.  Ztsch r.  f.  preuss.  Gesch.  B.  4.  —  Kotclmann,  <i 
Finanzen  Albr.  Achills,  ebendas.  B.  3.  —  G.  Schmollcr.  d.  Epochen  d.  preos^ 
Fin.politik,  Jahrb.  f.  Gcs.geb.  u.  s.  w.  i.  Deutschen  Reich,  N.  F.  I,  1877  S.  33 — 114.  - 
Klewitz,  Stcu.veifass.  im  Herzogth.  Magdeburg.  Berl.  1797.  —  Kries,  hist.  Eüt 
wickl.  d.  Stcu.verfass.  in  Schlesien.  Bresl.  1842.  —  Riedel,  d.  Brand,  preuss.  Staat? 
haushält  in  d.  beiden  letzten  Jahrhunderten,  Berl.  1866  (quclhmässig).  —  Krug 
Gesch.  d.  preuss.  Staatsschulden,  hcr.geg.  v.  Bergius,  Breslau  1861.  —  v.  Bosse. 
Darstellung  des  staatswirthschaftlichcn  Zustanden  in  den  deutschen  Bundesstaaten  auf 
keinen  geschichtlichen  Grundlagen.  Braunschweig.  1820.  —  Falke.  Gesch.  d.  Deutsch« 
Zollwcscns,  Lpz.  1869.  —  Hoffmann,  das  Finanzwesen  von  Wurtembcrg  zu  Anfall 
des  16.  Jahrhunderts.    Tübingen.  1840    —  Oberleitner,  Oesterreichs  Finanz  :1 
unter  Ferdinand  I.,  Wien.  1859;  ders.,  Finanzlage  Nieder-Oesterreiehs  im  16.  Jahr- 
hundert, Wien  lM53:  ders..  Finanzlage  der  deutsch-österreich.  Erblande  im  J.  1701 
Wien,  1865.  —  Schwabe  v.  Waisenfreund.  Vers,  einer  Gesch.  d.  österr.  Staats- 
Credit-  u.  Schulden weseus,  Wien  1860  ff.       J.  v.  Hauer.  Beitr.  z.  Gesch.  d.  öster 
Finanzen.  Wien.  1848,  5  Hefte.  —  A.  Wagner,  z.  Gesch.  u.  s.  w.  der  dsterr. 
Bancozettelperiode,  Tub.  Ztscbr.  1861  u.  1863.  —  Vocke,  Beitr.  z.  Gesch.  d.  Eiu 
kommenstcuer  in  Baiern,  Tüb.  Ztschr.  B.  20  u.  21.  —  S.  im  Allgem.  sonst  die  Werk 
Uber  deutsche  Staats-  u.  Rechtsgeschichte  (wo  Eichhorn  auch  über  das  Finaa..- 
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iresen  immer  noch  das  Beste  u  Eingehendste  giebt^  u.  über  allgemeine  deutsche 
u.  Territorialgeschichte,  so  Droyscn's  Gesch.  d.  preuss.  Politik. 

Sinclair,  History  of  the  public  revenue  of  the  British  empirc.  3.  Edit,  1 803. 
IIL  —  Madox,  HUtory  otc.  of  the  exchc<juer,  2.  ed.  Lond.  17(59.  —  Gncist,  engl. 
Verwaltungsrecht,  2.  A.  2.  B.  Berl.  1867.  passiin.  —  Vocke,  Gesch.  d.  Steuern  d.  brit. 
Reichs,  Leipz  1S67.  —  Ilöfler,  Gesch.  d.  QngJ.  Civilliste.  Stuttg.  1834  —  Do  well, 
>ketcb  of  the  hist.  of  taxes  in  Engl.  Lond.  1 S76  ff, 

Froumantcau  (pseudonym),  Le  secret  des  finances  de  France,  1851.  (Auf- 
zahlung aller  Einnahmen  und  Au>gabcn  des  30 jährigen  Zeitraums  von  1550 — 15S0, 
rgt  v.  Muhl,  Geschichte  und  Literatur  der  Staatswissenschaft,  III,  111.)  —  de 
lurbonnais,  Recherehes  et  considerations  sur  les  finances  de  la  France  depuis  1595 
lusque»  1721.  Bäle.  1758  II.  4°,  u.  Liege,  1 758.  VI.  8°.  -  Arnould,  Histoirc 
ircücrale  de>  finances  de  la  Frauce,  Tar.  1804.  4°.  —  de  Monthion,  Particularitcs 
et  observations  sur  les  ininistre»  des  finances  de  la  France  les  plus  celebrcs  depuis 
I(<60  jumju  cu  1791.  Par.  1812.  —  Bresson,  Histoire  financiere  de  la  France.  Par. 
1828.  II.  (meistenteils  aus  Monthion  abgeschrieben).  —  Bailly.  Histoire  financiere 
Je  la  France.  1830.  II.  (bis  1780.)  —  Die  Discours  preliminaircs  von  Pastor  et  vor 
Icu  von  demselben  herausgegebenen  Theilen  der  Ordonnanccs  des  rois  de  France, 
Baad  15 — 19.  enthalten  ebenf.  die  ältere  französische  Finanzgeschichte. —  Clamageran, 
bist,  de  1'impOt  en  France.  3  vol.  Par  1867—76.  —  de  Nervo,  Les  finances  francaiseö 
h)Us  rancicunc  monarchie ,  la  ^publique,  le  consulat  et  l'empire  P.  1863.  II.  B. 
Forb.  sous  la  restauratio».  1865 — 68.  IV.  B  —  Vuitry  «itudes  sur  le  regime  fiu. 
d.  1.  France  avant  la  rOvolution.  Par.  1*>7S.  —  Oberleitner  Fraukr.s  Fiu.verhält- 
ubse  unt.  Lud*.  XVI.  Wien  1866.  —  d'Audiffret.  apercu  du  cred.  publ.  etc.  de 
!759-18t>0,  Par.  1861.  Dgl.  bis  1873.  Par.  1873.  Tripicr,  la  dette  publ.  cn 
Trance  178U— 1873,  Par.  1873.  —  v.  Wolff.  d.  Staatsrentenschuld  in  Frankr. 
Lpz.  1*75.  —  Cohn,  G„  Colbert,  i.  d.  Tüb.  Ztschr.  f.  Staatswiss.  B.  25,  bes.  B.  26, 
5.  390  «. 

7.  Zur  Finanzstatistik. 

S.  oben  >  19,  S.  25.  Hauptwerk*  immer  noch:  v.  Czörnig.  d.  österr.  Budget 
im  Vergleich  mit  jenen  d.  vorziigl.  and.  europ.  Staaten,  Wien,  1862.  Eiuc  neue  Bc- 
ubeitung  dieses  halbamtl.  Werks  durch  ein  Statist.  Bur.  wäre  erwünscht.  —  F.  Cohen, 
ctudes  sur  les  iinpüts  et  sur  les  budgets  des  prineip.  etats  de  l'Europe  Par.  1865  — 
•  Czörnig,  Eiuricht.  üb  Budget,  Staatsrechn.  u.  s.  w. in  verschied. Staaten,  Wien.  1866.  — 
M.  Block,  FEurope  pol.  et  soc  Par  1869.  ch.  3.  —  Ders.  Annuaire  d'econ.  pol. 
-t  de  stat„  jährlich.  —  Kolb,  Handb.  d.  vergl.  Statistik.  —  (ioth.  Almanach,  die 
Hauptdaten  für  alle  Cultursiaatcn  jähr!.,  in  den  letzten  Jahrgängen  gegen  früher  sehr 
-pecialisirt  —  Mehrfach  Aufsätze  in  der  Zeitschr.  f.  Kap.  u.  Rente.  —  Publicationen 
J.  internat  Statist.  Congrcsses  uber  Fiuanzsfatistik,  bes.  der  grossen  Städte  (vom  Pester 
^tadt.  Bur.  besorgt).  1.  vol.  1877  II.,  Jahresbulletin  kurzer  ausserdem.  —  Die  Arbeiten 
der  vergleichenden  Fiuan/Maiistik,  vorneml.  Uber  deutsche  Verhältnisse,  aber  mit  Ver- 
ileichungcii  fremder,  von  Ph.  G  erst foldt,  bes.  Beiträge  z.  Rcichssteuerfragc  u.  s.  w. 
Leipz.  1879,  ferner  vergleichende  Zahlen  u.  Bilder  i.  Rcichssteuerfragc,  Leipz.  1881.  — 
lebor  ihren  betrellcnden  Staat  bringen  die  amtl.  Statist.  Bureaus  bes.  in  den  „Jahr- 
büchern" vergleichend.  Statist.  Daten  f.  längere  Perioden  (Deutsches  Reich ,  Preusaen, 
»esterreich,  bes.  Italien  u.  a.  m.)  Ueb<  r  C  o  m  m  u  n  al- F i  na n  zs  ü  t  i  st.  s.  bes.  die 
i  gen.  neueren  preuss.  Publicationen. 

Regelmässig  finden  sich  geschichtliche  Ausfuhrungen  und  s  tat  ist.  Daten 
in  den  Werken  »1er  folgenden  Rubrik,  naturlich  von  verschiedener  Ausdehnung. 

8.  Zur  Literatur  Uber  das  Finanzwesen  einzelner  Staaten.  (Weiteres 
in  den  Specialabschnitten). 

Deutsehland.  Gebiet  des  ehemaligen  Deutschen  Bundes:  v.  Reden, 
'  1857),  Allgemeine  vergleichende  Finanzstatistik.  Darmstadt,  1851  —  56.  II  B.  in 
l  Abteilungen.  Es  sind  bloss  die  deutschen  Staaten  abgehandelt.  Bd.  I  enthält  die 
rein  deutschen  Staaten.  Bd.  II  Preussen  und  Oesterreich. 

Neues  Deutsches  Reich:  A.  Wagner,  Rc-ichsfinanzwesen  in  v.  Holt/cn- 
'lorff's  Jahrb.  d.  D.  Reichs,  B.  1  u.  3  (hier  bes.  uber  die  Kriegsfinanzen  1870—71).  — 
Zahlreiche  Abhandlungen  und  Materialiensaminlungen  Uber  alle  wichtigeren  Gebiete 
.'les  D.  Finanzwesens  (v.  v.  Auffsess  u.  a.  m.)  in  Hirth's  Annalen  d.  D.  R.  — 
J^hrb.  d.  amtl.  Statist,  d.  preussiseh.  Staats,  IV,  2,  S.  215  ff.  —  Statist.  Jahrb.  f.  d. 
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Deutsche  Reich.  Lpz.  1SS2.  Herl.  1882,  S.  148  ff.  Zoll-  u.  Steuerstatiatik  auch  in  d. 
..Statistik  d.  D.  Reichs4,  bes.  in  d.  Monatsheften.  —  Weber,  d.  D.  Zollrcrcin,  Lpz.  1869, 
2.  Aufl.  1871.  —  üeber  das  Kei chsfinan z recht  s.  bes.  v.  Rönne's  u.  Laband's 
Werke  über  das  Staatsrecht  d.  Deutschen  Reichs. 

Einzelne  Staaten  des  heut.  Deutschen  Reichs: 

Prcussen:  Klctke,  Literatur  üb.  d.  Finanzw.  d.  preuss.  Staates.  3.  Aufl.,  Berl 
1S76  (sehr  fleissig).  —  v.  Bcguelin,  histor.  krit  Daretell.  der  Accise-  u.  Zollverfa«. 
in  preuss.  Staaten.  Berl  1 7V»7.  —  Borowski.  AbrLs  des  praktischen  Kamerai-  und. 
Finanzwes.  in  den  K.  preuss.  Staaten.  3.  Ausg.,  II.,  Berlin  1S05.  —  Benzen  her?. 
Preussens  (ieldhaushalt  u.  neues  Steuersystem.  Leipzig  1  S2ü.  —  (v.  Reibnitz?)  über 
Preussens  (ieldhaushalt  u.  s.  w.  Berlin  1821.  —  Hansemann,  Preussen  u.  Frankreich, 
staatswirthschaftlich  n.  politisch,  2.  Aufl.,  1834.  ((regen  den  Verfasser  trat  Kauf- 
mann auf,  den  wieder  Springsfeld  zu  bekämpfen  suchtet  —  v.  Bülow-Cum- 
merow,  Preussen.  Berlin  18-12.  S  A. —  Bergius.  Preuss.  Zustände,  Münster  1^44: 
iless.  Grundsätze  d.  Finanzwiss.  mit  bes.  Bezieh,  auf  d.  preuss.  Staat.  Berlin,  2.  Auf 
1871.  —  Dieterici,  Tabellen  und  Nachrichten  für  den  preuss.  Staat  für  das  Jahr  184'.' 
IV.  B.  1833.  —  Schimmelpfennig,  d.  preuss.  directen  Steuern  2  B.  3.  u.  4.  A 
Potsd.  1S59;  ders.  die  preuss.  indirecten  Steuern.  2  B.  3.  A.  Berl.  1*58.  — 
Nasse,  Bemerk  über  d.  preuss.  Stcuersyst.  Bonn.  1801.  —  v.  Czörnig,  das  Osten 
Budget  etc.  1,281.  —  Jahrbuch  für  die  amtliche  Statistik  des  preuss.  Staats.  3.  Jahr- 
gang 1869,  S.  357— 57*  (Einnahmen  u  Ausgaben  von  1*60— 80).  —  Auch  4.  Jahrg.. 
2.  Äbth.  S.  245  ff.  (1874 — TG).  —  Richter,  das  preuss.  Staatsschulden wesen,  Berl 
1*69.  —  Dieterici  (jnn.),  Gesch.  d.  Steuerrcf.  in  Preussen  vou  1810 — 20.  Berl. 
1875.  —  S.  auch  J.  G.  Hoffmann's  Lehre  v.  d.  Steuern,  Berl.  1840.  —  v.  Czud- 
nochowski,  Stuu.reform,  Fin.pol.  u.  s.  w.  in  Preussen,  Berl.  1873.  —  Wissmanu. 
d.  Steuerwesen  d.  preuss.  Monarchie,  Berl.  1*75.  —  lieber  Communalfinauz- 
statistik:  L.  Herrfurth,  Beitrage  z.  Finanzstatistik  d.  Gemeinden  in  Preusseu 
Krgänz.h.  0  d.  Ztschr.  d.  preuss.  stat.  Bur ,  1S79:  Herrfurth  n.  Studt,  Fin.sra> 
d.  Kreise  d.  preuss.  Staats,  Erg.h.  7,  1880;  Beitrüge  z.  Statist,  d.  Gemeindeabgaben 
in  Preussen  (auch  Stat.  d.  Kreisabgaben\  Erg.h.  9,  1882.  —  Gerstfeld t,  Städtc- 
fiuanzcn  in  Preussen,  Lpz.  1882  (Schmoller's  Forsch.  IV.  1\  —  Staatsfinanz- 
recht bes.  in  v.  Rönne's  preuss.  Staatsrecht  (4.  Aufl.).  Ein  allgemeines  Werl 
über  das  preuss.  deutsche  Finanzwesen  im  Ganzeu.  wie  die  Werke  von  Stockar  von 
Nouforn-Hock  über  Baiern,  v.  Hock  u.  v.  Kaufmann  über  Frankreich  fehl? 
leider.  Einen  bezüyl.  Abriss  giebt  v.  Ocsfeld,  Preussen  in  staatsrechtl.  u.  s.w. 
Bezieh.  Berl.  1871,  II  1-183. 

Andere  deutsche  Staaten:  Höck,  Grundlinien  der  Kaineralpraxis ,  Tub 
1819  (ist  grösstenteils  FinanzstatUtik).  —  Dessen  Materialien  zu  einer  Finanzstatiitn 
der  deutschen  Bundesstaaten.  Schmalk.  1823.  —  Geret,  Systemat.  Repertorium  drt 
königl.  baicr.  Finanzverordnungen.  1812.  1825.  II.  dessen  Samml.  ungedruckter  Ver- 
ordnungen. —  Rudhart.  Ueber  den  Zustand  des  K.  Baieru,  Erlangen  1S27.  III.  1> 
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Hubner,  Oesterreichs  Finanzlage,  1S48.  —  v.  Czörnig,  Oesterreichs  Ncuge- 
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Bosse,  Uebersicht  der  französischen  Staatswirthschaft.  Braunschweig  1806 — 7.  II. 
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Paris  1830.  —  Rapport  au  Roi  sur  l'adininistration  des  finances    Paris  1830.  (rou 
v.  Audiffrct,  mit  39  Tabellen  uud  einer  Sammlung  von  Verordnungen.    4°).  — 
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Erstes  Buch. 
Die  Ordnung  der  Finanzwirthschaft. 

Rau,  Fio.  I,  (5  A.,  auch  z.  Tb.  noch  meine  Bearbeitung  d.  6.  A.)  hat  in  seinem 
I.  Buche  von  den  „Staatsausgaben**  Mancherlei  behandelt,  was  systematisch  richtiger 
«iiTöft  zu  trennen  ist,  weil  es  sich  auf  die  Regelung  der  Finaiizwiithschaft  im  All- 
gemeinen bezieht,  so  die  Lehre  von  den  Haushalten  der  Selbstverwaltunstskötper,  in 
kn  53 — 55  und  57  (in  der  fi.  Ausgabe  von  mir  au  eine  andre  Stelle  geschoben, 
>t.  3s  c  fT>.  Andren  von  grosser  und  allgemeiner  Bedeutung  für  die  Finanzwirth- 
»chaft  und  ihre  Ordnung,  wie  die  Lehre  vom  Haushalt  der  Staatcnvcrbiiidun*cn, 
roa  der  Deckung  dor  Staatsausgnben  (Abschn.  3  des  1.  Buchs  in  meiner  6.  Ausgabe) 
lut  Rau,  nach  dem  früheren  Standpuucte  der  Wissenschaft,  ganz  Ubergangen  oder 
aar  nebenbei  und  gelegentlich  in  anderem  Zusammenhang  beiUhrt.  Dagegen  rindet 
tich  dann  wieder  in  Erörterungen  wie  der  „allireineiuen  Betrachtung  der  Staatsaus- 
nben"  in  der  5.  Aufl.  §.  24—41  (6.  Ausg.  §.  24 — 3Ta)  Manches,  was  gegenwärtig 
tSidls  onuöthig,  theils  antiqnirt  erscheint.  Andere  Punkte,  welche  sich  auf  die 
materielle  und  formelle  Ordnung  der  Finanzwirthschaft  beziehen,  erörtert  Kau  im 
i  Bd.  im  3.  und  z.  Th.  im  4.  Buche.  In  der  2.,  bereits  im  Wesentlichen  verselb- 
ijidigtcn  Ausgabe  des  1.  Bandes  meiner  Neubearbeitung  des  Ra  u  'scheu  Finanzwerks 
:abc  ich  im  dortigen  1.  Buche  schon  in  erheblicher  Erweiterung  und  vielfach  völliger 
Abweichung  von  Rau  „die  Ordnung  der  Finanzwirthschaft  und  den  Finauzbodaif' 
^handelt.  Aber  ich  behielt  damals  noch  die  formelle  Ordnung  des  Haushalts  dem 
^chloss  des  Werks  vor.  Bei  den  engeu  Zusammenhang  der  materiellen  und  formellen 
•Jrinunjr  und  in  der  Conseqnenz  richtiger  finaiuwisseusehaftlichcr  Systematik  erscheint 
es  aber  doch,  in  Uebcreinstiminung  mit  Stein,  angemessener,  auch  die  Lehre  von 
formellen  Ordnung  schon  hier  mit  in  das  ersto  Buch  herüber  zu  nehmen  und 
se  der  Lehre  von  den  Ausgaben  und  Einnahmen  voranzuschicken,  wie  ich  es  nunmehr 
a  dieser  3.  A.  thue.  Die  Abtrennung  der  Lehre  vom  ,.  Fiuanzbcdarf'*  für  ein  be- 
vicres  (jetzt  das  zweite)  Buch  ist  ebenfalls  wohl  das  Richtigere.  Aus  der  Literatur 
*t  namentlich  auf  Stein,  bes.  auf  dessen  neueste  Behandlung  des  Gegenstands  in 
'  4.  4.  A.  zu  verweisen  (1.  Buch:  ,  Staatshaushalt  u.  Staatsrcichthum'*,  I,  51 — 12S, 
'ieüvcise  auch  auf  Buch  2,  „Staatsausgaben,  Verwaltungslehre  u.  Camcralwissenschaff 
«.  Boch  S,  1.  Abth.  „verfass.  massiges  Finanzwesen").  Hier  wie  sonst  geht  nur  bei 
Stein  die  finanzw issenschaf tl iche  und  finanzpolitische  Behandlung  der  Fragen 
0  sehr  in  der  finanz rechtlichen,  bez.  verwaltungsrechtlichen  auf.  was  bei  dem 
*?tn  Zusammenhang  der  Dinge  freilich  nahe  liegt,  aber  wobei  das  Gebiet  der  Finanz- 
•nsenschaft  (vollends  wenn  man  diese  mit  Stein  auf  die  Einnahmen  —  allerdings 
anrichtig  —  beschränkt,  s.  o.  vor  §.  7)  zu  sehr  erweitert  und  verschoben  wird.  Das 
th  namentlich  von  der  Behandlung  der  ,. formellen*'  Ordnung  der  Finanzwirthschaft 
Ick  habe  mich  grade  in  diesem  Gegenstand  möglichst  auf  das  Hauptsächliche  zu  bc- 
Khtiiiken  gesucht,  ohne  in  das  reiche  Detail  der  budgctrcchtlichen  Fragen  u.  s.  w. 
^MTisreben,  wie  das  ähnlich  auch  Leroy-Beaulicu  (Fin.  II,  1.  1 ,  le  budget)  ver- 
meidet Dagegen  war  mein  besonderes  Bestreben,  die  Finanzwirthschaft  in  engcrem 
Zusammenhange  mit  der  volkswirtschaftlichen  Lehre  vom  Staate 
nd  vom  zwa ugsgemei u wirth schaft liehen  System  Uberhaupt  zu  be- 
sudeln, gemäss  dem  in  der  „Grundlegung**  dargelegten  und  dort  begründeten  Stand- 
{uaetc.  Auf  letzteres  Werk,  bes.  Abth.  I,  Kap.  3  u.  4,  z.  Th.  auch  2.  u.  Abth.  II, 
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ist  daher  hier  tu  verweben.  Ich  wollte,  wie  schon  in  der  vorig««  2.  AuH.,  den  1.  Bau.J 
der  Finan/wisscnschaft  mit  der  „Grundlegung"  möglichst  in  Einklang  bringen. 

Mit  Ausnahme  von  Stein  uud  Leroy-Beau  1  ieu  beschränkt  sich  die  son>ti£t 
allgemeine  finanzwissensehattlicho  Literatur  im  Wesentlichen  auf  die  Erörterung  ein 
/.einer  Gegenstände  dieses  1.  Buchs.    Im  Abriss  habe  ich  jüngst  in  der  Abh.  X. 
B.  II  d.  Schön berg  sehen  Handb.  der  Polit.  Oekon.    Ordnung  d.  Fin.wirthsch." 
^S.  413  —  483)  den  grössten  Theil  des  Themas  behandelt. 

§.  31.  Einleitung.  Hier  sind  folgende  Gegenstände  zu  be 
handeln. 

[.  Es  ist  die  Einwirkung  darzulegen,  welche  der  Staat  al> 
Gesammtwirthschaft   und   Hauptorgan    des  zwangs 
gemein  wirtschaftlichen  Systems  auf  die  Gestaltung  und 
Entwicklung  der  Kinanzwirthschaft  ausüht.    (Kapitel  1). 

II.  Es  ist  neben  dem  eigentlichen  Staats  haushalte  das  Fiuanz 
weseu  einmal  der  Staaten  Verbindungen,  zu  denen  ein  Staat 
Völker-  oder  staatsrechtlich  gehören  kann,  sodann  der  kleineren 
räumlichen  Zwangsgemeinwirthschaften  oder  der  Selbstverwal 
tungskörper,  besonders  der  Provinz,  des  Kreises,  der  Gemeinde, 
ins  Auge  zu  fassen,  mit  welchen  allen  sich  der  Staat  in  dir  Auf 
gaben  des  zwangsgemeinwirthschaftlichen  Systems  theilt.  (Kap.  2). 

III.  Es  sind  oberste  Grundsätze  für  die  materielle 
Ordnung  des  Staatshaushalts,  (bez.  auch  der  übrigen  bffeut 
liehen  Haushalte),  insbesondere  fltr  die  Sicherung  des  Gleich 
gewiebts  in  demselben  und  damit  eine  Theorie  der  Deckung 
des  Finanzbedarfs  aufzustellen.    (Kapitel  3). 

IV.  Es  ist  die  formelle  Ordnung  des  öffentlichen, 
besonders  des  Staatshaushalts  darzustellen,  mit  besonderer  Rück 
sieht  auf  die  prineipi eilen  Fragen,  welche  dabei  auftauchen,  uud 
als  solche  eine  fin  anz  wissen  schaftliche,  nicht  bloss  eine 
öffentlich-  oder  verwaltungsrechtliche  Bedeutung  haben.   (Kap.  4). 
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Erstes  Kapitel. 

Die  Flnanzwirthscliaft  Iii  ihrer  Abhängigkeit  vom  Gans  des 
öffentlichen,  besonders  des  Staatslehens. 

Der  Gegenstand  dieses  Kapitels  findet  seine  tiefere  Begründung  nicht  hier,  sondern 
im  grundlegenden  Theil  der  Politischen  Oekonointe.  Hier  in  der  Fiuanz  Wissenschaft 
«iüd  daraus  nur  einige  Folgerungen  für  das  Finanzwesen  abzuleiten.  S.  bes.  in  eine 
'.inodlegung,  L  Abth.  Kap.  4  und  Kap.  3  Hauptabschu.  4  (§.  150—160).  Sonst  die 
Liter,  über  Verwaltungslehre,  naui.  Stein»  grosses  Werk  und  sein  „Handbuch"; 
m  Abnss  E.  Meier,  in  v.  Holtzendorff 's  Encycl.  d.  Kechtswisscnsch.  3.  u.  4.  A. 

§.  32.  Die  Finanzwirtbschaft  hat  dem  Staate  die  sachlichen 
Hilfsmittel  (Sachgüter,  Geld)  zu  beschaffen,  welche  dieser  zu 
seiner  Function  als  Gesammtwirthsebaft  bedarf  (§.  1  ff.).  Daraus 
folgt  mit  Notwendigkeit,  dass  der  äussere  Umfang  der  Finanz 
irirttochaft  von  dem  Umfang  und  der  Art  der  jeweiligen  Aufgaben 
und  Thütigkeiten  des  Staats  bestimmt  wird.  Und  wesentlich  das- 
selbe gilt  von  den  Haushalten  der  übrigen  öffentlichen  Körper. 

Namentlich  ist  die  Ausgabe  wi  r  t  h  s  c  h  a  ft  des  Finanzwesens  unmittelbar  ab- 
hängig vom  Umfang  und  Inhalt  der  Staatsthätigkeit:  der  Finanzbedarf  gestaltet,  bewegt 
tiad  gliedert  sich  nach  dieser  Th.itigkeit.  Die  Einteilung  der  allgemeinen  Zwecke 
eiuzelnen  Aufgaben  des  Staats  ist  daher  auch  von  selbst  die  Grundlage  der  Ein- 
'  heilang  des  Finanzbedarfs.  Die  Gestaltung  und  Eintheilung  dieses  Bedarfs  ist  aus 
Jiesem  Grunde  an  und  für  >ich  auch  nicht  in  der  Finanzwissenschaft,  sondern  in  der 
>uats-,  bez  der  Staatsverwaltungsichre  und  der  Aligemeinen  Volkswirthsehaftslchre 
w  begründen.  Sie  muss  daraus  hier  in  die  Fiuanziehrc  herüber  genommen  werden 
Mid  dieser  zum  Ausganaspunct  dienen.  Aber  in  der  Finanzwiisenschaft  selbst  sind 
dann  nur  die  finanziellen  Conse<juenzcn  au-s  der  Gestaltung  und  Weiterentwicklung 
der  Staatsthätigkeit  zu  ziehen. 

In  dieser  Hinsicht  sind  es  drei  Puncte  aus  der  volkswirt- 
schaftlichen Betrachtung  des  zwangsgemeinwirthschaftlicben  Systems 
überhaupt  und  des  Staats  speciell,  von  welchen  die  Finanzwissen- 
schaft besonders  Act  zu  nehmen  hat. 

1.  Die  Zwecke  und  Aufgaben  des  Staats  (bez.  der  sonstigen 
«ift'entlichen  Körper)  und  dieses  Systems  und  die  zur  Durchführung 
vorzunehmenden  einzelnen  Thütigkeiten  (§.  33  —  35). 

2.  Das  Gesetz  der  wachsenden  Ausdehnung  dieser 
Thätigkeiten  in  der  modernen  Cultnrwelt  (§.  36). 

3.  Das  Vorwalten  des  Präventivprincips  vor  dem 
Repressivprincip  im  entwickelten  Staatsleben  (§.  37). 

I.  —  §.  33.  A.  Das  z  wangsgemein  wirtschaftliche  System  und 
in  ihm  der  Staat  (G.  §.  154  ff,  162  ff.)  speciell  haben  durch 
eventuell  zwangsweises  autoritatives  Eingreifen  das  Selbstinteresse 
der  Individuen  unter  die  Zwecke  der  menschlichen  Gemeinschaften 
zu  beugen  und  dadurch  Existenzbedingungen  der  Gattung  und  des 
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Einzelnen  als  Mitglieds  der  Gattung,  Entwicklungsbedingungen  der 
Volkswirtschaft  und  sittliche  Zwecke  der  Gesammtbeit  und  der 
Einzelnen  sicher  zu  stellen.  Der  Staat  und  jenes  System  treten 
dabei  in  eine  stets  veränderliche  Combination  mit  dem  privat- 
wirthscbaftlichen  System.  Die  durch  sie  herzustellenden  Leistungen 
lassen  sich  daher  nicht  endgiltig  feststellen.  Für  die  Finanz 
wirthschaft  folgt  daraus  der  wichtige  Schluss,  dass  auch  für  ihren 
Umfang  und  ihre  ThUtigkeit  keine  festen  Grenzen  zu  ziehen 
sind,  woraus  sich  die  Verkehrtheit  einer  grundsätzlichen 
Stabilität  der  Einnahmen  und  der  ausschliesslichen  An 
Weisung  des  Staats  auf  unbewegliche  oder  wenig  be- 
wegliche Einnahm earten,  sowie  die  bloss  relati ve^Sedeutnng 
des  Grundsatzes  der  Sparsamkeit  im  öffentlichen  Haushalte  er- 
giebt.    (G.  §.  163,  u.  u.  §.  34,  36). 

Die  einzelnen  Leistungen  des  Staats  lassen  sich  unter 
die  beiden  organisch  verbundenen  Staatszwecke,  den  Rechts 
und  Machtzweck  und  den  Cultur-  und  Wohlfahrtszweck, 
einreihen  (G.  §.  165  ff.).    Die  Verwirklichung  dieser  Zwecke*  im 
Leben  des  Staats  führt  zu  einem  System  von  Leistungen,  welches 
zugleich  zu  einem  System  der  Ausgaben  der  Finanzwirthschatt 
oder  zu  einem  System  des  Finanzbedarfs  wird.    Als  Durch 
führungsmittel  der  Staatszwecke  erscheinen  die  Verfassung* 
mässige  .oberste  Centralleitnng  oder  oberste  Handhabung 
der  Staatsgewalt,  sodann  die  Finanz  Verwaltung,  welche 
ihrerseits  nur  Mittel  für  die  Staatszwecke  sind. 

Rau  thcilt  die  Ausgaben  in  solche  aus  der  „Verfassung"  und  in  „Regicrungs- 
ausgaben"  ein  (5.  Ausg.  §.  42).  und  rechnet  zu  den  ersteren  die  Ausgaben  für  «lt» 
Hof  und  die  Volksvertretung,  Die  Regierungsausgaben  (§.  AH)  gliedert  er  dann 
materiell  nach  den  Staatszwecken.  In  der  6.  Ausgabe  (§  42.  Ali.  43c)  habe  ich  dk* 
Ausdrucke  noch  beibehalten.  Sie  lassen  sich  indessen  kaum  billigen.  Auch  die  so§ea 
Regierungsau?gaben  sind  verfassungsmässige. 

Im  moderneu  Staate  ergiebt  sich  alsdann  folgendes  System 
der  Ausgabewirthschaft  oder  des  Finanzbedarfs. 

1.  Bedarf  für  die  verfassungsmässige  oberste  Cen- 
tralleitung,  insbesondere  für  die  obersten  Leiter  des  Staats 
(d.  i.  in  Monarchieen  lür  den  Fürsten  und  seinen  Hof),  nlr 
die  Volksvertretung  und  für  die  obersten  Staatskörper 
(Staatsrath,  Ministerrat^  „Staatsministerium"). 

Streng,  genommen  wäre  dieser  Bedarf  auf  denjenigen  der  anderen  Gebiete  mit 

zu  rcrthcilen,  weil  die  oberste  Leitung  des  Staats  schliesslich  nur  das  Mittel  zur  Reali- 

sirung  der  beiden  organischen  Staatszwecke  ist.  Der  Übrige  Theli  der  Ausgaben  ftr 

die  Ccmralleitung  schliesst  sich  unmittelbar  an  die  Thäligkciten  zur  Durcbfilhrua? 
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der  beiden  Staatszwecke  und  an  die  Finanzverwaltung  an,  repartirt  sich  also  demgemäss 
gleich  richtig.  In  der  verfassungsmässigen  obersten  Centralleitung  liegt 
Jie  Bürgschaft  für  die  nothwendige  harmonische  innere  Vereinigung  des  Rechts-  und 
i  ultorzwecks  des  Staats. 

2.  Bedarf  zur  Durchführung  des  Rechts-  und  Machtzwecks. 
Die  hierher  gehörigen  Staatsleistangen  lassen  sich  wieder  in  ein- 
zelne C lassen  zusammenfassen,  welchen  bestimmte  Verwal- 
tungsabtbeilungen  (Ministerien)  zu  entsprechen  pflegen. 
Nach  letzteren  theilen  sich  daher  dann  wieder  die  betreffenden 
Fi  nanzbedarf  s  quoten.    Hierher  gehören 

a)  die  Justiz  (Civil-  und  Criminaljustiz  nebst  Strafanstalts- 
wesen); 

b)  die  (Sicherheits)  Polizei  (i.  e.  S.),  ein  Theil  des 
sogen.  „Inneren". 

Die  Ressorts  von  Justiz,  Polizei,  Innerer  Verwaltung  (s.  unter  Nr.  8)  sind  in 
den  einzelnen  Staaten  verschieden  begrenzt,  auch  findet  nicht  selten  ein  Wechsel  darin 
>fatL  Die  Gensdarmerie ,  das  (iefängnisswesen,  die  Strafanstalten  stehen  bald  hier. 
t*ld  dort,  in  Preussen  z.  H.  die  Polizeiverwaltung,  die  Landgensdarmerie,  die  Straf- 
anstalten beim  Ministerium  des  Innern;  beim  Justizministerium  die  Gerichtshöfe  und 
lie  Geiangnissverwaltung.  In  Baiern  Strafanstalten  beim  Justizministerium,  Polizei, 
iieasdarmerie  beim  Minist,  d.  Innern.  In  Oesterreich  gab  es  in  der  centralist. 
Periode  zeitweise  eine  oberste  Polizeibehörde  in  einer  den  Ministerien  coordinirten 
Stellung,  später  ein  Polizeiministerium.  Jetzt  steht  iu  West-Oesterreich  die  Gens- 
itrmeric  in  dem  bes.  „Min.  der  Landesverteidigung"  (woneben  das  Reiehs- 
Inegsmin.  f.  beide  Reichshälften  gemeinsam^,  die  Polizei  ressortirt  z  Min.  d.  Innern. 

c)  Die  diplomatische  und  consularische  Vertretung 
im  Auslande  („Auswärtiges"),  welche  neben  dem  Zweck  des 
Rechtsschutzes  der  Staatsangehörigen  im  Auslande  auch  noch  den 
Interessen  der  wirtschaftlichen  Wohlfahrt  dient  und  insofern  zum 
Theil  zu  den  Leistungen  behufs  Durchführung  des  Culturzwecks 
des  Staats  gehört ; 

Der  diplomatische  Dienst  steht  regelmässig  unter  dem  Minist,  des  Auswärtigen, 
das  Consulatswesen  meistens  auch  (im  Norddeutschen  Bunde  im  Bundesetat,  im  Deutschen 
Kekh  beim  Ausw.  Amt),  mitunter  unter  dem  Minist  d.  Handels,  z.  B.  zeitweise  in 
"•sterreich,  jetzt  auch  hier  in  dem  (gemeinsamen)  Minist,  d.  Aeussern. 

d)  Das  Militärwesen  (bewaffnete  Macht,  Heer  und  Flotte). 

Für  Heer  und  Flotte  bestehen  zwei  getrennte  Ministerien  in  den  meisten  Staaten 
tun  Marinewesen;  in  Frankreich  umfasst  das  Marineministerium  die  Golonien  mit. 

Justiz  und  Polizei  bezwecken  den  Rechtsschutz  im  Innern  des  Staats,  diplo- 
matische und  «onsularische  Vertretung  denjenigen  ausserhalb  des  Staats  Vornemli«  h. 
doch  nicht  ausschliesslich,  gilt  Letzteres  auch  vom  Militärwesen. 

3.  Finanzbedarf  zur  Durchführung  des  Cultur-  und  Wohl- 
fahrtszwecks. Die  hierher  gehörigen  Staatsleistungen  erfüllen 
•las  grosse  Gebiet,  welches  man  mit  einem  gemeinsamen  Namen 
als  dasjenige  der  Inneren  Verwaltung  (i.  w.  S.)  bezeichnen 
kann,  —  ein  Gebiet,  welches  sich  gerade  im  modernen  Staat  immer 

A.  Wa^ni-r,  Finanzwinnensehafl.    I.   :».  Aufl.  5 
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mehr  ausdehnt,  daher  immer  neue  Aufgaben  zu  lösen  giebt  und 
dafür  immer  grössere  Mittel  beansprucht. 

Die  einzelnen  Thätigkeiten  und  Leistungen  lassen  sich  öfters  nicht  scharf  wn 
denjenigen  zur  Durchführung  des  Kech'szwecks  trennen,  z.  B.  ron  denen  im  Gebiete 
der  „Polizei'*.  Die  „allgemeine  Landesverwaltung*'  (s.  unter  a)  unter  dem 
Ministerium  des  Inneren  dient  beiden  Staatszwecken  zugleich.  Im  Einzelnen  bieten 
sich  ferner  manche  Schwierigkeiten  für  die  Einreihung  in  Classcn  und  Ver- 
waltungsabtheilungon  (Ministerien).  In  den  einzelnen  Staaten  und  zu  verschiedenen 
Zeiten  bestehen  daher  auch  nicht  unbedeutende  Verschiedenheiten  in  der  Begrenzuni: 
der  sogen.  Kessorts.  Auch  zwischen  der  Inneren  Verwaltung  (in  diesem  allgemeinen 
Sinn)  einer-  und  der  Justiz  und  Polizei  andererseits  sind  die  Thätigkeiten  in  unseren 
Culturstaaten  nicht  immer  gleichmässig  abgetheilt.  Ein  absolutes  Princip  für  dir* 
richtige  Eintheilung  giebt  es  auch  nicht,  sondern  die  Gestaltung  dieser  grossen  Gebiete 
der  Staatsthätigkeit,  ihr  Verhältnis*  zu  einander  und  die  Eingliederung  der  spcriellc'i 
Thätigkeiten  in  jedes  Gebiet  unterliegen  selbst  wieder  einem  niemals  still  stehenden 
geschichtlichen  Entwicklungsprocess.  Für  die  Gegenwart  können  in  den  west- 
europäischen Culturstaaten  etwa  folgende  drei  Gebiete  und  demgemiss  Be- 
darfsquoten unterschieden  werden.  (G.  §.  1 09). 

a)  Die  Innere  Verwaltung  im  engeren  Sinne:  derjenige 
Theil  des  Geschäftsgebiets  des  sogen.  Ministeriums  des  Inneren, 
welcher  sich  nicht  auf  RechtsschnUthätigkeiten,  Sicherheitspolizei 
noch  auf  volkswirtschaftliche  Fürsorge,  Cultus  und  Volksbildnngs 
wesen  bezieht.  Daher  rechnen  wir  hierher  die  amtliche  Statistik, 
das  öffentliche  Gesundheitswesen,  das  Hilfs-  und  Armenwesen 
(öffentliche  Wohlthätigkcit)  u.  s.  w.  Einige  dieser  Zweige  sind  in 
der  Praxis  öfters  mit  der  Polizeivcrwaltung  verbunden.  Ferner 
gehört  hierher  die  allgemeine  Landesverwaltung,  soweit  sie  Staats- 
verwaltung ist  und  auf  Staatskosten  erfolgt,  nebst  der  Oberaufsicht 
über  die  Verwaltung  der  Selbstverwaltungskörper. 

In  Preusscn  steht  z.  B.  d.  amtl.  Statist.,  mctcorol.  Instit..  das  Verwaltnncrs- 
verichtswesen ,  die  Deputation  f.  d.  Heiinathwescn .  die  staatlichen  Ausgaben  f.  >l. 
Standesämter,  die  Verwaltung  der  öflcntl.  Amtsblätter  u.  s.  w..  Wohlthätigkeit  im 
Ministerium  d.  Innern,  ausserdem  d.  landräthl.  Behörden,  Aemter,  Landdrosu,  u.  d 
unter  N.  2  mit  genannten  Zweige.  Das  Gesundheitswesen  im  Unterrichtsministerium. 
In  Bai  er n  Etat  für  Gesundheit,  Wohlthätigkcit,  Sicherheit,  gew.  Districtsstrassen  im 
Minist,  d.  Innern. 

b)  Die  volkswirtschaftliche  Verwaltung.  Dahin 
gehören  wichtige  Zweige  aus  dem  üblichen  Ressort  des  Ministe 
riums  des  Innern,  so  alles  Das,  was  man  die  Verwaltung  oder 
Handhabung  der  (materiell  )  wirtschaftlichen  Rechts- 
ordnung nennen  kann.  Die  Feststellung  dieser  Ordnung  ge- 
hört zum  Rechtszwecke.  Der  Staat  übt  hier  „Volkswirthschafts- 
pflege"  im  Gebiete  der  pri vatwirthschaf tl ichen  Th&tig 
keit  (Ackerbau,  Bergbau,  Gewerbe,  Handel  u.  s.  w.).  Ferner  ist 
dieser  Verwaltungszweig  regelmässig  verbunden  mit  der  gänzlichen 
oder  theilweisen  Uebernahme  gewisser  allgemeiner,  die 
ganze  Volkswirtschaft  angehenden  Angelegenheiten  auf  den 
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.Staat.  Diese  Angelegenheiten  können  unter  dem  Namen  des 
„Verkehrswesens"  zusammengefasst  werden  und  es  gehört 
dabin  besonders:  Maass  und  Gewicht,  Münze,  Rank-,  Versicherungs-, 
Commnnications-  und  Transportwesen.  In  unseren  Staaten  sind  die 
hierher  gehörigen  Thätigkeiten  theils  dem  allgemeinen  Ministerium 
des  Innern ,  theils  Specialministerien  der  Landescultur ,  der  Land- 
vrirthschaft,  des  Handels,  der  Gewerbe  und  öffentlichen  Arbeiten, 
der  Communicationen  U.  s.  w.,  Einzelnes  auch  wohl  noch  dem 
Finanzministerium  übertragen. 

Die  Zusammenfassung  dieser  Thätigkeiten  in  einem  „Ministerium  der  Volks- 
»irthscbafr,  wie  eine  Zeitlang  in  Oesterreich,  schien  Manches  für  sicli  zu  haben, 
>tatt  der  jetzigen  Zersplitterung,  wo  drei  oder  vier  Ministerien  in  enge  verwandten 
Sarhen  entscheiden  oder  die  Vertheilung  der  einzelnen  Gegenstände  unter  sie  ziemlich  will- 
kürlich erfolgt,  —  wenn  nicht  der  Ressort  zu  gross  würde!  —  Das  „Handelsministerium" 
mehrfach  eine  neue  Schöpfung,  z.  B.  in  Preussen  i.  J.  1*48,  Verordn.  v.  17.  Apr. 
iL«  Minist  d.  Handels,  der  Gewerbe  u.  öfl'entl.  Arb.  vom  Ministerium  des  Innern, 
der  Finanzen  losgetrennt  Neuerdings  Veränderungen  in  der  Gestaltung  und  in  den 
Kessorts  dieser  Ministerien.  Neben  einem  jetzt  auf  einen  nur  noch  kleinen  eigenen, 
rornemlich  die  Angelegenheiten  v.  Handel  und  Gewerbe  umfassenden  Geschäftskreis 
'«schrankten  „Min.  für  Gewerbe  und  Handel"  (worin  u.  A.  auch  die  Navigat.schulen) 
in  besondres  „Min.  d.  öffentl.  Arbeiten"  (mit  der  Verwaltung  der  Staatseisenbahnen, 
•jer  sonstigen  Bauvcrwaltung  [Wasserbau  u.  s.  w.j.  dem  Staats-  Berg-  u.  Hüttenwesen), 
ein  besonderes  „Min.  f.  Landwirthsch.,  Domänen  u.  Forsten"  (letzteres  beides  früher 
*>eim  Finanzministerium)  (Erl.  v.  7.  Aug.  1S7S,  Ges.  v.  13.  März  1879).  —  In  (West-) 
''esterreich  jetzt  im  Min.  d.  Inneren  auch  der  Staatsbaudienst,  die  Polizei,  im 
Handelsministerium  Post,  Telegraphen,  Staatsbahnen,  im  Ackcrbauministcrium  die 
l'ouianen.  Forsten,  Bergwerke  des  Staats.  —  In  Baiern  im  Min.  d.  Inneren  eine 
ÄNheiL  f.  Landwirthsch.,  Gewerbe,  Handel.  —  In  Frankreich  (unter  dem  Kaiser- 
thum u.  jetzt  unter  d.  Republik)  ein  besond.  Minist,  der  ötfentl.  Arbeiten  (mit  Strassen- 
tau.  Eisenbahnen,  inn.  SchitlTahrt,  Häfen,  Staatsbauten)  und  ein  anderes  gemeinsames 
für  Ackerbau  u.  Handel.  —  In  Kussland  ein  Minist,  der  Wege  u.  Verkehrsanstalten 
(t  Eisenbahnen.  Landstrassen,  Kanäle,  Flüsse,  wogegen  Posten  u.  Telegraphen  Abtheil, 
f.  sich). 

c)  Die  Verwaltung  des  Unterrichts-  und  Bildungs- 
wesens sowie  des  öffentlichen  Cultus.  Hierbin  gehört  das 
Cnltus-  und  Unterrichtsministerium  mit  seinem  üblichen  Ressort. 

In  kleineren  Staaten  etwa  eine  Abtheilung  des  Minist,  des  Innern .  i.  B.  in 
Baden.  In  Baiern  ein  allgcm.  Minist,  d.  Innern  u.  ein  anderes  Minist  d.  Innern 
für  Kirehen-  und  Schulangclegenheiten.  In  Frankreich  ein  Minist,  des  öffentl. 
Cnterrichts  u.  unter  Napoleon  III.  ein  gemeinsames  für  Justiz  u.  Cultus  ;  später  bildeten 
Cultus,  Unterrieht  n.  schöne  Kunst»  ein  Minist  zusammen,  jetzt  ist  der  Cultus  davon 
»'■gezweigt  und  unter  d.  Min.  d.  Inneren  gestellt.  In  Preussen  ein  Minist,  der 
geistlichen,  Unterrichts-  und  Medicinalangelcgcnhciten.  In  Kussland  ein  Minist. 
<fcr  Volksaufklärung  u.  der  Ressort  des  heil.  Synod  (für  d.  griech.  orthod.  Kirche).  — 
Einzelne  Zweige  befinden  sich  mitunter  bei  anderen  Ministerien,  z.  B.  die  öffentlichen 
Kunstsammlungen  Bibliotheken,  Theater,  die  etwa  unter  einem  Ministerium  des  K. 
Hauses  oder  der  schönen  Künste  (so  im  Kais.  Frankreich,  mit  Reichsarchiven  u.  A.  m  ) 
stehen  oder  gewisse  Fachschulen  (etwa  bei  einem  der  volkswirtschaftlichen  Mini- 
sterien u.  s.  w.)  In  Preussen  z.  B.  die  Bau-  u.  Gewerbcakad.  in  Berlin,  d.  techn. 
Lehranst.  in  d.  Provinzen  früher  unter  dem  Minist  des  Handels,  jetzt  im  Unterr.min., 
i  landwirthsch.  Akad.  u.  Lehranstalten  sind  beim  Minist,  d.  I,andwirthsehaft  ver- 
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Mehrfach  knüpfen  sich  an  die  Staatsleistungen  anf  dem  Ge- 
biete des  Rechtsschutzes  und  der  Cultur-  und  Wohlfahrtsförderang 
Einnahmen,  namentlich  die  sog.  Gebühren  an.  Diese  Ein 
nahmen  sind  aber  nicht  der  Zweck,  dessentwegen  die  betreffende 
Staatsthätigkeit  erfolgt,  sondern  letztere  geschieht  behufs  Durch- 
führung der  vom  Staate  einmal  im  Interesse  der  Gesammtheit  über- 
nommenen Aufgaben,  also  aus  inneren  sachlichen,  volkswirtschaft- 
lichen, social  politisch en,  politischen,  nicht  aus  äusseren  finanziellen 
Gründen.  Der  Zweck  darf  unter  der  Benutzung  einer  solchen  Staats- 
thätigkeit als  Einnahmequelle  daher  auch  nicht  leiden.  Insofern 
muss  die  finanzielle  Rücksicht,  eine  Einnahme  zu  erzielen,  bei  der 
Vornahme  dieser  ThUtigkeiten  überhaupt  und  bei  der  Art  und  Weise, 
wie  sie  vorgenommen  werden,  hinter  die  Rücksicht  auf  den  Zweck, 
dessentwegen  die  Thätigkeit  vom  Staate  übernommen  wird,  zurück 
treten.  Einige  Staatsleistungen  auf  den  genannten  Gebieten  sind 
im  Folgenden  demnach  sowohl  bei  den  Ausgaben  als  bei  den  Ein 
nahmen  zu  berühren,  z.  B.  Justiz  (Kosten  und  Einnahmen,  Gebühren, 
Gerich tssporteln),  Schulen,  Strassen,  Post,  Münze  u.  s.  w. 

4.  Bedarf  für  die  Finanzverwaltung,  welche  im  Finanz 
Ministerium  repräsentirt  wird.    Die  Finanzverwaltung  hat  die 
Aufgabe,  die  Mittel  zur  Führung  des  Staatshaushaltes  berbeizu 
schatten  und  sie  den  einzelnen  Dienstzweigen  behufs  Ausführung 
der  diesen  im  Staatsleben  obliegenden  Functionen  zur  Verfügung 
zu  stellen.    Sie  muss  zu  diesem  Zwecke  bestimmte  Thätigkeit  et 
ausüben,  welche  wiederum  nur  Mittel  zur  Durchführung  dieser 
organischen  Staatszwecke  sind.  Die  Ausgaben,  welche  sich  an  die 
Thätigkeitcn  der  Finanzverwaltung  knüpfen,  sind  theils  allge 
meine,  aus  der  Leitung  und  Organisation  des  Finanzwesens  im 
Ganzen  hervorgehende  (Centralleitung,  Etats-,  oberstes  Rechnungs , 
Kassen-,  Controlwesen) ;  theils  specielle,  welche  sich  an  die  Er- 
hebung der  einzelnen  Einnahmen  oder  an  die  Verwal 
tung  der  betreffenden  Einnahmezweige  anschliessen  und 
in  den  Abschnitten  vom  Privaterwerb  der  Regierung,  von  den  Steuern 
und  den  Staatsschulden  einzeln  mit  bebandelt  werden. 

Genau  genommen  müssten  die  Aasraben  für  die  Finanzverwaltung  auf  die  Aus- 
gaben für  die  Durchführung  der  eigentlichen  Staatszweckc  repartirt  werden.  Dwu 
offenbar  kostet  /.  B.  das  Militair,  die  Justiz  nicht  nur  das,  was  unmittelbar  dafür  veraus- 
gabt wird,  sondern  noch  um  so  viel  mehr,  als  die  Beschaffung  der  Deekungsruitt»*! 
für  die  Ausgaben  (an  Erhebungskosten  für  die  Steuern,  an  Zinsen  u.  s.  w.  für  die 
Schulden)  erheischt.  Bei  der  Würdigung  der  Kosten  des  Rechtsschutzes,  namentlich 
des  Militairwesens .  ist  jedenfalls  daran  zu  denken,  dass.  von  den  neuen  Eisenbahn- 
schulden  abgesehen,  notorisch  der  bei  Weitem  grüsste  Theil  der  Staatsschulden  aus 
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Kriegen  u.  s.  w.  herrührt,  die  laufenden  Ausgalyen  für  die  Schuld  also  auf  jenes 
Conto  mit  zu  setzen  sind.  —  Der  Hessort  des  Finanzministeriums  umfasst  nicht  immer 
alle  diejenigen  Zweige ,  welche  ausschliesslich  oder  vornemlich  Einnahmequellen  sind 
im  Unterschied  von  den  Thätigkeiten ,  an  die  sich  Gebuhren-Einnahmen  knüpfend 
In  Russland  besteht  z.  B.  noch  ein  besonderes  Ministerium  der  Domänen  neben  dem 
der  Finanzen.  Mehrfach  stehen  auch  solche  wichtige  Anstalten,  welche  für  den  Staat 
loch  wenigstens  vornemlich  als  Einnahmequelle  in  Betracht  kommen,  unter  dem 
Handels-  oder  dem  Ministerium  der  ölfentl.  Bauten ,  auch  der  Landwirthsch.  S.  die 
Angaben  o.  unter  3,  a.  In  diesen  Ressortbegrenzungen  wird  allerdings  öfters  passend 
<lem  volkswirtschaftlichen  neben  oder  vor  dem  finanziellen  (iesichtspunet  Rechnung 
.-tragen,  aber  Vieles  ist  doch  willkürlich  und  durch  ganz  zufällige  historische  Ent- 
wicklung bedingt.  Die  öffcntl.  Schuld  steht  mitunter  unter  einer  selbständigen  höchsten 
Behörde  oder  auch  als  selbständiger  gestellte  Abtheilung  im  Finanzminist.  Ebenso  das 
oberste  Control-  u.  Rechnungswesen  (z.  B.  in  Oesterreich,  Russland,  in  Preusscn  unter 
1  Staatsminist.). 

§.  84.  —  B.  Die  Grundsätze  und  Gesichtspuncte  fttr  die 
Feststellung  des  Bereichs  der  Staatsthätigkeit  im  All- 
gemeinen und  der  einzelnen  Leistungen,  durch  welche  die 
Slaatszwecke  ausgeführt  werden ,  sind  nicht  in  der  Finanzwissen- 
-  -hart,  sondern  wieder  in  der  Staatslehre  und  Staatsverwaltungs- 
lehre  und  soweit  der  Staat  als  Zwangsgemeinwirthschaft  erscheint, 
im  grundlegenden  Theile  der  Allgemeinen  Volkswirtschaftslehre 
darzulegen. 

G.  §.  184—190.  Schäffle,  gesellsch.  Syst.  2.  A.  Kap.  29.  31,  §.  185.  199. 

Da  jede  staatliche  und  jede  andere  zwangsgemeinwirthschaftliche ,  ..öffentliche" 
Thatigkeit  in  der  Regel  nothwendig  mit  einem  Finanzbedarf  oder  einer  Ausgabe  für 
M  verbunden  ist ,  so  folgt  daraus,  dass  die  Feststellung  einer  solchen  Thiitigkeit  und 
damit  des  Ob  und  Wie  ihrer  Ausführung  zugleich  von  einer  Feststellung  des  Finanz- 
hedarfe  und,  implicite.  der  zu  dessen  Deckung  dienenden  Einnahmen  bedingt  ist.  Es 
•  i  klärt  sieh  auf  diese  Weise  die  bekannte  und  wichtige  geschichtliche  Thatsache,  dass 
iiejenigen  Factoren,  welche  im  Staatsleben  (und  ebenso  im  Leben  andrer  öffentlicher 
Körper)  die  Finanzwirtbschaft  beherrschen  oder  mit  bestimmen,  wie  die  Volksvertre- 
tungen (Parlamente.  Stände),  neben  dem  Inhaber  der  Staatsgewalt,  auch  im  Allgemeinen 
und  im  Einzelnen  den  Bereich  der  Staatsthätigkeit  feststellen,  selbst  wenn  ihnen  dazu 
Jic  unmittelbare  Competenz  abgeht 

Bei  diesem  untrennbaren  Zusammenhang  zwischen  Finanz 
bedarf  und  Staatsthätigkeit  mues  die  Finanzwissenschaft  fllr  die 
Feststellung  beider  folgende  drei  Forderungen  stellen: 
Organisation  einer  richtigen,  unabhängigen  Finanzcontrole, 
Beachtung  des  Grundsatzes  der  Sparsamkeit  und  Beachtung 
des  Verhältnisses  des  Finanzbedarfs  zum  Volkseinkommen. 

L  Es  ist  eine  durch  die  Volksvertretung  auszuübende  wirksame 
Finanzcontrole  zu  verlangen,  damit  Umfang  und  Inhalt  der 
Staatstbätigkeiten  und  daher  wiederum  die  Höhe  des  Finanzbedarfs 
richtig  und  sparsam  bestimmt  werde.  In  der  sog.  constitntio- 
n eilen  Budgetwirthschaft  liegt  hierfür  die  —  wenigstens  ver- 
hältnissmässig  —  beste  Garantie. 
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Regierung  und  Volksvertretung  repräsenüren  hier  in  mancher  Beziehung  die 
beiden  verschiedenen  Seiten  eines  Geschäftsabschlusses,  die  Regierung  die  des  An- 
gebots, die  Vertretung  die  der  Nachfrage  nach  den  Staatsleistuugcn.  Beider 
l'rtheile  Uber  Werth  und  Kosten  dieser  Leistungen  werden  leicht  auseinandergehen. 
Die  Regierung  wird  mitunter  den  Werth,  d.  h.  die  Summe  von  Vortheilen  der  Staats- 
lcistungeu  für  die  Bevölkerung  und  das  Gemeinwesen,  Uber-  und  die  Kosten,  d.  h.  die 
Upfcr,  welche  die  Bevölkerung  in  den  Steuern  (und  in  der  damit  verbundenen  Be- 
lästigung) trägt,  unterschätzen;  umgekehrt  die  Volksvertretung.  Die  Regierung 
wird  auch  oft  geneigt  sein,  Staatsthätigkeiten  überhaupt  länger  beizubehalten,  statt  sie 
aufzugeben  oder  den  Privaten  zu  Uberlassen  (z.B.  in  dor  gewerblichen  Sphäre i;  eine 
bestimmte  Verwaltungseiurichtung  unverändert  zu  erhalten ,  statt  sie  zu  verbessern 
(Princip  der  Stabilität  in  dor  Verwaltungspolitik);  die  Staatsthätigkeiten  noch  weiter 
auszudehnen ,  statt  den  Privaten  und  den  Vereinen  oder  doch  den  Gemeinden. 
Kreisen.  Provinzen  neu  herantretende  Aufgaben  zu  ubertragen  (Princip  der  Staats- 
alhnacht,  der  Bevormundung,  der  HypercentralisationV,  oder  endlich  neue  Gebiete  der 
Staatsthätigkeit  nach  alter  Schablone  einzurichten.  In  allen  diesen  Dingen  wird  eine 
unabhängige,  gut  eingerichtete  Volksvertretung  sehr  häufig  den  entgegengesetzten 
Standpunct  einnehmen ,  das  Princip  des  Fortschritts  bekennen,  auf  Einschränkung  der 
Staatsthätigkeiten,  Reform  der  Verwaltung  hindrängen  und  gerade  dadurch  der  Re- 
gierung gegenüber  zu  einem  Organ  wirksamer  Finanzcoutrole  werden.  Freilich  wird 
die  Volksvertretung  unter  dem  Einflüsse  einseitiger  Zeitansichten  auch  leicht  in  die 
den  regierungsseitigen  entgegengesetzten  Fehler  verfallen,  der  Popularität  wegen 
knausern  oder  abstreichen,  z.B.  im  Militairctat.  Aber  dennoch  besteht  eine  grosse 
Wahrscheinlichkeit,  dass  aus  dem  Pactiren  der  Regierung  und  der  Volksvertretung 
Kompromisse  hervorgehen,  durch  welche  das  Interesse  von  Staat  und  Volk  in  der 
Bestimmung  der  Staatsthätigkeiten  und  des  dafür  erforderlichen  Aufwandes  noch  am 
Besten  gewahrt  wird  und  namentlich  auch  der  Grundsatz  der  Sparsamkeit  zur  rich  - 
tigen Geltung  kommt.  Der  leitende  Grundsatz  bei  der  Prüfung  muss  in  jedem  einzelnen 
Falle  sein:  jede  Staatsthätigkeit  oder  jede  Art  derselben  und  daher  jede  Ausgabe 
dafür  ist  zu  verwerfen,  welche  der  Gesamintheit  ein  höheres  Opfer  auferlegt,  als  die 
betreffende  Staatsleistung  ihr  nützt  oder  werth  ist  (absolute  Verwerflichkeit)  oder 
als  sie  noth wendig  kostet,  wenn  sie  ebenso  gut,  aber  billiger  von  den  Privaten. 
Vereinen  oder  anderen  Organen  für  öffentliche  Zwecke,  wie  den  Gemeinden  u.  s.  w.. 
ausgeführt  werden  kann  «relative  Verwerflichkeit).  (S.  Schäffle,  Ges.  Syst.  d. 
mcnschl.  Wirtbsch.,  2.  A.  §.  205.  216.  Im  absolutistischen  Staate  liegt  die  Gefahr  un- 
richtiger Bestimmung  der  Staatsthätigkeiten  und  geringerer  Sparsamkeit  näher,  doch 
kann  auch  hier  etwa  durch  einen  Staatsrath  und  durch  eine  richtige  Stellung  de> 
Finanzministeriums  gegenüber  den  anderen  Ministerien  eine  Prufungs-  und  Control- 
iustanz  geschaffen  werden.  Die  preussische  Finanzverwaltung  war  auch  in  der 
absolutistischen  Periode  sparsam  und  ausgezeichnet). 

Werth  und  Kosten  der  Staatsleistungen  allgemein  und  einzeln  festzustellen, 
ist  freilich  schwierig.  Denn  bei  der  Immaterialgut  und  Unverkäuflichkeit  der  meisten 
Leistungen  (§.  «J)  kann  nicht  der  Tauschwert,  sondern  nur  der  Gebrauchswerth  und 
auch  dieser  nur  sehr  allgemein  ermittelt  werden.  Und  selbst  die  Kosten  sind  schwer 
genau  zu  ermitteln .  weil  die  richtige  Reparation  der  vielen  gemeinsamen  Ausgabe- 
posten (für  die  gemeinsamen  Centraibehörden,  für  die  aufgenommenen  Staatsschulden, 
für  die  Erhebung  der  Steuern  u.  s.  w.)  sieh  niemals  rollständig  durchführen  Jässt. 
Erleichtert  wird  die  Aufgabe  in  der  Praxis  dadurch,  dass  die  Masse  der  alt- 
überkommenen Leistungen  überhaupt  kaum  ernstlich  in  Frage  steht  und 
nur  die  einzelnen  alten  wegfallenden  oder  neuen  hinzukommenden 
Thätigkeiten  auf  ihren  Werth  und  ihre  Kosten  zu  prüfen  sind. 

2.  Der  Grundsatz  der  Sparsamkeit  ist,  wie  für  jede  Wirt- 
schaft, so  früher  auch  für  die  Finanzwirthschaft  als  die  Haupt- 
regel für  die  Ausgaben  bezeichnet  worden.   Diese  wohlgemeinte, 
auch  von  Kau  getheilte  Auffassung  ist  indessen  in  dieser  Absolut 
heit  bei  der  Bedingtheit  des  gesammten  Wirtschaftslebens  durch 
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den  Staat  nicht  haltbar.  „Jener  Grundsatz  kann  niemals  eine 
absolute,  sondern  nur  eine  relative  und  Uberhaupt  nicht  die 
Bedeutung  haben,  dass  eine  Ausgabe  unbedingt  unterbleiben 
müsste.  Denn  das  hängt  immer  von  dem  Zweck  derselben, 
daher  von  der  mit  ihr  herzustellenden  öffentlichen  Leistung  ab. 
Die  Sparsamkeit  kann  mithin  niemals  ein  leitender  Grundsatz 
des  Staatshaushalts  werden,  sondern  ist  bloss  eine  selbst- 
verständliche, aber  freilich  in  der  Praxis  oft  verletzte  Klugheits- 
regel in  Betreff  der  Durchführung  des  ökonomischen  Princips  im 
Staatshausbalte,  wie  in  jeder  Einzelwirtschaft."  (G.  §.  163). 

Wenn  man  den  Grundsatz  in  dieser  Beschränkung  annimmt,  kann  man  mit  Kau 
sA^en :  er  entspringt  aus  der  Kucksicht  auf  die  Beschränktheit  des  Vermögens  und 
Einkommens  im  Vergleich  mit  dem  grossen  Umfange  der  Bedürfnisse,  und  fordert 
eine  verständige  Anordnung  des  Aufwandes,  so  dass  mit  gleicher  Aufopferung  sach- 
licher Güter  der  grösste  Erfolg,  oder,  was  dasselbe  sagt,  gleicher  Erfolg  mit  dem 
geringsten  Guterauf wände  bewirkt  wird.  Die  Beobachtung  dieses  Grundsat/es  wird 
iQch  nicht  allein  von  der  wirtschaftlichen  Klugheit,  sondern  auch  von  der  Gerech- 
tigkeit geboten.  Der  Staataaufwand  schmälert,  von  der  Kostenseite  betrachtet,  immer 
im  Guterge  brauch  der  Burgcr.  es  mögen  nun  die  erforderliehen  Einkünfte  u  n  mittel - 
»*ar  aus  dem  Privatvermögen  erhoben,  oder  gewisse  Erwerbsgeschäfte  den  Burgern 
entzogen  und  von  der  Regierung  betrieben  werden.  Staatsbürgern  dürfen  aber  nur 
solche  Lasten  aufgelegt  werden,  weh  he  zur  Erreichung  der  StJiatszweckc  dienen,  und 
\k  Staatsgewalt  ist  zu  keinem  Aufwände  befugt,  der  nicht  zur  Befriedigung  eines 
kleben  Staatsbedürfnisses  beiträgt."  Rau,  Fin.  I,  §  28.  übrigens  erkennt  or  in  §.  33 
selbst  schon  die  Relativität  des  Sparsamkcitsprincips  au.  Beredte  Entwicklung 
jeues  Satzes  bei  Necker.  Admin.  des  fin.  de  la  France,  I,  30  der  1.  Ausg.  —  Von 
den  ältern  Schriftstellern  nimmt  Bodin  grosse  Luxusbauteii  in  Schutz,  empfiehlt  aber 
doch  ein  verständiges  Maas  derselben  und  der  fürstlichen  Geschenke.  Grcgoriu- 
Kip.  VIII,  Abs.  II.)  eifert  strenger  gegen  die  Verschwendung  uud  den  Prunk  der 
Höfe,  noch  stärker  Besold.  S.  10  II..  Diese  Beiden  tragen  die  Lehren  der  Sparsam- 
keit in  dem  Abschnitt  von  der  Erhaltung  des  Staatsvermögens  vor,  conservatk» 
virarii  Rao>.  —  Zu  einseitige  Betonung  der  „Sparsamkeit"  als  leitender  Grundsatz 
Jer  Finanzpolitik  bei  einzelnen  Theoretikern  der  neueren  Nat.ök. .  z.  B.  J.  ß.  Say 
traitc,  1.  3,  ch.  (J.  « ours  p.  s,  eh.  1\  wo  die  „ölfetitlicheu  Ausgaben"  als  .,  Konsum- 
tionen" betrachtet  werden;  ähnliehe  Tendenzen  bei  manehen  Parlamentariern.  — 
lieber  die  freilich  durchaus  falsche  Ansicht,  die  Staatsaufbau  könnten  überhaupt 
•hne  Nachiheil  beliebig  vermehrt  werden,  wenn  nur  ,.das  Geld  wieder  unter  die  Leute 
komme",  was  ja  eigentlich  fast  immer  geschehe,  eine  Art  raercantilistischeri  Irr- 
thams.  s.  Rau,  Fin.  I,  §.  2V,  30  u.  danaeh  meine  2.  A.,  S.  63.  Eine  ähnliche  Be- 
richtigung giebtSay  a.  a.  <).,  auch  o>urs  p.  7,  ch.  13.  Nur  w»  nn  die  Dienste,  welche 
mit  dem  Geldc  bezahlt  werden ,  wirklich  produetiv  sind,  liegt  ein  Ersatz  der  durch 
Stenern  u.  s.  w.  herangezogenen  Güter  für  die  ganze  Volkswirthschaft  vor.  Die  Aus- 
gaben, welche  die  Beamten  u.  s.  w.  aus  ihrem  Gehalte  bestreiten,  vertreten  aber 
keine  neue,  sondern  nur  eine  veränderte  Nachfrage  nach  Sachgütern  und  Diensten 
verglichen  mit  den  Ausgaben .  welche  die  Besteuerten  ohne  die  Besteuerung  hätten 
machen  können. 

Man  kann  dann  mit  Rau  (§.  32)  aus  dem  Grundsatze  der 
«Sparsamkeit  folgern:  „Es  darf  keine  Ausgabe  ohne  einen  dem 
Gemeinwohle  angehörenden  Zweck,  also  fUr  irgend  eine  Privat- 
absicht oder  blosse  Privatvortheile,  vorgenommen  werden,  ein  Satz, 
dessen  Richtigkeit  ausser  Zweifel  steht,  dessen  Anerkennung  und 
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Durchführung  aber  früher  schwer  zu  bewirken  war,  so  z.  B.  hin- 
sichtlich der  sog.  Hinecuren,  der  Amtsstellen  mit  Besoldungen 
ohne  Dienstgesc hafte.  In  Grossbritannien  sind  dieselben  in 
neuerer  Zeit  abgeschafft  worden.  Anfang  dieses  Jahrhunderts  soll 
ihr  Betrag  dort  noch  an  360,000  Pf.  St.  gewesen  sein.  —  Man 
darf  ferner  auf  minder  wichtige  Zwecke  keine  Summe  verwenden, 
welche  znr  Bestreitung  einer  dringenderen  Ausgabe  nöthig  ist 
Ueberbaupt  soll  wegen  der  Unmöglichkeit,  für  alles  Nützliche  in 
einem  gegebenen  Augenblicke  zureichende  Mittel  zu  finden,  möglichst 
eine  solche  Gleichförmigkeit  in  den  verschiedenen  Regierungszweigen 
beobachtet  werden,  dass  gleich  wichtige  Zwecke  zugleich  besorgt 
werden  und  leichter  verschiebliche  Ausgaben  erst  nach  der  Deckung 
der  wichtigeren  an  die  Reihe  kommen".  —  Endlich  muss  im  ein- 
zelnen Falle  mit  den  geringst  möglichen  Kosten  gewirthschaftet 
werden,  wobei  jedoch  nicht  allein  der  Vortheil  des  Augenblicks, 
sondern  auch  derjenige  der  längeren  Periode  zu  berücksichtigen  ist. 

§.  35.  —  3.  Die  Beachtung  des  Verhältnisses  des  Finanz 
bedarfs  (des  Staats,  wie  der  anderen  öffentlichen  Körper)  zum 
Volkseinkommen  ist  stete  ein  hochwichtiges  Postulat  richtiger 
Finanzpolitik,  auf  welches  die  Finanzwissenschaft  eindringlich  hin 
weisen  muss.  Aber  von  vorneherein  muss  man  sich  darüber  klar 
sein,  dass  sich  ein  Grundsatz,  welche  Höhe  der  gesammte  Staatsanf- 
wand,  —  ganz  allgemein  genommen  oder  in  einem  bestimmten 
Staate  zur  bestimmten  Zeit,  absolut  dem  Betrage  an  Geld 
oder  wirtschaftlichen  Gütern  nach  oder  als  Quote  des  Volksein 
kommen8,  —  erreichen  darf,  offenbar  nicht  aufstellen  lässt.  Die 
früheren  Versuche,  hierfür  bestimmte  Zahlensätze  oder  unüber- 
schreitbare  Quoten  des  Volkseinkommens  zu  ermitteln,  sind  daher 
auch  immer  missgltickt.  Sie  beruhen  auf  einer  falschen,  mechanischen 
und  änsserlichen  statt  einer  richtigen  organischen  Auffassung  des 
Verhältnisses  des  Staats  zur  Volkswirthschaft. 

Murhard,  Theor.  u.  Pol.  d.  Besteuerung,  S.  110,  Parieu,  Thöor.  des  impr<b. 
1 .  87 ,  Hock .  Oeff.  Abgaben .  S.  34 ,  und  die  dort  citirten  Schätzungen  von  Büsch. 
Bielefeld,  Justi  (vergl.  Uber  ihn  Koscher.  Gesch.  d.  Nationalökon.  S.  463),  Pölitz. 
Schmalz  u.  A.  m.  Man  ging  von  1'10  bis  4/l0  des  Volkseinkommens.  Selbst  Hoc* 
glaubt  aber  doch  noch  sagen  zu  dürfen:  „Wir  würden  ein  Steuersystem,  das  jährlich 
mehr  als  lo°/u  des  freien  Einkommens  des  Volkes  kostet,  schon  für  zu  hoch  halten. 
Schön  hält  den  Nationalcharacter  und  die  Staatsform  ^letztere  auch  schon  Justi)  für 
entscheidend  für  die  mögliche  Höhe. 

Zu  betonen  ist  nur,  dass  weder  der  Werth  noch  die 
Kosten  einer  Staatsleistung  für  sich,  sondern  immer  nur  beide 
zusammen  bei  der  Beurtheilung  der  absoluten  und  relativen  Höhe 
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der  Aasgabe  zu  berücksichtigen  sind.  Daher  dürfen  nicht  bloss 
politische,  aus  dem  Wesen  des  Staats  hergenommene,  aber  auch 
nicht  ausschliesslich  privatwirthschaftliche  Erwägungen  ent- 
scheiden. Als  Regel  kann  der  Satz  gelten:  je  grösser  der 
anmittelbar  ökonomische  Werth  einer  Staatsleistung  —  der 
aber  erheblich  weiter  als  gewöhnlich  zu  fassen  — ,  je  mehr  die 
Leistung  die  Prodnctionskraft  Aller  fördert  und  je  grösser 
das  absolute  freie  Volkseinkommen,  d.  h.  im  Sinne  Roscheids 
dasjenige,  welches  nach  Befriedigung  der  notwendigsten  (materiellen) 
Bedürfnisse  der  Bevölkerung  übrig  bleibt,  (G.  §.  85)  ist,  endlich 
ein  je  grösserer  Theil  der  reinen  Staatseinnahme  aus  dem 
Privaterwerb  des  Staates,  nicht  aus  Steuern  herrührt,  desto 
höher  kann  auch  der  Staats  aufwand,  absolut  und  als  Quote 
dieses  Einkommens,  sein. 

I>ie  Anerkennung-  des  ökonomischen  Werths  einer  Staatsleistung  in  weiterem 
Maasse  folgt  schon  aus  der  Auffassung  der  Dienstleistungen  mit  als  wirtschaftliche 
'»üter  (abweichend  von  Rau)  oder  der  sogen.  Produktivität  dieser  Leistungen.  (Vgl. 
Wagner.  G.  §.  16—20.)  Besonders  wichtig  zeigt  es  sich  z.  B.  in  der  Militair- 
fraje,  so  weit  dies  eine  volkswirtschaftliche  und  finanzielle  ist.  Das  weltgeschicht- 
liche Beispiel  Prcussens  dient  als  Beleg.  Namentlich  in  der  allgemeinen  Wehr- 
pflicht, wenn  sie  ernst,  wie  in  Preussen,  durchgeführt  ist,  muss  sicherlich  auch 
••ine  grossartige  Schulung  der  männlichen  Bevölkerung  erkannt  werden,  die  der 
letzteren  dauernd  zu  Gute  kommt  Dem  Militärbudget  klebt  daher  mehr  ökonomischer 
Nutzeffect  auch  in  dieser  Beziehung  an,  als  man  oft  denkt.  Der  volkswirtschaftliche 
Fortschritt  Preussens,  der  auch  im  übrigen  Deutschland  kaum  eine  Parallele  findet. 
Ml  gewiss  zu  einem  wesentlichen  Theile  auf  diese  Schulung  des  preussischen  Volkes 
im  Müitairwesen  mit  zurückzuführen.  S.  A.  Wagner.  Preuss.  Jahrbücher  1868.  I,  399, 
>  Richthofen,  üb.  d.  Prodoctivität  d.  Armee  u.  s.  w.  Schlesw.  18B9. 

Die  Herkunft  der  Einnahmen  aus  Steuern  oder  Privaterwerb  ist 
uamenttich  auch  bei  Vergleichen  verschiedener  Staaten  zu  beachten,  um  den  wirk- 
lichen Druck  von  Ausgaben  wie  für  die  Staatsschuld  und  für  Müitair  richtig  zu  be- 
messen. Ein  hohes  Procent  dieser  beiden  Ausgaben  von  der  Gesammtausgabe  kann 
•  h  relabv  erträglich  sein,  wenn  der  Staat  grosse  Heineinnahmen  aus  Feldgütern, 
Forsten,  Eisenbahnen  u.  s.  w.  bezieht.  Die  Lage  des  Deutschen  Reichs,  Prcussens 
und  der  deutschen  Mittelstaaten  ist  in  dieser  Beziehung  besonders  günstig,  verglichen 
mit  Oesterreich .  Frankreich,  Gross-Britannien.  Italien,  weil  bei  uns  die  Staatsschuld 
jrossentheils  aus  Rente  gebenden  Kapitalanlagen  (Staatseisenbahnen)  herrührt  und  der 
Rest  des  Schuldenaufwands  (für  Zinsen  u.  s.  w.)  regelmässig  mehr  als  vollständig 
durch  die  Ueberschüsse  der  Domänen.  Forsten,  Bergwerke,  dor  Post  u.  s.  w.  gedeckt 
vird.  S.  die  Daten  u.  d.  Meth.  d.  Berechn.  bei  A.  Wagner,  Ordn.  d.  österr.  Staats - 
luush..  S.  151 :  Ders..  Art.  Staatsschulden  i.  Staatswörtcrb.  X.  56.  Jetzt  bes.  (icrstfeldt. 
Beirr,  z.  Reichssteuerfrage,  Lpz.  1879.  Nach  seinen  Berechnungen  betrugen  um  1 87!l 
l  B.  die  Ueberschüsse  (Reinerträge)  der  Domänen,  Forsten.  Bergwerke.  Eisenbahnen. 
Post.  Telegr.  in  Deutschland  (Reich  und  Einzelstaaten)  287  Mill  M.  tp.  Kopf  6.72  M.). 
in  (irossbriL  78  (p.  K.  2.81),  in  Frankreich  78  (2.12).  West-Ocsterr.  1U  (0.88\ 
Knssland  56  (O.SO),  d.  h.  von  sämmtlichen  ..Abgaben",  (directen  u.  indirecten 
Beuern.  Stempeln  u.  s.  w. .  es  fehlen  z.  Th.  dabei  die  Gerichtskosten  u.  dgl).  44.4"  „ 
in  Deutschland,  gegen  5.74,  4.06.  3.55.  4.24%  in  den  4  anderen  Grossstaaten.  Zur 
K-^treitung  der  Ausgaben  von  Heer  u.  Flotte  u.  Schuld  erübrigen  also  in  Deutsehland 
nel  grössere  nicht  steu  [  rechtliche  Einnahmen,  so  dass  ceteris  paribus  der  Dnuk 
•lieser  ohnehin  bei  uns  kleineren  absoluten  Ausgaben  leichter  zu  tragen  ist.  Heer. 
Flotte  u.  Schuld  kosten  zusammen  p.  Kopf  Mark  in 
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,    . .    ,         nach  Abzug  jener  nicht 
ia    '    steuerrechtlichen  Reinerträge 

Deutschland        15.3  8.6 

(irossbrit.  36.6  34  3 

Frankreich         40.8  38.7 

West-Oesterr.      18.9  18.0 

Russland  14.2  13.4 

Deutschland  verdankt  dies  günstige  Verhältniss  im  Vergleich  zu  den  anderen  Staaten 
namentlich  vier  Umständen:  1)  der  Massigkeit  seines  Aufwands  für  Heer  u.  Flotte, 
dem  absoluten  Betrage  der  Ausgaben  nach  (in  Deutschland  11,  in  (irossbrit.  18.5. 
Frankreich  17.H,  West-Oesterr.  7.  2,  Russland  10.6  M.  p.  Kopf  ),  zumal  unter  Berück- 
sichtigung der  militärischen  Leistungen;  2)  der  Kleinheit  seiner  Staatsschuldeula-t 
(p.  Kopf  jährlich  4.3.  gegen  18.2,  23,  11.7,  u.  3.6  M.  in  den  4  andern  Staaten): 
3)  dem  Ursprung  eines  grossen  Theils  seiner  Schulden  in  Staatseisenbahnen,  die  sich 
durchschnittlich  ausreichend  verzinsen;  4)  dem  bedeutenden  Besitz  rentablen  ältere 
Domaniums.  Feldguter.  Forsten,  Bergwerke.  Die  Einnahmen  aus  Kapitalfonds  i  Invalideu- 
fonds  u.  a.  m.)  sind  dabei  in  Deutschland  nicht  einmal  berücksichtigt.  Demgemäß 
kann  Deutschland  auch  finanzwirthschaftlich  und  zum  Theil  volkswirtschaftlich  seinen 
Militäraufwand  leichter  als  die  anderen  Staaten  tragen,  und  würde  dies  um  so  meh: 
der  Fall  sein,  wenn  nicht  der  Volkswohlstand  geringer  als  in  Großbritannien  u. 
Frankreich  u.  der  BelastungscoeTheient  durch  die  grosse  Kinderzahl  so  hoch  wäre. 

Bei  Vergleichen  mehrerer  Staaten  oder  eines  Staates  in 
verschiedenen  Zeiten  ist  namentlich  immer  erst  eine  entsprechende 
Gleichmässigkeit  der  Budgets  zu  gewinnen,  in  lieberem 
Stimmung  mit  den  Forderungen,  welche  die  vergleichende 
Finanzstatistik  stellt  (§.  19). 

Vielerlei  Ausgaben  für  öffentliche  Zwecke  erscheinen  hier  im  Staatsbudget  u.  ß 
auf  dem  europäischen  Continent,  namentlich  in  Frankreich),  dort  in  den  besonderen 
Budgets  der  Gemeinden,  Kreise,  Provinzen,  auch  der  Kirche  u.  s.  w.  (z.  B.  in  England 
Czörnig,  d.  österr.  Budg.  u.  s.  w.,  hat  sich  daher  mit  Recht  besonders  bemüht,  dis 
Staatsbudget  durch  Hinzufügung  dieser  anderen  Budgets  ^auch  derjenigen  besonderer 
Anstalten,  z.  B.  für  Unterricht,  welche  Einnahmen  aus  eigenem  Vermögen  beziehe!} 
zu  vervollständigen,  (s.  z.  B.  I,  103,  Uber  (irossbritannien).  S.  u.  §.44  ff.  Viel' 
Lasten  des  Volkes  für  öffentliche  und  speciell  für  Staatsleistungen  gehen  auch  gar 
nicht  oder  nicht  vollständig  durch  die  Rechnungen  des  Staates,  der  Gemeinde  u.  s.  *. 
z.  B.  Einquartirungen  und  manche  Arbeitsleistungen:  Die  sogen,  verborgenen  Aus- 
gaben oder  versteckter  Staatsbedarf.  (S.  Hermann,  Staatswirthseb.  Unters.  2.  Aufl. 
S.  50,  224;  ders.  auf  dem  Wiener  Internat.  Statist.  Congress.  s.  Rechenschaftsbericht 
S.  300,  526;  Ficker,  3.  Vers.  d.  internat.  Oongr..  1857,  S.  10«,  114.  Vgl.  Lötz, 
Handb.,  III.  03.)  In  den  einzelnen  Staaten  und  in  verschiedenen  Zeiten  (Kriegszeiten! 
sind  diese  Ausgaben  von  sehr  verschiedenem  Umfange,  was  bei  Vergleichen  desoffen 
vorliegenden  Staatsaufwandes  nicht  zu  vergessen  ist  In  früherer  Zeit,  vor  allgemeinerer 
Entwicklung  der  (icldwirthschaft  im  Staatshaushalt .  besonders  bei  der  älteren  Ein- 
richtung des  Heerwesens  (N'aturalquartier  u.  s.  w.)  waren  diese  Ausgaben  ungleich 
bedeutender  als  in  den  meisten  Staaten  gegenwärtig  Grosse  Uebelstände  besteheu  id 
diesem  Puncto  noch  in  Russland.  Natürlich  ist  es  die  (iesainmthcit  aller  solcher 
Opfer,  welche  mit  dem  Volkseinkommen  in  Vergleich  gebracht  werden  muss.  Statistische 
Berechnungen  hierüber  sind  höchst  schwierig  und  fast  niemals  vollständig.  Vollends 
einigermaassen  zuverlässige  Berechnungen ,  welche  Quote  des  Volkseinkommens  in 
einem  bestimmten  Staate  und  Zeitpuncte  von  dem  gesammten  (in  obiger  Weise  ver- 
standenen^ öffentlichen  Aufwand  beansprucht  wird,  fehlen  noch  durchaus  wegen  der 
Unsicherheit  der  Berechnung  des  Volkseinkommens  (<j.  92,  93.  86,  110).  Da  es  immer 
auf  die  Art  der  Staatsleistungen  ankommt,  so  ist  überhaupt  eine  endgiltin 
statistische  Feststellung  der  Quote,  welche  der  Staat  (oder  eine  andere  der  grosses 
Zwangsgemeinschaften)  vom  Volkseinkommen  ohne  Bedenken  für  seine  Ausgaben  ver- 
wenden darf,  an  und  für  sich  unmöglich.    Die  statistischen  Untersuchungen  über  des 
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Normalconsuin  der  Familien  (Haushaltungen)  und  der  einzelnen  Wohlstands-  und  6c- 
ruf^classen  von  Familien  geben  unter  Voraussetzung  einer  bestimmten  Sphäre  der 
Staatsthätigkcit  indessen  auch  für  die  beregte  Frage  einige  Anhaltspunctc  an. 

(S.  Engel  i.  d.  Ztschr.  d.  K.  Sächs.  Stat.  Bür..  1857,  S.  169,  u.  die  dortigen 
Arbeiterbudgets  nach  Ducpetiaux,  Le  Play.  Neuerdings  die  Arbeiten  von  E.  Las- 
pcyres  in  d.  BalL  Monatsschr.  1870;  ders.  in  d.  „Concordia"  1S75.)  Die  *irund- 
U$e  für  Alles  ist  eine  gute  Haushaltstatistik  der  verschiedenen  Wohlstands- 
dassen, worüber  indessen  noch  wenig  Genügendes  vorliegt. 

Man  kann  die  Frage  nach  dem  Verhältniss  des  Finanzbedarfs 
znm  Volkseinkommen  auch  dahin  zuspitzen:  ob  der  Finanzbedarf' 
so  hoch  steigen  dürfe,  dass  die  in  der  Deckung  gebrachten  Opfer 
der  Bevölkerung  ein  drückendes  Maass  erreichen.  Letzteres 
will  besagen:  der  übliche  Normalconsum  der  Bevölkerung  muss 
beschränkt,  die  übliche  Ersparung  vollends  stark  vermindert  werden 
oder  ganz  aufhören. 

Diese  Frage  ist  zu  bejahen,  wenn  dieser  Zustand  sich  nur 
auf  kurz  vorübergehende  Staatsnothlagen  erstreckt,  die 
Vornahme  der  hohen  Ausgabe  Erfolg  verspricht  und  gerade  dieser 
eoncrete  Staat  die  Erhaltung  verdient.  Die  Frage  ist  zu  ver- 
neinen, wenigstens  theoretisch,  so  schwer  dies  auch  den  Be- 
theiligten, namentlich  den  leitenden  Staatsmännern,  fallen  mag, 
wenn  diese  Bedingungen  fehlen  und  der  Zustand  ein  dauernder 
würde.  In  untergehenden  Staaten  liegt  letztere  Eventualität  öfter  vor. 

Kusslaud  1 S 12  —  1H1.H,  Preussen  1813  —  IHN  !  Freilich  wird  das  endgiltige 
trtheil  hier  immer  vom  Ausgang  mit  abhängen,  (iambetta  und  die  Seinen  werden 
im  Dcccmber  1S70  das  Beispiel  der  französischen  Republik  auch  hierher  gerechnet 
haben.  Ob  mit  Hecht,  lehrte  die  Zukunft.  Der  Ausgang  des  heroischen  Kampfes  der 
Nordstaaten  von  Amerika  hat  die  enormen  finanziellen  Opfer  gerechtfertigt.  Bei 
längerer  Dauer  des  südlichen  Widerstandes  hätte  die  Union  doch  vielleicht  schon  au:, 
tmanziellen  Gründen  gespalten  bleiben  müssen.  Denn  Staatsausgaben  von  der  Höhe 
<ler  l*«4er  können  nicht  lange  ausgehalteu  werden. 

Sind  die  Staatsleistungen  an  sich  nicht  entbehrlich,  kann  auch 
im  den  Kosten  für  sie  nichts  erspart  werden,  so  beweist  die  Un- 
möglichkeit, den  Staatsbedarf  aufzubringen,  eben  die  Unmöglichkeit 
des  dauernden  Bestandes  eines  solchen  Staates.  Selbst  die  Hülfe 
durch  Staatsbankerott,  also  durch  Bruch  der  privatrechtlichen  Ver- 
pflichtungen, wird  hier  nicht  immer  dauernd  helfen.  Die  „Staats- 
produetion"  muss  in  solchen  Fällen  am  Ende  wie  die  Privat- 
produetion  eingehen,  weil  „das  Unternehmen  nicht  mehr  die 
Kosten  deckt." 

Auch  hier  ist  die  (ieschichte  die  Richterin.  die  aber  ihr  endgiltiges  Unheil 
mitunter  länger  verschiebt  als  mau  erwartet.  (Türkeüj 

Ein  auf  die  Dauer  nicht  Uberschreitbares  Verhältniss 
des  Finanzbedarfs  zum  Volkseinkommen  besteht  mithin.  Damit 
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wird  aber  nur  die  Regel  bestätigt,  das«  zwischen  den  Verwen 
dangen  des  Einzelnen  für  seine  verschiedenen  BedUrfnissbefrie 
digungen  eine  gewisse  Harmonie  bestehen  ranss.  Denn  in  letzter 
Linie  vertheilt  sich  der  durch  Steuern  gedeckte  Fiuanzbedarf  ja 
als  Ausgabe  auf  das  Haushaltbudget  der  Privaten. 

II.  —  §.36.  Das,, Gesetz  der  wachsenden  Ausdehnung 
der  öffentlichen,  insbesondere  der  Staatsthätigkeiten"  wird 
fHr  die  Finanzwirthschaft  zum  Gesetz  der  wachsenden  Aus- 
dehnung des  Finanzbedarfs,  sowohl  des  Staats,  als  in  der 
Regel  (und  öfters  noch  mehr)  auch  der  Selbstverwaltungskörper 
bei  entsprechender  Decentralisation  der  Verwaltung  und  ordentlicher 
Organisation  der  Selbstverwaltung.  Neuerdings  zeigt  sich  bei  uns 
besonders  eine  grosse  Zunahme  des  Finanzbedarfs  der  Gemeinden, 
zumal  vieler  städtischen  (§.  44  ff.).  Jenes  Gesetz  ist  das  Ergebnis» 
empirischer  Beobachtungen  bei  den  fortschreitenden  Cnlturvölkern 
wenigstens  unserer  Civilisationsperiode  und  findet  seine  Erklärung, 
Rechtfertigung  und  Begründung  im  Entwicklungsbedürfniss  des 
Volkslebens  und  in  den  Veränderungen,  welche  diesem  Bedürfnis» 
gemäss  in  der  Combination  des  gemein-,  besonders  des  zwangs 
gemeinwirthschaftlichen  und  des  privatwirthsebaftlichen  Systems 
vor  sich  gehen.  Finanzielle  Schwierigkeiten  können  diese 
Ausdehnung  der  Staatsthätigkeiten  hemmen,  wo  dann  der  Umfang 
der  letzteren  von  demjenigen  der  Finanzwirthschaft  bestimmt  wird, 
statt  wie  sonst  umgekehrt.  Aber  auf  die  Daner  Uberwindet  das 
Entwicklungsbedürfniss  fortschreitender  Völker  diese  Schwierigkeiten 
doch  immer  wieder. 

Bei  Kau  bis  Ind.  5.  Ausgabe  fehlt  die  Beachtung  dieses  wichtigen  Moments. 
In  der  G.  Ausgabe  hatte  ich  in  §.  1  (bes.  Anui.  a)  mit  Berufung  auf  meine  älteren 
einschlagenden  Arbeiten  (Ordn.  d.  österr.  Staatshaush.  Wien,  1SG3  S.  3  Ii.)  kurz  darauf 
hingewiesen.  Meine  frühere  Formulirung  ging  grade  von  der  finanziellen  Be- 
trachtung, d.  h.  doch  nur  von  dem  Aeusserlichen  der  Erscheinung  aus.  Da* 
Innerlich -Treibende,  das  sich  nur  im  Finanzbedarf  abspiegelt,  ist  aber  die 
Entwicklung  der  Staatsthätigkcit  oder,  allgemeiner  ausgedrückt,  der  Zwangsgomciu- 
wirthschaften.  Für  die  nähere  Darlegung  und  Begründung  vgl.  jetzt  Wagner.  Grund- 
legung, Abth.  I,  Kap.  4,  Hauptabschn.  3. 

Ans  diesen  Verhältnissen  folgt  nun  mit  Noth wendigkeit  hin- 
sichtlich des  Finanzwesens  die  Forderung,  dass  dasselbe  in  seiner 
Einnahmewirthschaft  Expansionsfähigkeit  besitzen  muss, 
nm  sich  dem  steigenden  Finanzbedarf,  der  finanziellen  Wirkung  der 
Ausdehnung  der  Staatsthätigkcit,  anzupassen.  Demnach  kein  aus 
schliessliches  Angewiesensein  auf  unbewegliche,  wenig- 
bewegliche oder  nach  anderen  Rücksichten  als  der 
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.jenigen  der  Deckung  des  Finanzbedarfs  sich  bewegende 
Einnahmen:  d.  h.  kein  bloss  privatwirthschaftliches 
Einkommen  im  modernen  Staate,  nicht  allein  grundsätzlich 
stabile  Steuern,  wie  es  mitunter  gesetzlich  die  neueren  Grund- 
steuern sind,  auch  nicht  bloss  solche  Steuern,  welche,  wie  die 
Ertragsteuern,  nicht  leicht  eine  einfache  Erhöhung  vertragen 
(Fin.  II,  §.  463),  sondern  Begründung  der  Einnahmewirtbscbaft 
des  modernen  Finanzwesens  wenigstens  stark  mit  auf  bewegliche 
Steuern  und  Staatscredit.  Eine  wichtige  principiclle  Streit- 
frage über  die  richtigen  oder  passenden  Einnahmequellen  des 
modernen  Staatshaushalts  wird  hierdurch  einfach  und  sicher  ent- 
schieden (Fin.  II,  §.  366,  368). 

III.  —  §.  37.  Nicht  minder  wichtig  für  die  Praxis  und  Theorie 
des  Finanzwesens  ist  ein  zweites  „Gesetz"  des  Staatswesens, 
dasjenige  des  Vorwaltens  des  Prävcntivprincips  vor  dem 
Repressivprincip  im  entwickelten  Staate.  (G.  §.  179 — 183).  Es 
betrifft  die  Veränderung  der  technischen  Art  und  Weise 
oder  Methode,  in  welcher  der  Staat  seine  Thätigkeiten  ausfuhrt. 
Diese  Veränderung  ist  einerseits  wieder  eine  Consequenz  eines 
allgemeinen  ökonomischen  Gesetzes  auch  auf  dem  Gebiete  der 
.,Staatsproduction",  nemlich  des  Gesetzes  der  allmäligcnPräpon- 
deranz  des  Kapitalfactors,  besonders  des  stehenden  Kapitals, 
and  der  qualificirten  Arbeit  im  gesammten  Productionsprocess 
der  Volkswirtschaft.  Anderseits  bringt  es  das  Bedürfniss  des  ent- 
wickelten Volkslebens  mit  sich,  dass  Kechtsstörungen  überhaupt 
möglichst  vermieden  werden.  Der  Staat  sucht  daher  dagegen  all- 
gemeine Vorkehrungen  zu  treffen,  d.  h.  er  greift  auf  dem  Gebiete 
des  Rechts-  und  Machtzwecks,  vor  Allem  im  Wehrwesen,  aber 
auch  in  der  Auswärtigen  Verwaltung,  in  der  Justiz  und  Polizei, 
in  umfassenden,  präveutiv  Rechtsstörungen  verhütenden  Einrich- 
tungen und  Massregeln. 

Es  erfolgt  deshalb  eine  feste  Organisation  des  Staats- 
diensts,  die  Ausbildung  und  Anstellung  eines  berufsmässigen 
Beamtenthums,  die  Einrichtung  stehender  Heere  und  Flotten, 
bleibender  Befestigungen.  Im  System  der  Kriegswaffen 
tritt  die  Maschine  auch  hier  immer  mehr  an  die  Stelle  des 
Werkzeugs.  Zur  Ausführung  aller  Dienste  des  Staats  und 
zur  Handhabung  der  complicirten  Kriegswaffen  bedarf  es  eines 
eigens  gebildeten  und  geschulten,  „qualificirten"  Arbeits- 
personals. 
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Das  Vorwalten  des  Präventiv  principe  bat  i'Ur  die  Finanzen 
vor  Allem  eine  andere  zeitliche  Vertheilung  des  Finanz 
bedarfs  zur  Folge.  Der  laufende  Bedarf  ist  dauernd,  auch  in 
ruhiger  Zeit,  höher,  bei  der  Repression  geringer.  Aber  daftir 
wird  auch  letztere  seltener  nöthig,  weil  weniger  Rechtsstörungen 
ausbrechen,  und  wenn  diese  (Kriege!)  doch  eintreten,  so  wird 
bei  dem  Präventivsystem  der  Extrabedarf  nicht  so  viel  grösser, 
während  er  bei  dem  anderen  System  ausserordentlich  steigt.  Dort 
wird  sparsamer  gewirrhscbaftet  und  lässt  sich  eine  geordnete 
Besteuerung  zur  Deckung  des  Bedarfs  einrichten.  Hier  treten 
in  beiderlei  Beziehung  Schwierigkeiten  ein.  So  verdient  im  ent 
wickelten  Staate  auch  in  finanzieller  Hinsicht  das  Präventivsystew 
den  Vorzug. 

S.  Grundleg.  §.  1S3.  Besondere  frappant  tritt  der  Unterschied  beider  System* 
im  geordneten  Heerwesen  und  im  blossen  Milizwesen  henror.  Das  Präventivsysteiu 
ist  freilich  erst  auf  höherer  volkswirtschaftlicher  Entwicklungsstufe  das  ökonoiniscli- 
zweckmässigerc,  ebenso  wie  hier  erst  die  Wirthschaft  mit  mehr  stehendem 
Kapital  und  die  intensiven  Systeme  der  Bodenbenutzung  rationell  sind,  währen*! 
früher  passender  mehr  umlaufendes  Kapital  verwendet  wird  und  Extensivität 
vorherrecht.  Prävention  im  Staatslcbeu,  Wirthschaft  mit  stehendem  Kapital-- 
und  Intensivität  der  Bodenbenutzung  sind  analoge  Erscheinungen  und  zusammen 
auf  ein  höheres  allgemeines  volkswirtschaftliches  Princip  zurück  zu  führ»». 
Vgl.  auch  Grundlegung  §.  311  (Anm.  10)  und  unten  über  Strassen  und  Eisenbahnen. 


Zweites  Kapitel. 

Die  Finanz  wirthschafhMi  der  Staaten  Verbindungen  und  der 
Selbstverwaltimsrskßrper  neben  dem  Staatshaushalte. 

Rau  behandelt  nur  kurz  den  Haushalt  der  Sclbstverwaltungskörper  (5.  A.  §.  53  -55. 
erweitert  und  verändert  in  der  von  mir  bcarbeit.  6.  A.  u.  in  der  2.  A.  meines  B  I 
bei  der  allgemeinen  Betrachtung  der  Rcgierungsausgaben ,  ferner  in  §.  38  die  „\tr~ 
wendungsart  d.  Ausgaben  in  Bez.  auf  das  Land' .  das  Finanzwesen  der  Staatenre: 
bindungen  gar  nicht.  Die  drei  Puncte  stehen  aber  in  enger  organischer  Verbiodiiat 
und  betroffen  nicht  nur  die  Ausgabewirthschaft,  sondern  die  ganze  Finanz  wirthschaft. 
Deshalb  müssen  sie  hier  in  genaueren  Zusammenhang  gebracht  werden  und  eine  ander« 
Stellung  im  System  der  Finanzwisserischaft  erhalten.  Dem  entsprechende  Veränderungen 
und  Erweite rungen  der  Lehre  habe  ich  schon  in  der  2.  A.  vorgenommen  (§.  38— bM- 
S.  auch  oben  die  Vorbcra.  S.  61  u.  Stein  a.  a.  0.  Auch  hier  ist  an  die  Lehrr 
von  den  Zwangsgemein wirthsi  haften  und  den  (Jemoinbcdürfnisscn  anzuknüpfen,  s.  Grund- 
legung. Abth.  I.  Kap.  3  §.  139  —  144,  154—160  u.  Kap.  4. 

§.  38.  Das  zwangsgemeinwirthschaftliche  System  wird  an 
seinem  wichtigsten  Gebiete,  demjenigen  der  Fürsorge  für  die  Ge 
meinbedUrfnisse  der  Rechtsordnung,  fttr  die  „räumlichen"  und  „zeit- 
lichen" Gemeinbedürfnisse ,  (G.  §.  140  —  143)  zwar  hauptsächlich, 
aber  doch  nicht  allein  durch  den  Staat  vertreten.    Neben  und 
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Uber  ihm  fungirt  in  der  Geschichte  öftere  die  Staatenverbindung, 
neben  und  unter  ihm  stets  eine  der  kleineren  räumlichen 
Zwangsgemeinwirthschaften  oder  der  grossen  Selbstver- 
waltungskörper, Provinz,  Kreis,  Gemeinde.  Die  Staaten- 
verbindung und  die  Selbstverwaltungskörper  stehen  mit  dem  Staate 
in  engem  organischen  Connex  und  theilen  sich  mit  ihm  in  die  Auf- 
gaben des  zwang8gemeinwirth8chaftlichen  Systems.  Zur  Ausführung 
der  von  ihnen  geforderten  Aufgaben  bedürfen  sie  in  der  Regel  auch 
eines  eigenen  Haushalts,  jedenfalls  gewisser  Finanzmittel. 
Die  Finanzwissenschaft  hat  daher  auch  das  Finanzwesen  dieser 
Gemeinschaften  an  und  für  sich  und  besonders  in  seinem  Zu-  ' 
sammenhange  mit  dem  Staatshaushalte  zu  betrachten.  Dieser 
Zusammenhang  tritt,  gegenüber  den  Selbstverwaltungskörpern,  am 
Meisten  bei  der  Beziehung  des  Staats  und  seines  Finanz- 
bedarfs zum  Staatsgebiete  und  dessen  Theilen  hervor, 
weshalb  dieser  Punct  hier  auch  zugleich  mit  ins  Auge  zu  fassen 
ist  Es  hat  sich  daher  dieses  Kapitel  mit  drei  Gegenständen  zu 
beschäftigen:  mit  dem  Finanzwesen  der  Staatenverbindungen 
(1.  Abschnitt,  §.  39 — 41),  mit  der  Beziehung  des  Finanzbe- 
darfs zum  Staatsgebiete  (§.  42)  und  mit  dem  Finanzwesen 
der  Selbstverwaltungskörper  (§.  44  ff.,  beides  im  2.  Abschn.). 

i.  Abschnitt. 
Finanzwesen  der  Staaten  Verbindungen. 

I.  —  §.  31».  Unter  „Staatenverbindungen"  verstehen  wir 
hier  nur  solche,  welche  für  unbegrenzte  Dauer  bestehen  und 
gewisse  öffentliche  Aufgaben  für  eine  Gemeinschaft  von  „Staaten" 
■der  „staatsartigen"  öffentlichen  Körpern  „gemeinsam"  dauernd 
verfolgen,  im  Gegensatz  zu  vorübergehenden  Verbindungen,  wie  z.  B. 
Alliancen.  Von  solchen  Staatenverbindungen  sind  hier  drei  Arten 
zu  unterscheiden:  der  sogen.  Staatenbund,  durch  welchen 
souveräne  Staaten  dauernd,  wenn  auch  nur  lose  völkerrechtlich 
miteinander  verbunden  sind;  der  sogen.  Bundesstaat,  ein  engerer 
staatsrechtlicher  Verband  mit  eigener  Souveränetät  (§.  40);  und 
•andere,  sich  nicht  genau  in  diese  beiden  Kategorieen  fügende 
Formen  einer  Staatenverbindung  (§.  41). 

Staatenbund  und  Bundesstaat  (und  öfters  auch  eine  dieser 
anderen  Formen)  haben  vor  Allem  regelmässig  Ausgaben  von 
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Bund  es  wegen  zu  machen.  Die  Gegenstände,  für  welche  und 
die  Höhe,  in  welcher  diese  Ausgaben  erfolgen,  ferner  die  Art  und 
Weise,  wie  die  letzteren  durch  Einnahmen  gedeckt  werden,  daher 
die  Gestaltung  des  Bundesfinanzwesens,  ergeben  sich  aus  der  Bundes 
Verfassung  und  den  dieselbe  ausführenden  oder  fortbildenden  Ver- 
trägen der  Bundesstaaten  oder  Gesetzen  des  Bundes. 

8.  z.  B.  Uber  Staatenbund  und  Bundesstaat  Waitz,  Polit.,  S.  45,  43.  153  1, 
lt.  v.  M ohl.  Encyclop.  d.  Staatswiss..  1S59,  S.  37.  II.  A.  Zacharia,  D.  Staats-  u. 
Bundesrecht.  I.  25 — 2H  (2.  Aufl.).  Ob  man  im  Bundesstaat  streng  genommen  dtt 
einzelne  u  Staat  noch  ..Staat"  im  eigentlichen  Sinn  nennen  und  daher  auch  U  i 
diesem  von  „Staatshaushalt''  sprechen  kann,  ist  eine  hier  nicht  zu  entscheidend« 
Frage.  Wir  bleiben  beim  üblichen  Sprachgebrauch.  —  Das  Finanzwesen  der  Staaten- 
verbinduugen  ist  principiell  hnanzwissenschaftlich  fast  noch  gar  nicht  behandelt. 
Rau  hatte  nichts  darüber.  Stein  noch  jetzt  fast  nichts.  Für  Deutschland  natürlich 
ein  Mangel.  Auch  f.  d.  fin.wiss.  Behandlung  im  Allg.  s.  Laban d,  Fin.recbt  d. 
D.  Keichs,  in  Hirth's  Annalen  1873  S.  405  ff.  und  im  3.  B.  s.  Staatsrechts  d.  D.  Reichs. 

1.  Im  »Staatenbunde  ist  die  Souvcränetät  der  einzelnen 
Staaten  nur  wenig  beschränkt,  die  gemeinschaftlichen  Gegenstände 
sind  an  Zahl  und  Bedeutung  unbeträchtlich.  Wenn  sie  auch  wesent 
liehe  Staatsaufgaben  betreffen,  hat  der  Bund  als  solcher  doch  keine 
eigene  Staatsgewalt,  kein  Gesetzgebungs-  und  Besteuerung« 
recht.  Ein  selbständiger  Bundeshaushalt  kann  daher  beinahe 
ganz  fehlen.  Die  etwaigen  wirklichen  Bundesausgaben  werden 
durch  Beiträge  der  einzelnen  Staaten  nach  einem  bestimmter 
Vertheilungsmassstabe  (z.  B.  der  Grösse  der  Bevölkerung)  gedeckt 
(Matricular  beitrüge)  und  erscheinen  als  Ausgaben  der  Einzel 
Staaten  in  deren  Etat.  Ein  besonderes  Bundesschuldenwesen 
fehlt. 

Ein  solcher  Staatenbund  war  der  Deutsche  Bund  IS  15  —  66,  die  Schrei: 
(obwohl  schon  mit  einiger  Annäherung  an  den  Bondesstaat)  bis  184S.  Leber  den 
Deutschen  Bund  s.  Zacharia  II,  §.  243  ff.,  über  die  Bundesmatrikel  u.  Bundesc*?** 
eb.  §.  294  —  2%.  Die  Kosten  der  Bundeskanzlei  wurden  durch  Beiträge  gedeckt 
welche  nach  dem  Stimmrecht  im  engeren  Rath  in  der  Weise  repartirt  wurden.  d*s» 
auf  jede  der  1 7  Stimmen  ein  Simplum  von  20UÜ  fl.  im  24  fl.-Fusse  kam,  alle  andern» 
Ausgaben  nach  der  Grösse  der  Bevölkerung  auf  Grund  der  Bundesmatrikel,  Simplem 
30,000  fl.  Bei  der  Auflösung  des  Bundes  im  J.  1S66  galten  für  dieses  MatriknUr- 
wesen  die  Beschlüsse  der  Bundesversammlung  vom  14.  April  1S42,  3.  Oct.  1851  und 
26.  Juni  1860.  Auch  für  den  Fall  eines  Bundeskriegs  war  zur  Bestreitung  der  Kriee- 
kosten  eine  Hundeskricgscasse  in  Aussicht  genommen,  welche  aus  den  inatrikuUi- 
mässigen  Beiträgen  der  Bundesstaaten  zu  dotiren  war.  —  Wagner.  Keichsfinanzwescn 
in  v.  Holtzondorff's  Jhrb.  f.  Gesetzgeb.  u.  s.  w.  d.  D.  Boichs,  I  (1671),  S.  580 — 5*1. 

Auch  das  alte  Deutsche  Reich  konnte  in  den  letzteu  Jahrhunderten  kaum 
noch  für  mehr  als  einen  Staatenbund  gelten.  Hat  doch  schon  Bodin  ihm  den  Characttf 
der  Monarchie  ab-  und  denjenigen  des  aristokratischen  Reichs  zugesprochen  iL  II  c  6>< 
Der  Hauptmangel  in  linanzwirthsch.  Hinsicht  war  seit  Jahrhunderten  das  Fehleo  ge- 
nügender selbständiger  Reichseinnahmen.  Das  Ertrag  gebende  Reichsvenn&geii. 
die  Finanzregalien  und  gebühreuartigen  Einnahmen  aus  Hoheitsrechten  waren  f*-« 
sammtlich  an  die  Reichsstände  verloren  gegangen,  die  Begründung  einer  selbständig 
allgemeinen  Keiehsbesteuerung  nicht  gelungen.  Der  Versuch  im  „gemeinen  Pfennig" 
Um  1 5.  Jahrhundert  (1427—1551)  11  mal  ausgeschrieben,  aber  ganz  unzureichend  ein- 
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gangen),  zeigte  bereits  völlig  die  Ohnmacht  des  Reichs.  Man  wurde  schon  im 
16.  Jahrhundert  zum  System  der  Matricularumlagen  (nach  sogen.  Kömer- 
monaten,  indem  nach  der  Matrikel  von  1521  die  von  jedem  Reichsstand  für  den 
h'ämerzug  zu  stellende  Mannschaft  in  Geld  angeschlagen  wurde)  genöthigt.  das  elend 
r-nuf  fungirte.  (Ein  Monat  anfangs  128000  fl.,  seit  1737  582SO  h\,  selten  vollständig 
eingegangen,  zur  Deckung  der  Kosten  des  Reichskammergerichts  u.  s.  w.).  Eine 
Jrin-rende  Warnung  für  das  neue  Deutsche  Reich,  S.  Weizsäcker,  geschicbil. 
Entrickl.  .1.  Idee  einer  allgem.  Reichsteuer  (Rede^  P^rl.  1882. 

§.  40.  —  2.  Der  Bundesstaat  hat  eine  in  bestimmter  Sphäre 
souveräne,  eine  eigentliche  Staatsgewalt.    Wichtigere  und 
zahlreichere  Theile  der  den  wesentlichen  Staatsaulgaben  entstam- 
menden Staatsthätigkeiten  sind  der  Competenz  einer  eigenen  Bun 
«lesgesetzgebung  unterstellt. 

Die  grossen  Beispiele  von  bleibender  Bedeutung  sind  bekanntlich  die  Ver- 
einigten Staaten  von  Nordamerika,  die  Schweiz  (Verf.  v.  12.  Sept.  1848), 
der  Norddeutsche  Bund  (Verf.  v.  25.  Juni  1867)  und  das  nunmehrige  neue 
Oeatsche  Reich  (Verfass.  v.  31.  Der.  1870,  Vertr.  mit  Hessen  v.  15.  Nov.  1870, 
Baden  v.  dcins.  Tage,  Würtemberg  v.  25.  Nov.  1870,  Baiern  v.  23.  Nov.  1870).  Für 
die  finanzrecht].  Seite  des  Deutschen  Finanzwesens  s.  Laband  in  Hirth's  Annalen, 
a.  a.  0.,  f.  d.  finanzwissensch.  u.  finanzpol.  Seite  A.  Wagner,  Reichsfinanz- 
wesen in  v.  Holtzend.  Jahrbuch  I.  1871.  S.  581—645  (auch  selbständig  erschienen) 
a.  HI,  1874,  S.  60—252. 

Namentlich  pflegen  das  Militai r wesen ,  die  auswärtige 
Vertretung  (Diplomatie  und  Consulate),  einzelne  Zweige  der 
Inneren,  besonders  der  Volkswirtschaftlichen  Verwaltung 
(Handel,  Münz-,  Zettelbankwesen,  Communicationen  und  grosse 
Yerkehrsanstalten,  Post,  Telegraphen  u.  8.  w.),  des  obersten  Justiz- 
und  Unterrichts wesens  u.  a.  m.  Sache  des  Bundes  zu  sein. 

In  Nordamerika  sind  Aeusseres,  Ueer  u.  Flotte  (incl.  Invalidenpensionen), 
•berste  Gerichte,  Indianerwesen,  Regierung  der  Territorien ,  Handelspolitik,  Zollwesen. 
Münze,  Post,  Landvermessung,  Kustensicherung,  Bundesschuld  Bundessaehe.  In  der 
Schweiz  Aeusseres,  Heer  (ind.  Pulver-  u.  Patronenfabriken),  oberster  Gerichtshof, 
Handelspolitik,  Zollwesen,  Münze,  Post,  Telegraphen,  Maass  und  Gewicht,  technisch«* 
Hochschule  Bundesangelegenheit.  Die  Competenz  des  Norddeutschen  Bunds  er- 
streckte sich  nach  §.  4  der  Verf.  auf  folgende  „der  Beaufsichtigung  u.  Gesetzgebung 
Jes  Bands  unterliegende"  Gegenstände :  Freizügigkeit,  Heiinaths-  und  Nicderlassungs- 
irrhälmisse.  Staatsbürgerrecht,  Passwesen  u.  Krcmdenpolizei ,  Gewerbebetrieb  u.  Ver- 
sicherungswesen (g.  §.  3  d.  Verf.),  Colonisation  u.  Auswanderung  nach  ausserdeutschen 
Lindem  —  Zoll-  u.  Handelagesetzgebung  u.  f.  Bundeszwecke  zn  verwend.  Steuern  — 
Maass-,  Münz-,  Gewichtssyatem,  Grundsätze  über  Ausgabe  v.  fund.  ü.  unfuud.  Papier- 
■11  —  allgem.  Bestimm.  Uber  Bankwesen  —  Erfindungspatente  —  Schutz  d.  geist. 
Kreuth.  —  Schutz  d.  deutschen  Handels  im  Ausland,  der  SchiHfahrt,  der  Flagg«*. 
Coaralatswesen.  —  Eisenbahnwesen  u.  Herstell,  v.  Land-  u.  Wasserstrassen,  im  Interes.se 
der  Landesrertheid.  u.  d.  allgem.  Verkehrs,  —  Flösserei  u.  Schiflf.  auf  den  mehreren 
^tasten  gemein».  Wasserstrassen,  Zustand  der  letzteren,  Fluss-  u.  and.  Wasserzölle,  — 
Post-  und  TelegTaphenwcsen,  —  Best.  üb.  wechselseit.  Vollstreckung  v.  Erkenntnissen 
m  Cirilsachen  n.  s.  w.,  —  Beglaubigung  ölfentl.  Urkunden,  —  gemeins.  Gesetzgel». 
Obligat,  Straf-,  Handels-,  Wechselrecht  u.  gerichtl.  Verfahren,  —  Militärwesen 
Bunds  u.  Kriegemarine,  —  Medicinal-  u.  Veterinärpulizei.  —  Dieser  Artikel  ist 
rOrtlich  als  Art  4  auch  in  d.  Verfass.  d.  Deutschon  Reichs  übergegangen  mit 
lern  Zusatz,  dass  die  Bestimmungen  über  Presse  und  Vereinswesen  auch  Bondessache 
ein  sollen.  Die  normale  Fortentwicklung  bringt  es  gewöhnlich  mit  sich,  dass  die 
ompetenx  des  Bundes  sich  langsam,  aber  steetig  erweitert,  wie  die  Schweiz  und  das 

A.  W»r<oer.  Finanzwia^nftchaft.   I.  X  Aufl.  (> 
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I.  B.  2   K    l    A  Kiiian/vrt'jcii  der  S'aat<iiv«rbindung«n  ?j.  4o. 


Deutsche  Reich  es  jetzt  erlebcu.  Die  Zerlegung ,  bez.  Umbildung  des  ursprünglich'  a 
Rciehskanzleramts  in  eine  Anzahl  selbständiger  oberster  Reichsämter,  ron  denen 
bes.  das  Reicbsarnt  des  Inneren  eine  Reihe  von  kleineren  Reichsämtern  umfaßt 
(Heimathwes. ,  Statist. A int .  desundh.arnt,  Patentamt.  Normaleich.commission)  n.  die 
Steigerung  der  Ausgaben  für  diese  Abteilungen  der  „Inneren  und  Volkswirthsxh. 
Verwaltung"  belegen  das  am  Besten.  1 S72  beanspruchte  iSchlussrechn.)  diese  Innen* 
u.  die  Justizverwaltung  1065  Mill.  M„  1**1  *2  (Anschl  >  4*555  Mill.  M. 

Damit  nähert  sich  natürlich  der  Bundesstaat  mehr  dem  Einheitsstaat  und  der 
Einzelstaat  mehr  der  Provinz.  Für  die  bctreHendcn  Haushalte  ergeben  sich  analoge 
( 'onsequenzen  (vgl.  z.  B.  Wagner  in  Holtzend.  Jahrb.  III,  187). 

Zur  Durchführung  dieser  genieinsamen  Zwecke  und  zur  He 
sorgung  der  daftlr,  sowie  ftlr  die  Bundesgewalt  und  Bundesver 
tretung  selbst  nöthigen  Ausgaben  bedarf  der  Bundesstaat  eine* 
eigenen  Haushalts,  wie  ein  Einheitsstaat,  einer  besonderen 
Finanz  Verwaltung  und  eventuell  (für  Kriege,  etwaige  Ver 
kehrsanstalten  u.  s.  w.)  eines  eigenen  Bund  esse hulden  wesens. 

In  den  gen.  3  Bundesstaaten  besteht  ein  eigener  grösserer  Bundeshaushalt  odJ 
ein  Bundesschuldenwesen.  In  Nordamerika  Abschluss  f.  1879 — 80  (u.  in  d.  Klamme- 
Anschlag  f.  18*1  —  S2>  in  Mill.  Doli,  Civildienst  loci.  Aeusseres  51  '44  (675t« 
Kriegsdep.  38  12  30*24,  Marincdep.  I3'5I  (15  02),  Pensionen  56  77  (i&cl 
19*3  Mill.  Rückstände)  (500  Indianer  5  «15  (4*6).  Zinsen  d.  Schuld  98*55  .88^. 
Tilgung  d.  Schuld  unbestimmt,  Distrirt  Columbia  3*27  i3'.!{5>,  Summa  d.  Ausg.  ohn> 
Tilg.  26704  (259*02).  Einnahmen  333*53  (350  0),  neml.  Zölle  180*52  (195).  Inner 
Steuern  124  01  (130h  Landverkauf  102  (10),  v.  d.  Nationalbanken  701  (7 12i 
Münze  2  70  (3  0),  Summ.-  plus  allen  and.  divers.  Kinn.  333  53  (350).  Uebcrschuv 
der  ordenü.  Einnahmen  über  d.  ord  Ausgäbet!  65*8  (90  00).  Stand  d  öfienü.  Schni.i 
der  Union  I.Juli  18*0  2120  42  (wovon  3*S*0  Papiergeld),  ab  Casscnbestand  (20 1** 
Restschuld  1010  33.  1.  Juli  1*79  100042,  I.  Juli  1*70  24006  M.  D.  —  Schwei/ 
Abseht  f.  1**0  (in  Klammer  Anschl.  f.  I8S1V.  Einn.  (Roh)  in  Mill.  fr.  425  (4Hl 
wovon  Zölle  17  21  (17),  Tost  15  51  (1543'  [Ausgabe  dafür  14  25.  bez.  14 -M. 
UVlegr.  237  (2  25)  [Ausg.  1*81  u.  100[.  Münz--  1  27  ^0404)  (Ausg.  ebenso  ho- h 
Ausgaben  im  Ganzen  41  04  (40  05  ,  wovon  Kap.-  u.  Zinszahl.  2'75  (1.S7),  »Ihrem 
Verwalt.  0  75  (0*70).  die  .inzelnen  Departements  (vergleichbar  den  Ministerien,  ab* 
nur  f.  d.  ob«re  Verwalt.)  8*53  352),  Militär  !  1*7«  (13  14)  (ausserdem  Knor>- 
matcrial  0*94.  bez.  08*),  Polytechnikum  in  Zürich  0*302  (0*300)  (Zuschuss  zu  <i<» 
••ijf.  Kinn..  Nach  einer  vergleichenden  Zus  stell,  der  Bundes-  u.  der  Carito  haM 
tinanzen  f.  1870  ((ioth.  Jahrb.  lh*2  S.  964)  betragen  die  Nett n ausgaben  des  Bo.-J 
18'30,  der  Cantone  4440  Mill.  fr.,  davon  u.  a.  f.  Militär  bez.  12  61  u.  2  17.  JiHf 
0  IS  u.  2  7*.  Gefängnisse  nichts  u.  1*08.  Polizei  0*018  u.  2*70,  volkswirthsch.  Aa 
gelegenheiten  und  öfl.  Arbeiten  2  17  u.  12*71,  I  ntcrr..  Wissensch.,  Kunst  0*39  u. 
kirehenwesen  nichts  u.  342,  Wohlthätigk.  0*015  u.  2  51.  Sanitwcs.  fast  nichts  n.  o*M 
<ies.geh.  und  allgem.  Verwalt  1*2*  u.  3*67,  Kosten  d.  Schulden  1*22  n.  3  01  Mill.  ■ 
Man  sieht,  wo  der  Schwcrpuiict  der  Bundes-  u.  d.  Cantonalthätigk.  liegt.  Von  m 
ord.  Nettoeinahmen  (B.  17*24,  C.  39  74  Mill.)  t reden  auf  d.  indir.  Steu.  i.  w. f 
beim  B.  15*85,  bei  d.  Cant.  15*04.  v.  d.  dir.  Stou.  0*966  u.  1645,  v.  d.  Regalien  1 
Monopolen  (Salz  u.  s.  w.)  0305  u.  4*15,  v.  d.  Kinn,  aus  Forsten,  Domänen.  SraJjj 
gewerben  0*103  u.  3*67  Mill.  fr.:  doch  eine  wesentliche  Aehnlichkeit  mit  den  V« 
hältnissen  im  Deutschen  Reich  in  d.  relativer  Vertheilung  der  Posten  zwischen  P-'iJ 
n.  Cantonen. 

lieber  das  Deutsche  Rrich  s.  eiugehcnd  bis  1874  Wagner,  Holt/da 
Jahrb.  III,  167;  Statist.  Jahrb.  f.  d.  D.  Reich,  3.  .1.  g.  1882,  S.  14*  ff.  u.  i>  >  o« 
(ierstfeldt.  Beirr,  z.  Reichsteuerfrage.  Die  ..fortdauernden"  Ausgaben  wareii  UJ 
schluss)  1972  33*41.  1*81  82  (Anschlag  mit  Nachträgen)  511*68,  1882  s3  (Aa*! 
531*83  Mill.  M.  Davon  Reichsheer  bez.  266*78,  342*21,  84249,  Marine  14  *5.  z'-M 
27*57.  Reiehsinval.fonds  (also:  Belastung  desselben  mit  Pensionen)  2**29.  31*07.  ■ 
allgem.  Pensionsfonds  20*87,  1*40,  19*10,  Reichsschuld  0'59,  10*60,  18*70.  ReiJ 
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ug  0-136.  0  404,  O-40S.  Auswärt.  Amt  4-.18,  G*5b\  O  OS,  Reichsamt  d.  Innern  lincl. 
Keicbakanzlor  u.  Kanzleramt  u.  Reichseisenb.amt)  0  y>(\,  2*30,  3*20 ,  Reichsjustizver- 
«ltung  0  239,  1*70,  1  71,  Rcichsschatzamt  117,  Ii9'4(i,  86*32,  u.  and.  Pusten  mehr. 
Die  ..einmaligen"  Ausgaben  gestatten  bei  der  starten  Schwankung  und  grossen  V«:r- 
tefatafooheit  in  den  einzelnen  Jahren  keinen  unmittelbaren  Vergleich.  Die  ordentlichen 
Einnahmen  \d.  h.  die  Eingänge  ohne  die  Anleihen,  d.  französ.  Contribution .  die 
/oblongen  aus  dorn  Fcstungs-  u.  Eiseub.fonds)  waren  18"2  (Abschluss)  u.  1SM  82 
i Anschlag  nebst  Nachtrag)  u.  1882/83  l Anschlag)  bez.  284-25,  öl 9  71,  61063  (lad 
I  cberschuss  von  10  5«  Mill.  M.  aus  Vorjahr);  davon  Zölle  u.  Verbrauchsteuern  lo4'04. 
135-49,  339-10,  Stempel-  u.  ähnl.  Abgaben  (Statist.  Gebühr)  5  08,  7  51,  19*58.  Ueber- 
<<hns&  ton  Reichsbahnen  (Eis.  Lothra,  Post,  Tclegr.,  Reichsdruckerei,  Einn.  aus  Bank- 
wesen ll'eichsbank).  Munzwoscn  1980,  32*30.  3«-51,  verschied.  Verwalt.einn.  120, 
Vvi,  6*01.  aus  dem  Reichsinval.fonds  (Zinsen  und  Kapitalquot^n)  nichts.  31  07,  30*13. 
Zinsen  aus  lMjlegtcn  Reichsgeldern  nichts,  3  84.  3  0H,  Matricularbeiträge  94*12,  103  6s. 
I0&*68  Mill.  M.  Die  Rc ichsschulden  sind  in  den  letzten  Jahren  wieder  aus  An- 
leihri  für  verschiedene  Zwecke  angewachsen,  nachdem  sie  (bez.  die  des  Norddeutschen 
Budes)  nach  dein  letzten  Kriege  aus  der  französ.  Contribution  getilgt  waren.  Am 
I.  April  18SO  war  der  Betrag  218*08  Mill.  M.  nominell  Anleihen.  10M)  Mill.  M. 
vbatzscheine.  159  44  Mill.  M.  Reichscassens.  heine  (Papiergeld).  Die  aus  d.  französ. 
Kontribution  gebildeten  „Fonds"  uberragen  diese  Schulden  auch  noch  nach  dem 
segenwartigen  Bestände:  dazu  dann  noch  der  baarc  Reichskriegsschatz  v.  120  Mill.  M. 
Ü  <iold. 

Da  es  sich  liier  um  grössere  Ausgabeposten  handelt,  deren 
Aufbringung  durch  Matricularbeiträge  der  Einzelstaaten  nach  der 
Kopfzahl  oder  nach  irgend  einem  ähnlichen  immer  ziemlich 
willkflhrlichen  Maassstabe  ohnehin  die  Kinzelstaaten  ungleich  be- 
lasten würde,  so  werden  zweckmässiger  Weise  mit  den  genannten 
Ausgaben  auch  gleichzeitig  bestimmte  Einnahmequellen  aus  dem 
Haushalt  der  Einzelstaaten  ganz  ausgeschieden,  der  Cornpetenz  des 
Bandes  und  seiner  Gesetzgebung  unterstellt  und  passend  dem  Bunde 
daneben  noch  ein  besonderes  Besteuerungsrecht  zur  Deckung 
meiner  verfassungsmässigen  Ausgaben  verliehen.  Von  letzterem 
pflegt  aus  steuertechnischen  Gründen  namentlich  in  Bezug 
auf  die  sogen,  indirecten  Steuern,  Zölle,  inländische  Ver- 
brauchssteuern Gebrauch  gemacht  zu  werden,  passend  so, 
dass  diese  ausschliesslich  dem  Bunde  zufallen,  während  die 
directe  Besteuerung  ganz  oder  grossentheils  den  Einzelstaaten 
verbleibt,  für  die  Deckung  ihrer  Bedürfnisse.  Andernfalls  müssen, 
wenn  die  zugewiesenen  Einkünfte  nicht  ausreichen,  auch  hier  noch 
Matricularbeiträge  erhoben  werden,  —  was  besser  abzustellen 
ist  Je  mehr  sich  der  Bundesstaat  in  seiner  Fortentwicklung  dem 
Einheitsstaate  etwa  nähert,  je  grössere  und  kostspieligere  Aufgaben 
an  ihn  herantreten  (Buudeskriege!,  Reichsbahnen!),  desto  mehr 
muss  auch  der  Bundeshaushalt  in  Betreff  der  Ausgaben  und  Ein 
nahmen  allmälig  einem  gewöhnlichen  Staatshaushalte  gleichen  und 
desto  mehr  schrumpfen  die  Einzelstaatshanshalte  zu  freilich  höher 
ausgebildeten  Provinzialhaushalten  zusammen.    Eine  solche  Eut- 
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wicklung  ist  auch  in  finanzieller  Hinsiebt  wohl  im  Ganzen  erwünscht. 
Das  schwierige  Problem  der  richtigeu  Trennung  von  Hauptstaats , 
d.  h.  eben  von  eigentlichstem  Staatsbedarf  und  Locai-  (Landes 
theil  )  bedarf  wird  auf  diese  Weise  für  grosse  Ausgabeposten  wobl 
am  Besten  gelöst  (s.  u.  §.  43). 

Ks  ist  gewiss  beachtenswert)! ,  dass  in  den  drei  wichtigsten  modernen  Bundes- 
staaten, wie  die  vorausgehenden  Angaben  zeigen,  vor  allem  die  Grenzzölle,  dann 
mit  diesen  in  näherer  Verbindung  stehende  innere  Verbrauchsteuern  (so  wenigsten- 
im  Deutschen  Reich  und  in  Nordamerika,  —  die  Schweiz  hat  das  noch  nicht  erreicht . 
rechtlich  und  thatsächlich  auf  den  Bund  übertragen  sind:  namentlich  die  Tabak- 
und  die  Getränksteuern.    So  im  Deutschen  Reich  spcciell  die  Tabak  st.  \An- 
schl.  1SH1/82  4.58,  1882/88  11.03  Mill.  M.),  die  Rübcnzuckcrst  (49.55  u.  47.42. 
die  Salzst  (36.37  u.  36.71),  leider  noch  immer  nicht  vollständig  die  Branntwein:! 
(die  in  Baiern ,  Württemb. ,  Baden   noch  aparte  Landesst  blieb,  A.  f.  das  übrige 
Reichsgebiet  34.85  u.  85.52)  u.  die  Bierst.  (die  ausser  in  d.  8  gen.  Steuern  noch  in 
Elsass-Loth.  besondere  Laudcsst  ist.    A.  f.  Reichsgebiet  15.10  u.  15.11  Mill.  M. 
Diese  Einnahmen  sowie  die  l'ebcrsehüsse  der  Po^t-  und  Telegr.vcrwaltung  (die  iL 
Baiern  UJid  Württemberg  ebenfalls  Landessache  blieb)  dienen  zn  nach  st  zur  Bestrei- 
tung der  Reichsausgabeu  (Art  70  d.  Weichsverfass,).    Durch  (ies.  v.  15.  Juli  1879  Ut 
bei  Gelegenheit  der  Zollreform  u.  s.  w.  allerdings  die  Bestimmung  getroffen,  dass  der 
Ertrag  der  Zölle  11.  der  Tabaksteuer  nur  bis  zur  Summe  von  130  Mill.  M.  der  Reicb- 
easse  zuÜiesst  u.  der  Betrag  darüber  hinaus  den  Einzclstaatcn  nach  der  Matriculir- 
bevölkerung  zufallen  soll:  formell  rcichspolitist h  ein  unliebsames,  im  Elt'ect  aber  doch 
nicht  erhebliches  Zugeständniss  an  deu  Paiticularismus .  da  pro  tanto  eben  nur  eine 
Compensatio!!  mit  den  Matric.beitriigeu  erfolgt    Die  Einführung  andrer  ReicL- 
steuern  ist  gestattet  «Art.  T<l  d.  Verf.),  aber  bisher  nur  f.  die  Wechselstempel  (Ertr. 
Anschl.  1881  82  u.  K2/83  6.11  u.  0.01  Mill.  M.),  Spielkartenstempel  ^1.1  u.  1.04  Mill 
M.),  die  statistische  Gebuhr  (0.3  u.  0.45),  1  SS  1  f.  versch.  and.  Stcmpclabgabeii  („Rörseu- 
steuern'*,  Anschl.  1^82  S3  12.07  Mill.  M.)  erfolgt  nicht  für  directe  Steuern.   So  warea 
1881/82  304.26  M.M.  diverser  ehemaliger  cinzclstaatl.  Einnahmen  u.  Betricbstiberschüss 
an  das  Reich  Übertragen.    Die  Steuer-technischen  Gründe  für  die  L' obernah  t^ 
grade  solcher  indirecter  Steuern,  auch  der  Post,  Telcgraphie  u.  s.  w.  auf  dar 
Reich  sind:  gemeinsame  u.  vereinfachte  Controlen,  wohlfeilere  Erhebung  grade  in 
einem  grossen  Gebiete,  volkswirtbschaltlichcs  Bedürfniss  gleichmassiger  Regelung 
dieser  Diuge.    S.  Wagner,  Jahrb.  I,  580.    Directe  Reichsteuern  werden  gleichwohl 
schwerlich  auf  die  Dauer  ausbleiben.    Ueber  die  Steucrprojccte  im  Reich  Wagner. 
Jahrb.  III,  213.    Dcrs.  schwebende  deutsche  Fin.frageu,  Tab.  Ztschr.  18S0,  S.  6S  ff. 
Geffcken,  Reform  d.  Reichsteuern,  Heilbr.  1879,  Schmoller,  deutsche  Steuerreform 
Jahrb.  1881 ,  S.  851)  11.    Gorstfeldt 's  Schriften.    Sc häffle,  Steuerpolitik.  Plan 
einer  Reichscinkommenstcuer,  II  in  Ii.  Aunalen  1875,  S.  115  11. 

In  Nordamerika  ist  während  des  Bürgerkriegs  der  umfassendste  Gebrauch  voa 
dem  Besteuerungsrecht  des  Bundes  gemacht  worden,  s.  Hock,  Finanz.  Amerika* 
S.  187  11'.  Nach  d.  späteren  Ermässigung  brachten  diese  Steuern  1868  noch  186.34  M.  1).. 
wovon  auf  rohe  Baumwolle  22.50.  Spirit  14.2S,  gegohr.  Getränke  5.60,  Tabak  ls.64. 
Manufact.  39.16,  Licenzen  16.36.  Banken,  Versich.,  Eisen b ,  Telcgr.  ges.  16.53,  Bn- 
kommenst.  33.07,  TesUmentsst  2.82,  div.  Abgaben  2.43  Mill.  D.  Die  Weiterentwick- 
lung bat  von  directen  üuionsteueru  wieder  abgeführt. 

Die  Matricular beiträge  belasten  im  Deutschen  Reiche  die  süddeutsch* » 
Staaten  relativ  stärker,  weil  diese  an  der  allgemeinen  Bier-  u.  Branntweinsteuer  nicht 
theilnehmen  (z.  B.  Preusscn  ISS  1/82  nur  52.50,  Sachsen  nur  5.62,  dagegen  Baicm 
20.15,  Württemberg  7.2S,  Baden  5.19  Mill.  Mj.  Das  Bedenkliche  und  das  Trügerisch? 
des  Kopfij uotensystems  beruht  derauf,  dass  ohne  Rücksicht  auf  den  verschiede»«* 
Wohlstand  die  Consumüons-  u.  Productionskraft  u.  die  Stcuerfähigkeit  jedes  ..Kopfes* 
in  jedem  sogen.  „Staate"  als  gleich  angenommen  wird.  Dabei  wird  ganz  übersehe», 
dass  grosse  und  kleine  Staaten  sich  gar  nicht  unmittelbar  vergleichen  lassen,  da 
der  kleine  „Staat",  vollends  in  Verhältnissen  wie  den  deutschen,  eben  nichts  Andert- 
als eine  zur  Souveränetät  gelangte  Provinz  oder  gar  nur  ein  Kreis  eines  natürlichen 
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grossen  Staatsgebiets  ist,  s.  o.  §.  1*1.  S.  über  die  Frage  in  Deutschland  Wagner, 
Jahrb.  I,  628,  III,  217.  Hirth,  in  s.  Annaion  1875,  115  ff.  Matricularbeiträge,  roin- 
binirt  nach  der  Kopfzahl  und  der  ungefähren  Steuerkraft,  sind  verfassungsmässig  in 
der  Schweiz,  aber  nicht  in  pract.  Anwendung:  ärmste  Cantonc  15  cent.  p.  Kopf, 
reichste  90  cent.;  Hirth,  Annal.  1S75,  S.  142,  7S6.  Vorschläge  zur  Beseitigung  u. 
Veränderung  der  Marric.beiträge  machte  ?.  Scheel,  Jahrb.  f.  d.  D.  Reich  1S7H  (Neue 
folge  II).  4S  C  Dgl.  Vorschläge  dess..  statt  nach  der  blossen  Kopfzahl  nach  der 
Zahl  der  Erwerbsfähigen  in  der  Bevölkerung  die  Matric.beiträge  zu  vertheilen, 
in  Hildebr.  Jahrb.  1878,  XXX,  34,  mit  Statist.  Ausführung.  —  Um  den  Ersatz  oder 
loch  die  wesentliche  Verminderung  der  Matric.beiträge  und  zugleich  um  die  SchafFung 
selbständiger  Reichseinnahmen,  ein  auch  politisch  so  wichtiges  Ziel,  drehen  sich 
•lie  Reformpläne  u.  Versuche  im  Reiche  seit  187S.  Gedanke  auch  an  Rci<hs- Erb- 
schaft Steuer  u.  au  umfassendere  Uebertragung  der  einzelstaatl.  stempelart.  Verkehr- 
stoden auf  das  Reich  nebst  deren  weiterer  Ausbildung;  jetzt  vor  der  Reform  der  Zölle 
u.  Verbrauchsteuern  in  den  Hintergrund  getreten.  S.  Bericht  d.  Commission  z.  Er- 
örterung der  Einführ,  einer  Reichs-Stempel-  u.  Erbsch^teuer;  Papiere  d.  Bundesraths 
K77/78  N.  9S. 

§.  41.  —  3.  In  der  concreten  Wirklichkeit  zeigen  die  sogen. 
Staatenbünde  und  Bundesstaaten  schon  mancherlei  erhebliche 
Modificationen  der  theoretischen  Idee  dieser  Staatenverbindungen. 
Die  Geschichte  weist  aber  auch  noch  zahlreiche  andere  Ver- 
hältnisse einer  Staatenverbindung  auf,  welche,  zufälligen 
historischen  Ereignissen  entsprungen,  sich  nicht  immer  leicht  unter 
eine  bestimmte  Völker-  und  staatsrechtliche  Formel  bringen  lassen, 
zumal  der  rechtliche  und  factische  Zustand  in  solchen  Fällen  oft 
erheblich  von  einander  abweichen. 

Beispiele;  das  frühere  und  jetzige  Verhältniss  des  K.  Polen  zu  Russland,  früher 
*ohl  ein  Mittelding  zwischen  Personal-  und  Realunion,  getrennte  Finanzen,  jetzt 
taktisch  wenigstens  kaum  etwas  Anderes  als  Einverleibung;  das  polnische  Budget 
-1er  Ausgaben  postenweise  bei  den  Budgets  der  russ.  Reichsministerien,  woneben  eine 
Zeitlang  nur  ein  kleiner  Betrag  noch  besonders  für  Polen  im  russ.  Budget  stand 
'1^70  3.74  M.  R.).  der  jetzt  auch  verschwunden  ist;  ebenso  bei  den  Einnahmen. 
Ita  Verhältniss  Transkaukasiens  (Einn.  u.  Ausg.  ein  besonderer  Theil  des 
nissischen  Budgets),  Finnlands  (im  Wesentlichen  Personalunion,  durchaus  getrennte 
Finanzen  u.  Ausgaben.  Schulden,  besond.  Militärbudget  getrennt  v.  allgem.  Budg.  des 
ross.  Reichs).  —  In  Oesterreich  hatte  die  Militairgrenze  seit  lange  ein  apartes 
Budget,  das  nur  als  besond.  Theil  d.  Staats)»,  aufgestellt  war.  Jetzt  hat  d.  Königreich 
Kroatien  u.  Slavonien  noch  ein  besond.  „Budget  f.  d.  Erfordernisse  der  inneren  Auto- 
nomie" oder  für  seine  „autonome  Verwaltung"  (55  u/0  d.  hier  erhob,  dir.  u.  iudir.  Steuern 
fliessen  in  d.  Ungar.  Staatsschatz,  45  8  0  bleiben  dein  Lande  für  jene  Erfordernisse; 
S'.^etzl.  Bestimm,  v.  1873).  Das  jetzige  Verhältniss  zwischen  Oesterreich  u.  Ungarn 
isleith.,  im  Wiener  Reichsrath  vertretene  u.  Länder  d.  ungar.  Krone)  auf  Grund  der 
Verfassung  f.  1S67  lässt  sich  auch  nicht  unter  eine  einfache  Formel  bringen.  Merk- 
male der  Personal«  und  Realunion,  des  Bundesstaats,  Staatenbunds  u.  wieder  des 
Einheitsstaats  liegen  in  bunter  Mischung  durcheinander.  Als  Realunion  ist  das 
Verhältniss  vielleicht  noch  am  Richtigsten  zu  bezeichnen ,  weil  dies  Moment  noch 
vorwaltet  Das  ist  natürlich  für  die  Einrichtung  des  Finanzwesens  von  wesentlichem 
Einfluss.  —  Weiter  sei  an  das  Verhältniss  der  Türkei  vor  dem  letzten  Kriege  zu 
ihren  Schutzstaaten,  der  Donaufürstcnthumer  unter  einander  (Rumäniens,  fast 
dem  Einheitsstaat  schon  vor  1S77  gleichkommende  Realunion,  jetzt  ganz  Einheitsstaat, 
Luxemburgs  zu  Holland  (seit  1S67  Personalunion),  Limburgs  desgl  bis  186«,  der 
Elbherzogthümer  zu  Dänemark  bis  1  Sti4  u.  A.  m.  erinnert  Alle  solche  künst- 
liche Verhältnisse  äussern  auch  auf  die  Ausgabeeinrichtung  und  die  ganze  Finanz- 
wirthschaft  überhaupt  ihren  Einfluss.  Sie  haben  selten  lange  unveränderten  Bestand 
und  führen  leicht  zur  polit.  Verwicklungen,  daher  auch  zur  Unordnung  im  Finanzwesen. 
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Staaten,  welche  nur  in  Personalunion  stehen,  wie  z.  B. 
Schweden  und  Norwegen,  bleiben  im  Wesentlichen  selbständige, 
wenn  auch  unauflöslich  verbundene  Staaten.  Ein  grösserer  Kreis 
gemeinsanier  Angelegenheiten,  daher  auch  ein  gemeinsamer  Haus- 
halt fehlt,  kaum  dass  einzelne  gemeinsame  Ausgaben  (etwa  för 
Diplomatie)  vorkommen.  Auch  fltr  gemeinsame  Behörden  können 
hier  die  Ausgaben  in  den  einzelnen  Budgets  getrennt  bleiben. 

Schweden  und  Norwegen  haben  f.  gemeinsame  Sachen  einen  aus  schwedischen 
und  norwegischen  Mitgliedern  zusammengesetzten  Staatsrath,  dessen  Kosten,  wenn  aa» 
den  mir  nicht  s^ecieller  vorliegenden  Budgets  geschlossen  werden  darf,  getrennt  in 
beiden  Haushalten  erscheinen. 

Staaten,  welche  in  Realunion  oder  einer  ähnlichen  näheren 
staatsrechtlichen  Verbindung  stehen,  haben  in  vielen  Puncten  die 
Merkmale  eines  Bundesstaats  oder  selbst  eines  Einheitsstaats  und 
eine  grössere  Reihe  wichtigerer  gemeinsamer  Gegenstände  („Gc 
sammtstaat",  wie  z.  B.  die  Oesterreichisch-ungarische  Monarchie). 
Daher  giebt  es  hier  einen  eigenen  „Haushalt  für  die  gemein- 
samen Angelegenheiten",  neben  besonderen  Haushalten  der 
Länder  oder  Ländergruppen.  Die  Einrichtung  gleicht  in  vielen 
Hinsichten  derjenigen  des  bundesstaatlichen  Finanzwesens:  im  ge- 
meinsamen Haushalt  gewisse  durchaus  gemeinsame  Ausgaben  (etwa 
Aeusseres,  Heer,  gemeinsame  Schuld),  auch  bestimmte  gemeinsame 
Einnahmen,  welche  ohne  Separatverrechnung  fltr  die  Theile  de* 
Gesammtstaatsgebiets  zuvörderst  zur  Deckung  der  gemeinsamen 
Ausgaben  dienen  (Einnahmen,  welche  sich  an  die  Ausgabezweige 
knüpfen,  einzelne  indirecte  Steuern,  wie  Zölle).  Die  übrigen  Aus- 
gaben werden  nach  einem  verfassungsmässig  bestimmten  Maass 
stabe  durch  Beiträge  jedes  einzelnen  Landes  aus  dessen  eignen 
Einnahmen  gedeckt.  Die  Geschichte  zeigt  auch  in  solchen  Puncten 
viel  Mannigfaltigkeit.  Mitunter  ist  die  Realunion  so  eng,  dass  alle 
wichtigeren  Gegenstände  gemeinsam  sind  und  die  einzelnen  Länder 
höchstens  noch  besondere  Haushalte  von  der  Natur  eines  Provinzial 
haushält*  oder  selbst  das  nicht  einmal  mehr  haben. 

Nach  d.  Yerfass.  von  1867  sind  in  Oesterreich  -  Ungarn  gemeinsam: 
Zweige  <u.  Ausgabeetats)  für  d.  Aeussere  (wobei  auch  die  Subventiou  der  Oesten 
Lloyd-Dampfschill. gesellschaft).  für  Heer  u.  Flotte,  f.  ein  gemoins.  Finanzministerium 
u.  einen  gemeinsamen  Rechnungshof  (Summe  A.  f.  1  SSI   122.18  Mill.   rl.,  wovon 
107.80  ordeutl.)  u.  gemeinsame  Deckungsmittel:  eigene  Einnahmen  der  gemeinsamen 
Verwaltungszwcige.  besond.  des  Kriegsmin  ,  der  Konsulate  (i.  <i.  1881  3.31  Mill.  LI 
IVberschüsse  der  Zollgefällc  (3.77  Mill.  fl),  im  (..  f.  1  hSI  7.0S  Mill.  fl.    Alle  anderen 
Einnahme-  und  Ausgabcetats  (auch  z.  B.  der  Hofstaat)  sind  getrennt.    Der  Kest  d-t 
gemeinsamen  Ausgaben  wird  —  nach  Abzug  eines  bes.  Zuschusses  v.  2.18  MilL  fl 
den  Ungarn  jetzt  für  den  I  ebergang  eines  Theils  der  Militairgrenze  an  die  Cirilvcr- 
waltung  noch  bes.  giebt   -  zu  70  °/0  von  den  cisleith.  und  zu  30%  von  «Jen  unrar. 
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Landern  gedeckt.    Von  der  Staatsschuld  ist  nur  die  schwebende  in  Betrell"  der 
llypoüickaranweisungcn  (Schatzscheine )  und  des  Papiergelds  (beide  Tosten  zus.  ge- 
v.'tilich  begrenzt  auf  412  Mill.  fl.)  gemeinsam.     Die  übrige  sog.  allgemeine 
S<huld   (E.    1SM>  2755.S3   MiU.  11.)    lastet    eigentlich    jetzt    auf   den  cisleith. 
Landen  nach  dem  finanziellen  Ausgleich  mit  Ungarn  allein ,  jedoch  zahlt  dieses  zur 
Verzinsung  der  Schuld  die  fixe  Summe  von  30.32  Mill.  fl.  jährlich.    Dazu  kommt 
i»nn  noch  eine  besondere  Schuld  der  Westhälfte  („der  im  Keichsrathe  vertretonen 
Königreiche  u.  Länder"),  E  l^SO  40S.til  Mill.  fl.    Die  (irundentlastungsschuld 
lastet  in  der  westl.  Hälfte  des  Staats  auf  den  einzelnen  Kronlanden,  in  Ungarn 
iuf  der  (iesammtheit  der  ungar.  Lande  als  deren  Staatsschuld.    Ausserdem  hat 
lu^arn  seit  seiner  wiedererlangten  politisch.  Selbständigkeit  eine  schon  recht  bedeutende 
igene  eigentliche  Staatsschuld  erlangt  (meist  1*.  Eisenbahnbauten  u.  Deckung  der 
Pendle,.  Anf.  \SbO  752.5  Mill.  11.  —  Rumänien  hatte  schon  länger  ein  einhcitl. 
Budget  ;  an  die  Türkei  zahlte  es  für  beide  Fürstenth.  getrennt  den  kleinen  Tribut  von 
"■'WO  u.  3000  Beutel  lä  500  Piaster  gleich  30  Thlr.).    Auch  Serbien  hatte  schon 
vorder  1S77  78  erreichten  völligen  Unabhängigkeit  ein  ganz  getrenntes  Budget,  iu 
dem  der  Tribut  an  die  Pforte  als  Ausgabeposten  (in  der  türk.  Ko<  hnung  als  Einnahme) 
»part  vorkam  (4  WH)  Beutel).    Aehnlieh  noch  jetzt  Sa  mos  (800  Beutel),  Aegypten 
»TH.5  Mill.  Piaster  oder  081.4S0  ägypt.  Pfund,  zu  20>  Keichsmark). 


2.  Abschnitt, 
Finanzwesen  der  SelbstverwaltuiisrskJh'per. 

S.  S.  Gl  u.  78  die  liter.  Notiz.  Ausser  Stein  ist  kaum  etwas  Weiteres, 
specieQ  l  iuanzwissenschaftliches  zu  nennen.  Die  bisherige  Literatur  des  Fiuanz- 
»rocris  dieser  Körper  bezieht  sich  fast  nur  auf  die  Gemeinden  und  beschränkt  sich 
Deutens  auf  die  Steuerverhältnisse.  S.  die  bezügl.  Lit.  oben  §.  50.  Aus  der  Statistik 
bes.  Herrfurth  u.  (ierstfeldt. 

I.  —  §.  42.  Der  staatliche  Finanz  bedarf  in  seiner  Be- 
ziehung zum  Staatsgebiet.  Die  Betrachtung  hierüber  führt  zur 
Besprechung  des  Finanzwesens  der  Selbstverwaltungskörper  hin 
and  geht  derselben  passend  voraus,  weil  dabei  einige  l'Ur  die 
lioanzielle  Ordnung  dieser  Verhältnisse  maassgebende  Gesichts- 
punete  bereits  deutlich  hervortreten.  Folgende  zwei  Fragen  sind 
hier  hervorzuheben.  Einmal,  welche  Wirkung  die  Veraus- 
gabung des  Finanzbedarfs  im  In  lande  als  Verwendung  von 
Sachgtitern  ausübt.  Sodann,  wie  sich  der  Finanzbedarf  hin- 
sichtlich seiner  in  der  Herstell ung  von  Staatsleistungen  her- 
vortretenden Wirkung  auf  das  inländische  Staatsgebiet  ver- 
t  hei  lt.  Die  ältere  Finanztheorie  hat  den  ersten  Punct  öfters  erörtert, 
mit  dem  zweiten,  wichtigeren  sich  jedoch  noch  wenig  beschäftigt. 

1.  „Wenn  der  Staatsaufwand  innerhalb  des  Landes  geschieht, 
sagt  Ran  (§.  38),  so  werden  einheimische  Arbeiter  und  Unter- 
nehmer beschäftigt,  wird  inländischen  Kapitalien  und  Grundstücken 
eioe  Rente  abgewonnen,  was  ohne  Zweifel  für  die  Volkswirtbschaft 
zuträglich  ist.  Daher  haben  schon  ältere  Schriftsteller  den  Satz 
aufgestellt,  man  solle  die  Staatsausgaben  so  einrichten,  dass  die 
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Summen  nicht  ausser  Landes  gehen,  sondern  dem  inländischen 
Nahrungsstande  zu  Gute  kommen.  Doch  ist  diese  Regel  nur  unter 
zwei  Bedingungen  zulässig,  dass  nemlich  der  Zweck  der  Ausgabe 
darunter  nicht  leidet  und  diese  auch  nicht  höher  wird,  oder  dass, 
wenn  die  Verwendung  im  Inlande  mehr  kostet,  dadurch  ein  volks- 
wirtschaftlicher oder  politischer  Nebenvortheil  erreicht  wird  und 
desshalb  der  Mehrbetrag  auch  als  besondere  Ausgabe  zu  recht- 
fertigen sein  würde,  z.  B.  als  eine  Prämie  zur  Ermunterung  eines 
wichtigen  und  dieser  Begünstigung  bedürftigen  Gewerbszweiges," 
namentlich  etwa  eines  solchen,  durch  welchen  wichtige  Güter  ilir 
die  Militairverwaltung  erzeugt  werden.  Die  Herstellung  solcher 
Güter  im  Inlande  kann  mitunter  durch  die  politische  Sicherheit 
des  Landes  geboten  sein. 

v.  Justi,  Staats*.  II,  482,  verlangt  die  inländische  Verwendung  der  Staatsaus- 
gaben. Auch  Kau  a.  a.  O.  meint,  dass  die  ins  Ausland  gehenden  Geldsummen  in 
der  Kegel  eine  entsprechende  Warenausfuhr  nach  sich  ziehen,  kann  nicht  als  voll- 
ständiger Ersatz  des  Nachtheiles  für  die  einheimischen  Gewerbe  angesehen  werden. 
Allerdings  haben  aber  wohl  mercantilistische  Gründe  zu  der  Forderung  mitgewirkt  — 
Oeftere  Vorschrift,  besonders  früher,  Pensionen  im  Lande  zu  verzehren.  Selbst  in 
deutschen  Staaten  bestanden  bis  in  die  neueste  Zeit  noch  mehrfach  Abzüge  für 
Pensionen,  selbst  für  Wittweupensionen ,  welche  im  „Ausland"  verzehrt  werden,  d.  h. 
naturlich  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  in  andern  deutschen  Staaten.  Da  dergleichen 
meistens  durch  Familienverhältnisse,  Gesundheitsrücksichten  u.  s.  w.  veranlasst  werden 
wird  und  die  deutschen  „Staaten"  doch  schon  lange  vor  1866  und  1S70  ein  nationalem, 
culturliches  und  wirthschaftliches  Ganze  bilden,  so  erscheinen  diese  Abzüge  kleinlich 
und  unbillig.  —  Die  inländ.  Herstellung  auch  zu  höheren  Kosten  im  Interesse  der 
nationalen  Unabhängigkeit,  z.  B.  bei  Wallenfabriken ,  Kanone  ngiesscreien  .  Schiffsbau  - 
anstalten,  manchen  Fabriken  für  Eisenverarbeitung  (Panzerplatteu ,  Eisenbahn- 
material) u.  s.  w. 

§.  43.  —  2.    Die  Vertheilung  des  Finanzbedarfs  oder 
der  Staatsausgaben  über  das  inländische  Staatsgebiet. 
Hier  hat  man  zwischen  Haupt-  und  Landestheil-  oder  Local 
iinanzbedarf1)  oder  zwischen  allgemeinen  und  speciellen 
Ausgaben *)  (in  diesem  Sinne  des  Worts)  zu  unterscheiden. 

Der  Hauptfinanzbedarf  wird  durch  die  allgemeinen 
Zwecke  des  ganzen  Staats  als  solchen,  der  Finanzbedarf  für 
die  Landestheile  durch  die  speciellen  Bedürfnisse  dieser  letzteren 
nach  einer  Staatsthätigkeit  überhaupt  oder  nach  einer  gerade  in 
der  Art  oder  in  dem  Umfange  auszuübenden  Staatsthätigkeit 
bedingt  oder  er  umfasst  eiue  solche  Staatsausgabe,  welche  doch 
bestimmten  Landestheilen  vorwiegend  zu  Gute  kommt. 

')  Umpfenbach,  Finanzwiss.  §.  20  (etwas  andere  Scheidung  .  Ich  brauchte 
früher  den  Ausdruck:  Haupt-  und  Local  Staats  bedarf.  Da  der  Staats  bedarf  aber 
ein  weiterer  Begriff  ist  als  der  Finauzbedarf  >§.  ist  es  richtiger,  auch  hier  den 
letzteren  Ausdruck  anzuwenden.    S.  auch  Rau.  Fin.  I.  §.  .'fV  * 

*»  v.  Male  hu».  Fiuanzwiss.  II,  §.  7. 
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Hauptnnanzbedarf  also  namentlich:  Aufwand  für  Contralverwaltung.  Hofstaat, 
Heerwesen.  Flotte,  öffentliche  Schuld,  oberste  Justizbehörden,  Gerichtshöfe,  höchste 
Allgemeine  Bildung*-,  Kunstanstalten  u.  s.  w.,  Localtinanzbedarf  dagegen  gesanimtes 
mittleres  und  unteres  Gerichtswesen,  da  dies  nach  der  heute  herrschenden  Auf- 
fassung Staatsangelegenheit  sein  soll,  ähnlich  auch  innere  Verwaltung,  Polizeiwesen, 
vhol-.  Strassen wesen  u.  s.  w.,  soweit  diese  Gebiete  Staatssache  im  Interesse  der 
Iandestheile  und  der  Gesammtheit  sein  sollen,  bei  entsprechender  Entwicklung  der 
Auffassung  also  auch  z.  B.  das  Armen-,  das  Versicherungswesen.  Hier  entscheidet 
dar  Stand  der  politischen  Meinungen,  der  öflcntlichrechtlichcn  und  nationalökon. 
Doctrinen.  In  Staaten  mit  grosser  Staatsschuld,  starkem  Heer  ist  der  Hauptstaatsbedarf 
nothwendig  im  Verhältniss  zum  Localstaatsbedarf  sehr  hoch.  Die  unvermeidliche 
Folge  ist.  dass  die  Provinzen  starke  Hin  aus  Zahlungen  an  die  Centralcassen  zur 
Deckung  dieser  Ausgaben  machen  müssen,  was  mitunter  etwa  gerade  die  wohlhabenderen, 
'laber  mehr  Steuern  tragenden  Provinzen  zu  der  unrichtigen  Ansicht  verfuhrt,  sie 
»eleu  überhaupt  den  anderen  Provinzen  gegenüber  überlastet  (Italien.  Provinzeu 
Oesterreichs  früher,  einigermaassen  halt.  Provinzen  Russlands).  Venetien  zahlte  1862 
'».7fi  Mill.  fl.  für  die  Centraiausgaben  Oesterreichs,  12.34  Mill.  wurden  in  der  Provinz 
selbst  verwandt,  schwerlich  im  Verhältniss  zum  Wohlstand  des  Landes  eine  Ueber- 
lutung.  S.  Näheres  in  dem  unten  gen.  Aufs.  v.  A.  Wagner.  Um  so  nothwendiger 
aber  ist  es,  in  solchem  Fall  wenigstens  den  Hauptstaatsbedarf  möglichst  zu  decentralisiren. 

Derjenige  Theil  des  Hauptfinanzbedarfs,  welcher  sich  an  die 
Centraiverwaltung  anknüpft  und  daher  auch  vornehmlich  am  Re- 
gierungssitz verausgabt  wird,  kann  centralisirter,  derjenige 
Theil,  welcher  sich  schon  nach  seinem  Zweck  oder  doch  unbeschadet 
desselben  über  das  ganze  Land  vertheilt,  kann  decentralisirtcr 
oder  verth eilter  Hauptfinanzbedarf  genannt  werden.  Letzteren, 
soweit  es  der  Zweck  erlaubt,  möglichst  gleicbmässig  Uber  die  Theile 
de»  Staatsgebietes  zu  vertheilen,  also  demgeraäss  die  betreffenden 
Staatsanstalten  und  Thätigkeiten  u.  s.  w.  einzurichten,  ist  eine 
billige  volkswirthschaftspolitische  Forderung  im  Interesse  der  steuer- 
zahlenden Provinzen  gegenüber  zu  starker  Centralisirungstendenz. 

Centralisirter  Hauptbedarf  daher:  Hofstaat,  Ministerien  und  andere  höchste 
Militair-  und  Civilbehörden .  allgemeine  Reichsanstalten,  wie  z.  B.  höchste  Schulen, 
Sammlungen ,  Bibliotheken  u.  s.  w.  Die  Zinszahlung  der  Staatsschuld  erfolgt  meist 
Aach  am  Regierungssitz,  namentlich  wenn  derselbe  ein  Geldplatz,  sonst  an  anderen 
in-  und  z.  Th.  ausländischen  Börsenorten.  Vertheilter  Bedarf:  die  Ausgaben  fur 
'Ii-;  mittleren  und  unteren  Verwaltungsbehörden,  Gerichte,  Schulen,  das  Gros  der  Aus- 
sahen fur  Heer  und  Flotte.  Sie  erfolgen  nothwendig  an  den  Orten,  wo  die  betreffenden 
Anstalten  sich  befinden.  Mitunter  bestimmt  die  Natur  der  Sache  schon  die  Localität, 
*ie  z.  B.  bei  der  Flotte,  den  Festungen,  dem  Bergbau.  In  anderen  Fällen  steht  die 
*  ahl  frei.  Es  ist  nicht  zu  läugnen,  dass  in  unsem  modernen  Staaten  und  zwar  neben 
Frankreich  und  Russland  (Petersburg!)  wohl  am  Meisten  in  den  deutschen  und  andern 
europäischen  Mittelstaaten  (z.  B.  auch  Dänemark)  oft  eine  einseitige,  mitunter  ganz 
zweckwidrige  Begünstigung  der  Residenzen  erfolgt  ist,  indem  möglichst  alle  höheren 
Behörden  dahinein  verlegt  wurden.  Gewiss  auch  ein  culturlicher  Nachtheil,  freilich 
»her  eine  Folge  der  künstlichen  Territorialbildung  dieser  Staaten  (Karlsruhe.  Darmstadt. 
Stuttgart,  Hannover!  Auch  selbst  München  und  Dresden).  Passend,  wenigstens  nach 
dieser  Seite  betrachtet,  der  oberste  bad.  Gerichtshof  in  Mannheim,  der  haunov. 
früher  in  Celle,  das  Reichsgericht  jetzt  in  Leipzig.  —  Nach  Rau  (§.  38  Anm.  d  der 
I  Aufl.)  betrugen  im  Dep.  Seine  1846  die  Staatseinkünfte  (ohne  Zölle)  129  Mill. 
Francs,  die  Staatsausgaben  machten  daselbst  527  Mill.  aus.  In  19  Dep.  beliefen  sich 
hex  Ausgaben  nicht  voll  auf  */,  der  Einkünfte  (nur  58  Proc.  derselben):  Cordier. 
^putirten-Kammer,  18.  Mai  1846.    De  Lavergne  berechnete,  dass  1*50  im  Nord- 
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webten  vou  Frankreich  die  Staatseinkünfte  514.  die  Staatsausgabeu  707  Mill.  Fr.  be- 
trugen, in  den  mittleren  Landestheilen  jene  Ho1/«,  diese  au  77  M.  Im  Jabre  1  n55 
war  die  Verschiedenheit  noch  grosser.  Die  gesamnite  Ausgabe  mit  Ausnahme  der  im 
Auslände  für  den  Krieg  verwendeten  Summen  war  um  727  Mill.  Fr.  angewachsen, 
wovon  543  Mill.  auf  das  Dep.  Seine  und  die  4  Den.  mit  Kricgähäfen  kamen,  iltf 
nur  183  Mill.  auf  den  Qbrigen  Theil  des  Landes,  und  /war  auf  die  Dep.  der  Mitte, 
des  Südwestens  und  Nordostens  zusammen  nur  44 Vi  Mill.  Offenbar  konnten  die  Ein- 
künfte der  Landestheile  noch  weniger  im  gleichen  Verhältnis  zu  den  Ausgaben  stehen. 
Journ.  des  Econ.  April  1S53,  S.  1,  Juli  1857,  S.  32.  —  Ueber  Osterreich  sieh«: 
Czörnig  a.  a.  O.  II,  420.  A.  Wagner,  Oesterr.  Fiuanz.  seit  dem  Frieden  ioo 
Villafranca.  „Uns.  Zeit"  1863,  S.  188  ff.  (nach  den  Daten  aus  d.  Vorlagen  zum 
Voranschlag  v.  1802  berechnet).  Auf  das  Centrale  kamen  v.  3510  Mill.  fl.  Erforder- 
niss  267'7,  v.  290'0  Mill.  fl.  Ncttostaatscinnahme  10'4  (jncl.  Militairgren/e).  Die 
Provinzen  hatten  also  257'3  Mill.  .fl.  für  die  Centraiausgaben  /.u  liefern,  ergaben  ak: 
nach  Abzug  der  für  sie  und  in  ihnen  erfolgenden  spec.  Ausgaben  von  80*9  MilL  nur 
199*9  Mill.  fl.  für  diesen  Zweck,  daher  58  Mill.  fl.  ordonü.  Deficit.  Die  Uebcrschuxv; 
der  Provinzen  sind  sehr  ungleich,  Dalmatien  hatte  gar  keinen;  Näheres  a.  a.  0 
S.  I$9— 190. 

Hinsichtlich  des  Localfinanzbedarfs  ist  namentlich  immer 
zu  untersuchen,  ob  und  wieweit  demselben  wirklich  ein  Staats-, 
nicht  nur  ein  (reines)  Local-  oder  Landestheilbedürfuiss  zn 
Grunde  liegt.  Im  letzteren  Falle  ist  der  Bedarf  möglichst  gain 
aus  dem  Staatsbudget  in  dasjenige  des  betreffenden  Selbstver 
waltungskörpers  (Provinz,  Bezirk,  Kreis,  Gemeinde)  hinüber  zu 
setzen.  Hier  handelt  es  sich  um  die  allgemeine  Frage  der  Organi- 
sation  der  Selbstverwaltung  neben  oder  statt  der  Staatsverwaltung. 
Nicht  ausgeschlossen  bleibt,  dass  dabei  mitunter  aus  besonderen 
Gründen  wahre  Localbedttrfnisse  zu  StaatsbedUrfnissen  erklärt 
und  demgemä8s  die  betreffenden  Ausgaben  in  das  Staatsbudget 
gesetzt  werden.  Die  Natur  des  Staats  als  eines  Organismus  recht 
fertigt  das.  Gleichwohl  wird  es  ein  Ausnahmefall  sein  und  i*t 
alsdann  eine  Prägravation  des  begünstigten  Landestheils  mit 
Staatsabgaben  wohl  zulässig.  Wichtiger  sind  die  Fälle,  wo  es 
sich  eben  um  gern  is  cht -staatliche  und  provinzielle,  communaleu.s.  w 
Bedürfnisse  handelt,  wie  so  vielfach,  z.  B.  im  Verkehrs-,  Strassen-, 
Schul-,  Armenpolizeiwesen  u.  s.  w.  Hier  erscheint  als  das  Richtige 
eine  Vertheilung  der  bezüglichen  Ausgaben  auf  den  Staat  und 
den  (oder  die  mehreren)  sonstigen  öffentlichen  Körper,  nach  einem 
bestimmten  Vertheilungsschltissel,  oder  so,  dass  der  Staat  Zuschüsse 
bis  zu  der  und  der  Höbe  an  die  Provinz,  Gemeinde,  oder  umge- 
kehrt diese  an  jene  giebt,  oder  dass  eine  Kategorie  der  Kosten, 
z.  B.  die  persönlichen,  vom  einen,  eine  andere,  z.  B.  die  sachlichen, 
vom  anderen  Theil  übernommen  werden.  Gerade  auf  eine  solche 
Entwicklung  drängt  der  organische  Ohameter  des  gemeinwirth 
schaftlichen  Systems  hin. 
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ohne  Anerkennung  dieses  Grundsatzes  kann  man  überhaupt  nicht  von  einem 
Maatsleben,  sondern  nur  von  einem  Gemeinde-.  Provinziallebcn  sprechen.  Voll- 
ständig! Gleichmäßigkeit  der  Vortheile  und  Opfer  aller  Betheiligten  bei  allen 
Mutsthätigkeiten  ist  einmal  nicht  zu  erreichen.  S.  Wagner,  Grundlegung  Abth.  I. 
Kap.  3  u.  4.  Vortreffliche  Anfänge  einer  richtigen  Scheidung  von  Staats-  und 
Uudesthcilbedarf  und  einer  solchen  Kostenvertheilung  z.  B.  in  neuen  Strasse n- 
iesetzen.  wie  dem  badischen  v.  14.  Jan.  18HS,  auch  in  der  neueren  finanziellen 
vhulgesetzgebung. 

Die  richtige  und  billige  Entscheidung  über  solche  Puncto, 
welche  besonders  bei  denjenigen  Ausgaben,  die  den  Cultur-  und 
Wohlfahrtszweck  des  Staats  betreffen,  schwierig  ist,  hängt  von 
einer  zweckmässigen  Organisation  der  Gemeinden,  Kreise,  Provinzen 
und  von  der  Einrichtung  von  Vertretungsorganen  dieser  Korper 
(Landrath,  Provinzial-,  Kreistände,  Gemeindevertretung)  wesentlich 
mit  ab  und  ist  wieder  die  Voraussetzung  einer  gesunden  Gestaltung 
eines  leistungsfähigen  Finanzwesens  dieser  Körper  und  wechsel- 
wirkend, desjenigen  des  Staats.  Die  grosse  Frage  der  sogen. 
Decentralisation  der  Verwaltung  und  der  Organisation 
der  »Selbstverwaltung  im  modernen  Staat  hat  hier  auch  finanziell 
eine  wichtige  Tragweite. 

Di<-  gerechtere  Vertheilung  der  Laoten,  keineswegs  nothwendig 
ein».'  »••rmi  nderte  Belastung  Uberhaupt,  oft  sicher  das  Gegentheil.  wird  die  finan/.. 
Folge  der  Dezentralisation  der  Verwaltung  sein,  was  man  oft  verwechselt.  S.  Gründl. 
S.  509.  —  Die  Bedeutung  der  Frage  der  Provinzial-.  Kreisorganisation,  besonders  in 
Preussen,  kann  in  unsrer  gegenwärtigen  politischen  Entwicklung  auch  in  finanzieller 
&  Ziehung  kaum  überschätzt  werden. 

II.  —  Das  Finanzwesen  der  Selbstverwaltungskörper 
§.  44.  Die  Bildung  besonderer  Provinzial-  (Bezirks-), 
Kreis-  und  Gemeindehaushalte  neben  dem  Staatshaushalt  ist 
nach  dem  Vorausgehenden  eine  principielle  Forderung  zum  Bc- 
linfe  der  richtigen  und  gerechten  Durchführung  des  zwangsgemein- 
wirthschaftlichen  Systems.  Der  Staat  kann  und  darf  nicht  alle  in  das 
Gebiet  dieses  Systems  in  der  Volkswirtschaft  gehörigen  Leistungen 
direct  selbst  übernehmen,  sondern  muss  Vieles  den  Selbstverwaltungs- 
körpern von  vornherein  überlassen  oder  von  Neuem  übertragen. 
Die  entscheidenden  Gründe  hierführ  sind  nicht  finanzielle, 
aber  auch  finanzielle  Gründe  sprechen  für  diese  Gestaltung  der 
Dinge  mit,  weil  sich  nur  so  ein  Mittel  bietet,  den  Finanzbedarf 
und  die  Deckungsmittel  dafür  einigermaassen  gerecht  und  zugleich 
möglichst  zweckmässig  auf  die  Bevölkerung  des  Staatsgebiets  zu 
vertheilen. 

Es  ergiebt  sich  namentlich,  dass  bei  richtiger  Organisation  der  Selbstverwaltung 
and  bei  entsprechender  Mitwirkung  und  Controle  von  Vertretungsorganen  in  den 
düieloen  Selbstvcrwaltungskorpem  „die  Leistungen  der  Bürger  mit  den  für  sie  aus 


Digitized  by  Google 


92      I-  B.  2.  K.  2.  A.  Finanzwesen  der  Selbstverwaltungsköq)cr.  §  44,  45. 


den  öffentlichen  Thätigkeiten  entspringenden  Vortheilen  leichter  im  richtigen  Verhält- 
nis:» stehen  worden,  dio  Bereitwilligkeit  zur  Uebemahuie  von  Lasten,  durch  dVn 
deutlicher  sichtbaren  Nutzen  für  die  einzelnen  Landestheile ,  die  Anhänglichkeit  der 
Bürger  an  diese  verstärken,  ein  löblicher  Wetteifer,  nützliche  Anstalten  zu  errichten 
und  zur  Blüthc  zu  bringen ,  entstehen  wird ,  endlich  die  Ausgaben  nach  reiferer  Er- 
wägung des  wahren  Bedürfnisses  eingerichtet  und  auf  die  sparsamste  Art  bestritten 
werden  können"  (Hau  Fin.  I.  §.  53).  Auch  lehrt  die  Erfahrung,  dass  eine  solche 
Selbstverwaltung  eine  Menge  tüchtiger  Arbeitskräfte  entwickelt,  welch«-,  sich  für 
das  Gemeinwesen  ohne  Entgelt  zur  Verfügung  stcllon  und  dass  wohlhabende  patriotisch e 
Familien  rs  als  eine  Ehrensache  ansehen ,  durch  Stiftungen  und  Beiträge  öffentliche 
Zwecke  durchführen  zu  helfen,  weil  sie  eben  den  unmittelbaren  Nutzen  für  da» 
Gemeinwohl  erkennen.  Ein  nicht  verwerflicher  Ehrgeiz  spielt  dabei  oft  mit.  Von 
jeher  äusserte  sich  die  Neigung,  Stiftungen  für  gemeinnützige  Zwecke  zu  dotiren. 
innerhalb  enger  localer  Kreise,  namentlich  in  den  Gemeinden,  sehr  selten  für  den 
ganzen  (zumal  irrossen)  Staat,  psychologisch  begreiflich. 

Auch  in  neuester  Zeit,  trotz  viel  lebhafteren  Staats bewusstscins,  bewährt  sich 
dies  noch.  Städte  wie  Frankfurt,  Köln,  Basel  und  überhaupt  die  schweizer,  auch  die 
holländischen,  sind  hier  rühmlichst  hervorzuheben. 

Im  Uebrigen  gehört  die  Frage  der  Decentralisation  der  Ver 
waltung  und  der  Organisation  der  Selbstverwaltung  nicht  iu  die 
Finanzwissenschaft,  sondern  wiederum,  wie  andre  ähnliche  Fragen, 
in  die  Staats-,  Verfassungs-  und  Verwaltungslehre,  Einiges  davon 
speciell  in  die  Innere  Verwaltungslehre,  auch  in  die  Allgemeine 
Volkswirtschaftslehre.  Die  Finanzwissenschaft  hat  dann  nur  die 
finanziellen  Conseq Uenzen  zu  ziehen,  welche  das  wieder 
in  verschiedener  Weise  denkbare  und  in  der  Praxis  verschieden 
gestaltete  Nebeneinanderbestehen  von  Staats-  und  anderen  öffentlichen 
Haushalten  mit  sich  bringt. 

Mit  dem  politischen  Verständniss  der  Sache,  sogar  dem  Begriff  der  „Selbstver- 
waltung" fehlte  den  älteren  Finanztheoretikern  auch  das  Verständniss  der  finanziellen 
Seiten  der  bezüglichen  Fragen  meist.  S.  v.  Jacob.  II,  §.  828.  985,  Fulda,  Handb 
§.  21,  v.  Malchus  II,  41.  Auch  Hau  5.  A.  §.  52 — 55  in  der  prineip.  Auffassung 
noch  ungenügend.  Diese  erstrebte  ich  bereits  in  d.  2.  A.  von  B.  I,  §.  44 — 49,  dorli 
reichte  das  dort  Gegebene  noch  nicht  aus.  Erhebliche  Förderung  gerade  auch  der 
finanzwissensch.  Behandlung  des  Gegenstands  erfolgte  durch  Stein,  3.  A.  S.  80. 
126  ff.  u.  nam.  4.  A.  I.  18-  24,  8»—  50,  124—  128,  15s— 162,  200  ff. ,  290  ff 
Stein  benutzt  hier  wie  sonst  mit  Erfolg  die  Katcgorieen  seiner  Verwaltungsichre, 
beleuchtet  Manches  in  sehr  zutreffender  Weise,  schablonisirt  und  construirt  aber  wie 
gewöhnlich  etwas  zu  viel  und  hütet  sich  auf  diesem  Gebiete  vor  „verworrenem  In- 
halt" und  Detail  (vgl.  I.  128),  indem  er  „Inhalt"  und  Detail  zu  sehr  vermeidet  und 
sich  seiner  Neigung  nach  nur  mit  den  „grossen  Gcsichtspuncten"  begnügt  So  werth- 
voll diese  zur  Orientirung  sind,  so  wird  eben  doch  auf  einem  so  positiven  Gebiete 
wie  dem  Finanzwesen  der  Selbstverwaltungskörper  noch  etwas  mehr  verlangt, 

A.  Die  Organisation  der  Selbstverwaltung  in  ihrer 
finanziellen  Bedeutung  §.  45.  Der  Ausdruck  „Selbstver 
waltun gskörper"  wird  hier  in  der  neuerdings  Üblich  gewordenen 
Weise  für  die  „localen  Zwangsgemeinwirthschaften"  (G.  §.  141), 
besonders  die  genannten  drei  oder  vier,  Provinz,  Bezirk,  Kreis, 
Gemeinde  gebraucht.  Er  enthält  aber  eigentlich  zwei  noch  heute 
keineswegs  allgemein  erfüllte  Postulate,  dass  nemlich  diese  „Ge- 
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meinwirthscbaften"  als  (öffentliche)  Körper,   als  selbständige 
Rechtspersönlichkeiten ,  mit  dem  Rechte  der  juristischen  Person 
und  der  eigenen  Vermögens-  und  Erwerbsfahigkeit  und  ferner,  dass 
sie  als  Selb  st  Verwaltungskörper  mit  dem  Recht  und  den 
Organen  eines  solchen  Körpers  constituirt  seien.    Dies  trifft 
Beides  von  altersher  fast  allgemein  bei  den  (Orts)  Gemeinden 
za,  aber  vielfach,  wenigstens  bis  vor  Kurzem  auch  in  unseren 
Ländern,  nur  bei  diesen.    Die  „Selbständigkeit"  gegenüber  dem 
Staate  und  diejenige  ihres  Haushalts  gegenüber  dem  Staatshaus- 
balte ist  dabei  wieder  örtlich  und  zeitlich  manchfach  verschieden. 
Die  grösseren  öffentlichen  Körper,  die  im  neueren  deutschen 
Staatsrecht  wohl  sogen.  ,,Commu  naiverbände  höherer  Ordnung", 
die  Kreise,  besonders  die  Provinzen  und  die  ihnen  analogen,  unter 
verschiedenen  Namen  vorkommenden  (Grafschaften,  Herzogtümer, 
Kronländer,  „Königreiche  und  Länder1'  [Oesterreich]  u.  s.  w.)  sind 
zwar  historisch  oftmals  aus  älteren  wirklich  ganz  oder  fast  ganz 
unabhängigen  und  selbständigen  Territorialkörpern  der  Feudalzeit 
hervorgegangen.    Aber  sie  haben  in  den  letzten  Jahrhunderten  im 
absolut-monarchischen    und   im  modernen  centralistischen  Staat 
wenigstens  auf  dem  europäischen  Continent  ihre  Selbständigkeit 
beinahe  ganz  verloren  und  sind  nur  territoriale  staatliche  Ver- 
waltungsabtheilungen geblieben  oder  selbst  das  erst  wieder  neu 
geworden. 

In  ihrer  räumlichen  Begrenzung  hat  dio  Staatsgewalt  nach  äusseren  Zwock- 
Büssigkeitsrilcksichten  manche  Aenderungen  des  historischen  (Jebietsumfangs  vorge- 
nommen (besonders  auch  in  den  deutschen  Staaten)  oder,  wie  Frankreich  in  seinem 
mechanischen  „Departemcntsystein"  ohne  jede  Rücksicht  auf,  ja  hier  sogar  mit  ab- 
sichtlicher Nichtachtung  der  historischen  Einthcilnng  des  Staatsgebiets,  letzteres  in 
rrdssere  und  kleinere  Verwaltungsgcbicte  zerlegt. 

Erst  die  neuere  und  neueste  Zeit  hat  begonnen,  u.  A.  speciell 
in  Deutschland,  zum  Zweck  der  Decentraüsation  der  gesammten 
öffentlichen  Verwaltung,  zur  Erleichterung  auch  für  die  eigentliche 
Staatsverwaltung,  und  im  politischen  Interesse  der  Herbeiziehung 
der  Staatsbürger  zur  eigenen  Thcilnahme  an  den  öffentlichen  Ge- 
schäften, den  Provinzen,  Kreisen  u.  s.  w.  in  eigenen  „Provincial"- 
„Kreisordnungen"  u.  dgl.  m.  rechtliche  Selbständigkeit  zu  geben 
aod  sie  zu  öffentlich  rechtlichen  Körpern  oder  zu  Selbst  ver- 
galt ungskörpern  aus-  oder  umzubilden. 

Neben  den  Vorgängen  in  einigen  kleineren  deutschen  Staaten  ist  liierfür  \or 
kllem  die  preussi sehe  Gesetzgebung  v.  1872  ff.  Epoche  machend  gewesen.  Dadurch 
ü  hier  in  einigen  Tuncten,  besonders  durch  Ueberweisung  von  Staatsaufgaben  zur 
>orchführung  an  die  Kreise  und  Provinzen,  eine  Annäherung  an  die  Verhältnisse 
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der  englischen  Selbstverwaltung  erfolgt.  Das  wird  allmälig  zu  einer,  heute  noch 
erst  beginnenden,  grösseren  Vergleichbarkeit  auch  der  britischen  und  preussischen 
öffentlichen  Finanzverhältnisse  fuhren,  indem  der  Staatshaushalt  Riebst  den  preoss. 
Quoten  des  Reich »haushältst  ähnlich  wie  in  England  in  stärkerem  Maasse  durch 
die  Haushalte  der  Localvcrwaltungskörper  ergänzt  wird.  In  den  deutschen  Staaten 
bestehen  auch  jetzt  noch  manche  Verschiedenheiten  in  der  öffentlich  rechtlichen 
Stellung  der  „Communalverbände",  Kreise,  Districto  u.  s.  w.  und  demgemäß  in  den 
Haushalten  dieser  Körper  sowie  in  der  mehr  oder  weniger  unabhängigen  Stellung: 
dieser  Haushalte  gegenüber  dem  Staatshaushalt.  Die  französischen  Departement:* 
und  kleineren  (iebietsabtheilungen  können  auf  den  Namen  von  Selbstve  rwal  tnngs- 
körpern  in  finanzieller  wie  in  sonstiger  Beziehung  noch  gegenwärtig  nur  in  geringem 
Maasse  Anspruch  machen  und  sind,  wie  in  mancher  Hinsicht  selbst  die  dortigen 
(principiell  gleichmässig  organisirten,  daher  öffentlich- rechtlich  nicht  weiter  unter- 
schiedenen Stadt-  und  Land-)  Gemeinden  in  ihrem  Finanzwesen  mehrfach  nur 
eine  Art  Appendix  zum  Staatshaushalte. 

Ueber  die  nicht  allgemein  feststehenden  Begriffe  „Staats-  und  Selbstverwaltung" 
und  über  die  doeh  wohl  wichtige  Ablehnung  einer  völligen  Identilicirung  von  Com- 
munal-  und  Selbstverwaltung  s.  Ernst  Meier  iu  Holtzendorö's  Encycl.  d.  Kechls- 
wiss.  3.  A.  (1S77)  S.  8StV— S97,  auch  (ieorg  Meyer  in  Schönbergs  Handb.  II.  4S(i. 

Stein  stellt  regelmässig  zu  den  Selbstverwaltungskörpern  ausser  den  genannten 
auch  die  Körperschaft.  Dafür  lässt  sich  zwar  Einiges  geltend  machen,  aber  4k 
Körperschaft  weicht  doch  in  wesentlichen  Puncten  zu  sehr  ab,  um  hier  eingereiht  zu 
werden.  Ich  ziehe  sie  daher  nicht  hier  mit  ein.  (Eine  gleiche  Entscheidung  gegen 
Stein  trilit  Ulbrich,  österr.  Staatsrecht,  Berl.  1SS2).  Gewisse  einzelne  Körper. 
Kirchspiele  (England),  Annen-,  Schul-,  Wegeverbände  u.  dgL  sind  nur  in  einigen 
Fällen  noch  neben  den  Ortsgemeinden  zu  berücksichtigen. 

Die  auch  itlr  die  finanzielle  Betrachtung  characteristischen 
Momente  der  Selbstverwaltung  im  modernen  Staate  sind  eine  ge 
wisse  Autonomie  der  betreifenden  Körper  und  eine  Oberaulsicht 
des  Staats  Uber  sie.  Wie  überhaupt,  so  ist  auch  speciell  auf  dem 
Gebiete  des  Finanzwesens,  bei  der  Bestimmung  der  Ausgaben  und 
der  Besteuerung  das  Maass  der  Autonomie  und  der  Oberaufsicht 
und  beider  VerhUltniss  zu  einander  in  den  europäischen  Staaten 
ein  erheblich  verschiedenes.  In  England  ist  die  Autonomie  seit 
lange  und  noch  heute  die  grösste  in  Bezug  auf  die  Art  der  Ans- 
fuhrung  Öffentlicher,  einschliesslich  der  vom  Staate  Übertragenen 
Thätigkeiten,  keineswegs  in  Bezug  auf  die  Wahl  der  Gegen- 
stände öffentlicher  Thätigkeit  Uberhaupt  und  auf  die  Besteuerung 
zu  Communalzwecken.  Selbst  hinsichtlich  des  ersten  Puncts  hat 
sich  die  Staatseinmischung  und  Oberaufsicht  z.  B.  gegenüber  den 
Kirchspielen  (parihses)  in  der  A rmen Verwaltung ,  ausgedehnt,  weil 
gewisse  vom  Staate  diesen  Körpern  auferlegte  Verpflichtungen 
oder  zur  freien  Uebernahrae  gestattete  ThUtigkeiten  nicht  genügend 
oder  „autonom"  gar  nicht  ausgeführt  wurden.  Deutschland  und 
besonders  Preussen  hat  die  städtische  und  z.  Tb.  überhaupt  die 
Autonomie  der  Ortsgemeinden,  neuerdings  auch  der  anderen 
grösseren  Körper  in  gewissen  Grenzen  gegeben,  aber  sich  doeh 
erhebliche  Beschränkungen  namentlich  der  finanziellen  Autonomie 
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vorbehalten,  so  das  Krforderuiss  der  staatlicben  Genehmigung  bei 
Sehuldanfnahmen,  bei  grösseren  Veräusserungen  von  Immobilien  und 
in  Bezug  auf  die  Art  und  das  Maass  der  Besteuerung  (Vor- 
behalt gewisser  Steuerarten  für  den  Staat,  Beschränkungen  in  der 
Wahl  der  einzelnen  Arten  bei  den  Selbstverwaltungskörpern,  Fest- 
setzung einer  Maximalgrenze  für  die  Quote  der  Zuschlüge  zu  den 
Staatssteuern,  über  die  hinaus  eine  Erhöhung  nur  mit  Zustimmung 
der  vorgesetzten  staatliehen  Aufsichtsbehörde  erfolgen  darf  u. 
dgl.  m.).  Darin  und  in  der  Festsetzung  eines  bestimmten  Com- 
petenzkreises,  wenigstens  für  die  neuen  grösseren  Selbstverwaltungs- 
körper,  innerhalb  dessen  sie  allein  das  Recht  der  Autonomie  be- 
sitzen, liegt  auch  eine  wirksame  Schranke  für  die  autonome  Aus- 
gabe wirthschaft  dieser  Körper.  Deutschland  vertritt  mit  diesen 
Hinrichtungen  wieder  wie  so  vielfach  eine  gewisse  mittlere  Stellung 
zwischen  England  und  Frankreich.  Im  letzteren  ist  das  Maass 
der  Autonomie  noch  jetzt  das  geringste,  mehrfach  nur  auf  einen 
Beirath  von  Vertretungskörpern  zu  den  Vorschlägen  und  Beschlüssen 
der  durch  den  Staat  ernannten  Verwaltungsvorstände  (Präfect, 
Tnterpräfect,  Maire)  beschränkt. 

S.  Stein,  Handb.  d.  Yerw.lehre.  2.  A.  S.  33  Ü".,  ders.  Fin.  I,  S  I!',  21.  172  IT. 
Frnst  Meier.  Verwalt.rocht  in  Holtzend.  Encycl.  3.  A.  S.  H97  ff.  4.  A..  1SH2, 
10%1 .   (Abrias  der  Verwalt.organisation  in  Prcussen.  England.  Frankreich),  (ieorg 
Meyer,  Abb.  Behördenorganis.  d.  Verwalt.  d.  Inneren,  in  Schönberg's  Handb  d. 
pKt  Oekon.  II,  48.5.    Näheres  unten  in  §.  53  ir.  — 

B.  Der  Wirkungskreis  und  die  davon  abhängige 
Ausgabe  wirthschaft  oder  der  Finanzbedarf  der  Selbst- 
verwaltungskörper. §.  46.  Die  rechtliche  Stellung  und  davon 
mit  bedingt  die  thatsächlichc  Entwicklung  der  Selbstverwaltungs- 
körper ist  für  die  Vertheilung  der  öffentlichen  oder  Ver- 
waltungsaufgabcn  zwischen  dem  Staate  (und  Reiche)  einer- 
nnd  diesen  Körpern  anderseits  sowie  auch  zwischen  den  verschiedenen 
Kategorieen  der  letzteren  unter  einander  maassgebend.  Demgemäss 
verthcilen  sich  auch  die  betreffenden  Ausgaben  und  gestaltet  sich 
das  Verhältniss  der  Ausgabewirthschaft  des  Staats  zu  denjenigen 
der  Selbstverwaltungskörper. 

Diese  Dinge  stehen  wieder  durchaus  im  Fluss  der  Geschichte,  und  sind  zeitlich 
in  demselben  Lande  und  örtlich  zu  gleicher  Zeit  in  verschiedenen  Ländern,  auch  noch 
re»enwärtig  in  Europa,  namentlich  zwischen  dem  Continent  und  England,  vielfach 
f*rschieden.  Dies  erschwert  nicht  nur  Vergleiche  in  administrativer  und  finanzieller 
Beziehung,  es  macht  auch  die  Anwendimg  allgemeiner  Kategorieen  und  Schablonen 
auf  die  öffentlichen  Aufgaben  und  Ausgaben  inisslich.  Jedenfalls  kann  sie  nur  mit 
fotbehalt  und  unter  ausdrücklicher  Anerkennung  der  Thatsache  erfolgen,  dass  jede 
solche  Kategorisirung  gegenüber  der  Mannigfaltigkeit  des  Lebens  und  dem  Wechsel 
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der  inaassgebenden  Anschauungen  bloss  einen  bedingten  Werth  hat.  Gleichwohl  is 
sie  für  das  wissenschaftliche  Bedtirfniss,  welches  eine  Zusammenfassung  des  Gleich- 
artigen und  eine  Trennung  des  Verschiedenartigen  verlangt,  nicht  zu  entbehren. 

Grade  auch  für  die  hnanzwissenschaftlichen  Zwecke  ist  zunächst 
der  „übertragene"  und  der  „eigene"  („selbständige"; 
Wirkungskreis  der  Selbstverwaltungskörper  zu  unterscheiden.  Dort 
handelt  es  sich  um  öffentliche  Aufgaben,  welche  wesentlich  »Staats- 
aufgaben sind  und  diesen  Körpern  vom  Staate  zur  Ausführung 
ausdrücklich  „überwiesen"  wurden:  „speziell"  d.  b.  mit 
Normirung  des  Einzelnen  durch  den  Staat  schon  bei  der  Ueber- 
tragung   oder   mittelst  Controle   in  der  Aufsichtsinstanz,  oder 
„generell",  indem  das  Einzelne,  in  Betreff  der  Art  und  Weise 
der  Ausführung  u.  s.  w.  im  Wesentlichen  diesen  Körpern  zu  be- 
stimmen Uberlassen  ist.  In  der  neuesten  Entwicklung  dieser  Dinge 
wird  hier  das  Ziel  einer  Decentralisation  der  öffentlichen  Ver- 
waltung mittelst  Entlastung  der  Staatsverwaltung  und  Benutzung 
der  Selbstverwaltung  für  Staats  zwecke  verfolgt:  durch  letztere 
sollen  hier  Staats-,  insbesondere  Local-  Staatsbedürfnisse  (§.  43) 
aus  politischen  und  aus  technischen  Gründen  durch  „D  e  1  e  g  i  r  t  e  " , 
eben  die  Selbstverwaltungskörper  und  deren  Organe,  befriedigt 
werden.    Im  eigenen  Wirkungskreise  dieser  Körper  handelt  es 
sich  um  öffentliche  Aufgaben,  welchen  der  Character  einer 
Staats  aufgäbe  nicht  —  oder  wenigstens  nach  der  herrschenden 
Auffassung  nicht  —  anklebt,  sondern  derjenige  einer  Aufgabe 
speciell  des  betreffenden  Selbstverwaltungskörpers  in  seinem  Ge- 
biete.   Diesen  Kategorieen  der  Aufgaben  entsprechen  dann  die 
analogen  der  Ausgaben  dieser  Körper  auf  der  ausgäbe  wirtb 
scnaftlichen  Seite  ihres  Haushalts:  speciell  überwiesene 
(obligatorische),  generell  überwiesene  (obligatorische) 
Ausgaben  aus  dem  übertragenen  Wirkungskreis,  eigene  oder 
freiwillige  (facultative)  aus  dem  selbständigen  Wirkungskreis. 

Die  Autonomie  fehlt  bei  den  speciell  überwiesenen  Aufgaben 
und  Ausgaben  fast  ganz,  bei  den  generell  überwiesenen  grossen 
theils,  sie  besteht  in  beiden  Fällen  etwa  nur  hinsichtlich  einiger 
Puncte  der  verwaltungstechnischen  Ausführung  und  der  Art  der 
Aufbringung  der  Deckungsmittel  der  Ausgaben,  obgleich  auch  diese 
mitunter  gesetzlich  bestimmt  wird.  Die  staatliche  Oberauf- 
sicht wacht  über  die  im  Staatsinteresse  verlangte  richtige  Aus- 
führung des  „Mandats".  Im  eigenen  Wirkungskreise  kommt 
die  Autonomie  auch  auf  dem  Gebiete  der  Aufgaben  und  Ausgaben 
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zur  Geltung,  vorbehaltlich  gewisser  Beschränkungen  und  Controlen 
Seitens  der  staatlichen  Aufsichtsinstanz.  Die  finanzielle  Auto- 
nomie im  Gebiete  der  Ein n ahme wirthschaft  ist  die  Bedingung 
für  die  Ausführung  der  Aufgaben  im  eigenen  Wirkungskreise,  die 
Beschränkung  dieser  Autonomie  durch  das  staatliche  Aufsichtsrecht 
Krtorderniss  der  Staatsgenehmigung  bei  einzelnen  Maassregeln, 
«ie  Sehuldaufnahnie,  Besteuerung  über  ein  gewisses  Maass  hinaus, 
Beschränkung  auf  die  Wahl  gewisser  Steuern)  ist  eventuell  die 
Frenze  für  die  Ausdehnung  dieses  Wirkungskreises. 

Die  Unterscheidung  dieser  Kategorieen  von  Aufgaben  und  Ausgaben  (letztere  bei 
iau.  Fin.  I,  §.  54,  55,  meine  Fin.  I,  2.  A.  §.  45,  Stein  Fiu.  I,  160,  scheinbar 
bv'.ichend  und  in  dem  Abweichenden  unrichtig,  aber  im  (irunde  nur  andere  Aus- 
wirke für  dieselbe  Sache)  ist  principiell  und  theoretisch  durchaus  richtig  und  auch 
'ft*  tisch  werthvoll.  Nur  ist  die  Scheidung  zwischen  den  speciell  und  generell  über- 
i^nen  Aufgaben  und  Ausgaben  öfters  nicht  genau  bis  ins  Einzelne  durchzufuhren, 
nd  die  wichtigere  zwischen  übertragenem  und  eigenem  Wirkungskreis  beruht  nicht 
of  der  ..Natur  der  Sache"  oder  auf  einem  absoluten  Merkmal,  wie  nicht  selten 
)  den  Erörterungen  der  Politiker  und  Staatsgelehrten  (sogar  von  Stein)  ausdrucklich 
<kr  implicitc  angenommen  wird,  sondern  sie  erfolgt  nach  der  jeweiligen  ge- 
richtlichen Entwicklung  und  deren  Anerkennung  im  Volksbewusstscin.  Danach 
M  gewisse  Gebiete  von  öffentlichen  Aufgaben  dem  Staate  ausschliesslich  —  wie 
*zt  regelmässig  Heerwesen,  Auswärtiges,  Justiz  —  oder  den  Selbstverwaltungskörpem 
«schliesslich  —  wie  Thcile  der  Local-,  auch  der  Sicherheitspolizei,  des  Wegewesens, 
w  untere  Schulwesen,  das  Armenwesen  —  oder  beiden,  Staat  und  diesen  Körpern 
r»d  etwa  wieder  mehreren  Arten  der  letzteren  gemeinsam  —  wie  gewisr>e  Theile 
er  Polizei,  Verkehrs-,  mittleres  und  höheres  Schulwesen  —  übertragen.  Demgemäss 
ildet  sirh  dann  im  Einzelnen  die  Scheidung  der  Aufgaben  und  Ausgaben  im  cou- 
ften  Falle  und  erscheint  für  sich  selbst  sowie  in  der  Richtung  der  Weiterentwicklung, 
eiche  ihr  durch  ihre  bisherige  Entwicklung  und  Gestaltung  gegeben  ist,  dem  Yolks- 
rvosstsein  und  sogar  der  Staatswissenschaft  als  selbstverständlich  so  und  so,  als 
raturgemäss",  so  leicht  auch  der  Nachweis  ist,  dass  es  sich  hier  um  manchfach 
ränderliche  und  noch  heute  zwischen  unseren  so  nahe  verwandten  Culturstaaten 
wchiedene  Competenzbegrenzungen  zwischen  dem  Staate  und  den  Selbstverwaltungs- 
'rpern  und  wieder  unter  den  einzelnen  der  letzteren  handelt.  Eine  principiell 
;ste.  ein  für  allemal  richtige  Bestimmung  dieser  Competenzen  giebt 
!  so  wenig,  als  eine  feste  Grenze  zwischen  Gemein-  und  Privatwirth- 
baft.  Die  neueren  Tendenzen,  die  Schullast.  Armenlast  auf  den  Staat  oder  grössere 
'■r">-r  von  den  Ortsgemeinden  ab,  die  Strassen  baulast  umgekehrt  vom  Staate  ab  auf 
t  Selbstverwaltungskörper  zu  legen,  (wenn  auch  mit  finanzieller  Staatsbeibülfe ,  wie 
Preuasen),  ahnliehe  Tendenzen  in  Specialzweigen  der  Inneren  und  der  Wirthschaft- 
hen  Verwaltung  U.  B.  Aufgaben  und  Ausgaben  im  Gesundheitswesen!  zeigen,  dass 
er  Vieles  sich  im  Fluss  der  Geschichte  bewegt,  was  mitunter  für  absolut  feststehend 
It.  Wie  in  der  Verwaltung  und  in  der  Finanzwirthschaft  kann  es  sich  daher  auch 
der  Finanzwissenschaft  nur  darum  handeln,  für  gegebene  Zeiten  und  Länder 
ö  Wirkungskreis  von  Keich  und  Staat  einer-  und  der  verschiedenen  Arten  der 
Ibstverwaltungskörper  anderseits  zweckmässig  nach  den  jeweiligen  Verhältnissen  und 
htig  nach  den  jeweiligen  Anschauungen  abzugrenzen.  Ln  gleicher  Weise  sind  dann 
eder  jetzt  als  Staatsaufgaben  anerkannte  öffentliche  Aufgaben  nach  solchen  Knck- 
hten  eventuell  den  Selbstverwaltungskörpern  zu  übertragen  und  ist  die  Deckung 
r  betreffenden  Ausgaben  mit  Staats-  oder  Communalmitteln  oder  mit  beiden  Ul- 
rich in  einem  gewissen  Verhältniss  vorzunehmen.  Die  Unterschiede,  welche  in 
fts<n  Puncten  zwischen  unseren  modernen  Staaten  noch  bestehen,  —  immer  noch 
j  Meisten,  trotz  beiderseitiger  Annäherung,  zwischen  England  und  dem  Contincnt  — 
td  deswegen  berechtigt,  sofern  die  bezüglichen  Einrichtungen  den  gesammten  Landes- 
rhältnissen  entsprechen.    Man  darf  nur  wegen  dieser  Verschiedenheiten  keine  ein- 
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zeitigen  Vergleichungen  /..  B.  auch  in  Betreff  der  Ausgaben  und  Einnahmen  (§.  lv) 
machen,  sondern  muss  z.  B.  in  England  die  Etats  des  Staats-  und  der  Communai- 
haushalte  in  manchen  Rubriken  zusammenfassen,  um  mit  continentalen  Verhältnissen 
des  Staatshaushalts  allein  vergleichbare  Daten  zu  erhalten. 

§.  47.  Die  augedeuteten  Schwierigkeiten  treten  auch  bei  einer 
Eintheilung  der  einzelnen  concreten  Ausgaben  unserer  Selbst- 
verwaltungskörper  hervor.  Man  kann  öfters  nur  sagen,  dass  bei 
einer  solchen*  Ausgabe  sich  der  Character  einer  der  drei  unter- 
schiedenen Kategorieen  mehr  oder  weniger  scharf  zeigt,  häufig 
eine  Ausgabe  je  nach  der  angenommenen  Auflassung  von  der 
richtigen  Competenz  des  Staats  oder  eines  anderen  öffentlichen 
Körpers  bald  zu  dieser,  bald  zu  jener  Kategorie  zu  stellen  ist 
(z.  B.  für  Armen-,  Schul-,  Wegewesen),  mehrfach  eine  Ausgabe 
gemischten  Character  hat.  Im  Folgenden  daher  mehr  nur  Bei 
spiele  der  Eintheilung. 

1.  Specicll  überwiesene  obligatorische  Ausgaben  sind:  mehrfache 
Leistungen  der  Selbstverwaltungskörper  für  staatliche  Militärbedürfnisse. 
Beschaffung  von  Natu  raiquartier  für  die  Truppen  (soweit  hier  nicht  eine  individuelle 
Last  der  einzelnen  Bürger,  namentlich  der  Hausbesitzer  und  Wohnungsinhaber  vor- 
liegt) und  Erhebung  communaler  Abgaben  dafür  (preuss.  Sublevationssteucr):  in 
Preussen  u.  A.  Lasten  der  Kreise  für  die  Unterstützung  bedürftiger  Familien  zum 
Dienst  einberufener  Reserven  u.  Landwchrleute,  Ges.  v.  27.  Febr.  1850,  §.  9.  Schon 
nach  d.  älteren  preuss.  und  nach  der  neuen  deutschen  Rcichsgeset/iiebuni; 
über  K riegsle istu ngen  (Reicbsges.  v.  13.  Juni  1873)  liegen  gewisse  naturale 
Kriegsleistungcn  den  Gemeinden.  Kreisen  oder  bes.  Lieferungsverbänden 
ob.  Das  Kcich  leistet  aber  später  Vergütung  (s.  Näheres  bei  A.  Wagner  in  Holtzend. 
Jahrb.  d.  D.  Reichs,  III,  &0,  220  11.).  üeber  ähulichc  Leistungen  im  Frieden  s 
(ies.  v.  13.  Febr.  1875.  Ferner:  Leistungen  für  Unterhalt  und  Transport  der  Sträflinge 
und  Gefangenen,  sowie  für  Erhaltung,  Mobiliar  der  Gerichtsgebäude,  Gefängnisse  und 
mitunter  noch  anderer  öffentlicher  Gebäudo  und  Locale  für  Staatszwecke  |französ. 
DepartJast.,  ähnlich  Belgien,  Polizeilocal-Beschaffung  durch  die  Gemeinden  in  Preussen). 
Erhebung  von  Staatssteuern  durch  die  Gemeinden,  soweit  dafür  kein  oder  kein  ge- 
nügender Ersatz  erfolgt,  Mittragung  staatlicher  Polizeiausgaben,  Kosten  der  poli- 
tischen Wahlen  (Staat,  Reich). 

2.  Zu  den  generell  überwiesenen  obligatorischen  Ausgaben  gehöreu 
nach  der  heute  wohl  meistens  zutreffenden  Auffassung  eigentlich  die  grossen  Haupt- 
posten der  jetzigen  Communaletats ,  die  Ausgaben  für  das  Armen-  und  für  das 
Yolksscbulwesen.    Denn  regelmässig  sind  diese  Lasten  den  Communen  und  Ver- 
bänden durch  Staatsgesetze  ausdrücklich  übertragen,  während  es  sich  dabei  in  erster 
Linie  um  S t a a t s  aufgaben  handelt.    Gleiches  gilt  von  den  Kosten  der  Civil- 
standsämter  lim  Wesentlichen  den  Gemeinden  .  als  Standesamtsbezirken,  zugewälzt, 
s.  preuss.  Ges.  v.  9.  März  1874  §.  5),  ferner  von  denjenigen  Wegebau I asten . 
welche  sich  auf  öffentliche  Strassen  vou  mehr  als  localer  Bedeutung  beziehen  und 
vom  Staate  nicht  oder  nicht  voll  ersetzt  werden  twie  jetzt  tbeilweise  in  Preussen  durch 
das  Dotatiousgesctz).    Je  nach  der  Auffassung  und  verwaltungsrechtlichen  Regelung 
des  Wegewesens  sind  die  Unterscheidungen  von  speciell  und  generell  überwiesenen 
und  selbst  von  facultativen  Ausgaben  auf  diesem  Gebiete,  wie  auch  auf  dem  ver- 
wandten des  Wasserbaus   freilich  vielfach  ffiessende.     (Vgl.  z.  B.  das  bad. 
Strasscngesetz  v.  14.  Jan.  IS6S:  Unterscheidung  von  Gemeinde  wegen  —  für  den 
Verkehr  innerhalb  einer  Gemarkung  oder  vorzugsweise  für  die  nachbarliche 
Verbindung  einer  Gemeinde  mit  einer  anderen  —  und  von  Land  Strassen,  die  einen 
weiteren  Verkehr  vermitteln  und  nach  Anhörung  der  bcthciligten  Gemeinden  nn«J 
Kreisverbände  ins  Staatsbudget  gesetzt  werden.  —  AI*  Regel  gilt  nach  ?}.  :>  für  die 
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Undstrassen,  dass  die  Kosten  der  Unterhaltung  den  Gemeinden,  durch  deren 
•iemarkung  sie  ziehen,  zu  V4»  dem  Kreisverband  dieser  Gemeinden  zu  V*  der  Staats- 
CMM  zu  7»i  die  Kosten  des  Neubaus  und  der  Hauptverbesserung  bez.  zu  ,/e. 
Vi  und  *,3  zufallen.    Unter  Umständen  wird  der  etwa  zu  druckend  werdende  Beitrag 
der  Gemeinden  zu  Lasten  der  Staatscasse  ennässigt    Nach  erfolgter  Genehmigung 
des  Budgets ,  worin  die  betreffenden  Strassen  eingesetzt  sind ,  kann  der  Bau  u.  s.  w. 
auch  gegen  den  Willen  der  beitragspflichtigen  Gemeinden  und  Kreise  ausgeführt 
werden.    Hier  handelt  es  sich  um  spec.  überwiesene  Ausgaben,  bei  den  Geineinde- 
segen  in  §.  4  d.  Ges.  um  gen  er.  Uberwies.  Ausgaben).  —  Für  Preussen  vgl.  die 
Vorschläge  v.  Gneist.  Verwalt.,  Just,  Rechtsweg  u.  s.  w.,  Berl.  1869.  S.  471,  475 
l*r  Wegewesen.   Jetzt  d.  preuss.  Ges.  v.  8.  Juli  1875,  betr.  die  Ausfuhrung  der 
5  u.  6  d.  Ges.  v.  30.  April  1  b  73  wegen  der  Dotation  der  Provinzial-  und  Kreis- 
.•rbinde.    Die  Ausgaben  für  die  Herstellung  besserer  Strassen,  als  der  etwa  ge- 
-tzlich  verlangten,  z.  B.  von  Chausseen  statt  der  gewöhnlichen  Landwege,  für  Ver- 
besserungen im  Pflasterwesen  u.  dgl.  wurden  schon  zu  den  facultativen  zu  rechnen 
*:in.  während  Strassenreinigung  (mit  Cloakenwosen)  und  Beleuchtung 
im  Wesentlichen  zu  den  generell  überwiesenen  obligatorischen  Ausgaben  gehören, 
aber  auch  wieder  zu  facultativen  im  Falle  höherer,  als  der  gesetzlich  gebotenen  Qualität 
luhren.  —  Der  Aufwand  für  Sicherheitspo lizei,  soweit  ihn  die  Gemeinden  tragen, 
;>t  spcciell  überwiesene  Ausgabe,  wenn  die  Verwaltung  in  Händen  des  Staats,  generell 
ii*erwiesene,  wenn  sie  in  denjenigen  der  Gemeinde  ist.    Sanitäts-.  baupolizeiliche 
Ausgaben  gehören  meistens  zu  letzteren,  jene  gehen  aber  öfters  in  facultative  über 
bei  grösserer  freiwilliger  Cominunalth&tigkcit  auf  diesem  Gebiete  (z.  B.  Kosten  des 
Impf wesens,  bei  fehlenden  Impfgebühren ,  in  Deutschland  wesentlich  den  Selbst- 
crw.körpern,  so  in  Preussen  nach  Ges.  v.  12.  April  1875  den  Kreisen,  zugeschoben, 
ait  Ausschluss  der  Kosten  f.  d.  Herstellung  u.  Unterhaltung  der  Iinpfinstitute,  die 
der  Staat  trägt). 

3.  Die  facultativen  Ausgaben  ergeben  sich  auf  den  bereits  genannten  Ge- 
rieten des  übertragenen  Wirkungskreises  regelmässig  aus  dem  Plus  an  Kosten,  welches 
m  einer  die  gesetzliche  Verpflichtung  «juantitativ  und  qualitativ  überschreitenden 
Art  der  Ausführung  der  bezüglichen  Aufgaben  hervorgeht,  z.  B.  im  Volksschul-, 
Wege-.  Sanitätswesen.  Dazu  tritt  der  Aufwand  für  mittleres  und  höheres  Schul- 
wesen, für  dessen  üebernahme  regelmässig  bei  uns  kein  gesetzlicher  Zwang  für  die 
SeJbstverwaltungskörper  besteht;  ferner  der  Aufwand  für  kirchliche  Dinge,  wofür 
Gleiches  gilt,  endlich  für  das  grosse  Gebiet  „gemeinnütziger  Zwecke",  wohin  vor- 
nemlich  volkswirtschaftliche  Förderungsmittel  aller  Art  gehören  („Landes- 
cnltnrinteressen"  in  den  Kreisen,  Provinzen),  wissenschaftliche,  künstlerische, 
allgemeine  Bildungs-,  Wohl  thätigliei  tsangelegenheiten  (letzteres  über  das 
Maas*  gesetzlicher  Verpflichtung  zur  Armenversorgung  hinaus),  Städteverschönerung 
grosserer,  ästhetischen  und  Kunstinteressen  dienender  Aufwand  bei  öffentlichen  Ge- 
binden, Denkmäler.  Parks  u.  dgl.  m.).  Grade  dies  Gebiet  dehnt  sich  mit  der  Cultur- 
entwicklong  immer  mehr  aus,  so  fast  überall  neuerdings,  mitunter  zu  schnell  und  zu 
stark  (italien.  Städte,  Florenz).  Die  staatliche  Oberaufsicht,  wenigstens  im  Wege  der 
Controle  über  die  Besteuerung,  erscheint  nicht  unnöthig.  Vielfach  handelt  es  sich 
hier  um  Anstalten,  welche  zugleich  zu  einer  Kostendeckung  des  betreffenden  Aufwands 
mittelst  Geb  Uhren  der  Interessenten  oder  selbst  zu  einer  Erzielung  von  Ueberschttssen 
(Beinerträgen)  darüber  hinaüs,  dienen  können  und  passend  so  dienen:  Wasserver- 
sorgung, Gasanstalten  (Anstalten  für  Beschaffung  electrischen  Lichts),  Viehhöfe, 
Schlachthäuser,  Markthallen,  Lagerhäuser,  bald  wohl  allgemeiner  locale 
Transportanstalten,  wie  städtische  und  von  grösseren  Verbänden  ausgeführte 
kleine  (Loeal-)  Bahnen,  Pferdebahnen,  u.  dgl.  m.  Hier  ist  es  die  Entwicklung 
der  Technik,  welche  solche  Anstalten  als  eigentlich  öffentliche  im  Besitz  von 
WJentlichen  Körpern  passend  und  im  gemeinnützigen  Interesse  fast  nothwendig  er- 
htinen  losst.  S.  Wagner,  (i.  ij.  112,  1  16,  ders,  Communalbesteuer..  jetzt  selbst 
Gneist,  Gemeindesteuern.  Ueber  die  Verhältnisse  in  den  einzelnen  Staaten  s.  u.  §.  53  II. 

Stein,  Fin.  I.  160  unterscheidet,  mehr  formell  als  materiell  vom  Obigen  ab- 
deichend, aber  systematisch  unrichtig  vier  grosse  Kategorieen  der  Selbstverwaltung - 
ausgaben:  (1)  Ausgaben  für  die  örtl.  Verwaltung  in  der  Gesamintheit  der  für  das 
Örtliche  Bedurfniss  bestimmten  Anlagen  u.  Anstalten  (also  vornemlich:  Ausgaben  im 
eigenen  Wirkungskreis.  —  mit  der  falschen  Behauptung,  die  Besteuerung  könne 
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hier  nur  einen  subsidiären  Character  haben,  vornemlicb  seien  diese  Ausgaben  durch 
Gebühren  zu  decken);  (2)  Ausgaben  f.d.  staatlichen  Functionen  dor  allgemeinen 
Verwaltung,  die  die  Selbstverwaltung  übernehme  (also  im  übertragenen  Wirkungskreis); 

(3)  Ausgaben  für  Offen tl.  Dienst  u.  Besoldungswesen  (gehört  richtiger  zu  1  u.  2); 

(4)  Ausgaben  f.  d.  Schuldenwesen  der  Selbstverwaltung  (ebenfalls  richtiger  zu 
repartiren  auf  die  Zwecke,  denen  die  Schulden  dienten;  warum  hier  nicht  von  Ge- 
bühren —  z.  B.  für  die  Schulden  des  Ganalisirungs-.  Wasser-,  Gasbeleuchtungswesens!  — . 
sondern  nur  von  Steuern  die  Rede  sein  soll,  ist  unerfindlich).  Wesentlich  mehr  nach 
pracÜschen,  als  nach  wissenschaftlichen  Uesichtspuncten  unterscheidet  die  neueste 
preussisebe  amtliche  Commuoal-  und  Kreistinanzstatistik  (s.  bes.  Statist  Ergänz.  Kr. 
6.  v.  1879)  folgende  Kategorieen  von  Ausgaben:  1.  allgemeine  staatliche  Zwecke, 
einschliesslich  Polizei,  darunter  1)  Leistungen  f.  d.  Militär-  u.  Marineverwalt. 
^einzeln  noch :  Einquartier.,  sonst  Garnis.einricht,  sonst.  Ausgaben ,  wie  Unterstütz 
von  Reservisten- Familien) ;  2)  Ausg.  f.  d.  Justizverwalt.  (Gerichtsgefängnisse,  Polizei- 
anwaltsch.,  Schiedsmannssachen) :  3)  Polizei  (Nacht-  Wachwesen ,  Feuerlöschwesen,  — 
doch  Beides  kaum  als  „staatl.  Zwecke",  sondern  als  echte  Localzwecke  zu  be- 
zeichnen, —  Polizeigefängnisse,  sonst.  Poliz.ausg.U  4)  f.  Wahlen  z.  Reichs-,  Land-. 
Provinc-,  Kreistag;  5)  sonst  Ausg.  f.  staatl.  Zwecke  (Steuerverwalt,  Eichungs- 
wesen u.  A.  m.).  Daher  meist;  speciell  überwiesene  Ausgaben.  —  II.  Ausgaben 
für  Yerkehrsanlagen,  neml.  1)  f.  Strassen  u.  Plätze  (Entwass.,  Pflaster.,  Beleucht. 
Reinigung,  Sonstiges) ;  2)  Ausg.  f.  sonstige  Verkehrsanlagen  (Chauss.,  Landwege,  Brücken. 
Fähren,  Canäle,  Schleussen,  Dämme,  Hafenanlagen  u.  s.  w.).  —  III.  Ausg.  f.  ge- 
werbl.  Anlagen  zu  Gemeindezwecken  u.  f.  gemeinnutz.  Anstalten,  viel- 
fach gebührenpflichtig,  also  auch  Einnahmen  gebend,  1)  Gasanstalten;  2)  Wasserwerke; 

H)  Sonstiges.  —  IV.  Ausg.  f.  Wohlthätigkeits-  u.  Armenanstalten,  f.  Wohl- 
thätigkeit  u.  Armenpflege  überhaupt,  1)  unt.  Gemeindevcrwalt ;  2)  Zuschüsse  an  auderr 
Anstalten  nicht  unt.  Gem.verwalt,  9)  Sonstiges. —  V.  Ausg.  f.  Unterrichtszwecke. 

I)  Volks- u.  Eiern.  Schulen  unter  Geni.verwalt.  incl.  Armen-  u.  Mittelschulen  ;  2)  höh. 
Unterr.anstalten  unter  Gen»  verw.;  3)  Spcc.unterr.anst.  unter  Gem.verwalt.,  4)  Zuschüsse 
an  nicht  unt.  Gem.verwalt.  steh.  l:nterr.anstaltcn:  5)  Sonstiges.  —  VI.  Ausg.  f.  d. 
allgem.  Gem.verwalt  (Besold. ,  Pensionen,  Bürcaukosten)  incl.  Kosten  f.  besond. 
Verwalt.zweige.  1)  persönl..  2)  sächl.  Ausg.  —  VII.  Ausg.  für  Gemeindeschulden . 
I)  f.  Verzinsung,  2)  f.  Tilgung,  3)  Passivrenten,  4)  f.  neue  Anleihen.  Die  Kubrikcn 
11,  IV,  V  sind  generell  überwiesene  (obligatorische)  Ausgaben,  wenigstens 
in  der  Hauptsache,  mit  Ausnahme  besonders  des  facultat.  höheren  Unterrichts- 
wesens u.  abgesehen  von  der  die  gesetzliche  Verpflichtung  meist  ubersteigenden 
besseren  Ausführung  der  überwiesenen  Zwecke,  z.  B.  beim  Wege-.  Arinenwcsen.  Die 
Rubriken  III,  VI,  VII  sind  überwiegend  facultative  Ausgaben. 

§.  48.  In  finanzieller  Hinsicht  liegen  die  Verhältnisse  im  über- 
tragenen Wirkungskreise  der  Selbstverwaltungskörper  erheblieh 
verschieden  von  denen  im  selbständigen  Wirkungskreise,  ins- 
besondere auch  in  Bezug  auf  die  Fragen  der  Deckung  des  Finanz- 
bedarfs. Da  es  sich  dort  um  Staatsaufgaben  handelt,  deren 
Ausführung  nur  aus  politischen  und  technischen  Gründen  jenen 
Körpern  übertragen  worden  ist,  so  müsste  in  der  Kegel  eigentlich 
der  Staat  die  Kosten  dafür  tragen  oder  sie  ersetzen.  Hier  ist 
das  System  der  Dotationen  aus  Staatsmitteln  (Preussen)  am  Platze 
und  principiell  berechtigt.  Nur  soweit  die  Aufgabe  ein  Local- 
staatebedürfniss  betrifft  und  soweit  es  zur  technisch  richtigen  und 
ökonomisch  sparsamen  Ausführung  dient,  den  die  letztere  besorgen- 
den Selbstverwaltungskörper  finanziell  eigens  an  möglichster  Er- 
mässigung des  Kostenaufwandes  zu  interessiren ,  würde  jene  Regel 
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eine  Ausnahme  oder  Einschränkung  erleiden  und  der  bezügliche 
Körper  die  Kosten  einer  solchen  Maassregel  im  Gebiete  des  über- 
tragenen Wirkungskreises  selbst  endgiltig  zu  tragen  oder  eine 
Repartition  zwischen  ihm  und  dem  Staat,  wie  in  dem  System 
specieller  Staatsbeiträge  zu  einzelnen  Ausgaben  (§.  49)  einzutreten 
haben. 

Wurde  allgemein  in  dieser  Weise  verfahren,  so  hätte  jeder  betheiligte  Körper 
ii'jcnige  finanzielle  Belastung,  welche  ihm  gebührt.  Der  Staat,  als  grösstcr  Kreis 
,'tfneiasamer  öffentlicher  Interessen  und  regelmässig  leistungsfähigster  Körper,  würde 
Enffid  seinen  Haushalt  nicht  auf  Kosten  der  Selbstverwaltungskörper  entlasten  können, 
andern  müsste  nach  geeigneten  eigenen  Dcckungsmitteln  sich  umthun.  Diese  Körper 
iber  Wörden  nicht  so  gedrückt  durch  den  übertragenen  Wirkungskreis  und  könnten 
üb  eigenen  die  nöthigen  Aufgaben  leichter  und  besser,  mitunter  überhaupt  erst 
erfüllen.  Die  Entwicklung  dieser  Verhältnisse,  zumal  in  den  letzten  Jahrzehnten,  war 
iber  in  den  meisten  Staaten  eine  andere.  Der  übertragene  Wirkungskreis  wurde  nicht 
vn  aas  sachlichen,  sondern  mit  aus  staatslinanziellen  Gründen,  daher  mitunter  zu 
ittlft  und  Uberhaupt  nicht  immer  passend  ausgedehnt,  um  den  Staatshaushalt  zu 
cadasten ,  aber  um  den  Preis  einer  Ueberlastung  der  Communalhaushalte.  Daraus 
Störungen  hervorgegangen,  neuerdings  namentlich  in  Deutschland,  welche  nach- 
teilig auf  die  öffentlichen  Interessen  zurückgewirkt  haben  und  die  vielfach  nothwendige 
<l^r  erwünschte  weitere  Ausdehnung  öffentlicher,  „gemeinwirthschaftlicher*4  Thätig- 
tatt  hemmen.  Finanz-,  besonders  Steuerreformen,  welche  den  Staat  in  die  Lage 
^nngen.  diese  Abschiebung  von  Staatslasten  auf  die  Selbstverwaltungskörper  unter- 
lagen zu  können,  oder  die  letzteren  durch  selbständige  Entwicklung  ihrer  Einnahme- 
»irthsebaft  leistungsfähiger  und  zur  Mittragung  der  Kosten  des  übertragenen  Wirkungs- 
ir-:iseä  befähigter  zu  machen,  sind  eine  Vorbedingung  für  eine  Besserung  dieser  Ver- 
hältnisse. In  der  eigentümlichen  Lage  Deutschlands  nimmt  das  Reich  hier  zum 
Theil  die  Stellung  des  Staats  anderswo,  die  Einzolstaaten  nehmen  die  Stellung  der 
.Tasten  Selbstverwaltungskörper  ein  und  ähnliche  finanzielle  Schwierigkeiten  entwickeln 
sici  hier.  Die  Matricularbeiträge  der  Einzelstaaten  an  das  Reich  zur  Deckung  der 
Keichsausgaben  (§.  40)  sind  ein  Analogon  der  Belastungen  der  Selbstverwaltungskörper 
mit  den  überwiesenen  obligatorischen  Ausgaben.  In  dem  dringenden  Bedürfnis«  der 
Abteilung  dieser  Uebelstände  liegt,  noch  neben  dem  politischen  Moment,  die  tiefe 
'■aere  rein  finanzwirthschaftliche  Berechtigung  der  grossen  Pläne  der  Reichssteuer- 
'•form  des  Fürsten  Bismarck,  Pläne,  welche  recht  eigentlich  in  dieser  bei  uns  noch 
inreh  die  gegebene  historischpolitische  Entwicklung  erschwerten  Sachlage  ihre  Er- 

■irung  finden;  darin  auch  das  finanzwissenschaftliche  Interesse  der  (in  eist 'sehen 
vhrift  „die  deutsche  Finanzreform  durch  Regulirung  der  Gemeindesteuern" 
Reil  1*81 >,  wo  der  gerade  entgegengesetzte  Plan,  eine  Steuerreform  „von  Unten 

v h  Oben",  doch  schliesslich  die  gleiche  Tendenz  wie  der  Bismarck'sche  Plan 
i -rfolgt:  die  Lasten  zwischen  Reich.  Staat  und  Selbstverwaltungskörpeni  richtiger  zu 
•  nheilen.  S.  auch  «ierstfeld t  s  fin.stat.  Schriften  (bes.  Zahlen  u.  Bilder,  1*81  ,  u. 
"udteünanzen  in  Preussen,  1882),  Schmoller,  Theorie  u.  Praxis  der  D.  Stouer- 
Nfca,  Jahrb.  1881,  859.  —  Stein  I,  22. 

C.  Die  Einnahmewirthschaft  der  Selbstverwaltungs- 
körper.  §.  49.  Ihr  Umfang  und  ihre  ganze  Einrichtung  hängen 
in  einer  Hinsicht  von  der  erörterten  Gestaltung  der  Ausgabewirtb- 
>ehaft  und  von  der  die  letztre  wieder  bedingenden  Organisation 
der  *>elb8tverwaltung  ab.  Danach  bestimmt  sich  vornemlich  die 
Wahl  der  Deckungsmittel,  nach  Art,  Höhe  und  finanz- 
technischer Einrichtung  derselben.    Daneben  macht  sich  für 
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die  Einnahmewirthschaft  speciell  aber  noch  die  gegebene  ge- 
schichtliche Entwicklung  geltend  und,  soweit  nur  für  die  freie 
Bewegung  des  einzelnen  Selbstverwaltungskörpers  ein  gewisser 
Spielraum  durch  die  Rechtsordnung  gegeben  ist,  wirken  Gesichts- 
punete  der  technischen  Zweckmässigkeit  und  überhaupt  alle  die- 
jenigen Factoren  hier  mit  ein,  welche  auch  im  Staatshaushalte  die 
Gestaltung  der  Einnahmewirthschaft,  besonders  bei  der  Wahl  der 
Steuern  und  Gebühren,  beeinflussen.  Die  Verschiedenheit  der 
Verhältnisse  zwischen  Staat  und  Selbstverwaltungskörpern  and 
wieder  zwischen  den  einzelnen  der  letzteren,  u.  a.  schon  die 
verschiedene  Gebietsgrösse,  der  Unterschied  in  der  vorherrschenden 
Erwerbsarbeit  (Stadt  —  Land,  Industrie,  Handel  —  Landwirtschaft) 
bedingen  dabei  natürlich  auch  rein  aus  dem  Zweckmässigkeit > 
gesichtspunete,  von  der  Rechtsfrage  abgesehen,  manche  Verschieden- 
heiten in  der  Wahl  der  Deckungsmittel. 

Die  Einnahmen  der  Selbstverwaltungskörper  lassen  sich  in 
zwei  Hauptclassen,  Beiträge  aus  Staatsmitteln  (ähnlich 
Beiträge  des  Körpers  höherer  Ordnung  aus  seinen  Mitteln  an  den 
kleineren  Körper)  und  selbständige  Einnahmen  eintheilen. 

1.  Beiträge  aus  Staatsmitteln  sind  in  verschiedener  Weise 
denkbar  und  in  der  Praxis  üblfeh. 

a)  Zunächst  in  der  Form  von  Zuschüssen  für  einzelne  Aus 
gaben,  in  festem  Betrage,  mit  der  und  der  bestimmten  Geldsumme 
oder  mit  veränderlichem  Betrage,  hier  wieder  so,  dass  etwa  ge- 
wisse Theile  einer  Ausgabe  vom  Staate,  andere  von  dem  betreffen- 
den Körper  gedeckt  werden  (z.  B.  Theilung  nach  persönlichen  und 
sachlichen  Kosten  einer  Einrichtung)  oder,  dass  der  Staat  die  ein 
gewisses  Maximum  Ubersteigende  Ausgabe  deckt  oder  in  anderer 
ähnlicher  Weise.    In  dieser  Art  wird  öfters  bei  dem  Schul-,  Wege-, 
Polizeiwesen  verfahren,  ähnlich  bei  den  Selbstverwaltungskörpern 
unter  einander,  z.  B.  im  Armenwesen  (Landarmen-  und  Ortsarmen- 
verbände).  Mancherlei  Modalitäten  und  Combinationen  sind  hier 
möglich  und  Verschiedenheiten  nach  den  Zwecken  der  Ausgaben 
auch  passend.    Der  leitende  Gedanke  muss  wieder  sein,  die  all- 
gemeinen Interessen  des  Staats  (und  Körpers  höherer  Ordnung) 
nnd  die  speciellen  des  Selbstverwaltungskörpers  (bez.  kleineren 
Körpers)  möglichst  in  Einklang  zu  bringen,  dem  organischen 
Zusammenhang  der  gesammten  öffentlichen  Einrichtungen  gemäss, 
sowie  die  Vertheilung  der  Lasten  möglichst  zweckmässig  und 
gerecht  zu  gestalten. 
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Hier  liegt  noch  ein  zukunftsreiches  Gebiet  finanzwirthschaftlicher  Ordnungen, 
»eiche»  man  in  neueren  \Y e g e gesetzen  (z.  B.  dem  oben  genannten  badi sehen) 
jweckmässig  auszubauen  begonnen  hat.  Wichtig  sind  solche  Einrichtungen  und  werden 
<a  immer  mehr  für  die  Deckung  der  Kosten  des  Schul-  und  Armen  Wesens,  wo 
•he  auf  diesem  Vertheilungsprincip  beruhenden  älteren  gesetzlichen  Vorschriften  viel- 
fach nicht  mehr  recht  genügen. 

b)  Eine  andere  Form  der  Beitrage  ans  Staatsmitteln  ist  eine 
regelmässige  feste  Dotation  an  die  Selbstverwaltungskörper, 
eben  „zu  Zwecken  der  Selbstverwaltung".  Solche  Dotation  kann 
passend  znr  Bestreitung  der  Überwiesenen  obligatorischen  Aus- 
gaben, namentlich  der  generell  überwiesenen  dienen.  Die  Be- 
stimmung der  Verwendung  im  Ganzen  erfolgt  durch  die  gesetz- 
lichen Normen  für  den  Wirkungskreis  der  Selbstverwaltung.  Die 
Verwendung  im  Einzelnen  erfolgt  nach  eigener  Anordnung  des 
betreffenden  Körpers  vorbehaltlich  des  allgemeinen  Oberaufsichts- 
rechts des  Staats.  Diese  Einrichtung  erleichtert  die  Durchführung 
der  Decentralisation  der  öffentlichen  Verwaltung  und  der  Organi- 
sation der  Selbstverwaltung  für  den  Beginn,  wo  es  den  Selbst- 
verwaltungskörpern an  eigenen  Einnahmen  fehlt  und  dieselben 
sich  nicht  sofort  zweckmässig  beschaffen  lassen.  Aber  auch  als 
dauernder  Beitrag  des  Staats  ist  eine  solche  Dotation  doch  unter 
der  Voraussetzung  passend,  dass  die  Einrichtung  der  Staatsein- 
nahmen, der  Besitz  von  Rentenobjecten  (Domänen,  Forsten,  Eisen- 
bahnen) und  das  Staatssteuersystem  grade  die  Beschaffung  dieser 
Mittel  Seitens  des  Staats  zweckmässiger  als  je  apart  für  sich  durch 
den  einzelnen  Selbst  Verwaltungskörper  erscheinen  lassen.  Das  trifft 
wohl  tbatsächlich  öfters  zu,  soweit  Steuereinnahmen  in  Betracht 
kommen  besonders  bei  geeigneter  Gestaltung  der  indirecten  Ver- 
hranchsbesteuerung ,  in  den  deutschen  Staaten  (Preussen)  grade 
auch  bei  dem  grossen  und  werthvollen  Domanialbesitz  des  Staats. 
Aber  ein  Maasshalten  mit  solchen  Dotationen  empfiehlt  sich  bei 
der  Verwandtschaft  der  öfters  in  einander  Ubergehenden  generell 
überwiesenen  und  freiwilligen  eigenen  Ausgaben  der  Selbstver- 
waltung doch,  —  um  so  mehr,  als  die  Auffindung  eines  ge- 
eigneten Schlüssels  oder  Maassstabes  für  die  Vertheilung 
der  Dotation  unter  die  einzelnen  Körper  ihre  begreiflicher  Weise 
erheblichen,  völlig  nicht  zu  lösenden  Schwierigkeiten  hat. 

Das  typische  Beispiel  für  die  Ausstattung  der  Selbstverwaltungskörpcr  mit 
btaatsdotationen  ist  die  neue  preussische  Gesetzgebung,  bes.  die  (iesetze  v.  30.  April 
1 S73  u.  S.  Juli  1875,  wo  sich  die  Schwierigkeit  der  Vertheilung  aber  auch  gezeigt 
tat  In  der  Beurtheilung  des  Dotationssystems  weiche  ich  zu  dessen  Gunsten  von  der 
2.  Auflage  (§.  46)  etwas  ab. 
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§.  50.  —  2.  Selbständige  Einnahmen.  Hierhin  können 
gehören  und  gehören  meistens  auch  thatsächlich  so  ziemlich  alle  die 
Einnahmen,  welche  sich  im  Staatshaushalte  vorfinden.  Doch  ist 
eine  einzelne  Einnahme  mitunter  mehr  Air  letzteren  oder  für  den 
Haushalt  eines  Selbstverwaltungskörpers  geeignet  und  durch  das 
öffentliche  Finanzrecht  ausschliesslich  oder  Uberwiegend  auch  wohl 
dem  Staate  vorbehalten.  Näheres  darüber  in  der  Lehre  von  den 
Einnahmen.  Die  drei  grossen  Kategorieen  der  ordentlichen  Ein- 
nahmen finden  sich  in  verschiedenem  Umfang  auch  im  Finanzwesen 
der  Selbstverwaltungskörper : 

a)  Privatwirthschaftliche  Einnahmen  („Erwerbsein- 
künftc")  aus  werbendem  Vermögen,  aus  Grundbesitz,  Kapital, 
Gewerbebetrieb  u.  s.  w.  Da  die  Provinzen  und  Kreise  vielfach 
erst  neuerdings  wieder  als  selbständige  politische  Körper  mit 
eigenem  Finanzwesen  organisirt  sind,  im  Unterschied  zu  den 
Ortsgemeinden,  so  fehlt  es  jenen  in  der  Regel  ganz  oder 
grösstentheils  an  solchem  Vermögen.  Die  etwa  ehemals  poli- 
tisch unabhängig  gewesenen  Landestheile  (Herzogtbümer,  Graf- 
schaften u.  s.  w.)  haben  ihr  altes  Vermögen  dieser  Art  an  den 
Staat,  der  sie  einverleibte,  Ubertragen.  Nur  in  einzelnen  Fällen 
ist  dies  neuerdings  anders  gehalten  worden.  Mit  der  Zeit  können 
auch  die  neuen  grösseren  Selbstverwaltungskörper  aber  manche 
Einrichtungen  gründen,  welche,  wie  Localbahnen  (fiir  Dampf-  und 
Pferde),  Transportcurse  (Omnibuswesen),  Creditanstalten  u.  s.  w., 
wenigstens  halb  privatwirthschaftlicher  Natur  oder  gemischt 
dieses  und  Gebührencharacters  sind  und  eine  Rente  abwerfen. 
Auch  hier  zeigt  sich  die  moderne  Technik  von  Einfluss. 

Das  Staats  vermögen  der  1866  neu  erworbenen  prcussisch<-u  Provinzen  ist 
preussisches  Staatsvennögen  geworden,  mit  wenigen  Ausnahmen,  so  z.  B.  was  den 
kurhess.  Staatsschatz  anlangt,  der  dem  communalständ.  Verband  des  K.-B.  Cassel 
verblieb  (preuss.  Erlass  v.  16.  Sept.  ISO"). 

b)  Gebühren  für  die  Benutzung  von  öffentlichen  Anstalten 
der  Selbstverwaltungskörper  und  Beiträge  der  nächsten  Inte 
ressenten  für  die  Errichtung  solcher  Anstalten.  Hier  steht  wohl 
noch  eine  bedeutende  Entwicklung  in  Aussicht,  je  mehr  man  von 
dem  Bestreben  abkommt,  eine  Menge  wichtige  gemeinnützige  Ein- 
richtungen der  Actiengesellschaft  zur  Ausbeutung  zu  Uberlassen, 
und  SR-  in  finanziell  oft  recht  vorteilhafter,  für  das  Gemeinwohl 
jedenfalls  günstigerer  Weise  auf  Rechnung  des  interessirten  Selbst- 
verwaltungskörpers  ausführt  und  betreibt. 
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c)  Eigentliche  Steuern.  Die  verschiedensten  Arten 
sind  bei  diesen  Körpern  ebenso  wie  beim  Staate  selbst  mög- 
lich ,  sind  anch  in  der  Geschichte  vorgekommen  und  kommen 
noch  jetzt  vor,  namentlich  directe  Steuern,  wie  Grund-,  Haus-, 
Mieth-,  Gewerbesteuer ,  Einkommen-,  Vermögensteuer  und  ander- 
seits indirecte  Verbrauchsteuern,  besonders  Thor- Accisen, 
Octrois,  Getränkesteuern  u.  a.  m.  Im  feudalen  und  im  ständischen 
Staate  war  die  Mannigfaltigkeit  der  Localsteuern  bei  fast  völliger 
finanzieller  Autonomie  der  Städte  in  diesen  eine  grosse,  wie  denn 
die  moderne  Besteuerung  in  den  Stadtgemeinden  zuerst  zur  Ent- 
wicklung kam.  Später  wurde  grade  mit  Rücksicht  auf  die  Inter- 
essen der  Staatsbesteuerung  diese  Autonomie  beschränkt,  städtische 
Abgaben  wurden  in  Staatssteuern  verwandelt  oder  mit  jenen  ver- 
banden (Accisewesen).  Auch  in  der  neueren  Zeit,  als  die  Städte 
wieder  politisch  selbständiger  und  die  Selbstverwaltungskörper 
höherer  Ordnung  neu  organisirt  wurden,  hat  der  moderne  Staats- 
iredanke und  das  Berücksichtigung  erheischende  Finanzinteresse 
des  Staats  regelmässig  (selbst  in  England)  gewisse  Beschränkungen 
des  —  überhaupt  nur  aus  dem  Staatssteuerrecht  abgeleiteten, 
bez.  übertragenen  —  Steuerrechts  der  Selbstverwaltungskörper 
in  Bezug  auf  die  Wahl  der  Steuerarten,  die  Form  der  Steuer- 
erhebung, die  Höhe  der  Steuersätze  und  die  einzelnen 
Artikel  der  Verbrauchsbesteuerung  festgehalten  oder  neu  gegeben. 
Das  Einzelne  darüber  gehört  noch  nicht  hieher. 

§.  51.  Zwei  allgemeinere  Fragen  betreffen  die  leiten- 
den Principien  des  Finanzwesens  der  Selbstverwaltung  gegenüber 
dem  Staate  und  seinem  Haushalt  und  sind  schon  hier  zu  erörtern, 
Demiich  einmal,  ob  die  Steuern  dieser  Körper  nur  Zuschläge 
zn  Staat s steuern  (oder  gewissen  Arten  derselben)  sein,  oder  ob 
es  gestattet  sein  soll,  eine  von  der  Staatssteuer  abweichende 
eigene  Besteuerung  durchzuführen;  sodann,  ob  die  Höhe  dieser 
Zuschläge  oder  der  eigenen  Steuern  jenen  Körpern  selbständig 
iür  sich  festzusetzen  erlaubt  sein  kann  oder  nur  mit  Staats- 
zustimmung muss  erfolgen  dürfen. 

Was  die  erste  Frage  anlangt,  so  hat  die  continentale 
Entwicklung  tiberwiegend  zu  dem  System  von  Zuschlägen  zu 
den  Staatssteuern,  vornemlich  zu  den  directen,  geführt,  was  sich 
geschichtlich  aus  dem  Untergang  der  Autonomie  der  früheren 
trrösseren  politischen  Körper  im  Staatsverbande  und  bei  den 
Gemeinden    aus   der    Unterdrückung   ihrer  Autonomie  erklärt. 
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Provinzen,  Kreise,  selbst  Gemeinden  wurden  hier  eben  vielfach 
zu  jenen  bloss  mechanischen  Verwaltungsabtheilungen  des  Staats- 
gebiets,  ohne  selbständiges  Leben,  herabgedrtickt.  Auch  bei  der 
neueren  Tendenz  der  Decentralisation  der  Staatsverwaltung  und 
der  Verwandlung  jener  mechanischen  Gebietsteile  in  politische 
und  wirtschaftliche  Organismen,  scheute  man  vor  den  Schwierig 
keiten  der  Einrichtung  eines  selbständigen  (autonomen)  Stcner- 
syBtems  meistens  zurtlck,  fürchtete  wohl  noch  mehr  dessen  Conflict 
mit  dem  Staatssteuersystem  und  wollte  überhaupt  Seitens  des  Staats 
die  Unabhängigkeit  der  Selbstverwaltungskörpcr  auch  nicht  zu 
gross  werden  lassen.  So  hat  man  vorwaltend  das  System  der  Zu 
schlage  zu  den  Staatssteuern  beibehalten  bez.  eingeführt,  dabei 
auch  wohl  die  Zuschläge  auf  gewisse  Staatssteuern  (directe  Real, 
Personal-,  einzelne  innere  Verbrauchsteuern)  beschränkt.  Anders 
ist  hier,  wie  in  so  vielen  Beziehungen,  die  Entwicklung  in 
England  gewesen.  In  Verbindung  mit  dem  geschichtlich  über 
kommenen,  inhaltsreichen  Selfgovernment  stand  und  steht  hier  ein 
entwickeltes  selbständiges  System  der  Communalbesteue 
rung  (local  taxation),  ohne  Verbindung  mit  der  Staatsbesteue 
rung,  allerdings  rechtlich  und  thatsächlich  wesentlich  beschrankt 
auf  directe  Realsteuern  und  einige  gebtihrenartige  Steuern. 
Auch  auf  dem  Continent  fehlt  es  nicht  an  einzelnen  besonderen 
Steuern  der  Selbstverwaltungskörper,  namentlich  der  Gemeinden 
(besondere  Mieth-,  Hundesteuer),  andere  „  L  u  x  u  s  steuern  u, 
eigene  Einkommensteuern,  namentlich  aber  eigene  städtische 
Octrois,  mit  gewissen  Beschränkungen  in  der  Wahl  der  Artikel 
(Frankreich,  Oesterreich,  Baiern,  Ausschluss  einzelner 
Artikel,  z.  B.  Salz,  Staats  -  zollpflichtige  Waaren,  so  meist  in 
Deutschland).  Aber  diese  Fälle  bilden  gegenüber  den  Zu 
schlagen  doch  die  Ausnahme.  Die  neue  preuss.  Communalfinaoi 
Statistik  hat  übrigens  den  Beweis  geliefert,  dass  mehr  oder  weniger 
von  den  Staatssteuern  abweichende  Einkommen-,  andere  besondere 
Personal-  und  Realsteuern  in  Städten  und  Landgemeinden  doch 
noch  viel  häufiger  sind,  als  man  annahm. 

Für  die  Entscheidung  der  Frage  in  principieller  Hinsicht  sind 
wohl  die  Stenern  zur  Deckung  der  überwiesenen  von  denjenigen 
zur  Deckung  der  eigenen  freiwilligen  Ausgaben  zu  trenneD. 
Wie  für  jene  die  Staatsdotationen,  so  können  für  sie  auch  djj 
Zuschläge  zu  Staatssteuern  besonders  in  Betracht  kommen.  AbJ 
schon  für  einen  Theil  der  generell  überwiesenen  und  mehr  ncJ 
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tär  die  freiwilligen  Ausgaben  erscheint  doch  ein  eigenes  Steuer- 
system der  Selbstverwaltung  als  finanzielle  Consequenz  des  Wesens 
der  letzteren.  Freilich  kann  von  einer  völligen  Autonomie  in 
Bezug  auf  dies  Steuersystem  ebenso  wenig  wie  sonst  in  der  Selbst- 
verwaltung die  Rede  sein.  Dies  widerspricht  dem  modernen 
Staatsgedanken  und  dem  Begriff  der  Souveränetat  des  Staats  und 
bei  der  Wahl  wie  bei  der  Höhe  der  Steuern  muss  die  Rücksicht 
auf  die  Staatssteuern  maassgebend  bleiben.  Aber  nur  ein  be- 
sonderes Steuersystem  kann  sich  den  Wirtbschattsvcrhältnissen 
der  einzelnen  Landestheile  und  den  speciellen  Aufgaben,  welche 
gerade  die  Selbstverwaltungskörper  statt  des  Staats  ausfuhren 
sollen,  richtig  anpassen.  Für  das  Steuersystem  dieser  Körper 
müssen  die  Sonderverhältnisse  der  Landestheile  ebenso  mit 
maassgebend  sein  als  für  das  S  t  a  a  t  s  Steuersystem  die  all- 
gemeinen Verhältnisse  des  ganzen  Landes  verglichen  mit 
anderen  Ländern.  Im  System  der  Zuschläge  wird  gegen  diese 
Anforderung  Verstössen.  Eine  Selbstverwaltung,  welche  auf  dieses 
System  allein  finanziell  basirt  ist,  wird  daher  ebenso  wie  diejenige, 
welche  sich  bloss  auf  Staatsdotationen  stützt,  ihren  Zweck  in 
einer  wichtigen  Beziehung  wenigstens  nicht  genügend  erreichen. 
Vollends  aber  ein  grundsätzlicher  Ausschluss  von  besonderen 
Steuern  aus  dem  Steuersystem  der  Selbstverwaltungskörper,  zumal 
der  Gemeinden,  ist  zu  verwerfen,  als  dem  Zweck  der  ganzen 
Einrichtung  der  Selbstverwaltung  widersprechend.  Wird  zwischen 
den  einzelnen  Körpern  unterschieden,  so  erscheint  das  Zuschlags- 
system noch  am  Wenigsten  bedenklich  bei  den  dem  Staate  selbst 
ähnlichsten  Körpern,  daher  bei  den  Provinzen  und  zum  Theil 
noch  bei  den  Kreisen,  immer  bedenklicher  dagegen  bei  den 
kleineren  Verbänden,  daher  vor  Allem  bei  den  Gemeinden. 
Denn  hier  verlangen  die  aparten  Lo cal Verhältnisse  immer  mehr 
Berücksichtigung,  wie  es  denn  z.  B.  in  der  Gemeinde  am  Leich- 
testen stenertechnisch  möglich  und  zugleich  hier  am  Dringendsten 
eine  Forderung  der  Steuerpolitik  wird,  besondere  Steuern  Denen 
aufzuerlegen,  welche  an  den  öffentlichen  Einrichtungen  und  Ver- 
wendungen aller  Art  wenigstens  indirect  den  meisten  Nutzen 
haben,  wie  die  Grund-  und  Hauseigenthümer  (G.  §.  76—81, 
352—362).  Auf  diese  Weise  wird,  soweit  dies  überhaupt  in 
Zwangsgemeinwirthschaften  möglich  und  zulässig  ist  (G.  §.  158), 
hier  durch  ein  besondres  Steuersystem  das  Princip  von  Leistung 
and  Gegenleistung  (Fin.  II,  §.  423,  424)  mehr  durchgeführt.  Für 
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die  Wahl  der  eigenen  Localsteuern  wird  sieh  der  Staat  nur  ein 
Zustimm ungs recht  und  gewisse  Steuern  wird  er  sich  passend 
allein  vorzubehalten  haben.  Diese  Schranken  der  Steuer- 
autonomie sind  nothwendig,  aber  in  Verbindung  mit  Vorschriften 
über  die  Höhe  der  Localsteuern  auch  genügend. 

Im  Allgemeinen  sind  für  unsere  Länder  heutzutage  im  Interesse  des  freien 
Verkehrs  besonders  eigene  indirecte  Abgaben,  wie  Thoraccisen  und  beim  Produ- 
centen  erhobene  Verbrauchssteuern,  der  Selbstrerwaltungskörpcr  hier  auszuschlicssen 
oder  nur  ausnahmsweise  und  mit  besonderer  Vorsicht  zu  gestatten.  Eher  sind  bei 
solchen  Steuern  Zuschläge  zu  deu  betreffenden  Staatssteuern  zulässig,  aber  auch 
mit  Ausnahmen  nach  Artikeln  (z.  B.  nicht  bei  Salz,  wohl  bei  Getränken).  Eigene 
Verkehrssteuern  (Fin.  II,  §.  467  II.  können  ebenfalls  nur  ausnahmsweise  pestattet 
werden,  auch  Zuschläge  zu  den  Staats- Verkehrssteuern  gewöhnlich  nicht  (Ausnahmen 
bei  Besitzwcchselabgaben  vom  Charactcr  der  Steuer  auf  Coujuncturcngewinn,  Fin.  II. 
§.  470  ff.).  Das  Hauptgcbiot  der  selbständigen  und  der  Zuschlagsbesteuerung  der 
Selbstverwaltung  ist  die  dircetc  Besteuerung:  die  selbständige  besonders  in  der 
Form  eigener  Ertrags-,  namentlich  ltealsteucrn,  die  Zuschläge  bei  den  Staate- 
Ertrags-  und  Realsteuern  und  ausschliesslich  bei  etwaigen  Staats- Einkommensteuern. 
Ein  doppeltes  Staats-  und  Communalsystem  der  Ertrags-,  Realsteuern  ist  allen- 
falls zulässig;  bei  der  Einkommensteuer  jedoch  nicht.  Die  Basis  derselben  muss 
eine  einheitliche  sein.  Dagegen  Verstössen  in  Preussen  die  bestehenden  Steuer- 
einrichtungen, wie  die  neuo  Fiuanzstatistik  der  Gemeinden  zeigt,  noch  vielfach.  Die 
Realsteuero  als  eigene  Steuern  eignen  sich  prineipieü  und  technisch  am  Besten  für 
die  Sclbstverwaltungskörper,  wenn  auch  die  übliche  englische,  in  Deutschland  von 
(ineist  (mit  Ausnahmen^  und  von  Nationalökonomen  der  Frcihaudelschule  (Fauchen 
vertretene  aussrhiessliche  Beschränkung  dieser  Körper  auf  solche  Steuern  zu 
weit  geht.  (Vgl.  Fin.  II.  §.  465,  466.  523-531.  auch  Wagner.  Abh.  Directe  Steuern 
in  Schömbergs  Handbuch  II.)  Die  neuen  preuss.  ( 'ommunalsteucrentwürfe  (so  v.  1S77' 
wollen  nur  Zuschläge  zu  den  directen  Staatsstcuem,  gar  keiuo  eigenen  directeu  Steuern 
zulassen:  das  wäre  selbst  bedenklich,  wenn  die  directe  Staatsbesteuerung  in  Preussen 
besser  wäre  (Grundsteuer,  Gewerbesteuer.  Classonsteuer!),  bei  der  Beschaffenheit  dieser 
Steuern  ist  es  gewiss  nicht  räthlich. 

Die  Bestimmung  der  Höhe  der  selbständigen  wie  der  Zu- 
schlagslocalsteuern  wird  bei  uns  auf  dem  Continente  regelmässig 
nicht  den  Selbstverwaltungskörpern  ganz  allein  überlassen,  sondern 
stets,  jedenfalls  aber  wenn  ein  gewisses  gesetzliches  Maximum 
Uberschritten  werden  soll,  bis  zu  welchem  sich  der  betreffende 
einzelne  Körper  frei  bewegt,  an  die  Staatsgenehmigung  ge- 
knüpft (Preussen).  Das  erscheint  auch  passend,  weil  sonst  die 
Zwecke  jener  Körper  zu  weit  ausgedehnt  werden  könnten  und  die 
Staatsbesteuerung  leicht  unter  zu  hoher  Localbesteuerung  zu  leiden 
vermöchte.  Je  besser  aber  die  Organisation  der  Selbstverwaltung 
und  besonders  die  Einrichtung  einer  wirksamen  Finanzcontrole 
durch  eigene  Vertretungen  in  ihr  selbst  gelingt,  desto  freieren 
Spielraum  kann  der  Staat,  wie  in  der  Wahl  so  in  der  Höhe  der 
Localsteuern  jenen  Körpern  gewähren.  (S.  unten  §.  54  ff.  über 
Preussen). 
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§.  52.  —  d)  Eine  letzte  ausserordentliche  Einnahmequelle 
ist  die  Veränsserung  von  Vermögensbestandtheilen  der  Selbst- 
verwaltungskörper, »besonders  von  ertraggebendem  Grund  ver- 
mögen, und  namentlich  die  Aufnahme  von  Schulden.  Für 
solche  (zumal  grössere  und  Grundbesitz  betreffende)  Veräusserungen 
gelten  in  principieller  Hinsicht  ziemlich  dieselben  Kegeln  wie  für 
Veräusserung  von  Staatsgut  (Domänen  u.  s.  w.),  wofür  auf  die 
späteren  Abschnitte  zu  verweisen  ist.  Gewöhnlich  ist  bei  uns  die 
Veräusserung  von  Grundeigentum,  auch  wohl  von  Kapitalver- 
mögen an  die  Staatsgonehmigung  gebunden  (Preussen).  Die 
Aufnahme  von  Schulden  unterliegt  principiell  einer  ähnlichen 
Beurtheilung  wie  beim  Staate.  Sie  hat  weniger  Bedenken,  weil 
die  Schulden  hier  gewöhnlich  zur  Herstellung  wich- 
tiger gemeinnütziger,  oft  zugleich  einen  Ertrag  zur 
Deckung  der  Zinsen  und  wohl  noch  Ueberschüsse  darüber 
hinaus  gebender  Anstalten  und  Einrichtungen  halb 
privatwirthschaftlichen ,  halb  Gebübrencharacters  dienen  (Gasan- 
stalten, Wasserwerke,  Cloakenwesen ,  Markthallen  u.  s.  w.)  — 
häufiger  als  dies  beim  Staate  der  Fall  ist.  Denn  letzterer  nimmt 
vornemlich  zur  Durchführung  des  Hechts-  und  Machtzwecks,  die 
.Selbstverwaltungskörper  dagegen  meist  nur  für  Cultur-  und  Wohl- 
tahrtsinteressen  Schulden  auf.  Es  ist  daher  auch  nothwendig, 
fliesen  Körpern  die  betreffende  Ermächtigung  gesetzlich  zu  gewähren, 
weil  sie  viele  Aufgaben  nur  oder  doch  am  Besten  durch  Aufnahme 
von  Anleihen  ausführen  können.  Die  Staatsgenehmigung 
in  jedem  einzelnen  Falle  erscheint  dabei  zur  Controle  und  um  für 
später  übermässige  Belastung  der  Bevölkerung  zu  verhüten  ge- 
boten (Preussen). 

Von  allen  Selbstverwaltungskörpern  sind  die  Gemeinden 
nicht  nur  die  ältesten  und  diejenigen,  welche  doch  von  Alters  her 
eine  gewisse  Selbständigkeit  und  auch  eine  gewisse  finanzielle 
Autonomie  sich  fast  Uberall  durch  alle  Zeit  hindurch  erhalten  haben,  — 
sie  sind  auch  heute  noch  die  wichtigsten  dieser  Körper.  Sie 
haben  vielfach  noch  ein  eigenes  Grundvermögen  („Kämmerei- 
güter" der  Städte),  oft  seit  unvordenklicher  Zeit,  etwa  ein  Rest 
des  ursprünglichen  Gemeineigenthums,  das  später  zum  Corpo- 
rations  vermögen  der  Gemeinde  wurde  und,  wie  die  Staats- 
domänen behandelt,  Erträge  zur  Deckung  der  Gemeindcausgaben 
abwirft.  Daneben  aber  wird  grade  neuerdings,  mit  den  immer 
grösseren  Anforderungen,  welche  an  die  Gemeindeverwaltung,  zu- 
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mal  der  Städte,  herantreten  das  Gebühren-  und  Steuerwesen 
für  die  Gemeinden  immer  wichtiger.  Jenes  im  Anschluss  an  jene 
noch  einer  bedeutenden  Ausdehnung  fähigen»  und  im  öffentlichen 
Interesse  selbst  zu  Ubernehmenden  mehrfach  erwähnten  „gemein- 
nutzigen öffentlichen  Anstalten  und  Einrichtungen",  welche  vor 
Allem  Gemeindesache  passend  sind.  Und  zwar  je  mehr  grade 
die  Gemeinde  ihrer  Natur  nach  den  Character  einer  Gemeinschaft 
fttr  die  Befriedigung  localer,  auch  der  materiell-wirthsebaft 
liehen  Sphäre  angehöriger  Gemeinbedürfnisse  hat  und  je  mehr 
sie  wegen  der  Fortschritte  der  Technik  erfolgreich  hier  statt 
der  Privatwirthschaften,  d.  h.  meistens  der  speculativen  Erwerbs 
(Actien)  Gesellschaften  ökonomisch-technisch  befähigt  ist,  Aufgaben 
zu  Ubernehmen  (so  namentlich  auch  im  örtlichen  Communi 
cationswesen)  und  gut,  im  Interesse  des  Gemeinwohls  und 
ihrer  Finanzen,  auszuführen.  Ein  umfassendes  örtliches 
Besteuerungsreebt,  auf  dem  Gebiete  der  selbständigen  wie 
der  Zuschlagsbesteuerung,  bedarf  aber  schliesslich  grade  die  Ge 
mein  de  am  Meisten,  sowohl  um  ihren  sich  stets  vermehrenden 
öffentlichen  Aufgaben  nachzukommen,  als  um  die  öffentlichen  Lasten 
möglichst  zweckmässig  und  gerecht  zu  vertheilen.  Für  die  Regelung 
der  finanziellen  Autonomie  der  Gemeinden  und  des  grade  ihnen 
gegenüber  freilich  noch  besonders  wichtigen  staatlichen  Oberaul- 
sichtsrechts  wird  gewöhnlich  auch  heute  noch  passend  zwischen 
Stadt-  und  Landgemeinden  unterschieden  und  namentlich  der 
modernen  Grossstadt  eine  freiere  Bewegung  für  die  Gestaltung 
ihrer  Haushaltung,  mit  scharfer  Controle  durch  richtig  organi- 
sirte  städtische  Vertretungskörper  gegeben  werden  müssen. 

D.  Finanzwesen  der  Selbstverwaltung  in  einigen 
Staaten. 

§.  53.  Die  britischen  Verhältnisse  sind  immer  noch  prac 
tisch  besonders  wichtig  und  geschichtlich,  öffentlich-rechtlich  wie 
finanzpolitisch  auch  allgemein  besonders  lehrreich,  freilich  in  ihrem 
chaotischen  Zustande  nichts  weniger  als  mustergiltig,  vielfach  dario 
wahrhaft  abschreckend.  Für  die  Selbstverwaltung  der  Körper 
höherer  Ordnung  hat  die  neue  preussische  Gesetzgebung 
grosse  Bedeutung  und  verdient  sie  am  Meisten  Beachtung,  neben 
ihren  Vorläufern  in  anderen  deutschen  Ländern  und  ihren  Nach 
folgern  in  einigen.  Die  französische  Gesetzgebung  ist  in  den 
formellen  Puncten  hier  wie  sonst  vorzüglich,  wenn  sie  auch 
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sachlich  am  Wenigsten  den  neueren  Anforderungen  an  eigentliche 
.^Selbst  Verwaltung*'  entspricht. 

Ein  speciellcs  Eingehen  auf  alle  Einzelheiten  widerspricht  dem  Character 
aml  Zweck  dieses  Werks.  Die  allgemeine  verwaltungsrechüiche  und  die  finanzielle 
Seite  des  (Jegenstands  hingen  auch  —  namentlich  in  England  —  so  eng  zusammen. 
Ja»  »'ine  genauere  Darlegung  des  concreten  Finanzwesens  der  Selbstverwaltung 
ü)  einem  Staate  fast  zu  einer  Darlegung  der  Organisation  und  des  gesamniten  Vcr- 
ultonesrcchts  der  Selbstverwaltung  selbst  werden  muss.  Wir  müssen  uns  hier  auf 
eine  Ürientirung  Uber  die  finanz wirthschaftlichen  Hauptpuncte  beschränken, 
»eiche  für  unsere  Zwecke  auch  genügt.  Manches  Weitere  später  in  der  Lehre  von 
Jen  Ausgaben  und  Einnahmen. 

1.  Für  England  sind  die  einschlagenden  Werke  Gn  ei  st 's  auch  in  Bezug  auf 
die  finanzielle  Seite,  besonders  das  Steuerwesen  der  Selfgovernment  ^die  sogen,  local 
•nes'  vornemlich  hervorzuheben.  So  sein  englisches  Vcrwaltrecht,  2.  B  2.  A.  Berl.  l*>f»7. 
vlfgovernment  in  England,  3  A.  Herl.  1871  (bes.  Buch  1,  Kap.  2  u.  3,  auch  §.  98, 
152.  104),  engl.  Vcrfass.geschichtc  Berl.  1882  (bes.  S.  067  lf.);  mehrfach  auch,  für 
Ji*  Vergleiche  mit  englischen  Dingen,  Gn  eist 's  verwaltungsrechtliche  und  verwaltungs- 
i»hti?<'he  Schriften  über  preussischc  u.  deutsche  Vcrhiiltnisse  (s.  u.).  Vielfach  Einzelnes 
Wi  Stein  in  dem  grösseren  W  erk  über  Yerwalt.lehre  u.  in  di  r  Fin.wiss.  I  a.  a.  0; 
*ute  Abrisse  über  die  Organisation  des  Selfgovcrnment  geben  Ernst  Meier,  Abb. 
Verwaltrecht,  in  Holtzcndorll's  Encycl.  3.  A.  S.  933,  4.  A.  S.  1141,  Georg  Meyer 
in  Schflnberg's  Handb.  II.  487  (beide  mit  weiteren  Liter.angaben).  S.  sonst  u.  A. 
Knies,  engl.  Armenpflege,  Berl.  1803,  ders.  Gemeindesteuern  in  England,  2  Art. 
ia  «J.  Tab.  Ztschr.  1655.  Keport  of  the  poor  law  comiuission  on  local  taxatiou  3  \ol. 
Und.  1844,  Auszug  daraus  in  the  local  taxes  of  the  United  Kiugdom,  Loud.  1840, 
Utp.  on  local  taxat.  1S70,  desgl.  1S75  <von  (löschen)  u.  neuere  Keports  über  Armen- 
*esen.  Statistik  f.  1*73  74  (Hauptposten'f  im  Statist,  abstract  f.  1878,  p.  7.  Palgrave 
i.  Scott  Aufsätze  im  Joum.  of  th<-  stat.  soc.  of  London  1871.  Cobdcn  club  essays, 
Ioc.  governm.  a.  taxat..  1S75  (über  England  u.  die  wichtigsten  andren  europ.  Staaten), 
v.  Czörnig,  österr.  Budget  I,  104  II.  de  Parieu,  iinpöts  IV,  230.  Fisco  et  van 
der  Straeten,  instit  et  taxes  locales  du  ruy.  uni  2.  ed.  Par.  1SG3.  Lcroy-Beau- 
üeu,  l'administr.  locale  en  France  et  en  Angleterre,  Par.  (1872),  ders.  traitc  de  tin. 
I.  Üvre  2,  ch.  15,  Bödikcr,  Cxmiinunalbcsteucrung  in  England  u.  Wales,  Berl.  1873 
s-barfe.  aber  treffende  Nachweisung  der  grossen  Missstände,  bes.  mit  Gncist's  zu 
leninistischer  ßeurtheilung  des  leitenden  Grundsatzes  der  engl.  Communalbestcucrung 
zu  vergleichen).    M.  Block,  les  communes  et  la  libertc  Par.  187G,  p.  04  Hl 

England  fehlen  Landgemeinden  im  continentalcn  Sinn  des  Worts,  die  sogen. 
Städte  sind  nur  zum  kleineren  Thcil,  der  Zahl  nach,  Städte  mit  eigentlicher  Stadt- 
Erfassung  \die  sogen,  inunicipal  boroughs),  die  grosse  Mehrzahl  sind  nur  „Local- 
'lisrricte".  welche  durch  eino  für  einige  Localzwccke  fungirende  Behörde  einheitlich 
/u>ammengcfasst  werden.  Die  unterste  Localverwaltungseinhcit  ist  das  Kirchspiel, 
auch  die  Städte  bilden  eigentlich  nur  eine  Vereinigung  von  Kirchspielen,  die  Graf- 
schaften stellen  den  Selbstvcrwaltungsköri>er  höherer  Ordnung  dar,  dem  es  aber 
*ö  einer  förmlichen  Organisation  fehlt.  Für  Specialzwccke  sind  dann,  besonders 
m  neuerer  Zeit,  verschiedenerlei  Verbände  gebildet,  so  namentlich  die  unions  für 
die  Verwaltung  des  Armen wesens,  bez.  für  die  Tragung  eines  llaupttheils  der  Lasten 
<le*dben,  Districte  für  die  Gesundheitsvcrwaltung.  für  das  Wegewesen  u.  a.  m. 

Innerhalb  dieser  Kirchspiele,  Verbände,  Grafschaften  werden  nun  regelmässig 
for  gesetzlich  bestimmte  Zwecke  gesetzliche  bestimmte  Steuern 
—  ..Zwecksteuern1'  —  erhoben  und  verwendet.  Diese  Erhebung  und  Ver- 
wendung von  Localsteucrn  durch  eigene  Organe  bildet  das  Selfgovcrnment  in  finanz- 
wirths< haftlicher  Beziehung.  Die  finanzielle  Autonomie  der  einzelnen  „Körper" 
(soweit  dieser  Ausdruck  hier  zulässig  isti  ist  aber  eine  engbeschränkte ,  im  Puncte 
ti-r  Wahl  der  Stcuerart  und  des  Verwendungszwecks  fehlt  sie  grosscuthcilä  ganz. 
I^r  eigene  (selbständige >  Wirkungskreis  uud  damit  das  Gebiet  der  faculUtiven 
Ausgaben  ist  nemlich  enger  bemessen,  als  in  Deutschland,  selbst  in  den  Städten 
mit  Stadtverfassung.    Die  Erhebung  von  Steuern  für  die  betreffenden  Aufgaben  und 
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Ausgaben  dieses  Wirkungskreises  erfolgt  nur  auf  Grund  einer  allgemeinen  gesetzlichen 
Ermächtigung  des  einzelnen  Körpers,  für  die  und  die  generell  angegebenen  Zwecke 
Steuern  erbeben  zu  dürfen.  Die  Autonomie  beschränkt  sich  dann  darauf,  von  der 
Ermächtigung,  einen  solchen  Zweck  sich  anzueignen  und  Steuern  dafür  zu  erheben. 
Gebrauch  zu  machen.  Mitunter  handelt  es  sich  hier  aber  um  Dinge,  welche  der 
Staat  im  öffentlichen  Interesse  sicher  ausgeführt  zu  sehen  wünscht.  Kommt  der  be- 
treuende Körper,  wie  es  öfters  geschehen  ist,  nicht  freiwillig  dem  nach,  so  wird  er 
auch  wohl  gesetzlich  genöthigt,  die  Aufgabe  zu  übernehmen,  also  die  Autonomie  noefc 
mehr  beschränkt  (so  im  Gesundheitswesen).  Dadurch  geht  auch  ein  solcher  Gegen- 
stand in  das  Hauptgebiet  der  englischen  Selbstverwaltung  in  den  „Übertragenen" 
Wirkungskreis  mit  überwiesenen  Ausgaben  über.  Hier  beschränkt  sich  die 
finanzielle  Autonomie  vollends,  auch  in  Betreu"  der  Höhe  der  Ausgaben  und  der 
dafür  zu  erhebenden  Steuern ,  indem  diese  Höhe  eben  in  der  Hauptsache  durch  dei> 
vorgeschriebenen  Zweck  schon  bedingt  ist.  Bei  dem  Ineinanderlaufen  und  Sich- kreuzen 
der  Competenzen  der  einzelnen,  einem  oder  einigen  Zwecken  dienenden  Localbehörden 
boards),  bei  dem  Mangel  einer  centralisirten  Localverwaltung  selbst  in  den  Städten 
sind  diese  Zustände  nach  dem  eigenen  Ausdruck  britischer  Practiker  und  Staatsmann- 1 
(so  namentlich  Göschen' s  in  scineu  Urtheilen  über  Localverwaltung)  „wahrhaft 
chaotisch".  Durch  das  System  von  Specialsteuern,  bez.  von  bestimmten  festen  Steuer- 
beträgen für  die  Deckung  von  Specialaufgaben,  ohne  ordentlichen  Gesammtetat  unJ 
im  Wesentlichen  ohne  tJcbertragungen  zwischen  den  verschiedenen  spccialisirten  Ab- 
gaben und  den  Steuern  dafür,  wird  dieses  Chaos  im  Gebiet  der  Besteuerung  noch 
gesteigert.  Auch  die  Finanzstatistik  leidet  darunter  sehr  und  ist  absolut  vollständig 
kaum  zu  beschaffen.  Die  Weitläufigkeit  und  die  Kosten  der  Oomniunalverwaltani.- 
(200,000  Beamte  in  England)  steigen  dadurch  stark.  Genugend  eingerichtet  sind  die 
Vertretungsorgane  der  Besteuerten  in  Kirchspiel,  Union,  District  ebenfalls  nicht,  in 
der  Grafschaft  fehlen  sie  ganz.  Aber  der  einzelne  Besteuerte  ist  wirksam  durch 
die  gesetzliche  Begrenzung  des  Localstcuerrechts  geschätzt,  indem  er  nur  sower 
besteuert  werden  darf  und  zu  seinem  Schutze  die  Gerichte  anrufen  kann. 

Die  Communalbesteuerung  hat  sich  geschichtlich  auf  das  Engste  an  die  Armen* 
ateuer  (poor  rate)  aus  der  Zeit  Elisabeth's  (43  Eliz.  c.  2.  v.  1601)  angeschlossen  und 
im  Wesentlichen  dieselbe  rechtliche  und  thatsächliche  Entwicklung  wie  diese  Stet»  r 
gewonnen.    Unter  dem  Namen  „Armensteuer*'  wird  die  Hauptmasse  der  gesammten 
Localsteuem  erhoben,  nicht  nur  für  die  Deckung  der  den  Kirchspielen,  jetzt  grossen- 
theils  den  Unions  obliegenden  Armenlast,  —  übrigens  immer  noch  der  Hauptzweck  — 
sondern  auch  für  zahlreiche  andere,  gesetzlich  bestimmte  Specialzwecke.  Daneben 
kommen  Steuern  unter  anderem  Namen  vor,  dieselben  werden  theils  rechtlich,  theil? 
wenigstens  thatsächlich  auch  nach  dem  Massstab  der  Armensteuer,  höchstens  mit 
einzelnen  kleinen  Abweichungen  davon,  erhoben,  was  die  steuerpflichtigen  Sobjecte 
und  Objecto  betrifft,  so  besonders  die  wieder  einer  Menge  Specialzwecken  dienende 
Grafschaftsteuer  (couuty  rate),  die  Wegesteuer  und  eine  ganze  Anzahl  sonstig 
„rates"  für  Specialzwecke  (s.  Gneis t,  Selfgovernm.  3.  A.  Kap.  3,  mit  grossem  Detail 
u.  Statistik,  auch  Bödiker  a.  a.  0.).    Der  feste  Grundsatz  dieser  Besteuerung  ist 
dass  sie  auf  dem  in  dem  betreffenden  örtlichen  Gebietstheil  liegenden  Realbesit.. 
der  visible  profitable  property  in  the  parish  ruht,  eine  aus  dem  Armen- 
gesetz  von  1601  herrührende,  in  bestimmter,  nunmehr  unbestrittener  Weise  ausgelegt.' 
Vorschrift    Demnach  sind  die  Steuerobjecte:  Landereien  aller  Art  und  Benutzungv 
weisen,  auch  Kohlenbergwerke  (nicht:  andere  Bergwerke),  Häuser,  Zehnten,  »er 
käuflicher  Niederwald  (nicht:  Hochwald).    Zu  den  Häusern  gehören  Wohnhiu*r 
wie  Gi  werksgebäude  aller  Art    Das  steuerpflichtige  Subject  für  diese  Objecto  ist  ibd 
nicht  der  Eigenthümer  an  sich,  sondern  der  nutzniessende  Inhaber  (occupier* 
daher  eventuell  statt  des  Eigentümers  der  Miether,  Pächter  u.  s.  w.,  —  ein  Princilu 
das  neuerdings  (seit  IM  9  zuerst,  dann  noch  ausgedehnt)  aber  für  kleine  Miethgron'M 
stucke  v  erlassen  worden  ist,  indem  hier  der  Eigenthümer  statt  des  Miethers  im  Iuter  • 
leichterer  Erhebung  der  Steuer  zum  Pflichtigen  gemacht  worden  ist  ^System  d« 
„compounding   the  rates",  für  c  %  der  steuerpflichtigen  Wohnungen  in  Knm 
(S.  Gneis  t,  Selfgovernm.  §.  24  S.  143  ff.).   Die  nicht  -  grundbesitzendo  Bevölkerung 
ist  also  nur  durch  diese  hier  als  Mietb-  und  Pachtsteuer  zu  characterisirende  ReiH 
besteuerung  mit  Localsteuem  belastet.  Wer  die  letzteren  trägt,  hängt  von  den  UebeH 
wälztmgsverhältnissen  ab:  beim  ländlichen  Grundbesitz  doch  wohl  oftmals  der  Ei^i-i 
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ihomer,  indem  die  Pachtrente  um  die  Steuer  verringert  wird.  Die  kapitalbesitzende 
BeTöllerung  wird  ausser  auf  diesem  Wege  der  Mieth-  und  Pachtsteuer  durch  die 
Uodsteuer  auf  die  Fabriken  u.  dgl.  m.  und  auf  den,  meist  hoch  abgeschätzten  Boden, 
reicher  zu  Communicationen  (Eisenbahnen)  und  zu  verschiedenen  sonstigen  technischen 
u  ht-landwirthschaftlichen  Zwecken  dient,  initgetroflen.  Eine  Ueberlastung  des  Grund- 
\*äitits  durch  die  Localsteuern  ist  gleichwohl  kaum  zu  verkennen.  Gne ist's  eifrige 
Morwortun^  dieses  englischen  Systems,  das  er  in  den  Grundzügen  selbst  für  Deutsch- 
land empfiehlt,  geht  zu  weit.  So  sehr  man  die  Belastung  des  Realbesitzes  grade 
fa  Communalzwecke  auch  aus  wirthschaftlichen  Gründen  als  berechtigt  zugeben  darf 
end  sie  selbst  vorzugsweise  verlangen  muss  (s.  Fin.  II  §.  423,  424),  so  ist  doch  die 
>  :hiblone  „den  Communen  Rur  die  Realsteuern"  zu  eng  und  z.  Th.  falsch.  Weiteres 
in  der  Steucrlehre.  —  Ausser  diesen  directen  Steuern  kommen  unter  den  eng- 
iivhen  Localsteuern  noch  mancherlei  Gebühren,  gebührenartige  Steuern,  Hafen- 
gelder o.  dergl.,  auch  ältere  Accisen  und  Stadtzöllc  (London,  u.  A.  auf  Kohlen,  Wein) 
tot.  Aber  die  personale  Einkommensteuer,  die  Grenzzölle,  die  grossen  inneren  Ver- 
brauchsteuern (Malz,  Spirituosen)  hat  der  Staat  sich  vorbehalten.  Neuerdings  hat 
sich  jedoch  zur  Erleichterung  der  Laston  der  Localsteuern  und  zur  leichteren  Durch- 
führung neuer  den  Verbänden  aufgetragener  öffentlicher  Aufgaben  das  System  der 
Staatszuschüsse  für  Specialzweckc  (§.  49)  in  England  immer  weiter  ausgedehnt. 
iHes  schliesst  bei  dem  Character  der  britischen  Staatseinnahmcwirthschaft  eine 
Verwendung  auderer  als  blosser  Realsteuern  für  die  Kosten  der  Selbstverwal- 
nug  ein. 

Die  einzelnen  Aufgaben,  welchen  die  einzelnen  Localsteuern  gesetzlich  dienen, 
sind  zum  Theil  ausserordentlich  specialisirt,  was  wieder  den  Vergleich  mit  continentalcn 
Verhältnissen  sehr  erschwert  (Reichstes  Detail  bei  Gneist,  Selfgovernm.  S.  117  IT.). 
Ia  der  Hauptsache  dient  die  Grafschaftssteuer  (county  rate)  zur  Deckung  der 
'Orients-  und  Polizeikosten  (7  ältere  Haupt-  und  an  40  neuere  Nebenzwecke, 
o.  A.  auch  f.  Erhaltung  der  Grafschaftsbrücken,  der  Irrenhäuser  der  Grafschaft) ;  die 
städtische  Steuer  (borough  rate)  ebenfalls  für  Gerichts-  und  Polizei- 
posten u.  allgemeine  Verwaltungskosten  (Besoldungen  der  Beamten);  die  Armen - 
'teuer  für  die  Bestreitung  der  den  Kirchspielen  und  Sammtgcmeindcn  (Unions) 
gesetzlich  aufliegenden  Kosten  der  öffentlichen  Armenpflege  u.  für  eine  wachsende 
Anzahl  Nebenzwecke,  welche  auf  Kosten  dieser  Körper  auszuführen  sind  (o.  A.  Constabler- 
dtöttst,  Impfwesen,  Civilstandsregister) ;  die  Wegesteuer  für  die  öffentlichen  Strassen 
)d  Stadt  und  Land  (subsidiär  auch  für  Chaussee- Erhaltung,  für  Chausseebau  sonst 
besondere  Verwaltungen,  die  sog.  tnrnpike  trusts),  —  ebenfalls  nach  dein  Princip  der 
Araensteuer,  mit  kleiner  Modification  im  Umfang  der  steuerpflichtigen  Objecto 
a.  A.  Hochwald  u.  Bergwerke  hier  allgemein  einbezogen).  Neuerdings  sind  besonders 
die  Ausgaben  für  Gesundheitswesen  und  Volksschulwesen  hinzugekommen 
und  werden  ebenfalls,  neben  Staatszuschüssen  und  Uebertragung  einzelner  Posten  auf 
fci  Staat  (u.  A.  Lehrerseminare)  nach  dem  Modus  der  Armensteuer  gedeckt. 

Im  J.  1S73/74  stellten  sich  die  Einnahmen  der  gesammten  Localverwal- 
*cag  in  Tausenden  Pf.  St.  (also  Weglassung  von  3  Nullen): 


England  u. 
Wales 

Schottland 

Irland 

Zusammen 

Dircct  durch  „rates" 

19.773 

1.908 

2.641 

24.322 

Indirect  durch  Zölle, 

Gebühren  u.  dgl. 

4.106 

464 

355 

4.926 

Zus.  Localsteuern 

23.879 

2.373 

2.996 

29.248 

Staatezuachüase 

J.006 

161 

1.238 

2.405 

Andere  Mittel 

4.645 

520 

236 

5.401 

Anleihen  (ausser  der 

Annenverwaltung) 

S.201 

149 

129 

8.480 

37.731 

3.203 

4.500 

45.434 

A.  WftfBtr,  FinanrwLwrwliaft.   I.  3.  Aull.  8 
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Die  Ausgaben  waren  gleichzeitig: 
England  u.  Wales. 
Metro-     Land-    Küsten-    c„     Schott-  T  .  . 
pole,    districte.  districte.  Und.  m*nd 

Armenpflege  (bei  Engl.  incl.  Zurück- 
zahlung v.  Werkhausanleihen)  1.637 
Andere  Parocbialansgaben,  aus  der 

poor  rate  zu  zahlen   137 

Hauptstadt.  Ges.ausgabe  für  Strassen, 
Bauwesen,  Wasser,  Canalisir.,  Be- 
leuchte Gesundh.verwalt.  u.  dgl.  m. 

Allgem  4.038 

Desgl.  i  Inlande  (z.  Th.  a.  Polizei)  — 

Polizei  1.042 

Dgl.,  auch  Gefängnisse,  Irrenhäuser  — 
Wegewesen  (incl.  Chausseen)    .    .  — 

Schulverwaltung   743 

Begräbnisswesen   57 

Handelshäfen.  Leuchttürme,  Loot- 

senwesen  u.  s.  w   — 

Durch  die  ..Stadtautoritäten"    .    .  — 

Anderes   — 

Summa  7.653 

Auf  den  Kopf  Schilling:  ...      —  31.4     18.4  17.3 

Für  das  ganze  Verein.  Königreich  zus.  44,524,000  Pf.  St.  Manche  einzelnen 
Posten  dieser  Ausgabestatistik  sind,  wie  man  sieht,  nicht  genauer  mit  deutschen  Ver- 
hältnissen vergleichbar,  die  Organisation  der  Verwaltung  ist  zu  verschieden,  aber  einen 
ungefähren  Einblick  erhält  man  doch.  Dieser  Ausgabeetat  ist  z.  Th.  durch  Anleihen 
gedeckt  Unter  Abzug  der  letzteren  bliebe  eine  Ausgabe  von  c  36  Mill.  Pf  St. 
d.  h.  etwa  die  Hälfte  der  damaligen  ordentlichen  Staatsausgabc  von  c  7 1  Mill.  Pf.  St 
Die  Localsteuern  allein  betrugen  c.  46%  der  damaligen  Staatssteuern  (63.3  Mill.  Pf.  St.) 
und  die  directen  Localsteuern  c.  295  %  ^er  directen  Staatssteaern. 

§.  54.  —  2.  Preussen.  Die  niergehörige  neuere  Literatur  hat  theils,  wie 
besonders  Gneist's  Schriften,  die  neuere  Gesetzgebung  über  Selbstverwaltung  mit  an- 
geregt und  dafür  in  Ausfuhrungen  de  lege  ferenda  vorgearbeitet,  theils  das  bestehend« 
Recht  dargelegt.  S.  Gneist,  Verwaltung,  Justiz  u.  Rechtsweg,  Staats-  u.  Selbst- 
verwalt  Berl.  1S69.  Ders.  Rechtsstaat  u.  Verwalt.  -  Gerichtsbark,  in  Deutsch!.. 
2.  A. ,  Berl.  1879;  ders.  d.  preuss.  Kreisordn..  Berl.  1870;  ders.  Verw.reform  u 
Rechtspflege  in  Preussen,  Berl.  1880;  ders.  d.  preuss.  Stcu.reform,  Berl.  1878;  ders. 
d.  preuss.  Fin.reform  durch  Regulir.  d.  Gemeindesteuern,  Berl.  1881  (s.  dar.  G.  Cohn,  i 
Conr.  Jahrb.  1881,  B.  36,  S.  416.  Schmoller,  im  Jahrb.  d.  D.  Reichs  1881,  S.  86.V 
auch  Gerstfcld,  Fin.reformplan  f.  d.  D.  Reich,  Lpz.  1881,  S.  80  ff.).  —  Ernst 
Meier.  Abh.  Verwaltungsrecht  in  HoltzendorfT s  Encycl.  d.  Rechtswiss  ,  3.  A.,  S  897  fl: 

4.  A.,  S.  1099.  Ders.  die  Reform  d.  Vcrwaltorganis.  unter  Stein  u.  Hardenberg. 
Lpz.  1881.  Georg  Moyer,  Abh.  Behördenorganis.  in  Schönberg's  Handb.  IL,  507.  — 
leber  das  Verwaltungsrecht  vor  der  Reform  der  70er  Jahre:  v.  Möller,  d.  Recht 
d.  preuss.  Kreis-  und  Provincialverbände ,  Berl.  1866.  —  v.  Rönne,  preuss.  Staats- 
recht 3.  A.  I,  2.  Abth.  Lpz.  1870  S.  466  ff.  (zus.hängend  wird  v.  Rönne  das  Recht 
der  Selbstverw.körpcr  im  5.  B.  der  im  Erscheinen  begriffenen  4.  A.  s.  preuss.  Staats- 
rechts behandelnd    Herrn.  Schulze,  preuss.  Staatsrecht,  II    Lpz.  18771  Kap.  4. 

5.  I  ff.,  ders.  Lchrb.  d.  Deutschen  Staatsrechts,  I  (Lpz.  1881)  S.  408  ff.,  Georg 
Meyer.  Lchrb.  d.  Deutschen  Staatsrechts,  Lpz.  1878,  §.  109—118.  Morier,  Selbst- 
regierung, D.  v.  Beta,  Lpz.  1876.  Huc  de  Grais,  Handb.  d.  Verfass.  u.  Verwalt. 
in  Preussen  n.  d.  D.  Reich,  2.  A.  Berl.  1882  §.  71—76.  Das  legislat.  u.  a.  w. 
Material  über  die  neue  Ges.geb.  der  höheren  Verbände  detaillirt  bei  v.  Brau  chitsch. 
d.  neuen  preuss.  Vcrwaltgesetze ,  5.  A.  Berl.  1882,  2  B.  Preussen  erfreut  sich  jetzt 
vorzüglicher  finanzstatistischcr  Aufnahmen  über  die  Finanzen  der  Gemeinden  u. 
Kreise,  besonders  über  das  Steuerwesen,  bearbeitet  v.  Herrfurth,  Studt,  v.  d. 
Brincken,  im  Ergänz.heft  6.  7,  9  d.  Preuss.  stat.  Ztschr..  sich  anschliessend  an 
frühere  Aufsätze  in  d.  Ztschr.  (so  im  Jhg.  1871,  Arbeit  von  Biene k),  an  das  amtl. 


6.054        —       7.691       851  1.001 

583        —         720      —  - 


11.691  -  -  - 

2.788  —      258  1.214 

2.247  —  —      180  1.140 

1.214  1.957  327  — 

342  399  —  — 

—  3.763  —      —  477 

—  —  —  1.176  664 
422  —  —       364  119 

25.334  3.768  36.751  3.158  4.61Ü 
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Jahrbuch  a.  an  Hft  35  d.  „Preuss.  Statistik".  Ein  allgemeines  Gesotz  über  Communal- 
«steuerung  ist  wiederholt  in  Angriff  genommen  worden,  aber  bisher  nicht  gelungen. 
Die  genannten  statistischen  Arbeiten  sollten  dafür  u.  für  die  ganze  deutsche  Reichs- 
and die  preuss.  Staatsfinanzreform,  für  das  sogen.  „Vcrwendungsjresetz"  u.  A.  in. 
die  Thatsachen,  namentlich  die  Höhe  der  Belastung  mit  Gemeinde-,  Kreis-,  Provincial- 
md  anderen  öffentlichen  Corporationsabgaben  (Schul-,  Kirchen-,  Armensteuern)  und 
las  Verhältniss  dieser  Belastung  zu  den  Staatssteuern  feststellen,  —  Thatsachen,  deren 
reaaue  Kenntniss  in  manchen  Puncten  die  Voraussetzung  für  die  richtige  Wahl  des 
Wegs  zur  Finanzreform  ist.  Gegenwärtig  wird  kein  andrer  Staat  eine  so  vorzügliche 
t  man/Statistik  der  Selbstverwaltung  besitzen.  Es  fehlt  vornemlich  diejenige  der  Guts - 
bezirke  (in  deren  Gebiet  über  2  Mill.  Einwohner  ausserhalb  der  Gemeindeverfassung 
>beo,  gropscntheils  nur  in  den  östl.  Provinzen).  Dieselbe  hat  aber  kaum  Uberwind- 
lkhe  Schwierigkeiten  in  der  Vermischung  des  öffentlich-rechtlichen,  gemeinwirth- 
•'haftlichen  mit  dem  privatrechtlichen,  privatwirthschaftlichen  Moment  Bei  den 
Landgemeinden  bildet  die  noch  vielfach  herrschende  Naturalwirtschaft  (z.  B.  in  der 
Besorgung  des  Wegebaus)  ebenfalls  für  die  Finanzstatistik  eine  Klippe,  da  hier  Natural- 
leistungen in  Geldwerthe'  umzusetzen  sind,  wie  es  in  den  genannten  Arbeiten  auch 
(eschenen  ist  S.  sonst  auch  Neumann,  progress.  Einkommensteuer,  Wegner, 
foferat  über  Commun.besteuerung  nebst  Statist.  Tabellen,  Verhandl.  d.  Ver.  f.  Soc. 
polit.  1S77,  Heft  14  d.  Ver.schriften ,  S.  27,  überhaupt  die  Liter,  über  allgemeines 
oad  aber  preuss  Communaisteuerwesen ,  so  Grotcfend,  1S74,  Kotze  1877,  Gut- 
tfkteu  d.  Ver.  f.  Soc.  polit  1877,  mein  Keferat  auf  d.  Vereamml.  dieses  Vereins  1877 
o.  selbständig  Lpz.  1878),  die  Gerstf eld'schen  Arbeiten,  welche  das  gen.  amtl. 
Material  weiter  verarbeiteten,  bes.  „ein  Fin.ref.plan"  1881,  „Zahlen  u.  Bilder"  1881, 
„Sodtefinanzeu "  18S2.  Auch  Blenk,  Gehaltsverhältnisse  der  höheren  Gemeinde- 
Laoten  in  d.  preuss.  Stadtgemeinden  über  10,000  Einw.,  Preuss.  Stat  Ztschr.  S.  271. 

a.  Für  das  öffentliche  Finanzrecht  der  Gemeinden,  namentlich  für  das 
Stoaerrecht  sind  die  Vorschriften  der  Stadt-  und  Landgomeindeord nungen 
massgebend.  Nach  der  Städteordn.  f.  d.  6  östl.  Provinzen  v.  30.  Mai  1853  ist  u.  A. 
üe  Genehmigung  der  Regierung  erforderlich  zur  Veräusscrung  von  Grund- 
nacken und  diesen  gesetzlich  gleichgestellton  Gerechtsamen,  und  zu  Anleihen, 
durch  welche  dio  Gemeinde  mit  einem  Schuldenbestand  belastet  oder  der  vorhandene 
tergrossert  wird  (§.  50  d.  Ges.).  Zur  Deckung  der  durch  Bedürfniss  oder  Verpflichtungen 
der  Gemeinde  nöthigen,  aus  den  Einnahmen  vom  städtischen  Vermögen  nicht  gedeckten 
Ausgaben  können  die  Stadtverordneten  die  Aufbringung  von  Gemeindesteuern 
beschliessen  (§.  53).  Diese  können  bestehen:  einmal  in  Zuschlägen  zu  don  Staats- 
steuern, wobei  aber  die  Steuer  f.  d.  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  und  bei  Zu- 
schlagen zur  classif.  Einkommensteuer  das  ausserhalb  der  Gemeinde  belegene  Grund- 
:?-nthuin  frei  zu  bleiben  bat;  die  Genehmigung  der  Regierung  ist  bei  allen 
Zuschlägen  zur  Einkommensteuer  (also  nicht  zur  Classenst),  bei  Zuschlägen  zu 
den  ubrgen  directen  Steuern,  wenn  sie  50%  übersteigen  oder  nicht  nach  glcicheu 
Sätzen  auf  diese  Steuern  vertheilt  werden  sollen  (Freilassung  oder  geringere  Belastung 
der  letzten  Classenststufe  ist  ohne  Genehmigung  erlaubt),  und  bei  Zuschlägen  zu  den 
tadirecten  Steuern  erforderlich.  Sodann  können  besondore  directe  oder  in- 
iirecte  Gemeindesteuern  beschlossen  werden,  die  der  Genehmigung  der  Regierung 
bedürfen,  wenn  sie  neu  eingeführt,  erhöht  oder  in  ihren  Grundsätzen  verändert  werden 
*Mtü.  Bei  besonderen  Communalcinkommensteuern  ist  ebenfalls  das  ausserhalb  der 
meiuden  gelegene  Grundeigenthum  frei  zu  lassen  (§.  53  d.  St  0.).  Wie  die  neueste 
^anstik  zeigt,  bestehen  doch  noch  viele  besondore  Einkommensteuern.  Bestimmungen 
sbrr  den  Gemeindehaus  halt  im  Titel  7,  §.  66  ff.  Jährlicher,  eventuell  bis  3  jähr. 
Etat  rom  Magistrat  den  Stadtverordneten  zur  Feststellung  zu  überreichen;  ausseretat- 
amige  Ausgaben  bedürfen  der  Genehmigung  der  Stadtverordneten.  Bestimmungen 
Iber  Gehälter  u.  Pensionen  in  Titel  6.  —  In  der  Hauptsache  dieselben  Vor- 
*hriften  in  d.  Städteordn.  v.  19.  März  185C  f.  Westfalen  (§.  49,  52,  mit  einer 
Beschränkung  in  Betr.  der  Zuschläge  auch  bei  d.  Classenst,  nicht  nur  der  Eink.st., 
uitm  auch  dabei  das  ausserhalb  der  Gemeinde  belegene  Grundeigenthum  ausser 
Berechnung  bleibt;  die  Zuschläge  unter  50%  verlangen  hier  bei  der  Eink.st  keine 
besondere  Staatsgenehmigung;  Tit.  6  u.  7),  dsgl.  in  derj.  f.  die  Rheinprovinz  v. 
13.  Mai  1856  (§.  46,  hier  auch  Genehmigung  der  Regierung  erforderlich  zu  gewissen 
Processen  von  linanz.  Bedeutung;  §.  49,  mit  weiterer  Beschränkung  der  Zuschläge 
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zur  Classcn-  und  Einkorn incnst.  als  in  den  anderen  Städteorduungen ,  in  Bez  auf 
Freilassung  auch  des  ortsfremden  Gewerbeertrags  in  gewissen  Fällen;  Tit.  0  u.  7). 
Die  gleichen  Bestimmungen  Uber  das  Steuerrecht  wie  in  den  östl.  Provinzen  auch  im 
(ies.  v.  31.  Mai  185i  über  d.  Vcrfass.  d.  Städte  in  NeuForpommern  u.  Rügen,  §.  5.  III. 
In  der  Prov.  Hannover  gilt  die  revidirte  hannov.  Städteordn.  v.  24.  Juni 
(v.  Könne,  preuss.  Staatsrecht,  3.  A.  II,  2.  Abth.  S.  531,  5*59  it.,  bei  Grotefend. 
Polizcilexicon,  Lpz.  1877  S.  1082).  Danach  Verpflichtung  der  Gcmeindemitglieder 
zur  Zahlung  von  Abgaben,  wenn  die  Einkünfte  des  Stadtvermögens  nicht  ausreichen 
(§.  114).  Vorgangige  Genehmigung  der  Regierung  zur  freiwilligen  Veräußerung  von 
Gerechtigkeiten  u.  Grundstöcken,  zu  Anleihen,  welche  den  Schuldenstand  vergrössera, 
zur  Einführung  neuer  oder  Veränderung  bestehender  Gemeindeabgaben  (§.  119).  In 
Schleswig-Holstein  ist  durch  das  preuss.  Ges.  v.  14.  April  1869  die  Verfassung  n. 
Verwaltung  der  Städte  und  Flecken  geordnet  (v.  Könne,  II,  2.  Abth.  S.  532,  59U  ff.. 
Grotefend  a.  a.  O.  i.  Die  Vorschriften  Uber  Veräusserungen,  Anleihen,  Gemeindesteuern 
(§.71,  72)  sind  hier  denjenigen  für  die  Rheinprovinz  im  Wesentl.  nachgebildet.  leber 
Abweichungen  in  Hessen  s.  d.  ehemal.  kurhess.  Gemeindcordn.  f.  Städte  u.  Land- 
geineinden v.  23.  Oct.  1834  (bei  Grotefend,  a.  a.  0.  S.  510,  Rönne,  II,  2,  S.  5*3). 
U.  A.  können  hiernach  (directe)  Gemciudeuinlageu  erst  stattfinden,  wenn  das  Erwerbsein- 
kommen und  die  Erträge  der  bestehenden  Verbrauchsabgaben  nicht  ausreichen(§.77\ 
Für  die  Einführung  neuer  Verbrauchsahgaben  minister.  Genehmigung  erforderlich. 
1880/81  waren  unter  2.541  Mill.  M.  Gemeindeabgaben  in  den  hess.  Städten  0.844  Mill.  M 
indirecte,  in  den  Landkreisen  v.  1.78  Mill.  M.  Gemcindeabg.  0.29  Mill.  M.  S.  sonst  Tit.  4 
der  gen.  hess.  Ürdn.  Im  ehemals  nassau  'sehen  Gebiet  besteht  die  nass.  Gemeindererfas>. 
v.  20.  Juli  1851  (v.  Könne,  II,  2,  585,  Grotefend,  527);  auch  hier  noch  mehr  in- 
directe Abgaben.  In  Frankfurt  a.  M.  gilt  d.  preuss.  (ies.  ?.  25.  März  1867,  wesentl. 
nach  den  Grundsätzen  der  Städteordn.  f.  d.  Ostl.  Provinzen,  so  bes.  in  d.  Vorschriften 
über  Staatsgcnehmig.  von  Anleihen,  Veräusserungen  u.  Uber  das  Stcuerwesen. 

Für  die  Landgemeinden  bestehen  in  den  6  östl.  Provinzen  die  besondereu 
Bestimmungen  der  Gcmeindeverf.  v.  14.  April  1856;  so  über  d.  Vertheilung  der 
Gemeindeabgaben  §11,  12.  Hiernach  gilt  zunächst  der  „hergebrachte"  Mass- 
stab; Veränderung  desselben,  Ergänzung  u.  s.  w.  durch  Gemeindcbcschluss  mit 
Regierungsgenehraigung;  eventuell,  wenn  ein  solcher  nicht  zu  Stande  kommt,  allein 
durch  die  Regierung  nach  Anhörung  des  Kreistags  mit  Genehmigung  des  Min.  d. 
Innern.  In  der  Landgomeindeordn.  f.  Westfalen  v.  19.  März  1856  gelten  für 
den  Gcmeindehaushalt,  die  Staatsgcuehmigung  zu  Veräusserungen  u.  Anleihen  u.  für  das 
SteuciTccht  wesentlich  dieselben  Bestimmungen  wie  für  die  Städte  (§.  45,  46,  53,  57*. 
In  der  Rheinprovinz  können  die  Landgemeinden  (bez.  die  Gemeinden  unter 
10.000  E,  Erl.  v.  15.  Mai  IS56)  auf  Wunsch  entweder  die  Städtcordnung  oder  die 
Gemeindeordnung  v.  23.  Juli  1845,  verändert  durch  Ges.  v.  15.  Mai  1856«  verliehen 
bekommen.  Die  Bestimmungen  über  das  Steuerrecht  sind  in  letzterem  Gesetz  dieselben 
wie  in  d.  Städteordn.  In  d.  Prov.  Hannover  besteht  das  hannov.  Ges.  Uber  die 
Landgemeinden  v.  28.  Apr.  1859,  nebst  hannov.  Min.crl.  v.  dems.  Tage.  Die  Ver- 
theilung der  Gemcindelasteu  erfolgt  nach  dem  herkömmlichen  oder  sonst  giltig  be- 
stehenden Fuss,  der  durch  Gemeindeversammlungs-,  bez.  Ausschuss-Beschluss  unter 
Staatsgenchmigung  abgeändert  werden  kann.  (§  47  fl'.  der  Min.  V.o.,  mit  Angabe 
der  Gcsichtspuucte ,  nach  denen  die  Genehmigung  zu  erthcilen  oder  zu  versagen'. 
Erfolgt  wiederholt  keine  Genehmigung ,  so  hat  die  obere  Staats- Venvalt.behördc  das 
Beitrags- Verhältniss  zu  bestimmen,  §.  50—52.    Grotefend  S.  492. 

Nach  der  gen.  neuen  Finanzstatistik  hatten  für  1880/81  zu  entrichten  (Mill.  ML): 

Die  Stadtgcm.  Landgcm. 

(ohne  Gutsbezirke:) 

1.  Directe  Staatssteuern   80.99  65.75 

2.  Gemeindeabgaben   99.66  58.92 

d.  i.  auf  den  Kopf   10.53  3.76 

davon  in  Mill.  M. 

a.  Zuschüsse  zur  Grundst   1.87  18.07 

b.  ,.  Gebäudest     ....         6.84  5.19 

c.  „  ClasH.u.  Einkorn menst.  .       50.66  22.12 

d.  „         „  Gewerbest   1.24  1.21 

zusammen-    Zuschläge  ....        60.61  46.59 
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Die  Stadtgein. 

Landgein. 

c.  besondere  Gemeindeeiukommensteuern 

(ohne  Gutsbezirk.) 

10.67 

2.04 

11.16 

0.06 

1.20 

0.57 

5.67 

5.51 

0.29 

3.21 

k.  indir.  Gem.stcueru  

4.05 

0.56 

1.  and.  Gem.  u.  Corporsteuern  .... 

0.38 

zusammen:  and.  Steuern   .  . 

39.04 

12.33 

8.50 

30.00 

334 

11.59 

3.13 

5.26 

0.12 

1.96 

d.  Kreis-  und  Provinzst  

1.86 

11.15 

4.  Summa  Gem.  u.  Corp.st  

M08.ll 

88.88 

189.10 

154.63 

Verhältnis*  von  N.  4:1  wie  ?  zu  100: 

133 

135 

■  ibne  Hohenzollern.  Das  System  der  allgemeinen  Gemeindeabgaben  waltet  demnach 
-tark.  in  besonderem  Maasse  in  den  Städten  vor,  wo  die  Schullasten  nur  noch  theil- 
reise  Schutsocietatslasten  sind ,  meistens  auf  die  Gemcindecasse  übernommen  wurden 
oad.  gemäss  einer  Befugniss  der  Städte  in  den  Kreisordnungsprovinzen,  sowie  gemäss 
m  üblichen  Contingentirungsprincip  in  den  anderen  Provinzen,  die  Kreisabgaben 
zrossentheils  direct  aus  der  Gemcindecasse  im  Ganzen  entrichtet  werden,  ohne  Indi- 
ndualrepartition  auf  einzelne  Steuerpflichtige.  Letzteres  Princip  ist  dagegen  für  die 
Landgemeinden  durch  die  Kreisordnung  vorgeschrieben  und  besteht  auch  sonst  all- 
remein.  Die  Zwecksteuern  für  das  Armenwesen  sind  auch  in  den  Landgemeinden 
«irr  alten  Provinzen  unerheblich  (durch  Cab.  0.  v.  22  Juni  1S25  ist  überhaupt  die 
Einführung  einer  besonderen  ,.A  rmen Steuer"  als  allgemeine  Form  zur  Aufbringung 
der  Armenlasten  verboten),  wichtiger  sind  sie  noch  in  Schlesw.  Holstein  u.  Hannover. 
—  Das  System  der  Zuschläge  zu  den  Staatssteuern  überwiegt  in  Stadt  und  Land 
bd  den  Gemeiudeabgaben ,  aber  die  mehr  oder  weniger  von  den  Staatssteuern  ab- 
weichenden besonderen  Steuern  sind  doch  noch  sehr  verbreitet  und  erheblich  im 
Betrage.  Das  Personal  steuergebiet  (zu  dem  auch  die  Wohnungs-  und  Miethsteueru 
bes.  in  Berlin,  im  Wesentl.  mitzurechnen  ist)  hat  selbst  in  den  Landgemeinden  eine 
{rosse  Ausdehnung  gewonnen  und  überwiegt  vollends  in  den  Städten:  ein  Haupt- 
jnterschied  von  England.  Die  indirecte  Gemeindebesteucrung  ist  nur  noch  sehr 
-"hvach  vorbanden,  am  meisten  in  Hessen  -  Nassau,  Hannover  u.  in  einzelnen  Städten 
der  alten  Provinzen,  wo  die  Schlachtsteuer  als  Gemeindesteuer  blieb  (so  in  Breslau). 
IMe  einzelnen  Provinzen,  theils  die  Gruppe  der  alten  (und  hier  wieder  der  östlichen 
i&d  westlichen  auch  untereinander)  gegenüber  den  neuen  (1866  er),  theils  jedo  Provinz 
gegenüber  den  andern,  ferner  die  einzelnen  Städte  und  die  einzelnen  Landgemeinden  in  den 
kreisen  zeigen  aber  viele  Verschiedenheiten,  für  die  auf  den  reichen  Inhalt  des  Statist. 
Er*inz.hefts  9  zu  verweisen  ist.  Bemerkenswerth  ist  u.  A.,  dass  von  den  37,305 
Uadgemeinden  des  Staats  (ohne  Hohenzollern)  doch  nur  noch  640  ohne  Gemeinde - 
ibgahen  u.  7324  vorhanden  sind,  in  denen  diese  Abgaben  ausschliesslich  von  den 
'iTundbeMtzem  aufgebracht  werden.  — 

Die  älteren  statistischen  Aufnahmen  gestatten  nur  theilweisc  eine  Vergleichung 
iu  den  neuesten.  Für  1857  wurden  im  Staate  alten  Umfangs  (ohne  Hohcnzollern) 
imintliche  Corpor.abgabcn  berechnet  in  den  Stadtgemeinden  auf  29.47,  den  Landgcm. 
»af  43.57,  zus.  auf  73.04;  diese  Beträge  waren  1880—81  gestiegen  auf  90.85,  65.68 
8.  156.03  Mill.  M. ,  p.  Kopf  1857  im  Staate  4.21  ,  1880—81  6.21  M.,  Zunahme  in 
U-n  Städten  207,  Landgemeinden  51,  im  Ganzen  114°/u.  p.  Kopf  um  4S°/„.  mit  vielen 
'  ^vbiedenheiten  in  den  Provinzen.    (Erg.h.  9  S.  111). 

lieber  die  Verwendungszwecke  der  Gemeindesteuern  u.  der  gesammten  Ge- 
L^indeeinnabmeu,  sowie  über  die  nicht -stcuerrechtlichen  Einnahmen  liegen,  abgesehen 
den  erwähnten  Zwecksteuer- Daten .  im  Ergäuz.heft  6,  bearb.  v.  Herrfurth, 
•emere  Daten  für  die  preuss.  Gemeinden  v.  über  10.000  E.  vor,  einzeln  für  170  G<>- 
tr-  ioden,  f.  1876.  Hier  werden  (S.  121)  berechnet  für  die  Summe  dieser  170  Go 
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Gosammte  Brutto- 

Auf  d. 

Ord.  Brutto- 

Auf  i 

ausg.  ord.u.aussord. 

Kopf 

ausg.  allein 

Kopf 

MilL  M. 

M. 

Mill.  M. 

M. 

Alle  Aasgaben  (incl.  Leistungen 

an  Kreis  u.-Prov.  verband) 

227.45 

42.37 

165.88 

m\ 

Davon  f.  staatl.  Zwecke  (incl. 

• 

13.12 

2.45 

12.37 

Ml 

36.68 

6.83 

18.22 

139 

f.  Wohlthätigk.  u.  Armenwesen 

21.02 

4  00 

20.08 

3.71 

f.  Unten. zwecke  

40.73 

7.59 

32.03 

Ml 

f.  Verzinsung  und  Tilgung  der 

Gemeindeschuldcn  .... 

20.71 

3.86 

19.35 

3.60. 

Im  Einzelnen  unterscheidet  diese  amtliche  Sutistik,  wie  oben  \ß.  100) 
wurde.  Zur  Illustration  mögen  die  Zahlen  für  die  zwei  grössten  preuss.  Gemeinden. 
Berlin  u.  Breslau,  mitgetheilt  werden.  Einzelne  Posten  bedürfen  eine  ErÜntcroa;, 
wofür  auf  die  Quelle  selbst  zu  verweisen  ist.  Die  bei  einigen  Rubriken  vorkommende 
Einnahmen  sind  zugleich  mit  angegeben.     Di.-  Zahlen  in  1000  Mark). 

Berlin.  Breslau  (1875) 

Ausgabe      Davon       Ein-     Ausg.      Davon  Eut- 
Extraord.   nähme  Extraord.  nähme 

I.  Allgem.  staatl.  Zwecke    3.742  62         336      389  5  H 

neml.  1.  f.  Militverw.     .    .      639  156  15 

davon  a.  Einquart   569 

b.  sonst.  Garnis.einricht.  — 

c.  sonst  Ausgaben  ( Ke- 
servistenunterstütz  u  s.  w.)  .  70 

2.  Jusrizverwalt. 

3.  Polizei   2.906  73         172       351  5 

Davon  a.  Nacht-  Wachtwes   .  337 

b.  Feuerlösch wes.  .    .  1480 

c.  Polizeigefängn.  .    .  181 

d.  Sonstiges  ....  958 

4.  Wahlsachen     ....  33 

5.  Staatssteuerverwaltung  .  — 

6.  Eichwesen  u.  A.  m.  165 
IL  Verkehrsanlagen.     .  16.048 

1.  Strassen  und  Plätze  .  .  15.256 
Davon  a.  Entwässerung    .    .  8.420 

b.  Pflasterung    .    .    .  3.552 

c.  Beleuchtung  .    .    .  1.171 

d.  Keinigung     .   .    .    2.013  0  48      263  3  U 

2.  Sonst.  Verk.anl.  (Chauss., 
Brucken,  Fähren,  Canäle, 

Schleussen,  Häfen  u.  s.w.)      792  254         145      742        592  1« 

III.  Gewerbl.  Anlagen  u 
gemeinnütz.  Ans!  13.063  451      14.992      978         114  IS*7 

1.  Gasanst.  (Breslau  in  1877)    9.905         —       12.126  (1.765        415  1*»' 

3» 

3.  Sonst  gem.  nütz.  Anst      970  428  59      391        177  41S 

IV.  Wohlthätigk.,Arm.wes. 

1.  Anst.  unt  Gem.  verwalt 

2.  Zuschüsse  an  andere 

3.  Sonstiges  incl.  Armen- 
krankenpflege u.  s.  w.  . 

V.  Unterrichtszwecke 

1.  Gemeinde -Volks- u.  Eiern, 
schuleu,  auch  Armen-  u. 
Mittelschulen  .... 

2.  Höhere  Schulen  unter 
Gem.verwaltung    .    .  . 
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Berlin.  Breslau  (1875) 

Ausgabe     Davon       Ein-     Ausg.      Davon  Ein- 
Extraord.    nah  nie  Extraord.  nahine. 

3.  Spec.uuterr.anst.  dsgl.  33         —  1        49  7  79 

4.  Zuschüsse  an  Schulen, 

nicht    unter  Gem.verw.      121  —  —  18        —  — 

5.  Sonst  Ausgaben  ...       30         —  1        18  3  I 
VI  (iemeindcrerwalt. 

i.AIlgem.(Besold.,  Pens., 

Bureau  ausgb.  u.  s.  w.)    .    4.132  5         504     1.043         106  155 

1.  Persönliche  Ausgaben  .    3.360         —  Jss      8-S5        —  128 

2.  Sachliche  „        .      772  5  IG      189        106  28 
UL  üemeindeschulden    4.699         —        8.420    1.509  — 

1.  Verzinsung   3.621  —         —       1.095        —  — 

1  Tilgung   1.078         —         —         413         28  — 

3.  Passivrenten    ....     —  —         —  1        —  — 
1.  Neue  Anleihen     ...     —           —        8.420     —  — 

VIII.  Summe  der  Brutto- 
ausg.    (incl.  einige 

hier  nicht  gen.  Posten)  56.157      12.379         —     10.861      2.856  — 

Dazu  treten  dann  noch  die  Leistungen  der  Städte  für  den  Kreisverband,  den 
Provinzialverband  u.  für  kirchliche  Zwecke  (bei  Berlin  fehlend,  bei  Breslau  N.  1  dgl., 
N.  2  74,  N.  3  80  Tausend  M.). 

Nicht  unerheblich  sind  die  Nettoeinnahmen  „aus  dem  nutzbarem  Ver- 
mögen" (Kämmereigüter,  landwirtbsch.  Grundbesitz,  Waldungen,  andere  gewerbl. 
Anlagen  „zu  Privatzwecken")  der  Städte,  im  Ganzen  in  d.  170  preuss.  Gemeiuden 
über  10.000  E.  in  1876  14.19  Mill.  M.  (netto)  oder  2.64  M.  p.  Kopf,  neben  einer 
Bruttoeinnahme  aus  der  Coinmunalbcsteuerung  von  70.39  M.  M.  oder  13.12  M.  p.  Kopf. 
I'erner  die  theils  gebührenartigen,  th.  den  Character  privatwirthschaftlichcr  Heuten 
ubd  Uutcrnchinergewinns  tragendeu  Einnahmen  bez.  Betriebs-  oder  Verwaltungsuber- 
»cbfaN  der  Gemeindeanstalten,- Einrichtungen  u.  Unternehmungen.  Hier 
gewinnen  moderue  Diuge  wie  die  Gasanstalten,  Wasserleitungen  auch  eine  wachsende 
imanziclle  Bedeutung  für  die  Einuahmcwirthschaft  der  preuss.  Städte.  Leider  fehlen 
Mcl  die  hohen  grossstädt.  Einnahmen  aus  Strassenbahnen,  die  man  bisher  auch  hier 
<Jen  Actiengesellschaftcn  zur  Ausbeutung  überliess.  Unter  den  gebührenartigen  Ein- 
nahmen sind  die  Schulgelder  für  höhere  Schulen  hervorzuheben,  welche  die  betreffenden 
Kosten  meist  zur  Hälfte  und  mehr  decken.  Kelches  Material  über  dies  Alles  im 
Ergänzh.  N.  6.  Die  Bruttoeinnahmen  (von  denen  bei  Gasanstalten,  Wasserleitung 
allerdings  nur  eine  massige  Quote  als  Reinertrag  für  andere  Conimunalausgaben  ver- 
fügbar bleibt)  waren  in  den  170  Gemeinden  Uber  10.000  E.  56.26  Mill.  M.  (davon 
«•asanstalten  27.98,  Wasserversorg.anstalten  8.31,  Eutwäss.anlagen  und  Abfuhr- 
aastalten  0.45,  Märkte,  Markthallen,  Meßeinrichtungen  0.90,  Communications- 
anlageu  1.19,  Schlachthäuser  u.  Höfe  0.31,  Stadtwaagen  0.14,  Krankenhäuser, 
Hospitäler,  Wohlthätigk.anstalten  1.54,  Schulen  im  Ganzen  10.91  [neml.  Volkssch.  1.46, 
höhere  Töchtersch.  2  03,  Mittelsch.  1.79,  Kcal-  und  höhere  Bürgersch.  2.85,  Gym- 
nasien 2.23,  Fachsch.  0.55  M.  M.]  Dazu  traten  noch  besondre  „Beiträge"  2.63 
f.  Einquartier.  u.  s.  w.  1.02,  Feld  und  Waldhüterlohn  0.034,  der  Adjacenten  f.  Strassen- 
u.  Wegebaukosten  1.54),  ferner  diverse  „Gebühren  u.  Sportein"  (u.  A.  f.  Standesamt- 
'a<  hen.  Eichwesen  u.  A.  m..  z.  Th.  auf  Herkommen  oder  Spccial-Rechtstiteln  beruhend) 
*M  M.  M.  Im  Ganzen  an  solchen  Bruttoeinnahmen  aus  gebührenartigen  Gefallen, 
Beiträgeu  u.  8.  w.  55.44  M.  M  ,  10.33  M.  p.  Kopf,  gegen  70.39  M.  M.  oder  13.12  M. 
1-  Kopf  Communalsteuern  (Erg.h.  N.  6  S.  222,  218). 

§.  55.  —  b.  Die  Selbstverwaltungskörper  höherer  Ordnung,  die  Kreise  und 
i'rounzeu,  haben  in  Preussen  früher  nur  beschränkte  Befugnisse  der  Autonomie 
gelabt.  Eine  erhebliche  Erweiterung  derselben  ist  durch  die  neue  Gesetzgebung  der 
TO  er  Jahre  erfolgt.  Diese  gilt  aber  erst  in  den  östlichen  Provinzen,  mit  Ausnahme 
Posen*,  in  den  anderen  bestehen  theils  diu  älteren  Normen  noch,  theils  neue  besondere 
Bestimmungen,  so  in  den  1866  annectirten  Ländern,  unter  Gewährung  etwas  grösserer 
Aotonomie. 
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i 

i 

a.  Die  Kreise,  (S.  v.  Rönne,  I,  2.  §.  169,  Schulze,  preuss.  Staatsr. 
II.  63  ff.,  F.  Meier,  4.  A.  v.  Holtzend.s  Encycl.  I.  1114).  Nach  den  Kreisordnunsen 
v.  1823  ff.  für  die  acht  alten  Provinzen  (Gesetze  v.  1.  Juli  1823  u.  27.  März  1824 
haben  die  Kreisstande  nur  die  Befugniss,  die  kreisweise  aufzubringenden  Staats- 
prästationeu  zu  repartiren ,  soweit  deren  Aufbringungsart  nicht  durch  das  Gesetz 
bestimmt  vorgeschrieben  ist,  sowie  die  Regulirung  von  Abgaben  und  Leistungen  für 
Kreisbedürfnisse  zu  begutachten.  Durch  verschiedene,  im  Einzelnen  nicht  ganz 
übereinstimmende  Verordnungen  von  1841  fl\ — 1^46  für  die  verschiedenen  Landes- 
theile  (v.  Rönne  I,  2,  S.  549)  haben  die  Kreisstande  aber  die  Befugniss  erhalten, 
die  Kreiseingesessenen  auch  zu  anderen  als  den  ohnebin  obligatorischen  Ausgaben 
zu  verpflichten,  woraus  wieder  das  Recht  abgeleitet  wurde,  Kreisschulden  auf- 
zunehmen. Die  regelmässigen  Zwecke  sind:  Ausgaben  zu  gemeinnützigen  Ein- 
richtungen und  Anlagen,  auch  (mit  Ausnahme  der  Prov.  Preussen)  zur  „Beseitigung 
eines  Nothstands".  Zu  diesen  Zwecken  können  auch  die  Einkünfte  der  Kreis- 
C  o  m  m  u  n  a  1  f  o  n  d  s  benutzt  werden,  das  Kapitalvermögen  derselben  mit  Kön.  Genehmigung. 
Einzelne  weitere  Beschränkungen  ausserdem,  so  in  d.  Rheinprov. ,  dass  die  Beiträge 
u.  Leistungen  der  Kreisciugesessenen  10°/«  der  directen  Staatssteuern  (inci.  Mahl- 
u.  SchlachtsO  nicht  übersteigen  dürfen  (doch  Ausnahme  mit  Kön.  Genehmigung. 
Nach  der  Kreisordn.  v.  13.  Dccb.  1872  (neue  Fassung  v.  19.  März  1881)  ist  der  Kreis- 
tag (§.  116)  allgemein  befugt,  „Ausgaben  zur  Erfüllung  einer  Verpflichtung 
oder  im  Interesse  des  Kreises  zu  beschliesscn  und  zu  diesem  Behufe  über 
das  dem  Kreise  gehörige  Grund-,  bez.  Kapitalvermögen  zu  verfügen,  Anleihen  auf- 
zunehmen und  die  Kreisangehörigen  mit  Kreisabgaben  zu  beiasten,  innerhalb  der 
Grundsätze  der  §.  10—18  der  Kreisordn.  den  Vertheilungs-  u.  Aufbringungsmaasssub 
der  Kreisabgaben  zu  beschlicssen,  den  Kreishaushaltsetat  festzustellen  und  hinsichtlich 
der  Jahresrechnung  Decharge  zu  ertheilen;  die  Grundsätze  festzustellen,  nach  welchen 
die  Verwaltung  des  dem  Kreise  gehörigen  Grund-  und  Kapitalvermögens,  sowie  der 
Kreisciurichtungen  o.  Anstalten  zu  erfolgen  hat,  die  Einrichtung  von  Kreis.i  entern  zu 
bcschliessen ,  die  Zahl  u.  Besoldung  der  Kreisbeamten  zu  bestimmen."  Ueber  du 
Beitragspflichten  zu  den  Kreisabgaben  s.  §.  9—19  d.  Kr.  0.  Hauptgründe 
in  §.  10:  „Die  Vertheilung  der  Kreisabgaben  darf  nach  keinem  anderen  Maassstab*: 
als  nach  dem  Verhältniss  der  von  den  Kreisangehörigen  zu  entrichtenden  directen 
Staats  steuern  u.  zwar  nur  durch  Zuschläge  zu  denselben,  bez.  zu  den  nach 
§.  14,  15  zu  ermittelnden  fingirten  Steuersätzen  der  Forensen,  juristischen  Personen 
u.  s.  w.  erfolgen"  —  (mit  spec.  Bestimmungen  über  das  Verhältniss  der  Heranziehung 
der  einzelnen  Steuern).  In  den  einzelnen  Gemeinden  u.  den  Gutsbezirken  erfolgt  dann 
Individualrepartitlon  der  Kreisabgaben  auf  die  einzelnen  Pflichtigen,  nur  dea 
Städten  bleibt  die  Art  der  Aufbringung  ihres  Steucrcontingents  überlassen  (§.  11t 
und  sie  decken  es  vielfach  gleich  im  Ganzen  aus  ihren  Einnahmen.  Der  Maass»tab 
der  Vertheilung  der  Kreisabgaben  soll  ein  für  allemal  festgestellt  werden  ,  Revision 
von  5—5  Jahren  vorbehalten  t§.12).  Eine  Mehr-  oder  Minderbelastung  einzelner 
Kreistheilc  ist  gestattet,  wenn  einzelne  Kreiseinrichtungen  in  besonders  hohem  odel 
geringem  Maasse  solchen  Theilen  zu  Gute  kommen  <§.  13).  Ueber  den  Kreishau -»halt 
s.  §.  127—129  d.  Kr.O.,  über  das  Oberau fsichts-  uud  Genehmigungsrecht  der  Regierung 
176-180  (u.  A.  bedarf  die  Belastung  der  Kreisangehörigen  mit  über  50<70  der 
Gesammtsumme  der  dir.  Staatssteuern,  auch  jene  Mehr-  oder  Miuderbelastung  einzelner 
Kreistheile  der  ministeriellen  Genehmigung,  Veräusserungen  von  Grundstücken  u.  1m- 
mobiliarrechten.  Aufnahme  von  Anleihen  meistens,  neue  Belastung  der  Kreisangehörigen 
ohne  gesetzliche  Verpflichtung  über  die  nächstcu  5  Jahre  hinaus  der  Genehmigung 
des  Bezirksraths  §.  176).  —  üeb-  r  die  bisherigen  kreisständischen  Einrichtungen 
in  den  neuen  Provinzen  s.  die  preuss.  Verordnungen  v.  12.  Sept.  t867  f.  Hannover. 
22.  Sept.  1867  f  Schleswig- Holstein,  9.  Sept.  1MJ7  f.  R.  B.  Cassel,  26.  Sept  18«7  | 
f.  Ii,  B.  Wiesbaden.  Die  betreffenden  Kreisstände  habeu  die  Verwaltung  der  dem 
Kreise  gehörigen  Fonds,  mit  dem  Recht,  Ausgaben  daraus  zu  bcschliessen,  zu  gemein- 
nützigen Zwecken,  bei  denen  ein  Interesse  des  Kreises  obwaltet,  oder  zar  Abwehr 
eines  Nothstands  die  Kreisangehörigen  zu  besteuern.  Staatsgenohmigung  ist  erforder- 
lich zu  Beschlüssen,  wodurch  Ausgaben  und  Leistungen  für  den  Kreis  ohne  bestebendr 
Verpflichtung  neu  übernommen  werden,  zur  Aufstellung  des  Beitragsfusses  f.  Auf  bringtmg 
der  Krcislasten  oder  zur  Aenderung  des  bestehenden  Fusses,  auch  zur  Veraussemag 
von  Grundstücken  u.  Kapitalbeständen  (ausser  Ersparnissen  aus  den  letzteu  5  Jahren'. 
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Einblick  in  die  thatsächliche  Gestaltung  der  Kreisbaushalte  gewahren  ebenfalls 
üe  genannten  neueren  amtlichen  finanzstatist.  Arbeiten.  An  Kreis-  und  Provincial- 
steoern  neben  den  Gemeindeabgaben  wurden  danach  I SSO — 81  aufgebracht  in  den 
Stidten  1.856  Mill.  M..  in  den  Landgemeinden  11.147  Mill.  M.,  dort  so  viel  weniger, 
Teil  die  grösseren  Städte  (über  25.000  Einw.)  meist  kreisexemt  sind  u.  viele  andere 
dies«  Abgaben,  wie  bemerkt,  nicht  individuell  erheben  (Erg.  Heft  9,  S.  49.  99). 
Der  Gesammtbetrag  der  ausgeschriebenen  Kreissteuern  allein  (darunter  die  direct 
ihr  Contiugent  zahlenden  Städte  inbegriffen),  war  im  preuss.  Staate  (incl.  Hohenzollern) 
1877—78  22.800,  1880—81  25.870  Mill.  M..  davon  im  Gebiet  der  Kreisordnung  14.553, 
im  übrigen  Staatsgebiete  11.323  Mill.  M.;  von  letzteren  zwei  Summen  wurden  erhoben 
»b  Zuschlag  zur  Grundsteuer  bez.  4.968  u.  4.403.  zur  Gebäudest.  1.501  u.  1.202,  zur 
Clausen-  u.  Einkommt-nst.  7.006  u.  4.150.  zur  Gewerbest.  0.656  u.  0.509,  überhaupt 
io  Zuschlagform  14.190  u.  10.324,  ausserdem  in  Form  besonderer  Realst.  0.047  u. 
t>  0s9,  besond.  Personalst  0.004  u.  0.088,  sonstiger  besond.  Kreissteuern  0.252  u.  0.822 
(Erg.  H.  9,  S.  135).  Näheres  in  d.  „Finanzstatistik  der  Kreise  f.  1877  —  78"  von 
Herrfarth  u.  Studt  (Erg.  Heft  7),  auch  über  die  anderen,  nicht  steuerrcchtl.  Einnahmen. 
■ihcT  die  Ausgaben,  den  Vermögens-  und  Schuldenbestand  u.  den  Vertheilungsmaass- 
stilj  der  Kreissteuern.  Folgende  Uebersicht  zeigt  die  Hauptposten  (ord.  und  auss.ord. 
Ausg.  u.  Einn.  zas.)  in  1000  M. 

Staat  Davon  Provinzen 

der  Krcisordn.  andere. 

I.  Ausgaben. 

1  Für  allgem.  Staatszwecke   215  105  109 

i.  Verkehrsanlagen   21.965         12.848  9.117 

1  Wohlthätigk.  Armenw.  u.  s.  w   1.713  1.146  567 

1  Unterricht   158  98  60 

3.  Sanitätswesen   1.094  551  542 

6.  Landesmeliorat.  Und-,  forstwirthsch.  Zwecke       137  24  112 

7.  Gemeinnütziges   79  35  44 

H.  Beseitig,  v.  Nothstand   33  32  1 

9.  Zinsen.  Tilg.  d.  Kreisschulden   7.748         4.919  2.829 

10.  AUg.  Kreisverwalt   5.269         4.716  552 

U.  Leist,  an  Provinc.  u.  comm  -  ständ.-  Verbände     5.077  2.171  2.906 

12.  Sonstiges   1.789  1.375  413 

Summe  d.  Ausgaben   45.277        28.022  17.255 

II.  Einnahmen. 

I.  Aus  nutzbarem  Kreisvermögen   1.662  1.110  552 

L  Aus  den  Verkehrsanlag   2.039  1.759  280 

L  Aus  Wohkhätigk.anst.  u.  gemeinntttz.  Anlag.        183  131  52 

4.  Aus  Unterr.anst   6  6 

•V  Aus  Kreissteuern   22.798        12.994  9.803 

H.  Aus  Jagdscheingeldern   511  200  310 

7.  Aus  Zahlungen  aus  Staats-  od.  Prov.fouds    .     8.293  5.437  2.856 

v  Anleh^u   5.371  3.102  2.268 

9.  Sonstiges    3.168  2.005  1.162 

Summe  der  Einnahmen   44.030        26.746  17.284 

III.  Summe  des  Activ Vermögens    .    .    43.205         32.483  10.761 

I.  Davon  Gebäude  10 Oll         18.301  8.865 

2.     „    Inhaberpapierc   8.612         13.027  5.673 

I.     ..    and.  Forderungen   1.399  5.274  2  692 

IV.  Summe  der  Passiva   93.266         64.997  28.269 

I.  Davon  Luhaberpap   47.685         37.160  10.525 

..    sonstige  Schulden   45.581         27.836  17.744 

Die  Naturalleistungen  sind  hier  uberall  in  Einnahme  u.  Ausgabe  auf  Geldwerth 

Die  Bedeutung  der  Ausgaben  f.  Verkehrsan lagen  ragt  hervor. 
§.  56.  —  /?.  Die  Provinzen.  (S.  v.  Könne,  E.  Meier.  Schulze  a.  a.  O»)  Die 
ocen.  Provincialverbando  sind  nach  der  neuesten  preuss.  Gesetzgebung  jetzt  die  höchsteu 
dbstrcnraltongskörper,  welche  insbesondere  regelmässig  nunmehr  auch  als  Land- 
nnenverbände  fungiren  und  die  älteren  commnnalständischen  Verbände  in  sich  auf- 
lagen (s.  z.  B.  das  Ges.  v.  18.  Jan.  1881  betr.  die  Aul  heb.  d.  comm.ständ.  Verbände 
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f.  Pomuicru,  d.  Ges..  r.  19.  Jan.  1881  betr.  die  Aufbeb.  d.  com m  stand.  Verbands  J 
Neu  mark  u.  dessen  Vereinig,  mit  Brandenburg.    Eine  Ausnahme  bildet  namentlich  die 
Provinz  Hessen-Nassau,  wo  die  beiden  geschichtlich  getrennten  Bestandteile  auch 
in  den  beiden  Regierungsbezirken  der  Provinz  selbständige  communalständ.  Verbinde 
geblieben  sind*.  — 

Nach  dem  Ges.  v.  5.  Juni  1823  und  den  danach  für  die  einzelnen  älteren 
Provinzen  gegebenen  provincialständischen  Verfassungen  hatten  die  Stände  kein  Recht 
der  eigenen  Besteuerung  zur  Deckung  der  Provincialausgaben ,  noch  ein  Recht  der 
Schuldaufnahiue.  Nach  dem  J.  1S66  fahrte  zunächst  die  Rücksicht  auf  die  neuen 
Provinzen  zu  einer  Ausbildung  der  Provinciairerfassungen  und  zur  Ausgestaltung  der 
Provinzen  zu  Selbstverwaltungskörpern  höchster  Ordnung  mit  umfassenderer  Coinpeteu/. 
Die  preuss.  Verordnung  v.  22.  Aug.  1867  machte  aus  dem  Gebiete  Hannovers  (wozu 
später  das  preuss.  Jadegebiet  trat)  einen  Provincialverband  mit  Gorporationsrecht,  dem 
durch  das  (ics.  v.  7.  März  1868  eine  jährliche  Dotation  von  ,/s  MilL  Tbl.  aus 
Staatsmitteln  zu  eigner  Verwaltung  eigentümlich  Überwiesen  wurde,  und  zwar  für 
folgende  Zwecke:  Bestreitung  der  Kosten  des  Provinclandtags  und  der  einzelnen  Land- 
schaften, Unterhaltung  u.  Ergänzung  der  Landesbibliotheken,  Zuschüsse  f.  orfentl. 
Sammlungen  d.  Kunst  u.  Wissensch.,  Unterhalt,  u.  Unterstütz,  d.  Irrenanstalten,  mildcD 
Stiftungen,  Blinden-,  Taubstummen-,  Rettungs-,  Idioten-.  Landanneuanstalten ,  de- 
jüdischen  Schul-  u.  Synagogen wesens ,  Kostenbestreitung,  bez.  Unterstützung  des 
rhausseemäss.  Ausbaus  von  Landstrassen  u.  Instandhaltung  der  Gemeindewege,  Bildung 
eines  Fonds  für  Zuschüsse  zu  Laudesmeliorationen ,  sowie  f.  ähnliche,  im  Wege  der 
Gesetzgebung  zu  bestimmende  Zwecke.  Dem  Prov.landtag  steht  unter  Mitwirkung 
u.  Aufsicht  der  Staatsregierung  die  Beschlussnahme  Uber  die  Couimunalangelcgenheiteii 


der  Provinz,  die  Verwaltung  und  Vertretung  der  prov.ständ.  Institute  und  Vermögens- 
rechte zu.  Er  bat  sonst  die  Rechte  uud  Pflichten  der  Prov.stände  der  alteren  Provinze* 
Darüber  hinaus  ist  die  Provinz,  zum  Unterschied  von  den  alten  Provinzen,  die  die* 
Recht  bis  dahin  noch  nicht  hatten,  befugt,  im  Interesse  der  Provinz  Ausgaben 
u.  Leistungen  zu  übernehmen  und  die  Art  und  Weise  der  Aufbringung 
derselben  zu  beschliessen ,  also  ein  weiter  Kreis  faeul tat iv er  Ausgaben  eröffnet 
1§.  2  d.  Vcrordn.  v.  22.  Aug.  1867).  Staatsgenehmigung  ist  erforderlich  bei  der 
Neuübernahmc  von  Ausgaben  u.  Leistungen  für  den  Verband  ohne  beeteheude  Ver- 
pflichtung, femer  zur  Aufstellung  des  Beitragsfusses  für  Aufbringung  der  Verband; 
lasten  u.  für  Abänderung  des  bestehenden  Fusses,  endlich  zu  Vcräusserungen  von 
Grund-  und  Kapitalbestand  des  prov.ständ.  Vermögens,  soweit  das  Kapital  nicht  aus 
Ersparnissen  der  letzten  5  Jahre  herrührt.  (§.  17  d.  gen.  Verordnung).  Durch  Ges. 
v.  25.  Dec.  1869  ist  die  hannov.  Landescreditcasse  von  1842  zur  Prov.anstalt  erklär, 
u.  unter  bezügl.  Entlastung  des  Staats  mit  ihren  Rechten  und  Pflichten  auf  die 
Provinz  übergegangen.  (Erweiter,  d.  Statuten  dieser  Anstalt  durch  Ges.  v.  24.  Juli  187Ö. 
auch  Ges.  v.  7.  März  1879).  Die  Verwaltung  der  Angelegenheiten  des  Landarm-.- 
Verbands  der  Prov.  Hannover  ist  dem  Prov. verband  übertragen  worden  ( Vcrordn.  r 
1.  Aug.  1871).  Auch  die  Provincialstände  v.  Schleswig-Holstein  haben  durch 
V.  v.  22.  Sept.  1867  wesentlich  dieselben  finanziellen  und  sonstigen  Befugnisse,  wie 
die  hannoverschen  erhalten,  ebenso  die  getrennten  Communalstände  der  beiden  Be- 
zirke der  Prov.  Hessen-Nassau  (V.  v.  20.  u.  26.  Sept.  1867,  beim  nass.  Keg.bz.  ist  der 
Stadtkreis  Frankfurt  a.  M.  vom  communalständ.  Verband  ausgeschlossen).  Der  Erltes 
v.  11.  Nov.  1868  regelt  für  den  R.  Bz.  Kassel  die  Verwaltung  des  communalständ 
Vermögens  u.  der  communalständ.  Anstalten  näher.  Dem  Communalverband  ist  die 
Landescreditkasse  von  1832  (s.  Näheres  bei  v.  Rönne,  I.  2.  Abth.  S.  542  ff.)  durch 
preuss.  Ges.  v.  25.  Dec.  1869  als  ständische  Anstalt  überwiesen  worden,  unter  specielkr 
Regelung  der  Rechtsverhältnisse.  Die  hess.  Brandversich.anstalt  in  Kassel  ist  dura 
Ges.  v.  18.  März  1S79  von  Anf.  1880  an  auf  den  Communalverband  d.  R.  B.  Kassel 
ubergegangen.  Durch  Erlass  v.  16.  Sept.  1867  ist  der  ehemals  kurhess.  Staats- 
schatz dem  com  in  stand.  Verband  des  R.  B.  Kassel  überwiesen  als  ein  demselben 
gehöriges  u.  von  ihm  zu  verwaltendes  Vermögen,  mit  Bestimmung  der  Verwendungs- 
zwecke f.  Unterstützung  des  Chaussee-  u.  Landwegebaus,  Unterhaltung  der  Land- 
krankenanstalten u.  Landhospitäler,  Anlegung  und  Unterhalt,  einer  Irrenheilansiah. 
dsgl.  einer  Arbeitsanstalt  f.  verhaftete  Landstreicher.  Bettler,  Arbeitsscheue,  für  dk 
Kosten  der  Landarmenpflcge,  eines  Landarmenhauses,  f.  LandesbibUothcken,  u.  „ähnliche, 
im  Wege  der  Gesetzgebung  festzustellende  Zwecke."    Ausdehnung  dieser  Zwecke 
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Dt  erfolgt  durch  Ges.  v.  25.  März  1M>9  (u.  A.  Uebernahiuc  der  Kosten  der  common, 
^tänd.  VerwalL,  verschiedener  Armen-  nnd  Wohlthätigk. ausgaben ,  Bildung  eines 
Zos.  hassfonds  f.  Landesmeliorationen).  (Die  Verhältnisse  des  hessischen  fürstlichen 
Fideicoinmissverinögens  [wozu  der  „Hausschatz"  gehörte,  s.  Rönne,  I,  2.  A.. 
S.  542]  sind  nunmehr,  nach  vertragsmäss.  Regelung  und  Auseinandersetzung  mit  den 
Mitgliedern  des  kurhess.  Hauses  endgiltig  durch  Ges.  v.  16.  März  1881  geordnet. 
Die  Vermögensgegenstände  des  Fideicommisses,  die  dem  Staate  demnach  verblieben, 
sind  als  Staatseigentum  anerkannt,  die  Bestände  des  Hausschatzes  mit  den  bei 
der  Generalstaatskasso  verwalteten  Staatsactivkapitalfonds  vereinigt,  die  auf  dem  Haus- 
H'hatz  ruhenden  rechtlichen  Verpflichtungen  auf  den  Staat  Übernommen  worden.  Die 
an  die  Mitglieder  des  Fürstenhauses  auszuzahlenden  Renten  stehen  jetzt  auf  dem 
Suabhaushaltetat).  —  Dem  comm.ständ.  Verband  d.  R.  B.  Wiesbaden  ist  die  Nass. 
Uüdesbank  durch  Ges.  v.  25.  Dec.  1861)  übertragen  worden,  eine  nass.  Staatsanstalt; 
ueben  ihr  ist  eine  comm.ständ.  Sparkasse  errichtet  worden.  Die  nass.  ßrandversich.- 
aosialt  wurde  durch  Ges.  t.  21.  Dec.  IST  1  communalständ.  Institut  v.  Anf.  1872  an. 
Daren  Ges.  r.  11.  Marz  1872  ist  der  Wiesbad.  Verband  auch  zu  Chausseebauten  u. 
Irren-  u.  Taubstummenfürsorge  mit  142.000  TM.  jährlich  aus  Staatsfonds  dotirt,  auch 
sind  zwei  ältere  Fonds  von  46.380  Thl.  zur  Gründung  einer  comm.stäud.  Hilfskassc 
jenem  Verband  überwiesen  worden. 

Eine  Fortbildung  der  Provincialverfassungcu  der  alten  Provinzen  erfolgte  durch 
die  wichtige  Gesetzgebung  von  1875:  Provincialordn.  f.  d.  6  östl.  Provinzen  (ohne 
Posen)  v.  29.  Juni  1875,  abgeändert  durch  Ges.  v.  22.  März  1881  und  darauf  neu 
rrdigirt  in  d.  Bek.mach.  t.  22.  März  1881,  ferner  durch  die  sogen.  Dotationsgesetze, 
velche  sich  z.  Th.  mit  auf  die  Kreisverbande  u.  auf  die  anderen  Provinzen  beziehen, 
ijes.  v.  30.  April  1873  u.  8.  Juli  1875  (s.  das  Material  darüber  bes.  bei  v.  Brauch it sc h). 
Die  Prov. verbände,  bz.  Landtage  haben  hier  eine  umfassendere  Competenz  erhalten, 
§  8,  34  —  44,  bes.  §.  37),  namentlich,  wie  die  neuen  Provinzen,  das  Recht,  Aus- 
üben, welche  zur  Erfüllung  von  Verpflichtungen  oder  im  Interesse  der  Provinz 
erforderlich  sind,  zu  beschliessen ,  dafür  die  Staatsdotationen  nach  der  gesetzl.  Vor- 
schrift, die  Einnahmen  aus  dem  sonstigen  Kapital-  und  Grundvermögen,  auch  das 
Vermögen  selbst,  zu  verwenden,  Anleihen  aufzunehmen,  Bürgschaften  zu  übernehmen, 
Prov.abgaben  auszuschreiben  (§.  37).    Nähere  Bestimmungen  über  diese  Abgaben  in 
§.  105 — 109,  im  8.  Abschnitt,  v.  Prov.hausbalto.    Bis  zum  Erlass  eines  besond. 
L'ommunalsteuergcsetzes  ist  die  Hauptvorschrift  die,  dass  die  Prov.abgaben  auf 
die  einzelnen  Land-  u.  Stadtkreise  nach  dem  Maassstabe  der  in  ihnen 
aufkommenden  directen  Staatssteuern,  mit  Ausschluss  der  Hausir-Gewerbe- 
stfiuer,  verth eilt  werden  sollen.    Die  Stadt-  u.  Landkreise  bringen  (§.  108)  die 
Contingente  nach  den  Vorschriften  der  Kreisordn.  u.  der  Städtcordn.  v.  1853  auf, 
daher  Zwang  zur  Individualrepartition  nur  bei  den  Landkreisen  (o.  S.  120).  Eine 
Mehr-  oder  Minderbelastung  einzelner  Provincialthcile  ist  ebenso  wie  diejenige  einzelner 
Kreistheile  zulässig  (§.  110).    üeber  das  staatl.  Aufsichtsrecht  s.  Tit.  3.  §.  114  ff'., 
bes.  §.  119.    C.  A.  ist  danach   minist.  Genehmigung   erforderlich  bei  Mehr-  u. 
Minderbelastungen  einzelner  Prov.theilo  zur  Aufnahme  v.  Anleihen,  zur  Beiast.  des 
Verbands  mit  über  25*/0  Prov.beiträgen  vom  Gesammtauf  kommen  der  dir.  Staatssteuern, 
.  h  zu  über  fünfjähr.  Belastungen  ohne  gesetzl.  Verpflichtung.  In  diesen  Bestimmungen 
liegt  die  eventuelle  Begrenzung  der  facult.  Aufgaben  und  Ausgaben;  die  einzelnen 
iiegensUnde,  welche  der  Prov.verband  übernehmen  darf,  sind  gesetzlich  nicht  näher 
bestimmt 

Das  Dotationsgesetz  v.  30.  April  1873  hat  jährlich  2  Mill.  Thlr.  aus  den 
Staatseinnahmen  bewilligt  zur  Ausstattung  der  Prov.verbäude  der  alten  Provinzen, 
Sehlesw.- Holsteins,  des  Stadtkr.  Frankfurt  a.  M..  Hohcnzollerns  u.  des  Jadegebicts  mit 
..Fonds  zur  Selbstverwaltung",  ferner  jährlich  1  Mill.  Thlr.  zu  Fonds  für  die  Durch- 
führung der  Kreisordnung  (u.  ähnlicher  f.  d.  anderen  Provinzen  zu  erlassender  Gesetze1*, 
bes.  zur  Bestreit,  d.  Kosten  des  Kreisausschusses  u.  der  Amtsverwaltung  im  ganzen 
Staate.  Der  —  wohl  angreifbare,  mechanische,  aber  schwer  durch  einen  besseren  zu 
ersetzende  —  Vertheilungsmaassstab  für  diese  Summen  unter  die  Verbände  ist: 
zur  Hälfte  der  Flächeninhalt,  zur  Hälfte  die  Civilbcvölkerung  v.  1871 ;  gleicher  Maass- 
stab für  die  Vertheilung  der  1  Mill.  Thlr.  unter  die  Kreise.  Durch  Ges.  v.  8.  Juli 
1S75  wurde  die  Dotation  der  gen.  Provinzen  um  7.44  Mill.  M.  erhöht.  (Endpilt. 
Vertheilnng  der  ganzen  Summe  von  13.44  Mill.  M.  durch  V.  v.  12.  Sept.  1873). 
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Ausserdem  wurden  den  genannten  Verbänden  die  nach  d.  Ges.  v.  1873,  §.  5,  zinsbar 
angelegten  Dotationsfonds  f.  d.  Jahre  1873  —  75  vom  1.  Jan.  1876  an  überwiesen 
(zus.  13.68  Mill.  M  ).  Die  gesetzlichen  Verwendungszwecke  dieser  Summen,  — 
also  „generell  überwiesene,  obligatorische  Ausgaben"  —  sind  nach  §.  1 
d.  Ges.  v.  1875:  Neubau  chauss.  Wege  u.  Unterstützung  des  Gemeinde-  u.  Kreis- 
wegebaus, Beförderung  von  Landesmeliorationen  innerhalb  des  provinz.  Interesses. 
Landarmen-  u.  Corrigendenwesen ,  Irren-,  Taubstummen-,  Blindenwescn ,  Unterstütz, 
milder  Stiftungen,  Rettungs-,  Idioten-  u.  and.  Wohlthätigkeitsanstalten ,  Zuschüsse  f. 
künstl.  u.  wissensch.  Vereine,  Off.  Sammlungen ,  Landesbiblioth.  u.  s.  w.,  u.  ,,ähnlicbc 
im  Wege  der  Gesetzgebung  festzukeilende  Zwecke".  In  don  Prov.verbändcn  sind 
mit  den  überwiesenen  Summen  auch  die  Kosten  des  Prov.landtags,  der  Prov.verwalton? 
u.  einiges  A.  m.  zu  bestreiten.  In  Verbindung  hiermit  sind  den  Prov.  verbänden  eine 
Reih«;  von  gemeinnutzigen  Anstalten  mit  allen  Rechten  u.  Pflichten  unter  Ausscheidung 
des  Staats  zur  Verwaltung  u.  Unterhaltung  überwiesen,  auch  verschiedene  kleinere 
Fonds  an  sie  übertrafen  worden.  Endlich  wurde  durch  das  Ges.  v.  1875,  §.  1s. 
allen  Provincialvcrbänden ,  auch  der  neuen  Provinzen,  den  Comm  verbänden  von 
Kassel  n.  Wiesbaden,  den  Stadtkreisen  Berlin  u.  Frankfurt  a.  M.,  u.  dem  Comm.verband 
von  Hohenzollern  Eigenthum  an  und  Verwaltung  u.  Unterhaltung  der  Staats- 
chausseen übertragen  (mit  Ausnahme  der  berg-  u.  forstfiscal.  Staatschausseen  . 
Zur  Uebernabme  dieser  Last  wurde  den  Verbänden  eine  weitere  Jahresrente  au* 
Staatsfonds  von  19  Mill.  M.  gewährt,  wovon  15  Mill.  M.  im  Gesetze  selbst.  4  Mill 
M.  halb  nach  Fläche,  halb  nach  Volkszahl  auf  die  Verbände  vertheilt  wurden. 

Auf  Grund  dieser  verschiedenen  Dotationsgesetzc  enthält  der  preuss.  Staate- 
haush.etat  jetzt  jährlich  37,559,111  M.  „zur  Gewähr,  von  Provinc.fonds  f.  Zwecke  der 
Selbstverwaltung,  einschliessl.  d.  Mittel  z.  Durchfuhr,  der  Kreisordn.",  ausserdem 
„Beitrag  z.  d.  Kosten  der  Amtsverwalt.  der  östl.  Provinzen"  745,500  M.  Diese 
Dotationen  machen  in  den  Prov.verbänden  die  Prov.steucrn  bisher  noch  grossentheiU 
entbehrlich.  Die  genannten  neueren  finanzstatist  Arbeiten  trennen  die  Kreis-  und 
Prov.stouom  nicht.  An  „Leistungen  der  Kreise  an  den  Prov.-  oder  Communalstärxi 
Verband"  erscheinen  in  d.  Fin.statist.  der  Kreise  f.  1877/78  die  schon  oben  mit  auf- 
geführten Summen  von  5  077  Mill.  M.,  wovon  2.171  im  Gebiete  der  Kreisordn.. 
2.906  im  übrigen  Gebiet  Diesen  Summen  stehen  bei  den  Einnahmen  der  Kreise 
an  „Zahlungen  ans  Staats-  oder  Provinc.fonds"  8.293  Mill.  M.  gegenüber,  bez.  5.437 
u.  2.856  in  den  beiden  Gebietsgruppen.  — - 

Wichtig  für  das  gesammte  preussische  u.  deutsche  Üommunalfinanzwesen  i.  w.  S. 
ist,  dass  die  indirecte  Besteuerung  in  Form  von  Zöllen  oder  Zuschlägen  zu  den  Vereins- 
zöllen, auch  zu  den  inneren  Verbrauchsteuern  auf  Salz  wie  den  Einzelstaaten,  so  auch 
den  Communen  n.  Communalverbänden  untersagt  ist  (Zollvereinsvertr.  v.  1867  in 
Betr.  der  eingeführten  ausländ.  Erzeugnisse,  die  eingangszollpffichtig,  vorbehaltlich  der 
inneren  Steuern  auf  Branntw.,  Bier,  Essig,  der  Mahl-  u.  Schlachtsteuer  auch  von  aus- 
länd Producten,  Art.  5.  N.  I;  ähnliche  Beschränkungen,  auch  in  Betr.  der  Höhe 
der  Sätze  f.  inländ.  Artikel,  Branntwein,  Bier,  Wein,  ferner  Mehl  u.  Mehlfabrikate. 
Fleisch  etc.,  für  die  ei nzclstaatl.  Besteuerung,  Art  5,  N.  II,  §.  2;  Abgaben  f. 
Rechn.  v.  Communen  u.  Corporationen  dürfen  nnr  f.  Gegenstände,  die  zur  örtlichen 
Consu  in  tion  bestimmt,  erfolgen,  nain.  f.  Bier,  Essig,  Malz.  Cider,  f.  d.  der  Mabl- 
u.  Schlachtst.  unterliegenden  Erzeugnisse.  Brennmater.,  Marktvictualien,  Fourage,  nur 
in  Weinlanden  f.  Wein,  nur  ausnahmsweise  f.  Branntwein,  daneben  Beschränkungen 
in  d.  Höhe  der  Sätze  bei  Wein,  Bier,  Branntw.  (Art.  5,  II,  §.  7);  nach  d.  Geberein- 
kunft  v.  8.  Mai  1867  darf  neben  der  neuen  Vereins  -  Salzsteuer  keinerlei  andere 
Salzabgabe  erhoben  werden.)  Elsass-Lothringen  unterliegt  für  seine  stadt 
Octrois  diesen  Beschränkungen  nicht.    (Reichsgos.  v.  25.  Juni  1873  §.  b\ 

In  den  prenss.  Provinzen,  worin  die  neue  Provincialordnung  nicht  gilt,  stehen 
die  früheren  Ordnungen  noch  in  Kraft  und  sind  durch  neuere  Vorschriften  ergänzt, 
so  dass  doch  in  wesentlichen  Punctcn  Gleichmässigkeit  der  Verhältnisse  besteht. 
S.  u.  A.  Erlass  v.  27.  Sept.  1871,  betr.  das  Regulativ  über  die  provincialständ.  An- 
stalten u.  Vermögen  der  Rh  ein  provinz,  mit  Nachtrag  r.  1.  Nov.  )^7b.  Erl.  r. 
16.  Aug.  1871,  mit  Nachtr.  v.  8.  Dec.  1875  über  die  prov.ständ.  Anstalten  der  Prov.  Pose». 

57  —  3.  In  den  übrigen  deutschen  Staaten  gelten,  mit  manchen  Ab- 
weichungen im  Einzelnen,  ähnliche  gesetzliche  Bestimmungen,  für  die  finanziell« 
Autonomie  der  Gemeinden  u.  der  höheren  Communalverbände  und  für  das  Oberauf- 
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siebte-  und  Geneinn  igungsrecht  der  Staatsregierung  in  Betr.  der  Wahl  der  Stcucrart. 
der  Hohe  der  Steuer,  der  Schuldaufnahmen  u.  s.w.  Communal  verbände  höherer 
Ordnung  mit  weiteren  Befugnissen  (obrigkeitlichen,  finanziellen)  hat  auch  liier  die 
neuere  Gesetzgebung  erst  geschaffen,  th.  (Baiern,  Baden,  Sachsen-Weimar  u.  a.  m.)  schon 
früher,  mit  nach  preuss.  Muster  in  K.  Sachsen,  Hessen,  Braunschweig.  Hier  kann 
aar  Einiges  aus  diesem  grossen  Detail  hervorgehoben  werden.  —  Vgl.  i.  Allg.  Uber 
die  betrelf.  verfassungs-  u.  vcrwalt.rcchtl.  Bestimmungen  des  Particularrochts  Georg 
Meyer,  Lehrbuch  d.  D.  Staatsrechts,  §.  110  IT.  —  IIS.  211. 

Für  die  Gemeindesteuern  ist  das  System  der  Zuschläge  zu  den  directen 
Suatssteucrn  (einzeln  auch  zu  Verbrauchsteuern,  so  der  Biersteucr,  z.  B.  in  Baiern) 
auch  ausserhalb  Preussens  das  vorwaltende.  Doch  kommen  communale  Octrois 
mehr  ror  (Baiern,  Würtemberg.  u.  a.  m.).  In  Baiern  gingen  im  Gemeindeedict  v. 
17.  Mai  ISIS  u.  der  Verordn.  v.  22.  Juli  181»,  betr.  die  Umlagen  f.  Gcincindebe- 
"lurfnisse,  die  Getreide-  u.  Fleischaufschlage  den  directen  Steuern  voran,  in  d.  Gem. 
•min.  v.  29.  April  1869  Art.  39  sind  diese  Steuern  als  gleich  statthaft  erklärt.  Äusser- 
em kommt  bes.  der  Localmak-  oder  Bieraufschlag  vor,  der  1879  in  den  rechtsrhein. 
Kreisen  4.55  Mill.  M.  ertrug  (Ztschr.  des  bair.  stat.  Bur.  1SS0,  S.  174).  Vgl.  Zum, 
in  d.  Gutachten  z.  Comm.steuerfrage ,  Sehr.  d.  V.  f.  Soc.pol.  XII,  1S77,  S.  102. 
Schöller  u.  Mayer,  (baier.)  Gem.ordn.,  3.  A.  Erl.  1882,  S.  40  II.  Neue  Ver- 
brauchsteuern der  Gemeinden  können  nur  durch  Gesetz  eingeführt  werden.  In 
Würtemberg  zunächst,  wenn  die  übrigen  Einnahmen  nicht  reichen,  Umlage  von 
.,<iemeindöschaden"  auf  die  im  Gemeindeverband  befindl.  Güter,  Gefälle,  Gebäude,  Gewerbe 
nach  Verhäitniss  der  Staatssteuer;  auch  Zuschläge  bis  1°0  des  steuerbaren  Betrags  zur 
Einkommensteuer  twovon  dann  au  &c  höheren  Verbände,  die  Amtscorporationen.) 
Dazu  subsidiär  in  den  Gemeinden,  wo  sonst  die  Gemeindeumlagen  als  Zuschläge  zur  Grund-, 
«icbäude-  U.Gewerbesteuer  100°/„  übersteigen  würden,  mit  königl.  Verordnung  Communal- 
ahgaben  auf  Bier,  Fleisch,  Gas,  in  bestimmten  Maximalsätzcn  zulässig  (Gesetz  v.  23.  Juli  1877 
Art  18  u.  Ges.  v.  8.  März  1881).  S.  Kiecke,  Verfass.  Wurths  u  s.  w.  1882,  S.  227.  — 
Im  K.  Sachsen  hat  Drosden  eine  bedeutendere  indirecte  Coinmunal  -  Verbrauchs- 
besteuerung (s.  Mittheil.  d.  Dresd.  stat.  Bur.  H.  1,  v.  Jan  nasch). 

Die  Cominunalver bände  höherer  Ordnung  aulangend,  so  bilden  in  Baic rn 
die  Kreise  (Regier.  Bezirke)  eigene  Kreisgemeinden  mit  d.  Rcrht  der  jurist.  Person 
(Ges.  v.  28.  Mai  1852,  ältere  Gesetze  v.  1828,  1846),  denen  verschiedene  gemeinnützige 
Zwecke  obliegen,  bes.  im  Gebiete  der  volkswirthsch.  Interessen,  des  Verkehrswesen, 
<Jes  Armen-  u.  Wohlthätigkeits-,  Gesundh.wescns.    Die  Vertretung  der  Kreisgetneindc 
der  sog.  I^andrath,  setzt  den  Etat  fest,  bewilligt,  soweit  die  anderweiten  Mittel  nicht 
lusreicheu.  mit  Staatsgenehmigung  die  „  Kreisumlagcn fck  oder  Kreissteuern,  dio  regel- 
mäßig nach  Maassgabe  der  directen  Staatssteuern  vertheilt  werden,  (anderer  Maass- 
?tab  nur  auf  Antrag  des  Landraths  durch  Staatsgesetz  zulässig).    Zuschüsse  aus  der 
Staatskasse  für  Kreiszwecke  kommen  ebenfalls  vor.    Vgl.  v.  Pözl,  baier.  Verfass.recht 
J31  H.,  Stockar  v.  Neuforn,  Handb.  d.  baier.  Fin.vorwalt.  3.  A.  v.  Hock. 
Hamb.  1881,  I.  72  ff.  vom  Kreishaushalte.  —  Der  kleinere  Communal  verband  im  Kreise, 
ausser  den  kreisunmittelbaren  Städten,  wird  in  Baiern  durch  die  mit  dem  Bezirksamt 
i >is. fallende  Districtsgemeinde  gebildet,  die  der  Districtsrath  vertritt.    (And.  Ges. 
r.  28.  Mai  1852).    Finanzstatistik  über  die  Districtsuinlagen  u.  ihr  Verhältnis»  zu 
den  directen  Staatssteueru  in  d.  Ztschr.  d.  baicr.  stat.  Bur.  1878  S.  268  Ü'.,  1880 
8  22  ff.,  cb.  S.  100  ff.  über  die  grösseren  Städte,  Daten  f.  1876  —  78.    Im  ganzen 
Staate  waren  danach:    Die  Steuerprincipalsummc  der  directen  Staatssteuern  in  den 
Bezirksämtern,  16.89  Mill.  M.,  die  Districtsumlagcn  5.09  oder  30.1 3 °/0  der  Staats- 
steuer, die  Stcuerprincipalsumiiicn  der  directen  Staatssteuern  der  Gcinoiuden  21.65  Mill.M. 
(bloss  derj.  Gemeinden,  in  denen  Gcmoindeumlagen  erhoben  werden.  20.33  Mill.  M.). 
der  Betrag  der  erhobenen  Gemeindoumlagen  17.01  M.  M.  oder  78.56%  der  Staats- 
jteoern  (oder  83.68%,  unrer  Berücksichtigung  bloss  der  Gemeinden,  in  denen  Umlagen 
erhoben  wurden).    P.  Kopf  die  Distr.uml.  1.01,  die  Gemeindeuml.  3.39  M.  (bloss  in 
den  Gem.  mit  Umlageerhebung  3.60),  zus.  4.40  M.    Die  Kreisumlagcn  allein  betrugen 
lo-serdem  (1876)  5.51  M.  M. 

In  Würtemberg  fungiren  die  0  b  e  r  ä  m  t  c  r  als  höhere  Commuualverbändc  u.  Selbst- 
verwaltungskörper auch  auf  dem  finanziellen  Gebiete,  schon  nach  Ges.  v.  1822,  nicht  die 
Kreise.  S.  Iiiecke.  a.  a.  ().  S.  222.  Wichtig  in  prineip.  Hinsicht  für  die  Ausbildung  der 
Selbstverwaltung  war  die  badis  che  Gesetzgebung,  Ges.  über  Organis.  d.  inneren  Verwalt. 
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v.  5.  Uet.  1803.  Die  mehrere  „Bezirke"  umfassenden  „Kreise",  mit  gewählten  Kreb- 
>••■  Sammlungen  u.  Kreisausschüsseo  haben  Corporationsrechte.  Nach  §.41  ist  ..die 
Kreisversammlung  berechtigt,  im  Interesse  des  Kreises  u.  seiner  Bewohner  gemein- 
nutzige Anstalten  zu  gründen  u.  zur  Förderung  gemeinsamer  Kultur,  Wirthschaft  a. 
Wohlthätigkeit  die  Gemeinden  zu  unterstützen".  Besond.  Gegenstände  des  Wirkungs- 
kreises sind:  neue  Strassen.  Brücken,  Kanäle,  Uebernahme  schon  vorhandener.  Erricht. 
v.  Sparkassen,  Kreisschul -,  Rettungsanstalten,  Werk-,  Waisen-,  Annen-,  Krankenhäusern, 
sonst.  Armenfürsorge,  event.  Uebernahme  von  (iemeindclasten  auf  den  Kreis.  Anleihen, 
Kreisumlagen,  Alles  unter  Aufsicht  des  Staats.  —  (ir.  Hessen  Ges.  12.  Juni  1874) 
hat  ähnlich  wie  Preusscn  höhere  Sclbstverwaltungskörper  (Provinzen,  Kreise)  mit  Ver- 
tretuugsorganen  u.  weiteren  finanziellen  Befugnissen  eingerichtet.  Dasselbe  gilt  vom 
K.  Sachsen  (Gesetz  v.  21.  April  1873,  betr.  die  Bildung  von  Bezirksverbänden). 
Diese  Verbände  werden  durch  die  Amtsbauptmannschaften  gebildet,  haben  die  Rechte 
einer  jurist.  Person .  werden  durch  die  Bez  Versammlung  n.  den  Bezirksausschuss  ver- 
treten. Die  Bez.versamml.  darf  für  gemeinnützige  Zwecke,  welche  gesetzlich  zu 
Bezirksangelegenhciten  erklärt  sind,  —  namentl.  Einriebt  f.  A  rmen  versorg. ,  ötfentL 
Krankenpflege,  Wegebau,  Nothstands-Abwehr,  Unterstütz,  der  Familien  der  Reservisten 
u.  s.  w.  —  Einrichtungen  u.  Ausgaben  beschli  essen ;  dafür  U.A.  das  Recht,  Anleihen 
aufzunehmen  u.  den  Bezirk  mit  Abgaben  zu  belasten.  Vcrtheilung  der  Bezirkssteuern 
auf  die  Gemeinden,  Gutsbezirke,  Fiscus  nach  Maassgabe  der  directen  Staatssteuern. 
Die  Städte  Dresden,  Leipzig,  Chemnitz  sind  bezirksexemt.  Dotation  der  Verbände  u. 
dieser  Städte  mit  3  Mill.  TW.  Fonds  zu  Selbstverwaltungszwecken;  der  Kapitalbetrag 
dieser  Fonds  muss  erhalten  werden  (Ges.  v.  25.  Juni  1874).  Vgl.  Leuthold,  säch*. 
Verw.recht,  Lpz.  1S78  §.  16.  —  Auch  in  den  deutschen  Kleinstaaten  bestehen 
jetzt  mehrfach  zwischen  Gemeinde  u.  Staat  Communalverbände  höherer  Ordnung  für 
Zwecke  der  Selbstverwaltung,  mit  linanz-  u.  steuerrcchtl.  Befugnissen.  S.  Georg  Meyer. 
Staatsrecht,  S.  303  ff, 

§.  5S.  —  4.  In  Oesterreich  (West-,  „ Cisleithanien "  oder  „Gebiet  der  im 
Itaichsrath  vertretenen  Königreiche  und  Länder")  bestehen  über  den  Ortsgemeinden 
als  Communalverbände  höherer  Ordnung  in  einigen  Kronländern  (Böhmen,  Tirol. 
Steiermark,  Galicien)  Bezirke  (Ulbrich,  Lehrb.  d.  österr.  Staaterechts,  BerL  18»>2 
§.  116  ff.).  Die  Kronländcr  selbst  haben  nach  der  eigenthümlichen  historisch -poli- 
tischen Entwicklung  des  Kaiscrstaate  theils  die  Bedeutung  von  Selbstvcrwaltungskörperr. 
höchster  Ordnung,  gleich  den  Provinzen  anderer  Staaten,  theils  eine  darüber  noch  etwa» 
hinausgehende,  der  Stellung  von  Einzelstaaten  eines  Bundesstaats  vergleichbare.  l> 
wirkt  auch  auf  die  Kinanzwirthschaft  ein.  S.  f.  d.  Staatsrechtliche  Ulbrich 's  neues  Werk. 

Für  die  österr.  Gemeinden  hat  das  Reichsges.  v.  5.  März  1S62  die  allge- 
meinen Grundsätze  festgestellt,  für  die  einzelnen  Kronländer  sind  daraufhin  besondere 
Landes-  Gemeindeordnungen  erlassen  (Ulbrich,  246,  giebt  die  Daten  dieser  Gesetze). 
Ausserdem  bestehen  für  grössere  Städte,  bes.  die  Landeshauptstädte  eigene  im  Wege 
der  Gesetzgebung  erlassene  Ortsstatuten  (üebers.  bei  Ulbrich,  S.  288).  Der  Wirkungs- 
kreis der  österr.  Ortsgemeinden  stimmt  in  Betreff  der  obligatorischen  (u.  A.  aack 
Volksschulwescn.  Armenwesen,  übrigens  Beides  im  Gemeindeges.  v.  1862  Art.  S  zum 
..selbständ."  Wirk.kreis  der  Gemeinde  gerechnet)  und  facultativen  Aufgaben  im  Wesent- 
lichen mit  demjenigen  der  Gemeinden  im  Deutschen  Reiche  übercin.  Die  finanzielle 
Autouomio  im  Ausgabe-  und  Einnahmewesen,  das  betreffende  Oberaufsichts-,  bez. 
Zustimmungsrecht  des  Staats  (bei  Veräußerungen  von  grösseren  Vermögensobjecten. 
bei  Schuldaufnahme,  Besteuerung  f.  Gemeindezweckc)  ist  gleichfalls  ähnlich  geregelt. 
Die  Gemeindesteuern  können  als  Zuschläge  zu  den  directen  Steuern  —  und  zwar 
nur  auf  alle  directen  Steuern  gleichmässig  —  u.  zur  Vcrzehrnngssteuer  (hierauf 
Beschränkung  auf  den  L  o  c  a  1  verbrauch ,  also  Freilassung  der  anderswohin  gehenden 
Ortsproducte  und  der  nur  im  Handelsverkehr  durchgeführten  Waaren)  oder  in  Form 
anderer  Auflagen  u.  Abgaben  beschlossen  werden,  wenn  die  Einkünfte  aus  dem  Ge- 
meindeeigenthum die  Ausgaben  nicht  decken.  Einführung  neuer  Auflagen  u.  Aas- 
gaben, ausser  jenen  Zuschlägen,  u.  Erhöhung  bestehender  setzt  ein  Landes- 
gesetz  voraus  (Gem.  Ges.  v.  1862  Art.  15). 

Die  im  Gemeindeges.  v.  1862  Art.  17  ff.  vorgesehenen,  nur  theilwetse  gebildete« 
Bezirke  haben,  ähnlich  den  preuss.  Kreisen,  einige  grössere  Localanfgaben  der 
Inneren  Verwaltung  durchzuführen  (Anstalten  f.  Landeskultur,  Gesundheitspflege. 
Armenversorgung,  Humanitätsanstalten,  Bezirkstrassen  u.  dgl.).    Die  Besteuerung  z« 
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Bezirkszweckeu  hat  regelmässig  in  der  Form  ron  Zuschlägen  zu  den  üirccten 
Stenern  zu  erfolgen,  bis  zu  einem  bestimmten  Maasse  (Böhmen  10,  Tirol  50.  Steier- 
mark 27,  Galicien  20%)  ohne  Weiteres,  darüber  hinaus  und  im  Falle  anderer  Umlagen 
ist  ein  besonderes  Landesgesetz  erforderlich  (Gem.  Ges.  v.  1862  Art.  21.  Ulbrich  S.  294). 

Die  Stellung,  welche  die  österr.  Kronländer  in  der  neueren  Verfassungsepoche 
seit  1861  („Februarpatent"  v.  26.  Febr.  1861,  „Landesordnungcn"  auf  Grund  desselben) 
wieder  erhalten  haben,  ist  wie  gesagt  eine  etwas  selbständigere,  als  sie  den  Provinzen 
in  em  modernen  Einheitsstaat  gewährt  zu  sein  pflegt.  Das  hat  auch  seinen  Ein* 
Sqss  auf  die  Landeshaushalte  gehabt.  (Vgl.  Ulbrich,  a.  a.  0.  §.  118  ff.,  v.  Czörnig, 
M  Budg.  II,  401  ff.)  Die  „Länder*4  haben  eine  erhebliche  Thätigkeit  auf  dem  Ge- 
biete der  Inneren  Verwaltung  (Anstalten  f.  Krankenpflege,  Findel-,  Gebär-,  Irrenwesen, 
Impfwesen,  Zwangsarbeitshäuser,  Schulwesen,  Aufwand  f.  Kunst  u.  Wissenschaft, 
Strassen-  n.  Chausseebau,  z.  Th.  Gensdarmcrie - ,  Militärquartier-,  Vorspannwesen  u. 
A.  mX  Die  Einnahmen  zur  Deckung  dieser  obligat,  u.  facult.  Ausgaben  fliessen  aus 
•lern  werbenden  Vermögen  u.  Gefällen  der  Länder,  aus  Landesfonds  (Domesticalfonds) 
dos  der  früheren  ständ.  Periode,  aus  Specialfonds,  überwiegend  jedoch  aus  Landes- 
steuern,  wiederum  regelmässig  in  Form  von  Zuschlägen  zu  den  directen  Staatssteuern. 
Bis  zu  10° '„  können  diese  Zuschläge  durch  auton.  Landtagsbeschluss,  darüber  hinaus  oder  in 
anderer  Form  nur  mit  kais.  Genehmigung  angeordnet  werden  (Ulbrioh,  S.  301).  Ausser- 
dom ist  in  Westösterreich  die  Grundentlastungsschuld  eine  Speciallast  der  einzelnen 
Kronländer,  nicht  des  Staats,  der  abererhebliche  Zuschüsse  übernommen  hat.  Statistisches 
tber  die  Landesfonds,  den  Gemeindehaushalt  im  österr.  Statist.  Jahrb.  f.  1S79  H.  VII. 

g.  59.  —  5.  In  Frankreich  stehen  über  den  Gemeinden  (communes)  als  Analoga 
aoserer  Communalverbändc  höherer  Ordnung  nur  die  Departements.  Die  Gantonc 
rehören  nicht  dazu,  da  sie  nur  Gebietsabtheilungen  für  einige  Specialzwecke,  ohne 
corporative  Gestaltung,  sind.  Und  auch  die  Arrondissements  sind  hier  nicht  zu 
nennen,  da  sie,  die  Unterabtheilungen  der  Departements,  zwar  in  „Räthen"  (conseils) 
eine  Vertretung  mit  gewissen  Aufgaben,  aber  keine  selbständige  Finanzwirthschaft, 
kein  eigenes  Budget  haben.  S.  über  die  Organisation  Ernst  Meier  in  Holtzendorlfs 
Kncycl.  d.  Rechtswiss.  3.  A.  S.  939  ff.,  4.  A.  S.  1148  ff.,  Georg  Meyer,  in  Schön- 
bergs Handb.  d.  pol.  Ockon.  II,  49S.  Leroy-Beaulieu,  administr.  loc.  cn  France 
et  en  Anglet  1.  Partie  u.  3.  partie  (diese  über  d.  Finanzielle);  ders.  traite  de 
nn.  I  Iure  2,  ch.  15.  Block,  les  communes,  passim  (Vergleiche  mit  and.  Ländern). 
Ders.  dict  de  l'administr.  frnnc.,  2.  6d.  3.  tirage,  Par.  1881,  nebst  den  jährL  er- 
scheinenden Supplements  dazu  (bisher  4,  1878  —  81),  unter  den  betreffenden  tech- 
nischen Ausdrücken,  so  „Organisation  communale"  u.  A.  m.,  sehr  reichhaltig  im  legis- 
lat  Material,  auch  über  die  finanzwirthsch.  Bestimmungen ;  ebendaselbst  Bibliographie. 
(  eher  das  französ.  Communalfin.wesen  speciell:  v.  B rasch,  d.  Gemeinde  u.  ihr  Fin.wes. 
iü  Krankr.  Lpz.  1874,  v.  Reitze nste in,  Gutachton,  in  B.  XII  der  Schriften  d.  Ver. 
f.  Socpol.,  1877,  S.  111  —  187,  bes.  S.  133—157.  Auch  v.  Hock,  Fin.verwalt. 
Kran  kr ji  4.  Kap.  passim,  über  den  Octroi  7.  Kap.  S.  377  ff.  Jetzt  v.  Kaufmann,  Fin. 
Frankreichs,  Leipz.  1882,  Buch  V,  spec.  Uber  Paris  8.  752  ff.  (während  des  Drucks 
dieses  Bogeos  mir  zugegangen:)  bes.  viel  Statistisches.  Die  Verhältnisse  in  Betreff 
d*r  Zoschlagrentimen  sind  complicirt.    Für  Näheres  s.  bes.  Block's  dict. 

Die  Ausgaben  der  Gemeinden  zerfallen  verwaltungsrechtlich  bes.  in 
obligatorische  u.  facultative.  Zu  den  ersteren,  welche  die  staatliche  Aufsichts- 
behörde (Präfect)  zwangsweise  ins  Budget  setzen  kann,  wenn  sie  der  Municipalrath 
nicht  bewilligen  will,  gehören  eine  Reihe  speciell  überwiesener  Ausgaben  für 
Staatszwecke  in.  A.  gewisse  Kostenposten  f.  die  Volkszählungen,  f.  d.  Civilstandsregister. 
Mietbe,  Reparatur,  Unterhaltung.  Mobiliar  f.  d.  Friedensgerichte,  gewisse  Zuschüsse 
TM  den  Cultnskosten  fsubsidiärj,  Zuschüsse  zu  den  Unterhaltskosten  der  Waisen-  u. 
Findelkinder,  auch  solcher  Geisteskranken,  die  in  der  Gemeinde  ihr  Domicil  haben, 
Kosten  der  polit.  Wahleu,  Logis  f.  d.  Präsidenten  der  Assissen  ausserhalb  des  Sitzes  des 
Appellgerichts,  gowissc  Polizeigebäudekosten,  Kosten  der  Erneuerung  der  Mutterrollen 
der  directen  Stenern ,  gewisse  andere  Polizeikosteu.  nur  ein  Minimum  Untcrrichtsaus- 
gaben  u.  A.  m.).  Die  Armenlast  bildet  in  Frankreich  keine  obligator.  Ausgabe  der  Gc- 
»einden.  Dagegen  werden  eine  Reihe  von  Ausgaben  f.  eigentliche  Communalzwceke  ( Wege- 
veaen,  Commanalgebnude,  allgem.  Communalverwalt.kosten,  Schuldenlast)  zu  den  oblig. 
Aosgaben  gerechnet  Erst  nach  Bestreitung  der  oblig.  Ausgaben  können  vom  Municipal- 
rath selbständig  facult.  Ansgaben  beschlossen  werden,  vorausgesetzt,  dass  die  ordentl. 
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Einnahmen  zur  Deckung  beider  Kategorieen  ausreichen,  so  für  Zwecke  des  Cullus,  öflentl 
Unterrichts,  Olientl.  Wohlthätigkeit,  ötientl.  Arbeiten,  Wege  u.  dgl.  m.  illauptges.  d.  Ge- 
ineindeges.  v.  Ib.  Juli  1837,  neuere  Ges.  v.  18,  Juli  1S66,  10.  Aug.  1871).  —  Die  E in- 
nahm ewirth  schaft  derGetncinden  beruht,  abgesehen  vom  Ertrag  werbenden  Vermögen:« 
u.  communaler,  nach  dem  privat wirthsch.  Erwerbs-  oder  nach  dem  Gcbuhrenphncip  ver- 
walteter Anstalten,  sowie  abgesehen  von  Gebühren  verschiedener  Art,  überwiegend  auf 
dem  gesetzlich  genau  geregelten  System  von  Zuschlägen  zu  den  directen  Steuern 
(Centimes  additioneis).  Autheilen  au  der  Paten t- (Gewerbesteuer)  u.  an  d.  Pferde- 
u.  Wagensteuer  (hier  5°  0),  endlich  dem  verbreiteten,  bes.  in  den  grösseren  Gemeinden 
wichtigen  städtischen  Octroi  (Thoraccise).    Die  Zuschläge  sind  th.  gesetzlich  feste, 
th.  veränderliche  nach  dem  Jahresbedarf,  ferner  th.  allgemeine  f.  die  Deckung  der 
ordentl.  Communalausgaben  überhaupt,  th.  spccielle,  eine  Art  Zwecksteuern  f.  be- 
sondere einzelne  obligatorische  Ausgaben.  Das  System  der  Zuschlagcentimen  steht  hier 
mit  dor  Specialisirung  letzterer  Ausgaben  in  Verbindung.    5°/0  Zuschläge  zur  Grund-  u. 
Personal-  u.  W  ohnuugssteuer  im  Maximum  bilden  die  erste  allgemeine  Steuereinnahme  zur 
Deckung  der  jährlichen  regelmass.  Ausgaben  der  Gcmeindeu.  Im  Fall  des  Bedarfs  treten 
Specialzuschläge  zu  den  4  directen  Steuern,  f.  Vicinalstrasscn  im  Max.  von  5%  (Ges.  v. 
21 .  Mai  1836),  desgleichen  mit  wechselndem  Maximum  (festgesetzt  durch  das  Finauzgeset/) 
f.  die  Primärschulen,  ferner  für  die  Kosten  der  Feldhüter  hinzu.    Im  Fall  die  Einkünfte 
noch  nicht  ausreichen,  werden  mit  Staatsgcnchmigung  weitere  Zuschlagcentimen  zu 
den  directen  Steuern  erhoben.   Auch  Zuschläge  zur  Bestreitung  einmaliger  obJi- 
gator.  u.  facult  Ausgaben  sind  ebenfalls  unter  gewissen  Cautelen  (Genehmigung  des 
Präfectcn,  bez.  der  Staatsregicrung)  zulässig.    Die  Maxiuia  der  ausserord.  Zuschläge 
werden  jährlich  von  den  Gencralräthen  innerhalb  der  vom  Finanzgesetz  normirten 
Grenzen  festgestellt  (v.  Reitzenstcin,  S.  139,  Ges.  v.  10.  Aug.  1871  Art.  42). 
Allgemein  ferner  beziehen  die  Gemeinden  8%  vom  Ertrage  der  in  ihnen  erhobenen 
Patentsteuer  (Ges.  v.  25.  Apr.  1844).    Unter  den  zahlreichen  sonstigen  Gebühren 
u.  steuerartigen  Abgaben,  welche  ausserdem  in  den  Communen  vorkommen  (s.  Block, 
dict.  p.  1413),  befindet  sich  eine  obligat.  Hundesteuer  zu  Gunsten  der  Gemeinden 
(Ges.  v.  2.  Mai  1855)  u.  bes.  der  Üctroi,  die  Hauptsteuerquelle  der  bedeutenderen 
französ.  Städte,  aber  auch  in  kleineren  Gemeinden  sehr  verbreitet  (im  Ganzen  jetzt 
in  über  1500!)  aus  der  alten  Monarchie  stammend,  1791  aufgehoben,  schon  unter 
dem  Directorium  wieder  hergestellt  (Ges.  v.  9.  germin.  V,  11.  frim.  VII,  2.  rendem. 
u.  27.  frim.  VIII,  5.  ventose  VIII  u.  a.  m.  bis  in  die  neuste  Zeit).   Vgl.  Art  octroi 
bei  Block,  dict.,  v.  R eitzenstein,  S.  150  if.    Die  Reihe  der  steuerbaren  Artikel 
ist  eine  sehr  grosse  u.  den  Municipalräthen  ist  Freiheit  gegeben,  sie  mit  Zustimmung 
des  Generalraths  des  Departements,  event.  des  Ministers  und  Staatsraths  noch  aus- 
zudehnen.   Sie  umfasst  (Tarif  im  Auschluss  an  d.  Decret  v.  12.  Febr.  1S70)  sechs 
grössere  Kategorieen,  Getränke,  Nahrungsmittel,  Brennmaterial,  Futter,  Baumaterial, 
Verschiedenes.  Der  Tarif  bestimmt  das  zulässige  Maximum  der  Tarifsätze,  verschieden 
nach  6,  nach  der  Bevölkerungsgrösse  gebildeten  Ortsklassen.    Der  Wein  spielt  eine 
Hauptrolle  im  Ertrag  des  Octroi,  bes.  der  grossen  Städte  des  Nordens:  ein  Haupt- 
unterschied von  den  Verhältnissen  anderer  Lander.    Nach  der  amtlichen  Statistik  f. 
1877  (im  Auszug  in  Blocks  ann.  de  Tee.  pol  p.  1881  p.  1 19)  bestand  der  Octroi  1823 
in  1434  Gemeinden  mit  6  Mill.  Einw.,  Rohertrag  61.87  M.  fr.,  p.  Kopf  10.32  fr.,  1877 
in  1543  Gemeinden  mit  10.95  Mill.  Einw.,  Rohertrag  250.12  Mill.  fr.,  p.  Kopf  22.83  fr. 
Davon  über  die  Hälfte  in  Paris,  126.49  M.  fr.    Von  den  Hauptobjecten  gaben 
Wein  76.86  M.  fr.  (in  Paris  allein  50.84),  Cider  u.  s.  w.  2.24  (Paris  0.22),  AJco- 
hol  15.79  (P.  9.83),  and.  Flüssigkeiten  24.79  (P.  12.03),  Nahrungsmittel  63.68  (P.  23.28), 
Brennstolle  24.49  (P.  9.97),  Futter  12.34  (P.  4.19),  Baumaterial  24.19  (P.  12.28),  Ver- 
schiedeues 5.74  (P.  4.01).    An  finanz.  Bedeutung  uberwiegt  so  der  Octroi  als  Communal- 
einnahme  im  Ganzen  die  Zuschläge  zu  den  directen  Steuern  bei  Weitem,  namentlich  auch 
in  den  grösseren  Städten  (Lyon  1868  ges.  Kinn.  14.63  Mill.  fr.,  wovon  Octroi  6.11, 
Zuschläge  1.45,  Marseille  1869  16.30  i.  Qu,  wovon  Octroi  8.5,  Zuschläge  1.32  M.  fr.; 
Paris  Budg.  f.  1881  ord.  Kinn.  232.34,  auss.ord.  5.36,  zus.  237.70;  von  d.  ord.  Einn.  aus 
Octroi  130.45,  aus  Zuschlagcentimen,  Specialaufl.  u.  Hundesteuer  zus.  nur  24.37  M.  fr.. 
Voranschi.  d.  Octroi  f.  1883  140  Mill.  fr.  Hcbekosten  des  Octroi  in  Paris  1860  5.62. 
1879  4.37°/0).  Eingehende  Bestimmungen  auch  Uber  die  Aufnahme  von  Communal- 
An leihen.    (Ges.  v.  24.  Juli  1867).    Bei  Anleihen,  welche  aus  ausserord.  Quellen 
später  als  nach  12  Jahren  zurückzahlbar  sind,  ist  ein  Regierungsdecret  erforderlich, 
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das  bei  Gemeinden  mit  Uber  100.000  fr.  Einkommen  im  Staatsrath  erlassen  werden 
mu*>.  Bei  Anleihen  im  Betrage  von  über  1  Mill.  fr.  ist  ein  Gesetz  notbwendig. 
Bei  gewissen  anderen  Anleihen  Zustimm nngsrecht  des  Präfecten.  Die  Zuschläge 
ii  den  direeten  Steuern  für  Communalzweckc,  ebenso  für  Departementszwecke,  er- 
scheinen als  Annex  zum  jährlichen  Budget  des  Staats;  im  B.  f.  1S82  1 51.49  Mill.  fr. 
f.  Cüumiunal-,  140.77  M.  fr.  f.  Dcpart.zwccke ,  jenes  40.4,  dieses  37.5,  zus.  77.9°/0 
Jes  Ertrags  der  4  grossen  direeten  Staatssteuern  ("475.1 4  M.  fr.).  Die  direeten  Steuer- 
^jx'hläge  betrugen  also  im  Ganzen  noch  nicht  00°/,,  des  jetzigen  Rohertrags  des 
'ictroi,  obwohl  dieses  nur  in  einem  Theil.  allerdings  in  allen  grösseren  Gemeinden, 
besteht  Nach  einer  amtl.  Statistik  f.  Is77  (bei  Kaufmann,  a.  a.  O.  S.  737  Ii.)  betrugen 
i'i  tleo  Gemeinden  oline  Paris  die  ord.  Ausgaben  854.3,  die  ausserord.  3.V.I.4  (wovon 
Schuldentiljf.  1S7.7)  M.  fr.,  dazu  Paris  mit  bez.  100.2  u.  S7.7,  zus.  553.5  u  447.1, 
>Qifima  1000.6  M.  fr  Die  gleichzeit.  Einnahmen,  ohne  Paris,  ord.  407.3  idavon 
/ux'hläge  zn  dou  dir.  Steuern  77.S,  Antheil  an  Staatssteu.  8.7,  Octroi  110.4.  Hunde- 
•teoer  6.3)  M.  fr.,  die  ausserord.  Einnahmen  514.0  M.  fr.  idavon  directe  Zuschläge  3S.3, 
Anleiheu  173.4,  Rückstände.  Ueberschüsse  226.2  M.  fr.),  zus.  922  M  fr.  Einn.,  dazu 
I'ans  mit  426. 1.  Summe  aller  Gem.einn.  134S  M.  fr.  Die  Abhängigkeit  der  franzos. 
(jemeioden  vom  Staate  tritt  auch  in  der  Erhebung  der  Zuschläge  durch  die.  S'euer- 
-lüFiehiuer  des  Staats,  in  der  Ucborweisung  der  Quoten  an  die  Gemeinden  u.  in  der 
JMfij£Uüg  der  betreffenden  Einnahmen  zum  Staatsbudget  hervor. 

Die  Departements,  welche  in  der  Revolution  als  hauptsächliche  Verwaltungs- 
•  »•'h-.ilnugen  an  die  Stelle  der  Provinzen  u.  s.  w.  der  alten  Monarchie  traten,  haben  im 
1  i^aeralrath  (couseil  general)  ein  Vertretungsorgan;  sie  besitzen  eine  eigene  Finanz  wirth- 
-  haft  u.  ein  eigenes  Budget,  das  in  ein  ordentliches  und  ein  ausserordent- 
liches zerfällt.    Auch  hier  sind  die  ordentlichen  Ausgaben  z.  Th.  obligatorische 
für  staatliche  Zwecke,  welche  in  das  Budget  gestellt  werden  müssen  (u.  A.  Miethe, 
Mobiliar.  Unterhaltung  der  Präfectur-  u.  Unterpräfeetur-Hotels,  dgl.  für  die  Assissen-. 
I  Sril-  u   Haudelsgerichhhöfe,  Kasernirung  der  Gensdarmerie).    Auch  die  Last  der 
Ausgaben  für  enfants  assistes  (Waisen-.  Findelkinder)  liegt  den  Departements  in  der 
Hauptsache  ob.    Dazu  treten  Ausgaben  für  Depart  Gebäude,  Dep  -  Strassen  (womit  die 
Aufgaben  der  Gemeinden  für  die  Vicinalstrassen  grösserer  Verbindung  u.  von  all- 
s:-  meinem  Interesse  in  gewisse  Combinationen  gebracht  werden),  filr  öffentliche  Unter- 
•üt/uug.  für  Cultus,  Depart.-Archive.  Beförderung  von  Ackerbau  u.  Industrie,  ölfentl. 
I  auftriebt,  gewisse  Katasterkosten,  Unteistützung  an  Gemeinden  f.  gewisse  Zwecke, 
/.ur  Deckuug  der  ordeutl.  Depart.ausgaben  dienen  namentlich  die  ordentlichen 
Zftt chlagcentimen  zu  den  direeten  Staatssteuern.    Der  Betrag  wird  jährlich 
durch  das  Finanzgesetz  festgestellt;  er  ist  neuerdings  im  Max.  25  cent  oder  °/0  von 
•l'T  Grund-  u.  der  Personal-  u.  Wohnuugsstcuer,  1  cent.  von  allen  4  direeten  Steuern. 
l>*zu  kommen  Specialzuschläge  für  gewisse  Zwecke  <Zwecksteuern),  namentlich 
für  Vicinalwcge  (Max.  7  cent.),  f.  Primäruntenicht  (Max.  3  cent),  beides  Zuschläge 
n  den  4  direeten  Steuern,  f.  Katastererneuerung.  (Max.  5  cent.,  bloss  von  der  Grund- 
-u-uer,  doch  nur  zum  kleinsten  Theil  verwandt).  —  Das  ausserordentliche  Aus- 
-lWbudget  ist  zunächst  auf  ausserordentliche  Zuschlagccntimen  zu  den  4 
'iircoten  Steuern  basirt.  deren  Maximum  ebenfalls  das  jährliche  Finanzgesetz  feststellt 
ueuerdiugs  12  cent.).    Darüber  hinaus  müssen  Zuschläge  durch  ein  Gesetz  gestattet 
werden.    Ferner  dienen  zu  grösseren  derartigen  Ausgaben  Depart.- Anlc  ihen,  die 
«kr  Generalrath  bis  zur  Rückzahlungsfrist  von  15  Jahren  auf  die  ord.  u.  ausserord. 
Einnahmen  aufnehmen  darf.    Für  andere  Anleihen  ist  ein  Specialgesetz  nothwenditf. 
Vgl.  bes.  Ges.  v.  10.  Aug.  1871,  das  die  Befugnisse  der  Generalräthe  erweitert  hat. 
Näheres  in  den  Art.  Departement,   couseil  general,  chemius  vicinaux  u.  a.  m.  in 
Block's  dict.  de  l'admin.;  auch  E.  Meier  in  Iloltzend.  Encycl.  4.  A.  S.  1150  II.  — 
Li  Belgien  hat  das  Prov.ges.  v.  30.  Aug.  Ib36  Näheres  über  das  Finanzwesen 
der  Provinzen  bestimmt.    Auch  hier  das  System  der  Zuschläge  zu  den  direeten 
Steuern  <6°/o  or^*  Zuschlag,  dazu  ein  wechselnder  auf  bestimmte.  Zeit).    Die  belg. 
Ooiamunen  erhalten  für  die  aufgehobenen  Octrois  Entschädigungen  in  Antheilen  an 
den  Zöllen,  inneren  Verbrauchsteuern  (auf  Branntwein,  Bier,  Essi*.  Zucker).  Postein- 
ßahmen  (zus.  1*81  25.6*  Mill.  fr.,  neben  60.01  Mill.  fr.  Staatsantheil).    Ueber  das 
l«Ig.  Commuualtin.wes.  s.  Bollie,  traitc  des  taxes  communales,  Brüx.  lSSl.  Ueber 
die  Aufheb.  d.  Octrois  Kollmann  in  d.  Ztschr.  d.  prenss.  stat.  Bur.  1S6S.    Auf  das 
Italien.  Couitnunalün.weson  kann  hier  nicht  weiter  fingegangen  werden.  Hervorzu- 
A.  W:i;(ti'-r,  Kiuanxwiütioiisi-hafl.   I.    ».  Aull.  (J 
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lieben  sind  die  guten  f'i  na  n  z-statistischen  Arbeiten  des  ital.  stat.  Hur.  darüber,  8. 
Bilanci  communali  f.  ISTt*.  Koma  l*so. 

Drittes  Kapitel. 

Materiell«'  Ordiiiniir  der  Finanz wirthschaft  und  Theorie 
der  Deekuii£  des  F i n a nz bedarf s. 

Vgl.  oben  S.  til  die  Vorbemerk,  zum  I.  Buche.  Die  Kragen  der  materiellen 
und  formellen  Ordnung  dos  Staatshaushalts  hängen  enge  zusammen  und  lassen  sich 
auch  in  der  Darstellung  nicht  vollständig  trennen.  Bei  der  materiellen  Ordnung  handelt 
es  sich  mehr  um  f inanzwissenschaftliche  und  finanzpolitische  Grundsätze, 
bei  der  formellen  mehr  um  finanztechnische  und  um  Staats-,  bez.  verwaltungs- 
rcchtliche.  In  diesem  Werke  sind  die  ersteren  das  Wichtigere.  Sie  werden  daher 
auch  in  diesem  Kapitel  vor  der  formellen  Ordnung  behandelt.  Vom  linanzwissen- 
schaftlichcn  Standpuncte  aus  is>t  zu  verlangen,  dass  die  Grundsätze  dir  die  materielle 
Ordnung  in  der  formellen  Ordnung  des  Öffentlichen  Haushalts  alsdanu  möglichst  Be- 
rücksichtigung linden. 

Soweit  Kau  diesen  Gegenstand  überhaupt  berücksichtigt  hat,  geschah  die«  im 
1.  Abschnitte  des  .'i.  Buchs  (Verhältnis^  der  Einkünfte  zu  den  Ausgaben  des  Staats) 
§.  -1153  bis  470  und  theilweise  im  2.  Abschnitte  dess.  Buchs,  in  der  Lehre  vou  den 
Staatsschulden  171  II"..  Von  der  einen  Alt  der  Unterscheidung  zwischen  ordentl. 
U.  ausserordentl.  Einnahmen  sprach  Kau  in  311 — 41  (5.  Ausg.).  Bei  der  priucipiellen 
Bedeutung  der  hier  zu  erörternden  Puncte  für  die  Lehre  von  den  Einnahmen  erschien 
e.s  richtiger,  diesen  Gegenständen  eine  andere  Stelle  im  System  zu  geben.  Dadurch 
wird  einmal  die  innere  Verbindung  zwischen  den  Lehren  von  den  Ausgaben  und  von 
den  Einnahmen  tiefer  begründet  Sodann  wird  innerhalb  der  Ausgaben  die  Grenz- 
linie gezogen,  bis  zu  der  die  ordentlichen  Einnahmen  unter  allen  Umständen  ausge- 
dehnt werden  müssen.  Man  gewinnt  so  erst  ein  Mass  für  diese  Einnahmen  insgesamnu. 
das  bereits  feststehen  muss,  wenn  die  Trage  nach  der  Wahl  der  einzelnen  Arten  der 
ordentlichen  Einnahmen  uind  darunter  auch  der  einzelnen  Steuerarten)  beantwortet 
werden  soll.  In  meiner  Neubcarb.  (l>.  Aull,  von  Kau,  1.  von  mir,)  hatte  ich  dies- 
Lehre  an  den  Sc  bloss  des  Buchs  von  den  Staatsausgaben  gestellt  (§.  S2  —  S3d. 
S.  11J-S-—  242).  In  der  2.  Ausg.  gab  ich  ihr  eine  wohl  richtigere  systematische 
Stellupg  und  fugte  zugleich  die  damals  noch  davon  getrennte  Erörterung  über  den 
ordentl.  u.  ausserordentl.  Bedarf  <;§.  39 — 41  d,  S.  *»s  |f.),  woran  jene  Lohre  vom  Gleich- 
gewicht im  Staatshaushalte  und  der  Deckung  des  Bedarfs  anzuknüpfen  hat.  nunmehr 
unmittelbar  in  diesen  Abschnitt  ein.  Ich  bin  dabei,  wie  auch  in  der  jetzigen  Aufl. 
grossentheils  meinen  eigenen  älteren  Arbeiten:  Ordn.  d.  österr.  Staatshaush.  (dessen 
Verhältnisse  mich  zunächst  auf  diese  Untersuchungen  fühlten)  S.  1 — (»3,  Art.  Staats- 
schulden im  Staatswörterb.  X.  1—2«,  Art.  Staatshaush.  u.  Staatsschulden  im  Hand- 
wörtorb, d.  Volks  wirthsch.lohro  v.  Ken  Usch  gefolgt.  S.  jetzt  auch  meine  Abb.  X 
„Ordn.  d.  Fin.wirthsch. "  in  Schönberg's  Handb.  II,  413.  An  einer  ähnlichen  allge- 
meinen und  priucipiellen  Behandlung  des  Gegenstands  hat  es  in  der  tin.wiss.  Literatur 
bisher  gefehlt.  Man  hat  sich  mit  der  Aufstellung  u.  Kritik  des  obersten  Postulats  der 
Finanzpolitik  (ij.  Ol»  begnügt,  bis  mau  dann  nach  Dietzels  hier  massgebender  An- 
regung die  Frag*;  von  der  Deckung  des  Finanzbedarfs  principieller  erfasste  und  sie 
als  die  principielle  Vorfrage  über  die  Benutzung  des  Öffentlichen  Credits  überhäuft 
erkannte.  Hauptsächlich  gehört  daher  hiehcr  die  neuere  Liter,  über  den  Staats- 
credit:  Dietzel,  System  d. Staatsanleihen.  Heidelb.  1855.  meine  vorhingen.  Arbeiten. 
Laspcyres,  Art.  Staatswirthsch.  im  Staatswörterb.,  Sötbecr,  Betrachtungen  übet 
Staatsschuldenwesen  in  d.  Beil.  volksw.  Viertelj.schr.  1S65  IL  2,  Nasse  in  dem  alle 
diese  Arbeiten  kritisch  zus.fassenden  Art.  Steuern  u.  Staatsanleihen,  Tüb.  Ztschr. 
B.  24  (lst^).  Eine  allgemeinere  Erörterung  des  Problems  jetzt  auch  bei  Stein. 
I  in.  3.  A.  S.  35  II.  u.  4.  A.  [,  60  ff.  Die  wenig  loyale  Polemik  Stei n 's  in  ».  3.  A.. 
die  ich  iu  der  2.  A.  8.  Oil  rügte,  hat  der  geniale  Wiener  College  in  d.  4.  A.  wieder- 
holt und  verschärft,  auf  Grund  einer  so  flüchtigen  Leetüre  der  angegriffenen  Auf- 
fassungen.  wie  mau  sie  bei  ihm  leider  gewohnt  ist.  oder  wie  er  sie  sich  wenigstens 
im  Fall  einer  solchen  Polemik  nicht  zu  schulden  kommen  lassen  sollte.    So  bezeichne 
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i--h  nicht,  wie  er  mir  imputirt,  in  §.  tili  S.  13«»  d.  2.  A.  „Extrasteuern"  iu  Staats- 
uothlssen  zugleich  als  ..Zwangsanleihen'",  sondern  spreche  von  ..grossen  Evtrasteuern". 
idtl  ..richtig  repartirten  Zwangsanleihen",  u.  stelle  nicht,  nach  Steins  falschem 
»'itat,  einen  ..(Jegensatz"  von  „ehronischeuv*  und  „wahrem",  sondern  einen  l  ntersehied 
von  ..chronischem*"  und  ..acutem"  Deficit  auf  (Stein,  I,  07,  «IS.  meine  2.  Aufl.  S.  M.Vi. 
Vine  Polemik  hat  mich  zu  keiner  sachlichen  Aendcrung  veranlasst.  Auch  Meihe  ich  ihm 
i^enuber  objectiv  (s.  Fin.  II.  S.  1  12).  Seine  eigenen  I  nterseheidungen  der  Deficite 
:ebcü  aber  entweder  nur  andere  Ausdrücke  für  dieselbe  Sache  oder  sind  Wortspielercicn. 

Man  kann  eine  in  der  ..(irundlegung"  (§.  64  ll.i  näher  dargelegte  und  motivirtc 
IVrminologie  für  die  (iüterbewegung  in  einer  Wirthschaft  zweckmässig  auch  auf  die 
Iinanzwirth Schaft  anwenden.  Danach  sind  als  ..Eingänge"  und  ..  Ausgange" 
Jiejenigen  Sachguter,  bez.  Geldsummen  zu  unterscheiden,  reiche  zur  Durchführung 
der  Aufgaben  der  Finanzwirthschaft  iu  die  Verfugung  der  letzteren  eingehen 
und  aus  dieser  Verfügung  heraustreten.  Unter  diesen  Ein-  und  Ausgängen  befinden 
M<h  aurh  die  durch  den  Credit  bewirkten  Empfänge  und  Fortgaben  von  Sachgütern 
oder  Geld.  Unter  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Finanzwirthschaft  sind  dagegen 
aach  jener  Terminologie  streng  genommen  nur  diejenigen  Ein-  und  Ausgänge  der 
finanzwirthschaft  zu  verstehen,  welche  gleichzeitig  eine  Veränderung  des  zur  Ver- 
fügung der  Finanzverwaltung  stehenden  Staats  Vermögens,  des  sog  Fiscal  Ver- 
mögens, in  sich  schliessen.  Es  ist  im  Folgenden  an  diese  Unterscheidung  zwischen 
Ein-  und  Ausgängen  und  Einnahmen  und  Ausgaben  für  einen  Punct  der  wichtigen 
Lehre  vom  Gleichgewicht  im  Staatshaushalte  und  vom  Deficit  anzuknüpfen. 

§.  60.  In  diesem  Kapitel  sind  gewisse  oberste  Grundsätze 
für  die  materielle  Ordnung  der  Finanzwirthschaft  und  damit  für 
Uic  Sicherung  des  Gleichgewichts  im  Staatshaushalte 
aufzustellen.  Es  handelt  sich  dabei  zunächst  um  Grundsätze,  deren 
Befolgung  die  Vermeidung  eines  Deficits  zwischen  Ein-  und 
Ausgängen  oder  eines  sogen.  Ca ssen-Deficits  sichert.  Dieses 
Ziel  kann  auf  die  Dauer  nur  erreicht  werden,  wenn  für  ein 
richtiges  System  von  Eingängen  in  der  Finanzwirthschaft  ge- 
sorgt wird.  Deshalb  müssen  auch  dafür  Grundsätze  für  die  Wahl 
der  passenden  Eingänge  abgeleitet  werden.  »Solche  lassen 
-ich  nur  in  der  Weise  finden,  dass  die  einzelnen  Eingänge  den 
verschiedenartigen  Ausgängen  bez.  Ausgaben  der  Finanzwirthschaft 
angepasst  werden.  Daher  uiuss  eine  Analyse  der  Ausgaben 
"der  des  Finauzbedarfs  nach  dem  Gesichtspuncte,  für  jede  Aus- 
^abeart  die  geeigneten  Deckungsmittel  zu  ermitteln,  erfolgen. 
Diese  Analyse  führt  zu  einer  Unterscheidung  von  ordentlichen 
und  ausserordentlichen  Ausgaben  (in  verschiedenem  Sinne 
des  Worts).  Die  hauptsächlich  in  Betracht  kommenden  Deckungs- 
mittel des  modernen  öffentlichen,  namentlich  des  Staatshaushalts 
sind  Steuern  und  Staatsschulden.  Die  Untersuchung  kann 
sich  daher  vornemlich  auf  die  Wahl  dieser  beiden  Arten  von  Ein- 
gängen beschränken.  Dabei  ist  an  die  genannte  Unterscheidung 
der  Ausgaben  anzuknüpfen.  Zugleich  muss  aber  auch  der  Fall 
der  Unzulänglichkeit  der  Benutzung  des  S taatsc red its 
erörtert  und  nach  Hilfsmitteln  zum  Ersatz  in  einem  solchen 
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Falle  geforscht  werden.    Nach  Erledigung  dieser  Punete  ist  dann 
die  Lehre  vom  Deficit,    insbesondere  vom  eigentlichen 
Deficit,  zum  Abschlug  zu  briugen.    So  gewinnt  man  eine  Theorie 
der  Deckung  des  Finanzbedarfs. 
Im  Folgeudeu  wird  somit  behandelt: 

I.  Das  Gleichgewicht  in  Ein-  und  Ausgängen  und  das 
Cassen deficit,  §.  61. 

II.  Die  Unterscheidung  von  ordentlichem  und  ausser 
ordentlichem  Finanzbedarf,      02  ft". 

III.  Die  Wahl  der  Eingänge  oder  Deckungsmittel  für 
den  Finanz  bedarf,  speciell  die  Wahl  zwischen  Steuern  und 
Staatsschulden,  §.  65  ft*. 

IV.  Die  Fülle  der  Unzulänglichkeit  der  Benutzung  des 
Staatsc  red  its,  §.  74  ff. 

V.  Hegriff,  Arten  und  Umfang  des  Deficit 8,  §  77 
I.  —      61.   Das  Gleichgewicht  zwischen  Aus-  und 

Eingängen.  Derjenige  Betrag  des  Finanzbedarfs,  welcher  für 
eine  Rechnungsperiode  (Jahr)  ciumal  nach  Massgabe  der  über' 
nominellen  Verpflichtungen  und  auszuführenden  Thätigkeiten  fest- 
gestellt worden  ist  (§.  34),  muss  durch  Eingänge  der  Fiuanzwirth 
schalt  in  derselben  Periode  gedeckt  werden.  Diese  Eingänge 
müssen  ferner  iu  den  Zeitpuncten,  wo  die  Ausgaben  zu  machen 
sind,  verfügbar  sein.  Daher  müssen  sich  die  Eingänge  einer 
solchen  Periode  iu  ihrer  Höhe  und  ihren  Fälligkeits- 
terminen genau  nach  der  Höhe  und  den  Fälligkeits- 
terminen der  festgestellten  Ausgänge  richten  oder  mit 
andern  Worten  da  dies  auf  beiden  Seiten  vornemlicb  in  Betracht 
kommt,  —  es  wird  insofern  die  Einnahme  durch  die  Aus- 
gabe bestimmt,  Dieser  oft  missverstandene  und  wegen  seiner 
vermeintlich  sehr  bedenklichen  practischen  Consequenzen  vielfach 
bestrittene  Satz  ist  ein  im  Grunde  selbstverständliches  ob  erstes 
(formelles)  Postulat  der  Finanzpolitik  für  die  richtige 
Ordnung  des  Staatshaushaltes.  Wird  es  vernachlässigt,  so 
tritt  ein  Cassen  deficit  ein,  d.  h.  die  laufenden  Eingänge  (und 
insbesondere  Einnahmen)  reichen  zur  Bestreitung  der  laufenden 
Ausgänge,  bez.  Ausgaben  nicht  aus. 

Daun  muss  entw  «*ilor  die  «ranze  Staatsthäti^keit  ins  8tockcn  gerathen .  oder  »i« 
«lies  nicht  angeht  und  da  selbst  einzelne  einmal  unternommene  Staatsthatigkeiten  nicht 
ohne  grosse  Störung  und  Nachtheile  plötzlich  eingestellt  werden  können,  so  fuhrt  et' 
solches  Cassendefieit  nur  zu  leicht  zum  schlimmsten  Schuldenuiaehen ,  /..  R.  in  «i? 
Form  der  PapierguMausgahe,  oder  zum  Verschleudern  von  Siaatscigenthuui  in  ga&J 
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[Ltnloser,  ungerechter  und  verderblicher  Weise,  sowie  in  Nückwirkung  hiervon  oft  zu 
um  so  geringerer  Sparsamkeit  im  Staatshaushalte,  daher  zu  neuer  Vergrößerung  des 
^eigentlichen"  Deficit»  (§.  TT).  Namentlich  unterbleiben  etwa  contractu  he  Zahlungen 
B.  an  die  Staatsgläubiger ,  Beamten,  Lieferanten  u.  s.  w. ,  woraus  die  unbilligsten 
Verkürzungen  dieser  Personen,  welche  doch  ihrerseits  dem  Staate  Leistungen  gemacht 
haben  oder  selbst  noch  fortwährend  machen,  hervorgehen.  Ein  solcher  Zustand  fohlt 
icurlich   zur   grössten  Unordnung   und  leicht  auf  Jahre   hinaus  /.um  schlimmsten 

bronisehen  Deficit  und  damit  zum  Ruin  der  Finanzen  und  des  Staatscredits. 

Ist  die  Herrschaft  der  Deficite  eingebrochen,  ist  man  um  eine  Unzahl  von  Millionen 
rem  Gleichgewicht  entfernt,  da  erscheint  jede  Ersparung  im  Kleinen  uunutz,  mau 
'•nrartet  die  Rettung  von  sogen,  grossen  Massregeln  und  ein  Geist  der  Unwirthschaft 
und  Sorglosigkeit  bemächtigt  sich  der  Finanzvcrtwaltuug",  Hock.  öiiontl.  Abg.  S.  33, 
mit  d.  gewiss  sehr  rieht.  Unheil  über  Kubeck,  den  spars.  österr.  Minister  in  Glcich- 
Cevichtszeiten,  und  Bruck,  der  in  der  Deficitwirthschaft  bloss  Millionen  beachtete, 
l'cber  das  oberste  Postulat  s.  W  agner,  Ord.  a.  a.  0.  S.  1  fl*M  12  iL,  Art.  Staatshaush. 
S  SSS.  Bau,  in  d.  5.  Aull,  der  Fiuanzwissenscbaft  409,  v.  Malchus  II,  S  Ii., 
>chön.  Grunds.  S.  20  II'.,  Murhard.  Th.  u.  Polit  der  Besteuerung  S.  103  -131. 
l:mpfenbach,  Finanzwiss.      4,  §.         IL.  Hock,  öü".  Abgaben  §.  7.  S.  30  iL 

Der  Ausdruck  Deficit  engl,  deliciency,  fran/.üs.  auch  dicouvert,  deutsch  mit- 
unter Ausfall,  s.  Rau  in  Welc.ker's  Staatslex.  3.  Aull.  IV,  330}  wird  im  gewöhnlichen 
l  eben  und  selbst  im  Staatsrechnungswesen  in  verschiedenem  Sinn  gebraucht,  woraus 
•ft  irrige  Ansichten  Uber  die  Lage  eines  Staatshaushalts  hervorgehen.    S.  u.  §.  77. 

Zur  Vermeidung  eines  Cassendeficits  und  der  es  begleitenden 
I  ebelstände,  ferner  ebenso  zur  Vermeidung  von  zwecklosen,  unver- 
wendbaren Uebersehllssen  i  „Cassendberschüssen",  als  Gegen 
"tiiek  des  Cassendeficits)  im  Staatshaushalte  wird  für  die  Dauer 
als  Hegel  die  Gleichheit  der  Eingänge  und  Ausgänge 
in  der  betreffenden  Rechnungsperiode  zu  erstreben  sein.  Zu  diesem 
wie  zu  den  weiteren  Zwecken  der  formellen  Ordnung  der  Finanz- 
wirthschaft  dient  die  Aufstellung  eines  Voranschlags  (E  tat  's, 
Budget'*)  für  die  Finanzperiode  Uber  die  darin  zu  erwartenden 
Aus-  und  Eingänge,  bez.  Ausgaben  und  Einnahmen  und  die  Ziehung 
einer  Bilanz  zwischen  diesen  Summen. 

In  unseren  Staaten  mit  Volksvertretung  wird  dieser  Voranschlag  regelmässig 
zunächst  von  der  Regierung  aufgestellt,  der  Volksvertretung  zur  Prüfung  und  Ge- 
hchtnigung  vorgelebt  und  alsdann  nach  Genehmigung  des  Staatsoberhaupts  als  S»aats- 
UushaJts-  oder  Finanzgesetz  der  Periode  verkündet  Er  enthalt  in  dieser  Form 
'  i  den  Ausgaben  die  Erlaubnis*,  sie  bis  zu  der  bestimmten  Summe  filr  den  be- 
sonnten Zweck  vorzunehmen  (die  sog  Crcdite  der  einzelnen  Verwaltungsabtheilungcn, 
Ministeriell,  Behörden  u.  s.  w.).  Dabei  bestehen  dann  nähere  staatsrechtliche  Vor- 
»ehriften,  ob  und  welche  L  ehe rt Tagungen  von  Crediten  (Transferirungen,  Virements) 
i -n  einem  Zweige  zum  anderen  in  Folge  von  Ersparuugeu  oder  Minderausgaben, 
*-dche  in  einer  Abtheilung  gemacht  sind,  der  Regierung  allein  vorzunehmen  erlaubt 
jein  soll.  Eine  Pebcrschre  it  u  n  g  der  etatsmässigen  Ausgaben  ist  sonst  im  AUge- 
ni'inen  unzulässig,  entzieht  sich  aber  bei  notwendigen  unvorhergesehenen  Aus- 
raben und  bei  einem  höheren  Dedarf  für  die  etatsuiässigen  (z  Ii.  wegen  höherer 
^vhpreise)  zum  Theil  dem  Einliuss  des  Staats.  Der  Voranschlag  fuhrt  ferner  die 
Einginge  und  Einnahmen  nach  dem  mutmasslichen  Ertrage  der  einzelnen  Quellen 
«tf.  Dieser  Ertrag  hangt  von  der  gegebenen  Beschaffenheit  dieser  Quellen,  bei  einem 
Theile  der  Steuern  von  dem  Euti  ichtungsfnsse  und  sonst  im  Allgemeinen  von  der 
ranzen  Lage  der  Volkswirthschaft,  der  Politik  u.  s.  w.  ab  und  hjusü  auf  Grund  der 
'  Mengen  Erfahrungen  unter  Berücksichtigung  der  Zeitverhaltnisse  möglichst  objectiv 
:<:?tge!»tcllt  werden,  entzieht  sieh  aber  mit  seinen  Schwankungen  ebenfalls  stets  mehr 
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oder  weniger  der  «ranz  genauen  Veranschlagung.  Die  eonstitutionelle  BudgetwirthsehtA 
und  die  Vereinbarung  zwischen  Regierung  und  Volksvertretung  §.  84)  über  das  vou 
letztere!  eingehend  durchgeprüfte  Budget  bietet  auch  für  die  Vermeidung  eines  Cas>e;i- 
detieits  wohl  wiederum  besondere  Burgschaft.  Denn  die  Regierung  wird  leicht  geneu: 
sein,  die  Ausgaben  zu  niedrig,  die  Einnahmen  zu  hoch  zu  veranschlagen,  wahrend 
die  Volksvertretung  öfters  der  entgegengesetzten  Annahme  huldigen  wird;  mitunter 
auch  umgekehrt.  Ausserdem  sind  die  Fälle  zu  berücksichtigen,  dass  aus  der  ver- 
schiedenen zeitlichen  Vertheilung  der  Ein-  und  Ausgänge  inne r halb  einer  Finanz- 
periode Cassendeficits  entstehen,  indem  Ausgaben  vor  dem  Eingang  der  zu  ihr.r 
Deckung  bestimmten  Einnahmen  (z  B.  Steuern)  zu  leisten  sind.  Die  materiell 
Ordnung  des  Haushalts  macht  bei  allen  solchen  Ueberschreitungen  der  Ausgaben. 
Ausbleiben  von  Einnahmen  u  s.  w.  Befugnisse  der  Regierung,  geeignete  Decknng?- 
inittel  zu  beschallen,  z.  B.  mittelst  Aufnahme  einer  schwebenden  Schuld,  Vornahm, 
von  lebertragungen ,  Anlegung  und  Verwendung  von  Reservefonds,  nothwendig  — 
In  ähnlicher  Weise  wie  der  Staat  haben  auch  die  Staatenverbindungeu  <§.  3l»)  mi  I 
Selbstverwaltuugskörpcr  Budgets  aufzustellen. 

Für  Etat  früher  in  Deutschland  das  lat.  Status  gebraucht  Budget,  eigentlich 
im  Englischen  ein  Sack,  Beutel,  von  dem  altfranzns.  bouge  und  dem  noch  jetzt 
üblichen  bougette,  sodann  in  der  engl.  l'arlaineiit>spraehe .  wegen  der  l'ehergabe  «I  : 
Actenstü.ke  in  einem  solchen  Behälter,  der  vom  Kanzler  der  Schatzkammer  dem 
Parlament  vorgelegte  Etat  daher  Campe's  wunderliche  Cebersetzuug:  Bedarfstaschci 
Italienisch  preventivo  im  (iegensatz  von  consuntivo,  den  Rechnungsergebnissen  des  ver- 
flossenen Jahrs.  Welcker'j.  Staatslex.  3.  Autl.  III,  115  Art.  Budget  von  K.  IL.  Ran. 
(Kau.      4H5).    Näheres  über  Etatwesen  im  folg.  Kap.  4,  bes.  Abschn.  2. 

Der  Voranschlag  eines  geordneten  Staatshaushalts  inuss  in 
der  Regel  in  Ausgang  und  Eingang  bilanciren,  d.  h. 
beide  letztere  einander  decken,  wenn  nicht  aus  besonderen, 
bei  uns  nur  ausnahmsweise  zutreffenden  Gründen  ein  Eingangs 
überschuss  erzielt  werden  soll.    Das  Verbleiben  eines  (Cassen 
Dcficits  schon  im  Budget  —  budgetmäßiges  Deficit  -   ist  nnr 
dann  zulässig,  wenn  für  alle  Fälle  Eingangsquellen  zur  Disposition 
gestellt  sind,  aus  denen  das  Deficit  rechtzeitig,  sobald  es  wirklich 
eintritt  oder  zum  „wahren"  wird,  mit  Sicherheit  gedeckt  werden 
kann,  z.  B.  in  der  constitutionellen  Budgetwirthschaft  mittelst  Er 
mächtigung  der  Regierung,  kleine  budgetmässige  Deficits  eventuell 
durch  Aufnahme  einer  (schwebenden  )  Staatsschuld  bis  zu  einem 
Maximal-  oder  auch  bis  zu  dem  wirklich  nöthig  werdenden  Bc 
trage  zu  decken.    (So  jetzt  regelmässig  auch  im  Deutschen  Reich 
und  in  Preussen  bei  zeitweiligem  Mangel  an  Cassenmitteln  inner 
halb  des  Finanzjahrs).  Aber  davon  abgesehen  gilt  recht  eigentlich 
hier  der  Grundsatz,  dass  der  einmal  als  in  der  Finanz 
periode  nicht  reducirbar  bewilligte  Finanzbedart"  folge 
richtig  die  Bewilligung  der  vollständigen  Bedeckung 
dieses  Bedarfs  durch  die   dazu  erforderlichen  Ein 
gange  in  der  Periode  in  sich  seh  liegst. 

Diese  budgetmässige  und  wirkliche  Bilancirung  von  Ausgängen  und  Eingab 
ist  das  einzige  Mittel  zur  Vermeidung  eines  verderblichen  Cassendeficits   und  tiar 
Couscjucnz  des  aufgestellten  Postulats  und  des  eben  formulirten  Satzes.     Der  E'»n- 
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rand,  da?a  damit  eine  „rücksichtslose  Steigerung  det  Einnahmen  gerechtfertigt"  werde, 
tri  fit  nicht  zu  Wenn  die  Einnahmen,  also  insbesondere  die  »Steuern ,  jetzt  schon 
druckend  hoch  sind  oder  es  bei  der  Erhöhung  auf  den  Betrag  der  Ausgaben  werden. 

müssen  nur  zuvor  die  letzteren  vermindert  oder  andere  Eingange,  z.  Ii.  aus 
freditopentfonen    lur  zulässig  und  erreichbar  befunden  werden.    Die  sorgfaltigste 
Prüfung  hierüber,   die  Nachforschung,  ob  nicht  wenigstens  ein  Theil  der  Ausgaben 
■  rschoben  werden  kann,  ist  dann  dringend  geboten.    In  der  Regel  ist  jedoch  ilbcr- 
nuj't  eine  beträchtliche  Verminderung  der  Ausgaben  schwer  durchzusetzen  oder  sie 
aim  wenigstens  nicht  sofort  für  die  bevorstehende  Finanzperiode  erfolgen.  Alsdann 
:uass  dennoch  für  jetzt  dieser  Ausgabebetrag  als  die  feste  (jrösse  betrachtet  werden. 
[ ach  der  sich  die  Eingänge,  bez.  die  Einnahmen  unbedingt  richten  müssen.    In  der 
u-utationellen  Budgetwirthschaft  adopllTt  die  Volksvertretung  damit  noch  nicht,  wie 
taaii  oftmals  in  dieser  Frage  eingewendet  hat,  die  ganze  regierungsseitige  Auflassung 
•Jer  Staatszwecke .  die  zur  Verwirklichung  der  letzteren  eingeschlagene  Politik  und 
las  bestehende  Verwaltungs>ystem.    Sie   erkennt  vielmehr  nur  mit  der  Budgetbe- 
v:!lignng  an.  dass  für  die  jetzige  Finanzneriode  der  Bedarf  nicht  zu  verändern  ist, 
folglich  im  Interesse  der  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  im  Staatshaushalte  auch 
Einnahmen  oder  Eingänge  in  entsprechender  Höhe  eröffnet  werden  müssen. 

II.  — -  §.  Die  Scheidung  des  Finanz  bedarf«  in 

rtl entliehen  und  ausserordentlichen.  Diese  Eintheilung 
kommt  in  einem  dreifachen  Sinne  vor,  einmal  indem  man  auf 
die  Zeit  des  Eintretens  des  Bedürfnisses  und  Bedarfs, 
ihr  welchen  eine  Ausgabe  bestimmt  ist,  auch  auf  den  Umstand, 
»b  dies  genau  voraus  zu  bestimmen  war  oder  nicht;  zweitens, 
indem  man  auf  die  Dauer  der  mit  einer  Ausgabe  (Ausgang) 
erzielten  Wirkungen  sieht;  drittens  kann  die  Unterscheidung 
noch  eine  staatsrechtliche  Bedeutung  haben.  Die  zweite  Ein- 
theilung ist  für  die  Theorie  der  Deckung  des  Finanzbedarfs  von 
principieller  Tragweite,  daher  finanzwisscnschaftlich  die  wichtigste. 

1.  Erste  Unterscheidung. 

Raa,  5.  Aufl.,  §.  31*— 41  hat  nur  diese,  aber  nicht  ganz  eorrect;  ebenso  ich 
i»  der  «I.  Ausg.  :\\)— 11  noch  nicht  ganz  richtig.  —  S.  auch  Malchus,  Fin  II,  55. 
T  xt  l.  Th.  nach  Kau.  aber  mehrfach  von  ihm  abweichend. 

a)  Ordentliche  Ausgaben  sind  hier  solche,  welche  im  regel- 
mässigen Gange  des  Staatslebens  jährlich  oder  doch  in  be- 
stimmter Periodicität  vorkommen,  daher,  einem  fortdauernden 
Bedürfnisse  entsprechend,  sich  genau  vorbestimmen  lassen. 
Es  ist  deshalb  zweckmässig,  zu  ihrer  Deckung  Einkünfte  von 
gleicher  Fortdauer  und  Höhe  aufzusuchen. 

b)  Ausserordentliche  Ausgaben  treten  dagegen  in  Folge 
eines  besonderen  entweder  überhaupt  nicht  oder  seinem  Bcdarfs- 
betrage  nach  nicht  vorauszusehenden  Bedürfnisses  in  einem 
Zeitpuncte  unerwartet  hervor,  z.  B.  bei  einem  Kriege,  einem 
plötzlichen  Nothstand.  Sind  hier,  wie  gewöhnlich,  grosse  Summen 
zur  Deckung  erforderlich,  so  müssen  ausserordentliche  Hilfsmittel 
in  Bewegung  gesetzt  werden.    In  einem  grösseren  Staatshaushalte 
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kommen  aber  aueh  zahlreiche  kleinere  Posten  solcher  ausser- 
ordentlichen Ausgaben  vor,  die  sich,  wenigstens  im  Ganzen, 
mit  einiger  Regelmässigkeit  wiederholen.  Daftir  kann  man  einen 
Kinnahmebetrag  schon  nach  dem  Budget  als  freiverfügbaren 
Hilfsvorrath  (Reservefonds)  in  Bereitschaft  halten,  daher 
im  Etat  in  Ausgabe  stellen  oder  die  Regierung  zur  Ausgabe  von 
Schatz  seh  einen  ermächtigen. 

Diese  kleinen  Posten  ausserordentlicher  Aussahen  sind  dann  Jen  sogen, 
unständigen  unter  den  ordentlichen  Ausgaben  verwandt.  Hau  äusserte  sich 
darüber  folgenderinassen  (§.  II). 

..Man  nennt  diejenigen  Ausgaben,  die  von  Jahr  zu  Jahr  mit  gleicher  Summe 
bestritten  werden  können,  ständige,  während  die  unständigen  von  wechselnder 
Grösse  sind.  Zur  Erreichung  mancher  Zwecke  wird  nach  Umständen  bald  eine  grösser-:, 
bald  eine  kleinere  Menge  von  Mitfein  nothwendig.  /.  11.  bei  Baukosten.  Diäten,  Prämien. 
Strafproeesskosteu.  Um  aber  doch  für  zureichende  Einkünfte  schon  vorher  einiger- 
inassen  sorgen  zu  können,  bildet  man  sich  bei  den  unständigen  Ausgaben  wciiijrsten- 
eine  Vermutbung  über  ihre  wahrscheinlich«  Grösse,  im  Anhalt  an  den  Durchschnitt 
aus  den  vorhergehenden  Jahren-  und  unter  Herücksichtigung  der  steigenden  od- 1 
fallenden  Richtung  der  Jahres^umme  dieser  Ausgaben.  „Wo  vielerlei  unständige  An- 
gaben vorkommen,  da  kann  man  bei  sorgfaltig  gefertigten  l'ebersehlägen  hoffen,  dav-, 
wenn  ein  Theü  der  ersteren  den  Anschlag  übersteigt,  dagegen  an  andern  etwas  er- 
spart wird.  Da  es  jedoch  nicht  sicher,  dass  beide  Fälle  sich  gerade  ausgleichen,  so 
ist  auch  um  der  unständigen  ordentlichen  Ausgaben  willen  ein  Hilfsvorrath  nutzlich, 
dessen  (irösse  im  Yerhidtniss  zum  ganzen  Staatsaufwaude  nach  den  Umständen  zu 
bemessen  ist",  oder  die  Emission  ?»»n  Senat/scheinen  erfolgt  auch  liier.  ,. Lassen  sich 
unständige  Atisgaben  ohne  ander.-  Nachtheile  in  ständige  umwandeln,  so  ist  dies  fCr 
die  Ordnung  im  Staatshaushalte  förderlich." 

Nach  dem  hannöv.  Grundgesetz  v.  1833,  113.  sollte  ein  Reservecredit  von 
5  Proc.  des  ganzen  Au>gabebudgets  zur  Verfügung  des  (iesammtministeriums  ber-\t 
gehalten  werden.  In  Preussen  war  sonst  ein  ansehnlicher  Reservefonds,  z.  B.  nach 
dem  Veranschlage  von  1M7  2  312  000  Thlr.,  er  wurde  aber  auch  zu  Landesver- 
besserungen benutzt  und  der  Uebersi  huss  zum  Staatsschatze  geschlagen.  Neuerlich 
sind  nur  noch  300.000  Thlr.,  dann  400.000  als  Haupt- extra-ordinariutn  des  Finanz- 
ministeriums aufgenommen.  So  auch  jetzt  noch  12  Mill  M.  Baiern  hatte  1S55 — Gl 
050.000  fl.  Reservefonds  auf  13  Mill.  tl.  Ausgaben  nach  Abzug  der  Einnahmskosten 
also  1".,  Proc,  für  lsOs  und  09  sind  je  I.Sfs.000  Ii.  als  Reichsreservefonds  bei 
5$Vi  Mill.  reiner  Staatsausgabe  angesetzt,  aNo  31  Proc..  für  1*74  u.  75  nur  0  90  Mill.  M. 
bei  einer  eigentl.  Staatsausgabe  v.  1308  Mill.  Mrk.,  f.  IsSO  u.  Sl  03  M.  M.  bei 
132.34  M  M.  Sachsen,  A.  1 S74 — 75  0  42  Mill.  Mrk.  Reservefonds  bei  47  49  MilL  M. 
Gcsauimtausgahe,  f.  1*H0  u  sl  0235  l>ei  63'76.  Würtcmberg  f.  1>75  —  7»; 
105.000  Mrk  bei  44  34  Mill.  Mrk.  eigentl.  Staatsausgabo,'  18S2  —  83  70.000  bei 
•*>2  04  M.  M.  —  Die  Ausgabe  von  Schatzscheinen  für  die  gen.  Zwecke  ist  ein  passende« 
Mittel  zur  Ersetzung  oder  Ergänzung  baarer  Reservefonds,  weil  sie  weniger  Zinsen 
kostet.  In  England  u.  Frankreich  ist  sie  seit  lange,  in  Preussen  u.  im 
Deutschen  Reich  jetzt  aurh  üblich. 

§.  63  —  2.  Zweite  Unterscheidung. 

Zuerst  hat  Dietzel.  Syst.  d.  Staatsanleihen  1S55,  die  Wichtigkeit  dieser  Eh- 
theilung  betont  und  sie  für  die  Staatsbedarfsdeckung  verwerthet.  s.  natu.  S.  90  ff.. 
152  II'.,  wobei  er  indessen  nicht  genügend  specialisirt,  s.  unten.  S.  auch  Umpfen-  1 
bach,  Finanzwiss.  ij.  194,  201,  174.  Ganz  unabhängig  von  Dietzel  bin  ich  auf  ln- 
duetivem  Wege,  speciell  durch  das  Studium  der  österr.  Finanzvcrhältnisse  bei  dem 
Aufsuchen  eines  richtigen  Verfahrens  in  einem  am  ^ironischen  Deficit  leidend?:» 
Staatshanshalte,  zur  Aufstellung  einiger  Hauptprincipien  für  die  Ordnung  der  Finanz  - 
wirthschaft  gelangt,  wie  sie  früher  schon  Dietzel  a.  a.  0.  abgeleitet  hafte  Nachdem 
ich  Letzteres  nachträglich  bemerkt  hatte,  habe  ich  Dietzcl's  Priorität  offen  aner- 
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kinni,  s.  Vorrede  zu  Wagner,  Ürdn.  d.  österr.  Staatshaushalts),  was  Dietzel  selb^l 
früher  dankbar  eonstatirt  hat.  —  Ucbcr  die  Frage  seihst  s.  meine  angef.  Schrift,  lies. 
S.  9—  19,  5-1 —  «3.  ferner  Wagner,  Art.  Staatsschulden.  Staatsworterb.  X,  5—10, 
l  Art.  Staatshaushalt  im  HandwOrterb.  der  Volkswirthschnftsl.  v.  Kentsch.  Laspeyres, 
Art  Staats  wirthseh.  im  Staatsworterb.  X,  81  ff.  Nasse.  Stenern  und  Staatsaid.,  Tüb. 
Zbchr.  f.  Staatswiss.  XXIV  (1M>S>  1  fT.,  II  fr.  Jetzt  auch  Stein,  Finanzwiss..  3.  Aufl., 
S«  12  —  49,  4.  A.  [,  64  IT.,  ganz  ähnlich  dem  Sinne  nach  »nur  mit  gesuchtun  neuen 
Aufrücken)  wie  ich  schon  in  d.  0.  Ausg.  v.  Kau,  aus  welcher  diese  Tarne  hier 
tkmlich  wörtlich  herüber  genommen  wurde  (6,  Ausg.,  §.  41a  ff.). 

Wichtiger  als  die  eben  besprochene  ist  die  mit  ihr  verwandte, 
aber  doch  schart'  zu  unterscheidende  zweite  Einthcilung  des  Finanz 
bedarts  in  ordentlichen  und  ausserordentlichen,  wobei 
auf  das  innere  Moment  der  Dauer  der  mit  einer  Aus- 
gabe (Ausgang)  (sicher  oder  mutmasslich)  erzielten 
Wirkungen  gesehen  wird.  Die  Wichtigkeit  dieser  Einthcilung 
liegt  darin,  dass  sie  zugleich  den  Ausgangspunct  für  eine 
richtige  Theorie  der  Finanzbedarfsdeckung,  insbesondere 
für  die  Heantwortung  der  Frage  Uber  die  principiellc  Zulässigkcit 
und  den  Umfang  der  Benutzung  des  Staatscredits  statt  der 
Besteuerung  bildet. 

Für  die  Scheidung  der  Ausgaben  nach  dem  angeführten 
Moment  lüsst  sich  zugleich  der  Begriff  des  umlaufenden  und 
stehenden  Kapitals  (6.  §.  27,  259)  auch  auf  die  Finanzwirth- 
Kbaft  anwenden,  wenn  die  Gleichartigkeit  der  Verhältnisse  auch 
keine  ganz  vollständige  ist.    Hiernach  sind  zu  unterscheiden: 

a)  Ordentlicher  Finanzbedarf:  die  periodische  regel- 
mässige Zuführung  umlaufenden  Kapitals  in  den  öffentlichen  Haus- 
halt, d.  h.  der  Aufwand  an  Gütern,  welcher  innerhalb  einer 
I'roductions-,Finanz-)periode  definitiv  im  staatlichen  (communalcn 
n.  s.  w.)  Productionsprocess  zugesetzt  wird ,  seinem  vollen 
Werth e  nach  in  die  producirten  Güter  (Staatsleistungcn)  über- 
lebt und  sich  eben  deshalb  jährlich  in  demselben  Betrage 
wiederholen  muss. 

Man  kann  diese  Ausgabe  auch  die  eigentliche  ordentliche  Ausgabe  oder 
<lis  Normalerforderniss  nennen.  Dieses  umfasst  alsdann  alle  die  Ausgaben,  welche 
-i-.h  durch  den  gegen  wart  igen  He  reich  der  Staatsthäti»  keifen  und  das  in  einer 
Kirjnzperiode  bestehende  Verwaltungssystem  jahrlich  cet.  par.  in  demselben  Be- 
trage ergeben,  also  einschliesslich  des  bleibenden  Theils  der  seit  der  letzten 
Fi.unzperiode  hinzugekommenen  neuen  (vermehrten)  Ausgabe.  Der  Ilaupttheil  des 
S<nnaJcrfordeniisses  ist  Lohn  für  die  vom  Staat»;  gebrauchten  Arbeitskräfte  ((Jchalt 
der  Beamten,  Sold  u.  s.  wj.  dazu  kommt  der  sich  regelmässig  wiederholende  unwittcl- 
k*r?  Sachgütei  bedarf  (Realbedarf).  Auch  die  Zinsen  (und  Lotterie.mlehensg  e  - 
»iniiäte  als  Ersatz  oder  Vervollständigung  der  Verzinsung)  der  Staatsschuld  gehören 
■aber;  die  Ausgabeu  für  Tilgung  formell  rechtlich  je  nach  den  Anleihecontractcn. 
nicht  unbedingt  allgemein  tinanzwissensehaftlb  h.  weil  eine  regelmässige  Schulden- 
BgQBg  nicht  principiell  geboten  ist. 
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b)  Ausserordentlicher  Finanzbedarf:  der  nnperio 
disch,  in  grösserem  Betrage  meist  nur  von  Zeit  zu  Zeit  statt- 
findende Aufwand  an  Gütern,  dessen  Wirkungen  über  die 
laufende  Finanzperiode  (nothvvendig  oder  regelmässig)  hin- 
überragen. Hier  ist  aber  weiter  zweifach  («  und  ß)  zu  unter- 
scheiden. 

Es  tat  ein  Fehler  von  Dietzel  a  a.  0.,  dies  nicht  genügend  zu  thun.  Dadurch 
gelaugt  er  zu  seiner  viel  zu  weit  gefaxten  Kegel  für  die  Anwendung  des  Staats«:  red  its 
statt  der  Besteuerung  behufs  Deckung  des  Staatsbedarfs.  S.  A.  Wagner.  Ordn. 
a.  a.  U.,  S.  .HS  II..  Laspoyres  a.  a.  0.  X,  S5,  Nasse,  a.  a.  U„  S.  11.  Auch  Stein. 
l'iiianzwis>M;i)seh.,  'i  Aufl.,  S.  40,  47,  wo  jedoch  auch  die  Kegel  für  die  BenntMAg 
des  Staatscrcdits  zu  absolut  ausgesprochen  ist,  ähnlich  wie  bei  Dietzel.  Ebenso 
noch  in  St  ein 's  4.  A. 

a)  Die  betreffende  Ausgabe   wird  die  Grundlage  einer 
dauernden  Nutzung,  d.  h.  sie  wird  zu  einer  stehenden  Kapital 
anläge,  so  dass  in  den  folgenden  Finanzperioden  eine  Minder- 
ausgabe und  eine  gesteigerte  staatliche  Productions- 
fähigkeit  eintritt.    Hierher  gehören  zwei  Fälle: 

aa)  Einmal  die  pri  vat  wir  th  schalt  liehe  Kapitalanlage: 
alle  Ausgaben  für  die  Erwerbung  (durch  eigene  Errichtung  oder 
durch  Ankauf)  und  für  die  Verbesserung  eines  privatwirthschaft- 
lichcn  Unternehmens,  dessen  Zweck  ausschliesslich  oder  doch 
zugleich  mit  darin  besteht,  dem  Staate  einen  Reinertrag  zur 
Hestreitung  der  aus  der  Durchführung  der  eigentlichen  Staatszwecke 
entspringenden  Ausgaben  abzuwerfen,  oder  wo  wenigstens  die 
(Vcrzinsungs-  und  Itetriebs-)Kosten  des  betreffenden  Unternehmens 
ganz  oder  theilweise  durch  die  Einnahmen  ans  der  Kapitalanlage 
mit  gedeckt  werden  sollen  (Objecto  von  Erwerbscinkünften  und 
von  Gebühreneinnahmen). 

W  ie  in  der  späteren  Lehre  von  den  privatwirthsch.  Einnahmen  gezeigt  wird,  giebt 
es  im  modernen  Staatshaushalt  immer  weniger  rein  privatwirthschaftl.  Unternehmen, 
sondern  es  spielt,  z.  Ii.  bei  Forsten,  Eisenbahnen,  ein  staatswirthschaftl.  (iesiehb- 
punet  stark  mit.  Der  Ke n te bezug  ist  dann  nur  ein  mehr  oder  weniger  mitsprechen 
der  Zweck.  —  Beispiele:  Anlage,  Ankauf,  teehn.  Verbesserung  (durch  neue  Kapital- 
verwendungen) von  Feldgutern.  Forsten.  Berg-  und  Hüttenwerken,  Staatsfabriken,  Eiseu- 
bahnen,  Post-  und  Telegrapheneinrichtungen. 

bb)  Sodann  die  staatswirth schaftliche  Kapitalanlage, 
wodurch  zur  Durchführung  der  eigentlichen  Staats- 
zwecke bestimmte  Staatseinrichtungen  und  Anstalten  geschaffen 
oder  verbessert  werden,  welche  alsdann  wie  ein  stehendes  staat- 
liches Immaterialkapital  wirklich  die  Grundlage  für  eine  dauernde 
Nutzung,  für  eine  grössere  Leistungsfähigkeit  des  Staats  auch  bei 
nicht  wiederholter  Ausgabe  bilden. 
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Die  Ausgaben,  welche  für  die  erste  Ein-  und  Durchführung  grosser  staatlicher 
Keformen  rorübergehend  in  besonderem  Umfange  erforderlich  sind,  —  wohl  zu  unter- 
scheiden von  denen,  um  welche  sich  etwa  von  da  an  wegen  solcher  Reformen  das 
Nurnulrrforderniss  dauernd  erhöht  — ,  bilden  den  wichtigsten  fall.  z.  B.  die  Anlag'- 
.ines  neuen  (irundsteuerkatasters  für  die  Finanzverwaltung.  eines  Staatsstrassennetzes. 
-he  Vornahme  einer  Justizreform,  wie  etwa  die  Ersetzung  der  Patrimonialijerichte 
Jarch  landesherrliche,  einer  Yerwaltungsreform ,  einer  Gesetzgebung  über  Ablösung 
ron  brundhsten  oder  anderen  wohlerworbenen  Rechten ,  wobei  der  Staat  etwa  einen 
Beil  der  Entschädigungen  auf  seine  Rechnung  nimmt,  einer  Militärrefonn.  die  Ein- 
fobruüff  eines  neuen  Bewalfnungssystems,  die  Herstellung  von  Flotten,  Festtingen  u.  s.  w. 

Ä.  Wagner,  Ordn.  S.  -13  ff.  Hier  statistische  Beispiele  aus  «1er  grossen 
■>terr.  inneren  Refonnperiode  184'.)  ff.  Eine  Summe  von  12  —  14  Mill.  11.  mag 
K>0—  60  bei  der  Justiz  reform  in  Oesterreich  als  stehende  staatswirthsehaftliehe 
Kapitalanlage  verwaudt  worden  sein.  S.  auch  Wagner  in  Horns  Aun.  du  < Ted. 
I'ubl.  1S61,  p.  51»  IT.  art.  fin.  de  1' Aniridie)  u.  Staatswörterb.  VII,  606,  «IG  ff.  Die. 
bekannte  engl.  Ausgabe  von  20  Mill.  Pfd.  St.  für  Entschädigung  der  Sklavenhalter, 
die  Zuschüsse  (oder  Vorschüsse}  Russlands  bei  der  Eraancipation  der  Leibeigenen, 
die  Zuschüsse  der  Österreich.  Kronländer  bei  der  (jrtindentlastung.  ähnliche  in 
J^tKlien  Staaten  (z.  B.  in  Baden  bei  der  Zehntablösungi  sind  wichtige  Beispiele, 
iüutig  werden  solche  Aus-gaben  für  staatswirthschaftl.  Kapitalanlagen  nach  längeren 
/.*b<henräumen  (Perioden  der  Stabilität,  Rcaction)  auf  einmal  in  besonders  grossem 
rujfaag  nothwendig.  Perioden  des  Fortschritts,  der  Reform,  oft  nach  grossen  politischen 
Belegungen,  so  nach  1S4S,  nach  lHtHi  ^neues  europ.  Infanteriefeuerwallensystcin,  ver- 
besserte Kanonen.  Panzerschitie  u.  s.  w.).  ähnlich  wieder  1871  II.  S.  Wagner,  Ordn. 
S.  3.  45  fl*.  und  jetzt  namentl.  ders.,  Grundlegung  I,  §.  17s.  S.  auch  unten  über 
■las  Finanzwesen  der  Militärverwaltung. 

/*)  Die  betreffende  Ausgabe  wird  vorübergehend  in  einzelnen 
Finanzperioden  durch  abnorme,  sich  zeitweilig  der  Verwirklichung 
der  Staatszwecke  entgegenstellende  Schwierigkeiten  verursacht. 
Mau  kann  hier  nur  gezwungen  und  oft  ganz  und  gar  nicht  von 
der  Schaftung  stehender  staatlicher  Immaterialkapitalien  durch 
solche  Ausgaben  sprechen.  Vielmehr  stellen  letztere  in  der  Regel 
grosse  Verluste  an  Sachgütern  und  Menschenkräften  für  die  ganze 
Volkswirtschaft  dar.  Der  Hauptfall  ist  stets  der  Kriegsauf- 
wand oder  der  ähnliche  für  die  Bewältigung  innerer 
In  ruhen.  Mitunter  kann  auch  der  Staatsaufwand  für  die  Be- 
kämpfung allgemeiner,  durch  Elementarereignisse  bewirkter  Noth- 
stiinde  (bei  Misswachs,  Ueberschwcmmung)  hierher  zählen.  Nur 
darin  gleicht  diese  Ausgabe,  welche  man  die  eigentliche  ausser- 
ordentliche oder  die  ausserordentliche  im  engeren  Sinne  nennen 
kann,  der  privat-  und  staatswirthschaftlicheu  Kapitalanlage,  dass 
alle  drei  nicht  regelmässig  periodisch  wiederkehren.  Dadurch 
unterscheiden  sie  sich  auch  von  der  ordentlichen  Ausgabe  (Normal- 
erlV.rderniss). 

l'eber  die  volkswirthschaftl.  Wirkung  des  k riegsau fwands  siehe  A.  Wagner, 
Ordn.  S.  V.) — 53.  (Vgl.  auch  ders.  Kuss.  Papierwähr.  Abschn.  I  u.  IL).  —  Andre 
Nothstände:  die  österr.  Staatsunterstutzung  Ungarns  bei  dem  MUswaehs  (durch 
Trckenheit)  in  l$65\  desgl.  die  preuss.  Ustpreussens  hei  dem  Misswachs  (durch 
in  1M»7.  desgl.  die  schweizer.  Cantonalhilfen  bei  der  Rheimibersehwemmung 
in  1*6S.    Die  preuss.  Hilfe  beim  oberschlcs.  Notstand  1S7M.  K(im>.  v.  X  Febr.  1S^>, 
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0  Still.  M.,  aus  einer  Anleihe.)  Vgl.  Siegel,  über  Staatshilfe  bei  Notstände», 
Tab.  Ztsehr.  l^s.'. 

Man  kann  auch,  freilieh  immer  nur  ganz  bedingt,  zugestehen,  d.iss.  wenn  ein- 
mal eine  solche  eigentliche  ausserordentliche  Ausgabe  in  einer  l'inanzperiode  (Jährt 
vorgekommen,  sie  in  den  folgenden  nach  einer  gewissen  Wahrscheinlichkeit  ausbleiben 
wird.  Insofern  wirkt  also  auch  diese  ausserordentliche  Ausgabe  allerdings  Uber  di- 
Periode,  in  welcher  sie  erfolgte,  hinaus.  Aber  eine  Sicherheit,  wie  doch  im  Fall 
der  staafswirthsehaftliehen  Kapitalanlage,  besteht  gleichwohl  nicht.  Ja,  in  dem 
wichtigsten  Falle1,  dem  des  Kriegsaufwands .  ist  die  wirkliche  Sachlage  oft  gerade 
umgekehrt:  der  beendete,  selbst  der  glucklieh  beendete  Krieg  schallt  oft  genug  fur 
den  Staat  gerade  eine  Aussicht  auf  einen  baldigen  neuen  Krieg.  Dies  kann  selbal 
in  jenen  Fallen  gelten,  wenn  ein  Krieg  /u  einem  wohlthätigtttt  staatlichen  Neubau 
und  zu  einem  neuen  Aufschwung  der  nationalen  Volkswirtschaft  führt.  Die.  au-  Ii 
volkswi  rthsc  haftlich  so  segensreiche  Folge  der  niederland.  Befreiungskampf-- 
im  16.  Jahrb..  ebenso  der  deutschen  IS  Ii.  des  Kriegs  von  Istib  in  Deutschland 
sind  Beispiele.  Aber  wenn  man  auch  mit  Uecht  in  den  Kriegen  l'reussens  gegen 
Dänemark.  Oesterreich  und  Frankreich  die  Grundlage  für  die  politische  Wiedergeburt 
Deutschlands,  und  insofern  auch  etwas  volkswirtschaftliches  Gutes  sieht,  so  beweist 
doch  gerade  dieses  Beispiel,  wie  so  manche  andere,  dass  ..ein  Krieg  den  anderen 
gebührt,  oder,  wie  seit  |fc>71,  zu  gebühren  droht1-,  was  fur  unsere  Frage  \on  Wichtig- 
keit ist. 

Auch  vom  finanziellen  Standpunctc  aus  wird  man  daher  diese 
ausserordentliche  Ausgabe  in  der  Hauptsache  als  einen  Kapital 
vcrlnst  zu  behandeln  haben.    Derselbe  kann  nur  mitunter,  weil 
er  sich  nicht  periodisch  wiederholt,  ähnlich  wie  ein  Elementar 
schaden  (oder  wie  etwa  bei  Hanken  massenhafte  Verluste  an  aus 
stehenden   Darlehen  in  einer  Creditkrise),   in   einer  Reibe  von 
Finanzperioden  amortisirt  oder  „abgeschrieben"  werden.  Dieses 
Verfahren  beruht  aber  eigentlich  nur  auf  einer  buchhalterischen 
Fietion,  indem  der  erlittene  Verlust  einstweilen  theilweisc  noch 
als   ein  Guthaben,   oder  ein  Activum  bloss  in  Rech  nun"; 
betrachtet  wird,  während   in   dem  Fall  der  privat-  und  Staats 
wirtschaftlichen  Kapitalanlage   dieses  Activum  auch  wirk  lieh 
existirt.    In  der  Lehre  von  der  Staatsbedarfsdeckung  ist  dieser 
wesentliche  Unterschied  zu  beachten. 

Stein  a.  a.  ( '.\.  A.  S.  D>  Ii.  untersucht  die  Grund'*  des  von  ihm  sogen,  staats- 
wirt lisch.  Deficit!»  im  Wesentlichen  mit  denselben  Ergebnissen,  wie  ich  schon 
im  Text  der        41a  -41c  der  6.  Ausg.  von  Kau  die  conti exc  Krage  behandelte. 

04.  —  3.    Dritte  Bedeutung. 

Die  staatsrechtliche  Bedeutung  des  Unterschieds  zwischen 
ordentlichen  und  ausserordentlichen  Einnahmen  kommt  auf  die 
Unterscheidung  eines  stabilen,  ein  für  allemal  oder  doch  ftir  längere 
Perioden  von  den  gesetzlichen  Faetorcn  (Parlament,  Stände)  be- 
willigten und  eines  wandelbaren,  jährlieh  (oder  von  Finanz« 
periode  zu  Finanzperiode)  neu  zu  bewilligenden  Theils  des  Aus 
gabevoranschlags  hinaus.  Namentlich  nach  englischem  Vor 
gange,  der  übrigens  nicht  ganz  allein  steht,  erscheint  es  als  eine 
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wichtige  Aufgabe  des  öffentlichen  Finanz  rechts  (Buil- 
.,'etbew  illigu  ngst'rage),  aus  der  jährlichen  Ausgabe  einen  Theil 
als  stabiles  Budget  auszuscheiden,  der  etwa  nur  von  Zeit  zu  Zeit 
wieder  revidirt  wird,  und  dafür  best  im  inte  Deckungsinittel 
jirivatwirthschaftliche  Kinoahmen,  Steuern)  bleibend  der  Regierung 
zur  Verfügung  zu  stellen. 

Uao  stabile  Budget  kann  nicht  wohl  die  ganze  ordentliche  Ausgabe  (in  der 
zweiten  Bedeutung,  Normale rforderuiss)  umfassen,  wühl  aber  einige  llauptposte  u 
J-r>elben.  welche  ihrem  Wesen  nach  längoreZeit  eine  gleich  mässige  Höh  e 
vtalteu  und  unter  allen  Umständen  bestritten  werden  müssen,  wenn  die 
Miitsmaschine  ungestörten  Fortgang  haben  soll.  Dahin  sind  namentlich  gewisse  aus 
l-riratrech  Hieben  Verpflichtungen  herrührende  Zahlungen,  wie  die  Verzinsung  und 
uotra.. tli«  he  Tilgung  der  öffentlichen  Schuld  zu  rechnen.  i.A.  Wagner.  Art. 
vtuts*chulden,  Staatswörterb.  X,  4'J).  Dazu  treten  passend  solche  weitere  Theilo  der 
nlentlichen  Ausgabe,  über  welche  auch  aus  anderen  Gründen  (z.  B.  um  peinliche 
<<l«r  schwierige  parlamentarische  Verhandlungen  zu  vermeiden  oder  um  eine  gewisse 
subi!itat  der  Behandlung  der  sich  an  diese  Ausgaben  knüpfenden  politischen  Fragen 
iO  erreichen),  passend  für  längere  Zeit  (selbst  für  eine  unbestimmt  lange  Zukunft I 

fe>te  Vereinbarung  zwischen  Regierung  und  Volksvertretung  getroffen  wird. 
»Klitige  Beispiele  der  Praxis  und  des  geltenden  öffentlichen  Finanzrechtes  sind  die 
B^üajwungen  über  Civillisten,  Krondotationen  u.  s.  w..  ferner  die  „('ontingen- 
•iruiig-*  des  Militärbudgets  auf  mehrere  Jahre,  wie  im  Norddeutschen  Bunde 

Deutschen  Reiche.  Der  schon  vorhandene  Begriff  der  Dotation  könnte  und 
«Ute  hier  in  entsprechender  Weise  weiter  gebildet  werden,  so  dass  das  stabile 
HaJeet  aus  einer  bestimmten  Reihe  solcher  Dotationen  bestände.  (Der 
freinische  Ausdruck  Dotation  bezeichnet  im  preuss.  Budget  den  Zuschuss  zur  Rente 
<ta  Kronfideicommissfonds,  die  Ausgabe  für  die  öffentliche  Schuld  [Verzinsung, 
liliruüsr,  Verwaltung]  und  die  Kosten  des  Landtags.) 

Eine  solche  Scheidung  hätte  nicht  nur  günstige  politische  Folgen,  sondern  käme 
'i  i'.iiuiasslirh  auch  den  Finanzen  zu  Gute.  Denn  das  wandelbare  Budget  würde 
i>nu  um  so  sorgsamer  geprüft  werden,  während  jetzt  die  ganze  Prüfung  schon  aus  Zeit- 
mangel, oft  genug  nur  allzusehr  Formsache  ist.  Politisch  und  finanzpolitisch  möchten 
i*hor  die  Vortheile  einer  solchen  Einrichtung  grösser  sein  als  die  von  liberalpolitischer 
I'arteiseite  geltend  gemachten  Bedenken. 

Treffend  sagt  Stein,  Finanz  ,  1.  Aufl.,  S.  20:  „es  dürfte  kaum  zu  bezweifeln 
'-in.  dass  dieser  Gedanke  (der  Ausscheidung  eines  ordentlichen  oder  stabilen  Budgets) 
noch  eine  bedeutsame  Zukunft  hat,  da  eine  Bewilligung  des  absolut  Notwendigen 
'•'  sich  ein  Unding  und  seine  Verweigerung  als  Misstrauensvotum  gegen  Persönlich- 
sten ein  durchaus  verkehrtes  Mittel  ist,  denn  sie  würde  in  der  Tliat  ein  Misstraucns- 
;,:tii  u'egen  die  Kx i>t.  a/.  des  Staats  seilet  sein.-  Dci  J>  reu  Ss.  Etat,  hat  bei  den 
Ausgaben  eine  Rubrik:  „darunter  künftig  wegfallend"  (z.  B.  Gehalte  auf  Aussterbe- 
st!. Diese  Ausscheidung  Hesse  sich  in  der  im  Text  angedeuteten  Weise  ausbilden. 
Eia  verwandter  Gedanke  liegt  zu  Grunde.  Gegen  solche  stabile  Budgettheile  sind 
Bistens  die  mehr  links  stehenden  politischen  Parteien,  in  Deutschland  z.  B.  <] i •  * 
'•'rtschrittspartei  in  der  Militärbudgetfrage. 

S.  v.  Malchus,  Finanz.  II,  §  20  (S.  111  ff.),  A.  Wagner.  Ordn.  u.  s.  w. 
S  SS.  Stein.  Finanzwiss..  1.  Ausg..  S.  29  II..  S.  Ausg.,  S.  00,  71  ff.  Ueber  England 
Malchus  a.  a.  0.,  S.  113,  v.  Czörnig.  österr.  Budget,  1,  20.  Bergius.  Finanz- 
'iv- Usch.  S  14.  —  ders.  in  d.  Tüb.  Zt-ch.  für  Staatswiss.  1S71,  S.  1 05  (über  den 
'dMotid.  Fonds  handelnd).  Gneist,  engl.  Verwaltungsrccht ,  2.  Ausg.  II,  709  und 
5  t>",  S.  $32  —  S45.  Ders.,  Bodg.  u.  (Jos.  nach  d.  constitut.  Staatsrecht  Englands, 
rl  P»»;7.  Die  Anginen  der  verschiedenen  Schriftsteller  stimmen  übrigens  über  die 
nili-u  hen  Verhältnisse  nicht  ganz  überein.  Man  unterscheidet  zwischen  den  auf  dem 
'"•setz  beruhenden  u.  den  für  den  Dienst  des  Jahrs  bewilligten  Ausgaben.  Die 
rMerco  betngen  nach  Gneist  jetzt  an  80  Müh  Pfd.  St..  vornemlich  für  die  Zinsen 
•i^r  S*  huld,  ausser  welchen  im  J.  iMit  I.!l7i>.13<l  Pf  ordentliche  dauernde  Ausgaben 
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waren,  bes.  fur  «las  gesummte  Richterpersonal,  das  ordentliche  Personal  der  Gesandt- 
schaften und  einige  andre  Aeinter.  Diese  Ausgaben  sind  auf  den  sogen,  consoli- 
dirten  Fonds  angewiesen,  d.  h.  auf  den  Betrag  einer  bestimmten  Reihe  von  Ab- 
gaben, welche  Pitt  17S7  in  einen  Fonds  \  cremte  und  fur  jene  Ausgaben  bleibend 
bewilligen  lies«.  Die  einzelnen  Einnahmen  u.  Ausgaben  dieser  Fonds  waren  ursprünglich 
nach  dem  älteren  finanzrechtl.  System  je  als  besondere  Fonds  coustituirt ,  dann  in 
drei  grossere  Fonds  zusammengezogen  worden,  bis  sie  nun  zum  consolid.  Fonds  ver- 
einigt wurden  [21  Ge.  III,  c.  13).  Dieser  Fonds  haftet  für  die  betr.  Ausgaben,  nur 
sein  l'eberschuss  steht  zur  Anweisung  für  den  Dienst  des  Jahres  ollen.  Die  auf  dem 
Gesetz  beruhenden  Ausgaben  werden  daher  auch  nicht  im  Etat  dem  Parlament  zur 
Rewilligung  vorgelegt.  lieber  den  consolid.  Fonds  u.  die  ihm  vorangeh.  Gesetzgeb. 
s.  (in eist  a.  a.  O.  II,  S33.  Die  neueren  Aemter  und  Verwaltungseinrichtungen  sin! 
immer  mehr  auf  die  period.  Parlamentsbewilligungen  angewiesen  worden  (eb.  S.  835),  — 
In  den  Niederlanden  wurde  vor  der  Trennung  Belgiens  nach  «Jos.  v.  24.  Aug.  1815 
ein  K> jähr,  stabiles  Budget  bewilligt  „für  alle  ordentlichen,  fixen  und  beständigen 
Ausgaben,  welche  aus  dem  gewöhnlichen  Laufe  der  Dinge  hervorgehen  u.  insb.  sich 
auf  der»  Friedensstand  beziehen  "  S.  Malchus  II,  11.«.  Vorschlag  Lafitte's  fur 
Frankreich  1V27,  ebendas.  S.  114.  Norddeutsche  Bundcsverf.  Art  60,  Be- 
willigung eines  stabilen  Militäretats  bis  Ende  1S7I,  1  %  d.  Bevölkerung  v.  lMi7. 
22;»  Thlr.  per  Mann.  Ebenso  Deutsche  Keichsverf.  Art.  00,  s.  auch  Art.  02,  71. 
Dann  Deutsches  Keichsges.  v.  9.  Dec.  1*71,  worin  auf  3  Jahre,  bis  Ende  ls74,  ein 
stabiler  Militäretat  bewilligt  wurde.  S.  darüb.  A.  W  agner  im  Holtzcndorff  sehen 
Jahrb.  III,  171  tf.  Seitdem  jährliche  Bewilligung,  aber  auf  (irund  der  im  Rcichsges. 
v.  2.  Mai  1S74  für  die  Zeit  v.  1 87'»  —  s  1  gesetzlich  festgesetzten  Truppenstärke 
u  Friedenspräsenzstärke"  des  Heeres  an  Unteroffizieren  u.  Mannschaften,  ohne  Ein- 
rechnung  der  Einjährig-Freiwilligen)  von  401. (»59  Mann.  Durch  Ges.  v.  (».  Mai  l>so 
ist  diese  Zahl  bis  Hl.  März  l^S  auf  427,274  Mann  festgestellt  worden. 

III.  Die  Wahl  der  Decknngsiuittel  oder  Eingangsarteu 
für  den  Finanz  bedarf. 

S.  hierzu  bes.  die  oben  S.  130  in  der  Vorbein,  zu  diesem  Kap.  genannte  neuer/ 
Literatur  über  die  Principienfragc:  Steuern  oder  Schulden  V 

Dieser  allgemeinen  Frage  nach  den  richtigen  Deckungsmitteln  wird  in  der 
Praxis  selten  näher  getreten,  weil  für  die  Hauptmasse  der  von  einem  zum  andern 
Jahr  sich  wiederholenden  Ausgaben  bestimmte  Deckungsmittel  geschichtlich  über- 
kommen und  staatsrechtlich  festgestellt  zu  sein  pflegen.  Auch  die  Theorie  hat  er>t 
neuerdings  dieser  Frage  ihre  Aufmerksamkeit  gewidmet  und  sie  prineipiell  zu  be- 
antworten gesucht  (s.  u.).  Dies  ist  vom  Standpuncte  der  Wissenschaft  aus  auch 
durchaus  geboten.  Namentlich  verlangt  die  systematische  Behandlung  der  Finanz- 
wissenschaft  eine  >olche  principielle  Erörterung  der  Frage,  weil  sonst  immer  die 
innere  (organische)  Verbindung  zwischen  der  Lehre  von  den  Staatsausgaben  und 
Einnahmen  fehlt.  Die  Theorie  muss  der  Praxis  hier  den  richtigen  Weg  zeigen. 
Kümmert  sich  die  Praxis  um  jene  Frage  nicht,  so  steht  sie  eben  nur  auf  dem  Stand- 
puncte gewöhnlicher  Routine  und  wird  bei  jeder  Schwierigkeit  Fiasco  machen,  nach- 
dem sie  mit  ihrer  planlosen  Wahl  der  Deckungsmittel  für  gesteigerte  Ausgaben  und 
Deficite  der  Volkswirtschaft  und  den  Finanzen,  dem  Volke  und  Staate  schwere 
Wunden  geschlagen  hat.  Namentlich  droht  hier  regelmässig  die  grosse  Gefahr.  da>> 
ohne  Untersuchung,  ob  es  in  diesem  Falle  zulässig  sei,  das  acute  Deficit  einfach  so 
lange  es  irgend  geht  durch  Aufnahme  von  Staatsschulden  oder  Veräusserung  von 
meistens  werbendem)  Staatseigenthum  gedeckt  wird,  statt  dass  die  Ausgaben  möglichst 
beschränkt  und  die  Einnahmen  aus  Steuern  rechtzeitig  erhöht  werden.  Dadurch  wird 
das  „acute"  Deficit  zu  einem  „chronischen",  das  sich  von  einer  Finanzperiode 
zur  anderen  hinzieht,  in  Folge  der  falschen  Deckungsrnittel  immer  mehr  vergrössert. 
schliesslich  lawinenartig,  und  nun  vollends  nicht  mehr  zu  beseitigen  ist.  Von  der 
Wahl  richtiger  Deckungsmittel  fur  die  Ausgaben  hangt  daher  auch  der  dauernde 
Gleichgewichtszustand  zwischen  Ausgaben  und  Einnahmen  im  Staatshaushalt  ab 
Während  die  Vermeidung  eines  Cassendefieits  mehr  nur  eine  Aufgabe  der  Finanz- 
calculatur  ist,  wird  die  Erhaltung  (und  eventuell  die  Wiederherstellung)  jen>n> 
dauernden    (iicichgcwichfszustunds    de-    Staatshaushalts    eine    der    wichtigsten  und 
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-  /Iivierigsten  Aufgaben  der  praeüschen  Finanzpolitik  und  die  theuretiache  Erörterung 
.Ixt  diese  Aufgabe  eine  bisher  mei;<tens  nicht  gelingend  erörterte  Cardinalfrasre  der 
Finanzwissenschaft. Besonders  instruetiv  für  Pathologie  und  Therapie  von  Deficit*  und 
iiixf'-rn  f  11  r  die  Theorie  der  Stiatsbedarfsdeckung  ist  die  neuere  Österreich.  Finanz- 
:  >«hii  hte.    In  diesem  Staate  hat  man  es  zu  lange  versäumt,  das  einmal  nicht  zu  be- 

-  iritenJe  Deficit  durch  rechtzeitige  und  gehörige  Steigerung  der  Steuern  zu  decken. 
fev:ir  namentlich  ein  schwerer  Kehler  der  absolutistischen  Heuerling  vor  und  nach  1 S 1 
immer  wieder  zu  leicht  zu  dem  verführerischen  und  politisch  bequemeren  Mittel  der  Ver- 
pehrunvr  der  Staatsschuld  und  sogar  des  Papiergelds  zu  greifen,  als  zur  unliebsamen 
M  n<  rerhöhung.  Mannichf.  Beisp.  in  meinen  linanzgeschichtl.  Aufsätzen  über  <  Österreich, 

/.  B.  Staatswörterb.  VI  f.  (iO,">.  620.    Wie  anders  verfuhr  Nordamerika  im  Bürgerkriege! 

§.  65.  Für  die  aufgeworfene  Frage  genügt  es,  bloss  zwischen 
den  beiden  Hauptarten  von  Eingängen  oder  Dcckuugsmitteln  zu 
unterscheiden,  welche  man  gewöhnlich  ordentliche  und  ausser- 
ordentliche nennt.  Die  ersteren  sind  die  ihrer  Natur  nach 
einer  regelmässigen  Wiederholung  von  Periode  zu 
Periode  fähigen  Einnahmen,  nemlich  der  Privaterwerb  des 
Staats  und  die  Auflagen  oder  Steuern  (im  weitesten  Sinne  des 
Worts).  Die  ausserordentlichen  umfassen  die  keiner  solchen 
periodischen  Wiederholung  fähigen  Eingänge  aus  der  Veräus- 
serung  von  Staatseigenthum  (Verminderung  der  Staatsactiva) 
und  aus  der  Benutzung  des  Staatscredits  oder  der  Auf- 
nahme von  Staatsschulden  oder  Anleihen  (Vermehrung 
der  Passiva).  In  unserer  heutigen  Zeit  und  in  den  civilisirten 
Staaten  kommen  als  ordentliche  Einnahmen  vornemlich  die  Steuern 
und  als  ausserordentliche  die  Staatsschulden  in  Betracht. 
Die  Frage  dreht  sich  daher  vor  Allem  darum,  ob  Steuern  oder 
Staatsschulden  zur  Bedeckung  der  Ausgänge  Uber- 
haupt und  speciell  der  Ausgaben  und  event,  in  welchem 
Verhältniss  beide  dazu  benutzt  werden  sollen.  In 
dieser  Form  liegt  sie  in  der  Regel  in  der  Praxis  zur  Entscheidung 
Tor  und  bietet  sie  auch  für  die  Theorie  das  meiste  Interesse.  Sie 
moss  aber  beantwortet  werden,  noch  bevor  die  einzelnen  Arten 
der  ordentlichen  Einnahmen  näher  betrachtet  werden,  weil  es  vom 
Aasfall  der  Antwort  abhängt,  bis  zu  welcher  Höhe  der  Ausgänge 
unbedingt  ein  Gesammtbctrag  ordentlicher  Einnahmen  zu  be- 
schaffen ist. 

Nach  der  Terminologie  0.  S.  131  u.  in  der  Grundlegung  §.  (VI  II',  wurden 
<h'-  ..ausserordentlichen"  Einnahmen  des  gewöhnlichen  Sprachgebrauchs  meistens  nur 
tater  den  allgemeineren  Begriff  der  „Eingänge"  fallen  und  nur  die  ordentlichen 
Buiahmen  eigentliche  Einnahmen  sein.  Zu  beachten  ist  übrigens  auch  für  die 
Fiöanzwirthschaft.  dass  manche  Ein-  und  Ausgänge  nur  ein  Substanz  Vechtel 
Vermögens  sind,  nicht  eine  eigentliche,  neu«'  Einnahme  oder  Ausgab««. 
Es  hingt  dies  mit  der  Lehre  vom  oidentlichcn  und  ausserordentlichen  Kinanzbedarf 
u  d'-r  obigen  zweiten  Bedeutung  (ij.  03)  zusammen.    Der  Ausgang  für  eine  staah- 
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wirtschaftliche  Kapitalanlage  ist  z.  B.  keine  reelle  Ausgabe,  sondern  nur  ein  solcher 
Suhstanzwcchsel.    S.  (Jrundlegung  I,  §.  68  fl'.    Die  neue  Terminologie  dient  dazu, 
auf  solche  wesentliche  Momente  der  Unterscheidung  hinzuweisen,  was  z.  B.  Ad 
Held  iu  s.  Bemerk,  in  Uildehrand's  Jahrb.  1ST6,  B.  27,  S.  153  verkannt  hat. 

§.  CO.  Steuern  oder  Staatsschulden  als  Deckungs- 
mittel  der  Ausgaben. 

1.  Dogmengeschichtliches  Uber  diese  Frage. 

Es  kann  sich  an  diesem  Orte  nur  um  eine  generelle  Characterisirung  der 
älteren  und  neueren  theoretischen  Ansichten  handeln.  S.  Näheres  bei  Dietzel, 
System  d.  Staatsaul.  pass.,  bes.  S.  lös  ff'.,  und  bei  A.  Wagner.  Ordnung  d.  österr. 
Staatshaush.  S  tJ  ff.,  14  11".  Im  Texte  ist  dieser  Darstellung  und  der  Behandlung  der 
Frage  im  Art.  Staatsschulden  im  Staatswörterb.  gefolgt  worden.  Das  (iesagte  bezieht 
sich  so  ziemlich  auf  alle  früheren  Theoretiker,  auch  auf  Neben ius.  v.  Malchin 
und  auf  Kau.  S.  in  der  5.  Aufl.  seiner  Kinanzwiss.  bes.  jj.  466,  469,  471. 
47Sa,  worin  Übrigens  im  Vergleich  mit  den  früheren  Auflagen  schon  mehrfache  Zu- 
geständnisse (fegen  die  neuere  Lehre  gemacht  sind.  Der  Satz,  mit  welchem  in  §.  471 
der  früheren  Auflagen  die  Ltdire  von  den  Staatsschulden  von  Kau  eingeleitet  wurde: 
„wenn  zur  Bestreitung  des  beschlossenen  Stastsanfwands  die  gegenwärtigen  Staats- 
einkünfte (d.  h.  die  ordentlichen  Einnahmen)  nicht  zureichen,  eine  Erhöhung  der- 
selben für  volkswirtschaftlich  nachtheilig  oder  überhaupt  nicht  für  rathsam  erachtet 
wird  und  kein  früher  angesammelter  llilfsvorrath  zur  Verfügung  steht,  so  muss  die 
fehlende  Summe  durch  eine  Schuld  gedeckt  werden"  —  dieser  Satz  bezeichnet  eben 
nur  ganz  richtig  den  Zcitpunct.  wo  eine  Schuld  aufgenommen  zu  werden  pflegt, 
aber  enthält  kein  I'rincip  über  das  W  esen  und  die  Zulässigkeit  einer  Benutzung  des 
Staatseredits. 

Die  älteren  Theoretiker  haben  die  Frage  nach  der  Wahl  der 
Bedeckuugsart  der  Ausgaben  nicht  generell  und  principicll  behandelt, 
sondern  sie  regelmässig  nur  bei  Gelegenheit  ihrer  Erörterungen 
über  Staatsschulden  berührt.  Sic  stellten  dabei  kurzweg  die  Frage 
auf,  ob  und  wann  der  Staatscredit  benutzt  werden  dürfe  und  solle 
und  ob  Staatsschulden  mehr  Vortheile  oder  mehr  Nachtheile  böten. 
Hier  hätte  dann  eine  absolute,  allgemein  giltige  Antwort  gegeben 
werden  müssen,  die  aber  unmöglich  war.  Jene  Theoretiker  sind 
deshalb  zu  einer  klaren  Erkcnntniss  des  Wesens  und  zu  einer  unbe- 
fangenen Würdigung  des  Staatseredits  nicht  gelangt,  sie  blieben 
alle  an  dem  Namen  Staatsschuld  hängen  und  dieser  wurde  somit 
verhängnissvoll  (Dietzel).  Man  wog  die  Vortheile  und  Nachtheile 
ab,  fand  regelmässig  die  für  eine  Benutzung  des  Staatseredits 
sprechenden  Gründe  zu  leicht,  sah  höchstens  in  der  Aufnahme  von 
Staatsschulden  ein  freilich  oft  unvermeidliches  Lehel  und  beschäftigte 
sich  dann  vorzugsweise  mit  den  Erscheinungsformen  des  Staats- 
eredits, indem  die  Nachtheile  des  Staatsschuldcnwesens  durch 
eine  richtige  Wahl  der  Schuldforni  möglichst  abgeschwächt  werden 
sollten.  Statt  ein  festes  Princip  über  das  Wesen  und  die  Zulässig 
keit  einer  Benutzung  des  Staatseredits  aufzustellen,  bezeichnete  die 
herrschende  Finanztheoric,  von  den  Vorgängen  in  der  Praxis  eiu- 
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fach  abstrabirend,  nur  den  Zeitpunct,  wo  eine  Schuld  contrahirt 
zu  werden  pflegt,  als  denjenigen,  wo  eine  Schuld  allenfalls  auf- 
genommen werden  darf.  Hier  wurde  also  die  angefochtene  Praxis 
zum  theoretischen  Rechtfertigungsgrundc  des  Staatsschuldenmachens 
selbst.  Bei  einem  solchen  Selbstwiderspruch  der  Theorie  Hessen 
«ich  begreiflich  nicht  einmal  die  notorisch  schlimmsten  Aus 
^hrettungen  der  Praxis  in  der  Benutzung  des  Staatscredits  ver- 
hüten. Es  wäre  bei  der  gegnerischen  Stellung  zu  allem  Staats- 
schulden wesen  folgerichtiger  gewesen,  zu  verlangen,  dass  die  Aus- 
gabe nicht  über  den  Betrag  der  ordentlichen  Einnahme  steigen 
solle  oder  letztere,  wenn  der  Bedarf  einmal  nicht  mehr  zu  ver- 
mindern sei,  unbedingt  auf  die  Höhe  desselben  gebracht  werden 
müsse.  Aber  angesichts  der  practischen  Schwierigkeiten  wurde 
diese  Consequenz  nicht  gezogen. 

2.  Principielle  Erörterung  dieser  Frage.  Die  Früheren 
übersahen,  dass  die  von  ihnen  bebandelte  Frage  Uber  die  Anwend- 
barkeit des  Staatscredits  nicht  fttr  sich  zu  beantworten  ist,  sondern 
dass  ihr  eine  Vorfrage  vorausgehen  rauss,  welche  Ausgänge  bez. 
Ausgaben  grundsätzlich  durch  ordentliche  Einnahmen  zn 
decken  sind.  Die  Untersuchung  hierüber  führt  erst  zu  einer 
richtigen  Auffassung  aller  der  Controversen ,  welche  sich  an  die 
Benutzung  des  Staatscredits  knüpfen,  hin.  Es  sind  dabei  die 
beiden  Fragen,  welche  Ausgänge  durch  Steuern  und  welche  durch 
Anleihen  zu  decken  seien,  in  ihrem  organischen  Zusammenhang 
aufzufassen  und  auf  ein  oberstes  Princip  zurückzuführen,  nach 
welchem  sie  einfach  beantwortet  werden  können.  Die  Neuercu 
sind  in  dieser  Weise  verfahren  und  haben  dadurch  eine  feste 
Grundlage  für  die  Theorie  der  Finanzbedarfsdeckung 
gelegt  Eine  principielle  Würdigung  des  Staatscredits  ist  erst  hier- 
durch erzielt  worden. 

S.  die  betreff.  Literaturangaben  oben  S.  130.  Ausserdem  auch  Einminghaus 
auf  d.  Tolkswirthsch.  Congress  in  Mainz  18611  (L  Auszug  Br.  H.  BL  1&69  Nr.  935), 
«iers.  im  Bremer  Handelsbl.  Nr.  892  (1803)  (wie  der  Aufs.  v.  Nasse  in  d.  Tub. 
/tsehr.  eine  kritische  Revision  der  Theorieen  v.  Dietzel,  Wagner,  Laspeyres, 
^tbeer).  Ebendas.  ein  Aufsatz  aus  anderer  Feder,  „Staatsschulden  u.  Steuern", 
Nr.  929  (1S69).  O.  (iildcmeister  „Kriegsanleihen"  in  d.  Preuss.  Jahrb.  B.  17. 
bat»,  was  an  den  Ansichten  Sötbeer's  in  Betreff  der  nachtheiligcu  Wirkung  inländischer 
Anleihen  verglichen  mit  Steuern  auf  die  Verth  eilung  des  Vermögens,  bez  Ein- 
Ummens  in  der  Volkswirthsehaft  richtig  ist,  ist  nicht3  Neues  und  kann  durch  fiugirte 
/UhlenbeLspicle  auch  m.  E.  nicht  besser  bewiesen  werden.  (Vgl.  auch  die  sich 
Sftbeei  anschliessenden  Bemerkungen  von  Emminghaus  im  Br.  H.  Bl.  a.  a.  0.). 
In  den  Erörterungen  Uber  die  Wirkungen  solcher  Anleihen,  die  das  Kapital  einer 
prtxlgrtiven  Verwendung  im  Inland  erst  wegnehmen  (s.  §.  f>8),  als  Kapital ent- 
/Khnngen  *uf  die  Volkswirthschaft,  komme  ich  schon  in  d.  Ordn.  d.  üsterr.  Staats- 
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haush.  S.  31—35  (1803)  und  noch  bestimmter  in  dem  Art.  Staatsschulden  im  Hand- 
wörterbuch von  Rentzsch  S.  StiO  (geschrieben  Anf.  1865)  und  im  Staatswörterl». 
X,  15—18  (1SC5)  zur  Bevorzugung  der  Steuer  ror  der  Anleihe,  weil  letztere  die 
Verthcilung  ungünstiger  beeinflusse  und  die  A r b e i t c r  eher  beeinträchtige.  Stein 
hat  schon  früher  und  noch  in  der  3.  Aufl.  s.  Finanzwiss.  S.  44  ff.,  dann  S.  715  ff. 
727  ff.  im  Wesentlichen  keine  andre  Theorie  der  Staatsbedarfsdeckung,  als  die  im 
Text  aufgestellte,  nur  dass  er,  wie  Dietzel,  die  nothwendige  Einschränkung  für  die 
wirkliche  Benutzung  des  Staatscredits  zur  Deckung  nicht  macht  und  somit  die 
eigentlich  socialpoliti sehe  Seite  der  Frage,  die  auch  Sötbecr  behandelt.  — 
Einfluss  der  Wahl  der  Deckungsmittel  und  specicll  der  Schuldaufnahme  auf  di<- 
Verthcilung  des  Volkseinkommens  —  vernachlässigt.  Wenn  er  es  dabei  für  gut 
findet,  auch  in  der  3.  Ausg.  S.  731.  meine  Behandlung  der  Frage,  die  viel  älter  ak 
die  seinige  ist  (schon  in  meiner  „Ordnung  des  Österreich.  Staatshaushalts"  a.  a.  0.  — 
1863),  nicht  eiumal  zu  erwähnen,  obwohl  sie  in  d.  6.  Ausg.  v.  Haus  Finanzwiss. 
die  erschöpfendste  Bearbeitung  des  Gegenstands  war,  ursprünglich  unabhängig  von 
Dietzel  entstand  u.  z.  B.  Nasse  in  dem  von  Stein  selbst  genannten  Aufsatz  mit 
zum  Anknupfungspunctc  diente,  so  berechtigt  mich  das  wohl  zu  einer  Verwahruni: 
gegen  diese  literarische  Illoyalität  in  einem  Werke,  welches  auf  Objectivität  Anspruch 
macht.  Die  von  Stein  jetzt  so  betonte  Verbindung  der  Staatsschuldcnfrage  mit  der 
Verwaltung  ist  in  meiner  schon  1863  und  1S65  aufgestellten  und  in  der  6.  Ausg. 
v.  Raus  Finanzwiss.  neu  fonnulirten  Lehre  von  der  staatswirthschaftlichen  Kapitalanlage 
im  Kern  und  in  der  Ausführung  vollständig  enthalten.  St  ein 's  ohnehin  schiefe  und 
in  seiner  Weise  nicht  haltbare  Unterscheidung  von  Finanzcrcdit  und  Staatsschuld 
hat  mit  der  hier  zu  behandelnden  Frage  nichts  zu  thun.  Kau  hatte  den  Gegenstand 
des  Texts  noch  kaum  nur  berührt.  In  d.  4.  A.  hat  Stein  keine  Acnderungen  ge- 
macht, welche  mich  zur  Zurücknahme  dieser  Vorwürfe  bestimmen  können.  S.  4.  A 
I,  61  ff.,  II,  343  ff.,  457  ff.  In  gekünstelter  neuer  Terminologie  wird  die  jetzt  allge- 
mein angenommene  Lehre  vorgetragen,  nur  dass  wie  bei  Dietzel  die  Grenze  füt 
die  Benutzung  des  Credits  viel  zu  weit  bleibt  u.  demgemäss  auch  das  euorme  Wachs- 
thum der  Schulden  in  einigen  modernen  Staaten  zu  leicht  genommen  wird  (II,  464  ff.) 

Den  Weg,  auf  welchem  man  zur  jetzigen  Theorie  der  ltedarfs- 
deckuog  gelangte  und  diese  Theorie  selbst  betreffend,  so  hat  man 
zunächst  die  Frage  nach  der  richtigen  Bedeckungsart  der  Aus 
gaben  mit  der  früher  in  63  aufgestellten  Unterscheidung  des 
Finanzbedarfs  in  ordentlichen  und  ausserordentlichen  in  Verbindung 
gebracht,  wobei  das  Unterscheidungsmerkmal  in  der  Dauer  der 
mit  einer  Ausgabe  als  einer  Gliterverwendung  hervorgebrachten 
Wirkungen  liegt  Dadurch  gewann  man  eine  feste  Unter- 
grenze für  denjenigen  Theil  des  Gesammtausgangs,  der  unbe- 
dingt durch  ordentliche  Einnahmen  (Steuern)  bedeckt  werden 
muss:  im  Wesentlichen  die  ordentliche  Ausgabe  oder  das 
Normalerford erniss.  Jene  Untergrenze  bezeichnet  zugleich  die 
Obergrenze  (Maximum),  bis  wohin  allenfalls  die  ausserordentliche 
Einnahme  (Schuldaufnahme)  zur  Deckung  der  Ausgänge  benutzt 
werden  darf,  soweit  nemlich  Zweck,  Wesen  und  Wirkung 
der  letzteren  hierüber  entscheidet:  demnach  darf  von  diesem 
Gesichtspuncte  aus  der  ganze  ausserordentliche  Finanz 
bedarf,  d.  h.  die  privat-  und  staatswirthschaftliche 
Kapitalanlage  und  die  eigentliche  ausserordentliche 
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Aasgabe  auf  diese  Weise  bestritten  werden.  Jedoch  ist  damit 
noch  nicht  die  weitere  Frage  beantwortet,  ob  Uberhaupt  und  unter 
allen  Umständen  oder  wieweit  die  ausserordentliche  Einnahme 
wirklich  zur  Deckung  dieser  Ausgaben  benutzt  werden  soll;  denn 
hierfür  können  doch  noch  andre  als  der  obige  Gesichtspunct  in 
Betracht  kommen.  Die  Entscheidung  hangt  nemlich  noch  von 
einer  weiteren  Erwägung  ab. 

Dietzel  a.  a.  0.  zieht  diesen  zweiten  Panct  nicht  mit  in  Betracht,  sondern 
^beneidet  nur  nach  der  Wirkung  der  Ausgaben,  die  mit  Anleihen  oder  Steuern  be- 
stritten werden.  Hieraus  sowie  aus  der  unterlassenen  weiteren  Specialisirung  der 
ausserordentlichen  Ausgaben  erklärt  sich  seine  riel  zu  weit  gefasste,  deshalb  unrichtige 
Hegel  fur  die  Benutzung  des  Staatscredits.  Die  im  Text  hervorgehobene  Berück- 
sichtigung der  Wirkungen  von  Anleihen  oder  Steuern  als  Gtitcrentziehungen  schon  in 
<i.  Ordn.  d.  österr.  Staatshaush.  Abschnitt  I  Nr.  3,  S.  19  —  36.  Aehnlich  einseitig 
^ie  Dietzel  auch  noch  Stein  a.  a.  0..  selbst  noch  in  d.  4.  A. 

Neben  der  vergleichenden  Betrachtung,  welche  Wirkungen 
die  Ausgänge  als  Güter-  oder  Kapital  Verwendungen  auf  die 
Volkswirtschaft  ausüben,  müssen  nemlich  auch  noch  die  Wirkungen 
verglichen  werden,  welche  die  beiden  verschiedenen  Arten  der 
Einnabmebeschaffung,  also  namentlich  die  Besteuerung  und  die 
Schulden  aufnähme,  als  Güter-  oder  Kapitalheranziehungen  aus 
den  Einzelwirthschaflten  auf  die  Volkswirtschaft  hervorbringen. 

Die  ausserordentliche  Einnahme  darf  dann  der  ordentlichen 
Einnahme  wirklich  als  Deckungsmittel  vorgezogen  werden,  wenn  es 
erstens  der  Zweck  und  die  Wirkung  des  Ausgangs  erlaubt,  also 
wenn  es  sich  um  ausserordentliche  Ausgaben  (i.  w.  S.)  handelt,  und 
wenn  zweitens  in  diesem  Falle  zugleich  die  Beschaffung  ausser 
ordentlicher  Einnahmen  von  der  Volkswirthschatt  günstiger  oder 
minder  ungünstig  empfunden  wird,  als  die  Beschaffung  ordentlicher 
Einnahmen. 

Hierdurch  erhält  man  für  die  Theorie  und  die  rationelle  Praxis 
die  Regel,  dass  die  wirkliche  Anwendung  des  Staatscredits 
gegenüber  jener  vorhin  aufgestellten  Obergrenze  sehr  wesentlich 
zu  beschränken  ist,  d.  h.  es  muss  auf  die  Schuldaufnahme 
in  vielen  Fällen  verzichtet  werden,  wo  die  Beschaffenheit 
der  Ausgänge,  welche  durch  Schulden  gedeckt  werden, 
allein  betrachtet,  sie  erlauben  würde.  Demgemäss  ist 
alsdann  die  ordentliche  Einnahme  (Besteuerung)  mit- 
unter selbst  auf  den  ganzen  Betrag  der  ausserordent- 
lichen Ausgabe  zu  erhöhen  (s.  u.  §.  68  ff.). 

Hiernach  ist  mithin  im  Unterschied  von  der  principlosen  Auf- 
fassung der  früheren  Theorie  der  Satz  festgestellt  worden,  dass  die 
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Deckungsmittel  der  Finanzwirthschaft  grundsätzlich  doppelte 
sind:  ordentliche  Einnahmen,  besonders  durch  Benutzung  der 
Steuerkraft  und  ausserordentliche  Einnahmen,  besonders 
durch  Anwendung  des  Staatscredits:  Besteuerung  und 
Schuldaufnahnie  sind  zwei  Formen  derselben  Operation 
mit  specifisch  gleicher,  nur  gradweise  verschiedener 
Wirkung. 

§.  67.  —  3.  Begründung  dieser  Theorie  der  Finanz 
bedarfsdeckung. 

Vgl.  hierzu  auch  Wagner,  Grundleg.  Abth.  I,  Kap.  3  und  4,  Uber  die  Organ isatiuu 
der  Volkswirthschaft  und  den  Staat. 

In  beiden  genannten  Fällen,  bei  der  Besteuerung  und  der 
Schuldaufnahme,  werden  für  die  Zwecke  des  staatswirtbschaftlichen 
Productionsprocesses  Güter  aus  den  Einzelwirtschaften  in  der 
Volkswirthschaft  herangezogen  und  in  das  Staatswesen  verarbeitet. 
Aber  die  „Producte",  welche  in  letzterem  durch  diese  Güterver 
Wendungen  gewonnen  werden,  sind  von  verschiedener  Dauer.  Die 
Notwendigkeit,  sie  neu  zu  erzeugen,  wiederholt  sich  daher  in 
Perioden  von  ganz  ungleicher  Länge.  An  diesen  Unterschied  ist 
hier  anzuknüpfen  und  sind  demnach  die  Staatsleistungen,  je  nach- 
dem sie  mit  ordentlichen  oder  mit  ausserordentlichen  Aus- 
gaben bewerkstelligt  werden,  zu  trennen. 

a)  Die  Leistungen  erste rer  Art  werden  im  Allgemeinen  stets 
in  gleich  langen  Zeitabschnitten  (z.  B.  Finanzjahren)  völlig  „con- 
sumirt4'.    Im  Wesentlichen  liegt  Jahr  für  Jahr  das  gleiche  Be 
dürfniss  der  Einzelwirtbschaften  nach  diesen  von  der  staatlichen 
Gesammtwirthschaft  für  sie  zu  erzeugenden  Gütern  (Sorge  für 
Rechtsschutz,  Beförderung  der  Cultur  und  Wohlfahrt)  in  derselben 
Weise  wieder  vor.  Die  Einnahmen,  mit  denen  die  ordentliche  Aus 
gäbe  gedeckt  wird,  stellen  daher  in  der  That  die  Zuführung  von 
umlaufendem  Kapital  in  den  Staatshaushalt  dar,  gehen  mit  ihrem 
ganzen  Werthe  in  die  Productionskosten  der  mit  jener  Ausgabe 
hergestellten  Güter  (also  meistens  immaterieller  Staatsleistungen^ 
und,  wenn  man  der  Berechnung  z.  B.  Jahresabschnitte  zu  Grunde 
legt,  auch  in  den  Gesammtwerth  der  Jahresproduction  in  der  Volks 
wirthschaft  Uber.  Was  der  letzteren  zur  Deckung  der  ordentlichen 
Ausgabe  an  Gütern  jährlich  entzogen  wird,  was  also  gewisser 
massen  eine  Ausgabe  für  die  Gesammtheit  der  Privat-  und  der 
Gemeinwirthschaften  ausschliesslich  derjenigen  des  Staats  selbst 
bildet,  erhält  die  Volkswirthschaft  und  erhalteu  speciell  diese  Wirtb 
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scbaften  in  derselben  Zeit  im  Werthe  der  Staatsleistungen,  also  an 
Kinnahme,  wieder. 

So  ist  es  wenigstens  bei  gerechter  Stcuervertheilung  und  bei  der  richtigen 
Normirung  von,  Allen  im  Wesentlichen  gleichmässig  zu  Gute  kommenden.  Staats- 
l^btungen  auch  in  Betreff  jeder  einzelnen  Einzelwirtschaft.  Die  Staatseinnahmen, 
ait  denen  die  ordentliche  Ausgabe  bestritten,  also  m.  a.  VV.  mit  denen  die  jährlich 
Toa  Neuem  in  gleichem  Umfange  nöthig  werdenden  Staatsleistungen  beschafft  werden 
:.Ucn.  müssen  daher  einer  ebensolchen  regelmässigen  Wiederholung  fähig  sein.  Dies 
•;nd  nun  aber  bloss  die  ordentlichen  Staatseinnahmen,  namentlich  auch  die  Steuern. 
I>iber  sind  diese  allein  die  geeigneten  Deckungsmittel  für  die  ordentlichen  Ausgaben 
lad  müssen  sie  ausreichen,  also  nötigenfalls  entsprechend  erhöht  werden,  um  diese 
Ausgaben  vollständig  zu  decken. 

Wird  nnn  das  Gebiet  der  Staatsthätigkeit  und  das  Verwaltungs 
system  richtig  bestimmt,  so  dass  der  Betrag  der  ordentlichen 
Ausgabe  und  Einnahme  wenigstens  auf  die  Dauer  ebenfalls  als 
angemessen  gelten  kann,  so  wird  durch  die  strenge  Befolgung 
des  Grundsatzes,  mindestens  stets  die  ganze  ordentlrche  Aus- 
gabe durch  ordentliche  Einnahmen  zu  decken,  in  finanzieller 
nnd  in  Volkswirt  lisch  ältlicher  Hinsicht  ein  zweifacher  wichtiger 
Vortheil  erreicht,  dem  nachzustreben  ist.  Einmal  bleibt  der 
•Staatshaushalt  vor  der  Gefahr  eines  „chronischen", 
nicht  bloss  stets  wiederkehrenden,  sondern  sich  in 
seiner  Höhe  stets  noch  steigernden  Deficits  bewahrt. 

Damit  wird  auch  in  schwierigen  Perioden  des  Staatslcbcns  der  rettungslose 
Koin  der  Finanzen  mit  allen  seinen  furchtbaren  wirtschaftlichen ,  politischen  und 
:iiüichen  Folgen  für  das  Volk  vermieden.  Denn  wenn  selbst  ein  Theil  der  ordent- 
lichen, noth wendig  jährlich  im  gleichen  Betrage  wiederkehrenden  Ausgabe  durch  die 
rtat&riich  nicht  lauge  vorhaltende  Veräussemng  von  Siaatseigenthum  oder  durch  Schuld- 
iufoahme  gedeckt  wird,  so  wächst  das  vorhandene  Deficit  jährlich  auch  bei  sonst 
deich  bleibender  Aui>gabe  um  den  Botrag  der  verminderten  Einnahme  und  der  hin- 
•  ukommenden  Zinsen ,  und  zwar  in  immer  stärkerer  Progression. 

Besonders  deutliche  Belege  für  diese  Sätze  giebt  die  neuere  Finanzgeschichte 
"esterrei chs,  Italiens,  auch  Kusslands  und  z  Th.  Frankreichs.  Die 
Progression  des  Schulde rfordernisses  nach  dem  absoluten  Betrage  (in  Millionen1)  des 
i'Uteren  und  nach  dem  Vcrhältuiss  zur  ordentlichen  Netto-Einuabme  in  zweien  dieser 
s'«teo  zeigt  die  folgende  Uebersicbt.  wobei  freilich  zuzugeben  ist,  dass  nur  ein  Theil 
'er  Zonahme  auf  die  ganz  verwerfliche  Deckung  ordentlicher  Ausgaben  mit  Staats- 
halden zurückgeführt  werden  kann. 
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Die  Berechnung  für  Oesterreich  (in  1863  ohne  Rückzahlung  an  d.  NationaJbank 
weicht  von  den  Daten  in  Czörnig's  Handbuchlein  und  a.  a.  0.  etwa«  ab,  weil  hier 
nach  etwas  anderen  Grundsätzen,  z.  B.  in  Betreff  der  fict.  Zahlungen  an  und  aus  dem 
ehemaligen  allgemeinen  Tilgungsfonds,  verfahren  wurde.  Die  mitgetheilten  Daten 
nach  meinen  speciellen  Berechnungen.  Für  1867  der  Anschlag.  Nach  dem  dann 
eintretenden  finanziellen  Ausgleich  mit  Ungarn,  der  damit  verbundenen  Einstellung  der 
meisten  Tilgungen  und  der  erfolgten  Zinsreduction  (euphemistisch:  Einkommensteuer- 
erhöhung)  ist  die  frühere  Entwicklung  altgebrochen.  In  Ungarn  ist  sie  dafür  mit 
um  so  mehr  Erfolg  nun  allein  fortgeführt.  (Im  ungar.  Etat  f.  18S1  steht  das  Schuld - 
erford«  rniss  für  die  seit  1868  entstandene  eigene  ungar.  Schuld  schon  mit  54*3  Mill.  <L 
neben  dem  Betrag  v.  30  3  M.  fl.  österr.  Schuld.)  In  den  früheren  Zahlen  f.  Oesterreich 
ist  die  contraetliche  Tilgung,  der  Münz-  und  Wcchselverlust  (Folge  der  PapiergeM- 
wirthschafO ,  die  Subventionen  an  Bahnen  u.  s.  w.  im  Schulderfordcrniss  bei  den 
Zinsen  inbegriffen.  —  Auch  bei  Kussland  umfasst  die  Ziffer  die  Tilgung  mit  Für 
die  Jahre  seit  1873  ist  das  Budget  etwas  anders  als  früher  publicirt,  weshalb  dei 
angegebene  Procentsatz  von  da  an  nur  annähernd  richtig  ist.  Für  die  folgenden  .1  ab- 
wägte ich  ihn  aus  den  mir  vorliegenden  Daten  überhaupt  nicht  zu  berechnen.  Die 
enorme  Zuuahme  ist  die  Folge  des  letzten  Türkenkriegs.  In  1881  beträgt  das  Schuld - 
erfordemiss  von  den  stark  gesteigerten  Roh  einnahmen  aus  den  dir.  u.  indir.  Steuer 
ii.  von  den  Staatsgütern  (zus.  548*6  Mill.  K.),  eine  Summe,  welche  den  Hauprtbeil 
der  ord.  Reineinnahme  darstellt,  35'2°/0.  Diese  Quote  war,  in  derselben  Weise  be- 
rechnet, 1862  von  den  gleichen  Einnahmen  (circa  258  Mill.)  circa  21%:  also  trotz 
der  Vermehrung  der  genannten  Haupteinnahmeu  um  106%  noch  eine  Steigerung  der 
Quote  des  Schulderfordernisscs  von  ein  Fünftel  auf  über  ein  Drittel!  Und  daneben 
über  1  Milliarde  R.  uneinlösbares  Papiergeld  mit  Zwangscurs.  Wären  nicht  in 
Oesterreich  und  Russland  die  ordentl.  Einnahmen  (worunter  aber  manche  Posten,  die 
im  Grunde  zu  den  ausserord.  gehören)  so  bedeutend  gesteigert  (wenn  auch  in  Oester- 
reich nicht  erheblich  genug  und  nicht  rechtzeitig),  so  würde  der  Procentsatz  noch 
viel  grösser  geworden  sein.  Das  österr.  Schulderforderniss  von  1861  betrug  z.  B. 
mehr  als  die  ganze  Netto -Einnahme  von  1848  u.  637%  der  (durch  Einbeziehung 
Ungarns  u.  s.  w.  schon  stark  gesteigerten)  Einnahme  vun  1851.  Das  russ.  Schuld- 
erforderniss von  1870  ist  25*2%  der  ordentl.  Einnahmen  von  1862,  das  v.  1881  69%.  — 
In  Italien  sind  die  Schulden  der  ehemal.  selbständigen  Staaten  hinzugekommen.  Der 
Hauptposten ,  die  5%  (consolid.)  Rente  rührt  aus  der  sardin.  Schuld  und  aus  neuen 
Schulden  des  Königreichs  Italien  her.  Er  betrug  1861  97*8  Mill  fr.  Zins.  1870  2631'. 
woneben  noch  etwa  ein  Drittel  dieser  Summe  auf  andre  neue  rückzahlbare  Schulden 
des  Königreichs  kam.  Während  sich  die  ordentl.  Einnahme  Italiens  von  1861  —  70 
etwa  verdoppelte  (457  auf  951  Mill.  Francs  incl.  Erhebungskosten),  stieg  der  gesammt* 
Schuldanfwand  auf  das  4  —  5  fache.  Nach  d.  A.  f.  1881  war  das  Zinscrforderniss 
f.  d.  consolid.  Schuld  355  6.  f.  d.  rückzahlbare  3S7,  das  Erforderniss  f.  d.  schwebende 
(incl.  Eisenb.zinsgarant)  63*5,  f.  Annuitäten  z.  Ankauf  d.  oberital.  Bahnen  291. 
zus.  487  Mill.  fr.  oder  circa  45%  der  ord.  Nettoeinnahme  (c.  1084  Mill.  fr?).  — 
In  Frankreich  erforderte  die  Rente  (fundirte  Schuld)  1851  233,  1870  364,  1876  748. 
1882  743  Mill  fr.  Zins.    In  Oesterreich.  Italien  und  neuerdings  auch  in  Russlanrl 
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.Nicolaibahu  Petersburg  -  Moskau)  bat  uian  daneben  in  sehr  bedeutendem  Umfange 
werbendes  Staatseigenthum,  so  fast  alle.  Staatseisenbahnen  veräussert,  z.  Th.  auch  zu 
sehr  schlechten  Preisen,  in  Oesterreich  meist  im  Beginn  der  Rcntabilitätsperiode  der 
Bahnen.  Hier  wurde  bis  Ende  1859  ein  Bahncomplex,  der  336'26  Mill.  fl.  C.-M. 
^kostet,  für  meist  erst  in  längeren  Jahresraten  fällige  16S\'>6  Mill.  fl.  C.-M.  ver- 
kauft!  S.  Wagner  in  Uns.  Zeit  1563.  S.  15Ü.  Erst  in  den  letzten  Jahren  haben 
Oesterreich  u.  Italien  mit  dem  neuon  Erwerb  von  Siaatsbahnen  begonnen  u.  daraus 
rihrt,  wie  auch  in  Ungarn,  ein  Theil  der  neuerou  Schulden  her,  die  sich  wenigstens 
?twas  aus  den  Bahnerträgen  selbst  verzinsen. 

Der  Gleichgewichtszustand  zwischen  Consumtion 
and  Prodnction  in  der  ganzen  Vol ks wirthschaft  oder 
m.  a.  W.  zwischen  Bedürfnissbefriedigungen  und  pro- 
duetiven  Leistungen  der  Einzelwirtschaften  bleibt  dann 
ebenfalls  gewahrt:  der  zweite  Gewinn,  der  aus  der  Befolgung 
jenes  Deckungsgrundsatzes  hervorgeht. 

Was  die  Einzelwirtli Schäften  z  B.  jährlich  an  Rechtsschutz  und  Förderung  ihrer 
Interessen  aller  Art  erhalten,  in  diesem  Zeitraum  völlig  verzehren  und  jährlich  in 
rlcmdelben  Omfange  von  Neuem  bedürfen,  das  bezahlen  sie  auch  in  den  Steuern 
o.  w.  aus  ihren  laufenden  Leistungen  (oder  Eiunahmen)  vollständig.  Sie  werden 
aber  zu  diesen  Lebtungen  auch  nur  in  den  Stand  gesetzt  durch  das,  was  ihnen  wieder 
der  Staat  leistet,  ebenso  wie  umgekehrt  letzterer  dies  nur  leisten  kann,  wenn  er  die 
rforderlichen  Güter  aus  den  Einzelwirtschaften  heran  zieht.  Hier  besteht  also  bei 
richtiger  Normirung  der  Staatsthätukciten  und  der  Besteuerung  und  bei 
der  Befolgung  des  richtigen  Grundsatzes  für  die  Deckung  des  Fiiianzbedarfs  das  Vcr- 
hältniss  der  völligen  Corrcspondcnz  von  Leistung  und  Gegenleistung,  wenn 
ioch  in  anderer  Form  als  im  gewöhnlichen  Tauschsystem.  fG.  §.  116,  158).  Es  ist 
die  Aufgabe  der  Staatsverwaltung,  dieses  Verhältuiss  fest  ins  Auge  zu  nehmen.  Der 
Staat  und  die  anderen  Einzelwirthscbaften  bilden  ja  nur  zusammen  das  organische 
•kaze  der  Volkswirtschaft.  In  den  Stenern,  die  der  Staat  zur  Bestreitung  der 
ordentlichen  Ausgaben  verwendet,  nimmt  er  den  Ein/.elwirthschaften  erwas,  was  er 
ihaen  zu  derselben  Zeit  im  vollen  Betrage  in  den  Staatsleistungen,  also  nur  in  einer 
indem  Form,  an  Gütern  wiedergiebt:  und  zwar  in  der  Form,  in  welcher  die 
Einzelwirthschaften  diese  Güter  brauchen,  insbesondere  auch  um  ihre  eigenen  Produc- 
üuuen  zu  betreiben,  und  wie  sie  diese  Güter  selbst  gar  nicht  oder  nicht  ebenso  gut 
'Reogea  können.  Die  Einzelwirtschaft  schafft  also  sich  selbst  allein  nachhaltig 
die  Bedingungen  der  eigenen  Production,  wenn  sie  die  ordentlichen  Ausgaben  des 
Maats  mit  ordentlichen  Eiunahmen  (Steuern)  zu  decken  ermöglicht.  Denn  nur  in 
diesem  Falle  kann  der  Staat  andauernd  den  übernommenen  Aufgaben  nachkommen. 

Der  aufgestellte  Grundsatz  hat  daher  eine  eben  solche  volks- 
wirtschaftliche als  finanzielle  Tragweite.  Die  richtig  bestimmte 
and  mit  Steuern  u.  s.  w.  gedeckte  ordentliche  Ausgabe 
ist  insofern  wirklich  r  e  p  r  o  d  u  c  t  i  v :  sie  erzeugt  ihre  eigenen 
wirthschaftlichen  Bedingungen  immer  selbst  wieder  (Stein):  das 
Princip  der  „Erhaltung  der  Kraft"  in  der  mit  der  Staatswirth- 
»ebaft  als  Ein  Ganzes  betrachteten  Volks  wirthschaft. 

Stein,  Finanzen  1.  Ausg.  S.  30.  wo  der  Satz  ohne  Weiteres  —  zu  weit  —  für 
iüe.  nicht  bloss  für  die  ordentl  Ausgaben  aufgestellt  wird.  Auch  die  neuste  Dar- 
stellung Stein 's  in  d.  4.  A.  II,  343  ff.  leidet  an  dem  tiefon  Mangel  jeder  richtigen 
Begrenzung  der  Anwendbarkeit  des  Staatscredits.  Ein  „Anlagekapital"  der 
Staatswirthsch.  ist  die  Staatsschuld  (auch  wenn  man  sie  mit  Stein  vom  Finanzcrcdit 
trennt)  keineswegs  so  allgemein,  wie  Stein  es  hinstellt  II,  345),  namentlich  regelmässig 
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nicht,  wenn  sie  zur  Deckung  von  Deficiten  im  ord.  Etat  u.  von  kriegskosteu  dient 
Die  ganze  Beweisführung  Stein 's  a.  a.  0.  schwebt  ohne  jeue  Begrenzung  in  der  Luft 
ii.  dient  mit  ihren  vagen  halbwahren  Allgemeinheiten  nur  dazu,  die  missbranchlichst  • 
Schnldvennehrung  der  Praxis  noch  theoretisch  zu  rechtfertigen.  Der  richtige  onl 
wichtige  Gedanke,  die  Staatsschuld  in  enger  Verbindung  mit  der  Verwaltung  ?u 
betrachten,  fuhrt  so  hei  Stein  nicht  zur  Klärung,  sondern  zur  Confusion. 

b)  Mit  der  ausserordentlichen  Ausgabe  nnd  zwar  mit 
der  privat-  und  staatswirthschaftlichen  Kapitalanlage, 
sowie  mit  der  durch  abnorme  Schwierigkeiten,  z.  B.  Kriege,  ver 
anlassten  eigentlichen  ausserordentlichen  Ausgabe  (§.  63), 
verhält  es  sich  anders  als  mit  der  ordentlichen  Ausgabe.  Die 
Wirkungen  der  ausserordentlichen  Ausgabe,  nlso  der  mit  ibneu 
bewerkstelligten   Leistungen   kommen   wenigstens  in  der  Regel 
künftigen  Finanzperioden  in  der  Form  erhöhter  Staatseinnahmen, 
gesteigerter  staatlicher  oder  zunächst  volkswirtschaftlicher  Pro 
duction8fähigkeit  oder  muthmasslich  zu  vermindernder  Ausgabe  zo 
Gute.    Diese  Umstände  stehen  bei  einer  Deckung  der  betreffenden 
Ausgaben  mit  ausserordentlichen  Einnahmen  der  Belastung  künftiger 
Perioden  mit  den  Zinsen  und  Kosten  der  Anleihen  u.  s.  w.  aus 
gleichend  gegenüber.    Bei  der  Wahl  solcher  Deckungsmittel  wird 
also  das  Gleichgewicht  der  Finanzen  nicht  gestört. 

Namentlich  wenn  etwa  die  Dauer  der  Anleihen,  also  die  Tilgungstermine,  nach 
der  voraussichtlichen  Dauer  der  günstigen  finanziellen  Wirkung  der  mit  den  ausser- 
ordentlichen Ausgaben  hergestellten  Anlagen  oder  gemachteu  Leistungen  bemes><n 
wird,  so  können  kaum  noch  rein  finanzielle  Bedenken  laut  werden.  Practisoh- 
Schwierigkeit  macht  nur  die  Berechnung  einer  solchen  Dauer,  besonders  in  dcir 
wichtigsten  Falle,  wenn  Kriegsausgaben  mit  den  Anleihen  bestritten  wurden.  Ab« 
man  kann  sich  durch  Annahme  kürzerer  Tilgungsperioden  auch  hier  ziemlich  sicher 
stellen.  Es  ist  kein  Widerspruch  mit  dem  hier  Gesagten,  dass  die  Länge  der  Tilgun^- 
perioden  u.  die  Dauer  der  Wirkungen  der  bezügl.  Ausgaben  übereinstimmen  musska. 
wenn  gleichwohl  die  principielle  Notwendigkeit  der  Tilgung  selbst  in  solchem  Fall 
einer  all  m  iiiigen  „Aufzehrung"  der  betreffenden  Anstalten  bestritten  wird.  Entschied 
bloss  die  Dauer  jener  Wirkungen,  so  müsste  unbedingt  entsprechend  getilgt  werden 
Aber  nach  der  Natur  des  Staatshaushalts  ist  die  Frage  ob  Tilgen  oder  nicht  in  der 
Kegel  (d.  h.  von  Einnahmen  aus  Privatorwerb  oder  Veräusserung  von  Staatseigentum 
abgesehen)  identisch  mit  jener:  ob  Besteuern  bloss  zum  Zwecke  der  Tilgu&c 
oder  Fortbestehenlassen  der  Schuld.  Diese  Frage  ist  aber  so  wenig  unbedingt  n 
(iunsten  der  Besteuerung  zu  beantworten,  als  die  andere,  ob  Ausgaben  mit  Steuern 
oder  Schulden  gedeckt  werden  sollen.   S.  A.  Wagner  im  Staatswörterb.  X,  20. 

Auch  vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkte  ist  wenigstens  in  einer 
Hinsicht  gegeu  die  Benutzung  des  Staatscredits  in  dem  angegebenen  Falle  nicht- 
einzuwenden.  Denn  für  die  Volkswirtschaft  als  ein  Ganzes  ist  es  ohnehin  in  einer 
Beziehung  einerlei,  ob  die  dem  Staate  nöthigen  Mittel  durch  Stenern  oder  durch 
Staatsschulden  beschafft  werden:  in  beiden  Fällen  sind  es  die  vorhanden  i 
Guter  der  Gegenwart,  die  einem  anderweiten  Consum  oder  eiuer  auderweitea 
produetiven  Verwendung  entzogen  werden,  weil  sie  der  Staat  für  seine  Zwecke  braucht. 
Früher  hat  mau  wohl  öfters  die  Staatsschuldenaufnahme  damit  zu  rechtfertigen  ge- 
sucht, dass  durch  sie  die  Lasten  auf  die  Zukunft  geschoben  würden,  was  im  Fall' 
gewisser,  der  Zukunft  mit  oder  ausschliesslich  zu  Gute  kommender  Ausgaben  daher 
ganz  billig  sei.  Diese  Rechtfertigung  beruht  aber  auf  einer  offenbaren  Verkennun^ 
des  doch  sehr  einfachen  Vorgangs.  Die  Unrichtigkeit  dieses  Arguments  zu  Gunstci. 
der  Staatsschuld  bewirkt  jedoch  nicht,  dass  man  nun  die  Anwendung  des  Staatscredits 
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ferrerfen  müsse.  Vielmehr  würde  eine  solche  Operation  gerade  um  so  mehr  fest- 
zuhalten sein,  da  sie  nach  dem  Obigen  bei  der  Deckung  der  ausserordentlichen  Aus- 
übe durch  finanzielle  (jründe  unterstützt  wird  und  für  die  Volkswirtschaft  als  Ganzes 
letracbtet  in  der  erwähnten  Beziehung  wenigstens  indifferent  ist.  Der  handgreifliche 
imhum  wird  von  den  Gegnern  der  Staatsschulden  oft  mit  unnöthiger  Wichtigkeit  bc- 
tamlclt.  So  von  Chalmers  und  nach  ihm  von  Mill.  polit.  Oek.,  B.  1,  Kap.  5,  §.  S  u. 
nelen  Anderen.  Aber  wenn  das,  was  durch  Anleihen  oder  Steuern  dem  Staate  zur 
Verfügung,  z.  B.  für  Kriegsführung,  gestellt  wird,  nothwendig  auch  die  vorhandenen 
«iater  der  Gegenwart  sind,  so  macht  es  eben  doch  einen  Unterschied,  welchen  Einzel 
Tirthschaften  diese  Guter  in  jedem  der  beiden  Fälle  gehören  und  nun  entzogen  werden. 
Eifenthümlich  ist,  dass  Hock  eine  Ansicht  über  die  Entlastung  der  Gegenwart  durch 
.bleiben  äussert,  die  mit  jener  irrigen  älteren  viel  Aehnlichkcit  hat  und  einer 
kritischen  Bemerkung  gegenüber  sie  brieflich  festhielt,  s.  öllentl.  Abg.  S.  32,  Finanz. 
Amerikas  S.  470  ff.,  A.  Wagner  in  d.  Gött.  Gel,  Anz.  Is07.  S.  946.  S.  auch  u. 
5  72,  S.  163. 

Gleichwohl  kann  man  sich  trotzdem  nicht  unbedingt  für 
die  Benutzung  des  Staatscredits  zur  Deckung  des  ausserordent- 
lichen Bedarfs  aussprechen.  Denn  die  Wirkung  der  Steuern  and 
Staatsschulden  auf  die  Lage  der  Einzelwirtbsehaften  und  insofern 
wieder  auf  die  Volkswirtschaft  kann  eine  verschiedene  sein.  Die 
Beschaffung  der  Deckungsmittel  ist  daher  in  dieser  Beziehung 
doch  nicht  gleichgültig  fUr  die  Volkswirtschaft,  wenn  sie  es  auch 
in  der  vorhin  erwähnten  Hinsicht  war.  Es  bedarf  dann  keines 
weiteren  Beweises,  dass  diejenigen  Deckungsmittel  den 
Vorzug  verdienen,  welche  günstiger  oder  minder  un- 
günstig als  Gtiterheranziehungen  aus  den  Einzelwirt- 
schaften auf  die  Volkswirtschaft  einwirken.  Nur  das  ist 
vielmehr  nachzuweisen,  ob  und  wieweit  solche  Unterschiede  zwischen 
Besteuerung  und  Sehuldaufuahmc  bestehen.  Hiervon  hängt  es  ab, 
ob  das  Gesetz  der  Anwendbarkeit  des  Staatscredits  im  Staatshaus- 
halte mehr  oder  weniger  Einschränkungen  gegenüber  jenem  Satze 
erfahren  soll,  dass  alle  ausserordentlichen  Ausgaben  wegen  ihrer 
lünger  dauernden  Wirkungen  an  sich  durch  Staatsschulden  gedeckt 
werden  dürften. 

§.  68.  —  4.  Die  verglcichsweisen  volkswirtschaft- 
lichen Wirkungen  der  Steuern  und  Staatsschulden  als 
Gtiterheranziehungen  aus  den  Einzelwirtschaften. 

In  den  früheren  Auflagen  (2.  A.  S.  121)  ist  nur  das  Resultat  der  betreffenden 
Utersuchung  gegeben,  die  Begründung  dafür  auf  die  spätere  Lehre  vom  öffentlichen 
Credit  überhaupt  verschoben  worden.  Ich  gebe  in  dieser  3.  A.  diese  Begründung 
aonmehr  schon  hier,  womit  die  principielle  Frage  dann  erledigt  ist.  Das  Folgende 
bildet  einen  Auszug  aus  meinen  älteren  Arbeiten  über  den  Gegenstand  (Ordn.  d. 
österr.  Staatshaush.  S.  19  ff.,  271—289,  Staatswörterb.  Art.  Staatsschulden,  X,  10— IS). 
Die  dortige  Beweisführung  glaube  ich  in  allem  Wesentlichen  aufrechthalten  zu  können, 
wie  ich  sie  auch  jüngst  in  Kürze  in  Schönberg's  Haudb.  II,  127—130  wiederholt 
kab*-.  Dietzel  specialisirt  auch  hier  zu  wenig.  Stein  ebenfalls  nicht.  Vgl.  ausser 
diesen  sonst  bes.  die  oben  S.  130  u.  S.  145  gen.  Arbeiten  von  Laspeyrcs,  Sötbeer, 
Ni?se,  Emminghaus.  ferner  f.  d.  Frage  der  auswärtigen  Anleihen  0.  Michaelis, 
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in  d.  volkswirthscb.  Viertelj.schr.  1S<57  {jetzt  in  B.  2  s.  volksw.  Schriften),  wo  ein- 
andere  Auflassung:  vertreten  ist.  S.  auch  v.  Hock,  Öff.  Abgaben  §.  85  £.  u  hin- 
sichtlich eines  Einwands  aus  der  vermeintlich  widerlegten  „ Lohnfondstheorie " 
Brentano  in  Hildebr.  Jahrb.  1871,  I,  269. 

Für  die  Frage  der  Räthlichkeit  der  wirklichen 
Benutzung  des  Staatscredits  statt  der  Besteuerung 
sind  zunächst  drei  Arten  Anleihen  nach  den  Arten  der 
Kapitalien,  aus  denen  sie  fliessen;  sodann  die  einzelnen 
Arten  des  ausserordentlichen  Finanzhedarfs  zu  unterscheiden. 

a)  Die  Anleihen  können  sein: 

a)  Anleihen  aus  wirklich  disponiblen  Kapitalien  der 
heimischen  Volkswirtschaft, 

ß)  Anleihen  aus  Kapitalien  fremd  er  Volkswirtschaften  (Ver 
schuldung  an  das  Ausland), 

y)  Anleihen  aus  heimischen  Kapitalien,  welche  erst  durch 
die  Anleihe  einer  anderweiten  produetiven  Verwendung  im 
Inlande  entzogen  werden. 

Es  ist  gegen  eine  solche  Unterst  heidung  der  Kapitalien ,  aus  denen  die  An- 
leihen fliessen ,  wohl  unter  dem  Hinweis  auf  die  practischen  Verhältnisse  des  Geld- 
markts eingewendet  worden,  bei  dem  heutigen  kosmopolit  Character  des  Werthpapier- 
verkehrs und  bei  der  Bcthciligung  der  verschiedensten  Börsen  und  Geldleutc  an  An- 
leihcoperationen  lasse  sich  gar  nicht  sagen,  welcher  Art  eine  Anleihe  sei.  Sicherlich 
ist  dies  oft  in  der  Praxis  schwer.  Aber  aus  welchen  Kapitalien,  des  Inlands  oder 
Auslands,  eine  Anleihe  hauptsächlich  und  dauernd  komme,  lässt  sich  doch  auch 
hier  bestimmen.  Für  die  theor.  Seite  der  Frage  genügt  dies:  man  wird  z.  B.  eine 
Anleihe  die  als  in  der  Fremde  aufgenommen  zu  billigen  wäre,  doch  lieber  möglichst 
vermeiden  müssen,  wenn  sie  durch  Betheiligung  des  inländ.  schon  angelegten  Kapitals 
zu  Stande  kommt  oder  muthmasslich  die  Obligationen  rasch  heimströmen.  Hypothesen 
wie  die  obige,  dass  die  Anleihen  nur  der  einen  oder  anderen  Art  seien,  muss  man 
fast  bei  jeder  theoret.  Behandlung  practischer  volkswirthsch.  Fragen  zum  Zweck  der 
Isolirung  der  einflussübenden  Umstände  bilden. 

b)  Die  auch  hier  zu  unterscheidenden  Arten  des  ausserordent- 
lichen Finanzbedarfs  sind  die  drei  genannten:  Privatwirtschaft  - 
liche,  staatswirthschaftliche  Kapitalanlagen,  eigentlicher 
ausserordentlicher  Aufwand  (Kriegskosten  u.  dgl.)  (§.  73  ). 

Zu  a.  Immer  vorausgesetzt,  dass  die  Anleihe  nach  der  Art 
der  Ausgänge,  die  mit  ihr  gedeckt  werden  sollen,  zulässig  ist,  so 
darf  im  Allgemeinen  vom  Standpuncte  der  einzelnen  Volks- 
wirtschaft aus  die  Anleihe  der  ersten  und  zweiten  Art 
der  Besteuerung  vorgezogen  werden.  Dagegen  muss  um 
gekehrt  die  Besteuerung  statt  der  Anleihe  der  dritten 
Art  gewählt  werden.  Die  letztere  Anleihe  bildet  aber  im  Ganzen 
den  normalen  Hauptfall  der  Benutzung  des  Staatscredits. 
Insofern  ist  doch  in  der  Regel  der  Besteuerung  der 
Vorzug  zu  geben.    Vom  Standpuncte  der  Weltwirtschaft 
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aus,  wo  die  Kapitallibertragung  von  einer  Volkswirtschaft  zur 
andern  als  indifferent  erscheint,  wird  das  Urtheil  ferner  sogar  nur 
dann  zu  Gunsten  der  Anleihe  lauten,  wenn  ohne  die  letztere  das 
Kapital  bloss  in  schlechten  Unternehmungen  (also  z.  B.  in  Zeiten 
ausschweifender  Ueberspeculation)  vergeudet  worden  wäre.  Dem 
jiemäss  ist  von  diesem  Standpunete  aus  der  Benutzung  des 
Staatsc red its  nur  in  bestimmten  einzelnen  Fällen  der 
ersten  nnd  zweiten  Art  von  Anleihen  der  Vorzug  ein 
zo  räumen.  L  eberall  sonst  muss  man  daher  auch  für  die 
Deckung  der  ausserordentlichen  Ausgaben  möglichst  die 
ordentliche  Einnahme,  bez.  die  Steuer  wählen.  Da  ferner 
aus  dieser  Einnahme  nothwendig  stets  die  immer  zum  Normal 
erforderniss  gehörende  Verzinsung  und  vorkommenden  Falls 
auch,  wenn  sie  anders  einen  vernünftigen  Sinn  haben  soll,  die 
Tilgung  der  Schulden  erfolgen  muss,  so  erscheint  die  ordent- 
liche Einnahme  oder  Steuer  zugleich  als  Basis  der  Credit- 
benutzung. 

Erfolgt  die  Schuldaufnahme  trotzdem  in  weiterem  Umfange 
als  nach  obigen  Regeln,  so  hat  dies  die  unbedingt  nach 
t  heil  ige  volkswirtschaftliche  Wirkung,  dass  sich  die  Lasten 
der  Staatsausgaben,  also  das  Gesam mtopfer,  auf  die 
Einzelwirtschaften  in  der  Gegenwart  ungleichmässiger, 
mithin  ungerechter  als  im  Falle  der  Besteuerung  vertheilen  werden: 
die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  wird  bei  der  Schulden 
wirthschaft  ungleichmässiger  als  bei  der  Steuerwirthschaft,  selbst 
als  im  Falle  hoher  und  drückender  Gesammtbesteuerung,  welche 
hei  Vermeidung  von  Anleihen  nöthig  würde.  Darunter  leiden 
vornemlich  die  unteren  (arbeitenden)  Classen,  deren  Interesse 
also  keineswegs  die  Anleihen  in  den  vorerwähnten  Fällen  empfehlens- 
werth  macht.  Eine  solche  Wirkung  der  Anleihen  kann  dann,  auf 
die  Dauer  wenigstens,  auch  den  Staatshaushalt  schädigen. 

Sonst  wird  letzterer  jedoch  bei  einer  solchen  unrichtigen  um 
fänglicheren  Benutzung  des  Staatscredits  nur  dann  leiden  und  in 
Unordnung  kommen,  wenn  nicht  einmal  das  volle  Normal- 
er ford  er  niss  durch  ordentliche  Einnahmen  gedeckt  wird.  Denn 
hier  droht  immer  ein  chronisches  eigentliches  Deficit 
einzureissen. 

§.69.  Die  Begründung  der  hier  getroffenen  Entscheidung 
zwischen  den  drei  verschiedenen  Arten  von  Anleihen  lässt  sich  in 
folgender  Weise  geben.    In  allen  drei  Fällen  ist  für  diese  Ent 
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Scheidung  der  Einfluss  massgebend,  welchen  die  Anleihe  auf  die 
Volkswirtschaft  im  Ganzen,  auf  die  Production  und  die  Ver- 
theilung  des  Volkseinkommens  und  Vermögens,  mithin  auch  auf 
die  Lage  der  unteren  Gassen  der  Bevölkerung  muthmasslich  aus- 
übt. Hierbei  ist  dieser  Einfluss  an  sich  und  zum  Theil  wieder  im 
Vergleich  mit  der  Besteuerung  zu  untersuchen. 

Die  erste  Art  Anleihen  anlangend,  diejenige  aus  disponiblen 
Kapitalien,  so  sind  unter  letzteren  solche  zu  verstehen,  welche 
thatsächlich  zur  Zeit  der  Aufnahme  der  Anleihe  müssig  liegen,  also 
nicht  in  der  Production  beschäftigt  sind,  sondern  eine  Verwendung 
suchen.  Durch  Anleihen  dieser  Art  wird  mithin  der  Production, 
der  Arbeiterbeschäftigung  kein  Kapital  entzogen,  wird  keine  Ein- 
schränkung der  Production  nothwendig  und  erfolgt  keine  allge- 
meine Steigerung  des  landesüblichen  Zinsfusses.  Wo  daher  solche 
Kapitalien  zur  Verfügung  stehen,  dürfen  Anleihen,  den  für  diese 
zulässigen  Verwendungszweck  vorausgesetzt,  gebilligt  werden.  Sie 
haben  hier  unter  Umständen  selbst  noch  einige  Nebenvortheile, 
während  die  vermehrte  Besteuerung  in  gewissen  volkswirthschaft 
liehen  Lagen,  wo  solche  Ausgaben  vornemlich  in  Frage  stehen, 
ihre  besonderen  Schwierigkeiten  hat.  Es  giebt  nun  in  der  Praxis 
auch  Fälle,  wo  disponible  Kapitalien  für  eine  Anleihe  wirklich  zu 
Gebote  stehen.  Nur  liegen  diese  Fälle  nicht  immer  vor,  wie  die 
neuere  Theorie  (Dietzel)  zu  wenig  beachtet.  Auch  sind  Kapitalien 
doch  regelmässig  nur  für  eine  gewisse  Zeit  in  dem  angeführten 
Sinne  disponibel,  so  dass  für  eine  andere  Zeit  die  Beweisführung 
nicht  oder  nicht  genügend  passt.  Die  betreffende  Anleihe  gebt 
in  letzterem  Falle  in  diejenige  der  dritten  Art  über  und  hat  dann 
entscheidende  Gründe  gegen  sich.  Demgemäss  ist  der  Vorzug  der 
Anleihen  aus  disponiblen  Kapitalien  vor  der  Besteuerung,  immer 
den  eine  Benutzung  des  Credits  überhaupt  rechtfertigenden  Ver 
wendungszweck  als  vorhanden  vorausgesetzt,  zwar  richtig,  aber 
diese  erste  Art  Anleihen  bat  eine  viel  geringere  practische  Be 
deutung  und  Anwendbarkeit,  als  öfters  (besonders  von  Dietzel) 
angenommen  wird. 

In  zwei  oder  drei  Fallen  giebt  es  solche  disponible  Kapitalien  und  kann  hier 
ihre  Heranziehung  für  öffentliche  Finanzzwecke  selbst  volkswirtschaftlich  gunstig 
wirken.  In  der  höher  entwickelten,  besonders  in  der  Volkswirthschaft  mit  bedeutender 
Industrie  und  starker  Betheiligung  am  Welthandel  typisches  Beispiel  der  Gegenwart: 
England)  werden  einmal  in  Kriegszeiten,  also  in  dem  practij>ch  so  wichtigen  Falk 
der  Benutzung  des  Staatscrcdits,  viele  bisher  beschäftigte  Kapitalien  in  Folge  der 
allgemeinen  Verkehrsstockung  „disponibel"  für  die  Verwendung  zu  Anleihen.  Die 
gerade  in  solcher  Zeit  leicht  besonders  druckende  Mehrbesteuerung  wird  hier  in  er- 
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»anschter  Weise  entbehrlich.  Lafitte's  bekanntes  Wort  bewahrheitet  sich:  die  An- 
leihe nimmt  die  Kapitalien,  wo  sie  sind  (d.  h.  disponibel  sind»,  die  Steuern,  wo  sie 
nicht  sind:  diese,  wo  sie  10,  12%  und  mehr,  jene  wo  sie  4,  5°/0  kosten  (Lafittc  in 
1  französ.  Kammer  1830,  s.  Rau,  Fin.  II,  §.  474a  Note).  Auch  in  einem  zweiten 
Kall,  der  in  modernen,  industriellen  und  kapitalreichen  Volkswirthschaften  in  der 
iV^enwärügen  Epoche  wirtschaftlicher  Hechtsordnung:  nicht  selten  vorliegt,  bei  kapital- 
^reeudender  oder  schlecht  anwendender,  in  Ueberspeculation  übergehender  Speculation 
tat  dem  Geldmarkt,  auch  bei  nachtheiliger  Abströmung  von  Kapital  aus  der  Heimath 
in  die  Fremde,  kann  eine  Anleihe  in  günstiger  Weise  Kapital  herauziehen,  Ueber- 
.pecoJatiouen  und  Krisen  vermeiden  oder  erinässigen  helfen.  Endlich  in  jenen  oft 
.iiijfö  dauernden  Perioden  „flauer"  Geschäfte,  wie  sie  Ueberspeculationen  und  Wirth- 
<*  haftskrisen  zu  folgen  pflegen  oder  durch  politische  Verhältnisse  hervorgerufen  werdeu. 
uan  eine  Anleihe  öfters  auf  genügende  .Mengen  disponibler  Kapitalien  rechnen  und 
Jurch  deren  Abschöpfung  günstiger  einwirken  als  die  Besteuerung.  In  diesen  Fällen 
passt  daher  Dietzel's  Beweisführung  (u.  A.  Syst.  S.  224  fl*.),  ähnlich  die  M.  Wirth's, 
Steins  u.  A.  m.  und  ist  das  Vcrdict  von  Nationalökonomen,  wie  z.  B.  J.  St.  Mill's 
>pöL  ec.  4.  engl.  Ausg.  1857  I,  1)4  fl. ,  II,  452  IT),  gegen  die  Staatsschulden  ein  zu 
whedingtes.  Mill  nimmt  übrigens  einen  dieser  Fälle,  wenn  nemlich  sonst  ohne  die 
Anleihe  das  Kapital  doch  in  Ueberspeculationen  vergeudet  oder  in  die  Fremde  ge- 
sendet sein  würde,  selbst  ausdrücklich  schon  von  seinem  Vcrdict  aus  (Mill  II,  453). 

Aber  der  Fehler  der  neueren  Staatscrcditthcorie  ist,  dass  sie  jene  Fälle  theils 
/o  sehr  verallgemeinert,  theils  als  stets  vorhanden  annimmt.  Es  giebt  ganz  ver- 
>  hiedene  Fälle,  wo  die  Dinge  in  der  Praxis  wesentlich  anders  liegen,  als  hier  an- 
eonommeu  wird.  Jene  Theorie  hat  die  Verhältnisse  hochentwickelter  Volkswirt- 
schaften vor  Augen  und  ist  hier  in  gewissen  Perioden  richtig.  In  ärmeren,  weniger 
•;ntrickelten  Volkswirthschaften  wird  es  in  der  Regel  an  disponiblen  Kapitalien  fehlen. 
Auch  in  reichen  Volkswirthschaften  kommen  ferner  Zeiten,  wie  nach  längerer  Dauer 
de?  Kriegs,  oder  mitten  in  Spcculationspcrioden ,  wenn  schou  viel  Kapital  in  neuen 
Anlagen  feststeckt,  ins  Ausland  abgeflossen,  viel  umlaufendes  in  stehendes  verwandelt 
ist  (Eisenbahnen,  Bergbau,  Fabrikwesen)  u.  s.  w.,  wo  die  Anleihe  vergebens  „disponible" 
Kapitalien  sucht  (England  während  der  Zeit  des  Eisenbahnschwindels  1S44  lf.).  Hier 
Linkt  daher  auch  jene  Theorie,  nach  welcher  „immer"  auf  genügende  Mengen 
disponiblen  Kapitals  in  modernen  Volkswirthschaften  zu  rechnen  sei,  —  von  jenen 
Fällen  ganz  abgesehen,  wo  aus  politischen  Ursachen  der  Staatscredit  den  Dienst  ver- 
*ut,  wie  es  Frankreich,  das  Hauptbeispiel  Dietzel  s  nach  den  zu  optimistisch 
ausgelegten  Erfahrungen  der  50er  Jahre  für  die  neuere  Staatscrcditthcorie,  lb70 — 71 
i-lbst  erfahren  musste.  Vgl.  meine  Ürdn.  d.  öaterr.  Staabhaush.  S.  20  lf.,  auch  Art. 
Staatsschulden  im  Staatswörterb.  X,  10,  wo  diese  Einwände  gegen  und  Berichtigungen 
m  Dietzel  s  Theorie  bereits  gemacht.  S.  auch  die  richtige  Einschränkung  dieser 
Theorie  durch  Umpfenbach,  Fin.wiss.  II,  130  lf.:  „Je  nach  dem  Verhältniss  des 
vorhandenen  Kapitalvorraths  zu  den  vorhandenen  Anlagegelegenhciten  wird  der  Ein- 
floss,  welchen  die  Contrahirung  einer  Staatsschuld  übt,  von  einer  empfindlichen 
Schwächung  des  Kapitalmarkts  durch  die  mannigfaltigsten  Stadien  hindurch  bis  zu 
-iner  wohlthätigen  Erleichterung  desselben  gehen  können." 

§.  70.  Die  zweite  Art  von  Anleihen,  solche,  welche  aus  dem 
Aasland  hereingeliehen  werden,  also  aus  fremden  Kapitalien 
stammen,  ist  im  Ganzen  Uberwiegend  günstig  zu  beurtheilen,  so- 
weit sie  eine  Kapitalvermehrung  im  Inlande  bewirkt.  Es  wird 
so  zunächst  das  disponible  Kapital  vermehrt,  weshalb  die  Be- 
weisführung zum  Theil  dieselbe  wie  im  vorausgehenden  Fall  ist. 
Daneben  kommen  einige  besondere  Gründe  Für  und  Wider  in 
dieser  Frage  nach  den  Wirkungen  einer  „Verschuldung  an  das 
Ausland"  in  Betracht,  von  denen  diejenigen  „Für"  doch  wichtiger 
als  diejenigen  „Gegen"  sind.  Die  letzteren  können  um  so  weniger 
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entscheidend  sein,  da  jede  andere  Verschuldung  an  das  Ausland, 
welche  unter  den  heutigen  Verhältnissen  des  internationalen  Ver- 
kehrs bei  grösseren  Verschiedenheiten  des  Zinstusses  zwischen 
In-  und  Ausland  nicht  zu  vermeiden  ist,  die  gleichen  Bedenken, 
aber  nicht  dieselben  Vorzüge  wie  eine  Verschuldung  an  das  Aus- 
land in  der  Form  von  Staatsanleihen  bietet. 

„Auswärtige"  Anleihen  können  in  formell  und  reell  auswärtige  unterschieden 
werden:  jene  werden  im  Auslande  selbst  aufgenommen,  haben  daher  regelmässig 
Einzahlungs-,  Zinszahlungs -  und  Kapitalrückzahlungsstellen  an  ausländischen  Börsen- 
plätzen; diese,  die  reell  auswärtigen,  liegen  vor,  wenn  die  Obligationen  der  formell 
auswärtigen  Anleihe  wirklich  im  Besitz  des  Auslands  sind  und  solange  sie  es  bleiben 
oder,  ein  heutzutage  wichtiger  Fall,  wenn  inländische  Anleihen  durch  Erwerb  der 
Obligationen  in  den  Besitz  d<;s  Auslands  übergehen.  Auch  formell  auswärtige  An- 
leihen gelangen  öfters  in  den  Besitz  von  Inländern,  dann  scheiden  sie  aus  unserer 
Betrachtung  aus.  Für  die  vorliegende  Frage  braucht  im  üebrigen  an  diesen  Unter- 
schied nicht  weiter  angeknüpft  zu  werden.  Es  handelt  sich  hier  jetzt  um  Anleihen, 
welche  wirklich  fremdes  Kapital  zur  Verfügung  des  Inlands  bringen ,  also  um  reell 
auswärtige.  Beide  Formen  von  auswärtigen  Staatsanleihen,  die  formell  auswärtigen 
mitunter  in  besonderem  Maassc,  sind  verglichen  mit  anderen  Crediten.  durch  welche 
das  Inland  Kapital  aus  dem  Ausland  hereinzieht,  öfters  wegen  des  grösseren,  ge- 
festeteren  und  verbreiteren  Credits  grade  des  borgenden  Staats  das  beste  und 
billigste  Mittel,  sich  diese  Kapitalverfügung  zu  verschatTen.  'Oesterreich,  Russland. 
Ungarn,  Italien.  Nordamerica  können  als  gute  Belege  dienern. 

Indem  die  auswärtige  Anleihe  das  disponible  Nationalkapital 
im  Inlande  vermehrt,  vermag  sie,  verglichen  mit  der  dritten  Art 
der  Anleihen,  derjenigen  aus  bereits  produetiv  verwendeten  heimischen 
Kapitalien,  und  verglichen  mit  normaler  und  Übermässiger,  d.  b- 
mit  einer  den  üblichen  Consum  und  die  übliche  private  Kapital- 
bildung einschränkenden  Besteuerung  volkswirtschaftlich  günstig 
zu  wirken,  d.  h.  eine  sonst  nöthige  Consum-  oder  Productions- 
einschränkung  zu  verhüten.  Und  zwar  in  den  beiden  hier  zu 
unterscheidenden  Fällen  des  Verwendungszwecks  oder  der  Aus- 
gaben, nemlich  sowohl,  wenn  es  sich  um  produetive,  selbst  rentable 
Verwendungen,  wie  bei  privat-  und  staatswirthsebaftlicben  Kapital- 
anlagen, als  auch,  wenn  es  sich  um  unproduetive,  Kapital  ver- 
zehrende Verwendungen,  wie  bei  der  „eigentlichen  ausserordentlichen 
Ausgabe",  auch  in  dem  Hauptfall  der  letzteren,  wenn  es  sich  um 
die  Deckung  von  Kriegskosten  handelt.  Hier  „verhütet  die  aus- 
wärtige Anleihe  eine  Einschränkung  der  Production,  welche  sonst 
dadurch  nothwendig  geworden  wäre,  dass  inländisches  Kapital 
aus  der  produetiven  Verwendung  zur  Kriegsftihrung  u.  s.  w.  heraus 
gezogen  und  zerstört  worden  wäre;  dort,  im  Falle  der  Verwendung 
zu  privat-  und  staatswirthschaftlichen  Kapitalanlagen,  ermöglicht' 
sie  neben  der  Vornahme  der  letzteren  eine  gleichbleibende  Aus- 
dehnung der  privatwirthschaftlichen  Production,  soweit  diese  vou 
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der  Verfügung  über  Nationalkapital  abhängt,  denn  von  letzterem 
würde  ja  der  Annahme  nach  nun  dem  Inlande  nichts  entzogen. 
Also:  unter  der  hier  zulässigen  Einrecbnung  der  betreffenden  pro- 
duktiven Verwendungen  des  Staats,  die  auswärtige  Anleihe  er- 
möglicht hier  eine  reelle  grössere  Ausdehnung  der  Gesaramt 
prodnetion.  Sie  kommt  so  dem  Inlande  nachhaltig  zu  Gute,  gleicht 
Wirthschafts-  und  Culturdifferenzen ,  die  tiefere  Ursache  nationaler 
Zinsfussverschiedenheiten,  und  damit  internationaler  Kapitalbe- 
wegungen, aus  und  bewirkt,  statt  eines  Rückgangs  eine  Hebung 
der  ganzen  Volkswirtschaft:  eine  wahrhaft  culturhistorische  Mission 
des  internationalen  öffentlichen  Credits. " 

Die  letzten  Sätze  z.  Th.  wörtlich  aus  meiner  Abh.  Urdn.  d.  Fin.wirthsch.  in 
vhönberg's  Handb.  II.  42S.    Etwas  eingehendere  Begründung  in  meiner  Ordn.  d. 
'iterr.  Staatshaush.  S.  272  ff.  u.  im  Staatswörterb.  X,  11  fT.    Einwendungen  gegen 
»liese  Beweisführung  können  allerdings  mehrfach  gemacht  werden.    Dieselben  heben 
2  Th.  nicht  mit  Unrecht  einige  Bedenken  —  noch  abgesehen  von  den  unten  zu  er- 
mahnenden —  gegen  den  auswärtigen  Credit  hervor.    Aber  diese  Bedenken  treten 
gegenüber  den  Vortheilen  zurück  und  sind  wiederum,  gleich  den  später  zuzugebenden. 
.üVht  durchschlagend,  weil  sie  sich  gegen  jede,  einmal  doch  nicht  zu  verhindernde 
Benutzung  auslandischen  Credits  erheben  lassen.    So  kommt  es  für  die  Wirkungen 
einer  auswärtigen  Anleihe  und  der  durch  sie  herbeigeführten  Kapitalübertragung  vom 
Ausland  ins  Inland  u.  A.  auch  auf  die  Form  an,  in  welcher  sich  diese  Uebertragung 
vollzieht.    Die  letztere  kann  direct,  durch  Baargeldeinfuhr  und  durch  vermehrte 
Waareneinfuhr  und  indirect,  durch  Beschränkung  der  sonst  eintretenden  Geldausfuhr 
"1er  der  Waarenausfuhr  erfolgen.    Hier  werden  die  Schulden  des  Inlands  an  das 
Ausland  durch  das  fremde,  in  die  Anleihe  gesteckte  Kapital  beglichen.  Verschiedenerlei 
Störungen  einzelner  Zweige  der  heimischen  Production  können  hier  allerdings  zeit- 
weilig aus  der  grösseren  Einfuhr  fremder  Waaren  oder  aus  der  geringeren  Ausfuhr 
heimischer  Waaren  hervorgehen.  Die  in-  und  ausländischen  Absatzverhältnisse  werden 
verschoben.    Im  Einzelnen  kommt  es  hier  auch  noch  auf  die  Art  der  Waaren  an, 
in  welchen  eine  Mehrausfuhr  oder  Mindereinfuhr  erfolgt,  ob  es  mehr  Roh-  und  Hilf- 
-toffe,  also  Natural -Kapitalien  für  die  weitere  Verarbeitung,  oder  fertige  Erzeugnisse, 
Fabrikate  u.  dgl.  m.  unmittelbar  für  den  Consum  sind.    Für  die  Volkswirtschaft  als 
'■anzes,  daher  für  die  gesammte  Bevölkerung,  diese  ebenfalls  als  ein  Ganzes  aufge- 
het, ergiebt  sich  aber  doch  aus  der  Verfügung  über  das  auswärtige  Kapital  der 
Vortheil,  mehr  produciren  und  mehr  consumiren  zu  können,  als  wenn  das  Inland  die 
betreffende  produetive  oder  unproduetive  Staatsausgabe,  um  deren  Deckung  mit  der 
Anleihe  es  sich  handelt,  aus  seinen  eigenen  Sachgütern  mit  Hilfe  heimischer  Anleihen 
-ler  Steuern  bestreitet    Der  Nutzen  von  fremden  Subsidicn,  Contributioncn  u.  dgl. 
hegt  in  denselben  Verhältnissen.    Lehrreich  für  die  ganze  Frage  sind  die  neueren 
'  Dtersuchurigen  Uber  grosse  Werthübertragungen  zwischen  verschiedenen  Volkswirt- 
schaften, wie  sie  z  B.  durch  Contributionen  u.  dgl.  bewirkt  werden.    S.  die  Liter. 
ä'>er  die  „Fünf  Milliarden"  (1871),  bes.  Fellmeth,  z.  Lehre  v.  d.  internst  Zahl.bilanz, 
Heidelb.  1S77,  L.  Bamberger,  die  5  Milliarden,  Berl.  JS73,  A.  Sötbeer  dgl.. 
Berl.  1674,  Stöpel,  dsgl.  .Frankf  1873,  A.  W  agner,  in  dem  Aufs,  über  d  deutschen 
Reichshnanzen  in  Holtzend.  Jahrb.  des  D.  Reichs,  B.  3,  1S74.  S.  228  —  252,  ders. 
'iher  diese  ganze  Liter  in  Hildcbr.  Jahrb.  1874  B.  22  S.  379  ff.,  L.  Wolowski, 
r^sult  econ.  du  payement  de  la  contrib  de  guerre  cn  Allem,  et  en  France,  Par.  1874 
lausd.  J.  des  Econ.),  C.  Ferraris ,  indennitä  di  guerra  etc.  Nuova  Antalogia,  Febr.  1S75.  — 
Auch  die  Vermeidung  eines  sonst,  ohne  die  Verfügung  über  den  auswärtigen  Credit, 
eingetretenen  höheren  Steuerdrucks  darf  doch  als  ein  Vortheil  gelten.  —  Ohne  die 
Verfügung  übeT  ausländisches  Kapital  wurden  Länder  wie  Oesterreich,  Italien.  Russ- 
land, Nordamerica  die  grossen  Ausgaben  für  Kriege  u.  dgl  und  für  produetive  Zwecke. 
wi<!  Eiseubahnen  entweder  gar  nicht  haben  bestreiten  können  oder  auf  anderen  Ge- 
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bieten  der  Volkswirtschaft  and  damit  im  Ganzen  nicht  im  Stande  gewesen  sein,  sich 
entsprechend  wirtschaftlich  so  weit  und  so  rasch  zu  entwickeln .  wie  sie  es  jetzt 
vermochten. 

§.  71.  Als  regelmässige  erhebliche  volkswirtschaftliche 
Nachtheile  der  Verschuldung  an  das  Ausland  gelten  die  Hinaus 
Zahlung  der  Zinsen,  der  „Zinstribut"  an  die  Fremde,  und  die 
Kapitalrllckzahlung,  mag  letztere  in  der  Form  der  eigentlichen 
Schuldentilgung  oder  des  Rückerwerbs  der  Anleihetitel  durch  Iu 
länder  erfolgen.  Hier  wird  jedoch  das  Causalverhältniss  nicht 
richtig  aufgefasst.  Wurde  die  Anleihe  ihrer  Zeit  zu  unproduetiven 
Zwecken,  z.  B.  für  einen  Krieg,  verwendet,  so  hat  allerdings  eine 
Zerstörung  von  Nationalkapital  stattgefunden,  welche  für  die 
heimische  Volkswirtschaft  und  Bevölkerung  einen  Druck  bewirkt. 
Den  letzteren  hätten  sie  aber  unmittelbar  und  stärker  bei  der 
Bestreitung  jener  Anleihe  aus  heimischen,  bisher  beschäftigten 
Kapitalien  oder  aus  Steuern  empfunden.  Das  Nationaleinkommen 
wäre  sofort  definitiv  verkleinert  worden.  Mit  Hilfe  des  auswärtigen 
Kapitals  konnte  dies  vermieden,  jener  Druck  vermindert,  in  der 
Zinszahlung  an  das  Ausland  auf  eine  längere  Zeit  vertheilt,  in  der 
Kapitalrückzahlung  auf  eine  spätere  Zeit  höherer  Entwicklung 
grösseren  Wohlstands,  niedrigeren  Zinsfusses  -  lauter  günstige 
Umstände,  welche  mit  auf  die  Verfügung  über  das  fremde  Kapital 
zurückzuführen  sind  —  verschoben  werden.  Die  Zinsen  insbesondere 
stellen  regelmässig  nur  einen  Theil  desjenigen  Volkseinkommens 
dar,  welches  ohne  die  Verfügung  Uber  das  fremde  Kapital  gar 
nicht  gewonnen  worden  wäre.  Aehnlich  bleibt  immer  noch  ein 
besonderer  Vortheil  nachweisbar,  wenn  die  ursprüngliche  Ver 
wendung  des  Anlcihekapitals  eine  produetive  war.  Die  gesamuite 
volkswirtschaftliche  Entwicklung  wird  Dank  dem  fremden  Kapital 
immer  eine  grössere  sein,  als  sie  sonst  möglich  gewesen  wäre. 
Ein  Plus  an  Volkseinkommen  und  Volksvermögen  bleibt  nach  Ab 
zug  der  Hinauszahlung  von  Zinsen  und  der  späteren  Kapital 
rückzahlung  an  das  Ausland  stets  übrig. 

Vgl.  auch  hier  die  weiteren  Ausführungen  über  diese  Puncte  in  ineinen  ge- 
nannten früheren  Arbeiten.  Der  öfters  besonders  betonte  Uebelstand,  dass  eine  An- 
leihe billig  an  das  Ausland  begeben  werde  und  theuer  zurückzukaufen  sei  —  durcli 
Tilgung  wie  durch  Privatankauf  im  Verkehr  —  ist  tatsächlich  häufig  genu?  ror- 
handen,  lässt  sich  aber  durch  eine  richtige  Porin  der  Anleihe,  uemüch  durch  Auf- 
gabe derselben  annähernd  zu  einem  dem  jeweiligen  wirklichen  Zinse  (  Et  e  a  1  Zinsfuß 
entsprechenden  N  om  i  n  al  zinsfuss.  statt  der  Begebung  stark  unter  Pari  grosseniheii* 
vermeiden.  S.  meint:  Urdn.  d.  österr.  Staatshaush.  S.  204 — 22 j,  Art  Staatsschuld* 
im  Staats wörterb.  X.  3fi  ff.,  Art.  Ürdn.  d.  Tin  wirthsch.  in  Schönberg's  Handb.  U, 
§.  31,  S.  HS  ff.  —  Die  Last  einer  öffentlichen  Ausgabe  wird  dem  Inland  durch  di» 
auswärtig»-  Anleihe  fnilieh  nicht  endgiltig  abgenommen       ausser  im  Fall  des  Staab 
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binkerotts!  Aber  sie  wird  ihm  regelmässig  erheblich  erleichtert,  „von  der  ärmeren 
Gegenwart  auf  die  reichere  Zukunft  verschoben".  Die  jüngste  Finanzgeschichte  von 
Sonlamerica,  das  nunmehr  seine  Anleihen  vom  Ausland  zurUckerwerben  und  im  Zins- 
fuß stark  reduciren  konnte,  auch  von  Frankreich,  welchem  der  auswärtige  Credit  1S71  ff. 
ine  Zeitlang  ebenfalls  die  grossen  Credit-  und  Finanzoperationen  sehr  erleichterte, 
iei^en  deutlich  die  practische  Richtigkeit  der  vorausgehenden  Beweisführung.  Wenn 
Oesterreich,  Ungarn,  Russland  u.  a.  L.  m.  den  Druck  des  ,,Zinatributs"  besonders 
*tark  empfinden,  so  liegt  die  Schuld  wieder  nicht  an  der  auswärtigen  Verschuldung 
*a  sich,  sondern  an  der  langen  Andauer  einer  stets  auf  Anleihen  sich  stützenden, 
nelfach  bedenklichen  Finanzpolitik.  Welcher  volkswirtschaftliche  Druck  würde  jedoch 
^rst  ohne  den  Recurs  auf  den  ausländischen  Credit  entstanden  sein?! 

Unter  den  weiteren  Nachtheilen  der  Verschuldung  an  das 
Aasland,  zumal  in  der  Form  von  Staatsanleihen,  werden  auch 
politische  genannt:  grössere  Abhängigkeit  vom  Ausland  und 
seinen  Börsen  (Italien  gegenüber  Frankreich,  Russland  gegenüber 
England  und  jetzt  auch  gegenüber  Deutschland).  Dieser  Nachtheil 
ist  nicht  ganz  zu  leugnen.  Die  Abhängigkeit  ist  jedoch  in  gewissem 
Grade  eine  gegenseitige,  auch  eine  mitunter  recht  heilsame  Friedens- 
fjürgschaft  und  Garantie  ruhiger,  besonnener  auswärtiger  Politik 
des  verschuldeten  Staats.  In  der  Hauptsache  ist  das  Verhältniss 
aber  auch  nicht  anders  bei  den  übrigen  Formen  internationaler 
Verschuldung.  Letztere  ist  bei  dem  heutigen  Verkehr  die  Wirkung 
von  Zinsfussverschiedenheiten  und  hört  nur  mit  deren  Ausgleichung 
anf.  Diese  Ausgleichung  wird  grade  durch  die  internationale 
Kapitalübertragung  vom  reicheren  und  volkswirtschaftlich  ent- 
wickelteren Lande  niedrigeren  in  das  ärmere  Land  höheren  Zins- 
tasses  allmälig  mit  herbeigeführt.  Hier  waltet  also  ein  Princip 
des  Selbstcorrectivs  ob. 

Bedenklicher,  auch  in  volkswirtschaftlicher  Beziehung,  ist  eine 
andere  Wirkung  der  Verschuldung  an  das  Ausland,  welche  auf 
dem  Gebiete  des  Staatscredits  mitunter  besonders  scharf  hervor- 
tritt: die  Gefahr  grosser  Störungen  der  internationalen 
Zahlungsbilanz,  daher  des  heimischen  Geld-,  Credit-  und 
Hankwesens  in  kritischen  Zeiten,  in  wirtschaftlichen  und 
Munal  in  politischen  Krisen. 

Das  Ausland  sucht  sich  in  solchen  Zeiten  rasch  auf  einmal  eines  mehr  oder 
»»•niger  erheblichen  Theils  seines  fremden  Werthpapierbesitzes  zu  entledigen,  die 
1  "bligationen  strömen  ins  Inland  zurück,  drucken  den  Ours  unverhältnissmässig  herab. 
Ux  Bezahlung  reichen  die  Guthaben  aus  dem  gewöhnlichen  Handelsverkehr  nicht  aus. 
üe  Waarenausfuhr  aus  dem  [nlande  stockt  ohnedem  leicht  in  solcher  Lage,  sie  lässt 
rieh  jetzt  vollends  nicht  auf  einmal  rasch  steigern.  Wechsel  aufs  Ausland  werden 
■iaher  stark  gesucht  und  vertheuern  sich,  Baargcld  fliesst  hinaus,  wird  den  Banken 
ntzogen.  die  Lage  der  letzteren,  ihre  Baarzahlungsfähigkeit ,  die  Einlösbarkeit  der 
Binknoten  wird  gefährdet,  der  Credit  muss  allgemein  beschränkt  werden  und  der 
DlKOBto  steigt,  Zwangscurs,  Papiergeld wirthsebaft  reissen  unter  solchen  Umstünden. 
To  der  heimische  Staat  etwa  ohnedem  in  Finanznoth  zur  Papiergeldpresse  greift,  um 
*•  leichter  ein  oder  verschlimmern  sich  noch  mehr.    Mitunter  kann  der  politische 
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Antagonismus  zwischen  dem  schuldenden  Inland  und  dem  crcditirenden  Ausland,  von 
Kriegen  zwischen  beiden  selbst  abgesehen,  die  Lage  der  Dinge  noch  erschweren. 
So  hat  z.  B.  England  die  russischen  Staabpapier-  und  Papiergeldcurse  in  dem  letzten 
Tttrkenkriegc  (1877)  durch  massenhaftes  Losschlagen  russischer  Papiere  in  Berlin, 
Petersburg  u.  a.  m.  stark  geworfen. 

Diesen  Schwierigkeiten  gegenüber  ist  wieder  das  beste 
Präventiv  mittel  eine  vorsichtige  heimische  Politik.  Die  freilich 
nur  teilweise  wirksamen  Repressivmittel  sind:  richtige  Disconto- 
politik  der  Banken,  rechtzeitige  und  genügende  Erhöhung  des 
Zinsfusses,  Beschränkung  der  Vorschüsse,  wodurch  auf  die  Wechsel 
curse,  auf  die  Curse  der  Fonds  und  die  Preise  der  Waaren  ein- 
gewirkt, die  Rückströmung  der  Papiere  und  der  Abfluss  des 
Metalls  ins  Ausland  erschwert  wird.  So  beachtenswerth  aber  dieser 
Zusammenhang  zwischen  auswärtiger  Verschuldung  und  den  dar- 
gelegten Umständen  ist:  den  Aussehlag  gegen  die  auswärtige 
Anleihe  kann  auch  dies  Bedenken  nicht  geben,  zumal  jede 
andere  Art  und  Form  internationaler  Verschuldung  ganz  ähnliche 
Wirkungen  hat. 

§.  72.  Wesentlich  verschieden  von  dem  Urtheil  Uber  die  erste 
und  die  zweite  Art  Anleihen  fällt  dasjenige  über  die  dritte  Art 
aus,  Uber  die  Anleihen  aus  heimischen  Kapitalien,  welche  erst 
durch  die  Anleihe  einer  anderweiten  produetiven  Verwendung 
im  Inlande  entzogen  werden  (§.  68).  Hier  ist  die  Opposition 
der  älteren  Theorie,  der  britischen  Oekonomisten  (Mi  11)  im  Ganzen 
berechtigt  und  trifft  die  von  Dietzel  u.  A.  m.  gegebene  Recht- 
fertigung in  der  Hauptsache  nicht  zu.  Sogar  eine  reelle  Kapital- 
besteuerung, welche  nicht  nur  nach  dem  Kapital  aufgelegt, 
sondern  aus  dem  Kapital  bezahlt  wird  (Fin.  II  §.  330,  370  ff) 
oder  auch  eine  solche  „übermässige"  Besteuerung,  welche  den 
Xormalconsum  der  Besteuerten  und  deren  weitere  Kapitalvermehrung 
vermindert  oder  letztere  unmöglich  macht,  vollends  die  gewöhnliche, 
wenn  auch  hohe  reelle  Einkommenbesteucrung  (Fin.  II  §.  330,  379) 
hat  hier  muthmasslich  für  die  Volkswirtschaft,  besonders  für  die 
Vertheilung  des  Volkseinkommens  weniger  ungünstige  Folgen  als 
jene  Anleihe.  Im  Princip  wirken  diese  inländische  Anleihe  und 
die  inländische  Besteuerung  auf  die  Volkswirtschaft  und  die  Be- 
völkerung, beide  wieder  als  ein  Ganzes  betrachtet,  gleich  massig, 
aber  dem  Grade  nach  wirkt  diese  Anleihe  noch  übler  ein. 
Wenn  man  nemlich  die  verschiedenen  wirtschaftlichen  Classen 
des  Volks  unterscheidet,  so  ergiebt  sich  durch  das  Anleihesystem, 
verglichen  mit  der  Besteuerung,  eine  Begünstigung  der  besitzenden, 
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namentlich  der  das  Kapital  zur  Anleihe  hergebenden  und  eine 
Benachtheiligung  der  nicht  besitzenden,  der  unteren  arbeitenden 
Hassen:  letztere  beziehen  eine  kleinere,  jene  die  gleiche  oder 
selbst  eine  grössere  Quote  vom  gesummten  Volkseinkommen,  aus 
welchem  auch  der  Finanzbedarf  des  Staats  mit  gedeckt  werden  muss. 

Jene  schon  erwähnte  (S.  152)  irrthümliche  Rechtfertigung  des  Aiileihesy9tems 
lurch  einzelne  frühere  Theoretiker,  welche  unter  Laien  und  Practikern  heute  noch 
rerbreitet  ist,  die  Annahme,  dass  Anleihe  und  Besteuerung  nicht  principiell  gleich, 
>oadern  erstere  insofern  günstiger  wirke  als  die  Besteuerung,  als  sie  das  wirtschaft- 
liche Opfer,  die  Last  einer  mit  ihr  gedeckten  Ausgabe,  z.  B.  für  Kriegskosten,  von 
j'T  Gegen  wart  auf  die  Zukunft  wälze  und  dadurch  die  jetzige  Generation 
erleichtere,  Ubersieht,  wie  schon  bemerkt,  dass  es  in  beiden  Fällen  vorhandene 
oder  in  der  Gegenwart  hervorgebracht  werdonde  neue  Sachgüter  des  jetzigen 
«löchlcchts  sind,  welche  dem  Staate  bei  der  Anleihe  oder  der  Steuer  aus  dem  Ein- 
kommen oder  Vermögen  des  Volks  zur  Verfügung  gestellt  werden.  Im  Ganzen 
moa  die  betreffende  Einschränkung  des  Consams.  Minderbildung  von  Kapital  und 
Müjderproduction  gewisser  Güter  in  beiden  Fällen  zunächst  in  gleichem  Umfange 
m  der  Gegenwart  eintreten.  (Vgl.  ausser  Mi  11,  a.  a.  0.  auch  Dietzel  S.  177).  Es 
kann  sich  bei  der  W  ahl  zwischen  Anleihe  und  Steuer  daher  nur  um  die  Frage  handeln, 
nicht  die  directen  und  indirecten  Weiterwirkungen  der  einen  oder  der 
i&deren  dieser  zwei  Methoden,  einen  Theil  des  Einkommens  oder  Vermögens  der 
zogen  wältigen  Generation  dem  Staate  zur  Deckung  von  Finanzbedarf  zuzuführen, 
»  rschiedenc  sind?  Das  ist  nun  der  Fall  und  zwar  ergeben  sich  bei  der  Besteuerung 
mothmaaslich  günstigero  Wirkungen  für  die  Production  und  namentlich  für  die  Ver- 
keilung als  bei  der  Anleihe,  der  entscheidende  Punct  in  dieser  Frage. 

Zur  Betheiligung  an  der  Anleihe  werden  die  Kapitalisten 
durch  die  Aussicht  auf  grösseren  Gewinn,  als  sie  ihn  aus  der 
bisherigen  Beschäftigung  ihrer  Kapitalien  ziehen  —  die  Voraus- 
setzung dieser  Erörterung  —  angereizt.  Ein  besonderes  Motiv  zu 
eigener  Beschränkung  des  Consums,  zu  grösserer  Sparsamkeit, 
am  neues  Kapital  zu  bilden,  und  zu  gesteigerter  produetiver 
Thätigkeit  liegt  daher  für  diese  Classen  bei  der  Anleihe  nicht  vor, 
wohl  aber  bei  der  Besteuerung.  Bei  jener  droht  in  Folge  dessen 
derjenige  Theil  des  Volkseinkommens,  bez.  Volksvermögens,  welchen 
der  Staat  für  die  Deckung  seines  Finanzbedarfs  den  Einzelwirt- 
schaften entzieht,  ausschliesslich  auf  Kosten  der  nicht  kapital- 
besitzenden, an  der  Anleihe  unbetheiligten  Volksclassen,  vor  Allem 
der  Masse  der  Arbeiter  in  die  Verfügung  des  Staats  Ubertragen 
zu  werden.  Bei  der  gleichmässigen  Besteuerung  aller  Classen 
müssen  die  Kapitalbesitzer  an  dieser  Last  ihr  Theil  mittragen  und 
werden  sie  angespornt,  die  Einbusse  an  Einkommen  oder  vollends 
an  Kapital,  welche  ihnen  die  Steuer  auflegt,  durch  angemessene 
Regelung  ihres  Consums,  ihrer  Ersparungen  und  durch  Steigerung 
ihrer  Productivität  wieder  wett  zu  machen. 

Dies  ist  der  Vorgang,  auf  das  einfachste  Schema  zurückgeführt.    In  der  Praxis 
kommen  natürlich  noch  andere  Factoren  mit  in  Betracht.    Die  Einschränkung  des 

11* 


Digitized  by  Google 


lt>4         1.  B  3.  K.  Materielle  Ordnung  der  Finanzwirthschaft.  §.  72,  73. 


Konsums  der  Kapitalisten  bei  der  Besteuerung  kann  z.  B.  auch  eine  verminderte  Nach- 
fragt» nach  Erzeugnissen,  dadurch  nach  Arbeit  bewirken,  welcher  aber  anderseits  die 
vermehrte  Nachfrage  nach  beiden  von  Seiten  des  die  betreffende  Ausgabe  machenden 
Staats  gegenüber  steht. 

Ausser  auf  die  angegebene  W  eise  lässt  sich  der  Beweis  zu  Gunsten  der  Be- 
steuerung und  gegen  die  Anleihe  auch  noch  folgend  er  massen  fuhren.  Die  Anlcih  e 
wird  —  auch  hier  wieder  den  Fall  der  vollen  Beschäftigung  des  heimischen 
Nationalkapitals  vorausgesetzt,  also  vom  Vorhandensein  disponibler  Kapitalien  abge- 
sehen, —  nothwendig  aus  dem  umlaufenden  Kapital  gedeckt.  Aus  diesem  erhalten 
in  unseren  Volkswirtschaften  in  der  Kegel  die  Arbeiter  zunächst  wenigstens  ihren 
Lohn,  freilich  iu  der  Voraussetzung  des  Kückcr>atzes  dieses  Lohns  aus  den  Mitteln 
derer,  welche  nach  den  Arbcitsproducten  als  Konsumenten  eine  wirksame  Nachfrage 
unterhalten  und  diese  Producte  bezahlen.  Eine  Verminderung  dieses  Theils  des  um- 
laufenden Kapitals,  der  als  ..Lohnfonds"  fungirt,  droht  also  wiederum  die  Arbeiter 
besonders  zu  benachteiligen.  Denn  selbst  weun  die  Nachfrage  der  Konsumenten 
nach  Arbcitsproducten  gleich  bliebe,  wurde  es,  wenn  diese  Nachfrage,  wie  anzunehmen 
ist,  keine  Vorschüsse  an  die  Unternehmer  gäbe,  an  Mitteln  zu  gleicher  Lohnzahlung 
wie  bisher  fehlen.  Auch  hier  ist  es  nur  wieder  die  vom  Staate  durch  »eine  Ver- 
wendungszwecke ausgehende  Nachfrage  nach  Arbeit,  welche  diesen  NachtheU  für 
die  Arbeiter  zweit  weise  ausgleichen  oder  vermindern  könnte.  Im  Falle  der  Kriegs- 
ausgabe  wird  z.  B.  zuerst  und  eine  Zeitlang  bei  starker  Iiecrutiruug  von  Soldaten  unter 
der  Arbeiterbevölkerung  und  grosser  Nachfrage  nach  Ausnbtungsgegcustäuden,  für 
deren  Herstellung  wieder  Arbeitskräfte  gesucht  sind,  eine  Lohnerhöhung  statt  der 
sonst  zu  erwartenden  Verschlechterung  der  Lage  der  Arbeiter  eintretet!  (nordameric. 
Erfahrungen  1802,  Einfluss  vou  „KapitalschaHung"  dun  h  Papiergeldausgabe,  s.  meine 
Urdn.  d.  öst.  Staatsh.  S.  50  fi'.,  auch  Mi  11.  pol.  ccon.  I.  95).  Aber  da  hier  nicht 
wie  in  der  gewöhnlichen  Sachgüterproduction  eine  regelmässige  Reproduction  des 
Kapitals  erfolgt,  inuss  „in  einem  langen  Kriege,  welchen  ein  Volk  ganz  mit  eigenen 
Truppen  und  Gütern  'ohne  fremde  Soldheero  und  Subsidien)  fuhrt,  nothwendig  all- 
mälig  eine  starke  Einschränkung  des  Konsums  materieller  Guter  erfolgen,  welche 
schliesslich  die  Mass«:  der  Bevölkerung  in  Noth  und  Entbehrung  stürzt"  (Wagner 
a.  a.  0.),  beim  Anleihesystem  aber  noch  mehr  die  unteren  Classen  schädigt.  In  Staaten, 
welche  dies  System  übermässig  ausgedehnt  haben,  läuft  in  der  That  „das  auf  dem 
He;-teuerungszwang  fundirte  öffentliche  Schuldenwesen  dann  vielfach  nur  auf  eine  neue 
Zinsknechtschaft  der  Massen  zu  Gunsten  der  Staat<gläu biger  hinaus"  und  drohen  heil- 
lose Zustände,  für  die  es  an  Symptomen  nicht  mehr  fehlt.  Mit  Hecht  warnt  hier 
auch  Sölbeer  a.  a.  U.  vor  dem  Anleihesystem  und  das  Verdict  der  J.  St.  Mi  11  u.  v. 
A.  m.  ist  hier  berechtigt. 

Den  Einwand,  den  Brentano,  Hildebr.  Jahrb.  B.  lti,  S.  2ÜS  aus  der  durch 
Thornton  —  dem  sich  dann  auch  Mill  anschloss  —  u.  A.  m.  erfolgten,  von 
Brentano  gebilligten  Berichtigung  der  älteren  brit.  Lohnfondstheorie  gegen  meine 
vorausgehende  Beweisführung  erhebt,  kann  ich  nicht  für  zutrellend  halten.  Einmal 
»tütze  ich  mich  gar  nicht  allein  für  meinen  Nachweis  des  Vorzugs  der  Steuer  vor 
der  dritten  Art  Anleihen  und  für  meine  Darlegung  der  Benachteiligung  der  Arbeiter 
im  Falle  der  Anleihe  aus  bereits  beschäftigten  Kapitalien  auf  jene  Lohnfoiolsthcoric. 
wie  sich  aus  dem  Obigen  ergiebt.  Sodann  aber  halte  ich  die  neuere  „Berichtigung' 
der  Lohnfondstheorie  (u  A.  selbständig  jetzt  auch  von  George,  Fortschritt  u.  Armutli. 
Deutsche  Ucbersetz.  v.  Gütschow,  Berl.  1  SS I  Buch  1  vorgenommen)  Uberhaupt  nur 
für  teilweise  richtig.  Nicht  die  Lohnfondstheorie  allein,  aber  auch  nicht  die 
auf  Hermann  zurückzuführende  sogen,  deutsche  Theorie  von  der  Abhängigkeit  dc-> 
Lohns  von  der  Nachfrage,  bez.  der  Zahlung  der  Konsumenten  erklären  das  Problem 
der  Bestimmgründe  der  Lohnbewegung,  sondern  nur  eine  recht  wohl  mögliche  und 
m.  E.  notwendige  Vereinigung  dieser  beiden  Theorieen.  Die  Ausführung  dieser 
These  und  ihre  Begründung  gehört  jedoch  in  die  theoretische  Nationalökonomie.  Ich 
wollte  hier  nur  meine  frühere  Beweisführung  den  neueren  Bemängelungen  gegenüber 
ausdrücklich  aufrecht  halten.  Die  Ausführungen  Brentano  s  a.  a.  Ü.  in  d.  Note  sin<l 
auch  sonst  anfechtbar,  da  sie  von  nicht  zutreffenden  Voraussetzungen  in  Betreff  de* 
Kapitalzuschusses  ausgehen.  Ausführlicher  als  oben  habe  ich  in  meiner  Ordn.  d  öst 
Staatsh.  u.  im  Art.  Staatsschulden  die  Frage  behandelt. 
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§.  73.  Zu  b  (in  §.  (>8).  Auch  je  nach  der  Natur  der  einzelnen 
Arten  der  ausserordentlichen  Ausgaben  ist  die  Frage  der  Räth- 
lichkeit  der  wirklichen  Benutzung  des  Staatscredits  verschieden 
zo  entscheiden.  Wenn  auch  Zweck  und  Wirkung  dieser  sammt- 
lichen  Ausgaben  die  Schuldnuf  nähme  rechtfertigt  (§.  C>6),  so  doch 
schon  für  die  verschiedenen  Arten  nicht  gleich  unbedingt. 

«)  Denn  allein  die  privat-  und  die  Staats wirthsch ält- 
liche Kapitalanlage  und  unter  ihnen  wiederum  am  Meisten  die 
erstgenannte,  bieten  eine  sichere  Bürgschaft  dafür,  dass  sie, 
einmal  vorgenommen,  künftigen  Finanzperioden  und  der  ganzen 
Volkswirtschaft  als  Ausgabcersparung  oder  Einnahmevermehrung 
za  Gute  kommen  werden.  Bei  der  eigentlichen  ausser- 
ordentlichen Ausgabe,  insbesondere  bei  Kriegskosten,  be- 
steht eine  solche  Sicherheit  stets  in  viel  geringerem  Maasse. 
Wenn  man  daher  auch  nur  nach  den  Wirkungen  der  Ausgaben 
urtheilt,  so  wird  man  zwar  unter  den  oben  bezeichneten  Cautelen 
selbst  die  Kriegsausgabe  durch  Anleihen  decken  dürfen. 
Aber  unter  übrigens  gleichen  Umständen  ist  es  doch  bereits  ge- 
rathener,  lieber  hier  wenigstens  mit  zu  ordentlichen  Einnahmen 
za  greifen  und  womöglich  die  Benutzung  der  Anleihen  auf  die 
beiden  genannten  Arten  der  Kapitalanlage  zu  beschränken.  Dies 
ist  um  so  mehr  anzurathen,  wenn  nach  ihrer  vergleichsweiscn 
Wirkung  als  Kapitalentziehung  der  Besteuerung  vor  der  Anleihe 
wegen  der  Art  der  Kapitalien,  aus  denen  die  Schuld  gezahlt  wird, 
nach  dem  Vorigen  der  Vorzug  zu  geben  ist.  Denn  dann  kommen 
möglicher  Weise  noch  volks  wirthschaftlic  he  zu  den  finanziellen 
Bedenken  gegen  die  Anleihe  für  Kriegs-  und  dergleichen  Ausgaben 
hinzu.  Hiernach  wird  die  Deckung  von  letzteren  nur  durch 
auswärtige  und  in  gewissen  Fällen  durch  Anleihen,  welche  aus 
disponiblenKapitalicn  der  heimischen  Volkswirtschaft  kommen, 
vorzunehmen  ^sein. 

Es  ist  daher  gewiss  als  die  solidere  Praxis  zu  bezeichnen,  wenn  wenigstens 
tin  Theil  der  Kriegskosten  und  sonstiger  ausscrordentl.  Ausgaben  (z.  B. 
für  äffend.  Nothständc)  durch  Steuern  bestritten  oder  nur  vorübergehend  durch 
>chrebende  Schulden,  welche  alsbald  mit  Steuerertrügen  wieder  abgezahlt  werden, 
.'•■deckt  wird.  So  verfahrt  mit  Kecht  in  neuerer  Zeit  (irossbritannien.  Selbst  in 
iiciem  Lande  ist  auf  grössere  Massen  disponibler  Kapitalien  nicht  immer  zu  rechneu. 
Namentlich  wird  die  Einkommensteuer  in  solchen  Fällen  richtig  erhöht.  Das  Vor- 
handensein einer  derartigen  beweglichen  und  mit  Sicherheit  einen  höhereu  Ertrag 
?«.bendcn  Steuer  iat  auch  mit  Rücksicht  auf  solche  Fälle  zu  verlangen.  (Fin.  II  §.  3t)*Ü 
Im  krimmkriege  erhöhete  Grossbritannien  die  Einkommensteuer  von  7  auf  14  und 
Mhlicsslich  auf  16  d.  v.  L.  St.  (6*/,%)  für  das  voll  besteuerte  und  von  3  auf  10 
a&d  11  '/j  d.  für  das  niedriger  besteuerte  Einkommen;  erst  1S57  erfolgte  wieder  die 
Uembsetzung  auf  den  alten  Satz.    Der  Ertrag  stieg  von  7*13  auf  10*92  Mill.  L. 
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Ausserdom  wurden  damals  die  Zölle  auf  Zucker  (Durchschnittszollsatz  per  Centner  für 
alle  Gattungen  von  11  allmälig  bis  auf  141/»  sh.),  Thee  (von  17a  auf  1%  per  Pfund, 
statt  der  beabsichtigten  Ermässigung  auf  1  sh.),  Kati'ec  (von  3  auf  4  d.  per  Pfund), 
die  Accisen  auf  Malz  (von  fast  2%  auf  4  sh.  per  Bushel)  u.  Branntwein  (in  England 
von  7  sh.  10  d.  auf  S  sh.,  in  Schottland  von  4ä/s  auch  allmälig  bis  auf  8  sh. ,  in 
Irland  von  3'/3  auf  8  sh.  per  Gallon)  erhöht  Aehnlich  wurde  die  Expedition  nach 
Abyssinien  grossentheils  durch  Steigerung  der  ordentl.  Einnahmen  bestritten  (Auf- 
wand I867j67— 69/70  dafür  83  Mill.  L.,  Erhöhung  der  Einkommensteuer  von  5*7  Mill. 
in  1866/67  auf  618,  8.62,  1004  Mill.  L.  in  den  3  folg.  Jahren  nach  Rcchnongs- 
abschluss,  Auschl.  für  1870/71  7*6  Mill.).  Auch  bei  anderen  Extraausgaben,  z,  B.  für 
den  grösseren  militärischen  und  maritimen  Aufwand  1860  ff.  wurde  so  operirt.  Aehnlich 
jetzt  1SS2  für  den  ägyptischen  Krieg.  —  Preussen  erhöhte  1855/56  wegen  der 
Kosten  der  Küstungen  die  Klassen-,  Einkommen-  und  Schlachtsteuer  um  V«-  — 
Oesterreich  legte  im  Kriege  von  1859  einen  Zuschlag  zur  Grund-  u.  Hausstener 
von  Vü,  zur  Hausklassensteuer  von  %,  zu  der  Erwerbsteuer,  Einkommensteuer  und  dem 
contributo  arti  c  commercio  von  */s  des  Ordinariums  „für  die  Dauer  der  durch  die 
Kriegscreignisse  herbeigeführten  Verhältnisse"  auf  (Verordn.  v.  13.  Mai  1859).  Ebenso 
wurde  die  Ycrzehrungsst.  um  der  Normalsätze,  der  Salzpreis  um  15°/0,  die  Rechts- 
gebühren, Stempel  u.  s.  w.  meist  um  20%  erhöht  (Verord.  v.  17.  Mai  1859).  Die 
meisten  dieser  Erhöhungen  blieben  mit  einigen  Abänderungen,  zeitweise  mit  neuen 
Steigerungen  und  selbst  Verdoppelungen  (1862  IT),  permanent.  —  Frankreich  erhöhte 
durch  Verordn.  der  provis.  Regierung  v.  17.  März  1S48  die  4  directen  Steuern  um 
45%,  was  192  Mill.  Fr.  betrug  u.  1852  wieder  aufhörte.  Später  iGes.  y.  23  Juni  1857) 
trat  ciu  zweiter  10%iger  Kriegszuschlag  zu  dem  lange  bestehenden  bei  allen  directen 
Steuern  hinzu,  die  Tabaksteuer  (im  Monopolpreis)  und  die  Branntweinsteuer  wurde 
1800  erhöht.  Die  bedeutenden  Steucrerhöhungen  und  neuen  Steuern  in  Frankreich 
nach  dem  Kriege  von  1870 — 71  fallen  unter  einen  anderen  Gesichtspunct ,  denn  sie 
dienten  im  Wesentlichen  nicht  mehr  zur  Deckung  der  laufenden  ausserordentlichen, 
sondern  der  durch  die  Kriegs-  und  Contributionsanlcihcn  u.  s.  w.  gesteigerten  ordent- 
lichen Ausgaben  für  Zinsen,  Erhöhung  der  Militärbudgets  u.  s.  w.  Die  Lage  war 
ähnlich  wie  iu  den  Vereinigten  Staaten  v.  Nordamerika  u.  in  Italien,  wo  natürlich 
auch  im  grössten  Umfange  neue  Steuern  geschaffen ,  alte  erhöht  werden  mussten,  um 
die  enormen  Ausgaben  für  Kriege  u.  Staatsneubau  wenigstens  theilweise  zu  decken 
Nach  dem  Ende  des  Kriegs  hat  Amerika  bald  die  vollständige  Deckung  der  laufenden 
Ausgaben  mit  ordentl.  Einnahmen  erreicht,  ebenso  Frankreich,  in  den  letzten  Jahren 
auch  Italien.  In  den  Verein.  Staaten  hat  man  die  Besteuerung  in  so  erheblicher 
Höhe  beibehalten,  dass  nunmehr  seit  Jahren  beträchtliche  Ueberschüsse  zur  Schulden- 
tilgung aus  ordentlichen  Einnahmen  bleiben  (Abschluss  1879/SO  65-8\  Anschl.  1881/82 
90*08  Mill.  Doli.  Ueberschussl  Eine  Finanzlage,  die  dann  auch  auf  den  Staatscredit 
sehr  günstig  wirkte  und  im  Verein  mit  anderen  günstigen  Umständen  starke  Zins- 
reduetion  der  Schuld,  von  6  auf  5,  41/8  u.  4%  ermöglichte. 

ß)  In  gleicher  Weise  wird  man  sich  dahin  aussprechen  müssen, 
dass  die  Staats  wirtschaftliche  Kapitalanlage  besser  auch 
durch  ordentliche  Einnahmen  gedeckt  wird,  wenn  nicht  eine  in 
jeder  Beziehung  unbedenkliche  Anleihe  in  Aussicht  steht.  Denn 
die  günstigen  Wirkungen  solcher  Anlagen  und  die  Dauer  der 
ersteren,  z.  ß.  bei  grossen  Verwaltungsreformen,  sind  doch  nicht 
leicht  ganz  so  sicher  zu  constatiren,  als  etwa  bei  privatwirth 
schaftlichen  Kapitalanlagen. 

Die  herrschende  Praxis  in  Staaten  normaler  Finanzlage,  dass  die  staatswirth- 
schaftlichen  Kapitalanlagen ,  wenigstens  die  kleineren,  ziemlich  Jahr  für  Jahr  vorkom- 
menden Ausgaben  dafür,  durch  ordentl.  Einnahmen  bestritten  werden,  lässt  sich  daher 
auch  billigen,  so  z.  B.  hinsichtlich  der  sog.  „unständigen"  Ausgaben  für  Bau- 
kosten u.  dgl.  (§.  62),  wo  z.  B.  bei  der  Menge  von  Neubauten  in  einem  grösseren 
Staate  jährlich  dieser  Posten  überhaupt  besser  grossentheils  zur  ordentlichen  Aus- 
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s*b>:  gesetzt  wird,  während  ein  einzelner  Neubau  im  Haushalt  einer  kleinen  Gemeinde 
nicht  dazu  gestellt  zu  werden  braucht,  da  er  sich  nicht  bald  wiederholen  wird.  Nur 
*>Utc  in  jenen  Fällen  auch  im  Staatshaushalte  ein  bestimmtes  Princip  leiten  u.  die 
ktreff.  Posten  in  den  Ausweisen  übersichtlich  zusammengestellt  werden,  damit  man 
zur  besseren  Beurtheilung  der  wirklichen  Finanzlage  leichter  feststellen  kann,  ob  und 
in  welchem  Verhältnis»  die  Ausgaben  eines  Jahres  nach  der  Dauer  der  Wirkungen 
der  beschallten  Leistungen  und  Anstalten  nur  diesem  Jahre  oder  auch  späteren  Finanz- 
perioden  zu  Gute  kommen.  In  Preussen  gehört  der  grösste  Thcil  der  sog.  einmaligen 
vi  ausserord.  etatsmässigen  Ausgaben  zu  Staats-  u.  z.  Th.  selbst  zu  privatwirthschaft- 
hchen  Kapitalanlagen  (z.  B.  Meliorationen  der  Domänen  u.  s.  w.)  und  wird  regelmässig 
schon  nach  dein  Voranschlage  durch  die  ordentliche  Einnahmo  (die  allerdings  einige 
kleinere  Posten  ausserordentl.  Einnahmen  einschlichst)  gedeckt  Aber  ein  festes  Princip 
der  Scheidung  fehlt  auch  hier;  so  stehen  z.  R.  ganz  gleichartige  Posten  für  Ohaussee- 
neabauten,  Stromregulirungen,  Hafenbauten  u.  s.  w.  unter  den  ordentlichen  und  den 
etatmässigen  ausserordentlichen  Ausgaben  Jahr  für  Jahr.  —  In  Staaten ,  welche  so 
häufigen  „Neugestaltungen"  (der  inneren  Organisation,  Verwaltung  im  Justiz-,  Polizei-, 
l  üterrichts-,  Kriegswesen  u.  s.  w.)  unterliegen,  wie  früher  wenigstens  (1S48  II.)  z.  B. 
Oesterreich,  z.  Th.  auch  Russland,  würde  es  vollends  ein  höchst  gefährliches 
Princip  sein,  mit  Rücksicht  auf  die  mögliche  Dauer  der  Wirkung  solcher  Ver- 
wendungen eine  Deckung  mit  ausserordentlichen  Einnahmen  vorzunehmen.  Hier  fehlt 
bei  der  Unstäthcit  der  Verhältnisse  das  in  finanzieller  Hinsicht  wesentliche 
Merkmal  der  staatswirthschaftlichen  Kapitalanlagen:  die  wirkliche  längere  Dauer 
der  Wirkungen,  —  Von  den  Theoretikern  haben  uietzel  wie  Stein  auch  diese  Seite 
der  nur  bedingten  Käthlichkeit  der  Benutzung  des  Staatscredits  viel  zu  wenig  be- 
achtet, z.  Th.  ganz  übersehen.  Stein  wird,  wie  so  häufig,  von  einem  partiell  richtigen 
(iedanken.  der  Productivität  der  Staatsausgabe  und  Staatsschuld,  ganz  hingenommen 
aod  rergisst  darüber  die  so  höchst  notwendigen  Einschränkungen.  Vgl.  'S.  Aufl., 
S.  717  I,  42  II.    Ebenso  noch  in  d.  4.  A. 

y)  Anders  liegt  die  Sache  bei  grösseren  Verwendungen  ttlr 
privatwirthschaftliche  Kapitalanlagen.  Diese  müssen  unbe- 
dingt aus  ausserordentlichen  Einnahmen  oder  Anleihen  bestritten 
werden,  so  lange  man  wenigstens  im  Rahmen  der  bisherigen 
Wirtbschafts-  und  Finanzpolitik  bleibt  und  nicht  etwa  mit  Hilfe 
der  Besteuerung  dem  Staate  die  Mittel  verschaffen  will,  um 
direct  auf  dem  Gebiete  der  SacbgUterproduction  den  Besitzern 
des  Privatkapitals  als  Überlegener  Concurrent  entgegentreten  zu 
können.  Sehen  wir  von  dieser  Eventualität  hier  ab,  so  darf  in  der 
Tbat  bei  der  privatwirthschaftlichen  Kapitalanlage  des  Staats  die 
Regel  für  die  Benutzung  des  Staatscredits  absoluter  formulirt  werden. 

Dieser  Satz  wird  von  Laspeyrcs  im  Staatswörterb.  X,  93  angegrilfen,  hier 
aber  meines  Erachtens  mit  Recht,  wie  schon  ebend.  X,  S,  festgehalten,  wenigstens 
als  Regel  bei  grösseren  Ausgaben,  wenn  man  nicht  die  obige  Eventualität  statuirt. 
Ob  die  Volksvertretung  hier  mitwirkt  oder  nicht,  ist  für  die  volkswirtschaftliche  und 
finanzielle  Seite  der  Frage  gleichgültig.  Es  ergiebt  sieh  hier  übrigens  wieder,  wie 
bei  einer  weitgreifenden,  socialpolitischen  Zwecken  dienenden  Steuerpolitik  die  heutigen 
hnanzwissenschaftlichen  Grundsätze  mannichfach  nur  als  historisch -relative  er- 
M-heineu.  Bei  kleineren,  sich  ohnehin  in  einem  grösseren  Haushalt  auch  öfters 
wiederholenden  Verwendungen  jener  privatwirthsch.  Art  empfiehlt  es  sich  aber  wohl 
auch,  ebenso  wie  bei  kleinen  staatswirthsch.  Ausgaben,  sie  zur  ordentlichen  Ausgabe 
hi  schlagen  und  demgemäss  aus  ordentl.  Einnahmen  zu  decken:  ein  Zugeständniss 
«m  Laspcyres'  Auffassung.  Anderseits  ist  an  den  grossen  Kapitalaufwand  für  Eisen- 
bahnen (Bau,  Kauf)  u.  Aehnlichcs  zu  denken,  wo  sich  das  Mbsliche  einer  Besteuerung 
m  solchem  Zweck  doch  deutlich  zeigt. 
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Zu  dem  allgemeinen  Rechtfertigungsgrunde,  welcher  aus  der 
Wirkung  der  Ausgaben  entnommen  ist,  kommen  noch  weitere 
Gründe,  die  hier  wohl  den  Ausschlag  geben. 

Privatwirthschaftliche  Kapitalanlagen  mit  Steuern  herstellen, 
widerspricht  einmal  dem  letzten  Zweck  und  tieferen  Rechtsgrund 
der  Besteuerung. 

Die  hergesteuerteu  Güter  werden  den  Einzelwirthscbaften  entzogen,  damit  in 
der  Gesainmtwirthschaft  des  Staats  solche  Güter  producirt  werden,  welche  der  Staat 
allein  oder  doch  am  Besten  für  die  Volkswirtschaft  herstclleu  kann  (eigentliche 
Staatslcistungen,  meist  immaterieller  Art),  nicht  aber  solche  Guter,  welche  der  Einzel - 
wirtbsebafter  selbst,  und  oft  besser  als  der  Staat,  herstellt.  Steuern  für  die  privat- 
wirthschaftlicben  Kapitalanlagen  zu  verwenden,  würde  also  nur  dazu  fuhren,  dem 
einzelwirthschaftlicheu  Betrieb  Sachgüter  oder  sachliche  Productionsmittel  zu  entziehen, 
mit  Hülfe  deren  der  Staat  den  Einzelwirthscbaften  in  der  Production  derselben 
(iüter  unmittelbare  Concurrenz  macht. 

Die  Deckung  durch  Anleihen  wird  ferner  auch  durch  die 
speeifische  Natur  der  privatwirthschaftlichen  Kapitalanlagen 
und  durch  die  Wirkung  der  für  letztere  erfolgenden  Kapitalver- 
wendungeu  gerechtfertigt. 

Ob  der  Staat  oder  Private  Kapital  zum  Ankauf  oder  zur  ersten  Anlage  und 
Verbesserung  von  Domänen,  Forsten,  Berg-  und  Hüttenwerken,  Fabriken  und  sonstigen 
Gewerksaulagen ,  Eisenbahnen  u.  dgl.  m.  verwenden,  das  hat  für  die  Volkswirtschaft 
im  Wesentlichen  ganz  die  gleiche  Wirkung.  Theils  wird  (beim  Ankauf)  Kapital  ein- 
fach von  einem  Wirthschaftsbctricb  auf  den  andern  übertragen,  theils  (bei  der  Neu- 
anlage  und  Melioration)  umlaufendes  in  stehendes  Kapital  verwandelt,  neue  Ersparnisse 
als  Betriebskapital  benutzt  u.  s.  \v.  Private  machen  für  solche  Zwecke  auch  häufig 
Anleihen,  die  dann  nicht  auders  wirken,  als  die  Staatsanleihen.  Letztere  entziehen 
vielleicht  das  Kapital  einer  anderweiten  produetiven  Verwendung  in  der  heimischen 
Volkswirtschaft .  so  dass  hier  eine  Einschränkung  der  Production  erfolgen  muss. 
Aber  auf  der  andern  Seite  vergrössert  sich  die  Production  durch  die  Leistungen  der 
betrellenden  Staatsanstalt.  Die  Wirkung  einer  Deckung  der  privatwirthschaftlichen 
Kapitalanlage  des  Staats  durch  Anleihen  ist  immer  ebenso,  als  weun  Private  ihre 
eigenen,  bereits  anderswie  angelegten  oder  aus  den  produetiven  Anlagen  dritter 
Personen  leihweise  herangezogenen  Kapitalien  in  ein  neues  Unternehmen  stecken;  nur 
die  Richtung,  nicht  der  G  esam  m  tum  fang  der  volkswirthschaftlichen  Production 
ändert  sich,  eine  Kapitalveruichtuug  erfolgt  nicht. 

Endlich  setzt  die  Aufbringung  des  bedeutenden  Aufwands 
z.  B.  für  Eisenbahnen  durch  Steuern  eine  viel  vollkommenere  Ein- 
richtung der  Besteuerung  voraus,  als  sie  besteht  und  in  absehbarer 
Zeit  bestehen  kann.  Der  Druck  der  unvermeidlichen  Ungleich- 
mässigkeiten  jeder  Besteuerung  wtlrde  in  solchem  Falle  vollends 
unerträglich. 

Dies  hat  Perrot,  der  einzige  mir  bekannte  Befürworter  dos  Staatsoiseubahnbaus 
aus  Steuerfonds,  ganz  übersehen. 

Wo  es  sich  um  grosse  Summen  für  solche  Anlagen,  z.  B. 
um  Eisenbahnbau  handelt,  ist  es  auch  allgemeine  Praxis,  ausser 
ordentliche  Deckungsmittel  zu  brauchen.  Neben  Anleihen  kann 
man  passend  den  Erlös  für  veräusserte  Staatsgüter,  die 
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Ablösungskapitalien  für  beseitigte  Grundlasten  u.  dgl.  in. 
so  verwenden.  Auch  die  Reinerträge  des  Domaniums  (i.  w.  S.), 
obgleich  zu  den  ordentlichen  Einnahmen  gehörig,  mögen  allenfalls 
anf  diese  Weise  benutzt  werden.  Die  Wirkung  davon  auf  die 
Volkswirtbschaft  ist  dieselbe,  als  wenn  Private  die  Erträge  ihrer 
Internehmen  sofort  Ubersparen  und  für  die  Errichtung  neuer 
Anstalten  verwenden.  Für  die  Steuerzahler  gewährt  dann  nur 
zeitweise  der  Besitz  von  Rente  gebenden  Staatsanstalten  keine 
Erleichterung. 

Nach  dem  Vorausgehenden  kommt  man  zu  folgender  Regel 
lür  die  wirkliche  Benutzung  des  öffentlichen  Credits,  in 
wesentlicher  Einschränkung  gegen  Dietzel's  Theorie  und  Stein 's 
Erörterungen :  Die  Benutzung  des  Credits  ist  überhaupt  nur  zu- 
lässig bei  gewissen  Verwendungszwecken  der  Anleihen,  zu  denen 
nicht  die  Deckung  ordentlicher  Ausgaben  gehört.  Auch  wenn  der 
Zweck  sie  erlaubt,  sollte  die  Schuldenaufnahme  möglichst  beschränkt 
werden  auf  die  Fälle  von  Anleihen  aus  wirklich  disponiblen 
heimischen  und  aus  auswärtigen  Kapitalien.  Dies  um  so  mehr, 
wenn  eigentlicher  ausserordentlicher  Aufwand,  wie  Kriegskosten  u. 
dgl.  zu  decken  ist,  während  die  Deckung  des  Bedarfs  für  staats- 
wirthschaftliche  Kapitalanlagen  auch  mittelst  Anleihen  aus  bereits 
angelegten  heimischen  Kapitalien  unbedenklicher  ist  und  der  Bedarf 
rtir  privatwirthschaftliche  Kapitalanlagen  grösserer  Art  in  normaler 
Weise  durch  solche  Anleihen  richtig  bestritten  wird.  Demgemäss 
ergeben  sich  auch  die  Forderungen  an  die  Ausdehnungsfähigkeit 
der  ordentlichen  Einnahmen,  besonders  der  Besteuerung  zur  Deckung 
"rdentlichen  und  ausserordentlichen  Finanzbedarfs. 

IV.  —  §.  74.  Die  Fälle  der  Unzulänglichkeit  der 
Benutzung  des  Staatscredits.  Nach  dem  Vorhergehenden 
mnss  die  Benutzung  des  Staatscredits  zur  Deckung  der  Ausgaben 
doch  auf  wenige  ganz  bestimmte  Fälle  eingeschränkt  werden. 
Aber  auch  wenn  sie,  wie  von  einigen  Anhängern  des  Staats- 
schulden wesens  geschieht,  in  weiterem  Umfange,  namentlich  unbe- 
dingt zur  Deckung  der  gesummten  Kriegsausgaben  —  practisch 
der  Hauptfall  —  empfohlen  wird,  so  erheben  sich  noch  folgende, 
eng  mit  einander  zusammenhängende  wichtige  practische  Fragen: 

1)  ob  Anleihen  denn  immer  möglich  sind; 

2)  ob  auch  in  diesem  Fall  der  Zweck,  die  Deckung  des 
einmal  vorliegenden  Bedarfs  in  festbestimmter  Zeit,  mit 
ihnen  immer  sicher  erreicht  werden  kann; 
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3)  ob  die  Bedingungen  einer  Anleihe  nicht  mitunter  so 
ungünstig  sein  können,  dass  dennoch  besser  für  andere  Deckungs- 
mittel  gesorgt  wird. 

Diese  Fragen  führen  zu  derjenigen  von  der  Notwendigkeit 
oder  Zweckmässigkeit  eines  Staatsschatzes  und  eines  Systems 
grosser  Extrasteuern  (Kriegssteuern)  hin.  Erst  durch  ihre 
Erörterung  erlangt  die  Theorie  der  Finanzbedarfsdeckung 
den  richtigen  Abschluss. 

Die  bisherige  Theorie,  auch  in  ihren  neueren,  der  Benutzung  des  Staatscredib 
günstigen  Vertretern,  wie  z.  B.  Dietzel,  hat  diese  Fragen  so  gut  wie  völlig  ignorirt. 
während  sie  doch  ausserordentlich  wichtig  sind.    Bei  A.  Wagner,  Ordn.  d.  Osten. 
Staatshaush.  S.  23 — 2$  u.  Art.  Staatsschuld,  im  StaatswOrtcrb.  S.  18  sind  die  Fragen 
bereits  berührt.    Für  die  Entwicklung  im  Texte  sind  die  neuesten  Erfahrungen  bes. 
Preussen's  i.  J.  18G6  u.  1870  gewiss  mit  Recht  massgebend  gewesen.  Merkwürdig, 
aber  characteristisch  für  ihn,  ist  die  Stellung,  welche  Stein  zu  diesen  Fragen  und 
speciell  zu  meiner  Behandlung  derselben  i.  d.  6.  Ausg.  Rau  s  einnimmt.   Vgl.  besond. 
seine  Polemik  gegen  meine  Rechtfertigung  des  Staatsschatzes,  Finanzwiasensch., 
3.  Ausg.,  S.  682  fl'.,  bes.  19]  ff.,  194.    Dieser  geistvolle  Gelehrte  besitzt  leider  zum 
Schaden  für  seine  verdienstvollen  Werke  absolut  nicht  die  Fähigkeit,  Gedanken  u. 
practischen  Verhältnissen  ausserhalb  seines  Schematismus,  ich  sage  nicht  gerecht  zu 
werden,  sondern  nur  sie  zu  verstehen.  Wenn  Jemand,  wie  er,  so  lange  in  Oesterreich 
gelebt  hat  u.  doch  nicht  einmal  im  Stande  ist,  die  Lücke  zu  erkennen,  welche  für 
die  Theorie  u.  Praxis  des  Finanzwesens  hier  von  mir  auszufüllen  gesucht  wird, 
während  ihm  gerade  Oesterreich'»  Geschichte  den  Beweis  ad  hominem  demonstrirt, 
dass  hier  eine  Lücke  ist,  so  bleibt  nichts  weiter  übrig,  als  ihn  achselzuckend  bei 
seiner  Einseitigkeit  zu  belassen.  Bedauerlich  ist  es  aber,  dass  Stein  mit  sophistischen 
Thcoricen  schlimme  Osterreichische  Finanzpraxis  rechtfertigt  (man  vgl.  z.  B.  seine 
Stellung  in  der  Eisenbahnfrage,  die  gradezu  mit  seiner  Regaltheorie  in  Widerspruch 
ist,  seine  ältere  Theorio  der  Verkehrssteuern,  wo  die  bedenklichsten  fiscalischen  Practiken 
nicht  nur  ihre  Absolution  finden,  sondern  als  die  wahren  Postulate  der  höheren  Wissen* 
schaft  erscheinen,  u.  A.  in.),  während  er  diese  Unfähigkeit  beweist,  aus  dem  Studium 
des  so  hochinteressanten  u.  lehrreichen  österr.  Staatshaushaltes  diejenigen  Punctc 
herauszufinden,  wo  die  Praxis  u.  die  bisherige  Theorie  mit  absoluter  Noth wendigkeit 
verbessert  werden  müssen.    S.  auch  u.  Uber  Stein 's  „Finanzwissenschaft  des  Kriegs." 
In  d.  4.  Aufl.  I,  252  hat  Stein  in  der  Erkenntniss  vom  Werth  eines  Staatsschatzes 
wenigstens  den  einen  Fortschritt  gemacht,  das  „ausnahmsweise  Zweckmässige"  einer 
solchen  Einrichtung  zuzugestehen.   Seine  Einwände  sind  die  alten,  oft  widerlegten. 

Es  genügt,  im  Folgenden  den  nicht  nur  practisch  wichtigsten, 
sondern  auch  für  die  wissenschaftliche  Principienfrage  charac- 
teristischsten  Fall  zu  behandeln:  wenn  plötzlich  sehr  grosse 
Kriegsausgaben  binnen  einer  ganz  kurzen  Zeit  zu  be- 
streiten sind. 

Dieser  Fall  liegt  bei  Kriegen  der  modernen  Staaten  in  der 
Gegenwart  stets  vor.  Jedoch  gestaltet  er  sich  noch  bemerkens- 
werth  verschieden  nach  der  geographischen  Beschaffenheit 
eines  Staatsgebiets,  nach  der  ganzen  politischen  Stellung 
und  Aufgabe  eines  Staats  und  nach  dem  herrschenden 
Wehrsystem. 
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Von  der  geographischen  Beschaffenheit  des  Staatsgebiets,  d.  h.  von  der 
Bodengestaltang  (Flachland,  Gebirgsland) ,  den  Grcnzverhältn issen  (gute 
natürliche  —  schlechte  conventionollo  Grenzen).  dcrAbrundung  dos  Gebiets, 
dem  Zusammenliegen  desselben  in  einer  compacten  Masse  oder  der 
Zerrissenheit  in  mehreren  getrennten  Stucken  D.  s.  w.  hängt  die  Offensiv- 
tind  Defensifkraft  eines  Staats  wesentlich  mit  ab.  Ein  Staat  z.  B.  mit  otfenen  Grenzen, 
Flachland,  mit  grosser  Ausdehnung  seines  Gebiets  in  schmalen  Streifen  Uber  weite 
Räume  unterliegt  der  besonderen  Gefahr,  rasch  beim  plötzlichen  Aasbruch  eines 
Krieges  einen  Theil  seines  Gebiets  vom  Feinde  Uberschwemmt  zu  sehen.  Dadurch 
vermindern  sich  auch  die  finanziellen  Hülfsmittcl  eines  solchen  Staats  sofort  und  der 
Staatscredit  leidet  leichter  oder  versagt  schneller  ganz  den  Dienst.  Man  vergleiche 
nur  Prcussen  und  Deutschland,  bes.  vor  den  Jahren  1*66  u.  1870,  aber  im 
WesentL  doch  auch  jetzt  noch  mit  Grossbritannien,  Frankreich,  Spanien,  Scandinavien, 
Italien.    Man  denke  an  die  Schweiz. 

Von  der  politischen  Stellung  und  Aufgabe  eines  Staats,  welche  beide 
einmal  das  Product  bestimmter  geschichtlicher  Verhältnisse  sind  und  sich  nicht 
leicht  beliebig  ändern  lassen,  hängt  die  nähere  oder  fernere  Gefahr  von  Kriegen 
wesentlich  mit  ab.  Z.  B.  ein  erst  im  Aufbau  begriffener  Staat,  der  die  Aufgabe 
nicht  von  sich  weisen  konnte,  nationalen  Bedürfnissen  gemäss  sich  auszudehnen,  zu 
arrondiren  und  innerlich  in  seiner  politischen  Verfassung  neu  zu  gestalten,  wie 
Deutschland  in  der  Gegenwart,  wird  leichter  als  ein  gefestetcr  alter  Staat  zu  Offensiv- 
kriegen behufs  rechtzeitiger  Defension  (Preusscn !)  genöthigt  werden  oder  öfters  seinen 
Bestand  von  Neuem  vertheidigen  müssen.  Eine  solche  Lage  bccin/lusst  nothwendig 
auch  die  Benetzbarkeit  des  Sfaatscredits. 

Unter  den  verschiedenen  modernen  Wehrsystemen  ist  es  das  preussisch- 
deutschc  mit  seiner  Scheidung  von  stehendem  Heere,  Reserve  und  Landwehr,  welches 
>einer  eigenthümlichen  Organisation  gemäss  relativ  noch  grösserer  Geldsummen, 
die  zugleich  in  noch  kürzerer  Zeit  verfügbar  sein  müssen,  gerade  im  aller- 
kritischsten  Augenblicke,  nemlich  kurz  vor  und  unmittelbar  nach  der 
Kriegserklärung,  wo  der  Credit  regelmässig  am  Tiefsten  erschüttert  ist,  bedarf:  zur 
Mobilmachung  u.  s.  w.  Das  ist,  wie  manches  Andere,  ein  volkswirtschaftlicher 
und  finanzieller  wie  politischer  und  insofern  selbst  militärischer  Nachtheil  dieses 
Wehrsystems,  der  wegen  der  anderweiten  uberwiegenden  Vortheile  (Ersparung  an 
Geld  und  Arbeitskraft  u.  s.  w.  in  Friedenszeit,  grössere  Truppenstärke  im  Kriege) 
als  dem  System  inhärent  in  den  Kauf  genommen  werden  muss.  Auch  für  die  Be- 
nutzung des  Staatscredits  ist  diese  Eigenthümlichkeit  des  preussisch- deutschen  Wehr- 
Systems  wieder  nicht  ohne  wichtige  Folgeu. 

Die  Crediterschütterung  zur  Zeit  des  Kriegsausbruchs  beweist  die  Statistik  der 
Curse  der  Werthpapiere  fast  in  jedem  neueren  grossen  Kriege  ganz  deutlich,  so  bes. 
1$59,  1866,  1870.  Das  Minimum  der  Curse  pflegt  unmittelbar  vor  oder  gleich  nach 
der  Kriegserklärung  erreicht  zu  werden,  noch  bevor  irgend  entscheidende  militär. 
Operationen  erfolgt  sind.  Später  steigen  wohl  selbst  im  Kriege  die  Curse  des  Staats, 
der  Niederlagen  erlitten,  weil  die  Aussicht  auf  baldigen  Frieden  wächst:  so  war  es 
wiederholt  in  Oesterreich.  Freilich  zeigen  die  französischen  Curse  i.  J.  1870  eine 
entgegengesetzte  Bewegung,  in  welcher  sich  der  verstärkte  Eindruck  der  ganz  un- 
erwarteten Niederlagen  abspiegelt,  während  der  anfängliche  günstigere  (.'ursstand  auf  . 
das  übertriebene  Selbstgefühl  der  Franzosen  zurückzuführen  war.  Ueber  die  Bewegung 
der  deutschen  Curse  in  der  Zeit  vom  5.  bis  19.  Juli  1870  s.  die  Tab.  XI  in  A.  Wagner, 
Syst.  d.  Zettelbankpolitik.  S.  412.  zum  Beleg  des  Gesagten.  —  Die  sog.  Mobilmachungs- 
losten  (einmal.  Ausgaben)  werden  für  Preussen  im  Feldzug  von  1866  auf 
13  61  Mill.  Thlr.  angegeben,  wovon  für  die  mobile  Armee  (persönl.  Mobilmachungs- 
u.  Ausrüstungsgehler.  Beschaffung  der  Pferde,  Bekleidung,  der  Fahrzeuge  u.  Geschirre 
Q.  s.  w.,  Ausrüstung  der  Poutoncolonnen,  Ausstattung  der  Feldlazarethe)  10*14  Mill.  Thlr. 
1  ur  das  norddeutsche  Heer  im  J.  1870  war  in  der  Zeit  vom  15.  Juli  bis  3.  Aug. 
täglich  mindest.  2  Mill.  Thlr.  nothwendig  für  Mobilmachung  u.  Krieg  lohne  das 
>äch.«.  Contingent).    (Stenogr.  Bcr.  üb.  d.  Reichstagsverh.,  2.  Sess.,  1871,  II,  74). 

Die  drei  erwähnten  Umstände  erschweren  die  Benutzung  des  Staatscred.  bes. 
ifl  Deutschland,  zumal  in  Preussen,  vollends  vor  den  Ereignissen  von  1866  und 
1*70.   Die  schwierige  geograph.  Lage  in  Mitten  des  Welttheils,  die  auch  jetzt  noch 
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schlechten  Grenzen  gegen  die  Schweiz  u.  Holland,  gegen  Oesterreich  n.  Russland  oder 
Polen  üben  dauernd  einen  ungünstigen  Einfluss  aus. 

Die  Summen ,  um  welche  es  sich  in  neueren  Kriegen  von  Grossstaaten  binnen 
kurzer  Wochen  und  Monate  handelt,  übersteigen  bei  Weitem  Alles,  was  sonst  im 
Haushalt  des  Staats  oder  anderer  grosser  Einzelwirtschaften,  z.  B.  für  Eisenbahnzwecke, 
in  ähnlich  kurzer  Zeit  an  grossen  Ausgaben  noch  vorkommt. 

Die  durebschn.  tägliche  Ausgabe  für  Heer  u.  Flotte  stieg  in  den  Verein. 
Staaten  1805  auf  über  3  Mill.  D..  die  laufende  Extraausgabe  für  den  Krieg  von 
1870  —  71  (über  die  gewöhnl.  militär.  Ausgabe  hinaus^  betrug  für  Nord  deutsch- 
end täglich  weit  über  1  Mill.  Thlr.  —  Förmlich  experimentell  lassen  sich  die 
prouss.-deutschen  Erfahrungen  von  1806  und  mehr  noch  von  1870  —  71  für  die 
Theorie  verwerthen.  Der  urplötzliche  Kriegsausbruch  im  Juli  1870,  die  Erfordernisse 
der  Mobilmachung  einer  riesigen  Armee  und  deren  Sendung  an  die  ferne  Westgrenze, 
die  eigenthümlichcn  geographischen  Verhältnisse  Deutschlands  belehren  vortrefflich 
über  das,  was  hier  auch  in  finanzieller  Hinsicht  nothwendig  ist.  leb  darf 
deshalb  hier  wohl  speciell  auf  meine  eingehende,  «incllcumässigc  Bearbeitung  des 
deutschen  Kriegsfinanz  Wesens  in  1870  —  71  im  Holtzendorll'schen  Jahrb.  d.  D.  Reichs 
III,  S.  05—106,  verweisen,  bes.  S.  6b  ff.,  120  ff. ,  152  ff. 

Erweist  sich  nun  die  Benutzung  des  Staatscredits  gerade  für 
diesen  Zweck,  für  die  Deckung  plötzlicher  grosser  Kriegs- 
ansgaben immer  als  zulänglich?  Diese  Frage  ist  durchaus  nicht 
mit  Sicherheit  fttr  alle  Fälle  zu  bejahen,  vollends  nicht  in  Staaten, 
wo  die  im  Vorigen  erwähnten  Umstände  erschwerend  einwirken. 

S.  A.  Wagner,  Ordn.  S.  24,  26.  Das  hier  im  Jahre  1863  über  Frankreich 
Gesagte  hat  im  Kriege  von  1870  seine  Bestätigung  gefunden. 

Absolut  unmöglich  ist  freilich  wohl  die  (freiwillige)  Anleihe  zur  Beschaffung 
kleiner  Summen  nicht  leicht  für  einen  Staat,  wohl  aber  öfters  zur  Beschaffung 
grosser  Summen,  zumal  wenn  letztere  in  bedeutenden  Betrügen  rasch  auf  ein- 
mal nothwendig  zusammen  kommen  müssen.  Mit  Einzahlungstcrraincn ,  welche  sich 
über  lange  Zeiträume  erstrecken,  reicht  man  nicht  aus.  Durch  Gewährung  wesentlich 
günstigerer  Bedingungen,  also  bei  einer  Emission  eiuer  Anleihe  zu  viel  niedrigerem 
als  dem  üblichen  Curse  oder  zu  viel  höherem  Zinsf'usse,  kann  man  zwar  in  der  Regel 
grössere  Summen  eher  beschallen.  Aber  auch  diese  Kegel  hat  ihre  Ausnahmen. 
^Ein  interessantes  und  lehrreiches  Beispiel  liefert  die  Österreich.  Steucranleihe 
von  JS61.  die  bei  einem  Betrage  von  bloss  30  Mill.  (iulden  in  Friedenszeit,  aber 
mitten  in  einer  der  schwersten  inneren  Verfassungskrisen  [vor  der  Schmerling'scheu 
Februarverfassung]  nur  mit  grösser  Mühe  und  unter  den  härtesten  Bedingungen 
[5%.  Curs  88.  rückzahlbar  al  pari  zu  je  ein  Fünftel  schon  in  1 — 5  Jahren,  reeller 
Zinsfuss  an  9°/0!]  zu  Stande  kam.    S.  A.  Wagner  in  Uns.  Zeit  1803,  S.  149.). 

Die  Bedingungen  der  Creditcrlangung  können  ferner  in  solchem  Falle  so  un- 
günstig für  den  Staat  als  Schuldner  werden,  dass  es  auch  aus  diesem  Grunde  grosse 
Bedenken  hat,  bloss  auf  den  Staatscredit  angewiesen  zu  sein.  Der  Staat  ist  dann 
der  Ausbeutung  durch  die  Creditgeber  vollständig  preisgegeben.  Die  Anleihe,  selbst 
wenn  sie  im  erforderlichen  Betrage  wirklich  die  Deckungsmittcl  liefert,  —  und  gerade 
recht  in  diesem  Falle.  —  kommt  so  theucr,  dass  andere  Hilfsquellen  dringend  in 
Erwägung  zu  ziehen  sind.  Vollends  in  der  Zwangslage  eines  Staats,  welcher  unmittel- 
bar vor  und  nach  der  Kriegserklärung  aus  den  vorerwähnten  Gründen  durchaus  flüssiger 
(ieldmittcl  bedarf,  wird  eine  Anleihe  meistens  nur  mit  grossen  Opfern  zu  Stande 
kommen.  Man  denke  z.  B.  an  die  erste  Kriegsanleihe  des  Norddeutschen  Bundes  im 
Jahre  1*>70,  die  doch  erst  fast  14  Tage  nach  der  Kriegserklärung  aufgelegt  wurde, 
beim  Curse  von  88  (5°/0ig)  nur  zu  weniger  als  zwei  Drittel  trotz  alles  Patriotismu* 
zu  Stande  kam,  —  am  3.  u.  4.  Aug.,  allerdings  2  Tage  vor  Weissenburg!  S.  Wagner 
im  Jahrb.  III.  69  —  71.  Zu  welchem  Curse  hätte  Geld  beschallt  werden  müssen  ohne 
Vorhandensein  des  preussischen  Schatzes,  also  etwa  Mitte  Juli!  Die  5°/0igen  preuss. 
Papiere  waren  vom  5.  bis  19.  Juli  von  102"/8  auf  87,  die  41/8üügen  von  94  auf  77*/4 
gewichen,  mutmasslich  aber  um  viele  Procento  mehr,  wenn  gleich  damals  die  neue 


Digitized  by  Google 


Staats  -Kriegsschatz.  173 

Auleihe  aufgelegt  worden  wäre.  In  welche  peinliehe  Verlegenheit  kam  Oesterreich 
jungst  bei  der  Beschallung  des  kleinen  Extrabedarfs  für  die  Durchführung  der  bosnischen 
l )coupation !  Bis  zum  Plane,  eine  hypothekarische  Schuld  auf  die  grossen,  im  Bau 
befindlichen  Staatsgebäude  auf  dem  Wiener  Glacis  aufzunehmen!  Der  Umstand,  dass 
•iie  Abhängigkeit  der  militärischen  Leistungsfähigkeit  des  Staats  von  dor 
Verfügung  über  bestimmte  grosse  Summen  Geld  innerhalb  gewisser 
kurzer  Zeit  bekannt  ist,  wirkt  abermals  nur  ungünstig  auf  den  Staatscredit  ein  und 
verschlechtert  die  Bedingungen,  unter  denen  wenigstens  die  Anleihe  zur  Deckung  des 
ersten  Bedarfs  aufgenommen  werden  inuss,  wiederum. 

Demgemäss  ist  es  als  Grundsatz  richtiger  Finanz- 
politik hinzustellen,  dass  der  Staat  rechtzeitig  im  Frieden 
Vorkehrungen  treffen  muss,  um  in  dem  immerhin  möglichen 
Falle,  dass  eine  Anleihe  im  erforderlichen  Umfange  gar  nicht  oder 
nicht  schnell  genug  zu  Stande  kommt,  und  in  dem  oftmaligen  wirk- 
lichen Falle,  dass  die  Bedingungen  der  Anleihe  im  Augenblicke 
ausserordentlich  ungünstig  sind,  nicht  durchaus  auf  die  Be- 
nutzung des  Staatscredits  angewiesen  zu  sein. 

Die  Vorkehrungen,  welche  zu  diesem  Zwecke  zu  ergreifen 
sind,  sind  die  Anlage  eines  Staatsschatzes  (Kriegsschatzes) 
und  die  Einrichtung  eines  Systems  von  Extra-  (Kriegs-)steuern. 

75.  Die  Anlage  eines  Staats-Kriegsschatzes,  d.  h.  die 
liereithaltung  eines  grösseren  Betrags  haaren  (gemünzten)  Geldes 
dient  zur  Deckung  der  ersten  grossen  Ausgaben  vor  und 
im  Beginn  eines  Kriegs.  In  früheren  Zeiten,  bei  geringer 
Lebhaftigkeit  des  Verkehrs  und  bei  dem  Mangel  an  Credit,  galt 
das  Sammeln  eines  Staatsschatzes  für  eine  wesentliche  Massregel 
der  Staatsklugheit.  Unter  den  heutigen  Verhaltnissen  der  modernen 
Staaten  hat  die  Praxis  meistens  auf  Staatsschätze  verzichtet  und 
die  Theorie  sie  in  der  Regel  kurzweg  verworfen. 

Kur  den  Staatsschatz  Hume,  8.  Versuch,  Gönner,  Nothwendigkeit  eines 
Staatsschatzes,  staatswiss.  u.  jurid.  erwogen,  Landshut  1805  (in  d.  Werk  über  Staats- 
schulden §■  43  nimmt  G.  diese  Ansicht  zurück).  Ancillon,  Geist  der  Staatsver- 
fassung, S.  207,  mit  Rücksicht  auf  Friedrich  II.  —  Genovcsi  II,  77  folgt  Hume, 
shliesst  jedoch,  es  komme  auf  die  Verfassung  u.  auf  d.  Handelsreichthum  an.  Für 
den  Schatz  auch  Struensce,  Schmalz,  Eucycl.  §.  811.  Jacob  I,  §.  731  ff. 
-acht  zu  zeigen,  dass  Schätze  nur  da  nöthig  seien,  wo  wenig  Geldumlauf,  wenig  grosse 
Kapitale  und  wenig  Credit  zu  finden.  —  Vgl.  A.  Smith,  III,  355.  —  v.  Sonncn- 
fcls,  Grunds.  III,  §.  190—195.  —  Lötz,  III,  121.  —  Mac  Culloch,  taxation 
S.  396  (Kau).  —  Gegen  den  Staatsschatz  auch  Male hu s  I,  §.81,  Kau  in  d.  früheren 
Aufl.  d.  Finanzwissenschaft  §.  464,  z.  Th.  aus  den  hier  im  Text  widerlegten  Gründen, 
f.rner  Dietzel  S  157.  Finpfenbach  §.  192,  Stein  1.  A.  S.  475,  4.  A.  I,  252. 
Bcrgius  S.  415  ff.,  die  samintlich  den  wesentlichen  Puuct  nicht  erkennen.  —  Hinweis 
auf  die  bedingte  Rechtfertigung  und  die  Einseitigkeit  der  abstracten  Theorie,  in  dieser 
Frag«»  bei  A.  Wagner,  Ordn.  d.  österr.  Staatshaush.  S.  23,  Art  Staatssch.  Staats- 
wf.rterb.  X,  10.  Durchaus  der  richtige  Standpuuct  bei  Hermann,  Staats wirthschafiliche 
Untersuchungen.  2.  Aufl.,  S.  228,  wo  besonders  auch  die  Bedeutung  des  Staatsschatzes 
als  eines  Sicherungsmittels  gegen  übermässiges  Sinken  aller  ('urse  von  Wertpapieren 
und  der  demgemässe  volkswirthsch.  Nutzen  eines  solchen  Schatzes  richtig  hervor- 
gehoben wird.    Die  Frage  vom  Staatsschatz  gehört  zu  den  fielen  practischen  Fragen 
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unseres  Fachs,  in  denen  nach  einer  einseitigen  abstracten  aprioristischen  Theorie  unter 
jedem  Absehen  von  den  Thattachen  und  unter  Verzicht  auf  irgendwelche  objective 
Prüfung  entschieden  und  die  absolute  Verwerfung  des  Staatsschatzes  abgeleitet  wird. 
Nachdem  dieser  Standpunct  in  solchen  Fragen  wenigstens  von  den  wissenschaftlichen 
Vertretern  der  deutschen  Nationalökonomie  ziemlich  uberwunden  ist,  hält  ihn  um  so 
mehr  noch  der  Journalismus  und  die  Geschäftswelt  fest.  Bei  der  Verwerfung  des 
Staatsschatzes  denkt  man  ineisteus  an  die  Schätze  barbarischer  Herrscher  oder  Staaten 
der  alten  Welt:  die  Gründe,  welche  für  solche  Schätze  sprechen,  treffen  in  den 
civilisirten  Staaten  freilich  meist  nicht  mehr  zu.  Mit  diesen  Gründen  widerlegt  man 
aber  den  Nutzen  eines  Staatsschatzes  eines  modernen  Staats  nicht  Es  ist  deshalb 
die  Art  und  Weise  schwer  begreiflich,  wie  Stein  die  Frage  des  Staatsschatzes  noch 
glaubt  abmachen  zu  können.  Er  sagt  darüber  3.  Aufl.  d.  Finanzwiss.  S.  193:  „Das 
Bedürfnis»  nach  einem  solchen  Schatze  ist  mit  dem  Creditwescn  der  neueren  Zeit 
verschwunden  (??),  die  Uebelstände  der  Entziehung  von  Geld  aus  dem  Umlaufe  und 
der  Zinslosigkcit  desselben  jedoch  nicht;  gewiss  ist,  dass  der  Schatz  nur  aus  U Über- 
schüssen entstehen  kann,  und  sein  Vorhandensein  daher  nur  beweist,  dass  man  diese  nicht 
rationell  zu  verwalten  versteht  (sie!!).  .  .  .  Die  ganze  Frage  kann  in  unserer  Zeit 
als  beseitigt  angesehen  werden."  Und  in  der  Anmerk.  S.  194:  „Was  Wagner 
bei  Bau  mit  seiner  Vcrthcidigung  des  Staatsschatzes  will,  ist  nicht  recht  abzusehen  (?); 
hatte  ihn  doch  Jacob  I,  331  (falsch  citirt  f.  I,  §.  728,  731  (f.)  lehren  müssen,  wie 
wesentlich  sich  in  unserem  Jahrhundert  die  Auffassung  über  die  historische  Bedeutung 
der  Sache  geändert  hat1  Nach  dieser  Probe  von  Stein 's  Fähigkeit,  die  Ansichten 
anders  Denkender  zu  verstehen,  wird  meine  Bemerkung  oben  wobl  nicht  als  ungerecht- 
fertigt erscheine».  Uebrigens  hat  Jacob  in  §.  731  die  richtigen  Gesichtspuncte  her- 
vorgehoben, täuscht  sich  aber  in  §.  733,  dass  ein  Staat  in  einem  kapitalreichen  Volke, 
der  unbedingt  Credit  besitze,  sich  „die  prompten  Mittel  zur  Führung  eines  Kriegs*4 
ohne  Schatz  sicher  verschallen  könne.  Jacobs  Auffassung  ist  viel  gründlicher  als 
die  Stein'sche.  In  d.  4.  A.  I,  252  macht  dann  Stein  doch  das  Zugeständniss,  dass 
die  Voraussichtlichkeit  drohender  Kriege  den  Werth  eines  Staatsschatzes  so  hoch 
steigern  könne,  dass  die  Vortheile  die  Nachtheile  überwiegen.  — 

In  neuerer  und  in  neuester  Zeit  hält  man  bes.  nur  in  Preusscn  und  jetzt  im 
Deutschen  Reiche  an  dem  Staatsschatzsystem  seit  Friedrich  Wilhelm  I.  fest:  vgl. 
über  d.  Geschichtliche  bes.  Riedel,  brandenb.  preuss.  Staatshaush.  passim,  bes. 
S.  72,  SO,  120  ff.,  189,  239,  wo  manche  Berichtigungen  früherer  irrthüml.  (meist  zu 
hoher)  Zahlen.  Betrag  1740  8*7,  1786  55*2  (incl.  viel  leichtes  Geld),  neuerdings 
meist  20  —  30  Mill.  Thlr.,  wenn  nicht  gerade  grössere  Ausgaben  daraus  bestritten. 
Nach  K.-O.  v.  17.  Jan.  1V20  und  17.  Juni  1826  flössen  dem  Staatsschatz  Verwaltungs- 
überschüssc,  Rest-  und  zufällige  Einnahmen  aus  d.  Erlös  bei  Veräusserungen  oder 
Vererbpachtung  solcher  Besitzungen  und  Anlagen  des  Staats,  die  nicht  Domänen  sind 
(z.  B.  Hütten-,  Gruben,  Salzwerkc  u.  s.  w.,  Militärgebäude  u.  s.  w.),  gewisse  nicht- 
domaniale  Ablösungsgeldcr,  gewisse  zurückzuzahlende  Darlehen  u.  s.  w.  zu.  Hiernach 
war  das  Anwachset!  des  Staatsschatzes  unbegrenzt,  —  der  hauptsächliche,  aber 
wesentlich  nur  formelle  Uebelstand  der  ganzen  Einrichtung.  Der  Streit  zwischen 
Regierung  und  Kammer  drehte  sich  bes.  um  diesen  Punct;  es  erfolgte  das  Compromiss 
im  Gesetz  v.  28.  Sept.  1866,  worin  der  Staatsschatz  als  feste  Staatscinrichtung  mit 
Recht  beibehalten,  aus  der  Kriegsentschädigung  vorweg  mit  27*3  Mill.  Thlr.  dotirt. 
aber  in  §.  2  bestimmt  wurde,  dass  die  dem  Staatsschatze  nach  der  K.-O.  v.  1820 
u.  1S26  „übereigneten  Einnahmen,  sobald  die  baaren  Bestände  desselben  durch  fernere 
Einziehungen  über  30  Mill.  Thlr.  erhöht  werden  wurden,  den  allgemeinen  Staatsfonds 
als  Einnahmen*1  ....  zufliessen.  Ueber  d.  Verwalt.  s.  Rönne,  Staatsrecht,  3.  Aufl. 
II,  1,  S.  73;  vgl.  auch  Richter,  preuss.  Staatssch.  passim  und  Bergius,  Finanzwiss. 
bes.  S.  415  —  422.  Die  Institution  hat  sich  von  Neuem  1866  und  1870  vortrefflich 
bewährt,  wie  so  manche  preussische  (und  englische),  die  vor  der  abstracten  Theorie 
keine  Gnade  fanden.  Sie  steht  mit  dem  preuss.  Wchrsystera  in  engem  Zusammenhange, 
nicht  minder  mit  der  geographischen  Lage  des  Landes.  Vgl.  über  den  Nutzen  des 
preuss.  Staatsschatzes  in  1870  meinen  Aufs.  Reichsfinanzwesen  im  HoitzendorfTschcn 
Jahrb.  III,  67  ff'..  152  ff.,  und  die  dortigen  Daten  aus  den  Reichstagsverhandlungcn. 
Fürst  Bismarck  äusserte  sich  dahin:  „Ich  will  bloss  die  eine  Thatsache  hervorbeben, 
dass,  wenn  wir  einen  Staatsschatz  nicht  gehabt  hätten,  wir  positiv  nicht  im  Staude 
gewesen  wären,  die  paar  Tage  zu  gewinnen,  welche  hinreichten,  das  gesammte  linke 
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iüteinufer,  das  baierischc  wie  das  preussische,  vor  der  französischen  Invasion  zu 

-  hauen.  Hatten  vir  den  Staatsschatz  nicht  gehabt,  so  fing  der  Krieg  am  Khein 
aa"  u.  s.  w.  —  Mit  vollem  Hecht  hat  es  daher  die  Beichsregierung  durchgesetzt, 
ia&»  der  ehemalige  preuss.  Staatsschatz  zu  einem  Reichskriegsschatz  gemacht 
.  irde  (Rcichsges.  v.  11.  Nov.  1871).  S.  darüber  meinen  Aufs.  S.  108,  152  il. 
Cr  ist  anf  120  Mill.  Mark  in  Gold  nun,  aus  der  französ.  Contribution  dotirt,  ge- 
setzlich nur  zu  Ausgaben  für  die  Zwecke  der  Mobilmachung  verwendbar  mittelst  kais. 
Anordnung  unter  vorgängig  oder  nachträglich  (s.  Uber  diesen  Streitpunct  meinen 
Aufs.  S.  155)  einzuholender  Zustimmung  des  Bundesraths  und  des  Reichstags.  Die 
Einbände  im  Reichstag  waren  ausser  politischen  die  gewöhnlichen  privat  wirtschaft- 
lichen, die  im  Text  wiederlegt  werden.    Der  mitunter  (auch  1871)  gemachte  Vor- 

-  LJag.  den  Schatz  verzinslich  anzulegen,  wird  durch  den  Zweck  der  Institution  ver- 
löten. Die  plötzliche  Kündigung  der  Gelder  wurde  auch  eine  Creditkrisc  beim  Kriegs- 
ausbruch noch  steigern,  s.  A.  Wagner,  Zettelb.  polit.  S.  390,  Jahrb.  S.  153  ff. 

Die  gegen  den  Staatsschatz  angeführten  Gründe  sind  nicht 
durchweg  stichhaltig  oder  werden  durch  andere  tiberwogen: 

Man  sagt  zunächst,  ein  Staatsschatz  sei  unnöthig,  weil 
man  sich  in  Kothfällen  durch  Anleihen  helfen  könne. 
Nach  den  Erörterungen  im  Vorhergehenden  ist  diese  Behauptung 
auf  Grund  der  Erfahrung  aber  gar  sehr  der  Einschränkung  be- 
dürftig. Vielmehr  erscheint  danach  der  Staatsschatz  bedingt  fast 
überall  auch  jetzt  noch,  wenn  ein  Staat  nicht  etwa  ganz  ausser- 
ordentlich durch  seine  Lage  gesichert  ist,  —  selbst  England  kann 
wohl  mehr  wegen  seiner  geschützten  insularen  Lage,  als  wegen 
seines  Kapitalreichthums  auf  einen  Staatsschatz  verzichten  — 
unbedingt  aber  in  Staaten  der  oben  geschilderten  Art  gerecht- 
fertigt.  Er  ist  hier  ein  wichtiges  Mittel  der  Sicherheit. 

Man  sagt  ferner,  das  „To  dt  liegen"  grosser  Geld- 
summen, die  Zinsverluste  u.  s.  w.  seien  ein  nachtheiliger 
volkswirtschaftlicher  Verlust,  der  zudem  eine  Belastung 
•ler  meistens  ärmeren  Gegenwart  zu  Gunsten  der  reicheren  Zukunft 
in  sich  8chlies8e.  Die  Bereithaltung  eines  Staatsschatzes  ist  jedoch 
eine  Maassregel,  wie  sie  im  Staatshaushalte  und  in  der  Privat- 
wirthsebaft  zur  regelmässigen  Führung  der  Wirtschaft  mehrfach 
unvermeidlich  sind,  z.  B.  wie  die  Anlegung  von  Waffenvorräthen, 
Zeughäusern,  Arsenalen,  Schiffen,  Festungen  u.  s.  w.  und  wie  über- 
haupt von  Reservefonds  (in  Geld  oder  in  Sachgütern  für  einen 
concreten  Zweck),  welche  bereit  gehalten  werden  für  einen  mög- 
licher Weise,  stets  aber  ungewiss  wann  eintretenden  Fall. 

S.  die  sehr  treii'.  Bemerkungen  von  Hermann  S.  226,  der  „Vorräthe.  die 
n.iü  dem  gegenwärtigen  Verbrauch  entzieht,  um  sich  die  Art  ihrer  Verwendung  zu 
«ihren,  für  Falle  unvorherzusehenden  Bedarfs  oder  um  später  in  beliebiger  Weise 
fr*i  darüber  zu  verfugen",  auch  nicht  zu  den  todten  Kapitalien  rechnet.  —  Wagner, 
'tuoiIL,  cj.  27.  An  in.  3.  —  Solche  Reservefonds  haben  eine  bestimmte  wirth- 
v  haftliche  Function:  sie  gewähren  die  Sicherheit  regelmässiger  Führung  der 
•  treffenden  Geschäfte.    Man  kann  sie  daher  auch  nicht  als  todt  oder  müssig 


Digitized  by  Google 


m 


170         l.B.  H.K.  Materielle  Ordnung  der  Finanzwirthschaft.  §.  75,  76. 

liegeud  bezeichnen.  Ihre  Nutzungen  sind  nur  anderer  Art  als  die  vieler  anderer 
Güter.  Vom  Staatsschatz  speciell  gilt  dasselbe,  auch  für  die  Zeit,  wo  er  ruhig  bereit 
liegt.  Sein  Nutzen  besteht  in  der  Gewahr  grösserer  Sicherheit  für  den  Staat  und  für 
die  Volkswirtschaft.  Wenn  den  Leistungen  des  Staat*  auch  im  Gebiete  des  Rechts- 
schutzes nach  Innen  und  Aussen,  wie  von  den  Neueren  mit  Recht,  volkswirtschaft- 
liche Productivität  zuerkannt  wird,  so  ist  sie  auch  eiuem  Staatsschatze  voü 
richtiger  Höhe,  dor  die  Vornahme  jener  Leistungen  mit  verbürgt,  nicht 
abzusprechen.  Die  unmittelbaren  Zinsverluste  sind  der  meistens  nicht  sehr  hoht- 
Preis,  um  welchen  der  Staat  die  wcrthvolle  Gewissheit,  stets  über  die  nöthigen  Geld- 
mittel beim  Ausbruche  eines  Kriegs  zu  verfügen,  bezahlt.  Bei  einer  massigen  Höhe 
des  Staatsschatzes,  die  allein  in  Frage  kommt,  sind  jene  Zinsverluste  auch  für  die 
Finanzen  erträglich  und  werden  unmittelbar  durch  die  erheblichen  Cursgewiunste  bei 
Kriegsanleihen  mehr  oder  weniger  aufgewogen.  Kechnungsmässig  würde  es  sich 
rechtfertigen  lassen,  die  jährlichen  Zinskosten  des  Schatzes,  also  in  Deutschland  jetzt 
etwa  4%.  zu  den  Staatsausgabeu ,  speciell  zum  Militäretat  zu  setzen.  In  den  ohne 
Krieg  bisher  verflossenen  1 1  Jahren  also  bei  uns  c.  52'S  Mill.  M.  Aber  dieselb 
Forderung  könnte  eigentlich  auch  für  die  Anrechnung  von  Zinsen  auf  den  Kosten- 
aufwand für  Arsenale,  Festungen  u.  s.  w.  gestellt  werden. 

Man  wendet  weiter  ein,  mit  Hülfe  eines  Staats 
Schatzes  erreiche  man  doch  nicht  den  beabsichtigten 
Zweck.  Es  handle  sich  bei  modernen  Kriegen  um  so  grosse 
»Summen,  dass  man  sie  nicht  in  einem  Schatze  aufsammeln  könne, 
sonst  wäre  der  Zinsverlust  ganz  uuerträglieh.  Ein  kleiner  Staats 
schätz  aber  sei  gleich  erschöpft  und  ohne  irgend  erhebliche 
practische  Bedeutung.  Man  müsse  also  doch  sofort  wieder  auf 
den  Staatscredit  zurückkommen.  Diese  Beweisführung  verfehlt 
das  Ziel,  weil  sie  dem  Staatsschatze  eine  falsche  Aufgabe  stellt. 

Es  handelt  sich  beim  Staatsschatze  nicht  um  Geldsummen,  mit  denen  ein  längerer 
grosser  Krieg  eines  Grossstaats  geführt  werden  kaun,  nicht  um  2 — 3 — 400  Mill.  Thlr. 
und  mehr.  Von  der  Ansammlung  und  Bereithaltung  eines  solchen  Betrags  kann  für 
längere  Zeit  nicht  die  Rede  sein.  Die  Function  des  Staatsschatzes  ist  aber 
auch  eine  ganz  andere:  der  Staatsschatz  soll  nur  die  Mittel  dazu  gewähren,  das* 
der  Staat,  welcher  plötzlich  in  einen  Krieg  verwickelt  wird,  mit  unbedingter 
Sicherheit  sich  in  kürzester  Zeit  schlagfertig  machen  kann,  ohne  sofort 
unter  den  drückendsten  Bedingungen  mit  Anleihen  an  den  Geldmarkt  kommen  zd 
inUssen  und  dabei  gleichwohl  nicht  des  Erfolgs  sicher  zu  sein.  Zu  diesem  Zweck«1 
genügt  aber  ein  Staatsschatz  von  massiger  Höhe,  selbst  in  einem  Staate  mit 
ungültiger  geographischer  Lage,  schlechten  Grenzen  und  mit  Landwehrsystem.  Dk 
Zinsvcrluste  bei  einem  solchen  Schatze  fallen  daher  nicht  so  schwer  ins  Gewicht  und 
weiden  durch  die  besseren  Auleihecurse  um  so  leichter  gut  gemacht 

Mit  diesem  Einwände  opponirten  früher  Börsenblätter  gem  gegen  den  Staats- 
schatz, jetzt  noch  L.  Stein.  In  unruhigen  Zeiten,  wie  den  jetzigen,  wo  der  Schatz 
nur  kurze  Zeit  unbenutzt  liegt,  kann  der  finanzielle  Gewinn  am  Curs  vollends  leicht 
den  Zinsverlust  Ubor>teigen.  Von  E.  iStiü  bis  Sommer  1S70  gingen  am  preus*.  Schatz 
5 — 6  Mill.  Thlr.  Zins  verloren.  Diese  Summe  möchte  reichlich  an  besseren  Cursen 
im  Juli  und  Aug.  1S70  wieder  gewonnen  sein.  Daneben  der  von  Hermann  hervor- 
gehobene Vortheil.  dass  der  allgemeine  Cursdruck  geringer  wird.  Die  Last  dos 
Schatzes  wie  des  Heeres  trug  Preussen  bisher  allein,  dor  Vortheil  kam  auch  hier  dorn 
übrigen  Deutschland  mit  zu  Gute. 

Man  erhebt  endlich  politische  Bedenken  gegen  den 
Staatsschatz:  er  mache  die  Regierung  unabhängiger  von  der 
Volksvertretung,  die  Controle  schwerer,  erhöhe  die  Gefahr  unnützer 
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Kriege  oder  sonstiger  unnöthiger  Ausgaben.  Diese  Bedenken  sind 
kaum  irgendwie  haltbar. 

Es  muss  traarig  um  die  Macht  einer  Volksvertretung  und  um  die  Gewissen- 
haftigkeit einer  Regierung  bestellt  sein,  wenn  ein  Staatsschatz  in  dieser  Hinsicht  Bc- 
fiirchtungen  erwecken  könnte.  Dann  wurde  eine  Regierung  auch  ohne  ihn  unabhängig 
nnd  eine  Volksvertretung  bedeutungslos  genug  sein.  Der  practische  Nutzen  eines 
Staatsschatzes  für  die  politische  Sicherheit  uud  Macht  eines  Staates  fallt  umgekehrt 
••' hirer  ins  Gewicht.  Iudem  man  die  Zwecke  der  Verwendung  des  Staatsschatzes 
gesetzlich  feststellt,  z.  B.  auf  den  Fall  der  Mobilmachung  des  Heers  beschränkt, 
Verden  Ruch  die  letzten  politischen  Bedenken  hiufällig.  (Reichsges.  v.  11.  Novemb.  1871, 
?j.  1.    Der  Schatz  heisst  auch  amtlich  jetzt  Reichskriegsschatz.) 

Die  erste  Begründung  oder  die  Wieder  an  fttllung  des 
Staatsschatzes  erfolgt  dem  Zweck  der  Einrichtung  gemäss  oft  am 
Besten  durch  Aufnahme  einer  Anleihe,  wenn  nicht  ausserordentliche 
Mittel,  wie  Kriegsentschädigungen  vom.  Feinde,  zur  Verfügung 
stehen.  Auch  die  Veräusserung  von  Staatseigenthum  kann  in 
Frage  kommen.  Wird  dann  noch  eine  weitere  Erhöhung  Uber  den 
hierdurch  erreichten  (Minimal  )  Betrag  für  nothwendig  gefunden, 
so  kann  diese  aus  kleinen  Ueberschüssen  der  laufenden  Einnahmen 
geschehen.  Die  gesetzliche  Bestimmung  der  Verwen- 
dungszwecke des  Staatsschatzes  empfiehlt  sich  auch  aus  dem 
rein-finanziellen  Gcsichtspuncte. 

Gen.  Reichsges  §.  1  u.  2.  Bei  eingetretener  Verminderung  soll  der  Schatz  bis 
*ur  Wiederherstellung  der  Summe  von  40  Mill.  Thlr.  ..aus  anderen  als  den  im  Reichs- 
haushaltsetat aufgeführten  Bezugsquellen  fliessenden  Einnahmen  des  Reichs  und  im 
Uebrigen  nach  der  darüber  im  Rcichshaushaltsetat  zu  treffenden  Bestimmung  ergänzt" 
werden.    S.  Jahrb.  d.  D.  Reichs  III,  155. 

§.  76.  —  2.  Die  rechtzeitige  Organisation  eines  Systems 
grosser  Extrasteuern  (Kriegssteuern)  oder  richtig  repar- 
tirter  Zwangsanleihen  ist  die  zweite  Vorkehrung,  welche  für 
Staatsnothfälle  getroffen  werden  muss. 

Auf  diesen  Punct  hat  mich  schon  vor  längerer  Zeit  Helfe  rieh  mit  Recht 
aufmerksam  gemacht,  s.  A.  Wagner,  z.  Gesch.  u.  Kritik  der  österr.  Bancozettelper. 
Tüb.  Ztsehr.  1S03,  S.  402  Auf  die  weseutl.  Lücke  in  unserer  modernen  Finanz- 
vfirthschaft,  welche  weder  das  bestehende  Bestcuerungs-  noch  das  Anleihesystem  aus- 
füllt, sondern  derentwegen  es  eines  Schatzes  und  eines  Systems  von  Kriegssteuern  bedarf, 
bin  ich  namentlich  durch  die  Studien  Uber  Papiergeldwirthschaft  hingeführt  wordou. 
F.bcnd.  S.  400.  Stein  scheint  es  anders  gegangen  zu  sein.  Er  spöttelt  Uber  den 
Ausdruck  „Ext  ra steuern":  „was  für  ein  Ding  ist  denn  für  die  Fiuanzwisscnschaft 
die  ExstrastcuerV "  I,  6S.  Wenn  er  diesen  einfachen  und  klaren  Begrill"  nicht  ver- 
geht, so  ist  ihm  durch  Erläuterungen  nicht  zu  hclfeu.  S.  jetzt  auch  meine  Abb. 
Jirecte  Steuern  in  Sehönberg's  Handb.  II,  271  u.  Fin.  II,  §.  300  tf.  über  die  „tinanz- 
polit.  Steuerpriucipien". 

Durch  eine  solche  Einrichtung  wird  der  Staat  auch  im 
weiteren  Verlaufe  eines  Kriegs  mehr  gesichert  für  den  Fall 
der  Unzulänglichkeit  einer  Benutzung  des  Staatscredits.  Damit 
wird   aber  auch  ein  practisch  ausreichendes  Mittel  geschaffen, 

A.  WaifniT,  Fiiia»/wi*!*.'nM-liaft.    1.   8,  Aull.  12 
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durch  das  die  Aufnahme  von  Staatsschulden  in  den  Fällen,  wo  sie 
nach  dem  Früheren  besser  unterbleibt,  eher  entbehrlich  gemacht 
wird,  ohne  dass  der  Staat  die  Möglichkeit  der  Deckung  für  seine 
einmal  unvermeidlichen  Ausgaben  verliert.  Die  gewöhnlichen 
Steuern  reichen  für  den  fraglichen  Zweck  nicht  aus.  Der  Ertrag 
solcher  Extrasteuern  oder  Zwangsanleihen  kann  nötigenfalls  selbst 
ohne  wesentliche  Gefahr  durch  die  zeitweilige  Ausgabe  von 
Papiergeld  (ohne  Zwangscurs)  antieipirt  werden,  denn  es  besteht 
alsdann  die  Sicherheit,  dass  dieses  Papiergeld  alsbald  wieder  ein- 
gezogen wird. 

Selbst  Oesterreich  hat  ungefährdet  die  loinb. - venetian.  Zwangsanleihcn 
durch  Papiergeld  (Vaglien)  antieipirt:  so  1^59  Ausgabe  u.  schon  1860  Einziehung  v. 
7'28  Mill.  fl.  Papiergeld,  s.  Uns.  Zeit  ISG3,  S.  27. 

Zwangsanleihcn  fallen  wenigstens  in  der  hier  in  Betracht  koniinenden  Beziehung 
wesentlich  unter  den  Gesichtspunkt  der  Besteuerung.  Sie  können  vor  eigentlichen 
Steuern  gerade  in  Staatsnothfällcn  den  Vorzug  verdienen ,  weil  bei  ihnen  mancherlei 
sonst  unvermeidliche  Härten  eher  ausgeglichen  werden,  —  sofort,  durch  Weiterbe- 
gebung der  betreiienden  Schuldtitel,  später,  durch  Kuckzahlung  der  entnommenen 
Summen. 

Die  Organisation  eines  solchen  Systems  von  grossen  Extra- 
steuern oder  Zwangsanleihen  muss  uothwendig  vorher  in  ruhiger 
Friedenszeit  erfolgen. 

Improvisiren  mitten  in  der  Zeit  des  Kriegs  und  des  uumiltelbarcu  Geldbedarfs 
lässt  sich  dergleichen  in  ausreichender  Weise  gar  nicht  und  stets  alsdann  nur  mit 
grossen  Unvollkommenheiten  und  Härten.  Die  Aufgabe  ist  hier  auf  finanziellem  Ge- 
biete eino  ähnliche,  wie  in  Betreif  der  Organisation  ausserordentlicher  militärischer 
H  Ullakräfte  im  Gebiete  des  Heerwesens.  Ein  Wehrsystem  wio  das  heutige  deutsche 
erlangt  erst  sein  uothwendiges  iinanzielles  Complcment  und  darin  die  Garantie  seiner 
sicheren  Durchführbarkeit  mittelst  eines  Systems  von  II  all  steuern  in  Kriegen  und 
anderen  Staatsnothlagen. 

Ein  richtiger  Bcgiun  ist  auch  hier  das  namentlich  in  Preussen  und  jetzt  im 
Deutschen  Reiche  ausgebildete  System  der  sogen.  Kriegslcistnngcn.  zu  denen 
gewisse  Private  (wie  die  Pferdebesitzer)  und  namentlich  die  Selbstverwaltuugs- 
körper  (Kreise,  Gemeinden)  gesetzlich  dem  Staate  verpflichtet  sind.  Diese  Leistungen 
beschränken  sich  im  Wesentlichen  auf  Natural  lieferungen  und  Leistungen.  Die 
nothwendige  Ergänzung  fehlt  aber  noch:  nemlieh  die  Einrichtung  eine«»  System» 
von  Extra- Gcldsteuern,  wodurch  zugleich  das  System  des  Staatsschatzes  und  das  de«> 
öffentlichen  Credit}  richti*  ergänzt  werden.  Vgl.  die  preussischen  Bestimmungen 
nach  d.  Ges.  v.  11.  Mai  1851  wegen  der  Kricffsleistungcn  und  deren  Vergütung  (ein- 
geführt im  Norddeutschen  Bunde  durch  Verordnung  vom  7.  Nov.  1867).  In  Zu- 
sammenhang damit  die  Verordnung  vom  24.  Febr.  18M  u.  Gesetz  v.  12.  Sept.  1S55 
Uber  die  Herbcischafiüng  der  Pferde  durch  Landlieferungen.  Hier  wird  für  einen 
erheblichen  Theil  des  Kriegsbedarfs  (Brotmaterial ,  Hafer,  Heu,  Stroh,  Naturalver- 
pflegung,  manche  Transportmittel,  Holz,  Pferde  u.  s.  w.)  durch  eine  entsprechende 
Verpflichtung  der  Kreiso  und  Gemeinden  gesorgt,  denen  nachträglich  eine  (freilich 
nicht  immer  genügeude)  Entschädigung  von  Seiten  des  Staats  zu  Theil  wird.  Jetzt 
s.  nam.  d.  Gesetzgeb.  d.  D.  Reichs,  Ges.  vom  13.  Juni  1873  (mein  Aufs.  Reiehsfin. 
im  Jahrb.  III,  8(1  ff.,  220  fr.),  das  die  Hauptgrundsätze  des  preuss.  Rechts  herüber- 
nahm,  manche  Härten  derselben  beseitigte  (so  in  Betr.  der  P  f  erde  Stellung,  eb. 
S.  223,  225).  lieber  die  Verhältnisse  im  Frieden,  s.  Ges.  d.  Nordd.  B.  v.  25.  Juni  lb6s 
Uber  Quartierleistung  u.  bes.  zum  Vergleich  das  Ges.  über  d.  Naturalleistungen  f.  d. 
bewaffnete  Macht  im  Frieden  v.  13.  Febr.  1875.    Diese  Gesetzgebung,  bes.  d.  Ges. 


Digitized  by  Google 


System  von  Extrasteuern. 


179 


?.  1873,  ist  auch  ein  iuteress.  Beitrag  zur  prineipiell  riclit.  Bchaudl.  des  Privateigen- 
tums aus  dem  Gcsichtspuncte  des  öffentlichen  Interesses,  s.  Jahrb.  III,  225, 
meine  Grund].  I,  §.  2S6.  —  Corrcspondiren  muss  nur  ein  gerechtes,  auch  für  solche 
Zwecke  ausreichendes  Steuersystem  der  Kreise  U.Gemeinden.  Die  Aufgabe,  durch 
Extrasteuern  die  Bedeckung  des  Staatsbedarfs  für  den  Krieg  sicher  zu  stellen,  wird 
überhaupt  wohl  mittelst  Decentralisation  der  Besteuerung  gelöst  weiden  müssen.  S.  o. 
§.  45,  47. 

Unterbleiben  die  besprochenen  Vorkehrungen,  so  wird  besten 
Falles  schon  der  Staatscredit  in  einem  zu  masslosen  Um- 
fange für  die  Deckuug  ausserordentlicher  Ausgaben  in  Anspruch 
genommen.  Das  führt  nur  zu  leicht  in  die  reine  Deficitwirthschaft 
hinüber.  Oftmals  wird  aber  die  Hülle  des  Staatscredits  ver- 
sagen. Dann  muss  in  Ermangelung  anderer  Mittel  die  Ausgabe, 
von  welcher  vielleicht  das  Schicksal  eines  Staats  und  Volks  ab- 
hängt, unterbleiben.  Oder  aber  der  Staat  hilft  sieb,  so  lange  es 
geht  —  und  es  geht  stets  eine  geraume  Zeit  lang  —  durch  die 
Ausgabe  von  eigentlichem  Papiergelde,  d.  h.  uneinlösbarem, 
mit  dem  Zwangscurs  versehenem,  und  regelmässig  geht  daraus 
länger  andauernde  Papiergeld  wirtusch  aft  mit  allen 
ihren  zerrüttenden  Folgen  hervor. 

S.  A.  Wagner,  Ordn.  S.  27,  Staatswörterb.  X,  19,  Ber.  d.  volksw.  Congress. 
in  Hannover  1864,  S.  48  u.  die  Entgegnung  v.  Wolff,  worin  der  gerügte  abstracte 
Standpunct  in  äusserster  Naivetät  hervortritt.  —  Zu  diesem  verderblichen  Hulfsmittcl 
ist  trotz  der  klarsten  Einsicht  in  dessen  Schädlichkeit  fast  jeder  neuere  Staat  in  an- 
dauernden schlimmen  Nothlagen  gedrängt  worden:  so  fast  alle  beteiligten  Staaten 
in  den  grossen  französ.  Revolutionskriegen,  selbst  Grossbritannien.  Frankreich 
vermied  die  Papicrgeldwirthschaft  unter  Napoleon  I.  besonders  Dank  den  ungeheuren 
Contributionen  u.  s.  w.  des  Auslands.  In  neuerer  Zeit  sei  nur  an  Oesterreich 
tseit  1S4S.  1S55,  185(J,  1S60),  Russland  (seit  1854,  u.  von  Neuem  im  letzten  Türkeu- 
kriege  1S7S  ff.),  Nordamerika  (seit  1862),  Italien  (seit  1806),  Frankreich 
(seit  1870)  erinnert. 

In  unserem  gerühmten  Zeitalter  der  volkswirtschaftlichen  Aufklärung  und  des 
Rechtsstaats  hilft  man  sich  also  wie  ehedem  mit  Verschlechterung  der  Währung,  d.  h. 
privatrechtlich  gesprochen  mit  Raub  und  Betrug  uud  ungleichmässigster  Belastung  der 
Einzelnen  für  die  Staatszweckc .  nicht  weil  man  das  Mittel  billigt,  sondern  weil  es 
factisch  zunächst  allein  zum  Ziele  fuhrt.  Der  Grund  liegt  einfach  in  der  oft- 
maligen practischen  Unzulänglichkeit  des  Auleihcsystems,  im  Mangel  eines  Staats- 
schatzes, der  am  Besten  über  die  ersten  finanziellen  Schwierigkeiten  beim  Ausbruch 
oiner  Staatsnothlage.  insbesondere  eines  Kriegs,  hinweg  hilft,  und  in  der  UngenUgendheit 
•ler  bestehendeu  Steuersysteme,  welche  bei  Weitem  nicht  elastisch  genug  sind , 
am  sich  plötzlichem  grösserem  Staatsbedarf  anzubequemeu.  Die  Sicherung  gegen  die 
Gefahr  der  Papiergeldwirthschaft  ist  daher  nicht,  wie  man  wohl  gemeint  hat,  in  der 
Verbreitung  der  Einsicht  in  die  volkswirtschaftlichen  Nachtheile  des  Papiergelds  zu 
suchen,  denn  diese  Eiusicht  fehlt  nicht  mehr,  —  von  der  Verbreitung  dieser  „Auf- 
klarung" über  die  Nachtheile  des  Zwangscurses  erwartete  man  auf  dem  volkswirt- 
schaftlichen Congress  in  Hannover  das  Wunder,  dass  es  keine  Papiergeldwirthschaft 
mehr  geben  werde!  S.  Ber.  S.  52.  Vgl.  meine  Gründl.  §.  133,  —  sondern  in  der 
Bereitmachung  anderweiter  finanzieller  Hülfsmittel,  d.  Ii.  neben  dem 
Staatsschatz  in  einem  System  von  Extrasteuern.  Bisher  ist  diese  wichtige  Aufgabe 
von  der  Praxis  noch  sehr  wenig  beachtet,  von  der  Theorie  so  gut  wie  ganz  ignorirt 
oder  mit  oberflächlicher  Kurzsichtigkeit,  wie  in  der  Staatsschatzfrage,  von  der  Hand 
gewiesen  worden. 

12* 
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Aach  Stein  hat  darüber  nichts  in  d.  Fin.wiss.  —  In  s.  Lehre  v.  Hcerweseu 
giebt  Stein  S.  2Ü — 2S  einige  Fingerzeige  für  die  Aufgaben  d.  Finanzwesens  im 
Kriege  u.  stellt  dann  eine  allgemeine  Kegel  auf,  welche  deu  Mittelpunct  aller 
„Finanzwissenschaft  des  Krieges"  (!)  bilden  soll.  Danach  „hat  die  Diplomatie 
dem  Staate  zu  sagen,  welcher  Krieg  wahrscheinlich  ist  (!!),  die  Kriegswissensc  haft  hat 
zu  sagen,  welche  Mittel  er  fordert,  die  Heeresverwaltung  hat  darnach  die  Kriegs- 
bereitschaft zu  bestimmen;  die  FinanzverwaJtung  hat  ihrerseits  diese  Kriegsbereitschaft 
durch  ein  Aul  eben  zu  decken;  dic>os  Anlehen  vor  (!!)  dem  Kriege  muss  so  gross 
sein,  dass  es  die  bereits  vorhandene  schwebende  Schuld  des  Staats  im  Voraus 
eonsolidirt  (?!),  denn  der  Krieg  selbst  soll  nicht  mit  Aulehen,  sondern  mit  Ausgaben 
von  schwebenden  Schuldscheinen  gefuhrt  werden  und  diese  Schuldscheine  soll 
man  nach  dem  Kriege  wieder  durch  eine  übligatiousschuld  consolidiren."  Fangen 
die  schwebenden  Schuldscheine  an  „zu  billig  zu  werden,  so  soll  der  Krieg  auf- 
hören i!).  Denn  das  richtige  finanzielle  Maass  seiner  Dauer  ist  kein  andres, 
als  der  Curs  seiner  schwebenden  Schuldscheine  •!)"  Der  Krieg  „dauert  zu 
lange,  weun  seinetwegen  Papiergeld  ausgegeben  werden  muss;  gefährlich  wird 
seine  Dauer,  wenn  das  Papiergeld  ein  Agio  bekommt."  „Nur  die  höchste  Gefabr 
kauu  einen  Krieg  mit  Agio  motiviren".  Mit  diesem  letzten  Satz  hält  sich  Stein 
für  diese  „Finauzwisseuschaft  des  Krieges"  ein  Pförtchcn  offen,  um  diese  bodenlos 
doctrinäre  und  unpractische  Theorie  der  Deckung  des  Kriegsbedarfs  zu  retten.  Ein 
weiteres  W  ort  der  Kritik  ist  nicht  nothwendig.  Man  braucht  nur  an  Ereignisse  wie 
1859.  Ibbli,  1S70.  an  die  Lage  vollends  von  Staaten  wie  Oesterreich,  Russland. 
Italien  u.  v.  a.  in.,  welche  schon  in  Friedenszeit  entwerthetes,  schwankendes  Papier- 
geld haben,  zu  denken,  um  die  absolute  U  nau wen d bar k ei t  jener  Stein'schen 
„Finanzwissenschaft  des  Kriegs"  sofort  zu  erkennen.  Die  Aufstellung  unbrauchbarer, 
schön  klingender  Formeln  ist  doch  die  Aufgabe  der  Finanzwissenschaft  nicht!  Diese 
Stein 'sehe  Theorie  ist  eine  neue  Bestärkung  meiner  oder  vielmehr  der  deutseben 
Staatsschatztheorie  und  des  im  Texte  Gesagten. 

V.  —  §.  77.    Begriff,  Arten  und  Umfang  des  Deficite. 

Der  Begriff  Delicit  wird  im  gewöhnlichen  Leben  und  selbst  in  der  technischen 
Sprache  des  Staatsrechnungsweseiis  oft  in  verschiedenem  und  fast  immer  in  einem 
vagen,  unpräciseu  Sinne  gebraucht.  Eine  schärfere  Bcgrillsbestimmung  und  die  not- 
wendige Unterscheidung  verschiedener  Arten  von  Deficiten  ist  für  Theorie  und  Praxis 
geboten .  um  viele  Unklarheiten  zu  beseitigen.  Beides  erlangt  man  am  Besten  durch 
die  Aukuüpfung  des  Begriffs  und  der  Unterscheidungen  an  eine  wissenschaftliche 
Theorie  der  Deckung  der  Staatsausgaben.  Dcmgemäss  ist  schon  in  den  früheren  §§.  60 
u.  ff.  eine  bestimmte  Terminologie  gebracht  worden,  welche  hier  zum  Schluss  noch 
übersichtlich  zusammengestellt  wird: 

1.  C assendeficit  oder  Deficit  im  weitesten  Sinne  be- 
zeichnet den  Zustand,  wo  die  laufende  Gesammtausgabe  (alle 
Arten  zusammengefasst)  oder  der  „Gesammt- Ausgang"  durch  die 
Gesammteinnabme  (gleichfalls  aller  Arten)  oder  den  „Gesammt- 
Eingang"  in  einer  Finanzperiode  nicht  gedeckt  wird.  Dieses  Cassen- 
deflcit  ist  ein  acutes,  wenn  es  plötzlich  durch  Vermehrung  der 
Ausgänge,  Verminderung  der  Eingänge  oder  durch  beides  zugleich 
hervortritt,  ein  chronisches,  wenn  es  sich  durch  mehrere  Finanz- 
perioden hinzieht,  also  länger  andauert.  Jedes  solches  Deficit  kann 
und  muss  zur  Ziffer  gebracht  werden. 

2.  Eigentliches  oder  wahres  Deficit  bezeichnet  den 
Zustand,  wo  die  ordentliche  Ausgabe  im  finanzwissenschaft 
liehen  Sinne  des  Worts  (das  Normalerforderniss)  nicht  vollständig 
durch  ordentliche  Einnahmen  gedeckt  wird,  wie  dies  nach 
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£.  60  priucipiell  zu  verlangen  ist.  Auch  hier  kann  in  ähnlicher 
Weise  wie  beim  Cassendeficit  ein  acutes  und  chronisches  Deficit 
unterschieden  werden.  Dieses  eigentliche  Deficit  ist  ebenfalls 
möglichst  genau  zur  Ziffer  zu  bringen,  was  aber  eine  viel  schwierigere 
Aufgabe  der  Finanzcalculatur  und  Finanzstatistik  als  beim  Cassen- 
deficit ist  Es  bildet  das  Hauptkriterion  für  die  Beurtheilung  der 
ungünstigen  Lage  eines  Staatshaushalts. 

3.  Deficit  in  der  ausserordentlichen  Gebahrung  be- 
zeichnet den  Zustand,  wo  die  ausserordentliche  Ausgabe  oder 
die  »Summe  der  Ausgänge  durch  den  Ueberschuss  der  ordentlichen 
Kinnahme  über  die  ordentliche  Ausgabe  nicht  gedeckt  wird.  Es 
kann  dabei  wieder  das  Deficit  im  Zweige  der  staatswirthschaftlichen 
Kapitalanlage  und  im  Zweige  der  eigentlichen  ausserordentlichen 
Ausgabe  unterschieden  werden.  Namentlich  letzteres  Deficit,  welches 
dann  meistens  durch  »Schuldaufnahme  gedeckt  zu  werden  pflegt, 
ist  ebenfalls  ein  wichtiges  Kriterion  zur  Beurtheilung  der  un- 
günstigen Lage  eines  Staatshaushalts.  Gegenüber  der  privatwirth- 
schaftlichen  Kapitalanlage  gestalten  sich  die  V  erhältnisse  insofern 
anders,  als  die  Deckung  dieser  Anlage  durch  ausserordentliche  Ein- 
nahmen allgemein  zulässig  ist,  daher  der  genannte  Begriff  „Deficit" 
hier  eigentlich  entfällt. 

4.  Die  verschiedenen  Deficite  können  budgetmässige,  die 
schon  im  Voranschlage  vorgesehen  sind,  und  wirkliche,  die  sich 
in  Uebereinstimmung  mit  dem  Budget  oder  auch  gegen  dasselbe 
aus  der  laufenden  Gebahrung  ergeben,  sein. 

Andere  Begriffsbestimmungen  des  Delicits  bei  Stein,  Finanzwissensch.,  3t  Ausg., 
S.  42  ff.  Er  unterscheidet  ein  finanzielles,  ein  administratives  und  ein  eigentliches 
Deficit,  das,  auf  seine  Ursachen  zurückgeführt,  den  Begriff  des  staatswirthschaftlichen 
Deticits  ergebe.  Ueber  letzteres  unklare  Auseinandersetzung  S.  46  ff.  (Es  soll  z.  B. 
entstehen  durch  das  regelmässige  Steigen  der  Ausgaben,  das  seinen  allgemeinen  Grund 
in  dem  in  der  Hegel  (?)  steigenden  Preise  aller  Bedurfnisse  hat:  dies  sei  das  „natür- 
liche" (!)  Deficit).  Dann  führt  Stein  das  Deficit  auf  „einmalige  grosse  Auslage  für 
irgend  einen  Theil  der  Verwaltung"  zurück,  —  im  Wesentlichen  so  wio  ich  nach  der 
obigen  Lehre  von  d.  staatswirthsch.  Kapitalanlage,  aber  ohne  scharfe  Characterisirung 
dieses  Falls,  wie  sie  oben  versucht  wird.  In  d.  4.  A.  t,  61  kommen  noch  einige 
weitere  willkührlichc  Specialisirungen  u.  Benennungen  von  Deficits  vor.  Das  „admini- 
strative "  Deficit  entsteht,  „wo  ein  bestimmter  Verwaltungszweig  mehr  Ausgaben  macht, 
als  ihm  im  Voranschlage  berechnet  worden."  Stein  zerlegt  es  in  drei  Formen,  N.  2 
wird  durch  ein  „öffentl.  Unglück"  begründet  („Deficit  d.  Noth").  N.  3  „produetives 
Deficit")  durch  einmalige  grosse  Ausgaben  (also  wie  meine  „staatswirthsch.  Kap. 
anläge").  Die  „letzte  u  cigcntl.  allgemeinste  Art  des  Deficits"  ist  das  „regelmässige" 
sie!  ,  das  auf  den  Gesetzen  beruht,  welche  den  Werth  des  Geldes  beherrschen,  wo 
eine  jener  balbwahren  Generalbationen  über  die  beständige  Tendenz  zum  Sinken  des 
Geldwerths  zur  Begründung  herbeigezogen  wird.  Auch  in  der  Darstellung  gehen  bei 
Stein  hier  die  „Arten"  und  die  „Formen  der  Arten"  des  Delicits  bunt  durcheinander.  — 
Ich  habe  keinen  Grund  gefunden,  an  meiner  früheren  Darstellung  etwas  zu  laden. 
Wenn  Stein  meine,  übrigens  uach  dem  obigen  secundäre,  Unterscheidung  von  acutem. 
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chronischem  Deficit  practisch  und  theoretisch  wcrthlos  ueuut,  so  ist  dies  Urthcil  mir 
wieder  ein  Beleg  dafür,  dass  Stein  leider  aus  den  österr.  Zuständen  nicht  so  viel 
gelernt  hat.  als  er  gekonnt,  wenn  er  unbefangen,  ohne  sieh  von  seinem  Schema  be- 
herrschen zu  lassen,  geprüft  hätte.  In  d.  4.  A.  L,  6S  spöttelt  Stein  auch  über 
meine  Unterscheidung  des  „budgotraässigen"  und  „wirklichen"  Deficite  ganz  unver- 
ständig; ein  „budgetmässiges"  Deficit  braucht  durchaus  kein  wirkliches  zu  werdeu. 
z.  B.  wenn  die  Einnahmen  die  Voranschläge  überschreiten.  Steins  weitere  Einwände 
sind  einfach  Folge  seiner  Flüchtigkeit  im  Lesen. 

Die  richtige  Berechnung  der  verschiedenen  Arten  und  nament- 
lich des  eigentlichen  Dcficits  ist  hiernach  eine  schwierige  Aufgabe, 
welche  in  jedem  einzelnen  Falle  umfassende  Umrechnungen  der 
Etats  nothwendig  macht.  Die  gewöhnlichen  amtlichen  und  privaten 
Berechnungen  ergeben  für  die  Zwecke  der  vergleichenden  Finanz- 
statistik und  für  die  Beurtheilung  der  wahren  Lage  eines  Staats- 
haushalts immer  nur  ganz  annäherungsweise  richtige  und  vergleich- 
bare Werthe,  was  zu  oft  Ubersehen  wird.  Denn  man  legt  dabei 
keine  richtigen  Begriffe  der  „ordentlichen"  und  „ausserordentlichen" 
Einnahmen  und  ihrer  Unterarten  zu  Grunde. 

Die  Grundsätze,  nach  denen  die  amtlichen  Staatsrechnungen  im  Ausgabe-  und 
Einnahme-Etat  aufgestellt  werden,  sind  sehr  verschieden.  Auch  die  Finanzstatistiker 
lassen  sich  selten  von  ganz  bestimmten  wissenschaftlichen  Principien  hei  ihren  Zu- 
sammenstellungen leiten  oder  vermögen  dieselben  doch  bei  der  Verwickelthcit  der 
Aufgabe  nicht  ganz  conseqnent  durchzuführen.  Man  muss  daher  immer  erst 
genau  angeben,  was  im  concreten  Falle  unter  dem  Begriff  ..Deficit" 
verstanden  werde.  Meistens  fasst  man  zwar  diesen  Bcgrilf  in  der  Praxis  und  in 
der  Finanzstatistik  so,  dass  er  sich  obigem  Begriff  des  wahren  Dcficits  nähert,  aber 
eine  Menge  nach  Zeit  und  Land  immer  wieder  verschiedene  Unterschiede  finden  doch 
statt.  Von  den  Ausgaben  pflegen  wohl  diejenigen  für  privatwirthsehaftlichc  Kapital- 
anlagen, z.  B.  für  Eisenbahnbauten,  zum  Theil  richtig  abgesetzt  zu  werden,  aber  z.  B. 
Meliorationsverwendungen  für  Domänen,  Berg-  u.  Hüttenwerke  u.  s.  w.  in  der  Kegel 
wieder  nicht.  Eine  Ausscheidung  von  Ausgaben  für  staatswirthschaftliche  Kapital- 
anlagen, z.  B.  grosse  Verwaltungsrcformen  und  neue  Organisationen,  regelmässigen 
Strassen-  und  Wasserneubau,  Grundsteuerkatastcr,  findet  gewöhnlich  nicht  statt,  aber 
in  einzelnen  Fällen,  namentlich  wenn  es  sich  um  sog.  „einmalige"  Ausgaben 
handelt,  z.  B.  für  grosse  Ablösungen,  „ausserordentlichen"  Strassenbau,  Umgestaltung 
der  Bewaffnung  des  Heers,  Schillsbau,  Festungsbau,  wird  die  bezügliche  Ausgabe 
doch  wieder  von  der  ordentlichen  abgezweigt.  Die  Schuldentilgung  wird  wiederum 
ganz  verschieden  behandelt,  bald  ganz,  bald  gar  nicht,  bald  theilweise  zur  ordentlichen 
Ausgabe  gerechnet.  Aehnliche  Unglcichinässigkciten  finden  sich  bei  der  Behandlung 
der  Einnahmen.  Ein  festes  Prineip  für  die  Eintheilung  fehlt  regelmässig  auch 
hier.  Meistens  wird  zwar  zum  Behuf  der  Berechnung  des  Deficits  die  ordentliche 
Einnahme,  also  die  Reinerträge  des  Staatseigenthums  und  der  Steuern,  zu  Grunde 
gelegt,  Schuldaufnahme  und  Veräosserung  von  Staatseigentum  (wie  Domänen  u.  s.  w.i 
richtig  abgesetzt,  aber  consequent  wird  dieser  Grundsatz  selten  durchgeführt  Kleincrc 
Erlöse  z.  B.  aus  regelmässigen  Veräusscrungen  von  Domänen,  selbst  aus  ein- 
maligen von  kleineren  besonderen  Staatsanstalten,  wie  Hüttenwerken  u.  dgl.  m.,  sind 
doch  oft  bei  den  ordentlichen  Einnahmen  eingeschlossen.  Mittheilungen  aus  den 
Finanzrechnungen  der  Staaten  über  das  „Deficit"  müssen  daher  stets 
mit  aller  Vorsicht  aufgenommen  werden.  Selbst  wenn  die  Ausweise  sehr 
detaillirt  vorliegen,  ist  es  zumal  dem  Privatstatistiker  kaum  möglich,  ganz  sichere  und 
genau  vergleichbare  Daten  festzustellen.  Man  hält  sich  für  die  Berechnung  de* 
Deficits  in  längeren  Perioden  auch  wohl  einfach  an  die  Zunahme  der  Staatsschuld, 
die  Abnahme  des  werbenden  Staatsvermögens,  indem  man  grössere  neue  privatwirthsch. 
Kapitalanlagen,  z.  B.  Eisenbahnen,  in  Abzug  bei  der  Schuld  bringt.    Allein  aus  der 
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Zunahme  des  Kapitalbetrairs  der  Schuld  ist  durchaus  nicht  auf  eine  gleiche  Ver- 
wendung ausserordentlicher  Mittel  zu  schliessen.  da  die  Schuldtitcl  sehr  oft  unter 
Pari  begeben  werden.  Selbst  wenn  der  wirkliche  Erlös  aus  der  Schuldvermehrung 
und  Eigenthumsvertniudcrung  constatirt  wird,  so  kann  vielleicht  ein  umfassender 
Strasscnbau,  eine  grossartige  Reorganisation  der  Verwaltung,  des  Stcuerwesens  durch- 
geführt sein,  wodurch  das  „wahre-4  Deficit  (im  obigen  Sinne,  unter  N.  2)  viel  geiingcr 
wird,  als  es  sich  aus  jenor  Rechnung  ergiebt.  Offenbar  dreht  sich  hier  auch  Vieles 
um  den  Begriff  der  Productivität  einer  Ausgabe  oder  Anlage,  wonach  sich  wiederum 
der  Begriff  Deficit  verändert:  das  Deficit  wird  grösser,  wenn  unter  produetiven  Aus- 
gaben nur  die  versfanden  werden,  welche  eine  rentable  privatwirthsch.  Kapitalanlage 
schallen,  und  kleiner,  wenn  auch  andere  Ausgaben  mit  längerer  Wirkung  so  genannt 
werden.  —  Nur  mit  all  den  Vorbehalten,  welche  sich  aus  dem  Gesagten  ergeben, 
lassen  sich  daher  Statist.  Angaben  über  „Deficite"  machen,  wie  sie  in  der  Kurze  Rau 
in  der  5.  Ausg.  §.  463a  und  ausführlicher  ich  in  d.  ß.  Ausg.  von  Hau  S.  236 — 2-12 
brachten.  Dieser  finanzstatistische  Excurs  ist  in  dieser  wie  in  der  vorigen  (2.)  Aus- 
gabe fortgefallen,  weil  er  in  ein  Werk  über  Finanzwisscnschaft  überhaupt  kaum  ge- 
hört. Er  wäre  einem  Handbuch  der  pract.  Finanzstatistik  vorzubehalten.  Dann  aber 
auch,  weil  ich  mich  noch  mehr  überzeugte,  dass  bei  einer  wirklich  brauchbaren 
stattetischen  Behandlung  des  Puncts  noch  viel  mehr  ins  Detail  eingegangen  werden 
mnss,  als  es  an  diesem  Orte  irgend  angeht.  Diejenigen  Daten,  welche  allenfalls  Platz 
finden  könnten,  sind  auch  noch  immer  viel  reichlicher  in  leicht  zugänglichen  Werken 
CO  finden,  wie  besond.  in  den  finanzstatistischen  Abschnitten  des  Gothaer  Hof  kalendcrs 
bis  IS76  von  Hermann  Wagner,  seitdem  v.  Behm  u.  v.  Stein),  in  Kolb 's  Statistik 
u.  s.  w.  Ausser  auf  diese  Werke  ist  für  die  einzelnen  Staaten  auf  die  frühere 
Bibliographie  zu  verweisen. 


Viertes  Kapitel. 
Formelle  Ordnung  der  Flnanzwirthsckaft. 

Dies  Kapitel  bildet,  wie  früher  bemerkt  iS.  61,  130),  eine  Hinzufügung  in  dieser 
3.  Auflage  dieses  Bandes  I.  zum  ersten  Buche  „von  der  Ordnung  der  Finanzwirth- 
-chafT ,  aus  den  S.  61  dargelegten  (iründen.  Die  Angelegenheiten  und  Fragen 
der  formellen  Ordnung  sind  im  Unterschied  zu  denjenigen  der  materiellen  Ordnung 
mehr  finanztechnischer  und  Staats-  und  verw  al  t  u  ngsree  htl  ich  er  Natur. 
Sie  verlangen  vielfach  auch  für  eine  allgemeine  Behandlung,  vollends  für  das  Ver- 
standniss  der  Finanzeinrichtungen  eines  concreten  Staats  ein  Zurückgehen  auf  Finanz- 
und  Verwaltungs-Gesch  ichtc.  Auch  in  einem  Werke  Uber  Finanzwissenschaft 
und  Finanzpolitik  kann  ein  Eingehen  auf  diese  technischen,  rechtlichen  und  ge- 
schichtlichen Verhältnisse  des  engen  Zusammenhangs  mit  den  finanzwisscnschaftlichcn 
and  -politischen  Erörterungen  wegen  nicht  ganz  vermieden  werden.  Aber  es  ist  nicht 
nur  aus  äusseren  Gründen  zu  beschränken,  es  muss  auch  die  Verschiedenheit  des 
St  and  puncts  diesen  technischen,  rechtlichen  und  geschichtlichen  Seiten  des  Gegen- 
stands gegenüber  in  einem  Werke  über  Fiuanzwisscnschaft  einer-  und  in  solchen  über 
<lie  Technik  des  Finanzdiensts,  das  öffentliche  Finanzrecht  und  die  Finanz-  und  speciell 
die  Finanzverwaltungsgeschichte  anderseits  festgehalten  werden.  In  dem  vorliegenden 
Werke  handelt  es  sich  bei  der  Beschäftigung  mit  jenen  Seiten  immer  nur  um  die 
Aufgabe,  allgemeine  F^ntwicklungsprincipien  aufzufinden  und  allgemeine 
Grundsätze  für  die  mit  der  jeweiligen  Hechtsordnung  und  dem  gesammten  Kultur- 
/u  stand  eines  Zeitalters  vereinbare  möglichst  zweckmässige  Gestaltung  der 
formellen  Ordnung  der  Finanzwirthschaft  festzustellen.  Der  Finanztheoretiker  und 
l  inan/.politiker  haben  daher  andere  Ziele  und  müssen  in  Folge  dessen  auch  theilweise 
andere  Wege  gehen,  als  die  juristischen  Darsteller  des  Finanzrechts  und  die  Histo- 
riker des  Finanzwesens.  Stein  scheint  mir  das  öfters  zu  übersehen.  Auch  einzelne 
historische  Nationalökonomen  sind  wohl  geneigt,  Finanzwissenschaft  und  Finanzgeschichte 
ebenso  zu  identificiren .  wie  sie  es  mit  Wirtschaftsgeschichte  und  Nationalökonomie 
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zu  thuu  suche»,  —  freilich  ohne  dies  wirklich  zu  erreichen  — ,  unter  dein  unklaren 
Vorgeben,  nur  so  werde  die  letztere  „exaet"  begründet.  Hier  liegt  in.  E.  ein  Mis=>- 
verständniss  über  das  Wesen  und  die  Aufgaben  der  Nationalökonomie  und  Finanz- 
wissenschaft als  eigener,  von  Wirthschafts-  und  Finanzgeschichto  unterschiedener, 
wenn  auch  aus  diesen  einen  Theil  ihres  Materials  und  ihrer  Beweismittel  entnehmen- 
der Disciplinen  vor. 

Die  im  Ganzen  so  reichhaltige  neuere  deutsche  systematische  Literatur  Uber 
Kinanzwissenschaft  hat  freilich  den  Gegenstand  dieses  Kapitels  nur  ausnahmsweise 
etwas  genauer  und  principicllcr  behandelt  (am  meistcu  v.  Malchus).  Wenn  dazu 
jetzt  auch  Manches  hinzuzufügen  ist,  so  liegt  doch  der  bisher  üblichen  mehr  nur 
orientirenden  und  cursorischen  Bchandlungswcise  die  richtige  Auffassung  zu  Grunde, 
dass  die  Materie  wegen  ihres  engen  Zusammenhangs  mit  Finanztechnik  und  Finanz- 
recht  in  der  Finanzwissenschaft  als  solcher  nicht  erschöpft  werden  kann  noch  inuss. 
An  dieser  Auffassung  halte  ich  im  Folgenden  ebenfalls  fest. 

Aus  der  alteren  Literatur  s.  u.  A.  schon  v.  Seckendorfs  teutschcr  Fürsten- 
Staat  (Frankf.  Ausg.  v.  1G5G .  nach  der  ich  citire),  bes.  Th.  3.  Kap.  4.  v.  Justi. 
Staatswirthsch.  2.  A.  Lpz.  1758,  II,  Buch  3,  auch  B.  2,  ß.  469—527  passim.  Aua 
der  neueren  systemat.  linanzwiss.  Literatur  s.  Jacob.  Fin.wiss.  II,  Buch  3,  bes. 

9C4 — 9S9  u.  §.  1208  II'.,  vornemlich  u.  am  eingehendsten  v.  Malchus,  der  dc-u 
2.  Band  seines  Finanzwerks,  zwischen  Finanz  Wissenschaft  und  Finanz  v  er  wal- 
tungslehre  principiell  im  System  unterscheidend,  ganz  der  letzteren  widmet.  Rau  II. 
Buch  4,  §.  530  ff.  Umpfenbach  II,  Buch  4.  Bes.  Stein  4.  A.,  I,  51—  223 
(grösstenteils  hierhergehörig,  übrigens  mit  sehr  gekünstelter  und  angreifbarer  Syste- 
matisirung  des  Stoffs).  Leroy-Be aulieu ,  tin.  II.  livre  1.  Abriss  einiger  Haupt- 
punete  in  meiner  Abh.  Ordn.  d.  Fin.wirthsch.  in  Schönbcrg's  Haudb.  II,  §.  1 — 4J. 
v.  Czörnig,  Darstell,  d.  Einrichtungen  über  Budget,  Staatsrechnung  u.  Coutrole  iu 
Oestorr.,  Preusscn,  Sachsen,  Baiern,  Württemb.,  Baden,  Frankreich,  Belgien  (Wien 
1866).  Sonst  gehört  Manches  aus  den  Schriften  über  Verwaltungs-  und  Fiuan/.- 
gesehichte.  über  Staatsrecht  u.  Politik  hieher,  bes.  auch  die  bezügliche  Literatur  über 
diese  Verhältnisse  in  einzelnen  Staaten.  Darunter  sind  aus  der  deutschen  Literatur 
v.  Hock's  Werke  über  Frankreichs  und  Nordamerikas  Finanzen,  Gu  eist's  über 
englisches  Staats-  und  Verwalt. recht,  v.  Rönne's  über  prouss.  u.  deutsches,  La- 
ban d's  über  deutsches  Staatsrecht,  besonders  in  den  Abschnitten  über  Etat,  Budget  OL 
Fin.verwaltung  hervorzuheben.  Ueber  Frankreich  einschläg.  Detail  in  Block*> 
dict.  de  l'admin.  frane.  und  auch  d' Audiffret's  syst.  tin.  de  la  France,  3.  6dit. 
Par.  1M>4  ff. 

§.78.  Zur  Uebersicht.  In  jedem  etwas  ausgedehnteren 
öffentlichen  Haushalt,  zumal  im  Haushalt  des  modernen  entwickelten 
grösseren  Staats  verlangt  die  Leitung  der  Finanzwirthschaft  und 
die  Durchführung  der  finanziellen  Aufgaben  eine  eigene  Finanz- 
verwaltung, d.  h.  einen  besonderen  Aemter-  und  Behörden- 
apparat („Finanzbehördenwesen")  speciell  für  die  finanz- 
wirthschaftlichen  Zwecke  innerhalb  des  Organismus  der  voll- 
ziehenden Gewalt  oder  für  den  Finanzdienst. 

Nach  den  unvermeidlichen  Anforderungen  des  Princips  der  Arbeitstheilung  in 
der  modernen  öffentlichen  Verwaltung  hat  sich  in  unseren  Staaten,  höchstens  von  ganz 
kleinen  sogen.  „Staaten"  abgesehen,  eine  solche  eigene  Finanzverwaltung  auch  überall 
geschichtlich  herausgebildet,  meistens  als  eine  der  besonderen  obersten  Verwaltungs- 
abtheilungen, als  ein  eigenes  „Ministerium".  Die  einzelnen  theils  untor  diesem 
allein,  theils  mit  unter  anderen  Ministerieu  stehenden  Finanzämter  und  Finanzbehörden 
bilden  dann,  wie  die  Aemter  iu  anderen  Zweigen  der  öffentlichen  Verwaltung,  ein 
vielgliederigcs  System  und  stehen  unter  einander  in  einem  bestimmten  Ueber-,  Nebcn- 
uud  Untcrordnungsverhaltniss.  Sie  sind  insbesondere  entweder  höhere  leitende, 
auch  Aufsicht  und  Controle  ausübende,  oder  untere  ausführende  Organe 
im  Verwaltungsorganismus. 
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Dem  obersten  leitenden  Organ  der  Fiuanzverwaltung,  dem 
jetzt  gewöhnlich  sogen.  Finanzministerium  liegt  neben  der 
Leitung  nnd  Beaufsichtigung  der  gesummten  Finanzverwaltung  auch 
die  Aufgabe  ob,  in  erster  Linie,  wenn  auch  gewöhnlich  unter  be- 
stimmter Mitwirkung  der  übrigen  obersten  Staatsbehörden  oder 
einiger  von  ihnen,  die  Finanzgesetzgebung  vorzubereiten  und 
den  Voranschlag  (Etat,  Budget  §.  61)  für  die  kommende 
Finanzperiode  aufzustellen. 

Dieser  rinanzniinisterielle  Entwurf  des  Voranschlag:»  wird  alsdann  etwa  noch  einer 
B-rathuug  durch  andere  Organe  des  Behördcnorganiamus  iStaatsrath,  Gesammtministo- 
ri'iw)  unterzogen  und  darauf  dein  Staatsoberhaupt  zur  Genehmigung  unterbreitet.  Mit 
ilieser  versehen  kornint  er  in  Staaten  mit  Volksvertretung  (Stände,  Kammern,  Parla- 
ment) als  Kcgierungs- Entwurf  zur  Prüfung  und  Genehmigung  an  die  Vertrctungs- 
kfjirper.  Nach  bestimmten,  aus  dem  Verfassungsrecht  sich  ergebenden  Rechtsfortncu 
»ird  er  hier  durchberatheu  und.  im  Ganzen  oder  Einzelnen  mehr  oder  weniger,  viel- 
fach auch  irar  nicht  abgeändert,  von  der  Vertretung  gebilligt  („votirt").  Zurück- 
reitet au  die  Regierung  wird  er  nach  erfolgter  Vereinbarung  zwischen  den  Factoren 
der  gesetzgebenden  Gewalt  vom  Staatsoberhaupt  sanetionirt.  als  „verabschiedeter 
Etat"  und  Finanzgesetz  öffentlich  verkündigt  und  damit  der  Finanzverwaltung  und 
den  betheiligten  sonstigen  Organen  der  vollziehenden  Gewalt  zur  Richtschnur  gegeben 
und  von  ihnen  zur  Ausführung  oder  Vollziehung  gebracht. 

Die  Angelegenheiten,  welche  sich  auf  die  Vorbereitung,  Auf- 
stellung, Einrichtung,  parlamentarische  Votirung,  endgiltige  ge- 
setzliche Feststellung  und  nunmehrige  Ausführung  des  Voranschlags 
beziehen,  bilden  das  sogen.  Etatwesen. 

§.  79.  Die  Ausführung  des  Voranschlags  erfolgt  zunächst 
darch  A nordnungen  (Verordnungen)  der  hierzu  nach  dem  öffent- 
lichen Recht  competenten  Organe  der  vollziehenden  Gewalt.  Diese 
Anordnungen  bestehen  vornemlich  in  Anweisungen  oder  Auf- 
trägen dieser  Organe  an  bestimmte  untere  fin  an  zw  irth  schaft- 
liche Vollzugsbehörden  zur  Empfangnahme  der  gesetzlichen, 
bez.  etatmäßigen  Einnahmen  —  „ Einnahm e-Aemter"  —  und 
zur  Vornahme  der  gesetzlichen,  bez.  etatmässigen  Ausgaben  — 
„Ausgabe-Aemter". 

Dieses  .»finanzielle  An  weisungsre  eh  t"  haben  einmal  das  Finanzministe- 
rium oder  die  von  ihm  ressortirenden,  damit  betrauten  Behörden,  sodann  zur  Durch- 
fuhrung ihres  Ausgabeetats  und  soweit  sie  Einnahmezweige  mit  zu  verwalten  haben, 
»och  die  anderen  obersten  Behörden  (Ministerien)  und  di«>  von  ihnen  dependirendeu 
Aetntcr.  z.  B.  eines  der  volkswirtschaftlichen  Ministerien,  dem  die  Domänen,  Forsten, 
Bergwerke,  Eisenbahnen,  Posten  unterstehen.  In  der  Zeit  des  aneien  regime  war  e* 
b«i  uns  wie  in  anderen  Ländern  ein  verbreiteter  Uebelstand,  dass  der  Monareh 
selbst  das  finanzielle  Au  Weisungsrecht  willkührlich  zu  allen  möglichen  Ausgaben  den 
Kassen  gegenüber  ausübte. 

Die  tinanzwirthschaftlichen  Vollzugsbehörden  stehen  ebenfalls  thcils  im  Ressort 
•kr  Finanzverwaltung,  thcils  anderer  Vcrwaltungszweige  (Ministerien).  Zu  erstereu 
gehören  gewöhnlich  die  Einnahmeämter  für  die  Hauptzweige  der  Einnahmen,  nament- 
lich für  die  Steuern,  dann  die  Ausgabeämter  für  gewisse  allgemeine  Ausgabe- 
tage (etwa  Pensionswesen,  bestimmte  Dotationen,  Staatsschuld).  Finanzwirthschaft- 
ÜdM  Vollzugsbehörden  anderer  Ressorts  sind  vornemlich  Ausgabeamter  für  die  Be- 
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werkstclligung  der  Verwaltungsausgaben  dieses  Hessorts,  fernerauch  Aetutcr 
für  den  Einuahmcdicnst  solcher  Ertrags<(uellen,  welche  dem  betreffenden  Kessort  unter- 
stellt sind ,  z.  B.  bei  der  Uebcrtragung  des  Domänen-  und  Forstwesens  an  das  land- 
wirthschaflliche  Ministerium,  oder  für  die  Erhebung  solcher  Einnahmen,  welche  sich, 
wie  die  sogen.  „Gebühren"  oder  gebührenartigen ,  an  dio  Ausübung  der  Verwal- 
tuugsthätigkcit  eines  Kessorts  anknüpfen. 

Die  hierhergehörigen  finanzwirthschaftlichen  Vollzugsbchörden  haben  daher  die 
mit  der  Ausführung  d«s  Amts  verknüpften  Kassengeschafte  und  die  mit  diesen 
unmittelbar  verbundenen  Rcchn  ungsgeschäfte  auf  (Jrund  der  durch  Gesetze  un<l 
Verordnungen  festgestellten  Normen  zu  besorgen.  Sie  sind  demnach  Kassenämter 
oder  Kassen  behörden  und  führen  gewöhnlich  diesen  technischen  Namen  oder 
kurzweg  den  der  „Kasse",  wo  dann  wohl  durch  Hinzufügung  eines  Beiworts  Rang. 
Aufgabe  und  Zweck  der  Kasse  näher  bezeichnet  wird  \l.  B.  General  -Staatskasse, 
Staats- Hauptkasse,  Provincial-,  Kreis-,  Special-,  Ministerial-,  Kriegs-,  Staatsschulden-. 
Steuer-,  Zoll-.  Domänen-,  Forslkassc  u.  v.  a.  m.). 

Die  bezuglichen  finanzwirthschaftlichen  Angelegenheiten  bilden 
das  Zahlungs-,  Kassen-  und  Rechnungswesen.  Letzteres 
trennt  sich,  zumal  in  grösseren  öffentlichen  Haushalten,  theil weise 
vom  Kassen  wesen  und  dem  damit  unmittelbar  verbundenen  Rechnung« 
wesen  und  wird  dann  als  „Staatsbuchhaltungswesen" 
(Staatsbuchhalterei)  ein  besonderer  selbständiger  Zweig  der  Finanz- 
verwaltung. Diese  Staatsbuchhaltung  dient  dem  Zweck,  Ueber 
sieht  über  die  Bewegung  und  den  Stand  der  Kassen  und  weiter 
Uber  die  Lage  des  öffentlichen  Haushalts  und  seiner  einzelnen 
Zweige  zu  gewinnen  und  fortdauernd  zu  erhalten. 

§.  80.  An  das  Zahlungs-,  Kassen-  und  Rechnungswesen  schliesst 
sich  das  Controlwesenan,  das  verschiedene  Aufgaben  hat  nnd 
danach  in  verschiedene  Arten  zerfallt:  die  eigentliche 
Rechnungs-  oder  Kassencontrole  (Controle  im  engsten  Sinne), 
die  administrative  oder  Verwaltungscontrole  und  die 
politische  oder  sog.  Staats  controle  („verfassungsmässige " 
Stein's). 

Der  ersten  unterliegt  alles  Kassen-  und  das  damit  verbundene  Rechnungswesen 
hinsichtlich  seiner  ordnungsmässigen  rechnerischen  und  den  Anweisungen  entsprechen- 
den Durchführung  Seitens  des  Kassen-  und  Rechnungspersonals,  welches  demgemäss 
controliit  wird.  Die  Verwaltungscontrole  soll  die  Bürgschaft  dafür  liefern,  dass  die 
mit  dem  Kccht  der  finanziellen  Anweisung  versehenen  Behörden  streng  gesetz massig, 
bez.  nach  den  Bestimmungen  und  innerhalb  der  Grenzen  des  Etats  von  diesem  Rechte 
Gebrauch  gemacht  haben,  besonders  in  Bezug  auf  die  Ausgaben,  welche  die  Kassen 
vorzunehmen  angewiesen  wurden.  Sie  hat  im  gutgeordneten  Haushalt  dor  absoluten 
Monarchie  bereits  eine  grosse  Bedeutung  und  wird  hier  für  die  obersten  Vorwaltungs- 
ebefs  (Minister)  schon  zu  einer  politischen  Controle  dem  Staatsoberhaupt  gegenüber. 
Von  einer  solchen  besonderen  politischen  Controle,  welche  sich  mit  der  administrativen 
eng  und  im  letzten  Endzweck  kaum  mehr  unterscheidbar  verbindet,  kann  man  dann 
vornemlich  im  modernen  Staate  mit  Keprfisentativvcrfassung  sprechen.  Hier  wendet 
sich  die  Controle  gegen  die  für  die  Ausübung  des  finanziellen  Anweisungsrechts,  wie 
dem  Staatsoberhaupt  i. Monarchen")  so  der  Volksvertretung  verantwortlichen  obersten 
Regierungsorgane  (Minister).  Es  soll  dadurch  festgestellt  werdeu,  ob  und  wie  weit 
die  ganze  Finati/wirthschaft  und  insbesondere  dio  Ausführung  des  Staatshaushalts 
streng  gesetz-  und  bez.  etatmässig  erfolgt  ist  und  ob  keine  eigenmächtigen,  von 
Gesetz  und  Etat  abweichenden  Acte  der  Regierung  stattgefunden  haben.  Im  letzteren 


Digitized  by  Google 


Zur  Ucbcrsicht.  187 

Fall  muss  die  Regierung  Entlastung  und  narhträglichc  Gutheissung  von  der  Volksver- 
tretung: wegen  gesetz-  und  ctatwidriger  Fuhrung  des  Staatshaushalts  einholen  und  cr- 
Lalton  (Frage  der  Ministerverantwortlichkeit  in  finanziellen  Angelegen- 
heiten und  der  Erlangung  der  Indem  nitätsorth  ei  luug).  Die  administrative  und 
l:e  politische  Controle,  welche  demgcuiäss  in  unseren  Staaten  nunmehr  vielfach  in 
enaader  ubergehen,  pflegen  durch  besondore  selbständige,  auch  den  Ministerien  gegen- 
iber  unabhängige  oberste  Controlbehörden  —  oberster  Rechnungshof,  Obcr- 
nebeukammer  —  ausgeübt  zu  werden. 

§.  81.  Auf  Grund  der  Rechnungsergebnisse  der  Kassenämter 
wird  dann  der  Rechnungsabschluss  des  Staatshaushalts,  das 
„Ist"  neben  dem  „Soll"  des  Etats,  festgestellt  und  dieses  End- 
result.it  der  finanziellen  Gebahrung  wiederum  dem  Staatsoberhaupt 
und  der  Volksvertretung  zur  nachträglichen  Genehmigung  derjenigen 
Abweichungen  vom  Etat,  für  welche  die  Finauzverwaltung  und 
<lie  sonstigen  obersten  Verwaltungsorgane  verantwortlich  sind,  vor- 
gelegt. Die  Dinge  endigen  daher  normal  wiederum  mit  einem 
besonderen,  den  Rechnungsabschluss  genehmigenden  Gesetz. 

Dieser  Abschluss  zieht  sich  unvermeidlich  längere  Zeit  nach  Ablauf  der  be- 
uchenden Finanzperiode  (Jahr)  hin ,  da  die  etatmäßigen  Einnahmen  und  Ausgaben 
einer  solchen  Pcriodo  Uberhaupt  nicht  alle  genau  innerhalb  des  , kaufenden"  Jahres 
ik  bewerkstelligen  sind,  sondern  sich  vielfach  ganz  unabhängig  vom  Willen  der  Finanz- 
rnraltung  in  das  oder  die  folgenden  Jahre  als  Einnahmc-KUckständc  und  Ausgabe- 
U'.itc  hinziehen,  so  sind  auch  gesetzliche  Bestimmungen  darüber  nothwendig,  wie  es 
in  solchen  Fällen  gehalten  werden  soll,  ob  und  wie  weit  namentlich  Ausgaben  (z.  Tb. 
»och  Einnahmen)  auf  Grund  des  Etats  einer  abgelaufenen  Periode  zur  Vornahme 
(bez.  Erhebung)  gelangen  dürfen,  welchem  Jahre  sie  zuzurechnen  sind  u.  s.  w.:  die 
Kraben  der  f  in  anz-administrativen  Trennung  der  versch  iedene  n  „Jah- 
resdienste'4, der  Einrichtung  der  Verrechnung  dafür  u.  s.  w. 

§.  82.  Jede  Finanzwirthschaft  eines  geschichtlich  überkommenen 
öffentlichen  Körpers  tritt  endlich  eine  neue  Finanzperiode  mit  einem 
mehr  oder  weniger  erheblichen  Bestände  von  öffentlichem  (Staats-, 
Communal -)  Vermögen  an,  das  theils  Finanzzwecken  („Finanz- 
vermögen"), tbeils  Verwaltungszwecken  („ Verwaltungs ver- 
möge n")  dient  (G.  §.  25). 

Ersteren  Falb  gehört  es  gewöhnlich  zum  Ressort  der  Finauzverwaltung  iFiuanz- 
^iiitsterium),  auch  wohl  eines  der  volkswirtschaftlichen  Ministerien  (landwirtschaft- 
liches. Bauten-,  Verkehrs-Ministerium),  letzteren  Falls  zu  den  Ressorts  der  einzelnen 
grossen  Dienstzweige  (<iebäude,  Mobiliar-lnvcntaro,  militärische  und  maritime  Au- 
stritt und  Einrichtungen,  Kunst-  und  wissenschaftliche  Sammlungen  u.  s.  w.).  In 
trdzt  Etatsperiode  gehen  von  diesem  Vermögen  wenigstens  einzelne,  oft  recht  bedeu- 
f'üde  Veränderungen ,  Verminderung  durch  (ie-  und  Verbrauch  (Militärverwaltung), 
'larch  Unfälle,  Vermehrungen  durch  betreffende  etatmässige  Ausgaben  vor  sich. 

Auch  das  gehört  zur  formellen  Ordnung  des  öffentlichen  Haus- 
halts, daßs  Uber  diese  Ab-  und  Zugänge  und  demnach  Uber  die 
Bestände  Buch-  und  Rechnung  —  theils  in  Geld,  theils  und 
vornemlich  in  natura  —  gefuhrt  und  Verzeichnisse  angelegt  und 
auf  dem  Laufenden  erhalten  werden  (lnventarisirung  des  Staats- 
vermögens).   Die  Controle  in  den  erwähnten  drei  Formen  hat 


Digitized  by  Google 


188  1  B.  4.  K.  Formelle  Ordnung.  1.  A.  Finanzdienst.  §.  <*2,  83. 


sich  auch  auf  diese  „Activbeständc",  wie  anderseits  das  Rechnungs- 
und  Controlwesen  auf  die  Passiva  der  Vcrwaltnngs-Dienstzweigc, 
insbesondere  auf  das  eigentliche  Staatsschuldenwesen  zu 
erstrecken. 

Aueli  in  den  Haushalten  der  Selbstvcrwaltnngskö  rper  verlangt  die  for- 
melle Ordnung  der  Finanzwirthschaft  im  Princip  dieselben  Einrichtungen,  wie  im 
Staatshaushalte.  Die  geringere  Ausdehnung  der  betreffenden  Haushalte  gestattet  nur 
in  der  Kegel  eine  Vereinfachung,  z.  B.  im  Finanzbehörden  wesen.  Mehrfach  können 
und  werden  Finanz-,  z.  B.  Kassengeschafte  von  Staatsbehörden  zugleich  mit  für  Selbst- 
vcrwaltungskörper  ausgeführt,  z,  B.  die  Einziehung  gewisser  Steuern  (wie  anderseits 
auch  umgekehrt,  indem  etwa  die  Einziehung  von  Staatssteuern  mit  durch  Organe  der 
Commune  geschieht).  Unterschiede  in  den  bezüglichen  Einrichtungen  der  Staats-  un  i 
der  Selbstverwaltungshaushalte  ergeben  sich  sonst  aus  den  Verschiedenheiten  des 
öffentlichen  Hechts,  z.  B.  in  Bezug  auf  das  Etat-  und  Controlwesen  (administrative 
und  politische  Controlo).  Aber  in  grossen  Selbstverwaltungs-Haushalten,  so  der  mo- 
dernen Grossstädte,  in  entwickelten  Provincial-Haushalten,  müssen  sich  diese  Einrich- 
tungen aus  finanztechnischen  und  ölfentlich-reebtlichen  Gründen  denjenigen  des  Staats- 
haushalts mehr  und  mehr  nähern,  wie  dies  auch  thatsächlich  geschehen  ist.  Manche» 
richtet  sich  dabei  nach  der  Art  der  Organisation  der  Selbstverwaltung  und  dem  Maasse 
der  den  betreffenden  Körpern  gewährten  finanziellen  Autonomie,  so  besonders  bei  den 
Selbstvcrwaltungskörpern  höherer  Ordnung. 

Demnach  sind  in  diesem  Kapitel  folgende  Gegenstände  zu 
behandeln: 

I.  Der  Finanz  d  ienst  im  Allgemeinen  und  das  Finanz- 
behördenwesen. 

II.  Das  Etatwesen. 

III.  Das  Zahlungs-,  Kassen-  und  Rechnungswesen. 

IV.  Das  Controlwesen. 

V.  Der  Rechnungsabschluss,  die  Einrichtung  der 
Jahresdienste  und  die  Inventarisirung  des  öffentlichen 
Vermögens. 


1.  Abschnitt. 

Bor  Finanzdlcnst  Im  Allgemeinen  und  das  Finanz- 

behifrdeiiwesen. 

I.  Geschichtliche  Entwicklung. 

Die  Organisation  des  heutigen  Finanzdicnsts  und  die  heute  übliche  Zusammen- 
fassung der  obersten  Finanzvcrwaltung  im  Finanzministerium  in  den  modernen  Staaten 
ist  das  Ergcbniss  einer  langen  geschichtlichen  Entwicklung,  welche  sich  in  der  euro- 
päischen Welt,  besonders  auf  dem  Cotitincut,  vom  Mittelalter  her  in  jedem  Lande  ver- 
schieden und  doch  in  den  Grundzügcn  gleichmässig  vollzogen  hat.  Diese  Entwicklung 
steht  in  engstem  Zusammenhang  mit  derjenigen  der  gesammten  öfleuilichcn  Verwal- 
tung und  mit  derjenigen  der  öflcmlichcn  Einnahmewirthschaft  und  lftsst  sich  auch  in 
jedem  einzelnen  Lande  nur  in  diesem  Zusammenhang  darstellen  und  verstehen.  So- 
weit die  Geschichte  des  Fitianzdicnsts  und  seines  Behörden wesens  ein  Thcil  der  all- 
gemeinen Verwaltiingsgeschichtc  und  damit  wieder  ein  Theil  der  ganzen  EntwicUung-- 
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pKfekbte  des  modernen  Staats  ist,  kann  hier  darauf  nicht  näher  eingegangen  werden. 
L  ist  dafür  auf  die  Werke  aber  Staats-  and  Rechtsgeachichte ,  über  die  specielle 
Wrraltungsgeschichte  einzelner  wichtiger  Länder  —  ein  kaum  erst  zu  bebauen  be- 
renneucs  Gebiet  —  über  Verwaltungslchro  und  Verwaltungsrecht  zu  verweisen.  Der 
/.u>amnn  nhang  der  Entwicklungsgeschichte  des  Finanzbehördenwesens  ebenso  wie  der 
icetDwärtigcn  Gestaltung  des  letzteren  mit  der  Gestaltung  der  Einnah  inewirthschaft 
»ird  in  der  Lehre  von  den  öffentlichen,  namentlich  von  den  Staatseinnahmen  mehrfach 
«  handelt  werden.  An  dieser  Stelle  muss  die  Hervorhebung  einiger  allgemeinen  Mo- 
amte  renügen ,  welche  für  die  geschichtliche  Entwicklung  und  hentige  Einrichtung 
jenen  l>iensts  wichtig  waren.  Daran  reihen  sich  einige,  mehr  nur  als  Beispiele 
dienende  Ausführungen  zur  Geschichte  des  Finanzdiensts  einzelner  Lander  an,  wobei 
Tir  uns  aber  für  Mittelalter  und  neuere  Zeit  auf  deutsche  Verhältnisse  beschränken 
Mi— 91).  Alles  Speciellero  darüber  gehört  in  die  eigentliche  Finanzgeschichte, 
a>khc  als  solche  keinen  Gegenstand  dieses  Werks  bildet.  Die  wissenschaftliche  Be- 
treuung der  Geschichte  des  Finanzdiensts  ist  auch  bisher  noch  sehr  spärlich,  noch 
eagJekh  mehr  als  z.  B.  diejenige  der  Steuergeschichte.  Quellen-  u.  literar.  Nachweise 
-  nuten  io  den  §§.  S6  IT. 

§.83.  —  A.  A eitere  Zeiten.  Von  „Verwaltung"  im 
modernen  Sinne  kann  in  den  Reichen,  Staaten  und  Territorien 
nährend  des  ganzen  Mittelalters  und  vielfach  darüber  noch  hinaus 
bis  ins  17.  Jahrhundert  bekanntlich  nur  bedingt  gesprochen  werden. 
Es  fehlten  dafür  die  Bedürfnisse  wie  die  Voraussetzungen.  Eine 
Centralisation  der  Verwaltung  beim  König  oder  Fürsten  fand 
vollends  nur  in  geringem  Maasse  statt.  Bei  der  vorherrschenden 
Naturalwirtschaft,  der  Begründung  der  königlichen  Einkünfte 
vornemlich  auf  Domänen,  welche  von  eigenen  Verwaltern  bewirt- 
schaftet wurden,  und  für  den  Hof  und  für  dessen  Beamte  unmittel- 
bar die  Erträge  in  natura  abliefern  mussten,  bei  dem  ähnlichen 
System  von  Naturalleistungen  der  Hintersassen  (fiscalini)  und 
Unterthanen  zur  Deckung  der  nicht  genauer  zu  trennenden  fürst- 
lichen- Hof-  und  öffentlichen  Bedürfnisse  waren  eigene  Finanzorgane 
der  Verwaltung,  ein  eigentliches  Etat-,  Kassen-  und  Rechnungs- 
wesen einheitlicher  Art  für  das  ganze  Gebiet  des  „Staats"  weder 
nüthig  noch  möglich. 

Der  Schwerpunct  der  Fiuauzwirthschaft  lag  in  der  örtlichen  Xaturalgewinnung 
•1t  Domänenerträge  und  der  örtlichen  Erhebung  der  Gefälle  durch  Administratoren 
Beamte,  welche  zugleich  andere  Aufgaben,  militärische,  polizeiliche,  rogteiliche, 
»gemeine  administrative ,  mitunter  auch  richterliche  zu  besorgen  hatten.  Sie  waren 
vlbst  auf  Naturalgehaltc  aus  diesen  Einnahmen  gesetzt  und  hatten  die  Uebersehüsse 
abzuliefern.  Achnlichcs  galt  von  der  Erhebung  der  wenigen  steuerartigen  Einnahmen 
der  älteren  Zeit,  von  der  Verwaltung  der  Regalien,  der  steuerartigen  üm  Unterschied 
Toa  den  grundherrlichcn)  Grundabgaben  und  sonstigen  directen  Steuern  (auch  der 
Beden,  soweit  diese  nicht  von  Grundherrschaften  und  Gemeinden  selbständig  subrepar- 
Hrt  und  von  ihnen  gleich  im  Ganzen  abgeführt  werden),  während  nur  etwa  für  die 
au  bestimmten  Stellen  zu  erhebenden  Zölle  eigene  Untcrbcamtcn  schon  früh  sich 
linden  (Zöllner).  Vom  Ccutrum ,  vom  König  und  Fürsten  aus  fehlte  zwar  nicht  jede 
funtrole  (welche  z.  B.  schon  die  carolingischen  missi  mit  auszuüben  hatten,  die  zu- 
irkich  manche  Einkünfte  selbst  einziehen  und  verrechnen  mussten),  aber  dieselbe  ist 
aier  so  wenig  wie  auf  anderen  Gebieten  der  öllentlichen  Verwaltung  eine  feste  Ein- 
richtung und  nicht  genügend  wirksam.  Unter  den  den  Rath  und  die  Verwaltungs- 
rcanc  des  Fürsten  bildenden  höchsten  Beamten  am  Hof  befinden  steh  besondere 
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Beamte  („Käniincrcr"  u.  s.  f.)  für  die  Aufsicht  über  die  Einkünfte  und  den  Schau, 
die  Besorgung  der  Ausgaben  und  die  hiermit  in  Verbindung  stehenden  Kassen-  uml 
Kerhnungsgesch&ftc  meist  erst  später.  Früher  gehören  die  bezüglichen  Functionen 
mit  zu  denen  des  obersten  Verwaltungsbeamten  (des  „Kanzlers"  oder  welchen  Titd 
er  führen  mochte),  gleich  allen  audereu  Verwaltungsgeschäften.  Er  rollführt  sie  durch 
Unterbeamte,  Schreiber  u.  dgl. :  die  ersten  Keime  eines  spccielleu  Finanzdienstes  an 
der  Centraisteile. 

§.  84.  —  ß.    Späteres  Mittelalter.  Uebergangszeit. 
In  diesen  Verhältnissen  gehen  in  der  zweiten  Hälfte  des  Mittel- 
alters, namentlich  gegen  dessen  Schluss  allgemeinere  Veränderungen 
vor,  im  Princip  ähnlich  in  sonst  sehr  verschiedenen  europäischen 
Staaten  und  in  den  zur  politischen  Selbständigkeit  gelangenden 
Territorien.    Diese  Veränderungen  sind  das  Product  bekannter 
allgemeiner  Umgestaltungen  im  wirtschaftlichen  und  politischen 
Leben.  Die  öffentlichen  Bedürfnisse  steigen,  indem  Staat,  Territorium 
und  Stadt  mehr  Aufgaben  an  sich  ziehen.   Letztere  werden  ebenso 
wie  die  schon  von  Altersher  üblichen  mehr  central  istisch  und 
gleichmässiger  im  ganzen  Staatsgebiet  ausgeführt.   Der  vermehrte 
Finanzbedarf   muss   bei  der  wachsenden   Unzureichendheit  der 
älteren,  ohnehin  vielfach  verloren  gegangenen  oder  verminderten 
Einnahmequellen  (Domänen,  Kegalien)  mehr  steuerwirthschaftiieh 
gedeckt  werden.    An  Stelle  der  älteren  Naturalwirtschaft  in  der 
Volkswirtschaft  und  im  Finanzwesen  kommt  die  Geldwirthschaft 
mehr  zum  Durchbruch:  der  Finanzbedarf  selbst  wird  mehr  Geld 
bedarf,  so  vor  Allem  mit  der  Aenderung  der  Wehrverfassung  und 
dem  Aufkommen  von  Soldtruppcn,  vollends  mit  den  stehenden 
Heeren  seit  dem  17.  Jahrhundert;  die  Einnahmen,  die  Leistungen, 
Abgaben,  Steuern  müssen  mehr  Geldabgaben  werden.   Die  Steuer- 
wirthschaft  führt  direet  und  indirect  zu  einer  grösseren  Mitwirkung 
der  „  Stände "  an  der  Regelung  des  Finanzwesens  gegenüber  der 
auf  diesem  Gebiete  nicht  souveränen  öffentlichen  Gewalt.  Den 
Ständen,  Parlamenten  u.  s.  w.  muss  der  Steuerbedarf  nachgewiesen 
werden.    Das  setzt  schon  eine  gewisse  Entwicklung  des  Etat-, 
Kassen-  uud  Rechnungswesens,  wenn  auch  noch  nicht  notwendig 
eine  einheitliche  Gestaltung  desselben  voraus.    Die  Entwicklung 
landständischer  Verfassungen,  wie  in  deutschen  Territorien,  die 
dabei  übliche  Trenuung  der  Kassen  und  Etats  (Kammerkasse, 
Steuerkasse  §.  90)  ist  hier  besonders  für  die  Ausbildung  des  Finanz- 
behördenwesens und  des  Etats-,  Kassen-  und  Rechnungswesens  von 
Einfluss  gewesen.     Alle  die  genannten  und  andere  verwandte 
Umstände  wirken  auf  die  Entstehung  eines  von  der  sonstigen 
öffentlichen  Verwaltung  getrennten  eigenen  Finanzdienstes  hin. 
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Mit  zuerst  und  bereits  ziemlich  rationell  in  den  Städten,  wo  die  wirtschaft- 
lichen and  finanziellen  Verhältnisse  das  besonders  begünstigen  (Gcldwirthschaft,  Steuer- 
Tirthsohaft.  mehr  nnd  früher  „Öffentliche",  „gemeinwirthschaftlichc"  Thätigkcit,  §.  88)  ; 
iinn  auch  in  den  Territorien  und  Staaten  (§.  89  ff.).  Die  moderne  tinanzwirthschaft- 
a  he  Centralisation  fehlt  hier  freilich  auch  später,  im  17.  und  lb.  Jahrhundert  in  der 
Staaten  weh  des  „ancien  regime"  grossentheils  noch.  Die  „fisealisehe  Kassencinheit", 
aoeh  nur  im  Etat-  und  Rechnungswesen,  war  noch  nicht  erreicht.  Die  Hof-  und 
^tMtsfinanzen  werden  erst  allmälig  und  in  der  ganzen  Periode  bis  zur  französischen 
;;.folution  noch  selten  ausreichend  geschieden.  Aber  an  der  Ccntralstelle ,  beim 
Fügten,  sind  doch  schon  besondere  höchste  Beamte,  mit  einem  besonderen  Amt- 
wi  Beamtenapparat,  speciell  mit  dem  Finanzdienst,  namentlich  mit  der  Verwaltung 
der  hauptsächlichen  Einnahmen,  betraut.  Ccntralkassen ,  wenn  auch  noch  mehrere 
v.beneinandcr,  auf  welche  einzelne  besondere  Ausgaben  angewiesen  sind,  werden  von 
hk-r  aus  verwaltet  und  empfangen  baar  oder  durch  Verrechnung  aus  von  ihnen  ab- 
hängenden Provincial-  und  Localkasscn  deren  Ueberschüssc  (nach  Abzug  nament- 
lich der  unmittelbar  aus  letzteren  Kassen  zu  deckenden  Ertragsgcwinnungs-  und  Er- 
be bungskosten  ).  Das  wird  allmälig,  besonders  im  17.  und  18.  Jahrhundert  nach  dem 
Nege  der  monarchischen  Gewalt  über  die  Stände,  soweit  durchgeführt,  als  es  das 
Festbalten  an  einer  gewissen  Selbständigkeit  der  unter  Einer  Staatsgewalt  (Fürst)  ver- 
einigten Provinzen  und  Länder  in  der  gesammteu  Verwaltung  im  Zeitalter  des  alten 
Maatcnsystems  vor  der  französischen  Kevolutionspcriodc  („Provincialsystein")  überhaupt 
stattet  und  als  es  mit  dem  geschichtlich  überkommenen  System  von  „Zweckkassen" 
Einnahmen  uud  Ausgaben  getrennt  für  einzelne  Zwecke)  vereinbar  ist,  —  ein  System, 
ttlcba  mit  der  Finanz-,  Steuer-  und  Landesverfassung  einmal  eng  zusammenhing  und 
ober  das  sich  deshalb  auch  die  absolute  Monarchie  jener  Periode  nicht  völlig  hinweg- 
setzen konnte  oder  wollte. 

Mit  der  Umgestaltung  des  Aemtcrwesens  uud  des  Beamtenthums,  der  Einbürge- 
rung von  Geldgehaltcn  und  dem  stärkeren  Hervortreten  der  Besteuerung  wird  dann 
stich  im  Lande  selbst  die  wirthschafüich-finan/.ielle  Behandlung  und  Verwaltung  der 
iJteren  Ertragsquellen  des  öffentlichen  Einkommens,  des  Domaniuins  und  der  Regalien 
eine  andere:  der  „cauicralistisch-fiscalischo"  Standpnnct  gewinnt  die  Herrschaft,  be- 
sonderen technischen  Spocialbeamten  wird  die  Verwaltung  übertragen,  Be- 
nnien, die  nicht  mehr  oder  nur  noch  nebenbei  andere  Vcrwaltungsaufgaben  auszu- 
führen haben.  Die  regelmässig  und  allgemein  werdende  Besteuerung,  zumal  das 
'itldsteuersystein  und  die  Entwicklung  besonderer  Steuerarten  (indirecte  Steuern)  führt 
lach,  theils  schon  für  den  Veranlagungs-  und  Erhebungsdienst,  thcils,  wo  dieser  noch 
üi'ieren  Verwaltungsorganen  oder  Communalorganen  verbleibt  oder  neu  übertragen 
wird,  wenigstens  für  die  Ansammlung  der  Gelder  in  Kassen ,  für  das  Vcrrcchnungs- 
»esen  und  für  den  Ausgabedienst  zu  eigenen  localen  Finanz-Beamten  und  Be- 
ü'.rden  (.wie  in  Deutschland  die  „Rentineistor'  und  „Rentämter").  Das  17.  und 
15,  Jahrhundert  sind  bei  uns  in  Deutschland  wie  in  anderen  europäischen  Staaten 
bereits  emsig  bemüht,  diesen  localen  Finanzdienst,  das  sich  ihm  anschliessende  Pro- 
Tincial-  und  Ceutral-Fiuanzbchörden-,  Kassen-  und  Rechnungswesen  nach  bestimmten 
icoretischen  Regeln  uud  practischeu  Grundsätzen  „rationell"  zu  gestaltcu  (Preusscn. 
Oesterreich,  Frankreich  im  18.  Jahrhundert,  v.  Seckendorff,  v.  Justi).  So  bereitet 
sich  die  moderne  Organisation  des  Finanzdienstes  und  des  finanziellen  Behörden-, 
Etat-,  Kassen-  und  Rechnungswesens  bereits  allgemein  vor.  Die  vielfach  schon  tech- 
nisch ganz  guten  Einrichtungen  am  Schluss  des  ancien  regime  trugen  hier,  wie  auf 
iaderen  Vcrwaltungsgebieten ,  nur  noch  die  Spuren  der  älteren  volkswirtschaftlichen 
Uij'j  öffentlich-rechtlichen  Verhältnisse  an  sich,  unter  denen  das  frühere  Finanzwesen 
akh  entwickelt  hatte.  Der  Hauptübclstand  lag  in  Mängeln  des  öffentlichen  Rechts, 
in  immer  noch  nicht  vollständiger  oder  nicht  genügend  verbürgter  Trennung  der  Hof- 
!Jnd  Staatsfinanzen  und  in  dem  vom  absoluten  Fürsten  ausgeübten  Anweisungsrecht 
ferenober  den  öffentlichen  Kassen.  Ein  Recht,  von  dem  tüchtige  Regenten  wohl  nur 
uberwiegend  zu  öffentlichen  Zweckeu  und  zum  Nutzen  des  Landes  Gebrauch  machten, 
Tis  aber  selbst  hier  für  die  Ordnung  der  Finanzen  Gefahren  barg  und  das  von  un- 
tüchtigen Regenteu  immer  wieder  zu  persönlichen  Zwecken  missbraucht  werden  konnte 
und  wurde.    Damit  war  keine  dauernde  Ordnung  des  Staatahaushalts  vereinbar. 
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§.  «5.  —  C.  Neueste  Zeit  der  verfassungsmässigen 
Finanzverwaltung.  Entwicklungen  im  öffentlichen  Recht 
waren  es  denn  auch  vornemlich,  welche  die  hauptsachlichen  neuesten 
Fortschritte  auf  dem  Gebiete  der  formellen  Ordnung  des  Finanz 
wesens  und  des  Finanzdienstes  herbeigeführt  haben,  —  in  England 
dank  der  schon  früher  erreichten  Consolidation  seiner  Verfassuugs- 
verhältnisse  zuerst,  besonders  seit  der  zweiten  Revolution,  auf  dem 
Continente  Europas  seit  den  grossen  politischen  Bewegungen  im 
Gefolge  der  französischen  Revolution. 

Die  vollständige,  dauernde  und  mit  genügenden  Cautelen  verbürgte  Trennung 
der  Hof-  uud  Staatstinanzcn ,  die  erst  so  erreichte  völlige  Selbständigkeit  des  Finanz- 
diensts  als  eines  Glieds  des  grossen  Organismus  der  modernen  öffentlichen  Verwaltung, 
die  technisch  vollendete  Ausbildung  des  Etat-  und  Coutrolwesens  sind  allgemeine  Er- 
rungenschaften dieser  Periode,  nicht  nur  in  den  Staaten  mit  sogen.  Repräsentativ  - 
Verfassung,  sondern  auch,  wenugleich  immer  noch  weniger  gesichert,  in  den  sogeu. 
absolut-monarchischen  Staaten  (Preusscn,  Oesterreich  vor  184s,  Kussland).  Ucberali 
bricht  sich  ferner  gegenüber  der  früheren  provinciullen  Zersplitterung,  dem  Ucbet- 
rest  der  älteren  geschichtlichen  Verhältnisse,  der  (iedankc  der  Staatseinheit  jet/t 
Hahn  und  löst  sich  der  Staatsbegrill  von  der  patrimouialeu  Auffassung  los.  Das  hat 
auch  für  das  Finanzwesen  und  specicll  für  die  Organisation  des  Finanzdiensts,  für  «ix> 
Finanzbchörden-  und  das  Etatwesen  grosse  Bedeutung:  Einheit,  Einheitlichkeit,  grösser* 
(ileichmasMgkcit  iui  Staatshaushalte.  Zentralisation  der  Einnahmen,  tisealische  Kasseti- 
einheit,  Concentration  der  Leitung  des  Finanzdiensts  in  Einer  obersten  CentralsteU': 
dem  nunmehrigen  „Finanzministerium",  sind  die  Folge.  Dieses  Ministerium  erhäl 
auch  in  den  Staaten  ohne  Volksvertretung  als  erste  leitende  Verwaltungsinstanz  in 
allen  Finanzsachen  eine  bevorzugte  Stellung  beim  Entwurf  des  Etats,  bei  der  Bewilli 
gung  höheren  Aufwands  in  demselben  für  die  anderen  Vcrwaltungszweigc  und  ist  da 
entscheidende  Verwaltungsorgan  unter  dem  Staatsoberhaupt  für  die  Gestaltung  uru 
Fortbildung  der  Einnahmcwirthschaft. 

Zum  Abschluss  kommt  diese  Entwicklung  durch  die  m oder nei 
„Verfassungen"  in  den  Staaten  mit  Volksvertretung.  Hie 
erlangen  die  „Stände",  „Kammern",  „Parlamente"  das  politise 
besonders  wichtige  Recht  einer  entscheidenden  Mitwirkung  bei  de 
Aufstellung  des  Etats  und  bei  der  Finanz-,  besonders  der  Steuei 
gesetzgebung.  Es  entsteht  dadurch  erst  eine  hinlänglich  verbürgt 
„verfassungsmässige  Finanzverwaltung",  namentlich  ein 
Finanzcontrole  in  Betreff  der  Prüfung  und  der  Innehaltung  de 
Etats.  Das  Etat-  und  das  Controlwesen  (die  administrative  un 
politische  Controle  §.  80)  werden  Hauptangelegenheiten  des  ve; 
fassungsmässigen  Rechts  der  Volksvertretung.  Die  Verwaltung 
insbesondere  die  im  Finanzministerium  zusammengefasste  Finan; 
Verwaltung  werden  für  die  Führung  des  Staatshaushalts  dies< 
Vertretung,  wie  schon  bisher  dem  Staatsoberhaupt,  verantwortlich 
Auch  dies  wichtige  staatsrechtliche  Princip  bedingt  wieder  eir 
Steigerung  der  Anforderungen  an  die  technisch  zweckmässig 
Einrichtung  des  Finanzdiensts,  des  Finanzbehördenwesens,  d 
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Zahlungs  ,  Gassen-,  Rechnungs-  und  Controlwesens.  So  wird  die 
formelle  Ordnung  des  Staatshaushalts  erst  in  der  gegenwartigen 
Kpoche  der  „verfassungsmässigen  Finanzwirthschaft"  mit  den  not- 
wendigen öffentlich-rechtlichen  Garantieen  umgeben. 

II.  Zur  Geschichte  des  Finanzdienstes  einzelner  Staaten. 

§.  86.  —  I.  Alterthum.  Griechenland.  Was  man  heuto  über  die  alt- 
griechische  Finanzverwaltung,  namentlich  die  athenische  weiss,  ist  wenig,  spo- 
radisch, im  Einzelnen  unsicher  und  die  historische  Entwicklung  dieser  Dingo  entzieht 
-ich  vollends  grossentheils  der  Kcnntniss.  Dennoch  geuügt  das  Bekannte,  um  sich 
ein,  ungefähres  Rild  von  der  Einrichtung  des  Finanzdicnsts  zu  machen.  Man  sieht. 
>h ■>  hier,  besonders  in  Athen  während  seiner  Rlüthczeit  eine  fiiiauztcchnisch  und 
staatsrechtlich  hoch  ausgebildete  Finanzverwaltung  bestand,  weiche  in  ihren  typischen 
iirundzügen  den  modernen  Einrichtungen  gleicht,  —  ganz  naturgetnäss,  da  es  sich 
liier  um  feste  logische  oder  naturliche  Kategoricen  \on  Dingen  handelt,  welche  nur 
in  äusseren  Formpuncten  dem  geschichtlichen  Wechsel  unterliegen.  S.  das  Buch  2 
fon  Böckh's  Staatshaush.  d.  Athener,  I.  Der  Rath  der  500  führte  die  Finanzver- 
^altung.  Unter  ihm  fungirten  Rehörden  und  Reamte  getrennt  für  die  drei  Haupt- 
dienstc,  die  Erhebung  der  Rinnahmen,  das  Kassenwesen  mit  der  Re^orgung  eines 
Theils  der  Ausgaben  {so  durch  die  athen.  Apodecten,  die  die  empfangenen  Gelder  als 
oberste  Kasseninstanz  an  Spccialkassen  abführten),  und  für  das  Rechnungs-  und  Control- 
lern (sehr  umfassende  Pflicht  zur  Rechenschaftslegung,  entwickeltes  Verfahren  dabei, 
( »enVntlichkeit).  Zahlreiche  Finanzbeamten-Kategorien  kamen  in  diesen  drei  Dienst- 
reisen vor.  Ein  förmliches  Etatwesen  in  Form  von  Voranschlägen  über 
Linnahmen  und  Ausgaben,  als  Grundlage  für  den  Finanzdienst  und  für  die  Ver- 
antwortlichkeit der  leitenden  Finanzverwaltungsbehörden  fehlte.  Ein  solcher  Ueber- 
schlag  wurde  „schwerlich  in  irgend  einem  hellenischen  Staate  regelmässig  und  im 
Urans  angefertigt.*'  Böekh  I,  2*0. 

Rom.  Trotz  mannigfacher  Lücken  reicht  das  Material  über  die  Finanzverwal- 
tung Roms  aus,  sich  ein  ziemlich  genaues  Rild  davon  zu  machen  und  die  hauptsäch- 
lichen Veränderungen,  welche  die  Erhebung  der  Stadt  zum  \\  eltreich  und  der  Leber- 
srang  von  der  republikanischen  zur  monarchischen  Regierung  mit  sich  brachten,  ge- 
schichtlich zu  verfolgen.  Die  neueren  Arbeiten  von  Th.  Mommsen,  II.  Mar- 
quardt, 0.  Hirschfeld,  Lange  u.  m.  a.  haben  unter  Mitbenutzung  des  inschrift- 
lichen Materials  Vieles  auch  im  Detail  festzustellen  vermocht.  S.  bes.  Marquardt, 
röm.  Staatsverwalt.  II  (1876)  S.  70,  144,  190,  286  H.  —  806.  Mommsen,  röm. 
vaatsrecht  (1.  Aufl.)  II,  l.  Abth.  (1874),  S.  510— 538  (Quästur),  II,  2.  Abth.  S.  033— 
993  (Staatskassen)  und  manches  Andere  passim.  L.  Rouchard,  sur  l'administration 
ies  tinances  de  l  empire  romain  dans  les  derniers  teinps  de  son  existenco,  Paris  (ohne 
-I  ibreszahl,  um  1876),  bes.  ch.  1,  11  — 13.  Eine  kurze  Uebersicht  auch  nur  des  Wich- 
tigeren lässt  sich  ohne  ein  uns  hier  unmögliches  Eingehen  auf  Einzelheiten  nicht  wohl 
geben.    Nur  einige  Puncte  seien  daher  hier  hervorgehoben. 

Vielleicht  zu  den  ursprünglichen  seit  Regrundung  des  Amts,  jedenfalls  zu  den 
Sehl  alten  Functionen  der   Quacstores   urbani    gehörte  die  Kassenverwaltung 
Mommsen,  II,  1,  510  ff.).    Sic  hatten  die  Aufsicht  über  das  aerarium,  den 
Staatsschatz  und  die  Staatskasse  und  über  Alles,  was  darin  war,  einschliesslich  der 
Kassenbücher,  später  der  Abrechnungen  des  Aerars  mit  den  Provincialstatthaltern. 
.Als  Verwalter  der  römischen  Kasse  waren  die  (Juästoren  verbunden,  die  für  den 
Staatsschatz  bestimmten  Zahlungen  entgegenzunehmen  und  die  aus  demselben  ange- 
viesenen  zu  leisten"  (Mommsen  a.  a.  0.  S.  514).    Doch  gelangten  nicht  alle  Ein- 
nahmen in  diese  Kasse,  sondern  in  Specialkassen,  „die  rechtlich  Theile  des  aerarium, 
i'"T  thatsächlich  davon  getrennt"  waren,  Kassen,  deren  Einnahmen  und  Ausgaben 
</.    B.  für  das  zur  Soldzahlung  dienende  tributum)  aber  rechnungsmässig  durch  die 
Bücher  der  Quästoren  liefen,  —  also  insofern  das  Princip  der  Staatskassen-Einheit. 
Einzelne  Arten  von  Einnahmen  und  Ausgaben  wurden  verschieden  behandelt.  „Ueber 
1™  eigentliche  Kassenverfahren  ist  sogut  wie  nichts  bekannt"  (Mommsen  II,  1, 
A.  Wagner,  Finanz*  Um-imr  halt.  I.   3.  Aufl.  J3 
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521).  Mit  der  kaiserlichen  Zeit  gingen  in  der  Besetzung  dieses  Amts  der  Aerar- 
Quästur  und  dann  in  diesem  selbst  Aendcrungcn  vor  sieh. 

„Ein  fester  Etat,  in  welchem  Ausgaben  und  Einnahmen  gegen  einander  ab- 
gewogen waren ,  scheint  zur  Zeit  der  Republik  niemals  aufgestellt  worden  zn  sein" 
(Marquardt  a.  a.  0.  S.  77).  Erst  Augustus  liess  einen  solchen  Etat  auf  Grund 
umfassender  Vorbereitungen  herstellen  (rationarium ,  breviarium  imperii^.  Unter  den 
ersten  Kaisern  erfolgten  Veröffentlichungen  daraus.  Aber  vom  Inhalte ,  der  sich  auf 
die  Kassen  -Bestände,  die  Einnahmen  und  Ausgaben,  ausserdem  auf  verschiedenes 
Andere,  bezog,  ist  nichts  auf  uns  gekommen.  Nur  von  den  Vorbereitungen  ist 
Einiges  bekannt  (Marquardt  199.  Mommsen,  II,  2.  Abth.  953>.  Die  öfters  ver- 
suchten Schätzungen  der  Neueren  Uber  die  Höhe  der  römischen  Staatseinnahmen  und 
Ausgaben  sind  sämmtlich  sehr  unsicher  (Marquardt  S.  2Stj), 

Von  besonderer  staatsrechtlicher  und  hnanztcchnischcr  Wichtigkeit  war  die  Ge- 
staltung des  Kassenwesens  seit  der  Kaiserl.  Zeit  (Marquardt  S.  293  II.,  Momm- 
sen II,  2.  Abth.  S.  934).  Die  Entwicklung  der  Dinge  ist  hier,  entsprechend  der 
immer  absoluter  werdenden  Gewalt  des  Monarchen,  cinigermaassen  die  analoge  wie 
in  der  neueren  Zeit  des  Niedergangs  der  standischen  Macht  und  die  umgekehrte  wie 
seitdem  in  der  Periode  der  Loslösung  des  modernen  Staats  von  der  patriinonialen 
Auffassung  und  seit  der  Ausbildung  der  constitutionellen  Staatsform.  Das  acrariuui 
Saturn  i  der  Republik,  damals  die  einzige  Haupt-Staatskasse,  wurde  nach  der  Thei- 
lung  der  Provinzen  in  sonatorisrho  und  kaiserliche  zur  Staatskasse  bloss  für  die 
ersteren.  Obgleich  der  Senat  darüber  rechtlich  verfugte,  kam  doch  auch  diese  Kasse 
mehr  und  mehr  unter  die  maassgebende  Leitung  des  Kaisers.  Länger  noch  formell 
getrennt  neben  dem  Fiscus  bestehen  bleibend,  wurde  sie  im  3.  Jahrhundert  zur  blossen 
Stadtkassc  und  der  Fiscus  die  einzige  Haupt-Staatskasse.  Der  fiscus  (f.  Caesaris), 
ist  die  von  Augustus  begründete  eigentliche  kaiserliche  Staatskasse,  in  welche 
vor  Allem  die  Einnahmen  aus  den  kaiserlichen  Provinzen,  ferner  gewisse  Einnahmen 
von  Domänen  und  Abgaben  auch  aus  den  senatorischen  Provinzen  ilicssen,  auf  welcher 
aber  Ausgaben  wesentlich  öffentlichen  Charactcrs,  nur  von  nächstem  Interesse 
auch  für  den  Monarchen  lasten,  für  die  Unterhaltung  des  Heeres,  der  Flotten,  des 
Kriegsmaterials,  für  die  Besoldung  der  Beamten,  die  Versorgung  Korns  mit  Getreide, 
die  Militärstrassen ,  die  Post,  die  Staatsbauten.  Vom  Fiscus  als  kaiserl.  Staatskasse 
unterschied  sich  eine  kaiserl.  Privatkasse  (Patrimonium  Caesaris»,  die  aber 
doch  mehr  dio  des  Fürsten  als  solchen  als  reines  Privat-  und  Familienvermögen  (res 
familiaris)  gewesen  zu  sein  scheint.  Entsprechend  den  Verhältnissen  des  absolut- 
monarchischen Staats  war  die  Trennung  von  Fiscus  und  Privatkasse  eine  schwankende, 
^tatsächlich  nicht  wesentliche.  Neben  diesen  Centraikassen  errichtete  Augustus  end- 
lich noch  im  aerarium  militare  eine  mit  bestimmten  Einnahmen  (u.  A.  der  Erb- 
schaftssteuer) ausgestattete  „Militärpensionskassc".  Für  den  Erhebungs-,  Ausgabe-, 
Verrechnungs-  und  t'ontroldienst  bestand  nun  ein  sehr  entwickeltes  Aemtersystem  auch 
in  deu  Provinzen.  U.  A.  in  jeder  Provinz  eine  Provincialkasse  (fiscus  provinciae\ 
unter  ihr  verschiedene  Einnahmcämtcr;  bei  jedem  Truppentheil  ein  tiscus  castrensi> 
für  die  Ausgaben.  Besondere  Organe  ähnlicher  Art  hatte  das  Acrar,  solange  es  Staats- 
kasse war,  und  die  kais.  Privatkasse  (Marquardt  S.  304).  Für  den  Erhebungsdienst 
ist  die  Aufgabe  durch  das  ausgedehnte  System  der  Verpachtung  der  Steuern  uml 
Gefälle  vereinfacht  worden.  Allerdings  wurde  im  kaiserlichen  Korn  die  provinciale 
Hauptsteuer,  „die  Grund-  und  Vermögenssteuer  nicht  mehr  verpachtet,  sondern  von 
den  Behörden  des  Reichs,  unter  Vermittlung  der  städtischen,  direct  erhoben"  iMomm- 
sen  II.  2,  947).  Aber  wichtige  Einnahmen,  so  die  Erbschaftssteuer,  die  Zölle,  mauche 
Domänengefälle,  blieben  verpachtet.  Die  Pachtgesellschaftcn  und  ihre  einzelnen 
„Bureaus"  in  den  Steuerbezirken  standen  indessen  unter  einer  gewissen  Controle  durch 
beigegebene  kais.  Beamte  und  die  Schlussrechnungen  gingen,  nach  Mommsen.  nach 
Horn  (ob.  S.  94*>).  So  deutet  alles  das,  was  von  Nachrichten  über  die  römische 
Finau/vcrwaltung  auf  die  Gegenwart  gekommen  ist,  so  viel  Unsicheres  auch  im  Ein- 
zelnen bleibt,  darauf  hin.  dass  die  damaligen  Einrichtungen  in  ihrer  späteren  Ent- 
wicklung zur  Zeit  des  wohlgeordneten  röm.  Weltreichs  denjenigen  moderner  Grosa- 
staaten  sehr  ähnlich  gewesen  sind.  —  was  ja  auch  naturlich  genug  ist. 

§.  87.  — 2.  Früheres  Mittelalter,  besonders  in  Deuts  c  h  land.  Die  römi- 
schen Einrichtungen  gingen  zunächst  in  die  Staaten  mit  über,  welche  sich  auf  den 
Trümmern  des  röm.  Reiches  in  der  romanisch-germanischen  Welt  neu  bildeten.  Aber 
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dis  Meiste  davon  gcrieth  doch  bald  in  Verfall  und  verschwand  unter  den  ganz  ver- 
änderten wirtschaftlichen,  socialen  und  politischen  Verhältnissen.  Erst  allmälig  ent- 
wickelte die  neue  Staatcuwelt  nach  ihren  Bedürfnissen  ihre  neue  Finanzverwaltung, 
•echnisch  und  rechtlich  viel  unvollkommener,  als  die  römische  Verwaltung  gewesen. 
Kinzelnes  bildete  sich  spater  auch  wohl  mit  nach  antikem  Muster  und  nicht  erst  mit 
<\''T  späteren  Einbürgerung  des  röm.  Hechts,  sondern  schon  früh  beim  fränkischen 
königthuin  fand  das  römische  Fiscal  recht  eine  gewisse  Anerkennung  und  Nach- 
ihmung,  was  nicht  ohne  Einfluss  auf  die  Gestaltung  des  Finanzwesens,  besonders  der 
Einnahmen  blieb. 

Im  fränkischen  Reich  der  Mcrovinger  findet  sich  unter  den  höchsten 
ilofbeamten  bereits  ein  eigener  Sehatzmeister  oder  Kämmerer  ithesauratius), 
der  den  Schatz  und  was  damit  in  Verbindung  stand,  die  Geschenke  u.  s.  w.  verwal- 
tete (Waitz.  Verf.gesch.  II,  2.  Aull..  402)  Der  Begrill  des  Fiscus  im  römischen 
Mnne  hat  sieh  auch  bei  den  Merovingern  erhalten,  wenngleich  etwas  moditicirt.  Er 
k'deutet  die  königl.  Kasse  und  weiter  alles  königl.  Eigenthum  und  was  dazu  gehört 
in  Einkauften  u.  dgl..  auch  den  Schatz,  der  in  der  Schatzkammer,  dem  aerariuin 
l'aer.  publicum)  bewahrt  wird  und  die  Einnahmen  empfangt.  Eine  Trennung  des 
•igent.ichen  öffentlichen  und  des  königlichen  Vermögens  und  Einkommens  fehlt  aber 
nach  Lage  der  Verhältnisse.  Für  die  Verwaltung  der  Guter  und  die  Erhebung  der 
selten  genau  zu  trennenden  steuerartigen  und  herrschaftlichen  Abgaben .  Gefälle,  der 
Strafgelder  dienen  im  Lande  die  gewöhnlichen  allgemeinen  Beamten,  die  Grafen,  auch 
die  domestici.  unter  ihnen  die  örtlichen  Beamten,  Viearien,  Tribunen,  Schultheissen, 
•he  W  irthschaftsbeamten  der  Domänen,  keine  eigenen  Finanzbeamten,  mit  Ausnahme 
der  Zöllner  (Waitz.  II,  617— 626,  112),  Hullmann,  D.  Fin.gesch.  246). 

In  der  caroli  ngischen  Zeit  ging  die  Entwicklung  auf  der  so  geschaffenen 
'irandlage  fort.  Carl  M.  wie  seine  Nachfolger  schärfen  in  den  Capitularien  auf  finanz. 
Grt»i»rte  mehr  alte  Normen  ein,  als  dass  sie  neue  Grundsätze  durchfuhren.  Das  Major- 
d'ioiat  war  selbst  durch  die  Theilnahmc  an  der  Verwaltung  des  königl.  Guts  mit  zu 
seiner  Macht  gelangt.  Der  Kern  der  Finanzwirthschaft  war  nach  wie  vor  das  könig- 
liche Domänengut,  und  blieb  das  noch  lange  nach  der  earol.  Zeit.  Die  Verwaltung 
dieser  Güter  durch  eigene  Wirthschaftsbeamto  unter  Aufsicht  von  Hof  beamten  und 
Controle  der  Sendboten  wird  bes.  im  capit.  de  villis  ,on  Carl  M.  genau  geordnet.  Ver- 
zeichnisse, Beschreibungen  und  Inventare  werden  aufgenommen  (vgl.  Waitz,  IV. 
Kap.  6.  bes.  S.  119  ff.,  v.  Inama-  Stern  egg,  Deutsche  Wirthsch.gesch.  I,  321  11'., 
Hullmann.  Fin.gesch.  1  tf.,  19  tf'.,  36  ff.).  Eine  besondere  Finanzverwaltung  und 
eijene  Finanzbeamte  fehlen  bei  dem  (Tiaracter  des  ganzen  Staatswesens,  der  Ver- 
mischung des  öffentlichen-rechtlichen  und  privatrechtlichen  Moments,  der  vorherrschen- 
den Naturalwirtschaft  (vgl.  bes.  Waitz  a.  a.  0.). 

In  der  folgenden  Periode,  etwa  vom  tb — 13.  Jahrhundert,  gewann  zwar  die 
'ieldwirthschaft  schon  mehr  Boden  und  die  Heeresverfassung  änderte  sich  und  begann 
mehr  Geldbedarf  zu  schaffen.  „Doch  war  man,  sagt  Waitz,  VIII,  216,  weit  entfernt 
von  einer  nach  irgend  welchen  allgemeinen  Gesiehtspunctcn  geordneten  Finanzwiith- 
*<"haft.  Als  Kegel  galt  noch  immer,  dass  die  staatlichen  Bedürfnisse  möglichst  durch 
'lirecte  Leistungen  zu  befriedigen  seien:  Öffentliche  Ausgaben  und  die  des  Königs 
waren  nicht  geschieden  und  deshalb  auch  die  Einkünfte  nicht  auseinander  gehalten, 
für  die  Verwaltung  dieser  waren  keine  besonderen  Einrichtungen  getrollen.  Auch  in 
den  einzelnen  Fürstentümern  verhielt  es  sich  nicht  wesentlich  anders,  was  sich  fand, 
trug  nur  den  Character  einer  gröss-cren  Privatwirtschaft  an  sich."  Der  „Kämme- 
rer" hat  die  Finanzgeschäfte,  soweit  von  solchen  zu  reden  ist,  zu  leiten.  Der  Auf- 
bewahrungsort des  Einkommens  und  der  kön.  Kasso  wird  camera,  Kammer  ge- 
nannt, woneben  die  Ausdrucke  fiscus,  aerarium .  thesaurus,  Schatz  in  der  früheren 
Bedeutung  vorkommen,  mit  etwas  verschiedenen  Nebenbedeutungen  i Waitz,  VIII, 
*2H*  11.).  Sonst  fehlen  eigene  Finanzbeamte  auch  auf  den  Gutern  und  im  Lande  wohl 
noch  fast  ganz,  die  Wirthschaftsbeamten  (Amtleute)  und  allgemeinen  Verwaltungs- 
kamten  (Vögte)  besorgen  auch  hier  den  unteren  Dienst  für  die  etwaigen  Finanz- 
geschäfte, Erhebung  von  Abgaben,  Gefällen,  Bewerkstclligung  von  Ausgaben  mit. 
Auch  „an  umfassenden  Aufzeichnungen  Uber  das,  was  dem  König  an  Besitzungen  und 
Hinkünften  zustand  oder  durch  und  für  ihn  zur  Verwendung  kam.  hat  es  wahrschein- 
lich in  Deutschland  gefehlt"  (Waitz.  VIII,  223).  Also  noch  nichts  von  „Etatwesen". 
Mit  dem  allmäligen  Herabgehen  der  Keichsgewalt,  dem  Verluste  der  meisten  Domänen 
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und  Hegalien,  dem  Fehlen  eiuer  bleibenden  Reichsbesteuerung,  dein  Ucbergaug  der 
Zölle  u.  s.  w.  an  die  Territorialgewalten,  dem  Mangel  eigentlicher  öffentlicher  Reichs- 
ausgaben ist  in  der  Folgezeit  im  Deutscheu  Reiche  als  solchem  natürlich  vou  einer 
eigenen  Finanzvcrwaltuug  immer  weniger  die  Kede.  Die  verbliebenen  Doinanial-  und 
anderen  Einkünfte  wurden  auf  HeichsgUtcrn  ähnlich  wie  in  den  Territorien  verwahrt, 
die  seltenen  Reichssteuern  von  den  Städten  und  Territorien  meist  hier  eigens  erhoben 
und  au  die  kais.  Kammer  abgeführt.  Dies  gilt  grosseutheils  auch  von  den  Keichs- 
steuern dea  15.  und  16*.  Jahrhunderts  i^dem  „gemeinen  Pfennig44  und  der  ..Turkeii- 
steucr"),  konnte  mangels  eigener  Verwaltungsorgane  des  Reichs  und  angesichts  der 
bereits  ziemlich  ausgebildeten  Verwaltuugsmaschinerio  der  Territorien  auch  kaum 
anders  sein ,  erklärt  aber  das  ganz  unzulängliche  Eingehen  solcher  Abgaben  mit 
(Weizsäcker,  Rede  über  d.  geschieht!.  Entwickl.  u.  Idee  einer  allgem.  Reichssteuer, 
Berl.  18*52). 

§.       —  3.    Deutsche  Finanzverwaltung  in  den  Territorien  und 
Einzelstaaten.  Die  geschichtliche  Entwicklung  der  deutschen  politischen  Verhält- 
nisse erklärt  es,  dass  vom  späteren  Mittelalter  an  nur  eine  territoriale  und  loeale 
Finanzverwaltung  in  Betracht  kommt.    Am  Frühsten  bildet  sich  die  locale  in  den 
Städten  aus,  weil  hier  zuerst  eigentlich  öffentliche,  „gemein  wirtschaft- 
liche" Bedurfnisse  Befriedigung  erheischen,  dafür,  zumal  in  Städten  mit  weni^ 
(iemeindevermögen  und  deshalb  vorherrschender  Steuerwirthschaft ,  umfassende  Ein- 
richtungen zur  Einnahmebeschaffung  getroffen  und  öffentliche  Organe  zur  Leitung  und 
Durchführung  der  Finanzgeschäfte   bestellt  werden  müssen.    In  den  „Städten  ent- 
wickelte sich  zuerst  ein  geordneter  öffentlicher  Haushalt;  in  ihnen  bildeten 
sich  zuerst  im  deutschen  Gemeinwesen  Steuern  im  heutigen  Sinne  des  W  uri> 
und  eine  Staatswirthschaft  heraus,  in  welcher  die  Geldwirthschaft  durchgeführt 
wurde,  die  IIauptcinnahme»iuelle  in  Steuern  bestand,  in  welcher  auch  der  öffentliche 
Credit  in  maunigfacher  Weise  zur  Bestreitung  ordentlicher  und  ausserordentlicher 
öffentlicher  Ausgaben   zur  Anwendung  kam   uiid   eigene  Finanzorgan c  unter 
öffentlicher  Controle  nach  gesetzlicher  Vorschrift  die  Einnahmen  uud  Ausgabeu  der 
öffentlich-rechtlichen   Gemeinwirihschaft  besorgten"  (Schön  berg,  Fin.verf.  d.  St. 
Basel,  Tüb.  1^79.  S.  !»  ff.).    „Die  zweckmässige  Organisation  der  Finanzvcrwaltun? 
war  daher  in  den  Städten  bereits  lange  eiu  wichtiger  Zweig  der  öffentlichen  Verwal- 
tung, ehe  in  den  Territorialstaaten  auch  nur  das  Bedürfniss  danach  vorhanden  war 
(Eb.  S.  11).    Wahrscheinlich  hat  die  städtische  Finauzverwaltuiitf  später  den  Terri- 
torien mit  zum  Muster  gedient,  wie  z.  B.  Arnold  (Verf.gesch.  d.  deutschen  Frei- 
städte, 1S54,  II,  138,  bei  Schönberg  a.  a.  0.)  auch  annimmt,  Schönberg  selbst 
mit  Rücksicht  auf  erst  noch  erforderliche  weitere  Untersuchungen  dahin  gestellt  sein 
lässt.    In  Basel  (Schönberg,  S.  23  ff.)  war  im  14.  Jahrhundert  der  Rath  auch 
die  höchste  Finanzbehörde,  die  Ausfuhrung  seiner  Beschlüsse  in  Finanzsachen  und 
die  eigentliche  Finanzverwaltuug  hatte  seit  Mitte  des  14.  Jahrb.  eiu  besonderes  Colle- 
gium  von  7  Personen  (die  „Siebeu",  5  Rathsherren.  2  Zunftmeister).   „Sie  waren  das 
eigentliche  administrative  Central-Finanzorgau.    Sie  hatten  die  Stadtka-vse  hinter  sieb 
(drei  von  ihnen  führten  die  Schlüssel  dazu),  empfingen  direct  oder  indirect  durch 
andere  Finanzbeamte  die  Einnahmen  und  besorgten  nach  den  Anweisungen  des  Raths 
die  Ausgaben"  (eb.  S.  91).    Ueber  die  Einnahmeu  und  Ausgaben  wurden  genaue 
Wochen- Rechuungsbücher  geführt.  Am  Ende  der  Amtsführung  hatten  die  Sieben  eine 
Rechnung  aller  Einnahmen  und  Ausgaben  zusammenzustellen  und  dem  Rath  zu  über 
geben,  um  Decharge  zu  erhalten.    Auch  Jahresabschlüsse  wurden  gemacht  uud 
alle  diese  Abrechnungen  in  besoudere  Bücher  eingetragen.    Eiu  anderes  Collegium. 
das  im  15.  Jahrb.  dazu  kam,  das  der  13,  scheint  in  Finanzsachen  die  Entscheidungen 
des  Raths  mit  vorbereitet,  die  Ausführung  der  Raths  beschlüsse  mit  besorgt,  die  Thätigkeit 
der  sp'ideilen  Finanzorgane  Uberwacht  zu  haben,  —  also  eine  ArtControlorgan  gewesen  tu 
sein  (Schönberg  S.  49).   Noch  ein  anderes,  aus  ständigeren  Mitgliedern  besteheudes 
Organ,  die  „Dreier",  hatte  neben  den  Siebenern  eiue  Function  der  Mitwirkung  an  den 
Finanzgeschäften  und  vielleicht  speciell  die  Stadtschuldenverwaltung  in  Händen  >Schön- 
berg,  S.  4!».    Die  Siebeuer  wie  die  Dreier  erhielten  Honorar.    Als  untere  Ausfüh- 
rungsorgane besonders  für  die  specielle  Erhebung  einzelner  Einnahmeu  und  für  die 
Besorgung  einiger  Ausgaben  waren  Einzelbeamto  vorhanden,  die  in  gewisseu  Ter- 
minen die  Einnahmen  an  die  Siebener  abzuführen  und  ihnen  Rechnung  zu  legen 
hatten  (eb.  S.  50,  Daten  über  die  Gehalte  und  Löhne  der  Stadtbeamteu  in  1430  S.  55!' 
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§.  89.  Die  Territorialfinanzen  behielten  länger  ihren  Schwerpunkt  in  den  Do- 
rn men,  Regalien  und  alten  Abgaben  und  Gefällen  mancherlei  Art.  eigentliche  um- 
fissenderc  Steuerwirthschaft  kam  erst  später  und  als  bleibend«'  Einrichtung  erst  vom 
!5. — 17.  Jahrhundert  hinzu,  als  auch  hier  mit  der  Umgestaltung  des  Heerwesens,  der 
\othweudigkcit  vermehrter  „innerer",  polizeilicher,  wirtschaftlicher  Verwaltungs- 
thätigkeit.  mit  der  stärkeren  Entwicklung  der  Geldwirthschaft  der  Finanzbedarf  stieg, 
ruclir  als  Geldbedarf  erschien  und  neue  Einrichtungen  zu  seiner  Besorgung  und 
Deckung  erforderlich  wurden.  Die  Ausbildung  der  landständischen  Verfassung 
!üogt  eng  mit  diesen  Verhältnissen  zusammen.  Es  galt  für  die  Stände,  ihre  her- 
brachten Rechte  und  Privilegien  zu  erhalten;  das  gefährdetste  dieser  Rechte  war 
•ii  dem  steigenden  Finanzbedarf  und  der  oftmals  fühlbaren  Finanzuoth.  welche  zu 
Mhlitnmer  Schuldenwirthschaft  führte,  die  Freiheit  von  Beten  oder  Steuern,  wäh- 
rend die  Territorialgewalten  unbedingt  mehr  und  neue  Steuern  brauchten.  Eben  dies 
rührte  zu  Verhandlungen  mit  den  Ständen,  um  Hilfe  zur  Abtragung  von  Schulden 
nad  zur  Bestreitung  von  Ausgaben  mittelst  Steuern  zu  erhalten.  Daraus  ging  die  Ver- 
legung der  Stände  und  die  landständische  Verfassung  mit  hervor.  Wenn  dabei  auch 
iüdere  Momente  noch  mitwirkten  und  andere  Dinge  in  den  Versammlungen  erledigt 
wardeu,  so  war  doch  die  ständische  Stcucrbewilligung  meistens  der  Kern  von 
Allem.  (S.  daher  auch  Fin.  II.  §.  355,  bes.  35t>  u.  uberh.  Absehn.  2  das.  S.  195  fl*„: 
.die  Besteuerung  in  ihrer  Beziehung  zur  inneren  Verfassung  u.  zum  polit.  Stände- 
wesen". —  Eichhorn,  D.  Staats-  u.  Rechtsgesch.  II,  §.  423  II.  Als  Beispiele  der 
Entwicklung  der  Dinge  im  Einzelnen,  ausser  den  Noten  bei  Eichhorn,  s.  u.  A.  Kries, 
iiistor.  Entwickl.  d.  Steuerverfass.  in  Schlesien,  Brcsl.  I&42,  Falke,  Steucrbewillig. 
der  Landständc  in  Kur-Sachsen,  Tüb.  Ztschr.  1*>7L  lbTä,  Blecke,  Verfass.  u.  s.  w. 
w  Qrtembcrgs  1S82,  S.  12  (f.). 

Es  bildete  sich  so  der  Begriff  des  .,  K  am  m  erguts"  rechtlich  genauer  aus  und 
d  entstand  neben  der  fürstlichen  ..Kammerkasse",  in  welche  die  Einkünfte  des 
kimmerguts .  d.  h.  meistens  nur  die  üeberschüssc  der  einzelnen  Ertragsquellen 
{Jossen.  —  ubor  die  unmittelbar  zur  Ertragsgewinnung  erforderlichen  Ausgaben  und 
über  die  allgemeinen  Verwaltungsausgaben  hinaus,  die  z.  B.  für  die  Vögte  und  die 
Dienstmannschaft  gebraucht  wurden  —  die  landständische  Stcucrkasse.  Ein 
gewisses  Etatwesen  war  damit  schon  verbunden ,  weil  den  Ständen  der  Bedarf  der 
Fürsten  aus  der  Uuzureichcndheit  der  Mittel  der  Kammerkasse  erst  nachgewiesen 
werden  musste.  Ein  genaueres  Rechnungs-,  Specialkassen-,  Controlwesen  knüpfte  sich 
hau  nothwendig  an. 

In  der  Verwaltung  der  landesherrlichen  oder  Kammereinkünfte  ging  aus  den 
.  rschiedenen  hier  angedeuteten  Gründen  im  14. — 16.  Jahrhundert  denn  auch  eine 
Veränderung  hervor.(  Vgl.  bes.  Eichhorn,  III.  §.430,  IV.  §.  54'0  Hin  eigentlicher 
höherer  wie  unterer  Fi  na n /dienst  beginnt  sich  von  der  allgemeinen  Verwaltung  los- 

ulösen.  Der  allgemeine  oberste  Verwaltungsbeamtc,  der  jetzt  über  grössere  Districte 
*ls  „Landeshauptmann"  u.  dgl.  bestellt  wird,  hatte  zwar  auch  noch  die  Einlicferung 
und  Verrechnung  der  Einnahmen  unter  sich,  der  eigentlich»;  Finanzdienst  wurde  aber 
<hon  von  besonderen  Cameral-  oder  Fi nanz beam ten  („Rentmeister". 
..Kammermeister",  „Landschreiber"  u.  dgl.  Namen  mohn  besorgt.    Solche  Spc- 

ialbcaintc  > Aintskassner,  Amtsverwalter»  kommen  auch  bei  den  unteren  Acmtern 
mehr  und  mehr  auf.  Die  Naturalbesoldiingen  der  Verwaltungsbeamten .  das  System 
ler  Anweisung  derselben  auf  Domänen,   die  sie  dann  für  sich  selbst  zu  bewirth- 

■baften  hatten,  und  auf  gutsherrliche  Gefalle  hörten  noch  nicht  auf.  aber  die  Geld- 
iiesoldungen  verbreiteten  sich  mehr.  Die  Domänen  selbst  wurden  bis  zum  Ende  des 
17.  Jahrh.  in  deutschen  Landen  meistens  auf  Rechnung  der  Kammerkasse  bewirth- 

rhaftet.  nicht  verpachtet  Ein  Theil  ihres  Ertrags  wurde  immer  noch  in  natura  dem 
Hofe  oder  den  Beamten  als  Besoldung  zugeführt,  aber  die  Vrrrcchnung  und  die  Con- 
trole  wurden  methodischer  und  umfassender.  Im  DJ.  u.  17.  Jahrh.  bestand  die  Ver- 
änderung der  allgemeinen  Einriehtung  des  obersten  Beamtenwesens  in  der  Bildung 
von  Collegicn  von  Räthcn  („Hofrath",  „Kanzlei",  ..Regierung ") .  einem  oder  in 
grosseren  Ländern  mehreren  für  die  einzelnen  Landestheile.  Hier  fahrte  die  Ver- 
mehrung der  Geschäfte,  die  steigende  Arbeitsteilung  und  das  Bcdürfniss  nach  spe- 
ouUistisch  ausgebildet.Mi  Beamten  dann  zu  einer  Trennung  nach  Geschäft  s- 
-Tiippcn.  Besonders  für  die  Besorgung  der  Geschäfte  des  Kammerguts  entstanden, 
anfangs  als  eigene  Deputationen  der  Regierung,  dann  als  selbständige  Collegicn  die 
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II  ofka  ui  in  e  m  i  Eichhorn,  IV,  371.  Die  Einrichtung  und  Aufgabe  dieser  Kam- 
mern Mitte  des  17.  Jahrh.  behandelt  v.  Seckendorf!",  teutscher  Furstenstaat,  Tb.  3, 
Kap.  4,  Frankf.  Ausg.  v.  1650,  S.  232  II.  genau.  Die  ..Kammer"  oder  Kent- 
kammer  („Benterey"  ,  auch  Bechenkaniiner,  HofkimmerJ  hat  für  „die  rechte  Ein- 
bringung  der  f'ürstl.  intraden"  und  für  ,  die  gebührliche  Anwendung"  derselben  zu 
sorgen.)  Wo  dann  vom  17.  Jahrh.  an  der  Einfluss  der  Stände  in  Elp« Stachen  ge- 
brochen  wurde  und  sich  die  Territorialgewalt  auch  im  Inneren  ziemlich  zur  absoluten 
entwickelte,  während  die  stehenden  Heere  und  die  gesammte  Landesverwaltuug,  die 
sich  ohnedem  mehr  centralisirte,  den  Finanzbedarf  immer  mehr  steigerten  und  unbe- 
dingt grossere  Steuereinnahmen  verlangten  (Oesterreich.  Preussen,  Baiern  u.  a.  in.), 
kam  es  bereits  zu  einer  einheitlicheren,  alle  Arten  öffentlicher  Einnahmen.  Kauimer- 
einkünftc  und  Steuern  zusammenfassenden  Finanzverwaltuug.  Anderswo  erhielten  sich 
mehr  die  alteren  Einrichtungen,  auch  selbst  die  förmliche  Kassentrennung,  nicht  nur 
während  des  1H.  Jahrh..  sundern  noch  über  die  Sturme  der  französischen  Kriegszeit 
hinaus,  in  einzelnen,  besonders  einigen  kleinen  deutschen  Staaten  sogar,  mit  einigen 
Modifikationen  in  Folge  des  neueren  Verfassungsrechts,  bis  in  die  unmittelbare  Gegeu- 
wart.  Diese  Dinge  lassen  sich  überhaupt  nur  in  historischer  Betrachtung  ver- 
stehen. Si<-  hangen  mit  der  Kechtsgeschichte  des  alteren  domauiuin  oder  Kammerguts 
auf  das  Engste  zusammen,  worauf  an  dieser  Stelle  noch  nicht  einzugehen  ist.  Nur 
über  das  getrennte  Kassenwesen,  in  seiner  Bedeutung  für  die  formelle  Orduung  de* 
Staatshaushalts  und  für  die  Finanzverwaltung  ist  hier  noch  Einiges  hinzuzufügen 
(z.  Th.  nach  151.  153,  151  der  2.  Aufl.  dieses  Bands  l.  im  Anschluss  an  Kau 
Fin.  I,  90,  92,  93.  S.  auch  v.  Seckendorf  f,  Fürstenst.  Th.  1.  Kap.  3,  Absc.hu.  b 
(von  der  „Landcs-Steuerbarkeit" ,  Frankf.  Ausg.  v.  1656  S.  222).  v.  Justi.  Staats- 
wirtlich.  II.  s9,  Zaehariä,  D.  St.  u.  Bundesrecht  II.  §.  209  ff.,  219  ff.  (2.  A.). 

§.90.  Die  Rassentrennung  im  deutschen  territorialen  Finanz- 
wesen. Nach  den  anerkannten  Grundsätzen  des  älteren  deutschen  Landesstaatsrechts, 
welche  meist  noch  beim  Eintritt  der  Periode  der  neuen  Verfassungsbildungen  im 
19.  Jahrhundert  galten,  war  der  Begriff  des  „Kammerguts",  der  fürstlichen 
..Kammereinkünfte",  die  in  die  ..Kam  me  rkassc"  flössen,  ein  ziemlich  um- 
fassender. Zum  Kammergut  gehörten  nicht  nur  der  ländliche  Grundbesitz  und 
Verwandtes,  die  Feld  guter,  d.  h.  Garten-,  Bei»-,  Ackerland,  Wiesen,  Weiden,  satntut 
Wirtschaftsgebäuden,  häufig  mit  gutsherrlichen  Gcrcchtsameu,  dinglichen 
Berechtigungen  verbunden,  wobei  die  Feldguter  vielfach  grosse  Hofguter 
(Domänen  höfel  bildeten  (die  späteren  „Kammerguter  im  eu  geren  Sinne"  oder 
die  ..eigentlichen  Domänen"),  ferner  Ge w  e rksvorri ch  Hingen ,  als  Mühlen,  Braue- 
reien u.  dgl.  in.,  auch  wohl  Wohngebäude,  dann  die  Walduugcn,  Forsten.  Die 
Gesammtheit  dieses  Besitzthums  hiess  schon  im  fränkischen  Bcich  bona  fiscalia,  später 
domania.  Domänen  (Zöpfl,  St.  u.  B.gesch  II.  219,  Waitz,  Verf.gcsch.  II,  t>10  ff.). 
Ausserdem  gehörten ,  wie  sich  aus  der  Verbindung  der  Territorialgewalt  (späterer 
Landeshoheit*  und  dem  Domänenbesitz  in  der  Einen  Hand  des  Fürsten  erklart,  noch 
andere  finanzielle  Gerechtsame  verschiedenen  staatsrechtlichen  Characters 
zum  Kammcrgut,  welche  finanzwissenschaftlich  überwiegend  gebühren-  und  steuer- 
artiger Natur  sind.  So  werden  die  sog.  nutzbaren  Kegalien,  Bcrgwetkc.  Salinen. 
Posten,  Münze  u.  v.  a.  m.,  dann  die  Zölle  und  Gcleitsgelde  r,  ferner  Contis- 
cationsertriige.  Sportein,  Concessions-,  Nachsteuer-  und  Abzugsgelder,  Kot- 
zehnten, Stempel  gefällt)  im  Allgemeinen,  mit  particularrechtlichen  Ausnahmen, 
zum  Kammergut,  daher  die  betreffenden  Einkünfte  regelmässig  zum  Einkommen  der 
Kammerkasse  gerechnet  (s.  Zaehariä,  D.  St.  u.  Bundesrecht.  II,  §.  209.  in  der 
2.  Ausg.  S.  421).  Wie  nun  auch  der  rechtliche  Ursprung  dieses  Kammerguts,  nament- 
lich seines  Haupttheils,  des  Grundbesitzes,  immer  war,  —  theils  wirklich  ursprüng- 
liches Staatsgut,  theils  dynastisches  Hausgut  — ,  nach  gemeinem  deutschen  Staats- 
recht hatte  der  F>trag  dieses  gesammten  Kammergnts  nicht  nur  zur  Bestreitung  der 
eigentlichen  fürstlichen  oder  Hof  ausgaben,  sondern  darüber  hinaus,  soweit  erreichte, 
zur  Bestreitung  der  übrigen,  wirklich  „öllcntlichon"  oder  Staat.sbedürfnissc  zu  dieuen. 
eine  Unterscheidung  der  Ausgaben,  welche  freilich  früher  vollends  eine  Riessend« 
war.  Auch  nach  der  Entstehung  der  landständischen  Verfassung  hatte  der  Fürst  die 
Verwaltung  des  Kammerguts  und  der  Kammerkasse  allein  in  Händen.  Im  Interesse 
ile>  Landes,  bez.  ihrer  selbst  durften  die  Stände  aber  einer  Veräusserung,  Vergebung 
und  Belastung  des  Kammerguts  widersprechen,  um  dessen  Einnahmen  für  die  Deckung 
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W  Ausgraben  verfügbar  zu  erhalten,  ferner  hatten  unter  «Uesen  Umständen  die  Stände 
Iis  Recht,  wenn  von  ihnen  die  Bewilligung  neuer  oder  der  Fortdauer  alter,  d.  b. 
früher  von  ihnen  bewilligter  Steuern  verlangt  wurde,  Einsicht  vom  Stande  und  den 
Mitteln  der  Kaniuicrkasse  zu  nehmen.  Nur  bei  ihnen  nachgewiesener  Insufficicnz 
Ji-^ser  Kasse  brauchten  sie  Steuern  zu  gewähren,  ein  Rechtssat/.,  welcher  ausdrücklich 
in  Kraft  blieb,  als  im  Lauf«-  des  17.  Jahrb.  mehr  und  mehr  die  Verpflichtung  der 
Stand»-  zur  Bewilligung  von  Steuern  im  Fall  nothwendigen  Bedarfs  eckendes  öffent- 
liches Recht  wurde.  Diese  Verhältnisse,  u.  A.  auch,  schon  in  der  früheren  Zeit  der 
mdstündischen  Verfassung,  die  Bewilligung  der  Steuern  in  der  Form  von  „Zweck- 
•T-uern"  für  die  und  die  bestimmte  Verwendung  (Schuldentilgung.  Kriegskosten  u.  dgl. 
—  v.  Serkendorff  a.  a.  O.  erwähnt  als  sonstige  Motivirung  der  Steuerforderung 
.'.  B.  Abgang  der  eigenen  Kammerguter,  weitläufige  Bestellung  des  Regiments,  noth- 
weudige  Gebäude,  vorhabende  gemeinnütz.  Anstalten,  ansehnliche  Heirathen,  kostbare 
Reisen,  Legatiooen  u.  s.  w.  „zu  des  Fürsten  und  des  Landes  Nothdurft"  — )  führten 
HI  Bildung  der  landständischen  Steuerkassen  („Landeskassen"),  in  welche 
die  bewilligten  Steuern  flössen. 

In  den  einzelneu  Territorien  war  die  Rechtsstellung  und  Verwaltung  dieser 
Kassen  nicht  ganz  die  gleiche.  Anfangs  waren  die  Kassau  ausschliesslich  oder  über- 
legend unter  der  Verwaltung  der  Stände  oder  ihrer  Ausschüsse,  der  ständischen 
vhatzcollegien  selbst,  nicht  bloss  in  Be/.ug  auf  die  eigentlichen  Kassengeschäfte  und 
iuf  die  Verwendung  der  bewilligten  Summen,  sondern  mehrfach  auch  in  Betreff  der 
Krbebung  der  Steuern.  Später,  als  die  Steuern  tatsächlich  regelmässige  wurden 
und  schon  deshalb  ein  ordentliches  Behördenwesen  für  den  Erhebungs-,  Kassen-  und 
Wrwendungsdienst  nöthig  ward,  und  als  die  Territorialgewalt  Überhaupt  den  ständi- 
■  heu  Einfluss  mehr  und  mehr  lähmte,  wurde,  wie  einst  beim  röm.  acrariuin  in  der 
kaiserzcit ,  die  ständische  Mitwirkung  öfters  nur  eine  Formalität  oder  verschwand 
•Ibst.  Das  allgemeine  Rechtsprincip  war  aber  doch,  dass  die  Stände  selbst  oder 
iurch  Ausschüsse  die  Landeskasse  verwalteten  oder  bei  der  landesherrlichen  Verwal- 
tung derselben  mehr  oder  weniger  wirksam  coneurrirten  und  dieselbe  controlirten.  In 
lueim-rcu  Ländern  ging  das  Bestreben  der  Stände  darauf  aus,  für  die  I^andeskasse 
u.lligc  Unabhängigkeit  von  der  Landesherrschaft  zu  erlangen,  was  aber  nicht  zu  cr- 
r  lohen  war.  Hier  walten  nach  Ländern  und  Zeiten  grosse  Verschiedenheiten.  „Worin 
dü  Rechte  des*  Landesherrn  in  Betreif  der  Landeskassc  bestanden  ,  lässt  sich  nur  aus 
der  Verfassung  der  einzelnen  Länder  bestimmen;  so  viel  lag  aber  tiberall  in  der 
Situr  der  hergebrachten  Verfassung,  dass  der  Landesherr  oder  seine  Räthe  nicht  ein- 
seitig über  die  vorhandenen  Landesgelder  disponiren,  l'ebersrhibse  sich  nicht  aneignen 
Ml  keine  verbindlichen  Zahlungsbefehle  an  die  landschaftlichen  Kassenbeamten  er- 
l-tssen  konnten,  sowie  auch  anderseits  die  einseitige,  der  landstandisehcn  Zustimmung 
'Utbehrendc  Ausschreibung  neuer  Steuerauflagen  für  die  Unterthanen  nicht  als  ver- 
bindlich erachtet  wurde"  (Zachariä,  a.  a.  0.  II,  496.  Näheres  in  den  Schriften  der 
älteren  Publicisten.  bes.  Moser,  v.  d.  Landeshoheit  in  Steuersachen.  Kries,  Falke 
i.  a.  d.i.  Thatsächlich  waren  es  vor  Allem  die  Bedürfnisse  des  Wehrwesens,  die 
Sldtruppen  und  stehenden  Heere,  für  welche  die  Landesstcuerkassen  die  Mittel  auf- 
bringen mussten.  Daher  die  Steuerkasse  die  „Kriegskasse",  wie  im  brand.preuss.  Staate. 

Natürlich,  dass  diese  Kassentrennung  finanztechnisch  mannigfache  Nachtheile  und 
iueh  staatsrechtlich  nur  solange  einen  guten  Sinn  hatte,  als  das  ältere  Verfassungs- 
recht  bestand  und  die  Auffassung  noch  zutraf,  die  v.  Serkendorf f  (am  Eingang 
'ies  Abschnitts  von  der  „Landes-Steuerbarkeit"  S.  222)  typisch  mit  den  Worten  ver- 
tritt: ..Die  Steuren  oder  die  also  genente  Anlagen  oder  Entrichtungen  sind  keine 
i nbiitliche  gewisse  Gefälle,  die  etwan  ein  Unterthaner  seinem  Herrn  an  Erbzinsen 
ind  Frohndiensten  entrichtet,  sondern  seynd  e  x  traord  i  nar  Anlagen  und  Einnahmen, 
V'dche  ihrer  rechten  Art  und  Gelegenheit  nach  freiwillig  und  als  guthertzige  Bey- 
^tenern  gereichet  und  dahero  auch  in  etlichen  Orten  Bethen,  d.  i.  erbeteno  Ein- 
kttfle,  anderswo  auch  Hülffen  oder  Präsenten  genennet  werden  .  .  .  ."  Die  Ver- 
T^ltuiiff  doppelter  Kassen  dieser  Art  war  unvermeidlich  schwerfälliger,  fur  die  for- 
melle Ordnung  des  Haushalts  störend,  zu  mancherlei  Streitigkeiten  wurde  dadurch 
Gelegenheit  gegeben.  Wo  in  der  absolutistischen  Zeit  die  Dynastie  sich  mit  dem 
Maat  mehr  Eins  wusste  und  sich  hier  gerade  dadurch  und  mehr  dann  noch  in  der 
Folgezeit  des  neuen  Verfassungsrechts  der  Staatsbegriff  der  früheren  patrimonialen 
Auffassung  entrang,  kam  es  daher  zu  einer  neuen  Rechtsbildung,  eventuell  zu  einer 
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vcrtragsuiässigen  Regelung  zwischen  Landesherrn  und  Ständen  über  das  Kammergut 
und  zu  einer  Vereinigung  der  beiden  Kassen,  der  Kammer-  und  der  Laniessteuer- 
kassc.  Dadurch  wurde  erst  der  Roden  für  die  moderne  rationelle  Ordnung  des  Staats- 
haushalts und  des  Finanzdiensts  geschaffen.  Nur  die  eigenthumlicheu  politischen  und 
staatsrechtlichen  Verhältnisse  in  Deutschland,  besonders  in  den  Mittel-  und  den  doch 
nur  euphemistisch  „Staaten"  zu  neuneuden  Kleinstaaten,  erklären  es,  dass  Reste  jener 
alten  Einrichtungen  noch  in  unsere  Tage  hineinragen. 

Sonst  hängt,  wie  bemerkt,  die  ehemalige  Kassentrennung  auch  mit  den  Rechts- 
verhältnissen des  alten  Domaniums  uäher  zusammen,  mit  dem  wirklichen  oder  behaup- 
teten Character  alles  oder  ciues  grossen  Theils  dieses  Domaniums  als  Patriinonialgut 
der  herrschenden  Dynastie.  Hier  schien  öfters  ein  dynastisches  Interesse  die  dauernde 
Sonderstellung  dieses  Domaniums  und  eine  aparte  Kasse  dafür  zu  verlangen.  Ein 
Gcsichtspunct ,  welcher  in  den  deutschen  Mittel-  und  Kleinstaaten  sich  mehrfach  bfcf 
in  die  Gegenwart  hinein  vertreten  findet  und  mancherlei  Kämpfe  zwischen  Fürst  und 
Ständen  über  das  Domanium,  sowie  neuere  Vertrags  massige  Regelung  darüber  erklärt. 
Ausserhalb  Deutschlands,  wo  die  älteren  Rechtsverhältnisse  ähnlich  lagen,  und  in 
Oesterreich  und  Preussen,  wo  dio  Dynastie  sich  mehr  mit  dem  Laude  politisch  eines 
wusste,  ist  sowohl  die  Anerkennung  aller  Domänen  als  Staatsgut  als  auch  die  Beseiti- 
gung der  besprochenen  Kassentrennung  längst  erfolgt,  worauf  in  der  Lehre  von  den 
Domänen  zuiück/ukoinmcn  ist.  In  Deutschland  steht  mit  der  Regelung  dieser  Do- 
mänen- und  Kassenangelegenhoit  auch  diejenige  der  fürstlichen  Civillisten  öfters 
iu  Verbindung.  Spccielle ,  sonst  kaum  verständliche  Einrichtungen  wie  die  Bildung 
von  „Grundstockvermögen"  (Würtembetg  s.  Rieckc,  Verfass.  u.  s.  w. 
Wiirtemb.s,  S.  1S1  ff.,  Baden,  s.  Rcgcnaucr,  bad.  Staatshaush.  S.  51)  hängen 
ebenfalls  mit  der  nur  historisch  zu  verstehenden  besonderen  Rechtsstellung  des  Do- 
maniums zusammen.  Aehnliches  gilt  auch  heute  noch  von  der  Einrichtung  der  Etats 
iu  einigen  deutschen  Staaten  <z.  B.  in  Würteinbcrg:  Einnahmen  I.  vom  Kammer- 
gut,  II.  aus  Steuern).  Im  ehemal.  Kön.  Hannover  wnrde  die  Kassentreuuung  1834 
aufgehoben,  1841  wieder  eingeführt,  1851  abermals  beseitigt,  Veränderungen  in  euger 
Verbindung  mit  den  hanuov.  Verfassungskämpfen.  In  Braunschweig  noch  jetzt 
2  Etats,  „Staatshaush.ctat"  und  „Etat  der  Kammerkasse".  Im  letzteren  als  Eiunahmen 
die  Domäncnpachten  und  Gefälle,  Forsten  und  Jagden,  Berg-  u.  Hüttenwerke,  Zinsen 
(1881  zus.  2.193  Mill.  M.) ;  als  Ausgaben  die  Vcrwalt.kostcn,  Erhaltung  d.  Kammer- 
guts. Kammcrschuld,  Rückzahlungen  und  „Zahlung  au  die  herzogliche  Hofkassc" 
(0.825  M.  M.K  zus.  1.456  M.  M  ,  der  Ucbcrschuss  kommt  als  Domänen- N  etto  - 
ertrag  (0.737  M.  M.)  in  den  Staatshaush.ctat  unter  dessen  Einnahmen.  Achulich.  ein 
echtes  Bild  der  an  ältere  Zustände  noch  erinnernden  klcinstaatl.  Fin.vcrwalt..  die  Ver- 
hältnisse in  Coburg-Gotha.  Im  ersten  oder  Domäuenkassenetat  die  Bruttoeinnahmen 
(aus  Forsten,  Domäuen,  Zinsen,  Verschiedenem)  und  dio  darauf  zunächst  lastenden 
Ausgaben  (Verwalt.kostcn,  Doman.schuld.  Kirchen-  u.  Schulausgaben),  der  Ucbcrschuss 
in  bestimmtem  Verhältnis»  an  die  herzogliche  und  au  die  Staatskasse.  Im  Etat 
der  letzteren  dann  diese  Ueberschüsse  als  Einnahme.  Einige  weitere  ältere  Notizen 
bei  Rau  I,  §.  92  Noten  u.  in  d.  2.  Aufl.  dieses  Bands  §.  154,  Noten. 

§.  91.  —  4.  Brandcnbu  ig- preussischc  Finanzverwaltung.  Ein  ge- 
naues Bild  der  Finanzvcrwaltung  der  Staaten  des  Uebcrgangszeitalters  im  17.  und 
IS.  Jahrhundert  erhält  man  natürlich  nur  aus  der  Darstellung  der  Verwaltung  eines 
einzelnen  concreten  Staats.  Die  wissenschaftlichen  Vorarbeiten  dafür  sind  für  keinen 
einzigen  Staat  bisher  ausreichend.  Die  allgemeine  Verwaltungsgeschichte  der  einzelnen 
Staaten  wartet  noch  auf  ihre  genügende  Bearbeitung  und  das,  was  davon  bisher  vor- 
liegt, nimmt  auf  die  Finanzvcrwaltung  nicht  immer  die  gebührende  Rücksicht.  Die 
Arbeiten  Uber  Finanz-  und  Steucrgcschichtc  vernachlässigen  die  Geschichte  der 
Finanzverwaltung  gewöhnlich  zu  sehr  Unter  den  deutschen  Verhältnissen  ist  die 
Entwicklung  der  Finanzverwaltung  in  Oesterreich  und  iu  Preussen  besonders 
wichtig.  Für  letzteres  verspricht  G.  Sc  hm  oll  er' s  geplante  Verwaltungsgeschichte 
auch  hier  eine  wichtige  Lücke  auszufüllen.  Vorläufig  ist  auf  einzelne  einschlagende 
bereits  veröffentlichte  Vorarbeiten  Schmoller's,  meist  in  d.  Ztschr.  f.  preuss.  Gesch. 
(so  Jahrg.  1871,  73,  74  über  Städtewesen),  u.  A.  auch  auf  seinen  Aufs,  „die  Epochen 
der  preuss.  Finanzpolitik"  in  d.  Jahrb.  f.  d.  D.  Reich.  Jahrg.  1877,  S.  33,  auf 
Droysen's  Gesch.  d.  preuss.  Politik,  auf  Isaacsohn's  Gesch.  d.  preuss.  Beamten- 
thums (bisher  2.  B.,  bis  E.  d.  17.  Jahrlü  Berl.  1874  u.  78.  und  vor  Allem  auf  Rie- 
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ild's  brandenb.  preuss.  Staatshaush.  (J7.  u.  IS.  Jahrh.),  Berl.  1S0G  zu  verweisen.  l>ie 
l  mgestaltungou  iu  der  Steiu-Hardenbcrg'schcn  Reformperiode  auch  auf  dem  Gebiete 
der  Kinanzverwaltung  schildert  E.  Meier,  in  s.  bezügl.  Werke  (Lcipz.  1SS1X  Die 
haantsächliehen  Einrichtungen  des  Finanzdiensts  in  ihrer  allmaligen  I  m-  und  Aus- 
bilduag  im  finanzberühintcu  liohenzoller'schcn  Staate  sind  nach  der  hier  zumeist  be- 
hauten Darstellung  von  Isaacsohn  und  Riedel  die  folgenden.  Sie  werden  hier  als 
in  Beispiel,  und  im  Allgemeinen  als  ein  musterhaftes,  der  Entwicklung  der  Finanz- 
Verwaltung  des  Patriinonialstaats  in  dessen  Fortbildung  zum  modernen  Rechts-  und 
1  ulturstaat  vorgeführt. 

Auch  iu  Brandenburg  findet  sich  im  15.  Jahrh.  als  ein  eigenes  oberstes  Hofamt 
Jas  des  K a m  m erm e i s  t e rs  oder  Kämmerers,  der  damals  bereits  nach  Abgabe 
des  eigentlichen  Kammerdienst  i.  c.  8.  (Verwaltung  von  Kleidung.  Schmuck,  Ge- 
rith  u  s.  w.)  das  eigentliche  oberste  Finanzamt  repräsentirt.  Er  hat  die  Kaminer- 
einkuufte  und  die  darauf  angewiesenen  Ausgaben  zu  verwalten,  lässt  durch  seinen 
Kaaimerschrciber  die  Rechnungen  führen,  hat  die  Einnahmen  und  Ausgaben  besor- 
genden Beamten  im  Lande  zu  controliren  und  seinerseits  selbst  dein  Markgrafen  Rech- 
nung zur  Erhaltung  seiner  Entlastung  zu  legen.  Anf.  d.  16.  Jahrh.  unter  Joachim  L 
»erden  Kammenneistcr  und  Kammerkasse  auf  die  Verwaltung  der  Domänen  und  klei- 
acren  Regalien,  Judeuschutzgclder  u.  ?.  w.  beschränkt,  und  unter  einem  Hofrenthci* 
meistcr  eine  Hofrenthci  und  Landeskasse  (für  die  hauptsächlichsten  Regalien, 
Steuern,  Zölle.  Ziescn)  abgezweigt.  Beide  Kassen  bleiben  aber  in  engster  Beziehung. 
Die  kainmerkasse  wird  dann  mehr  und  mehr  die  kurfürstliche  Privatkasse,  die 
ipitere  Chatullc  für  den  persönlichen  Bedarf,  die  Hofrenthci  ist  mehr  die 
Staatskasse,  für  deu  Hofstaat  und  die  allgemeine  Landes-,  namentlich  Civilverwal- 
tuog.  Für  das  Militärwesen  entstand  erst  mit  der  Einbürgerung  des  stehenden  Heeres 
il?  einer  festen  Institution  unter  dem  grossen  Kurfürsten  eine  eigene  Kasse.  Von  einem 
^•ordneten  Staatshaushalte  ist  bis  Mitte  des  17.  Jahrh.  noch  keine  Rede.  Reste  der 
alten  Naturalwirtschaft  hatten  sich  erhalten  und  störteu  die  Uebersicht,  und  der  Kur- 
fürst  griff  durch  Ertheilung  von  unmittelbaren  Zahlungsanweisungen  an  die  localen 
Specialkasseu  willkürlich  ein.  Rechnungs-,  Buchungs-.  Controlwesen  blieben  unvoll- 
ständig (Isaacsohn  I.  !»  IT.,  Riedel  1 — *»).  Auch  die  neueren  Forschungen  haben 
daher  für  die  ältere  Zeit  bis  zur  2.  Hälfte  des  17.  Jahrh.  nur  ganz  lückenhaftes  tinanz- 
>tatist.  Material  zusammenbringen  können,  obwohl  schon  irn  Landbuch  der  Mark  von 
Karl  IV.  1373  ein  Verzeichniss  der  landesherrlichen  Einkünfte  aufgestellt  wurde 

Kür  die  untere  Finanzvcrwaltung  im  Lande  selbst  war  im  15.  Jahrh.  noch  der 
liliretneinc  Verwaltungsbeamte,  der  Vogt,  das  Hauptorgan,  der  ..nebeu  der  Eintreibung 
der  regelmässigen  Steuern  in  seinem  Bezirk  die  bestmögliche  Ausnutzung  der  Rega- 
b*a  und  Einziehung  der  Natural-  und  Geldleistungen  der  markgräfl.  Domänen,  die 
.''  üaue  Registrirung  sammtlicher  Einnahmen  und  schliesslich  ihre  Verrechnung  vor 
l.ii  landesherrlichen  Commissionen  zu  besorgen  hatte"  (Isaacsohn.  I.  55».  Doch 
»erden  vom  15.  Jahrh.  an  und  mehr  noch  im  IG.  Jahrh.  die  Unterbcamten  des  Vogts, 
kastner.  Zöllner.  Amtsschreiber  speciellcr  mit  dem  Finanzcxocutivdienst  betraut  und 
lie  höheren  Beamten  auf  den  Finanzcontroldienst  beschränkt.  Der  Kastner,  der 
weh  noch  andere  Geschäfte  zu  besorgen  hatte,  war  der  vogteil iche,  später  der  landes- 
iid  atntshaupfmännische  Kasse  n  beam  te ,  mit  entsprechenden  finanzwirthschaftlichen 
lu;ictionen  im  Vogtei-  und  Amtsbezirk,  namentlich  auch  mit  Verrechnung  und  Buch- 
fuhrung  betraut  und  verantwortlich  dafür  (Isaacsohn.  I,  03  ff).  Neben  dem  Kastner 
erscheint  im  10.  Jahrh.  der  Schosser,  dann  schon  früher  bei  bedeutenderen  Zoll- 
rtäiten  der  Zölluer  für  die  Verwaltung  der  Zollgefälle  (eh.  S.  72  Ii.).  Unter  ihm 
rteheu  für  die  Zollcontrolc  die  Zoll  reit  er.  Ueber  dem  Zollwesen  als  oberer  Gontrol- 
'xamter  tritt  Ende  des  10.  Jahrh.  der  0  berzollau  fsehcr  hervor  (eb.  S.  7S).  Auch 
der  Landeshauptmann  an  der  Spitze  eines  grösseren  Bezirks  hat  in  seineui  klei- 
neren Specialbezirk  mit  den  anderen  Functionen  des  Vogts  die  wirthschaftlich-finan- 
ü.sUea  Befugnisse  desselben  icb.  S.  107). 

Die  oben  angegebenen  allgemeinen  Verhältnisse  haben  auch  in  der  Mark  Bran- 
I  ii bürg  zu  einer  Mitwirkung  der  Stände  in  der  Finanzverwaltung  geführt, 
deutlich  zu  Zwecken  der  Schuldentilgung  war  zuerst  14Ss  eine  B  i erz iese  (Accise) 
fon  den  Ständen  bewilligt  und  später  verlängert  worden,  154t>  kam  ein  neues  Bier- 
th! hinzu.  Die  Verwaltung  besorgt  ein  aus  den  sog.  Oberständen  (Prälaten  und 
Ritterschaft)  und  den  Städten  gemeinsam  gebildeter  Ausschuss.  unter  dein  besondere 
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„Zieseineister"  die  Specialverwaltung,  Verrechnung  u.  s.  w.  fuhren.  Auch  eine  zur 
Deckung  landesherrlicher  Schulden  Mitte  des  16.  Jahrh.  ha  willigte  städt.  directe  Steuer 
(Schoss)  wird  von  den  Städten  seihst  verwaltet  und  in  zwei  Hauptkassen  gesammelt 
(Stendal  und  Berlin).  Eine  andere  directe  Steuer  der  Landschaft  unterliegt  der 
Verwaltung  durch  einen  Ausschuss  der  Oberstände  (Isaacsohn,  I,  1  S«i  ff.). 

Im  17.  Jahrh.  war  auch  für  die  gesammte  obere  Finanzvcrwaltung  die  Errich- 
tung des  ..Geheimen  Raths"  (1604)  von  Bedeutung,  indem  dadurch  ein  Aufsichts- 
und Controlorgan  für  die  Kammcrrerwaltung  mit  geschaffen  wurde.  Bald  darauf  kam 
es  zur  Umbildung  der  mark.  Kammer  in  eine  Co  1  legia  lbehörde  unter  einem  Prä- 
sidenten (1615),  dem  auch  die  Hofrenthei  unterstellt  wurde  und  deren  Vorstand  (Hof- 
rentheimeister)  1652  regelmässiges  Mitglied  der  Amtskammer  wird.  Die  Zeitverhält- 
nisse Hessen  es  noch  nicht  zu  einer  erfolgreichen  Hebung  der  Finanzverwaltung 
kommen,  aber  in  dieser  Amtskammer- Verwaltung  findet  das  preuss.  Finanz-  und 
Cameralbeamtenthum  seine  Schulung.  Getrennte  Kammerverwaltungcn  bestanden  in  deu 
neu  erworbenen  Landen,  Prcussen,  Cleve-Mark  (Isaacsohn.  II,  40—50). 

Erhebliche  Fortschritte  machte  die  Organisation  der  Finanzverwaltung,  die  Be- 
schallung und  feste  Ordnung  neuer  Steucr«|Uellcn  lAccise)  zur  Deckung  der  steigenden 
Ausgaben,  besonders  auch  für  das  Militär,  unter  dem  grossen  Kurfürsten.  Die  Grund- 
lage für  die  Entwicklung  der  Finanzverwaltung  im  alten  preuss.  Staate  (der  Zeit  vor 
1MJ0)  wurde  damals  gelegt.  Schon  bei  der  Reorganisation  des  Geheimen  Kaths  i.  J. 
1651  wurde  in  einem  Collegium  von  „Staats- Ka m me rräthen"  ein  eigenes 
oberstes  Verwaltungs-Departement  für  die  Finanzen  (Kammereinkünfte,  Steuern)  ge- 
bildet. Später  kam  es  zu  einer  administrativen  Scheidung  in  ein  Hofkainincr- 
departement  namentlich  für  die  Domäncneinkunfte  und  ein  Kriegsdeparte- 
ment für  die  neuen  Steuern  zu  Militär-  und  Kriegszwecken.  Für  letzteres  Departe- 
ment ward  in  Anknüpfung  an  ältere  zeitweilige  Einrichtungen  ähnlichen  Zwecks  eine 
eigene  neue  Generalkasse,  die  General-Kriegskasse  errichtet  1 1674,  1676) 
Zugleich  wurde  die  zu  Zwecken  der  Militärverwaltung  und  Aufbringung  der  Kosten 
dafür  gebildete  Einrichtung  von  Commissariaten  'Kriegs-  u.  a.  m.  Cominissare 
ein  „ständiges  Institut,  das  vermöge  seiner  Doppelnatur  als  Militär-Intendantur  und 
Steucrdirection  auf  die  Entwicklung  der  Heeres-  wie  der  Civilverwaltung  hervor- 
ragenden Einfluss  geübt  hat"  (Isaacsohn,  II,  173).  Die  ständische  Stcuervenraltung 
ging  mehr  und  mehr  in  Städten  und  auf  dem  Lande  auf  fürstliche  Steuer-Com- 
missariate  über.  Kassen-,  Rechnung*-  und  Controlwesen  verbesserten 
sich  auch  bei  dem  Nebeneinanderbestehen  verschiedener  Gcneralkassen  (Chatulle,  Hof- 
renthei, Hofstaatsrenthei,  Kriegskasse)  und  centraler  Nebenkassen  und  bei  noch  mangel- 
hafter Einrichtung  des  Specialkassenwesens  erheblich  (Riedel.  11  — 13,  auch  passim 
13—34,  Isaacsohn  II,  108  ff.,  122  ff.,  bes.  Kap.  5  „der  Kriegsstaat  d.  Gr.  Kur- 
fürsten". Entwickl.  der  Coinmissariate,  der  Stcuerverfass.  u.  s.  w.  S.  158  ff.  Ueber 
die  Rechnungsabschlüsse  s.  d.  Tabellen  in  den  Beilagen  zu  Riedel'»  Werk).  Be- 
merkenswerth sind  auch  die  practischen  Bemühungen,  allgemeine  Etats  durch  die 
Summirung  der  Provincialctats  zu  bilden  (1670 — 80). 

Zu  einer  geordneten  Etatscinrichtung  für  das  Finanzwesen  kam  es  jedoch  er»t 
unter  König  Friedrich  1.,  noch  in  dessen  kurfürstlicher  Zeit  (1683,  1688 — 80),  unter 
dem  zugleich  das  Rechnungswesen  bedeutend  vervollkommnet  und  ein  Hauptübelstand 
der  älteren  Finan/.wirthschaft  grossentheils  beseitigt  wurde,  nemlich  durch  directe  An- 
weisungen des  Fürsten  an  untergeordnete  Behörden  und  Kassen  willkürlich  Uber  dereu 
Geldmittel  zu  verfügen  (Riedel  S.  35,  Isaacsohn  II,  256).  Das  System  der  all- 
gemeinen und  der  speciellen  obersten  „Zweck-Kassen"  erlitt  manche  Veränderungen, 
blieb  aber  bestehen  und  wurde  durch  ziemlich  willkürliche  Vcrtheilung  der  Ausgaben 
auf  die  einzelnen  Kassen,  z.  B.  Zuschiebung  mancher  anderweiter  Ausgaben  auf  die 
Kriegskassc,  nicht  verbessert.  Wie  in  der  übrigen,  so  tritt  auch  in  der  Finanzverwal- 
tung das  Streben  nach  grösserer  Centralisation  und  Verschärfung  der  Revisionen  und 
Controlcn  hervor. 

Grosse  Fortschritte  in  jeder  Richtung  machte  die  preuss.  Finanzverwaltung  dann 
unter  dem  „cameralistischen"  König  Friedrich  Wilhelm  I.  Die  besondere  königliche 
Chatulikasse  für  die  persönlichen  Ausgaben  des  Fürsten  wurde  aufgehoben,  der  König 
setzte  sich  selbst  auf  „Handgelder",  eine  Art  Civilliste  der  absoluten  Monarchie.  Die 
Guter  der  Chatullkasse  wurden  mit  den  Domänen  vereinigt  (HIS)  und  so  der  Schritt 
aus  dem  reinen  Patiimonialstaat  zum  modernen  Staate,  die  Trennung  der  Hof-  und 
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Staatsfinanzen  bereits  damals  in  Preussen  im  Wesentlichen  vollzogen.  Für  die  Haupt- 
/.»eige  des  Einuahmediensts,  mit  Ausnahme  der  Geschäfte  des  General-Kriegscomtnis- 
-aruts,  wurde  bereits  1713  eine  oberste  collegialc  Ccntralbehörde ,  das  Gcnoral- 
Pi uanzd ire ctorium  gebildet.  Im  J.  1722  machte  die  Ccntralisirung  auf  diesem 
'»ebiet  den  weiteren  wichtigen  Fortschritt,  dass  dies  Directorium  und  das  General- 
hriegscouiinissariat  zu  einer  einzigen  Behörde,  dem  Gcncral-Übcr- Finanz- 
Kriegs-  und  Domänen-Directorium  verschmolzen  wurde  das  nunmehr  die 
kauiniereinkünftc  u.  s.  w.  und  die  Steuern  unter  sich  hatte.  Auch  in  den  Provinzen 
rüden  die  bisher  getrennten  Finanzbehördeu  möglichst  zusammengelegt  (Kriegs-  und 
I>miänenkammern\  Nur  das  Kassensystem  blieb  in  der  Central-  wie  Provineialver- 
*altung  ein  doppeltes,  das  der  General- Kriegs-  und  der  Gc  ti  eraldoinänen  - 
Kasse,  aber  die  alteren  kleineren  Nebenkassen  verloren  ihre  Selbständigkeit,  indom 
«ie  ihre  Uebcrschüsse  (über  die  Erhebungskosten  ihrer  Einkünfte)  an  eine  der  zwei 
«viieralkassen  abzuliefern  hatten.  So  wurden  in  der  Richtung  auf  „tiscalische  Kasscn- 
tinh.'it"  erhebliche.  Fortschritte  gemacht,  denen  gegenüber  die  Errichtung  einiger 
militärischer  Specialkassen  für  besondere  Zwecke  (Kecruten-,  Invaliden-,  Potsd.  Iffiit 
Waisenhaus-Kasse)  nicht  schwer  ins  Gewicht  fällt.  Die  Errichtung  einer  eigenen 
Kfchnontrs-Revisionsbehörde,  der  General -Kechc  nkam  m  er,  1723,  sicherte  die 
Beclliüt  aller  dieser  Verbesserungen  (Riedel,  S.  54  ff.,  57,  58,  u.  Beil.  11  —  13). 

Friedrich  d.  Gr.  behielt  diese  Einrichtungen  der  Finanzverwaltung  seines  Vaters 
bis  nach  dem  7 jähr.  Kriege  im  Wesentlichen  bei.  Dann  traten  in  der  Function  des 
Guaenddirectoriama  einige  Aenderungen  ein  (Riedel  S.  9'»  11.),  namentlich  aber 
-U'  bte  der  König,  unabhängig  von  diesem  Directorium.  nach  fremden,  besonders  frän- 
kischen Mustern  uud  mit  Hilfe  fremder  Finanzbeamten  neue  Einnahmezweige 
i Lotterie.  Tabakmonopol)  zu  schaffen  und  den  Finanzdienst  für  die  indirecten  Steuern, 
Accise  und  Zölle,  sowie  Post,  neu  zu  organisiren  (System  der  „Regie").  Diese 
Veränderungen  und  Neugestaltungen  wurden  auch  für  die  Einrichtung  des  Kasson- 
»•'Jseas  wichtig.  Zwar  blieben  die  beiden  grossen  Generalkassen  bestehen,  aber  über 
einige  Gelder  darin  zog  der  König  die  directe  Verfügung  an  sich  und  von  den  Ein- 
kauften, welche  seine  neuen  Einrichtungen  brachten,  galt  dasselbe.  Es  bildete  sich 
daher  eine  neue  k.  Dispositionskasse,  mit  dem  Generaldirectoriuin  geheim  gehal- 
tener Gebahrung.  ohne  Mitwirkung  und  selbst  ohne  Kenntniss  der  sonstigen  obersten 
staatlichen  Finanzbehörden ,  neben  den  Generalkassen.  Im  öebrigen  fand,  mit  Aus- 
nahme Schlesiens,  dessen  Finanzverwaltung  selbständig  blieb,  eine  grössere  Cen- 
ualisirung  der  Staatseinnahmen  und  Ausgaben  statt.  Wenn  nun  auch  die  formelle 
Ordnung  des  Staatshaushalts  in  Kassen-,  Rechnungs-,  Controlwesen  Fortschritte  ge- 
macht uud  der  König  nicht  für  seine  persönlichen  Zwecke,  sondern  für  die  wich- 
tigsten Staatszwecke  über  die  Mittel  der  Dispositionskasse  verfügt  hat ,  so  ist  doch 
diese  zu  absolute  Cabinetsregicrung  des  Königs  in  der  Zeit  nach  dem  7jähr.  Krieg  der 
Rnanzverwaltung  nicht  günstig  gewesen.  Sie  war  verwickelter,  unübersichtlicher  und 
staatsrechtlich  weniger  gut  geordnet,  als  unter  Friedrich  Wilhelm  [.,  die  Oberrechen- 
kammer war  in  ihrer  Bedeutung  und  Function  herabgedruckt  worden.  (Belege  bes. 
bei  Riede  1.) 

Diese  Rückschritte  sind  unter  Friedrich  Wilhelm  H.  gleich  zu  Anfang  wieder 
beseitigt  worden.  Das  Generaldirectoriuin  erhielt  wieder  die  Stellung  der  obersten 
leitenden  und  beaufsichtigenden  Behörde  für  alle  Zweige  des  Finanzdiensts,  die  Aecise- 
..iid  Zolladministration  wurde  eine  Abtheilung  des  Directoriums,  die  verhasste  beson- 
dere Regie  dafür  aufgehoben  <  1 7  Hi> — 1 .  Die  Ober-Rechen  kämm  er  erhielt  ihre 
bedeutsame  Stellung  und  Aufgabe  für  eine  umfassende  Controlo  des  Staatshaus- 
halts neu  angewiesen  (C.  J.  v.  2.  Nov.  1"M>),  —  nach  Gesichtspuncten,  welche  für  sie 
beute  noch  in  Preussen  gelten.  „Bei  der  Revision  der  Rechnungen  sollte  nicht 
bloss  calculatorische  Richtigkeit,  U  e  b  e  re  i  n  s  t  im  in  u  ng  mit  den  Etats, 
'ustific  ation  der  Abweichungen  und  gehörigo  Beibringung  von  Belägen,  son- 
dern auch  die  zweckmässige  Benutzung  der  Einkommenquellen  und  die 
Beobachtung  gebührender  Sparsamkeit  in  den  Ausgaben  ihrer  Prüfung 
unterliegen"  (Riedel  S.  113  II).  Mit  wenigen  Ausnahmen  wurden  die  Rechnungen 
aller  ötfentl.  Kassen  der  Revision  der  Oberrechenkammor  unterstellt.  Zu  diesen  Aus- 
nahmen gehörten  die  Rechnungen  der  besonderen  geheimen  Dispositionskasse, 
leren  Stellung  eine  unliebsame  Anomalie  im  Staatshaushalte  blieb,  praefisch  eine 
Mihhmmere  als  unter  Friedrich  II.,  da  die  Ausgaben  dieser  Kasse  mehr  mit  zu  per- 
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sinnlichen  um!  Hof-Luxusausgaben  verwendet  wurden  (Riedel  S.  152,  auch  Beil.  17) 
Wichtige  Schritte  in  Bezug  auf  die  Organisation  de8  Finanzdiensts  im  alten  Staate 
that  endlich  noch  Friedrich  Wilhelm  III.  in  der  Zeit  vor  1S06.  Eine  Immcdiat- 
Fi na nz -(Kommission  aus  4  Ministern  und  4  Käthen  wurde  mit  dem  Auftrage. 
Finanzreformen  aufzustellen,  gebildet.  Der  Wirkungskreis  der  Oborrcchcnkaininer 
wurde  ausgedehnt  u.  A.  ihr  jetzt  auch  die  Revision  der  bisher  exemten  Kassen, 
darunter  der  Dispositionskasse,  unterstellt  und  diese  Behörde  dem  (iencraldirectorium 
im  Bange  gleichgestellt.  Daneben  wurde  noch  eine  General- Controle  der 
Finanzen  unter  einem  Gcncralcontroleur,  der  zugleich  Chef  der  Überrcchenkainmer. 
eingerichtet  (179$),  mit  der  Aufgabe,  jährliche  Uebersichten  der  Einnahmen  und  Aus- 
gaben dem  König  zu  liefern  und  die  Ergebnisse  der  gesammtcii  Verwaltung,  speoiell 
der  Finanzen,  kritisch  zu  beurthcilen.  Hierdurch  entstand  eine  schärfere  Ccntralisirung 
des  ganzen  Finanzdiensts.  Auch  das  Gencraldirectorium  wurde  erweitert,  die 
Verwaltungen  der  neu  erworbenen  Länder  mehr  in  dasselbe  hineingezogen,  die  colle- 
gialc  Berathung  aller  das  Ganze  des  Staats  angehenden  Geschäfte  im  Directoriuin  ein- 
gerichtet. Die  Dispositionskassc  blieb  zwar  dem  König  gegenüber  in  der  früheren 
Stellung,  aber  sie  hörte  auf,  bloss  vom  Cabinct  aus  verwaltet  zu  werden  und  wurde 
dem  Staatsministcr-Gcnoralcontroleur  mit  unterstellt,  —  also  eine  Beschränkung  des 
absolutistischen  Systems  in  diesem  Puncte.  Die  beiden  grossen  Gcncralkassen .  Do- 
mänen- und  Kriegskasse,  blieben  bestehen,  die  gesammten  Staatseinkünfte  und  Aus- 
gaben wurden  darin  mehr  und  mehr  centralisirt,  so  z.  B.  die  Militärgcldcr  der  schlc*. 
Provincialkassen  auf  die  Gcneral-Kricgskasse  übertragen  (Kiedel  S.  200  IT..  210,  220. 
231).  Alles  dies  trug  dazu  bei,  den  preussischen  Staatshaushalt  zu  Anfang  des  19.  Jahrb. 
auch  schon  vor  1800  mehr  und  mehr  zu  einem  modernen  zu  machen.  Die  absolut- 
monarchische  Regierungsform  zeigte  sich  freilich  auch  in  der  Organisation  der  Finanz- 
verwaltung noch  maassgebend ,  aber  bei  der  strengen  Rechtlichkeit  und  Sparsamkeit 
des  preuss.  Königthums  war  die  formelle  Ordnung  im  Staatshaushalte  fast  schon 
vollständig  erreicht  und  verbürgt. 

§.  92.  —  5.  Auch  in  Oesterreich  war  im  Laufe  des  IS.  Jahrh.  die  Finanz- 
verwaltung doch  schon  mehr  auf  modernen  Fuss  eingerichtet  und  in  stärkerem  Maassc 
centralisirt  worden.  Das  gilt  noch  mehr  und  schon  früher,  in  Gemässheit  der  ganzen 
politischen  Entwicklung  des  Staats,  von  Frankreich,  wo  im  surintendant  des 
finanecs  schon  seit  dem  14.  Jahrh.  und  im  späteren  c ontr<Meur-gen6ral  des 
finances  seit  dem  17.  J.h.  bereits  in  der  alten  Monarchie  ein  in  vieler  Hinsicht  dem 
modernen  Finanzministcr  ähnliches  oberstes  leitendes  Finanzorgan ,  das  durch  eine 
einzelne  Person  vertreten  wurde,  bestanden  hat.  Die  formelle  Ordnung  des  Staats- 
haushalts wäre  im  IV  J.h.  schon  ausreichend  gewesen,  wenn  nicht  die  staats- 
rechtlichen Bürgschaften  dafür  im  Zeitalter  Ludwig  XIV.  ii.  XV.  gefehlt  hätten. 
F^s  war  der  Vorzug  E n gla n ds,  auch  in  dieser  Hinsicht  bereits  Einrichtungen  erlaugt 
zu  haben,  welche  auf  dem  Contincnt  erst  in  der  Periode  nach  der  französ.  Revolution 
zur  Durchführung  gekommen  sind.  Aber  nicht  nur  staatsrechtlich,  sondern  auch 
tinanztechnisch  war  in  England  die  Organisation  der  Finanzverwaltung  und  der  Fiuanz- 
dienst  schon  weit  früher  als  auf  dem  Contincnte  gut  geordnet.  Die  tüchtige  Grund- 
lage dazu  schuf  bereits  der  normannische  Lchensstaat,  nach  Mustern  aus  seinem 
Heimathlande,  der  Normandie,  in  der  Einrichtung  der  Schatzkammer,  exchcquer. 
mit  ihrem  an  moderne  Gestaltungen  erinnernden  bestimmt  geregelten  Geschäftsgang. 
S.  bes.  Gneist,  engl.  Vcrwalt.rccht ,  2.  A.  I.  194  II.,  nach  dem  älteren  Hauptwerk 
von  Madox,  History  etc.  of  the  exche«iuer,  2.  cd.  Lond.  1709.  Bei  Gneist  auch 
die  Weiterentwicklung  u.  heutige  Gestaltung  des  Finanzdiensts.  (wonach  unten  in  §.  luo 
Weiteres),  s.  bes.  Gneist,  II,  762  —  862.  Auch  in  der  heutigen  Einrichtung  und  in 
der  ganzen  Stellung  der  exchequer  ist  Vieles  nur  historisch  verständlich .  steht  aber 
grade  in  England  in  so  engem  Zusammenhang  mit  der  ganzen  Verfassung  u.  Ver- 
waltung, dass  hier  nicht  darauf  eingegangen  werden  kann. 
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III.  Die  moderne  verfassungsmässige  Finanz  Verwaltung. 

§.  i*3.  —  A.  Das  Finanzministerium.  Insbesondere  seine 
Functionen.  Das  Characteristiscbe  der  modernen  Organisation  der 
«bersten  Staatsverwaltung  überhaupt  ist  die  Zerlegung  derselben 
in  grössere,  nach  dem  Princip  zusammengehöriger  Fachgegenstände 
irebildeter  Vcrwaltungsabtbeilungen,  meist  jetzt  allgemein 
sogen.  Ministerien,  an  deren  Spitze  verantwortliche  Chefs 
stehen,  womit  also  hier  die  Collegialverfassung  beseitigt  ist.  Eine 
dieser  Abtheilungen  ist  nun  die  finanzwirlhschaftliche,  das  Finanz- 
ministerium. 

Stellung  und  Wirkungskreis  desselbeu  sind  erst  in  der  neueren  Epoche  der 
..Verfassungen",  d.  h.  der  Einrichtung  von  Volksvertretungen  neben  Fürst  und  Regierung, 
staatsrechtlich  zu  dem  geworden,  was  sie  jetzt  sind.  Indessen  ist  doch  auch  hier, 
idlwt  in  Frankreich,  wo  der  Finanzminister  jetzt  an  die  Stelle  des  Generalcontroleur> 
der  Finanzen  in  der  alten  Monarchie  getreten  ist,  nur  eine  Entwicklung  fortgeführt 
worden,  welche  in  der  vorausgehenden  Periode  angebahnt  und  in  den  Staaten  des 
IS.  J.h.  bereits  im  Wesentlichen  zur  Verwirklichung  gelangt  war.  Die  Unterschiede 
tischen  unseren  heutigen  Finanzministerien  und  den  obersten  Centrai-Finanzbehörden 
des  IS.  J.h.  sind  daher  in  fiuanztechnisf  her  Hinsicht  auch  nicht  so  bedeutend,  als  in 
-taatsrechtlicher.  Die  schärfere  Hervorhebung  des  Grundsatzes  der  Verantwortlichkeit 
■ies  Finanzministers  hat  nur  in  derselben  Richtung  gewirkt,  wie  die  technischen  Be- 
dürfnisse des  Finanzdiensts :  zur  Coucentration  der  Geschäfte  der  obersten  Leitung. 
Verwaltung .  Aufsicht  bei  der  Centralstelle. 

Im  Einzelnen  zeigen  die  Stellung  und  der  Wirkungskreis  des 
Finanzministeriums  in  den  verschiedenen  Staaten  einige  Verschieden- 
heiten nach  dem  geltenden  Verfassungs-  und  Verwaltungsrecht,  der 
geschichtlichen  Entwicklung  der  Finanzverwaltung  und  den  speciellcn 
Bedürfnissen  jedes  Staats.  Aber  in  den  Grund z Ilgen  besteht 
irrade  hier  eine  hervorstechende  Gleichheit  der  Einrichtungen,  zumal 
auf  dem  europäischen  Continent.  Naturgemäss,  da  es  den  nervus 
rerum  gerendarum  verwaltet,  hat  das  Finanzministerium,  wenn 
auch  nicht  im  Range,  doch  der  Sache  nach  eine  hervorragende 
Stellung  unter  den  Ministerien.  Dies  kommt  auch  in  bestimmten 
staatsrechtlichen  Grundsätzen  zur  Anerkennung,  namentlich  darin, 
dass  das  Finanzministerium  principiell  zu  hören  ist  und  auch  wohl 
die  entscheidende  Stimme  hat,  wo  es  sich  für  irgend  einen  Ver- 
waltungszweig um  neue  oder  um  gegen  bisher  vermehrte  Ausgaben 
bandelt.  Die  hauptsächlichen,  im  Wesentlichen  in  den  modernen 
•Staaten,  wenigstens  in  den  grösseren,  gleichmässigen  Functionen 
des  Finanzministeriums  sind  dann  die  folgenden. 

L  Entwertung  des  Staatsvorauschlags  für  die  künftige 
Finanzperiode.  Zunächst  zur  Vorlegung  an  die  etwa  bei  der 
Feststellung  mitwirkenden  sonstigen  obersten  Staatskörper  (Gcsammt- 
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ministcrium,  Ministerratb ,  Staatsrath).  Nach  hier  erfolgter  Be- 
rathung  und  Erledigung  hat  namentlich  der  Finanzminister  den 
Entwurf  beim  Staatsoberhaupt  selbst  zu  vertreten  und  nach  dessen 
Sanction  ihn  der  Volksvertretung  vorzulegen  und  ihn  hier  zu  ver- 
treten. 

Es  empfiehlt  sich,  die  Vorbereitung  des  Budgets  eine  hinlängliche,  aber  auch 
wieder  eine  nicht  zu  lange  Zeit  vor  der  Vorlage  im  Parlament,  bez.  vor  dem  Anfang 
der  neuen  Finanzperiode  zu  beginnen  und  eine  bestimmte  Zeit  vorher  innerhalb  d<r 
Kcgicrungskreisc  selbst  zum  Abschluss  zu  bringen.  Daher  pflegen  Bestimmungen 
getrolfen  zu  werden,  dass  die  andereu  Verwaltungschefs  ibre  Anträge  auf  veränderte, 
besonders  auf  erhühete  Credite  im  neuen  Etat  bis  zu  einem  bestimmten  Präclusiv- 
termin  beim  Finanzministerium  anbringen  müssen,  (in  Prcusscn  z.  B.  bis  zum  HO.  Juni 
des  Vorjahrs).  Die  Vorbereitungen  des  Budgets  im  Finanzministerium  und  weiter  in 
der  Hegicrungsinstatiz  nicht  zu  lange  Zeit  vor  dem  neuen  Finanzjahr  auszudehnen,  ist 
räthlich  mit  Biieksicht  auf  die  sonst  in  grosserem  Umfang  zu  erwartenden  Veränderungen 
der  für  die  Einnahme-  und  Ausg-abe-Ansätze  im  Budget  maassgebenden  Verhältniss--. 
wodurch  dann  wieder  die  missliche  Notwendigkeit  von  Nachtragsetats  entstellt 
In  dieser  Gefahr  liegt  auch  das  Missliche  längerer  als  einjähr.  Etatsperioden,  bes.  m 
grossen  Staaten,  wenn  sich  dafür  auch  andere  zutreffende  Gründe  geben  lassen  (s.  §.  104 1 

2.  Vollziehung  des  Staatsvoranschlags  nach  seiner  Ver 
abschiedung  und  seiner  Verkündigung  als  Finanzgesetz.  Grade 
diese  wichtige  Aufgabe  concentrirt  sich  im  Finanzministerium  und 
fällt  zunächst  diesem  zu,  wenn  sich  auch  im  weiteren  Verlaufe 
andere  Kessorts  daran  betheiligen.  Das  Finanzministerium  voll- 
fuhrt die  Aufgabe  im  Verordn ungswege  und  mittelst  des  ihm 
grundgesetzlich  zustehenden  An  Weisungsrechts  über  das  ge- 
sammte,  zunächst  ihm  zur  Verfügung  stehende  Staatseinkommeu 
(bez.  über  die  etatsmässigen  „Eingänge"  einer  Finanzperiode),  ein 
Recht,  welches  durch  den  Etat,  namentlich  für  die  Ausgaben,  nur 
seine  nähere  ziffermässige  Bestimmung  und  Begrenzung  findet.  j 

Dcmgemäss  concentrirt  sich,  auch  vorbehaltlich  der  Mitwirkung  anderer  Ministerien 
und  coordinirter  oberster  Verwaltungsbehörden  (z.  B.  für  das  Staatssehuldenwcsen>  und 
der  zu  diesen  gehörigen  Mittel-  und  Unterbehörden,  der  Ausgabe-  und  Einnah  Hie- 
dienst in  oberster  Ccntralinstanz  beim  Finanzministerium  und  untersteht  demselben 
daher  die  Hauptstaatskasse.  Nach  dem  jetzt  anerkannten  „Princip  der  tisealiseben 
Kasseneinheit*'  läuft  durch  diese  Kasse  möglichst  die  Gesarnmtheit  aller  auf 
Rechnung  des  Staats  (Fiseusi  erfolgenden  Ausgänge,  bez.  Ausgaben  und  aller  Ein- 
gänge, bez.  Einnahmen  zu  seinen  Gunsten.  Und  zwar  mindestens  rechnungsmässig, 
so  weit  es  nothwendig  und  zweckmässig  auch  thatsäch  1  ich,  indem  die  Einnalitne- 
ämter  ihre  Einnahmen,  eventuell  —  unter  Abzug  ihrer  unmittelbar  bestrittenen  Betriebs-, 
Erhebungs-  und  dgl.  Kosten  und  nach  weiterem  Abzug  der  auf  sie  angewiesem-n 
allgemeinen  Verwaltungsausgaben  —  ihre  UeberschUsse  an  die  Hauptkasse  abfuhren 
und  von  dieser  Ausgaben  direct  geleistet  oder  Fonds  dazu  an  andere  Kassen  über- 
tragen werden. 

Auf  Grund  des  Etats  Uberweist  daher  das  Finanzministerium  aus  den  ihm  zur 
Verfügung  stehenden  Einnahmen  allen  anderen  Verwaltungszweigen  die  für  sie  aus- 
gesetzten Credite,  über  welche  die  betreffenden  Kessortsehcfs  und  Behörden  dann 
weiter  durch  eigene  Anweisungen  disponiren.  Für  die  richtige,  d.  h.  gesetzmassige 
und  innerhalb  der  Grenzen  des  Etats  sich  haltende  Ausübung  des  Anweisungsrecbts 
ist  das  Finanzministerium  der  administrativen  und  der  politischen  Uontrole  (§.  Ml  > 
unterworfen.    Uebcrschreitungcn  des  Etats  in  den  Ausgaben  haben  die  anderen  Ver- 
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taltangszwcige  auch  ihm  gegenüber,  und  wenn  sie  mit  seiner  Zustimmung  geschehen, 
hat  sie  das  Finanzministerium  in  Gemeinschaft  mit  dem  ('lief  der  betreuenden  Ver- 
waltung dem  Staatsoberhaupt  und  der  Volksvertretung  gegcuüber  zu  vertreten  und 
dafür  Indemnität  einzuholen. 

3.  Vorbereitung  der  organischen  Gesetze  rein  oder 
überwiegend  finanzwirthschaftlichen  Cbaracters  und  Ver- 
tretung derselben  in  der  Berathungsinstanz  vor  den  anderen  obersten 
Staatskörpern  (Ministerrath,  Staatsrath  u.  dgl.),  sowie  weiterhin 
vor  dem  Staatsoberhaupt,  um  dessen  Genehmigung  zur  Vorlage 
dos  Gesetzes  bei  der  Volksvertretung,  und  vor  letzterer,  um  deren 
Zustimmung  zu  erlangen. 

Vornemlich  kommen  hier  die  grossen  organischen  Gesetze  Uber  die  Hauptcin- 
iringc  (Einnahmen)  des  modernen  Staats,  die  Steuern  und  das  Staatsschulden- 
wcs en  in  Betracht.  Bei  den  Gesetzen  über  privatwirthschafiliche  oder  Erwrcrbs- 
'•iiikünftc  ^Domänen,  Forsten,  Bergwerke,  auch  Verkehrsanstalten,  wie  Post,  Telegraph, 
Ebenbahnen)  und  vollends  Uber  Gebuhrencinnahmen  (Justizgebuhren ,  Unterrichtsge- 
bahren  u.  a.  in.)  steht  regelmässig  der  Finanzielle  Gcsichtspunct  in  zweiter  Linie,  wes- 
halb die  Verwaltung  dieser  Zweige  überhaupt  nicht  direct  dem  Finanzministerium  zu 
unterstehen  braucht  (s.  u.)  und  die  Vorbereitung  der  betreffenden  Gesetze  zwar  wohl 
unter  Mitwirkung  des  Finanzministeriums  erfolgt,  das  dabei  das  fiscalische  Interesse 
i\x  vertreten  hat,  aber  von  den  betreffenden  anderen  Ministerien  ausgeht.  Ein  ähnlicher 
McliTcrhalt  besteht  bei  den  Gesetzen  in  Bezug  auf  Staatsausgaben  ,  welche  letztere 
natürlich  durch  die  bezuglichen  Staatsthätigkeiten  bedingt  werden,  weswegen  die 
tn-v-tze  regelmässig  zum  Hessort  des  betreffenden  Fachministeriums  gehören  (Militärisches, 
Hauten.  Beformen  u.  s.  w.).  Speciell  ins  Gebiet  der  vom  Finanzministerium  vorzu- 
bereitenden organischen  Gesetze  des  Ausgabewesens  gehören  aber  diejenigen  zur 
Regelung  der  Gehalte  und  Pensionen  der  Staatsbeamten.  Dafür  sind  im  Wesent- 
lichen in  allen  Zweigen  des  Staatsdicnsts  gleichmässige  Normen,  vornemlich  nur  mit  der 
Unterscheidung  von  Civil-  und  Militärdienst,  erforderlich.  Das  Finanzministerium 
klletn  ist  irn  Stande,  das  fiscalische  Interesse  gegenüber  der  Gcsaniinthcit  der  An- 
sprache des  Be»oldungs-  und  Pensionsetats  zur  Geltung  zu  bringen.  Nur  wird  bei 
der  grossen  allgemeinen  politischen  Bedeutung  dieses  Gegenstands  natürlich  auch 
•  leder  der  finanzielle  Gesichtspunct  nicht  allein  entscheiden  können.  Die  Aufgabe, 
■Im  politische  Interesse  in  der  Sache  wahrzunehmen,  wird  den  anderen  Bcssortschefs 
üiit  zufallen. 

4.  Vollziehung  der  finanzwirthschaftlichen  Gesetze. 

Diese  erfolgt  namentlich  wieder  im  Wege  der  Verordnungen  (Vollzugs-, 
Wrwalt u  n gs  Verordnung),  durch  Erlass  von  V  e  rf  ü gu  nge n  und  B  e  sc  h e  id  cn  zur 
Usonsr  von  Zweifeln  und  Fragen,  welche  erst  bei  der  Vollziehung  des  Gesetzes  auf- 
machen.   S.  Stein,  4.  A.  I,  194. 

5.  Oberste  Leitung  und  Verwaltung  der  Finanz- 
wirth s  c  h  af  t. 

In  dieser  Hinsicht  gehört  zum  Finanzministerium  zunächst  das  gesammte 
Zihlungs-,  Kassen-,  Bechnungs-  und  Con  trol  wesen  (Bechnungs-  oder 
Kissen controlc),  die  Staatsbu chhalterei;  ferner  die  unmittelbare  Verwaltung 
hti?er  'Einnahmequellen;  regelmässig  insbesondere  der  meisten  Steu ern 
(«lirectcn,  indirecten,  Fin.  II.  §.  333,  „Erwerbs"-,  „Verkehrs"-,  „Vcrbrauchs"-Steuern 
9.  s.  w.,  Fin.  II,  §.  451—531),  zum  Theil  auch,  so  namentlich  früher,  der  „Domanial- 
'lnnahnien"  i  w.  S.,  der  Domänen,  Forsten.  Bergwerke,  Staatsfabriken,  Staats-  Handels« 
Geld  -  und  Bankgeschäfte,  •  Verkehrsanstalten.  Doch  sind  diese  Einnahmequellen, 
rieich  den  meisten  Verwaltungen  von  Gebührenzweigen,  vielfach  dem  Bessort  des 
Finanzministeriums  entzogen  und  aus  principiellen  und  practischen  Gründen  anderen 
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Ministerien,  denjenigen  für  I.andwiithschaft,  Handel  und  tiewerbe.  Bauten,  Verkehr«- 
anstalten  unterstellt.  Das  Finanzministerium  hat  öfters  auch  die  Substanz  des  Staatf- 
vermögens  zu  überwachen,  daher  die  Inventarisirung  desselben  unter  sich.  vorbehaltli>  h 
der  Uebertragung  dieser  Aufgaben  an  andere  Fach -Ministerien.  Auch  das  Staats- 
schuldenwesen ist  wohl  ans  staatsrechtlichen  und  practischen  (irtindcu  —  letzteres 
nemlich  im  Interesse  des  Staatscrcdits  —  dem  Finanzministeiium  entzogen  <>J«'r 
wenigstens  unter  eine  besondere  Behörde  gestellt,  welche  auch  bei  der  re$*ort- 
miissigeri  Zugehörigkeit  zum  Finanzministerium  eine  selbständigere  Stellung  als  eine 
blosse  Verwaltungsabtheilung  desselben  einnimmt.  Von  den  Ausgabezweigen  ver- 
waltet das  Finanzministerium  unmittelbar  wohl  einzelne  von  allgemeiner  Be- 
deutung für  den  ganzen  Staat,  die  allgemeinen  Dotationen,  das  Pensionswesen, 
u.  dgl.  m.  —  mitunter  sogen,  „allgemeine  Finanzverwaltung"  im  Unterschied  von 
der  „spe  ei  eilen"  — ;  ferner  dio  zum  Dienst  seines  eigenen  Spccialressorts  gehörigen 
Ausgabezweige  —  eben  die  „spccielle"  Finanzvcrwaltung.  Beispiele  aus  ein/elnei 
Ländern  unten  in  §.  HO  II'. 

Die  Ausscheidung  von  Domänen  u.  s.  w. ,  Verkehrsanstalten  aus  dem  Finanz- 
ministerium ist  mehrfach  principiell  verlangt  und  ausgeführt  worden,  um  den  fis- 
calischen  Gesichtspunct  in  der  ganzen  Richtung  und  Tendenz  der  Verwaltung  hinter 
den  eigentlich  s  t  aa  t s  w i r t hsc  Ii  aft  1  i  ch  e  n  zurücktreten  und  a  1 1  gc  m  ei  n  e  staab- 
nnd  volkswirtschaftliche  Interessen,  die  eben  für  die  Uebertragung  dieser  Verwaltungv 
zweige  grade  an  den  Staat  die  entscheidenden  sind,  mehr  zur  Bcrücksiehtigutis: 
kommen  zu  lassen.  Insofern  birgt  diese  administrative  Organisation  und  Ressortbe- 
stimmung  ein  Stack  Entscheidung  wichtiger  allgemeiner  Staats-  und  volkswirtschaft- 
licher Principien fragen  in  sich. 

§.  94.    Organisation  und  Eint  Ii  eilung  des  Finanz 
ministeriums.  Gewisse  Grundzüge  sind  hier  dem  Finanzministerium 
mit  den  anderen  Ministerien  im  modernen  Staate  gemein. 

Beim  Minister  und  in  seinem  Bureau  Concentrin  sich  die  Entscheidung  aller 
Geschäfte ,  zu  deren  Beralhung  aber  die  Ministeria] rithe  in  Form  von  Collegien 
wohl  hinzugezogen  werden,  während  der  einzelne  Rath  (Referent,  Decernent)  über 
.  die  Angelegenheiten  seines  speciellen  Ressorts  dem  Minister  berichtet  Ueberali  ab<r 
ist  es  der  Minister,  der  nach  dem  staatsrechtlichen  Grundsätze  der  Verantwortlichkeit 
gegenüber  dem  Staatsoberhaupt  und  der  Volksvertretung  die  Entscheidung  trifft. 
Alle  Verfügungen,  Bescheide,  Verordnungen  des  Ministeriums  erfolsfen  daher  durch 
den  Minister  persönlich  oder  in  Vertretung. 

Im  Uebrigen  hängt  die  Organisation  und  Eintheilung  des 
Finanzministeriums  wesentlich  von  den  Functionen  und  der 
Rcssortbestimmung  des  letzteren  ab,  wonach  sich  auch  wieder  die 
Ausdehnung  der  Geschäfte  richtet.  In  kleineren  Staaten  kann 
Manches  vereinfacht  und  zusammengezogen  werden,  was  sich  in 
grösseren  verwickelter  gestaltet  und  getrennt  wird.  Neben  tech- 
nischen Rücksichten  machen  sich  mitunter  auch  staatsrechtliche 
bei  einzelnen  Punctcn  geltend. 

Nach  technischen  Gesichtspuncten  scheiden  sich  die  allge- 
meinen Angelegenheiten  der  im  Finanzministerium  concentrirten 
Finanz  Verwaltung,  für  die  dann  wohl,  etwa  in  Verbindung  mit 
dem  Etats-,  Kassen-  und  Rechnungswesen  eine,  oder  mit  diesem, 
aber  getrennt,  zwei  Abtheilungen  (Departements,  Sectionen) 
gebildet  werden,  von  den  speciellen  Finanzdienst-Zweigen.  Für 
letztere  werden  je  nach  dem  Umfang  der  Geschäfte  eine  grössere 
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oder  kleinere  Anzahl  weiterer  Mini8terial-Abtheilungen  nach  dem 
leitenden  Gesichtspunct  der  sachlichen  Zusammengehörigkeit 
der  Gegenstände  eingerichtet. 

Also  z.  B.  wenn  Dominien  u.  s    W.,  Ycrkehrsanstalten  im  Finanzministerium 
tchen.  für  Domänen,  für  Forsten,  oder  für  beide  zusammen,  für  Berg-  und  Hütten- 
werke, für  direetc,  für  indircetc,  fur  Stempel-,  Register-  und  derartige  Steuern,  für 
Mufeschuldenwesen ,  mit  etwaigen  weiteren  Specialisirungcn  nach  Bedürfnis* ,  that- 
>irhli':h  öfters  nach  historischer  Tradition,  die  man  beibehält. 

Mitunter  bilden  sich  solche  Abtheilungen  des  Ministeriums  aus 
staatsrechtlich  en  Gründen  zu  mehr  selbständigen  Behörden 
;uis,  die  nur  wegen  des  Gegenstands  ihrer  Beschäftigung  dem 
Finanzministerium  angegliedert  und  bloss  in  gewissen  Puncten 
demselben  subordinirt  sind,  so  z.  B.  die  Verwaltung  des  Staats - 
schuldenwesens,  auch  der  oberste  Rechnungshof,  wo  der- 
selbe nicht  ganz  selbständig  gestellt  ist.  In  anderen  Fällen  werden 
aus  speciell  finan z-technischen  und  ökonomisch-technischen 
Gründen,  u.  A.  wegen  des  Erfordernisses  specieller  Fachkennt 
nisse  auch  in  der  oberen  Leitung,  einzelne  Dienstzweige  des  Finanz- 
ministeriums zu  selbständigeren  „  D  i  r  e  c  t  i  o  n  e  n  "  („General- 
directionen "  u.  unter  dgl.  Namen  mehr)  erhoben  und  damit  der 
unmittelbaren  Verwaltung  von  der  Centralstelle  aus  entzogen. 

Neuere  Beispiele  sind:  Monopolverwaltungen .  wie  Tabak  (Oesterreich  ,  Lotto- 
I  rwaltung  (Oesterreich,  Prcussen;,  Bergwciksverwaltung  iBaiern).  Munzwesen  ^inehr- 
ü. Ii).  Staatsmanufacturen  (Frankreich),  Staats-,  Geld-  und  Bankgeschäfte  (Prcussen. 
B  ehandlung,  ehemals  die  Bank),  Peusionswesen  ipreuss.  \\  ittwen-  Verptiegungsanstalt), 
'r-  neraldircctionen  der  Haupteinnahmezweige  überhaupt  (Frankreich,  §.  99)  u.  dgl.  in 

Mehrfach  spielen  hier  auch  die  schon  erwähnten  Tendenzen 
mit,  neben  und  vor  dem  bloss  fisealischen  die  allgemeinen 
^aats-  und  volkswirtschaftlichen  Gesichtspuncte  mehr  Zul- 
eitung zu  bringen  (z.  B.  bei  eigenen  Directionen  für  Bergwerke, 
Maatsfabriken,  Banken). 

Der  weitere  Schritt  über  die  Bildung  solcher  selbständigeren, 
aber  doch  noch  zum  Finanzministerium  ressortirenden  „Directionen  * 
Linaus  ist  dann,  die  betreffenden  Dienstzweige  anderen  Fach 
ministerien  zu  unterstellen,  bei  denen  diese  allgemeinen  Staats 
tiüd  volkswirtschaftlichen  Interessen  ex  officio  gepflegt  werden, 
i.  B.  die  Domänen  und  Forsten  dem  landwirtschaftlichen,  die  Ver 
Uhrsanstaltcn  dem  Handelsministerium  oder  einem  verwandten, 
'»der  man  geht  endlich  auch  noch  einen  letzten  Schritt  in  dieser 
Richtung  vorwärts  und  erhebt  solche  Dienstzweige,  einzeln  oder 
verwandte   miteinander,    zu  eigenen   Ministerien   oder  diesen 
wenigstens   im  Wesentlichen  gleichgestellten  obersten  Centralbe 
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hörden,  so  z.  B.  die  Post  und  Telegraphie  (so  jetzt  in  Frankreich), 
das  Staatseisenbahnwesen.  Derartige  Erscheinungen  sind  im  Leben 
der  modernen  Staaten  mehrfach  hervorgetreten.  Sie  bilden  einen 
interessanten  Beleg  fUr  die  wirthschafts-  und  rulturgeschichtlich 
bemerkenswerthc  Thatsacbe  des  allmaligen  Zurückweichens  der 
älteren  rein  oder  überwiegend  fiscalischen  Tendenz  bei  der  Ver 
waltnng  von  Objecten  des  Staatsvermögens  und  von  Ertragsquellen 
(Regalien  u.  dgl.)  vor  dem  Princip  der  Verwaltung  in  möglichst 
staatswirthschaftlich- gemeinnütziger  Weise. 

Vgl.  Stein.  4.  A.  I.  198.  «au  Fin.  LI.  §.  :>'dö.  Beispiele  unten  in  $  96  H 
Beachtenswerth  ist  namentlich,  wie  sieb  der  innere  Grund  der  Rcgalisirung.  il.  Ii. 
des  ausschliesslichen  Vorbehalts  einet  wirtschaftlichen  Thätigkcit  fnr  den  Staat,  hier- 
mit verändert,  z.  B.  bei  Münze,  Post,  anderen  Vcrkehrsanstalten :  das  Regal  diente 
ursprünglich  vor  allem  dem  fiscalischen  Zweck,  einen  grösseren  Heinertrag  erzielen 
zu  können,  jetzt  dem  volkswirtschaftlichen  Zweck,  die  betreffende  Einrichtung  möglichst 
gut  einrichten  zu  können.  Darauf  ist  in  der  Lehre  vou  den  Regalien  und  Gebühren 
zurückzukommen  (s.  auch  Fin.  II,  Kap.  I  v  d.  Gebühren). 

§.  95.  —  B.  Das  sonstige  Fi nauzbehö rden wesen  und 
der  finanzielle  Executiv dienst.  Die  Einrichtungen  schliessen 
sich  zum  Theil  an  die  allgemeinen  in  der  modernen  Staatsver- 
waltung an,  zum  Theil  folgen  sie  der  Organisation  der  oberen 
Finanzverwaltuug,  besonders  des  Finanzministeriums  genauer  und 
gliedern  sich  nach  dessen  Abtheilungen  und  nach  den  General 
Directionen;  zum  Theil  endlich  und  vielfach  überwiegend  ist  auf 
sie  das  technische  Bedürfniss  der  verschiedenen  tinanzwirthschaft 
liehen  Dienstzweige,  besonders  auf  dem  Gebiete  der  Einnahmen, 
von  Einfluss,  ein  Bedürfniss,  das  anderseits  für  die  Organisation 
des  Finanzministeriums  selbst  mit  bestimmend  seiu  niusste. 

In  früherer  Zeit  (,§  bl— ülj  dienten  die  allgemeinen  Verwaltungsorgane,  Aentter 
und  Beamten  zugleich  meistens  mit  für  den  Finanzdien&t.  besonders  auch  zur  Einziehung 
der  Einkünfte,  mit  wenigen  Ausnahmen,  wie  /..  B.  im  Zolldienst.  Fortschreitender 
Arbeitsteilung  auch  in  der  Verwaltung  gemäss  hat  sich  dann  der  Finanzdienst  all- 
mälig  von  dem  allgemeinen  Verwaltungsdienst  losgetrennt  und  verselbständigt.  m> 
namentlich  da,  wo  es  sich  um  speci  fisch- technische,  dieselbe  Arbeitskraft  au<  Ii 
ziemlich  gleichmässig  und  fortwährend  beschäftigende  finanzielle  Aufgaben  handelte 
Eben  deshalb  schon  am  frühsten  im  Zolldieust,  später  im  Dienst  der  anderen  indirceten 
Steuern,  der  Verkehrsstenern,  in  der  Eigen  Verwaltung  von  Staatseigenthum,  Regalien 
und  anderen  Ertragsquellen  durch  Administratoren  auf  Rechnung  des  Staats,  dabei 
beim  Münz-,  Post-,  Bergwerks-,  Forstwesen  u.  s.  w.  Dagegen  blieb,  z.  Th.  bis  in 
die  Gegenwart  hinein,  die  Verwaltung  der  directen  Steuern  und  der  Domäneu  in  der 
neueren  Periode  der  Verpachtung,  in  der  Mittel-  und  selbst  in  der  unteren  Instanz 
wohl  ein  Theil  der  allgemeinen  Landesverwaltung,  indem  deren  Organe  auch  hier 
die  betreffenden  finanzwirthschaftliehen  Geschäfte  mit  zu  besorgen  haben.  Allcrding> 
mitunter  —  auch  hier  die  Consequcnz  des  Arbeitstheiluugsprincips  —  so,  dass  inner- 
halb einer  allgemeinen  Verwaltungsbehörde  wieder  Abtheilungen  wie  für  andere  Fach- 
gruppen von  Geschäften  Polizei-,  Schul-.  Kirchen,  S.initäts-,  Wirthschaftssaehen  u.  s.  w. 
so  auch  für  Finanzsachen  gebildet  oder  wenigstens  Spccialbeamte  einer  allgemeinen 
Behörde  mit  dem  Finanzdienst  betraut  werden.  Die  Vermehrung  aller  Verwaltnng>- 
geschäfte,  wie  auch  der  l'inanzsache:»  speciell  und  das  Bedürfniss.  gerade  die  Finan?- 
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reschäfte  von  technisch  gebildeten  Organen  besorgen  zu  lassen,  hat  aber  jetzt 
Tiehrfarh  zu  eigenen  Finanzbehörden  für  fast  alle  verschiedenen  Zweige  oder 
wenigstens  für  je  eine  Reihe  verwandter  Zweige  des  Finan/dii  n>ts  geführt.  Auch 
liier  zeigen  sich  freilich  manche  Unterschiede  in  den  einzelnen  Landern,  je  nach  der 
iirö**e  der  Staaten,  der  Entwicklung  der  inneren  Staatsverwaltung  überhaupt  und 
ihrer  Stellung  zur  localen  Selbstverwaltung  und  nach  der  Gestaltung  der  Finanzwirth- 
^baft.  namentlich  des  Steuerwesens.  In  Deutschland,  speeiell  in  Preussen  ist  die 
Ix«streiiüung  der  Finanzvcrwaltung  in  der  Mittel-  und  Unterinstanz  besonders  bei  der 
hreiten  Besteuerung  von  der  übrigen  inneren  Verwaltung  noch  nicht  so  weit  gediehen, 
ah  l.  ß.  in  Frankreich,  was  mit  der  grösseren  Einfachheit  unserer  directen  Steuern 
imd  mit  Verschiedenheiten  in  der  Erhebung  zusammenhangt 

Die  sclion  erwähnten  speei  fisch  technischen  Dienstzweige 
haben  ihr  eigenes  Behördenwesen,  das  etwa  nach  oben  zu  in  einer 
lieneraldirection  oderMinisterialsection  gipfelt,  aus  inneren  sachlichen 
(Irlinden  auch  nach  unten  zu  am  Meisten  selbständig  ausgebildet 
und  damit  das  sog.  „Centralisationsprincip"  in  dem  einzelnen 
Zweige  —  Post,  Zollwesen,  Verwaltung  der  inneren  Verbrauchs- 
steuern, mit  weiteren  Specialisirungen  nach  den  Hauptkategorieen, 
Sali,  Tabak,  Bier,  Branntwein,  Wein  n.  s.  w.,  Forst-,  Bergwesen 
vollständig  durchgeführt.  Die  librigeu  tinanzwirthschaftlichen 
Dienstzweige,  wie  namentlich  die  Verwaltung  der  directen  Steuern, 
bleiben  auch  aus  sachlichen  GrUnden  mit  dem  sonstigen  Verwaltungs- 
behördenwesen mittlerer  und  unterer  Instanz  in  näherer  Beziehung. 

So  scheidet  sich  denn  das  moderne  Finanzbehördenwesen 
nach  drei  Grundsätzen,  einmal  nach  Fachgruppen  oder 
gegenständlich;  sodann  räumlich,  nach  dem  Wirkungskreis  im 
Staatsgebiet  und  dessen  Theilen,  wo  als  Regel,  die  aber  Ausnahmen 
erleidet,  die  Finanzbehördenorganisation  sich  der  räumlichen 
Organisation  der  inneren  Landesverwaltung  anschlicsst  —  Provinz, 
Bezirk,  Kreis,  Gemeinden,  Stadt  und  Land,  mit  den  betreffenden 
Amtsstellen  für  den  Finanzdienst  -;  endlich  nach  Hang  Ver- 
hältnissen, indem,  wie  gleichfalls  in  der  sonstigen  Verwaltung, 
die  Finanzbehörden  jeder  Fachgruppe  und  des  ganzen  Staats  in 
einem  bestimmten  Verhältniss  der  Ueber-  und  Unterordnung  unter 
einander  stehen.  Zwischen  ihnen  läuft  daher  der  Instanzenzug 
von  unten  nach  oben,  bis  zur  Centralstelle,  daher  regelmässig  bis 
zum  Finanzministerium.  Hier  gelten  dann  in  Betreff  des  Rechts, 
Verordnungen  und  Verfügungen  zu  erlassen,  die  untergeordnete 
Behörde  zu  controlireu  und  zu  rectificiren,  hinsichtlich  des  Bc- 
schwerdenlaufs  u.  s.  w.  die  allgemeinen  Grundsätze  des  modernen 
Verwaltungsrechts ,  speciell  des  Rechts  der  vollziehenden  Gewalt. 
Regelmässig  sind  die  Local- Finanzbehörden  (Zoll-,  Steuer-Acmter, 
Steuereinnehmer,   Ausgabekassen   n.  s.  w.)   mit  der  eigentlichen 
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Ausführung  der  einzelnen  in  ihr  Ressort  schlagenden  finanzwirth- 
schaftlichcn  Verwaltungsacte  betraut,  wie  dies  der  Gang  der  Dinge 
erfordert.  Diesen  Behörden  und  ihren  Organen  stehen  daher  auch 
für  die  Sicherung  des  Einuahmediensts,  mithin  besonders  für  die 
Steuerveranlagung  und  Erhebung,  die  erforderlichen  Control-  nnd 
Zwangsrechte  ( „Execution")  (Fin.  II.  §.  585 -590,  579,  580)  zu. 

Vgl.  v.  Malchus,  II,  Kau,  Fin.  II,  §.531—584.  Stein,  4.  A.  I,  195.  Eine 
weitere  Ausführung  kann  hier  im  Hinblick  auf  die  practisehen  Beispiele  in  den 
folg.  §§.  unterbleiben.  Sind  auch  die  leitenden  Principicn  und  (irundzüge  der  modernen 
Organisation  des  Finanzbehörden  weseus  und  seiner  Dienstverrichtungcn  im  Wesent- 
lichen übereinstimmend,  so  unterscheidet  sich  diese  Organisation  doch  in  den  einzclueu 
Staaten  unter  dem  Einflu-*  der  verschiedenen  geschichtlichen  Entwicklung,  der  Ver- 
schiedenheiten der  Landesverwaltang ,  der  wirthschafVIicheu  Verhältnisse,  der  Volks- 
dichtigkeit.  der  Einnahrueartcn  u.  s.  w.  immer  wieder  bctnorklich.  Auf  den  Wirkungs- 
kreis und  die  Functionen  der  Mittel-  und  l'ntcrhchörden  im  Finauzdienst  wird  in 
den  einzelnen  Abschnitten  dieses  Werks  bei  den  Einnahmen  u.  s.  w.  mitunter  ein- 
gegangen. 

IV.  Gegenwärtige  Einrichtung  der  Finanzverwaltung  in 

einigen  Staaten. 

Das  Wesentliche  hierüber  wird  wohl  in  den  Werken  über  Staatsrecht,  Ver- 
fassung*- u.  Verwaltungsrecht  und  über  Finanzgesetzkunde  der  einzelnen  Staaten  mit 
getheilt.  Weiteres  findet  sich  in  den  Staatshandbüchern  u.  dgl.  u.  ist,  z.  B.  in  Betreff' 
der  Einzelheiten  des  Beamtenthums,  aus  den  Etats  zu  ersehen.  Ueber  die  nord- 
deutschen Staaten  giebt  eine  l  ebersicht  der  Organisation  u.  Competenz  der  oberen 
Behörden  ein  Aufsatz  in  Hirtlis  Anualen  H7Ü  S.  147  ff.,  071  ff.  Allgemein.' 
organisatorische  (iesetze  fehlen  öfters. 

§.  90.  —  1.  Preusseu.  liier  gehen  die  jetzigen  Einrichtungen  auf  di«- 
grosse  Bcformperiode  nach  dem  Frieden  von  Tilsit  und  auf  die  Zeit  der  Neugestaltung 
des  Staats  nach  1S15  zurück.  An  Stelle  der  älteren  Behördeu,  namentlich  auch  des 
(ieneraldireetoriu  ms,  ^§  91),  das  im  alten  Staate,  um  1S00,  noch  in  4  Provincial- 
und  in  4  Kcaldepartcrnoutl  zerliel,  (wovon  das  erste  für  Kassen-,  Stempel-,  Münz-. 
Bank-.  Medicinal-.  Lotterie-,  Postwesen  unter  einem  Minister,  der  zugleich  General 
Controleur  der  Finanzen  war),  trat  eine  neue  Organisation,  welche  auch  für  den 
Finanzdienst  umgestaltend  war  (s.  E.  Meier.  Kef.  d.  Verw.organis..  S.  29,  177  M. 
?.  Könne,  preuss.  Staatsr.  3.  A.  II,  1.  Abth  .  S.  90  ff.,  II,  2.  Abth.  S.  574  ff.). 

Nach  dem  Pubhcaudum  v.  10.  Dec  IbOS  wurde  ein  eigenes  Finanz- 
ministerium zur  Leitung  und  Verwaltung  des  gesammten  Finanzwesens  (unter  Zu- 
weisung der  Fonds  zur  weitereu  Verfüguug  an  die  anderen  Bcssortchefs'  errichtet. 
Die  Stellung  desselben  unter  den  obersten  Behörden,  sein  Wirkungskreis  und  seine 
Kessortverhältnissc  sowie  seine  Einthcilung  haben  wiederholt  Aenderungen  erfahren. 

V.  A.  wurde  zeitweilig  (IS17  —  23;  eiu  besonderes  S ch atzministcriuin  vom  Fiuanz- 
ministerium  abgezweigt.  Die  jetzt  geltende  Organisation  beruht  vornemlich  auf  d.  K. 
Erlass  v.  17.  April  1S4S;  die  wichtigste  seitdem  erfolgte  Aenderung  ist  die  Uebcr- 
t  ragung  der  Abtheiluug  f.  Domänen  u  Forsten  vom  Finanzministerium  auf  das  land- 
wirtschaftliche Ministerium  (Erl.  v.  7.  Aug.  1  b78).  Danach  „hat  das  Finanzministerium 
gegenwärtig  die  gesammte  Finanzverwal  tu  ng  des  Staats  zu  leiten,  den 
Staats h aus haltsetat  und  die  Becbnungeu  darüber  aufzustellen  und  eine  fort- 
laufende Controlc  über  die  Staatseinnahmen  u.  Ausgaben  zu  üben.  Dasselbe 
bildet  demgemäss  den  Mittelpunct  fiir  das  gesammte  Etats-  u.  Kassenwesen  des 
Staats,  indem  ihm  sämmtliche  Etats  zur  Mitrevision  vorzulegen  und  alle  Kassen- 
abschlüsso  einzureichen  sind.  Ausserdem  hat  dasselbe  die  Verwaltung  der 
ilirectcn  u.  indit  ceteu  Steuern  und  der  sonstigen  Ei  nnalun  ezw  eige  des 
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v^ats.  welche  nicht  anderen  Ministerien  oder  Keichsbehörden  untergeordnet  sind, 
>pecicll  zu  fahreu.  Endlich  unterliegt  die  Hauptv  erwaltung  der  Staatsschulden 
*iner  oberen  Leituug"  (v.  Könne  II.  I.  Abth.  S.  92».  Das  Finanzministerium  zer- 
fällt jetzt  in  3  Abthuilungen,  für  Etats-  und  Kassenwesen,  —  (im  Wesentlichen 
dafür  bestand  von  1817—26  eine  eigene  unabhängige  Ccntralbehörde,  die  „Generat- 
ion trole  der  Finanzen",  dann  für  einen  Theil  der  hierhergehörigen  Aufgaben 
ron  182b — 44  eine  andere  Centraibehörde,  die  „Staatsbuchhalterei'M;  —  für  die 
iüdirecten  Steuern  (wozu  in  Preussen  ausser  den  üblichen  auch  die  Stempel-, 
Erbscb.steuer,  verschiedene  gebührenart.  Abgaben  im  Verkehrswesen,  jetzt  auch  die 
•lerichtskosten  u.  s.  w.  gerechnet  werden),  u.  für  die  directen  Steuern.  Zum  Kessort 
Je*  Finanzministeriums  gehören  an  sonstigen  Centraibehörden  die  Genenlstaatskasso. 
die  General -Lotterie -Direction,  die  Münzanstalten,  die  Gen.-Dir.  d.  allgem.  Wittwen- 
rerpfleg.anstalt,  weiter  die  Scehandlung.  In  einer  abgesonderten,  mehr  selbständigen 
Stellung  steht  die  Hauptverwaltung  der  Staatsschulden.  Abgesehen  von  verschiedenen, 
meist  gebuhrenartigen,  dem  Gesam  tntbetrage  nach  kleineren  Einnahmen,  die  bei  allen 
einzelnen  Ministerien  vorkommen,  sind  von  Haupteinnahmozweigcn  mehr  privatwirthsch. 
Natur  anderen  Ministerien  als  dem  Finanzministerium,  mit  aus  den  oben  dargelegten 
pnncipiellen  und  practischen  Gründen,  in  Preussen  unmittelbar  übertragen:  die  Domänen 
n.  Forsten  dem  1  »ml wirtschaftlichen .  das  Berg-,  Hütten-  u.  Salinenwescn  rincl.  der 
B<;rgwcrksteuern)  u.  das  Staatseisenbahnwesen  dem  Min.  f.  öffentl.  Arbeiten  (1878). 
Eine  ..dem  König  unmittelbar  untergeordnete,  den  Ministern  gegenüber  selbständige 
Bestatte**  ist  die  Überrechnungskammer  (Ges.  v.  27.  März  1S72.  §.  1,  Vor- 
geschichte bei  v.  Könne,  II,  1.  S.  154,  G.  Herrfurth,  preuss.  Etats-  u.  s.  w.  Wesen, 
Berl.  1881,  S.  13  IE), 

Für  die  Finanzverwaltung  im  Laude  fungiren  als  M i 1 1 c  1  bchörden  die 
Abteilungen  der  Bezirksregierungen  (Regier. Bezirk1»  für  die  Verwaltung  der 
directen  Steuern,  der  Domänen  und  Forsten,  also  Glieder  des  allgemeinen 
Organismus  der  inneren  Verwaltung,  ferner  die  selbständigen,  den  Regierungen 
ourdinirten  Provincial-Steuer-Diroctionen  für  die  Verwaltung  der  indirec ton 
Steuern  und  Zölle,  die  in  gleicher  Weise  wie  die  Regierungen  der  Oberaufsicht 
•les  Oberpräsidenten  der  Provinz  unterstchen  (das  Einzelne  näher  bei  v.  Rönne,  II,  1. 
Ks.  §.  264.  266,  274,  279;  zu  den  Bcz.regierungen  gehören  auch  Kasse nrätbe. 
Einzelbeamte,  die  die  Kassen-,  Etats-  u.  Rechn.sachen  zu  bearbeiten  haben).  Ab- 
ziehende Einrichtungen  in  der  Mittelinstanz  bestehen  namentlich  in  Berlin,  wo  die 
'j'.-schäfte  der  directen  Steuervcrwaltung  jetzt  von  einer  besonderen  „Dircction"  dafür 
wahrgenommen  werden  (Orgauis.ges.  v.  26.  Juli  I  SSO  §.  3S)  u.  bisher  in  d.  Prov. 
Hannover,  wo  im  theilweisen  Auschluss  an  die  älteren  hanuov.  Verhältnisse,  für 
<lü;  ganze  Provinz  die  gesammte  Finanzverwaltung,  mit  Ausnahme  der  auch  hier 
iner  eigenen  ProvinciaJsteuerdirection  unterstehenden  indirecten  Steuern  u.  Zölle,  bei 
kr  „Finanzdirection"  concentrirt  ist  (preuss.  Erl.  v.  5.  April  1S69\  Nach  dem 
"rganb.ges.  v.  1880  §.  24  soll  auch  hier  dieselbe  Einrichtung  wie  in  den  anderen 
Provinzen  eintreten,  also  die  Geschäfte  der  Finanzdirection  an  die  Regierungen  i bis- 
herigen Landdrosteieu)  übergehen.  —  Bei  den  Regierungen  bestehen  Reg. -Haupt- 
kassen, in  welche  die  Kreiskassen  und  in  den  Provinzen,  wo  solche  bestehen,  die 
Mvuererheber  ihre  Einnahmen,  bez.  Ceberschüsse  terminweise  abzuführen  haben. 

Die  staatlichen  Unterbehörden  der  Finanzvorwaltung  sind  in  Preussen  da- 
durch z  Th.  entbehrlich,  dass  in  einer  Reihe  von  Provinzen  die  directen  Maats- 
steuern  durch  die  Communen  erhoben  werden.  In  einigen  Provinzen  fungiren  aber 
«ich  dafur  eigentliche  staatliche  Steuerempfänger.  In  den  Kreisen  giebt  es  dann 
hi reiskasseii  und  Kreissteuereinnehmer,  an  welche  von  den  Communen  u.  den 
brigen  Steuerempfängern  die  Gelder  abgeliefert  werden.  Ein  besonderes  System 
?s;ener  F i  nan z- U  n  te  r beh örd e  n  u.  Beamten  besteht  für  die  indirecten  Steuern 
Zölle  unter  jeder  Prov.steuerdircction  (Zoll-  u.  Steuerämter  verschied.  Rangs,  im 
rrenzbezirk  u.  im  Lnncrn<. 

Der  Aasgabedienst  wird  th.  von  der  Generalstaatskasse,  th.  von  Central- 
»*sen,  (sog.  Gei>eralkasscn)  einzelner  Ministerien  (so  im  Cultusmin/l  u.  Behörden, 
im  Lande  von  den  Regierungshauptkassen  und  von  Specialkassen  für  einzelne 
Verwaltungszweige  besorgt. 

Die  Verwaltung  der  Reichszölle  und  inneren  Reichs- Verbrauchsteuern 
bt  bisher  Angelegenheit  der  Einzelstaaten,  da?  Reich  hat  aber  Comm issariate  zur 
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Controlc,  indem  wechselweise  Finanzbcamtc  der  grösserer!  Einzelstaaton  bei  den  be- 
treffenden Districtsbehörden  eiues  anderen  Staats  als  Bevollmächtigte  fungircu.  Die 
oberste  Fiuanzverwaltung  des  Deutschen  Boichs  conecutrirt  sich  in  dem  jetzt  zu 
einem  selbständigen  Reichsamt  erhobenen  Kcichssc  hatzamt.  dessen  unmittelbar 
verwaltende  Thätigkcit  aber  bei  dem  engen  Connei  zwischen  Reichs-  u.  Staatstiuanzen 
eine  geringe  ist.  Die  K  ei  ch  shau  ptkasse  wird  von  der  Reichsbank  verwaltet.  Zu 
den  Reichs -Finanzbehörden  gehört  noch  die  Verwaltung  der  Reichsschulden, 
dioj.  des  Reich  skriegsschatzes  u.  diej.  des  Rcichs-In  validenfonds. 

§.  l»7.  —  2.  Andere  deutsche  Staaten.  In  sämmtlichen  M  ittelst  aate  u 
bestehen  jetzt  ebenfalls  besondere  Ministerien  der  Finanzen,  während  iu  den 
Kleinstaaten  etwa  nur  eine  Abtheilung  der  obersten  Centraibehörde  (Ministerium- 
u.  dgl.)  spcciell  für  die  Finanzgeschäfte  fungirt.  Bei  manchen  Unterschieden  im 
Einzelnen  unter  sich  u.  von  den  preuss.  Einrichtungen  besteht  doch  im  (ianzeu  mit 
letzteren  Uebcreinstimmung. 

In  Baiern  (Pöll,  Vcrwr.  8.  A.  8.  tiU  II'.,  Stockar  v.  N  eu  foi  n  -  H  o  c  k, 
3.  A.  I,  83  II.)  stoheu  die  Domänen  u.  Forsten,  letztere  als  eine  eigene  Abtheüuug 
(  Min.  Forstbureau  i,  dann  die  Bergwerke  II.  Salinen  (unter  einer  zum  Finanzministerium 
ressortirenden  eigenen  Generaladniinistration)  unter  dem  Fiu.min  .  die  Vcrkehrsaust&ltmi 
in  einer  eigenen  Generaldirection  unter  d.  Min.  d.  K.  Hauses  u.  des  Aeussern  (ebenen 
wie  in  W  u  rte  m  borg).  Auch  die  Zölle  u.  indireeteu  Steuern  bilden  eine  besondere 
Generaldirection  unter  dem  Finanzministerium.  Zu  diesem  ressortiren  auch  die  Staats  - 
Centraikasse  und  in  selbständigerer  Stellung  die  Staatsschuldcncomm  ission 
sowie  der  oberste  Rechnungshof.  Die  Finanz -M  itte Istelleu  im  Lande  sind  in 
den  Kreisen  (Reg.bezirken)  regelmässig  —  d.  h.  wo  nicht  Centralstellen  gewisse  Ge- 
schäfte ausfuhren  oder  ein  besonderes  Behördensystem  besteht,  wie  bei  der  Geu.dir 
der  indir.  Steuern  u.  s.  w..  der  Bergwerke  u.  bei  d.  Verkehrsanstalten  —  die  Kreis- 
regicruugcn.  bez.  die  Finanzkam  meru  iu  denselben.  In  jedem  Kreise  befindet 
sich  eine  der  Kreisregierung  unmittelbar  untergeordnete  Kreiskasse.  Die  Finanz- 
Unter  behörden,  für  das  Gros  sämmtlicher  Einnahmen,  bes.  für  den  Steuerdienst  u. 
für  die  Besorgung  der  Ausgaben  sind  die  Rentämter  (Stockar-Hock ,  S.  133  Ii.). 
Ein  eigenes  Mittel-  u.  Unterbehördensystem  (Zoll-.  Salzsteuerämter)  besteht  für  die 
Reichs-  u.  baier.  indir.  Steuern  u.  Zölle  unter  der  betreff,  (ieneraldirection  (,Stoc  kar- 
llock S.  lt»7  iL).  Für  das  Gebuhren-  (u.  Verkehrsteuer-)  Wesen  fungiren  th.  die 
Rentämter,  th.  besondere  Expeditions-  u.  Taxämter  (eb.  S.  114  II). 

In  \V  U  rtem  berg  ( Riccke,  Verf.  u.  s.  w.  \V.  S  181)  ist  das  Finanzministerium 
eines  der  rerfassungsmäss.  Verwaltungsdepartements,  iu  welchem  sich  die  gcsainmte 
Finanzverwaltung  vereinigt,  mit  den  beiden  Hauptausnahmen,  dass  für  die  Staats- 
schuld rorfassUDgsmftssig  eine  besondere  landständische  Verwaltung  (unter  Ober- 
aufsicht eines  köu.  Comuussärsi  besteht  u.  dass  die  Verkehrsanstalten  seit  lb»>l 
aus  dein  Finanzdepartement  ausgeschieden  u.  dem  Min.depart.  der  Auswärt  Ange- 
legenheiten übertragen  sind.  Unter  dem  Finanzmiu.  stehen  die  Überfinanzkainuiern 
mit  A  Abtheil.  (Domäucndirection,  Forstdirectlon,  Bergrath),  das  Steuercollegium 
für  die  Verwaltung  der  directen  und  indir.  (incl.  Reichs-)  Steuern,  zeitweilig  eine 
für  neue  Kataster  gebildete  Commission.  dann  die  Staatskasseuverwaltung,  die 
Ubcrrechenkainrner  u.  das  Statist,  topogr.  Bureau.  Finanz-  Mittel-  u.  Unter- 
behörden im  Lande  sind  die  Kameralämtcr  (f.  Domänenwesen,  Leitung  eines 
Theils  der  dir.  Steuern,  Erhebung  eines  anderen  Theils.  auch  der  indir.  Landes- 
steuern, u.  für  den  Au-gabedienst).  Das  Kanstattor  Kameralamt  fungirt  zugleich  ;il- 
Hauptsteueramt  f.  Zölle  u.  Reichssteuern,  wofür  ausserdem  noch  Grenz-  u. 
innere  Zollämter  u.  Steuerämter  bestehen.  Für  die  indir.  La  n  d  es  steuern  giebt  es 
noch  staatliche  Uingcldseonimissäre  u.  Ortssteuerbeamten.  Die  Grund-,  Ge- 
bäude- u  Gewerbesteuer  wird  von  den  Gemeinden  u.  Amtskörpeischaftcn  erhoben,  untei 
dem  Princip  der  communalen  Steuerhaft  (Fin.  II.      567)  und  an  den  Staat  abgeführt 

In  Baden  (Regenauer,  S.  12  ff.,  1SM  ff.  u.  passim)  bestehen  im  Finanz- 
ministerium eine  Domänen-,  eine  Steuer-,  eine  Zoll-,  eine  Baudirection  u.  die  (ien.dir. 
der  Staatseisenbahnen.  Eigene  Finanz-  Mittel-  u.  U  n  ter  behördcu  im  Lande  (mit 
dazugehörigen  Kassen)  sind  die  Domänen  Verwaltungen,  Bezirksforstcicn ,  die  Hütten- 
verwaltung,  Salinenverwaltung,  die  Obercinnehmereicn  für  einen  oder  mehrere  Amts- 
bezirke zur  Stcuerverwaltung.  die  Zollamter.  Auch  in  Hessen  ist  die  Fiuanzver- 
Wlltnng  in  einem  Finanzministerium  (mit  3  HauptabihciU  concentrirt.  * 
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Ebenso  im  K.  Sachsen,  ebunfalls  3  Abtheil.  —  die  erste,  vorneml.  f.  Etat-, 
Kassen-.  Rechnung* -,  Abgaben-  u.  Steuerwesen  u.  A.  in.,  die  zweite  f.  Domänen, 
forsten  u.  andres  Staatseigenthum,  die  dritte  f.  Wege-,  Verkehrswesen,  Verkehrsan- 
sulten  —  u.  unter  d.  Min.  dio  Zoll-  u.  Steucrdirection  für  die  Zolle  und  indirecten 
Steuern,  die  Gen.dir.  der  Eisenbahnen,  die  Landrenten-  u.  s  w.  Bankverwaltung,  die 
Uirectiou  der  Lande^otteric ,  das  Überbergamt.  Die  Oberrechnungskammer  steht  hier 
unter  dem  Gesainmtministcrium.  Im  Lande  die  Zoll-  u.  Steuerämter  f.  d.  indirecten 
Meucrn  u.  Zölle,  die  Kreissteuerräthc  u.  Bezirkssteuereinnahmestcllen  f.  d.  directen 
Steven),  die  Domänen-  u.  die  Forstverwaltungen  u.  s.  w. 

§.  98.  —  8.  Oesterreich  (ülbrich.  Lehrb.  d  öst.  Staatsrecht,  S.  12, 
!4I  IL.  156  II,  Dessary,  Fin.ges.kunde,  S  296  11'.,  eingehend  Konopasek- Mor- 
Blonski,  Fin.ges.kunde.  2.  A.  I.  25  ir.).  Natürlich  hat  hier  auch  die  Organisation 
der  Finanzverwaltung  mancherlei  Veränderungen  unter  den  Wechsel  fällen  der  inneren 
Politik  des  Kaiserstaas  erfahren,  so  auch  noch  in  der  jüngsten  Periode  seit  1S4S.  Schon 
im  alten  Staate  war  im  vor.  Jahrhundert  u.,  unter  manchen  Veränderungen  während  u. 
nach  der  französ.  Kriegszcit,  später  das  Finanzwesen  in  der  Hauptsache  bei  einer 
Ceutralstelle,  der  allgemeinen  Hofkammer.  die  aber  nach  älterer  Weise  auch  volks- 
«irthschaftlicbe  Verwaltungsgeschäfte  zu  besorgen  hatte,  concentrirt  worden.  Neben 
ihr  botand  das  Gcneralrechn ungsdirectorium  als  allgemeine  Controlbehörde. 
Die  IS  18  er  Ereignisse  mit  ihren  weiteren  politischen  und  staatsrechtlichen  Folgen 
führten  zum  modernen  Ministerialsystem  mit  Ministern  als  verantwortlichen  Chefs  an 
«ler  Spitze.  Seit  dem  Ausgleich  mit  Ungarn  (1S67)  besteht  ein  Reichsfinanz- 
ministeriuin  und  ein  gemeinsamer  oberster  Rechnungshof  für  das  ganze  Reich. 
Dies  Ministerium  hat  wesentlich  nur  den  Hanshalt  f.  d.  Gesammtinonarchio  formell 
zq  ordnen  u.  zu  leiteii  (Etat-,  Kassen-,  Rechnungswesen),  indem  fast  die  ganzen 
Einnahmen  des  Reichsetats  aus  Beiträgen  der  beiden  Reichshälften  is.  o.  §.  11  S.  86) 
herrühren  und  von  deren  Finanzverwaltung  getrennt  beschallt  werden. 

An  der  Spitze  der  westösterr.  Fiuanzverwaltung  („im  Reichsrathe  vertretene 
Königreiche  u.  Länder41)  steht  das  Finanzministerium  f.  sämmtlichc  Finanzan- 
irelegenheiten.  Zu  dessen  Ressort  geboren  von  Haupteinnahmcquellen  die  directen  o. 
indirecten  Steuern  (letztere  incl.  Zölle.  Monopole,  Lotto,  Stempel  u.  „Gebühreu  von 
Rechtsgeschäften"),  die  Staatsdruckerei,  die  Münze.  Dagegen  unterstehen  dem  besond. 
Min.  d.  Ackerbaus  auch  hier  jetzt  die  Domänen  u.  Forsten,  ferner  die  Bergwerke  u. 
dem  Handelsmin.  die  Verkehrsanlagen  u.  Anstalten  (Häfen,  Post,  Telegraphen,  Staats- 
benbahnen). Das  Finanzministerium  zerfällt  in  3  „Sectioncn"  {f.  Budget  u.  Crcdit- 
veseu:  f.  indircete  Abgaben  u.  unbewegt.  Staatseigenth.;  f.  Pensionswesen,  dircete 
Steuern  u.  die  leitenden  Finanzbehörden),  die  Sectioncn  in  eine  Anzahl  weitere  Fach- 
ieparteinents.  AU  eigene  Central-Bchörden  unter  dem  Finanzministerium  fungiren  in 
-elbständigerer  Stellung  die  Direction  der  Staatsschuld,  die  Lottogefällsdirection,  die 
1834  errichtete  Gcneraldirection  der  Tabaksregic,  beide  letztere  mit  einem  selbständigen 
Mittel-  o.  Unterbehörden-  u.  Amtsorganismus  im  Lande,  die  Centralcommission  zur 
Regelung  der  Grundsteuer,  die  Direction  der  Hof-  u.  Staatsdruekerei,  das  Haupt- 
munzamt.  Ferner  stehen  die  Salinen  Verwaltungen  im  Salzkammergut  unmittelbar  unter 
■iem  Fin.min.  i  in  Galicien  unter  der  Fin.landesdirection).  Zur  (,'ontrole  der  Finanz- 
Verwaltung  besteht,  den  Ministerien  gleichgeordnet,  der  oberste  Rechnungshof 
Verordn.  r.  21.  Nov.  1866).  Eine  besondere  Stellung  nimmt  die  Finanzprocuratur 
in  (diejenige  in  Wien  mit  rentralamtlichcr .  die  in  den  Provinzen  mit  Provinz.be- 
hördenstellung).  zur  Vertretung  des  Staatsschatzes  in  Rechtsgeschäften  u.  Rechtsstreiten 
Mor-Blonski,  I,  16  11.). 

Der  Fioanzdienst  im  Lande  in  der  Mittel-  und  L  nterinstanz  ist  uberwiegend 
in  besonderen  Finanzbehörden  organisirt,  welche  aber  z.  Th.  mit  der  politischen 
inneren)  Verwaltung  in  Verbindung  gebracht  sind.  Die  oberen  Mittelbehörden,  direct 
unter  dem  Finanzministerium  sind  die  Finanzlandesbehörden,  immer  je  1  in  jedem 
Kronlande  (in  den  grösseren  Finanzland esdirectionen,  in  den  kleineren  Finanz- 
'lirectionen  genannt;.  Sie  haben  die  zum  Fin.min.  ressortirenden  Finanzsachen  unter 
Heb,  daher  namentlich  die  Verwaltung  der  directen  u  n  d  indirecten  Steuern  in  ihrem 
Kronlande  (s.  „Amtsunterricht"  v.  29.  Mai  1874,  bei  Konopasek -Mor-Blonski  I,  28V 
Der  Präsident  ist  der  Landeschef,  durch  den  die  Verbindung  mit  der  polit.  Verwaltung 
hergestellt  ist,  unter  ihm  steht  eiu  speciell  finanzieller  Director.  Im  unteren  Finanz-, 
namentlich  Steuerdienst  sind  die  Behörden  für  die  directe  Besteuerung  von  den- 
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jenigen  für  die  übrigen  Finanzgeschäfte,  bes.  für  die  iudirecte  Besteuerung  getrennt. 
Als  Behörden  erster  Instanz  oder  leitende  für  die  directen  Steuern  bestehen  in  den 
grösseren  Landeshauptstädten  Steueradministrationen,  in  den  kleineren  Steuer- 
localcomniissioneu.  ausserhalb  die  Bezirkshauptmannschafteu,  die  politischen 
Behörden  der  inneren  Verwaltung,  welchcu  für  die  Steuersachen  besondere  Finanz- 
beamte beigegeben  sind.  Die  gleichstehenden  Finanzbchördeu  für  den  sonstigen 
Finanzdienst  sind  die  Finanz bezi rksdirectionen  (statt  ihrer  in  den  kleineren  Kron- 
ländern Finuuzinspcctorcu  u.  Oberinspectoren  .  Die  unteren  Executi Tbchörden 
sind  die  Steucrämter,  besonders  für  die  Verwaltung  u.  Erhebung  der  directen 
Steuern,  (wobei  auch  die  Gemeinden  selbst  mitwirken)  und  eines  Thcils  der  Gebühren. 
Stempel,  Taxen,  indirecten  Steuern  u.  soustigen  Gefälle;  ferner  die  Zollämter,  di«- 
Vcrzehrungssteuerämter  in  Wien  (Linie),  die  Salz-,  Tabak-,  Stempelte  r- 
schleissäiuter  In  Wien  besteht  ein  höheres  Centraltax-  und  Ge  btthr**.nbe- 
niessungsamt  für  das  in  Oesterreich  stark  entwickelte  Gebiet  der  Stempel.  Taxen  u. 
Gebühren  von  Rechtsgeschäften,  ausserdem  Gebührenbemessungsämter  in  den  Kron- 
ländern. Eine  besondere  Einrichtung  für  den  Controldicnst  in  Bezug  auf  die  Staats- 
gcfälle,  bes.  die  Zölle  und  indir.  inn.  Steuern  u.  Monopole,  ist  die  österr.  bewaffnete 
Finanz  wache  (Mor-Blouski  I.  08  ff.).  —  Die  Berg-  u.  Hütten-,  Domüncn- 
u.  Fürstverwaltung  erfolgt  durch  besondere  Dircctioncu  mit  weiteren  Unterbehörden 
iu  den  Provinzen  (  LI brich.  S.  155,  Blonski,  I,  178),  Aehnlich  wie  in  West- 
Oesterreich  ist  die  Organisation  des  Finauzdiensts  auch  jetzt  noch  in  Ungarn  (Blonski. 
1.81) 

99.  —  4.  Frankreich  Hock,  Fiu.verwalt.  Krankreichs,  Kap.  1,  auch 
2  u.  .<.  Kaufmann,  Fiu.  Fr.'  s.  Buch  1,  bes.  Kap.  2  u.  3.  Speciellercs  in  D'  Audi  ff  rot 's 
syst.  fin.  de  la  France  u  iu  den  bezüglichen  Specialartikeln  von  Block 's  dict.  de 
l'aduiin.  franc.  .  Die  französ.  Finauzverwaltung  hat  gegenwärtig  den  grössten  Staats- 
haushalt der  Welt  unter  sieh,  von  3  —  4  Milliarden  Fr.  im  Jahresetat.  die  Nebenetat^ 
eingeschlossen.  Sie  ist  aber  nicht  nur  die  grösste.  sondern  auch  eine  der  best- 
organisirten  und  bestgeordneteu.  namentlich  iu  allen  formellen  Pun<  teil.  Mehrfach 
schon  in  der  alten  Monarchie,  dann  seit  der  Revolutionszeit  hat  sich  Frankreich  be- 
sonders- ausgezeichneter  Finanzminister  erfreut,  die  auch  im  speciell  Finanztech- 
nischen hervorragend  waren.  Das  Hauptverdienst  gebührt  zwei  Ministem  der 
Restauration,  Baron  Louis  u.  Graf  Vi  11  öle.  Bes.  wichtig  f.  d.  Organisation  des 
Finanzministeriums  ist  die  Ordonnanz  v.  17.  Dec.  1S44.  Acnderungen  iu  Competenz. 
Ressort.  Eintheilung  u.  s.  w.  sind  aber  seitdem,  z.  Th.  unter  dem  Eiufluss  der  wech- 
selnden Staatsverfassungen  und  der  von  diesen  wieder  mit  abhängigen  Verwaltungs- 
grundsät/e,  mehrfach  erfolgt,  auch  in  der  neuesten  republicau.  Zeit.  Wie  auf  anderen 
französ.  Verwaltungsgebieten  sind  jedoch  auch  hier  die  Haupteinrichtungeu  unter  allen 
neueren  politischen  Stürineu  des  Staats  im  Wesentlichen  bestehen  geblieben;  wohl 
einer  der  Grunde,  dass  diese  Stürme  weniger  tief  in  das  wirtschaftliche  Wohl  der 
Nation  und  in  die  finanzielle  Gesundheit  des  Staats  eingegrill'en  haben,  als  man  hatt- 
veimutlien  mögen. 

Die  französische  Fiuanzverwaltung  der  Neuzeit  ist  im  Finanzministerium 
noch  vollständiger  als  in  anderen  Staaten  Concentrin  und  centralisirt.  Es  unterstehen 
demselben  fast  alle  Einnahmezweige  unmittelbar,  nur  die  Forsten  sind  neuerdings 
abgezweigt  und  unter  das  Ackerbauministerium  gestellt,  und  das  P u  1  v c r monopol 
wird  vom  Kriegsininisteriuin  verwaltet.  Aber  auch  in  diesen  und  ähnlichen  Fällen 
wird  der  Eiunahmedienst  durch  Beamte,  welche  zum  Finanzministerium  ressortireu, 
besorgt.  Für  Posten  und  Telegraphen  besteht  gegenwärtig  ein  eigenes  Ministerium. 
Unter  dem  Fiuanzminister  fungirt  jct/.t  ein  Unterstaatssecretär.  Beide  haben  ein 
eigenes  „Cabincf  zur  Besorgung  der  Central-  u.  allgemeinen  Geschäfte.  Das  Mini- 
sterium zerfällt  sodanu  in  eine  Reihe  von  grösseren  Fachabtheilungen:  für  die  allge- 
meine Gelderbewegung  (direction  du  mouvement  genöral  des  t'onds),  für  die  Staats- 
Central-Kassen  (directeur  comptable  des  caiss«!S  centrales  du  tresor,  auch  caissier- 
payeur  central  du  tresor  public),  für  die  Ueberwachung  der  Gencraldirectioncn,  für 
die  Rechtsangelegenheiten  (le  contenticuxi  und  die  Gcncralinspection  i,cine  der  französ 
Fiuanzverwaltung  eigenthümlichc  Einrichtung,  darin  bestehend,  dass  eino  Anzahl 
Inspectoren  der  Centralverwaltung  iu  einem  gewissen  Turnus  je  eine  bestimmte  Anzahl 
Departements  zur  Revision  aller  Finanzgeschäfte  bereisen;  die  Genendinspcctiou  wai 
früher  neben  der  Personaldirection  eine  der  Präsidialabtheilungcn  des  Ministeriums. 


Digitized  by  Google 


Französische  Finanzverwaltung. 


217 


<u\  ist  sie  mit  dein  eontentieux  zu  einer  Abtheilung  verbunden,  /u  welcher  au»h 
die  Statistik  gehört.  Das  contenticux  des  finanecs  betrifft  die  Regelung  ton  Rcchts- 
:rtchiften  u.  dgl..  an  denen  der  Staatsschatz  bethciligt  ist.  Hock,  S.  11,  eine  Ab- 
theilung mit  ähnlichen  Functionen,  wie  die  österr.  Finanzprokuratur);  weitere  Abtheilungen 
des  Finanzministeriums  sind  noch  die  Direction  der  allgemeinen  Ruchhaltung  (dir. 
mi.  de  la  comptabilitc  publique)  und  diejenige  der  eingeschriebenen  Schuld  (dette 
fiücritc).  Unter  dem  Fin.min.,  aber  in  der  selbständigeren  Stellung  eigener  General- 
directionen stehen  gegenwärtig  die  folgenden  G:  für  die  directen  Steuern,  für 
Rcgistcrwesen  (enregistrement)  nebst  Stempel  u.  Domänen,  für  die  inneren  indirecten 
Stenern,  für  die  Zölle,  ftir  die  Tabaksregie,  für  das  MUnzwosen.  lauter  Zweige  von 
ifTcnthüuilicher  finanzwirthschaftlicher  u.  z.  Th.  ökonomischer  Technik,  worin  der 
:iincre  (irund  für  die  Bildung  solcher  eigener  Dircctionen  bei  diesen  Zweigen  liegt. 
Dock  ist  mitunter  dio  Eingliederung  der  letzteren  als  einfache  Abtheilungen  ins 
hiuiuministerium  angeregt  worden.  Die  Generaldirectionen  zerfallen  wieder  in  Unter- 
.•i>theiluugen ,  diese  in  verschiedene  Bureaux  u.  haben  collegiale  Verfassung.  Eine 
üeaondere  Stellung  im  Hessort  des  Fin.min.  nimmt  noch  die  Gen.dir.  der  Tilgungs- 
und der  Depositenkasse  ein  (dir.  gelier,  de  la  caisse  d  amortissoment  et  des  dcp«"»ts  et 
vnsignatious),  eine  Kasse,  «leren  Function  als  Tilgungskasse  im  Wesentlichen  seit 
langer  sistirt  ist,  welche  aber  als  Depositen kassc  (für  öffentliche  Depositen  der  Ge- 
richte u.  Verwaltungen,  wie  auch  für  gewisse  Privatgelder  u.  für  einige  Einrichtungen 
Jes  Sparkassen-  u.  Lebeusversicherungswesen)  eine  sehr  umfassende  Thätigkeit  hat. 
>te  steht  im  Uebrigeu  als  unabhängige  Verwaltungseinrichtung  direct  unter  dem  Par- 
lamente. In  der  Stellung  eines  selbständigen  Gerichtshofs  fungirt  der  Rechnungs- 
hof cour  des  comptes). 

Der  Finanzdienst,  insbesondere  der  Einnahmedienst  im  Lande  erfolgt  durch 
i  irianzbehörden  und  Beamte,  welche  theils  unmittelbar  unter  dem  Finanzministerium, 
th.  outer  den  gen.  Generaldirectionen  stehen  (Kaufmann,  Jvap.  3%  Ersteres  gilt 
ran  den  regelmässig  in  jedem  Departement  (ausser  dem  Seiuedep.)  angestellten 
••eneraleiunehmern  (trösoriors-payeurs  generaux).  unter  denon  wieder  die  Arron- 
Jissetnents-Einnehmer  stehen  (als  welcher  im  Ort  seines  eigenen  Arrond.  der  Gencral- 
innehmer  fungirt.  die  ihrerseits  Localeinnehmcr  (percopteurs)  unter  sich  haben  (auch 
hier  fungirt  der  Arrond.- Einnehmer  als  Localeinnehmer  in  seinem  Orte).  Dio  Local- 
uad  in  der  Hauptsache  auch  die  Arrond. -Einnehmer  sind  Specialbeamtc  für  die 
Erhebung  der  directen  Steuern.  Die  Generaleinnehmer  sammeln  dagegen  alle  Ein- 
«ahmen  der  Finanzverwaltung  in  ihrem  Departement  und  leisten  nach  Anweisung 
lit  Ausgaben  in  demselben  damit.  Sie  nehmen  im  Kasseudienst  eine  hervorragende 
Stefiong  in  der  französ.  Finanzverwaltung  ein,  müssen  z.  B.  die  ctatmässigen  Raten 
I  r  Einnahmen  terminweise  zur  Verfügung  des  Schatzes  stellen,  auch  wenn  dieselben 
och  nicht  ganz  eingegangen  sind,  auch  vermitteln  sie  kostenlos  den  Kauf  und  Ver- 
ruf von  Staatsrenten  beim  Publicum. 

Die  Generaldirection  der  directen  Steuern  im  Finanzministerium  hat,  zum  Zweck 
dei  Veranlagung,  Inspectiou  und  C'ontrole  dor  directen  Besteuerung  im  Lande,  ausser 
breiu  „service  central"  im  Ministerium  einen  ..service  exterieur*  in  jedem  Departement. 
Die  vier  anderen  Generaldirectionen  des  Steuerwesens  haben  nach  der  technischen 
Natur  ihrer  Geschäfte  jede  ihr  eigenes  System  von  Mittel-  u.  Fnterbehörden.  bez. 
Beamten  im  Lande  und  ein  sehr  zahlreiches  Beamtenpersonal  Uberhaupt,  wie  das  be- 
»jiiders  die  Einrichtung  des  französ.  Enregistrement  und  der  indirecten  Besteuerung 
«j«iini?t.  Bei  diesen  zwei  (ieneraldirectionen  findet  sich  in  jedem  Departement  in  der 
Regal  eine  Direction  mit  Inspectoren.  Controleuren :  der  untere  Dienst  in  der  indirecten 
Beteuerung  wird  th.  von  festansässigeu,  th.  von  Wanderbeamten  (receveurs  ambulants) 
t>esorgt.  Ein  Theil  des  Unterbeamten -Personals  dient  mehreren  Generaldirectionen. 
So  sind  die  Tabaksläden  z.  Th.  in  den  Händen  von  Unterbeamten  der  indirecten 
Besteuerung,  bes.  iu  kleinen  Gemeinden.  Zur  Zollverwaltung  gehört  eine  Grenzwache 
ron  20,000  Mann,  welche  auch  für  dio  Monopole  u.  indirecten  Steuern  von  Wichtig- 
keit ist  Die  Beamten  sind  theils  auf  Gehalt,  th.  nur  auf  Tantiemen,  th.  auf  Beides 
-'csetzt.  Das  Tantiemesystem  findet  in  Frankreich  hier  umfassende  Anwendung  (bes. 
bei  den  Sti  Generalein nehmeru ,  15SS1  522,00t)  fr.  Gehalt  u.  3,353,300  fr.  Tant.,  dann 
bei  den  Einnehmern  des  Enregistrement,  die  nur  auf  Tantieme  stehen'.  — 

Mehrfach  nach  französ.  Muster  ist  die  Finanzverwaltung  iu  Italien  eingerichtet. 
An  der  Spitze  steht  ein  Ministerium  der  Finanzen  und  des  Schatzes,  mit  Gencral- 
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directionen  unter  demselben  für  die  Verwaltung  dos  Sehatzdopartomunt»  (Öffentliche 
Schuld,  wofür  noch  eino  besond.  Direction.  Pensionen,  Dotationen  f.  Civilliste,  Apanagen. 
Parlament,  u.  A.  m.).  für  Zölle,  für  Domänen  u.  Enregistretnent,  für  directe  Steuern 
Katastcrweseu ,  einschliesslich  Maass-  und  Gewichtswesen ,  für  die  allgemeine  Buch- 
führung. Posten,  Telegraphen,  Eisenbahnen ,  Strass'.'nw«»en  stehen  unter  dem  Min. 
f.  ötfentl.  Arbeiten. 

In  Kusslaud  besteht  neben  dem  Finanzministerium  ein  besond.  Ministerium 
der  Domänen.  Wege,  Wrkehrsanstalten,  Eisenbahucn,  Posten,  Telegraphen  sind  wieder 
unter  andere  Ministerien  gestellt.  Die  Kcichscontrole  ist  einer  eigenen  obersten  Be- 
hörde ubertragen.  Das  Fin.miu.  zerfällt  in  Departements  für  die  grossen  Einnahme- 
zweige und  die  sonstigen  Geschäfte. 

100.  —  5.  Grossbritannicn.  (S.  bes.  Gneist.  engl.  Verwalt.recht,  2.  A. 
II.  702  II".).  Die  Einrichtung  der  obersten  Finanzvcrwaltung.  das  Product  einer  langen 
und  vielfach  eigentümlichen  geschichtlichen  Entwicklung,  hängt  in  England  cng< 
mit  der  ganzen  Organisation  des  Cabinets  und  dessen  Stellung  zu  Königtbum  und 
Parlament  zusammen.  In  der  Form  bestehen  auch  heute  noch  viele  Abweichungen 
von  den  contineutalen  Verhältnissen,  im  Wesen  sind  die  Dingo  unter  dem  Einfluß 
ahnlicher  Bedurfnisse  in  allen  modernen  Staaten,  doch  nicht  mehr  so  sehr  verschieden. 
Die  Spitze  des  sogen.  Schatzamts  itroasury)  bilden  nominell  zwei  Aratsstcllcn .  diu 
des  ..ersten  Lords  des  Schatzes",  und  die  des  „Schatzkanzlers"  chancellor  of  th< 
exchequer).  Diese  Stellen  können  in  einer  Person  vereinigt  sein,  gegenwärtig  ist 
dies  bei  Gladstone  der  Fall.  Sonst  ist  der  ..Erste  Lord  des  Schatzes"  der  Chef 
des  Cabinets,  im  Wesentlichen  der  „Premierminister",  als  solcher  Chef  der  gesammten 
Staatsverwaltung  und  somit  auch  an  der  obersten  Finanzverwaltung  betheiligt,  doch 
hauptsächlich  nur  nominell.  Der  eigentliche  Leiter,  besonders  dem  Parlament  gegen- 
über, und  der  „  Finanzministcr"  im  eontinentalen  Sinne  ist  der  Schatzkanzler.  Da> 
weitere  oberste  Verwaltungsorgan  des  Finanzwesens  ist  eine  Collcgialbehörde ,  di»- 
Lords  Com  missioners  of  the  treasury,  bestehend  aus  dem  Ersten  Lord  des  Schatze- 
als  nominellem,  dem  Schatzkanzler  als  zweitem  Chef  und  drei  ordentlichen  sog.  junior 
Lords,  zu  denen  gegenwärtig  noch  ein  viertes  ausserordentliches  Mitglied  tetreten  is». 
Doch  liegt  die  wirkliche  Geschäftsführung  und  oberste  Verwaltung  tatsächlich  Ober- 
wiegend in  den  Händen  von  drei  ünterstaafssecretären .  von  denen  zwei  gleich  den 
Ministern  und  den  Comrnissioners  mit  dem  Ministerwcchscl  wechseln,  der  dritt< 
permanenter  Secretiir  ist.  Die  oberste  Finanzverwaltung  zerfällt  in  drei  Abteilungen 
unter  diesen  drei  Seeretärert :  eine  für  das  Staatseinkommen,  dessen  wirkliche  oben 
Verwaltung  aber  durch  selbständige  Unterbehörden  (Generalzollamt.  Generalatnt  für 
das  „iriländ.  Einkommen"  —  inland  revenuc  — .  Generalpostamt,  auch  für  die  Telegraphie. 
und  ein  Dep.  für  Domänen  u.  s.  w. ,  Gcncralcontrole.  fcomptroller  gencral],  Geocral- 
rcgistraturi.  besorgt  wird,  so  dass  die  Schatzabtheilung  mehr  nur  Aofsichtsinstanz  ist . 
eine  zweite  Abtheilung  für  die  Ausgaben,  mit  umfassenden  Controlbcfugnissen,  untei 
dem  permanenten  Sccretär;  eine  dritte  Abtb.  für  das  Anstcllungswesen  (direct  von  hier 
werden  nur  die  oberen  Stellen  besetzt,  die  unteren  durch  Unterbehörden).  Der  Schatz- 
kammer attachirt  sind  Specialbureans  des  Solicitor's  (Generalfiscals)  und  für  Schreib- 
materialien und  Drucksachen. 

Erst  im  Laufe  der  Zeit  (1(5.  ti.  17.  J.h.4.  ist  von  der  alten  Schatzkammer  der 
eigentliche  Kassen-  uud  Rechnungsdienst  abgetrennt  worden.  Ersferes  geschah 
insbesondere  durch  Uebenragung  eines  grossen  Theils  des  oberen  Einnahme-  und 
Ausgabediensts  an  die  Bank  von  England  (1834).  welcher  die  Einnahmedepartement> 
ihre  Einkünfte  zuführen.  Die  Bank  besorgt  dann  die  sämmtlichen  Auszahlungen  in 
der  Staatsschuldenverwaltun<; ,  einen  Theil  der  Zahlungen  für  den  consolidirten  Fonds 
und  die  Zuweisung  der  Geldsummen  an  die  Dienstzweige  der  Staatsverwaltung  auf 
dio  Anweisungen  der  Finanzverwaltung  hin.  Im  Schatzamt  selbst  befindet  sich  ein 
Gencral -Coutrolamt  icomptroller  general)  und  ein  Gcneralzahlamt  (paymaster  generali 
für  die  sonstigen  Zahlungs<rcschäfte. 

Der  mittlere  und  untere  executive  Einnahmedienst  gliedert  sich  nach  den 
grossen  Zweigen  des  Saatseinkommens.  Das  G  o  n  e  ral  z  o I  lam  t  <  comrnissioners  of 
custom,  Gneist.  a.  a.  0.  II.  815  ff.)  ist  das  Centraiamt  für  den  Zolldienst,  neben 
ihm  fungiren  der  Generaleinnchincr  ireeeiver  general)  uud  Generalcon trolcu r 
comptrollcr  general»,  unter  ihm  stehen  die  grosse  Zoll-  und  Hafcnverwaltung  von  London, 
die  für  sich  einen  b''sond<*ren ,  mehrfach  gegliederten  Amtsorganismus  darstellt,  und 
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iic  Provinzialzollämter.  Das  Gencralamt  für  das  inländische  Einkommen. 
bei.  für  die  inneren  Steuern  icoiomissioncrs  of  inland  revenue.  Gncist.  II.  S20  11.) 
■>t  aus  der  Vereinigung  der  ursprunglich  getrennten  Behörden  der  verschiedenen  hier- 
hergehörigeu  Einkaufte  entstanden  und  jetzt  das  »ntralaint  für  diesen  Einnahmedicnst, 
lern  wiederum  ein  besonderes  (ieneraleinnehmer-  und  ein  Controlamt  beigegeben  ist. 
i>ie  innere  Einrichtung  dieses  Amts  gliedert  sich  nach  Fachgruppen,  d.  h.  nach  den 
lüupteiunahmczweigcu  oder  Steuerarten,  die  es  verwaltet,  wohin  die  directen  Steuern 
uxes,  die  Gltind-,  Haus-,  Einkommen-,  die  Luxusstcueru ,  sog.  assessod  tasces),  die 
inneren  Verbrauchsteuern,  Accise  (excisc,  daher  bes.  die  Spiritus-  und  MaUsteuor) 
uad  die  Stempelabgabeu  u.  s.  »*.,  sowie  die  Erbschaftssteuern  gehören.  Der  Aus- 
fuhrangsdienst  im  Laude  steht  unter  diesem  Generalamt  und  ist  für  die  directen 
M-uern  und  die  Accise  getrennt,  wie  dies  die  technische  Natur  dieser  Abgaben  bc- 
'luigt  Kur  die  ersteren  fungiren  sog.  surveyors  und  Inspcctoren,  für  die  Accise 
ullectors  je  in  einem  Bezirk  (collection)  mit  dem  erforderlichen  Unterpcrsonal.  Die 
Staatsschuld ,  deren  Kassengeschäft  der  Bank  obliegt,  wird  von  einer  besonderen 
Behtoia  verwaltet,  einer  Commission ,  gebildet  aus  dem  Schat/kauzler .  Sprecher  des 
I  nterhauses .  den  Bankgouverneuren  und  einigen  anderen  Würdenträgern  ((incist. 
II.  $59). 

Seit  1834  ist  an  Stelle  früherer  Behörden  ein  General-Coutrolamt  (compt- 
rolWr  gencral.  Gneist.  II.  84(i)  mit  der  Aufgabe  getreten,  die  richtige  Verrechnung 
de!  Einnahmen  und  die  Gesetzmässigkeit  der  Ausgaben  zu  controlireu  Erst  1832 
tot  es  zur  Organisation  einer  ordentlichen  Behörde  lur  die  Function  einer  Ober- 
.'•-•chcnkaminer  leommissioners  of  audit,  (incist,  II,  85ti1  gekommen. 


2.  Abschnitt. 

Das  Etatswesen. 

r.  Justi,  Staatswirthsch.  2.  A.  1 7öS,  II  §.  408  II.  v.  Malchus.  Fiu.  II,  93  fl". 
Ria  Via.  U,  §.  5bl  — 5fi5.  Stein  Fin.  I,  :>I  II.,  73  II. .  A.  Wagucr,  Abh.  Ordn. 
d.  Kin.wirthsch.  in  Schönbcrg's  Handb.  II,  413,  §.  2—*».  Leroy-Bcaulieu  Fin.  II. 
1.1.  bes.  eh.  1.  —  v.  Czörnig,  Budg..  Staatsrecht  u.  s.  w.  —  Die  öffentlich- 
icchtlichc  Seite  des  Etatwesens  wird  mehrfach  in  den  modernen  Verfassung 8- 
ii  rk  unden  geregelt,  s.  sonst  die  Schriften  Uber  Staatsrecht .  v.  Könne,  La  band. 
lJdzl.  Gncist  (s.  v.  (ineist  bes.  auch  die  Schrift:  Gesetz  u.  Budget.  Bcrl.  18T9) 
u.  A.  in.  —  Die  finanztechnische  u  administrative  Seite  behandeln  meistens 
mehr  oder  weniger  eingehend  die  Schrifteu  Uber  positive  Fi  na  n  i,  gesetzku  n  de 
uid  über  Staats-  bez.  öffentliches  Kassen-  und  Verrechnungswcscn  zugleich  mit. 
\  die  Bibliographie  darüber  bei  Schrott,  Lehrb.  d.  Verrechu.wissensch. .  4.  A. 
Wien.  1881  S.  551  ff.  Einzelnes  aus  der  älteren  Liter,  bei  v.  Malchus,  II.  97. 
Kau  II,  §.  539,  Stein,  I,  104.  Die  Specialschriften  über  einzelne  Länder  gehen 
'»fters  auch  auf  die  allgemeineren  Principien  und  technischen  Fragen  des  Etatswesens 
ein.  Von  älteren  Schriften  sind  noch  hervorzuheben:  Feder.  Handb.  über  das  Staats- 
K-chnungs-  u.  Kassenwesen,  Stnttg.  u.  Tüb.  1820;  Kieschke.  (irundzüge  z.  zweck- 
uiäss.  Einriebt,  d.  Staats-  Kassen-  u.  Hechn.wesens.  Berl.  1821.  —  Ton  zig.  trattato 
i  -lla  scienza  di  amministraziono  0  di  contabilitä  priv.  o  dello  stato,  Venezia  1857.  - 
Schrott  ?»  gen.  Werk  §.  154  If.  (S.  484  II.).  —  leber  Preussen  Näheres  betr.  die 
beifigL  ältere  u.  neuere  Liter,  bei  Kletke.  Lit.  üb.  d.  Fin.wcscn  d.  preuss  Staats, 
•:.  A.  Berl.  1870.  S.  337  II  S.  u.  A.  Wöhner.  Handb.  über  das  Kassen-  u.  Rech- 
nungswesen, 2.  A.  v.  Symanski,  Berl.  1824.  (iraaf,  Handb.  d.  Etats-,  Kassen  -  u. 
Rechnungswesens  d.  preuss.  Staats,  Bcrl.  1831;  Jonas,  d.  Kassen-  u.  Kechn.wesen, 
Berl  18(>4.  Meissner,  d.  gegenwärtig  giltinen  preuss.  Gesetze  betr.  d.  Staats- 
r<iohuungswcsen .  Berl.  187S,  ders.  preuss.  Votwaltungskunde.  B.  1,  über  preuss. 
Ktabwesen  u.  über  Baufonds.  Grimberg  1882;  G.  Herrfurth,  d.  gesammte  preuss. 
Ktats-,  Kassen-  u.  Bechnung.^wcsen  u.  s.  w..  Berl.  1881.  v.  Rönne,  preuss.  Staats 
recht  3.  A.  II,  2.  Abth.  S.  575  H.  (Etatswesen),  eb.  S.  722  II.  (Kassen-  u.  Kechn.- 
wesen) —  Ucber  Baiern:  Storkar  v.  Neuforn-Hock  Handb.  d.  ges.  Fin.vcrwalt. 
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Baierns,  l,  1>  ff'.,  MST  II. ,  Pözl,  Lehrb.  d.  baier.  Verfass  recht» .  5.  A.  München 
1S77.  S.  441,  526  fT.  —  üeber  Oesterreich:  Fröhlich,  Handb.  d.  Staatsrechn- 
wissensch.,  Wien  1S56.  v.  Escherich  Lehrb.  d.  allgem.  u.  Staatsrcchn.wes.  Wien  1S51. 
ders.  Kassen-  u.  Kochn.wcs.  Wien  1860.  Lichtnegel,  Gesch.  d.  österr.  Kechn.  u. 
Controlwcs.,  Graz  1872.  Blonski,  Fin.ges.kunde  II,  362  ff.,  auch  350  ff.  —  Ueber 
Frankreich  v.  Hock,  Fin.w.  511  ff.  (StaatshauslO,  3.  Kap.  S.  85  ff.  (off.  Rcchn.- 
wes.),  v.  Kaufmann,  Kap.  21,  z.  Th.  K.  4,  Art.  coinptabilitc  publique  in  Block's 
dict.  de  l'adinin.  —  Leber  Gr    Britaun.  (incist,  engl.  Verwalt.recht.  2.  A.  II. 

68  —  70,  S.  832  ff.,  auch  S.  765  ff.  —  Abgesehen  von  den  Bestimmungen  der 
Vcrfassuugsurkunden  oder  ähnlicher  Grundgesetze  über  einzelne  Puncte  des  Etat-  und 
des  Controlwcsens  (Gesetze  über  die  Obcrrcchnungskammer,)  ist  das  Einzelno  auf  dem 
Gebiete  des  Etats-.  Kassen-,  Bechnungs-  und  Controlwesens  auch  in  der  neueren 
Constitution.  Periode  meistens  im  Verordnungswege  (Seitens  des  Monarchen,  der  obersten 
Staatskörper  u.  bes.  des  Fin.ministcriuuas),  nicht  im  Wege  der  Gesetzgebung,  geregelt 
worden. 

§.  101.  Das  Etatswesen  der  Finanzwirthschaften  oder  öffent- 
lichen Haushalte  (§.  61)  ist  eigentlich  nur  die  Uebertragung  einer 
allgemeinen  technischen  Einrichtung  der  Einzelwirtschaften  (G.  §.  51) 
auf  die  Finanzwirthschaften.  In  technischer  Hinsicht  bewirken 
nur  die  Grösse  und  die  Veiwiekeltheit  der  tinanzwirthschaftlichen 
Ein-  und  Ausgänge,  bez.  Einnahmen  und  Ausgaben,  besonders  des 
Staatshaushaltes,  Verschiedenheiten  von  der  Aufstellung  von  Vor- 
anschlägen im  Privathaushalte,  bei  Erwerbsgesellschaften  u.  dgl.  m. 
Sodann  bedingen  die  Verhältnisse  des  öffentlichen  Rechts  eine 
besondere  rechtliche  Bedeutung  des  tinanzwirthschaftlichen  Etats 
wesens,  welche  sich  bei  der  Aufstellung,  Genehmigung,  Verpflichtung 
zur  Innehaltung  des  durch  die  zuständigen  Factorcn  genehmigten 
und  damit  als  Richtschnur  vorgeschriebenen  Etats,  bei  der  Durch- 
führung des  letzteren  und  weiter  bei  dem  Kassen-  und  Rechnungs- 
wesen in  Bezug  auf  den  Etat,  schliesslich  bei  der  betreffenden 
Controle  Uberall  in  eigentümlicher  Weise  geltend  macht.  Nach 
den  rochtlichen  Gesichtspuncten  muss  sich  Manches  in  der 
technischen  Einrichtung  des  Etatswesens  richten,  damit  bestimmte 
Rechtsgrundsätze,  z.  B.  hinsichtlich  der  verfassungsmässigen  Controle 
der  Volksvertretung,  Überhaupt  ordentlich  durchgeführt  werden 
können.  Insofern  sind  für  die  Technik  des  Etatswesens  nicht  nur 
technische  Zweckmässigkeitsgesichtspuncte  allein  massgebend.  Als 
Angelegenheit  der  Finanzwissenschaft  wie  der  practischen  Finanz- 
verwaltung sind  indessen  doch  die  technischen  Seiten  des  Etats- 
wesens das  zunächst  und  allgemein  Wichtige,  die  rechtlichen  Seiten 
kommen  hier  nur  in  zweiter  Linie  in  Betracht. 

Namentlich  ist  davon  auszugehen,  dass  ein  moderner,  fast  ganz  auf  Geldwirth- 
schaft  begründeter  Staatshaushalt,  einerlei,  welche  „Verfassung"  in  dem  Staate  besteh'.-, 
doch  in  der  Hauptsache  wegen  der  zwingenden  Anforderungen,  welche  die  Ordnung 
der  Finanzwirt  hschaft  stellt,  ein  gutes  Etatswesen  bedarf.  Es  ist  daher  auch 
begreiflich,  dass  eich  das  letztere  geschichtlich  schon  vor  der  neuesten  Periode 
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Jer  Verfassungen  —  mit  Volksvertretungen  und  mit  Finanzcontrol -,  spcciell  mit  Mit- 
Tirkungsrechten  dieser  Vertretungen  bei  der  Feststellung  der  Etats  —  im  Interesse 
*ier  Ordnung  der  Finauzwirthschaftcn  entwickelt  hat.  Für  diese  Ordnung  schuf  dann 
das  Verfassungsrecht  in  den  betreffenden  Rechten  der  Parlamente  nur  eine  vermehrte 
Bürgschaft  in  Bezug  auf  die  Prüfung  bei  Aufstellung  und  auf  die  Innehaltung  der 
Ltats.  aber  an  dem  Technischen  des  Etatwesens  selbst  viel  zu  ändern,  war  wegen 
ikser  Entwicklung  nicht  immer  nothwendig.  Im  Folgenden  werden  zuerst  die  tech- 
nischen, dann,  soweit  sie  nicht  unmittelbar  gleich  dabei  besprochen  werden  können, 
lie  rechtlichen  Seiten  des  Etatsweseuis  (§.  114  ff.)  behandelt. 


I.  Die  technischen  Seiten  des  Etatswesens. 

§.  102.  —  A.  Hegriff  und  Zweck.  Der  Etat  oder  Vor- 
anschlag (Budget)  ist  eine  ziffermässige  Uebersicht,  in  bestimmter, 
gewöhnlich  mehr  oder  weniger  systematischer  Ordnung,  über  die 
muthmasslichen  Ein-  und  AusgUnge  (Einnahmen  und  Ausgaben) 
in  Geld  oder  Geldeswerth  im  Haushalt  eines  öffentlichen  Körpers 
lllr  eine  künftige  Periode  (Jahr)  und  über  die  danach  sich  er- 
gebende Bilanz  zwischen  diesen  Summen  (§.  61). 

Der  wichtigste  dieser  Etats  nach  seinem  Imfaug,  aueh  nach  seiner  öffentlich- 
rechtlichen  Bedeutung  pflegt  der  Staatshaushalts-Etat  zu  sein,  in  Bundesstaaten  der 
Reichs-  oder  B u ndes haushalts-Etat.  Neben  ihm  kommen  theils  schon  seit  früher, 
theils  nach  neueren  Bedürfnissen,  besonders  bei  grösserer  Entwicklung  der  (icldwirth- 
vhaft,  jetzt  auch  gewöhnlich  in  Folge  ausdrücklicher  gesetzlicher  Anordnung  Etats  der 
Uiushalteder  Selbst  v  c  rwal  t  u  n  gskü  rpor,  der  Provinzen,  Kreise.  Gemeinden  vor,  deren 
tu<:huischc  und  rechtliche  Seiten  ähnlich  wie  diejenigen  des  Staatshaushalts  sind  und  hier 
itcht  näher  behandelt  zu  werden  brauchen.  Vgl.  die  Bemerkungen  passim  oben  im 
Atachn.  vom  Finanzwesen  der  Sclbstvcrwalt.  §.  53  11'.  Die  neueren  Provinzial-,  Kreis-, 
i-meiudcordnungcn  (Preusscn  u.  a.  L.)  ptlcgcn  wohl  ausdrücklich  die  Etatisirung  der 
Einnahmen  und  Ausgaben  für  die  betreffenden  Haushalte  vorzuschreiben.  Womöglich 
-«•Ute  dabei,  auch  im  Interesse  der  vergleichenden  Finanzsfntistik,  eine  gewisse  <ileich- 
mässigkeit  in  den  benutzten  Scheinaten  befolgt  werden.  'S.  die  o.  gen.  neueren  preuss. 
Arbeiten  v.  Herrfurth  u.  s.  w.).  In  kleineren  und  namentlich  in  Landgemeinden 
mit  noch  vorwaltender  Naturalwirtschaft  auch  in  ihrem  Finanzwesen  (Naturalleistungen. 
Kraönl.  Dieuste,  z.  B.  im  Wegewesen)  ist  die  Etatisirung  noch  heute  oft  wenig  ge- 
nügend, aber  auch  noch  nicht  ein  so  dringendes  Bedurfniss.  wie  bei  (ieldwirths*  haft, 
/•'■gleich  erheblich  schwerer  technisch  durchzuführen  als  bei  letzterer. 

Seinem  Zweck  nach  ist  der  Etat: 

1)  zunächst  ein  technisches  Hilfsmittel  für  die  Erfüllung  einer 
Hauptaufgabe  der  formellen  und  materiellen  Ordnung  im  öffent- 
lichen Hanshalte,  der  plannlässigen  Fürsorge  für  aus 
reichende  Deckung  der  Ausgaben  (Ausgänge)  durch 
die  Einnahmen  (Eingänge)  in  der  späteren  wirklichen 
Fuhrung  des  Haushalts. 

Der  Etat  zeigt  der  Finanzvorwaltung.  welcher  Art  und  wie  gross  die  Bedürfnisse 
wf  der  Ausgangsseite  und  die  Dcckungsuiittcl  auf  der  Eingaugsscite  sind ,  macht 
-lauach  gleich  die  Notwendigkeit  von  Acnderungcn  auf  der  eiueu  oder  der  anderen 
Jer  auf  beiden  Seiten  ziftermässig  ersichtlich,  um  das  Gleichgewicht  für  die  bevor- 
>U'hende  Finanzperiode  herbeizuführen,  dient,  ganz  abgesehen  von  der  betreffenden 
K«-chtspflicht .  als  Richtschnur  bei  der  Bewerkstelliirung  der  Ein-  und  Ausgang.-. 
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und  weist  auch  im  Gebiet  der  letzteren  auf  die  erforderlichen  bedeutenderen  Umge- 
staltungen für  di>-  weitere  Zukunft  hin.  «reiche  sich  aus  dem  Bedürfnis»  der  Ver- 
waltung des  Staats  einer-  und  der  bestehenden  Hinrichtung  des  Finanzwesens  andrer- 
seits ergeben.  In  technischer  Hinsicht  BOSS  der  Etat  so  eingerichtet  sein.  das>  er 
für  alle  die  genannten  Aufgaben  möglichste  Klarstellung  der  Verhältnisse  bewirkt. 
Leichte  Uehersichtliehkeit  des  Etats,  passende  Anordnung  seiner  Rubriken  sind  dabei 
leitende  Zielpuncte. 

2)  Der  Etat  dient  weiter  dazu,  die  Grösse  des  Gesammt 
aufwände  eines  öffentlichen  Körpers  im  Verhältuiss  zur 
Leistungsfähigkeit  des  Volks  und  der  Volkswirtschaft 
(oder  des  betreitenden  Theils  beider  bei  den  kleineren  öffentlichen 
Körpern  innerhalb  des  Staats)  ersichtlich  zu  machen,  soweit  dies 
von  der  einen  Seite,  derjenigen  der  Belastung  der  Volks 
wirthschaft  durch  den  Kostenaufwand  eines  öffentlichen  Körpers, 
möglich  ist.  * 

Mit  um  dieses  Zwecks  willen  sind  au  die  Gestaltung  des  Etats  bestimmte  An- 
forderungen zu  stellen:  Brutto-,  nicht  nur  Nettoetat,  Vollständigkeit  des  Etat:». 
Einheit  desselben  oder  in  deren  Ermangelung  Hinzufügung  von  Nebenetat;,  znia 
Hauptetat  u.  dgl.  Ol.  Dadurch  erst  erlangt  man  die  Möglichkeit,  einigermassen  den 
Werth  der  Leistungen  des  betreffenden  öffentlichen  Körpers,  im  Ganzen  wie  iui 
Einzelnen,  mit  der  II  Ohe  der  Kosten  dieser  Leistungen  zu  vergleichen,  wie  es  für 
■  Ii-'  richtige  l'oststellung  des  Bereichs  der  Stnatsthätigkcit  (§.  .H4)  und  zur  Würdig  ii>ü 
der  tolbwirttachaftlichcn  Prodtictiviiät  des  Uinanzaufwands  geboten  ist. 

8)  Der  Etat  hat  endlich  den  Zweck,  schlussberechtigendes 
Material  für  die  Beurtheilnng  der  ökonomisch- technischen 
Einrichtung  der  Finanzwirthschaft  selbst  zu  bieten, 
besonders  in  Bezug  auf  das  Verhältniss  der  einzelnen  Einnahme 
kategorieen  und  deren  Theile  zu  einander  (Steuern  und  andere 
Einkünfte-Arten  u.  s.  w.)  und  in  Betreff  der  Roh-  und  Reinerträge 
(Höhe  der  Verwaltungs-,  Bewirthschaftungskosten  in  den  Betriebs 
Verwaltungen,  der  Erhebungskosten  der  Steuern  u.  dgl.  m.). 

Zu  diesem  Behufe  ist  wieder  die  passende  Kubricirung  der  Poston.  die 
Selbständigkeit  des  Etats,  die  B rutto-Eiatisirung  unter  genauer  Angabe  der 
von  den  Roheiiinahmon  zur  Erzielung  der  lscinerträge  abgehenden  Kosten  nothwendig. 

Die  Entwicklungsgeschichte  des  Etatswesens  zeigt,  dass  diese  verschiedenen 
Zwecke  erst  allmälig  immer  klarer  erkannt  und  durch  verbesserte  Einrichtung  der 
Etats  zu  erreichen  gesucht  worden  sind.  Die  „constitutioncllo  BiidgetwirthschafV"  bat 
zu  diesen  Verbesserungen  im  öffentlich-rechtlichen  Interesse  vielfach  mit  beigetragen. 
Aber  die  dargelegten  Zwecke  und  die  aus  ihnen  hervorgehenden  Anforderungen  ge- 
boren doch  zunächst  wieder  in  das  (iebiet  der  Technik  des  Etatswesens. 

§.  103.  —  B.    Arten  der  Etats. 

Verschiedene  Grundsätze  der  Unterscheidung  lassen  sich  hier  anwenden,  tech- 
nische und  rechtliche  Einthei'nngen  kommen  neben  einander  vor,  theils  letztere  skh 
an  jene  anschliessend,  theils  getrennt  davon.  Im  Staatshaushalte,  von  dem  es  hier  zu 
sprechen  genügt,  sind  der  Unterscheidungen  mehr  als  in  den  Haushalten  der  Selbst  - 
Verwaltungskörper,  aber  im  Princip  kommen  bei  letzteren  dieselben  Arten  vor  und 
bei  grossen  verwickelten  Haushalten,  z.  TL  einer  tirossstndt  finden  sie  ««ich  auch  in 
der  Praxis 
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1.  Zunächst  sind  zu  unterscheiden  verfassungsmässige 
»der  finanzgesetzliche  und  Verwaltungs-  oder  Kassen- 
etats. Zu  ersteren  gehören  der  Hauptfinanzetat,  die  Haupt- 
etats und  die  Specialetats. 

a)  Der  Haupt-Finanzetat  ist  der  Etat  der  gesammten 
Finanzwirthschaft,  im  Unterschied  von  den  Etats  einzelner  grösserer 
und  kleinerer  Dienstzweige. 

Im  Princip  umfasst  er  daher  alle  Zweige  der  Eingänge  und  Ausgänge  einer 
hiiauzperiode.  In  der  Praxis  i«t  das  freilieh  auch  heute  noch  nicht  immer  völlig 
'reicht .  indem  noch  öfters  diese  oder  jene  Nebenetats  (Specialetats  s.  u.)  für 
luzclue  Zweige  apart  vom  Hauptfinanzetat  geführt  werden  <£.  113).  Doch  hildet  das 
!:«•  ?owöI)nIich  auch  sachlich  nidit  erhebliche  Ausnahme,  die  mit  der  strengeren 
[hrchftbrnng  des  ..Princip»  der  tiscalischen  Einheit"  seltener  wird.  Der  Haupt- 
inanzetat  ist  zugleich  in  rechtlicher  Hinsicht  der  wichtigste,  indem  vor  Allem  er 
.on  den  ffes-tzgebenden  Factoren  festgestellt  und  der  Finanzverwaltung  und  dm 
--nMi^en  betheiligten  obersten  Verwaltungsbehörden  als  gesetzliche  Richtschnur  zur 
[ooehaltOOg  in  der  praktischen  Finanzgcbalinillg  selbst  vorgesehrieben  wird. 

b)  Hauptetats  (Haupt- Specialetats)  werden  die  besonderen 
Ktats  für  die  einzelnen  grösseren  selbständigen  Dienst- 
zweige in  der  Ausgabewirthschaft  und  für  die  Hauptkategorieen 
der  Einnahmen  in  der  Einnahmewirthschaft  genannt,  nach 
Eintheilungen,  welche  sich  gewöhnlich  aus  der  ganzen  Organisation 
<ler  Staatsverwaltung  (Ministerialsystem,  Ministerialetats)  und  der- 
jenigen des  Finanzdienstes  (Abtheilungeu  im  Finanzministerium, 
besonders  für  die  Einnahmezweige,  Directioneu  dafür,  Verwaltungs-, 
ökonomisch  -technische  und  rechtliche  Gruppen  der  Einnahmen) 
ergeben. 

Diese  Hauptetat»  sind  ihrerseits  Bestandteile  «les  Haupthnauzetats.    Der  Eut- 
*>rfung  des  letzteren  geht  ihre  Bildung  voraus.    Nach  seiner  verfassungsmiissigen 
nebmigiing  erhalten  die  Hauptetats  dann  als  Theile  des  Hauptfinanzetats  ihre  be- 
nannte rechtliche  Bedr-utung. 

c)  Special  etat  8  sind,  noch  von  den  ebengenannten  nnter- 
^hieden : 

u)  in  einer  Bedeutung  des  Worts  die  Etats  für  die  einzelnen 
Aemter  und  Behörden  der  grösseren  Verwaltuugsabtheilungen, 
«laher  insbesondere  für  die  Dienststellen  im  Lande. 

Diese  Etats  bilden  die  Elemente  (Kapitel.  Seetionen ,  Titel  u.  dgl.i,  aus  denen 
'ich  bei  der  Entwerfun«  des  Budgets  die  Hauptetats  und  schliesslich  der  llauptfinanz- 
eU|  zusammensetzen  und  in  (reiche  wieder,  auch  z.  Th.  mit  bestimmten  rechtlichen 
1  önse<|iicnzen ,  der  genehmigte  Hauptlinanzetat  mit  seinen  Hauptetats  zerfallt.  Die 
\ufstellung  dieser  Speeial-  und  der  Hauptetats  schliesst  sich  auch  an  die  (iliedcrung 
•ler  Kassen  nach  Geschäftszweigen  und  an  die  örtliche  Vertheilung  d.>r  Kassen  an 

ß)  Der  Ausdruck  „Specialetat"  wird  aber  auch  noch  in  dem 
anderen  Sinne  gebraucht,  indem  darunter  die  früher  häufigen,  jetzt 
noch  hie  und  da  vorkommenden  selbständigen  Nebenetats 
lilr   einzelne   apart   gehaltene  Verwaltungszweigo  neben  dem 
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Hauptfinanzetat  verstanden  werden;  mitunter  auch  solche  Etats, 
von  denen  bloss  die  abschliessenden  Hauptsummen,  z.  B.  die 
UeberschUs8e  eines  Zweiges,  allein  in  den  Hauptfinanzetat 
kommen,  während  das  Einzelne  in  einem  solchen  „Specialetat" 
besonders  aufgeführt  wird  (§.  113). 

Spccialetats  elfterer  Art,  welche  noch  besonders  als  Neben  etats  bezeichnet  werden 
können,  sind  die  gelegentlich  noch  zu  tindendeu  Etats  für  einzelne  Gebietsteile 
Reste  des  alten  Provincialsystcms,  das  sonst  meistens  dem  centralisirenden  Kealsystea 
gewichen  ist)  neben  dem  Hauptfiuanzctat  für  das  Hauptgebiet  des  Staats.  Beispiele 
der  zweiten  Art  sind  die  Etats  für  wirtschaftlich  selbständiger  gestellte  Staatsunter- 
nehmuugeu,  wie  Fabriken.  Bauken  (preuss.  Seehandlung),  ferner  auch  für  selbständig' 
Anstalten  corporativer  Art,  z.  B.  Lehr-,  Kranken-.  Armeuanstalten,  welche  nur  ..Bc- 
darfs-Zuschüsse"  aus  dem  Staatshaushalt  erlangen  (ausnahmsweise  etwa  auch  an  diesen 
l'ebcrschusse.  statt  sie  selbst  zum  Vermögen  zu  schlagen,  abliefern).  Oesterr.  „dotirtc 
politische  Fonde"  für  Zwecke  des  Cultus  u.  Unterrichts,  „Religionsfondc",  „Schulfondei. 

Die  Verwaltungs-  oder  Kassenetats  dienen  unmittelbar 
und  ausschliesslich  den  Verwaltungszwecken.  Sie  ergeben  sich 
aus  den  tinanzgesetzlichen  Etats  und  gliedern  sich  eventuell  nach 
Kassenbezirken  und  nach  Verwaltungsbezirken. 

Bei  erste  reu  sind  wieder  Hauptetats  für  die  Centralkasseu  und  die  Proviucial- 
iBezirks-,  Departements-,  Kronlands-)  Kassen  und  Specialetats  für  die  Localkav*  n. 
mit  weiterer  Unterscheidung  dieser  Kassen  nach  den  Einnahme-  und  Ausgabezweigen. 
tieneu  sie  speciell  dienen,  zu  unterscheiden.  Die  Verwaltungsbezirks -Etats  schliefen 
sich  an  die  Verwaltungseintheilung  des  Staatsgebiets  an,  welche  in  den  einzelnen 
Dienstzweigen  zu  (j runde  «relegt  wird  und  werden  in  (i  e  n  e  raletats  dieser  Dienst- 
/weige  (z.B.  der  Berg-,  Forst  Verwaltung)  zusainmengefasst.  O.Meissner,  prattt. 
Verw. künde  I,  ü,  wonach  hier  z.  Th.  das  Gesagte. 

§.  104.  —  2.  Mit  Rücksicht  auf  die  Beziehung  der  Etats  zur 
Kategorie  „Zeit"  werden  folgende  Unterscheidungen  gemacht: 

a)  Nach  der  Zeit,  für  welche  die  Etats  bestimmt  sind,  und 
in  welcher  man  steht,  sind  die  Etats  solche  der  abgelaufenen 
Finanzperiode,  der  laufenden  und  der  künftigen.  Ebenso 
unterscheiden  sich  die  „Jahresdienste". 

Practisch  und  rechtlich  wichtig  wird  diese  Unterscheidung  besonders  hinsichtlich 
der  Frage,  ob,  wie  weit,  wie  lange,  und  unter  welchen  Bedingungen  und  Formalitäten 
Finanzoperationen,  bez.  Kassenbewegungen  (Ein-  und  Ausgänge)  nach  Ablauf  einer 
Finanzperiode  noch  aui  (Jrund  des  Etats  der  letzteren  und  auf  Rechnung  derselben 
gemacht  werden  dürfen,  wie  und  wann  diu  Uebertragung  in  den  laufenden  Dienst  zu 
erfolgen  hat  u.  dgl.  m.:  Puncte,  welche  mit  der  Ausführung  des  Budgets  und  mit 
«lern  Rcchnungsabschluss  zusammenhängen  und  später  in  Verbindung  mit  diesen 
tiegenständen  zu  behandeln  sind. 

b)  Nach  der  Zeitdauer  der  Finanzperiode,  für  weicht' 
die  Etats  aufgestellt  werden,  unterscheidet  man  vornemlich  ein 
jährige  und  mehrjährige. 

In  neuerer  Zeit  und  zumal  in   grösseren  Staaten  sind  jene  die  üblichen.  In 
technischer  Hinsicht  haben  sie  wohl  meistens  den  Vorzug,  dass  sie  sich  in  ihim 
Veranschlagungen  der  Wirklichkeit  mehr  annähern  können  und  werden,  nachträglich 
Aeridenmgrn  und  Naehtrairsetat-i  «deh  seltener  nnthwendis?  ,-rweisen.    Auch  wenn  di- 
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.■ebrjiliri^tiü  Etats  in  der  Weise  aufgestellt,  bez.  gesetzlich  festgestellt  werden,  dass 
ikbt  ein  Jahresetat  ohne  Weiteres  für  eine  mehrjährige  Periode  gilt,  sondern  so, 
!»•*  mehrere,  unter  sieh  eventuell  verschiedene  Jahres- Etats  gleichzeitig  auf  einmal 
iur  eine  mehrjährige  Periode  gegehen  werden .  sind  die  angedeuteten  Schwierigkeiten 
rhanden.  wie  namentlich  das  leichtere  und  stärkere  Auseinandergehen  von  Voran- 
^hUg  und  wirklicher  Finanzgebahrung.    Je  nach  der  Beschaffenheit  der  Einnahmen 
M  Ausgaben  in  einem  Staatshaushalte  und  je  nach  der  ganzen  Lage  eines  Staats 
Tiden  diese  Schwierigkeiten  kleiner  oder  grösser  sein.    Wo  die  Reinerträge  grosser 
Betriebsverwaltungen  (Eisenbahnen,  Forsten,  Berg-  und  Hüttenwerke,  wie  in  Preussen 
ied  anderen  deutschen  Staaten)  eine  hervorragende  Rolle  im  Einnahmebudget  spielen, 
•od  die  Bedenken   gegen  längere  als  einjährige  Etatsperioden  wegen  der  von  so 
mancherlei  wechselnden  Umständen  abhängigen  Einnahmen  und  Ausgaben  dieser  Bc- 
•rieb*rerwaltungen  nicht  zu  verkennen.   Anderseits  hängt  die  Frage  mit  der  Einrichtung 
ier  parlamentarischen  Etatsberathung  und  mit  anderen  Verhältnissen  des  Parlamentarismus 
m]  des  Staatslebens  zusammen.    Jene  Berathung  lässt  sich  erheblich  verkürzen  und 
iidurch  in  Bezug  auf  Einzelheiten  grundlicher  machen  bei  längeren  Etatsperioden. 
Kiu«:  „Gefährdung  des  Budgetrechts  der  Volksvertretung",  welche  öfters  in  einer  solchen 
DaricbtMg  gefunden  wird,  möchte  deshalb  kaum  anzuerkennen  sein.    Kürzere  Etats- 
wrathung  kommt  auch  wieder  den  sonstigen  parlamentarischen  Arbeiten  zu  Gute, 
fa,  wie  in  Deutschland,  vrwickelte  Verfassungsverhältnisse,  die  Schwierigkeit  des 
Nel*ji?ioandcrbestehens  und  eventuell  gleichzeitigen  Tagen»  des  Reichstags  und  der 
Ludtage  zur  Erledigung  der  Etatsbcrathuug  vorliegen,  sind  daher  immerhin  wohl 
"*arhtenswerthe  Gründe  Büch  für  längere  Etatsperioden  anzuführen.   Die  Ermächtigung 
/fl  umfangreicherer  Aufnahme  schwebender  Schulden  { Ausgabe  von  Schatzscheinen  i 
•<i  erheblicheren  unvorhergesehenen  Abweichungen  der  Wirklichkeit  vom  Etat  wird 
bb*i  freilich  kaum  immer  zu  vermeiden  sein.    Das  Richtigste  wäre  wohl  eine  Ein- 
'i  htong  von  „stabilen"'  Budgets  mit  längeren  (möglichst  langen)  und  von  „wandel- 
baren" Budgets  mit  kürzeren  (  I  jähr.)  Etatsperioden,  nach  dem  Vorgang  Englands,  in 
der  Weise,  wie  es  oben  in  g.  04  erörtert  und  begründet  worden  ist. 

In  den  enrop.  Staaten  sind  «-iujähr.  Etatsperioden  die  allgemeine  Regel.  Auch 
in  Deutschen  Weich  und  in  Preussen  bestehen  sie  bisher  verfassungsmässig,  doch  wird 
die  Frage  regierungsseitig  zu  Gunsten  mehr-  <2)  jiihr.  Perioden  erwogen.  In  den 
leotschen  Mittel-  und  Kleinstaaten  sind  meistens  längere,  selbst  bis  6 jähr.  Etats- 
(triöden,  verfassungsmässig,  neuerdings  aber,  besonders  in  den  grösseren,  aus  finanz- 
'  Lni»chen  und  mehr  noch  aus  budgetreehtliehcn  Grüuden  mehrfach  verkürzt  worden. 
Buern  hat  jetzt  2 jähr.  Perioden,  mit  gleichen  Summen  für  jedes  Jahr,  ebenso  K. 
Sichsen;  Würtcmhcrg  und  Baden  stellen  in  einem  Finanzgesetz  den  Etat  für 
.'Jahre  getrennt  fest,  Gr.  Hessen  hat  eine  4jährige.  die  Kleinstaaten  1—4 jähr. 
Etappe  rioden. 

c)  Nach  dem  Zeit  punetder  Feststellung  (nach  demjenigen 
der  parlamentarischen  Einbringung  Seitens  der  Regierung  oder, 
wenn  dies  gestattet  ist,  Seitens  der  Mitglieder  der  Volksvertretung) 
unterscheidet  man  den  regelmässigen  („Haupt"-)  Finanzetat 
und  Nachtrags-Etats  zu  jenem,  insbesondere  zu  dem  einmal 
von  den  zuständigen  Factoren  festgestellten  und  vom  Staatsober- 
haupt verkündeten  regelmässigen  Etat. 

Prineipiell  und  unbedingt  zu  vermeiden  sind  solche  Nachtragsetats  nach  dem 
■«ange  des  Staatslebens  nicht,  z.  B.  wenn  nach  Erlass  des  Hauptetats  grössere  Ver- 
ehrungen in  Einnahme-  und  Ausgabezweigen  eingetreten  sind.  So  hat  z.  B.  in 
Prossen  jüngst  die  üebernahme  von  Privatbahnen  Nachtragsetats  veranlasst  (Ges. 
f.  14.  Mai  1SS2,  betr.  Feststellung  eines  Nachtrags  zum  Staatsh.h.etat  f  1 — 
At*r  im  Interesse  der  Ordnung  und  Uebersichtlichkcit  des  Haushalts  müssen  Nach- 
'rairsems  auf  dringende  Fälle  beschränkt  werden.  Einiges  hängt  dabei,  wie  schon 
temerkt ,  ron  der  Länge  der  Etatsperioden ,  dann  auch  von  der  Zeitdauer  der  Vor- 
bereitung de«  Budgets  im  Kreise  der  Keirierung  und  von  derjenigen  der  Parlamentär. 
A  W  » p  ii  *  r .  KintBawiniiiehtfl  I     S.  Aull.  15 
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Durehberathung  ab.    Zur  Vermeidung  von  Naehtragsetats  ist  eine  kurze  Zeitdauer 
der  Vorbereitung  und  Durehberathung  erwünscht,  daher  namentlich  ein  Begiun  der 
Vorbereitung  nud  Durcharbeitung  des  Ktats  innerhalb  der  Regierung  möglichst  kurz 
vor  dem  Anfang  des  neuen  Finanzjahrs  (  Leroy-Bcaulieu,  Tin.  II.  7).   Vieles  häutt 
auch  hier  wieder  von  Parlament.  Einrichtungen  u.  Gebräuchen  ab.    In  Frankreich 
werden  die  zum  System  gewordenen  Nachtragsetats  oder  Suppleineiitar-Crcdite  ad» 
ein  Missstand  empfunden.    Z.  Th  erklaren  sich  die  dortigen  Verhältnisse,  im  Unter- 
schied zu  England,  das  die  Nachtragsetats  kaum  kennt,  in  Frankreich  daraus,  da»» 
Supplementarcredite  in  Betr.  der  Ausgaben  hier  in  Opposition  zur  Regierung  oder 
ohne  Mitwirken  derselben  vom  Parlament  auf  Antrag  von  Deptitirten  votirt  werden 
können.    Eine  Reform  in  diesen  Dingeu  gilt  als  nothwendiir.   (S.  Näheres  bei  Lcroy- 
Beaulieu.  II,  livre   1,  ch.  Hl.    In  Preusscn  können  nach  d.  (ioschäftordn.  <\. 
Hausen  d.  Abgeordn.  v.  Di.  Mai  ls7«>  Antrage  von  Mitglied. tu. ,  ..weicht*  eine  Geld- 
bewilligung in  sich  schliessen  oder  in  Zukunft  herbeizuführen  bestimmt  sind,  zur 
Abstimmung  nur  gelangen,  wenn  eine  (  omuiission  mit  ihrer  Vorberathung  betram 
worden  ist  0.  diese  einen  Bericht  darüber  erstattet  hat"  ($?.  27).    Auch  mit  der  Ik- 
fugniss  der  Regierung  zu  L  ehe  r  t  rag u  n  g e  n  ivirements)  innerhalb  des  Etats  uud 
daher  mit  dem  Maasse  der  Spe<  ialisirung  des  Budgets  (in  Kapitel,  Titel  u.  s.  w.)  und 
mit  der  Form  der  parlani.  Votirung  —  in  Abteilungen  oder  in  Kapiteln  oder  iu 
'Fitein  und  noch  weiteren  kleinen  Posten        steht  das  grössere  oder  geringere  B-  - 
dürfniss  nach  Nachtragsetats  in  Verbindung.    Je  beschränkter  «las  Recht  zu  Über- 
tragungen und  je  grösser  die  specialisirende  Votirung  des  Etats,  desto  leichter  die 
Nothwendigkeit  von  Nachtragsetats  oder  —  von  „nachträglicher  Genehmigung  ausscr- 
etatsmässiger  Ausgaben."    S.  darüber  u.       117.  MS. 

d)  Nach  dem  Zeitpunct  des  Beginns  des  Etatsjahrs  (der 
Etatsperiode )  unterscheidet  man  Etatsjahre  ( „  F  i  n  a  n  z j  a  h  r  e  " ) . 
welche,  mit  dem  Kalenderjahre  zusammenfallend,  am  1.  Jan. 
oder  zu  einem  anderen  Termine  anfangen. 

Allgemeine  wirtschaftliche  Gründe,  die  verschiedene  Beweguug  der  Einnahmen 
und  Ausgaben  nach  den  .Jahreszeiten,  namentlich  aber  Rücksichten  auf  die  geeignetste 
Zeit  der  parlament.  Berathung  des  Budgets  machen  einen  anderen  Anfangstermin  als 
den  1.  Jan.  rathsam.  Diese  Erwägung  hat  mehrfach  zur  Annahme  andrer  Finanzjahre 
als  der  Kalenderjahre  geführt,  so  in  Grossbritannien,  im  Deutschen  Reich,  in  Preusscn 
wo  (in  beiden  letzten  seit  1.  Apr.  1*>77)  das  Fin.j.  am  1.  April  beginnt;  so  jetzt  auch 
in  Wttrtemb.  u.  (ir.  Hessen.  In  Nord -America  ist  der  1.  Juli  der  Termin,  ein 
Zeitpunct,  den  Leroy-Bcaulieu  (II.  !l)  auch  für  Frankreich  empfiehlt. 

5s.  105.  —  3.  Mit  Rücksicht  auf  die  Beziehung  der  Etats  zur 
Kategorie  „Raum"  unterscheidet  man  nicht  nur  die  »Staatshans- 
halts- und  die  Etats  der  verschiedenen  Selbstverwaltungs- 
körper, sondern  auch  in  den  ersteren  wieder  den  Etat  für  das 
ganze  Staatsgebiet  und  die  Staatshaushaltsetats  für  einzelne 
Gebietstheile  (Provinzen  u.  s.  w.). 

Früher,  vor  der  Ersetzung  des  „Provincialsystems"  mit  eigenen  getrennten  Ver- 
waltungsdepartements für  jede  Provinz,  («nippe  von  Provinzen,  oder  „  Landschaft* 
durch  das  centralistische  „Realsystem",  war  die  getrennte  Führung  des  Staatshalt 
haltsctats  in  „Provincialctats"  das  liebliche  und  Zweckmässige.  Nur  für  einige  bereit* 
zusammengefasste  Verwaltungszweige,  z.  B.  Militarwescn,  wurden  etwa  „Generalctats** 
der  centralisircnden  „General- Staatscasse'1  geführt,  in  denen  bei  den  Eiuuahinen  die 
Ueherschüsse  der  Provincialetats  als  Beiträge  zu  den  Kosten  der  allgemeinen  Staats- 
verwaltungszweige  erschienen.    Die  neuere  politische  Entwicklung,  die  Einführung 


einheitliehen  Staafshaushaltetats  für  das  ganze  Staatsgebiet  geführt.    Einzelne  kleine 
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Karte  des  älteren  Systems  haben  sich  aber  mitunter  erhalten  oder  finden  sich  in 
spedaletafs  des  Hauptfinanzetats  noch  hie  und  da,  namentlich,  wenn  in  gewissen 
Hinrichtungen,  z.  B.  im  Steuerwesen  provinzielle  Abweichungen  geblieben  sind  (Steuern 
der  Hohenzollern'scben  Lande  im  prenss.  Etat). 

4  Endlich  ist  unter  den  Arten  der  Etats  noch  der  Brutto- 
nnd  der  Nettoetats  zu  erwähnen.  Die  ersteren  enthalten  bei 
den  Einnahmen  die  Kosten  der  Gewinnung,  Bewirtschaftung,  des 
Betriebs,  der  Erhebung  mit  in  sich,  die  letzteren  ftlhren  nur  die 
Heine rträge  auf. 

Principiellcs  darüber  u.  §.  109. 

Die  consequente  technische  Durchführung  der  Brutto-  wie  der  Nettoetatisirung 
iii-tet  manche  Schwierigkeiten  und  ist  absolut  »enau  kaum  zu  erreichen.  Das  ge- 
-•«"hichüich  Aeltere  sind  die  Nettoetats,  das  liuanztechnisch  und  budgetrechtlich 
Richtige  die  Bruttoetats,  die  aber  so  aufgestellt  und  eingerichtet  sein  müssen,  dass 
y\r\i  Jer  Nettoetat  daraus  leicht  herstellen  lässt. 

§.  106,  C.  Einrichtung  und  Forin  der  Etats.  Der 
Etat  ist  ein  J{  cc  h  n  u  n  gsanschlag.  Aus  diesem  seinem  Wesen 
folgen  die  Anforderungen  hinsichtlich  seiner  zweckmässigen  Ein- 
richtung und  Form. 

Auch  hier  liegt  zunächst  eine  technische  Aufgabe  vor,  bei  deren  Lösung 
ik-r  wieder  rechtliebe  CiesiehtspunctO,  ,.  budget-  oder  ctatsrechtÜche"  coneurriren. 
Namentlich  richtet  sich  nach  letzteren  die  Bedeutung  der  einzelnen  Rubriken  und 
l'osten  (Abtheilungen.  Kapitel.  Sectioncn,  Titel  U.  s.  w.)  des  Etats  und  wird  dann 
vjrh  darin  mit  Rücksicht  auf  die  budgetrechtliche  Bedeutung  solcher  Pusten  mehr 
'«ier  weniger  specialisirt  ,^  1  IT).  Im  üebrigen  ist  das  allgemeine  Schema  des  Etats,  wenn 
-liimal  d;u  Princip  der  Etatisirung,  „Brutto-  oder  Nettoetat V"  feststeht,  ein  durch 
die  Sache  selbst  gegebenes,  das  sich  daher  auch  zeitlich  und  ortlieh  nur  in  Neben- 
pueten  verändert. 

1.  Der  Hauptfinanzetat  und  seine  Theile,  die  Haupt-  und  die 
Specialetats  (§.  103)  zerfallen  zunächst  vielfach  in  einen  ordent- 
lichen und  einen  ausserordentlichen  Etat,  eine  Scheidung, 
welche  principielle  Bedeutung  hat,  dieser  gemäss  dann  auch  richtig 
durchgeführt  werden  sollte,  aber  in  der  Praxis  öfters  eine  mehr 
iiusserlicb-formale,  als  innerlich-begründete  ist.  Die  wissenschaftlich 
und  practiscb  werthvolle  Unterscheidung  müsstc  sich  bei  den  Aus- 
gängen (Ausgaben)  an  die  oben  in  §.  62,  03  erwähnte  Trennung 
des  Finanzbedarfs  in  ordentlichen  und  ausserordentlichen,  „nach 
dem  inneren  Moment  der  Dauer  der  mit  einer  Ausgabe  (Ausgang) 
erzielten  Wirkungen"  und  bei  den  Eingängen  (Einnahmen)  an  die 
oben  §.  65  ff.  aufgestellte  Deckungstheorie  („Steuern  oder  Schulden  ?") 
anknüpfen.  Das  Streben  in  der  Praxis  des  Etatwesens,  dies  zu 
thnn,  ist  auch  ersichtlich,  aber  es  wird  selten  streng  und  folge- 
richtig verwirklicht. 

Dies  gilt  z.  B.  auch  von  der  prouss.  etatsmibsigen  Scheidung  von  „fortdauernden" 
uid  ..einmaligen  und  ausserordentlichen"  Ausgaben  und  von  derjenigen  der  ..ordent- 
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liehen und  „ausserordentlichen"  Einnahmen.  Unter  den  fortdauernden  Ausgabta 
bildet  zwar  der  wirkliche  ordentl.  Bedarf  (das  „Noruialerforderniss"  §.  63 1  das  Gros, 
aber  zahlreiche  mehr  oder  weniger  erhebliche  Posten  „ausserord. "  Ausgaben  im 
wissenschaftlichen  Sinne,  für  privat-  und  staatswirthsch.  Kapitalanlagen,  befinden  sich 
auch  darunter.  In  einem  grosseren  Staatshaushalte,  wo  sieh  derartige  Ausgaben 
ziemlich  regelmässig  wiederholen,  lässt  sich  fur  die  Einreihung  derselben  unter  dir 
ord.  Ausgaben  practisch  Manches  sagen,  aber  das  Willkührliche  ist.  dass  dann  wicdoi 
andere,  ganz  verwandte  Posten,  z.  B.  für  grössere  Neubauten,  in  das  Extraordinarinm 
kommen.  Bei  Vergleichen  verschiedener  Jahresetats  desselben  Staats  wie  der  Etat! 
der  verschiedenen  Staaten  musste  man  daher  die  Etats  erst  Posten  fur  Posten  zer- 
gliedern. Auch  unter  den  ordentlichen  Einnahmen  befinden  sich  in  Preussen  und 
anderswo  manche  Posten,  welche  als  eine  Verminderung  der  Substanz  des  Staatsrer- 
uiögens,  z.  B.  bei  Verkäufen  von  Domänen-  und  Forstgrundstücken,  eigentlich  eine 
ausserordentliche  Einnahme  bilden,  gleich  der  Schuldaufuahmc,  oder  welche  implicitc 
auf  letzteres  hinauslaufen  (z.  B.  im  neusten  prenss.  Etat  f.  ls^3,M  die  Einsetzung  der 
nur  erst  zum  kleinen  Theil  zu  Pciüdonszahlungen  verwandten  3% igen  Zahlungen  der 
Beamten  aus  ihren  Gehalten  zu  den  Beiträgen  für  Versorgung  der  Wittwen  und  Waisen 
unter  die  laufenden  Staatseinnahmen  zur  Deckung  der  laufenden  Ausgaben).  Unter 
diesen  Umständen  ist  die  Berechnung  des  ..Dcficits"  auch  stets  ziemlich  willkührlich 
77),  —  in  soliden  Haushalten,  wie  dem  preussischen .  die  wirkliche  Lage  meist 
Dünstiger,  als  diejenige,  welche  in  dem  „rechnnngsm&ssigcn  Deficit"  hervortritt. 

PrincipieH  ist  eine  scharfe  und  consequente  »Scheidung  von 
ordentlichem  und  ausserordentlichem  Etat  auf  beiden  Seiten,  der 
Ein-  und  der  Ausgange,  unter  Befolgung  der  oben  aufgestellten 
Grundsätze  für  die  materielle  Ordnung  des  öffentlichen  Haushalts 
(3.  Kap.)  berechtigt.  Sie  darf  nur  nicht  dazu  dienen,  die  Lage 
des  Haushalts  durch  willklihrlichc  Einreihung  ordentlicher  Bedarfs 
posten  in  den  ausserordentlichen  Etat  und  ausserordentlicher  Ein 
gangsposten  in  den  ordentlichen  Etat  günstiger  oder  durch  das 
umgekehrte  Verfahren  sie  ungünstiger  als  der  Wahrheit  ge- 
mäss erscheinen  zu  lassen.  Auch  letzteres  ist  bedenklich  und  führt 
möglicher  Weise  zu  falschen  Finanzoperationen  und  einer  unrichtigen 
Bedeckung.  Ungleich  bedenklicher  und  practisch  gefährlicher  ist 
aber  das  erste  Verfahren,  das  unsolider  Finanzpolitik,  leichtsinnigem 
Schuldenmachen  und  einem  grundsätzlich  verkehrtem  Bedeckungs- 
system Thor  und  Thür  öffnet. 

Es  gehören  demnach  in  den  ordentlichen  Etat  und  müssen 
darin  genau  sichtbar  gemacht  werden:  bei  den  Eingängen  die 
sogen,  ordentlichen  Einnahmen  (oder,  richtiger  gesagt,  die 
überhaupt  nur  so  zu  nennenden  „Einnahmen")  nebst  dem  etwaigen 
Zuschuss  aus  ausserordentlichen  Einnahmen  zur  Deckung  der 
Ausgaben  des  ordentlichen  Etats;  bei  den  Ausgängen  die 
ordentlichen  Ausgaben  nebst  dem  etwaigen  LT eberscb  ubs 
in  diesem  Etat,  welcher  für  die  Verwendung  im  ausserordentlichen 
Etat  zur  Verfügung  bleibt.  Die  Einstellung  jenes  Zuschusses  oder 
dieses  l  Überschusses  als  besonderer  Posten  in  den  Etat  empföhle 
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sich  allgemein,  um  diesen  wichtigen  Umstand  recht  deutlich  zu 
machen.  In  den  ausserordentlichen  Etat  gehören  dann  bei 
den  Eingängen:  die  ausserordentlichen  Deckungsmittcl  nebst 
dem  etwaigen  Uebersehuss  des  ordentlichen  Etats,  bei  den  Aus- 
gängen die  „ausserordentlichen  Ausgaben"  (nach  deren  drei  grossen 
Kategorieen  getrennt  §.  63)  nebst  den  etwaigen  Zuschüssen  zur 
Deckung  des  ordentlichen  Etats. 

Die  Praxis  bietet  auch  heute  noch  manch*-  Verschiedenheiten  in  der  Aufstellung 
<ki  Ktats,  was  eine  Bourtheilung  in  (ieiuässheit  der  dargelegten  Grundsätze  und  eine 
Vcrgleichung  sehr  erschwert.  So  werden  z.  B.  in  Prcussen  im  Staatshaushaltsetat 
lUujitnnan/etat)  bei  den  Ausgaben  die  dauernden  von  den  einmaligen  und  ausser- 
ordentlichen getrennt  und  bei  den  dauernden  wieder  die  „künftig  wegfallenden"  neben 
>!er  Hauptsuminc  besonders  hervorgehoben  (im  Kegicr.entwurf  f.  !>4  z.  B.  mit 
10067,»>70  um  1 .045.473,1  M  M.  im  Ganzen).  Bei  den  Einnahmen  wird  aber  nur 
)Q  den  Specialetats  zwischen  ordentlichen  u.  ausserordentlichen  dadurch  unterschieden, 
ilias  aus  der  Bezeichnung  des  einzelnen  Postens  seine  Zugehörigkeit  zu  der  einen 
•ler  beiden  Kategorieen  ersehen  werden  kann.  Selbst  die  Eingänge  aus  Anleihen  er- 
n  Leinen  hier  nur  als  ein  Titelposten  des  Kapitels  „allgemeine  Kinauzverwaltung"  und 
bind  in  der  einen  Abschlussziller  der  „Einnahmen"  mit  enthalten.  So  verschwindet 
hier  der  Posten  der  durch  den  Staatscredit  bewirkten  Eingänge  und  ordentlicher  und 
ausserordentlicher  Etat  werden  auf  der  Eingangsseite  verschmolzen,  —  was  gewiss 
nicht  zweckmässig  ist.  —  In  Frankreich  wird  das  ordentliche  Ausgabebudgot,  fiir 
'Jessen  Deckung  die  ordentlichen  Einnahmen  nebst  den  etwaigen  Ueberschüssen  der 
Vorjahre  dienen,  von  dem  auf  „ausserordentlichen  Hilfsquellen4-  fundirten  Ausgabc- 
i'udget  unterschieden.  In  (West-)  Oesterreich  werden  bei  den  Ausgaben  die 
»rdeotlichen  u.  ausserordentlichen  getrennt  denen  die  „Einnahmen"  neb->t  dem  durch 
Aiileihen  und  andere  ausserordentliche  Mittel  zu  deckenden  „Deficit"  gegenüber  stehen. 

§.  107.  —  2.  Jeder  vollständige  Haupt-  wie  Specialetat  ent- 
hält zunächst  die  zwei  Seiten  der  Eingänge  (Einnahmen) 
und  der  Ausgange  (Ausgaben),  die  bei  grösseren  Etats  hinter- 
einander aufgeführt  werden,  wobei  bald  die  Eingänge,  bald  die 
Ausgänge  voranstehen.  Da  letztere  das  eigentlich  bestimmende 
Moment  fttr  die  Höhe  der  Eingänge  sind  (§.  (51),  so  ist  es  logisch 
richtiger,  sie  voranzustellen.  Innerhalb  beider  Seiten,  von  der 
grosseren  oder  geringeren  Specialisirung  noch  abgesehen,  werden 
ilie  einzelnen  Posten  und  Gruppen  von  solchen  in  systematischer 
Zusammenfassung  und  Reihenfolge  eingestellt.  Man  kann  hier 
entweder  nur  nach  der  inneren  Zusammengehörigkeit  und 
Verwandtschaft  der  Einnahme-  und  Ausgabeposten  selbst  oder 
nach  der  Zugehörigkeit  derselben  zu  den  grossen  Vcr- 
waltungsabtheilungen  (Ministerien)  und  wieder  innerhalb 
«ler  letzteren  nach  innerer  Zusammengehörigkeit  der  Posten  rubriciren. 
Diese  zweite  Methode  entspricht  am  Meisten  den  Consequenzen 
<le$  modernen  Verfassuugs  und  Vcrwaltungsrcchts,  insbesondere 
'lern  „ Bild ge tr echt"  und  der  verantwortlichen  Stellung  der 
Ministerien  und  hat  sich  daher  jetzt  mehrfach  auch  für  die  Kubri 
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cirung  der  Einnahmen  eingebürgert.  Für  diejenige  der  Ausgaben 
ist  sie  schon  alter  und  liegt  sie  auch  noch  näher.  Sie  geht  hier 
in  die  erste  Methode  der  Rubricirung  mit  über. 

In  manchen  eoustitutionellen  Staaten  des  Continents  besteht  jetzt  in  der  Rubri- 
cirung  der  Einnahmen  wie  der  Ausgaben  nach  Ministerien  (und  ähnlichen,  diesen 
coordinirten  Behörden'1  im  Grossen  und  Ganzen  eine  gewisse  Gleichmäßigkeit,  im 
Einzelnen  finden  sich  aber  immer  noch  viele  Unterschiede.  Das  britische  Budget, 
auch  das  n ordam ericanische  weichen  erheblicher  ab.  Vergleichungcn  der  Budgets 
verschiedener  Staaten ,  auch  öfters  der  älteren  und  neueren  Budgets  desselben  Staab 
verlangen  so  noch  heute  viel  Vorsieht.  — 

Beispiele.  InPreussen  zerfällt  der  Etat  in  die  zwei  Hauptabteilungen:  Ein- 
nahmen und  Ausgaben.  Die  ..Einnahmen''  im  Etat  werden  in  die  9  grossen  Abteilungen 
, .einzelne  Einuahinezweige",  „Dotationen  und  allgemeine  Finanzrerwaltung"  und  „Staats- 
verwaltungseiunahmen"  geschieden  und  innerhalb  der  ersten  und  dritten  Abtheilung  nach 
Ministerialdepartements.  von  denen  die  Einnahmen  ressortiren,  postenweise  eingestellt. 
Bei  den  „fortdauernden  Ausgaben"  tritt  der  I  haracter  des  Bruttobudgets  scharf  hervor. 
Sie  zerfallen  auch  in  drei  grosse  Abtheilungen:  ..Betriebs-,  Erhebungs-  u.  Verwaltungv 
kosten  der  einzelnen  Einnahmezweige",  „Dotationen  (wobei  die  ölfentl.  Schuld)  un<l 
allgemeine  Finanzverwaltuug"  und  ..Staatsverwaltungs- Ausgaben" .  in  der  1.  und  X 
Abth.  wieder  Rubricirung  nach  Ministerien.   Die  Gebersicht  wird  durch  die  Trennung 
der  Roherträge  und  der  Betriebsausgaben  der  sogen.  „Betriebsverwaltungen"  etwa? 
ersc  hwert.   Die  „einmaligen  und  ausserordentlichen  Ausgaben"  werden  ebenfalls  nach 
Ministerien  rubricirt.    Die  Einnahmen  >tehen  im  Etat  voran    Umgekehrt  ist  es  im 
Etat  des  Deutschen  Reichs.    Die  ..fortdauernden"  Ausgaben  werden  hier 
theils  nach  Verwaltungsabtheilungen  (Keichsäintcrn)  und  innerhalb  derselben  nach  den 
einzelnen  Verwaltungszweeken .  theils  nach  Haupt- Veiwaltungszweckcn  i^Reichsschuld. 
Rechnungshof,  allgcin.  Pensionsfonds ,  Kcichsinvalidenfonds)  zusammengefasst  im  Et.it 
aufgeführt.    Bei   den   „einmaligen"  Ausgaben   erscheinen  noch  einige  weiten- 
Hauptrubriken  (u.  A.  im  Et.  f.  Iss2  83  f.  d.  Post-  u.  Tclegr.verwalt.,  f.  d.  Keichs- 
druekerei,  t.  d.  Eiseub.verwalt. ,  f.  Ausgaben  in  Folge  des  Krieg-s  gegen  Frankreich, 
f.  Delicit  [..Fehlbetrag"]  des  Haush.  f.  IsSO/Sl,  f.  Betriebsfonds).    Die  Einnahmen 
werden  nach  den  grossen  Quellen,  aus  denen  sie  fliessen,  ruliricirt.    Bei  den  Betriebü- 
verwaltungcn  (Post-  u.  Telcgr.vcrwalt.,  Reichseisenb.verwalt.  [Els.lothr.  Bahnen  J,  Reichs 
druekerei)  werden  die  Bruttoeinnahmen,  die  Betriebsausgaben  und  die  Ueberschüss< 
im  Einnahmeetat  aufgeführt  u.  nur  die  Fcberschüssc  in  die  Summe  der  Rcichscinnahnn  u 
gezogen.    Die  Ruhr,  „ausserord.  Zuschüsse"  enthält  Beiträge  au>  Fonds  (so  aus  d. 
Rcichsfestungsbau-,  Reichseisenbahnliau-,  Reichstags-Gebäudefouds)  sowie  die  Eingänge 
aus  Anleihen.    Selbst  zwischen  dem  p  reu  SS.  u.  «lern  Reichsetat  bestehen  alao  er- 
hebliche Verschiedenheiten,  die  bei  Vergleichen  erst  durch  Umrechnungen  ausgeglichen 
werden  müssen.  —  Das  Budget  Baiern s  besteht  aus  STheilcn:  A)  Staatseinnahmen 
des  lauf.  Jahres  (nach  Einnahmequellen,  nicht  nach  Ministerien  rubrieirt).  B)  Aus- 
gaben auf  die  Erhebung,  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  inaeh  den  Einnahmezweigen 
unter  gleicher  Ziffer  wie  diese  rubricirt  ,  C)  Staatsausgaben  (th.  nach  Hauptausgabe- 
zwecken —  so  für  d.  K.  Hof  u.  Haus,  f.  d.  Staatsschuld,  f.  d  Staatsrath,  f.  d.  Landtag 
f.  Reichszwecke,  f.  Pensionen  u.  dgl.  [in  .'{  Kubr.j,  u.  A.  m.  — .  th.  nach  Ministerial- 
departements zusammengefasst i.  —  In  Würtcmbcrg  ist  das  Budget  der  Ausgaben 
ähnlich  wie  in  Baiern  aufgestellt,  das  der  Einnahmen  hat  die  4  Hauptrubriken:  ,.au? 
dem  Kammergut"  (incl.  Verkchrsanstalten)  mit  Brutto-,  Kosten-  und  Nettosummen, 
„aus  den  Steuern"  dsgl..  „Authcil  au  Reichseinnahmen".  ..Zuschuss  zur  Deckung  der 
contractu  Tilgung  der  Eisenb.anlehen ".  —  In  (West-)  Oesterreich  werden  die 
Ausgaben  jetzt  nach  Ministerien  und  einzelnen  selbständigen  Hauptzwecken  (Civilliste. 
Cabiuetskanzlci,  Reichsrath,  Reichsgericht,  Ministerrath,  Rechnungshof,  Pensionen. 
Dotationen  nebst  Subventionen,  Staatsschuld,  Autheil  an  den  gemeins.  Ausgaben  der 
GesammtmonarchiC ,  die  Einnahmen  gleichfalls  grösstenteils  nach  Ministerien  (mit 
Unterscheidung  der  Quellen),  ausserdem  nach  einigen  selbständigen  Zweigen  rubricirt.  — 
Tn  Frankreich  wird  das  ordentl.  u.  ausserord.  A  usgabebudget  jetzt  nach  Mini- 
sterien aufgestellt   beim  Fiuanzmin.  stehen  die  öllentl.  Schuld,  die  Dotationen  u. 
Ausgaben  f.  Präsident,  Parlament.  Ehrenlegion.  Zuschüsse  z.  Marineinvalidcnkassv 
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ferner  die  Erhebungskosten  u.  s.  w.  der  Steuern  u.  öftentl.  Einkünfte,  welche  von 
Jiesem  Ministerium  verwaltet  werden;,  kuch  die  Nobenbudgets,  <§.  113  ,  dasjenige, 
der  auf  Specialeinnahmen  fundirten  Ausgaben  f.  Departements  u.  (iemeiuden  u.  das- 
jenige der  Services  rattaches  pour  ordre  au  budget  de  l'annce,  werden  in  der  Ausgabe- 
sdM  nach  Ministerien  rubrbirt.  Dagegen  fuhren  die  Einnahinebudgets  in  Krankreich 
Jic  Einnahmen  nach  den  Quellen  allein  zusainuiengefasst  auf.  —  Letzteres  gilt  von 
«lern  auch  sonst  vielfach  abweichenden  britischen  Budget,  das  bei  den  Ausgaben 
Euch  Zwecken  derselben  und  unter  Berücksichtigung  der  staabre«  htli.hen  Trennung 
Jw  stabilen,  auf  dem  consolidirten  Fonds  beruhenden  und  des  Jahresbudgets  (s.  o. 
5.  Ml  unterscheidet.  —  In  Italien  sind  die  Ausgaben  im  Budget  nach  Ministerien, 
uit  eigenthümlicher  Unterscheidung  vun  Kategorieen  innerhalb  der  Ministerien  (I  wirkl. 
Ausgaben.  II  Bewegung  «ler  Kapitalien.  III  Eisenbahnbau,  IV  Compensationen),  die 
Einnahmen  nach  den  Quellen,  mit  analoger  Interscheidung  nach  diesen  Kategorieen 
njl)ricirt.  —  In  Kussland  werden  die  Ausgaben  im  Etat  nach  einzelnen  selbständigen 
/wecken,  überwiegend  aber  ebenfalls  nach  Ministerien,  die  Einnahmen  nach  Quellen 
i'jjauiuiengefasst 

§.  108.  Die  Rubricirung  der  einzelnen  Kategorieen  und 
Tosten  von  Ausgaben  und  Einnahmen  im  Etat  wird  sich  immer 
mit  nach  der  Verwaltungseinrichtnng  des  eoncreten  Staats  richten 
müssen.  Auch  in  den  einzelnen  Ministerien  und  Dienstzweigen 
ergeben  sich  Eigentümlichkeiten  aus  speciellcn  Verhältnissen. 
Mitunter  hat  man  aber  hier  gewisse  durchlaufende  Kategorieen 
eingeführt,  nach  denen  gegebenen  Falls  in  allen  Spccialetats  unter- 
schieden wird.  Dahin  gehört  bei  den  Ausgabe u  z.  H.  die 
l'nterseheidung  von  „persönlichen"  und  „sächlichen"  im 
preussisch-Deutsc hen  Etat,  welche  richtig  durchgeführt  einen 
allgemeineren  Werth  beanspruchen  kann. 

Die  „persönlichen-  zerfallen  hier  wieder  in  „Besoldungen "' .  „ W  oh  n  u  n  gs  ge  ld  - 
'Us<  hussc  für  die  Beamten'"  u.  „andere  persönliche  Ausgaben'"  worunter  Prüfungs- 
gebühren, Bezahlung  von  Hilfsarbeitern,  persönl.  u.  Localzulagen  f.  Beamte,  ausserord. 
l'-munerationcn  f.  Subaltern-  u.  Cnterbeanitc).  Die  „sächlichen"  Aufgaben  umfassen 
Bureaubedürfnisse.  incL  Beleuchtung,  Feuerung,  Heise-  u.  Kuhrkosten,  Miethen,  aber 
*uch  Di I ten  oder  Tagegelder  u.  A.  m.*. 

Bei  der  Rubricirung  der  Eingänge  ist  vom  fi  mm /.wissen- 
schaftlichen Standpuncte  aus  die  Forderung  zu  stellen,  dass  nach 
dem  finanziellen  Character  der  Eingänge  unterschieden  wird. 
Daher  raüssten  namentlich  die  ordentlichen  und  a us sc r ordent- 
lich en  Eingänge  scharf  getrennt  und  bei  beiden  wieder  die 
linanziell  gleichartigen  Posten  rubrikenweise  vereinigt  und 
so  von  den  anderen  getrennt  werden.  Dies  geschieht  jedoch  kaum 
in  einem  Etat  ganz  folgerichtig  und  in  verschiedenen  Haushalten 
nicht  gleichmässig.  Theils  ist  daran  die  verschiedene  Termi- 
nologie schuld,  die  in  der  Praxis  noch  mehr  als  in  der  Theorie 
schwaukt,  z.  B.  hinsichtlich  des  Begriffs  privatwirthschaftliche  Ein- 
künfte. Gebühren,  Steuern  und  wieder  „direetc"  und  ,,iudirecte" 
Stenern.    Theils  richtet  sich  die  Rubricirung  der  Einnahmen  auch 
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hier  mit  nach  Verhältnissen  der  Vcrwaltungsorganisatiou, 
der  Kessorts  der  Ministerien  und  anderen  Behörden,  was  dann 
wieder  zu  Abweichungen  in  der  Rubricirung  von  der  tinanzwissen- 
schaftlich  richtigen  führt.  Hier  wird  sich  die  Wissenschaft  be- 
scheiden müssen,  da  das  Etatwesen  doch  zunächst  practischen 
Zwecken  dient  und  diese  demnach  vorangehen.  Bei  der  kritischen 
Beurtheilung  des  Etats,  bei  finanzstatistischen  Verglcichungen  muss 
aber  auf  das  Incorrecte  solcher  practischer  Rubricirungen  Rücksicht 
genommen  und  das  Material  der  Etats  flflr  manche  Schlussziehungen 
erst  Uber-  und  umgearbeitet  werden. 

S.  über  die  To ruiinologie  in  Betr.  der  Einnahmen  unten  Buch  u.  specioll 
in  Betr.  der  Gebühren  u.  Steuern  Band  II,  namentl.  §.  277  u.  §§.  H2«>  II.  Die  ge- 
schuhtliehc  Entwicklung  und  der  technische  Zusammenhang  der  Dinge  haben  z.  B 
in  Picussen  dahin  geführt,  dass  die  Steuern  und  Steuer-  und  gebührenartigen  Ab- 
gaben von  Privatbergwerken  nur  als  ein  besonderer  Einnahmetitel  des  Einnahmekapitels 
«, Verwaltung  für  Berg-.  Hutten-  u.  Salinenwesen"  erscheinen,  also  in  Verbindung  mit 
Einnahmen  ganz  anderen  Charactcrs,  mit  privatwiithschaftlichon  aus  Staats-  Berg-  u. 
Hüttenwerken.  Die  cigcnthUtnlichc  Yermengung  des  Gebühren-  und  des  Verkehrs- 
steuer-Moments bei  den  sogen.  „Justizgebühren'"  tGerichtskosten).  Kegisterabgabcn  uml 
in  der  Form  des  Stempels  erhobener  Abgaben  (..Stempelsteuern"»,  eine  geschichtlich 
überkommene  und  im  modernen  Hecht  dieser  Abgaben  noch  vorhandene,  völlig  auch 
kaum  so  beseitigende  Veimengung  (s.  Band  II.  Fin.  S.  29  ID,  nöthigt  auch  in  der 
Etatisirung  dieser  Einnahmen  zur  Zusammenfassung  solcher  heterogener  Posten.  Die 
Erbschaftssteuer  verschwindet  dann  als  selbständige  Kubrik  wohl  ganz  in  der  Haupt- 
rubrik „ Stein pelgefälle  u.  Gebühren  von  Rechtsgeschäften"  *o  früher  in  Preus*en  u. 
a.  deutschen  Staaten,  jetzt  noch  in  Frankreich,  Oesterreich  u.  s.  w.>.  Auch  je  nad 
der  Erhebungsform  muss  eventuell  eine  Einuahme  im  Etat  unter  anderer  Kubnl 
erscheinen,  z.  B.  wieder  bei  den  ebengenannten  Abgaben,  je  nachdem  sie  mittelst 
Stempels  oder  unmittelbar  erhoben  werden  Fin.  II,  §§.  .'{20  \\.).  Die  Feber- 
tragung  der  Erhebung  der  Gerichtskosten  von  der  Justizverwaltung  au  die  Verwaltung 
der  indirecten  Steuern  hat  in  Preussen  seit  u.  Etat  f.  ISSUM  zur  Folge  gehabt,  dass 
die  ,. Gerichtstagen  und  Strafen"  nunmehr  unter  den  ..indirecten  Steuern"  im  Etat 
erscheinen. 

§.  101).      3.    Brutto-  und  Nettoetats.    Die  älteren  State 
enthielten  gewöhnlich  nur  die  Nettosummen  bei  den  Einnahmen 
und  Ausgaben,  die  neueren  Etats  sind  regelmässig  Bruttoetats. 
Diese  Entwicklung  ist  finanztechnisch  und  rechtlich  ganz  berechtigt. 
Denn  nur  aus  den  Bruttoetats  ersieht  man  alle  Kosten  eines  öftent 
liehen  Haushalts  (so  besonders  bei  den  steuern  und  Gebtihreu), 
alle  Belastungen  des  Volks  und  der  Volkswirtschaft  durch  diesen 
Haushalt  (so  ebenfalls  namentlich  bei  beiden  genannten  Posten). 
Ebenso  ist  die  ökonomisch -technische  Leistung  der  Verwaltung  in 
Bezug  auf  die  PrivaterwerbseinkUnfte  und  auf  die  Besteuerung 
und  das  GebUhrenwesen  zum  Theil  wesentlich  mit  nach  dem  Ver 
hältuiss  des  Roh    zum  Reinertrag  und  nach  der  Höhe  der  Be 
wirthschaftungs-,   Betriebs-  und  Erhebungskosten  zu  beurtheilen. 
Der  Etat  muss  daher  alle  Daten  erhalten,  um  diese  Verhältnisse 
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richtig  überseheu  zu  können:  eine  freilich  schwer  zu  erfüllende 
und  vollständig  eonsequent  und  correct  kaum  in  irgend  einem 
grösseren  öffentlichen  Haushalt  erfüllte  Forderung.  Je  mehr  privat- 
wirthschaftlichc  Betriebs- Verwaltungen,  wie  Domänen,  Forsten, 
Berg-  und  Hüttenwerke,  Eisenbahnen,  Fabriken,  Gebühren- 
zweige wie  Post,  Telegraphie,  Monopol  Verwaltungen ,  wie  Salz 
und  Tabak,  indirecte  Stenern,  wie  Zölle,  innere  Verbrauch- 
steuern in  einem  Haushalte,  desto  mehr  steigen  die  Schwierigkeiten 
der  Bruttoetatisirung  und  desto  höher  sind  die  Summen  der  Brutto- 
etats, absolut  und  im  Verhältnis»  zu  den  Nettoziffern.  Letztere 
müssen  aus  dem  Etat  auch  genau  mit  zu  entnehmen  sein,  um 
schliesslich  den  wirklichen  Geldbetrag,  welcher  für  die  öffentlichen 
Zwecke  verfügbar  ist,  und  damit  die  wirklichen  Kosten  der  Er- 
füllung dieser  Zwecke  ersichtlich  zu  machen. 

Geschichtlich  erklart  sich  «lie  ältere  Xettoetatisiruug  aus  dem  ganzen  Zustande 
■les  alteren  Finanzwesens  und  der  Finanzverwaltuug  (§.  s'S  Ii.).  Ein  grosser,  anfangs 
•ler  grösstc*  Theil  der  öffentlichen  Thätigkciteu  erfolgte  örtlich,  wo  es  grade  nöthig 
*ar,  bestand  aus  Naturaldiensten  oder  wurde  mit  Naturaleinuahineu  ausgeführt,  die 
roo  den  einzelnen  Beamten  und  Behörden  seihst  eingezogen  oder  von  Unterhebörden 
m  diese  Beamten  u.  B.  w.  direct  abgeführt  wurden.  Nur  die  etwaigen  Uebcrsch üsse 
ler  örtlichen  Einnahmestellen  kommen  für  allgemeine  und  an  der  Ce ntralstc Ue 
erfolgende  Thätigkeiten  in  Betracht  und  nur  für  diese  Ueberschüsse  lag  das  Bodürfniss 
dum  Etatisirung  vor,  die  ebendeshalb  eine  Nettoetatisirung  war.  Erst  mit  der  Durch- 
nogung  des  Gedankens  der  fisc  alische  n  Kasseneinheit'4  (§.  112),  mit  der 
grösseren  Centralisation  im  Staate  überhaupt,  wobei  die  örtlichen  Öffentlichen 
Thätigkeiten  eben  doch  auch  als  S taats thätigkeiten  anerkannt  wurden,  mit  der  ver- 
mehrten wirtschaftlichen  Einsieht  in  das  Wesen  der  „Kosten"  der  Kinnahmen  eine» 
öffentlichen  Haushalts  und  mit  der  Ziehung  aller  Folgerungen  aus  dem  BegrilT  und 
Zweck  des  Etats  kam  mau  zur  Bruttoetatisirung.  Die  neuere  staatsrechtliche  Ent- 
»icklung  hat  diese  dann  vollständig  zur  Geltung  gebracht,  weil  nur  sie  die  wirklicht: 
Belastung  de«>  Volks  und  den  wirklichen  Aufwand  der  Verwaltung  ergiebt.  In  Deutsch- 
land ist  daher  auch  hierauf  die  neuere  Periode  der  ..Verfassungen"  von  Ein  flu—  ge- 
worden, mindestens  mit  Vorschriften,  welche  implizite  die  Bruttoetatisirung  bedingen. 
Letzteres  in  d.  preuss.  Verfurk.  v.  1S50  Art.  9tt:  „alle  Einnahmen  u.  Ausgaben 
•Jes  Staats  müssen  im  Voraus  veranschlagt  und  auf  den  Staatshaushaltetat  gebracht 
werden",  wo  im  Wort  „alle"  die  Bruttoetatisirung  inneliegf.  Die  allgemein.-  Durch- 
führung der  Geldwirthschaft  hat  ebenfalls  auf  Brnttoctats  mit  hingewirkt. 

Die  äussere  Erscheinung  eines  Brutto-  und  Nettoetau  ist  natürlich  sehr  vor- 
Mhieden:  ersterer  s<  hliesst  namentlich  ceteris  paribus  mit  viel  grösseren  Summen  ab. 
Eine  unmittelbare  Vergleichbarkeit  solcher  Etats  fehlt  £io:>$entheils.  Dasselbe  gilt 
für  Bruttoetats  von  Staatshaushalten  mit  sehr  verschiedenen  Einnahmequellen 
«nd  Verwaltungssystemen  in  Bezug  auf  letztere.  Der  Besitz  und  vollends 
die  eigene  Verwaltung  (wo  dann  die  Betriebs-  u.  s.  w.  Kosten  durch  den  Etat  laufen. 
Tis  bei  der  Verpachtung  nicht  der  Fall)  von  älteren  Domanialobjecten  (Domänen  i.  e.  S.. 
Forsten ,  Berg-  u.  Hüttenwerken!,  von  Staatseisenbahnen,  der  Post-  u.  Telegrapheu- 
hetrieb  des  Staats,  die  eigene  Monopolyerwaltung  statt  anderer  Verbrauchsteuerfonnen 
Salz,  Tabak),  das  Vorwalten  indirecter  Steuern  mit  höheren  Verwaltangs-  und  Er- 
hebongskosten  vor  directen  mit  regelmässig  niedrigeren  Kosten  bedingen  hohe  Summen 
<ier  Bruttoetats,  höhere  als  in  Haushalten  mit  anderen  Einnahmeverhältnissen.  Daher 
ist  hier  vor  den  nicht  seltenen  oberflächlichen  tinauzstatistischeu  Vergleichen,  z.  B. 
J'T  beliebten  Berechnung  von  Kopfquoten  der  Gesammt-  (Roh-)  Einnahmen  und  Aus- 
gaben zu  warnen  (s.  o.       I!»).    Die  Etats  der  deutschen  Staaten  liguriren  alle  mit 
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relativ  hohen  Bruttoziffern  wegen  des  Besitzes  grosser  privatwirthschaftlicher, 
selbst  verwalteter  Einnahmequellen,  abweichend  von  den  Etats  fremder  Staaten,  denen 
diese  Quellen  grossenthcils  fehlen.  Der  Einfluss  des  S  taa tse i s  cn  ba  h n  wesens  auf 
den  Etat  zeigt  sich  besonders  stark.  Vorncmlich  in  Folge  neuer  Verstaatlichung  rou 
Privatbahnen  schliesst  z.  B.  der  preuss.  Etat  f.  I&S3/84  iRcgier.cntwurf)  gegen  den 
des  Vorjahrs  (verabschied.  Etat)  um  134.0  Mill.  M.  höher  (1 089-5 S  gegen  9555S  M.  M. 
ab.  Nach  Abzug  der  demnach  im  Wesentlichen  nur  durchlaufenden  Posten  der 
grossen  Betriebsverwaltungen  reduciren  sich  daher  die  deutschen  Etats  sehr  erheblich. 
Die  dann  sich  ergebenden  Zahlen  zeigen  erst  verglichen  mit  denen  ausländischer 
Etats  die  verhältnissmässigc  Niedrigkeit  der  Summen,  mit  denen  unsere  Staatshaushalte 
wirtschaften.  Bei  der  grossen  Abhängigkeit  der  Etats  von  den  Betriebsverwaltungen 
liegt  der  Gedanke  doch  nahe,  für  letztere  neben  dem  eigentlichen  Staatshaushaltsetat  be- 
sondere Etats  aufzustellen  und  in  jenen  nur  die  UeberschUssc  oder  Zuschüsse  (Deficite) 
dieser  Betriebsverwaltungen  einzustellen:  ein  Verfahren,  das  als  Verstoss  gegen  den 
Grundsatz  der  fiscalischcn  Kasseneinheit  sonst  meistens  mit  Keeht  im  moderneu  Etats- 
wesen beseitigt  ist  (§.  113). 

Folgende  Beispiele  zeigen  den  Einfluss  der  Brutto-  und  der  Xettoetatisirung  und 
die  grossen  Unterschiede  in  curop.  Staatshaushalten  je  nach  der  erwähnten  Gestaltung 
des  Einnahmewesens. 

Brutt..-         Betriebs-,  Erheb.-,  Netto- 
einnähme  Verwalt.kosten  einnähme  dcrBrutto- 

d.  Einnahmen  einnahmt- 
Prcusseu  1SS2S3  042.3  M.  M.       419.7  M.  M.  .»22.5  M.  IL  55.4 

Dazu  «  .  G0°/o  Antheil 
an  Bcichseinnahmcn 

(excl.  Matr.beitr.)        c    40ti    .,  „     c.  92      „  ,.        c.  314  „ 
Zusammen:  c.  134S.3  .,  „     c.  511.7      .,         c.  836.6  .,  „  c.  H2.5 

Baicru  1SS3  22s  7  ,.  91.0  .,  .,  137.7      ,.  60.2 

West -Oesterreich  1HS2       44  V2  „  11.         134.0  ,.  n\  310.2     fl.  70.5 

Grossbritannien  lv»l/*2  87.7  „  Pf  St.  8.5  „  Pf.  St.  70.1  „Pf.  St.  90.2 
Frankreich  ord.  Einn.  1883  3032.S  „  fr.        317.6  ,.  fr.  2715.2  ,.  fr.  89.5 

Bei  Preusscn  nur  annäherungsweiser  Anschlag  des  Antheils  au  den  Beichscin- 
n  ah  inen  (eigentlich  etwas  hoher,  weil  Suddeutschland  an  den  Branntwein-  u.  Bier- 
steuern nicht  partieipirtt.  Genau  gleichwertig  für  Vergleiche  sind  alle  solche  und 
ähnliche  Daten  nicht  weil  zu  mancherlei  sonstige  Verschiedenheiten  in  der  Vorbuchung 
und  Etatisirung  bestehen.  Aber  ein  ungefähres  Bild  der  außerordentlichen  Unter- 
schiede erhält  mau  doch. 

§.  110.  —  4.  Eintheilung  und  Specialisirung  des  Etats. 
Die  technisch-sachliche  und  die  rechtliche  Zusammenge- 
hörigkeit der  einzelnen  Posten  des  Etats  pflegt  durch  die  äus ser- 
liche Zusammenfassung  derselben  zu  „Titeln",  dieser  zu 
„  S  e  c  t  i  o  n  e  n  "  oder  „Kapiteln",  letzterer  wieder  zu  „Ab- 
theilungen" im  Etat  oder  durch  eine  „Eintheilung"  in  diesem 
Sinne  angedeutet  zu  werden.    Die  technischen  Namen  und  die 
Gruppen  dieser  Zusammenfassungen  schwanken.    Ihre  rechtliehe 
Bedeutung  bildet  einen  wichtigen  Theil  des  „Budgetrechts"  (§.  1 14  ff). 
Auch  ihre  technisch -sachliche  Bedeutung  ist  aber  für  die  ganze 
Ordnung  des  Etatswesens  und  des  Haushalts,  für  die  Uebersicht 
lichkeit  des  Etats,  für  das  Rechnungswesen  und  die  Controle  nichi 
zu  verkennen.  Je  nachdem  man  bei  dieser  Eintheilung  und  folge 
weise  bei  der  Zerlegung  des  Hauptetats  und  der  grossen  Einnahrae 
und  Ausgaberubriken  mehr  oder  weniger  ins  Einzelne  geht,  ent- 
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steht  danii  eine  grössere  oder  geringere  „»Specialisirung"  des 
Etats.  Uer  Aufstellung  des  Etats  selbst  muss  natürlich  --  wenn 
man  sich  nicht  mit  ganz  rohen,  deshalb  nur  wenig  brauchbaren 
Schätzungen  und  Pauschanschlägen  begnügt,  was  nur  ausnahms- 
weise zulässig,  wenn  auch  mitunter  unvermeidlich  ist,  —  eine  solche 
Specialisirung  zu  Grunde  liegen.  Deshalb  ist  es  aber  weder 
technisch  noch  rechtlich  nothwendig  noch  zweckmässig, 
in  dem  Etat  selbst,  wie  er  der  Volksvertretung  zur  Genehmigung 
vorgelegt  und  der  Verwaltung  zur  Nachachtung,  der  Oberrechen- 
kauimer  zur  Grundlage  der  Controlc  vorgeschrieben  wird,  gar  zu 
sehr  zu  specialisiren. 

Viele  Posten  im  Etat  beruhen  doch  nur  auf  Veranschlagungen,  für  welche  die 
hereu  (Jrundlagcn  fehlen ,  so  alle  diejenigen,  welche,  wie  die  sachlichen  Ausgaben 
.Tyssentheils  und  wie  die  Erträge  der  Privaterwerbs/weige  (Forsten,  Bergbau),  von 
Irr  Beweguug  der  Preise  der  (iuter  im  Verkehr  abhängen.    Je  mehr  man  hier  und 
in  anderen  ähnlichem  Fällen  eine  zusammengehörige  Gruppe  von  Einnahmen  und  Aus- 
bauen specialisirt,  desto  mehr  Abweichungen  der  wirklichen  Ergebnisse  von  den  Vor- 
anschlägen sind  wahrscheinlich.    Bei  der  Zusammenfassung  in  einer  grösseren  Rubrik 
vird  eher  in  Folge  der  entgegengesetzten  Bewegungen  der  Einzelposten  ciue  Aus- 
gleichung, daher  eine  grössere  Cebereinstimmung  zwischen  Voranschlag  und  Ergebniss 
antreten.     Ein  gewisser  Spielraum  von  U Übertragungen  zwischen  Einzclposfen, 
Titeln  und  selbst  Kapiteln .  daher  eventuell  die  Aufstellung  des  Etats  in  grösseren 
Rubriken,  (Abtheilungen,  Kapiteln),  um  Uebersehreitungen  hier  und  Minderausgaben 
ircgen  die  Specialanschläge  dort  in  der  wirklichen  (»ebahrung  zum  Ausgleich  zu  bringen. 
r>cheint  insofern  als  etwas  ganz  Natürliches  gegenüber  der  Unvollkommenheit  aller  Vor- 
schläge, was  doch  auch  für  die  budgetrechtliche  Frage  <§.  117)  zu  beachten  ist. 

In  Preusseu  zerfällt  der  Etat  in  Kapitel,  diese  in  Titel  mit  budgetrechtlicher 
Iledeotung,  indem  nach  Titeln  votirt  wird).  Jene  fuhren  fortlaufende  Nummern  je 
»«i  den  Einnahmen  und  bei  den  Ausgaben,  durch  alle,  in  feststehender  Reihe  sich 
l  lsrenden  Ministerialrat  hindurch.  Di«-  Titel  haben  in  jedem  Kapitel  besondere 
laufende  Nummern.  Dioelbe  Einrichtung  besteht  im  Etat  des  Deutschen  Reiches. 
Eine  jungste  Neuerung  ist  hier  und  jetzt  «seit  Iss.H  i  l)  auch  in  Prcussen,  da>s  der 
Haupthnanzetat,  der  Vereinfachung  und  besseren  l  ebersichtlichkeit  wegen,  nur  in 
Kapiteln  den  Parlamenten  vorgelegt,  wie  er  ebenso  im  (ieset/blatt  publicirt  wird. 
Die  Titel  stehen  nur  in  den  Specialetats  der  Anlagen.  —  In  Baiern  zerfallt  jede 
der  drei  Abtheilungen  des  Staatshaushaltsetats  in  „Ziffern"  (mit  lauf.  Nummer  je 
durch  die  Abtheil.),  diese  in  Kapitel,  diese  in  Paragraphen.  -  In  Frankreich  zer- 
fallt daa  Budget  in  Minist  departeinents ,  diese  in  Sectioneii  grossere  Abtheilungen), 
iiese  in  Kapitel  (nach  denen  jetzt  votirt  wird)  mit  laufender  Nummer  innerhalb  jede> 
Ministeriums ,  die  Kapitel  sind  in  Artikel  zerlegt 

Für  budgetrechtliche  Zwecke,  z.  13.  was  das  Hecht  der  L'cber- 
tragung  von  Ausgaben  von  einem  Jahre  auf  das  andere  (so  bei 
Baufonds)  und  zwischen  gewissen  Etatspositionen  verschiedener 
Abtheilungen ,  Kapitel  anlangt ,  werden  wohl  gleich  im  Etat 
bezügliche  „Anmerkungen"  den  betreffenden  Posten  beigefügt. 
(Preussen).  Im  Uebrigen  werden  besondere  „Erläuterungen" 
(  , Bemerkungen")  theils  am  Rande  im  Etat  oder  in  den  Special- 
etats selbst,  theils  nachfolgend  in  weiteren  Ausführungen  gegeben, 
wesentlich  zum  Zweck  der  Begründung  einer  Position  Uberhaupt 
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(z.  B.  ciuer  Creditforderung)  oder  des  Geldbetrags  derselben,  der 
Abweichungen  vom  Vorjahre  n.  s.  w.  Das  Alles  zusammen  bildet 
die  „Anlagen"  des  Etats,  zu  denen  auch  wohl  die  Specialetats 
selbst  gerechnet  werden. 

Mancherlei  kleinere  und  grössere  formelle  Verschiedenheiten  Huden  sieh  hier 
gcwohnhcitsinassig.  hie  und  da  auch  aus  staatsrechtlichen  Gründen  in  verschiedenen 
Staatshaushalten,  aher  im  Wesentlichen  besteht  doch  eine  gewisse  Uebcreinstunmung. 
den  Zwecken  des  Etats  und  der  Erläuterungen  geums».  —  Wichtig  werden  diese  Er- 
äuteruugeu  besonder!»  da,  wo  bei  Ausgaben  eine  neue  oder  sehr  erhöhete  For- 
derung, bei  Einnahmen  ebenfalls  eine  neue  oder  verminderte  Position  begründet 
werden  soll,  daher  z.  B.  im  preuss. -deutschen  Etatwesen  bei  deu  ..einmaligen  und 
ausserordentlichen"  Ausgaben,  für  Neubauten,  grössere  Meliorationen  u.  dgl.  in. 
Hesoudere  „Denkschriften"  werden  wohl  in  einzelnen  wichtigeren  Fällen  beigefügt 
oder  nachträglich  auf  W  unsch  der  Parlamente  oder  der  „Budgetcommissiouen"  vou 
der  Regierung  geliefert.  So  entwickelt  sich  um  und  aus  dem  Etat  eines  grösseren 
Haushalts  ein  grosses  Actenmaterial,  das  für  die  genauere  Kenntniss  des  Finanzwesen:- 
von  bedeutendem  Warthe  ist,  schon  der  l'ebersichtlichkeit  halber  aber  vom  Etat  selbst 
besser  getrennt  wird. 

111.  —  Feststellung  der  Zahlen  für  schwankende 
Etats  positionen.  Dahin  gehören  fast  alle  Einnahmen,  die  einen 
mehr,  wie  die  Roh-  und  Reinerträge  der  Betriebsverwaltungen,  die 
Kinnahmen  aus  Gebith reuzweigen,  indirecten  und  Verkehrsstcueru, 
die  anderen  weniger,  wie  die  Summen  der  Domäucnpachten  und 
die  Erträge  der  directen  Steuern.  Bei  den  Ausgaben  sind  die 
sachlichen  grossentheils  hierher  zu  rechnen,  auch  diejenigen  flir 
nicht -ständige  Arbeitsdienste,  ferner  unvorhergesehene  Ausgaben 
u.  dgl.  m.  (§.  t>2).  Theils  ist  das  Vorkommen  dieser  Ausgaben 
fraglich  und  schwankend,  theils  ist  ihre  Höhe  und  diejenige  vieler 
Einnahmen  veränderlich  unter  dem  Einfluss  der  Preisbewegung 
und  anderer  Umstände  des  Verkehrs  und  des  öffentlichen  Lebens 
Im  Etat  als  einem  Voranschläge  handelt  es  sich  darum,  auf  Grund 
gewisser  Erfahrungsregeln  und  Muthmassuugen  Ziftersätzc  zu  ge 
Winnen.  Dazu  können  Durchschnittsberechnungen  nach 
den  wirklichen  Ergebnissen  der  Vorjahre,  der  abgeschlossenen 
Jabresdienste  und  Veranschlagungen  nach  gewissen  Beob 
achtungen  im  Staatsleben  und  im  Verkehr,  besonders  in  Bezug 
auf  eine  seit  den  letzten  abgeschlossenen  Ergebnissen  wahrnehmbare 
veränderte  Richtung  der  Einnahmen  und  Ausgaben  (Steigerung. 
Abnahme  des  Verkehrs,  Aenderung  der  Preisbewegung,  der  Öffent 
liehe  Thätigkeiten  bedingenden  Verhältnisse  u.  s.  w.)  benutzt 
werden.  Im  Interesse  des  wirklichen  Gleichgewichts  im  Haushalte 
müssen  namentlich  die  beiden  Gefahren  vermieden  werden,  die 
künftigen  Einnahmen  zu  hoch  und  die  künftigen  Ausgaben 
zu  niedrig  zu  veranschlagen.    In  der  „ constitutionellen  Budget 
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wirthschaft "  liegt  immerhin  eine  gewisse  Garantie  gegen  diese 
Gefahren.  Die  Parlamente  sind  aber  den  letzteren  leicht  besonders 
aasgesetzt,  während  die  Regierungen  eher  zu  dem  entgegengesetzten 
Kehler  einer  Ueberschätzung  der  Ausgaben  und  einer  rntersebätzung 
der  Einnahmen  neigen. 

Leber  die  technische  Borechnungswcisa  solcher  Etatspositionen  pflegen  Vi>r- 
<  driften  irn  Vcrordntingswcgc  Seitens  der  betreffenden  Kcssortininistcrien  gegeben  zu 
>'in.  theils  allgemeine,  tbcils  für  besondere  Dienstzweige.  S.  Uber  Preussen  Meissner. 
Venrah.  kun  de.  I.  10  II..  über  I  raetionsberechnungcn  Für  die  Berechnung  der 
f'  irchs«  hnittc  werden  .'5  jähr.  Ergebnisse  m  Grunde  gelegt  und  Abweichungen  davon 
Uan  besonders  begrüiulet  unter  Wurdigung  der  massgebenden  V.  rhaltnisse. 

Besonders  wichtig  und  schwierig  sind  die  Voranschläge  für  grössere  Bauten, 
:*»h&.  für  eigentliche  Neubauten  aller  Art,  die  in  den  Parlamenten,  so  in  Preussen, 
:lcich  bei  der  ersten  < 'r>  diti'ordenmg  verlangt  werdeu.  Darüber  eingehende  Special- 
^istimmungen .  s.  f.  Preussen.  Meissner,  a.  a  Ü.  S.  24,  III  Ii.  Während  der 
Pauzeit  erfolgt  l'ebertrajfung  der  bewilligten,  noch  nicht  verbrauchten  Credite  auf 
Iis  oder  die  nüeh>t<  n  Etatjahre.  Der  veranschlagte  Aufwand  kommt  aber  raten 
»  is<  bei  den  ..einmal,  u.  äusseren).  Ausgaben "  auf  den  Ktut  und  unterliegt  somit 
de  neue  Rata  einer  be>ondren  Bewilligung.  Für  die  laufenden  gewöhnlichen 
II  paratnr-  u.  Unterhaltungskosten  der  Bauten  weiden  Pauschsummen  nach  den  allge- 
iwincn  Grundsätzen  ins  Ordinarium  dos  Etats  gestellt. 

112.  —  D.    Einheit  des  Etats  und  Princip  der  Iis 
rtliscben  Kasseneinheit. 

Auch  diese  Fragen  des  Etatwesens  sind  doch  zunächst  finau/techn  isebe . 
reiche  nur.  wie  manche  der  im  Vorausgehenden  schon  berührten,  mit  recht) ich cu 
iwhe  zusammenhangen  und  zum  Theil  damit  zusammenfallen.  Sie  werden  daher  auch 
hur  gemeinsam  behandelt 

„Princip  der  fiscalischen  Kasseneinheit"  heisst  die  mindestens 
r  e  c  h  n  u  n  g  s  m  ä  s  s  i  g  e  Vereinigung  aller  Hin  und  Aus- 
gänge eines  öffentlichen,  insbesondere  des  .Staats- 
haushaltes in  Einer  Kasse,  bez.  Rechnung.  Die  Consequenz 
dieses  Princips  ist  im  Etatwesen  die  „Einheit  des  Etats "  oder 
die  Zusammenfassung  aller  Ein-  und  Ausgänge  des 
betreffenden  Haushalts  in  Eiuem  Etat. 

Finanz  technisch  sind  diese  Kasseneinheit  und  Einheit  des 
Uats  geboten,  weil  so  allein  die  Vollständigkeit  im  Ueber- 
blick  der  einem  öffentlichen  Haushalte  zu  Gebote  stehenden  und 
der  von  ihm  verwendeten  Finanzmittel  erreicht  wird.  In  politi- 
scher und  öffentlich-rechtlicher  Hinsicht  entsprechen  sie 
heim  Staatshaushalte  dem  modernen  Princip  der  Staatseinheit, 
auch  der  Centralisation  gegenüber  der  früheren  Decentralisation 
und  proviuciellen  Autonomie,  ferner  den  moderneu  gesammtstaatlichen 
einheitlichen  Vertretungskörpern  der  ganzen  Staatsbevölkerung,  im 
l  nterschied  von  älteren  provincialstäudischen  Vertretungen.  In 
wirt  bschaft  lieber  Hinsicht  sind  Kasseneinheit  und  Einheit  des 
Etats  die  Consequenz  der  Autfassung  der  Öffentlichen  Haushalte 
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des  Staat«  und  der  Selbstverwaltungskörper  als  einheitlicher 
Wirtschaften,  welche  als  „Fiscus"  (Staatstiscus,  analog  bei 
Communen  und  Verbänden)  selbständige  Rechtspersönlichkeiten  für 
finanzwirthschaftliche  Zwecke  werden. 

Es  ist  daher  auch  begreiflich,  wenn  sich  die  fiscalische  Kassen 
einheit  und  die  Einheit  des  Etats  im  Staats-  und  Communalhaus- 
halte  erst  in  der  neueren  und  neuesten  Zeit  mehr  und  mehr,  auch 
jetzt  übrigens  aus  technischen  und  politischen  Grlinden  noch  nicht 
immer  vollständig,  durchgerungen  haben.  Im  Staate  war  es  das 
Zeitalter  der  absoluten  Monarchien,  welches  den  Uebergang  vom 
mittelalterlichen  feudalen  und  patrimonialcu  zum  modernen  Staate 
bildet,  in  dem  sich  dies  Streben  nach  fiscalischer  Kassen-  und 
Etatseinheit  deutlicher  zeigt.  Erst  in  der  Periode  der  verfassungs 
massigen  Finanzverwaltung  nach  der  Epoche  der  französischen 
Revolution  ist  jedoch  diese  Einheit  imPrincip  völlig  zur  Geltung 
gelangt,  wenn  auch  aus  verschiedenen  Grlinden  Nebenetats  (§.  113) 
mitunter,  dann  aber  ausdrücklich  als  Ausnahme  geblieben  sind. 
Aus  finanzteehnischen  Gründen  und  unter  dem  befördernden  Ein 
fluss  des  neueren  Verfassungs-  und  Verwaltungsrechts  der  Selbst 
Verwaltungskörper  hat  jene  Einheit  sich  dann  auch  in  den  Haus 
halten  dieser  Körper  eingebürgert. 

S.  oben  Abschn.  1  dieses  Kapitels  S.  iss  ff.  Wagner,  in  Scb  6  n  b  erg  's 
Haudb.  II,  4Hi  IT  Aeltere  Abweichungen  von  der  Kassen-  und  Etatseinheit  ha)«' 
ich  bereits  in  dem  eben  gen.  Aufsatz,  dem  ich  hier  folge,  auf  drei  typische  Ver- 
schiedenheiten des  früheren  Finanzwesens  zurückgeführt.  Hcste  dieser 
alteren  Einrichtungen  ragen  mehrfach  noch  in  die  Gegenwart  herein,  s».  im  deutschen 
kleinstaatlichen  Finanzwesen.  Aber  auch  aus  practischen  Zweckmässigkeits-  und  au* 
öffentlich-rechtlichen  Gründen  hat  man  mitunter  noch  jetzt  den  alteren  ähnliche  Ein- 
richtungen in  einzelnen  Fidlen  befürwortet  und  beibehalten  oder  neu  geschalten  (§.  113). 
Insofern  haben  diese  Dinge  nicht  nur  historisches,  sondern  auch  aetuelles  Interesse. 

Ein  mal  bildet  die  früher  besprochene  Rassentrennung  in  Ländern  mit 
alterer  landständischer  Verfassung,  wie  iu  deu  deutschen  Territorien  i§.  !H) 
eine  characteristischc  Abweichung  vom  Princip  der  Kassen-  und  Etatseinheit.  Rest.1 
davon  haben  sich,  wie  oben  gezeigt,  mehrfach  noch  in  deutschen  Staaten  erhalten. 

Sodann  bestanden  früher  auch  für  die  einzelnen,  ehemals  selbständigen 
Landest  heile  eines  grösseren  Staatsgebiets  längere  Zeit  noch  getrennte  Kassen  unl 
Etats,  auch  na.hdem  diese  Länder  unter  Einer  Hoheit  (Fürst)  vereinigt  waren.  Ein 
solcher  Zustand  des  Finanzwesens  entsprach  den  übrigen  staatsrechtlichen  und  Ver- 
waltungsverhältnissen. Die  Einheit  des  Staats  (Territoriums)  war  überhaupt  zunächst 
mehr  erst  nur  in  der  Dynastie  gegeben.  Auch  im  Zeitalter  der  nber  die  alten  Stande 
obsiegenden  Monarchie  hat  man  iu  Verwaltung  und  Finanzen  erst  nach  und  nach 
mehr  centralisirt.  Real-  neben  und  statt  Provincialdepartetnents  gebildet,  für  ..gemeinsam«1 
Ausgaben"  „gemeinsame  Einkünfte"  geschaffen  oder  beide,  aus  den  Provincialfinauz<tL 
ausgeschieden.  So  wurde  in  den  Ländern  des  ancien  regime  das  Princip  der  Kassen- 
und  Etatseinheit  vorbereitet ,  aber  noch  nicht  erreicht.  Die  Staatshaushaltetats  waren 
doch  mehr  nur  eine  Verbindung  von  Provincialctats.  (Vgl.  §  91,  bes.  Riedel  über 
Preussen:.  Wo  gegenwärtig  ein  „Land"  nur  durch  Personalunion  mit  einem  Staat' 
verbunden  oder  sonst  politisch  selbständiger  geblieben  ist,  findet  sich  wohl  noch  etwas 
den  früheren  Provincialctats  Analoges.    (Finnland,  früher  auch  Königr.  Polen 
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ftirettübor  Kussland).  In  B U nd e s Staaten  sind  die  E inzolstaats-Haushalte  und  Etats 
üj-  h  den  alteren  Verhältnissen  vergleichbar. 

Endlich  bildet  das  ältere  System  von  Special kassen  und  Etats  für  Special- 
/wecke,  für  bestimmte  einzelne  Vcrwaltungszwe«  ke  und  für  bestimmte  zur 
Docktug  dieser  Ausgaben  dienende  Einnahmen  noch  eine  besonders  characteristische 
Abweichung  von  der  modernen  fiscalischen  und  Etatseinheit.  Das  Specialkassen- 
^ysteln  war  das  natürliche  geschichtliche  Product  der  »Ilmiii igen  Entwicklung 
neoer  und  vermehrter  Thätigkeiten  eines  öffentlichen  Körpers,  der  dafür  hervortretenden 
I  irtanzbedürfnisse  und  der  speciellen  Massregeln  zur  Beschaffung  der  dafür  erforder- 
lichen Deckungsmittel.  Wo  es  sich  für  letzteren  Zweck  um  ständische,  wie  in  deutschen 
Territorien,  oder  um  parlamentarische  Steuerbewilligungen  wie  in  England,  handelte, 
«der  wo  die  absolute  Monarchie,  wie  im  vorigen  Jahrhundert,  doch  auch  nur  mit 
Mühe  und  Vorsicht  neue  Fiiianz<|ucllcn  »ich  eröffnen  konnte,  da  hat  sich  wohl  eine 
•.ranze  Reihe  von  solchen  ,. Zweckkossen"  gebildet.  Daraus  ging  neben  dem  Mangel 
in  rebersichfliehkcit  des  Finanzwesens  aurh  eine  grössere  und  kostspieligere  Ver- 
* al tu ngf arbeit  hervor,  bis  dann  ,,Consolidationen",  wie  in  England,  und  Centralisationen. 
wie  auf  dem  Contincnte  stattfanden.  (S.  bes.  über  die  Entstehung  des  „eonsolid, 
f'i.ads"  in  England,  17S7.  und  über  die  ihm  vorausgehenden  Gestaltungen  (in eist, 
engl.  Verwalt.recht.  2.  A.  II,  $33,  840).  Erst  die  moderne  Auffassung  von  der  Ein- 
heit der  Staatszwecke ,  von  der  principiellen  Notwendigkeit  der  Uebernahme  der 
i  Tsohiedenartigstcn  öffentlichen  Thätigkeiten  auf  den  Staat  und  von  der  Einheit  der 
f  manzmittel  und  der  Finanzverwendungen  für  solche  Thätigkeiten  hat  hier  aber  an 
Stelle  der  Zersplitterung  des  Zweckkassen -Systems  zur  fiscalischen  Kasseneinheit  ge- 
führt Auch  hier  ist  die  finanzielle  Entwicklung  ein  Product  und  ein  Spiegelbild  der 
Kntwicklunp  der  politischen  Idee  und  öffentlich-rechtlicher  Verhältnisse.  —  Im 
i  ommunalfinanzwesen  ging  etwas  Aehnliches  vor  sich.  Doch  ist  die  Einheit  hier  ge- 
wöhnlich nicht  soweit  als  im  Staatshaushalte  durchgeführt,  was  sich  mit  aus  der 
leeothümlichen  Art  mancher  Communalthätigkcitcn .  besonders  solcher,  welche  der 
mteriell-wirthschaftlichcn  Sphäre  angehören,  erklärt.  Hier  kommen  dann  aber  öfters 
noch  die  gleich  noch  zu  erwähnenden  Gründe  für  theilweise  Abweichungen  vom  Priiicip 
itef  Kassencinheit  in  Betracht. 

§.  113.  Nebenetats.    Absolut  vollständig  ist  die  Kassen 
und  Etatseinheit  auch  gegenwärtig  wohl  noch  nirgends  erreicht, 
wenn  man  ihr  auch,  besonders  unter  dem  Eiufluss  der  neueren 
Verfassungsvcrhältnissc,  in  den  Staatshaushalten  immer  näher  ge- 
kommen ist. 

Noch  immer  giebt  es  auch  einzelne  Einnahmen  und  Ausgaben,  die  kategorien- 
»eisc  oder  doch  in  Bctrelf  einzelner  Posten  überhaupt  nicht  im  Etat  erscheinen,  weil 
las  für  unuöthig  und  zwecklos  Mühe  machend  gilt  oder  die  Verrechnung  zu  um 
»ländlich  ist  (z.  B.  Worth  der  Dienstwohnungen,  der  eigentlich  in  (icld  veranschlagt 
rar  Einnahme  und  Ausgabe  gehört)  oder  weil  gewisse  Vergütungen  für  amtliehe 
Thätigkeiten  von  Beamten  gleichwohl  —  kaum  mit  Kocht  —  als  deren  Privatbezüge 
Hten  (Gebühren .  Vorlesungshonorare). 

Wiebtiger  sind  die  Fälle,  wo  auch  gegenwärtig  noch  für 
einzel ne,  etwas  apart  stehende  öffentliche  Einrichtungen 
nnd  Anstalten  Specialetats  als  selbständige  „Nebenetats" 
neben  dem  Hauptetat  geführt  werden.  In  den  letzteren  werden 
dann  nur  etwa  die  UeberschUsse  jener  Specialetats  als  Ein- 
nahmen oder  die  Zuschüsse,  welche  aus  dem  allgemeinen  Haus- 
halt zur  Deckung  der  Deficite  erforderlich  sind,  als  Ausgaben  ein- 
gestellt.   Hierin  liegt  eine  bleibende  Abweichung  vom  Prineip 
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der  Kassen-  und  Etatseinheit,  die  zwar  mit  Recht  eiue  Ausnahme, 
aber  unter  Umständen  doch  eine  berechtigte  Ausnahme  bildet. 

S.  o.  §.  103,  sub.  c  So  kann  sich  die  Sache  verhalten  bei  gewissen  Betriebs- 
verwaltungen (Eisenbahnen.  Staatsfabriken.  Banken,  städtischen  gewerblichen  und 
gebührenpflichtigen  Anstalten,  wie  Gasanstalten,  Wasserleitungen,  Viehhöfen.  kanalisirunc 
u.  dgl.  m.),  ferner  bei  der  Abwicklung  grosser  Extraausgaben,  z.  B.  von  Kriegs- 
kosten, bei  der  Durchführung  besonderer  Beformen  auf  einem  Verwaltuugsgebien 
auch  heute  endlich  noch  bei  Anstalten  mit  Stiftun gscharacter  für  Kirchen-.  Schnl- 
Wohhhätigkcit  und  mit  Zuschnsspflicht  des  Staats  oder  der  fiemeinden.  Im  Schön- 
berg'schen  Handb.  II,  41b  habe  ich  die  ausnahmsweise  Berechtigung  von  solchen 
Neben-Specialctats  neben  dem  Hauptetat  noch  etwas  bedingter,  als  im  Vorausgehenden, 
zugegeben.  Aber  grade  die  Aufnahme  der  grossen  Betriebsverwaltungen,  lies,  der 
Staatseisenbahnen,  in  den  Hauptetat  hat  doch  in  der  That  auch  für  letzteren  ihre 
bedenklichen  Seiten.  In  Prcussen  kommt  jetzt  nach  den  neuesten  Eisen  bahn- Ver- 
staatlichungen fast  die  Hälfte  der  Bruttoeinnahmen  auf  die  Eisenbahnen  (Reg.entw. 
I883/S4  514.7  M.  M.  von  10S9.6  M.  M.:  dazu  yü.5  M.  M.  des  Etats  der  Berg-. 
Hütten-  u.  Salinen  Verwaltung  .  Das  hat  sein  Missliches.  Es  wurde  die  Aufstellung 
üanz  selbständiger  Nebenctats  für  solche  Verwaltungen,  mit  blosser  Tebertragong  der 
l'cberschüsse  oder  erforderlichen  Zuschüsse  in  den  Hauptetat,  wohl  die  „Uebersicht- 
lichkeit  und  Klarheit  der  Finanzverhältnisse'*  hier  erhöhen,  nicht,  wie  ich  a  a.  0. 
zu  allgemein  annahm,  verringern. 

Nebenetats  der  geschilderten  Art  linden  sich  aus  principieilen  und  practischen 
Orüiiden  noch  öfters  iu  modernen  Staatshaushalten,  mehr  noch  für  die  mancherlei 
grösseren  städtischen,  halb  gemeinnützigen,  halb  gewerblichen  Anstalten,  in  Communal 
haushalten.  So  hat  bisweilen  die  Staatsschulden  Verwaltung,  namentlich  der 
aparte  Schuldcntilgungsfond  einen  solchen  Nebenetat.  Im  Deutschen  Reich 
wie  in  Frankreich  sind  die  jüngsten  Kriegskosten  in  besonderen  Etats  liquidirt.  In 
Preussen  hat  die  Scehandlung  ihren  Specialetat,  nur  der  Ueherschuss  steht  ah 
Nettoeinnnhme  im  Hauptetat.  Mitunter  ist  es  so  bei  der  Münze,  bei  der  auch  sonst 
die  Ein-  und  Ausgänge  von  Münzmaterial  nicht  im  Staatshaushaltsetat  zu  erscheinen 
pflegen  insofern  eine  Abweichung  von  der  Bruttoetatisirung).  Iu  Baden  sind  jetzt 
einige  Betriebsverwaltungen  aus  dem  allgemeinen  Etat  ausgeschieden  und  werden  in 
speciellen  Nebenetats  geführt  ( Eisen  bahn-  Betriebs-,  Eisenb.-  Bau-,  Eisenb.-S  c  h  u  1  d  e  n  - 
t i lgungs- Verwaltung.  Bodensee  -  Dampfschifff.).  In  Frankreich  yl.croy- 
Beaulicu  II,  10  H*.,  v.  Kaufmann,  Fin.  Frankr.s,  S.  707  If.)  besteht,  nach  manchem 
Wechsel  der  Verhältnisse,  gegenwärtig  eine  ganze  Reibe  solcher  Nebenetats  neben 
dem  „allgemeinen  Budget"  <iss:j  3044.2  M.  Fr.),  so  ein  ..Budget  der  auf  ausser- 
urdentl.  Hilfsmittel  begründeten  Ausgaben'1  (nieist  f.  grosse  öllcntl.  Arbeiten  des 
Verkehrswesens),  im  Et.  f.  lss3  529- 1  M.  Fr.,  dann  das  ..Budget  der  auf  speeiell» 
Hilfsmittel  begründeten  Ausgaben"  (die  Zuschläge  zu  den  dir.  Staatssteuern  f.  Depart- 
iind  Commun.- Ausgaben ,  i$b'S  417*1  M.  Fr.),  ferner  die  6  .ordnungsmässig  zun 
allg.  Budget  gefügten"  Spccialbudgcts  f.  die  Nationaldruckerei.  Ehrenlegion,  Marine 
InvaUdcncasse ,  Staatseisenbahnen .  Münzen  und  Medaillen,  die  Central- Kunst  -  und 
Gewerbeschule  (zus.  1SS3  84*0  M.  Fr\ 

IL  Die  rechtlichen  Seiten  des  Etatswesens 
(sogen.  „Budgetrecht"). 

Eiuiges  ist  des  Zusammenhanges  wegen  schon  im  Vorausgehenden  bei  den 
technischen  Seiten  mit  erörtert  worden.  Einiges  Andere  muss  hier  noch  herührt 
werden.  Es  handelt  sich  dabei  aber  in  diesem  f  in  anz  wissen  schaftlichen  Werke 
nicht  um  ein  näheres  Eingehen  in  das  ganze,  manche  schwierige  Controversen  auf- 
weisende staatsrechtliche  Gebiet  des  Budgetrechts,  z.  B.  bezüglich  der 
Ministerverantwortlichkeit,  des  „Ausgabebewilligungsrechts',  des  Rechts  der  „Budget- 
verweigerung", der  Porterhebung  bestehender  Steuern  und  Abgaben  (Art.  109  d. 
preuss.  Verlass.)  oder  der  allgemeinen  Bewilligung  der  Steuererhebung  durch  das 
Etatsgosetz  u.  dgl.  m.,  wobei  auch  unvermeidlich  die  Rechtsgeschichte  und  das  posi- 
tive Recht  jedes  einzelnen  Staats  mehr  zum  unmittelbaren  Ausgangspunct  genommen 
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Verden  mÜSdte.  Für  uns  kommt  es  vielmehr  nur  darauf  an,  einige  der  Inidgot recht- 
lichen Fragen  vom  ttesichtspunct  finanzwirthschaitlicher  Zweckmässig- 
keit aus  für  unsere  Zeit  in  unseren  Staaten  in  einer  dementsprechenden  Behandlung 
•le  lege  ferenda  hier  in  die  Finanzwissenschaft  hinein  zu  ziehen.  Dies  geschieht  in 
vorzüglicher  Weise  in  gleicher  Tendenz  von  Leroy-Beaulicu  II,  1.  1,  eh.  1  u.  2. 
Der  Standpunct  finanzwirthsrhaftlicher  Zweckmässigkeit  kommt  in  der  Praxis  in  diesen 
Dingen  jedoch  selten  rein  zum  Ausdruck.  Politische  Tendenzen,  —  unabhängigere 
Stellung  der  Regierung,  grosserer  Eintluss  der  Parlamente,  — •  sind  öfters  entscheiden- 
dere Factoren  für  die  (iestaltung  des  Budgetrechts  im  Ganzen  und  in  den  massgeben- 
den Einzelheiten.  Die  parlam.  Kämpfe  drehen  sich  gern  um  diwso  Puncto.  Alle 
mögliche  Veränderungen  mit  den  Verfassungsänderungen  bes.  in  Frankreich.  S. 
Leroy-Beaulicu  a.  a.  0.  —  Vgl.  sonst  passim  Stein,  Fin.  I,  72  fl.  und  für  das 
Imdgetrechtliche  Material  die  Werke  über  positives  Staatsrecht  einzelner  Staaten, 
für  vergleichende  Behandlung  bes.  tineist.  „Gesetz  uud  Budget"  (l^U), 
iiam.  Kap.  IV  (Uber  das  englische,  französ.  belgische  und  deutsche  Budgetrecht': 
höchst  Ichreich  u.  m.  E.  durchweg  zutreffend  in  der  staatsrechtlichen  Construction  des 
ioatschen  Budgetrechts  und  in  den  eingestreuten  politischen  und  tiuanzpolit.  Er- 
örterungen, so  u.  A.  in  dem  Urtheil  über  die  .,sachwidrigo  Spe  c  ia  1  is  i  ru  n  g" 
i>  Budgets  in  Preussen  und  Uber  die  bedenklichen  Folgen  davon  (S.  174  fl'.,  s.  u. 
§1-  117.  118).  Ausserdem:  Fricker,  d.  Natur  der  Steuerverwilligung  und  des 
!  inanzgesetzes.    Tüb.  Ztsehr. .  B.  17.  I S«  1  .  S.  «:iß. 

§.  114.  —  A.  Allgemeine  Bedeutung  des  Budgetrechts. 
In  finanzwirthschaftlicher  Beziehung  ist  zunächst  zu  betonen,  dass 
eine  staatsrechtlich  und  politisch  gut  geordnete  Gestaltung  des 
..Budgetrechts"  ihren  allgemeinen  Werth  flir  das  Finanzwesen  hat. 
SJe  bietet  vermehrte  Bürgschaften  für  ordentliche  Prüfung  der 
Einnahmen  und  Ausgaben,  für  ökonomisch  und  technisch 
zweckmässige  und  sparsame  Finanzverwaltung,  sie  wirkt  dadurch 
günstig  auf  den  öffentlichen  Credit  ein,  was  sich  u.  A.  in  Er- 
mässigung des  Zinsfusscs  der  Anleiben  und  geringerem  Schwanken 
der  Curse  der  Schuldverschreibungen  zeigen  wird.  Es  muss  dabei 
aber  auch  im  finanzwirthschaftliehen  Interesse  vor  jenem  Extrem 
der  links  stehenden  Parlamentsparteien  gewarnt  werden,  welche 
in  einer  Ausbildung  des  Budgetrechts  zu  dem  (formellen  und 
materiellen")  Rechte  einer  absoluten  Ausgabe-  und  Einnahme-,  ins- 
besondere Steuerbewilligung  und  demgemäss  in  dem  Rechte  der 
völligen  „  Budgetverweigerung"  und  ,,  Steuerverwcigerung"  ihr 
Ideal  sehen.  Ein  solches  Recht  würde  darauf  hinlaufen,  Alles 
.  in  Frage  stellen"  und  die  ganze  Staatsmaschinerie,  Verwaltung 
u.  s.  w.  eventuell  auch  „zum  Stillstand  bringen"  zu  können. 
Selbst  wenn  ein  derartig  extremes  Recht  der  Volksvertretung  maass- 
haltend  mit  politischem  Tacte  ausgeübt  wird,  möchte  die  Anerkennung 
desselben  als  eines  Theils  des  geltenden  öffentlichen  Rechts  fiuanz- 
wirthschaftlich  nachtheilige,  den  öffentlichen  Credit  schädigende 
Wirkungen  mit  sich  führen.  Das  verfassungsmässige  ßudgetrecht 
hat  aber  doch  überhaupt  in  erster  Linie  finanzwirthschaftliche 
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Zwecke,  die  politischen  iu  Betreff  des  Einflusses  der  Volks- 
vertretungen der  Regierung  gegenüber  stehen  erst  in  zweiter  Linie. 
Hiernach  müssen  bezügliche  Bestrebungen,  welche  auf  eine  solche 
Missbildung  des  Budgetrechts  abzielen,  gerade  im  finanz wirt- 
schaftlichen Interesse  abgewiesen  werden.  In  letzterem  liegt 
durchaus  eine  Sicherung  der  Grundlagen  und  der  Stabilität 
des  Finanzwesens,  welche  bei  einem  solchen  Budgerrecht  verloren 
zu  gehen  droht. 

Es  spukt  hier  immer  noch  die  extrem  individualistisch  -  liberale  Anschauung, 
welche  den  Staat  als  etwas  mehr  oder  weniger  Entbehrliches  ansieht  und  einen 
unhaltbaren  Gegensatz  von  Staat  und  Volk  und  von  Regierung  und  Volksvertretung 
festhält;  als  ob  etwa  die  gesicherte  Fortdauer  der  Staatsverwaltung  mehr  oder  über- 
haupt nur  ein  Regicrungsinteresse,  nicht  vielmehr  das  erste  und  höchste  Volk>- 
interesse  wäre,  dessen  Befriedigung  gar  nicht  in  Frage  gestellt  werden  darf.  Mein« 
Grundlegung  §.  154  fi'.,  161  fl'.  Gn eist's  grosses  Verdienst  ist  es,  in  seiuen  Werken 
Uber  englisches  Recht  irrige  Ansichten  Uber  das  dortige  Budgetrecht  berichtigt  und 
auch  für  Deutschland  nachgewiesen  zu  haben,  dass  ein  solches  extremes  Budgetrecht 
hier  nirgends  verfassungsmässig  ist  ;  s.  bes.  sein  ,.Ges.  u.  Budg."  a.  a.  0.  Ueber  dio 
politische  und  finanzpolitische  Bedenkln  hkeit  solchen  Rechts  ist  kein  Zweifel  möglich. 

§.115.  —  B.  Einzelne  finanzwirthschaftlich  besonders 
wichtige  Fragen  des  Budgetrechts.  Als  solche  sind  wohl 
zu  nennen:  1)  die  Form  der  parlamentarischen  Berathung 
und  Beschliessung  oder  sogen.  Votirung  des  Budgets;  2)  die 
Specialisirung,  in  welcher  das  Budget  der  Volksvertretung 
vorgelegt  und  namentlich  in  welcher  es  mit  rechtsverbind- 
licher Kraft  für  die  Verwaltung  votirt  wird,  woraus  sich 
dann  das  Maass  der  Befugniss  der  Verwaltung,  von  sich  ans 
Uebertragungen  (Transferirungen,  virements)  zwischen  ver 
schiedenen  Etatspositionen  vorzunehmen  und  anderseits  auch  er 
giebt,  ob  und  in  welchen  Fällen  Nachtragscredite  erbeten 
oder  nachträgliche  parlamentarische  Genehmigung  von  der  be 
sonderen  Erlaubniss  bedürftigen,  eigenmächtig  erfolgten  Ueber 
tragungen  (ähnlich  auch:  der  Vornahme  unbewilligter  Ausgaben) 
eingeholt  werden  muss:  3)  die  Einrichtung  derControle  in  Bezuj; 
auf  die  Innehaltung  des  Etats  bei  der  Ausführung  und  4)  die  Ab- 
legung  der  Schlussrechnung. 

Die  beiden  letzten  Puncte  werden  unten  in  Abschn.  4  und  5  dieses  Kapitel* 
mit  behandelt,  die  beiden  ersten  sind  hier  zu  erledigen. 

1.  Die  Form  der  parlamentarischen  Berathung  und 
Votirung  des  Budgets  zeigt  in  den  einzelneu  modernen  Staaten, 
im  engen  Anschluss  an  andere  Verhältnisse  des  Parlamentarismus, 
manche  Verschiedenheiten,  welche  in  Europa  wieder  auf  den 
britischen  und  continentalen  Typus  zurückgeführt  werden 
k (Innen,   woneben  Nordamerica  einen  dritten  Typus  darstellt. 
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a)  In  Gross bri tan nien  wird  in  Folge  der  Scheidung  des 
stabilen  und  wandelbaren  Budgets  (§.  64)  überhaupt  nur  ein 
Theil  der  Ausgaben  und  ein  noch  kleinerer  Theil  der  Ein- 
uabnien  eigentlich  jährlich  vom  Parlament  „bewilligt",  die  Übrigen 
Ausgaben  und  Einnahmen  beruhen  auf  festem  Gesetz  und  erscheinen 
nur  rechnungsmässig  der  Vollständigkeit  wegen  im  Etat.  Dadurch 
wird  von  vorneherein  die  ,, In -Frage -Stellung"  des  ganzen  Haus- 
halts vermieden  und  die  vorteilhafte  Möglichkeit  gegeben,  die 
Mitwirkung  des  Parlaments  bei  der  Feststellung  des  Etats  grade 
da  eintreten  zu  lassen,  wo  etwas  wirklich  „fraglich"  ist. 

Die  Berathung  des  vom  Schatzkanzler  vorgelegten  Budgets 
erfolgt  in  allen  ihren  Stadien  nicht  in  besonderen,  zu  diesem 
Zweck  aus  dem  Parlament  gewählten  Commissionen,  wie  auf 
dem  Continent  (den  sogen.  „Budgetcommissionen"),  sondern 
in  formloserer  Weise  im  ganzen  Hause  (Unterhause),  das  sich 
hierzu  zunächst  als  „Comite"  constituirt,  und  zwar  als  „Comite 
der  Bedürfnisse"  (comitee  of  supply)  für  die  Bedarfsfrage  und 
danach  als  „Comite  der  Mittel  und  Wege"  (comitee  of  ways  and 
means)  für  die  Bedeckungsfrage. 

Jedes  Mitglied  des  Hauses  kann  sich  an  diesen,  nicht  öffentlichen  Coinite- 
>itzungcn  and  Berathungen  betheiligen,  thatsächlich  aber  betheiligen  sich  meist  nur 
•üe  fachmännisch  oder  sonst  am  Gegenstand  intercssirten  Mitglieder.  „Die  Resultate 
ücser  Verhandlung  Verden  dann  gewöhnlich  gegen  Schluss  der  Session  in  einer 
(resammtübersicht  zusammengefaßt ,  die  in  Torrn  eines  Gesetzes  als  consolidated  fund 
v;t  publicirt  wird'*  (Gncist,  Ges.  n.  Budg.  S.  95).  Mit  Kecht  rtlhmt  Leroy- Beaulieu 
II,  20  diese  Organisation  als  besonders  ingeniös  und  practisch.  Sie  habe  alle  Vor- 
teile ohne  die  Nachtheile  der  continentalcn  geschlossenen  Kommissionen,  schliesse 
kein  Mitglied  von  der  Berathung  aus,  verkürze  die  öffentlichen  Parlamentssitzungen 
a.  beschleunige  die  Durchberathung  des  Budgets  erwünscht  —  Ob  ohne  Scheidung 
dnes  stabilen  und  waudelbaren  Budgets  die  Erfolge  dieselben  wären,  steht  vielleicht 
dabin,  aber  anderseits  weisen  auch  die  Erfolge  einer  solchen  Berathungsmethode 
»i-ider  auf  die  Zweckmässigkeit  dieser  Scheidung  hin.  Abstriche  an  Forderungen 
der  Regierung  sind  im  englischen  Parlament  selten  und  spärlich  (Beispiele  bei  Gn eist 
t.  a  0.  S.  IUI 

Im  Unterschied  zu  Frankreich  und  zu  anderen  Continental- 
staaten  schlügt  das  englische  Parlament  oder  einzelne  Mitglieder 
desselben  nicht  selbst  Ausgaben  vor,  was  ein  Vorrecht  der  Krone 
ist.  Das  möchte  zwar  als  allgemeines  Budgetrechts -Princip  zu 
weit  gehen,  aber  hat  immerhin  den  Vortheil,  wie  sich  am  Gegen- 
satz Frankreichs  zeigt,  grössere  Regelmässigkeit  im  Etat  und 
Vermeidung  von  Supplementcrediten  zu  bewirken. 

Vgl.  Leroy  II,  52  ff. 

§.  116.  —  b)  In  den  constitutionellen  Staaten  des  Continents 
besteht  meistens  keiue  Ausscheidung  bestimmter  Ausgaben  aus  dem 
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Etat  der  Finanzperiode  (Jahr)  wie  in  England ,  sondern  der  oder 
die  Ktats  der  Ausgaben  und  Einnahmen  werden  vollständig  von 
der  Volksvertretung  durcbberathen  und  votirt.  Diese,  wenn  sie 
ernstlich  genommen  würde  oder  wird,  sehr  umfassende  Arbeit  pflegt 
durch  Berathungen  und  Beschlüsse  besonderer  Commissionen, 
insbesondere  der  sogen.  „Budgetcommissionen"  („Commission 
zur  Prüfung  des  Staatshaushaltsetats"  nach  der  amtliehen  prenssischen 
Benennung)  für  die  endgiltige  Beschlussfassung  in  der  „Plenar- 
versammlung"  vorbereitet  zu  werden. 

Diesen  Commissionen  werden  von  vornherein  entweder  der  ganze  Etat  oder 
bestimmte  wichtigere  und  streitigere  Thcilc  desselben  und  eventuell  spater  auf  be- 
sonderen Antrag  einzelne  Spccialit fiten ,  worüber  sich  die  Plcnancrsatnmlung  erst  im 
Wege  der  vorbereitenden  Cominissionsbcrathung  zum  Zwecke  ihrer  Entscheidung  unter- 
richten will,  überwiesen.  Die  Commission,  aus  einer  angemessenen  Anzahl  — 
nominell  durch  Wahl,  factisch,  wie  z.  B.  in  Preussen  hier  und  bei  anderen  Com- 
missionen durch  massgebende  Bestimmung  der  ..Fractioncn"  (politischen  Parteigruppen) 
ernannter  —  Mitglieder  bestehend,  bestellt  Hefcrcuten  für  die  einzelnen  Thcile  des 
Etats,  die  dann  zuerst  in  der  Commission,  hinterher  im  Plenum  Bericht  erstatten, 
mündlich,  in  wichtigeren  Fällen  schriftlich.  Auch  andere  verwandte  Finanzsachen, 
z.  B.  Steuergesetzentwürfe,  werden  wohl  der  Budgetcommission,  der  „einfachen" 
oder  „ad  hoc  verstärkten''  überwiesen.  Manches  Einzelne  ist  natürlich  in  verschiedenen 
Staaten  verschieden,  im  Wesentlichen  besteht  Uebercinstimmung  der  Einrichtungen, 
wie  dies  bei  Annahme  des  Princips  der  Commissionsbchandlung  begreiflich  ist.  Wir 
haben  hier  im  Vorausgehenden  und  Folgenden  die  preussischen  und  die  analogen 
Einrichtungen  des  Deutschen  Reichs  vor  Augen.  Die  französischen  sind  nicht  so 
sehr  verschieden  davon. 

Diese  Einrichtungen  beruhen  sicher  auf  einem  richtigen  Grund- 
gedanken und  haben  auch  in  der  Praxis  einige  Vorzüge,  denen 
aber  erhebliche  Nachtheile  gegenüberstehen.  Die  Vorberathung  in 
kleineren,  z.  Th.  mehr  aus  Fachkennern  und  Liebhabern  des 
Gegenstands  bestehenden  Commissionen  kann  einfacher  und  doch 
zugleich  gründlicher  als  in  grossen  Versammlungen  sein  —  wenn 
die  Zusammensetzung  der  Commission  die  richtige  ist.  In  dieser 
Hinsicht  bietet  aber  das  Mitspielen  des  politischen  Parteimoments 
und  die  unvermeidliche  Beschränkung  der  Zahl  der  Mitglieder 
zwei  Gefahren:  dass  nicht  immer  grade  die  sachlich  geeigneten 
Mitglieder  in  die  Commission  kommen  und  dass  qualificirte  Personen 
ausgeschlossen  bleiben.  Die  britische  Einrichtung  vermeidet  beide 
Gefahren.  Die  ganze  Berathung  wird  ferner  öfters  zeitraubender, 
weil  sie  eine  doppelte,  in  Commission  und  Plenum  wird.  Die 
Minorität  der  Commission  wird  sich  selten  zufrieden  geben  und 
im  Plenum  ihren  Standpunct  von  Neuem  vertreten.  Die  Commissions 
berathung  giebt  reiche  und  oft  gern  benutzte  Gelegenheit  zu  end 
losen  Verhandlungen  über  Kleinigkeiten,  zumal  bei  so  weitgehender 
Specialisirung  des  Etats  wie  bei  nns,  worüber  die  grossen  Fragen 
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leicht  zu  kurz  kommen.  Die  Prüfung  des  Etat«  erscheint  dann 
wohl  gründlicher,  ist  es  aber  in  Wirklichkeit  nicht.  Die  Autorität 
eines  Commissionsvotuins  kann  im  Plenum  wohl  den  richtigen 
Weg  zeigen,  aber  ebensogut  auf  den  Abweg  führen,  weil  mit 
Rücksicht  auf  das  Votum  die  Berathung  im  Plenum  unerfindlich  wird. 

Es  liegt  daher  wohl  immerhin  eine  Verbesserung  vor,  wenn 
nur  gewisse  wichtigere  Theile  des  Etats  zuerst  in  der  Budget- 
commission, andere  sofort  im  Plenum  verhandelt  werden,  wie  jetzt 
in  Preu8scn.  Dadurch  erfolgt  eine  Annäherung  an  das  britische 
System  (die  sich  bei  der  üblichen  „schwachen  Besetzung  des 
Hauses"  bei  unwichtigeren  Etatsverhandlungen  auch  äusserlich  noch 
mehr  herausstellt!) 

So  wurden  z.  B.  vom  preuss  Ktat  f.  1 SH3 — S4  der  Budgetcomuiission  sofort  nur 
überwiesen :  sämmüichc  einmalige  u.  ausscrordentl.  Ausgaben;  aus  der  Verwalt.  der 
■lirecten  Steuern  2  Titel  eines  Kapitels  (classific.  Einkommensteuer  u.  Olasscnsteucr) ; 
äu«.  derj.  der  indir.  Steuern  2  Titel  eines  Kap.  d.  Einnahme  (Stempelsteuer,  Gerichts- 
Ifcten).  1  Titel  eines  Kap.  d.  dau.  Ausg.  (Kosten  f.  d.  Verwalt.  d.  Zölle  u.  s.  w.  von 
itreucn);  von  der  Eiscnbahnvcrwaltung  die  ganze  Einnahme  u.  die  dauernden  Aus- 
gaben; von  d.  allgcm.  Finanzverwaltung  1  Titel  eines  Kap.  d.  Einnahme  (Ergänzung 
der  Einnahmen  f.  d.  Etati  und  1  Titel  eines  Kap.  d.  dau  Ansg  (Rückzahlung  von 
hinterlegten  Geldern);  von  d.  Justizvcrwalt.  5  Titel  aus  2  Kapiteln  u.  3  Kapitel  der 
•lauernden  Ausgaben ;  aus  dem  Minist,  d.  gcistl.  u.  s.  w.  Angelegenheiten  6  Titel  aus 
3  verschied.  Kapiteln;  endlich  die  beiden  Etatsgesetzc.  Die  Auswahl  betrifft  auch 
hier  wichtigere,  streitigere  u.  neuere  Theile  des  Etats  (Eisenb.vcrwalt.!);  sie  ist  zu- 
gleich den  „Stichproben"  zu  vergleichen.  Die  umfassende  Thütigkeit  der  Budget- 
ommissionen  ergiebt  sich  äusserlich  aus  der  grossen  Zahl  und  Jangen  Dauer  der 
SiUungen.    In  Preussen  fanden  z.H.  in  d.  3.  Session  d.  14.  Legislaturperiode  (Anf. 

20  Sitzungen  der  gewöhnlichen,  17  der  verstärkten  (f.  d.  Eiscnbahnvorlagon 
u.  s.  w.)  Budgetcommission  statt,  meist  3—1-  u.  mehrstündig.  l'cbcr  die  Resultate 
iles  preuss.  Etat-Berathungssy Steins  passim  sehr  richtige  kritische  Bemerkungen  von 
«incist,  Ges.  u.  Budg.  S.  134  —  100. 

Je  mehr  nun  auf  diesem  Gebiete  der  Etatsberathung,  begünstigt 
durch  die  Form  der  parlamentarischen  Berathung  und  Votirung 
und  durch  das  Specialisirungsprincip,  die  Volksvertretung  sich 
thatsächlich  bei  der  Feststellung  des  Etats  in  die  Verwaltung  ein- 
mischt u.  „durch  das  Budget  hier  organisirt",  desto  leichter  werden 
sich  auch  Fehler  bei  den  Beschlussfassungen  einschleichen,  welche 
für  die  Verwaltung  und  z.  Th.  auch  für  die  Finanzwirthschaft 
schädlich  sind. 

Die  Gefahr  solcher  Fehler  steigt  noch  bei  dem  französischen  System,  wo- 
nach die  Abgeordneten  berechtigt  sind,  Anträge  auf  Credltbewilligungen  zur  Abstim- 
mung zu  bringen  auch  in  Widerspruch  mit  oder  unter  Passivität  der  Regierung  (vgl. 
I.croy-Beaulieu  II.  50  IT.).  In  Preussen  ist  dem  durch  die  oben  S.  226  schou 
erwähnte  Bestimmung  des  §.  27  der  Geschäftsordnung  des  Abgeordnetenhauses  wenig- 
stens theilweise  ein  Riegel  vorgeschoben,  indem  hier  Anträge  von  Mitgliedern,  welche 
L-ine  Geldbewilligung  in  sich  schliossen  oder  in  Zukunft  herbeizufahren  bestimmt  sind, 
nur  nach  Vorberathung  und  Berichterstattung  einer  Oommission  zur  Abstimmung  ge- 
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laugen  können.  Doch  liegt  bereits  der  Präzedenzfall  vor,  das»  von  Uebcrweisung  an 
eine  Cointnission  abgesehen  werden  kaun,  wenn  solche  Autrage  zum  Etat  gestellt 
werden  u.  die  Regierung  zustimmt.    S.  Stenogr.  Ber.  1  $73/74  I. 

In  unseren  Staaten  mit  Zweikammersystem  ist  endlieh  noch 
bemerkens werth,  dass  wohl  das  Abgeordnetenhaus,  als  „Volks 
Vertretung"  im  engeren  Sinne,  etwas  weitergehende  Befugnisse 
als  die  erste  Kammer  bei  der  Votirung  des  Etats  uud  etwa  auch 
bei  anderen  Finanzgesetzen  hat. 

So  müssen  z.  B.  diese  beiden  in  Preusscn  der  2.  Kammer  zuerst  vorgelegt  u. 
können  die  Etats  von  der  1.  Kammer  nur  im  Ganzen  angenommen  oder  abgelehnt 
werden  (Art.  62  d.  Vcrfass ). 

In  d.  nordamer.  Union  bestehen  beständige  Commissionen  aus  Mitglie- 
dern des  Repräsentantenhauses  u.  des  Senats.  Zwei  davon  beschäftigen  sich  mit  den 
Etat  und  deu  Finanzgesetzen,  eine  für  die  öffenü.  Ausgaben,  eine  für  die  ..Mittel  u. 
Wege";  die  letztere  inuss  binnen  30  Tagen  ihre  Vorschläge  machen.  Leroy- 
Bcaulieu  II,  21. 

§.  117.  —  2.  Die  Specialisirung  des  Budgets  und 
die  Ueber tragungen.  In  dieser  budgetrechtlich  und  wegen 
der  Tragweite  für  die  Verwaltung  besonders  wichtigen  Frage  ist 
die  Vorlegung  und  die  Votirung  des  Etats  wohl  zu  unter- 
scheiden. 

a)  Jeder  finanztechnisch  richtige  Voranschlag  muss  sich  aus 
Specialitäten  aller  Art  auf  bauen.  Für  die  Verwaltung  ist  bei  der 
Ausführung  des  Etats  die  weitestgehende  Specialisirung  Vorbedingung 
der  practischen  Brauchbarkeit  des  Etats.  Jetzt,  wo  es  sich  regel- 
mässig nicht  mehr  um  Geheimnisse  im  Finanzwesen  handelt, 
sondern  umfassende  Oeflfentlichkeit  in  letzterem  anerkannter  Grund- 
satz ist,  wird  daher  die  Vorlage  eines  sehr  specialisirten 
Etats  mit  allen  Abtheilungen,  Sectionen,  Kapiteln,  Titeln  und 
weiterem  Detail  in  den  Parlamenten  mit  Recht  zu  verlangen  seiu. 
Ein  solcher  Etat  dient  am  Besten  zur  Information,  giebt 
wün8cbenswerthe  Gelegenheit  zur  Kritik,  in  und  ausser  dem  Paria 
ment,  welche  auch  der  Regierung  nützlich  sein  kann,  ist  für 
mancherlei  finanzstatistische  Zwecke  brauchbar,  mitunter  allein 
brauchbar.  U.  A.  ist  Gewicht  darauf  zu  legen,  dass  auch  die 
Einnahmen  ihrem  fiuanzwirthschaftlichen  Character  nach  möglichst 
genau  specialisirt  werden. 

Die  meisten  Schwierigkeiten,  die  sich  allerdings  völlig  nicht  lösen  lassen,  bietcu 
hier  die  in  Stcmpelform  u.  als  Registerabgaben  erhobenen  Gebuhren  u.  Verkehrsstcuern. 
s.  Fiu.  II,  Kap.  1. 

b)  Eine  ganz  andere  Frage  aber  ist  es,  wie  der  Etat  vom 
Parlament  beschlossen  oder  votirt  werden  soll:  ob  im  Ganzen 
(en  bloc);  ob  in  grösseren  Abtheilungen,  z.  B.  bei  den  Aus- 
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gaben  nach  Ministerialdcpartements,  oder  in  grösseren  Sectionen 
der  letzteren,  in  grösseren  Gruppen  von  verwandten  Ausgaben 
and  Einnahmen;  oder  ob  in  kleineren  Abschnitten,  Kapiteln, 
Titeln  u.  dgl.  m.,  mit  der  Rechtsfolge,  dass  der  Etat,  soweit 
das  von  der  Verwaltung  abhängt,  also  regelmässig  besonders  bei 
den  Ausgaben,  nach  diesen  einzelnen  Voten  von  Titeln, 
Kapiteln,  grösseren  Abtheilungen  u.  s.  w.  bei  der  Ausführung 
>treng  inne  gehalten  werden  muss. 

Demnach  dürfen  insbesondere  die  betreffenden  einzelnen  Aus 
^abepositionen  nur  genau  für  den  bewilligten  Zweck  ver- 
wendet, nicht  Uberschritten  und  zwischen  ihnen  dürfen  keine 
L'ebertragungen  gemacht  werden,  wenn  z.  B.  bei  einer  votirten 
Position  Ersparungen  von  selbst  vorkommen  oder  zu  Gunsten 
anderer  Ausgaben  herbeigeführt  werden  könnten.  Vielmehr  müssen 
solche  Ersparungen  definitiv  von  der  Verwaltung  als  Erübrigung 
behandelt  werden. 

•  Je  weiter  nun  bei  der  Votirung  des  Budgets  specialisirt  wird,  bis  in 
UeÜM  Kapitel  und  kleine  Titel  hinab,  desto  mehr  ist  die  Verwaltung  an  die  Vor- 
anschläge bis  ins  Einzelne,  bei  der  Ausführung  des  Etats  gebunden. 
Je  Yeniger  specialisirt,  je  mehr  der  Etat  in  grossen  Kapiteln  oder  Abtheilungen 
oiirt  wird,  desto  freier  ist  t>ie  in  Betrefl"  der  wirklichen  Verwendung  der  Sum- 
men. Begreiflich,  dass  daher  die  Regierung  selbst  und  die  ihre  Auffassung  theilenden 
Kilitischcn  Parteien  eine  geringere,  die  Parteien  des  Individualismus  und  extremen 
Uberalismus  eine  grössere  „Specialisirung"  des  Budgets  in  diesem  Sinne  des 
ttorts  erstreben. 

Bei  objectiver  Erwägung  sowohl  des  Zwecks  der  parlamentari- 
schen Mitwirkung  bei  der  Etatsfeststellung  als  der  Bedürfnisse  und 
Voraussetzungen  guter  Verwaltung  wird  man  in  der  Frage  der 
•Specialisirung  einen  Mittelweg  für  den  richtigsten  erklären  müssen. 
Daher  zwar  keine  Votirung  nur  im  Ganzen  oder  bloss  in  ganz 
Brossen  Abtheilungen,  Sectionen  u.  dgl.,  wie  zeitweilig  früher  in 
Frankreich,  aber  auch  keine  soweit  getriebene,  dadurch  sachwidrig 
werdende  Specialisirung  fast  bis  ins  kleinste  Detail  wie  in  der 
Regel  in  Deutschland,  speciell  auch  in  Preussen.  Vielmehr  statt 
dessen  ein  richtiges  Maass  in  der  Specialisirung,  das  im 
prenssisch- deutschen  Etatswesen  wohl  durch  die  Votirung  in 
Ministerialabtheilungen  (als  Regel)  und  dieser  in  Kapiteln, 
nicht  in  Titeln,  und  zwar  im  Allgemeinen  wohl  in  der  Form 
etwas  grösserer  Kapitel,  als  den  bei  uns  üblichen,  am  Besten 
gekennzeichnet  wird. 

Die  richtige  Bildung  solcher  Kapitel  wäre  eino  vorausgehende  finanzstatistische 
\rbeit,  deren  Ergobniss  dann  dem  Etat  als  Schema  zu  Grunde  zu  legen  wäre.  Nach 
ien  natürlichen  Verschiedenheiten  der  Eingänge  und  Ausgäntro.  Einnahmen  u.  Ati*- 
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gaben  ergeben  sich  schon  verschiedene  Kapitel  auf  diesen  beiden  ilanptseitcn  de» 
Etals.  In  dem  besonders  wichtigen  Ausgabedienst  liegen  ähnliche  natürliche  Ver- 
schiedenheiten for  die  Bildung  ron  Etatskapitcln  in  den  verschiedenen  Dienst- 
zweigen und  deren  grossen  Gruppen  —  Dotationen,  Schuld,  Kriegsdeparte- 
inent.  Civil vcrwaltun g  —  vor.  wie  denn  z.  B.  im  Kricgsdcpartcinent  eine  Voti- 
rung  in  ganz  grossen  Kapiteln  gewiss  dem  VerwaltnngsbedQrfniss  am  Meisten 
entspricht.  In  der  Civilverwaltung  kann  unbedenklich  etwas  mehr  specialisirt  werden. 
Unter  Voraussetzung  eines  richtig  durchgeführten  Ac m lerorganismus  und  eines 
passenden  Systems  von  Normalgehalten  ist  aber  auch  hier  die  SpccialUirung.  un- 
bcscliadet  aller  sachlich  begründeten  Ansprüche  der  Volksvertretung  auf  Mitwirkung 
bei  der  Feststellung  des  Etats,  erheblich  mehr  zu  beschranken,  als  dies  in  Deutsch- 
land üblich  ist. 

Innerhalb  der  nach  solchen  sachlichen  Gesichtspunkten  ge- 
bildeten Kapitel  des  Etats  hat  das  der  Verwaltung  zustehende 
Recht  der  Uebert ragung  dann  keine  Bedenken.  Allenfalls 
könnte  die  Verwaltung  angehalten  werden,  bei  der  Rechnungslegung 
dem  Parlament  motivirten  Bericht  Uber  die  Uebert  ragungen  zu 
erstatten,  welche  sie  bei  der  Ausführung  des  Etats  gegen  die 
Titel  u.  s.  w.  des  von  ihr  selbst  früher  vorgelegten  Etats  vorge- 
nommen hat.  Die  Forderung  einer  nachtraglichen  parla- 
mentarischen Genehmigung  von  Ueberschreitungen  der  et%ts- 
mässigen  Ausgaben  wäre  aber  auf  die  Uebcrschreitung  der 
K  ap  Helsum  m  en  zu  beschränken. 

§.  118.    Die  Begründung  für  diese  auf  richtiges  Maass- 
halten in  der  Specialisirung  und  in  der  Beschränkung  des 
administrativen  Uebertragungsrechts  abzielenden  Vorschläge  ergiebt 
sich  unschwer  aus  einer  Betrachtung  des  Zwecks  aller  parla- 
mentarischen Mitwirkung  bei  der  Feststellung  des  Etats.  Dieser 
Zweck  ist  nicht  und  darf  vor  Allem  im  Interesse  von  Land 
und  Volk,  das  eben  hier  mit  dem  wahren  Interesse  der  Ver- 
waltung durchaus  zusammenfällt,  nicht  darin  gefunden  werden, 
dass  die  meist  in  Verwaltungssachen  durchaus  nicht  hinreichend 
competente   Volksvertretung   störend   in   die  Verwaltung  durch 
Specialisirung  des  Etats  bis  ins  Einzelne  eingreift  oder  „durch 
den  Etat  die  Verwaltung  mit  organisirt",  geschweige  —  worauf 
diese  extreme  Specialisirung  in  der  Praxis  nicht  selten  hinanszu- 
laufen  droht  —  der  Verwaltung  nur  am  Zeuge  zu  flicken  sucht: 
eine  wahre,  auch  dem  Parlamentarismus  selbst  gefährliche  Aus 
artung  des  letzteren.    Jener  Zweck  ist  vielmehr:  eine  vermehrte 
Bürgschaft  zu  geben  für  sorgfältige  Erwägung  des  Bedürfnisses 
an  sich  und  seiner  Höhe,   für  Ökonomisch  zweckmässige  und 
sparsame  Finanzwirthschaft  und  für  eine  mit  den  Bedürfnissen 
von  Volk,  Land  und  Staat  nnd  mit  den  Kräften  der  Volkswirtschaft 
harmonirende  Vertheilung  des  öffentlichen  Finanzaufwands  auf  die 
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grossen  Hanptgebiete  der  modernen  öffentlichen  Verwaltung.  Fllr 
diesen  Zweck  reicht  allerdings  die  Votirung  der  Ausgaben  im 
Manzen  oder  in  wenigen  grossen  Abtheilungen  nicht  aus,  jedoch 
ist  jene  weitgehende  Specialisirung  ebensowenig  nothwendig.  Die 
letztere  hemmt  aber  besten  Falles  die  Verwaltung  leicht  nachtheilig, 
und  schafft,  was  doch,  von  unberechtigten  politischen  Nebenabsichten 
abgesehen,  ihr  einziger  Zweck  sein  könnte,  durchaus  keine  ver- 
mehrte Garantie  für  sparsamere  Verwaltung,  —  eher  das  Gegen- 
teil. Denn  bei  solcher  Specialisirung  hat  die  Verwaltung  gar 
kein  Interesse  an  möglichsten  Ersparungen,  streng  genommen, 
wenn  der  Etat  wirklich  wörtlich  ausgeführt  werden  soll,  gar  keine 
Möglichkeit  dazu.  So  wird  grade  die  Gesammtausgabe  wachsen. 
Nur  das  ominöse  Mitspielen  politischer  Velleitäten  auf  Seiten 
parlamentarischer  Parteien  kann  zur  Verkennung  dieses  Zusammen- 
hangs der  Dinge  und  dieses  Sachverhalts  führen.  „Kammern  und 
Regierung  müssen  ein  wenig  gegenseitiges  Vertrauen  haben;  fehlt 
es  daran,  so  ist  eine  intelligente,  voraussichtige  und  sparsame 
Verwaltung  nicht  möglich"  (Lcroy-Beaulieu  II,  33). 

Ein  solches  Vertrauensvotum  liegt  ja  in  jeder  ]>arlaui entarischen  Budgetvotirung. 
Aber  nichts  ist  thörichter  und  dem  wahren  eigenen  Interesse  ron  Volk,  Land  und 
Staat  schädlicher,  als  aus  Misstraucn  gegen  eine  bestimmte  Hegicrung,  concret  ge- 
sprochen gegen  das  Ministerium  X  V  Z,  wie  das  Budget  zu  verweigern,  so  auch  bis 
ins  Kleinste  zu  spccialisiren  und  dadurch  die  Verwaltung  besonders  in  ihren  Bcform- 
bestrebungen  lahm  zu  legen.  S.  Uber  solche  Oonsequenzen  des  preuss.  -  deutschen 
Systems  besonders  Gncist,  Ges.  u.  Budget,  a.  a.  0.,  mit  vortrefflichen,  durchauszutref- 
fenden Ausführungen  Uber  die  Nachtheile  der  deutschen  zu  weit  gehenden  Speciali- 
sirung, womit  Lcroy-Bcaulicu'8  ebenfalls  guten  Erörterungen  zu  vergleichen  sind. 
..Die  Folge  des  t'cbcrmaasscs  im  Gebrauch  politischer  Hechte  ist,  dass  man  den  Zweck 
Dicht  nur  verfehlt,  sondern  das  Gcgcntheil  des  erstrebten  Zwecks  herbeifuhrt  Ein 
solcher  Etat  dieut  nicht  dem  Zweck  der  Förderung  der  Sparsamkeit,  der  Förderung 
iöo  Verwaltungsreformcn,  der  zweck  massigeren  Gestaltung  des  Finanzplans,  sondern 
berirkt  unwillkührlich  von  alledem  das  Gegcntheil"  (Gncist  S.  176).  Wie  sehr 
■^hliesslicu  auch  im  special isirtesten  Etat  und  bei  genauester  sachgemässer  Begründung 
lie  Bewilligung  der  geforderten  Crcdite,  z.  B.  für  einmalige  u.  ausserordentliche  Aus- 
üben, eine  Vertrauenssache  bleibt,  ergiebt  sich  aus  jedem  nur  ein  wenig  näheren 
Hinblick  in  die  Berathungen  von  Parlamenten  und  Budgetcommissionon. 

Mit  rollern  Hechte  wird  z.  B.  unter  Mitwirkung  der  Volksvertretung  —  wenn 
auch  in  diesem  Falle  grade  nicht  nothwendig  jährlich,  sondern  für  längere  Perioden 
—  festgestellt  werden,  welcher  Aufwand  für  Heer  u.  Flotte  im  Ganzen  und  im  Vcr- 
bältniss  zum  Givilverwaltungs-Aufwand  erforderlich  und  mit  den  volkswirtschaftlichen 
Kräfteu  vereinbar  erscheint.  Zu  diesem  Zweck  ist  eine  Specialisirung  des  Militäretats 
in  eine  Reihe  weiterer  Kapitel  im  Allgemeinen  richtig,  weil  erst  dadurch  die  Höhe 
des  Bedarfs  sicherer  begründet  werden  kann.  Aber  eine  genauere  Specialisirung 
iann  grade  hier  auf  einem  Gebiete  besonders  uachtheilig  wirken,  auf  welchem  nach 
I'olitischen  Umständen,  nach  technischen  Verhältnissen  (Erfindungen  u.  s.  w.)  oft  rasch 
Veränderungen  der  Pläne  und  Voranschläge  erfolgen  müssen.  Die  Forderung  der 
-trengen  Innchaltung  eines  sehr  specialisirtcn  Etats,  ohne  Kecht  der  Uebcrtragung, 
»ttTde  ähnlich  wirken,  wie  in  einem  grossen  industriellen  Privatuntenehmen  das  Ver- 
langen, dass  der  Unternehmer  einen  für  eine  gewisse  Technik  gemachten  Plan  und 
Voranschlag  genau  so  ausführen  solle,  auch  wenn  mittlerweile  eine  neue  Erfindung 
die  alten  Pläne  unzweckmässig  erscheinen  lässt. 
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„Nicht  nur,  um  politisch  heikle  und  leicht  zu  Conflicten  führende  Debatteu  sel- 
tener zu  machen,  sondern  auch,  um  einer  technisch  tüchtigen  Verwaltung  Gelegenheit 
und  Anreiz  zu  geben,  mit  gegebenen  Mitteln  bestimmte  Aufgaben  zu  erfüllen,  daher 
auch  im  rein  finanziellen  Interesse,  kann  es  sich  mitunter  empfehlen,  für  gewisse 
wichtige  Verwaliungszwccko  Pauschsummen  zu  gewähren  oder  den  Etat  dafür 
weniger  als  sonst,  etwa  nur  in  einige  grossere  Abtheilnngen  zu  specia- 
lisiren  und  demgemäss  zu  votiren  oder  mehr  üebertragungen  innerhalb  eines 
solchen  Etats  zu  gestatten,  so  namentlich  beim  Militär-  u.  Marine-,  auch  bei  grossen 
Bauetats,  wie  z.  B.  der  Eisenbahnvcrwaltung"  (aus  meiner  Abb.  in  Schönberg 's  Handb. 
II.  421).  Die  Ausscheidung  einos  dauernden  aus  dem  G esammtbudget 
und  dio  jährliche  Bewilligung  bloss  dos  wandelbaren  Budgets  (§.  64)  wurde  auch 
in  der  Frage  der  Speculisirung  Vieles  erleichtern. 

In  Grossbritannien  und  in  Frankreich  wird  die  Spccialisirung  des  Budget« 
viel  massiger  gehandhabt  als  bei  uns  (s.  Qu  eist  a.  a.  0.  S.  113,  128,  174  ff.).  In 
Grossbritanmcu  wurle  1 87**  der  Etat  d.  Marine  in  17  Poston,  der  Militäretat  in 
25,  dio  übrige  Staatsverwaltung,  nach  Materien  in  7  Theilo  geordnet,  in  13'J  Posten, 
die  >[  ii  [Verwaltung  in  5  Poston  rotirt  ((ineist  S.  175).  In  Frankreich  war  die 
Spccia'isirung  stets  ein  grosser  politischer  Streitpunct  (Leroy-Bcaulicu  II,  S.  26  ff. 
34).  Das  Ausgabebudget  wurde  hier  unter  der  1.  Rcpubl.  u.  dem  Kaiserthum  cn  bloe. 
während  der  ersten  Zeit  der  Restauration  und  der  ersten  Zeit  des  zweiten  Kaiscrthutn« 
nach  Ministerien,  am  Ende  der  Restauration  und  kurze  Zeit  am  Endo  des  2.  Kaiser- 
reichs (lstiü — tili,  hier  in  59)  grossen  Sectionon,  von  1830 — 53,  dann  seit  dem  Scnats- 
consult  vom  8.  Sept.  1>69  am  Schluss  des  Kaiserreichs  und  seitdem  unter  der  Re- 
publik in  Kapiteln  votirt.  Im  Et.  v.  1877  waren  deren  c.  350,  im  Durchschnitt  von 
7.7  Mill.  Fr.,  abor  von  sehr  ungleichem  Betrag  (f.  d.  5/°0  u.  3%  Rente  z.  B.  346  bez. 
363  Mill.  Fr.,  im  Militäretat  „Sold  und  Naturalleistungen"  363  Mill.  Fr.,  bis  herab 
auf  viele  Kapitel  mit  unter  1  Mill.  u.  selbst  unter  100.000  Fr.'.  Der  franzos.  Etat 
f.  1881  (s.  denselben  bei  Kaufmann,  S.  801  If.)  zerlegt  dio  Ausgaben  des  Finanz- 
ministeriums und.  f.  Schuld,  Dotationen,  Regie-  und  Erhebungskosten,  im  Ganzen 
1 147.3  Mill.  Fr.)  in  85,  bez.  84  Kapitel,  des  Justizministeriums  i34.5  Mill.  Fr.)  in  16. 
bez.  13,  des  Minist,  d.  Acusscren  (13.7  Mill.  Fr.)  in  15,  bez.  13,  des  Minist,  d.  Inne- 
ren u.  d.  Culto  (140.7  Mill.  Fr.)  in  82,  bez.  76,  des  Minist,  d.  Posten  u.  Telegr 
(III  Mill.  Fr.»  in  11,  bez.  9,  des  Kriegsminist.  (570  3  Mill.  Fr.)  in  28,  bei.  26  (Max. 
jetzt  Sold:  191.3  Mill.  Fr,  2  and.  Kapitel  zwischen  50—  100,  7  zwischen  10—50. 
10  zw.schcn  1  —  10,  6  unter  l  Mdl.  Fr.),  des  Minist  der  Marine  u.  Colonien  (196.2 
Mill.  Fr.)  in  27,  bez.  25,  des  Min.  d.  öflentl.  Unterrichts  n.  d.  schönen  Künsto  (72 
Mill.  Fr)  in  57.  bez.  55,  des  Min.  d.  Ackerbaus  n.  Handels  (35.3  Mill.  Fr.)  in  18, 
bez.  26,  des  Minist,  d.  ortend.  Arbeiten  (141.4  Mill.  Fr.)  in  56,  bez.  51  Kapitel: 
demnach  zerfällt  der  ganze  ordentl.  Ausgabeetat  (2762.5  Mill.  Fr.)  jetzt  in  405.  bez. 
380  Kapitel  (dio  kleinere  Zahl  nach  Abzug  der  Rubriken:  „Ausgaben,  noch  nicht  ver- 
fallen, der  porimirten  Fiscaljahre",  u.  „Ausgaben  der  abgeschloss.  Fiscaljahre".  welche 
in  jedem  Ministerium  ohuo  Zitier  im  Etat  stehen).  Im  Durchsehn,  kommen  auf  1  Kap. 
(von  den  gen.  380)  7.27  Mill.  Fr.,  ohno  Militär-,  Marine-,  Schuldem  (dann  319  Kap 
u.  968  Mill.  Fr.)  3.03  Mill.  Fr. 

(ianz  anders  im  preuss.  Etat.  Hier  bestanden  1878  264  Einnahmetitel,  1460 
ordentliche  u.  306  einmalige  Ausgabotitel  (Gneist  a.  a.  0.  S.  174).  Der  vorgelegte 
Etat  f.  1883 — 84  weist  bei  den  Einnahmen  48  Kapitel  auf,  die  meistens  wieder  in 
mehrere  Titel  zerfallen  ( circa  274  Titel  im  (tanzen,  ohne  einige  kleine  Ncbentitel. 
f.  1089.6  Mill.  M.  Totalsummo,  oder  im  Durchschn.  f.  1  Kap.  22.7  M.  AL,  f.  1  Titel 
fast  4  M.  M.).  Bei  don  dauernden  Ausgaben  zerfällt  dio  Rubrik  A)  Betriebs-. 
Erhebungs-  u.  Verwaltungskosten  der  einzelnen  Einnahmezweige  (zus.  542.9  M.  M.) 
in  36  Kapitel  u.  dieso  in  circa  503  Titel,  ode/  f.  1  Kap.  15.1,  f.  1  Titel  nur  l.0> 
M.  M. ;  B)  dio  Rubr.  Dotat.  u.  allg.  Fin.verwalt.  (zus.  254.4  M.  M.)  zählt  11  Kap.  o. 
77  Titel  (iocL  hier  der  Kapitel,  welche  nicht  in  Titel  zerlegt  sind):  C)  dio  Staatsvcr- 
waltungsausgaben  (248.1  M.  M.)  sind  in  85  Kapitel  u.  880  (!)  Titel  (incl.  der  1-titel. 
Kap.)  getheilt,  oder  p.  Kap.  2.92  M.  M.,  p.  Titel  nur  282,000  M.l  Dio  Verw.-Ausg 
im  Staatsminist,  zählen  11  Kap.  u.  77  Titel  f.  3.12  M.  IL,  im  Minist,  d.  Aeusseren 
2  K.,  9  T.  f.  0.50  M.  M  ,  im  Fin.minist.  7  K„  60  T.  f.  40.45  M.  M.,  im  Minist  d. 
öff.  Arbeiten  3  K..  37  T.  f.  17.45  M.  M  .  im  Minist,  f.  Handel  u.  Gewerbe  4  K  . 
38  T.  f.  156  M.  M.,  im  Jestmiuist.  12  K,  8*.  T.  f.  M)  16  M.  M.,  im  Minist  d. 
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Innern  16  K..  177  T.  f.  41.24  M.  M-,  im  Minist  f.  Landwirthsch.,  Korston  u.  Dom. 
11  K..  142  T.  f.  11.45  M.  M.,  im  Unterr.minist.  19  Kap.,  246  T.  f.  51.10  M.  M., 
im  Kricgsmin.  1  K.,  8  T.  f.  0.11  M.  M.  Im  Ganzen  zerfallt  hiernacb  die  ordentl. 
dioernde)  Ausgabe  (1045.5  M.  M.)  jetzt  in  132  Kapitel  zu  7.9  M.  M.  und  1460  (!) 
fitcl  zu  715.000  AI.  M.  im  Durchschnitt.  Im  Vergleich  mit  Frankreich  fällt  hier 
üerdiogs  ins  Gewicht,  dass  der  gewöhnlich  weniger  specialisirte  Militär-  u.  Marino- 
-rat  nicht  im  preuss..  sondern  im  deutschen  Reichsbudget  steht.  Aber  die  viel  zu 
rrosse  Specialisirung  in  votirte  Titel  bleibt  gleichwohl  deutlich:  sie  ist  auch  in  der 
Ciiilrenraltung  wohl  lOmal  so  weit  getrieben  als  in  Frankreich.  Die  einmal,  u.  ausser- 
idtütl  Ausgaben  (44.1  M.  M.)  zoi fallen  ausserdem  noch  in  14  Kap.  u.  170  Titel. 
Im  Etat  des  Deutschen  Weiches  besteht  eine  ähnliche  Spccialisirung.  Bei  der  „Ver- 
waltung der  Koichshccrs"  wird  nur  der  Posten  „Milit.verwalt.  in  Baiern"  ungetrennt 
laspeworfeu  (ord.  Ausg.  1SS2  41.13  M.  M.).  der  für  das  übrige  Roich  (299  36  M.  M.) 
m  3  Spalten  getrennt  f.  Preussen  u.  s.  w.,  f.  Sachsen,  f.  Würtemberg;  f.  Preussen 
ist  die  Summe  263.40  M.  M..  in  30  Kap.  ä  8.7S  M.  M.  u.  2S1  Titel  ä  912.000  M. 
;etheilt.  Bei  der  Mar.rerwalt.  (dau.  Ausg.  27.56  M.  M.)  giebt  es  20  Kap.  ä  1.378  M.  M. 
u.  119  Titel  a  1S5.000  M.  im  Durchsch. 

An  besondere,  mit  dem  betreffenden  Etatsposten  nicht  in 
Verbindung  stehende  Bedingungen  darf  die  Ausgabe-  und  Ein- 
nahniebewilligung  bei  uns  zwar  staatsrechtlieh  nicht  geknllpft 
werden.  Aber  durch  besondere  „  Bemerkungen  zum  Etat"  kann 
die  freie  Verfügung  der  Verwaltung  über  einen  Etatsposten  auch 
uoch  eingeschränkt  werden,  was  gelegentlich  vorkommt.  Amler- 
>eits  sind  mitunter  Uebertragungen  zwischen  verschiedenen  Titeln 
und  Kapiteln,  z.  B.  bei  den  Besoldungsetats  verschiedener  Mini- 
?terialabtheilungen,  ausdrücklich  im  Etat  als  zulässig  bezeichnet- 
Aber  im  Ganzen  bleibt  der  Vorwurf  einer  „sachwidrigen  Speciali- 
sirung des  Budgets  in  Preussen,  auf  Kosten  der  Sparsamkeit,  der 
Zweckmässigkeit  und  unter  Verdrängung  des  Finanzministers  aus 
der  finanziellen  Disposition"  (G ne ist)  bestehen.  Eine  Beschrän- 
kung in  der  Specialisirung,  nach  bewährtem  britischem  Muster, 
ist  daher  eine  gerechtfertigte  Forderung  besonders  für  das  prenssisch- 
dentsche  Etatswesen. 

Die  hier  aufgeworfenen  Fragen  stehen,  wie  man  sieht,  in  engster  Verbindung  mit 
Jer  staatsrechtlichen  Form  d<r  ..Anordnung"  der  Besteuerung.  Sie  weiden 
üher  in  Bezug  auf  letztere  im  2.  Bande  dieses  Werks  wieder  aufgenommen.  S.  II. 
Ab-chn.  v.  d.  „Besteuerung  in  ihrer  Beziehung  zur  inneren  Verfassung  n.  s.  w." 

353  ff.  (S.  195  ff).  Bei  der  hier  zunächst  unterschiedenen  Anordnungsform  der 
Steuerung,  der  „Auflegung"  durch  die  absolute  Staatsgewalt  allein  (§.  351). 
unter  Voraussetzung  politischer  Rechtlosigkeit  der  Bevölkerung,  haben  jene  Fragen 
Wine  der  modernen  „budgetrechtlichen1.'  vergleichbare  Bedeutung.  Die  Specialisirung 
fes  Etats  kommt  nur  innerhalb  der  Verwaltung  selbst  zur  practischen  Geltung. 

B.  für  die  Verantwortlichkeit  der  Verwaltungschefs  gegenüber  dem  Staatsoberhaupt 
■iud  gegenüber  einer  etwa  auch  hier  bestehenden  Uberrechenkammer.  Bei  der  zweiten 
' vim  der  Anordnung  der  Besteuerung,  der  von  mir  a.  a.  0.  sogen,  „vertrags- 
mäßigen Regelung",  wie  sie  im  mittelalterlichen  und  spateren  ständischen  Terri- 
forialstaate.  namentlich  auch  im  deutschen,  einen  so  characteristischen  typischen  Aus- 
druck findet  (II.  ij.  355,  351»),  führt  die  ständische  Steuerbcwilligung  vornemlich,  zumal 
m  der  früheren  Zeit,  zu  „Zwecksteuern"  für  bestimmt  genannte  Ausgaben 
iad  für  festbegrenzte  Perioden,  nach  deren  Ablauf  die  Steuer  unbedingt  „ganz 
rodt  und  alle  sein"  soll.    Kine  fnnnli<'he  öffentlich- rechtliche  Verpflichtung  zur  Steuer- 
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bewüliguug  wird  anfangs  nur  in  wenigen  I- allen  ancikauiit,  später  nur  mit  Muhe  und 
in  beschränktem  Maasse  von  der  Territorialgewalt  durchgesetzt.  Auch  war  es  aner- 
kannter Rechtssatz,  dass  bloss  bei  nachgewiesener  Insufficienz  der  Kammer- 
einkUnfto  eine  Stcuerbewilligung  mit  einem  gewissen  Kcchtsgnind  zu  fordern  war 
Alle  diese  Verhältnisse  drängten  auf  eine  genauere  Specialisirung  der  Ausgaben 
und  Einnahmen  hin  und  gaben  den  Ständen  die  gern  benutzte,  auch  vom  Fürsten 
nicht  allgemein  als  rechtswidrig  anerkannte  Möglichkeit,  die  Steuerbcwilligung  an 
Bedingungen  zu  kuüpfen,  die,  wie  z.  R.  Gewährung  u.  ßestättigung  von  Hechten 
(„Freiheiten",  —  modern  aufgefasst  „Privilegien"»  mit  dem  Zweck  der  Ausgabe  oder 
Steuer  eventuell  gar  nichts  zu  thun  hatten.  Die  moderne  politische  Forderuug  weitest- 
gehender Specialisirung  des  Budgets  entspricht  daher  wohl  den  Consequcnzen.  zu  denen 
man  bei  der  Anwendung  der  Grundsätze  des  älteren  ständischen  Steucrbewilligungs- 
rechts  im  ehemaligen  Patrimonialstaat  auf  unsere  modernen  Verhältnisse  gelangen  kann. 
Aber  diese  Grundsätze  sind  eben  auf  den  modernen  Verfassungsstaat 
in  dieser  Weise  nicht  anwendbar.  In  diesem  Staate  beruht  dio  Anordnung 
der  Besteuerung  nicht  mehr  auf  jener  wirklich  oder  doch  quasi -vertragsmässigen,  mehr 
privatrechtlichen  Regelung  der  Besteuerung  zwischen  Fürst  und  Ständen,  sondern  auf 
dem  das  ganze  Staatsrecht  des  modernen  Staats  durchziehenden  Gedanken  der  Öffent- 
lich-rechtlichen Steuerpflicht  der  Bevölkerung,  als  der  Staatsangehörigen, 
ihrem  Staate  gegenüber.  Dio  hier  geltende  Form  der  Anordnung  der  Besteuerung, 
die  dritte  der  iu  B.  II,  §.  357  ff.  unterschiedenen  Formen,  die  verfassungsmässig-1 
Steuerbowilligung,  hat  zur  notwendigen  Voraussetzung  „die  im  Volksbewusstsei  n 
anerkannte,  im  öffentlichen  Recht  zur  Geltung  gelangende  Identität  des  Staats- 
und Volksinteresscs  und  daraus  resultirend  dio  Idee  einer  Steuer- 
pflicht41 (II,  204).  Natürlich  ist  solche  Voraussetzung  eine  Fiction,  die  im  Ein- 
zelnen oft  nicht  zutreffen  mag,  ohno  die  man  aber  den  modernen  Staat  und  sein  öffent- 
liches Recht  gar  nicht  construiren  kann.  Die  extreme  Specialisirung  des  Budgets 
verstösst,  ebenso  wie  die  Knüpfung  fremdartiger  Bedingungen  an  die  Bewilligung  einer 
Steuer,  gegen  diese  unvermeidliche  Fiction  und  inuw  auch  deswegen  abgewiesen  werden, 
wie  os  mit  der  Stellung  solcher  Bedingungen  geschehen  ist.  Uober  letzteren  staats- 
rechtlichen Punct  vcrgl.  H.  A.  Zachariac,  deutsches  Staats-  und  Bundesrecht  (2.  A 
II,  506.  In  den  älteren  landständ.  Verfassungen  bildet  das  Verbot  der  Stellung  fremd- 
artiger (d.  h.  Zweck  und  Verwendung  der  Steuer  nicht  betreffender)  Bedingunger, 
eine  seltene  Ausnahme,  in  den  neueren  deutschen  Verfassungsurkunden  ist  es  die 
Regel  (z.  B.  Baier.  Verf.  v.  1813:  „die  Stande  können  dio  Bewilligung  der  Steuern 
mit  keiner  Bedingung  verbiuden",  (Tit.  VII,  §,  9,  Bad.  §.  56.  Würt.  §.  11$,  u.  a.  in. 
Die  p  reu ss.  Verfassungsurkunde  enthält  den  Passus  nicht,  dafür  aber  die  wichtig 
allgemeine  Beschränkung  des  ständ.  Stcuerbewilligungsrcchts  durch  Art.  100,  wonach 
die  bestehenden  Steuern  forterhoben  werden,  bis  sie  durch  ein  Gesetz  abgeändert 
werden.  Ein  wesentlich  eingeschränktes  ständisches  Steuerbcwilligungsrccht  liegt  auch 
hier  vor.  S.  v.  Rönne,  preuss.  Staatsrecht  3.  A.  I,  1.  Abth.  S.  430  II.,  besonders 
auch  über  die  Vereinigung  der  sich  z.  Th.  widersprechenden  Art.  90,  100  u.  109 
der  preuss.  Verfassung.  Obwohl  v.  Rönne  hier  den  sogen,  liberalen  Staudpunct 
vertritt,  gelangt  doch  auch  er  zu  der  Ansicht,  dass  den  Kammern  „in  Betreff  der- 
jenigen Steuern,  welcho  einmal  ohne  Bedingung  oder  Zeitbcschräukuug  festgestellt 
worden  sind,  kein  Bewilligungsrecht  zusteht."  Ein  „eigentliches  Steuerverweigerungs- 
recht, im  Sinne  des  neueren  constitutionellen  Princips"  haben  die  Kammern  nicht 
Insofern  beruht  auch  nach  v.  Rönne  die  preuss.  Vcrfassungsurknnde  auf  dem  Grund- 
satze, dass  die  Staatsbürger,  bez.  die  Volksvertretung  verpflichtet  seien,  die  Mittel 
zur  Deckung  der  Staatsbedürfnissc ,  insoweit  solche  nicht  aus  den  sonst  bestimmten 
Mitteln  bestritten  werden  können,  zu  gewähren ;  „sie  erkennt  kein  Steuerbewilligungs- 
recht in  dem  Sinne,  dass  die  für  den  Staatsbedarf  noth wendigen  Steuern  auch 
willktthrlich  verweigert  werden  könnten."  Dasselbe  bestimmte  allgemein  der 
Beschluss  der  ohemal.  Deutschen  Bundesversammlung  vom  28.  Juni  1832,  Art.  2.  S. 
v.  Rönne,  a.  a.  0.  S.  4 12. 
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3.  Abschnitt. 
Das  Zahl  im us-.  Kassen-  und  Rechnungswesen. 

Diese  drei  Dinge  stehen  sowohl  unter  einander  als  auch  wieder  mit  dem  Control- 
lern, dem  Recbuungsabschluss  und  der  Einrichtung  der  Jahresdienste  (§.  hü.  Hl)  in 
cü?ein  Zusammenhange.  Sie  werden  daher  in  diesem  Abschnitt  zwar  in  der  ange- 
gebenen Reihenfolge  behandelt,  aber  mehrfach  sind  Einzelheiten  der  drei  Gegenstände 
:a  der  einein  jeden  gewidmeten  speciellen  Darstellung  (§.  123  ff.)  eben  dieses  Zu- 
sammenhanges halber  und  'um  Wiederholungen  zu  vermeiden  vereint  zu  erörtern.  Au> 
•irmselben  lirunde  muss  Einzelnes  bezüglich  des  Controlwescns  und  des  Rechnungs- 
abschlusses schon  in  diesem  Abschnitte  vorweg  mit  berührt  und  z.  Th.  bereits  er- 
ledigt werden. 

Das  Zahluugs-,  Kassen-  und  Rechnungswesen  ist  in  noch  höherem  Grade  ab 
«lie  anderen  Gegenstände,  welche  in  dieses  Kapitel  von  der  „formellen  Ordnung  der 
Kitiwzwirthschafr  gehören,  eine  überwiegend  finanztechnische  Materie.  Dieselbe 
Lingt  wieder  überall  mit  öffentlich-rechtlichen  Verhältnissen  zusammen,  doch 
tritt  dies  Moment  hier  weniger  als  im  Etatswesen  und  als  im  Controlwesen  hervor. 
In  die  Finanzwissenschaft  gehört  das  Zahlung»-.  Kassen-  und  Rechnungswesen 
in  seinen  Grundzügen  jedenfalls  und  ist  auch  von  älteren  und  neueren  Autoren 
'iemgeiuäss  in  den  systematischen  Werken  dieser  Disciplin  behandelt  worden.  Aber 
bereitwillig  muss  zugestanden  werden,  üass  grade  hier  ..Grundzüge"  nicht  ausreichen, 
um  einen  genügenden  Einblick  zu  geben.  Wenn  ferner  schon  die  Entwerfung  solcher 
Urundzüge  überhaupt  und  vollends  dem  Theoretiker,  der  nicht  aus  der  eigenen  Au- 
5  bauung  und  Uebung  der  Praxis  urtheilt,  in  der  doch  auch  hier  zu  erstrebenden 
mehr  principiellen  Behandlung  des  Gegenstands  grosse  Schwierigkeiten,  wie  auf 
kaum  einem  anderen  Gebiete  des  Finanzwesens  bereitet,  so  steigern  sich  diese  noch 
<  rheblicb.  sobald  man  wenigstens  etwas  mehr  in's  Detail  geht  und  hier  die  Thatsachen 
und  Einrichtungen  auf  Principien  zurückzuführen  sucht.  Die  „grossen  leitenden  Ge- 
-i'hbpunkte",  mit  denen  auch  hier  Stein  operirt  und,  wie  ich  gern  einräume,  oft 
ttcellirt.  lassen  dann  bald  im  Stich  und  die  Ableitungen  daraus  erweisen  sich  mehr 
als  geistreiche  Construetionen  und  Conjoctureu .  denn  als  etwas,  das  wirklich  den 
j.rincipiellen  Kern  der  Realitäten  enthält. 

Die  eigentliche,  die  eoncreten  Verhältnisse  einzelner  Staaten  betreffende  Fach- 
literatur des  Gegenstands,  wie  z.  Th.  auch  des  Etats-  und  Controlwescns,  ist  bisher 
mit  geringen  Ausnahmen  subaltern,  auch  nieist  unmittelbar  im  Dienste  subalterner 
V-rwaltungszwecke  verfasst  und  gewöhnlich  rein  compilatorisch ,  nur  das  Material, 
die  Verordnungen.  Instructionen  wörtlich  zusammenstellend  und  sie  durch  Auszüge 
aus  den  Acten.  Specialinstructionen  u.  s.  w.  cornmentirend.  fast  ohne  jeden  Versuch 
systematischer  Verarbeitung  des  Gebotenen.  Daher  bietet  diese  Literatur  (fur  Preussen  z.  B. 
die  neuen  Schriften  von  Meissner,  Herrfurth)  zwar  aueh  dem  Finanztheoretiker 
sehr  dankenswerthes  Quellenmatcrial,  das  demselben  z.  Th.  sonst  gar  nicht,  jedenfalls 
nur  mit  einem  unverhältnissmässigen  Aufwand  von  Arbeit  und  Zeit  und  doch  schwerlich 
vollständig  verschall  bar  wäre.  Aber  auch  nur  als  eine  tinanzwissenschaftlicho  Vor- 
arbeit kann  diese  Fachliteratur  nicht  gelten.  Hier  bedürfte  es  erst  einmal  einer 
umfassenden  monographischen  Behandlung  des  ganzen  Gebiets  von  Gegenständen. 
Welche  in  die  formelle  Ordnung  der  Finanzwirthschaft  gehören,  Seitens  eines  theoretisch 
und  practisch  gleich  durchgebildeten,  auf  so  hohem  wissenschaftlichen  Standpuncte 
wie  etwa  v.  Hock  stehenden  Fachmanns.  Erst  dann  wird  die  Materie  auch  in  dein 
Iiiapperen  Rahmen,  in  welchem  sie  immer  doch  selbst  in  einem  grösseren  systemati- 
schen Werke  über  Finanzwissenschaft  nur  behandelt  werden  kann .  genügend  darzu- 
stellen sein.  Das  Beste  gab  denn  auch  wohl  —  für  seine  Zeit ,  heute  freilich  nicht 
mehr  ausreichend  —  v.  Malchus,  Fin.  II.,  123  ff.  neuerdings  v.  Hock  (Fiu.verw. 
Frankr.s)  u.  v.  CzÖrnig.  Budg..  Staatsreehn.  u.  s.  w.  S.  im  Uebrigen  die  auf  S.  219 
iren.  Literatur,  auch  für  diesen  Abschnitt,  v.  Jacobs,  §.  1233 — 1313,  Rau  U,  §.  589  ff., 
566  ff.  Stein  I,  77.  s<>  ff,  100  ff,  die  unten  gen.  Artikel  in  Blockes  dict.  de  l'admin. 
frauc.  Eine  ganz  gute  generelle  und  prinzipielle  Behandlung  des  Gegenstands,  nur 
mehr  vom  Standpuncte  der  Einzelwirthscb.lehre  und  der  Finanztechnik,  als  vom  linanz- 
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wissenschaftlichen,  findet  sich  in  Schrott's  gen.  Werke.  Wichtigere  Verordnungen 
einzelner  Länder  und  Specialliter,  darüber  s.  unten  in  den  Koten. 

§.119.  Einleitung.  Der  Gegenstand  dieses  Abschnitts  bietet, 
wie  im  Grunde  freilich  auch  derjenige  des  vorigen,  das  Etatswesen, 
zwei  Ausgangspuncte  für  die  Betrachtung.  Man  hat  es  hier  zu- 
nächst mit  allgemeinen  Angelegenheiten,  Einrichtungen  und 
Autgaben  j e d e r  grösseren  und  complicirteren  Einzelwirt- 
schaft zu  thun.  Die  demgemäss  zu  treffenden  Vorkehrungen 
ergeben  sich  aus  der  ganzen  ökonomisch -technischen  Structur  und 
aus  dem  Betrieb  (der  Function)  einer  solchen  Einzelwirtschaft. 

Die  mehr  oder  weniger  zweckmässige  Gestaltung  dieser  Vorkehrungen  ist  eine 
Mitbedingung  des  grösseren  oder  geringeren  technischen  und  ökonomischeu  Erfolgs 
der  \\  irthschaft.  Insofern  ist  der  Gegenstand  dieses  wie  des  vorausgehenden  Abschnitts  — 
denn  jede  geordnete  Einzelwirtschaft .  zumal  die  grössere ,  bedarf  auch  der  Vor- 
anschläge —  kein  rein  finanzwissenschaftlicher.  sondern  ein  solcher  der 
Lehre  von  der  Einzelwirths chaft  überhaupt,  oder  der  „Privatökonomik"'.  Nur 
die  besondere  Grösse  und  Eigentümlichkeit  der  Ein  -  und  Ausgänge,  der  Art  der 
Einnahmen  und  Ausgaben  der  meisten  Finanzwirthschaften  bedingen  hier  auch  schon 
manches  Eigentümliche  in  den  Verhältnissen  des  Zahlungs-,  Kassen-,  Keehnungs-, 
t'ontrol wesens,  des  Rechnungsabschlusses  u.  s.  w. 


Weitere  Abweichungen  und  Besonderheiten  der  betreffenden 
Einrichtungen  bei  Finanzwirthschaften  folgen  sodann  daraus,  dass 
es  sich  hier  um  Haushalte  öffentlicher  politischer  Körper  handelt. 


Im  Etatswesen  entspringt  diesem  Umstände  ein  grosser  Theil  der  speeifischen 
Eigentümlichkeiten  des  staatlichen,  des  communalen  Etatswesen  im  Unterschied  von 
dem  sonst  vorkommenden.  Einzelnes,  mitunter  selbst  an  sich  Unzweckmässiges,  wie 
die  weitgehende  Sperialisiruug  des  Etats  mit  den  angegebenen  rechtlichen  Consequenzcn 
§.  117  11.),  ist  größtenteils  auf  das  Mitspielen  des  politischen  Moments  zurückzu- 
führen. Auf  dem  ausgedehnteren  Gebiete  der  Gegenstände  dieses  u.  des  nächsten  Abschnitts 
zeigt  sich  dies  wohl  nur  in  wenigen  Fällen  in  demselben  Maasse,  so  in  der  Verwaltungs- 
und mehr  noch  in  der  politischen  oder  Staatscontrole  (§.  SO).  Aber  mehr  oder  weniger 
richten  sich  die  einzelnen  Vorkehrungen  doch  auch  in  den  betreffenden  sonstigen 
Puncten  der  uns  hier  beschäftigenden  Materien  nach  Anforderungen  politischer 
Art,  in  Gemässheit  der  politischen  Natur  der  Körper,  deren  Finanzwirthschaften  eben 


Die  hierher  gehörigen  Einrichtungen  des  Finanzdienstes  erhalten 
daher  ihr  characteristisches  Gepräge  durch  zweierlei  zusammen- 
wirkende Umstände:  sie  sind  einmal  ein  nothwen diges  Ergeb 
niss  der  Verhältnisse  eines  grossen,  complicirten, 
jedoch  einheitlichen  Wirthsehaftsbetricbs,  welcher  mit 
einem  umfangreichen,  vielgliederigen  Beamten-  oder  Arbeiterapparat 
und  einem  grossen  verschiedenartigen  Kapital  und  gleichzeitig  au 
zahlreichen  verschiedenen  Orten  in  mannigfaltigster  Weise  operiren 
rauss;  sie  sind  sodann  eine  logische  Consequenz  derjenigen 
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Einrichtung,  welche  seiner  ganzen  Natur  nach  der  Haushalt 
eines  öffentlichen  politischen  Körpers,  speciell  des  Staats 
bedingt. 

In  enteret  Hinsicht  haben  die  bezüglichen  Vorkehrungen  und  Veranstaltungen 
lyivüdere  Aehnlichkeit  mit  denjenigen  grosser,  örtlich  ausgedehnter  Privatwirtschaften, 
vi  -  z.  B.  grosser  Grundherrschaften,  Handelsuntcrnebmungeu  mit  Filialen,  Agenturen, 
mancher  Actiengesellschaften.  In  der  zweiten  Hinsicht  linden  sich  Verschiedenheiten, 
ioch  bei  ungefährer  Gleichheit  der  volkswirtschaftlichen  Entwicklung  und  der  davon 
•dingten  Art  und  Hohe  der  Einnahmen  und  Ausgaben,  zwischen  den  verschiedenen 
Maatshaushalten  derselben  Epoche,  wie  vollends  zwischen  den  Staats-  und  den  Com- 
ffiarialhaushalfen.  Doch  zeigen  nicht  nur  die  typischen  Grundzuge  der  Ein- 
::  htungen,  —  eben  das  Product  der  gegebenen  ökonomisch- technischen  Verhaltnisse 
grosser  Wirthschaftsbetriebe  und  der  gegebenen  rechtlichen  Structur  öffentlicher  Haus- 
halte. —  sondern  selbst  viele  Einzelheiten  in  der  Durchführung  der  Ein- 
richtungen und  Vorkehrungen  in  demselben  Zeitalter  der  staatlichen,  wirtschaftlichen 
mal  Culturentwicklung  eine  grosse  Lebereinstimmung.  Eine  solche  tritt  besonders  in 
len  bezüglichen  Veranstaltungen  der  absoluten  Monarchie en  im  letzten  Jahr- 
hundert desaucien  regime  (17.,  nam.  IS.  Jahrb.,  Frankreich,  Oesterreich,  Preusseu, 
kleinere  Staaten)  hervor,  wo  mau  allgemein  ziel-  und  zweckbewusst  finanzwirths*  haft- 
iiche  Verwaltuugsreformen  grade  auch  auf  dem  hier  besprochenen  Gebiete  schuf  oder 
loch  anbahnte.  Noch  mehr  ergiebt  sich  eine  solche  Uebereinstimmung  in  der  „staats- 
Ht$ erlichen  Epoche"  seit  der  französischen  Revolution,  indem  überall 
lie  ökonomisch  -  technischen  Bedingungen  geordneter  Wirthschaft  und  die  rechtlichen 
Krdingungen  öffentlicher  Haushalte  erkannt  und  practisch  möglichst  zu  verwirklichen 
glicht  werden. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  waren  für  die  Entwicklung  und 
lur  die  neuere  Gestaltung  der  hierher  gehörigen  Einrichtungen 
denn  auch  ein  wirtschaftliches  und  ein  politisches  oder 
öffentlich-rechtliches  Moment.  Jenes  war  der  Uebergang 
von  der  noch  Uberwiegend  naturalwirthsc  haftlichen  Gestaltung 
des  älteren  Finanzwesens  (in  Deutschland  doch  in  den  Territorial 
tinanzen  im  17.  Jahrhundert  noch  worwaltend)  zur  geld wirt- 
schaftlichen Gestaltung.  Das  politische  Moment  war  erst 
die  Ausbildung  der  absoluten  Monarchie  des  „Wohlfahrts- 
und Polizeistaats",  mit  ihrer  Vermehrung  und  Centralisirung 
der  Staatsthätigkeiten,  dann  neuerdings  auch  hier  die  Ausbildung 
der  „verfassungsmässigen  Finanzverwaltung",  in  der 
Aera  der  „constitutionellen  Monarchie"  (§.  85). 

Die  Geldwirthschaft  tritt  auf  der  Einnahmeseite  in  der  Regal-,  Gebühreu- 
itad  Stcuerwirthschaft  gegenüber  der  Domanialwirthschaft,  in  der  Verpachtung  der 
A'inänen  statt  der  Selbstbewirthschaftung  oder  der  Ueberweisung  an  die  Beamten  zur 
Nutzung,  im  neueren  System  der  Staatsschulden,  auf  der  Ausga beseite  in  der  all- 
mälig  auch  mehr  auf  Geldwirthschaft  basirten  Hofhaushaltung,  in  dein  System  der 
i-rldbesoldungen  der  Beamten,  in  den  stehenden  Soldheeren  u.  s.  w.  charactcristisch 
n  Tage. 

Die  politische  Thätigkeit  des  neueren  ,.Uebcrgangsstaatsik  erheisrhte  besonders 
:^it  dem  Soldheersystem  und   der  Uebernahme  umfassender  gerichts-  und  polizei- 
r^anisatorischer.    cultur-   und  wirthsehaftspolitischer  Aufgaben  unvermeidlich  eine 
•  1.  he  mehr  gtldwirthschaftlbhe  Gestaltung  des  ganzen  Staabhaushalb,  zugleich  aber 
sine  grössere  Centralisirung  der  Einnahmen,  eine  Disposition  über  die 
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Finanzmittel  von  der  Centralstelle  aus,  eine  sorgsamere  Zurathehaltung  aller 
dieser  Mittel,  eine  schärfere  Controlc  über  die  Erhebung  und  die  Verwendung  der 
Einnahmen.  Eben  zu  diesen  Zwecken  musste  das.  was  etwa  von  Zahlungs-.  Kassen-, 
Hechnungs-,  Controlwcsen  schon  bestand,  aber  den  neueu  Bedurfnissen  der  durch* 
geführten  (ieldwirtbschaft  nicht  entsprach,  auf  ganz  neue  Grundlagen  gestellt  worden. 
Vieles  auf  diesem  Gebiete  war  aber  auch  erst  so  gut  wie  neu  zu  schallen:  ohne  das. 
was  auch  andere  Staaten  leisteten  (Frankreich,  Oesterreich),  zu  unterschätzen,  darf 
auch  hier  wohl  besonders  die  erfolgreiche  Thätigkeit  der  preußischen  Regenten  vom 
grossen  Kurfürsten  an  rühmend  hervorgehoben  werden  (§.  Hl).  Die  letzten  finanz- 
technischen und  rechtlichen  Consequenzen  sind  in  den  modernen  europäischen  Staaten 
in  der  jetzigen  Periode  der  „verfassungsmässigen  Finanzverwaltung"  doch  wieder  in 
wesentlicher  Uebereinstimmung  gezogen  worden,  besonders  im  Zahlungs-,  Controlwcsen. 
in  Bezug  auf  die  Rechnungsabschlüsse .  den  Kassenverband  u.  A.  m.:  begreiflich  bei 
der  grossen  Glcichmässigkeit  der  Bedürfnisse  und  nach  den  einfachen  Erfordernissen 
der  logischen  Folgerichtigkeit  in  der  Durchführung  eines  leitenden  Princips. 

L  Die  Einrichtung  des  Zahlungs-,  Kassen-, 
Kechnungs-  und  Ccntrolwesens  und  des  Geschäftsgangs 

im  Allgemeinen. 

§.  120.  —  A.  Uebersicht.  Es  ist  das  Princip  der  fis- 
calischen  Kasseneinheit  in  der  modernen  Finanzwirthschaft 
(§.  112),  die  administrative  Concentration  des  gesammten 
obersten  Finanzdienstes  im  Finanzministerium  als  Centralstelle 
und  der  staatsrechtliche  Grundsatz  der  Verantwortlichkeit  des 
Chefs  dieses  Ministeriums  gegenüber  dem  Träger  der  Staatsgewalt 
und  der  Volksvertretung,  woraus  sich  mit  logischer  Consequenz  die 
Haupteinrichtungen  des  Zahlungs-,  Kassen-  und  Rechnungswesens 
und  des  Controlwesens  ergeben. 

Die  Summen,  welche  das  Etatsgesetz  zur  Vereinnahmung  und 
Verausgabung,  gegliedert  nach  den  einzelnen  Dienstzweigen,  an- 
weist, stehen  in  höchster  Instanz  dem  Finanzminister  zur  Ver 
ftlgung.  Er  hat  die  Einnahmeämter  zu  instruiren,  direct  die  vom 
Finanzministerium  ressortirenden ,  mittelbar  die  übrigen,  welche 
zum  Kessort  anderer  Ministerien  gehören.  Ueber  die  Gesammtheit 
der  Einnahmen  trifft  der  Finanzminister  zu  Zwecken  der  Veraus- 
gabung, also  speciell  der  Ausführung  dieser  Seite  des  Etats,  die 
Dispositionen. 

Soweit  es  sich  um  unmittelbare  Erhebungs-  (Betriebs-) 
kosten  der  Einnahmen  handelt,  pflegen  diese  auf  Grund  allgemeiner 
Verordnungen ,  eventuell  in  besonderen  Fällen  nach  specieller  An- 
weisung des  Finanzministers  bez.  Ressortchefs,  gleich  aus  den  Ein- 
nahmen der  betreffenden  Einnahmedienstzweige  und  Aemter  bestritten 
zu  werden.  Wichtiger  und  schwieriger  zu  regeln  sind  die  Fälle, 
wo  es  sich  um  die  Verwendung  der  Ueberschüsse  der  Ein 


Digitized  by  Google 


Uebcrsicht  der  Einrichtung  dos  Gebiets. 


257 


nahmeäinter  zur  Bestreitung  der  Verwaltungsausgaben  der  einzelnen 
Dienstzweige  handelt. 

Hier  bedarf  es  zunächst  einer  genauen  Uebcrsicht  der  je 
weilig,  bez.  in  bestimmten  Terminen  wirklich  erfolgten  Ein- 
nahmen sowie  der  daraus  unmittelbar  bestrittenen  Betriebs  -  u.  s.  w. 
Ausgaben  und  der  danach  vorhandenen  Kassenbestände  der 
einzelnen  Aemter  oder  (Einnahme-)  Kassen.  Zu  diesem  Behuf'e 
haben  diese  Kassen  periodisch  von  Unten  nach  Üben  zu  an 
ihre  vorgesetzten  Behörden  bis  hinauf  zum  Finanzministerium  be 
zügliche  Aus  weise  („Kassenextracte")  zu  liefern.  Durch  die 
buchhalterischen  Zusammenstellungen  dieser  Ausweise  ergiebt  sich 
an  der  Centraistelle  die  Gesammtlage  aller  Einnahmekassen. 

Von  Oben  nach  Unten  zu,  wiederum  in  erster  Linie  vom 
Finanzministerium  aus,  erfolgt  darauf  hin  die  Disposition  über 
die  UeberschUsse  dieser  Kassen.  Theils  werden  den  letzteren  Ver- 
waltungsausgaben zur  Zahlung  überwiesen,  auf  Rechnung  der  be- 
treffenden Kasse  oder  anderer  Kassen,  theils  werden  sie  angewiesen, 
ihre  verfügbaren  Ucberschüsse,  etwa  nach  Abzug  eines  gewissen 
Kassenbestands  zur  Bestreitung  weiterer  Ausgaben,  an  andere  gleich- 
geordnete, der  Zuschüsse  bedürfende  Kassen  oder  an  höhere 
Sammelkassen  periodisch  abzuführen.  Diese  Geldbewegung  geht 
wieder  von  Unten  nach  Oben,  von  der  niederen,  der  Special-, 
der  Ortskasse,  z.  B.  eines  localen  Steuererhebers,  zur  höheren,  z.  B. 
der  Kreiskasse,  von  dieser  zur  Bezirks-,  Provincialkasse  und  von 
diesen  schliesslich  zur  Central-  oder  Hauptkasse  des  Staats. 

Jeinelir  ans  letzterer  unmittelbar  Aasgaben  zu  bestreiten,  grosse  Centralfonds 
zu  dotiren  sind  —  z.  B.  die  Kronkasse,  die  Staatsschuldenkasse,  die  Kisenbalmbaukas.se, 
hf  verschiedenen  Ministerialkassen  —  desto  mehr  sind  Ucberschüsse  aus  den  provinciellen 
und  localen  Kassen  an  die  Centraistelle  zu  übertragen,  die  sodann  wieder  von  Oben 
uach  Unten  zur  Dotation  der  betreifenden  Ausgabekassen  disponirt  werden. 

Auch  diese  ganze  Kassenbewegung  wird  wieder  durch  die 
Buchführung,  die  Extracte  für  die  höheren  Behörden  und  die  buch- 
halterische Zusammenstellung  dieser  Extracte  an  der  Centralstelle 
und  für  deren  Zwecke  übersichtlich  gemacht.  Die  sämmtlichen 
Kassen,  welche  Gelder  einnehmen  und  ausgeben,  bilden  so  einen 
einheitlichen  Verband  („Kassen verband").  Finanztechnische 
Aufgaben  desselben  sind,  auf  möglichst  geringe  Höhe  der  mUssigcn 
Kassenbestände  hinzuwirken  und  baarc  Geldsendungen  thunlichst 
zu  vermeiden,  indem  durch  Ueberweisung  von  Ausgaben  zur  Zahlung 
so  viel  als  möglich  über  die  von  einer  Kasse  nicht  selbst  gebrauchten 
UeberschUsse  verfügt  wird. 

A.  \Vagn*r,  PinanxwiMMMKthftfk.   f.  &  Aufl.  ]  7 
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Durch  (Jebcrtragung  eines  Thcils  Jer  Kassengeschäfte  an  eine  grosse  Bank 
oder  wenigstens  durch  regelmässige  Verbindung  mit  einer  solchen ,  indem  der  Staat, 
bez.  die  IViitralkasse  und  andere  Kassen  mit  der  Bank  ein  Contocorrent  führen,  lassen 
sich  diese  Aufgaben  besser  erfüllen  (§.  122). 

Da  die  ganze  baare  und  buchhalterische  Geldbewegung  in  den 
Einnahme  -  und  Ausgabekassen  wesentlich  das  Resultat  feststehender 
und  in  der  Hauptsache  gleichbleibender  finanzwirthschaftlicher 
Einrichtungen  im  Einnahme-  und  Ausgabedienst  ist,  so  kann  und 
wird  auch  ein  grosser  Theil  der  regelmässigen  Zahlungs-  und 
Kassengeschälte  durch  * a  1 1  g e m e i n e  Verordnungen  oder  In 
struetionen  fest  geregelt.  Dieselben  gehen  für  den  ganzen  Finanz- 
dienst vom  Ötaatsoberhaupte  („Königliche  Verordnung")  oder  vom 
Finanzministerium  aus. 

Diese  Verordnungen  regeln  häufig  zugleich  die  technische 
Einrichtung  und  die  Formalien  des  Zahlungs-,  Kassen-  und 
Rechnungswesens. 

§.  121.  —  Practische  Verhältnisse  in  einzelnen  Ländern.  S.  die 
Literatur  Uber  die  Einrichtungen  einzelner  Staaten  oben  S.  211»  in  der  Vorbem.  zum 
Etatswesen. 

In  Prenssen  (vgl.  über  die  Entwicklung  und  die  gegenwärtige  Einrichtung  der 
riu.verwaltung  o.  IM  u.  SM»)  sind  die  älteren  Bestimmungen  über  das  Kassen  -  Und 
Rechnungswesen  durch  eine  Instruction  v.  27.  Febr.  176JJ  ersetzt,  bez.  zusammen- 
irefasst  und  entsprechend  umgestaltet  worden.  Diese  Instruction,  das  .,K.  preuss. 
Kassenedict",  ist  lange  die  Grundlage  geblieben,  obwohl  viele  einzelne  Veränderungen 
eintraten.  Neue  zusammenfassende  Bestimmungen  erfolgten  im  Regulativ  v.  17. März  \S2\ 
s.  v.  Kamptz,  Annaleu.  XII,  285,  Herrfurth,  Ktatswes.  Preussens  S.  125  ff.  lie- 
schäftsanweisung  für  die  Rcgicrungsdiauptkasscn  v.  1.  Juni  1857,  bei  Herrfurth 
S.  133.  Die  verschiedenen  noch  giltigen  Verordnungen.  Reglements,  Instructionen  u.  s.  w. 
über  Einzelnes  im  Kassen-  und  Rechnungswesen  s.  bei  Herrfurth  u.  Meissner 
a.  a.  O.  (z.  Th.  wörtlich  abgedruckt.  I  cbersicht  darüber  bei  Meissner  II,  S.  XI  ff  . 
Hervorzuheben  sind  u.  a.  die  K.-O.  v.  19.  Aug.  1^23  betr.  die  Kasscnrevisioneu, 
Verordn.  v.  21.  Jan.  1*44  betr.  K  assend  efeetc,  (»es.  v.  25.  März  1S73,  betr.  die 
Kautionen  der  Staatsbeamten,  mit  zahlreichen  Ausführungsverordnungen  für  die 
Beamten  der  verschiedeneu  Ministerien  und  Dicnst/.weige  Durch  Verordn.  v.  3.  Nov.  IS!" 
war  eine  höchste  Behörde  u.  d.  T.  „(icncral-Controlc"  für  das  Etats-,  Kassen-. 
Rechnungswesen  und  die  Staatsbuchhalterei  errichtet  worden.  Diese  wurde  durch 
K.-O.  v.  2SK  Mai  1  S2(i  aufgehoben,  wobei  gleichzeitig  die  Staatsbuchhalterei  als  be- 
sondere Behörde  verblieb.  Im  J.  1M4  wurde  auch  diese  aufgehoben  und  ihre 
Functionen  dem  Finanzministerium  übertragen.  Seit  JS5U  besteht  in  letzterem  ein 
besondres  Rechnungsbureau  als  ..Hauptbuchhalter«!  des  Fin  min.s".  —  Auch  die 
Regulative  u.  s.  w.  für  den  Geschäftsgang  der  Oberrechenkammer  sind  hier 
mit  zu  nennen,  bes.  die  Instruction  v.  lh.  Dec  1824,  Erlass  v.  22.  Sept.  Ib73  (im 
Auschluss  an  das  (iesetz  betr.  Einriebt,  u.  Befugnisse  der  Obcrrechcnkammcr  vom 
27.  März  ls72).  mit  verschiedenen  späteren  Abänderungen. 

Schon  in  der  absolutist  Zeit  war  namentlich  durch  die  Reformen  der  1*20  er 
Jahre  das  im  Text  besprochene  Prineip  anerkannt  und  streng  durchgeführt  worden, 
dass  nämlich  „die  Disposition  über  die  Ucberschussc  aller  Verwaltungszweigc  vom 
Finanzministerium  allein  ausgeht",  weshalb  dasselbe  fortwährend  Uebersichten 
(.,  Kass  eil  extraete")  von  den  Einnahmcerträgen  und  den  Beständen  der 
Kassen  zu  erhalten  hatte.  Damit  hing  auch  die  damals  eintretende  grössere  Centrali- 
sirung  des  Kassenwesens  zusammen,  indem  mehrere  der  älteren  kleineren  Central- 
kassen  aufgehoben  und  ihre  Einnahmen,  sowie  diejenigen  anderer  Einnah mezweif 
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doch  der  Domänen-  und  Forstverwaltung1) ,  durch  die  Regierungshauptkassen ,  die 
1  kTschus.se  der  verbleibenden  besonderen  Centraikassen  der  Post  und  Lotterie  un- 
mittelbar in  die  (iencralstaatskasse  geleitet  wurden.  Letztere  wurde  erst  so  eine  wahre 
oberste  C  en  t  ralkasse.  Die  vorhandenen  besonderen  Ministcrialkassen  konnten  nur 
-vis  reine  Ausgabekassen  verbleiben,  sie  erhielten  den  Bedarf  aus  der  Gcncral- 
>tiat>kasse  —  durch  directe  üeberweisung  oder  durch  Ausführung  von  Zahlungen  für 
>ie  in  den  Provinzen.  S.  Herrfurth  S.  123  (f.,  v.  Könne,  preuss.  Staatsrecht  .H.  A. 
11.  2,  723.  Folgerichtig  und  auch  zugleich  dem  Princip  des  Bruttoetats  in  der  Ver- 
rechnung entsprechend  werden  nicht  nur  die  UebcrschUsse,  sondern  rechnungsweise 
Auch  die  Bruttoeinnahmen  und  die  abgezogenen  Verwaltung«-  und  Betriebsausgaben 
lurch  die  Gcneralstaatskasse  geführt.  —  Zur  Uebersicht  der  Erträge,  der  Ausgaben 
und  der  Bestände  und  zur  zweckmässigen  Benutzung  und  Vertheilung  der  Mittel  haben 
alte  Kassen,  auch  die  andren  obersten  Behörden  untergeordneten,  periodische 
Kaisenoxtracte  und  Jahresabschlüsse  dem  Fin.min.  einzureichen.  Für  die  ver- 
•  hiedenen  (iattungen  von  Kassen  sind  dafür  ein  für  allemal  bestimmte  Monatstage 
festgesetzt.  Die  Einnahmekassen  haben  in  der  Regel  zwei  mal  monatlich  an  bestimmt 
Zeichnete  Kassen  ihre  Ueberschüsso  abzuliefern.  Das  gesammte  Kassenwesen  bildet 
mit  dem  Etatswesen  eine  der  3  Abtheilungen  des  preuss.  Finanzministeriums  (§.  96). 

Ueber  ßaiern  (o.  §.  97)  s.  Stockar  von  Neu forn- Hock  a.  a.  ().  Im  Staats- 
^iniäterium  der  Finanzen  concentrirt  sich  auch  hier  die  gesammte  Finanzvcrwaltnng, 
mit  entsprechender  Verantwortlichkeit  des  Ministers  (Hock,  I,  83).  Unter  dessen 
Litung  steht  die  Central  Staatskasse,  in  der  sich  die  Geldbewegung  des  Staats- 
haushaltes vornemlich  rechnungsweise  concentrirt;  sie  hat  nur  geringe  selb- 
ständige Einnahmen,  aber  grosse  selbständige  Ausgaben,  die  sie  unmittelbar  selbst 
besorgt  (a.  a.  O.  II.  94,  93).  Die  übrigen  Kassen  haben  monatlich  (früher  z.  Th. 
läufigen  Bestandsausweise  dem  Finanzministerium  zu  übersenden  (eb.  I,  384).  Auf 
irrmid  des  Finanzgesetzes  eröffnet  erst  der  Finan/ministcr  auch  den  anderen  Ministerien 
ihre  „Credite"  und  hat  er  dio  Befugniss,  die  bezüglichen  Zahlungen  an  die  Central- 
lasse  dircet  anzuweisen  oder  dio  übrijren  Finanzstellen  zur  Ertheilung  der  erforder- 
lichen An  webungen  zu  ermächtigen  (eb.  I,  407,  414). 

Ueber  (West-)  Oesterreich  (§.  9*)  s.  Blonski.  Fin.ges.kunde,  I.  27,  53, 
IL.  350.  Die  Vorschriften  über  das  Kassenwesen  s.  in  „Zus.stellung  der  Kassenmani- 
pulationsvorschriftcii"  v.  1 850,  im  „Amtsunterricht  f.d.  ausübenden  Aemter"  von  1*53 
u.  in  d.  Kais.  Verordn.  v.  21.  Nov.  1866  betr.  Bestimmungen  über  die  Regelung  des 
Staats-.  Rechnuugs-  und  Controldienstcs.  Vgl.  auch  Schrott  Verrechn.  wissensch. 
|.  57  II  ,  dessen  gute  und  klare  theoret.  und  princip.  Darstellung  vornemlich  österr. 
Verhältnisse  vor  Augen  hat.  Unter  etwas  anderen  Bezeichnungen  doch  den  preussischeu 
•hnliche  Einrichtungen,  so  in  der  Stellung  des  Finanzministeriums  zum  Kassen-  und 
Kcrhnuugswesen. 

leber  F  rankreich  i§.  99)  s.  v.  Hock,  Fin.vcrwalt.  Fr.s.  Kap.  3.  S.  85  fT. 
IIHÖ.  (vorncml.  nach  d'Audi  ffret's  syst.  tin.  p.  2  u.  5  bearbeitet,  concis  u.  klar\ 
v.  Kaufmann,  Fiu.  Frankr.s,  passim  in  Kap.  1,  S.  44  II",  K.  3  u.  I  (hier,  nach 
Block 's  dict.,  gute  Darstellung  des  Diensts  im  Finanzministerium,  sonst  unvollständig 
iü  diesen  Partieen).  Das  geltende  legislative  Material  bes.  in  Block 's  dict.  de  l'ad- 
miriUtr.  u.  den  suppl6m.  (bisher  5);  s.  namentl.  d.  Artikel  comptabilite  publique,  cour 
dal  comptes,  payeurs,  pereepteurs,  tresor  public,  tresoriers-payeurs  generaux.  Die 
Hauptbestiinmung.  il  sind  in  Ordonnancen  der  Restaurationszeit  u.  der  Julimonarchie 
ehalten  (14.  Sept.  1822,  10.  Dec  1S23  u.  a.),  Zus.fassung  iu  der  Ordon.  v.  31.  Mai  183s  ; 
>-tzt  geltende  Fassung  der  letzteren  in  den»  die  früheren  Verordnungen  zus  fassenden 
a.  vervollständigenden  Decret  v.  31.  Mai  1862. 

Die  leitenden  Grundsätze  für  das  ganze  Gebiet  der  französ.  compt.  publ.. 
-  eines  Musters  folgerichtigcrürdnung  desZahlungs-,  Kassen-,  Rechnnngs-  und  Control- 
»esens,  daher  von  allgemeinem  Interesse  für  die  Theorie  des  Gegenstands  überhaupt 
ttd  hier  aus  diesem  Grunde  und  zugleich  mit  zur  Uebersicht  der  einschlägigen  Be- 
stimmungen über  das  uns  hier  beschäftigende  Gebiet  eingereiht  —  stellt  Hock 
f'kendermassen  hin  (in  vortrefflicher  Fassung,  wenn  auch  in  einer  uns  nicht  ganz 
iiigemcsst-n  erscheinenden  Reihenfolge,  die  wir  hier  aber  beibehalten):  1)  „Niemand 
Jarf  Gelder  des  Staats  verwalten,  der  nicht  vom  Finanzminister  ernannt,  unter 
^ine  Befehle  gestellt,  ihm  verantwortlich  und  der  Gerichtsbarkeit  des  Rechnungs- 
keft  uuterworfen  ist.    Wer  das  Recht  hat.  Gelder  des  Staats  anzuweisen,  darf 
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nicht  Gelder  des  Staats  verwalten".  Dieser  Grundsatz  bedingt  eine  noch  grössere 
Cen  trali  sation  des  betreff.  Finanzdicnsts  beim  französ.  Finanzministerium  als  io 
anderen  Staaten.  —  2)  „Jeder  verrechnende  Beamte  ist  zu  einer  Cautionsleistung  ver- 
pflichtet". —  3)  „Der  Staatshaushalt  unterliegt  einer  dreifachen  Ueberwachung  und 
Prüfung",  einer  legislativen  durch  Staatsrath  u.  gesetzgeb.  Körper  (jetzt  National- 
versammlung), einer  jud  iciellen  durch  den  Rechnungshof,  einer  administrativen 
durch  einzelne  Ministerien  und  durch  das  Fin.ministcrium,  —  wie  in  Princip  und 
Praxis  jetzt  allgemein  ähnlich,  nur  mit  mehr  Abweichungen  bei  der  zweiten  l'ontrole, 
in  den  modernen  Staaten  mit  constitut.  Verfassung.  —  4)  „Als  Grundlage  der  Ver- 
waltung des  Staatsvermögens  dient  das  jährl.  Finanzgesetz  mit  dem  genehmigtun 
Staatsvoranschlage",  den  einzelnen  Crediten  u.  s.  w.,  —  wie  jetzt  ebenfalls  all- 
gemein. —  [St.  5  bezieht  sich  auf  die  Trennung  der  Jahresdienste,  wovon  später).  — 
ti)  „Gelder  des  Staats  dürfen  uur  gegen  juxtirte  (aus  einem  Buch  ausgeschnitten!-) 
oder  mit  Talons  versehene  Quittungen  in  Empfang  genommen  werden.  Wer 
für  Rechnung  des  Staats  Abgaben  einhebt  oder  Gelder  empfangt,  wird  mit  dein 
Betrage  derselben  belastet",  ein  eigentümlicher ,  zu  weiteren  besonderen  Ein- 
richtungen in  der  französ.  Finanzverwaltung  führender  Grundsatz.  —  7)  „Ein  Zahlung  - 
auftrag  darf  nur  von  dem  Minister,  dessen  Ressort  er  betrifft,  oder  von  einem  durch 
ihn  im  Kreise  seiner  Befugnisse  hier/u  ermächtigten  Dienstchef,  nach  Liquidirung  der 
Ansprüche  des  Staatsgliiubigcrs  [d.  i.  Zahlungsberechtigten)  ....  ausgestellt  werdeu". 
„Wer  Zahlungen  für  den  Staat  leistet,  darf  die  Zahlung  nicht  vollziehen,  wenn  ihm 
nicht  vom  Finanzministerium  ein  Fond  hiezu  angewiesen  (ausnahmsweise  nicht 
erforderlich  bei  den  Soldzahlungen  f.  d.  Heer  und  die  Flotte),  vom  betreff.  Minister 
oder  Dienstchef  die  Zahlungsanweisung  zugekommen  und  vom  Staatsgläubiger 
(Zahlungsberechtigten)  die  seine  Ansprüche  rechtfertigenden,  durch  die  Reglements 
nach  Art  und  Form  geuau  bezeichneten  Behelfe  vorgelegt  sind".  Dies  ist  die  französ. 
Regelung  des  „finanziellen  Anweisuugsrechts",  die  verglichen  mit  der  deutschen  einiges 
Eigentümliche  hat,  wenngleich  im  Ilauptprincip  auch  wieder  damit  übereinstimmt 
S.  u.  §.  123—125.  —  S)  „Alle  Schriften  der  Geld  anweisenden  und  Geld  verrech- 
nenden Behörden,  Aemter  und  Kassen  werden  in  der  Hauptsache  genau  nach  den- 
selben Formularien,  unter  denselben  Benennungen,  in  derselben  Weise 
geführt,  in  gleichen  Fristen  abgeschlossen  und  vorgelegt'4.  —  9)  „Alle  Bücher 
der  Haupt  rech  nungs  leger  werden  nach  doppelter  Buchhaltung  mit  thunlichster 
Beibehaltung  der  im  Staatsvorauschlag  enthalteneu  Rubriken  geführt.  Jeder  Artikel 
des  Journals  erscheint  so  unter  passend  gewählteu  Rubriken  doppelt,  unter  den 
Einnahmen  uud  den  Ausgaben,  eingetragen,  so  dass  stets  jede  Eintragung  sich  selbst 
controlirt",  —  während  in  Deutschland  doch  wohl  aus  triftigeu  Gründen  der  sogen. 
( 'amcral sty  1  (s.  u.  §.  135)  dem  Rechnungswesen  zu  Grunde  liegt  oder  die  doppelt' 
Buchhaltung  nur  wesentlich  modificirt  Anwendung  findet  (Oesterreich  i.  IS.  J.h.).  — 
10)  „Eine  durch  alle  Vcrwaltungs-,  und  Rechnungszweige  durchgreifende  Unterscheidung 
ist  die  zwischen  den  zum  Ertrag  gehörenden  Einnahmen  und  Ausgaben  [oder  den 
etwa  als  eigentliche  oder  wirkliche  Einnahmen  und  Ausgaben  eines  Dienstzweigs 
zu  bezeichnenden]  und  den  bloss  auf  das  Kassaviremcnt  (die  Fonds bewegungt 
sich  beziehenden":  die  sog.  durchlaufenden  Posten,  z.  B.  Einnahmen  und  Aus- 
gaben für  Rechnung  einer  anderen  Kasse,  die  zwar  auch  im  Rechnungs-  und  Kassen- 
wesen  andrer  Länder  vorkommen,  aber  im  französischen  folgerichtiger  und  vollständiger 
durch  die  Rechnungen  geführt  werden.  —  (Nr.  1 1  bezieht  sich  auf  die  Einrichtung 
und  Beschallenheit  der  Rechnuugsdocumente,  Register,  Journale).  —  12)  „Kein 
Rechnungsleger  kau n  sich  selbst  einen  Beleg  ausstellen,  keiner  mit  einem  anderen, 
der  nicht  zu  ihm  im  Verhältniss  der  Ueber-  oder  Unterordnung  steht,  ohne 
höheren  Auftrag  in  unmittelbare  Verbindung  treten".  —  (Nr.  13  betrifft  die  äussere 
Einrichtung  und  Führung  der  Kasse,  wo  die  französ.  Bestimmungen  ganz  den  deutschen 
entsprechen,  s.  u.  §.  129).  —  Im  Finanzministerium  ist  es  in  Frankreich  die  besondere 
Abtheilung  für  die  allgemeine  Gelderbewegung,  (dir.  du  mouvement  genera! 
des  fonds  s.  o.  §.  99),  in  welcher  sich  die  oberste  Leitung  dieser  Bewegung  in  dei. 
Staatskassen  concentrirt,  bei  der  die  Kassen ubersichteu  einlaufen  und  buchhalterisch 
zusammengestellt  und  die  Verfugung  Uber  die  Uebertragungen  zwischen  den  ver- 
schiedenen Kassen  (unter  Mitbenutzung  der  Bank  von  Frankreich  und  ihrer  Filialen 
getrolfen  wird.  Die  gesammte  coinptabilite  publique  bildet  eine  weitere  eigene  Fach- 
abtheilung des  Fin.ministeriums  (wonach  oben  §.  99  S.  210  zu  ergänzen  ist),  von  der 
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hon  die  Abtheilung  für  die  Centraikasse  und  deren  Dienst  noch  zu  unterscheiden  ist. 
I»iese  Kasse  ist  oberste  Sammelkasse  der  Uebersehüsse  der  Departementskassen  und 
f jngirt  ausserdem  als  Kasse  für  das  Seinedepartement. 

Leber  England  (§.  100)  s.  (incist,  engl.  Vcrwalt.recht,  2.  A.  II,  §.  69,  70. 
Der  Zahlungsdicnst  concentrirt  sich  in  dem  Amte  des  paymastcr  general  (General- 
/-thlkassel ,  welches  jetzt  zum  Schatzamte  (treasury)  gehört.  Dies  Amt  fungirt  neben 
'}••:  Bank  von  England,  welche  die  Zahlungen  für  die  Staatsschuld  besorgt,  als  Aus- 
zahlungsamt  für  die  Ausgaben  der  übrigen  Zweige  der  Staatsverwaltung. 

§.  122.  —  B.  Eine  Verbindung  des  Staatskassen- 
wesens mit  Banken,  besonders  mit  der  etwaigen  grossen 
Centraibank  des  Landes  empfiehlt  sich  in  unserer  Zeit  aus  ver- 
schiedenen Gründen  und  ist  auch  mehrfach  erfolgt,  gewöhnlich  mit 
der  privilegirten  oder  eines  Notenmonopols  geniessenden  Zettelbank. 

Im  Einnahmedienst  kann  eine  solche  Rank  passend  bei  der  Aufnahme 
<.ud  Einzahlung  von  Staatsschulden  direct  dienen.  Bei  entwickeltem  Check- 
verkehr  und  einem  soliden,  gut  eingerichteten  Abrechnungshause  (Clearing-Ilouse) 
Kt  die  Annahme  von  Cheeks,  besonders  —  aber  nicht  nothwendig  ausschliesslich  — 
iaf  die  Hauptbank,  wenigstens  für  gewisse  grössere  Zahlungen  an  Staatskassen,  daher 
namentlich  für  Zoll-,  für  gewisse  innere  Verbrauchsteuer- Zahlungen,  wie  Rübenzucker-, 
Branntwein-,  Bier-,  Salzsteuern,  für  die  Domiinenpacbtsehillinge,  für  grössere  Zahlungen 
an  die  Forst-,  Bergwcrksverwaltung,  zulässig  und  zweckmässig  [England).  Die  üeber- 
vhüsse  der  Provincial-  und  Localkassen,  in  Orten  mit  Ranktilialeu .  gelangen  vielfach 
iureb  eine  Bank  für  Fiscus,  Publicum  und  Volkswirtschaft  am  Bequemsten  und 
Wohlfeilsten  an  die  Restimmungs-  und  Redarfsorte.  Endlich  können  grössere,  einige 
Ziit  im  Bestand  bleibende  Uebersehüsse,  die  sich  sonst  etwa  in  der  Centraikasse  an- 
liefen, enrünschtennassen  einstweilen  bei  der  Bank  stehen  und  hier  mit  für  Bank- 
sv^bäfte  verwendet  werden. 

Im  Ausgabedienste  kann  eine  Bank  ebenfalls  passend  für  die  Bewerk- 
Heiligung  interlocaler  und  etwaiger  internationaler  Zahlungen  der 
Staatskasse  fungiren.  Ferner  kann  sie  —  zwar  in  ungleichem  Maasse  jo  nach  dem 
System  der  Beurkundung  der  einzelnen  Schuldtitel,  daher  besonders  bei  der  Form  der 
Rachschuld,  wie  in  England,  indessen  doch  auch  bei  der  contiuentalen .  speciell 
Putschen  Form  der  „Obligationenschuld"  und  der  Zinserhebung  mittelst  Coupons  — 
im  Auszahlungsdienst  und  die  gesammte  technische  V e r walt u n g  der 
Staatsschuld  übernehmen  (England).  Endlich  Hessen  sich  auch  sonstige  Aus- 
zahlungen, namentlich  solche,  wo  es  sich  um  grössere  Zahlungen  auf  Grund 
•  orausgehender  Liquidation,  z.  B.  für  Lieferungen  an  den  Staat,  oder  um  periodisch 
feste  Hebungen,  wie  die  Besoldungen  der  Beamten  handelt,  an  Banken  zur  Be- 
sorgung überweisen. 

Durch  diese  Einrichtungen  wird  der  eigentliche  Kassendienst 
vereinfacht  und  wohlfeiler,  die  Ansammlung  müssiger  Goldbestände 
geringer,  Stockungen  im  Geldverkehr,  die  Afficirung  des  Geldmarkts 
durch  grössere  Zahlungen  an  die  Staatskasse  oder  von  ihr  mehr 
vermieden,  der  wirkliche  Geldumlauf  in  Münze,  daher  der  Bedarf 
der  Volkswirtschaft  dafür,  ebenso  der  Banknotenumlauf  kleiner. 
Viele  Zahlungen,  z.  B.  zwischen  Staaatsschuldnern  aus  dem  Titel 
der  Zollgctalle  und  Staatsgläubigern  aus  dem  Titel  der  verzinslichen 
Staatsschuld  lassen  sich  durch  blosse  Eintragung  in  die  Bankbücher 
and  reell  durch  Compensation  abmachen.  M.  a.  W.  die  Geld- 
wirth schalt  wird  auch  in  den  Beziehungen  zwischen  Fiscus  und 
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Publicum  vielfach  durch  die  C reditwirthsc haft  ersetzt. 
Das  ist  im  Ganzen  eine  volks-  und  privatwirthsebaftlich  günstige 
Entwicklung.  Es  kommt  dadurch  auch  in  das  Kassenweßen  dCvS 
Staats,  das  oft  an  einer  gewissen  bureaukratischen  Schwerfälligkeit 
leidet,  ein  kaufmännisch- bewegliches  Element,  das  hier  keine 
Bedenken,  sondern  nur  Vortheile  hat,  Iiinein.  Am  Meisten  passt 
die  Verbindung  des  staatlichen  Kassenwesens  mit  grossen  Central- 
Zettelbanken,  die  zugleich  ein  ausgebildetes  Filialnetz 
haben  (Deutsche  Reichsbank).  Doch  ist  auch  die  Verbindung 
mit  sonstigen  soliden  Hanken  fllr  diese  Zwecke  nicht  ausgeschlossen. 
Auch  für  grössere  Communalhaushalte  empfiehlt  sie  sich.  Der 
(Uberwiegend  wlinschenswerthe)  Uebergang  vom  System  der  spekula- 
tiven Ervverbsgesellschafts-,  besonders  der  Actienbanken  zum 
System  wirklich  öffentlicher  („gemeinwirthschaftlicher")  Banken, 
in  Eigenthum  und  Verwaltung  öffentlicher  Körper  oder  doch  öffent- 
licher Genossenschaften,  würde  jener  Verbindung  von  Staats-  und 
Communalkassen  mit  Banken  Vorschub  leisten  und  die  letzten  Be- 
denken socialpolitischer  Art  gegen  eine  solche  Verbindung,  wie  sie 
in  Deutschland  wohl  —  u.  E.  mit  Unrecht  —  aus  dem  Character 
der  bekanntlich  schon  jetzt  nur  von  Reichsbeamten  verwalteten 
Rcichsbank  als  Acticngcsellschaft  abgeleitet  worden,  beseitigen. 
Auch  die  Ausbildung  öffentlichen  Versicherungswesens  drängt  darauf 
hin  und  würde  selbst  wieder  dadurch  begünstigt. 

Früher  war  die  Ausnutzung  der  Banken  zur  Creditgewährung  an  den  Staat  in 
Finanzuöthcn  ein  gewichtiges  Gcgenbedeuken,  das  jetzt  in  Folge  Verbesserung  da 
Staatscredits  und  staatsrechtlicher  Cautelen  zurückgetreten  ist.  —  Das  wichtigste  Beispul 
der  Uebernahme  eines  Theils  des  Kassendiensts  des  Staats  durch  eine  Bank  bildet  die 
Bank  von  England.  Dieselbe  ist  schon  seit  ihrer  Gründung  (1694)  wegen  ihn.' 
Darlehen  au  den  Staatsschatz  in  näherer  Verbindung  mit  dem  letzteren  und  hat  all- 
mählich die  Geldvorwaltuug  der  Staatsschuld  ganz  Übernommen.  Dann  sind  ihr  au<  h 
die  Ueberschüssc  der  Einnahmekasseu  überwiesen,  wofür  sie  mit  dem  Staate  ein  Grata* 
corrent  führt  (public  deposits).  Die  Auszahlung  der  vierteljährlichen  Zinseu  derSchuH 
kann  sich  jetzt  in  Verbindung  mit  dem  englischen  System  der  Buchcredite,  Cfacb 
und  des  Clearing- Houses  grossenthcils  durch  Umschreiben  in  den  Bankbüchern  voll- 
ziehen :  das  Conto  der  public  deposits  nimmt  ab,  das  der  private  deposits  entsprechen«! 
zu.  Indem  jetzt  Zoll-  u.  ähnliche  Zahlungen  mittelst  Chccks  auf  die  Bank  von  Eng- 
land bewerkstelligt  werden  können,  wird  dies  Umschreibeverfahren  (Giriren)  noch  mehr 
zur  Vermittlung  der  Zahlungen  zwischen  Publicum  und  Staatskasse  benutzt.  Neuere 
Kegelung  dieser  Verhältnisse  des  britischen  Zahlungswesens  durch  Ges.  v.  1S66  (21». 
80.  Vict.  c.  39).  S.  auch  Stein,  Fin.  I,  97  II.,  der  aber  hier  wie  eb.  S.  91  mit 
Unrecht  die  Bank  schon  von  Anfang  an  (seit  1G94)  zur  „Centraikasse  für  den  gauzeu 
Haushalt"  bestimmt  und  gemacht  sein  lässt.  [Er  sehliesst  seine  Ausführungen  S. 
mit  einem  Ausfall  gegen  mich:  „wenn  Wagner  diese  Verhältnisse  und  Principien 
bekannt  gewesen  wären,  so  hätte  er  wohl  nicht  seine  wunderliche  Idee  eines  Erwerbs 
von  Staatseinnahmen  aus  dem  staatlichen  Betrieb  von  Bankgeschäften  (2.  Aufl.  I. 
§.  224  (f.)  aufstellen  können  ....  So  wie  er  kann  man  in  diesem  ernsthaften  Dinn-- 
nicht  zu  einem  Resultat  kommen'1.  Dass  mir  „diese  Dinge  bekannt"  waren,  —  über- 
haupt und  speciell  mit  Bezug  auf  die  Englische  Bank  —  hätte  Stein  bei  ein  wenU 
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geringerer  als  seiner  gewöhnlichen  Flüchtigkeit  und  hei  ein  wenig  mehr  Ertüt  in  der 
Kritik,  wie  man  ihn  bei  solcher  Polemik  wenigstens  erwarten  sollte,  aus  den  von  ihm 
>dbst  citirten  Stellen  ersehen  können:  2.  A.  I,  S.  51(1,  513,  Nr.  5.  Note  17  u.  die 
J«rt  cit.  Stellen  meiner  älteren  Rankschriften:  schon  in  meiner  ersten  (1S57)  spreche 
ich  von  den  Vorschüssen  der  Bank  auf  detiriency  hüls  des  Schatzes  Ii.  von  dem 
Kassendienst  für  den  Staat.  Neben  einem  solchen  Dienst  einer  Bank  kann  aber 
sehr  wohl  auch  von  einer  mit  aus  fiscal,  (u.  yolkswirthschaftspolitischen)  Rücksichten 
rfolgenden  Uebertragung  von  „Geld-  u.  Bankgeschäften"  auf  den  Staat  (oder  Communen) 
die  Rede  sein  und  öfters  waren  solche  Rücksichten  (auch  in  Preussen)  massgebend. 
Dagegen  lassen  sich  natürlich  auch  Gründe  anfuhren,  wie  ich  denn  die  Gründe  für 
und  gegen  in  I,  §.  224  fr.  prüfe.  Eine  „wunderliche  Idee"  kann  das  nur  derjenige 
nennen,  der  die  Thatsachen  nicht  kennt  oder  nicht  versteht  (Preuss.  Seehandlung) | 
Nicht  in  der  Ausdehnung,  wie  in  England,  steht  die  Staatskasse  in  Frankreich 
Bit  der  dortigen  Bank  in  Verbindung,  mit  der  sie  aber  immerhin  ebenfalls  ein  Conto- 
corrent  führt  und  deren  Vermittlung  zu  Zahlungen  zwischen  Paris  und  den  Departe- 
ments wie  dieser  unter  einander  sich  die  Staatskasse  und  die  Generaleinnehmer  vicl- 
:a«h  bedienen.  Aehnliche  Verhältnisse  bestehen  in  Italien,  Belgien  (Ges  v 
17.  Juli  1872). 

In  Deutschland  hatten  die  Zettelbanken  auch  schon  früher  hie  und  da  in 
ihren  Statuten  Pflichten  zur  Ausführung  von  Staats- Kassengeschäften  übernommen. 
Im  Deutschen  Bankgesetz  v.  15.  März  1S75  ist  der  Rei<  hsbank  in  §.  22 
«lic  Verpflichtung  auferlegt,  „ohne  Entgelt  für  Rechnung  des  Reichs  Zahlungen 
anzunehmen  und  bis  auf  die  Höhe  des  Keichsguthabens  zu  leisten"  und  das  Recht 
rtheilt,  die  nemlichen  Geschäfte  für  die  Bundesstaaten  zu  übernehmen.  In  Folge 
späterer  Anordnung  (v.  29.  Dec.  1875)  fungirt  nun  die  Reichsbank  förmlich  als 
Keichshauptkasse  (u.  A.  auch  —  bedenklich  genug  —  als  Einlöauugsstelle  für 
die  Reicb»kassenscheine),  was  allerdings  bei  dem  eigentümlichen  Charaeter  des  Rcichs- 
hnanzwei>ens  und  der  meist  im  blossen  Verrechnungswege  vor  sich  gehenden  Aus- 
eiaandersetzung  zwischen  den  Reichsfinanzen  und  den  Finanzen  der  Einzelstaaten  nicht 
zu  einer  grossen  eigentlichen  Kassengebahrung  führen  musste.  Für  die  Buchfuhrungs- 
gefchifte  der  Keichshauptkasse  ist  bei  der  Keichsbank  eine  besondere  Geschäfts- 
ahtheilung  eingerichtet.  In  den  Ausweisen  der  Keichsbank  ist  das  Guthaben  des  Reichs 
angeschieden  in  dem  Posten  „täglich  fällige  Verbindlichkeiten"  enthalten.  Im  Jahres- 
bericht wird  unterschieden,  doch  das  „Guthaben  des  Reichs"  mit  dem  der  Bundesstaaten 
«las  übrigens  in  der  Kegel  nicht  so  erheblich  sein  wird>  zusammengefasst.  Am 
l.Jan.  1S82  betrug  dies  Gesammtguthaben  15.01  M.  M.,  worauf  in  lsyi  920.34  M.  14. 
'ingezahlt,  891.S2  M.  M.  ausgezahlt  und  31.  Dec.  18S2  49.53  M.  M.  als  Guthabon 
verbliebeu  sind.  Mit  welchen  einzelnen  Staaten  des  Reichs  und  in  welchem  Umfange 
die  Reichsbank  in  Verbindung  steht,  ergiebt  sich  nicht.  Die  etwas  schwerfällige 
preuss.  Kasscnverwaltung  könnte  dadurch  nur  gewinnen.  In  Baiern  bedient  sich  die 
Staatskasse  mehrfach  der  Vermittlung  der  Kön.  Bank  in  Nürnberg  für  ihre  Kassen- 
bewegung. 

II.  Einzelheiten  des  Zahlung»-,  Kassen-  und 

Rechnungswesens. 

§.  123.  Hierhin  gehören  von  wichtigeren  Verhältnissen :  A)  die 
Ordnung  des  finanziellen  Anwe  isun  gsrechts,  B)  das 
Kassensystem  und  die  innere  Einrichtung  des  Kassen- 
dienstes, sowie  der  Gang  der  Kassengeschäfte  bei  den 
Kassen,  —  C)  die  innere  Einrichtung  des  Rechnungswesens 
•  Buchführung). 

Es  sind  dies  speciell  technische  Dinge,  von  denen  wieder  dio  Bemerkung  in 
119  gilt,  dass  es  sich  dabei  um  allgemeine  einzelwirthsi  haftliche  und  finanzwirth- 
.•«'baftliche  Angelegenheiten  zugleich  handelt.    Die  drei  unterschiedenen  Verhältnisse 
hängen  eug  zusammen,  so  dass  bei  der  Erörterung  eines  jeden  Einzelnes  mit  hinein 
m  ziehen  ist,  was  die  beiden  anderen  betriflt.    Eiue  grosse  Fülle  von  Einzelheiten 
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liegt  hier  vor,  »eiche  in  den  modernen  Staaten  in  zahlreichen  Verordnungen,  Regula- 
tiven ,  Instructionen ,  nur  ausnahmsweise  Einzelnes  im  Wege  der  Gesetzgebung  (z.  ß 
das  Cautionswesen)  geordnet  sind.  Bei  manchen  Verschiedenheiten  besteht  in  dem 
Allen  doch  eine  aus  der  Natur  der  Sache  und  modernen  Rechtsbegriffen  auch  not- 
wendig folgende  grosse  üebereinstimmung  in  dem  Wesentlichen.  Darüber  darf  man 
sich  durch  die  öfters  verschiedene  Terminologie  —  auch  innerhalb  Deutschlands  — 
und  eben  gewöhnlich  nur  scheinbar  bedeutende  Unterschiede  in  den  Einrichtungen 
und  im  Geschäftsgang  nicht  täuschen  lassen.  Eine  auch  hier  m.  E.  zu  erstrebende 
und  von  mir  erstrebte  mehr  principielle  Behandlung  eines  solchen  Gegenstands  bietet 
nach  dem  Character  des  letzteren  besondere  Schwierigkeiten  und  ist  nur  für  die 
wichtigeren  Puncto  strenger  durchzuführen.  Das  grosse  technische  und  administrative 
Detail  gehört  nicht  in  die  Finauzwissenschaft,  sondern  allenfalls  iu  eine  Lehre  vom 
Technischen  und  Formellen  der  Finanzverwaltung.  Ein  freilich  meist  noch  sehr  unvoll- 
kommener Versuch  systematischer  Verarbeitung  dieses  Details  liegt  denn  auch  nur  in 
den  Schriften  für  practische  Zwecke,  „Anleitungen"  zur  Ausbildung  und  für  die 
Prüfungen  des  Subalterndienstcs  in  diesen  Branchen  vor. 

A.  Das  finanzielle  An  Weisungsrecht  ist  das  Recht  einer 
Behörde  (oder  des  Chefs  einer  solchen)  von  Amtswegen  oder  nach 
8peciellem  Auftrag  (schriftliche)  Anweisungen  (Aufträge)  an  andere 
Beamten  und  Behörden  zur  Em  p  fang  nähme  (Einhebung)  von 
Zahlungen  auf  Rechnung  des  Fiscus  (Staats,  der  Staatskasse  oder 
einer  Behörde,  eines  Instituts),  sowie  zur  Vornahme  von  Zahlungen 
auf  Rechnung  dieser  Verpflichteten  an  Dritte  (insbesondere  im 
„Publicum")  zu  geben. 

Auch  dies  Recht  concentrirt  sich  in  oberster  Instanz  beim 
Finanzminister.  Von  ihm  ergehen  sowohl  die  Aufträge  zur 
Empfangnahme  von  Zahlungen  als  zur  Vornahme  von  Zahlungeu 
an  die  betreffenden  Behörden,  soweit  nicht  gewisse  Dienstzweige, 
z.  B.  für  Einnahmen  (Verkehrsanstalten,  Domänen,  Forsten)  etwa 
unter  anderen  Ministerien  stehen.  Bei  den  Verwaltungsaus- 
gaben beschränkt  sich  die  Anweisung  des  Finanzministers  regel- 
mässig darauf,  deii  anderen  Ministerien  die  etatmässigen 
Crcdite  im  Ganzen  anzuweisen,  worauf  dann  die  Special- 
verwendung durch  die  Chefs  dieser  Ministerien  je  in  ihren  Ressorts 
angewiesen  wird.  Die  Minister  und  die  Chefs  der  den  Ministerien 
coordinirten  sonstigen  Behörden  bilden  die  obersten  Verwaltungs- 
osgane  mit  selbständigem  Anweisungsrecht  innerhalb  ihrer 
Competenz  (Anweisungsbehörden  erster  Klasse).  Von  ihnen 
wird  das  Anweisungsrecht  delegirt  an  gewisse  untergebene  Be- 
hörden in  verschiedenem  Umfange  (Anweisungsbehörden  2., 
3.  Klasse  u.  s.  w.,  ordonnateurs  secondaires). 

Dem  Finanzminister  sind  über  die  erfolgten  Anweisungen  und  deren  Erledigung 
durch  die  Kassen  auch  aus  den  anderen  Ministerien  regelmässig  periodische  Mit- 
theilungen zu  machen.  Es  kann  auch  die  Einrichtung  getroffen  werden,  dass  ahV 
oder  gewisse  Anweisungen  andrer  Ministerien  selbst  innerhalb  der  etatmässigen  Credite 
vor  ihrer  Vollziehung  im  Finanzministerium  zu  visiren  sind  —  so  in  Frankreich  Seiten» 
der  Direction  der  Fondsbewegung  (v.  Malchus  II,  124). 
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Zur  Empfangnahrae  von  Zahlungen  in  ihrem  regel- 
mässigen Wirkungskreise  erhalten  die  Einnahraeämter  einen 
Generalauf  trag,  welcher  sich  aus  ihrer  Bestimmung  und  Function, 
bez.  aus  der  Ueberweisung  eines  „Etats"  zur  Vollziehung  an  sie 
(Zoll-,  Verzehrungs8teuerämter ,  Aemter  für  directe  Steuern,  Forst- 
kassen, Domänenkassen,  Postkassen  u.  s.  w.)  ein  für  allemal  ergiebt. 
Zahlungen  ausserhalb  dieses  Wirkungskreises  und  Etats  haben 
solche  Aemter  entweder  gar  nicht  anzunehmen,  sondern  bei  irr- 
tbiimlich  angebotenen  die  Zahlungswilligen  an  das  competente  Amt 
zn  weisen,  oder  nur  ausnahmsweise  einstweilen  „in  Verwahrung" 
zu  nehmen  und  dann  apart  zu  buchen.  Sonst  setzt  die  Annahme 
einen  Specialauftrag  der  competenten  vorgesetzten  Behörde 
voraus. 

Auch  bei  der  Vornahme  von  Zahlungen  sind  die  auf  all- 
gemeinen Rechts-  und  damit  Zahl ungstiteln  beruhenden 
regelmässigen  Zahlungen,  insbesondere  die  periodischen, 
wie  für  Besoldungen,  Pensionen,  Schuldzinsen,  gewöhn- 
lich ein  für  allemal  bestimmten  Kassen  durch  einen  General- 
aoftrag  zur  Zahlung  Uberwiesen.  Ein  solcher  Generalauftrag 
liegt  auch  hier  in  der  Uebermittlung  des  betreffenden  Etats 
uKassenetats";  an  die  Kasse  zur  Ausfuhrung  (Preusscn). 
Einer  Specialanweisung  der  competenten  Dienstbehörde  bedarf  es 
hier  nur  für  den  Beginn  und  die  Beendigung  des  einzelnen 
Zahlungsanspruchs,  so  bei  neuen  Anstellungen  und  Gehaltszahlungen 
dafür  und  bei  der  Sistirung  oder  Uebertragung  an  eine  andere 
Kasse  oder  bei  definitiver  Beendigung  einer  solchen  einzelnen 
rechtlichen  Verpflichtung  (z.  B.  einer  durch  Tod  oder  sonstiges 
ÖieDstausscheiden  beendeten  Gehaltszahlungspflicht  an  den  Be- 
amten N.  N.).  Bei  sonstigen  einer  Kasse  generell  zur 
Berichtigung  überwiesenen  Zahlungen  rauss  dagegen  in  der  Regel 
noch  für  jede  einzelne  Zahlung  —  z.  B.  für  sach- 
liche Ausgaben  im  Bureaudienst,  bei  Baarkäufen,  soweit  nicht 
eben  an  bestimmte  Beamten  Pauschsummen  dafür  periodisch  zu 
zahlen  sind,  für  Berichtigung  von  Rechnungen  für  Lieferungen  — 
eine  specielle  Zahlungsanweisung  der  betreffenden,  das  An 
Weisungsrecht  besitzenden  Behörde  der  Kasse  zugehen,  um  letztere 
zur  Bewerkstelligung  der  Zahlung  zu  legitimiren.  Selbstverständlich 
'erlarf  es  vollends  einer  solchen  speciellen  Anweisung  bei  allen 
einzelnen  Zahlungen,  welche  nicht  zum  regelmässigen  Wirkungs- 
kreis einer  Kasse  gehören  und  dieser  nicht  generell  Uberwiesen  sind. 
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Die  Durchführung  «los  finanzielle»  Anweisungsrcchts  bedingt  dann  wieder  eiiu 
entsprechende  Buchführung  bei  der  an  weisen  den  Behörde  über  die  ergangenci 
oder  ausgestell  ton,  bei  der  beauf  tragten  Kasso  über  die  empfangener 
Anweisungen.  Letztere  Buchführung  kann  selbständig  neben  der  über  die  verwirk 
lichten  Zahlungen  oder  den  eigentlichen  Kassenverkehr  einhergehen  oder  durch  Ein- 
fügung einer  betreffenden  Spalte  in  die  kassenrechntingen  mit  der  Kassen  -  Buchführung 
näher  verbunden  werden.  Den  oberen  Behörden,  speciell  den  betreffenden  Ministerier 
und  besonders  dem  Finanzministerium  sind  wieder  periodische  Auszüge  über  die 
crthcilten,  empfangenen  und  ausgeführten  Anweisungen  zuzustellen. 

Wo  die  Kasse  nach  Gener  alauftrag  auch  den  einzelner 
Zahlungsanspruch,  z.  B.  aus  dem  Rechte  auf  die  periodische  Hebung 
der  Besoldung,  selbständig  zu  erfüllen  hat,  obliegt  ihr,  bez.  einen 
damit  speciell  beauftragten  Kassenbeamten,  auch  die  Prüfung 
aller  auf  die  rechtliche  Seite  der  Zahlung  Bezug  habender 
Puncte,  somit  die  sachliche  und  die  formelle  Prüfung,  be 
Vollziehung  von  Specialanweisungen  nur  die  letztere  (§.  130) 

Das  Kassenpersonal  handelt  hier  auf  seine  eigene  Ver 
antwortlichkeit  und  untersteht  demgemäss  etwaigen  Regress 
ansprüchen  des  Fiscus  wie  des  Berechtigten.  Bei  Zahlungen  au! 
Grund  von  Specialanweisungen  der  competenten  Dienstbehörde 
modificirt  und  beschränkt  sich  diese  Verantwortlichkeit  entsprechend 
Hier  muss  die  Prüfung  des  einzelnen  Zahlungsanspruchs  und  die 
„Liquidation"  desselben  in  der  höheren  Instanz,  bei  der  an 
weisenden  Behörde,  vor  sich  gehen,  welche  demgemäss  hier 
für  die  Verantwortlichkeit  trägt.  Die  Buchführung  wird  hiei 
eventuell  über  die  eingereichten  und  die  liquidirten  Zahlungs 
forderungen  und  Uber  die  darauf  hin  ausgestellten  Zahlungs 
an  Weisungen  getrennt  erfolgen  müssen. 

§.  124.  Ein  besonderes  Augenmerk  ist  bei  den  Liquidationen, 
der  Ausstellung  der  Anweisungen  und  bei  der  Zahlungsleistung  zo 
richten  auf  die  Innchaltung  des  Etats,  bez.  der  einzelnen 
etatsmässigen  Credite,  dabei  auch  auf  die  Beachtung  der 
staatsrechtlichen  Bestimmungen  über  die  Zulässigkeit ,  die 
Bedingungen,  das  Verbot  oder  die  Beschränkung  der  Lieber- 
tragungen  zwischen  verschiedenen  Kapiteln,  Titeln  u.  s.  w.  des 
Etats  (§.  117  ff),  ferner  auf  die  In  n chaltun g  der  Vorschriften 
Uber  die  Trennung  der  Jahresdienste,  Uber  den  Verfall 
der  nicht  erschöpften  Credite  früherer  Jahre  nach  Ablauf  einei 
bestimmten  Zeit  u.  dgl.  m. 

Das  Finanzministerium  ist  hier  dem  Staatsoberhaupte  und  det 
Volksvertretung  verantwortlich,  die  Oberrechenkammer  hat  eventnd) 
die  bezügliche  Controle  mit  auszuüben,  die  anderen  Ministen« 
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>ind  dem  Finanzministerium  gegenüber  zur  Inuehaltung  ihrer 
Credite  und  jener  Vorschriften  verpflichtet,  jede  anweisende  Behörde 
ihrer  vorgesetzten.  Feststehen  muss  vor  Allem,  dass  eine  Ucbcr- 
schreitung  der  Credite  und  Vorschriften  Seitens  der  anderen  Ministerien 
nur  mit  Wissen  und  —  regelmässig  vorhergehender  —  Zustimmung 
des  Finanzministers  geschehen  darf.  Diesem  sind  daher  die  Gründe 
vorzulegen  und  er  hat  darüber  mit  zu  befinden.  Er  hat  dann  die 
L'eberschreitungen  seines  Specialetats  und  diejenigen  des  Gesammt- 
ctats  nach  Oben  hin  zu  vertreten  und  dafür  nachträgliche  Genehmigung 
des  Staatsoberhaupts  und  der  Volksvertretung,  regelmässig  bei  der 
Vorlegung  des  Rechnungsabschlusses  (§.  147),  einzuholen.  Für  eine 
selbständige  Mitwirkung  der  lediglich  nach  Aufträgen  der  an- 
weisenden Behörden  handelnden  Kassenverwaltungen  bei  derControle 
wegen  Innehaltung  des  Etats  fehlt  eigentlich  diesen  Verwaltungen 
die  Competenz,  selbst  wenn  sie  einen  Generalaui'trag  in  der  Form 
der  Ueberweisung  eines  Etats  zur  Vollziehung  erhalten  haben  (s. 
u.  über  Preussen). 

Auch  darüber  ist  eine  fortlaufende  Controlc  geboten,  dass  nicht  kleinere, 
mehr  zufällige  Ucbersehreitungcn  des  Etats  und  der  einzelnen  nichtübertragbaren 
i'redite  stattfinden,  z.  B.  indem  auf  generelle  Titel,  wie  etwa  „zu  persönlichen  Aus- 
gaben ausser  den  Besoldungen",  „zu  allgemeinen  Unkosten"  durch  Specialanweisungcn 
:nehr  angewiesen  und  verausgabt  wird .  als  auf  diesem  Titel  zur  Verfügung  steht. 
Die  Hauptsorge  hierfür  muss  wieder  in  die  anweisenden  Behörden  und  schliessli«  h, 
\U  oberste  Controlinstanz  in  das  Finanzministerium  verlegt  werden.  Zu  diesem 
H<ebufc  wird  passend  in  den  Büchern  der  anweisenden  Behörden  eine  Vcr- 
rleichsspalte  für  das  „etatmässige  Soll"  (bez.  „Darf"  bei  den  Ausgaben* 
iresetzt,  um  dadurch  jederzeit  die  Innehaltung  dieses  „Soll"  durch  das  wirkliche  Er- 
srt'bniss  vdas  „Ist",  hier  zunächst  der  ausgestellten  Anweisungen)  leicht  vergleichen 
n  können.  Aehnlich  kann  man  hier  dann  auch  die  Buchführung  der  Kassen 
einrichten  und  durch  Aufnahme  einer  Spalte  des  „Etats-Soll"  den  Vergleich  mit  der 
wirklichen  Geldgcbahrung  oder  Verausgabung  erleichtern.  Nur  erscheint  doch  auch 
liier  die  Kasse,  welche  stets  nur  auf  generellen  oder  spcciellen  Zahlungsauftrag  der 
vorgesetzten  Behörde  handelt,  keine  geeignete  Instanz,  um  etwa  unter  Hinweis  auf 
bereits  erfolgte  Ueberschrcitung  des  Credits  von  sich  aus  selbständig  die  Er- 
füllung einzelner  sonst  formell  richtiger  Zahlungsansprüche  an  sie  oder  vollends  die 
Honorirung  einzelner  Specialanweisungen  auf  sie  abzulehnen.  Sie  sollte  nur  etwa 
Rocht  und  Pflicht  haben,  in  solchen  Fällen  vor  der  Auszahlung,  also,  soweit  angänglich, 
mit  Aufschub,  an  die  vorgesetzte  anweisende  Behörde  den  Thatbestand  zu  berichten 
uud  weitere  Instruction  zu  erbitten.  Lautet  diese  dann  doch  auf  Auszahlung,  so  muss 
die  Kasse  ordnungsmäßig  Folge  leisten.  Aehnliche  Bestimmungen  sind  für  die  Kassen 
\a  Fallen  von  aufstossenden  Irrthümem  der  anweisenden  Behörden  nothwendig. 

Eine  besondere  Frage  ist  es,  ob  allgemeiu  die  Zahlungs- 
anweisungen der  mit  dem  Anweisungsrecht  versehenen  Verwaltungs- 
behörden noch  vor  ihrem  Eingang  bei  den  Kassen  einer  Visirung 
durch  Rechnungs-  und  Controlorgane  unterworfen  werden  und  ob 
von  dieser  vorausgehenden  Visirung  die  Giltigkeit  der  Anweisung 
für  die  Kasse,  allgemein  oder  wenigstens  als  Regel,  welche  aber 
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bestimmte  Ausnahmen  zulässt,  abhüngen  soll.  Bestimmungen  dieser 
Art  finden  sich  mehrfach,  aber  je  nachdem  die  Visirungsorgane  zu 
der  anweisenden  Verwaltungsbehörde  gehören  und  von  dieser  ab- 
hängen (Oesterreich,  Italien)  oder  unabhängig  neben  ihr  stehen, 
von  verschiedener  rechtlicher  Bedeutung.  Die  Einrichtung  hat 
finanztechnisch  ihr  Für  und  Wider,  letzteres  tiberwiegt  wohl,  aber 
sie  kann  staatsrechtlich  werthvoll  und  im  gegebenen  Falle  folge 
richtig  sein.  In  Frankreich  passiren  die  Auszahlungsanweisungen 
das  Visum  der  Direction  der  Fondsbewegung  allgemein. 

Vgl.  Näheres  bei  Schrott,  S.  47*  ff.  u.  D.  in  §.  140  Uber  die  „Visacontrole" 

Die  Rechnungen  der  anweisenden  Behörden  Uber  die  von  ihnen  erlassenen 
Anweisungen  (zur  Einhebung  und  zu  Ausgaben)  kann  man  als  ..Verwaltungs- 
rechnungen" von  den  ..Kassenrechn  ungen".  d.  h.  den  Rechnungen  der  Kassen 
Uber  die  vollzogenen  Einhebungen  und  Ausgaben  auch  terminologisch  unterscheiden. 
Danach  trennt  sich  dann  auch  eine  allgemein  (den  ganzen  Staatshaushalt  zusamnicu- 
fassende)  Verwaltungsrechnung  (compto  d'administration)  u.  Kassenrechnun? 
(compte  de  gestion)  (d' Audiffrct).  Vgl.  Schrott,  Verrechn.wissensch.  S.  527. 
Gewöhnlich  denkt  man  beim  Rechnungswesen  nur  an  die  letztere  Rechnung. 

§.  12.*).    Practischc  Verhältnisse  in  einzelnen  Ländern. 

In  Prcussen  (vgl.  Herrfurth  u.  Meissner  a.  a.  0,  ausserdem  Meissner, 
preuss.  Vcrwalt.kunde,  l,  ü,  2<>  ff.,  44>  bestimmte  die  K.-O.  v.  17.  März  1*2$  (Re- 
gulativ f.  d.  Kassen  wesen),  dass  den  Ministerien  u.  obersten  Verwaltungsbehörden  der 
im  Etat  festgesetzte  Ausgabebedarf  vom  Finanzministerium  bei  der  Generalstaafc- 
kasse,  für  dio  in  den  Provinzen  zu  leistenden  Ausgaben  bei  der  betreff.  Regier- 
hauptkasse   überwiesen    werde.     Das  Fin.min.    hat  aber  auch  dafür  zu  sorgen, 
dass  überall  die  nöthigen  Mittel  zur  Zeit  des  Bedarfs  vorhanden  sind.    Mit  deswegen 
naeh  der  gen.  K.-O.  period.  Kasscne.xtractc  von  allen,  auch  von  den,  anderen 
obersten  Verwaltungsbehörden  unterstehenden   Kassen  an  das  Fin.min.  —  Für  alle 
Kassenverwaltungen  werden  dann  „Kassenetats"  aufgestellt,  für  die  Generalstaats- 
kasse,  die  Regier.hauptkassen  ü.  andere  Hauptkassen  der  Verwalt  zweige  des  Finanz- 
ministeriums vom  Fin. minister,  der  diese  Etats  zu  zeichnen  u.  dem  König  zur  Voll- 
ziehung einzureichen  hat.    Die  anderen  Etats  im  Fin.min.  werden  vom  Fin.minister 
allein,  die  der  übrigen  Ministerien  von  deren  Chefs,  aber  unter  Mitrevision  n. 
Mitvollziehung  des  Finanzministers  vollzogen  \JLA  >.  v.  21».  Mai  1*26).    Die  Ueber- 
weisung  der  Kassenetats  au  die  betreffende  Kasse  invohirt  danu  einen  Generalauf- 
trag  zur  Einhebung  u.  Auszahlung  gemäss  dem  Etat,  wie  schon  bemerkt.  —  Nach 
der  Geschäftsanweis.  f.  d.  Regier.hauptkassen  v.  1.  Juni  1S57  (u.  in  diesen  Puncten 
ganz  analogen  Vorschriften  f.  die  sonstigen  Kassen)  §.  85  müssen  alle  bei  der  Haupr- 
kassc  zur  Verrechnung  gelangenden  Einnahmen  ..entweder  durch  die  Etats  u.  sonstigen 
allgemeinen  Vorschriften  oder  durch  spec.   Einnahmeordres  überwiesen  sein"; 
andere  Einnahmen,  die  überhaupt  zur  Verwaltung  der  Hauptkasse  gehören,  sind  nur 
in  „ Asservat ion"  zu  nehmen  und  Bestimmung  daruber  einzuholen.    Ebenso  gilt 
für  die  Ausgaben,  dass  sie  von  der  Kasse  nur  geleistet  werden  dürfen,  wenn  sie  „durch 
den  Etat  oder  durch  ein  für  allemal  ertheiltc  Anweisung  oder  durch  spec.  Ausgabe- 
ordres  dazu  ermächtigt  worden  ist"  (§.  52\    Die  Buchhalter  der  Kassen  sind  für 
Etatsüberschreitungen  mit  verantwortlich,  müssen  daher  stets  die  Summe 
der  auf  jeden  Etatstitel  angewiesenen  Zahlungen  mit  dem  Etatssoll  in  Vergleicht^? 
halten.    Dies  entspricht  zwar  dem  preuss.  Prineip  der  Kassenetats,  scheint  aber  mit 
der  Stellung  der  Kassen  zu  den  anweisenden  Behörden  nicht  recht  in  Einklang  zu 
steheu.    Zahlungen  über  das  Etatssoll  hinaus  dürfen  nur  nach  zuvor  eingeholter  Ge- 
nehmigung der  Regierung  erfolgen  (§.  61),  —  Die  Specialkassen  müssen  unweigerlich 
die  ihnen   von  den  Regier.hauptkassen  zugehenden  Zahlungsanweisungen  ausfahren, 
nötigenfalls  sich  die  Geldmittel  dafür  vorschuss weise  von  der  Hauptkasse  überweisen 
lassen  (§.  78).    Zahlungen,  welche  „fortdauernd  an  bestimmte  Empfanger  u.  in  be- 
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sticnnten  Beträfen  zu  leisten  sind'*  (Besoldungen  u.  dgl.)  werden  den  Specialkassen 
in  für  allemal  durch  die  Hauptkassc  überwiesen,  sie  sind  bis  zuni  Todesfall,  sonstigen 
Abgang.  Ablauf  der  Bewilligungszeit  oder  Widerruf  zu  leisten  (§.  74). 

Auch  in  Baiern  (V.  v.  i>.  Dec.  1S25,  Stockar  v.  Neuforn-Hock  I,  S'i. 
ff.,  406  ff.,  Fah rm bacher.  d.  Zahlungswesen  der  allgem  Finanzverwaltung) 
erfolgt  die  Assignirung  der  (ieneraletats  auf  die  Staatskassen  durch  den  Finanzininister. 
Dieser,  bez.  das  Fin.uiinisterium  ist  auch  die  oberste  Zahlung  anweisende  Behörde. 
Er  delegirt  den  Kegiorungsfinanzkaminern  das  Hecht  th.  mit  den  Etats  (speciell  den 
Jinanzverwaltungsctats".  für  die  Einnahmen  u.  die  mit  deren  Erhebung,  Verwaltung 
t  Betrieb  verbundenen  Ausgaben),  th.  generell  für  gewisse  Ausgaben  (mit  u.  ohne 
W-rbebalt  nachträglicher  Autorisationi,  th.  durch  besondere  Kescripte  u.  eröllnet 
ihficu  hierfür  einen  bestimmten  „Credit  4  (detaill.  Darleg.  Hock  a.  a.  U.  I,  4U6  Ii'.), 
•ii:  Kassen  {Kreiskassen,  Rentämter)  dürfen  ohne  schriftliche  Anweisung  durch  die 
Kegkr.finanzkainmem  (ausnahmsweise  andere  Behörden)  u.  ohne  Creditcrötfnung  keine 
Zahlung  leisten  u.  bedürfen  in  der  Kegel  noch  specieller  Zahlungsanweisungen  für  die 
traben  Ausgaben  auch  zur  Verwendung  der  etatmässigen  Ausgaben.  Die  Kasson- 
kimtcn  haften  demgemäss,  ausserdem  auch  für  Etatsüberschreitungeu  und  fnr  Ver- 
Temlung  der  bewilligten  Mittel  zu  anderen  Zwecken,  als  wofür  sie  bestimmt  sind 
*  a.  0  S.  414  fT.,  420). 

In  Oesterreich  iBlonski,  II,  357,  im  Allgein.  die  Theorie  bei  Schrott, 
>.  13*2,  474  II'.,  4*0  tf.)  haben  die  „mit  dem  Anweisungsrecht  betrauten  Behörden"  — 
l'T  Finanzministcr,  die  übrigen  Ministerien,  delegirt  die  weitereu  Verwaltungsbehörden, 
^besondere  die  Kronlands  -  Hauptbehörden  —  zur  Vollziehung  der  Anweisungen 
.Decrctu  reu")  eine  unmittelbar  unterstehende  Kasse,  dann  ein  Kechnungs- 
■Upartement  zur  Evidenzhaltung  der  Anweisungen  u.  s  w.  unter  sich.  Die  An- 
weisungen der  Verwaltungsbehörden  sind  hier  in  Verschreibung  zu  nehmen  und  vom 
Vorsund  des  Kechnungsdepart.s  oder  dessen  Stellvertreter  zu  contras  ign  ire  u, 
Ufor  sie  an  die  Kassen  gehen  (s.  o.). 

Mehrfach  eigentümliche  Bestimmungen  bestehen  in  Frankreich  in  Bezug  auf 
Iis  Anweisungsrecht  u.  die  scharfe  Scheidung  der  „ordonnateurs"  1.  u.  2.  Klasse. 
Jede  Zahlung  auf  Staatsrechnuug  muss  vorher  von  einem  Minister  angewiesen  ;ordon 
nuic»:)  oder  von  Anweisungsbehörden  2.  Kl.  (ordonnateurs  secondaires)  beauftragt  sein 
io  <iemässheit  ministerieller  Delegation.  Die  Zahlungsleistung  setzt  eine  Creditorölfhung 
voraus.  Die  Anweiser  2.  Kl.  sind  speciell  bezeichnet.  Die  Kasse  (der  „comptable", 
I  t  zur  Rechnungslegung  Verpflichtete)  kann  und  muss  gegen  Mängel  der  Anweisung 
(Tie  auch  der  Beweisstücke  des  eine  Zahlung  Beanspruchenden)  remonstriren ,  aber 
Mi  ernente  Anweisung,  trotzdem  zu  zahlen,  muss  die  Kasse  dem  Anweiser,  unter 
fleichzeitigein  Bericht  an  den  Finanzministcr,  Folge  leisten.  Die  besondere  Visirungs- 
•rbtanz,  welche  die  Direction  der  Fondsbewegung  als  Abtheilung  des  Finanzministeriums 
fur  alle  Zahlungsanweisungen  der  Minister  bildet,  ist  schon  oben  erwähnt  worden. 
Näheres  im  Decret  v.  31.  Mai  lS*i2  u.  im  Art.  comptabilite  publ.  im  diction.  de 
hdiniu.  franc.  S.  auch  o.  §.  121  die  Darstellung  nach  Hock.   Kaufmann  S.  64. 

§.  126.  —  B.  Das  Kassenwesen  im  Einzelnen.  1.  Ent- 
wicklung. Das  ganze  Kassensystem  des  Staatshaushalts  hat  sich 
bei  uns  wie  in  anderen  Ländern  historisch  in  enger  Verbindung 
mit  den  Staatseinna  hmen  und  deren  Gattungen  und  mit  der 
Einrichtung,  Umbildung  und  Ausdehnung  der  öffentlichen  Ver- 
waltung, bez.  mit  den  für  diese  zu  bestreitenden  Ausgaben 
entwickelt. 

In  der  älteren  Periode  vorherrschender  Xaturalwirthschaft.  aber  bereits  mehr 
fiuin inender Gcldgef&Ue  flicssen  die  verschiedenen,  privatrechtlichen,  gebühren-  und 
-alartigen .  steuerrechtlichen  Einnahmen  bei  einem  Localerheber ,  der  eventuell  zu- 
-■  "ich  Verwaltungsbeamter,  wohl  schon  zusammen.    Er  hat  daraus  die  Betriebs-  und 
Krhebungskosten.  wie  nicht  minder  locale  oder  sonst  auf  ihn  angewiesene  Verwaltungs- 
ausgaben zu  bestreiten  und  nur  die  üeborschüsso  terminweise  an  vorgesetzte  Be- 
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hördun  und  Kasscu  abzuführen.  Bei  diesen  sammeln  sich  so  aus  einem  grösserei» 
Lundesdistrict  die  Summen  an.  Buch  wird  regelmässig  nur  Uber  die  erhaltenen  Gelder 
also  nur  über  die  l  oberschüsse,  die  aus  anderen  Kassen  eingingen,  über  die  sonstigen 
baar  erhaltenen  Verläge  oder  Uebcrweisungen  andrer  Kassen,  Uber  die  geleisteten 
Zahlungen  und  über  die  Abfuhren  an  die  höhere  Sammelkasse  geführt  („Netto- 
rechnung") Immerhin  bildet  die*  Kassenwe&en  schon  in  gewissem  Maasse  trotz  seiner 
Pnfollkommenheiten  ein  Kassen  System  und  wenigstens  für  den  einzelnen,  einen 
politischen  Körper  darstellenden  Landestheil  hätte  sich  daraus  eine  gewisse  fiscaJisf  lv 
Kasseueinheit  mittelst  der  Ansammlung  aller  UcbcrschUsse  in  Einer  Centralkasse  und 
der  Verwendung  für  Centralausgabeu  durch  diese  bilden  können. 

Der  verschiedene  geschichtliche  Ursprung  der  ein- 
zelnen Einnahmen  und  Einnahmekategorieen,  der  verschiedene 
rechtliche  Character  derselben  und  der  mit  einer  jeden  Ein 
nähme  oder  dem  Ueberschuss  einer  Einnahmeart  zu  bestreitenden 
Ausgaben  hat  indessen  grade  in  deu  Staatsforruen  der  Uebergangs- 
zeit  seit  dem  Ausgang  des  Mittelalters  bis  ins  17.  und  18.  Jahr 
hundert,  als  die  Finanzwirthschaft  mehr  und  mehr  in  geldwirth- 
schaftlichc  Formen  Uberging,  zu  einer  Zersplitterung  des  Kassen 
wesens,  besonders  nach  Verwaltungszweigen,  geführt  und 
trotz  des  früh  unverkennbaren  Bedürfnisses  eine  erheblichere 
(Zentralisation  desselben  verhindert. 

Einmal  bedingte  das  die  mehr  oder  weniger  verbleibende 
Selbständigkeit  der  einzelnen,  ehemals  getrennten  Land  es- 
theile auch  nach  deren  Vereinigung  in  Einem  Staate  (Territorium). 
Kaum,  dass  Ueberschüsse  der  Landestheile  in  Einer  Kasse  ver 
einigt  wurden.  Jeder  Theil  hatte  von  Unten  bis  Oben  sein  eigenes 
Kassenwesen  für  sich. 

Sodann  wirkte  das  staatsrechtliche  Doppelsystem  von 
Kammerkasse  und  Landessteuerkasse  (§.  90)  auch  auf 
grundsätzliche  Trennung  der  Kassen  bis  in  die  unteren  Glieder, 
die  Localkassen,  für  die  Einnahmen  und  für  die  darauf  angewiesenen 
Ausgaben  hin  und  eine  Zusammenfassung  von  Ueberschtlssen  an 
der  Centralstellc,  eine  Uebertragung  von  Geldmitteln  aus  der  einen 
in  die  andere  Kasse  fand  nicht  statt,  höchstens  darlehensweise. 

Aber  auch  innerhalb  jeder  Gruppe  bewirkten  rechtliche, 
administrative  und  technische  Verhältnisse  noch  weitere 
Trennungen  wie  im  Acmterwesen  der  Verwaltung,  so  im  Kassen- 
wesen. Die  Domänen  (i.  c.  S.),  die  Forsten,  die  Bergwerke, 
die  Ilauptartcn  der  Steuern,  alte  directe,  wie  besonders  die 
Vermögens-,  die  Grund-  und  Haussteuern,  hie  und  da 
neuere,  Personal-  u.  dgl.  Steuern,  die  Zölle,  die  Accisen, 
die  Monopole,  die  Stein  pe  Ige  fälle  u.  s.  w.  —  zum  Theil  in 
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noch  weiterer  Specialisirung  —  haben  ihre  eigene  Verwaltungs 
Organisation,  ihre  besonderen  Aemter,  Behörden  und  Kassen. 
So  specialisirte  sich  der  Einnahmedienst  auch  im  Kassen- 
wesen nach  Einnahmezweigen  („Forstkasse",  „Bergwerks-", 
/Zoll-",  „Stempel-",  „Salzregal-"  oder  „Debit-",  „Chausseegeld"- 
kasse  u.  v.  a.  m.)  oder  m.  a.  \V.  die  Einnahmekassen  waren  in 
der  Regel,  sowohl  als  Sammelkassen,  wie  als  Local-  und  erste 
Krhebungskassen  Specialkassen  im  Sinne  von  Kassen  eines 
einzelnen  besonderen  Einnahmezweigs. 

Auf  diesen  Kassen  lasteten  an  Ausgaben  zunächst  immer  nur 
die  unmittelbaren  Betriebs-  und  Erhebungskosten  des  Einnahme- 
zweigs. Dann  wurden  auf  die  UeberschUsse  die  eigentlichen  Ver- 
waltungsausgaben angewiesen,  jene  auch  wohl  rechtlich  für  diese 
verhaftet  —  wie  Schuldzinsen  und  Schuldrückzahlungen  —  oder 
umgekehrt  oft  zur  Deckung  einer  bestimmten  Ausgabe  bestimmte 
neue  Einnahmen,  z.  ß.  die  und  die  Steuer,  geschaffen.  Wenn 
jene  Specialkassen  des  Einnahmedienstes  unmittelbar  Ausgaben 
dieser  Art  zu  leisten  hatten,  wurden  sie  also  auch  als  Ausgabe- 
kassen Specialkassen  nach  Verwaltungsdienstzweigen.  Auch 
etwaige  Sammelkassen  der  Ueberschüsse  eines  Einnahmedienst- 
zweigs („höhere"  Forst-,  Zoll-,  Steuer-,  Salzkassen  u.  dgl.  m.),  die 
dann  regelmässig  in  den  Blichcm  nur  die  von  den  unteren  Kassen 
übersandten  UeberschUsse  führten,  behielten  diesen  Character 
von  S pecial -Ausgabekassen ,  da  auch  sie  regelmässig  nur  die 
eiuinal  auf  diese  Kassen  fundirten  speciellen  Verwaltungsausgaben 
zn  bestreiten  hatten. 

Dies  Kassensystem  gipfelte  dann  folgerichtig  und  vielfach  auch 
in  der  Praxis  in  einer  obersten  Centraikasse  („Hauptkasse") 
des  betreffenden  Einnahraedienstzweigs:  so  viel  recht- 
lich, administrativ  und  technisch  getrennte  Einnahmezweige,  so 
\iele  Centraikassen.  Nur  die  etwaigen  UeberschUsse  dieser  letzteren 
konnten  wenigstens,  soweit  das  nicht  rechtlich  unstatthaft  war  oder 
den  administrativen  Grundsätzen  widersprach ,  in  eine  einheitliche 
I  entralkasse  zusammen  (Ii  essen,  hier  sich  ansammeln  zu  einem 
.Staatsschatze"  oder  zu  „gemeinsamen"  Zwecken  des  ganzen  Staats 
"der  Landes  verwendet  werden. 

Neben  diesen  Yerwaltungs/.weigkassen  sind  einzelne  besonder.'  behördliche 
Kassen  vornemlich  für  die  Vereinnahmung  der  mit  der  Behörde  und  deren  Thätig- 
"it  unmittelbar  verbundenen  Kinnahmcn  (Sportein  und  Gebühren,  Strafgelder  u.  dgl.) 
vorhanden,  deren  Einnahmen  früher  ganz  oder  grossentheils,  aueh  in  den  Staaten  des 
I«.  und  IS.  Jahrhunderts  noch  theilweise.  den  Beamten  zuflössen,    ihre  Ueberschüsse 
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konnten  aber  auch  zur  Zahlung  von  Verwaltungsausgaben  (.Besoldungen.  Kosten  der 
Behörde )  dienen,  wo  diese  Kassen  dann  auch  als  behördliche  Ausgabekassen 
fungirten.  Auch  ein  solches  Kassenwesen  entspricht  dem  älteren  Zustand  der  Ver- 
waltung und  den  damals  überhaupt  geltenden  politischen  Anschauungen. 

Die  Zersplitterung  der  Kassen  und  die  mangelnde 
Centralisation  des  Kassensystems  selbst  in  den  oberen 
Instanzen  lag  mitbin  in  der  einmal  geschichtlich  gegebenen 
öffentlich-rechtlichen  Structur  des  „Uebergangsstaats'4 
und  in  der  Entwicklungsgeschichte  seiner  Verwaltung. 
Selbst  die  Localkassen  sind  daher  vielfach  zersplittert,  wenn  auch 
in  kleineren  Orten  und  sonst  für  die  Erhebung  verschiedener  Ein 
nahmen  wie  früher  Ein  Einnehmer,  dann  mit  getrennter  Ver rech 
nung  der  einzelnen  Einnahmearten  fungirt.  Neue  und  neuartige 
Einnahmen  verlangten  auch  aus  technischen  Gründen  oft  neue  und 
besondere  Beamte,  Aemter,  Kassen. 

Wenn  nun  auch  im  Einzelnen  wohl  schon  früher  öfters  inner 
halb  einer  rechtlich  zusammengehörenden  Gruppe  von  Einnahmen 
und  Ausgaben  eine  gewisse  Centralisation  im  Kassenwesen  unter 
Beibehaltung  getrennter  Buchführung  eintrat,  so  konnte  das  doch 
erst  in  grösserem  Maasse  selbst  nur  erstrebt  werden  mit  dem  mäch 
tigeren  Aufleben  des  Gedankens  der  Staats-  (Territo r i al)- 
Einheit,  daher  seit  dem  Ende  des  17.  und  im  18.  Jahrhundert 
mit  dem  Siege  des  Fürstenthums  über  die  Stände  und  mehr  und 
mehr  dann  mit  dem  politischen,  administrativen  und  finanziellen 
System  des  „Wohlfahrts-"  und  „Polizeistaats",  des  „aufgeklärten 
Despotismus".   Hier  ist  denn  auch  das  eigentlich  moderne  System 
angebahnt  worden,  dasjenige  „einheitlicher  Staatskassen", 
welche  von  unten  bis  oben,  von  den  Local-,  zu  den  Kreis-,  Pro- 
viuzial-  und  zur  Central- Staatskasse  hin,  also  in  allen  Gliedern 
möglichst  alle  Einnahmen  und  Ausgaben  ihres  territorialen  Wirkungs 
kreises,  welcher  Art  immer,  einheitlich  zusammenfassen, 
auch  die  Kassenbestände  als  Ein  Ganzes  behandeln,  die  Trennung 
der  Einnahme-  und  Ausgabegattuugen,  soweit  nöthig,  nur  in  der 
Buchführung  und  in  den  summarischen  Auszügen  daraus  fest 
halten  und  in  der  Einen  wahren  Central -Staatskasse  ihren  logisch 
und  practisch  richtigen  Abscbluss  finden.    Selbst  das  blosse  Streben 
in  dieser  Richtung,  vollends  seine  mehr  oder  weniger  umfassende 
Verwirklichung  war  an  Voraussetzungen  geknüpft,  welche  sich 
vornemlich  erst  im  18.  und  voll  erst  im  19.  Jahrhundert  erfüllt 
haben:  eine  grössere  Centralisation  und  Ausdehnung  der  Staats 
thätigkeiten  überhaupt,  eine  bestimmtere  Auffassung  der  letzteren 
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als  wahre  Aufgaben  des  Staats,  eine  veränderte  Stellung  des  Staats- 
dieasts  und  die  Bezahlung  der  Staatsdiener  durch  feste  Besoldungen 
nnd  durch  solche  allein,  unter  Ausscheiden  vod  Gebührenbezügen. 

Die  noch  mehr  oder  weniger  zahlreich  verbleibenden  Aus 
yahmen  von  diesem  System  einheitlicher  Staatskassen  wurden, 
abgesehen  von  einzelnen  noch  nicht  zu  Uberwindenden  rechtlichen 
Hindernissen,  wie  heute,  wo  sie  auch  noch  vorkommen  (§.  127) 
uunmehr  aus  bestimmten  finanztechnischen  und  administra- 
tiven Gründen  beibehalten.  Im  Ausgabedienst  bedarf  u.  A.  das 
Heerwesen  sein  eigenes  Kassensystem,  in  den  unteren  und  z.  Th. 
in  den  mittleren  Gliedern  getrennt  vom  sonstigen  Kassenwesen. 
Aber  solche  Fälle  waren  jetzt  erst  zu  begründende  Ausnahmen, 
flicht  selbstverständliche  Kegel. 

Auch  wo  aus  besonderen  Gründen  das  System  der  einheit- 
lichen Staatskassen  nurtheilweise  angenommen  wird,  muss  wenigstens 
dem  Princip  der  n'scalischen  Kasseneinheit  gemäss  (§.  112)  buch- 
halterisch die  Gesammtheit  der  wirklichen  Einnahmen  und  Aus- 
gaben aller  Kassen  —  nicht  die  ganze  Geldbewegung  derselben 
iu  Ein-  und  Ausgang,  —  daher  auch  bei  den  Einnahmen  der 
Bruttobetrag,  bei  den  Ausgaben  der  Aufwand  an  Betriebs- 
und Erhebungskosten  in  der  Centraistaatskasse  vereinigt  werden. 

§.  127.  2.  Gegenwärtige  Kassensysteme.  Theils 
im  Anschluss  an  die  älteren  geschichtlichen  Verhältnisse,  theils  in 
Gemässheit  der  besonderen  Bedurfnisse  einzelner  Zweige  des  Ein- 
nahme- wie  des  Ausgabedienstes,  theils  auch  nach  speciellen  Be- 
dürfnissen der  Behördenorganisation  und  der  Geschäfte  einzelner 
Behörden  sind  auch  jetzt  noch  neben  dem  System  einheitlicher 
Staatskassen  die  zwei  im  Vorigen  schon  mit  berührten  anderen 
Hauptsy steme  zu  unterscheiden:  dasjenige  der  „Verwaltungs- 
zweigkassen" und  dasjenige  der  „behördlichen  Kassen". 
Jedes  dieser  drei  Systeme  lässt  sich  mehr  oder  weniger  zum  herrschen- 
den machen:  zum  ausschliesslichen  auch  in  der  modernen 
Finanzwirthschaft  keines.  Jedes  hat  seine  speeifischen  Vorzüge 
and  Mängel,  jedes  entspricht  besonderen  Bedürfnissen  der  allgemeinen 
nod  der  Finanzverwaltung.  Während  aus  den  dargelegten,  für 
ihre  Zeit  guten  Gründen  das  System  der  Verwaltungszweigkassen 
triiher  das  hauptsächliche  war,  woneben  nur  noch  behördliche 
Kassen  zu  bestehen  pflegten,  ist  das  System  einheitlicher  Staats- 
kassen wohl  als  das  logisch  richtigste  und  practisch  zweckmässigste 
für  die  moderne  Fiuanzwirthschaft  zu  bezeichnen.  Aber  in  gewissem 
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Umfange)  besonders  nach  der  Technik  des  Erhebungsd i ensts 
und  der  Verwaltung  sind  Verwaltungszweigkassen  für  einzelne 
Ein  nähme  zweige  und  Administrationen,  theils  in  allen,  besonders 
in  der  Mittel-  und  Unterinstanz,  theils  wenigstens  in  der  unteren 
Instanz  allein,  in  Bezug  auf  die  Localkassen,  —  Zolldienst,  Octroi 
oder  Thorsteuern,  Monopolverwaltungen,  wie  Tabak,  Post,  Telegraphie, 
Eisenbahnen,  Berg-  und  Hüttenwesen,  Lotterie  u.  a.  m.,  —  ferner 
auch  für  gewisse  Ausgabe  zweige  —  Staatsschuldenverwaltung  z.  Tb., 
Militärwesen,  Baukassen  —  noch  heute  am  Platze  und  üblich,  ja 
meistens  nothwendig.  Auch  behördliche  Kassen  sind  in  manchen 
Fällen  nicht  wohl  zu  entbehren  oder  doch  passend,  für  gewisse 
Amtseinnahmen  (z.  B.  Polizeibehörden,  Schulen),  mehr  noch  für 
den  AuBgabedienst  (Gefängnisse,  einzelne  Verwaltungsbureaus, 
wie  z.  B.  Statistische  Bureaus). 

Es  ist  die  Aufgabe  der  obersten  Leitung  des  Kassen-  and  Rechnungswesens, 
also  der  üblichen  betreffenden  Abtheilung  des  Finanzministeriums,  hier  die  je  nach 
Umständen  zweckmäßigste  Wahl  des  Systems  zu  trelfen.  Dabei  wird  die  Technik 
des  Finanzdienstes  auf  die  stärkere  Entwicklung  des  Systems  einheitlicher  Staatskassen 
hindrängen.  Dies  geschieht  u.  A.  durch  Cumulation  des  Erhebungsdiensts  für  ver- 
schiedenartige Einnahmen  in  Einer  Kasse  oder  durch  Uebertragung  eines  bisher  ge- 
trennten eigenen  Diensts  mit  auf  eine  andere  Verwaltung,  sei  es  in  Verbindaug  mit 
der  Cumulation  der  Verwaltungen  selbst  (Post  und  Telegraphie),  sei  es  ohne  solche 
i  Stein  pelmarkondebit  der  Postkassen,  der  Tabaktrafiken  in  Monopolländern,  Uebertragung 
der  Einziehung  von  „Gerichtskosten"  an  eine  Stcucrvcrwaltung,  wie  jungst  in  Preussen 
an  diejenige  der  indirecten  Steuern).  Aehnlich  wird  im  Ausgabedienst  verfahren,  z.  B. 
besondere  behördliche  und  Ausgabekassen  werden  beseitigt  und  ihre  Function  mit  von 
einer  grösseren  einheitlichen  Kasse  übernommen  (Uebertragung  des  centralen  Ausgabe- 
dienstes der  bis  auf  eine  aufgehobenen  preuss.  Ministerialkassen  auf  die  General-Staatskasse  . 

Den  Character  der  drei  Systeme  schildert  Schrott  a.  a.  0.  S.  132  ff.  gut  und 
prlcifl  iu  folgender  Weise: 

a)  Beim  System  der  einheitlichen  Staatskassen  wird  ,.jcde  einzelne 
Kasse  grundsätzlich  als  Kasse  der  Gcsammtheit  der  Verwaltungszweige  bestellt" 
Erforderlich  ist  grundsätzlich  „nur  Eine  Kasse,  an  jedem  Orte  des  Gebiets,  an  welcher 
Geldanweisungen  einer  oder  mehrerer  oder  aller  Verwaltungsbehörden  des  betreffenden 
Gebiets  zum  Vollzug  kommen  müssen.  Das  Anweisungsrecht  bei  jeder  solchen  Kasv 
steht  säinmtlichen  Verwaltungsbehörden  des  Gebiets  —  jeder  in  ihrem  Wirkungs- 
kreise —  zu.  Das  Tagebuch  einer  solchen  Kasse  zeigt  daher  die  Einnahmen  und 
Ausgaben  sämmtlichcr  Vcrwaltungszweige  des  Staats  vereint  und  den  hiernach  bei 
der  Kasse  vorliegenden  Gesammt-Kasscurest  an  Staatsgeldern." 

b)  Das  System  der  Verwaltungszweigkassen  „schlicsst  sich  unmittelbar 
den  bestehenden  Verwaltungszweigen  selbst  an".  Jeder  solche  Zweig  hat  „seine 
eigenen  Kassen  —  Finanzkassen  für  jeden  Einkommenzweig,  Aufwandskasseu  für  jeden 
Aufwandszweig  —  in  erforderlicher  Anzahl.  Die  Tagebücher  jeder  solchen  K.. 
zeigen  also  die  Einnahmen,  die  Ausgaben  und  den  Geldstand  (Kassenrest)  ihres  Ver- 
waltungszweigs". 

c)  Das  System  der  behördlichen  Kassen  schlicsst  sich  an  die  Behörden 
an.  liier  sind  „für  jede  Verwaltungsbehörde  (i.  w.  S.)  in  dem  Territorialgebiete,  über 
welches  sich  ihre  Wirksamkeit  erstreckt,  die  zur  Vollziehung  der  in  ihrem  Wirkungs- 
kreise gelegenen  Anweisungen  erforderlichen  Kassen  aufzustellen;  die  Tagebucher 
dieser  Kassen  zeigen  die  Einnahmen,  die  Ausgaben  und  den  Geldstand  der  Gcsammt- 
heit aller  im  Wirkungskreise  der  Behörde  gelegenen  Verwaltungszweige  vereint". 
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Beim  zweiten  System  ist  die  grösste  Anzahl  Kassen  nöthig,  an  jedem  Ort  für 
jedei  Verwaltungszweig,  der  hier  Einnahmen  und  Ausgaben  hat,  je  eine;  beim  dritten 
bdarf  es  an  jedem  Orte  je  einer  Kasse  für  jede  Behörde,  die  hier  Anweisungen  zu 
wilaehen  hat;  beim  ersten  System  der  einheitlichen  Staatskassen  genügt  Eine  Kasse 
1a  jedem  Orte,  an  dem  (iebahrungen  in  Staatsgeldoru  zu  vollziehen  sind.  Da  aber 
■  jedem  Orte  die  Kassen  des  zweiten  und  des  dritten  Systems  in  Ein  .,  Kassen- 
iBt"  vereinigt  werden  können  (und  sollen)  und  beim  ersten  wieder  die  Eine  Kasse 
fiT  verschiedene  Geschäftsgruppen  bei  grösserem  Geschäftsumfang  in  mehrere  Aeinter 
icfcelöst  werden  inuss,  sei  die  erforderliche  Anzahl  der  Kasseuämter  bei  allen 
Jr  i  Systemen  die  nemliche  (Schrott  S.  134).  Auch  er  bezeichnet  das  System  ein- 
heitlicher Kassen  als  „das  in  der  Praxis  zweckmässigste*4. 

Besonders  die  Post-,  Telegraphen-,  Eisenbahnverwaltung,  Mouopolverwaltungen, 
überhaupt  „Einkoinmenzweige  mit  gewerblichem  Betrieb  in  eigeuer  Verwaltung" 
(Schrott),  Staats-,  Berg-  und  Huttenwerke  haben  auch  gegenwärtig  noch  allgemein 
i!ir  eigenes  Kassensystem,  ganz  abgetrennt  von  dem  sonstigen  der  allgemeinen 
r uunzve rwaltung,  von  unten  bis  oben  getrennt  für  sich.  .Mit  dem  übrigen  Kasseu- 
vesen  stehen  sie  daher  regelmässig  nur  durch  die  Centraistaatskasse  in  Verbindung, 
Leiern  sie  ihre  Ueberschüsso  —  die  übrigens  nicht  nothwendig  vorher  bei  einer 
'Vntralkasse  des  ganzen  Verwaltungszweigs  angesammelt  zu  werden  brauchen,  sondern 
ifl  Sammelkassen  der  Mittelinstanz  bis  dahin  verbleiben  können  (preuss.  Staatsbahnen)  — 
•lirect  an  diese  (oder  an  die  ihnen  zu  diesem  Behufc  speciell  angewiesenen  unteren 
und  mittleren  sonstigen  Staatskassen)  abfuhren  und  ebenso  von  hier  etwaige  Bedarfs- 
ztix-büsse  erhalten.  Innerhalb  jedes  solchen  Verwaltungszweigs  und  seiues  Kassen- 
.systems  kann  dann  eine  ähnliche  Rangordnung  der  Kassen  wie  im  übrigen  Finanz- 
wesen (§.  128)  vorkommen.  Doch  lässt  sich  auch  hier,  wie  bei  anderen  Verwaltungs- 
wegen, welche  etwa  nur  eigene  untere  (Lokal -)kassen  haben  (z.  B.  Wege-,  Forst-, 
Acciseverwaltunfc) ,  die  Einrichtung  trellcn,  dass  die  Mittel-  und  Oberkassen  des 
onstigen  Staatskaasensystems  auch  für  den  im  Kassenwesen  getrennten  Vcrwaltungs- 
iveig  mit  fungiren,  besonders  dessen  Ueberschüsso  aufnehmen  und  auch  etwaige 
Abgaben  dafür  bestreiten,  direct  oder  durch  Dotation  der  Unterkassen  des  allgemeinen 
Staatskassen  Systems. 

Die  T erininol ogie  bezüglich  der  technischen  Namen  der  verschiedenen  Kassen 
shvankt  in  der  Theorie  und  Praxis  sehr.  Schrott  a.  a.  0.  S.  135  nennt  die  be- 
henderen Kassen  des  Systems  der  Verwalt.zweigskassen  Specialkasseu,  ein  sonst 
öfters  in  anderem  Sinne,  z.  B.  für  die  unteren  Lokalkassen  oder  für  Kassen  (kleinen 
Tnifangs)  zu  ganz  speciellen  Zwecken,  gebrauchter  Ausdruck. 

§.  128.  —  3.  Rangordnung  („Hierarchie")  der  Kassen. 
Bei  allen  Kassensystemen,  vornemlich  dem  der  einheitlichen  Staats- 
kassen ,  ähnlich  aber  auch  innerhalb  des  Kassenwesens  eines  in 
diesem  Gebiete  selbständigen  Verwaltungszweiges  besteht  nach  der 
Function,  der  Ausdehnung  des  territorialen  Wirkungskreises  und 
der  gliedlichen  Stellung  der  einzelnen  Kasse  eine  Rangordnung, 
welche  sich  in  grösseren  und  kleineren  Staaten  aus  drei  typischen 
Arten  von  Kassen  zusammensetzt.  Diese  werden  mit  den  Namen 
Unter-  oder  Lokal-  (auch  Elementar-),  Mittel-  oder  Bezirks-, 
and  Ober-  oder  Hauptkassen  deutlich  gekennzeichnet. 

Die  Kategorie  der  Mittelkassen  wird,  in  grösseren  Staaten  wenigstens,  eventuell 
wieder  2 — 3  verschiedene  Unterarten  umfassen:  Kreis-,  Provincial-,  neben  etwa 
zwischen  beiden  in  der  Mitte  stehenden  Bezirks-  oder  Districtskassen.  Diese 
Mittelkassen  werden  sich  stets  mehr  oder  weniger,  gewöhnlich  ziemlich  oder  ganz 
renau  an  die  allgemeine  administrative  Eintheilung  eines  Staatsgebiets  anschliessen, 
in  der  Regel  auch  danach  ihren  besoderen  Amtsnamen  fuhren  und  ihren  Amtssitz  in 
dem  betreffenden  Hauptorte  des  Kreises,  Bezirks,  der  Provinz  haben.  Die  Unter- 
lassen zerfallen  mitunter  auch  noch  in  verschiedene  Rangklassen,  z.  B.  stehen  etwa 
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die  Kassen  einzelner  Steuererheber,  Chausscegeldcinnehiner,  behördliche  Specialkas>er< 
einzelner  Unterbehörden  unter  einer  grösseren  Lokalkasse,  mit  der  sie  zunächst  ab- 
rechnen, und  an  die  sie  ihre  Ueberschtlsse  abfuhren.  (Hie  und  da  Achnliches  im 
Ausgabedieust,  z.  B.  Baukassen  für  einen  besonderen  Bau,  als  Appendix  einer  Lokil- 
kasse).  Die  Hauptkasseu  stehen  au  der  Spitze  des  Kassensystems  eines  selbständig 
Verwaltungszweiges  und  sind  dessen  Central kasse.  Daher  früher,  wie  erwähnt 
(§.  126),  eine  ganze  Reihe  solcher  (oberster)  Centraikassen  nebeneinander.  Aber  au.  h 
bei  dem  System  einheitlicher  Staatskassen  und  einer  einzigen  obersten  Central-  oder 
(ieneralstaatskasse  kommen  wohl  noch  abgezweigte  sonstige  Hauptkassen ,  besonders 
für  Ausgabcgruppeu  vor,  so  öfters  für  die  Staatsschuld  („Staatsschuldenkassf.  *. 
„Staatsschuldentilgekasse",  für  die  Militärverwaltung,  die  Marine).  — Schrott  a.  a  0. 
S.  136  tf.  unterscheidet  vier  Arten:  Elementar-,  Kreis-,  Landes-  und  Reiehskassen : 
es  empfiehlt  sich  m.  E.  die  zwei  mittleren  wie  oben  geschehen  als  Eine  Kategone 
mit  2  Unterarten  zusammenzufassen.  Ran  Fin.  II,  §.  5ti6  bildet  H  Arten:  die  Haupt- 
staatskasse, Provinzialkassen ,  untere  Kassen.  Eine  Vereinigung  mehrerer  Kasseu  ia 
Einem  Kassenamte,  z.  B.  auch  von  Staats-  und  Instituts-  "(Fonds-)  Kassen  ist  unter 
Umständen  schon  aus  Sparsamkeitsgründen  zweckmässig.    S.  Schrott,  S.  142. 

Die  Mittelkassen  des  Einnahmedienstes  bilden  nun  besonders 
Sammelkassen  für  die  Ueberschtlsse  der  Unterkassen,  welche 
diesen  nach  Abzug  der,  wie  früher  schon  zu  erwähnen  war,  regel- 
mässig unmittelbar  von  ihnen  zu  bestreitenden  directen  Kosten  des 
Erhebungs-  und  Betriebsaufwands  und,  soweit  diese  Unterkassen 
zugleich  als  Ausgabekassen  ftlr  eigentliche  Verwaltungsausgaben 
dienen,  nach  Abzug  auch  dieser  verbleiben.  Gleiches  gilt  von  der 
unteren  Klasse  der  Mittelkassen,  den  Kreiskassen,  gegenüber  den 
Bezirks  -  und  Provinzialkassen  und  von  diesen  gegenüber  der  einen 
allgemeinen  oder  der  betreffenden  besonderen  Hauptkasse. 

Auch  die  wirkliche  Baargeldbewegung  (eigentliche  „Kassenbewegung")  geht 
demnach  hier  zwischen  den  Kassen  von  Unten  nach  Oben,  practisch  in  um  so 
stärkerem  Maasse,  je  weniger  eigentliche  Verwaltungsausgaben  den  Unter-  und  Mitt<J- 
kassen  zur  Bezahlung  überwiesen  werden  und  je  mehr  grosse  Centraiausgaben  vor- 
kommen und  direct  aus  der  Hauptkasse  bezahlt  werden. 

Umgekehrt  werden  die  Ausgabekassen,  sowohl  die  reinen,  ohne 
Einnahmedienst,  als  diejenigen  einheitlichen,  deren  Einnahmen  oder 
Ueberschüsse  zur  Bestreitung  der  ihnen  überwiesenen  Ausgaben 
nicht  ausreichen,  aus  der  höheren  Kasse  unmittelbar  oder  nach 
deren  Weisungen  von  anderen  —  höher,  gleich  oder  niedriger  im 
Hange  stehenden  —  Kassen  mit  den  erforderlichen  haaren  Fonds 
(„  V  e  r  1  ä  g  e  n  ")  versehen. 

Im  Ganzen  geht  also  hier  die  baare  Goldbewegung  zwischen  den  Kassen  von 
Oben  nach  Unten,  aber  vielfach  auch  in  Nebenkanälc  seitwärts,  auf-  und  abwärts, 
in  allen  möglichen  Kreuzungen,  nach  dem  Bedürfnis  der  Verwaltung. 

Die  Dispositionen  in  dieser  Beziehung  werden  theils  generell 
ein  für  allemal  getroffen,  indem  bestimmt  wird,  an  welche  andere 
Kasse  eine  Kasse  ihre  Ueberschüsse,  regelmässig  in  bestimmten 
kurzen  Perioden ,  abzuliefern  und  von  welcher  sie  Verläge  zu  be- 
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kommen  oder  zu  fordern  hat;  theils  erfolgt  sie  speciell  durch 
die  Anweisungen  der  competenten  vorgesetzten  Behörde,  schliesslich 
des  Finanzministeriums  oder  der  in  diesem  die  Geldbewegung 
leitenden  Abtheilung.  Ihr  dienen  hierbei  die  Kassenextra cte 
nud  die  buchhalterischen  Zusammenstellungen  derselben 
an  der  Centralstelle.  Beim  System  der  einheitlichen  wie  der  Ver- 
waltungszweigkassen erfolgen  die  Anweisungen  und  Geldsendungen 
zunächst  meistens  innerhalb  des  bezüglichen  Kassenwesens  eines 
grösseren  Territorialbezirks  (Provinz).  Erst  wenn  sich  hier  noch 
UeberschUsse  oder  Verlagsbedarfe  im  Ganzen  ergeben,  tritt  die 
Hanptkasse  direct  mit  in  die  Verbindung  oder  weist  Uebertragungen 
zwischen  den  Kassen  verschiedener  Territorialbezirke  an. 

So  bilden  also  die  Kassen  zunächst  für  die  wirklichen  Geld- 
Libertragungen  zwischen  sich  einen  sogen.  Kassenverband,  der 
in  der  General -Staatskasse  gipfelt  und  mit  dem  Filialnetz  einer 
irrossen  Bank  zu  vergleichen  ist. 

Wie  bei  einer  solchen  Bank  kommt  es  aber  alsdann  auch  hier 
darauf  an,  die  thatsächlichen  Geldübersendungen  zwischen 
den  Kassen  möglichst  zu  beschränken  und  durch  ange- 
messene Benutzung  des  An  Weisungsrechts  so  über  die  Fonds  jeder 
Kasse  zu  disponiren,  dass  dieselben  von  ihr  selbst  zu  ihr  ein  für 
allemal  oder  durch  specielle  Ordres  überwiesenen  Ausgaben  thunlich 
voll  Verwendung  finden,  aber  auch  ausreichen.  Eben  hierzu  ist 
wieder  die  umfassendste  Verbindung  von  Einnahme-  und  Ausgabe- 
Geschäften  in  Einer  Kasse  geboten.  Die  Sache  wird  in  der  Weise 
durchgeführt,  dass  die  Kassen  in  bestimmten  Grenzen  sich  gegen- 
seitig einander  Zahlungen,  die  sie  an  Dritte  zu  leisten  haben,  — 
besonders,  aber  nicht  ausschliesslich  solche  an  anderen  Orten  als  dem 
ihres  Amtssitzes,  —  zuweisen  dürfen,  vornemlich  die  vorgesetzten, 
höheren  gegenüber  den  ihnen  unterstehenden  unteren,  aber  auch 
umgekehrt. 

So  dürfen  z.  B.  in  Prcusscn  die  Specialkasscn  für  Zahlungen  im  Orte  der 
K'riorungshauptkasse  sich  der  letzteren  bedienen.  Instr.  v.  22.  Dec.  18t>9  §.8.  Herr- 
iarth  S.  237.  „ücldrcrsendungcn  sollen  überhaupt  möglichst  vermieden  werden,  die 
Wörden  haben  Zahlungen  durch  Abrechnungen  und  Anweisungen  in  allen  den  Fallen 
R  bewirken,  in  denen  dies  füglich  geschehen  kann"  a.  a.  0.  Schrott  S.  145»  ist 
fabit  im  Irrthume,  wenn  er  das  als  etwas  Oesterreich  Eigcnthümliches ,  in  Deutsch- 
en! kaum  Vorkommendes  bezeichnet.    S.  anch  f.  d.  Folgende  Schrott  S.  14S  ff. 

Diese  Art  von  „Comraissionsgescbäften"  —  theils  „auf 
eigene  Rechnung  der  vollziehenden  Kasse",  theils  „mit  Zurechnung 
an  die  zum  Vollzug  berufene  Kasse"  (Schrott)  —  bewirkt,  dass 
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ein  grosser  Theil  sonst  erforderlicher  Geldüber- 
sendungen und  damit  mancher  Zeit-  und  Kostenaufwand 
und  manches  Risico  erspart  bleiben  und  wie  zwischen  den 
Filialen  einer  Bank  unter  einander  und  mit  der  Hauptbank,  auch 
wie  in  der  Postverwaltung  im  heutigen  Postanweisungsverkehr, 
statt  dessen  Abrechnungen  und  bücherliche  Uebertragungen 
zwischen  den  Kassen  eintreten.  Durch  die  oben  befürwortete  Ver- 
bindung des  Staatskassenwesens  mit  einer  grossen  Centraibank  und 
deren  Filialen  (§.  122)  wird  auf  dieser  Bahn  noch  zweckmässig 
weiter  geschritten.  Zieht  man  hier  möglichst  die  Consequenzen 
aus  dem  System  einheitlicher  Staatskassen,  so  kann  die  baare 
Geldsendung  auf  die  Fälle  mehr  und  mehr  beschränkt  werden,  wo 
gewisse  Einnahmekassen  definitiv  Uebersehusskassen  und  gewisse 
andere  Kassen  desgleichen  Zuschusskassen  sind.  Durch  Hinzutritt 
einer  Bank  lassen  sich  dann  selbst  in  diesen  Fällen  Baarsendungen 
noch  vielfach  vermeiden. 

So  bilden  die  Staatskassen  in  doppelter  Weise  einen  Kassen 
verband  für   thatsächlichc  Geldübersendungen  und  für 
Abrechnungen  und  commissionelle  Ueberweisungen. 

Die  Einnahniekasscn  statten  demnach  ihre  Einnahmen  an  die  höhere  und 
schliesslich  die  Centraikasse  in  dreifacher  Form  ab :  durch  Zahlungen  für  eigene 
Rechnung,  in  Bctreii'  der  ihnen  zu  Lasteu  liegenden  Ausgaben,  durch  Zahlungen  aul 
Rechnung  eiuer  anderen  Kasse  für  die  gleichen  Zahlungen  dieser  letzteren  und  durch 
baare  Ucbersendungcn  an  andere  Kassen.  Die  Ausgabekassen,  welche  nicht  zugleich 
Einnahmekassen  sind,  statten  ihre  Schuldigkeiten  auf  zweifache  Art  ab:  direct  mittels) 
der  ihnen  baar  ubersendeten  Gelder,  ausserdem  durch  Vermittlung  anderer  Kassen, 
die  für  Rechnung  der  anweisenden  Ausgabekassen  Zahlungen  leisten. 

§.  129.  —  4.  Das  Kassenpersonal  und  seine  Amts- 
pflichten. Zahl  und  Art  des  Kassenpersonals  richtet  sich 
mit  nach  der  Grösse  der  Kasse  und  ihrer  Geschäfte.  Bei  einheit- 
lichen Staatskassen,  in  welchen  Einnahme-  und  Ausgabedienst  ver- 
einigt ist,  lässt  sich  öfters  verhältnissmässig  an  Personal  und  Material 
(Geschäftsräume,  Kassenbehälter  u.  dgl.)  sparen  —  ein  weiterer 
Vortheil.  Das  Personal  grösserer  Kassen  pflegt,  in  den  einzelnen 
Staaten  ziemlich  tibereinstimmend,  zu  umfassen:  einen  Vorsteher 
(Rendant),  der  vornemlich  die  Leitung,  Oberaufsicht,  die  Führung 
eines  Tagebuchs  hat,  ohne  selbst  an  den  eigentlichen  Zahlungs 
geschäften  theilzunehmen,  einen  Controleur,  der  auch  mit  dem 
Vorsteher  signirt  (gegenzeichnet),  einen  Oberbuchhalter,  einen 
oder  mehrere  Kassirer  für  den  wirklichen  Zahldienst  (in  EmpfaDg 
nehmen  und  auszahlen),  sonstige  Buchhalter,  Gehilfen, 
Schreiber,  Diener. 
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Abgesehen  von  der  Sorgfalt  der  Auswahl  im  Personal,  bei  dem 
es  sich  in  den  meisten  Fällen ,  auch  in  den  höheren  Stellen,  noch 
mehr  um  Vertrauenswürdigkeit  als  um  technische  Geschick- 
lichkeit in  den  an  und  für  sich  einfachen  Verrichtungen  des  eigent- 
lichen Kassendiensts  und  des  damit  eng  verbundenen  BuchfÜhrungs- 
diensts  handelt,  sollen  folgende  Einrichtungen  und  Vorschriften,  -  - 
theils  präventiver,  theils  repressiver  Art,  gegen  Verhütung  und 
auf  Wiedergutmachung  und  Bestrafung  vorsätzlicher  wie  fahrlässiger 
Schädigungen  der  Kasse  sowohl  durch  den  oder  die  Kassebeamten 
selbst  als  durch  Dritte  gerichtet,  —  die  gesetz-  und  ordnungsmässige 
Führung  der  Kassengeschäfte  und  die  Sicherung  der  Kasse  vor 
Hinterziehungen  der  Beamten  verbürgen. 

a)  Die  Stellung  einer  Amtscaution. 

Sie  wird  ?on  allen  oder  von  bestimmt  genannten  Beamten  einer  Kasse, 
namentlich  von  den  für  die  Kasse  zunächst  verantwortlichen  leitenden 
lad  oberen  Beamten  verlangt.  Sie  inuss  regelmässig  vor  der  Einfuhrung  ins  Amt 
gestellt  werden.  Ihre  Höhe  richtet  sich  theils  nach  der  Bedeutung  der  Kasse, 
insbesondere  den  durchschnittlich  darin  vorhandenen  Beständen  —  was  in  diesem 
Poacte  wichtiger  ist  als  der  blosse  Umsatz,  —  theils  nach  der  Amtsstellung  und 
Function  und  der  dadurch  mit  bedingten  Verantwortlichkeit,  aber  auch  Möglichkeit 
lad  möglichen  Höhe  von  Unterschleifen  des  einzelnen  Kassenbeamten.  Sie  steigt  dem- 
zmkss  bei  den  höheren  Beamten  und  ist  regelmässig  am  Höchsten  beim  Vorsteher  und 
ersten  Kaasirer.  Sehr  hohe  Cautionen  haben  das  Missliche,  die  Zahl  der  zur  Auswahl 
übenden  Personen  zu  verringern  und  selbst  zu  grade  beim  Kassenbeamten  bedenk- 
licher Verschuldung  zu  fuhren.  Die  Cantion  wird  in  ßaarem,  oder,  wie  jetzt  bei 
ms  gewöhnlich  in  einheimischen  Staatspapieren,  die  als  Faustpfand  hinterlegt 
»erden,  gestellt.  Die  Zinsen  bezieht  der  Beamte  Die  Bestellung  der  Caution  braucht 
nicht  nothwendig  durch  den  Beamten  selbst,  sondern  kann  eventuell  auch  durch  einen 
Anderen  für  ihn  erfolgen,  wobei  nur  der  Fiscus  die  gleichen  Rechte  wie  im  ersten 
Fall  erhalten  inuss.  Die  Ansammlung  ron  Cautionen  aus  Huckbehalten  der  Besoldung 
rird  mitunter  passend  zugelassen ,  um  in  der  Auswahl  des  Personals  freier  zu  sein. 
Die  Cantion  haftet  in  erster  Linie  für  alle  Verluste  und  Schäden,  welche  der  Fiscus 
durch  die  Schuld  oder  Mitschuld  des  Beamten,  mag  Fahrlässigkeit  oder  böse  Absicht 
u-rliegen ,  erleidet.  Nach  Beendigung  des  Dienstverhältnisses  erfolgt  die  Rückgabe 
jrr  Cantion,  sobald  keinerlei  Ansprüche  an  den  Beamten  aus  der  Zeit  der  Dienst- 
fahrung  mehr  zu  machen  sind. 

S.  Schrott  a.  a.  0.  S.  41S  ir.  Ziemlich  hohe  Cautionen  in  Preussen  wenigstens 
für  die  höchsten  Kassenbeamten,  niedrigere  in  anderen  deutschen  Staaten,  auch  in 
Oesterreich;  hohe  vielfach  in  Frankreich.  S.  f.  Preussen  d.  neue  Oes.  v. 
25.  März  1S73,  betr.  die  Cautionen  der  Staatsbeamten,  nebst  den  vielen  Ausführungs- 
verordnungen, u.  A.  mit  Coinmentar  aus  den  Landtagsverhandlungcn  u.  anderen  Quellen 
bei  Herrf  urth,  a.  a.  0.  S.  1S1  ff.  Die  relativ  hohen  Cautionen  sind  ein  Cbaractcristicum 
der  soliden,  aber  in  allen  bezüglichen  Verhältnissen  des  Finanzwesens  noch  heute  wie 
im  vor.  Jahrhundert  sehr  argwöhnischen  preuss.  Verwaltung.  Die  Cautionen  sind  in 
deutschen  (nicht  nur  preuss.)  Staatsschuldobligationen  nach  deren  Nennwerth  zu 
stellen  (also  bei  niedrigem  Nominalzinsfuss  reell  kleiner  als  nach  dem  gesetzlichen 
Hflhebe  trage).  Beispiele  von  Cautionen :  bei  der  (Jen. Staatskasse  Rcndant  ls.000  M. 
(«halt,  ohne  Wohn.geld,  7500  M  momentan  slOO),  Oberbuchhalter  6000  H.  {(ieh. 
•5000  M.).  erster  Kassirer  6000  M.  (Geh.  6000  M.),  zweiter  4800  M.  ^Geh.  fehlt  im  Etat), 
Kassirer- Assistent  3600  M.  (Uefa.  3300  M.);  bei  den  Regier.hauptkassen  Kendant 
1S.0OO  M.  (Geh.  4800  M.),  Oberbuchhalter  3600  M.  (Geh.  2850  M.  i.  Durchschn.), 
Kassirer  3600  M.  (Geh.  3600  M.),  ständig  mit  Vertretung  des  Rendanten  beauftragte 
Buchhalter  3000  M.,  Kassirer- Assistenten  12— 1S00M.  (Geh.  2100  M.V,  bei  Kassen 
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der  Domäncnverwalt.,  der  Forstvcrwalt.,  Rendanten  je  nach  Grösse  der  Kasse  6000  bU 
.1000 — 1500  M.;  die  Rendanten  bei  den  Ilauptzoll-  uud  Stcoerämtern  0000,  Con- 
troleure  2700  M.,  Einnehmer  von  Nebenzollämtern  3600—1800—1200—300  M.  Kassen- 
diener  u.  dgl.  in  den  verschiedenen  Verwaltungen  bis  600  M.  —  Ueber  Baiern  ein- 
gehend St.  v*.  Nouforn-Hock,  Handb.  I,  570  ff.  Verordn.  v.  19.  Febr.  1819,  nebst 
zahlreichen  Instructionen  u.  Fin.inin.entschliei»s.  Die  Cautionen  („Amtsbürgsrhaften ") 
der  eigentlichen  Kassenbeamten  (wie  sonstiger  caut.pflicht.  Beamten)  sind  ausnahms- 
los in  baier ,  mindestens  3'/.^%  Staatsobligationcn  zu  Faustpfand  zu  bestellen.  Die  Höhe 
richtet  sich  th.  nach  der  zu  verrechnenden  Bruttoeinnahme  (11  Klassen,  von  Max 
6000  M.  bei  über  10  MM.  M.  Summe,  5000  M.  bei  6—10  MM.  M.,  u.  s  w.,  1000  M 
bei  20—30.000  M.,  400  M.  bei  weniger  als  10.000  M.),  th.  sind  feste  Beträge  b - 
stimmt  (z.  B.  Kasseofficiantcn  und  Geldzähler  400  M.,  Zollbeamte  3O0O,  2000,  lsou, 
1200.  600,  400  M,  Malzaofschlag-Eiunehmer  1000  M.).  —  Oesterreich  (Hofdecr.  v. 
1.  Juni  179^  u.  viele  weitere,  s.  Blonski  I,  122  II.,  100,  Schrott  S.  419).  Di-: 
Kassen-  a.  verrechnenden  Beamten  cautionspflichtig,  meist  die  Höhe  der  Caution  der 
1  -  jähr.  Gehalt.  Erlegung  baar,  zu  5u/0  beim  Staatsschuldentilg.fonds  oder  in  österr. 
Staats-,  auch  Grundcntlast.obligationen ,  oder  „mittelst  lidcjussorischen ,  mit  praguiat. 
Sicherheit  versehenen  (  autionsinstruments."  —  In  Frankreich  (v.  Hock  S.  8$, 
520,  Kaufmann  S.  61S,  bes.  Art.  cautionnement  in  Block's  diction),  Cautions- 
pflichtigkeit  aller  verrechnenden  Beamten,  hohe  Cautionen  (nach  Hock  300.000  fr. 
der  Staatscentralkassirer ,  100.000  fr  viele  Gen cralein nehmer,  jetzt  allgemein  das 
Sechsfache  des  Betrags  ihrer  Emolumentc  jeder  Art,  wovon  ein  bestimmter  erheblicher 
Theil  als  eignes  Vermögen  nachgewiesen  werden  muss.  50.000  fr.  die  verrechnenden 
Agenten  der  Dir.  d.  Staatsschuld).  Erlag  in  Baarem,  mit  3°^  Verzinsung,  bez.  Um- 
tausch in  3°/0  Rente.  Die  Hauptsumme  dieser,  wie  der  sonstigen  Cautionen  (der 
Lieferanten ,  Notare  u.  a.  in.)  bildet  einen  Theil  der  schwebenden  Schuld ,  Gosammt- 
betrag  187S  30S  t  wovon  213  M.  fr.  in  29.688  einzelnen  Cautioneu),  18*2  317  M.  fr. 
mit  (nach  Et.  v.  1883)  9.5  M.  fr.  Zinsen.  Die  baare  Einzahlung  der  Cautionen  0. 
deren  Hinzurechnung  zur  schwebenden  Schuld  hat  keine  erheblichen  Bedenken,  weil 
die  Rückzahlungen  an  die  ausscheidenden  Bcamteu  regelmässig  durch  die  Einzahlungen 
der  «•intretenden  gedeckt  sind  und  sogar  meistens  später  als  diese  erfolgen.  — 

b)  Die  Einrichtung  einer  Art  gegenseitiger  Controle  der 
Kassenbeamten  selbst. 

Eine  solche  besteht  bei  Kassen  mit  mehreren  Personen  gewöhnlich,  indem  bei 
Ein-  und  Auszahlungen  mehrere  Beamte  betheiligt  werden,  der  eine  so  den  anderen 
rontroliren  kann  und  muss,  eine  Gegenzeichnung  stattfindet,  der  Verschluss  der  Kasse 
durch  mehrere  Beamte,  von  denen  jeder  einen  eigenen  Schlüssel  führt,  erfolgt  u.  dgl.  m. 

c)  Die  Bestimmung,  die  Kassenbestände  regelmässig  in 
kurzen  Perioden  oder  bei  bedeutenderer  Höhe  schon  früher  an  die 
vorgesetzte  Kasse  abzuführen,  so  dass  in  einheitlichen 
wie  in  reinen  Ausgabekassen  im  Allgemeinen  nur  der  zur  Geschäfts- 
führung und  Auszahlung  erforderliche  Betrag  in  der  Kasse  liegt. 

d)  Die  beständige  Aufsichtsführung  über  die  Kassen  und 
das  Kassenpersonal  durch  stehende,  damit  beauftragte  Verwaltungs- 
organe. 

Hierhin  gehört  die  speci fisch  preuss.  Einrichtung  der  Kassencuratoren 
und  Kassenräthe,  Mitglieder  der  betreffenden  Verwaltungsbehörde,  zu  der  die  Kas^ 
unmittelbar  ressortirt,  die  dann  zugleich  die  Revisionen  zu  besorgen  haben.  Instr 
v.  27.  Febr.  1769.  Ed.  v.  30.  Mai  1769.  K.-O.  v.  31.  Dec.  1825,  Regul.  v.  17.  März  182\ 
Gesch.anweis.  f.  d.  Regier.hauptkassen  v.  1.  Juni  1857,  s.  Herrfurth,  a.  a.  0. 
S.  213—219. 

e)  Vornahme  regelmässiger,  p eriodischer  sowie  ausser- 
ordentlicher, gewöhnlich  mindestens  ein  oder  einige  Male  im 
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Jahre  nnvermuthet  stattfindender  Revision en  durch  bestimmte 
vorgesetzte  Verwaltungsorgane  und  durch  ad  hoc  im  einzelnen 
Falle  beauftragte. 

Vgl.  Schrott,  S.  45S  ff.  uScontrirungen"  i-  d.  österr.  Terminologie,  „Kasse- 
rturz*'».  Die  regelmässigen  Revisionen  erfolgen  wohl  an  ein  für  allemal  festgesetzten 
Tagen  und  Stunden .  während  deren  dann  die  Kassen  für  den  Geschäftsverkehr  ge- 
flossen sind  (z.  B.  in  Preussen  monatlich  in  Berlin  bei  den  Hauptkassen  am 
letzten  Alltage  des  Monats;  ausserordentli*  he  einigemal,  mindestens  einmal  im  Jahre). 
>.  f.  Preussen  K.-O.  v.  19.  Aug.  IS25.  Herrfurth  S.  219  11".  Es  ist  besonders 
die  Lebereinstimmung  der  Bücher  mit  den  Kassenbeständen  zu  prüfen.  Etwaige 
Mchrbestände  verfallen  dem  Staate,  Defecte  werden  constatirt  und  veranlassen  ein 
i-.iteres  Verfahren  gegen  den  Beamten  —  wobei  besonders  Vorsatz  oder  Versehen 
des  Beamten  Verschiedenheiten  im  Vorgehen ,  Amtssuspension .  Strafen  u.  s.  w.  be- 
logt —  und  Massregeln  zur  Sicherstellung  des  hsealiseben  oder  des  sonst  engagirten 
btercsses  (s.  preuss.  Verordn.  v.  24.  Jan.  1811  betr.  Defecte,  Herrfurth  S.  22b'  Ii.). 
Besondere   Vorschriften   betreffen   wieder  die  Verhütung  von  Vertuschungen  oder 

•  Illusionen  zwischen  den  Revisoren  und  den  Kassenbeamten.  (Selbst,  wie  in  Oester- 
reich. Verbot  für  den  Commissär  bei  dem  Beamten,  dessen  Kasse  zu  untersuchen  ist, 
in  wohnen,  zu  speisen  u.  s.  w..  Blonski,  II.  357).  lieber  Vornahme  und  Befund 
der  Revision  ist  ein  Protokoll  aufzunehmen  und  zu  unterzeichnen.  Für  die  Richtigkeit 
«ier  Revision  haftet  der  Revisor  mit.  Von  Straf  bestimmungen  kommen  im  Deutschen 
Reich  jetzt  bes.  die  §.  350  (einfache  Unterschlagung,  mit  (iefängniss  nicht  unter 
I  Mon.  bedroht,  event.  Verlust  der  bürgert.  Ehrenrechte)  u.  351  (<|ualific.  Unter- 
vMagung,  verbunden  mit  Fälschung  der  Bücher,  Geldpackete  u.  dgl.,  Zuchtbausstrafe 
bis  zu  10  Jahren)  in  Betracht.  —  Vgl.  ausser  den  preuss.  Bestimmungen  die  bai er- 
bchen über  die  sogen.  „Visitationen ,k  der  Kassen  (unvermuthetc.  eingehend 
tad  gründlich  f.  alle  der  Kegicr.linan/.kammer  unterstellte  Kassen  mindestens  einmal 
alle  4  Jahre,  unbeschadet  dieser  Visitation  alljährlich  bei  einer  entsprechenden  Anzahl 
Kassen  cursorisch)  Neuforn-Hock  I.  237  11".,  die  österreichische  Instr.  über 
Kis^euntersuchung  v.  1.  Nov.  1793,  „Vorsehr.  f.  d.  Vollziehung  der  Amtsuntersuchung 
bei  d.  Sammlungskassen,  Steuer-  u.  Gefällsäintern"  v.  1851,  Blonski  II,  357.  — 
Dia  kurzterminlichen  period.  Revisionen  sind  ausserhalb  Preussens  nicht  allgemein 
üblich.  —  Fur  Frankreich  s.  v.  Hock  S.  100 ,  Kaufmann  pass.  S.  62,  100  11., 
Art.  comptab.  publ.  im  dict.  de  l'admin.  passim,  Art.  inspection  gener.  des  fin.  im 
Supplem.  II  (1S79).  Das  Staatsgebiet  wird  in  Abtheilungen  von  Departements  (Max.  9) 
teriegl  und  in  jeder  Abtheilung  wird  durch  eine  aus  einem  Generalinspector  und 

•  iuigen  Inspectoren  bestehende  Commission.  einer  Beauftragten  der  finanzministeriellen 
fi-  neralinspection.  das  öflentliche  Kassen  -  und  Rechnungswesen,  drei  Jahre  nacheinander 
immer  von  demselben  Generalinspector ,  genau  untersucht.  —  Bei  Kassenrevisionen 
rfölgt  womöglich  die  Untersuchung  mehrerer  Kassenbestände  in  einem  Kassenamte 

oder  in  einem  Orte  gleichzeitig,  oder  es  wird  während  der  Untersuchung  der  einen 
Kasse  eine  Sperre  der  andren  vorgenommen.  —  Ausser  diesen  sogen.  .. Bestands- 
:  Visionen*'  und  den  damit  in  grösserer  oder  kleinerer  Ausdehnung  zu  verbindenden 
..Rechnungsrevisionen*"  durch  Dritte  sind  auch  wohl  regelmässige  Bestandsrevisionen 
der  rechnungslcgenden  Beamten  selbst  von  sich  aus  vorgeschrieben  öder  üblich. 

f)  Zuräussercn  Sicherung  der  Kasse  gegen  Schädigungen, 
wie  bei  Diebstahl,  Einbruch,  Brand  u.  s.  w.  durch  fahrlässige  und 
böswillige  Handlungen  Dritter  und  durch  Elementarcreignissc  dienen 
verschiedene  technische  Sicherungs mittel  in  Bezug  auf 
Lage,  Bauart,  Verwahrung  des  Kassenlocals  und  der  KassenbehUlter, 
worüber  überall  ähnliche  Vorschriften  bestehen.  Für  die  Innehaltung 
der  letzteren  sind  die  Kassenbeamten,  insbesondere  die  Vorsteher 
verantwortlich  bei  vorkommendem  Einbruch  u.  dgl.  und  die  Visi- 
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tationen  der  Aufsichtsorgane  haben  sich  auf  die  geeignete  Beschaffen- 
heit dieser  Einrichtungen  mit  zu  erstrecken. 

S.  z.B.  die  Bestimmungen  in  Preussen  bei  Herrfurth  S.  212.  Bei  Kassen 
in  Privatgelassen  muss  der  Rendan  t  in  demselben  Hause  u.  sogar  womöglich  in 
dem  Local,  wo  die  „Kasse"  (i.  e.  S.)  untergebracht,  schlafen! 

§.130.-5.  Der  Geschäftsgang  in  der  Kasse.  Nach 
den  früheren  Ausführungen  über  das  Zahlungswesen  und  das  finanzielle 
Anweisungsrecht  setzt  die  Empfangnahme  von  Geldern  für  den 
Staat  sowie  die  Auszahlung  von  solchen  auf  dessen  Rechnung  einen 
General-  oder  Specialauftrag  voraus.  Der  erstere  kann  der 
Kasse  in  der  Form  der  Ueberweisung  eines  Specialetats  „zur 
Vollziehung"  ertheilt  werden.  Ein  solcher  Auftrag  bedingt  und 
begrenzt  die  Rechte  und  die  Pflichten  der  Kasse,  bez.  ihres  Vor- 
stands gegenüber  der  vorgesetzten  Behörde  und  dem  Fiscus  wie 
gegenüber  dem  Publicum  nach  Unten  und  Oben  zu:  d.  h.  nur 
innerhalb  der  Grenzen  dieses  Auftrags  darf  in  der  Regel  von  der 
Kasse  Geld  für  den  Staat  angenommen  oder  eingezogen  und  in 
Zahlung  verausgabt  werden,  aber  innerhalb  dieser  Grenzen  muss 
das  auch  geschehen,  soweit  das  von  der  Kasse  abhängt,  sonst 
verletzt  der  Vorstand  seine  Amtspflicht  und  wird  demgemäss  dem 
Fiscus  oder  dem  Publicum  regresspflichtig. 

Eine  Keihe  einzelner  Vorschriften  besteht  hier  wieder,  um  die  Rechte  dieser 
beiden  Theile  gegenüber  der  Kassenverwaltung  sicher  zu  stellen:  Vorschriften  über 
den  Gang  der  Kassengeschäfte,  Uber  die  von  der  Kasse  dabei  zu  beobachtenden 
Formalitäten,  Controlvorschriften  zum  Schutz  der  Rechte  des  Staats,  welche  die  Kasse 
gegenüber  dem  zahlenden  und  Zahlung  empfangenden  Publicum  wahrzunehmen  bat 
und  wieder  zum  Schutz  der  Rechte  des  Staats  gegenüber  der  Kasse  selbst  Manche» 
gestaltet  sich  hier  wegen  der  Verschiedenheit  des  betreffenden  fisealischen  Interesse* 
im  Ei  n  nähme  dienst  und  im  Ausgabe  dienst  verschieden. 

a)  Im  Einnahmedienst  fällt  der  Kassenverwaltung  als 
solcher  in  der  Regel  nicht  die  eigene  Vornahme  derjenigen  Acte 
zu,  durch  welche  Geldforderungen  des  Staats  —  aus  Verträgen, 
aus  dem  Titel  der  Steuer-  und  Gebührenpflicht  —  in  jedem  be- 
treffenden einzelnen  Falle  festgestellt  („liq uidirt")  und  zur 
Einziehung  oder  Erhebung  angeordnet  werden.  Das  ist  viel 
mehr  die  Aufgabe  der  bezüglichen  Verwaltungsbehörden,  Steuer 
erhebiingsorgane  u.  8.  w.,  die  auf  Grund  ihrer  Liquidation  der 
einzelnen  Zablungspflicht  einer  Person  der  Kasse  den  Auftrag 
zur  Einziehung  der  Forderung  von  dieser  Person  geben. 

Nur  ist  häufig  die  Kasse  selbst  ein  integrirender  Bestandteil  einer  solchen 
Verwaltungsbehörde,,  z.  B.  die  Zollkassc  des  Zollamts,  dessen  eine  AbtheUung  dann 
die  liquidirende  und  zur  Einzahlung  bei  der  Kasse  anweisende  Instanz  ist 
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Hier  handelt  es  sich  dann  um  eine  vierfache  Reihe  von 
Vorkehrungen  und  Sicherungsmitteln,  von  denen  die  drei 
ersten  ebensowohl  zu  Gunsten  des  Fiscus  als  des  Publicums  in 
Betracht  kommen:  einmal  um  richtige  Feststellung  der 
Zahlungsp flicht  Seitens  der  Liquidationsinstanz  —  dass  alle 
gesetzlich  hergehörigen  Fälle  in  richtigem  Maasse,  zu  rechter  Zeit 
wahrgenommen  und  die  Zahlungen  dafür  vorgeschrieben 
werden;  —  zweitens,  dass  demgemäss  an  die  Kasse  alle  erforder- 
lichen Anweisungen  richtig  und  rechtzeitig  ertheilt 
werden;  drittens,  dass  die  Kasse  sie  danach  richtig  und  recht- 
zeitig vollzieht  und  viertens,  dass  sie  sie  in  ihre  Bücher 
richtig  einträgt  und  die  Fonds  wirklich  im  Bestände  führt. 

Die  Verantwortlichkeit  des  Kassenpersonals  bezieht  sich  nur 
auf  die  beiden  letzten  Puncte.  Die  Instructionen  müssen  hier  die 
Pflicht  der  Kasse  genau  bestimmen  und  die  Controle  sich  auf  die 
Erfüllung  dieser  Puncte  erstrecken. 

Von  Einzelheiten  wichtigerer  Art  und  formellen  Vorschriften, 
über  die  der  Kasse  obliegenden  Verpflichtungen  —  im  Verkehr  mit 
dem  Zahlungen  abstattenden  Publicum  und  zwischen  Kassen  unter 
einander,  daher  besonders  bei  Ablieferungen  von  Ueberschüssen 
an  andere  (Sammel-  oder  sonstige)  Kassen  und  bei  der  Empfang- 
nahme von  Geld  aus  anderen  Kassen  —  mögen  folgende  Puncte 
bezüglich  der  Quittungen  und  der  Geldsorten  und  Geld- 
zeichen hervorgehoben  werden. 

a)  Bestimmungen  über  die  von  der  Kasse  zu  ertheilendcn 
Quittun  gen. 

Inhalt  und  Form ,  Art  und  Zahl  der  Unterschriften ,  etwaiger  Amtsstempel  auf 
der  Quittung  und  Angabc  sonstiger  Momente,  welche  die  Kechtsgiltigkeit  der  Quittung 
bedingen,  sind  genau  vorgeschrieben.  Zur  Doppelcontrole  gegen  den  zahlenden  Quittungs- 
empfänger, vornemlich  aber  gegen  die  Geld  einnehmende  und  darüber  quittirende 
Kase  dienen  wohl  (bei  Steuererhebungen,  besonders  in  der  Zoll  -  und  Acciscvcrwaltung. 
aber  auch  sonst,  besonders  in  Frankreich)  Einrichtungen,  wie  die,  das»  alle  solche 
Quittungen  zunächst  in  einem  Register  oder  Quittungsbuch  sich  hetiuden  und  der 
Reihe  nach  bei  der  Verwendung  aus  einem  solchen  herausgezogen  werden  müssen. 
Hier  sind  mehrerlei  Controlen  möglich,  namentlich  mittelst  der  im  Buche  zurück- 
bleibenden Aufschreibungen  und  Ränder  (Hock,  Frankr.  S.  93).  Oder  man  ver- 
sieht die  Quittungen  mit  Talons,  die  vom  Empfänger  der  Quittung  behufs  der  Controle 
an  andere  Verwaltungsorgane  zur  Abtrennung,  Eintragung  und  Visirung  in  kurzen 
Fristen  uberreicht  werden  müssen  (Frankreich,  Hock  a  a.  0.,  Kaufmann  S.  101). 
In  Preussen  sind  die  Quittungen  der  Reg.hauptkassen  von  dem  betreff.  Buchhalter,  dem 
Kassirer  und  dem  Landrentmeister  zu  vollziehen  (Gesch.anweis.  v.  1.  Juni  1857  §.  49).  — 
Oesterr.  Bestimmungen  Blonski  II,  353. 

ß)  Bestimmungen  über  die  in  Zahlung  anzunehmenden  Geld- 
sorten und  Geldzeichen. 
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Kegelmässig  gelten  hier  zunächst  die  Vorschriften  der  Milnz-.  Papiergeld- 
und  etwa  auch  der  Rankgesetze  über  die  gesetzlichen  Zahlmittel.  Danach  müssen 
Staatskassen  mitunter  Scheidemünze  und  leichtes  Silbergeld  im  System  der  reinen 
(iold  -  oder  der  Doppelwährung  in  grosseren  Beträgen  oder  selbst  unbedingt  für  jede 
Summe  in  Zahlung  annehmen ,  auch  wenn  dafür  im  Privatverkehr  Beschränkungen 
bestehen  (Deutsches  Münzges.  v.  9.  Juli  1S73  Art.  9  AI.  2:  Keichssilbermünzen  von 
Keichs-  u.  Landcskasscn  in  jedem  Betrage  anzunehmen).  Einheimisches  Staats- 
papiergeld mit  und  ohne  Zwangseurs  ist  in  der  Regel  von  öffentlichen  Kassen 
allgemein  und  im  Xennwerth  anzunehmen,  doch  ersteres  in  Papierwahrungsländern 
im  Interesse  der  Metall^eldbeschaflüng  für  einzelne  Zahlungen,  die  in  Gold  oder 
Silber  verlangt  werden  (Zölle.  Nordamerika,  nesterreich.  Kussland)  mitunter  nicht  oder 
nur  nach  dem  Curswerth.  Bei  dem  (einlösbaren)  Staatspapiergeld  ohne  Zwangscur* 
hat  früher  mehrfach  (Oesterreich,  Preussen  u.  andere  deutsche  Staaten)  die  Vorschrift 
bestanden,  dass  bestimmte  Quoten  von  Zahlungen  an  Staatskassen,  besonders  Steuer- 
zahlungen in  solchem  Papiergeld  oder  mit  „Strafagio"  in  Münze  gezahlt  werden 
müssen,  —  im  Interesse  des  Curses  des  Papiergelds,  eine  Bestimmung,  die  z.  B.  in 
Preussen  formell  nicht  aufgehoben,  aber  obsolet  geworden  war  .die  Hälfte  der  Courant- 
zahlung  an  Staatskassen  hatte  in  Kasscnanweis.,  oder  mit  9  '/»*/■  Strafagio,  1  Sgl  vom 
Thalcr,  zu  erfolgen.  Best.  v.  1S24,  1  >2G  u.  1827).  Von  inländ.  Banknoten  werden 
in  der  Kegel  nur  die  der  Centraibank  in  Zahlung  genommen ,  was  mitunter  ausdrück- 
lich,  wie  früher  bei  der  Preuss.  Bank  als  ein  Privileg  zugesagt  ist;  jetzt  gilt  in 
Deutschland  die  Bestimmung  des  Bankgesetzes  v.  15.  März  1>75  §.  2,  wonach  auch 
für  Keichs-  und  Staatskassen  keine  Verpflichtung  zur  Annahme  der  Noten  bei  Zahlungen 
an  sie  besteht  u.  auch  nicht  durch  Landesgesetz  für  Staatskassen  begründet  werden 
kann.  Doch  ist  wohl  allgemein  in  den  Einzelstaaten  (spcciell  in  Preussen)  die  An- 
nahme der  Kcichsbank-  Noten  an  den  Staatskassen  im  Verordnungswege  vorgeschrieben 
und  erfolgt  sie  ebenso  danach  in  den  Einzelstaaten  je  für  die  betreffende  Hauptzettel- 
bank ihres  Lands  (so  in  Baiern  f.  d.  Noten  der  Baier.  Notenbank  u.  s.  w.).  Die  Ent- 
wicklung der  ("reditwirthschaft  macht  wenigstens  in  gewissen  Verwaltungszweigen  die 
Annahme  von  Chccks  auf  llauptbanken  wünschenswerth  (s.  o.  §.  122).  In  der 
Kegel  beschränkt  sich  die  Annahmepflicht  der  Staatskassen  auf  inländische  Münzeu 
und  etwaige  sonstige  Zahlungsmittel.  Doch  kommt  in  einigen  Zweigen  —  Zolldienst, 
Eisenb.  u.  Postverwalt.  —  die  Annahme  fremder  Münzen,  bes.  Goldmünzen. 
Papiergelds  und  selbst  Banknoten  (Kussland)  nach  bestimmtem  Curse  vor.  Der  ganze 
Punct  ist  münz-  u.  creditpolitisch  wichtiger  als  finanzpolitisch,  s.  darüber  Genauere> 
in  A.  Wagner,  Zettelb  polit.  2.  A.  Freib.  lS7:j,  S.  43—49.  VerwechslungsgcschitV 
mit  den  Kassenbeständen  sind  den  Beamten  untersagt.  Jedwede,  auch  noch  so  kurz«' 
Benutzung  von  Kassengeldern  für  Privatzwecke  eines  Kassenbeamten  ist  verboten. 

Die  Controle  gegen  die  Kasse,  bez.  den  Kassirer  muss  nun 
theils  durch  die  anderen  Beamten  (Vorsteher,  Buchhalter),  theils 
gegen  das  ganze  Personal  durch  Verwaltungsorgane  im  Wege  der 
Revisionen  u.  dgl.  mittelst  Vergleichung  der  Bücher  der  An- 
weisungs-  und  Liquidationsbehörden  mit  den  Büchern  der  Kasse 
und  dieser  Bücher  mit  den  Kassenbeständen  ausgeübt  werden. 

Specielle  Vorschriften  bestehen  regelmässig  noch  über  die 
Reihenfolge  der  Operationen  im  Einnahmedienst  und  über 
die  Functionen  der  einzelnen  Kassenbeamten  dabei: 

Empfang  der  Anweisung  zur  Zahlungsannahme ,  Anbieten  der  Zahlung  Seiteus 
des  Pflichtigen ,  Vergleichung  der  Anweisungen  und  ..Empfangszettel"  mit  dem  An- 
gebote des  Pflichtigen,  Empfangnahme,  Sortirung,  Zählung  des  Geldes,  Eintragung 
in  die  Bücher,  Ertheilung  der  Quittung.  Die  buchhalterischen,  die  Thätigkeiten  der 
eigentlichen  Geldhantierung ,  die  Controlausubung  durch  Gegenzeichnung  sind  bei 
grösseren  Kassen  hier  Functionen  verschiedener  Beamten. 
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Nicht  minder  bestehen  für  die  Aufbewahrung,  Verpackung  (Art,  Beutel.  Paeketc, 
Köllen,  Einheitswerthbeträge  der  Rollen,  Notenpackete  u.  s.  w.  nach  Geldsorten,  Noten - 
>tüeken),  Versendung  —  bei  uns  regelmässig  nur  durch  die  Post  —  genaue  Vor- 
■  hriften  bis  in  die  kleinsten  Einzelheiten  hinein. 

b)  Eine  Reihe  der  im  Vorausgehenden  erwähnten,  namentlich 
die  letztgenannten  Vorschriften  gelten  ebenso  oder  mit  einfach  aus 
der  Sache  sich  ergebenden  Aenderungen  für  den  Ausgabedienst. 
Einige  andere  Puncte  kommen  bei  ihm  speciell  in  Frage  und  sind 
gleichfalls  Uberall  durch  besondere  Vorschriften  geordnet: 

«)  Die  Prüfung  der  Zahlungsforderungen,  sowohl  der 
nach  Generalauftrag  von  Amtswegen,  als  der  auf  specielle  An- 
weisung der  competenten  Behörde  zur  Kasse  gelangenden. 

Im  ersten  Fall  muss  die  Prüfung  der  Kasse  auf  die  sachliche  und  formelle, 
iqi  zweiten  Fall  wesentlich  nur  auf  die  formelle  Berechtigung  der  Forderung  und  des 
Fordernden  gehen,  indem  hier  die  sachliche  Prüfung  in  der  Anweisungs-  und  Liqui- 
iiüonsiiistanz  zu  erfolgen  hat  (§.  124).  Die  erforderlichen,  genau  vorgeschriebenen 
B< legstucke,  nötigenfalls  eine  Legitimation  und  der  Nachweis  der  Identität  des 
Zahluogfordernden  sind  zu  verlangen.  Die  Erhebung  muss  vor  Ablauf  des  t'redits, 
>t>a  dem  die  Zahlung  erfolgt,  stattfinden,  weshalb  demgemuss  der  richtige  Termin 
vi  prüfen  ist.  Sie  darf  regelmässig  auch  nicht  vor  Eintritt  des  rechtlichen  (z.  B.  bei 
rVsoldungeni  oder  vertrafcsmäsMgcu  Termins  der  Fälligkeit  erfolgen.  Für  ausnahms- 
weise vorher,  dann  als  Vorschuss  zu  leistende  Zahlungen  muss  die  Kasse  gewöhn- 
lich zuvor  die  Erlaubuiss  der  competenten  Behörde  einholen.  Solche  Vorschüsse  sind 
bnn  auch  in  der  Buchung  besonders  zu  behandeln,  nach  hierfür  in  den  Instructionen 
•^ebenen  Vorschriften  (preuss.  Instr.  v.  iH.Dec.  1824§.  2:t,  An  weis.  v.  1.  Juni  1*57  §.30). 

ß)  Die  Vornahme  der  Zahlungen. 

Regelmässig  sind  die  Beläge  und  Quittungen  von  einem  Buch- 
halter zu  prüfen,  zu  signiren  und  die  Posten  in  das  betreffende 
Bach  einzutragen,  dann  an  den  Vorsteher  der  Kasse  zur  Unter- 
zeichnung (Zahlungsvermerk)  und  von  ihm  an  den  Kassirer  zur 
Auszahlung  zu  leiten. 

Üeber  Form  und  Inhalt  der  (Quittungen  bestehen  genauere  Vorschriften;  der 
Si  huldgrund,  die  zahlende  Kasse  sind  mit  zu  nennen,  die  Geldbeträge  ausser  in  Zillern 
Auch  wörtlich  anzugeben.  Für  die  Geld  Sorten  und  G  eldzei  c  he  n  gelten  bei  Zahlungen 
aus  Staatskassen  die  münz-,  papiergeld-  und  bankgesetzlichen  Vorschriften  genau, 
daher  hat  hier  die  Kasse  begrenztere  Hechte  bei  der  In  -  Zahlunggebung,  als  bei  der 
Iii-Zahlungnahme  (s.  o.).  Papiergeld  und  Banknoten  ohne  und  Kleingeld  mit  be- 
schränktem Zwangscurs  braucht  z.  B.  der  Zahlungsberechtigte  nicht  anzunehmen.  Die 
Fälligkeitstermine  von  Geldsummen  werden  nicht  immer  von  den  Berechtigten  inne- 
gehalten. Die  Kassen  können  darauf  nur  beschränkt  hinwirken,  sollen  aber  nach 
Möglichkeit  die  rechtzeitige  Abhebung  betreiben,  um  Ucbcrtragung  von  Kesten  zu 
verhüten  l.Preussen). 

§.  131.  —  6.  Kassenwesen  einzelner  Länder.  Die  Organisation  und 
Function  der  Kassen  hängt  vielfach  mit  der  Einrichtung  des  Finanzdiensts  und 
der  ganzen  Finanzverwaltung  zusammen.  Insofern  war  davon  schon  oben,  so- 
wohl bei  der  Darstellung  der  historischen  Entwicklung  als  bei  derjenigen  der  gegen- 
wärtigen Gestaltung  dieses  Dienstes  mit  zu  sprechen  M»  ff.,  %  H.),  worauf  daher 
hier  verwiesen  wird.  Weitere  Einzelheiten  sind  in  §.  121.  125  und  in  den  voraus- 
gehenden §§.  12t*  u.  130  zum  Beleg  und  zur  Erläuterung  der  Darstellung  angegeben 
worden.  Im  Folgenden  wird  noch  ein  Gcsamintübcrbliek  gehoben,  etwas  eingehender 
al<er  nur  für  Preisen  und  Frankreich.  . 
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In  Preussen  (§.  91,  96)  besteht  keines  der  genannten  drei  Kassensysteme 
rein  oder  ausschliesslich ,  sondern  eine  Combination  derselben ,  mit  deutlichen  Resten 
der  älteren  Verhältnisse,  wenn  auch  das  Princip  der  fiscalischen  Kasseneinheit,  eine 
grössere  Centralisation  des  Kassenwesens  und  die  Einrichtung  einheitlicher  Staatskassen 
besonders  in  der  Uber-  und  Mittelinstanz,  theilweise  auch  in  der  Unterinstanz  in  dem 
Kassenwesen  der  eigentlichen  Finanzverwaltung  Platz  gegriffen  haben  (§.  121).  Der 
Ucbcrgang  einzelner  Verwaltung-  und  Einnahmezweige  (Post,  Telegrapbie)  und 
grosser  Ausgabezweige  (Heer,  Flotte)  auf  das  Deutsche  Reich  hat  die  Ausscheidung 
dieser  Dienste  auch  aus  der  preuss.  Finanzverwaltung  zur  Folge  gehabt.  Die  Ver- 
waltung der  Zölle  uud  gemeinsamen  inneren  Steuern  ist  aber  bisher  bekanntlich  bei 
den  Einzelstaaten,  unter  Reichscontrole ,  verblieben.  Im  preuss.  Finanzministerium 
besteht  ein  Abrecbnunjrsbureau  für  die  Reichssteuern. 

An  der  Spitze  des  preuss.  Kassenwesens  steht  die  Gcneralstaatskasse,  in 
welcher  das  Princip  der  fiscal.  Kasseneinheit  repräsentirt  ist.  An  sie  führen  die 
anderen  Ober-  und  Mittelkassen  die  Ueberschüsse  ab  oder  leisten  für  sie  in  ihrem 
Auftrage  daraus  direct  Zahlungen,  und  sie  dotirt  die  anderen  Oberkassen  direct  mit 
Geldfonds  oder  indirect  mit  der  Summe  ihrer  etatmässigen  Credite,  indem  sie  Zahlungen 
für  dieselben  selbst  ausführt  oder  durch  andere  Kassen  ausführen  lässt. 

Die  weiteren  noch  bestehenden  Centraikassen  sind  die  sogen.  Generalkassen, 
von  denen  nach  Ausscheidung  der  Gcn.-Postkasse  als  Central- Ei nn ab mekasse  nur 
noch  die  Gcnerallotteriekassc.  als  Central- Ausgabekassen  nur  noch  die  eigene 
Generalkasse  des  Minist,  d.  geisti.  Unterrichts-  u.  Mcdic.angelegenheiten  u.  die 
Staatsschulde ntilgungskassc  bestehen.  Die  anderen  Ministerien  haben  keim- 
eigenen  Gencralkassen  (,das  Min.  d.  Lineren  hat  eine  Minist.-Bureaukasse).  Die  General- 
Staatskasse  im  Fin  Ministerium  fungirt  für  den  Ausgabedienst  dieser  Ministerien  mit. 
soweit  es  sich  um  Ceutralausgaben  (in  Berlin)  handelt.  Darin  ist  das  System  der 
einheitlichen  Staatskassen  consequent  durchgeführt. 

Die  Mittelkasseu  sind  in  den  Provinzen  die  (33)  Regierungshauptkassen 
im  Anschluss  an  die  administrative  Eintheilung  in  Regier. bezirke,  am  Sitze  der  Regierung, 
allgemeine  einheitliche  Staatskassen  für  Einnahmen  und  Ausgaben  ihres  Bezirks. 
Sammelkassen  der  Kreis-  und  der  sonstigen  Unterkassen,  ein  Hauptglied  des  preus?. 
Kassenwesens. 

Unter  diesen  Kassen  stehen  vor  allen  die  Kreiskassen,  welche  als  Einnahme- 
kassen zunächst  für  die  directen  Steuern  fungiren  und  Sammelkassen  für  andere  Unter- 
kassen ,  dann  aber  auch  Ausgabekassen  der  Staatsverwaltung  im  Kreise  sind.  Sie 
gehören  einerseits  zu  den  Mittel-,  anderseits  zu  den  Unterkassen.  Dasselbe  gilt 
von  den  lediglich  als  Einnahmekassen  fungirenden  Kassen  der  Hauptzoll-  und 
Steuerämter  für  dio  indirecten  Steuern  und  von  der  Steuerkasse  der  Verwaltung 
der  Berliner  directen  Staatssteuern,  Kassen,  von  welchen  nur  etwa  die  eigenen 
unmittelbaren  Erhebungs  -  u.  Betriebskosten  zu  verausgaben  sind.  Diese  Kassen  sinil 
zum  System  der  „Verwaltungszweigkassen"  zu  rechnen.  Ebenso  die  weiteren 
Unterkasscn  (sogen.  „Specialkassen''  in  Preussen),  vornemlich  für  den  Einnahme- 
dienst und  etwa  auch  für  Specialausgaben  ihres  Dienstzweigs,  nemlich  die  Domänen- 
rentamts-, die  Forst-,  die  Nebenzollamts-,  die  Kassen  der  Steuerempfänger  u.  Erheber 
(der  directen  Steuern,  vornemlich  in  den  westl.  u.  neuen  Provinzen).  Aehnliche  Unter- 
oder Specialkassen  nach  dem  System  der  Verwaltungszweigkassen  für  den  Ausga be- 
dienst, aber  gewöhnlich  zugleich  für  die  Einkassirung  der  spec.  Amtseinnahmen  der 
Behörde  oder  Anstalt  sind  die  mancherlei  Specialkassen  in  den  verschiedenen  Ministerien 
so  in  der  Unterrichtsverwaltung  (mehrfach  einzelne  Schulkassen,  Univers.kassen  für 
gewisse  Kassengeschäfte,  Krankenhauskassen  u.  dgl.  m.) ,  in  der  landwirthschaftl 
Verwaltung  (Gestütskassen),  in  der  inneren  Verwaltung  (Gefängnisse,  Strafanstalten. 
Statist.  Bureau ,  Polizeikassen  u.  a.  m.).  Im  Finanzministerium ,  Abth.  f.  Kassen  -  u. 
Etatswesen,  gehören  hierhin  noch  dio  Haupt-Seehandlungskasse  (der  überhaupt  in  der 
Kassen-  wie  sonstigen  Verwaltung  ein  eigenes  selbständiges,  nur  dem  Fin. min.  an- 
gegliedertes Institut  darstellenden  „Seehandlung'  i  die  Kassen  des  k.  Leihamts,  der 
Münzverwaltung,  die  Ministcrialbaukasse,  die  Kassen  der  Wittwcn-  u.  Waisenverpflegung>- 
anstalten  (auch  in  anderen  Ministerien,  so  die  Justizofficianten-  Wittwenkasse  im  Justiz- 
min.),  die  Kassen  der  Rentenbanken,  die  Depositenkassen  u.  a.  m. 

Einzelne  dieser  Kassen  (z.  B.  Polizeikassen)  können  auch  zur  Kategorie  der 
„behördlichen  Kassen"  gerechnet  werden. 
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Ein  eigenes  Kassensystem  für  sich.  Unter-  wie  Mittelkassen,  hat  dicBergwerks- 
Tenraltang  Bergamts-  u.  Oberbergaintskassen)  o.  die  Eisen  bahn  Verwaltung  (Haupt- 
massen bei  den  Directioncn,  Betriebskassen  bei  den  Betriebsämtern,  dann  Stationskassen, 
iber  keine  eigene  Centralkasse).  Es  ist  hier,  wie  bei  der  Post  u.  Telegraphie  die 
n.konomik  iL  Technik  der  Verwaltung,  die  auf  ein  solches  durchgehendes 
Yenraltungszweigkassenwcsen  hinwirkt. 

Die  hervorragende  Bedeutung  der  privatwirthschaftlichcn  Eiunabmezweige  noch 
ia  der  heutigen  preuss.  Finanzwirthschaft  erklärt  auch  in  dieser  Gestaltung  des  Kassen- 
Besens,  besonders  bei  den  Specialkassen  manche,  von  anderen  Staaten  abweichende 
Eifenthümlichkeit  und  den  Mangel  einheitlicher  Unterkassen.  Eine  Vereinigung  kleinerer 
>pecialkasscn  mochte  wohl  mitunter  zur  Ersparung  an  Personal,  Material  und  Kosten 
rj  erwägen  sein.  Die  selbständigen  Kassen  von  Instituten  und  Einzelverwaltungen 
entsprechen  den  gegebenen  Verhältnissen  und  werden  sich  kaum  weiter  viel  ver- 
mindern lassen. 

Im  Geschäftsgang  der  preuss.  Kassen  ist  wohl  eine  gewisse  bureaukratische 
N:hwerfälligkcit  nicht  ganz  zu  bestreiten.  Die  Verbindung  mit  der  Bank  könnte  hier 
vielleicht  zu  einigen  Verbesserungen  fuhren.  Es  wird  hier  wie  in  anderen  Fällen 
(Zollverfahren  u.  dgl.)  in  Preussen  wohl  auf  Formalien  etwas  zu  viel  Werth  gelegt 
Bld  nicht  immer  genügend  bedacht,  dass  die  Erfüllung  dieser  Formalien  nicht  nur 
«lern  Staate,  sondern  auch  dem  mit  Staatskassen  verkehrenden  Publicum  Arbeit  und 
Zeit  kostet  Formelle  Orduung  und  Sicherung  in  allen  Geldgeschäften  ist  gewiss  noth- 
vendig  und  segensreich,  aber  nicht  durchaus  das  Einzige,  was  dabei  in  Betracht 
kommt  Kaschheit  und  Promptheit,  eine  gewisse  „Coulanz"  in  kaufmännischer  Art, 
die  mit  Orduung  und  Sicherung  recht  wohl  vereinbar  ist,  wie  z.  B.  in  dem  grossen 
'icldrerkchr  der  Postverwaltuug  sich  zeigt,  sind  ebenfalls  zu  erstreben. 

Die  wichtigeren  Verhältnisse  in  der  Stellung  der  Kassen  zu  einander  und  im 
'n-schäftsgaug  sind  oben  mit  berührt  worden.  Die  bedeutsame  Stellung  der  Regieruugs- 
luuptkassen  im  preuss.  Kassenwesen  wird  in  der  Geschäftsanweisung  v.  1.  Juni  1857 
sehr  detaillirt  und  klar  entwickelt  Ueberall  haben  sich  diese  Kassen  in  den  geeigneten 
Fallen,  besonders  für  Zahlungen  nach  ausserhalb  der  Spocialkassen  zu  bedienen  (§.  5*> 
d.  Anweis."-.  Unter  Specialkassen  werden  verstanden:  „diejenigen  Kassen,  welche  die 
tou  ihnen  auf  Grund  besonderer  Specialetats  selbständig  zu  verrechnenden  Einnahmen 
unter  Anrechnung  der  etatmäss.  Ausgaben  an  die  Regier,  hau  ptkasson  abzuführen  haben" 
leb.  §.  71).  Die  Specialkassen  verrechnen  jetzt  monatlich  mit  den  Hauptkassen  (seit 
'sm>  Letztere  stehen  Wiedel  /ur  QeneraJsUatikasM  In  demselben  VorhlltniM ,  wie 
die  Specialkasscn  zu  ihnen.  Sie  haben  daher  die  Einnahmeu  unter  Anrechnung  der 
Ausgaben  an  die  Gen.stkasse  abzuführen,  Zahlungen  nach  Auftrag  für  letzterer  Rechnung 
zo  leisten  und  periodisch  abzurechnen  (eb.  §.  82).  „Die  für  die  übrigen  Ceutralkassen 
einzuziehenden  Gelder  u.  zu  leistenden  Zahlungen  sind  denselben  durch  Vermittlung 
der  Gen.stkatse  resp.  zu  überweisen  u.  anzurechnen"  (eb.  §.  85).  Der  eigentliche 
R  assen  bestand  (Geld  -  und  Geldzeichenvorrath)  wird  in  jeder  Kasse  als  Ein  Ganzes 
behandelt  und  verwahrt.  Die  Herkunft  desselben  und  die  Rechtsansprüche  daran 
ergeben  sich  aus  der  Buchführung. 

In  Baiern  (§.  97)  bilden  die  Kreiskassen  für  die  Kreise  (Regier.bezirke)  die 
Mittelkassen  der  allgemeinen  Finanzverwaltung,  fungiren  als  Einnahme-  u.  Ausgabe- 
Ussen,  und  vermitteln  zwischen  den  Unterlassen,  der  Rentämter  (auch  f.  Einnahmen 
u.  Ausgabeu,  u.  A.  mit  für  die  Domänen-  u.  Forstvcrwaltung) ,  und  der  Central- 
staatskassc.  Apart  davon  sind  „ccntralisirte  Administrationen"  mit  eigenem  „Ver- 
»altungszweigkassensystem"  die  „Generaldirection  der  Zölle  u.  indirecten 
Steuern"  (Reichs-  und  baicrische.  bes.  Malz-u.  Branntweinaufschlag),  die  „General- 
Bergwerks-  u.  Salinenadministration",  beide  übrigens,  nebst  anderen  dgl. 
Administrationen  (Münzamt,  Nurnb.  Bank,  Staatsschuldcntilgungscommission)  dein 
Finanzministerium  untergeordnet;  ferner  die  zu  einem  anderen  Ministerium  rcssortirende 
..Generaldirection  der  Verk eh rsan stalten"  (Staatsbahnen,  Post,  Telegraph).  Reiches 
Detail  bei  v.  N euforn-Hock.  I,  33  II'.,  ISO  ff. 

In  Oesterreich  (§.  9S>  besteht  in  der  allgemeinen  Finanzverwaltung  das  System 
der  einheitlichen  Staatskassen  strenger  und  folgerichtiger  durchgeführt  als  in 
Deutschland.  Die  Eine  Kasse  hat  daher  in  ihrem  localen  oder  territorialen  Wirkungs- 
kreis regelmässig  alle  Einnahmen  u.  Ausgaben  für  sämmtliche  Verwaltungszweige  zu 
vollziehen.   Alle  Kassen  bilden  einen  Verband  und  jede  kann  in  ihrem  loralen  Wirkunjrs- 
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kreise  beauftragt  werden,  coinmissioncll  auf  Rechnung  eiuer  anderen  Gelder  einzu- 
nehmen und  zu  verausgaben ,  worüber  Contocorrentjournale  geführt  werden.  An  dt: 
Spitze  steht  die  Staatscentralkasse ,  unter  ihr  in  den  Kronlandern  Landeshaupt- 
kassen,  Finanzlandeskasseu  und  Landeszahläinter,  einheitliche  Kassen  für 
Einnahmen  und  Ausgaben  (mit  zwei  Abtheilungen  dafür),  zugleich  Sammelkassen  für 
die  Uebcrsehüsse  der  unter  ihnen  stehenden  Kreis-  u.  Localkassen  (unter  verschiedener! 
Namen,  Steuerämter  u.  a.  in.).  Neben  der  Staatsceutralkasse  bestehen  an  sonstigen 
Oentralka»sen  noch  ein  Ministerialzahlamt  für  den  Ausgabedienst  der  Ministerien, 
dann  die  Staatsschuldenkassc.  Eine  Ausnahme  vom  System  der  einheitlichen  Kassen 
bilden  aber  auch  in  Oesterreich  die  „Verwaltungszweigkaascn"  der  Zoll-  und  Ver- 
zehrungssteuerverwaltung  (wenigstens  in  der  unteren  Stufe),  der  Bergwerks-,  Tabak- 
monopol-, Salzregal-.  Post-  u.  Telegraphenverwaltung.  Vgl.  Blonski,  I.  55.  IL,  351. 
auch  Schrott,  S.  132     passim,  Dcssary,  Fin.ges.kunde  S.  256  11. 

Das  Kassenwesen  Frankreichs  hat  manches  Eigentümliche  und  wie  die  ganze 
Einrichtung  des  Fiuanzdiensts,  wie  auch  das  Zahlungs-.  Rechnung»-  und  Controlwesea 
von  deutschen  Verhältnissen  Abweichendes,  freilich  doch  auch  wieder  mehr  in  deu 
Formen ,  als  in  der  Sache.  S.  o.  §.  99  über  die  neuere  Einrichtung  der  franzos. 
Finanzverwaltung  überhaupt,  wodurch  die  Grundzüge  des  Kassenwesens  mit  bestimmt 
sind,  u.  die  Ausführungen  in  §.  121,  125,  ferner  Hock  u.  Kaufmann  a.  a.  0.. 
dann  f.  Näheres  die  einschlägigen  Artikel  in  Block's  diction. 

Der  Grundsatz  dcrScheidung  des  Anwcisungsdiensts  und  Auweisungs- 
rechts  vom  Kassendienst  der  Einnehmer  (receveurs,  poreepteure)  und  der  Ver- 
ausgaber (payeursi  oder  der  Scheidung  der  ordonnateurs  und  comptables  ist 
besonders  scharf  uud  folgerichtig  durch  alle  Stadien  des  Dienstes  hindurchgeführt. 
Der  Einnahmedien&t  alier  Verwaltungen,  auch  der  selbst  nicht  unter  dem  Finanz- 
ministerium stehenden,  wird  durchaus  nur  von  Behörden  u.  Beamten  dieses  Ministerium«, 
besorgt  und  alle  Einnahmen  werden  hier  centralisirt.  Das  System  von  Yerwaltungs- 
zweigkasseu  besteht  aber  dabei  noch  mehrfach,  indem  für  die  rinanztechnisch  wesentlic  h 
verschiedenen  Einnahmearten  (directe,  innere  indirecte  Steuern,  Zölle,  Enrcgistrement 
u.  Stempel)  der  Dienst  der  Verwaltung  (Erhebung)  und  der  Kassen  in  der  Unter 
und  z.  Th.  in  der  unteren  Mittelinstanz  getrennt  ist.  Auch  sind  die  Eiunahmekassen 
nicht  allgemein  zugleich  Ausgabekassen.  So  haben  die  einzelnen  anderen  Ministerien 
dafür  ihre  eigenen  Kassen.  Das  System  der  einheitlichen  Staatskassen  ist  somit  nicht 
das  herrschende.  Es  besteht  aber  für  die  Staatscentralkasse,  die  auch  als  eine 
Abtheilung,  nicht  als  eine  selbständige  Centraikasse,  die  Staatsschuldenkasse  in  sich 
schliesst.  Alle  Zahlungen  dieser  Kasse  unterliegen  zuvor  dem  Zahlungsvermerk  der 
Controlabtheilung.  Die  einheitliche  Disposition  Uber  alle  Kassenfonds,  in  den  der 
Finanzverwaltung  allein  (Einnahmekassen)  wie  auch  anderen  Ministerien  (Ausgabekassen ) 
unterstehenden  Kassen  wird  durch  die  tinanzministerielle  Abtheilung  für  die  Kasscn- 
fonds-Bewegung,  welche  zu  diesem  Bchufe  Berichte  über  Bewegung  und  Stand  aller 
Kassen  erhält  und  die  Zahlungen  der  anderen  Ministerien  visirt,  besorgt  Neben  der 
( 'cntralkassc  hat  die  Depositenkasse  (caisse  des  deputs  et  consignations)  eine  aparte 
Stellung  uud  Function  für  eine  Reihe  wichtiger,  grosseotheils  nicht  zur  eigentlichen 
Finanzverwaltung  zählender  Geschäfte  (Hock,  S.  531,  Kaufmann  S.  72,  776). 

Die  hauptsächliche  obere  Mittelkasse  ist  in  Frankreich  die  des  General - 
einnehmers  oder  jetzt  sogen,  tresorier-payeur  gcncral  jedes  Departements. 
Bei  ihm  concentriren  sich  die  Einnahmen  der  anderen  Kassen  des  Departements,  und 
zwar  auch  aus  den  im  Kassenwesen  getrennten  oder  dem  Finanzministerium  nicht 
unterstehenden  Verwaltungen,  sämmtlich.  Er  hat  aber  nach  Anweisung  auch  die 
Ausgaben  in  seinem  Departement  zu  leisten,  andere  Ausgabekassen  daselbst  mit  Fonds 
zu  versehen .  direct  oder  aus  unteren ,  ihm  unterstehenden  Einnahmekassen ,  die  ver- 
bleibenden Ueberschüsso  zur  Verfügung  des  Finanzministers  zu  stellen  und  eventuell 
vor  diesem ,  d.  h.  von  der  Centraikasse  die  erforderlichen  Zuschüsse  zu  beziehen. 
Dies  Amt.  bez.  diese  Kasse  nimmt  also  in  dieser  Hinsicht  dio  Stelle  der  preuss. 
Rcgierungühauptkassc  ein  und  ist  eine  einheitliche  Staatskasse  für  den  Ein- 
nahme-, bez.  Sammeldienst  und  für  den  Ausgabedienst.  Der  wesentliche  Unterschied 
des  Gencraleinnehmers  von  der  analogen  deutschen  Kasseninstanz  besteht  darin,  dass 
jener  zugleich  eine  Art  Banquicr  für  die  Staatskasse  darstellt,  mit  den  nach  den 
gesetzlichen  Terminen,  bez.  rechnungsmässig  nach  den  Quoten  des  Jahresetats  fälligen 
Einnnhmcsummen.  auch  wenn  sie  noch  nicht  völlig  eingegangen  sind,  wie  mit  «wr 
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persönlichen ,  am  Eingangstermin  zahlbaren  Schuld  belastet  wird,  Zahlungen  darauf 
lebten  uiuss,  die  Geschäfte  des  Publikums  in  Staatsrenten  zu  vermitteln  hat  und  sonst 
Do«-h  mit  diesem  Publikum  in  gewisse  Geschäfte  (so  Annahme  verzinslicher  Depositen, 
Wrchselgeschäfte  in  gewissem  Umfange)  eintreten  darf.    Auch  verschiedene  Zins- 

•  reehnungen  zwischen  der  Staatskasse  und  diesem  Generaleinnehmer,  —  zu  seinen 
Güsten,  wenn  er  mehr  oder  früher,  als  er  verpflichtet  war,  ablieferte,  zu  seinen  Un- 
kosten im  (selteneren)  umgekehrten  Falle  —  kommen  vor.  Thatsächlich  zahlt  der 
>mt  also  oft  Zinsen  für  seine  eigenen  Gelder  ^aus  Steuern  u.  s.  w.)  an  den  General- 
-innclimer !  Das  Abnorme  dieser  Einrichtung  springt  in  die  Augen.  Durch  Hinweis 
iaf  die  historische  Entwicklung,  auf  die  Analogie  der  Gcncralpächtcr  des  ancien 
r.iime,  die  eine  ähnliche  Stellung  einnahmen,  wird  diese  Einrichtung  wohl  erklärlicher, 
aber  nicht  gerechtfertigter.    Und  wenn  man  im  Generaleinnchmer  nur  den  Finanz 

•ernten  sieht,  fehlt  die  Rechtfertigung  vollends.  An  eine  grundsätzliche  Umgestaltung 
•icü  Verhältnisses  hat  man  auch  gedacht.  Dennoch  ist  es  bisher  beibehalten  und  die 
Stellung  des  Generaleinnehmers  eher  noch  bedeutungsvoller  geworden,  bes.  seitdem 
Oy*b)  das  Amt  des  Generaleinnchmers  u.  des  Gencralzahlmeisters  im  Departement 

•  -reinigt  wurde.  Neben  persönlichen  Einflüssen,  die  sich  hier  zeigen,  sind  der  Ein- 
richtung grade  auch  in  der  neuesten  Zeit  der  grossen  franzos.  Finanz-  u.  Anleihe- 
Operationen  die  Erfahrungen  hinsichtlich  ihrer  Bewährung  in  solchen  Perioden  wohl 
01  Gute  gekommen.  Diese  Stellung  des  „Generalschatzmeistcrs",  welcher  „mehr  als 
•-in  gewöhnlicher  Kassierer,  der  ein  Bankier  der  Regierung  ist,  welcher  mit  dem 
Staatsschatz  in  olleuer  Rechnung  steht"  (Hock),  hat  aber  doch  auch  grosse  Vortheile 
■  währt.  Das  günstig«'  Urtheil,  das  Hock  vor  25  Jahren  fällte,  gilt  heute  noch  u. 
noch  mehr  als  damals.  Die  Leichtigkeit  und  Wohlfeilheit  der  Geldbewcgung ,  di<- 
Kleinheit  der  müssigen  Kassenvorräthe,  Dank  der  Verbindung  mit  Privaten  u.  mit  der 
lluik,  sind  wohl  in  Betracht  zu  ziehen.  Vgl.  bes.  für  die  prineip.  Würdigung  u.  die 
Darlegung  der  Technik  des  Dienstes  Hock,  S.  124  — 134,  Statistisches  bei  Kauf- 
mann S.  70,  Art.  tres.  payeurs  gener.  u.  Art.  comptab.  publ.  N.  113  ff.  in 
Blocks  diction.  Neben  6000  fr.  Gehalt  beziehen  die  tr.'soriers-pay.-urs  Tantiemen, 
nach  der  Grösse  der  Einnahmen  u.  der  Ausgaben,  bei  jenen  0.11w/(>  vcm  den  ersten 

Mill..  dann  abnehmende  Proccnte  bis  0.03%  den  Summen  über  50  Mill.  fr., 
bei  den  Ausgaben  9.2$%  von  den  ersten  4  Mill.  n.  ebenfalls  abnehmende  Proccnte 
bis  0.043°  0  von  den  Summen  über  30  Mill.  Gesammteinnahmc  nach  Et.  f.  1SS2  f.  S6 
<jen.ein nehmer  522.000  fr.  (?)  Gehalt,  Einn.- Tantiemen  1.267.600  fr.,  Ausg.-Tantieinen 
2.06&.5O0  fr.,  zus.  3.875.300  fr.  oder  45.071  fr.  durchschnittlich,  nur  an  diesen 
Amtseinnahmen. 

§.  132.  —  C.  Innere  Einrichtung  des  Rechnungs- 
wesens (Buchführung). 

Das  Rechnungswesen  in  der  Fiuanzwirthschaft  hat  zunächst  wieder  dieselben 
Aufgaben  wie  in  jeder  anderen  Einzelwirtschaft  und  löst  sie  auch  wesentlich  auf 
•he  neinliche  Weise.  Es  bezieht  sich  an  sich  und  thatsächlich  nicht  nur  auf  Geld- 
beträge, aber  es  hat,  nach  Durchdringung  des  geldwirthschaftlichen  Verkehrs  in  der 
Volkswirtschaft  wie  in  der  Fiuanzwirthschaft,  mit  Geldsu  mm en  ganz  überwiegend, 
vielfach  ausschliesslich  zu  thun,  —  und  zwar  regelmässig  mit  Bestand  und  Bewegung 
wirklicher,  aus  Geld  und  Geldzeichen  (einschliesslich  creditwirthschaftlicher)  bestehende! 
'ieldsummen,  nicht  bloss  mit  den  Geldwerthanschlägen  von  Sachgütern  und  Leistungen, 
»•eiche  übrigens  auch  im  Rerhnungswescn  vorkommen  (§  14S).  Das  finanzwirthschaftlicho 
'!*•<  iell  das  Staatsrechnungswesen  gewinnt  dann  noch  besondere  Bedeutung  als  Grund- 
lage der  Con  trole.  Aber  auch  daraus  ergiebt  sich  kein  speci  fir>cher  Unterschied 
fom  sonstigen  Rechnungswesen,  denn  bei  allen  solchen  Einzelwirtschaften ,  welche 
Leistungen,  Güter  und  Rechtsansprüche  verschiedener  Personen  umfassen,  wo  es  siel 
iilier  um  scharfe  Trennung  des  ..Mein  und  Dein"  handelt,  ist  das  Bedürfniss  dei 
•ontrole  ein  ähnliches  und  hat  die  letztere  ein  entsprechendes  Rechnungswesen  zuj 
Voraussetzung  ihrer  Möglichkeit  und  Wirksamkeit. 

1.  Aufgabe.  Arten  der  Rechnung.  Soll-  und  Ist- 
Rechnung.    Das  Rechnungswesen  im  Allgemeinen  soll  die  That 
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sachen,  welche  sich  auf  den  Bestand  und  auf  die  Veränderungen 
im  Bestand  (oder  auf  die  Bewegu ngen)  der  in  der  Verfügung 
einer  Wirthschaft  (bez.  des  leitenden  Rechts-  und  Wirthschafts- 
subjects  —  Grundlegung  §.  51)  befindlichen  wirtschaftlichen  Güter 
(G.  §.  7)  beziehen,  ziffermässig  in  bestimmter  Ordnung 
zur  schriftlichen  Aufzeichnung  bringen  oder  darüber  voll- 
ständig, genau  und  systematisch  „buchführen",  regelmässig, 
aber  nicht  ausschliesslich  in  der  Form  der  Rechnung.  Dies  gilt 
auch  vom  Staatsrechnungswesen  in  seiner  Ausdehnung  auf  die  In- 
ventarisirung  des  Staatsvermögens  (§.  148).  Das  uns  an  dieser 
Stelle  allein  näher  beschäftigende  Rechnungswesen  soll  dagegen  bloss 
Bestand  und  Bewegungen  der  Geldsummen  (hie  und  da 
einschliesslich  gewisser  Geldwcrthanschläge  von  Sachgtitern  und 
Dienstleistungen)  im  Staatshaushalt  ziffermässig  in  bestimmt  geord- 
neter Weise  zur  schriftlichen  Aufzeichnung  bringen.  Die  Buch- 
führung, mittelst  welcher  dies  geschieht,  knüpft  sich  daher  zu- 
nächst an  die  Vollziehung  des  Etats  an.  Diese  Vollziehung 
erfolgt  durch  die  Anweisungen  (§.  123)  und  durch  die  wieder 
in  der  Vollziehung  dieser  Anweisungen  bestehende  wirkliche 
Gebahr u ng  der  Kassen  —  Vereinnahmung,  Verausgabung, 
Empfangnahme  von  sonstigen  „Eingängen"  (§.  60)  und  Bewerk- 
stelligung von  sonstigen  „Ausgängen",  neben  den  eigentlichen  Eiu- 
nahmen  und  Ausgaben.  —  Die  Buchführung  ist  daher  grundsätzlich 
und  im  geordneten  Haushalte  auch  thatsächlich,  wie  bei  den  früheren 
Erörterungen  schon  hervorzuheben  war,  eine  zweifache,  die  nur 
in  verschiedenem  Umfang  und  in  verschiedener  Weise  nach  der 
Verschiedenheit  der  aufzuzeichnenden  Thatsachcn  stattfindet:  eine 
„Anweisung8buchführung"  bei  den  anweisenden  Behörden 
und  bei  den  Anweisung  empfangenden  Kassen  und  eine 
„Kassenbuchführung"  bei  den  Kassen. 

Die  Buchführung  über  die  Anweisungen  nimmt  bei  den  an- 
weisenden Aemtern  den  Character  einer  förmlichen  Rechnung 
nur  in  Bezug  auf  die  Special  an  Weisungen  und  auf  die  durch 
Ueberweisnng  eines  Kassenetats  an  eine  Kasse  „zur  Voll 
ziehung"  erfolgten  „Gcneralanweisungen"  (§.  123)  an,  und  auch 
da  weicht  sie  von  der  gewöhnlichen  Form  einer  solchen  mehr  oder 
weniger  ab.  Die  Buchführung  der  Kassen  ist  dagegen  eine  eigeut 
liehe  Rechnungsführung,  für  welche  der  zur  Vollziehung  über- 
wiesene Etat,  die  empfangenen  und  vollzogenen  Specialanweisungen, 
die  empfangenen  Quittungen  über  Zahlungen  und  die  Vermerke, 
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Kandreste  u.  dgl.  über  Quittungen,  welche  die  Kasse  ertheilte,  die 
weiteren  Belegstücke  bilden. 

Hier  wird  vorueuilich  nur  die  Buchführung  und  das  Rechnungswesen  der  Kassen 
l.handelt  Das  Rechnungswesen  der  anweisenden  Behörden  ist  Übrigens  ganz  analog 
<-iuza  richten.    Die  folgenden  drei  Unterscheidungen  können  auch  hier  gemacht  werden. 

Die  vollständige  Buchführung  und  Rechnung  der  Kassen  ist 
eine  dreifache,  die  „Soll"- Rechnung,  die  „Ist "  Rechnung,  die 
„Rest "-Rechnung,  —  eine  Unterscheidung,  bei  welcher  an  die 
Kategorie  „Zeit"  angeknüpft  und  demgemäss  die  zu  lösenden, 
die  gelösten  und  die  noch  zur  Lösung  rückständigen,  aus 
den  der  Kasse  zugegangenen  General-  und  Specialanweisungen 
sich  ergebenden  Aufgaben  unterschieden  werden. 

a)  Die  Soll- Rechnung  der  Kasse  betrifft  die  Zukunft,  d.  h. 
die  Zahlungen  an  die  Kasse  und  aus  der  Kasse  oder  die  Ein-  und 
Ausgänge,  bez.  Kinnahmen  und  Ausgaben,  welche  die  Kasse  nach 
Generalauftrag  (incl.  Etats- Uebcrweisung)  und  Specialanweisung 
bewerkstelligen  „soll". 

Hier  ist  zunächst  nicht  „Etats-Soll"  und  „  Rechnu ngs- Soll"  unterschieden, 
wie  es  öftere  geschieht,  auch  von  Rau  II,  §.  544.  Das  einer  Kasse  vorgeschriebene 
Etats -Soll  (specialisirter  Kassenetat)  bildet  eben  einen  Gcneralanftrag  (§.  123)  u. 

hört  damit  zum  Rechnungs  -  Soll ,  worunter  Rau  u.  A.  nur  „diejenige  Summe,  zu 
deren  Entrichtung  in  dem  Verrechnungszeitraum  eine  bestimmte  Verbindlichkeit  ein- 
getreten ist"  verstehen,  wonach  vornemlich  das  aus  Specialanweisungen  abzuleitende 
..Soll"  und  das  ctatmässige  Soll  erst  im  Momente  seines  Sich- Verwirklichens  hierhin 
gehörte.  Die  Soll- Rechnung  bildet  immer  eine  Voranschlag- Rechnung.  Diese 
ist  regelmässig  schon  vor  oder  am  Beginn  der  Rechnungsperiode  für  die  durch  General- 
aoftrag  (u.  Etat)  Überwiesenen  Ein-  und  Ausgänge,  mit  Angabe  der  Fälligkeitstermine 
-ler  Summen  aufzustellen  —  der  gesetzlichen  Termine  bei  den  einen,  der  nur  schätzungs- 
weise ermittelten  Termine  bei  den  anderen  Ein-  und  Ausgängen.  Di  es  „Rechnungs- 
Söll"  ist  dann  zu  ergänzen  in  Gcmässheit  der  Specialanweisungcn  im  Laufe  der 
(Jebabrung,  aber  auch  hier  immer  auf  ein  „Zukunftig"  hin,  daher  als  Voran sch  1  ag. 

Die  practische  Bedeutung  des  „Soll"  für  die  Kasscnverwaltung  gestaltet 
Mch  verschieden  bei  Ein-  und  Ausgängen,  bei  gesetzlich  fixirter  oder  bloss 
auf  Veranschlagungen  beruhender  Höhe  beider  und  bei  festterminlichen 
»der  anderweiten  Ein-  und*  Ausgängen.  Unterscheidungen,  welche  dann  wieder 
für  Recht,  Pflicht,  Verantwortlichkeit,  Controle  der  Kasse  wichtig  werden. 

Das  „Soll"  hat  die  Bedeutung  eines  pflichtmässigen  „Muss"  für  die  Kasse  bei 
den  Eingängen  in  gesetzlich  fixirter  Höhe  zu  gesetzlichen  Terminen, 
wo  also  bestimmte  positive  Rechtssätze  des  Steuerrechts  und  privatrechtliche  Vertrags- 
bestimmungen in  Betracht  kommen,  daher  bei  directen  Steuern,  Pachtrenten,  Schuldig- 
keiten aus  Kauf-,  Darlehenscontract  (Restkaufgelder  von  veräusserten  Grundstücken, 
Holz,  Bergwerksproducten  u  dgl.,  fällige  Wechsel,  dgl.  Zinsen).  Hier  muss  die  be- 
tretende Summe  voll  und  rechtzeitig  eingehen,  oder  von  Seiten  der  beauftragten  Kasse 
müssen  andernfalls  die  vorgeschriebenen  rechtlichen  Schritte  erfolgt  sein.  Bei  den 
Eingängen  in  bloss  veranschlagter  Höhe  (oder  bei  selbst  bloss  veranschlagtem  „Üb") 
und  in  unbestimmten  Terminen  wird  das  „Soll"  zu  einem  „Muss"  für  die  Kasse,  nur 
wenn  und  soweit  als  die  veranschlagten  Thatsachcn  eintreten.  Erst  alsdann  hat 
die  Kasse  wie  bei  der  en«t  genannten  Kategorie  von  Eingängen  zu  verfahren.  Dies 
ist  regelmässig  der  Sachverhalt  bei  indirecten  Steuern.  Verkehrssteuern,  —  bei  Steuern, 
..welche  sich  an  einzelne  Thatsachen  u.  Handlungen  anknüpfen"  (Fln.  II,  §.  453, 
167  ff.)  —  bei  Gebühren. 

1U* 
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Bei  den  Ausgängen  anderseits  liegt  ein  „Muss"  für  die  Kasse  nur  vor,  so- 
weit ein  nach  dem  Soli"  begründeter  und  spccicll  als  zur  Zahlbarkeit  berechtigt 
erkannter  Anspruch  von  dem  Berechtigten  der  Kasse  gegenüber  erhoben  wird  oder, 
wenn  dies  unterbleibt,  nach  der  Sachlage  von  der  Kasse  überhaupt  die  Abstattung 
herbeigeführt  werden  kanu  (so  bei  Zahlungen  aus  dem  Titel  der  Gehalte .  Pensionen. 
Remunerationen  u.  dgl.).  Oftmals  ist  dies  nicht  der  Fall,  z.  B.  bei  unterbleibender 
Abhebung  von  Zinsen  der  Staatsschuld.  Das  „Soll"  stellt  hier  dann  auch  ein  „Darf"' 
dar,  in  dem  Sinne,  dass  bis  zur  Höhe  des  Soll  (als  einem  Maximum)  Zahlungen 
Seitens  der  Kasse  erfolgen  dürfen,  wenn  die  Bedingungen  dafür  eingetreten 
sind.  Die  Kasse  ist  für  Letzteres  verantworte  h  und  die  Controle  gegen  sie  muss 
sich  auf  diesen  Punct  erstrecken. 

b)  Die  „Is t"- Rechnung  der  Kasse  betrifft  die  Gegenwart, 
bez.  die  soeben  zur  Vergangenheit  werdende  Gegenwart  oder  die 
wirklich  erfolgten  Zahlungen  an  die  Kasse  („Eingänge")  und 
aus  der  Kasse  („Ausgänge"),  die  Verwirklichung  (Realisir  ung) 
der  Soll -Rechnung  oder  das,  was  sich  von  dieser  vollzogen  hat 
(auch  „Hat" -Rechnung). 

Das  ist  wieder  genau  durch  die  Buchführung  zu  coustatireu.  Die  eigentliche 
Ist-Rechnung  bezieht  sich  daher  auf  dieselben  Posten  wie  die  Soll- Rech nuug. 
Andere  als  in  letzterer  stehende  Zahlungen  auch  an  die  Kasse  (Eingänge)  hat  demnach 
folgerichtig  die  Kasse  entweder  gar  nicht  anzunehmen  oder  sie  apart  zu  buchen  (s. 
schon  o.  §.  123).  Die  Soll- Rechnung  giebt  die  Richtung  an,  in  welcher  sich  die 
Aufgabe  der  Kasse  zu  bewegen  hat,  die  Ist- Rechnung  zeigt,  wie  weit  diese  Aufgabe 
erfüllt  wurde  oder  werden  konnte.  Soweit  sich  nicht  aus  den  vorausgehenden  Be- 
merkungen über  die  practische  Bedeutung  der  Soll- Rechnung  Ausnahmen  orgeben, 
muss  auf  die  möglichste  Uobcrcinstiniuiung  der  Ist-  mit  der  Soll-Rechnung  hingestrebt 
werden.  Bei  allen  auf  blossen  Veranschlagungen  des  „Ob",  der  Höhe  und  der  Termine 
beruhenden  Posten  der  Soll -Rechnung  kann  diese  Uebereinstimmuug  aber  bestenfalls 
immer  nur  eine  annähernde  sein.  Aber  auch  bei  den  Postcu,  welche  auf  gesetzlicher 
und  wrtragsuiässigcr  Bestimmung  in  diesen  Beziehungen  beruhen,  hängt  die  wirkliche 
Einzahlung  oder  Auszahlung  eben  nicht  immer  von  der  Macht  der  Kasse  ab,  so  dass 
wiederum  ein  Auseinandergehen  zwischen  Soll-  und  Ist -Rechnung  und  zwar  regel- 
mässig in  der  Weise  erfolgt,  dass  das  „Ist"  mehr  oder  weniger  hinter  dem 
„Soll"  zurückbleibt,  sowohl  auf  der  Eingangs-  als  auf  der  Ausgangsseite,  indem 
bis  zu  dem  Termiu  des  Abschlusses  der  Ist-Rcchnuug  (des  sog.  Fi ual abschlössest 
nicht  alle  nach  der  Soll -Rechnung  zu  erwartenden  Zahlungen  eingegangen  und  hiiMUM 
•  rfolgt  sind.  Der  umgekehrte  Fall,  dass  die  Ist- Rechnung  die  Soll-Rechnung  über- 
schreitet, kann  in  der  Kassen- Buchführung  bei  den  Ausgängen  correct,  von 
Irrthum  oder  böswilligem  Vorsatz  abgesehen,  nicht  vorkommen,  weil  jede  iu  der  Ist- 
Rechnung  erscheinende  Auszahlung  eine  vorausgehende  Anweisung  (genereller 
oder  specieller  Artt  an  die  Kasse  uud,  wenigstens  nach  der  hier  festgehaltenen  Auf- 
gabe der  Soll- Rechnung,  deren  vorausgehende  Eintragung  in  letztere  voraussetzt. 
Bei  den  Eingängcu  ist  dies  ebenso  in  Bezug  auf  die  durch  Spccialanweisunjen 
der  anweisenden  Behörde  eiuer  Kasse  zur  Aunahme  zugewiesenen  Einzahlungen.  Nur 
bei  denjenigen  Eingängen,  welche  eine  Kasse  unmittelbar  von  sich  aus  auf  Grund 
(icneralauftrags  und  zu  vollziehenden  Etats  einkassirt,  liegt  die  Sache  anders,  besonders 
bei  den  auf  Veranschlagung  beruhenden  Eingäugen.  die  in  Wirklichkeit  ja  grösser 
als  nach  dem  Anschlag  der  Soll-Rechnung  sein  können. 

§.  133 — c).  Restrechnung  und  .lahresabschluss.  Die 
Rest-Rechnung  bezieht  sich  auf  diejenigen  Posten  der  Soll -Rech- 
nung, welche  bis  zu  dem  Zeitpuncte  des  letzten  Abschlusses  der 
Ist-Rechnung  noch  an  Eingängen  ausstehen  („Activ"- Reste,  „Aus- 
stände") und  an  Ausgängen  rück  stehen  („Passiv"- Reste,  „Rück- 
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stände").  Die  Kest- Rechnung  möglichst  unnöthig  oder  gering  zu 
machen,  muss  das  Ziel  der  Kassenverwaltung  sein,  dessen  Erreichung 
freilich  nach  dem  Gesagten  von  ihr  nur  theilweise  abhängt.  Darauf 
wird  denn  auch  in  den  Kasseninstructionen  als  auf  eine  Pflicht 
der  Kassen  hingewiesen  (z.  B.  in  Preussen).  Soweit  aber  ein- 
mal Reste  auf  eine  Rest -Rechnung  übertragen  werden  mussten, 
hat  die  Kasse  sie  möglichst  bis  zu  einem  bestimmten  Termine  zu 
effectuiren.  Mit  der  Festsetzung  eines  solchen  Termins  hängt  die 
Scheidung  der  Jahresdienste  zusammen.  Die  nicht  erhobenen 
Rückstände  verfallen  nach  einem  längeren  Termin  in  der  Regel 
definitiv  zu  Gunsten  der  Staatskasse  (z.  B.  in  Preussen  unein- 
gelöste  Coupons  nach  4  Jahren)  und  sind  dann  eine  definitive 
Erspar  HD  gf  auch  rechnungsmässig  als  solche  nachzuweisen. 
Nach  einem  kürzeren  Termine  verfallen  sie  wenigstens  für  die 
Rechnung  des  Jahres,  aus  dem  sie  herrühren,  und  treten  dann  bis 
zu  jenem  längeren  Termine  in  die  Ausgangs -Ist -Rechnung  des 
folgenden  Jahres.  Ausstände  werden  eventuell  ebenfalls  nach 
einer  bestimmten  Frist  niedergeschlagen  und  demgemäss  gebucht, 
bis  dahin  wird  ähnlich  wie  bei  den  Rückständen  durch  einen 
Termin  bestimmt,  ob  sie  noch  zur  Rest -Rechnung  früherer  oder 
zur  laufenden  Ist -Rechnung  späterer  Jahre  gehören.  Im  erstcren 
Falle  müssen  dann  solange  besondere  Restfonds  zur  Bestreitung 
gehalten  werden. 

Die  Rest -Rechnung  ist  bis  zu  einem  gewissen  Grade  unver- 
meidlich, aber  immer  störend  für  den  Haushalt,  auch  Mühe  und 
Kosten  verursachend.  Neben  prompter  Kassenverwaltung  und  guter 
Controle  der  Aufsichtsbehörde  in  dieser  Hinsicht  empfiehlt  es  sich 
wohl,  die  Termine  für  die  Offenhaltung  der  Restrechnung  und  der 
Zurückhaltung  von  Restfonds  nach  Abschluss  des  Jahres,  aus  dem 
die  Reste  herrühren,  nicht  zu  lange  hinauszuschieben.  Sonst 
verzögert  sich  auch  die  definitive  Schlussrechnung  eines 
abgelaufenen  Jahres  unliebsam  (§.  144—147). 

In  Preussen  gelten  folgende  Bestimmungen  (K.-O.  v.  IT.  März  l*2s>.  Die 
Ausgaben  sollen  prompt  in  den  Fälligkeitsterminen  geleistet,  «olle  Anforderungen  an 
die  Kassen  für  das  laufende  Jahr  möglichst  vor  dem  Kassenabsehluss  desselben  be- 
friedigt werden ,  worauf  die  Verwaltungsbehörden  zu  sehen  haben.  Diejenigen  Aus- 
srabefonds  aber,  bei  denen  die  ob  ersten  Verwaltungsbehörden  (also  nicht 
bloss  die  Kassen)  es  für  nöthig  halten,  werden  noch  ein  zweites  Jahr  für  die  Kest- 
lusgaben  offen  gehalten,  nach  dessen  Ablauf  aber  deliniür  geschlossen  u.  die  Bestände 
der  Fonds  als  Ersparnisse  nachgewiesen.  Die  dann  noch  vorkommenden  Kcstaus- 
.  iben  müssen  aus  den  laufenden  etat  in  assigen  Fonds  mit  bestritten  werden. 
Eiue  Ausnahme  von  diesen  Bestimmungen  tritt  bei  etatsinäss.  Baufonds,  bei  den 
Foads  der  Hauptverwalt.  d.  Staatsschulden  zu  d.  Zinszahlungen  u.  bei  solchen  anderen 
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Fonds ,  „bei  welchen  die  Zurückhaltung  der  Bebtande  zu  gewissen  Zwecken  oder  zu 
Verstärkung  der  ctatmäss.  Funds  der  folgenden  Jahre  durch  besondere  Bestimmungen 
ausdrücklich  genehmigt  ist",  in  der  Weise  ein,  dass  zwar  auch  bier  die  Fonds  nach 
Ablauf  des  zweiten  Jahres  definitiv  abgeschlossen,  deren  Bestände  jedoch 
nicht  als  Ersparniss  berechnet,  sondern  verausgabt,  nemlich  bei  der  Verwaltung 
des  lauf.  Jahres  in  Einnahme  übertragen  u.  der  Sollausgabe  dieses  Jahrs  zu- 
gesetzt werden.  Aus  solchen  Restfonds  dürfen  Ausgaben  der  laufenden  Verwaltung 
nicht  bestritten  werden.  (S.  Herrfurth  a.  a.  ü.  S.  128,  250,  2^2).  Manches  Eigen- 
tümliche gilt  für  die  Baufonds,  z.  Th.  schon  bei  der  Etatsbewilligung,  wo  in 
Prcusscn  regelmässig  ein  ordentlicher  Voranschlag  der  Gesainintkosten  bei  der  ersten 
Einsetzung  in  den  Etat  gefordert,  dann  aber  bei  grösseren  Bauten,  die  sich  über 
mehrere  Jahre  erstrecken,  immer  jede  Jahresrate  besonders  bewilligt  wird.  Die  nicht 
verbrauchten  Raten  sind  aber  ohne  Weiteres  auf  die  nächsten  Jahre  übertragbar. 
Nur  wird  bei  grosseren  Besten  davon  wohl  die  neue  Rate  massiger  gegriffen ,  event 
einmal  ganz  gestrichen.  Misslich  ist  der  Mangel  cinej  cndgiltigcn  Termins  für  den 
schliesslichen  Ablauf  solcher  Baucreditc,  die  wohl  öfters  zu  lange  offen  gehalten 
werden.  S.  über  die  preuss.  Baufonds  bes.  eingebend  Meissner,  preuss.  Ver- 
walt.kunde  I,  107 — 260.  —  Ausgaben  für  folgende  Rechnungsjahre  sind  nicht  au> 
Fonds  des  laufenden  Jahres  zu  bestreiten,  sondern,  wenn  überhaupt  zulässig,  als  Vor- 
schüsse zu  buchen  (Best.  v.  1854,  Herrfurth,  S.  282).  —  Zur  Berichtigung  der 
Ausgabereste  i^wic  auch  zur  möglichst  vollständigen  Einziehung  der  Einnahmereste)  haben 
alle  Kassen  ihre  Bucher  noch  4  Wochen  nach  dem  Jahresschluss  offen  zu  halten.  — 

Einnahmen  (s.  auch  Instr.  f.  d.  Oberrechenkammer  v.  18«  Dec.  1824, Meissner, 
Rechn.wesen  I,  78  ff.,  Herrfurth,  S.  280)  sind  prompt,  unverkürzt  zu  den  bestehen- 
den Terminen  einzuziehen  und  für  Rechnung  desjen.  Etatsjahrs  nachzuweisen,  dem 
sie  nach  den  sie  begründenden  Rechtstiteln  u.  Thatsachon  angehören.  Reste  dürfen 
in  den  Rechnungen  nur  erscheinen,  wenn  Rcndant  u.  Verwaltungsbehörde  nachweisen, 
dass  die  dabei  einwirkenden  Umstände  nicht  zu  verhindern  waren.  (Stundungen  dürfen 
nur  von  den  Ministerien  u.  obersten  Verwaltungsbehörden  bewilligt  werden.  Bei  den 
Steuern  hängt  der  Gegenstand  dann  mit  der  Ordnung  der  Steuercredite  u.  Stcuer- 
reste  zusammen.  S.  darüber  Fin.  II,  §.  578,  581).  Einnahmereste,  die  über  d*> 
laufende  Jahr  hinaus  in  Ausstand  bleiben,  werden  immer  als  solche  Reste  in  den 
Büchern  des  folgenden  Etatsjahrs  bei  den  entsprechenden  Kapiteln  u.  Titeln  neben 
dem  ctatmäss.  Soll  behufs  der  Vereinnahmung  in  Solleinnahme  gestellt.  Das 
Rcchnungssoll  setzt  sich  dann  also  aus  2  Posten  zusammen,  dem  Reste  aus  frühereu 
und  dem  Etats-Soll  aus  dem  laufenden  Jahre.  Die  Ist -Rechnung  giebt  getrennt  an, 
wie  viel  von  beiden  Posten  im  Jahre  eingekommen  u.  am  Schluss  in  Rest  verblieb, 
was  dann  auf's  neue  Jahr  als  Einnahmesoll  übertragen  wird.  Demgemäss  wird  auch 
der  dem  Landtag  überreichte  Rechnungsabschluss  aufgemacht.  Derselbe  kann  auf  der 
Einnahincseitc  rascher  als  z.  B.  in  Frankreich  festgestellt  werden  u.  enthält  die  wirk- 
lichen Eingänge  des  betr.  Jahres  verglichen  mit  dessen  Etatssoll.  Daneben  zeigt 
die  Bewegung  der  Reste,  die  aus  dem  vor.  Jahre  übernommen  wurden  u.  in  das  uächstc 
übergehen,  ob  hier  eine  Vorbesserung  (d.  i.  Verminderung)  oder  eine  Verschlechterung 
(d.  i.  Vermehrung)  eingetreten  ist.    Vgl.  u.  §  146,  147. 

In  Frankreich  bestehen  etwas  verwickelte  und  leicht  zu  Verwechslungen  u. 
Irrthümern  Anlass  gebende  Unterscheidungen  Die  klarste  Darstellung  bei  v.  Czörnig, 
Budg.  etc.  S.  82,  Hock  S.  93,  Art.  exercice  bei  Block,  auch  Kaufmann  S.  43, 
Schrott  S.  510,  550.  Im  Decret  von  31.  Mai  1862  Art.  33  ist  an  diesen  älteren 
Verhältnissen  nichts  geändert  worden.  Der  eigentliche  laufende  Dienst,  welcher 
unmittelbar  im  Vcrwaltungsjahre ,  d.  h.  im  Kalenderjahre  sich  vollzieht,  beisst 
annee.  Von  ihm  unterscheidet  sich  zunächst  exercice  als  Rechnungsjahr,  das 
den  laufenden  Dienst  des  betreffenden  Kalenderjahres  zuzüglich  der  für  Rechnung 
des  letzteren  während  eines  Theils  des  nächsten  Kalenderjahres  erfolgenden 
Operationen  umfasst.  Für  Rechnung  des  letzten  Kalenderjahres  kann  nem- 
lich noch  im  darauf  folgenden  Januar  innerhalb  der  eröffneten  Credite  eine  sogen. 
Materialgebahrung  (Services  du  inat6riel),  ferner  bis  Ende  Juli  noch  die  Liquidation 
u.  Anweisung  von  Ausgaben,  bis  Ende  August  noch  eine  Geldzahlung  aus  den  Staats- 
kassen, bis  Ende  November  noch  eine  Einkassirung  von  Staatsgeldern  stattfinden. 
Dann  wird  der  Dienst  dieses  Jahres  geschlossen  u.  fuhrt  den  technischen  Namen  oxereie  e 
clos.    Was  an  Ausgaben  dieses  ex.  cloa  noch  restirt,  darf  aber  ohne  Weiteres  noch 
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fernere  fünf  Jahre  lang  (iucl.  des  cxerc.  dos)  in  den  Etat  des  laufenden  Jahres  eingestellt 
Ttrdeii.  Darauf  werden  diese  Dienste  definitiv  geschlossen  oder  gelten  für 
»bgethan  (exerc.  perimrs),  indem  die  ehemaligen  für  die  betreffenden  Ausgaben 
im  Budget  bewilligten  Crcdite  nunmehr  als  verfallen  angesehen  werden.  Hestiren 
dcichwohl  noch  in  rechtsgiltiger  Weise  Ausgabeverpflichtungen  des  Staats  aus  den 
ibgethanen  Jahren,  so  sind  dieselben  unter  dem  Namen  ..Dienst  des  und  des  abge- 
thanen  Jahres"  ins  Budget  zu  stellen,  müssen  aber  von  Neuem  erst  wie  andere  Aus- 
üben bewilligt  werden.  So  giebt  es  also  eigentlich  8  oder  gar  4  „Jahresdienstc"  in 
der  französ.  Finanzverwaltuug:  1)  laufender  Dienst  im  Kalenderjahre  für  dasselbe, 
Ji  nachträglicher  Dienst  im  nächsten  Jahre  für  dasselbe,  3)  Dienst  der  ge- 
schlossenen Jahre.  4 — 5  Jahre  lang  nachdem  Schluss.  4)  Dienst  der  abgethanen 
Jahre.  Practisch  wichtig  ist  besonders  die  Trennung  des  laufenden  Jahres  (Nr.  1  u.  2) 
ton  dem  Dienst  der  geschlossenen  Jahre.  Diese  Unterscheidung  ist  „keine  bloss  theo- 
retische oder  principielle,  sondern  sie  wird  in  allen  Rechnungen  der  einzelnen 
Kechnungslegcr  bis  in  die  untersten  Stufen  herab  durchgeführt;  über- 
all ist  angegeben,  auf  welchen  Jahrgang,  den  laufenden  oder  den  vergangenen,  die 
linnahme  oder  Ausgabe  sich  bezieht"  (Hock,  S.  03,  der  das  rühmt).  Hierbei  ist 
•■»  aber  doch  ein  Uebelstand,  dass  durch  verspätete  Operationen  für  den  Dienst  der 
gelaufenen  Jahre  sich  so  der  definitive  Abschluss  eines  jeden  solchen  Jahres  unge- 
bührlich in  die  Länge  zieht.    Vgl.  u.  §.  146,  147. 

§.  134.  —  2.  Die  Rechnungsbücher  sind  nach  Gattung, 
Zahl,  Einrichtung,  Form,  Rechnungsmethode  („Rech- 
nongsstyl")  genau  vorgeschrieben.  Ebenso  sind  die  Beamten  (Vor- 
steher, Kassirer,  Ober-,  sonstige  Buchhalter  bei  den  Kassen,  analog 
bei  der  Buchführung  der  anweisenden  Behörden)  speciell  bezeichnet, 
welche  die  verschiedenen  Bücher  verantwortlich  zu  führen  oder  bei 
der  Führung  controlirend  mitzuwirken  haben.  Die  wichtigsten, 
gewissermaßen  typischen  Bücher,  deren  Erwiihnung  hier  ge- 
nügt, sind: 

a)  Die  Tagebücher  (Journale,  Diarien)  für  die  Ein- 
zeichnung  aller  betreffenden  Reehnungs  -  Thatsachen  (Ausstellung, 
Empfang  von  Anweisungen,  Auszahlung,  Empfangnahme  von  Ein- 
zahlungen) in  chronologischer  Ordnung,  regelmässig  in  der  be- 
treffenden Soll-,  Ist-  und  Restreehnung  unmittelbar  bei  Eintritt  der 
Thatsachen  vorzunehmen. 

üeber  die  Einrichtung  dieser  Rücher  einige  Andeutungen  bei  Kau  Fin.  II, 
§.  547,  5  IS.  Dieses  Detail  gehört  nicht  hierher  u.  muss  doch  viel  sperieller  behandelt 
werden ,  wenn  diese  technische  Seite  der  Buchführung  genügend  verständlich  werden 
soll.  Vgl.  f  Weiteres  Schrott,  §.  15  ff.,  §.  67  11.,  u.  die  betreff.  Verordnungen, 
auch  die  beigegebenen  u.  in  den  einschlagenden  Fachwerken  zu  findenden  Formu- 
lare (einige  davon  u.  in  §.  135).  Für  Preussen  s.  u.  A.  d.  Gesch.anwcis.  f.  d. 
Kegier.hauptkassen  v.  I.Juni  1S57,  §.  19:  „Die  Buchführung  geschieht  in  zweifacher, 
nemlich  in  chronolog.  u.  in  systemat  Ordnung,  jene  durch  die  Journale,  diese 
kroh  die  Manuale.  Jene  hat  den  Zweck  einer  ununterbrochenen  l'cbersicht  u. 
I  ontrole  des  gesammten  Kassenverkehrs".  Dazu  Schemata  von  Formularen,  bei  Herr- 
tarth  S.  690.  Die  Journale  selbst  sind  wieder  verschiedener  Art,  Haupt-,  Neben-, 
I  Qterjournale ,  Kassenbücher,  Buchhaltereijournale.  Daneben  kommen  üeschäfts- 
register  über  alle  Einlaufe,  Belege  vor,  Notizbücher  für  die  vorläufigen  Ein- 
tragungen u.  dgl.  m.  In  den  Tagebüchern  wird  der  baarc  Kassenverkehr  (zugleich 
zur  Controle  gegen  den  Kassirer)  und  der  durch  Anrechnung  stattfindende  unter- 
schieden.  Zahlungen  durch  Anrechnung  bilden  zugleich  ein  Einnahme-  u.  ein  Aus- 
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gabegeschäft  (angef.  preuss.  (iesch.auwehs.  §.  HS).  Die  Tagebücher  können  vereint 
für  Ein  -  und  Ausgänge  auf  2  Seiten  oder  nach  zwei  Gcldspaltcn  gefuhrt  werden. 
Aus  den  Tagebüchern  ist  bei  jeden  Augenblick  möglichem  und  auch  regelmässig  täg- 
lich —  insbesondere  bei  den  Kassetagebüchern  —  erfolgendem  Abschluss  sofort  der 
Sollstand  der  Kasse  zu  ersehen.  Sie  dienen  daher  bei  Vcrgleichung  mit  dem 
Ist -Stand  der  Kasse  dem  betr.  Beamteu  selbst  als  Controlmittel  und  sind  ein  Haupt- 
controlmittel  bei  den  Kassenrevisionen.  Auch  die  sonst  vorgeschriebenen  Kassen- 
abschlüsse  in  bestimmten  Terminen,  zur  Anfertigung  der  an  die  vorgesetzten 
Behörden  zu  sendenden  l  el  ;  sichten  u.  Ausweise  (..Kassen extraetc")  u. 
der  eigentlichen  Rechnungsabschlüsse  (., F i n a  1  abschlüsse")  erfolgen  zunäetat 
nach  den  Tagebüchern,  ebenso  die  Ablieferungen  der  Uebcrschüsse  an  di»; 
Sammelkassen  u.  a.  m.  (Leber  die  vierfachen  Abschlüsse  der  preuss.  Hauptkassen ; 
Tages-,  Monats-,  Quartal-,  Finalabschluss  s.  d.  angef.  Gcsch.anweis.  §.  87  ID.  Aus 
den  Eintragungen  der  Tagebücher  der  Ist -Rechnung  sind  danu  diejenigen  in  die 
folgende  zweite  Art  der  Bücher  in  der  Ist-Kechnung  der  Kassen  zu  machen. 

b)  Die  Hauptbücher  (Manuale)  für  die  Einzeichnung  aller 
betreffenden  Rcchnungsthatsachen  in  systematischer  Ordnung, 
daher  nach  bestimmten  Rubriken,  Verwaltungszweigcn, 
Etatskapiteln  u.  dgl.  Die  Soll- Rechnungsbuchung  erfolgt 
„nach  den  Anordnungen  des  Wirtschaftsleiters"  (Schrott),  also 
im  Staatshaushalt  nach  den  Etats  und  Anweisungen,  die  Ist-Rech- 
nung8- Buchung  wie  gesagt  nach  den  Tagebüchern.  Für  die  einzelnen 
Verwaltungen,  deren  Anweisungs-  und  Kassendienst  eine  gemein- 
same Behörde  und  einheitliche  Kasse  besorgt,  werden  Special 
Manuale  benutzt,  deren  Ergebnisse  dann  wieder  in  ein  Gcncral- 
oder  Haupt-Manual  übertragen  und  so  zusammengefasst  werden. 

Vgl.  Schrott,  §.  22  ff.,  71  11.  Bau,  II,  §.  551.  Für  Preusscn  bes.  d.  alljr. 
(jesch.anweis.  v.  1.  Juni  IS57  §.  19,  23  ff.  u.  die  Formulare  (bei  Ilerrfurth  S.  692  ff.} 
„Die  Buchführung  durch  die  Manuale  zerfällt  nach  den  verschiedenen  Verwaltungen 
u.  vereinigt  sich  in  dem  Hauptmanuale.  In  denselben  wird  der  Zustand  jeder  Ver- 
waltung u.  jedes  ihrer  Fonds  nach  der  durch  die  Etats  oder  sonstige  Bestimmungen 
vorgeschriebenen  Ordnung  dargestellt  u.  die  künftige  Bechnungslegung  vorbereitet. 
Die  Manuale  sind  daher  nicht  nur  die  Grundlagen  der  Rechnungen ,  sondern  könneu 
zugleich  als  Concepte  derselben  dienen"  (gen.  preuss.  Anweis.  §.  19).  In  Preusscn 
werden  Specialinanuale  f!  die  einzelnen  ctatmäss.  Vcrwalt.zweige  ijncL  der  dazu 
gehörenden  extraordinären  u.  Nebenfonds),  dann  ubor  jeden  abgesonderten  Neben- 
fonds.  Über  die  Asservate  u.  über  die  Vorschüsse  geführt.  Näheres  über  die  Fahrun? 
der  Manuale  eb.  §.  25,  26. 

c)  Kassenbestandsbücher  („Tresorbuch"  in  Preussen), 
über  Bestand,  Ab-  und  Zugang  (d.  h.  hier:  herausgenommene  und 
hineingelegte  Gelder  u.  s.  w.)  nach  Geldsorten,  Geldzeichen-Sorten 
und  etwaigen  anderen  Werthen  (Coupons,  Effecten  und  deren  Arten) 
unterschieden. 

Preuss.  Anweis.  §.  67  ff. 

In  den  einzelnen  Ländern  und  z.  Th.  auch  in  den  verschiedenen  Verwaltongs- 
zweigen  desselben  Landes  kommen  manche  Verschiedenheiten  unter  diesen  Büchern 
und  neben  letzteren  auch  noch  andere  Bücher  für  das  Rechnungswesen  vor.  Die  ver- 
wickelten Abrechnungen  der  Kassen  unter  einander  veranlassen  auch  in  der  Zahl 
u.  Art  der  Bücher  Unterschiede. 
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Ueber  die  äussere  Beschaffenheit  der  Bücher  bestehen  regel massig  Vor- 
hriften ,  welche  irrthünilichc,  fahrlässige  und  vorsätzlich  unrichtige  Buchführungen 
hindern  sollen  (Bestimmungen  über  Einband,  Foliirung,  Paginirung,  Beurkundung  des 
Im fau gs  u.  Inhalts  der  Bücher  durch  die  Vorgesetzten,  Verbot  der  Rasuren,  dos 
Herausreissens  von  Blättern,  Angabe,  wie  allein  Correcturen  vollzogen  werden  dürfen 
und  dergl.  mehr.  In  Preussen  hat  z.  B.  der  Kassenrath  das  Foliircn  des  Haupt - 
k'urnals  u.  des  eigentlichen  Kassenbuchs  speciell  zu  controliren  u.  vor  dem  Gebrauch 
der  Bücher  auf  dem  1.  u.  letzten  Blatte  die  Zahl  der  Blätter  oder  Seiten  mit  Namens- 
Mterechrift  zu  bescheinigen.    Gcsch.anw.  v.  1S57  §.  1!)). 

Die  innere  technische  Einrichtung  der  Bücher  und  die  Buchführung 
in  ihnen  ist  ebenfalls  genau  vorgeschrieben  und  in  den  Formularen  erfolgt  die 
nähere  Anweisung  dazu.  Die  Bücher  sind  regelmässig  in  die  erforderliche  Anzahl 
Vcrticalspalte n  eingetheilt,  welche  am  Kopfe  die  Kategorie  des  Einzutragenden 
mit  dem  betreffenden  technischen  Namen  benennen  und  in  die  dann  in  den  hori- 
zontalen Linien  die  erforderlichen  Eintragungen  nach  der  chronol.  oder  systemat. 
Ueihenfolge  stattfinden,  wobei  das  Gleichartige  untereinander  steht  u.  soweit  es  sich 
um  Geldwerthe  handelt  ein  Zusammenrechnen  leicht  stattfinden  kann.  Die  meisten 
Vorticalspalten  sind  daher  Zahlcnspalten  und  zugleich  Geldspalten  der  Rech- 
nungen. Mitunter  werden  diese  selbst  doppclspaltig  eingerichtet,  einmal  für  die 
einzelnen  Posten  einer  Kategorie  (z.  B.  links),  dann  für  die  Summe  dieser  Posten 
(rechts).  Daneben  kommt  wohl  bei  einzelnen  Rechnungen  noch  eine  Einschubspalte 
..innerhalb  der  Linie,  intra  lineain",  „vor  der  Linie,  ante  lineam"  vor,  für  Ein- 
tragungen, die  noch  nicht  vollgiltig  sind,  zum  Vermerk  dienen  sollen  u.  dgl.  m.  Neben 
den  Zahlenspaltcn  unterscheidet  man  unter  den  Vorticalspalten  0 rdn un gsspaltcn  für 
die  Eintragung  der  laufenden  Nummer  der  Rechnung,  für  das  Datum,  für  die  be- 
treffende Nummer  des  correspondirenden  Buchs,  meistens  links  im  Anfang,  bei  deu 
systematischen  Rechnungen  für  die  Bezeichnung  der  Abtheilung  oder  Nummer  der 
Kategorie  (z.  B.  des  Etats);  dann  Ben ennungs spalten,  worin  das  Nähcrc  über 
die  einzelne  Eintragung  (Art,  Ursache.  Umstände  etc.)  angegeben  wird,  ferner  Ver- 
vcisungsspalten,  die  zu  den  Ordnungsspalten  gehören,  wenn  sie  eine  Verweisung 
auf  andere  Bücher  enthalten,  sonst  aber  auf  die  Belegstücke  u.  dgl.  verweisen.  S. 
Kau  II,  §.  543.  Näheres  in  den  theorot.  u.  pract.  Werken  über  Rechnungswesen, 
»o  Schrott  16,  17,  2U.  Die  Köpfe  der  Spalten  richten  sieh  natürlich  nach  den 
Buchern  u  den  Eintragungen,  daher  hier  wie  in  der  Spaltenbildung  gewisse  Ver- 
schiedenheiten bes.  bei  den  Tagebüchern  und  den  Hauptbüchern,  den  Journalen  der 
Vorsteher  u.  den  eigentlichen  Kassenbüchern.  Folgende  Beispiele  aus  den  preuss. 
Icrmolaren  für  die  Bucher  der  Regier.hauptkassen  geben  einen  Einblick,  wobei  nur 
zu  bemerken,  das»  die  hier  des  Raumes  wegen  vertical  von  oben  nach  unten  ge- 
stellten Spaltenköpfe  horizontal  von  links  nach  rechts  zu  lesen  oder  zu  verstehen 
;iud  ^Abdruck  der  Formulare  bei  Horrfurth  S.  690,  692,  Nr.  II,  III,  V). 

Siehe  die  folgende  Seite. 

Im  Abschnitt  5,  §.  146  u.  147  (über  die  Methoden  des  Rechnungsabschlusses  u. 
ib.T  Absolutorium  u.  Indemnität  finden  noch  einige  weitere  Ausführungen  über  den 
in  den  §.  132  fl".  behandelten  Gegenstand  statt,  mit  spccieller  Bezugnahme  auf  den 
Jahresabschluß  der  Staatsrecht! nng  u.  auf  dessen  Erledigung.  S.  bes.  am  Schluss 
r.  §.  147  die  Schemata  des  preuss.  Rechnungsabschlusses  für  den  Jahresdienst  in 
deu  „Uebersichten  der  Staatseinnahmen  u.  Ausgaben  mit  dem  Nachweis  der  Etats- 
.berschreitungen  u.  s.  w." 
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§.  135.  —  3.  Der  Rechnungsstyl.  Hinsichtlich  der 
Methode  der  Rechnung  bei  der  Buchführung  oder  hinsichtlich 
des  sogen.  Rechnungsstyl's  wird  auch  im  Rechnungs-  und 
Buehfübrungswesen  der  Finanzwirthschaft  die  sogen,  einfache 
Buchführung  (Rechnungsstyl  in  einfachen  Posten)  oder  der 
Cameralstyl  und  die  sog.  doppelte  Buchführung  (Rechnungs- 
styl in  doppelten  Posten,  „doppische"  Verrechnung)  oder  der 
italienische  oder  Mercantilstyl  unterschieden. 

Bei  der  ersten  Methode  verfolgt  man  alle  Veränderungen  im 
Vermögen  einer  Wirthschaft  (im  Bestand  einer  Kasse)  unmittelbar 
sowie  sie  vorgehen,  nemlich  als  Eingänge  und  Ausgänge  (Zu- 
and  Abgänge,  Einnahmen  und  Ausgaben),  entweder  chrono- 
logisch, wie  in  den  Tagebüchern  oder  systematisch  wie  in  den 
Hauptbüchern.  Durch  einfache  Additionen  beider  Seiten  und  Sub- 
tractionen  der  betreffenden  Summen  erhält  man  das  Ergebniss 
der  erfolgten  Veränderungen.  Geldrechnung  und  Sachrechnung 
werden  getrennt  geführt.  Soll,  Ist  und  Rest  stehen  in  den  Manualen 
neben  einander. 

Die  Ein-  and  Ausgänge  bestehen  theils  in  wirklichen  Bewegungen  der  Geld- 
fonds der  Kasse,  auf  deren  eigene  und  auf  Rechnung  andrer  Kassen  (Coinmissions- 
sreschäfti,  theils  auch  hier  in  fingirten  Bewegungen,  indem  die  durch  Vermittlung 
anderer  Kassen  aber  auf  Rechnung  der  betreffenden  Kasse  erfolgenden  Ein  -  und 
Ausgänge  mit  in  die  Buchführung  gezogen  werden  („Zahlungen  durch  Anrechnung 
bilden  zugleich  ein  Einnahme-  u.  ein  Ausgabegeschäft",  s.  o.),  und  indem  ferner 
Dach  dem  Grundsatz  der  Bruttorechnung  die  Betriebs-  und  Erhebungskosten  einer 
Einnahme  oder  sonstige  Ausgaben,  welche  von  den  an  die  Einnahmekasse  abzuführenden 
I  eberschüssen  gleich  abgegangen ,  also  nicht  eigentlich  zur  Kasse  gekommon  sind, 
doch  deren  Rechnungen  mit  durchlaufen  und  sowohl  bei  den  Ein- 
nahmen als  bei  den  Ausgaben  gebucht  werden  (preuss.  Instr.  v.  Ib.  Dec.  1 S24 
f.  d.  Oberrechenkammer  §.  5.  gleiche  Bestimm,  in  Oesterreich). 

Bei  der  doppelten  Buchführung  wird  „jeder  Geschäftsfall 
(einzutragende  Posten)  als  Inbegriff  einer  Leistung  und  der 
dazugehörigen  Gegenleistung  aufgefasst  und  dargestellt"  und 
er  kommt  dann  in  der  hier  anzuwendenden  Geldrechnung  „zwei- 
mal, das  eine  Mal  mit  der  in  ihm  begriffenen  Leistung,  das  andere 
Mal  mit  der  zugehörigen  Gegenleistung,  also  in  zwei  Posten  oder 
iu  einem  doppelten  Posten  vor"  (Schrott).  Die  Rechnung  er- 
folgt getrennt  nach  Geschäftszweigen,  die  unter  sich  durch  Leistungen 
and  Gegenleistungen  in  Verbindung  stehen  und  so  zu  einander  in 
das  Verhältniss  von  Geber  oder  Gläubiger  und  Empfänger 
oder  Schuldner  treten.  Die  gemachte  Leistung  (Zahlung)  erseheint 
bei  jenem  als  Guthaben  (Haben,  Credit),  bei  diesem  als 
Seh uldigkeit  (Soll,  Debet ).  Wo  sich  die  in  Geld  angeschlagenen 
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Leistungen  nnd  Gegenleistungen  bis  zum  Zcitpunct  des  Rechnungs- 
abschlusses (der  Rilanzziehung)  nicht  ausgeglichen  haben,  bleibt 
ein  Mehrbetrag  (Saldo)  als  Guthaben  zu  Gunsten  des  Einen 
und  als  Schuld  zu  Lasten  des  Anderen,  welcher  Posten  mit  ge- 
bucht und  dann  durch  eine  besondere  Gegenleistung  beglichen  oder 
auf  neue  Rechnung  vorgetragen  wird.  Die  Summe  im  Credit  und 
Debet  muss  immer  die  gleiche  sein,  weil  jeder  Posten  doppelt  ein- 
getragen wird,  ein  Moment,  das  für  die  Controle  der  Richtigkeit  dient. 

Wo  es  sich,  wie  im  gewöhnlichen  wirtschaftlichen  Verkehr,  daher  besonders 
unter  Kaufleuten,  wo  diese  Kechnungstnethode  die  übliche  ist,  um  die  Leistungen 
und  Gegenleistungen  wirklicher  verschiedener  Personen  ^selbständiger  Rechts- 
subjecte)  handelt,  hat  es  auch  die  doppelte  Buchhaltung  mit  unmittelbaren  Reali- 
täten zu  thun.  Aber  zahlreiche  Fictionen  müssen  daneben  gebildet  werden,  ins- 
besondere erfolgt  eine  Personification  der  einzelnen  Abtheilungen  der  einheitlichen 
Wirthschaft,  für  deren  jede  dann  eine  besondere  Rechnung  („Conto")  geführt  und 
deren  Beziehungen  zu  einander  in  den  Leistungen  und  Gegenleistungen  durch  die 
doppelte  Buchhaltung  dargestellt  werden.  Und  ebenso  wird  die  Wirthschaft  als  eine 
eigene  Person,  getrennt  vom  Eigenthümcr  (Leiter)  aufgefasst  und  die  Beziehungen 
zwischen  ihnen  auch  als  Leistungen  u.  Gegenleistungen  gebucht.  Somit  bestehen 
Conti  wirklicher  und  solche  fingirtcr  Personen.  Jedes  Conto  hat  zwei  Ab- 
theilungen, links  für  das  Soll  (Debet),  rechts  für  das  Haben  (Credit).  —  YgL  über 
beide  Style  Rau,  Tin.  II,  §.  549,  550.  Schrott,  §.  13,  14,  ü«.  An  beide  lehnt 
sich  obige  Darstellung  in  einigen  Puncten  näher  an. 

„Die  Doppelbuchhaltung  ist  demnach  die  vollständige 
Darstellung  der  Verhältnisse  zwischen  einzelnen 
Personen"  (wirklicher  und  fingirtcr),  „der  Cameralstyl  ist  ein 
einheitlicher  Aufbau  der  Rechnung,  welche  alle  Vorgänge 
in  Beziehung  auf  eine  einzige  Person,  die  Verwaltungsstelle  (Kasse) 
bringt"  (Rau,  II,  §.  549). 

Anwendbar  sind  beide  Methoden  auch  im  Staatsrechnungswesen. 
Der  Cameralstyl  ist  der  ältere,  verbreitetere ,  in  Deutschland  und 
Oesterreich  übliche,  —  mit  einzelnen  Verschiedenheiten  und  manchen 
erheblichen  Verbesserungen  des  gegenwärtigen  gegen  den  „alten 
Cameralstyl".  Die  doppelte  Buchführung  besteht  namentlich  in  Frank- 
reich, auch  in  England.  Beide  Methoden  haben  theoretisch  und  pracrisch 
ihre  Vorzüge  und  Mängel  und  haben  ihre  Anhänger  in  der  Wissen 
schallt  und  im  practischen  Leben.  Die  Gründe  für  den  verbesserten 
neueren  Cameralstyl  tiberwiegen  aber  doch  wohl.  Dieser  Styl  ist 
im  Staatsrechnungswesen  nicht  nur  der  einfachere,  sondern  auch 
derjenige,  welcher  dem  Finanzwesen  nach  dessen  Natur  und 
nach  den  characteristischen  Unterschieden  der  Finanzwirthscbaft 
von  der  gewöhnlichen  privaten  Verkehrswirthschaft ,  zumal  von 
dem  Handelsunternehmen,  am  Meisten  entspricht. 
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Denn  bei  einem  grossen  Theile  der  (iebahrungen  im  öffentlichen  Haushalte, 
Teiche  gebucht  werden  sollen,  handelt  es  sich  nicht  um  Leistungen  an  den  Staat. 
itneu  Gegenleistungen  Uberhaupt  oder  wenigstens,  wenn  auch  mit  Hilfe  von  Fictionen, 
berechenbar«  Gegenleistungen  des  Staats  an  die  Leistenden  entsprechen  (so  im  Steucr- 
*e*?n)  und  ebensowenig  umgekehrt  um  Leistungen  des  Staats  an  Dritte,  denen  solche 
'Ccbungs» fähige  Gegenleistungen  dieser  Dritten  gegenüberstehen  (Gehalte,  Pensionen), 
bchr  künstliche  Fictionen ,  weit  mehr  als  in  der  kaufmännischen  Praxis  mUssen  hier 
bd  Benutzung  der  doppelten  Buchführung  im  Staatsrechnungswescn  gemacht  werden. 
b\t  Sicherung  des  Rechnungswesen  bezuglich  seiner  Richtigkeit  und  die  Mittel  zu 
lüireichender  Controle  gewährt  aber  auch  der  verbesserte  Camcralstyl ,  wie  deutsche 
Erfahrung  lehrt. 

Demnach  verdient  in  den  Staatsrcchnungen  der 
Regel  nach  der  Cameralstyl  den  Vorzug  (Raa II,  §,  550). 

Zu  demselben  Resultat  gelangt  Schrott,  S.  350,  „die  Anwendung  der  Doppik 
für  die  IvegieiuiigswirUi«eh»fl  gradezu  unzweckmässig,  weil  hier  <li<-  rabrikeQWeiM 
Aufzeigung  der  Schuldigkeiten  u.  der  Rückstände  eine  wesentliche  Bedingung  einer 
ruten  Wirthschaftslcitung  sei."  Auch  v.  Malchus,  Fiu.  II,  13!)  hat  Uberwiegend 
Bedenken  in  Betr.  der  doppelten  Buchhaltung,  die  jedenfalls  nur  mit  Modifieatiouen 
anwendbar  sei.  Missluugencr  Versuch  im  1*.  Jahrh.  in  Oesterreich.  Gewisse  Modi- 
ihationen  scheinen  auch  in  Frankreich  zu  bestehen  (Ürdonn.  v.  H.  Sept.  1822).  Doch 
rühmt  anderseits  Hock  die  Methode  grade  nach  den  französ.  Erfahrungen  iS.  97), 
mit  Bezugnahme  auf  Beispiele,  die  aber  kaum  unbedingten  Werth  in  der  Frage  haben. 


4.  Abschnitt 
Das  Controlwosen. 

S.  o.  §.  SO  über  die  3  Arten  der  Controle,  was  hier  weiter  auszuführen  ist. 
D^r  Zusammenhang  des  Gegenstands  mit  dem  im  vorigen  Abschnitt  behandelten 
BOtfa igte  aber  dazu.  Einzelnes  auch  bezüglich  des  Controlwesens,  namentlich  die  eigent- 
liche K  asse  ncontrole  mittelst  der  Visitationen  u.  Revisionen  (§.  129i  schon  dort  zu 
^handeln.  Jetzt  erübrigt  hier  von  dieser  ersten  Art  der  Controle  noch  die  Be- 
sprechung der  eigentlichen  Rech  n  u  n gscontrolc  und  der  K  asse n  controle,  soweit 
In^e  zugleich  Rechnungston trolc  ist.  Für  die  Literatur  s.  die  Angaben  in  den 
Vorbemerkungen  zu  den  vorigen  Abschnitten,  S.  219  u.  253,  spcciell  v.  Jacob  Fiu.  II, 
§.  1316  ff.,  v.  Malchus  Fin  II,  150  11.,  Rau  Fin.  II,  §.  557,  Stein  Fin.  II, 
113  ff..  Leroy-Bcaulicu  II,  1.  1,  ch.  3,  bes.  v.  Czörn  ig  Budget,  Staatsrecht  u.  s.  w., 
WO  diesem  Gegenstand  bei  jedem  der  behandelten  Staaten  besondre  Aufmerksamkeit 
^••schenkt  u.  derselbe  zum  Schluss  S.  103  II.  vergleichend  behandelt  wird  (die  Schrift 
wurde  Ende  1S65  veröffentlicht,  enthält  also  u.  A.  die  neuere  Entwicklung  in  Preusscn 
noch  nicht).  Das  Besto  auch  in  vergleichender  u.  principieller  Behandlung  leistet  wohl 
die  anonym-.'  Arbeit  „Ueber  den  Rechnungshof  mit  bes.  Rücks.  auf  das  Deutsche 
Rci<-h'\  2  Art.  in  d.  Tub.  Ztschr.  B.  32  u.  33  (1S70  u.  77),  der  erste  mehr  principiell, 
lann  näher  eingehend  auf  Preusscn,  im  zweiten  auch  eine  Darstellung  der  gegen- 
wärtigen Gestaltung  der  Rechnungscontrole  in  Frankreich,  Oesterreich,  Baiern,  Belgien, 
■ine  gute  Ergänzung  der  älteren  Schrift  v.  Czörn  ig 's,  ferner  eine  nähere  Dar- 
stellung der  bis  dahin  (u.  auch  seitdem  noch)  resultatlosen  Parlamentär.  Verhand- 
lungen über  Etatsgesetz,  Rcchnungs-Control- Gesetz  u.  s.  w.  im  Deutschen  Reiche. 
iHoser  Arbeit  wird  in  diesem  Abschnitt  mehrfach  gefolgt.  Eine  umfassende  Behand- 
lung des  Gegenstands  vom  wirthschaftstechn.  Standpuncte  aus  bei  Schrott,  Vorrechn.- 
*iss.  §.  123  lf.,  154  II'.  159  ff. 

Die  finanztechn  ische  Seite  des  Controlwesens  ist  augenfällig  und  auch  in 
der  administrativen  und  in  der  Staatscontrole  deutlich  sichtbar.  Aber  hier  tritt  doch 
als  das  noch  bedeutsamere  Moment  das  staatsrechtliche  u  politische  hervor. 
Daher  denn  insbesondere  in  der  neueren  Periode  der  „Verfassungsstaaten"  und  seit 
dem  üebergang  der  absoluten  in  die  constitutionelle  tu.  eventuell  parlamentarische) 
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Staatsform  ein  lebhafter  theoretischer  u.  practisch-politischer  Streit  Ober  die  Controlc. 
besonders  über  die  Staatseontrole,  deren  Verhältniss  zur  Verwaltungscontrole,  über  die 
Organe  oder  das  Organ  zur  Ausübung  dieser  Controlc,  über  die  staatsrechtlich« 
Stellung,  Bildung  u.  Zusammensetzung,  Function  besonders  des  obersten  CoDtrolorgans 
(„oberster  Rechnungshof",  „Oberrechenkammei",  cour  des  comptes),  über  das  Ver- 
hältniss desselben  zur  Regierung,  zu  den  obersten  Verwaltungsbehörden,  (Ministerien. 
Uebcr-  oder  Neben  -  oder  Ein-  und  Unterordnung  des  Rechnungshof*  gegenüber  der 
Ministerien),  über  die  Beziehung  des  Rechnungshof*  zum  Parlament  u.  dgl.  m.  Die 
Geschichte  u.  das  geltende  Re«ht  des  Controlwescns  werden  hier  zu  einem  wichtigen 
Gegenstand  der  allgemeinen  Verfassungs-  und  Verwaltungsrechts -Geschichte  u.  de: 
bestehenden  Staats-  besonders  Verfassungsrechts,  wie  es  ähnlich  vom  Etatswesen,  der 
Etats-  und  Steuerbcwilligung  gilt.  Die  heutigen  positiven  Einrichtungen  der  Staaten 
auf  dem  Gebiete  des  Controlwescus  sind  daher  das  gemeinsame  Product  finanz- 
technischer Bedürfnisse,  —  wie  sie  sich  schon  im  entwickelten  Geldhaushalt 
der  absoluten  Monarchie  ( 1 8.  Jahrh.)  zeigten  und  mehr  oder  weniger  genügend  durch 
die  damals  getroffenen  Einrichtungen  befriedigt  wurden  (Preussen)  —  und  politischer 
Anforderungen  sowie  staatsrechtlicher  Conscqu  enzen  des  geltenden 
öffentlichen  Rechts.  Für  diese  Seite  des  Gegenstands ,  welche  hier  in  der 
Finanzwissenschaft  nur  gestreift,  nicht  genauer  behandelt  werden  kann,  ist  ausser  auf 
den  genannten  Aufsatz  in  d.  Tüb.  Ztsehr.,  ein  wichtiger  Beitrag  zum  „vergleichenden 
öffentlich'  n  Recht",  auf  die  Literatur  des  positiven  Staatsrechts  zu  verweisen, 
wo  dieser  Punct  regelmässig  näher  erörtert  wird,  daher  für  das  Deutsche  Reich 
auf  v.  Rönne  u.  Laband,  für  Preussen  auf  v.  Rönne,  für  Baiern  auf  Pözl. 
für  Würtcmberg  jetzt  auf  Sarwey,  für  England  auf  Gn  ei  st,  für  Oesterreich 
auf  Ul  brich  u.  s.  w. 

Mehr  nach  seiner  Bedeutung  grade  für  die  Ordnung  der  staatlichen  Finanz- 
wirthschaft,  wenn  auch  unter  Berücksichtigung  jener  öffentlich-rechtlichen  Seite  und 
der  Technik  des  Zahlungs-,  Kassen-  u.  Rechnungswesens,  wird  das  Controlwesen  in 
den  monograph.  Arbeiten  Uber  den  Staatshaushalt  einzelner  Staaten  behandelt  S.  über 
Frankreich  v.  Hock  Kap.  3,  bes.  111  ff.,  v.  Kaufmann  Kap.  4,  Leroy-Beaulieu 
a.  a.  0.  II,  L  1,  ch.  3,  Block's  dict.  Art.  comptabüite  publ.  u.  cour  des  comptes. 
(Czörnig  a.  a.  0.  S.  117  ff.,  Tüb.  Ztsehr.  1877  S.  41  ff.);  über  Ocsterrei.  h 
Blonski  II,  358  11'.,  364  ff.,  Dessary,  Fin.ges  künde  §.  122,  123;  über  Bayern 
Stockar  v.  Neuforn-Hock,  §.68,69,  113  11.  u.a.  m.  passim;  über  Würtemberg 
v.  Riecke  Verfass.  u.  s.  w.  Würt.s  S.  163  u.  pass.;  über  Baden  Regenauer  a.  a.  U. 
§.  13 — 15.  Für  Preussen  fehlt  ein  entsprechendes  Werk  dieser  Art.  S.  dafür  v. 
Rönne,  preuss.  Staatsrecht,  über  die  Oberrechenkammer,  bes.  II,  1.  Abth.  §.  260. 
f.  d.  legislat.  u.  Verordn.material  Herrfurth  a.  a.  0.,'  bes.  Abschn.  II,  S.  15  ff.. 
Meissner  Rechn.wesen  I  u.  IL  Uebersicht  der  Hauptpuncte  des  posit.  Controlrechts 
verschiedener  Staaten  auch  bei  Stein,  Fin.  I,  119 — 124  <kaum  haltbare  Aufstellung 
„zweier  grosser  europ.  Systeme  der  höchsten  Staatscontrole" ,  des  französischen  u. 
deutschen.  Dass  sich  so  nicht  genau  sebematisiren  lässt  zeigt  d.  Aufs,  in  d.  Tüb 
Ztsehr.)  —  Daten  über  wichtigere  Gesetze  u.  Verordnungen  unten  in  den  Noten. 

§.  130.  Einleitung.  Die  Lehre  vom  Controlwesen  hat  vor- 
nehmlich drei  Puncte  zu  erörtern:  die  Aufgabe,  die  Organi- 
sation, die  Ausführung  der  Controle. 

I.  Die  Aufgabe.  Das  Controlwesen  in  der  Finanz wirthscbat't 
ist  zunächst  das  Mittel  zur  Constatirung  der  bezüglichen  Thal 
sacben  darüber,  ob  und  wieweit  die  zu  fordernde  Ueberein- 
stimmung  der  Zahlungsanweisungen,  der  Rechnungen  und  der 
Kassenbewegung  und  Kassenbestände  mit  den  Normen  besteht, 
welche  für  diese  Gebiete  im  geltenden  allgemeinen  Recht,  in  be 
sonderen  Gesetzen,  im  Etat  und  in  den  giltig  erlassenen  Verord 
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nungen  der  competenten  Organe  der  vollziehenden  Gewalt  aufgestellt 
sind;  sodann  zugleich  das  Mittel  dazu,  diese  Uebereinstimmung 
möglichst  sicher  zu  verbürgen  und,  wo  sie  fehlt,  sie 
wieder  herbeizuführen.  Diesem  gemeinsamen  Zweck  dient 
in  verschiedener  Weise,  eventuell  unter  Mitwirkung  verschiedener 
Organe,  jede  der  drei  oben  schon  (§.  80)  unterschiedenen  typischen 
Hauptarten  der  Controle,  die  Rechnungs-,  die  Verwaltuugs- 
nnd  die  Staatscontrole. 

II.  Die  Organisation.  Dahin  gehören  die  Fragen  über 
das  Verhältniss  dieser  Controlen  zu  einander,  Uber  ihre  nähere 
Verbindung  mit  einander,  über  ihre  Ausübung  durch  verschiedene 
itder  zum  Theil  auch  durch  die  nemlichen  Organe,  über  die  Stellung, 
Einrichtung  und  Competenz  dieser  Organe,  Uber  deren  Rechte  und 
anderseits  über  die  Pflichten  der  zu  controlirenden  Behörden  und 
Beamten. 

III.  Die  Ausführung.  Hier  handelt  es  sich  darum,  in 
welcher  Weise  die  Controle  der  drei  verschiedenen  Arten  vor- 
genommen (Methode  der  Controle),  welche  besonderen  Zwecke 
dabei  verfolgt,  wie  die  Erreichung  der  letzteren  sicher  gestellt 
werden  soll. 

Natürlich  bestehen  liier  Wechselbedingungsverhältnisse:  nach  der  Auf- 
gabe ist  die  Organisation  einzurichten  und  eine  bestimmte  Organisation  bedingt  wieder 
<Jie  Art  der  Lösung  der  Aufgabe  und  ebenso  bedingt  die  Organisation  die  Ausführung 
und  verlangt  eine  bestimmte  Aufgabe  die  und  die  Art  der  Ausführung.  Aber  der 
(".'herrschende  Hauptpunct  ist  doch  der  vorangestellte,  die  Aufgabe.  Vgl.  den  gen. 
Aufs,  über  den  Rechnungshof  in  d.  Tüb.  Ztschr.  B.  32,  S.  480  ff.,  dessen  sachkundiger 
Darstellung  hier  mehrfach  (in  §.  137  in  einzelnen  Sätzen  beinahe  wörtlich)  gefolgt  wird. 

I.  —  §.  137.  Die  Aufgabe.  Dieselbe  specialisirt  sich  nach 
den  drei  Arten  der  Controle,  wie  dieses  oben  (§.  80)  schon  generell 
skizzirt  worden  ist. 

A.  Die  Rech  nun  gs  controle  (Controle  im  engsten  Sinne,  auch 
wohl  Kassencontrole  genannt)  schliesst  sich  mehrfach  nahe  an  die 
früher  besprochene  Kassenrevision  (§.  129,  „Kassencontrole" 
in  einem  anderen  Sinne)  an,  ist  aber  nach  Aufgabe  und  Wesen 
davon  zu  unterscheiden.  Die  Kassenrevision  ist  eine  Controle, 
welche  vornemlich  die  Uebereinstimmung  der  Kassenbestände  mit 
den  über  die  Kassenbewegung  geführten  Büchern  und  Rechnungen, 
dann  das  wirkliche  Vorhandensein  der  rechnungsmässig  nach- 
gewiesenen Kassenbestände  prüft  und  sich  eventuell  sonst  auf  die 
Führung  der  Kassengeschäfte  u.  dgl.  erstreckt,  sie  ist  also  recht 
eigentlich  eine  Controle  der  Kassen  Verwalter.  Die  Rechnungs- 
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controle  dagegen  ist  gegen  die  Verrechner,  daher  soweit  diese 
auch  Kassen  Verwalter  sind,  gegen  letztere  in  dieser  Eigenschaft 
des  Verrechners  gerichtet.  Sie  prüft  dann  vor  Allem  die  Rech- 
nungen und  zwar  nach  folgenden  drei  Seiten:  zunächst  nach 
der  Richtigkeit  des  Calcüls,  in  der  Rechnung  selbst,  in  den 
Beilagen  und  den  Belegen  („calcnlatorische"  Contrple  oder 
Revision),  sodann  nach  der  Richtigkeit  der  in  der  Rechnung  vor- 
getragenen Ziffern  und  Thatsachen  sowie  nach  der  Voll- 
ständigkeit der  dazu  gehörenden  Nachweise,  endlich  nach  der 
Einhaltung  der  für  die  Rechnungslegung  vorgeschriebenen 
Formen,  bezüglich  der  Rechnung  selbst  wie  der  Legalität  und 
Vollständigkeit  der  Belege  („formelle«  Controle).  Die  Kassen - 
und  die  Rechnungscontrole  wenden  sich  demnach  beide  gegen  die 
jenigen  Behörden  und  Beamten,  welche  mit  der  wirklichen  practischen 
Durchführung  der  Finanzgeschäfte  im  Einzelnen  betraut  sind. 

Die  calculatorische  und  die  formelle  Controle  sind  an  sich  am  Einfachsten, 
setzen  aber  technisch  geschultes,  wesentlich  dem  Subalterndienst  atigehöriges  Personal 
voraus,  das  hinsichtlich  der  Zuverlässigkeit  seiner  Controlleistungen  selbst  wieder 
einer  Coutrolo  durch  höhere  Organe  unterzogen  werden  muss,  eventuell  durch  die- 
selben, an  die  es  Falle  der  Beanstandung  der  Rechnungen  zuuächst  zu  leiten  hat. 
Am  Wichtigsten  ist  die  zweite  Controle,  iu  welcher  es  sich  u.  A.  besonders  um  die 
Prüfung  der  Uebereinstimmung  der  Anweisungen  mit  deren  in  den  Kechnongs- 
büchern  beurkundeten  Durchfuhrung  Seitens  der  Kasscnverwaltuug  handelt.  Die 
Zuverlässigkeit  dieser  Controle  muss  besonders  durch  eine  zweckmässige  Organisation 
des  Controldienstes  verbürgt  werden.  Sic  steht  von  den  drei  einzelnen  Theilen  der 
Hechnungscontrolcn  mit  der  folgenden  zweiten  Hauptart  der  Controle  in  nächster 
Beziehung  und  wenigstens  sie,  wenn  nieht  auch  die  beiden  anderen  Theile.  erfolgt 
am  Besten  gleichzeitig  und  durch  dieselben  Organe  mit  ihr. 

B.  Die  Verwaltungscontrole  wendet  sich  im  Unterschied 
von  der  Kassen-  und  Rechnungscontrole  nicht  gegen  die  Kassen 
Verwalter  und  Verrechner,  welche  nach  allgemeinen  oder  speciellen 
Aufträgen  die  Finanzgeschäfte  im  Einzelnen  ausführen,  sondern 
gegen  diejenigen  Behörden  und  Beamten,  welche  solche  Aufträge 
ert heilen,  —  gegen  die  „anweisenden  Verwaltungs- 
behörden" (ordonnateurs).  Hier  soll  die  gesetz-,  ctats-  und 
verordnungsgemässe  Ausübung  des  finanziellen  Anweisungsrechts 
zunächst  innerhalb  des  Verwaltungsorganismus  selbst 
geprüft  und  in  der  Verwaltungshierarchie  hinsichtlich  der  unter- 
geordneten gegenüber  der  vorgeordneten  Behörde  constatirt  werden, 
bis  hinauf  zu  den  oder  der  leitenden  obersten  Behörde  (Ministerien, 
bez.  Finanzministerium),  in  Staaten  ohne  Volksvertretung,  wie  in 
der  absoluten  Monarchie  bis  hinauf  zum  Staatsoberhaupt,  als  der 
eigentlichen  Spitze  auch  der  Verwaltung.  Die  Verantwortlichkeit 
jeder  anweisenden  Behörde  kommt  daher  hier  zunächst  gegenüber 
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ihrer  vorgesetzten  Behörde  zur  Geltung.  Neben  der  Controle  der 
Rechtmässigkeit,  d.  b.  der  Uebereinstimmung  mit  den  Gesetzen, 
Ktats,  Verordnungen,  kann  und  soll  es  sieb  in  der  Kegel  auch 
zugleich  um  eine  Controle  der  finanzwirthscbaftlicbcn  Zweck- 
mässigkeit der  Anordnungen  im  Gebiete  der  Ausgabe-,  Einnahme- 
und  Vermögensverwaltung  bei  der  Verwaltungscontrole  bandeln, 
ein  Pnnct,  auf  welchen  die  Controlorgane,  besonders  das  oberste 
"berrechenkammer)  in  den  Gesetzen  wohl  ausdrücklich  mit  hin- 
gewiesen werden. 

Im  Einzelnen  lässt  »ich  mit  dem  gen.  Aufss.  in  d.  Tüb.  Ztschr.  (B.  32.  S.  4b2) 
*:cJ.-r  ein  dreifaches  Gebiet  der  Vcrw.controle  unterscheiden  :  das),  der  Einnahmen, 
*o  es  sich  neben  der  Kechtinassigkcit  des  Verfahrens  um  die  Prüfung  der  vollständigen, 
akr  doch  auch  richtig  massvolJen  Ausnützung  der  Einnahmequellen  und  um  die  Trage 
Tun  Verbesserungen  bei  der  Benützung  handelt;  dasj.  des  Vermögens,  wo  die 
Vorschriftsmässigkeit  und  Zweckmässigkeit  des  Verfahrens  bei  der  Erwerbung,  Bewirt- 
schaftung und  Veräusserung  zu  eontrolireu  ist;  endlich  dasj.  der  Ausgaben,  wo 
•ho  Autorisation  zu  deren  Leistung  u.  Anweisung,  die  Zweckmässigkeit  der  Verwendung 
u.  die  Sparsamkeit  bei  der  Bemessung  Sache  der  Verw.controle  ist.  Das  Etatsrecht 
»i-tnmt  bei  dieser  Controle  besonders  für  die  Ausgaben  in  Betracht.  Nur  wenn  die 
untergeordneten  anweisenden  Behörden  sich  streng  innerhalb  des  Etats  halten,  ist  für 
ganze  Finanzverwaltung  die  Einhaltung  des  Etats  möglich.  Daher  die  Bedeutung 
tkr  früher  erwähnten  strengen  Vorschriften  wider  Ktatsüberschreitung,  welche  letztere 

inor  anweisenden  Behörde  nur  mit  (meist  vorheriger)  Bewilligung  ihrer  vorgesetzten 
U  horde  gestattet  ist,  wobei  Ueberschreitungcn  des  Gesammtetats  der  letzteren  wieder 
Jio  Zustimmung  des  Finanzministeriums,  bez.  des  Gesainmtuiinisteriums  und  Staats- 
oberhaupts voraussetzen.    Gegen  diese  Vorschriften  verstosseude  oder  auch  solche  zwar 

-mangelte  Anvetangea  der  Ver waltnngsbeliörden ,  deren  Bemängelungen  jedoch  nicht 
im  früheren  administrativen  Instanzenzug  behoben  sind,  bilden  danu  auch  einen  Gegen- 
stand der  Staatsi  ontrole  gegenüber  den  obersten  Verwaltungsbehörden,  welche  fur  die 
hu  iu  vorschriftsmässigen  Handlungen  ihrer  untergeordneten  Behörden  verantwortlic  h  sind. 

C.  Die  Staatscontrole  soll  nun  grade  die  Verantwortlichkeit 
der  obersten  Verwaltungsorgane  in  Finanzangclegenheit  practisch 
wirksam  machen.  Sie  wendet  sich  daher  gegen  diese  Organe, 
speciell  gegen  das  Finanzministerium,  bez.  dessen  Chef,  um 
zu  prüfen,  ob  hier  streng  gesetz-,  etats-  und  verordnungsmässig, 
eventuell  auch,  ob  hier  Uberall  zweckmässig  mit  dem  Staatsver- 
mögen, im  Gebiete  der  Einnahmen  und  Ausgaben  verfahren  worden 
ist.  Die  Staatscontrole  soll  namentlich  die  Lebereinstimmung 
zwischen  Voranschlag  und  Ausführung  des  letzteren  prüfen 
und  etwaige  Abweichungen  constatiren,  die  Begründung  der  vom 
Willen  der  leitenden  Organe  der  Verwaltung  mit  abhängigen  Ab- 
weichungen zwischen  Voranschlag  und  Gebahrung,  mithin  besonders 
bei  den  Ausgaben,  was  hier  Etatsüberschreitungen  und  Ver- 
letzungen der  gesetzlichen  Bestimmungen  des  Etatsrechts  bezüglich 
«ler  Uebertragungen  (§.  117)  anlangt,  von  den  betreffenden  verant- 
wortlichen Organen  fordern  und  die  ertheilte  Begründung  beurtheilen, 
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unter  Umständen  darüber  entscheiden,  und  endlich  die  constatirten 
Abweichungen,  die  nicht  behobenen  Bemängelungen  zur  Kenntniss 
und  endgiltigen  Entscheidung  des  Staatsoberhauptes  und,  in  Ver- 
fassungsstaaten, der  Volksvertretung  bringen,  eventuell  zugleich  mit 
einem  Berichte,  welcher  eine  Kritik  der  gesammten  Finanzverwaltung 
vom  Standpunctc  nicht  nur  der  Vorschrii'tsmässigkeit,  sondern  auch 
wieder  der  Zweckmässigkeit  liefert  oder  Uber  einzelne  Wahr 
nehmungen  kritisch  referirt. 

Ihre  wahre  Bedeutung  hat  die  politische  oder  Staatscontrole  allerdings  erst  ih 
unserer  Zeit  der  verfassungsmässigen  Finanzverwaltung  erlangt  und  ihre  principielle 
Unterscheidung  von  der  Verwaltungscontrole  ist  ebenfalls  erst  ein  Ergebniss  der 
neueren  politischen  Doctrin.  Doch  geht  die  auch  bei  Stein  dnrebklingende  Auf- 
fassung zu  weit,  als  ob  practisch  und  principiell  erst  im  Verfassungsstaate  mit  Volks- 
vertretung von  einer  eigentlichen  Staatscontrole  zu  sprechen  sei.  Eine  solche  ist  recht 
wohl  auch  in  der  absoluten  Monarchie  gegenüber  dem  Monarchen  selbst  für  di- 
Verwaltungschefs.  die  Minister  u.  speciell  für  den  Finanzminister  denkbar  u.  in  neuerer 
Zeit  auch  vorhanden  gewesen  (Preusseii,  Oesterreich).  Die  Staatscontrole,  welch«- 
Beanstandungen,  Abweichungen  vom  Etat  u.  s.  w.  an  die  Volksvertretung  leitet, 
ist  keine  von  jener  anderen .  älteren ,  wo  dem  Staatsoberhaupt  allein  Bericht  erstaun 
wird,  specitisch  verschiedene,  sondern  nur  die  folgerichtige  Aus-  und  Umbildung  die*r 
älteren,  im  Zusammenhang  mit  der  Umbildung  der  absoluten  in  die  constitutionclle  Monar- 
chie.  Meistens  eine  principiell  bedeutsamere  und  practisch  wcrthvollere  ist  sie  freilich. 

II.  —  §.  138.  Die  Organisation  der  Controle  muss  sich 
einerseits  den  dargelegten  Aufgaben  anpassen  und  demgemäss  ge- 
staltet werden,  anderseits  hängt  sie  aber  unvermeidlich  auch  mehr 
oder  weniger  von  der  allgemeinen  Organisation  der  Verwaltung 
und  des  Finanzdiensts,  des  Zahlungs-,  Kassen-  und  Rechnungs- 
wesens, sowie  von  dem  geltenden  Verfassungsrechte  des  Staats  ab. 
Letzteres  übt,  wie  schon  angedeutet,  namentlich  seinen  Einfluss 
auf  die  Staatscontrole  und  auf  deren  Verhältniss  zur  Verwaltung« 
controle  aus. 

S.  auch  hierfür  bes.  den  Aufs,  in  d.  Tttb.  Ztschr.  B.  32  S.  4b3  —  514, 
dem  hier  wieder  in  einigen  Puucten  naher  gefolgt  wird;  dann  auch  v.  Czöroi?. 
Budg.,  Staatsre.  hu.  u.  s.  w.  S.  170  ff. 

In  allen  drei  Arten  der  Controle  handelt  es  sich  um  eine 
Constatirung  von  Thatsachen,  insbesondere  bezüglich  der 
Uebereinstimmung  der  Rechnungen  der  Rechnung  legenden,  mit  den 
Anweisungen  und  Anordnungen  der  anweisenden  Behörden  und 
der  Anweisungen  und  Rechnungen  mit  den  auf  diesem  Gebiete 
geltenden  Bestimmungen  der  Gesetze,  des  Etats,  der  obersten  Ver 
Ordnungen  („Kttnigl.  Ordres")  oder  bezüglich  betreffender  Ab- 
weichungen; ferner  in  Anknüpfung  an  diese  constatirende  Thätigkeit 
um  eine  Kritik  des  Befundes;  weiter  um  die  Behebung  von 
aufgefundenen  Mängeln,  entweder  durch  Verhandlungen  mit 
den  revidirten  oder  eontrolirten  Behörden  und  Beamten,  wonach 
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letztere  selbst  den  Mangel  zugeben  und  abstellen,  oder  durch  die 
selbständige  endgiltige  Entscheidung,  sei  es  des  Controlorgans  für 
sich  oder  einer  anderen  Instanz;  endlich  bei  unbehoben  bleibenden 
Bemängelungen  um  die  Zur-Kenntnissbringung  derselben 
bei  den  darüber  endgiltig  entscheidenden  Instanzen  (obersten  Ver- 
waltungsbehörden, eventuell  Staatsoberhaupt  bei  der  Verwaltungs- 
controle,  Staatsoberhaupt  und  Volksvertretung  bei  der  Staatscontrole). 

Alle  Controle  muss  daher  so  organisirt  sein,  dass  die  sie  aus- 
übenden Organe  technisch  (fachmässig)  dafür  befähigt 
sind,  den  zu  controlirenden  Behörden  unabhängig  und  ausge- 
>tattet  mit  der  erforderlichen  Machtbefugniss  gegenüber  stehen  und 
Willens  sind  oder  durch  ihre  eigene  Verantwortlichkeit 
und  durch  eine  über  sie  selbst  sich  erstreckende  Controle 
(Superrevision)  angehalten  werden,  die  ihnen  obliegenden  Control- 
aufgaben  pflichtmässig  auszuführen.  Diesen  Bedingungen  entsprechen 
verschiedene  Systeme  der  Organisation  des  Controlwescns  in  ver- 
schiedenem Maasse,  aber  nur  ein  solches  darf  gewählt  werden, 
welches  Uberhaupt  die  Bürgschaft  dafür  gewährt,  dass  diese  Be- 
dingungen möglichst  erfüllt  werden.  Eine  solche  Bürgschaft  bieten 
die  beiden  hier  vornemlich  zur  Wahl  stehenden  Systeme,  dasjenige 
der  Ausübung  der  Controle  durch  die  vorgesetzten  allgemeinen 
Verwaltungsbehörden  und  dasjenige  der  Uebertragung  der 
Controle  (bez.  der  Supercontrole)  an  eine  eigene  oberste  Control- 
hehörde. 

S.  TOb.  Zts<  hr.  B.  32  S.  4S4— 4S9,  400  ff. 

1.  Man  kann  nemlich  einmal  die  Rechnungs-  und  Verwaltungs- 
controle  über  Kasse  führende,  verrechnende  und  über  anweisende 
Behörden  durchweg  der  nächstvorgesetzten  Verwaltungs- 
behörde, von  welcher  die  zu  controlirende  Behörde  ressortirt, 
übertragen.  Vornehmlich  werden  hier  die  Mittel  behörden 
Provinzial-,  Bezirksbehörden)  die  Controlorgane.  Da  es  sich  um 
eine  regelmässige,  technische  Kenntniss  und  Uebung  voraussetzende 
Thätigkeit  handelt,  sind  bestimmte  Abtheilungen  solcher  Be- 
hörden oder  wenigstens  bestimmte  Fachbeamte  derselben  mit 
der  Ausübung  dieser  Controle  ständig  zu  betrauen. 

Indem  man  dieses  System  conse<|Uent  durchführt,  bis  /.u  den  obersten  Behörden, 
ur»«J  die  Controle  über  die  letzteren  (so  aber  die  anderen  Ministerien)  etwa  dem  Finanz- 
ministerium überträft,  ausserdem  aber  für  eine  etwa  auch  von  diesem  Ministerium 
i  durch  eine  Fachabtheilung  desselben*  auszuübende  Supercontrole  iSunerrevision) 
irr  gesain  mten  Finanzgeschufte  in  allen  Zweigen  der  Staatsverwaltung  sorgt,  kann  mau 
'lie  Aufgaben  der  Kechnungs-  und  Venraltungscontrole  wohl  im  ganzen  Staatshaus- 
halt K»»nrtgend  durchführen.  —  bis  auf  eine  hier  verbleibende  Lücke  im  Control- 
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system  in  Bezug  auf  das  Finanzministerium  selbst.  Für  dieses  als  oberste  anweisende 
Behörde  mUsstc  ein  besonderes  von  ihm  unabhängiges  Organ  auch  für  die  Verwaltung>- 
controle  geschaffen  werden.  Ein  solches  ist  ferner  auch  hier  für  die  Zwecke  der 
Staatscontrole  erforderlich.  Die  Erfüllung  dieser  Bedürfnisse  bedingt  eine  Annäherune 
an  das  zweite  System.  Gewisse  Vorzüge  hat  die  Controle  durch  die  Verwaltungs- 
behörden selbst  sicherlich,  besonders  den,  dass  hier  die  sachlich  am  Besten  unter- 
richtete Behörde  revidirt  und  entscheidet,  während  der  wohl  gerügte  Maugel  eint? 
im  Rechnungswesen  hinlänglich  geschulten  Controlpersonals  zwar  practisch  bei  diesem 
System  leichter  vorkommen  kann  als  bei  dem  anderen,  sich  aber  recht  wohl  abstellen 
lässt.  Die  Menge  kleiner  und  oft  kleinlicher  Monita,  welche  bei  dem  anderen  Control- 
system  so  leicht  und  notorisch  oft  erfolgen,  nutzlos  für  den  Zweck,  Verstimmung 
bereitend,  Zeit  und  Arbeit  kostend,  wird  hier  eher  unterbleiben. 

2.  Das  andere  System  besteht  nun  darin,  dass  man  entweder 
ausschliesslich  oder  auch  —  und  besser  —  neben  und  nach 
einer  durch  die  höheren  Verwaltungsbehörden  selbst  ausgeübten 
Rcchnungs-  uud  Verwaltuugscontrole,  daher  hier  besonders  für  den 
/weck  der  S u percontrole,  in  beiden  Fälleu  aber  allgemein 
durch  den  ganzen  Staatshaushalt  von  unten  bis  oben 
hindurch  eine  eigene  Controle  durch  eine  besondere  oberste 
Behörde  einrichtet. 

Dies  System  hatte  sich  schon  in  neueren  absoluten  Monarchieen 
(Preussen,  Oesterreich)  eingebürgert  und  ist  dann  in  unserer  Aera 
der  „verfassungsmässigen  Finanzwirthscbaft"  weiter  entwickelt  und 
zum  herrschenden  im  heutigen  Europa  geworden.  Darauf  wirkte 
der  Umstand  mit  ein,  dass  dasselbe  sich  am  Besten  zugleich  mit 
für  die  Zwecke  der  Staatscontrole  benutzen  Hess.  Dies  geschah 
dadurch,  dass  die  oberste  Controlbehörde  eine  selbständige 
Stellung,  unabhängig  von  anderen  höchsten  Verwaltungsbehörden, 
insbesondere  von  den  Ministerien,  nicht  unter  einem  solchen, 
sondern  neben  ihnen  erhielt,  mit  der  Aufgabe,  grade  auch  über 
die  Ministerien  die  Controle  mit  auszuüben.  Dies  System  ist  das 
des  Obersten  Rechnungshofs  (Oberrechenkammer),  welcher 
dann  für  die  Ausübung  der  Rechnungscontrole  —  mindestens 
als  Superrevisionsinstanz ,  —  für  diejenige  der  Verwaltung s- 
und  für  die  Vorbereitung  der  Staatscontrole  zugleich  fungirt. 

Soweit  die  letztere  ein  Attribut  der  Volksvertretung  ist,  könnte  zwar  auch  ein 
besonderes  ständisches  (parlamentarisches)  ständiges  Controlorgan  dafür  geschaffen 
werden,  da  das  Parlament  nicht  wohl  die  Controle  selbst  und  auch  nicht  durch  vorüber- 
gehend ad  hoc  bestellte  Ausschüsse  oder  Coinmissionen  auszuüben  vermöchte.  Ein 
solches  besonderes  ständisches  Controlorgan  könnte  sogar  als  die  nothwendige  Conse- 
<(uenz  parlamentarischer  Finanzcontrole  erscheinen,  wie  man  in  Belgien  auch  vor- 
gegangen ist  f§.  113).  Indessen  lässt  sich  auch  eine  Staatsbehörde  mit  solchen 
politischen  und  staatsrechtlichen  Cautelen  umgeben,  dass  sie  recht  wohl  mit  als 
Controlorgan  für  diese  parlamentarische  Finanzcontrole  oder  für  die  Staatscontrole 
dienen  kann.  Diese  Aufgabe  wird  durch  die  gleichzeitige  Uebertragung  der  Rechnungs- 
revision und  der  Verwaltungscontrole  an  dieselbe  oberste  Behörde  auch  technisch 
besser  gelöst  und  die  gesainmte  Coutrole  rascher,  wirksamer  und  wohlfeiler  ausgeübt  werden. 
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Gegen  ein  besondres  ständisches  Controlorgan,  das  mehr  der  älteren  landständ. 
Verfassung  entspricht,  im  heutigen  constitutionellen  Staate,  auch  d.  Aufs,  in  d.  Tüb. 
Zts<:hr.  B.  32  S.  510.  Schrott  S.  406  verlangt  ausser  dem  Rechnungshof  noch  zur 
Erreichung  einer  raschen  u.  sicheren  Vcrwalt.controlc  in  jedem  Landestheilc  (Pro- 
ra) eigene  Controlsbehörden  in  Unterordnung  unter  den  Rechnungshof,  was  zwar 
nicht  durchaus  nöthig  erscheint,  aber  die  Aufgabe  des  Obersten  Rechnungshofs  er- 
leichtert S.  u.  in  §.  142,  143  über  die  Einrichtungen  in  Baiern  u.  Oesterreich. 

Die  ganze  Stellung,  die  specielle  Organisation  und  die  innere 
Einrichtung  des  Obersten  Rechnungshofs  wird  sich  nothwendig  in 
erheblichem  Grade  nach  anderen  Momenten  des  positiven  Staats- 
rechts, besonders  nach  dem  Maass  der  Befugnisse  der  Finanzcontrole 
Seitens  der  Volksvertretung  mit  richten  mtlssen.  Die  Gesetzgebung 
über  den  Rechnungshof  ist  daher  auch,  ähnlich  wie  das  Budget- 
recht und  Steuerbewilligungsrccht,  ein  bekannter  Streitpunct  im 
politischen  Leben  der  modernen  Staaten  (Preussen,  Deutsches  Reich, 
Belgien)  und  involvirt  schwierige  Fragen  des  Staatsrechts.  Allge- 
mein zu  verlangen  ist  aber  jedenfalls  eine  solche  Stellung  und 
Organisation,  welche  möglichst  nach  Oben  und  Unten,  der  Regierung 
wie  dem  Volke  und  dem  Parlament  selbst  gegenüber,  Unab- 
hängigkeit des  Rechnungshofs  und  seiner  Mitglieder 
verbürgen.  Daher  müssen  die  modernen  Grundsätze  der  Organi- 
sation der  Gerichtshöfe  und  der  zum  Zweck  der  Unabhängigkeit 
den  Richtern  zu  gewährenden  Rechtsstellung  auf  den  Rechnungs- 
hof und  seine  Mitglieder  Anwendung  finden:  collegiale  Ver- 
lassung und  Geschäftsgang,  Unabsetzbarkeit,  Verbot  von  Neben- 
ämtern, im  Allgemeinen  Rang-  und  Gehaltsgleichheit  der  Mitglieder, 
Ausschluss  naher  Verwandtschaftsverhältnisse  unter  den  letzteren, 
Ausschluss  von  der  Wählbarkeit  ins  Parlament  u.  a.  dgl.  m. 

S.  Tub.  Ztschr.  B.  32  S.  511—514.  Die  Grösse  des  Obersten  Rechnungshofs 
oder  die  Zahl  seiner  Mitglieder  muss  sich  natürlich  nach  der  zu  lösenden  Aufgabe 
richten,  daher  besonders  nach  dem  Umfang  der  Finanzw irthschaf t  (neuere  Ver- 
aehrung  der  Beamten  in  Preussen  mit  der  Verstaatlichung  der  Eisenbahnen  u  grösserem 
'kschäftszuwachs  im  (iebiet  der  indir.  Steuern,  so  z.  B.  im  Etat  f.  lss.Vs4  um  1  Rath 
jnd  9  Revisoren),  dann  nach  dem  Maass«  und  der  Art  der  Ree  Innings-  und 
V  erwal  tungscontrole,  je  nachdem  diese  vom  Obersten  Rechnungshof  ganz  allein 
oder  nur  als  Superrevision  im  Anschluss  an  und  nach  einer  durch  die  vorgesetzten 
Verwaltungsbehörden  selbst  ausgeübten  ersten  Revision  stattfindet.  Auch  die  Methode 
der  Revision  —  cent  ralis  tisch  bei  der  Controlbehörde,  deren tral istisch  bei 
der  controlirten  Behörde,  s.  Tab.  Ztschr.  B.  32  S.  491  lf.,  ferner  ob  auch  voraus- 
gehende Visacontrolo  der  Anweisungen  oder  nur  nachträgliche  Verwaltungscontrole 
(§.  140)  —  ist  auf  die  Zahl  des  Personals  mit  von  Einfluss.  Letzteres  besteht  regel- 
mässig aus  eigentlichen  Mitgliedern  („Rüthen")  und  denselben  für  das  Detail  der 
Oontrolarbeit  beigegebenen  Re  vis ionsbea in  ten  i „Revisoren")  in  mehr  subalterner 
Stfllang;  daneben  aus  Kanzlei-  ivid  Registraturbeamten,  Schreibern,  Unterbeamten. 
Dienern.  Von  Wichtigkeit  ist  es,  im  Interesse  ordentlicher  Arbeitsleistung,  eine 
Ueberbürdung  der  Revisoren  und  Küthe  zu  verhüten,  daher  für  eine  angemessene 
Zahl  beider  und  ein  richtiges  Verhältniss  zwischen  der  Zahl  der  Räthe  u. 
Revisoren  (4—6  auf  1  Rath,  in  Preussen  jetzt  14  Räthe  u.  Hb  Revisoren  u.  Calcula- 
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torcu ,  oder  1  :  6,  erheblich  ungunstiger  für  die  Räthe  als  in  Frankreich  u.  Belgien 
mit  1  :  3.5,  in  Oesterreich  mit  1:4,  s.  Tub.  Ztschr.  B.  33  S.  97)  zu  sorgen,  um  di 
unentbehrliche  Supercontrole  der  Arbeit  der  Revisoren  durch  die  Räthe  sicher  zu 
verbürgen.  Auch  auskömmliche  Gehalte  sind  bei  dem  höheren  (z.  Tb.  auch  b<*i 
dem  Subalternbeamtenthum)  des  Obersten  Rochnuugshofs  noch  wichtiger,  als  im  übrigen 
Staatsdienst,  weil  das  gewöhnliche  Avancementssystem  hier  nicht  ohne  Weitres  an- 
wendbar ist  und  Einnahmen  aus  Nebenämtern  ausgeschlossen  sind.  Ucber  alle  solch' 
Puncto  gut«*  Bemerkungen  in  dem  gen.  Aufs,  in  d.  Tub.  Ztschr.,  bes.  B.  32  S.  401  H.  bi> 
515,  auch  in  B.  33,  bes.  S.  1)2  ft".    Einzelnes  aus  der  Praxis  u.  in  §.  142  u.  14:5. 

III.  —  §.  13(J.  Die  Ausführung  der  Controle  gestaltet 
sich  verschieden  nach  den  drei  Hauptarten  der  Controle,  nur  in 
Nebcnpuncten  nach  den  beiden  genannten  Systemen  der  Organisation. 
Bei  der  Staatscontrole,  zum  Theil  auch  bei  der  Verwaltungscontrole 
spielt  wieder  das  politische  und  staatsrechtliche  Moment,  die  Be- 
fugnisse der  Volksvertretung  auf  dem  Gebiet  der  Finanzcontrule 
überhaupt,  wesentlich  mit.  Die  Hauptpuncte  der  Ausführung  der 
Controle  ergeben  sich  implicite  aus  den  oben  in  §.  137  dargelegten 
Aufgaben. 

Vgl.  Tüb.  Ztschr.  B.  32  S.  4U4  ü".,  Schrott,  S.  437  H*.,  dann  die  Gesetze,  In- 
structionen f.d.  Obersten  Rechnungshöfe.    Praktisches  Detail  auch  n.  in  §.  142,  14.«. 

A.  Die  Kechnungscontrole  bedingt  eine  Vorlegung  der 
Rechnungen  der  Kassenverwaltungen,  sammt  den  dazu  gehörigen 
Belägen,  an  die  Controlbehtfrde,  die  Vornahme  einer  Durchprüfung 
dieser  Rechnungen  Seitens  der  letzteren,  eventuelle  Verhandlungen 
mit  dem  Kechnungsleger  Uber  sich  herausstellende  Bemängelungen 
und  sie  schliesst  mit  einem  Urtheilsspruch  Uber  den  Befund. 

Nur  gewisse  Rechnungen  untergeordneter  Bedeutung  dürfen,  müssen  aber  nicht 
nothweiidig  von  der  Vorlegung  ausgeschlossen  werden  und  auch  sie  sind  von  Zeit  zu 
Zeit  mit  zu  revidiren  (Preussen).    Blosse  Stichproben  genügen  nicht.   Die  Reehnuugtn 
sind  regelmässig  für  den  ganzen  Zeitraum  der  Controlpcriode  (Rechnungsjahr)  vorzu- 
lesen.   Die  Controle  bezieht  sich  zunächst  auf  die  Prüfung  der  Rechnungsposten, 
auf  deren  Richtigkeit  in  calculo,  auf  deren  Wahrheit,  aber  zugleich  auch  —  der 
schwierigste  Punct  —  darauf,  „ob  kein  im  Rechnungszeitraum  wirklich  vollzogener 
(ieschäftsfall  in  der  Rechnung  verschwiegen  u.  ob  keine  Gebahrung,  welche  im  Rechn.- 
zeitraume  hätte  vollzogen  werden  sollen,  pflichtwidrig  unterlassen  worden  ist"  <  Schrott 
S.  431),  eb.  S.  440  H.  über  die  Mittel  zur  Erforschung  solcher  „verschwiegener  Ge- 
bahrungen").    Sodann  müssen  die  „zur  Beweiskraft  der  Rechnungsurkunden  erforder- 
lichen Eigenschaften4',  ihre  „Echtheit,  Unverfälschtheit,  GUtigkeit  u.  Glaubwürdigkeit" 
uutersucht  werden,  wofür  sich  theils  allgemeine,  theils  diesem  Zweige  des  Urkundeu- 
wesens speciell  angehörige,  in  den  bezüglichen  Instructionen  gewöhnlich  näher  be- 
zeichnete Merkmale  angeben  lassen  (Schrott,  S.  442—444).    Darauf  hat  der  be- 
treffende Revisor  die  etwaigen  ..Bemängelungen"  („Monita",  „Notata". 
Bedenken)  festzusteUen ,  sie  in  einem  Berichte  zu  sammeln  u.  sie  dem  vorgesetttcii 
Beamten  (Rath)  mit  den  Rechnungen  zur  Supcrrevision  zu  unterbreiten.    So  ergiebt 
sich  ein  „Notatenprotokoll"  („Revisionsprotokoll"),  das  nicht  nothwendi? 
<und  im  allgemeinen  nicht  zweckmässig)  vom  Rechnungshof  als  solchem ,  sondern  vo:. 

em  einzelnen  revidirenden  Rath  nun  wieder  dem  controlirten  Rcchnonjrsleger  zur 
pflichtmässigen  Beantwortung  binnen  bestimmter  Frist  zugeht.  Von  gewissen  Bean- 
standungen der  Rechnungen  ist  die  vorgesetzte  Dienstbehörde  mit  zu  benachrichtiferi. 
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'i-tmgt  die  erste  „Notatenbeantwortung"  des  Rccbnungslegers  nicht,  um  alle 
Bemängelungen  zu  beheben  oder  erkennt  der  letztere  die  Monita  nicht  an.  so  kann 
eventuell  ein  weiterer  Schriftwechsel  zwischen  der  prüfenden  Behörde  und  dem  Rech- 
iungsleger  eintreten.  Doch  empfiehlt  es  sich,  die  Zahl  der  zu  wechselnden  Schriften 
o.  die  Zeiträume  dafür  im  Interesse  der  rascheren  Erledigung  der  Revision  zu  be- 
tränken. In  den  regelmässigen  lallen,  wo  nicht  eine  Pflichtwidrigkeit,  sondern 
nur  Irrthümur  oder  höchstens  kleine  Versehen  bei  den  Bemängelungen  in  Krage  stehen 
■der  wo  sich  der  Hechnungsleger  bei  den  Monitis  des  Rechnungshof  beruhigt  oder 
iü  dem  normalen  Falle  wo  überhaupt  keinerlei  Bemängelungen  zu  machen  sind,  er- 
: '.»Igt  dann  auf  (irund  der  Revision  und  der  etwaigen  Verhandlungen  ein  endgiltiger 
..Entscheid*4  „Kensions"-,  „Justificationsbcscheid"i  —  eventuell  in  der 
Form  eines  Urteilsspruchs  nach  Analogie  der  Gerichtshöfe  —  Seitens  des  Rech- 
nungshofes selbst  Durch  denselben  wird  dem  Rcchnungslegcr  die  „Entlastung" 
..Dechargc"^  zu  Theit,  entweder  „ohne  Vorbehalt",  wenn  Albs  in  Ordnung 
oder  erledigt  ist  oder  „mit  Vorbehalt"  in  Bezug  auf  etwaige  „Ersatzleistungen" 
de»  Rechnungslegers  (wie  auch  umgekehrt  auf  etwaige  „Ersatzansprüche  '  des 
irtzteren ,  z  B.  bei  Rcchnungsirrthümcrn  zu  seinen  Ungunsten ,  die  er  aus  eigenen 
Mitteln  der  Kasse  bereits  ersetzte).  Solche  Ersatzleistungen  festzustellen  und  für  ihre 
Kinbringung,  eventuell  durch  Vermittlung  «1er  vorgesetzten  Behörde  des  Rechnungs- 
iegen, u.  A.  mittelst  Rückgreifens  auf  die  (Kaution,  zu  sorgen,  gehört  mit  zu  den  Ob- 
liegenheiten der  Controlbehörde.  Handelt  es  sich  um  eine  strafbare  Pllichtverletzung 
des  Reehnungslegers,  welche  erst  die  Rechnungsprüfung  ergeben  hat,  so  hat  die 
'  untrolbehörde  dies  zur  Kenntniss  der  vorgesetzten  Dienstbehörde  des  Beamten  und 
durch  diese  oder  gleich  von  »ich  aus  eventuell  auch  zur  Kenntnis»  des  Gerichts  zu 
bringen,  damit  von  hier  aus  das  Disciplinar-  und  Strafverfahren  eingeleitet  werde. 
In  denjenigen  Fällen,  wo  der  Rechnungsleger  ohne  Weiteres  entlastet  werden  kann 
uder  Bemängelungen  u.  Ersatzleistungen  anerkennt,  wäre  es  im  (iruudc  einerlei,  ob 
der  Justificationsbescheid  von  dem  einzelnen  Beamten ,  welcher  die  Rechnung  selbst 
prüfte,  ertheilt  wird.  Doch  empfiehlt  sich  auch  hier  mehr  die  Ertheilung  des  Bescheids 
durch  den  Rechnungshof  als  solchen,  nach  collegialer  Behandlung  der  Sache.  Un- 
bedingt uothwendig  erscheint  diese  collegiale  Behandlung  bei  Streitfällen,  wo  der 
Hechnungsleger  und  der  Revisionsbeamte  auch  nach  dem  Schriftenwechsel  in  Dissens 
»•leiben.  Hier  muss  dem  Rechnungsleger  ein  Recurs  binnen  bestimmter  Frist  an 
den  Rechnungshof  gestattet  sein,  welcher  letztere  dann  als  eine  Art  Gerichtshof  ent- 
»rheidet.  ob  ron  diesem  Entscheid  auch  noch  der  ordentliche  Rechtsweg  an  die 
.'ewöhnlichen  Gerichte)  dem  sich  nicht  beruhigenden  Rcchnungslegcr  allgemein  ollen 
stehen  soll,  ist  zwar  nicht  ohne  Weiters  zu  bejahen  und  auch  in  der  Praxis  nicht 
allgemein  zugestanden  (so  nicht  in  Frankreich,  wohl  aber  in  Oesterreich),  bei  Ersatz- 
ansprüchen gegen  den  Rechnungsleger,  welche  nicht  zugleich  eine  Strafbarkeit  invol- 
nren,  aber  doch  wohl  angemessen.  Allgemein  jedoch  die  Berufung  von  Bescheiden 
des  Rechnungsbofs  an  eine  andere  Instanz,  als  welche  etwa  das  Oberverwaltungs- 
Bericht  in  Betracht  kommen  könnte,  zu  gewähren,  erscheint  dagegen  zwar  nicht  absolut 
unzulässig,  aber  doch  mit  Zweck  und  Wesen  des  Obersten  Rechnungshöfe,  der  hier 
eben  als  eine  Art  höchsten  Vcrwaltungsgerichtshofs  für  dies  spe<  ielle  Gebiet  zugleich 
fuDgirt  und  auf  demselben  der  coinpctenteste  l'rtheiler  ist,  nicht  recht  vereinbar,  Die 
Organisation  pnd  das  Verfahren  des  Rechnungshofs  lassen  sich  recht  wohl  mit  allen 
rforderlichen  ('autelen  für  sachgemässe  und  gerechte  Entscheidung  von  Streitfällen 
im  Rechnungswesen  umgeben.  Vgl.  Schrott  §.  141—140.  Tüb.  Ztschr.  B.  32 
S.  495  ff.  (etwas  abweichend  >.  Schwieriger  wird  die  Sache,  wenn  etwa  die  Auffassung 
des  Rechnungslegers  in  Widerspruch  mit  der  Controlbehörde  bleibt,  aber  von  der  ihm 
vorgesetzten  Verwaltungsbehörde  getheilt  und  mit  gegen  den  Rechnungshof  vertreten 
Tird.  Dieser  Fall  gehört  schon  mit  zur  Verwaltungscontrole.  Hier  wird  zunächst 
durch  Verhandlungen  mit  jener  Behörde  und  mit  der  betreffenden  obersten  Verwaltungs- 
behörde'Ministerium',  zu  der  sie  ressortirt,  eine  Ausgleichung  zu  suchen  sein.  Miss- 
lingt  auch  diese,  so  kann  nicht  unbedingt  der  Rechnungshof  die  cndgiltitfc  Entscheidung, 
welcher  sich  die  Verwaltungsbehörde  fügen  muss,  beanspruchen,  sondern  muss  sie 
dem  Staatsoberhaupt  oder  der  gesetzgebenden  Gewalt  Überlassen,  oder  es  kann  —  was 
iii  solchen  Fällen  wohl  zulässig  erscheint  —  das  oberste  Verwaltungsgericht  für 
ompetent  erklärt  werden.  <Der  Aufs,  io  d.  Tüb.  Ztschr.  32  S.  4^  will  hier  die 
Entscheidung  in  höchster  Instanz  der  Revis.behörde  geben,  mir  doch  bedenklich'. 
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Immerhin  erleichtert  und  vereiufa«  ht,  daher  auch  einer  sehr  erwünschten  rascheren 
Erledigung  fähig  wird  die  Bechnungscontrole  durch  den  Obersten  Kechnungsbof.  wetiu 
ihr  eine  ebensolche  Controle  der  Kassenverwaltungen  u.  der  Vcrrechncr  durch  die 
vorgesetzten  Verwaltungsbehörden  vorausgeht  und  sie  dann  mehr  nur  eine  Super- 
revision  wird  lOcsterreich,  Baiern,  weniger  genügend  Preussen,  §.  142,14V 

Bei  der  grossen  Bedeutung  der  Fo  rmalicn  und  der  Notwendigkeit  der  Glcirh- 
niässigkeit  in  Rechnungsführung  und  Rechnungslegung  anch  für  eine  wirksame  und 
leichter  auszuübende  Kechnungscontrole  muss  dem  Obersten  Rechnungshof  das»  Recht 
ortheilt  werden,  allein  für  .sich  oder  in  Verbindung  mit  der  competenten  Verwaltung>- 
behörde,  bez.  mit  dem  Finanzministerium  diese  Formalien  anzuordnen  und  den  KttBea- 
und  Rechnungslegern  Weisungen  zur  Nachachtung  zu  ertheilcn.  Dazu  venia 
Wahrnehmungen  bei  der  Rechnungsprüfung  öfters  Anlass  geben. 

§.  140.  —  B.  Die  Verwaltungscontrole  betrifft  nach 
dem  früher  Dargelegten  im  Wesentlichen  die  Controle  über  die 
richtige,  d.  h.  den  Gesetzen,  dem  Etat  und  den  obersten  („könig- 
liehen")  Verordnungen  entsprechende  Ausübung  des  finanziellen 
An  Weisungsrechts  Seitens  der  mit  diesem  Rechte  versehenen  Be- 
hörden. Es  ist  dabei  zu  constatiren ,  ob  sich  diese  Behörden  hier 
materiell  in  den  Schranken  ihrer  Competenz  gehalten,  aber  auch 
alle  ihre  Amtspflichten  (so  in  Bezug  auf  die  Einziehung  der  Ein- 
nahmen) erfüllt;  ob  bei  der  Ausstellung  der  Anweisungen  die  mit 
dem  finanziellen  An  Weisungsrecht  versehenen  Verwaltungsbehörden 
ihre  Befugnisse  —  in  Bezug  auf  Höhe  der  Summen,  Zeit  der  Aus- 
stellung u.  dgl.  m.  —  nicht  überschritten  haben;  ob  die  im  Etat 
bewilligten  Ausgaben  auch  nur  für  den  genehmigten  Zweck 
und  in  der  genehmigten  Höhe  erfolgt  sind,  daher  qualitativ 
und  quantitativ  innerhalb  der  Grenzen,  welche  das  Etatsrecht, 
namentlich  die  Bestimmungen  Uber  die  Specialisirung  des  Etats 
und  über  die  Ucbertragungen  (§.  117)  bedingen:  „Verwendungs- 
controlc"  — ;  ob  auch  innerhalb  dieser  Zulässigkeitsgrenzc  mit  der 
erforderlichen  Sparsamkeit  verfahren  ist  u.  dgl.  m. 

S.  Schrott,  Hauptst.  XII,  §.  154  ff.,  Tüb.  Ztschr.  a.  a.  0.  B.  32  u.  33  passiu. 
(bes.  Uber  Belgien),  f.  Czörnig  a  a.  0.  S.  170  ff,  Gneist,  engl.  Verwaltrechf. 

2.  A.  IL  m. 

Die  Verwaltungscontrole  kann  auf  zweierlei  Wejse  einge- 
richtet und  ausgeführt  werden,  einmal  so,  dass  sie  sich  unmittel- 
bar an  die  Ausstellung  der  Anweisungen  Seitens  der 
Verwaltungsbehörden  anknüpft  und  vor  deren  Zustellung 
an  die  Kassen  und  Parteien  erfolgt:  die  sogen.  „Controle  ob 
ante"  (sc.  expeditionem),  „vorläufige  Controle",  „Visa- 
controle",  besonders  gerichtet  auf  die  Competenz  der  anweisen 
den  Behörde,  die  Höhe  der  Anweisungen  (keine  Uebcrschreitong 
der  „Credite"),  die  Zeit  der  Ausstellung;  sodann  so,  dass  sie,  gleich 
der  Rechnungscontrole,  nachträglich,  gewöhnlich  zusammen  mit 
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der  Controle  der  Rechnungen  der  Kassenvcrwaltungen  erfolgt:  die 
sogen.  „Controleexpost",  „nachträgliche  Controle",  welche 
dann  besonders  zur  Verwen  dungs controle  mit  wird. 

1.  Die  Visacontrole  bezieht  sich  namentlich  auf  den  Aus- 
gabe dienst,  beschränkt  sich  aber  etwa  hier  auf  gewisse  Kate- 
p)ricen  von  Zahlungen  (z.  B.  die  unständigen,  Belgien).  Die  nach- 
trägliche Controle  tritt  dann  später  auch  hier  noch  hinzu  und  ist 
ohnehin  zur  Ausübung  der  Rechnungscontrolc  über  die  Kassen 
nothwendig.  Die  Visacontrole  wird  so  ausgeübt,  dass  in  der  Regel 
eine  von  einer  Verwaltungsbehörde  ausgestellte  Anweisung  zuvor 
und  als  Bedingung  ihrer  Giltigkeit  diese  Controle  passirt  haben, 
daher  mit  dem  bezüglichen  Visum  versehen  sein  muss,  bevor  die 
Kasse  sie  realisiren  darf.  Damit  die  Visacontrole  indessen  nicht 
zn  einer  förmlichen  Hemmung  der  Verwaltung  führe,  muss  die 
Vinning  von  dem  dissentirenden  Controlorgan  ausnahmsweise 
„unter  Vorbehalt"  gewährt  werden,  wenn  ein  bezüglicher, 
über  diesen  Dissens  sich  ausdrücklich  hinweg  setzender  Beschluss 
der  höheren  Verwaltungsbehörde  vorliegt,  die  dann  dafür  speciell  ver- 
antwortlich ist,  was  demnach  ins  Gebiet  der  IStaatscontrole  hinüberführt. 

tSoll  dio  Visacontrole  einigermaßen  praktisch  wirksam  worden,  sich  also  auf 
-inen  bedeutenden  Theil  der  Zahlungen  beziehen,  so  setzt  sie  einen  grossen  Control- 
jjparat  voraus.  Selbst  in  einem  kleinen  Staate  reicht  der  Oberste  Rechnungshof  ohne 
'»■•sondere  Erweiterung  oder  ohne  grosse  Beschränkung  der  Visacontrole  (Belgien) 
schwer  aus.  In  einem  grossen  Staat  bedürfte  es  wohl  neben  diesem  Hofe  für  «Uesen 
Zweck  besonderer,  nur  vom  Rechnungshof  abhängiger  Provincial-Rechnungskammern 

SchrottS.  481),  wobei  es  sich  doch  fragt,  ob  dies  Mittel  zu  dem  Zweck  in  richtigem 
Verhältnis»  steht.  Schrott  ist  gleichwohl  dafür,  und  wenn  einmal  die  Visacontrole 
ttwas  Ernstliches  sein  soll,  erscheint  in  der  That  ihre  Uebertragung  an  selbständige 
( ontrolorgane  richtiger  und  werthvoller,  als  ihre  Ausübung  durch  Abtheilungen  der 
-.  wohnlichen  Verwaltungsbehörden,  wie  in  den  folgenden  Fällen.  Man  kann  uemlich 
iueh  diese  Visacontrole  ins  Finanzministerium  selbst  verlegen,  eine  besondere  Ab- 
theilung dafür  einrichten  oder  eine  Abtheilung  eines  verwandten  Wirkungskreises  mit 
dieser  Function  betrauen  (Frankreich).  Dies  mag  in  einem  grossen  Staatshaushalte 
immerhin  der  Ordnung  dienen,  aber  unbedingt  nothwendig  dafür  erscheint  es  nicht, 
die  sonstigen  Einrichtungen  der  modernen  Finanzverwaltung  reichen  aus,  um  Fehler 
bei  der  Ausübung  des  Anweisungsrechts  Seitens  der  mit  diesem  Rechte  betrauten 
Behörden  zu  verhüten,  und  für  die  Staatscontrole  hat  diese  Einrichtung  der  Visa- 
<  .ntrole  kaum  Werth.  Oder  man  verbindet  gleich  mit  den  Verwaltungsbehörden  und 
•k-ren  Rechnungsabtheilungen  für  den  Zweck  der  Visacontrole  eigene  Controlorgane 
(Oesterreich ,  Italien).  Dabei  fragt  es  sich  jedoch  abermals,  ob  der  Apparat  für  den 
/.weck  nicht  zu  omplicirt  wird  und  diesem  Zweck  überhaupt  genügen  kann,  sobald 
diese  Controlorgane  doch  nicht  unabhängig  neben,  bez.  über  den  anweisenden  Ver- 
waltungsbehörden stehen,  sondern  als  deren  Bestandteile  von  den  Chefs  dieser  Be- 
hörde mit  abhängen  (Oesterreich.  Schrott  S.  4SÜ).    Al9  Massregel  der  Verwaltungs- 

uiitrolc  kann  die  Visacontrole  —  neben  dem  auch  sonst  und  einfacher  zu  erreichen- 
den Zweck,  die  Finanzverwaltung  in  steter  Ucbersieht  der  ausgestellten  Anweisungen, 
aber  welche  dann  die  mit  der  Visacontrole  beauftragten  Organe  dio  Bücher  führen, 
zu  erhalten  —  doch  nur  den  Zweck  haben,  Unregelmässigkeiten  bei  der  Ausstellung 
der  Zahlungsanweisungen,  Etatsüberschrcitungcu ,  Irrthümer  u.  dgl.  in.  im  Voraus 
zu  verhüten.    Bedarf  es  dazu  aber  eines  solchen .  besonderen  Controlapparates  und 
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giebt  anderseits  dieser  Apparat,  wenn  er  integrirender  Bestandteil  der  sonnen 
Verwaltung  ist .  genügende  Bürgschaften  V  Durch  einfache  Cautelen  bei  der  mit  der 
Ausstellung  der  Anweisungen  unmittelbar  betrauten  Verwaltungsorgane  lässt  sich  dod; 
wohl  ganz  dasselbe  erreichen. 

Die  Vertreter  der  „Controle  ob  ante"  haben  dabei  auch  mehr  die  Zwecke  der 
Staatscontrole  als  der  Vcrwahungseontrole  vor  Augen  u.  betonen,  dass  die  blosse 
„Controle  ex  post"  eben  zu  spät  kommt,  an  vollzogenen  Thatsachen  nichts  mehr 
ändern  kann.    Selbst  bei  reellem  politischem  Werthe  des  Princips  der  Minister- 
verantwortlichkeit und  der  Verantwortlichkeit  der  sonstigen  anweisenden  Verwaltungs- 
chefs sei  der  finanzwirthschaft liehe  Werth  eines  solchen  Grundsatzes  gering. 
In  der  „Controle  ob  ante"  liege  daher  das  wirksamste  Controlinittel  und  Hemmong*- 
mittel  von  Etatsüberschreitungen  (s.  Schrott  S.  4SI,  477  ir.  u.  die  dort  cit.  Gewährs- 
männer, auch  d.  Verf.  des  Art.  in  d.  Tüb.  Ztschr.,  mit  besond.  Bezugnahme  auf  die 
Lage  in  Belgien  nach  d.  (ies.  v.  2i*.  Oct.  1S46,  [s.  u.  §.  143,  n.  v.  Czörnig  a.  a.  0. 
S.  141,  auch  Tüb.  Ztschr.  B.  .H.H  S.  SO  IT.].    (in  ei  st  engl.  Verw.r.  II,  851  sagt  eben- 
falls in  Bezug  auf  die  ehemalige  engl.  Controvcrse  über  die  etwaige  Beseitigung  des 
die  vorherige  Controle  dort  übenden  comptroller  gcneral  u.  gegen  die  darauf  hin- 
zielenden Tendenzen  des  engl.  Fin.ministeriums:  „mit  dem  comptr.  gen.  würde  ohne 
Zweifel  eine  Säule  des  Rechtsstaats  fallen.    Die  nachträgliche  Controle  kann  die 
vorhergehende  Controle  der  Verausgabung  nicht  ersetzen":  die  Ministcnrcrantwortlicb- 
keit  sei  practisch  unzureichend.  S.  Uber  England  u.  §.  143).    Allein  die  Notwendigkeit 
von  der  Visacontrolc  Ausnahmen  zu  statuiren.  wie  in  dem  grade  im  belgischen  Rechte 
bestehenden  (übrigens  nach  Czörnig  wenigstens  bis  1865  nicht  vorgekommenen^  Falle, 
dass  der  Rechnungshof  „mit  Vorbehalt"  nach  minister.  Bcschluss  visiren  muss,  und 
grosse  Reihen  von  Ausgaben  überhaupt  vom  Visazwang  auszunehmen  (in  Belgien  3 . 
möchte  doch  dafür  sprechen,  dass  der  wirkliche  Werth  dieser  Controle  von  ihren 
Anhängern  überschätzt  wird  und  dass,  wo  sie  eine  ernstliche  Hemmung  wird,  wichtig* 
Verwaltungszwecke  Gefahr  laufen.    In  Belgien,  wo  die  Mitglieder  des  Rechnungs- 
hofs  auch  nicht  von  der  Regierung  (König)  ernannt,  sondern  von  der  Kammer  der 
Abgeordneten  gewählt  werden,  steht  die  Visacontrolc  mit  dem  Character  der  Ver- 
fassung allenfalls  in  Einklang,  ebenso  in  England  in  ihrer  älteren,  wie  in  der  neueren 
Gestaltung  seit  18fi6;  in  deutschen  Verhältnissen  wäre  das  ebensowenig  der  Fall,  als 
die  Gewährung  eines  unbedingten  Steuerbewilligungsrc«hts  (s.  o.  §.  118).    Es  sin«! 
in  letzter  Linie  auch  hier  wieder  principiclle  Verschiedenheiten  in  der  Auffassung 
des  Staatsgedankens  —  organisch-sociale  und  individualistische  Auffassung,  —  wel«  ru 
zur  Verwerfung  oder  zur  Anerkennung  einer  wirklirh  ernstlichen  Visacontrole  führen 
werden.  — 

2.  Die  „nachträgliche  Controle"  Uber  die  von  Verwaltungs 
behörden  ausgestellten  Anweisungen,  insbesondere  im  Ausgabedienst 
und  über  die  wirkliche  Verwendung  der  Credite  zu  den  bestimmungs. 
massigen  Ausgaben  ist  somit  die  eigentliche  Aufgabe,  welche  die 
Verwaltungscontrole  auszuführen  hat.  Zu  diesem  Behufe  sind  die 
Anweisungen  von  den  ausstellenden  Behörden,  bez.  von  den  sie 
empfangen  habenden  Kassenverwaltungen  ebenfalls  an  den  Rechnungs- 
hof zu  leiten.  Hier  dienen  sie  einmal  mit  als  Controlmittel  bei 
der  Rechnungscontrole  gegen  die  Rechnungsleger  der  Kassen,  so- 
dann als  die  Grundlage  zur  Ausübung  der  Verwaltungscontrole 
gegen  die  anweisenden  Behörden,  bis  hinauf  zu  den  Ministerien, 
besonders  zum  Finanzministerium.  Der  practisch  wichtigste  Punct 
ist  die  Prüfung  der  Uebereinstimmung  der  Anweisungen  mit  den 
Sätzen  des  Etats.  Diese  Prüfung  muss  sich  nothwendig  mit  auf 
die  Rechnungen  über  die  erfolgten  Ausgaben  beziehen,  weil  nur 
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aus  diesen  die  wirkliclie  Verwendung  der  angewieseneu  Beträge 
zu  den  gesetzlichen  und  etatmassigen  Zwecken  hervorgeht.  Wo 
sich  hier  Differenzen,  Etatsüberschreitungen,  unzulässige  Uebcr- 
tragungen  und  Verwendungen  ergeben,  sind  diese  festzustellen,  im 
Correspondenzwege  zwischen  Rechnungshof  und  anweisender  Behörde 
zu  erörtern,  bei  unteren  und  mittleren  anweisenden  Behörden  zur 
Kenntniss  der  obersten  Verwaltungsbehörde  (Ministerium)  und  zu 
deren  Entscheidung,  bei  diesen  obersten  Behörden  im  Jahresberichte 
des  Rechnungshofs  zur  Kenntniss  des  Staatsoberhauptes  und  der 
Volksvertretung  behufs  endgiltiger  Entscheidung  und  eventuell  (bei 
Etatsüberschreitungen)  nachträglicher  Genehmigung  zu  bringen. 
Hier  geht  dann  die  Verwaltungscontrole  in  die  Vorarbeit  für  die 
Staatscontrole  über  (s.  u.). 

Geschäftsgang  und  Verfahren  des  Re«  hnungshofs  in  der  Verwaltungscontrole 
sind  analog  denen  in  der  Rechnungscontrolc.  Vgl.  Sehrott,  §.  157,  Tüb.  Ztschr. 
B.  32,  S.  497  lf.  Bei  Differenzen  zwischen  dem  Rechnungshof  und  der  Verwaltungs- 
behörde, wenn  letztere  die  Bemängelungen  nicht  anerkennt,  sind  Verhandlungen  im 
lorrespondenzwcge  erforderlich.  W  erden  dadurch  nicht  alle  Bemängelungen  behoben 
der  zur  Anerkennung  der  anweisenden  Behörde  gebracht,  so  kann  auch  hier  die 
mbriltisre  Entscheidung  (s.  o.  S.  311t  nicht  ohne  Weitres  dem  Rechnungshofe  zufallen, 
s-ndern  den  obersten  Behörden  (Ministerien),  wenn  es  sich  um  Diit'crenzen  mit  l  nter- 
u.  Mittelbehörden  handelt,  dem  Staatsoberhaupt,  der  Volksrcrtretung  oder  eventuell 
dem  obersten  Verwaltungsgerichtshof  bei  Differenzen  mit  den  Ministerien  und  spcciell 
mit  dem  Finanzministerium  selbst  (Tüb.  Ztschr.  H2,  S.  479 — 4S0). 

§.  141.  —  C.  Die  Staatscontrole  schliesst  sich  nun  mit 
vollem  Rechte  gleich  an  die  Rechnungs-  und  Verwaltungscontrole 
an,  indem  die  nicht  erledigten  Rechnungsbcmängelungen  und  die 
nicht  wieder  gutgemachten  und  in  der  Regel  bloss  durch  die  Ver- 
waltung von  sich  aus  gar  nicht  wieder  gutzumachenden  Bemängelungen 
der  Ausübung  des  Anweisungsrechts  der  competenten  Instanz,  in 
der  absoluten  Monarchie  dem  Staatsoberhaupte,  in  der  constitutio- 
nellen  und  parlamentarischen  diesem  und  der  Volksvertretung 
'Parlament)  zur  Kenntniss  gebracht  und  damit  zur  Entscheidung 
and  nachträglichen  Genehmigung  gestellt  werden.  Die  Control- 
behörde,  der  Rechnungshof  übt  die  Staatscontrole  somit  nicht  selbst 
aas,  er  ist  vielmehr  nur  das  Organ,  welches  durch  seine  Rechnnngs- 
nnd  Verwaltungscontrole  nnd  durch  die  dabei  ermittelten  Thatsachen 
die  Ausübung  der  Staatscontrole  durch  die  Organe,  welchen  dieselbe 
allein  zusteht,  Staatsoberhaupt  und  Volksvertretung,  vorbereitet. 
Hier  rückt  dann  aber  der  Rechnungshof  in  unseren  Verfassungs- 
*taaten  insofern  in  die  Stellung  eines  Organs  für  specielle  („con- 
*titutionelle")  Zwecke  der  Volksvertretung  mit  ein  und  muss  auch 
deswegen  eben  mit  jenen  Cautelen  der  Unabhängigkeit  (§.  139) 
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verschen  werden,  welche  ihn  zur  Ausfüllung  einer  solchen  Stellung 
befähigen. 

Was  er  in  dieser  Hinsicht  regelmässig  vor  Allem  an  Vor- 
bereitungen für  die  Ausübung  der  Staatscontrole  zu  leisten  hat, 
knüpft  sich  an  die  Rechte  an,  welche  der  Vertretung  verfassungs- 
massig  im  Etats  recht  und  in  Bezug  auf  die  Rechnungs- 
abschlüsse des  Staatshaushalts  gegeben  sind.  Im  Einzelnen 
cutscheiden  also  hier  das  Verfassungsrecht  und  die  etwaigen  Aus 
fUhrungsgesetze,  welche  über  die  finanzwirthschaftlichen  Befugnisse 
der  Vertretung  gegeben  sind.  Im  Allgemeinen  steht  nach  constitutio- 
ncllem  Staatsrecht  fest,  dass  Etatsüberschreitungen  (bei  den  Aus- 
gaben) nachträglicher  Genehmigung  der  Vertretung  und  die  Staats- 
regierung der  Entlastung  für  die  abgeschlossenen,  dem  Parlamente 
vorgelegten  Staatshaushaltsrechnungen  der  abgelaufenen  Finanz- 
periode Seitens  der  Vertretung  bedürfen  (Preuss.  Verfass.  Art  104). 
Um  hier  klar  zu  sehen,  muss  jene  eingehende  detaillirte  Prüfung 
der  Rechnungen  und  Anweisungen  erfolgen,  welche  das  Parlament 
nicht  von  sich  aus  volhtihren  kann,  sondern  welche  eben  die  Auf 
gäbe  der  besonderen  Controlbehörde  ist.  Letztere  muss  daher  die 
bezüglichen  Ergebnisse  ihrer  Rechnungs-  und  Verwaltungscontrole, 
also  auch  die  ermittelten  Etatstiberschreitungen  und  unerledigt  ge- 
bliebenen Bemängelungen  („Controlberichte")  für  das  Staats- 
oberhaupt und  für  die  Volksvertretung  in  einem  Berichte  zu- 
sammenfassen, welcher  an  diese  Organe  direct  oder  durch  Ver- 
mittlung der  Staatsregierung  zugleich  mit  den  Schlussrechnungen 
gelangt.  Die  Entscheidungen  des  Parlaments  über  die  nach 
gewiesenen  Etatstiberschreitungen  und  über  die  Ertheilung  der 
Entlastung  an  die  Regierung,  bez.  an  den  Finanzminister  erfolgen 
dann  in  derselben  Weise  wie  in  anderen  Fällen  der  Finanzgesetz- 
gebung. Mit  ihnen  ist  die  Staatscontrole  erledigt.  Dieselbe  stellt 
sich  demnach  als  das  richtige  und  in  ihrer  Ausübung  durch  die 
Volksvertretung  als  das  dem  heutigen  „constitutionellen"  (wie  auch 
dem  im  engeren  Sinne  sogen,  „parlamentarischen")  Staatsrecht 
entsprechende  Complement  des  gesammten  finanzwirthschaftlichen 
Controlwesens  dar. 

S.  auch  den  folg.  Abschn.  vom  Rcchnungsabsehluss  u.  für  praeüsche  Einzel- 
seiten die  nächsten  §§. 

Abgesehen  worden  ist  in  diesem  Abschnitt  von  den  üblichen  besonderen 
Controleinrichtungeu  für  die  Staatsschuld  durch  Staatsschulden -Control- 
com missionen  aus  Vertretern  der  Kammern,  wie  sie  auch  in  Deutschland  sich 
finden.   Davon  wird  besser  in  Verbindung  mit  dem  St&atsschuldenwesen  gehandelt. 
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IV.  —  §.142.  Ueber  das  Controlwesen  in  einzelnen  Staaten.  S.  auch 
hier  bes.  v.  t'zörnig  a.  a.  0.,  den  reichhalt.  Aufs,  in  d.  Tüb.  Ztschr.  B.  32  u.  33, 
Einzelnes  passiin  bei  Schrott  In  den  früheren  §§.  91  ff.,  90  ff.  zur  Geschichte 
uad  gegenwärtigen  Gestaltung  des  Finanzdiensts  wurde  das  Controlwesen  gelegentlich 
berührt.  Der  Gegenstand  hängt  in  den  einzelnen  Ländern  mit  der  Geschichte  des 
\  erfassungsrechts  und  der  Finanzvcrwaltuug  zusammen  und  hat  ein  stark  politisches 
»iepräge.  Diese  Seite  ist  hier  nicht  weiter  zu  verfolgen .  aber  sie  ist  schwer  aus  der 
Darstellung  gauz  auszuschliesscn.  Hier  inuss  die  Hervorhebung  einiger  solcher  Puncto 
genügen,  welche  zur  Beweisführung  in  den  Priucipienfragen  und  zur  Illustration  der 
korausgehenden  principicllen  Behandlung  des  Gegenstands  besonders  wichtig  sind. 
Eine  förmliche  Darstellung  des  positiven  Controlrechts  ist  in  der  hier  gebotenen  Kürze 
nicht  zu  geben  u.  nicht  Aufgabe  dieses  Werks.  Das  Folgende  bezweckt  nur  eine 
"rientirung  in  dem  Hechte  der  hier  zu  erwähneudeu  Staaten. 

1.  Preussen  S.  o.  §.  91,  96,  v.  Czörnig  S.  23  II.,  173,  Tüb.  Ztschr.  B.  32, 
S.  517  ff.,  B.  33  S.  23  Ii*,  i  woselbst  Näheres  Uber  die  an  die  ptouss.  Ges.geb.  sich  an- 
lehnenden Pläne  der  deutschen  Reichsregierung  bczligl.  eines  bes.  Gesetzes  über  das 
Controlwesen  im  Reiche*,  v.  Rönne,  preuss.  Staatsrecht  3.  A.  II,  2.  Abth.  S.  733  ff. 
u.  II,  1.  Abth.  S.  154  ff.,  Herrfurth  a.  a.  0.  S.  13  ff.  i  ausführt.  Commentirung  des 
Oes.  v.  1872  aus  den  Landtagsverhaudlungen),  Meissner.  Kechn.wes.  I  u.  II  i Aus- 
fuhr, grossentheils  in  Anlehn,  an  d.  Gesgcb.  Uber  die  Oberrechenkammer ).  — 

Die  gegenwärtig  geltenden  Einrichtungen  des  Coutrolwescus  u.  spcciell  die 
Gesetzgebung  über  die  Überrechenkammer  sind  eine  organische  Fortbildung  der  älteren 
Einrichtungen  u.  Verordnungen  der  absolutistischen  Periode,  wie  sie  die  neuere  con- 
stitutionelle  Zeit  uoth wendig  machte.  Dabei  sind  zwar  in  Betreff  der  Stellung,  Ein- 
richtung u.  Function  der  (Jberrechenkammcr  die  Forderungen  der  streng  coustitut. 
Doctrin  nicht  in  vollem  Umfange  zur  Geltung  gelangt,  wie  bes.  in  der  parlam.  Ver- 
fassung Belgicus.  Für  das  Deutsche  Reich  hat  man  daher  Seitens  der  liberalen 
Parteien  die  einfache  Copio  der  preuss.  Ges.gebuug  abgelehnt.  Immerhin  aber  sind 
•furch  das  Ges.  v.  1 S72  auch  die  wichtigsten  staatsrechtlichen  Cautelen  geschaffen. 
Dfc  hnaiiztcchuischcn  Leistungen  der  Coutrole  haben  auch  schon  früher  im  Gauzeu 
genügt,  liefen  sich  aber  durch  eine  wirksamere  erste  Revision  der  Verwaltungsbehörden, 
als  die  jetzt  bestehende,  wohl  uoch  verbessern. 

Für  die  aus  der  Zeit  vor  1800  übernommene  O berrechnungskammer  wurde 
eine  technisch  treffliche  Instruction  am  IS.  Dec.  1824  vom  Könige  erlassen,  welche 
die  Grundlage  bis  zum  Ges.  v.  1S72  blieb  und  für  mancherlei  gegenwärtig  noch  in 
Oeltung  ist  <S.  dieselbe  bei  Herrfurth  S.  50  II'.,  bei  Meissner  I,  77  ff.).  Durch 
die  1820  erfolgte  Beseitigung  der  damals  noch  bestehenden  Behörde  fUr  die  „General- 
routrole"  ist  die  Uberrechcnkamuier  die  einzige  höchste  Controlbehörde  geworden, 
wahrend  sie  zuerst  mit  der  Generalcontrole  auf  das  gleiche  Ziel  hinzuarbeiten  hatte 
§■  1.  53  d.  Instr  J.  Ihre  Stellung  ist  die  eines  „selbständigen,  nur  dem  König 
untergeordneten  Collegiuins"  <§.  50  d.  Instr  ),  das  aus  dem  Chefpräsidenteu ,  1 — 2 
l>irectoren  u.  der  nöthigen  Zahl  von  Käthen  besteht  <§.  54).  Auch  die  Räthc  haben 
»ie  die  Revisoren  eine  Probezeit  (Max.  7t  Jahr")  abzulegen.  Die  eollegialischo 
Bcrathung  u.  Beschlussnahmc  ist  die  Regel,  doch  mit  Ausnahmen  in  Betr.  des 
Formellen  der  Geschäfte  u.  bei  einem  Dissens  des  Präsidenten  vom  Collegialbeschluss 
auch  in  Betr.  des  Materiellen,  wo  der  Präsident  ein  Suspensivveto  hat  u.  Kön.  Ent- 
scheidung eiuholen  kann  i§.  55 f.  Durch  eine  neue  Instruction  v.  16.  März  1831 
wurde  jedoch  der  collegiale  Character  der  Kammer  modificirt,  den  Räthen  mehr  nur 
eine  berathende.  dem  Präsidenten  die  allein  entscheidende  Stimme  gegeben.  —  der 
bedenklichste  Punct  in  dem  Controlrecht  dieser  Periode.  Der  Zweck  der  0.  R.  K. 
i>t  in  d.  Iustr.  v.  Ib24  (§.  1)  so  hingestellt  u.  im  Weitereu  im  Detail  ausgeführt,  dass 
danach  die  Rechnuugs-  u.  die  Verwaltungscontrole  selbständig  von  dieser 
Behörde  ausgeübt  u.  dem  König,  an  den  zu  berichten  u.  Streitfälle  u.  Zweifel  zur 
Entscheidung  vorzulegen  sind  (§.  52).  die  Ausübung  der  Staatscontrolc  ermöglicht 
wird.  Namentlich  hat  die  O.  R.  K.  darauf  zu  sehen,  dass  „die  einzelnen  Verwaltungen 
»ach  den  bestehenden  Gesetzen,  Verordnungen,  Instructionen  u.  Etats  gewissenhaft 
gefehlt,  Einnahmen  u.  Ausgaben  gehörig  nachgewiesen  u.  die  den  Verwaltungen 
^willigten  Summen  bestimmungsmässig  verweudet  werden"  t§.  1  AI.  ai.  Neben 
dei  Urdnungsmässigkeit  hat  sie  (wie  schon  im  IS.  J.h.)  die  Zweckmässigkeit  zu  bo- 
urtlifilen  u.  nach  ihren  Wahrnehmungen   Reformen  anzuregen  i§.  I  AI.  \>K  Der 
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Wirkungskreis  u.  die  Aufgaben  der  0.  K.  K.  im  Einzelnen  werden  dann  in  d.  Instr. 
v.  1S24  sehr  ausführlich  u.  musterhaft  klar  dargelegt. 

In  der  Periode  der  Verfassung  erfolgte  nun  in  der  Stellung  u.  Aufgabe  der 
0.  K.  K.  die  bedeutsame  Acnderung,  dass  sie  auch  für  den  Landtag  das  Organ 
der  Vorbereitung  der  Staatscoutrole  Seitens  der  Volksvertretung 
wurde.  Nach  Art.  104  d.  Vcrf.urkunde  v.  Ml.  Jan.  1850  werden  „die  Rechnungen 
Uber  den  Staatshaushaltsetat  von  der  0.  R.  K.  geprüft  u.  gestellt.  Die  allgemein 
Rechnung  über  den  Staatshaushalt  jeden  Jahrs,  einschliesslich  einer  Oebersicht  der 
Staatsschulden,  wird  mit  den  Bemerkungen  der  ().  R.  K  zur  Entlastung  der 
Staatsregierung  den  Kammern  vorgelegt  '.  Zugleich  verhiess  ein  letzter  Satz  des 
Art.  104:  „ein  besonderes  Gesetz  wird  die  Einrichtung  u.  die  Befugnisse 
der  Ü.  R.  K.  bestimmen.'1  Zu  einem  solchen  Gesetze,  selbst  nur  zur  Vorlegung  eine> 
Entwurfes  an  den  Landtag  kam  es  aber  länger  nicht  D.  über  das,  was  unter  d«n 
„Bemerkungen"  der  0.  R.  K.,  die  mit  vorgelebt  werden  sollten,  zu  verstehen  sei. 
entstand  zwischen  Kammern  u.  Regierung  ein  Dissens  <S.  Näheres  über  diese  Zwischen- 
periode  bei  v.  Rönne,  I,  l.  Abth.  S.  429  fi*.  433  ü\).  Erst  nach  dem  frauzös.  Krie? 
kam  ein  Gesetz  zu  Stande,  das  die  gegenwärtige  Grundlage  des  preuss.  Controlrecbü 
bildet:  Ges.  v.  27.  März  1872,  betr.  die  Einrichtung  u.  Befugnisse  der  OberrechnuDgs- 
kammer  (bei  Herrfurth,  Meissner  a.  a.  n  im  Wortlaut  mit  Commentan,  nebst 
d.  Erl.  v.  22.  Sept.  1873  betr.  das  Regulativ  über  d.  Geschäftsgang  bei  d.  U.  R.  K. 
(in  d.  Ges.samml.  v.  1873  S.  458  public,  u.  A.  bei  Herrfurth  S.  45  tf.)  u.  weiteren 
K.  Erlassen  v.  27.  Juli  1874  u.  11.  Mai  1877  betr.  Aenderungen  dieses  Regulativs. 

Durch  diese  Gesetzgebung  sind  die  Garantien  der  Unabhängigkeit  der  0  K.  K 
u.  ihrer  Mitglieder  verstärkt,  der  coli  cgi  ale  (Jharactcr  der  Behörde  schärfer  heraus- 
gebildet und  die  Befugnisse  des  Präsidenten  (s.  darübe'r  Regul.  v.  1873  §.  10—21 
demgemäss  beschränkt,  wenn  auch  nicht  mit  allen  Conscquonzen ,  wie  anderswo,  die 
der  0.  R.  K.  zur  Prüfung  vorzulegenden  Rechnungen  genauer  bezeichnet,  die  Stellung 
der  0.  R.  K.  gegenüber  den  Behörden  u.  zum  Landtage,  sowie  die  Aufgaben  der 
0.  R.  K.  in  Bezug  auf  die  Vorbereitung  der  Staatscoutrole  durch  den  Landtag  >. 
bes.  §.  18  ü.  19  d.  Ges.)  präcisirt.  Die  Ü.  R.  K.  ist  danach  „eino  dem  König  un- 
mittelbar untergeordnete,  den  Ministem  gegenüber  selbständige  Behörde' 
(§vl),  bestehend  aus  1  Präsidcuten  u.  der  erforderlichen  Anzahl  von  Dircctoren  u. 
Rathen  «gegenwärtig  bez.  2  u.  14,  ausser  den  Käthen  des  Rechn.hofs  des  I).  Reichs . 
welche  vom  König  ernannt  werdeu  'nach  Vorschlag  des  Staatsministcriums,  bez.  des 
Präsidenten  d.  0  .R.  K.  §.  2.  Die  ehemal.  Probezeit  der  Käthe  ist  beseitigt  worden i. 
(Unabhängigk.bürgschaften  in  §.  3—5).  Das  durch  K.  Verordn.  zu  erlassende  Regulativ 
über  den  Geschäftsgang  der  0.  fi.  K.  ist  dem  Landtage  zur  Kcuntnissnahme  mit- 
zutheilen  (§.  7  t.  Nur  bei  Stimmengleichheit  giebt  der  Präsident  bei  Abstimmungen 
im  Collegio  den  Ausschlag;  gewisse  Hauptsachen  sind  im  Gesetz  selbst  als  unbedingt 
«ollcgialer  Berathung  u.  Beschlussfassung  bedürftig  bezeichnet  (§.  8>.  Die  Ausführune 
eines  Beschlusses  des  Collcgiums  kanu  der  Präsident  suspendiren,  muss  aber  binnen 
14  Tagen  die  Sache  nochmals  dem  Kollegium  vorlegen,  das  nunmehr  endgiltig  ent- 
scheidet i  Regul.  v.  Is73  §.  15).  Auch  jetzt  noch  hat  d.  0.  R.  K.  neben  der  Vorschrifrs- 
mässigkeit  die  Zweckmässigkeit  der  Einrichtungen,  soweit  daraus  aus  den  Rechnungen 
zu  schliessen,  zu  beurtheilen  (fi,  12)  u.  in  dem  jährlich  dem  König  zu  erstattenden 
Berichte  demgemäss  gutachtliche  Vorschläge  zu  Verbesserungen  zu  machen  (§.  2ü 
Die  0.  R.  K.  darf  u.  A.  auch  selbst  ausserordentliche  Kassen-  u.  Magazinrevisiouen 
veranlassen  13*.  Ausgenommen  v.  d.  Revision  der  0.  R.  K.  sind  die  Rechnungen 
über  die  im  Etat  des  Staatsminist,  f.  allgemeine  polit.  Zwecke  u.  im  Et.  d.  Min.  d. 
Inneren  für  geheime  Polizeiausgaben  ausgesetzten  Fonds  <§.  0)  Die  Rechnungen  der 
Kasse  der  U.  R.  K.  selbst  werden  vom  Präsidenten  der  K.  revidirt  u.  mit  den  Revis.- 
bemerkungen  dem  I.ai.dtag  zur  Prüfung  u.  Dccharge  vorgelegt.  Das  Geschäftsjahr 
der  0.  K.  K.  läuft  jetzt,  seit  Verlegung  des  Etatsjahrs  auf  den  1.  April  —  31.  März, 
v.  1.  Oct.  —  30.  Sept..  innerhalb  welchen  Zeitraums  das  Revisionsgeschäft  u.  die 
Feststellung  der  Revis.protokolle  für  das  vorangegangene  Etatsjahr  zu  beenden  ist;  die 
Erinnerungen,  die  Rechuungsberichtigungen  u.  das  ganze  Revis  verfahren  müssen 
spätestens  im  folgenden  Geschäftsjahr  erledigt  sein  (Erl.  v.  11.  Mai  1877).  — 

Die  Rechnun gscontrole  Seitens  der  preuss.  O.  K.  K.  ist  insofern  auch  noch 
jetzt  eine  Superrevision.  als  nach  der  noch  geltenden  Vorschrift  des  §.  47  der  Instr. 
v.  1N-.M  ..j.'de  Rechnung  vor.  deron  Einsendung  an  die  O.  R.  K  bei  d««r  VerwalL- 
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behörde  abgenommen  werdeu  inuss.  nachdem  solche  u.  die  Belöge  vorher  in 
akulo  vollständig  geprüft  u.  attestirt  wurden."  Doch  soll,  trotz  der  weiteren  Be- 
stimmungen dieses  §.  47,  diese  Vorprüfung  keine  sehr  tiefgreifende  Formalität  in  der 
Praxis  sein,  so  dass  die  eigentliche  Arbeit  doch  auf  der  0.  R.  K.  ruht.  Für  eine 
inindlichc  erste  Prüfung  müsste  den  Behörden  wohl  vermehrtes  besondres  Personal 
zu  Gebote  gestellt  oder  wirklich  provinz,  Rechnungskauunern  gebildet  werden. 

Im  Etat  f.  1*83— si  steht  die  in  Potsdam  ihren  Sitz  habende  l  >.  R.  K.  mit 
729829  M.  Ausgabe  (im  Vorjahr  mit  nur  674.819  M),  d.  i.  c.  0.033%  der  Summe 
der  Bruttoeinnahme  und  Ausgabe.  Die  Besoldungen  u.  Wohn.geldzuschüsse  betragen 
davon  071. S04  M.  Ausserdem  steht  im  gleichzeitigen  Etat  des  I).  Keichs  für  den 
mit  d.  preuss  0.  K.  K.  vereinigten  Rechnungshof  die  Ausgabe  v.  531.47S  M.  Der 
Hicfpräs.  bezieht,  ausser  freier  Wohnung,  21.000  M.  Gehalt  (wovon  V«  a"*  Reichs- 
Uds).  2  Directoren  je  12.000  M.,  14  Käthe  je  7500— «»000,  i.  D.  8700  M.  (gleich 
den  Vortrag.  Rathen  der  Ministerien ,  —  beim  Ausschluss  aller  Nebenämter  für  die 
uitbe  der  0.  R.  K.  dürfte  der  üelialt  dieser  Beamten  höher  sein);  weiter  sind  vor- 
handen 1  Vorsteher  des  Präs.bur.  5400  M  Geh.),  S5  Revisoren  u.  Calculatoreii  u. 
I  Kanzleidirector  («000  —  5400  M.,  i.  D.  4200  M.  Geh.),  S  Kegistratoren  (.1000  bis 
1*00  M..  i.  D.  3900  M.  Geh.),  7  Kanzleisecret.  (1800  —3300  M.,  i.  D.  2550  MX 
Alle  haben  Wohn.geldzuschuss. 

l'eber  die  auch  für  die  prineip.  Fragen  sehr  lehrreichen,  bisher  misslungenen 
Versuche  einer  selbständigen  Gesetzgebung  Uber  das  (Jon t rol weseu  im  Haushalt 
des  Deutschen  Reichs  s.  d.  Aufs,  in  d.  Tub.  Ztschr.  Die  anfänglich  gctroH'ene 
Einrichtung,  wonach  die  preuss.  0.  R.  K.  mit  als  Rechnungshof  des  Norddeutschen 
Baldes,  dann  des  Reichs  dient  u.  demgemäss  entsprechend  erweitert  wurde,  ist  bis- 
her geblieben.  S.  norddeutsches  Ges.  v.  4.  Juli  1>0»>,  D.  Reichstes,  v.  11.  Febr.  1S75 
idas  das  preuss.  Ges.  v.  1872  für  massgebend  auch  für  deu  Rechnungshof  des  D. 
Ueichs  erklärt),  Gesetze,  welche  seitdem  jährlich  für  die  Coutrole  des  Reichshaushalts 
in  dem  betrell  letztvergangenen  Jahre  erneuert  worden  sind.  Auch  der  Laudeshaus- 
halt von  Elsass- Lothringen  wird  in  derselben  Weise  von  der  preuss.  0.  R.  K. 
üiitro  irt.  Speciell  f.  d.  deutscheu  Rechn.hof  fuugiren  ausser  dem  gemeins.  Präsi- 
denten 1  Director,  10  Käthe,  5:<  Revisoren  u.  Calculatoren,  5  Registratoren,  1  Kanzlei- 
- 'eher,  7  Kanzlcisccr.    Die  Mitglieder  werden  vom  Bundesrath  gewählt. 

2.  Baiern.  S.  v.  Czörnig  S.  52  II'.,  175,  Tüb.  Ztschr.  B.  33  S.  70  Ii'.,  Pözl, 
baier.  Verwalt.rceht,  3.  A.  §.  32,  2SH  IT.,  auch  270  11'.,  Stockar  v.  Neuforn-Hock  I, 
96  If.,  192  11'.,  450  II.,  bes.  471  ff.  Hauptverordn.  v.  11.  Jan.  1S20  modific.  durch  V.o. 
silier  das  Finanzrechnuugswesen  v.  23.  Dec.  1S0S.  Das  (,'haracteristischc  ist  die  Zer- 
legung der  Revision  in  eine  erste  primitive)  u.  eine  S  u p e  r  revision ,  die  grössere 
Decentralisation  der  Revision  u.  die  Vornahme  derselben  durch  verschiedene  Landes- 
und ( Zentralbehörden ,  welche  nach  Districten  u.  Geschäftszweigen  die  Arbeit  Italien, 
endlich  das  Fehlen  einer  speciellen  Beziehung  des  i  »bersten  Rechnuugshofs  zum  Land- 
tag. Die  erste  Revision  der  Finanzrcchnuugen  erfolgt  durch  die  Rechnungscommissariaic 
der  Verwaltungsbehörden,  d.  i.  der  Kreisregierungen  (Regier hnanzkatninern  >  selbst  u. 
far  die  Rechnungen  gewisser  Centralstellen  durch  die  dem  Finanzministerium  unmittel- 
bar untergeordnete  „Rechnungskammer'*  (bestehend  aus  1  Director,  2  Rathen, 
1  Assessor,  5  Commissärcn,  1  Sccr.  1  Registrator.  1  Kanzlisten  als  pragmat.  od.  stäud. 
Personal,  5  Revisoren,  2  Kanzlisten  als  instabilein,  Etat  07.015  M.).  Die  Super- 
revision  ist  Sache  des  Obersten  Rechuungshofs.  Dieser  ressortirt  zum  Finanz- 
ministerium, ist  aber  innerhalb  seiner  ("ompetenz  unabhängig  u.  hat  theils  ganz  für 
sieb,  theils  begutachtend  für  das  Fin.ministerium  die  oberste  Leitung  des  Rechnungs- 
wesens, ist  auch  endgiltige  Recursinstanz  bei  Berufungen  aus  der  1.  Revision.  Er 
^teht  aas  1  Präs.  (Geh.  10.800  M.i,  7  Kathen  (Geh.  53*0—5940  M.).  1  Gominissar. 
1  Kanzlisten,  wozu  noch  instabiles  Personal  tritt.  Etat  82.450  M.  Die  Verfassung 
i>t  collcgial,  die  Stellung  des  Hofs  u.  seiner  Mitglieder  gleich  der  des  obersten  Gerichts- 
hofs. Die  Superrevision  bezieht  sich  auf  die  nochmalige  Prüfung  der  bereits  von  den 
tfen.  ersten  Instanzen  geprüften  Rechnungen  u.  erfolgt  mittelst  jährlicher  A  bordnung 
'  Wies  Raths  in  jede  Provinz  (Kreis)  zur  Vornahme  der  Revision  an  Ort  u.  Stelle,  wobei 
der  Rath  eine  staatsanwaltliche  Function  hat.  Ueber  seine  Wahrnehmungen  berichtet 
r  schriftlich  an  den  Rechnungshof,  wo  alsdann  ein  anderer  Rath  über  den  Bericht 
referirt,  der  Hof  in  collcgialer  Form  beräth  u.  über  Rechnungsfragen  endgiltig  ent- 
Jckeidot,  andere  dem  Fin.ininisterium  zur  Entscheidung  vorlebt.    Der  Hof  hat  auch 
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die  Generalfinanz :  hnu  .  des  Staats  /w  stellen  u.  bis  spätestens  1.  Sept. 
des  folg.  Jahrs  dem  t  in. min.  vorzulegen.  —  Man  rühmt  die  Gründlichkeit  der  Revision 
schon  in  1.  Instanz,  die  Beschleunigung  der  Abrechnung,  die  gute  Schulung  für  die 
Revisioitsbeaniton  bei  «1er  Revision  1.  Instanz,  doch  ist  die  Verwah.controle  gegenüber 
den  obersten  Staatsbehörden  nur  „äusserst  uothdurftig"  gewahrt  (Tüb.  Ztsehr.  B.  33,  93 
u.  die  Vorarbeit  für  die  Staatscontrole  des  Landtags  ist  wenigstens  nicht  gesetzlich 
hinlänglich  gesichert,  wenn  auch  in  der  Praxis  die  Sache  sich  günstiger  gestaltet 

3.  Auch  den  übrigen  deutschen  Staaten  fehlen  die  bezüglichen  Ein- 
richtungen nicht.  Sie  zeigen  im  Einzelnen  manche  kleinere  Verschiedenheit,  aber 
doch  in  wesentl.  P mieten  Ueberciustimmuug.  Die  Rechnungscontrolc  ist  wohl  uberall 
genügend,  meistens  vortrefflich,  die  Verwaltungscontrolc  Uber  die  höchsten  Staab- 
behörden  aber  noch  öfters  mangelhaft  u.  die  Staatscontrole  noch  nicht  immer  der 
coustitut.  Doctrin  entsprechend  gestaltet  oder  wenigstens  für  die  Kammern  nicht  durch 
Rechnungshöfe  soweit  vorbereitet,  als  es  für  eine  wirksame  Controle  geboten  erscheint 
Die  Einrichtung  der  Staatscontrole  ist  in  den  Verfassungen  u.  in  damit  zus. hängen- 
den Gesetzen,  mehtfach  aber  auch  nach  allmählicher  ständischer  Praxis  geordnet. 
treten  darin  manche  Eigeuthümlichkciten  des  Staatsrechts  des  einzelnen  Staats  hervor. 

S.  über  K.  Sachsen  v.  Czörnig  S.  37  ff.  174.  Die  Rechnungen  der  ressor- 
tirendeu  Specialkassen  werden  hier  in  jedem  Ministerium  für  sich  geprüft  u.  justilicirt, 
th.  durch  die  mittleren  Verwaltungsstellen,  th.  durch  die  Rechnungsstelle  des  Ministeriums. 
Eine  eigene  <  »berrechenkammer .  welche  zum  (iesammtministerium  ressortirt  (Etil 
72.100  M.,  1  Präs.  mit  11.100  M.  u.  2  Räthe  mit  7200  —  8100  M.  Gehalt)  übt  die 
Rechnungscoiitrole  über  die  Centraikassen  allein  u.  eine  beschränkte  VorwalLcoutrole. 
indem  sie  Bemängelungen  dem  betreif.  Ministerium,  bez.  dem  (iesammtministeriuai 
zur  endgiltigen  Entscheidung  mittheilt  Mit  den  Landständen  steht  die  ü.  R.  K.  nicht 
in  Beziehung.  — 

Uebcr  Würtembcrg  s.  v.  Czörnig  S.  59  ff.  175,  v.  Riecke  Verfass.  u.  s.  * 
v.  \V.  S.  103.    Die  dem  Fin  min.  untergeordnete  Überrechnungskammer  ..ist  die  oberste 
Rechnungsbehörde  des  Landes  u.  hat  die  Aufsicht  über  das  gesammte  Staatsrechnuugs- 
weseu,  auch  bei  den  verrechnenden  Behörden  andrer  Departements"  (Riecke).  Sir 
übt  die  Kassen-  D  Rcchn  controle  unmittelbar  (  Abnahme,  Prüfung,  Abhör  der  Rech- 
nungen bei  allen  Haupt-  u.  Specialkasscn  u.  Austalten  des  Staats,  mit  der  eigenthüm! 
Ausnahme,  dass  die  cameralamtl.  Steuerhauptbuchcr  u.  die  der  Hauptzoll-  u.  Haupt 
steuerämter  vom  Steuercollegium ,  die  Rechnungen  der  Hutten-  u.  Salincukassen  r. 
Bergrath  revidirt  werdend    Für  die  Verwalt. controle  ist  die  O.  R.  K.  nur  theilweis-. 
für  die  Staatscontrole  gar  nicht  weiter  thätig,  wie  denn  an  der  Spitze  der  O.  R.  K. 
als  Dircctor  der  Director  der  Staatskass.verwaltung  steht  (Geh.  6M)0  M.,  ausserdem 
1  Räthe  mit  5000— (»000  M.  Geh.).    Diese  beiden  Controlon  werden  nach  der  eigen- 
tümlichen, aus  der  älteren  Zeit  beibehaltenen  Gestaltung  des  würt.  Staatshaushalte 
von  den  Ständen  u.  deren  Ausschuss  mit  ausgeübt. 

Uebcr  Baden  s.  v.  Czörnig  S.  76  11'.,  175,  Regenauer  §.  13  —  15.  Zwei- 
fache Revision,  durch  die  Verwalt.mittelstellen  für  die  untergebenen  Kassen  u. 
Buchführungen,  dann  Su  perrevision  nach  Auswahl  Seitens  der  Oberrechen- 
kammer, welche  ausserdem  die  Rechnungscontrolc  über  die  Cent ra Hassen  unmittel- 
bar übt.  Sic  ist,  dem  constit.  Princip  gemäss,  eine  dem  Landesherrn  unmittelbar 
untergeordnete,  der  Verwaltung,  auch  den  Ministerien  gegenüber  selbständige  Behörde, 
sie  hat  auch  demgemäss  die  Verwalt.controlc  tinnehaltung  des  Etats  u  s.  w.)  zu  übe», 
für  die  Staatscontrole  der  Stände  ist  sie  aber  nicht  unmittelbar  mit  thätig  (Etat  74.900  M.. 
1  Präs.  mit  12.000  M.  Geh.,  4  Räthe  mit  5S00— 6200  M.,  11  Revisoren  mit 
2—4000  M  ). 

§.  143.  —  4.  Belgien.  S.  v.  Czörnig  S.  140  11".,  IS2.  Tüb.  Ztschr.  B.  33, 
S.  si\  II*.  Der  Oberste  Rechnungshof  nimmt  hier  eine  wesentlich  andere  Stellung  ein. 
als  in  Deutschland  u  in  den  meisten  sonstigen  Staaten.  Während  er  bei  uns  überall 
eine  Verwaltungsbehörde,  ein  Regierungsorgau  ist,  das  entweder  gar  nicht  un- 
mittelbar oder  nur  in  beschränktem  Maasse  in  Beziehung  zur  Volksvertretung  steht,  ist 
er  in  Belgien  verfassungsmässig  u.  nach  dem  Hauptgesetz  v.  29.  Oct.  1S4G  ein  Organ 
des  Parlaments,  für  dessen  Zwecke  mit  eingerichtet,  zur  Ausübung  auch  der  Staats- 
controle selbst  neben  der  Rechnungs-  u.  Verwalt.controle.  Hier  sind  die  Cousequeuzco 
der  eigentlich  Parlamentär.  Verfassung  gezogen,  die  Einrichtung  entspricht  daher 
den  (iniinls.it/.cii  des  deutschen  coustitut.  Staatsrechts  kaum  mehr.    Die  Mitglieder 
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des  Rechn.hofs  »nach  d.  ursprüngl.  (ies.  bestehend  aus  1  Präs.  mit  1  1.250  fr.  Gehalt, 
b  Kathen  mit  8500  fr.  (ichalt.  1  Secr.  u.  dem  erforderl.  Kevis.  u.  Bureaupersonal) 
werden  von  d.  Kammer  der  Abgeordneten  je  auf  0  Jahr,  doch  jederzeit  wider- 
ruflich gewählt.  Die  Unabhängigkeit  der  Mitglieder  ist  durch  noch  weitergehende 
\ls  die  sonst  üblichen  Bestimmungen  verbürgt  (u.  A.  darf  nicht  nur  keine  nähere 
Verwandtschaft  der  Mitglieder  unter  sich,  eine  auch  in  Preussen  u.  sonst  besteh. 
Vorschrift,  sondern  auch  uicht  mit  den  Ministem  u.  den  Verwalt.chefs  bestehen  i.  Der 
Hof  wacht  darüber.  ..dass  kein  Budgetsatz  der  Ausgaben  Uberschritten  wird  u.  dass 
leine  üebertragung  stattfindet".  Es  sind  ihm  zu  diesem  Zweck  umfassende  Befugnisse 
der  Verwaltungscontrole ,  namentlich  das  oben  (§.  140)  besprochene  Kecht  der  Visa- 
ontrolc  für  die  unständigen  Ausgaben  ertheilt  Die  Beschlüsse  des  Hofs  in  Kech- 
uuugssachen  sind  endgiltig,  nur  bei  Verletzung  der  Form  oder  des  Gesetzes  steht  dem 
lutfhnungsleger  biunen  3  Monaten  die  Berufung  an  den  Cassationshof  zu.  Eine 
umfassende  Mitwirkung  hat  der  Hof  auch  bei  der  Verwaltung  der  Staatsschuld.  Im 
Übrigen  „ressortirt  der  Hof  in  alleu  seinen  Beschlüssen  iim  Gebiet  der  Verwalt.- 
■  ontrole)  in  letzter  Instanz  von  der  Kammer  der  Repräsentanten,  als  der  Quelle  seines 
Bestandes.  Auf  diese  Weise  ist  die  Gesammtcontrole  nirgends  umfassender  u.  ein- 
dringlicher durchgeführt  als  in  Belgien"  (Czörnig  S.  182).  Die  Gefahr  einer  zu 
»fit  gehenden  Beschränkung  u.  unter  Umständen  einer  Lahmlegung  der  Verwaltung 
wird  bei  einer  derartigen  Gestaltung  der  Controle,  zumal  in  einem  Grossstaate  aber 
nicht  zu  läugnen  sein.  Indessen  mit  dem  rein  parlam.  Princip  stände  eine  Einrichtung 
der  Controle  nach  belg.  Muster  in  Einklang,  ist  daher  auch  bei  uns  mitunter  von 
Vertretern  dieses  Princips  empfohlen  worden. 

5.  Oesterreich  (West-t.  S.  Czörnig  S.  IG  II.,  170  lf..  Tub.  Ztschr  B.  33 
S.  53—70  hier  eingehend),  Blonski  II,  358,  302  II.,  Dcssary  §.  107,  122  II.  Nei- 
das Recht  vor  18661  Ulbrich,  östr.  Staatsrecht  S.  160  11.,  663  lf.  Wildt,  d.  ost. 
^taatsrechn.  u.  Controldienst,  1876.    Auch  Schrott  passim. 

Schon  vor  der  neuen  Periode  verfassuugsmäss.  Kinanzwirthschaft,  zur  Zeit  des 
Absolutismus,  war  das  östr.  Controlwesen  zweckmässig  u.  den  modernen  Anforderungen 
entsprechend  eingerichtet,  so  im  Ganzen  schon  in  der  Behörde  des  alten  „Geneiii- 
Kcchnungsdirectoriums"  als  unabhängiger  oberster  Controlstelle.  Die  V.o.  v.  27.  März  1 854 
machte  a«s  diesem  Directorium  in  unmittelbarer  Unterordnung  unter  den  Kaiser,  un- 
abhängig von  den  Ministern,  den  Ministerien  gleichgestellt  die  ., Oberste  Rcchuuugs- 
•  ontrols-Bchördc"  als  obersten  Rechnungshof  der  absul.  Monarchie  zur  Handhabung 
der  Kechnungs-  u.  der  Verwaltungscontrole  u.  zur  Vorbereitung  der  Staatscontrolc 
durch  den  Monarchen  selbst.  Die  Controle  ward  aber  insofern  decentralisirt,  als  den 
Centralverwaltungen  u.  den  Kronlauds- Verwaltungen  für  den  Controldienst  eigene 
Staatsbuchhaltungen  beigegeben  waren,  welche  ebenfalls  von  den  Verwaltungs- 
behörden unabhängig  u.  unmittelbar  unter  die  Oberste  Controlbehürde  gestellt  wurden. 
Kino  Fortbildung  erfolgto  durch  die  Kais  Verordnung  v.  21.  Nov.  1*66,  die  Grund- 
lage des  jetzt  geltenden  Rechts.  Hiernach  sind  den  anweisenden  CVntral-  und  Landes- 
behürden  (d.  h.  den  Mittelstellen,  wie  den  polit.  Landcssteilen,  Finanzlandesdirectionen, 
< *l>erlaudesgerichtcn,  Postdirectionen)  allgemein  Rechnungsdepartements,  welche 
die  Stelle  der  früheren  Buchhaltereien  einnehmen .  beigegeben.  Dieselben  verbuchen 
u.  con trasign iren  alle  Anweisungen  der  Verwaltungsbehörden,  überwachen  die 
ordnungsmässige  Vollziehung  der  Anweisungen  u.  üben  über  die  Kassen  die  Rech- 
nangscontrole  aus.  Ucber  diesen  Rechnungsdepartcinents  steht  für  die  Superrevision 
u.  für  die  Verwaltungscontrole  der  Mittel-  u.  obersten  Behörden,  einschliesslich  der 
Ministerien  —  u.  zwar  für  materielle,  nicht  bloss  zill'ennässige  Prüfung  der  Ge- 
Itahrung  mit  dem  Staatsvermögen  u.  ob  sie  in  Uebereinstiuimung  mit  Gesetzen,  Ver- 
ordnungen. Etat;  auch  Beurtheilung  der  Zweckmässigkeit  neben  der  Vorschriftsmässig- 
leit  —  der  Oberste  Rechnungshof.  Dieser  ist  auch  gegenwärtig  noch  eine  dem 
Kaiser  untergeordnete,  selbständige,  vun  den  Ministerien  unabhängige  u.  ihnen  coordi- 
riirte  oberste  Staatsbehörde,  mit  collegialer  Verfassung,  wenn  auch  mit  besonders  aus- 
gedehnten Befugnissen  des  Präsidenten ,  im  Wesentlichen  aber,  nach  Analogie  d<s 
obersten  Gerichtshofs  mit  den  nöthigen  Garantieen  der  Unabhängigkeit  versehen  ( Ktat 
in  1882  155.000  A.  Personal  um  1?>V0  1  Präs.  mit  dem  gewöhnt,  öst.  Ministcrgehalt 
v.  10.000  lt.  u  12.000  H.  Zulagen,  4  Hofräthe  in  2  Klassen  mit  00OU  u.  4500  Ii.  Geh., 
2  S«ct.rätbe  mit  3200  u.  2S00  Ii.  Geb.,  5  Hofsecr.  in  2  Klassen  mit  2200  u.  2000  fl„ 
21  fta  lm.räthe  in  3  Klassen  mit  1800  u.  1600  II.  u.  1400  1  Alle  diese  Beamten 
A.  Wagner,  Finanzwesens,  huft.   I.  3.  Aufl.  21 
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ausserdem  mit  Activ .-Zul.  Der  Hof  hat  dem  Kaiser  jährlich  Bericht  über  seine  Thätigkeit 
/.u  erstatten  u.  hier  eventuelle  Reformvorschläge  zu  stellen.  Er  ist  aber  auch  für  die  Parla- 
mentär. Staatscontrole  mit  thütig,  indem  er  den  Centralrechnungsabschluss  für  das  vorletzt? 
Verwaltungsjahr  verfasst  u.  die  Ucbcreinstiinmung  desselben  mit  dem  Etat  prüft,  worauf 
diese  Rechnung  mit  Beilagen  u.  Bemerkungen  an  den  Kaiser  u.  von  da  an  den  Vui3.ui- 
ininister  zur  Uebergabe  an  den  Hoiclisrath  behufs  verfassungsmässiger  Erledigung  geht 
In  wesentlichen  l'uncten  gleicht  die  Stellung  u.  Competenz  des  öst.  Rechnungshofs  der- 
jenigen der  preuss.  « ).  K.  K.,  ein  Hauptunterschied  im  sonstigen  Controlwesen  liegt  in 
der  österr.  Einrichtung  besondrer  Rechnungsdepartements  bei  den  anweisenden  Behörden. 
Der  Verf.  d.  Aufs,  in  d.  Tüb.  Ztschr.  urtheilt  über  das  öst.  Controlwesen  gunstig:  „dies.- 
öst.  Einrichtungen  sind  höchst  beachtenswert!).  Sic  beruhen  auf  einer  genauen  Kenntnis- 
sowohl  der  preuss.  als  der  französ.  Institutionen  u.  haben  von  beiden  viel  Gutes  io 
sich  aufgenommen"  (B.  33,  S.  68).  — 

Für  die  Controle  dos  gemeinsamen  Haushalts  der  öst.  Monarchie  (mit  Ungarn ) 
besteht  ein  besonderer,  dem  wcstöstcrreichischcn  ähnlich  eingerichteter  Oberster 
Rechnungshof  (Et.  125.400  fl... 

6.  Frankreich.  S.  C/.örnig  S.  89,  97  II.,  1G5  ff.,  Tüb.  Ztschr.  B.  33  S.  41  lt.. 
Hock,  Fin.  Fr.s  S.  III  ff.,  Kaufmann  Kap.  4,  bes.  Block's  dict.  de  l'adm.  Ens? 
Art.  cour  des  comptos,  auch  Art.  comptabilitc  publique. 

Der  französ.  Oberste  Rechnungshof  (cour  des  comptes)  ist  eine  Schöpfung  Napo- 
leons I.  (Hauptges.  v.  16.  Sept.  1807  u.  V.o.  v.  28.  Sept  1807),  durch  welche  die 
Rechnungscontrole  u.  in  beschränktem  Maasse  die  Vcrwaltungscontrole  zur  endgiltifcen 
Wiederherstellung  der  finanz.  Ordnung  gewährleistet  werden  sollte.  Aehnliche  Ein- 
richtungen, nur  mehr  dcccntralisirt,  hatten  aber  schon  in  der  alten  Monarchie  be- 
fanden :  Rechnungskammern  (chambres  des  comptes,  Ord.  v.  1464),  deren  es  schliess- 
lich 13,  neben  den  Provinz. Parlamenten ,  gab.  Sie  wurden  1790 — 91  beseitigt,  aber 
durch  die  neuen  centralist.  Einrichtungen  ungenügend  ersetzt  An  die  Gesetzgebung 
v.  1807  schlössen  sich  später  verschiedene,  Einzelnes  verändernde  Decrete  (v.  1^56, 
1859  u.  1s60)  an,  aber  die  Grundeinrichtung  ist  geblieben  u.  auch  seit  dem  Statu 
des  zweiten  Kaiserreichs  nicht  weiter  verändert  wordeu.  Vgl.  sonst  auch  das  DecM 
v.  31.  Mai  1862  über  die  comptabilitc  publique  für  Manches  aus  diesem  Gebiet., 
was  mit  dem  Controlwesen  eng  zusammen  hängt.  Die  Rechnungscontrole  wird  durch 
die  bestehenden  Einrichtungen  sehr  gut  verbürgt,  die  Vcrwaltungscontrole  gegenübe! 
den  obersten  Behörden  könnte  dadurch  wohl  auch  ausreichend  geleistet  werden,  ge- 
hört aber  in  der  Hauptsache  nicht  zu  ihrer  Competenz.  Sic  wie  die  weitere  Staats- 
controle haben  übrigens  unter  den  wechselnden  politischen  Verhältnissen  des  Land* 
in  ihrer  practischen  Bedeutung  gewechselt. 

Das  Eigentümliche  der  französ.  Controle  durch  den  Rechnungshof  liegt  in  der 
ganzen  Stellung  u.  in  dem  Verfahren  des  letzteren.  Er  ist  nemlich  als  förm- 
licher G  erichtshof  eingerichtet,  rangirt  unmittelbar  nach  dem  Cassationshof,  geniest 
dessen  Vorrechte,  verhandelt  u.  entscheidet  in  den  Formen  des  Gerichtsverfahren i, 
fällt  daher  förmliche  gerichtliche  Urtheilssprüche ,  bei  der  Decharge  u.  s.  w.,  in  den 
feierlichen  Formen  der  Gerichtshöfe.  Seine  gegenwärtige  Zusammensetzung  ist  bei 
einem  Etat  von  1.56  M.  fr  :  1  erster  Präs.  (Geh.  seit  1872  30.000  fr.,  früher 
35.000).  3  Kammerpräs.  (Geh.  25.000,  früher  18.000),  18  Räthe  (conseillers  -  maitre«. 
Geh,  1H.000  fr.,  früher  15.000),  24  erste  Revisoren  ireferendaircs  de  I  classe,  Geh. 
7000  fr.,  früher  6000).  60  zweite  Revisoren  (rcf.  de  H  cl ,  Geh.  3000,  früher  2400  fr. . 
alle  lebenslänglich  vom  Staatso berh  aup  t  ernannt,  ausserdem  1  General- 
proeurator  (Geh.  30  000  fr.,  früher  35.000),  1  obersecretär  (greffior  en  chef,  Geb 
OvOOO,  früher  15.000  fr.),  ferner  15  erste  Auditoren  (Geh.  2000  fr.)  u.  Kanzlei-  u. 
Unterpersoual.  Die  Revisoren  u.  Auditoren  erhalten  ausserdem  unter  sich  nach  Mass- 
gabe ihrer  Arbeit  die  Summe  von  420  000  fr.  jährlich  vertheilt,  i.  Dchschn.  5000  fr 
f.  den  Revisor,  1200  fr.  für  den  Auditor  1.  Kl.  Der  Rechnungshof  zerfällt  für  ver- 
schiedene Dienstzweige  in  drei  Kammern,  je  unter  1  Präs.  u.  mit  6  KäuVn. 
nemlich  für  die  Einnahmen,  die  Ausgaben,  die  Rechnungen  der  Kreise  u.  Gemeinde:!. 
Die  Rechnungsprüfung  erstreckt  sich  auf  alle  Rechnungsleger  (comptables)  der  Staats-. 
Ooinmunal-  u.  öllentl.  Anstaltsverwaltung,  mit  der  Ausnahme,  dass  die  Rechnungen 
in  (iemeinden  mit  weniger  als  30.000  fr.  Jahreseinnahme  durch  den  Präfecturratl). 
doch  mit  Berufung  an  den  Rechnungshof,  u.  dass  die  Rechnungen  der  unmittellui 
unter  dem  Gcncralcinnehmcr  der  Depart.  stehenden  Rcehnungsleger,  spec.  fiir  die 
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iire«  texi  Steuern,  vom  Gcn.einnehmcr  geprüft  werden.  Die  Urtheile  des  Rechnungs- 
hof» in  Rechnungssachen  sind  vollstreckbar.  W  egen  Verletzung  der  Form  u.  des  Ge- 
>etzes  kann  aber  vom  Rechnungsleger  u.  für  diesen  von  den  Ministem  Berufung  au 
den  Staatsrath  erhoben  werden.  —  Bei  der  Controle  ist  nur  die  Uebcreinstiinmung 
4er  Rechnungen  der  Rechnungsleger  mit  den  Anweisungen  der  ordonnateurs  zu  prüfen, 
nicht  die  Berechtigung  der  anweisenden  Behörden  zur  Krthcilung  der  Anweisungen 
vflbat  oder  in  der  u.  der  Höhe,  für  die  u.  die  Zwecke:  insofern  ist  die  Vcrwaltungs- 
.ontrole  nicht  Sache  des  Rechnungshof*.  Doch  worden  ausser  den  Einzclreehnungen 
(kr  Rechnungsleger  auch  die  Schlussrechnungcn  der  Minister  über  das  geschlossene 
K<'chr>ung>jahr  u.  der  Generalbericht  der  Kinanzverwaltung  über  das  Verwalt.jahr  dem 
Kechnungshof  zur  Prüfung,  zur  Vergleichung  mit  den  Rechnungen  der  Rechnungs- 
wger  u.  zur  Beurtheilung  ihrer  Uebereinstimmung  mit  den  Gesetzen  u.  Verordnungen 
ji>  rwiesen.  Bemängelungen  sind  dann  im  Correspondenzwege  mit  den  Ministern  zu 
riedigen;  diejenigen,  wo  dies  nicht  gelingt,  dem  Staatsoberhaupt  (Präs.  d.  Republik) 
u.  durch  dieses  dem  Parlament  zur  Entscheidung  mitzutheilen.  Hierin  liegt  die  Mit- 
wirkung des  Rechnungshofs  bei  der  Vorbereitung  auch  der  Staatsc.ontrole.  Die  Er- 
klärungen des  Rechnungshofs  über  die  Uebereinstimmung  der  ministeriellen  Abrech- 
nungen mit  den  geprüften  Rechnungen  der  Rechnungslcger  erfolgen  in  feierlicher  öffent- 
licher Sitzung.  —  Das  Decret  v.  31.  Mai  18R2  ordnete  ausserdem  dann  noch  eine 
besondere  Vcrwaltungscontrole  durch  eine  jährlich  vom  Kaiser  zu  ernennende  Com- 
inisMon  von  9  Personen  aus  Mitgliedern  des  Ke<  hnungshofs,  Staatsraths,  Senats  u.  des 
l^islat.  Körpers  an.  Hier  sollte  die  Uebereinstimmung  der  Rechnungen  der  Minister 
mit  den  Ergebnissen  der  Centralaufschrcibun^en  beim  Finanzministerium  u.  mit  denen 
der  Beschlüsse  des  Rechnungshofs  über  die  Rechnungen  der  Rechnungsleger  constatirt 
v  rden.  Das  darüber  aufzunehmende  Protokoll  gelangt  an  den  Finanzminister  u.  von 
diesem  an  die  beiden  Kammern.  Die  sonstige  Staatscontrolc  erfolgt  mittelst  der  Ge- 
[fjhinigniig  der  definitiven  Schlussrechnung  (reglcment  definitif  du  budget)  in  (iesetzes- 
forin.  ist  aber  bei  der  ausserordentlichen  Complicirtheit  der  französ.  Finanzvcrwaltung 
u  h  heute  unter  der  Republik  noch  dieselbe  leere  Formalität  wie  früher  unter  den 
kai><rreich.  — 

7.  Das  Controlwcsen  Italiens  ist  dem  französischen  nachgebildet,  auch  in  Be- 
zug auf  den  Rechnungshof  (cortc  dei  conti),  wobei  aber  in  der  Verwalt.controle  auch 
das  belgische  Muster  >  Visacontrole  der  Anweisungen)  mit  massgebend  war  (Ges.  v. 
14.  Aug.  15.  Aug.  IS67). 

S.  Grossbritannicn's  Controlwesen  ^Tüb.  Ztoclir.  B.  33.  S.  72— Sß,  (ineist, 
engl  Vcrwalt.recht.  2.  A.,  II,  S.  S45,  S54)  hängt  mit  der  dortigen  parlam.  Verfassung 
u.  anderen  speeifisch  brit.  Verhältnissen  enge  zusammen,  was  das  Verständnis«  u. 
Vergleiche  mit  continentalen  Einrichtungen  erschwert.  Bis  zum  J.  1  Sl»*>  bestanden 
zwei  getrennte  Behörden  für  die  Controle,  deren  Anfänge  in  frühe  Zeiten  zurück- 
reichen u.  welche  mit  der  ganzen  Einrichtung  des  Dienstes  der  Schatzkammer  iex- 
<  he<juer)  zus.hängen.  Nach  der  Organisation  im  19.  Jahrhundert  war  das  eine  Amt 
das  des  comptroller  general,  der  Generalcontrole  der  Einnahmen  u.  Ausgaben, 
wichtig  für  letztere,  dem  Zweck  u.  Wesen  nach  eine  vorgängige  Vcrwaltungs- 
controle der  Anweisungen  („Controle  ah  ante",  s  o.  §.  140),  zuletzt  geordnet 
durch  Gesetz  4  D.  5  Will.  14  c.  15  (JS34):  „der  Gen.controleur  wacht  daruber,  dass 
k<Miie  Zahlungsanweisungen  auf  Staatsgeldcr  aus  dem  Fin.ministerium  erlassen  werden 
»hnn  gehörige  Autorisation"  (Gneistll,  S47).  Das  zweite  Amt,  geordnet  durch 
2  Will.  IV.  d.  1,  war  das  der  com  ni  issi  one  rs  of  audit,  der  „Abhörcommission", 
iaer  Art  obersten  Rechnungshofs,  für  die  nachträgliche  Verwaltungs-  oder 
die  Verwendungs-  u.  für  die  Rechnungscontrole,  anfangs  nur  für  bestimmte 
Verwaltungsgebicte,  später  auf  immer  mehr  ausgedehnt.  Diese  Behörde  bestand  aus 
4  ordentlichen,  nicht  »willkührlich  absetzbaren  Mitgliedern.  1  Secr.,  9  Inspectoren. 
.  100  Revisoren,  fungirte  aber  gleich  der  Generalcontrole  nicht  ganz  befriedigend. 
Längere  Reformbestrebungen,  bei  deren  Erörterung  auch  in  England  die  Bedenken 
einef  wirksamen ,  dann  aber  in  die  Verwaltung  eingreifender  „Visacontrole  ab  ante" 
zur  Sprache  kamen  (s.  Tüb.  Ztschr.  B.  33,  S.  7!>,  Citat  aus  d.  pari.  Bericht),  schlössen 
mit  dem  Ges.  v.  28.  Juni  1 86«»  ab,  worin  für  die  bisher  getrenute  Generalcontrole  u. 
R-.chnungsabhör  ein  gemeinsames  Amt  geschallen  wurde,  besetzt  mit  Einem  Beamten 
•  »mptroller  general  for  II.  Maj.  ex«  hequer  and  auditur  general  of  the  publ.  accoilDt) 
n.  I  Stellvertreter  desselben .  als  fest  angestellten  Personen,  (2000  u.  1500  Pf.  St. 


Digitized  by  Google 


324        I.B.  4.  K.  Formelle  Ordnung.  5.  A.  Rechnungsabschluss.  §.  144. 

Gehalt),  den  beiden  eigentlichen  verantwortlichen  Trägern  des  Amts,  welche  von  der 
Krone  n.  mit  erforderlichen  Hilfspersonen ,  welche  vom  Schatzamt  ernannt  werden. 
Jene  beiden  Beamten  sind  aber  auf  Erfordern  beider  Häuser  des  Parlaments  von  der 
Krone  zu  entlassen.  Von  diesem  Amte  wird  die  vorhergehende  Controle  der  An- 
weisungen, dann  fttr  die  parlam.  Staatscontrolc  die  Verwendungseontrolc  hinsichtlich 
der  Uebereiustimmung  der  aus  den  Rechnungen  sich  ergebenden  Verwendung  der 
Ausgaben  nach  Zweck  u.  Höhe  mit  den  pnrlam.  Bewilligungen,  —  die  Controle  der 
sogen,  appropriations-aecounts  —  u.  soweit  dies  hierfür  geboten  auch  die  Kechnunrs- 
controle  ausgeübt.  Für  die  weitere  Rechnungscontrole  ftingirt  eino  Abtheilung  der 
Schatzkammer  als  eine  Art  Rechnungshof. 


5.  Abschnitt. 

Der  Kcchnungsafosehhiss  und  die  Einrichtung  getrennter 
Jahresdienste  sowie  die  Inventarisirnng  des  öffentlichen 

Vermögens. 

Die  beiden  ersten  Functe  stehen  im  engen  Zusammenhang  mit  dem  Zahlung-, 
Kassen-  und  Rechnungswesen  wie  mit  dem  Controlwesen.  Sie  waren  deshalb  iu  den 
beiden  letzten  Abschnitten  schon  mehrfach  mit  zu  berühren.  Im  Folgenden  handelt 
es  sich  nur  noch  um  einige  abschliessende  Erörterungen  über  diese  Puucte  für  sieb. 
Auch  die  Iiiventarisirung  des  öffentlichen  Vermögens  und  die  Führung  von  Natuial- 
<>lateriari - rechnungen ,  welche  damit  in  Verbindung  stehen,  bedürfen  hier  keiner 
eigenen  genaueren  Darlegung,  da  die  Grundsätze  des  allgemeinen  Rechnungs-  umi 
Coutrolwescns  dafür  inutatis  mutandis  Anwendung  finden. 

Das  Vcrwaltungsrecht  der  Materie  ist  grossentheils  das  nemliche,  wie  für  di 
im  Vorausgehenden  behaudelten  Gegenstände.    S.  darüber  u.  für  die  literarische  Be- 
handlung die  Vorbemerkungen  zu  den  Abschnitten  2  —  i  dieses  Kapitels  \S.  21K. 
253,  HO  1  >  u.  die  bezüglichen  Noten  in  diesen  Abschnitten. 

Der  Rcchnungsabschluss  speciell  ist  in  der  heutigen  Periode  der  „verfassungs- 
mäßigen Finanzwirtbschaft"  wieder  Gegenstand  besonderer  staatsrechtlicher  Regelung 
in  Bezug  auf  die  Rechte  der  Volksvertretung  hinsichtlich  der  Mitwirkung  dabei.  Hier- 
für kommen  daher  Bestimmungen  der  Verfassungen  u.  der  sich  daran  anschliessenden 
Gesetzgebung,  aber  auch  öfters  eine  Art  mehr  gewohnheitsrechtlicher  Normen  s:; 
Betracht,  welche  sich  in  der  ständischen  oder  parlamentarischen  Praxis  für  die  Bt- 
bandlung  u.  Erledigung  der  Rechnungsabschlüsse  allmählich  zu  bilden  pflegen.  Die 
Gesetzgebung  über  „Comptabilität"  und  über  die  Rechnungshöfe  enthält  auch  für 
diese  Puncto  mehrfach  nähere  Bestimmungen. 

I.  —  §.  144.    Der  Rechnungsabschluss  und  die  Ein 
richtung  getrennter  Jahresdienste. 

Alle  Wirtschaftsrechnungen  sind  nur  ziffermässige  Verzeich 
nungen  von  thatsächlichen  Vorgängen  bezüglich  der  Güter-  oder 
Werthbewegungen,  speciell  der  Geld-  und  Geldeswerth-  Ein-  und 
Ausgänge  im  Leben  der  Wirthschaft.  Diese  Vorgänge  wiederholen 
sich  unaufhörlich,  solange  die  Wirthschaft  besteht,  d.  h.  eben  lebt. 
Sie  sind  an  die  Kategorie  „Zeit4'  geknüpft  und  treten  in  bestimmter 
Reihenfolge  ein.  Aber  jede  Zerlegung  dieser  „Zeit"  in  be 
stimmte  „Zeiträume"  beruht  im  Grunde  auf  Willkühr  und 
bedingt  eine  Zerreissung  an  und  für  sich  zusammen- 
gehöriger Thatsachenrcihcn  oder  Vorgänge.     Sie  ist 
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gleichwohl  durchaus  notwendig,  um  im  „Fluss  der  Erscheinungen" 
einen  Ruhepunct  zu  finden,  von  dem  aus  rück-  und  vorblickend 
Ergebnisse  der  Vergangenheit  festgestellt  und  klar 
erkannt  und  Autgaben  der  Zukunft  genauer  erfasst 
werden  könuen.  Immer  läuft  dabei  aber  die  nicht  zu  übersehende 
Fiction  unter,  als  wenn  die  Bewegung  der  Thatsachen  wirklich 
momentan  aufhörte,  die  Vor„gänge"  —  begriffswidrig  —  still 
ständen,  als  ob  es  reelle  Ruhepuncte  gäbe.  Eben  weil  dieses 
eine  blosse  Fiction  ist,  welche  keine  Realität  hat,  ergeben  sich 
aus  diesem  Widerspruch  zwischen  Annahme  und  Wirklichkeit 
Schwierigkeiten  bei  der  Durchführung  der  Annahme,  von  der  man 
ausgebt,  in  den  weiteren  Consequenzen.  Davon  ist  auch  im  Rech  - 
unngsweseu  der  Wirthschaft  Act  zu  nehmen:  der  „ Abschluss" 
der  Rechnungen  ist  eben  eine  Consequenz  jener  Fiction,  wodurch 
der  Wirklichkeit  immer  mehr  oder  weniger  Zwang  ange- 
tban  wird. 

Die  Zeiträume,  nach  welchen  die  Vorgänge  im  Wirtschafts- 
leben in  Zeitabschnitte  zerlegt  werden,  können  an  und  für  sich 
willkührlich  bestimmt  werden.  Man  bedarf  für  verschiedene  Zwecke 
verschiedener,  kleinerer  und  grösserer.  Der  hauptsächliche  grössere, 
bez.  grösste,  welcher  sich  im  Anschluss  an  andere  Vorgänge 
auch  im  Wirtschaftsleben  und  von  da  aus  auch  in  der  Finanz 
wirthschaft  eingebürgert  hat,  die  übliche  Wirthschafts -  und  Finanz 
periode,  ist  bekanntlich  das  Jahr  (§.  104  unter  b).  Die  Haupt- 
rechnungen der  Finanzwirthschaft  werden  daher  wie  die  Etats  für 
Jahresperioden  geführt  und  dafür  abgeschlossen.  Die 
thatsäch lieben  Vorgänge,  auf  welche  die  Rechnungen  sich  beziehen, 
werden  demgemäss  möglichst  in  Jahresabschnitte  zerlegt  und 
so  in  Jabresreihen  gebracht.  Sind  die  einzelnen  in  das  be- 
stimmte Jahr  rechtlich  gehörigen  Thatsachen  nicht  wirklich  in  diesem 
Zeiträume  selbst  eingetreten ,  so  müssen  Anordnungen  darüber  ge- 
troffen werden,  wie  die  zu  diesen  Thatsachen  gehörigen  Rechnungs- 
vorgänge behandelt  werden  sollen.  Das  führt  zu  den  Bestimmungen 
über  den  Abschluss  der  Jahresrechnungen,  über  die  Trennung 
der  Jahresdienste,  über  das  Offenhalten  der  Rechnungen  eines 
dem  Zeittermin  nach  abgelaufenen  Jahres  noch  eine  Zeitlang 
während  des  oder  der  folgenden  Jahre  n.  8.  w.,  —  Bestimmungen, 
wie  sie  oben  (§.  132,  133)  bereits  dargestellt  worden  sind.  Bei 
allen  diesen  Anordnungen  sind  die  practischen  Bedürfnisse  der 
Finanzverwaltung  spcciell  des  Zahlungs-,  Kassen-,  Rechnungs-  und 
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Controldieustes  neben  den  Bedürfnissen  des  wirthschaftlichen  Ver- 
kehrs und  der  Staatsschuldner  und  Staatsgläubiger,  —  d.  h.  hier 
allgemein:  der  zu  Zahlungen  an  Staatskassen  Verpflichteten  und 
zu  Zahlungsforderungen  dem  Staat  gegenüber  Berechtigten  —  vor- 
nemlich  zu  berücksichtigen.  Bei  der  Festsetzung  und  Durchführung 
solcher  Anordnungen  ergeben  sich  dann  aber  jene  angedeuteten 
Schwierigkeiten,  welche  in  der  Natur  der  Sache  liegen  und  so  gnt 
als  möglich  überwunden  werden  müssen,  völlig  jedoch  nicht  be 
seitigt  werden  können. 

§.  145.  —  A.  Die  Aufgabe  und  ihre  Lösung.  Das 
Ideal  für  die  Bewerkstelligung  des  Rechnungsabschlusses 
wäre,  dass  die  im  Etat  für  das  Finanzjahr  vorgesehenen  Ver- 
waltungsthatsachen  und  die  sich  an  letztere  knüpfenden  Einnahmen 
und  Ausgaben  (Ein-  und  Ausgänge,  Zahlungsempfänge  und  Aus- 
zahlungen der  Staatskassen)  genau  innerhalb  dieses  Jahres 
bei  den  einzelnen  Kassenvcrwaltungen  dann  weiter  genau  inner- 
halb der  supponirten  Theilabschnitte,  Quartale,  Monate  des  Jahres  — 
vor  sich  gingen,  keine  solche  Thatsache  vorher  einträte  und  Vor- 
schüsse der  Kasse  oder  Empfänge  auf  Rechnung  des  künftigen 
Jahres  bedingte,  keine  später  erfolgte  und  „Rest Verwaltungs- 
ausgaben" u.  s.  w.  mit  sich  brächte. 

Da  die  Buchung  und  Verrechnung  mit  den  (iebahrungen  der  Kassen  Schritt 
halten  kann  und  soll  und  ^tatsächlich  nach  den  jetzt  allgemein  bestehenden  Ein- 
richtungen auch  halt,  so  würde  dann  der  Kechn  ungsabschl  uss  sofort  bei 
Ablauf  des  Jahres  erfolgen  kennen.  Die  Bücher  aller  Kassen  und  Kechnungs- 
behörden  Hessen  sich  hier  sofort  schliessen ,  die  Controle  könnte  alsbald  ihre  Thatig- 
keit  beginnen  —  soweit  sie  nicht  schon  während  den  Jahres  selbst  wirksam  wurde,  — 
und  die  Ettheilung  der  Entlastung  au  die  einzelnen  Koehnungsleger  sowie  Seitens  der 
eompetenten  Organe  an  die  ganze  Finanzverwaltung  und  an  deren  verantwortlich. 
Leiter  (Finauzminister)  hinge  nur  von  der  Dauer  der  erforderlichen  Arbeit  für  die 
Kechnungs-,  Verwaltungs-  und  Staatscontrole  ab. 

Aus  bekannten  Gründen  lässt  sich  jenes  Ideal  nicht  verwirk- 
lichen, aber  man  darf  es  aufstellen,  um  sich  des  Ziels  deutlich 
bewusst  zu  werden,  dem  man  sich  mit  Hilfe  der  demgeruäss  zu 
treffenden  Einrichtungen  möglichst  annähern  soll. 

Es  liegt  nicht  in  der  Macht  der  Finanzverwaltung  und  ihrer  Organe,  der  Kassen, 
alle  ctatmässigen  Einnahmen  und  Ausgaben  nur  streng  innerhalb  des  laufenden  Jahres 
vorzunehmen.  Auch  die  Bedürfnisse  des  wirtschaftlichen  Lebens  macheu  das  nicht 
möglich.  U.  A.  würde  das  die  absolut  reine  (ioldwirthschaft  unter  Ausschluss  aller 
Credit wirthschaft  —  wenigstens  über  die  Jahresendtermiuc  hinüber  —  voraussetzen 
Es  ist  hier  eben  der  enge  Zusammenhang  der  Thatsacheiireihen,  auf  welche  sich  die 
Kassenoperationen  und  Rechnungen  beziehen,  welcher  sich  gegen  die  den  Anforderung 
der  Finanzwirthschaft  und  des  gesainmten  wirthschaftlichen  Lebens  widersprechende 
Zerlegung  der  Vorgänge  in  willkührliche  Zeitabschnitte  und  gegen  den.  diesen  Ab 
schnitten  sofort  folgenden  Kcchnungsabschluss  stemmen. 
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1.  Einmal  sind  die  Kassenverwaltungen  darauf  hinzuweisen 
und  dementsprechend  zu  controliren,  dass  sie  die  nach  dem  Etat 
in  das  Jahr  gehörenden  Gebahrungen  möglichst  nur  in,  aber  auch 
vollständig  in  dem  Jahre  selbst  vornehmen  und  erledigen;  soweit 
sie  dazu  im  Stande  sind  —  so  im  Einnahmedienst  —  auch  ihrer- 
seits darauf  hinwirken  und  Zahlungsverpflichtete  wie  Zahlungs- 
berechtigte dazu  anhalten ;  in  Vorschusszahlung  und  Rechnung  und 
Rest-  oder  Ausstands-  und  Rlickstandszahlung  und  Rechnung 
möglichst  wenig,  nur  ausnahmsweise  und  in  an  sich  vermeidbaren 
Fällen  nur  auf  specielle  Ermäcbtigung  der  vorgesetzten  Behörden 
treten ;  die  Rechnungen  stets  laufend  in  Uebereinstimmung  mit  den 
Gebahrungen  halten  und  sie  für  die  Kassenbewegung,  die  Vorschüsse, 
die  Steuercrcdite,  die  Restverwaltung  u.  s.  w.  sofort  für  sich  beim 
Schlusstermin  des  Rechnungszeitraums  —  daher  auch  für  die  hier- 
für etwa  bestimmten  Theiltermine  des  Jahres  —  zum  Abschluss 
bringen  und  der  vorgesetzten  Verwaltungsbehörde  und  der  Control- 
behörde  einreichen. 

Bezügliche  Vorschriften  finden  sich  in  den  Kasseninstrucüonen  und  Vcrrechnungs- 
aod  Controlverordnungen  aller  Länder.  Beispiele  sind  mehrfach  im  3.  Abschnitte 
ingegeben  worden  (§.  132,  133». 

Es  ist  nicht  zu  übersehen,  dass  hier  Manches  von  anderen  allgemeinen  Ein- 
richtungen des  Finanzwesens  abhängt,  so  z.  B.  von  den  Bestimmungen  über  Steuer- 
Kredite  is.  Fin  II,  §.  57b).  Steuerstundungen  (eb.  §.  581  \  über  die  Termine  und  Art 
«ler  Zahlung  von  Besoldungen,  Keinunerationen  (Pränumerando-,  rostnumerandozahlung ; 
letztere  in  Preussen,  z.  B.  bei  allen  remunerationsartigen  Zahlungen ,  bei  diätarischen 
üblich,  bei  diesen  sachlich  geboten,  bedingt  schon  Zahlungen  nach  Jahresschluss 
.«  Conto  des  Vorjahrs).  Man  kann  solche  Puncto  nicht  nur  nach  Bedürfniss  des 
Ka>sen-  u.  Rechnungsdienstes  u.  nach  den  Anforderungen,  welche  für  rasche  Ab- 
>  hlusse  zu  stellen  sind,  regeln.  Aber  es  ist  doch  nach  Möglichkeit  auf  solche  Be- 
durfnisse u.  Anforderungen  bei  den  bezuglichen  Anordnungen  mit  Rücksicht  zu  nehmen. 

§.  146.  —  2.  Sodann  sind  Bestimmungen  darüber  zu  treffen, 
wie  es  mit  Vorgängen  gehalten  werden  soll,  deren  betreffende 
finanzielle  Seite,  sei  es  als  Einnahme-  oder  Ausgabeact  nach  Gesetz, 
Verordnung  und  insbesondere  nach  dem  Etat  in  das  bestimmte 
Jahr  gehört,  aber  nicht  darin  erledigt  werden  konnte.  Darüber 
verbreiten  sich  die  ebenfalls  schon  früher  zu  erwiihnenden  Vor 
schritten  über  das  Offenhalten  der  Kassen  und  Rechnungen  zur 
Bewerkstelligung  der  dem  abgelaufenen  Jahre  angehörigen  Ge- 
schäftsfälle während  einer  bestimmten  Zeit  über  den  Jahresschluss 
hinaus.  Dieser  Termin  darf,  um  den  Abschluss  der  Jahreshaupt- 
rechnung  und  deren  endgiltige  Erledigung  nicht  zu  lange  hinaus 
zu  zögern,  nicht  übermässig  lange  sein  und  sollte  daher  einige 
Monate  (bis  zu  einem  Jahre)  nicht  übersteigen.   Die  nach  Ablauf 
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dieser  Frist  immer  noch  nicht  erledigten,  nach  der  Seite  der  recht 
liehen  Verpflichtung  dem  abgelaufenen  Jahre  angehörigen  Ausgabe 
Schuldigkeiten  und  Einnahmeforderungen  sind  dann  wohl  am  Besten 
sofort  als  Ersparungen  und  Einnahmeausfälle  des  abgelaufenen 
und  nunmehr  abgeschlossenen  Jahres  gegen  dessen  Etat  zu 
behandeln,  Im  Uebrigen  aber  kann  man  in  Betreff  ihrer  wieder 
verschieden  verfahren  : 

Entweder  so,  dass  man  für  sie  eine  besondere  Rest- 
rechnung noch  flir  etwas  längere  Zeit,  z.  B.  2—4  Jahre,  und  zwar 
für  jedes  der  abgelaufenen  Jahre  getrennt  oder  auch  für  alle  ver- 
eint, führt  und  nach  Ablauf  dieser  neuen  Frist  für  jede  dieser 
Rest- Jahresrechnungeu  apart  wieder  einen  eigenen  Rechnung* 
abschluss  herbeiführt,  und  die  etwaigen  weiteren  Reste  wie  in  dem 
folgenden  Falle  behandelt;  oder  man  geht  nemlich  so  vor,  dass 
man  alle  weder  im  zugehörigen  Etatsjahre  noch  in  der  den  Kassen 
gegebenen  Nachfrist  erledigten  Ausgaben  und  Einnahmen  bis  zum 
Termin  der  civilrechtlichen  Verjährungsfrist  der  bezüglichen  Ver- 
pflichtung immer  ohne  Weiteres  als  Gesammt-Restrechnung 
zu  den  Rechnungen  des  jeweilig  laufenden  Jahres 
hinzufügt. 

Bei  dein  ersten  Verfahren  sind  die  Crcditc  für  die  Ausgaben  ollen  in 
halten  und  die  betreuenden  Fonds  daher  nicht  als  reelle  Ausgabeersparnisse  über- 
haupt, sondern  nur  re  c  Ii  n  u  n  gs  in  äss  i  g  als  solche  des  bezüglichen  J  ahr. 
zu  behandeln  und  Seitens  der  Finanzverwaltung  den  Kassen  im  erforderlichen  Maass« 
wahn  nd  der  Dauer  des  Reslrechnungsdienstes  zur  Verfügung  zu  stellen.  Erst  da- 
nach verfallen  sie.  Darauf  läuft  im  Wesentlichen  das  französische  System  der 
Services  des  exercices  dos,  mais  pas  encore  perimes  (s.  o.  §.  133  S.  21#4>  hinaus, 
ein  System,  das  übrigens  eine  Modification  des  im  Text  besprochenen  ersten 
Verfahrens  darstellt  Die  ausständigen  Einnahmen  der  abgelaufenen  Jahre  werden 
ebenfalls  eh  Gunsten  der  betrellenden  Restrechnung  realisirt.  gewähren  also  die  Fond? 
zur  Deckung  der  rückständigen  Ausgaben  mit  und  sind  eventuell  als  Uebersch  usse 
der  resp.  Kestrechuung  zu  behandeln.  Beim  definitiven  Abschluss  der  letzteren  ergibt 
sich  alsdann  entweder  ein  anderweit,  z.  B.  mittelst  Uebertragung  in  die  Rechnung  dei 
dann  laufenden  Jahres  zu  deckendes  Deficit  oder  ein  der  Staatskasse  endgiltig  aus 
dieser  Rechnung  zufallender,  etwa  ebenfalls  als  Einnahmevortrag  in  die  Rechnung 
des  daun  laufenden  Jahres  zu  setzender  Ueberschuss. 

Dieses  ganze  erste  Vorfahren  bedingt  ein  complicirteres  Rechnungswesen  ,  wie 
Frankreich  auch  zeigt,  und  eine  übrigens  sonst  für  die  Rechnung*-,  Verwaltungs- 
und Staatscontrole  doch  nicht  besonders  störende  Verzögerung  des  end giltigen, 
nemlich  die  ganze  Restrechnung  mit  umfassenden  Abschlusses  eines  Etatsjahrs.  Du 
Abrechnung  über  die  im  abgelaufenen  Jahre  während  dessen  Verlauf  und  in  der 
erwähnten  —  ttafenncidliche.il  —  Nachfrist  erfolgten  Gcbahrungcn,  immer  die  Haupt- 
sache, womit  die  Lebe  reicht  der  etatmäßigen  Ausgabereste  und  der  rechtlich  ent- 
standenen Eiunahmereste  verbunden  wird,  kann  ganz  wohl  ziemlieh  rasch  und  nicht 
allzulange  nach  Ablauf  des  Jahres  und  jener  Frist  stattfinden.  Das  wirkliche  Er- 
geh uiss  des  Jahres  in  Einnahme  und  Ausgabe  wird  allerdings  nach  Ablauf  des 
Termins  der  Restrechnungen  und  nach  Vollzug  der  Controlarbeit  dafür,  also  vollständig 
stets  erst  nach  Verlauf  mehrerer  Jahre  festgestellt  werden  können.  Alsdann  erst  ist 
eine  genaue  Vcrgleichung  mit  dem  Etat  möglich,  indem  nunmehr  der  ursprüngliche 
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Kechnungsabschluss  und  die  Abschlüsse  der  Restrechnungen  des  betreffenden  Etats- 
jahrs  zum  Vergleich  mit  dein  Etat  zusammengezogen  werden  können.  Auf  diese 
Weise  wird  jedes  Jahr,  wie  im  Etat  anschlagsweise,  so  in  der  wirklichen  (iebahruug 
nachträglich  mit  denjenigen  Ausgaben  belastet  (debitirt)  und  werden  ihm  diejenigen 
Kinnahmen  zu  Gute  geschrieben  (creditirt),  welche  den  zu  einer  rechtlichen  Verbind- 
lichkeit des  Staatsschatzes  an  Dritte  und  Dritter  an  den  Schatz  führenden  fhatsäch- 
hchen  Vorgängen  des  Etatsjahres  entsprochen  haben.  Principiell  ist  das  das  Richtige. 
Ihr  ..tinanzwirthschaftlich''  Character"  jedes  Jahres  tritt  nur  dabei  ganz  scharf  hervor. 
Practisch  hat  das  indessen  doch  meistens  nur  untergeordneten  Werth  und  lohnt  inso- 
fern die  grosse  Verrechnungsarboit  nicht.  Für  die  Praxis  der  Finanzen  ist  die  Zer- 
legung der  Finanzvorgänge  in  verschiedene  Jahreszeiträumc  eben  nur  ein  Punct  von 
formeller  Bedeutung  und  es  für  sie  insofern  einerlei,  ob  ein  bestimmtes  Deficit 
•-der  ein  Leberschuss  nun  auch  genau  dem  Jahre  gebucht  wird,  aus  dem  er  her- 
rührt.   Das  ist  es,  was  practisch  gegen  das  erste  und  für  das  zweite  Verfahren  spricht. 

Dieses  letztere  ermöglicht  eine  Vereinfachung  im  Rechnungswesen  und 
einen  früheren  endgiltigen  Abschluss  des  abgelaufenen  Jahres,  indem  hier  die 
erledigten  Finanzgeschäfte  dieses  Jahres  demselben  überhaupt  nicht  mehr  nachträglich, 
wenn  ihre  Vollziehung  erfolgt  ist,  zugerechnet  werden.  Die  Folge  hiervon  ist,  dass 
■iie  Endergebnisse  der  einzelnen  Jahre,  je  nachdem  in  denselben  die  zugehörigen 
eUtnlssigen  Ausgaben  mehr  oder  weniger  vollständig  vollzogen  und  die  be- 
treffenden Einnahmen  gleichfalls  mehr  oder  weniger  günstig  eingegangen  sind, 
sowohl  von  den  Etats  dieser  Jahre  als  auch  unter  einander  stärker  abweichen  werden : 
«las  eine  Jahr  wird  überhaupt  oder  mit  einem  höheren  Deficit  oder  Ueberschuss  ab- 
^hliessen  als  nach  dem  Etat  desselben  allein  zu  erwarten  war  und  die  einzelnen 
Jahre  werden  danach  eine  grössere  Verschiedenheit  ihres  „finauzwirthschaftlicheu 
Characters"  zeigen,  nicht  sowohl  wegen  der  Verschiedenheit  der  Ergebnisse  der 
>peciell  zu  ihnen  gehörigen  Einnahmen  und  Ausgaben ,  als  weil  sich  in  den  Schluss- 
ergebnissen  die  nachträglichen  Operationen  aus  Vorgängen  vorangegangener  Jahre 
r;flectiren.  Das  bedingt  dann  auch  materielle  Massregeln  zur  Bewältigung  eines 
d>*n  Restausgaben  früherer  Jahre  zu  verdankenden  Deficits  oder  umgekehrt  zur  Ver- 
wendung von  Ueberschüssen,  welche  durch  den  Eingang  von  Ausständen  aus  früheren 
Jahren  entstehen.  Indessen  sind  solche  Störungen  des  Gleichgewichts  nicht  leicht 
dem  Betrage  nach  sehr  erheblich  und  nicht  der  Art,  dass  um  ihretwillen  dieses 
/reite  einfachere  Verfahren  zu  Gunsten  des  anderen  fallen  gelassen  werden  müsste. 
Es  lässt  sich  im  concreten  Fall  nach  Bednrfniss  mehrfach  modificiren ,  wie  dies  in 
Deutschland,  wo  man  im  Allgemeinen  ähnlich  wie  nach  diesem  zweiten  Verfahren 
abrechnet,  auch  geschieht.  Diese  Methode  scheint  mir  im  Ganzen  doch  den  Vorzug 
vor  dem  anderen  und  vor  dem  französischen  Verfahren  zu  verdienen.  Sie  gestattet 
eben  insbesondere  raschere  Definitivabschlüsse  der  abgelaufenen  Jahre,  ohne  die  Ab- 
wicklung verspäteter  Geschäftsfälle  aus  früheren  Jahren  zu  hindern. 

Zum  Zweck  der  Nachweisung  von  Etatsüberschreitungen  könnte  dann 
noch  genauer  unterschieden  werden.  Gleich  beim  ersten  Rcchnungsabschluss  sind  die 
wirklich  im  Jahre  vollzogenen ,  nach  dem  Etat  zu  diesem  Jahre  rechtlich  gehörenden 
Ausgaben  und  die  nach  den  Büchern  rückständigen  Restausgaben  dieses  Jahres 
mit  den  Etatspositionen  desselben  zu  vergleichen  und  danach  Ersparungen  und  Etats- 
abeischreitungen  bei  jeder  einzelnen  Position  festzustellen.  Diese  l'eberschrcitungen 
Murfen  hier  schon  der  nachträglichen  Genehmigung  «1er  Legislative  Wenn  sich 
•lann  später  bei  der  Vollziehung  der  Ausgaben  in  der  Restrechnung  hier  noch 
Ersparnisse  ergeben  sollten  —  z.  B.  weil  fällige  Coupons  nach  Ablauf  der  Verjährungs- 
frist definitiv  unbezahlt  bleiben  oder  weil  reservirte  streitige  Summen  nach  gericht- 
lichem Entscheid  nicht  zahlbar  werden  — ,  so  sind  solche  Ersparnisse  speciell  nach- 
zuweisen und  dürfen  z.  B.  nicht  ohne  Weiteres  zur  Deckung  von  Etatsüberschreitungen 
bei  Fällen  eines  späteren  Jahres  verwendet  werden,  so  dass  etwa  der  Anschein  ent- 
zünde, als  ob  gar  keine  Ueberschreitungen  vorlägen.  Letztere  sind  vielmehr  auch 
hier  speciell  als  gedeckt  durch  Fonds,  welche  bei  der  Restverwaltung  der  Ausgaben 
»iis  früheren  Jahren  definitiv  erspart  wurden,  festzustellen  und  nachträglich  zu  genehmigen. 

§.  147.  —  B.  Absolutorium  nnd  Indemnität.  Wie 
man  nun  auch  immer  das  Verfahren  beim  Rechnungsabschluss 
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einrichte  —  und  in  der  Praxis  bestehen  hier  in  den  einzelnen 
Staaten  manche  kleinere  und  grössere  Verschiedenheiten,  doch 
kann  man  die  beiden  besprochenen  Methoden  wohl  als  die  typi- 
schen und  hauptsächlichen,  wenn  auch  in  der  practischen 
Anwendung  sich  mehr  oder  weniger  modificirenden  bezeichnen  — : 
unter  allen  Umständen  ist  der  Rechnungsabschluss  im  Staatshaus- 
halte, vollends  in  einem  grossen  für  ein  grosses  Land  und  mit 
sehr  verschiedenartigen  Einnahmen  und  Ausgaben,  —  ähnlich  auch 
in  einem  grösseren  Communalhaushalte  —  eine  höchst  verwickelte 
Sache  und  eine  schwierige  Verwaltungsarbeit  für  die  anweisenden 
und  für  die  Kassen-,  Rechnungs-  und  Controlbehörden.  Daraus 
folgt  wieder  für  die  Verwaltungscontrole,  dass  diese  eigenen 
selbständigen  Fachbehörden  tibertragen  werden  muss,  und 
folgt  weiter  für  die  Staat scontrole,  dass  solche  Fachbehörden 
auch  allein  im  Stande  sind,  das  Abrechnungsmaterial  für  eine 
wirksame  Staatscontrole,  sei  es  des  Staatsoberhauptes  allein 
oder  der  Volksvertretung  gleichzeitig  mit,  vorzubereiten.  Ohne 
solche  kritische  Bearbeitung  des  Rechnungsabschlusses  und  alles 
dazu  gehörigen  Materials  ist  die  Staatscontrole  eitel  Spiegelfechterei. 

Daher  muss  im  Interesse  einer  wirklich  tüchtigen  formellen 
Ordnung  des  Staatshaushalts  in  unseren  Staaten  mit  „verfassungs- 
mässiger Finanzwirthschaft"  die  Ertheilung  des  Absolutoriums 
oder  der  Entlastung  an  die  Finanzverwaltung  für  die  Rechnungs- 
abschlüsse und  die  nachträgliche  Genehmigung  von  Etats- 
überschreitungen, nach  Etatsrecht  unstatthaften  Uebertragungen 
und  von  ausseretatmässigen  Ausgaben  (Indemnitätsertheilung( 
Seitens  der  Volksvertretung  nur  auf  Grund  eingehender 
kritischer  Berichte  von  Organen,  wie  die  Obersten 
Rechnungshöfe  (§.  138  ff.),  erfolgen  dürfen.  Für  die  Richtig- 
keit dieser  Berichte  müssen  diese  Organe  verantwortlich  sein. 

Indem  die  Verwaltung  (Regierung)  auf  diese  Weise  dazu  angehalten  wird,  nicht 
durchaus  Abweichungen  vom  Etat,  Ueberschreitungeii  der  ctatmässigen  Aasgaben,  Ueber- 
tragungen innerhalb  des  Etats  u.  s.  w.  zu  unterlassen,  —  was  allerdings  unter  Umstanden 
zu  einer  unzulässigen  Hemmung  der  Verwaltung  und  einem  Preisgeben  wichtiger 
Staats-  und  Volksinteressen  fuhren  könnte, —  wohl  aber  solche  Abweichungen  u.  s.  w. 
zur  Konntni8s  der  Volksvertretung  wie  des  Staatsoberhaupts  zu  bringen,  sie  hier 
zu  begründen  und  zu  rechtfertigen  und  nachträgliche  Genehmigung  dafür  zu 
erbitten,  wird  nur  ein  (irnudsatz  reell  in  der  Praxis  durchgeführt,  welcher  eine  sehr 
erwünschte,  in  modernen  Verhältnissen  gebotene  Bürgschaft  mehr  für  gute  formell« 
Ordnung  der  Finanzwirthschaft  bietet.  Die  blosse  „Ministerverantwortlichkeit  ist  für 
die  Specialitäten  des  Rechnungswesens  practisch  unzureichend  und  war  auch  in  der 
(britischen)  Parlameutsregicrung  an  dieser  Stelle  fast  ein  leerer  Name"  (Gneist. 
engl.  Verwaltrecht,  II,  852). 
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Auch  bei  einer  solchen  Controlc  durch  Oberste  Rechnungs- 
höfe u.  dgl.  bleibt  die  Ertheilung  des  Absolutoriums  fin- 
den Rechnungsabschluss ,  in  welcher  speciellen  Form ,  ob 
eines  eigentlichen  Gesetzes  oder  eines  blossen  Landtagsbc- 
schlusses,  sie  auch  erfolge,  und  damit  mittelbar  oder  unmittelbar 
verbunden  die  Ertheilung  der  Indemnität  für  Etatsüber- 
>chreitungen  und  ausseretatmässige  Ausgaben  immer  noch  in  der 
Hegel  eine  Formalität  von  geringer  practischer  Bedeutung. 
Denn  um  selbst  einer  Verweigerung  des  Absolutoriums  eineu  ernsten 
practischen  Werth  zu  geben,  dafür  versagen  wenn  nicht  schon  die 
formalen  Rechtsmittel  (Ministerverantwortlichkeit,  civilrechtlichc 
Haftbarkeit  der  anweisenden  Verwaltungschefs,  Vorhandensein  und 
wirksame  Function  zur  Entscheidung  competenter  Gerichtshöfe), 
so  um  so  sicherer  die  practischen  Lebensverhältnisse,  mit  welchen 
hier  zu  rechnen  ist  (unvermeidliche  Rücksichtnahmen,  ungenügendes 
Vermögen  der  betreffenden  verurtheilten  Beamten  u.  dgl.  m.),  den 
Dienst.  Aber  das  ist  auch  nicht  das  Entscheidende.  Vielmehr 
liegt  der  immerhin  sehr  grosse  prnetische  Werth  solcher  Control- 
eiuriehtungen  und  Vorschriften  schon  in  ihrem  blossen  Vor- 
handensein. Dies  bedingt  regelmässig  Rücksichtnahmen  der 
Kegierung  und  der  Verwaltungschefs y  welche  die  Innehaltung  des 
Etats  und  die  vorschrifts-  und  zweckmässige  Führung  der  Finanz- 
wirthsebaft  am  Besten  verbürgen,  und  damit  wird  der  Zweck  erreicht. 

Vgl.  auch  Stein  Fin.  I,  117  IL  —  Auf  die  Einzelheiten  im  Verfahren  bei  der 
Aufstellung  des  Rechnungsabschlusses  und  bei  der  Trennung  der  Jahresdienste  in  den 
verschiedenen  Staaten  braucht  hier  nicht  näher  eingegangen  zu  werden.  Es  kann  die 
Vorweisung  auf  die  früheren  Abschnitte,  bes.  §.  1H2,  133,  141  — 143  hier  genügen. 
CzÖrnig  a.  a.  0.  verbreitet  sich  regelmässig  in  einem  besonderen  Abschnitt  über 
die  Art  der  Aufstellung  der  „Staatsrerhnung"  der  einzelnen  Staaten  u.  giebt 
eine  vergleichende  Darstellung  dieser  Dinge  S.  155  ff. 

Als  Beispiel  der  Praxis  kann  hier  die  preuss.  „Uebersieht  von  den  Staats- 
einnahmen u.  Ausgaben  mit  dem  Nachweis  von  den  Etatsübersrhreitungert  u.  den  der 
luchträglichen  Genehmigung  bedürfenden  ausseretatmäss.  Ausgaben  für  das  J.  v. 
1.  Apr.  1SS1;S2"  dienen,  wie  sie  in  gleicher  Weise  dem  Landtage  alljährlich  vor- 
zeigt wird.  Sie  beginnt  mit  einer  resumirenden  „Denkschrift"  des  Finanzministers, 
iatirt  ,.im  Nov.  18s2"  (7 — 8  Monat  nach  Schluss  des  Hechn.jahrs).  Am  Sehluss  der- 
*-lben  wird  beantragt,  „die  der  Genehmigung  des  Landtags  bedürfenden  Etatsüber- 
N hreitungen"  im  Betr.  v.  55.'.IÜ  1.614  M.  75  Pf.  u.  die  „nicht  auf  gesetzlichen  Be- 
^uiiiDungen  beruhenden  ausseretatmäss.  Ausgaben"  im  Betr.  v.  899.565  M.  b4  Pf. 
auf  Grund  der  beigefügten  Motive  nachträglich  zu  genehmigen".  In  der  „Ueber- 
m  ht  (26U  S.  Gr.  4°)  werden  dem  Etatsrecht  entsprechend  nach  Kapiteln  u.  Titeln 
-M  die  Einnahmen,  dann  die  Ausgaben  aufgeführt.  Jene  beginnen  mit  einem 
..Bestand  aus  dem  Keehnungsjahr  I.  Apr.  1SS0  —  S|"  von  «MH»44.50S  M.  S5  Pf. 
'Tovon  2H.S«2.4b5  M.  Ol  Pf.  f.  d.  Staatshaush.  f.  18S2-S3,  der  Best  von 
,T.7S2.()23  M.  84  Pf.  zur  Deckung  von  Besten  bestimmt..  Die  Rechnung  wird  nun 
aufgestellt  (mit  Beispiel  von  Kap.  1,  Tit.  1): 
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Solleinnahme  Sollausgabe 

nn<'h  Act      nach  dem  in  Suuitua  Kap.  Tit.                 Kr  sind    Mithin  gegen  das  An  K«st«»n  B*- 

voriR«n  l'eber-     Etat                                                «inp»-       K tat »so  11        geben  in  m*rk- 

hirht  iKi-st«)                                                           kommen    mehr   woniger     da*  J.  v.  ungtii. 

1.  Apr.  18*-'  ,'S3 
Name  des  Tit«la.  über 
M.  Tf.  M.  Pf.      M.  Pf.  Urundherrt.   M.Pf.     M.Pf.     M.Pf.  M.Pf. 

J  15.1.92.86  2,248,4U.~  8.364.106.—  1      1    Hebungen  8,012,890.23  —    235.&13.77   llfi,760.14  — 

XL  S.  W. 

Bei  den  Ausgabcu  ist  das  Vcrrcchnungsschenia  auf  der  linken  Seite  anter 
der  Rubrik  „So  II  ausgäbe'  dasselbe,  wie  bei  den  Einnahmen  unter  „Solleinnahme". 
Auf  der  rechten  Seite  sind  die  Spalten  folgende,  wobei  das  Plus  der  Summe  der 
wirklichen  Ausgabe  und  der  noch  zu  berichtigenden  Reste  Uber  die  Summe  der 
Sollausgabe  als  „zu  genehmigende  Etatsüberschreitung"  nachgewiesen  wird  : 

Es  sind      An  Kesten    Summa    Mithin  gegen  das     Die  zu  geneh-  Be- 
ausgegeben   sind  noch  zu  Soll  migenden  Etats-  merkungen, 
berichtigen                  mehr     weniger  Überschreitungen 

betragen 

M.  Pf.  M.  Pf.        M.  Pf.     M.  Pf.     M.  Pf.  M.  Pf. 

In  der  Anlage  „Erläuterung  der  im  Rechnungsjahre  1.  Apr.  lsSl — 82  vorge- 
kommenen Mehr-  u.  Mindereinnahme"  (S.  2üS— 317)  sind  die  Spalten  links  von  den 
Erläuterungen  folgende : 

Soll  nach    Es  sind     Betrag  der  Zusammen    Gegen  das  Soll    Kap.  Tit.  Er- 

d.  vorigen     einge-     verbliebenen  (Ist  und     mehr    weniger  läute- 

Rechn.  u.    kommen        Reste  Best)  rung. 
nach  dem 
Etat 

M.  Pf.      M.  Pf.        M.  Pf.  M.  Pf.      M.  Pf    M.  Pf. 

In  der  weiteren  Anlage  „Motivirung  der  in  der  Uebcrsicht  von  den  Staatsein- 
nahmen u.  Ausgaben  f.  1.  Apr.  lbM/S2  nachgewies.  Etatsüberschrcitungon  u.  der 
der  nachträgl.  Genehmigung  bedurfenden  ausseretatsmässigen  Ausgaben"  sind  die 
Spalten  folgende: 

Des  Staatshaushaltsetats       Betrag  der  Etats-  Motive 
Kap.   Tit.  Überschreitungen 

M.  Pf. 


II.  —  §.  148.    Die  I nventarisirung  des  öffentlichen 
Vermögens  und  dieNatural-  o  d  er  Materialrechnu  ngen. 

Die  Anlegung  und  die  regelmässige,  den  Bestand,  den  Ab 
und  Zugang  constatirende  Fortführung  von  Verzeichnissen 
Uber  alle  unbeweglichen  und  beweglichen  Eigenthumsobjecte,  welche 
zum  Vermögen  des  Staats  oder  des  betreffenden  sonstigen  öffent- 
lichen Körpers  gehören  (§.  82),  bildet  eine  nothwendige  Ergänzung 
der  Geldverrechnungen  und  wie  diese  ein  Object  der  Controle. 
Die  letztere  ist  auch  hierüber  regelmässig  von  denselben  Organen 
auszuüben,  welchen  die  Controle  über  die  Führung  des  Staatshaus- 
halts Ubertragen  ist,  daher  iu  unseren  Staaten  von  dem  Obersten 
Rechnungshof.  Auch  die  Staatscontrole  hat  sich  auf  dieses  Gebiet 
mit  zu  erstrecken,  entsprechende  Rechte  sind  daher  in  der  ver- 
fassungsmässigen Finanzwirthsehaft  für  die  Volksvertretung  zu  ver- 
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langen  und  in  der  neueren  einschlägigen  Gesetzgebung  auch  ge- 
wöhnlich ausdrücklich  gewährt  worden. 

Die  hierher  gehörigen  Objecte  (Sacbgüter)  stehen,  wie  das  ihr 
Verwendungszweck  mit  sich  bringt,  regelmässig  unter  der  Obhut 
einer  bestimmten  einzelnen  Staatsverwaltungsbehörde,  der 
Direction  einer  Anstalt,  eines  Instituts  u.  s.  w.  Die  Verzeichnisse, 
die  Inventarisirung  und  die  Materialrechnung  sind  daher  von 
Organen  der  betreffenden  speciellen  Behörde  zu  führen,  entweder 
von  deren  Vorständen  oder  unter  deren  Verantwortlichkeit  von 
Delegirten  der  Vorstände  oder  bei  grösseren  Behörden  und  Anstalten 
auch  von  besonderen  Beamten  unter  deren  eigener  Verantwortung. 
Die  Verwaltungs-,  hier  insbesondere  als  Verwendungscontrole,  so- 
wie die  Rechnungs-  und  Bestandscontrole  wendet  sich  gegen  diese 
Organe:  die  erstere,  soweit  dieselben  ein  Anweisungsrecht  haben, 
i  h.  aus  bestimmten  Crcditen  gewisse  Arten  SachgUter  anschaffen 
dürfen;  die  Rechnungscontrole,  soweit  über  die  Anschaffungen 
Geldverrechnung  zu  führen  ist;  die  Bestandscontrole  (analog  der 
Kassencontrole  über  die  Kassenverwaltungen),  soweit  jene  Organe 
die  unter  ihrer  besonderen  Verwaltung  stehenden  Gegenstände  unter 
Nachweis  des  betreffenden  Ab-  und  Zugangs  in  Bestand  zu  halten 
liabeu  („BestandsfUh rung"). 

Diese  Bestandscontrole  wird  besonders  wichtig  und  schwierig  bei  beweglichen 
liogenständen  der  Magazin-,  der  Betriebsverwaltungen ,  der  Heere»-  und  Flottenver- 
»aliung  (Arsenale,  Zeughäuser'),  der  Verwaltungen  öllciitlichcr  Sammlungen  (Kunst-, 
naturwissenschaftliche  Sammlungen,  Bibliotheken  u.  s.  w.).  Hier  inuss  daher  insbe- 
•  ••.<!<•:.•  eine  genaue  Inventarisirung  and  dann  «ich  schlicsscud  eine  genaue 
Materialien-Hechuung  stattfinden,  welche  dann  beide  der  Controle  mit  unterliegen. 

Eine  G eld werth-Bestandsrecbnung  neben  der  Natural- 
isier Materialrechnung  ist  für  die  hier  vorliegenden  finanzwirth- 
schaftlicben  und  Verwaltungszwecke  hinsichtlich  der  lediglich 
zum  Gebrauch  der  Verwaltung  für  sich  als  Theilen  des 
„Vcrwa  ltungs Vermögens"  bestimmten  und  dienenden  Gegen- 
stände unuöthig  und  wäre  für  die  Rechnungsleger  eine  zwecklose 
Arbeitsvermehrung. 

So  bei  den  öffentlichen  Sammlungen,  in  den  meisten  Fällen  bei  der  Militär- 
riTwaltung,  überhaupt  bei  allen  öffentlichen ,  bloss  Verwaltungs/weckeu  dienenden 
(teb&udcn,  bei  den  Utensilien  der  Gcschäftslocale  u.  s.  w.  Hier  handelt  es  sieh 
nicht  um  den  Gcldwcrth.  weil  eine  Ycräusscrunjj  im  Verkehr  nicht  in  Krage  steht 
und  wo  sie  hie  und  da  vorkummt  (/.  ß.  bei  Doubletten  in  den  Bibliotheken,  bei  Ver- 
kauf alter  Utensilien!  doch  die  (ieldwerthanschläge  nicht  massgebend  für  den  Erlös 
<ind.  Nur  beim  wirklichen  An  -  und  Verkauf  von  solchen  Gegenständen  ist  die 
'»o ld rechming  auch  hier  nothwendig.  Die  t'ontrole  (in  ihren  drei  Arten)  erstreckt 
tich  daher  u.  A.  auch  auf  die  Innehaltung  «1er  administrativen  Vorschriften  bei  Ver- 
atwserunfcn  alter  Utensilien.  Actenpapiers  u.  djrl.  utid  auf  den  Gelderlös  daraus. 
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Gleichwohl  wird  mitunter  auch  Uber  die  genannten  Sachgüter  eine  Bestandsrech- 
DUttg  in  Geld,  uiit  mehr  oder  weniger  Sorgfalt,  gefuhrt.  Dieselbe  hat  aber  dann 
hö<  hstens  ein  gewisses  statistisches  Interesse:  ein  besehränktes  wegen  ihrer 
geringen  practischen  Richtigkeit  und  wegen  der  gewöhnlich  vorliegenden  rechtlichen 
l'nveräusserliehkeit  oder  des  thatsächliclien  l'nterbleibens  der  Veräusserung  der  Be- 
Bttndtheile  des  Verwaltungsvermögens.  Man  hat  wohl  mitunter  solche  Wertbanschlägi 
zu  einer  Berechnung  der  „Activa'  des  Staats,  der  Gemeinde  benutzt  und  dann  diese 
A«tiva  mit  den  Passivis,  den  Staatsschulden,  verglichen.  Selbst  beim  Finanz- 
Vermögen  das  Staats  und  der  (iemeinde  (Domänen.  Forsten,  Bergwerke,  Betrielrsanstah-M« 
wie  Eisenbahnen,  Ga^fabrikcn  u.  dgl.i  ist  eine  solche  Gegenüberstellung  gewöhnlich 
werthlos  und  irreführend .  weil  doch  an  eine  Veräusserung  solcher  Objecto  nicht  ge- 
dacht wird,  meistens  gar  nicht  gedacht  werden  kann  und  die  Werthanschläge  für  die 
zu  erzielenden  Preise  im  Falle  wirklicher  Veräusserung  wenig  bedeuteten.  Für  die 
Geldwerthrechnung  über  Bestandteile  des  Verwaltungsvcrmögens  gilt  dies  vollends. 
Frankreich  hat  solche  Geldwerthanschläge. 

Dagegen  muss  eine  dann  möglichst  nach  kaufmännischen 
Grundsätzen  zu  führende  Geld werth-B estandsrechnuug  für 
gewisse  Zweige  der  F  i  n  a  n  z  Vermögens  Verwaltung  allerdings  ver- 
langt werden,  sowohl  Uber  den  Geldwerth  von  Immobilien,  Ma 
schinen,  als  auch  Uber  denjenigen  von  Verarbeitungsstoffen  und 
von  zum  Absatz  bestimmten  Producten.  Dergleichen  ist  in  ver 
schiedenem  Umfange  in  den  Betriebsverwaltungen  oder  doch 
in  bestimmten  Abteilungen  derselben  geboten  und  hier  für  die 
Rechnungsabschlüsse  auch  nothwendig.  Die  Controle  muss  sich 
in  solchen  Fällen  auch  auf  die  Richtigkeit  des  Werthansatzes 
der  betreffenden  Objecte  in  den  Rechnungen  mit  erstrecken. 

Wichtigere  Beispiele  bieten  die  Monopol  Verwaltungen  von  Tabak.  Salz, 
die  Eisenbahn  Verwaltungen  (Kohlen-,  Eisenmaterial- Vorräthe),  die  Bergwerks-  u 
Hütten-,  die  Forst-,  die  Weinbergs-  und  Keller-,  die  Fabrik  Verwaltungen 
für  die  betreffenden  Rohstoff-  und  Productenvorräthe,  bes.  auch  für  diejenigen,  welch, 
vom  eiuen  in  das  audere  Verwaltung^-  oder  Kechnungsjahr  übergehen.  Nur  bei 
einem  richtigen  Werthausatz  dieser  Gegenstände,  wie  nicht  minder  der  Immobilien, 
bei  einem  richtigen  Abschreibeverfahren,  bos.  bezuglich  der  Gebäude,  Maschinen, 
entsprechen  die  Rechnung  sorge  bnisse  der  Wirklichkeit.  U.  A.  müssen  au<b  die 
Lieferungen  von  Stollen  und  Producten  zwischen  verschiedenen  Staatsverwaltungen 
[/..  Ii.  Forst-  und  Bergwerks-  nebst  Hüttenadmiuistration  oder  Holzüeferungen  au* 
Staatswiddern  an  Behörden  zu  deren  Verwaltungszwecken)  möglichst  auf  beiden  Seiten, 
dos  Gebers  und  Empfängers,  nach  richtigem  Werth-  oder  Preisansatz  verrechnet 
werden,  weil  sonst  die  finanzielle  Lage,  die  Kosten  und  der  Reinertrag,  überhaupt  die 
..ökonomische  Bilanz"  der  bctrell*.  Betriebsverwaltung  oder  Staatsanstalt  in  un- 
richtiges Licht  kommen  (§  151).  Diese  noch  selten  ganz  genügend  erledigten  Punct- 
sind  natürlich  in  Staaten  mit  grossen  privatwirthsch.  Einnahmequellen .  wie  in  den 
deutschen,  von  besondrer  practischer  Bedeutung. 

Die  Gesetze  und  Verordnungen  unserer  Staaten  regeln  diese  Inventarisirungen  u. 
Naturalrechnungen  u.  die  Controle  darüber  näher.  Vgl.  für  Preussen  die  Instr.  f. 
d.  Ob.  Rechn.-Kammer  v.  1s.  Dec.  ls*24,  das  Ges.  v.  27.  März  1S72  u.  manche  weitere 
Spccbcstiininungen  Seitens  der  Ministerien  u.  der  O.  Ii.  K.  (das  Material  auch  bei 
Herrfurth  u.  bei  Meissner).  Zur  Revision  der  o  R.  K.  gelangen  auch  „die  Rech- 
nungen der  Staatsbehörden,  Staatsbetriebsanstalten  u.  staatl.  Institute  über  Naturalien. 
Vorräthe.  Materialien  u.  überhaupt  das  gesammte.  nicht  in  Geld  be- 
stehende Eigen  thum  des  Staats"  Mies.  v.  1*72.  §.  10,  Nr.  1).  Ueber  die  In- 
v entarisation  von  Utensilien,  Gerätschaften,  Gegenständen  d.  Sammlungen  u.  dgi. 
s.  $  20  d.  In*tr.  v.  Is24  ■  Herrfurth.  S.  07)  u.  Oirc.restr.  d.  0.  R.  K.  v.  27.  Jan 
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1*2*5.  Ueber  das  Verfahren  bei  Verkauf  v.  Inventarstucken  u.  dgl  Instr.  v.  1S24,  §.  Ii.  — 
Aehnliche  Vorschriften  in  d.  anderen  deutscheu  Staaten.  —  Die  „Bemerkungen'"  der 
0.  R.  K.,  welche  nach  Art.  104  d.  prcuss.  Verfass.  mit  der  Staatsh.rechnung  dem 
Landtage  vorzulegen  sind,  müssen  u.  A.  auch  angeben,  ob  die  Vorgänge  bei  d.  Er- 
werbung, Benutzung  u.  Vcräusserung  von  Staatseigenthum  den  (ieaetzen  u.  Etatsbe- 
-timmungeti  entsprochen  haben  (Ges.  v.  1S72 ,  §.  IS,  Nr.  2).  —  Bes.  ausgedehnte 
Material- Verrechnung  u.  eingehende  Controle  zum  Theil  dunh  den  Hechn.hof 
darüber  in  Frankreich;  Ilauptordoun.  der  „comptabilitc  des  mal  irres"  (matiercs  de 
«onsomuiation  et  de  translormation  unter,  dann  valeurs  mobili.-res  ou  permanentes  de  tonte 
i>pece  nicht  unter  Controle  des  Kechn.hofs,  sondern  nur  der  Verwaltungsbehörden)  v. 
20.  Aug.  Is44,  jetzt  Decr.  v.  31.  Mai  tM>2,  s.  Bloc  k 's  dict.  Art.  mati.res. 
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Zweites  Buch. 


Der  Finanzbedarf. 

Erstes  Kapitel. 
Allgemeine  Verhältnisse  des  Fhianzbedarfs. 

§.  149.  Im  vorausgehenden  ersten  Buch  ist  der  Finanzbedarf 
wesentlich  im  Zusammenhang  mit  den  Grundsätzen  für 
die  Ordnung  des  »Staatshaushaltes,  bez.  der  öffentlichen 
Haushalte  überhaupt  betrachtet  worden.  Im  folgenden  ersten 
Kapitel  dieses  zweiten  Buchs  handelt  es  sich  darum,  diesen  Bedarf 
nach  den  grossen  Katcgorieen  zu  untersuchen,  in  welche  er  nach 
seiner  wirtschaftlichen  Natur,  nach  seiner  technischen 
Seite  und  seinein  unmittelbaren  Zweck  zerlallt,  worauf 
dann  im  zweiten  Kapitel  auf  die  einzelnen  Gegenstände  des 
Bedarfs  etwas  näher  eingegangen  wird. 

In  ersterer  Hinsicht  zerfallt  der  Finanzbedarf: 

I.  In  Natural-  und  Geldbedarf,  je  nachdem  die  Finanz- 
wirtbschaft im  natural-  oder  geldwirthschaftlichen  Zustand  steht, 
daher  wirkliche  Naturalausgaben,  d.  h.  Ausgaben  in  der 
Form  naturaler  SachgUter  selbst  oder  Geldausgabcn  macht. 
(1.  Abschnitt). 

II.  In  Personal-  und  Realbedarf,  je  nachdem  der  Staat 
für  seine  Productionswirthschaft  persönlich  cDienste  oder  un 
mittelbar  naturale  SachgUter  (nicht  nur:  Geld)  bedarf. 

Für  die  Finanzwirthschaft  handelt  es  sich  dann  darum,  in  richtiger  Weise  die- 
jenigen  SachgUter  (Geld)  herbeizuschaffen  und  zur  Verwendung  zu  bringen,  mit  Hilf' 
deren  der  Staat  einmal  jene  Personaldienste  im  System  freier  Contractc  gejeft» 
Entgelt  —  im  Gegensatz  zum  System  freier  unentgeltlicher  Dienste  und  zum  System 
der  Zwangsdienste  1)  —  herbeizieht  und  bezahlt  ;  und  sodann  darum,  die  unmittel- 
bar bedurften  SachgUter  passend  in  die  Verfügung  des  Staats  und  seiner  Verwaltur^' 
zu  bringen.  Vom  Personal-  und  Kealbedarf  handeln  der  2.  und  '6.  Abschnitt  Die 
Frage  der  finanziellen  Beschaffung  und  Kegelung  des  Personalbedarfs  lusst  sich  für 
die  Verhältnisse  des  modernen  ( 'ulturstaats  fassen  als  diejenige  vom  „Staatsdienst 
und  ResoMuneswes.'n"  ( Besoldung!  politik.  2.  Absehn ). 
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Die  Lehre  vom  Natural-  und  Geldbedarf  hängt  mit  derjenigen  vom  Pcrsonal- 
und  Realbedarf  in  mehreren  Puncten  zusammen ,  z.  B.  in  der  Frage  der  sogen.  Na- 
tu ralbesoldun  gen.  Es  muss  daher  Einzelnes  im  Folgenden  theilfl  an  verschiedenen 
Stellen  erwähnt,  theils  im  ersten  Abschnitt  vorweg  genommen  oder  in  die  beiden 
folgenden  Abschnitte  verschoben  werden.  S.  Kau,  5.  Ausg.  §.  25  (..Art  der  aus- 
gegebenen SachgUtor"),  §.  51) —  Gl  Uber  Naturalbesoldungen,  §.  34,  35  Uber  Aus- 
kdingen,  Submissionen  u  s.  w.,  §.  5ti —  65a  über  Besoldungswesen ,  §.  06  über 
Bauten.  Ich  habe  schon  in  der  6.  Ausg.  von  Kau  hier  bedeutende  Umänderungen 
•lud  Erweiterungen  vorgenommen,  bes.  den  Abschnitt  über  Staatsdienst  und  Besoldungs- 
a-e>en  (§.  53— 65b,  S.  99—144)  ganz  neu  gearbeitet.  Die  anderen  Materien  blieben 
ikT  damals  noch  zerstreut  in  §.  25,  31 — 35,  66.  67,  und  die  Unterscheidung  zwischen 
Natural-  und  Geldbedarf  und  Personal-  und  Kealbedarf  trat  nicht  prinzipiell  scharf 
genug  hervor.   Daher  schon  entsprechende  Veränderungen  in  der  vorigen  (2.)  Aufl. 

III.  Eine  dritte  Unterscheidung  ist  diejenige  in  eigentlichen 
oder  reinen  Finanzbedarf'  (Staatsausgabe,  Nettoausgabe)  für  die 
Ausführung  der  eigentlichen  Staatszwecke  und  in  Bedarf 
tlir  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  des  Ertrag  gebenden 
Staatseigentums  und  für  die  Erhebungskosten  der 
Gebühren  und  eigentlichen  Steuern  (und  eventuell  Anleihen) 
(Erhebungs-  und  Betriebskostenbedarf). 

» 

Beide  Bedarfsposten  zusammen  bilden  die  Koh-  oder  Bruttoausgabe  und 
Mud  durch  die  Koh-  oder  Bruttoeinnahme  zu  decken.  Wird  von  letzterer  der 
Redarf  an  Erhebungs-  und  Betriebskosten  abgezogen,  so  ergiebt  sich  die  Rein-  oder 
Neltoeinnahme.  Von  diesen  Kosten  wird  später  in  Zusammenhang  mit  den  Ein- 
nahmen, an  welchen  sie  haften,  im  Einzelnen  gehandelt  werden.  Einige  allgemeine 
Betrachtungen  darüber  enthält  Abschnitt  4  dieses  ersten  Kapitels. 


1.  Abschnitt. 
Natural  -  und  G  eidbedarf. 

I.  —  §.  150.  Die  allgemeine  Entwicklung  der  Volkswirtschaft, 
welche  als  U e b e r g a n g  von  der  Natural-  zur  Geldwirth- 
schaft  bezeichnet  wird,  —  „Naturalwirtschaft"  in  den  beiden, 
verwandten,  aber  doch  zu  unterscheidenden  Bedeutungen  ge- 
nommen (G.  §.  113,  114):  vorherrschende  Eigengewinnung 
der  Sachgüter  für  die  eigene  Bedürfnissbefriedigung,  statt 
der  verkehrsmässigen  Gewinnung  durch  Tausch,  und  ferner: 
natur alwirthschaftlicher  Zustand  der  Tauschwirt- 
schaft —  hat  nothwendig  auch  in  der  Fin anzwirthschaft  des 
Staats  und  der  Selbstverwaltungskörpcr  (Gemeinde)  den  naturalen 
Finanzbedarf  in  Geldbedarf  umgestaltet.  Demgcmüss  hat  der 
Staat  auch  seiner  ehemaligen  privalwirthschaftlichen  Naturalein- 
nahmen  sich  meistens  entledigt  und  die  früheren  Naturalabgaben 
nach  Möglichkeit  in  Geldsteuern  verwandelt. 
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Auf  Letzteres  wirkten  auch  specifisch  steuertechnische  Gründe  mit  ein, 
indem  ein  Naturalsystem  sich  schwieriger  als  ein  Geldstcuersystem  gerecht  und 
zweckmässig  einrichten  lässt,  dem  Staate  grosse  Verwaltungslast  macht  und  dem  Be- 
steuerten selbst  immer  weniger  convenirt. 

Die  mit  der  Entwicklung  des  Staatslebens  hinzutretenden 
neuen  Ausgaben  und  Einnahmen  sind  daher  auch  meist  von  vorne- 
herein auf  G  e  1  d  Währung  gesetzt.  Insbesondere  hat  der  P  e  r  s  o  n  a  1  - 
bedarf  immer  mehr  die  Form  des  reinen  Geldbedarfs  angenommen 
(System  der  blossen  Geldbesoldung). 

Selbst  wo  etwa  noch  ein  Theil  der  Gehalte  der  Beamten  in  Naturalien  (Getreide. 
H»lz)  besteht,  dient  dies  mehrfach  nur  noch  als  ein  Maassstab  ftlr  die  Berechnune 
der  Hohe  der  Gehalte  in  Geld  und  die  Zahlung  erfolgt  nicht  mehr  etiectir  in  diesen 
Naturalien,  sondern  in  Geld ,  eine  Berechnungsweise ,  welche  unter  Umständen  beibe- 
halten zu  werden  verdient. 

Im  Ganzen  entspricht  die  Verwandlung  des  Naturalbedarfs  in 
Geldbedarf  und  demnach  des  gesammten  Ein  -  und  Ausgangs- 
wesens der  Finauzwirthschaft  in  Geldein-  und  -ausgänge  auch  dem 
Bedürfniss  des  modernen  Staats  und  der  modernen  Volkswirtschaft. 
Das  Rechnungswesen,  der  Mechanismus  der  Finanzverwaltung,  die 
Uebersichtlichkeit  der  Einnahmen  und  Ausgaben,  der  Kosten  des 
Staatswesens  und  der  Empfänge  der  Staatsdiener  gewinnen  ausser- 
ordentlich. Die  wirkliche  ökonomische  Bilanz  der  privatwirth- 
schaftlichen  Unternehmungen  des  Staats  lässt  sich  ohne  reine 
Geldwirthschaft  kaum  sicher  feststellen  (§.  148). 

II.  —  §.  151.  Gleichwohl  giebt  es  doch  auch  noch  heute 
Fälle,  in  welchen  statt  der  Geldwirthschaft  die  Naturalwirtschaft 
auch  im  Finanzwesen  beibehalten  worden  ist  und  dies  auch 
zu  werden  verdient,  ja  sogar  Fälle,  wo  die  Naturalwirtschaft 
passend  wieder  neu  eingeführt  werden  darf  Solche  Fälle 
liegen  vor  sowohl  bei  Leistungen  Seitens  des  Staats  zum 
Zweck  der  Gewinnung  der  Verfügung  über  Dienste  und  Sachgttter, 
als  auch  bei  Leistungen  der  Volkswirtschaft,  speciell 
der  sten erzählend cn  Bevölkerung  an  den  Staat  (Natural- 
cinnahmen  von  den  privatwirthschaftlichen  Unternehmungen,  Na 
turalsteuern).  Alle  diese  Fälle  lassen  sich  auf  ein  allgemeines 
Prineip  zurückführen:  wo  nemlich  die  privatwirthschaft- 
liche  Verkehrsconc  urrenz  einerseits  dem  Staat  im  System 
der  Geldwirthschaft  die  naturalen  Güter  und  die  Dienste  nicht 
oder  nicht  sicher  und  nicht  genügend  und  nicht  zu  einem  ange- 
messenen Preise  verschafft,  und  wo  diese  Concurrenz  anderseits 
dem  vom  Staate  mit  Geld  besoldeten  Arbeiter  (Beamten,  Staats- 
diener) die  Bedürfnissbefriedigung,  deren   Ermöglichung  in  be 
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stirumter  Menge  und  Güte  ihm  der  Staat  mit  dem  Geldgebalte  ge 
währen  will,  gleichfalls  nicht  ordentlich  verbürgt,  da  lässt  sich  im 
Princip  auch  der  naturalwirthschaftliche  Zustand  im  Finanzwesen 
noch  billigen.  Es  Hegen  hier  also  wesentlich  practiscbe 
Mängel  des  privatwirthschaftlichen  Systems  vor,  welche 
eine  Abweichung  von  der  Regel  des  rein  geldwirthschaftlichen 
Verkehrs  im  Finanzwesen  bedingen.    (G.  §.  117,  126  ff.,  134  ff.). 

1.  Ein  wirklicher  Natu ral bedarf  des  Staats,  der  heute  noch  mit  Natural- 
leistungen an  ihn  befriedigt  werden  muss,  liegt  z.  B.  in  den  früher  schon  erwähnten 
Fällen  der  sogen.  „  Kriegsleistungen auch  in  gewissen  Naturallieferungen  für  die 
Armee  in  Friedenszeiten  vor:  die  Versorgung  des  Staatsbedarfs  vermittelst  des  Erwerb* 
im  Verkehr  durch  Geld  reicht  hier  nicht  aus  oder  erfolgt  zu  unverhältnissmässig  un- 
günstigen Bedingungen.  Deshalb  wird  mit  Hecht  auf  andere  Weise  Fürsorge  getroffen. 
(S.  oben  §.  76,  S.  17S.  Bes.  characteristisch  ist  die  Versorgung  des  Pferdebedarfs 
des»  Staats  in  Kriegszeiten ,  mittelst  Zwangs  gegen  die  Besitzer,  ihre  Pferde  zu  stellen 
und  sie  zu  Friedenspreisen  abzulassen.  S.  mein  Keichsfinanzwescn  im  Jahrb.  f. 
«iesetzgeb.  u.  s.  w.  Hl,  22.1,  225,  und  unten  Uber  „Militärökonomik".)  Auch  der  Fall 
<ler  Dienstwohnungen  für  Beamte  gehört  hierher,  wenn  nemlich  diese  Wohnungen 
im  Interesse  des  Diensts  (nicht,  wie  im  folgenden  Fall,  in  dem  des  Staatsdieners 
selbst)  gewährt  werden ,  z.  B.  weil  die  persönliche  Nähe  des  Beamten  an  der  Stelle 
vjiner  amtlichen  Functionen  erwünscht  oder  nothwendig  ist.  (Dienstwohnungen  für 
Kassen-,  Polizei-,  Post-,  Bahnbeamte,  Institutsvorstchcr,  niedere  Diener  in  Aints- 
cebäoden,  zum  Zweck  der  Bewachung,  Reinigung  u.  s.  w.  Neuerdings  Werthlegung 
auf  solche  Wohnungen  beim  Eisenbahnpersonal  im  Dicnstintercsse.) 

2.  Umgekehrt  liegt  ein  Naturalbedarf  des  Beamten,  welcher  vom  Staate 
besser  in  natura,  als  durch  Vermittlung  von  Geld  befriedigt  wird,  z.  B.  in  dem  eben 
•  rvähnten  wichtigen  Falle  der  Dienstwohnungen  vor,  welche  im  Interesse  des 
Dieners  gewährt  werden,  weil  letzterer  so  sicherer  oder  besser  und  billiger  die  er- 
forderliche BedUrfnissbefriedigung  erhält.  Von  diesem  Falle  wird  bei  der  Erörterung 
über  Besoldungspolitik  noch  gesprochen  werden.  Einstweilen  ist  zu  beachten,  dass 
auch  hier  eine  mangelhafte  Function  des  privatwirthschaftlichen  Systems  in  der  Volks- 
•»irthschaft  der  Grund  der  „Rückkehr  zur  Naturalwirtschaft"  ist.  (Warnung  davor 
von  Seelig.  auf  dem  1.  Eisenacher  soc.-polit.  Congress  1H72,  Verhandl.  S.  244.  — 
Ein  andrer  Fall  ist  die  Brotlöhnung  neben  der  Geldlöhnung  beim  Militär.) 

III.  Hinsichtlich  aller  im  Staatshaushalte  vorkommenden 
Xaturalausgaben  und  Katuraleinnahmen  muss  dann  aber  die 
Forderung  eines  richtigen,  d.  h.  den  wirklichen  Durch- 
schnittspreisen entsprechenden  Geldan  sch  lags  gestellt 
werden,  eine  Forderung,  welche  freilich  nicht  ganz  leicht  zu 
erfüllen  ist  und  genau  nirgends,  mehrfach  noch  gar  nicht 
erfüllt  wird. 

Dann  sind  aber  weder  Einnahmen  noch  Ausgaben  des  Staats  ordentlich  zu  über- 
sehen. Die  Forderung  ist  ferner  den  Beamten  gegenüber,  z.  B.  im  Falle  der  Dienst- 
wohnungen, nothwendig  durch  den  Grundsatz  gleichen  Hechts  für  Alle  geboten. 
Daher  z.  B.  hier  richtiger  Anschlag  des  wirklichen  Miethwerths  (also  nicht  bloss 
nnd  auch  nicht  allgemein  gleichmässig  10°/0  wio  in  Preussen,  Baden  u.  a.  L.).  End- 
lich muss  auch  zwischen  verschiedenen  Staatsanstalten,  welche  unter  ein- 
ander im  naturalwirthschaftlichen  Verkehr  stehen,  ein  solcher  richtiger  Gcldanschlag 
•ler  Naturalempfänge  und  Naturalleistungen  erfolgen,  gemäss  der  schon  in  §.  14b 
betonten  Forderung. 

22* 


Digitized  by  Google 


340    2.  R.  Fin.bedarf.    1.  K.  Allgemeines.    2.  A.  Besold.politik.  §.  152.  153 


2.  Abschnitt. 

Der  Personalbedarf  oder  der  Staatsdienst  und  das  Besoldung- 

wesen  (Besol dungspol i t i k). 

Für  die  folgenden  Erörterungen  iiber  den  Staatsdienst  s.  bes.  R.  r.  Mohl. 
Politik  II,  ,147  ff.,  391  II.  .Tab.  Hb»),  wonach  im  Wesentlichen  §.  152.  S.  auch 
L.  Stein,  Verwaltungslehre  I,  (1.  Aufl.!  pass..  342  ff.  (Stuttg.  1805).  A.  Wapner. 
tirundleg.  I.  »$.  IVJ  (Einiluss  des  Hcamtentlmms  auf  die  Feststellung  des  Bereichs 
der  Staatsthätigkeit (,  lieber  die  z  Th.  abweichenden  Verhältnisse  im  Militär- 
dienst unten.  Eine  principielle  Erörterung  der  Bcsolduugspolitik  hat  der  deutsche!, 
Finanzwissenschaft  (auch  noch  bei  Stein)  fast  ganz  gefehlt.  Was  Kau  gab  (5.  A. 
§.  50  ff.^  war  nur  ein  kleiner  Anfang  da/u.  Meine  Behandlung  des  Gegenstandes  in 
der  l).  Aufl.  von  Kau  53  11'.)  war  der  erste  umfassendere  Versuch.  Au  dieser 
Darstellung  ist  auch  in  dieser  3.  Aufl.  in  der  Sache  wenig,  fast  nur  im  Material  etwa? 
verändert  worden.  Die  allgemeinere  volkswirthschafts-  und  socialpolitischc  Bedeutung 
des  Gegenstandes  scheint  mir  darin  zu  liegen,  dass  hier  das  Problem  der  Lohn- 
politik unter  besonderen  Umständen  behandelt  wird.  Die  gewonnenen  Resultate  sind 
mutatis  mutandis  anwendbar  anf  die  Arbeitslohnfrage  Uberhaupt:  durch  mehr  berufs- 
mässige Organisation  der  gewöhnlichen  Lohnarbeit,  entwickeltes  Aibeitcrversicherungv 
wesen  u.  dgl.  soll  dem  Arbeiter  eine  wenigstens  einigermassen  ähnlich  wie  dem  Beamten 
gesicherte  Stellung  gegeben  und  sein  Arbeitslohn  ähnlich  wie  die  Besoldung  geregelt 
werden;  das  muss  wenigstens  das  Ziel  „socialer  Lohnpolitik"  sein.  Dieser  Gesichts- 
punkt ist  bisher  zu  wenig  beachtet  worden,  auch  von  mir  in  der  6.  Ausg.  von  Rau 
noch  nicht  gehörig.  Die  Lettre  von  der  Besoldung  und  v<»n  der  Besoldungspolitik  ist 
ein  wichtiges  Beispiel  dafür,  wie  überhaupt  ausserhalb  des  Systems  privat- 
wirt lisch.  Concurrenz  solche  Verhältnisse  zu  regeln  sind  und  das  im  Besoldungs- 
wesen Erreichte  zeigt,  dass  diese  Regelung  zugleich  besser  ist,  als  diejenige, 
wo  die  Arbeit  als  „Waare"  ihren  schwankenden  Marktpreis  hat.  Insofern  liefert  dieser 
Abschnitt  einen  wichtigen  Beitrag  zur  Beantwortung  der  Fragen,  welche  die  ökono- 
misch-technische Einrichtung  des  gemeinwirthsch.  Systems  überhaupt  bei  einer  wesent- 
lich veränderten ,  mehr  gemein-,  weniger  privatwirtlisch.  I  )rganisatiou  der  Volkswirt- 
schaft betreffen.    Vgl.  Wagner,  Gruudleg.  I.  1.  Abth.,  Kap.  3. 

Die  Regelung  des  Besoldungswesens,  einschliesslich  des  Pensionswesens,  ist  auch 

 Ii  in  einer  anderen  Reziehung  interessant,  neiulich  nach  der  Seit«-  der  EntwicL 

lung  des  Verwaltung* rech tlichen  und  des  privatrechtlichen  Moments 
aus  dem  Sittenmoment.  Das,  was  Anfangs  dem  Gebiete  der  Gnade,  daher  der 
Sitte  angehörte,  wird  allmälich  in  das  Gebiet  des  Rechts  Ubertragen,  Dank  ver- 
änderter Anschauung  und  demgemäss  veränderter  Ansprüche  des  Beamten  und  Coa- 
cessionen  der  Staatsgewalt.  In  Betreir  des  Ruhegehalts  des  Beamten  selbst  ist 
dieser  Process  wenigstens  bei  uns  bereits  vollständig  vollzogen  :  statt  „Gnadenverlcihung" 
Gewährung  und  Erlangung  auf  Grund  bestimmter  Rechtssätze.  Bei  den  Wittwen- 
und  Waisenpensionon  vollzieht  sich  derselbe  Process  gegenwärtig  immer  mehr  (ebeuu 
bei  den  ..Guadenquartalou"  u.  dgl.):  wieder  beachtenswerth  für  die  Regelung  d  r 
gewöhnlichen  Arbeitslöhne  und  für  die  Bestrebungen  der  Arbeiterversicherung,  in 
denen  sich  Analoges  vorbereitet. 

Dass  übrigens  die  in  diesem  Abschnitte  betrachtete  Seite  des  Staatsdienste» 
recht  eigentlich  eine  finanztechnische  ist.  welche  in  die  Finanzwissenschaft  | nicht 
etwa  nur  in  die  Verwaltungslehre)  gehört,  möchte  kaum  zu  bestreiten  sein.  Die  werth- 
vollste  lohnpolitische  und  lohntheoretischc  Vorarbeit  ist  die  treffliche  kleine  Schrif: 
von  Engel,  Preis  der  Arbeit,  Beil.  P>00  auch  in  2.  Auf! ).  S.  ferner  dess.  Auf- 
in d.  Preuss.  Stat.  Ztschr.  1ST4,  S.  93  ff.  (Preis  der  Arbeit  bei  den  Eisenbahnen 
u.  eb.  1S70  S.  417  if.  (Preis  dor  Arbeit  im  preuss.  Staatsdienst  1S75,  über  die  Selbst- 
kosten der  Arbeit  eb.  S.  4S2  ff.).  In  geistvoller,  aber  m.  E.  doch  nicht  richtiger  IV 
lemik  gegen  diese  Behandlung  der  Besoldungsfrage  bewegt  sich  Ihering,  Zweck  im 
Rechte.  Leipz.  1S77,  I,  200  ff„  wo  die  principielle  ökonomische  Gleichstellung  von 
Gehalt  und  Lohn  und  die  Forderung  einer  Deckung  der  „Selbstkosten  der  Arbeit'. 
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w<h  beim  (ichalt  abgelehnt  wird.  Der  (jehalt,  das  Honorar  sei  kein  Arbeitslohn. 
Müden  nur  ein  Mittel  der  Sustentation.  Statistisches  Uber  Uehalte  am  Besten 
aus  den  Etats.  Daten  über  deutsche  Gehalte  vielfach  in  d.  guten  „Kleinen  Staats- 
bindbuch des  Reichs  und  der  Einzeistaaten".    Bielef.  u.  Leipz.  tSVi. 

I.  —  §.  152.  Der  Staatsdienst.  In  den  modernen  Staaten 
bestehen  verschiedene  Haupt  Systeme  der  Besetz ung  öffent- 
licher Aemter,  insbesondere  im  sogen.  Civildienst.  Für  die 
folgende  Betrachtung  wird  das  in  Deutschland  übliche,  übrigens 
hier  und  da  aueb  sonst  allgemein  und  in  den  meisten  Staaten 
wenigstens  für  einzelne  Beamtenkategorieen  (bemerkenswerther 
Weise  namentlich  für  richterliche  Beamte)  verbreitete  System 
zum  Ausgangs  und  Anbaltspunct  genommen.  Hier  werden  be- 
rufsmässige Organe  nach  Erfüllung  gesetzlicher  Vorbedingungen, 
durch  welche  die  Geeignetheit  für  die  Bekleidung  des  Staatsamts 
nachgewiesen  werden  soll,  vom  Inhaber  der  Staatsgewalt  in  syste- 
matischer Ordnung  zu  besoldeten  Aemtern  ernannt.  Die  Er- 
nennung giebt,  sofort  oder  nach  einer  bestimmten  Probezeit,  einen 
Rechtsanspruch,  wenn  nicht  auf  das  klaglos  verwaltete  Amt 
selbst  (keine  willkürliche  Entlassung  oder  Versetzung  ohne  Ein- 
willigung des  Betreffenden),  so  wenigstens  auf  die  Amtsbcsol- 
dung  (Gehalt)  selbst  oder  doch  auf  eine  höhere  Quote  der- 
selben („Wartegeld"),  theils  für  die  Lebenszeit,  theils  auch 
liir  bestimmte  längerePerioden,  worauf  alsdann  Ansprüche 
auf  Ruhegehalt  (Pension)  einzutreten  pflegen. 

Andere  Systeme  der  Acmterbcsctzung  sind:  besoldete  Berufsbcaintc  ohne  Kerbt 
auf  das  Amt  (Frankreich);  für  ku  rzere  Zeit  durch  Volkswahl  (direct  oder  indirect) 
ernannte  besoldete,  nicht  nothwendig  berufsmässig  gebildete  Beamte  (Schweiz.  Nord- 
amerika); freiwillig  und  ganz  oder  fast  ganz  unentgeltlich  dienende,  gleich- 
falls nicht  immer  berufsmässig  ausgebildete  Beamte  wenigstens  für  gewisse  Aemter 
und  meist  auf  Zeit  (System  der  Ehrenämter,  englisches  Selfgovernment). 

§.  153.  Verglichen  mit  diesen  anderen  Systemen  erscheint 
das  deutsche  als  das  kostspieligste  uud  insofern  wenigstens 
finanziell  als  das  ungünstigste.  Doch  ist  hier  Folgendes  zu 
beachten : 

1.  Einmal  dürfen  auch  hier  die  Kosten  nur  mit  Rücksicht  auf 
den  Werth  der  Leistung  beurtheilt  werden. 

In  dieser  Beziehung  steht  aber  das  deutsche  System,  welches  doch  vornehmlich 
üur  eino  Consequenz  der  Arbeitsteilung  ist,  sehr  hoeb.  Denn  in  den  cum- 
plicirteu  Verhältnissen  des  modernen  Staats  steigen  die  Anforderungen  an  die  Qua- 
iitit  der  Leistungen  der  Arbeiter  im  Staatsdienst  ebenso  wie  auf  allen  anderen  Ge- 
beten der  Volkswirtschaft.  Man  braucht  mithin  auch  hier  mehr  technisch  und 
5j>ecialistisch,  d.  h.  eben  berufsmässig  ausgebildete  Arbeiter.  S.  o.  §.  S,  37. 
Mindesten*  berufsmässig  ausgebildete  Organe  werden  daher  auch  in  anderen 
Staaten  für  die  meisten  nicht  eigentlich  politischen  Aemter  immer  mehr  verlangt. 
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Sehr  bezeichnend  ist  in  diesem  Puncto  die  neuere  Entwickelung  in  England,  bc 
sonders  was  das  Prüfungswesen  für  Beamte  anlangt.  Freilich  noch  immer  gros»»: 
Missstände,  s.  E.  Meier,  Vcrwaltungsrecht  a.  a.  0..  S.  938.  Dem  Nachtheil,  das» 
der  Festangestellte  leichter  erlahmen  kann ,  weil  er  cinigermassen  geschützt  vor  Con- 
curronz  ist,  steht  der  Vortheil  der  grösseren  Unabhängigkeit  des  Beamten  von  der 
Regierung,  aber  auch  von  den  Parteien  im  Volke  gegenüber.  Sowohl  der  Vergleich 
mit  Frankreich  als  mit  der  Schweiz  oder  vollends  mit  Nordamerika  fällt  in  dieser 
Hinsicht  sehr  zu  Gunsten  des  deutschen  Systems  aus.  Ferner  wirkt  die  Aussicht  auf 
Vorrücken  in  höhere  Aomtcr  und  Gehalte  (Avancement),  auf  Auszeichnung  durch 
Ehrcnvorthcilc  als  Ansporn.  Das  „gliedliche  Gefühl",  einem  tüchtigen  Staude 
anzugehören,  welches  durch  das  deutsche  System  besonders  hervorgerufen  wird,  hat 
endlich  wesentlich  günstige  Folgen ,  neben  denen  die  kleinen  Nacbtheile  (Gefahr  de? 
Kastengeist  u.  s.  w.)  zurücktreten,  zumal  wenn  der  Staatsdienst  Jedermann,  der  die 
gesetzlichen  Bedingungen  hinsichtlich  der  Qualifikation  erfüllt,  offen  steht.  Und  das 
ist  jetzt  fast  allgemein  einer  der  ersten  Grundsätze  der  Verfassungen.  Vgl.  über  die 
sittliche  Tüchtigkeit  des  preuss.  Beamtentums  das  hier  gewiss  competente  Unheil 
des  Dr.  Strousberg.  .,Str.  u.  8.  Wirken",  Berlin  1S76,  S.  152,  auch  E.  Meier. 
Verwaltungsrecht,  S.  846  mit  dem  Worte  Gerber's:  „os  ist  ein  Act  der  Gerechtigkeit, 
heute  zu  constatireu,  dass  die  unermessliche  Entwicklung  und  Cultur  des  Deutschon 
Volks  in  den  letzten  50  Jahren  zum  grossen  Theil  auf  der  Arbeit  des  Staatsdienstes 
beruht."  Wenn  man  endlich  früher  wohl  in  den  Pensionsansprüchen  des  Be- 
amten etwas  halb  Anomales,  nur  seiner  „privilegirten  Lebensstellung"  zu  Verdankende 
sah,  so  ist  jetzt  immer  allgemeiner  anerkannt  wordcu,  dass  hier  im  öffentlichen  Dienste 
nur  eine  allgemeine  lohnpolitisch e  Forderung  früher  als  im  sonstigen  Dienst- 
verhältniss  erfüllt  worden  ist,  aber  in  letzterem  nach  Analogie  jenes  Dienstes  auch 
immermchr  erfüllt  werden  muss  und  wird  (Arbeiterversicherungswesen). 

2.  Auch  im  Kostenpuncte  steht  das  deutsche  System  der 
Aemterbesetzung  ferner  mehr  scheinbar  als  wirklich  im 
Nachtheil  gegen  die  anderen  Systeme. 

Die  Kosten  treten  nemlich  bei  ihm  allerdings  grossentheils  unter  den  Ausgaben 
des  Staats  hervor,  aber  sie  sind  in  den  anderen  Systemen  doch  auch  vorhanden 
als  Aufwand,  den  die  Volkswirtschaft  für  die  bezügliche  Thätigkeit  der  Beamten 
tragen  muss.  Sic  stehen  also  gleichfalls  im  „Volkswirtschaft liehen  Budget" 
des  zwangsgemeinwirthschaftlichen  Systems.  In  letzter  Linie  ist  es  doch  der  Auf- 
wand an  Arbeit,  der  die  Kosten  bildet,  und  wenn  überhaupt  diese  Arbeit  im  Staats- 
dienste geleistet  wird,  so  muss  irgend  Jemand  ihn  bestreiten. 

Im  deutschen  Aemtcrsystem  geschieht  dies  in  der  Hauptsache  durch  die  üe- 
sammtheif,  indem  die  Beamten  ihren  Gehalt  aus  den  Staatseinnahmen  (Steuern 
empfangen.  Dem  Grundsatz  der  Gerechtigkeit  und  der  richtigen  gleichmäßigen  Ver- 
teilung der  Staatslasten  entspricht  dies  sicherlich  am  Meisten.  Im  System  der 
unbesoldeten  Ehrenämter  belastet  der  genannte  Aufwaud  die  Privatbudgets  der 
Frci-Dienenden  als  erhöhte  Ausgabe  oder  verminderter  Erwerb  (Zeitver- 
lust, unmittelbare  Kosten  u.  s.  w.).  Dies  kann  aus  socialen  und  politischen  Gründen 
gut  und  selbst  in  finanzieller  Beziehung  insofern  ein  Gewinn  sein,  als  es  auf  eine 
Art  Progressivbesteuerung  der  reicheren  und  sonst  unbeschäftigteren  Gassen 
in  einer  für  diese  nicht  lästigen  und  für  die  Gesainintheit  besonders  vorteilhaften 
Weise  (durch  Requisition  von  Arbeitsleistungen  gebildeterer  Personen)  hinauskommt. 
Zweckmässigkeitsgründe  sprechen  also  für  die  Eingliederung  dieses  Ehrenamtssystenb 
in  passender  Beschränkung  in  unser  deutsches  („bureaukratisches")  System  oftmals 
Eine  finanzielle  Tragweite  hat  daher  diese  Eingliederung  auch,  nur  eine  andere 
als  man  meistens  denkt,  und  Kosten  macht  es  natürlich  gleichfalls.  Manches  Hierher- 
gehörige mit  Betonung  der  Ehrenämter,  aber  ohne  richtige  Beachtung  der  im  Text 
gegebenen  finanziellen  Würdigung  der  Sache  bei  Walcker,  Selbstverwalt.  d.  Stcoer- 
wesens,  1.  Theil.  S.  auch  Gneist.  Verwalt.,  Justiz  u.  s.  w.,  S.  90  ff.  u.  dess.  eojl- 
Communalverfassung.    S.  1246  ff.    E.  Meier  a.  a.  0..  S.  894  ff. 

Aber  es  knüpft  sich  doch  auch  eine  erheblicho  Gefahr  an  dieses  aristokratisch'; 
Ehrenamtssystem  wie  vollends  an  das  der  niedrig  besoldeten  oder  nur  für  kurze  Ze:t 
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u bergebenen  Aemter  in  Demokratieen.  Nicht  nur  ist  die  Qualität  der  Leistung  oft 
gering,  so  dass  der  Kostenersparnis ,  welche  der  Gcsamtntheit  zu  Theil  wird,  auch 
nur  ein  niedrigerer  Werth  entspricht.  Bedenklicher  in  finanzieller  Hinsicht  ist 
noch,  dass  solche  Aemter  am  Ersten  von  den  zeitweiligen  Inhabern  durch  wider- 
rechtliche Praktiken  aller  Art  ausgebeutet  werden.  Man  denke  an  uordamerika- 
nische  Verhältnisse,  wo  mau  fast  von  einem  „System  der  Aemterausbeutung'* 
sprechen  kann.  S.  auch  Hock,  Finanz.  Amerikas,  S.  40—54.  Dann  erscheint  die 
Ausgabe  für  den  Staatsdienst  allerdings  wieder  nicht  im  Staatsbudget,  aber  doch  auch 
im  volkswirtschaftlichen  und  zwar  im  Privatbudget  derer,  welche  sich  jener  Aus- 
beutung nicht  entziehen  können.  Abgesehen  von  allen  politischen  und  ethischen  Nach- 
theilen werden  die  Kosten  des  Staatsdienstes  hierbei  auf  die  denkbar  schlimmste  und 
ungleichmässigste  Art  von  den  einzelnen  Staatsangehörigen  bestritten  und  sind 
im  Ganzen  vielleicht  noch  höher. 

Es  erfolgt  also  bei  den  verschiedenen  Systemen  der  Aemter- 
besetzung  doch  nur  eine  verschiedene  Vertheilung  der 
Kosten,  keineswegs  aber  bei  den  andern  eine  immer  an  sich 
günstigere  Vertheilung  oder  eine  wirkliche  Kostenerspamiss  ver- 
glichen mit  dem  deutschen  System. 

3.  Endlich  kann  aber  auch  dem  deutschen  System  etwas 
vom  Ehrenamt  ankleben  und  damit  an  unmittelbaren  Kosten 
im  Staatsbudget  gespart  werden. 

Dies  geschieht  auch  notorisch,  denn  die  grosse  Masse  der  Staatsämter,  beson- 
ders der  höheren,  ist,  verglichen  mit  anderen  ähnlichen  Berufsstellungen,  für  Per- 
sonen gleichen  und  gleich  theucr  zu  erlangenden  Bildungsgrades,  nur  inässig  be- 
soldet. Der  besoldete  Berufsbeamte  wird  mit  durch  die  Ehre  der  Stellung  im 
Staatsdienste,  ferner  durch  besonders  gewährte  Eh  ren  vortheile  (Titel,  Rang,  Orden 
u.  dgl.)  bezahlt,  welche  letzteren  einmal  wohl  oder  übel  in  der  öffentlichen  Meinung 
eine  gewisse  Geltung  haben.  Man  hat  dies  vom  ethischen  Standpuucte  öfters  ange- 
griffen und  ebenso  vom  politischen,  ist  jedoch  darin  sicherlich  zu  weit  gegangen. 
Namentlich  in  demokrat.  Republiken  wird  über  die  Ehrenvortheile  der  Monarchieen 
uor  Allem  Orden  u.  dgl.)  oft  gespöttelt.  Dennoch  ist  es  characteristisch  genug,  dass 
man  auf  dgl.  auch  in  solchen  Gemeinwesen  merkwürdig  viel  Werth  legt.  Die 
..Prinzenhuldigungcn"  in  der  amerikanischen  Gesellschaft  sind  bekannt,  und  in  der 
Schweiz  lässt  sich  jeder  Krämer  und  Gastwirth  gern  nach  seinen  Civil-  oder  Militär- 
ämtern tituliren  (Uicbter  u.  s.  w.).  Es  liegt  aber  auch  der  vernünftige  und  sitt- 
lich berechtigte  Gesichtspunct  zu  Grunde,  dass  die  öffentliche  Anerkennung  durch 
die  Verleihung  eines  Amtstitels  u.  s.  w.  Seitens  der  Staatsgewalt  Werth  hat  und 
haben  soll.  Nicht  das  Titel-,  Ordenswesen  an  sich,  sondern  der  damit  getriebene 
Missbrauch  ist  das  Uebel.  Dieser  Mißbrauch  aber  nimmt  ihm  auch  vielfach  die 
günstigen  finanziellen  Folgen.  Vom  finanziellen  Standpuucte  aus  bietet  dieso  „Be- 
zahlung mit  Ehrenauszeichnungen"  neben  derjenigen  mit  Geld  ohne  Zweifel  ihre  er- 
heblichen Vortheile  (§.  b).  Die  Ersparung  tritt  in  einzelnen  Fällen  besonders  deutlich 
hervor,  z.  B.  bei  dem  heutigen  Austheilen  von  Orden  als  Ehrengaben  an  Personen, 
welche  einem  Monarchen  Dienste  leisteten,  statt  der  einstigen  goldenen  Tabaksdosen, 
Brillantringe  u.  s.  w.  Nur  muss  freilich  die  Geldzahlung  doch  ihre  angemessene  Höhe 
erreichen,  d.  h  ein  richtiges  Verhältnis»  zwischen  materiellem  und 
Immateriallohn  bestehen.  Was  an  Ihoring's  Bemerkungen  über  den  Gehalt  als 
gemischte  Luhnform  und  theilweise  „idealen  Lohn"  richtig  ist,  das  läuft  doch  eigent- 
lich auf  das  Zugeständniss  hier  unter  Punct  3  hinaus.  Ih.  hat  zu  ausschliesslich  den 
•eigentlichen  höhern  Dienst  vor  Augen.  Das  vielfach  Zutreffende  seiner  Ausführungen 
steht  mit  der  Anwendung  der  Theorie  der  Selbstkosten  der  Arbeit  auf  den  Staats- 
dienergehalt, in  der  von  Engel  und  mir  hier  festgehaltenen  Beschränkung,  nicht  in 
dem  Widerspruch,  den  Ih.  hier  in  der  Polemik  gegen  Engel  (S  203)  annimmt. 
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II.  Das  Besoldungswesen. 

§.  154.  —  A.  Im  für  die  Aufstellung  von  Grundsätzen  der 
Besoldungspolitik  den  richtigen  Standpunct  zu  gewinnen,  niuss 
man  zuerst  die  Besoldung  (den  Gehalt)  des  Staatsdieners  als  eine 
Art  des  ausbedungenen  Arbeitslohnes  betrachten. 

Die  finanzielle  Lehre  von  der  Besoldung  ist  insofern  nur  eine  Anwendung  der 
allgemeinen  volkswirtschaftlichen  Lehre  vom  Lohne  auf  eine  spccielle  Kategorie  vou 
Fallen.  Es  lassen  sich  Besonderheiten  nachweisen,  welche  den  Staatsdienst  als  Ar- 
beitsart von  dun  ineisten  anderen  Arbeitsarten  unterscheiden.  Diese  Besonderheiten 
haben  bisher  auch  wohl  vomemlich  zu  den  Verschiedenheiten  in  der  Regelung  der 
Gehalte  verglichen  mit  der  Kegelang  der  Löhne  für  gewöhnliche  (niedere)  Arbeit  ge- 
fuhrt. Und  mit  Kecht  werden  gewisse  Unterschiede  im  System  der  Löhnung  bleiben. 
Aber  neben  den  Verschiedenheiten  besteht  doch  noch  mehr  Gleichartig- 
keit zwischen  der  Arbeit  eines  Staatsdieners  und  derjenigen  jedes  andereu  Arbeiters. 
Es  sind  nur  Dank  einer  richtigen  Lohnpolitik  des  Staats,  besonders  unserer 
deutschen  Staaten,  gegenüber  seinen  Arbeitern,  den  Staatsdieneru,  hier  schon  Lohn- 
verhältnisse geschaiien,  welche  im  gewöhnlichen  privatwirthschaftlichcn  Lohnsystem 
noch  grosscntheils  fehlen,  heute  aber  mit  Kecht  in  unseren  Culturstaaten  immer  mehr 
als  nothwendig  erkannt  und  erstrebt  werden.  Deshalb  hat  die  finanzielle  Lehre  von 
der  Besoldung  eine  allgemeine  principielle  Bedeutung  für  die  Lohnlehrc,  muss  die 
Besoldungspolitik  das  Muster  für  die  Lohnpolitik  sein. 

Besonderheiten  des  Staatsdienstes  als  Arbeitsart  treten 
nun  namentlich  folgende  drei  hervor: 

Vgl.  aurh  die  guten  Bemerkungen  von  Laspeyres.  Art.  Staatswirthschaft  L  D. 
Staatswörterb.  X,  80,  82—84. 

1.  Die  geforderte  Arbeitsart  besteht  in  einer  Reihenfolge 
niederer  und  höherer  Dienste  gemäss  eines  Systems  aneinander- 
hängender,  allmälig  wichtiger  und  schwieriger  werdender  Aemtcr. 
Der  Staatsdiener  ist  auf  das  Vorrücken  in  diesen  Aemtern  zur 
Verbesserung  seiner  wirtschaftlichen  Stellung  vornemlich  mit  an 
gewiesen.  Es  ist  daher  nothwendig,  dass  der  in  den  Staatsdienst 
Eintretende  sich  wenigstens  im  Allgemeinen  von  vornherein  für 
ein  Vorrücken  in  eine  solche  Reihenfolge  von  Aemtern  eigne.  Dies 
bedingt  mannigfache  Verschiedenheiten  der  Stellung  gegenüber 
anderen  Arbeitsarten,  besondere  Bedingungen  für  den  Eintritt  in 
den  Staatsdienst  und  Eigentümlichkeiten  der  Gehaltszahlung. 

Im  Militärdienst,  namentlich  dem  preussischen ,  daher  der  Grundsatz,  dass  der 
im  Avancement  übergangene  Officicr  den  Dienst  «juittirt,  für  den  —  Einzelnen  hart, 
aber  für  das  Ganze  und  für  das  Dienstintcresse  doch  nicht  unrichtig.  Das  unbedingt'1 
Stehenbleibcntnüssen  der  Beamten  in  den  niederen  Aemtern ,  wegen  mangelhafter 
Qualification  für  die  höheren,  ist  nicht  wünschenswerth.  Darauf  ist  auch  bei  der 
ganzen  Organisation  des  Dienstes  und  bei  der  Kegelung  der  Gehalte  nicht  gerechnet 
Auch  der  in  unteren  Posten  Befindliche  soll  sich  für  höhere  Stellen  eignen,  sonst  wird 
leicht  auch  seine  jetzige  Stellung  herabgedrurkt  werden. 

2.  Der  Staatsdienst  als  Arbeitsart  erfordert  in  vielen  Zweigen 
eiue  speeifische,  meistens  für  andere  Berufs-  und  Erwerbaarten 
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nicht  nöthige,  mitunter  für  solche  gar  nicht  unmittelbar  brauchbare 
und  doch  kostspielige  („technische")  Vorbildung.  Der  Ueber- 
gang  des  Beamten,  zumal  des  älteren,  in  einen  anderen  Berui" 
ausserhalb  des  Staatsdienst»  ist  daher  oft  schwierig. 

a)  Dieser  Umstand  begründet  die  in  der  Praxis  meistens  zu 
findende  Scheidung  des  eigentlichen  Staatsdiensts  oder  der 
höheren  Arbeitsarten  von  den  niederen  Diensten,  die  keine 
solche  Vorbildung  fordern,  in  Recht,  Stellung  und  Gehalts- 
sy  stem. 

Staatsdiener  —  Angestellter,  so  wird  mitunter  der  Unterschied  bezeich- 
net; in  Baden  z.  B.  eigentliche  Staatsdiener  und  untere  Diener,  wobei  der  feste  Lohn 
der  ersten  technisch  Besoldung,  der  der  letzteren  Gehalt  in  der  Amtssprache 
heisst.  Bei  den  niederen  Angestellten  genügt  allgemeine  Schulbildung.  Allenfalls 
bnn  man  zwischen  den  höheren  und  unteren  Beamten  (Dienern)  noch  die  Kategorie 
Subalte rnbeamte  auch  für  das  Gchaltssystcm  unterscheiden.  Die  Subalternen  bedürfen 
höherer  Schulbildung,  müssen  meist  auch  Prüfungen  ablegen,  aber  brauchen  nicht 
*uf  Universitäten  u.  dgl.  zu  studiren.  —  Laspcyres  a.  a.  0.  meint,  dass  auch  für 
die  Beamten  in  allen  denjenigen  Productionen ,  welche  dem  Staate  mit  anderen  Gc- 
meinvirthschaften  der  Gemeinden.  Kreise  u.  s.  w.  gemein  sind,  z.  B.  Unterricht,  Polizei, 
ferner  in  all*  den  Geschäften,  welche  der  Staat  in  Concurrenz  mit  Privaten  betreibe, 
die  feste  Anstellung  entbehrlich  sei.  Dies  kann  man  bei  der  letzten  Kategorie 
von  Beamten  (im  Ackerbau,  Bergbau  u.  s.  w.,  weniger  schon  im  Forstwesen)  zugeben, 
bum  bei  den  Erstgenannten.  Noch  richtiger  darf  mau  aber  umgekehrt  schlicssen: 
iie  festere  Stellung  des  Staatsdieners  muss  wenigstens  in  cinigermasseu  ähnlicher 
»eis«;  jedem  Privatbeamten  (bei  Actiengcsellschaften  u.  s.  w.)  und  endlich  möglichst 
überhaupt  jedem  Arbeiter  werden.  Für  die  „Privatbeamten",  welche  z.  B.  bei  Privat- 
bahnm  oft  fast  ganz  der  Willkür  der  Vorgesetzten  unterliegen,  wird  eine  Stellung 
nach  Analogie  der  Staatsstellung  auch  bereits  vielfach  erstrebt  (z.  B.  in 
i>esterreicb,  Ztschr.  d.  österr.  Beamtenvereins). 

b)  Ebenso  rechtfertigt  dieser  Punct  für  den  eigentlichen  Staats- 
dienst den  Kern  des  deutschen  Systems,  nemlich  das  Recht,  nach 
Erfüllung  der  allgemeinen  Bedingungen  hinsichtlich  der  Quali- 
fikation und  nach  Ableistung  etwaiger  Probezeit,  ein  Staatsamt  mit 
der  Aussicht  auf  Vorrücken  zu  erhalten ;  ferner  den  Rechtsanspruch 
anf  das  klaglos  verwaltete  Amt,  bez.  auf  dessen  Gehalt,  um  den 
Beamten  zu  sichern. 

Der  hohe  Werth  einer  solchen  Sicherung  des  Staatsdieners  in  Hinsicht  seiner 
^ärgerlichen  Stellung  und  der  Nutzeu  der  grösseren  Unabhängigkeit  des  Beamten  von 
der  Staatsgewalt  für  die  Qualität  der  Leistungen  ergiebt  sich  am  Deutlichsten  aus 
lern  (iruudsatz  der  Unabsetzbarkeit  der  Richter,  an  dem  doch  wenigstens  für 
^vi»e  (höhere)  Kichterkategorieu  auch  Staaten  mit  anderen  Systemen  der  Aemter- 
k-setzung  (Nordamerika,  Schweiz)  festhalten. 

3.  Die  Entlassbarkeit  des  also  gestellten  Beamten  ist 
gleichwohl  im  Staatsdienste  aus  Gründen  des  Die  n  stinter - 
esses  nicht  immer  zu  entbehren:  zeitweise  Entlassung  oder 
zur  Disposition  stellen,  bleibende  Entlassung  oder  zur 
Kube  stellen. 
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Diese'r  Umstand  in  Verbindung  mit  dem  vorherigen  (Nr.  2 
bedingt  aber  in  diesem  Falle  eine  Schadloshaltung  des  ohne 
seine  Schuld  entlassenen  Beamten.  Diese  Schadloshaltung  erfolgt 
in  einer  dem  Staatsdienste  nicht  eigenen,  aber  doch  bisher  bei 
ihm  besonders  stark  ausgebildeten  Form  der  Lohnzahlung,  indem 
letztere  theilweise  auf  die  Zeit  nach  dem  Austritt  des  Be- 
amten aus  dem  (activen)  Dienst  verschoben  wird:  Warte 
gelder  und  Ruhegehalte. 

Die  sehr  beachtenswerthe  und  erfreuliche  Weiterentwicklung 
ist  aber  im  Gebiete  des  Staatsdiensts  dann  schon  länger  in  der 
Hinsicht  eingetreten,  dass  auch  dem  Staatsdiener  unter  gewissen 
Bedingungen  das  Recht  gewährt  worden  ist,  aus  persönlichen 
Grtlnden,  besonders  bei  dauernder  Erkrankung  seinerseits 
seine  Entlassung  unter  Beanspruchung  des  Ruhe- 
gehalts zu  fordern:  das  hier  zuerst  allgemeiner  anerkannte 
lohnpolitische  Postulat. 

§.  155.  —  B.  Grundsätze  der  Besold ungsp olitik.  Aus 
den  im  vorigen  §.  enthaltenen  Prämissen  lassen  sich  nun  nachstehende 
Grundsätze  filr  die  Regelung  der  Besoldung  als  einer  L o h n - 
art  überhaupt  und  als  einer  speeifisch  eigentümlichen 
Lohnart  für  eine  besondere  Arbeitsart  ableiten. 

1.  Die  in  den  meisten  Zweigen  des  eigentlichen  Staatsdiensts 
geforderte  Arbeitsart  und  Interesse  und  Würde  des  Staats  schliessen 
die  freie  Anwerbung  der  Beamten  (der  „Staatsarbeiter")  und 
die  Lohn-  oder  Gehaltsbestimmung  in  jedem  einzelnen 
Falle  im  Wege  der  freien  Concurrenz  gewöhnlich  aus. 

Bekanntlich  war  dies  früher  weder  in  Deutschland  noch  anderswo  so.  Eine 
besonders  characteristische  Abweichung  von  dem  heutigen  Grundsätze  bildete  das 
System  des  Aemterverkaufs.  obgleich  doch  auch  hier  Dienstrücksicbtcn  neben 
allen  möglichen  persönlichen  Einflüssen  die  „freie  Concurrenz"  niemals  ganz  zur 
(ieltung  kommen  Hessen.  Der  Aemterverkauf  war  namentlich  in  den  Ucbergangs- 
staatsformen  vom  Mittelalter  zur  Neuzeit  verbreitet,  als  Finanzoperation  besonders 
in  Frankreich,  aber  doch  auch  im  vor.  Jahrhundert  unter  Friedr.  Wilhelm  I.  selbst 
in  Preusscn  (Zahlungen  von  Monats-  oder  Vierteljahrsgagen  in  die  IiecrutenUsff, 
s.  Kiedcl,  brand.  preuss.  Staatshaushalt,  S.  67,  Schmoller,  d.  preuss.  Beanitf- 
stand  unter  Friedr.  Wilh.  I.  in  d.  Preuss.  Jahrb.  1870),  u.  and.  Staaten.  Eist  in 
neuester  Zeit  ist  dies  System  im  engl.  Heere  für  Ofhcierstellen  ganz  beseitigt  worden.  — 
Aehnliche  Fälle  ausserhalb  des  Staatsdiensts  sind  die  Verkäufe  der  Stellen  voi 
Advocaten,  Mäklern  u.  s.  w.  (noch  heute  in  Frankreich,  in  Elsaas-Lothringen  abgeschätzt). 

Statt  dessen  verknüpft  der  Staat  in  der  Hegel  passend  mit 
den  Aemtern  fest  systemisirte  Besoldungen  und  überträft 
dem  Beamten  ein  solches  Amt,  ohne  einen  speciellen  Contract  mit 
dem  einzelnen  Beamten  über  die  Höhe  des  Gehalts  zu  schliessen. 
Wenigstens  ist  Letzteres  die  (seltene)  Ausnahme. 
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Eine  Ausnahme  bilden  in  Deutschland  namentlich  die  Professuren  an 
Universitäten  und  anderen  (technischen  u.  s.  w.)  Hochschulen,  gelegentlich, 
aber  selten  auch  Lehrämter  (etwa  Direclorenstellen'  an  Gymnasien  u.  dgl.  m.  —  Es 
ist  belehrend,  gerade  wegen  der  Verschiedenheit  der  Grundsätze,  nach  welchen  die 
Besoldungen  im  höheren  Lehrdienst  und  im  übrigen  Staatsdienst  normirt  werden,  die 
Folgen  beider  Systeme  zu  vergleichen.  Die  eigentümliche  Stellung  des  höheren 
Lehrdienste  erklärt  sich  in  Deutschland  ohne  Zweifel  mit  daraus,  dass  für  diese  wissen- 
schaftlichen Berufsarten  niemals  das  particularistische  Princip,  die  Staatsdiener  nur 
aus  dem  „Inlande"  zu  nehmen,  durchgeführt  werden  konnte.  In  Folge  des  hier 
herrschenden  Berufungssystems,  der  damit  verbundenen  speciellen  Contracte  der  He- 
in erung  mit  dem  I^hrbeamten  über  die  Höhe  der  Besoldung  u.  s.  w.,  ferner  in  Folge 
der  ausbedungenen  oder  frei  gewährten  Personalzulagen  für  Lehrer,  welche  Berufungen 
an  andere  Orte  ablehnen  u.  s.  w.,  besteht  hier  in  demselben  Amt  (z.  B.  ordentl. 
Professur)  und  in  demselben  Dienstalter  die  grösste  Ungleichheit  der  Be- 
soldungen, z.  B.  im  J.  1870  in  Freiburg  i.  Br.  1000—2800  fl.  für  d.  Ordinarius,  in 
Berlin  bez.  Ii>70,  1876  u.  1SS3  400—2500,  1100—4000,  1200—4000  Thlr.  unge- 
rechnet die  hier  häufigen  Besoldungscrböhungcn  in  Folge  von  Nebenämtern .  Bezügen 
aus  d.  Akademie  u.  s.  w.\  in  Bonn  600—2500,  900—2800,  600—3500,  in  Göttingen 
:>00— 2300,  400—4200,  600—4200.  in  Marburg  800— H00,  800—2000,  1167  bis 
2000  Thlr.,  wozu  auf  d.  preuss.  Universitäten  allgemein  noch  die  Wohnungsgelder 
des  Orts  treten.  Diese  Ungleichheit  wird  durch  die  ebenfalls  grosse  Ungleichheit  der 
amtlichen  Nebeneinnahmen  (Collegiengelder  u.  s.  w.)  keineswegs  ausgeglichen,  öfters 
möchte  sie  dadurch  noch  gesteigert  werden ,  da  nicht  selten  die  Höchstbesoldeten  die 
höchsten  Nebeneinnahmen  haben  und  umgekehrt  (nicht  nur  nach  den  persönlichen 
Leistungen,  sondern  auch  -  und  gewöhnlich  viel  mehr  —  nach  der  Natur  der 
Fächer,  s.  u.).  Diese  grosse  Ungleichheit  wird  durch  das  hier  im  Gegensatz  zum 
sonstigen  Staatsdienst  herrschende  Ooncurrenzprincip  wesentlich  mit  bedingt.  Sie  hat 
sicher  auch  ihr  hoch  Bedenkliches;  manche  Schäden,  ja  manche  wahrhaft  hässliche 
Seiten  der  Universitätsverhältnisse  erklären  sich  mit  daraus,  da  bei  dem  jetzigen 
System  dem  Glück  und  Zufall  und  der  —  Connexion,  dem  akademischen  Cliquen- 
wesen (persönlichen  u.  „Richtungscliqocn")  doch  ein  sehr  grosser  Spielraum  gelassen 
und  die  Gefahr  schlimmen  „Streberthums"  nicht  zu  verkennen  ist:  die  wenig  erfreu- 
liche Folge  des  Concurrenzsystems.  Man  macht  zu  Gunsten  der  Gehaltsunglcichheit 
bei  den  akadem.  Lehrern  geltend,  dass  nur  so  die  Gehalte  den  Leistungen  angepasst 
würden.  Abgesehen  von  der  Fragwürdigkeit  dieses  Princips  der  Lohnregelung  auf 
diesem  Gebiete  u.  von  dem  hernach  noch  zu  berührenden  Umstände,  dass  die  oft  so 
wichtigen  akadem.  Nebeneinnahmen  sich  nur  nebenbei  nach  den  Leistungen,  vor- 
nemlich  nach  anderen  Umständen  richten,  warum  kommt  man  denn  ohne  dies  Princip 
bei  den  Aetntern  im  höheren  Staatsdienst  aus,  wo  der  Gehalt  nach  dem  Amt,  nicht 
nach  der  individualen  Leistung  unter  den  Beamten  desselben  Amts  sich  richtet ?  Der 
Einwand,  dass  hier  im  rascheren  Avancement  der  tüchtigeren  Boarnten  die  Aus- 
gleichung liege,  trifft  practisch  nicht  zu,  da  zahlreiche  Beamten  ungleicher  Leistungen 
lange  Jahre  mit  den  gleichen  Gehalten  in  demselben  Amte  stehen.  Die  einzige  Ana- 
logie bietet,  aus  ähnlichen  Concurrenzgründen ,  die  —  Bühnenwclt  der  Hoftheater. 
l>ic  Anomalie  des  jetzigen  Zustands  auf  den  Universitäten  zeigt  sich  u.  A.  darin,  dass 
nicht  selten  die  ältesten  Professoren  die  niedrigsten,  die  jüngsten  die  höchsten  Gehalte 
haben.  Eine  Ausgleichung  wird  zwar  wohl  erstrebt  u.  in  gewissem  Umfange  all- 
mälig  ausgeführt  Aber  abgesehen  von  den  auch  hier  mitspielenden  Factorcn  „Gunst" 
und  „Ungunst"  hindert  das  herrschende  System  durch  sich  selbst  diese  Ausgleichung. 
Denn  es  muss  mit  im  Ganzen  gegebenen  Summen  gewirthschaftet  werden; 
nehmen  davon  die  Einen  den  Löwenatitheii ,  so  bleibt  für  die  Andren  wenig  übrig. 
Eine  Modificatio  n,  die  nur  in  einer  Annäherung  an  das  Besoldungs- 
system  in  anderen  Aemtern  bestehen  könnte,  wird  namentlich  iu  Folge  der 
neueren  politischen  Veränderungen  in  Deutschland  nicht  ausbleiben  können.  Sie 
existirt  auch  hier  und  da  schon,  indem  man  (so  jetzt  in  Baiern  nach  d.  allgem. 
«iehaltsregulativ  v.  1876)  doch  Zulagen  nach  dem  Dienstalter,  bes.  für  ältere, 
durch  Berufungen  nicht  verbesserte  Lehrer  gewährt,  wenn  auch  nicht  so  regelmässig 
and  vollends  nicht  so  gleichmässig)  wie  im  übrigen  Staatsdienst.  Ein  festes  System 
von  Norm  algehalten,  bes.  mit  M i  ni  maisätzen ,  wird  doch  auch  hier  zu  erstreben 
fein,  wobei  dann  Personal  zu  lagen  durch  das  Berufungswesen  hinzukommen  mögen. 
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In  ßaiern  hat  man  Minimalsätze  eingeführt  f.  Ordinarien  o.  Extraordinarieiii 
In  Preusscn  bestimmte  die  Kön.  V.o.  v.  15.  Juli  1S7Ü  (bei  Herrfurth  S.  79) 
einen  Durchs chn.s atz  u.  ein  „Normal max imu in'*  der  Besoldungen  (Berlin  f.d. 
Ord.  bez.  0000  u.  s-100.  Extraord.  3000  u.  3000  M.,  die  anderen  Univers,  in  2  Gruppen 
bez.  5100  u.  7200,  dann  4M)0  u.  0000  f.  d.  Ordin.).  Ausserdem  stehen  im  Etat 
90.000  M.  zu  Besold  Verbesserungen  u.  Heranziehung  ausgezeichneter  Docenten:  für 
(iehaltsausgleichung  ganz  unzureichend.  Billig  erscheint  namentlich  auch  eine  Ab- 
stufung der  Gehalto  nach  der  Natur  der  Lehrfächer,  so  dass  die  Lehrer  solcher 
Fächer,  welche  stets  wenig  Nebeneinnahmen  geben,  höhere  Gehalte  haben.  —  Auch 
die  deutsche  Schweiz  hat  an  ihren  4  Hochschulen  (incl.  Polytcchnicum)  das 
deutsche  Berufungssystem  und  die  (iehaltsungleichheit.  Auf  den  österreichischen 
Universitäten  hat  man  dagegen  Normalge  halte  (nach  Dienstalters  Decennalzulagcn) 
und  erst  neuerdings  ausserdem  Personalzu lagen  für  einzelne  Lehrer  in  Folge  der 
Annahme  des  Berufungssystems.  In  Dorpat  (wie  auf  allen  russ.  Universitäten)  herrscht 
Gehaltsgleiehhcit ,  woneben  Collegicngeld.  das  auf  den  eigentlichen  russ.  Universi- 
täten fehlt. 

2.  Die  Höhe  der  Besoldungen  steigt  regelmässig  nach  der 
Bedeutung  der  Aemter,  also  in  demselben  Dienstzweige  nach 
der  »Stufenleiter  (dem  Rang)  derselben;  ausserdem  aber  auch 
mit  dem  wachsenden  Dienstalter  des  Beamten  in  ein  und 
demselben  Amte.    Beides  ist  angemessen. 

3.  Der  Bezug  eines  unmittelbaren  Kinkommenantheils 
des  Staatsdieners  aus  den  von  letzterem  dienstlich  vorgenommenen 
Thätigkeiten  ist  im  Staatsdienst  meistens  unausführbar,  weil  die 
einzelnen  Staatsleistungen  nicht  speciell  verkäuflich  sind.  Er  ist 
aber  auch,  wo  er  an  sich  möglich  wäre,  etwa  mit  Ausnahme  der 
Dienstzweige,  in  welchen  Sachgüterproduction  betrieben  wird,  gegen 
das  Interesse  und  die  Würde  des  Staatsdiensts  (§.  8, 

Bei  eigens  bewirthschaft.  Domänen,  Fabriken,  Bergwerken,  bei  Staatseiseu- 
bahnen  kann  vom  Tan  ti  <•  m  es  y  stein  für  das  höhere  Verwaltungspersonal  ebensogut 
wie  bei  Privatbahnen  Gebrauch  gemacht  werden.  Brcnnstotiprämien  der  Locouiotiv- 
führer,  Heizer,  Schinierprämien  der  Wagenmeister  (d.  h.  Anthcile  au  dem  Gewinn, 
der  in  Folge  einer  hinter  einem  bestimmten  Maximalverbrauch  zurückbleibenden  Stofl- 
ersparung  gemacht  wird),  sind  andere  Beispiele.  Mit  Hecht  dagegen  in  neuerer  Zeit 
alle  Sportein  und  Gebühren  bei  der  Justiz,  Polizei  u.  s.  w.  in  die  Staatskasse 
fliessend.  Selbst  wenn  einzelne  solche  Einnahmen  zu  Emolumenten  der  Beamten  ver- 
wendet werden,  sind  sie  doch  als  Einnahme  und  Ausgabe  der  Staatskassen  genau 
zu  verrechnen.  (A.  solcher  Emolumcnteneinn.  im  preussisch.  Jusiizministerium  18S'» 
4.947.700  IL,  darunter  der  Hauptposten  ?.  4.0  MiU.  M.  an  Gebühren  der  Gerichtsvoll- 
zieher für  Parteiaufträge).  Aehnlich  die  Beute  im  Kriege  nicht  dem  Soldaten  gehörend.— 

Eine  Ausnahme  bilden  auch  hier  die  Universitäten  (seltener  die  ja  acht 
jüngeren  sonstigen  Hochschulen)  in  Betreif  des  Collegiengelds,  der  Doctor- 
gebühren,  der  Iinniat riculations-  und  Exmatriculationstaxen  u.  ähnl.  m. 
Das  Doctorwesen  bedarf  auch  in  finanzieller  Hinsicht  dringend  einer  Reform. 
Der  Bezug  der  anderen  Taxen  Seitens  der  Hc<  toren  ,  Prorectoren,  Decane  u.  s.  w. 
bildet  ein  kaum  mehr  zu  rechtfertigeudes  Ucberbleibsel  früherer  Zeit,  da  hier  Leistung 
und  Gegenleistung  '  Arbeit  des  betr.  Wahlbeamten»  meist  in  gar  keinem  Verhältnis 
stehen.  Mässigc  live  Remunerationen  für  die  Mühewaltung  dieser  Wahlbeamtea 
würden  der  Würde  des  Ehrenamts  weit  mehr  entsprechen ,  bestehen  auch  hier  und 
da  schon.  Für  das  Collegicngeld,  als  Privateinnahme  jede*  Lehrers,  lassen  sich  triftige 
Gründe  anführen,  fast  ebenso  viele  aber  auch  dagegen.  Denn  von  den  vier  auf  die 
Höhe  des  Collegiengelds  eines  akadem.  Lehrers  vornemlich  einwirkenden  Factoren 
steht  die  eigene  persönliche  Leistung  u.  individuelle  Lehrtüchtigkeit  in  der  Regel 
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erst  an  vierter  Stelle,  die  drei  anderen  voran:  die  Natur  des  Fachs,  zufallige 
I  mstande  u.  Einrichtungen  (Prüf. -Ordnung,  Zwangscollcgicn,  Prüfungsfach,  Lehrer 
als  Examinator!),  endlich  die  allgemeine,  vollends  vom  einzelnen  Lehrer  meist 
aar  secundür  becinflusstc  Frequenz  der  Universität.  Es  ist  daher  doch  gewiss 
misslich,  dass  sich  im  Bezog  von  ColLgeld  an  derselben  Univers  unter  den  ord. 
Professoren  Extreme  wie  1  :  100,  selbst  wie  1  :  500  (orient.  Sprachen  —  Pandccten. 
Anatomie.  Chemie)  finden.  —  Kür  einen  Antheil  der  Lehrer  an  Mittel  -  und  Elementar- 
M-hulen  am  Schulgeld  spräche  sogar  mehr  wio  beim  Universitätslehrer  der  Umstand, 
dtas  die  Muhe  der  Arbeit  mit  der  Grö>so  des  Klassenbesuchs  wächst,  während  an 
«ler  Hochschule  der  ideale  Genuas  der  Lehrthätigkeit  mit  der  Frequenz  steigt. 
Kine  einseitige  Panegyrik  des  Collegiengelds  liefert  L.  Stein,  Lehrfreiheit,  Wissen- 
schaft Q.  Collegicngeld .  Wien  1*»73,  wo  der  Gehalt  der  Ersatz  f.  d.  amtliche, 
das  Honorar  der  Ersatz  f.  d.  ethische  Leistung  des  Professors  genannt  wird!! 
S  24).    Es  stände  schlimm  um  unsere  Universitäten,  wenn  dem  so  wäre. 

Zur  Anspornung  des  Beamten  kann  neben  der  Aussicht  auf 
günstiges  Vorrücken  im  Dienst  und  neben  den  erwähnten  Ehren- 
auszeiebnungen  allenfalls  ein  freilich  schwer  ganz  objectiv  durch- 
zuführendes System  von  festen  Personal- Gehaltszulagen  oder 
—  was  übrigens  manche  specielle  Bedenken  bietet  —  von  un- 
periodisc hen  Remunerationen  für  besondere  Leistungen 
und  Diensteifer  dienen. 

Diese  Personalzulagen  sind  individuelle,  und  von  den  nach  dem  Dienst- 
alter gewährten  zu  unterscheiden.  Es  scheint,  dass  davon  mehr  Gebrauch  gemacht 
worden  könnte.  Um  dem  Protectionswesen  u.  s.  w.  keinen  Vorschub  zu  leisten.  Hesse 
-ich  vielleicht  in  Collegien  und  bei  Gruppen  von  Subalternbeamten  die  im  Ganzen  be- 
willigte Zulage  (ebenso  die  Remuneration  i  nach  Anhörung  des  Collegiums  und  der 
•■rappe  an  die  Einzelnen  vertheilen.  —  Häutig  genug,  besonders  bei  niedern  Dienern, 
rfolgen  die  Remunerationen  fast  ganz  periodisch,  oft  in  bestimmter  Höhe, 
wo  der  Einzelne  dann  nur  eine  feste  Einnahme  darin  sieht.  Dadurch  wird  der  Zweck 
fast  vereitelt. 

4.  Die  Besoldung  für  ein  einzelnes  Amt  und  ein  einzelnes 
Dienstalter  ist  demgemäss  nicht  für  sich,  sondern  nur  im  Zu- 
sammenhang des  ganzen  Aemter-  und  Besoldungs- 
•Sy stems  zu  reguliren  und  zu  beurtheilen. 

Dies  ist  besonders  beim  Vergleiche  der  Gehalte  eines  und  desselben  einzelnen 
Amts  in  verschiedenen  Staaten  zu  berücksichtigen.  Es  kann  leicht  sein,  dass  ein  ein- 
zeln« Amt  in  einem  Staate  höher  als  im  andern  besoldet  ist,  dafür  aber  in  letzterem 
du  Vorrücken  rascher  nnd  der  Gehalt  in  den  weiteren  Aemtern  besser  ist.  Der  Total- 
irehalt  oder  dessen  Durchschnitt  ist  dann  doch  vielleicht  hier  höher.  Auch  bei  Ver- 
gleichen der  Hesöldungen,  z.  B.  im  Staats-  und  Privateisenbahnwesen,  ist  dies  zu 
beachten. 

§.  156.  -  C.  Der  Tot  algehalt.  Alle  amtlichen  Bezüge 
eines  Staatsdieners  und  seiner  Familie  auf  Grund  der  An- 
stellung des  ersteren  im  Staatsdienst  sind  als  ein  Ganzes 
aufzufassen,  welchem  man  den  Namen  „Totalgehalt"  geben 
kann. 

Dieser  Totalgehalt  zerfallt  nach  der  Zeit  des  Bezugs  und 
nach  den  beziehenden  Personen  in  vier  Kategorieen: 
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1.  Der  eigentliche  oder  Acti  vitätsgehalt,  den  der  Be- 
amte wUhrend  seiner  Dienstzeit  für  seine  Dienstleistung  selbst 
bezieht. 

2.  Der  Disponibilitätsgcb  alt  oder  das  Wartegeld, 
welches  der  Beamte  während  einer  zeitweiligen  Entlassung  aus 
dem  activen  Dienste  auf  Grund  seiner  Amtsstellung  bis  zur 
Wiederberufung  in  den  activen  Dienst  bezieht. 

3.  Der  Ruhegehalt  oder  die  Pension  (Alte rspension  ins- 
besondere), welche  der  Beamte  selbst  auf  Grund  seiner  einstigen 
Amtsstellung  nach  end giltigem  Austritt  aus  dem  activen  Dienste 
bezieht,  lebenslänglich  (in  der  Regel)  oder  für  eine  ge 
wisse  Zeit. 

4.  Die  Bezüge  der  nächsten  Familienangehörigen 
des  Beamten,  welche  dieselben  auf  Grund  der  Amtsstellung  des 
Beamten  nach  dessen  Tode  beziehen.    Dahin  gehören: 

a)  Die  sogen.  Sterbemonate  oder  -Quartale:  der  Fort- 
bezug des  Gehalts  des  Beamten  Seitens  der  Familie  für  eine  ge- 
wisse (kurze)  Frist  nach  dem  Tode  des  Beamten. 

b)  Die  Wittwenpension,  welche  die  (unterlassene  Wittwe 
des  Beamten,  in  der  Regel  lebenslänglich  oder  bis  zu  etwaiger 
Wiederverhcirathung  nach  dem  Tode  ihres  Mannes,  eventuell  nach 
Ablauf  der  Sterbemonate,  bezieht. 

c)  Die  Erziehungsgelder,  welche  die  hinterlassenen, 
meist  nur  die  unerwachsenen  Kinder  des  Beamten  bis  zur 
Erreichung  eines  gewissen  Lebensalters  beziehen. 

Der  eigentliche  Gehalt  des  im  activen  Dienst  sterbenden,  die  Pension  des  auf 
Lebenszeit  zur  Kuho  gesetzten  Beamten  und  die  Pension  seiner  sich  nicht  wieder 
verheirathenden  Wittwe  sind  Leibrenten.  Das  Wartegeld  des  später  wieder  an- 
gestellten Beamten,  die  Pension  der  sich  später  wieder  verheirathenden  and  in  diesem 
Falle  oft  ihre  Pension  verlierenden  Wittwe  und  die  Bezüge  der  unerwachsenen  Kinder 
sind  Zeitrenten. 

Dieser  Totalgehalt  muss  nun  im  Interesse  des  Staatedienstes 
selbst  wie  des  einzelnen  Staatsdiener  zwei  Bedingungen  er- 
füllen, die  im  Folgenden  näher  zu  untersuchen  sind: 

1.  Er  muss  Uber  die  mutmassliche  Dienst-  und 
Lebenszeit  des  Beamten  (und  seiner  Angehörigen)  richtig 
vertheilt  werden. 

Davon  handelt  §.  157—159.  Bei  der  Regelung  dieser  Vertheilung  treten  die 
Interessen  des  Staatsdicnsts  selbst  besonders  mit  hervor.  Im  Einzelnen  rau- 
sich  Vieles  richten  nach  der  Natur  des  Staatsdieusts  als  besonderer  Arbeits- 
art. Ks  handelt  sich  daher  um  Eigentümlichkeiten,  welche  der  Staatsbesoldu n g 
als  Lohnart  für  eine  besondere  Art  Arbeit  anhängen. 
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2.  Der  Totalgebalt  muss  ferner  in  seiuer  Höhe  für  die 
wahrscheinliche  Dienst-  und  Lebenslaufbahn  des  Beamten  und  für 
die  Zeit,  in  der  die  Wittwe  und  die  Kinder  noch  zu  versorgen 
sind,  im  Ganzen  richtig  bemessen  werden. 

S.  darüber  unten  §.  160  11.  Bei  der  Kegelang  der  Hohe  des  Totalgehalts 
müssen  die  richtigen  Grandsätze  allgemeiner  Lohnpolitik  zar  Geltang 
Aminen,  in  der  Weise,  wie  es  Uberhaupt  das  Ziel  in  der  Entwicklung  aller  Lohn- 
Verhältnisse  sein  soll  und  wie  es  hier  noch  speciell  durch  das  Interesse  des  Staats- 
dienst» selbst  gefordert  wird.  Die  finanzielle  Lehre  von  der  Besoldung  wird  daher 
namentlich  in  diesem  Puncte  zu  einer  Anwendung  der  allgemeinen  Lohnlchre  auf  einen 
einzelnen  besonderen  Kall  und  ist  dadurch  für  diese  letztere  Lehre  zugleich  mit  belehrend. 

Vgl.  ausser  d.  gen.  Sehr.  v.  Engel  die  Gesetze  u.  d.  Literatur  über  die 
äusseren  Verhältnisse  der  Staatsdiener  einzelner  Läudcr.  Mehrfach  sind 
m  neuerer  Zeit  thcils  allgemeine  Gesetze  über  die  Hechts  Verhältnisse  der 
bY-amten  überhaupt,  worin  auch  Bestimmungen  übe  Besoldungs-  und  Pensionswesen 
vorkommen,  th.  Gesetze  u.  höchste  Verordnungen  über  die  Gehalts-  u.  Pensions- 
fcrhaltnissc  speciell  erlassen.  So  u.  A.  das  Deutsche  Rcichsges.  v.  31.  März  1 S73 
'x-r  d.  Rechtsverh.e  d.  Keichsbeamten  u.  d.  Ges.  über  die  Fürsorge  f.  d.  Wittwen  u.  8  w.  der 
Ütichsbeamten  d.  Civ.verwalt.  v.  20.  Aug.  1881 ,  das  würtem  It.Ges.  über  Beamten  v.  30.  Juni 
1876,  das  ös  ter  r.  Ges.  v.  15.  Apr.  lb"3  betr.  d  Bczujrcd.activen  Staatsbeamten,  dasösterr. 
G'-s.  v.  dems  Datum  betr.  d.  Activit.bezüge  des  Staatslchrerpersonals  u.  der  Biblioth- 
'►eamten,  d.  baier.  revid.  Gehaltsrcgulativ  v.  12.  Aug.  1876,  d.  preuss.  Pensionsges. 
»  27.  März  1872  mit  d.  Nov.  v.  31.  März  1882  u.  das  preuss.  Ges.  v.  20.  Mai  1882 
S'ber  Wittwen-  u.  Waisengelder,  d.  österr.  Pensionsnormale  ?.  9.  Dec.  1866,  verschied. 
\ eränder.  d.  k.  säe  h  s.  Pens.gesetze  (Hauptges.  v.  7.  März  1 835,  auch  Ges.  v.  24.  Apr.  1 85 1 , 
■ibgeäud.  u.  A.  durch  Ges.  v.  0.  Apr.  1872,  15.  Juni  1874,  u.  bes.  durch  Ges.  v.  3.  Juni  1S76, 
l'ensionserhöhungen  u.  dgl.  in.);  das  bad.  Ges.  v.  25.  Jan.  1874  (Erhöh,  d.  Pcns.i 
u.  ein  and.  Ges.  v.  dems.  Datum  (Erhöh,  d.  Pens.  d.  Hinterbliebenen).  Dazu  die 
später  zu  erwähnenden  Gesetze  über  Wohnungsgcldzuschuss  (D.  Reich. 
Treussen,  Baden).  In  den  70er  Jahren,  nach  d.  französ.  Kriege,  in  Deutsch- 
end zieml.  allgemein  Gehalts-  u.  Pensionserhöbungcn.  Aus  d.  Literatur  für 
l'rcu-s.  i,  u.  A  Maschcr,  d.  preuss.  Civilstaatsdienst ,  2.  Aufl.,  Lpz.  1863, 
Heinecke  ,  die  Einkommensverhältnisse  der  preuss.  unmittelb.  Staatsbeamten,  Berl.  1876. 
Herrfurth,  Etatswes.  a.  a.  ü.  Abschn.  V III  ff.  Meissner,  Handb.  f.  Verwalt.- 
beamte  u.  s.  w„  Halle  1*79.  Leber  Baiern:  Grün,  Rechts-  u.  Gchaltsverbältnisse 
d.  baier.  Staatsdieners.  Münch.  1880.  L'cber  K.  Sachsen:  Lotichius,  sächs. 
lioetze,  betr.  Civiktaatsdicner,  Lpz.  1878.  lieber  Würtembcrg:  Heberle,  Rechts- 
rerh.  d.  würt.  Staatsbeamten,  Stuttg.  1876  u.  Rieckc,  Verfass.  u.  s.  w.  W.s  S.  97—128. 
Leber  Oesterreich:  Ges.samml.  betr.  d.  Staatsdienst  in  Oest.  2.  A.  Wien  1877; 
Rlonski.  öst.  ('iv.pens. Vorschriften,  Wien  1879.  Ueber  Frankreich:  Block  diction. 
Art.  fonetionnaires  u.  pensions.  Statistisches  über  Preussen  in  d.  gen.  Aufs, 
v.  Engel  in  d.  preuss  stat  Ztscbr.  1876;  ob  18*0  S.  271  II'.  Blcnck  üb.  d.  Geh. 
Terh.  d.  höh.  Gemeindebeamten  in  d.  grösseren  preuss.  Städten,  lieber  Wurtemb. 
Kiecke  a.  a.  O.  Dann  Mushacke.  Wartegeld  u.  Ruhegehalt  der  Civilstaatsbeamten, 
Berl.  1868  (Gesetzgebung  in  Deutschland,  Oesterreich,  Rus9land,  Frankreich).  Ueber 
die  Verhältnisse  im  Deutschen  Reich  (auch  beim  Militär):  Wagner,  Reichsfin. 
im  Jahrb.  v.  Holtzcndorfl  III.  125  ff.,  175  £  lieber  die  neuesten  preuss.  Gesetze  s. 
Kister  in  Conrads  Jahrb.  1883,  B.  41  S.  127. 

§.  157.  —  1.  Hinsichtlich  der  richtigen  Vertheilung 
des  Totalgehalts ,  insbesondere  des  eigentlichen  Gehalts  und 
des  Ruhegehalts,  über  die  Aemterreihe  und  die  Dienstalter  u.  s.w. 
*iud  folgende  Anforderungen  zu  stellen. 

a)  Der  Zeitpunct  für  den  Beginn  eines  Gehaltsbezngs 
überhaupt  und  einer  genügenden  Besoldung  speciell  (§.  100  ff.) 


Digitized  by  Google 


;i52    2.  B.  Fin.bedarf    1.  K.  Allgemeine«.    2*  A.  Bosold  politik.  §.  157,  15S. 


in  einem  Amt  und  Dienstalter  ist  richtig  zu  bestimmen ,  nemlieb 
so,  dass  der  Beamte  nach  Schluss  seiner  Studienzeit  möglichst 
bald  wenigstens  seine  Sustentation  aus  dem  Amtseinkommenerhält. 

Namentlich  muss  die  Zeit  des  unentgeltlichen,  des  etwa  bloss  mit  Unge- 
wissen und  im  Gesamimbetrage  geringen  Diäten  oder  Remunerationen  bezahlten 
oder  des  ungenügend  besoldeten  Staatsdiensts  thunlich  verkürzt  werden.  Dadurch 
lassen  sich  grosse  Uebelstände,  welche  in  unserem  deutschen  Staatsdienste  imm^r 
mehr  hervorgetreten  sind,  beseitigen  (Engel,  Preis  d  Arb.  S.  65).  Das  Ziel  mus* 
sein,  dass  der  Staatsdiener  möglichst  bald  nach  der  Vollendung  seiner  theoretischen 
Studien,  also  in  der  Regel  des  Hochschulbesuchs ,  und  nach  Ablegung  seiner  (ersten; 
Prüfung,  d  h.  nach  der  Lieferung  seines  yualificationsnachwcises,  angemessenen 
Lohn  erhalte,  wenn  auch  die  feste  Anstellung  und  der  Rechtsanspruch  auf  Amt 
oder  Besoldung  erst  nach  Ablauf  von  einiget»  (wohl  höchstens  3  bis  5)  Probejahren 
und  nach  Ablegung  der  etwaigen  weiteren  (praktischen»  Prüfung  beginnt.  Es  wird 
daher  etwa  durchschnittlich  mit  dem  24.  Lebensjahr  des  Staatsdieners  ein  Lohnbezug, 
mit  dem  27. — 29  ein  fester  ß eso 1  du ngs bezug  beginnen  müssen,  und  zwar 
mindestens  in  der  Höhe,  dass  der  noch  nicht  fest  angestellte  Beamte  aos 
dem  Lohn  ohne  Zuschüsse  der  Eltern  oder  des  eigenen  Vermögens  den  üblichen 
Bedarf  für  seine  Person  allein  und  der  fest  angestellte  aus  der  Besolden- 
den Aufwand  für  eine  in  diesem  Alter  zu  gründende  Familie  bestreiten  kann 
(§.  IW». 

Die  Sachlage  ist  in  den  einzelnen  deutsehen  Staaten  etwas  verschieden,  aber 
doch  wohl  in  der  Hauptsach»-  ziemlich  gleich,  (irössere  Verschiedenheiten  bieten, 
namentlich  zu  Zeiten,  die  einzelnen  Dienstzweige.  Die  remtmerative  Periode  des 
preuss.  Justiz-  und  Verwaltungsbeamten  begann  vor  Kurzem  kaum  vor  dem  .SO.,  der 
Bezug  fester  Besoldung  kaum  vor  dem  33  Jahre  im  Durchschnitt,  eine  Familie  könnt» 
der  Beamte  ganz  aus  dem  Diensteinkommen  höchstens  in  kleinen  billigen 
Orten  erst  in  einem  noch  mehrere  Jahie  höheren  Alter  erhalten.  In  den  70er  Jahren 
sind  die  Verhältnisse  etwas  besser  geworden,  aber  bei  dem  übermässigen  Zudrang 
zum  jurist.  Studium  seit  d.  2.  Hälfte  der  70  er  Jahre  beginnt  sich  das  jetzt  bereits 
wieder  zu  ändern  u.  werden  die  Dinge  vielleicht  bald  so  sein  wie  in  den  60  er  Jahren. 

Unser  Princip  hat  den  grossen  Vortheil,  dass  das  aus  demGehalt  allmälig  zu  amortisirende 
ßildungskapital  nicht  so  hoch  anwächst  163);  dass  bei  etwas  frühzeitigeren  Ehen, 
die  doch  nur  in  geringem  Maasse  die  Gefahr  einer  wesentlich  grösseren  Kinderzahl 
mit  sich  bringen,  die  Zeit,  wo  die  Kinder  erwachsen  sind  und  vor  ihrer  Versorgung 
am  Meisten  kosten ,  nicht  in  ein  gar  so  spätes  Alter  des  Beamten  fällt.  Dadurch 
wird  die  Notwendigkeit  für  den  letzteren  beseitigt,  bloss  aus  Geldrücksichten  mög- 
lichst lange  im  activen  Dienst  zu  bleiben,  um  nur  nicht  die  etwaige  Differenz  zwischen" 
Besoldung  und  Pension  zu  verlieren.  Der  Staatsdienst  wird  sich  nicht  mit  Greisen 
überfüllen.  Die  Gehalte  brauchen  in  den  höheren  Aemtern  und  Dienstaltcm  nicht 
ganz  so  stark  zu  steigen,  weil  ein  kleineres  Bildungskapital  zu  amortisiren  ist  und  die 
Kosten  der  Kindercr/iehung  und  Erhaltung  geringer  ausfallen ,  wenn  die  letzteren 
auch  beim  Eintritt  in  den  Staatsdienst  selbst  früher  verdienen.  Selbst  die  in  anderer 
Beziehung  bedenkli<  ho  Ermässigung  der  Pension  gegenüber  der  Besoldung  (§.  l.V<) 
wirkt  dann  nicht  so  schlimm,  wie  jetzt  meistens,  wo  ein  genügender  Gehaltsbezug  viel 
zu  spät  beginnt. 

§.  158.  —  b)  Zwischen  den  Besoldungen  der  auf- 
steigenden Aemter  und  Dienstalter  ist  ein  richtiges 
Verhältniss  herzustellen. 

Die  Gehaltssteigerung  im  höheren  Amt  ist  das  unanfechtbare  Princip.  Aber 
sehr  bedeutende  Ungleichheiten,  sehr  grosse  Sprünge  der  Besoldungen 
namentlich  in  den  unteren,  mittleren  und  der  Hauptmasse  der  höheren  Aemter  sind 
zu  vermeiden.  Sonst  werden  wesentlich  gleiche  Leistungen  zu  ungleich  bezahlt  und, 
es  tritt  die  Gefahr  des  Protectionsunwesens,  der  Augendienerei  gegenüber  den  Vor- 
gesetzten, des  übermässigen  Ehrgeizes,  des  Streberthums  und  der  Stellenjägerei  ru 
sehr  hervor. 
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Oesterreich 
diess.  Leitha 


Die  Normalgehaltsätze  (ohne  Wohnungsg* 
in  Oesterreich  incL  Functions-  und  Activit.-Zulage), 
Deutsch.  Reich 
und  Preussen 
1870  1S83 
'»berster  Mk. 
Gerichtshof. 

ErstPräsid.   18,000  25,000 
u.  Dienstwohn. 


Idzuschuss  in  Preussen  und  Reich, 
sind  z.  B.  im  Justizdienste: 


1870  ■ 
fl.  P 


1880 
ö.  W. 


Baiern 
1883 
Mrk. 


Frankreich 
1865  1881 
Fr. 


10,500       20,000       12,600       35,000  30,000 


Vit  epr.  u.dgl.  10,500 

14,000 

7350 

II  1,000 
\  10,000 

7920  u.  6660  25,000 

25,000 

Käthe    .    .  9000 

12,000 

5880 

D.  c.  6400 

6480  18,000 

18,000 

bis  6600 

u.  4830 

bis  5760  advoc.gen.u.proc.  gen. 

Durchschn.  8400 

12,000 

25—20,000  25 

-30,000 

Subalt.(Czl.)B. 

1.  CL  4500 

51001 

3100 

6000 

bis  2100 

27001 

1130 

2200 

6000 

3600 

and.  2700 

3300 1 

bis  730 

1950 

bis  2400 

4000 

bis  1500 

1800 J 

D.  1800 
D.  1207 

li.t.B.  (Dien.)  1500 

1650 

700 

D.  850 

1800 

1800 

bis  1050 

1200 

bis  400 

D.  593 
375 

bis  1000 

1100 

Gerichte  2,  Inst. 

(in  Wien) 

Präsidenten  .  Pr.  u. 

Dir.  1 

Pr  6300 

11,400 

9720  l.Pr.  30,000 

25,000 

10,500 

14,000  2.Pr.5250 

6500 

bis  15,000 

15,000 

8100  bis  6000  u.  Micths- 

u.4200 

D.  17,071 

entschädig.  od.  Dicnstwohn. 

2.  Pr.  13,750 

13,750 

^cnatspräs. 

7500 

„  „  bis  7500 

7500 

bis  9900 

7740 

1).  8700 

7025 

Küthe    .    .  5400 

6600 

3150 

D.  4*04 

5640  11,000 

11,000 

bis  3600 

4800 

u.  2625 

bis  4560        bis  5000 

5000 

D.  4500 

5700 

u.  2300 

D.  5S97 

"berstaats- 

• 

anir.  u.  s.  w.  5400 

9900 

Wie 

5000 

7S20       proe,  gen. 

bis  4200  bis  7500 

Räthe 

30-15,000  25- 

-15.000 

D.  8700 

Maabanwälte  — 

4800 
2400 
D.  3600 

6660     advoc.  gen. 
4920  13,200—5833 
2280 

13,200 
7500 

Secret.  u.  dgl.  3000 
bis  1800 
D.  2472 


i'anzlisten 


4200  1300  2200 

2100      u.  1200 
3150 
in  Berlin. 
3600 
2100 
I).  2850 
in  and.  Orten. 
1950     2250  735   D.  1345 

bis  1350     1650        u.  630 
D.  1950        u.  525 

Cass.  u.  Rech- 

Jninjrsb.    .    .    3300     4200  1600  2700 

^83  bei  bis  2700  3900  bis  500  D.  1760 
HreussJleTis.)  1).  1437 

D.  1050 

Intere  Diener  1050     1350  420  646 

n.  s.  v.   bis  900       960      bis  300  460 

A.  Wajjnor,  Finaiuwis-sotwrhaft.   I.  3.  Aull. 


greH'.,  comuiis. 
8—2000  8- 


2500 
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1SS3 
Mrk. 


1865 

18S1 

Fr. 

6  CLusen 

Pr.  20,000 

20,000 

bis  3600 

3600 

D.  4295 

^icepr.  10,000 

1  0,000 

3000 

«1000 

D.  4367 

9600 

80i)o 

bis  2400 

21oo 

D.  3201 

20.000 

20,00i' 

bis  3600 

3600 

D.  4295 

8000 

8000 

bis  2400 

240o 

greffiers 

6000 

6000 

bis  looo 

1000 

D.  1070 

grell*,  couimis 

350») 

4O00 

bis  1200 

1200 

D.  1490 

Deutsch.  Reich      Oesterreich        ßai  Frankreich 
und  Preussen         diess.  Leitha 
1870      1883         1870  1880 
Mrk.  IL  P.  ö.  W. 

Gerichte  I.  Inst. 

Präsidenten  .       Pr.  u.  Dir.      Landes-  u.    (In  W  ien)  5760 
6600     9900     Kreisger.  17,000 
bis  3900     7500      Pr.  4200  6500 
D.  4300     8700  Vicepr.  3150     4700    Dir.  4M)0 
(In  Berlin     u.  2625  bis  4560 

10,500) 

Räthe  u.  Rieht.  3900     6000  2000    D.  2977  4620 

bis  lsoo     2400      u.  1S00  bis  3360 

D.  2600     4200      u.  1600 

Bezirksr. 
15  u.  1300 

Staatsanwälte    3900     6000        Wie       D.  3200  4920 
bis  2400     4S0O       Räthe  bis  2290 

(In  Berlin 
7500) 

Staatsanw.gch.  2100     4800     u.  Secret.  1).  2292  — 

u.  1800     2400  1000 
Bnreaubeainte      Bur.-  u.       Adjuncten   D.  1000 
Rechn.-B.  900 
1.  CL         bis  630 
2700  3600 
bis  1650     2100  Offic.  Canzl. 
Bur.  u.  s.  w.  -B.  2.C1.  Accessisten 

1650     2100  630 
bis  1200      1500  bis  367'/4 
Diener,  Boten    1050      1350        420     D.  613 
u.  s.  w.     bis  750       800     u.  367»/4 

u.  300 
U.  250 

Kür  Preussen  sind  hier  für  1870  die  Satze  mitgetheilt,  welche  im  grössten 
des  Staats  galten  (üebiet  d.  Verordn.  v.  2.  Jan.  1849  für  Ger.  2.  u.  I.  lustanz).  Im 
Gebiet  des  Appellationsgerichtshofs  Köln  u.  z.  Tb.  in  d.  neuen  Prov.  (bes.  in  Hannover 
und  Frankfurt  a.  M  )  waren  die  Sätze  etwas  anders,  mitunter  höher,  aber  in  der  Haupt- 
sache doch  wenig  verschieden.  Die  richterl.  u.  Staatsanwalt!.  Beamten  bei  d.  Gerichten 
2.  u  1.  Instanz,  z.  Th.  auch  die  Bureaubeamten  beziehen  in  Berlin  (z.  Th.  auch  in 
einigen  anderen  grösseren  Städten)  etwas  mehr  als  bei  d.  and.  Gerichten.  Alles  oben  ohne 
W'ohnungsgeld.    Einige  preuss.  Richter  bezogen  früher  aus  Nebenämtern  klein- 
Nebeneinnahmen,  ferner  noch  etwas  Gebühren.  —  In  Oesterreich  ist  die  Gerichts- 
organisation etwas  verwickelter  als  in  Preussen,  verschiedene  Kategorieen  von  Mittci- 
beamten  kommen  bei  mehreren  Gerichten  vor.    Bei  den  Gehalten  für  den  obersten 
Gerichtshof  sind  f.  1870  die  Quartiergelder  eingerechnet  worden  (der  1.  Präs.  bezuj: 
auch  noch  4200  Ü.  Personal-  und  Functionszulagc).    Es  fanden  sich  daselbst  u.  A. 
noch  Hofsecretäre  mit  2415,  2205  u.  1995  fl.   Das  sämmtliche  Personal  der  Gerichte 
2.  u.  1.  Instanz  in  Wien  und  Triest  bezog  neben  den  oben  angegebenen  Gehalten 
noch  Quartiergelder  in  verschiedener  Höhe  (meist  '/„  —       bei  niederen  Besoldungen 
noch  mehr,  bei  höheren  zum  Theil  weniger)     Für  1*80  beziehen  sich  die  Angaben 
auf  Wien  spcciell  u.  zwar  auf  die  Summe  der  AintsbczUge  der  Beamten   d.  h.  nach 
der  jetzt  gesetzl.  Unterscheidung  in  "Oest. :  Gehalt ,  Funct.-Zal.  —  für  die  höchsten 
Stellen,  —  Activit.-Zul..  hier  und  da  Ergänzungs-  u.  Pers.-ZulA   In  den  Provinzen  sind 
hier  wie  bei  anderen  Stellen  bes.  die  Fnnct.-  u.  Activ.-Zul.  kleiner,  die  Gehalte  nicht 
allgemein.  —  In  Frankreich  bezog  1865  der  procureur  gener.  am  Cassationshof 
35,000,  der  1.  advoc.  gener.  25,000  Fr.   Bei  den  unteren  Beamten  (greftiers)  kommen 
wohl  die  Gebühren  stärker  in  Betracht. 

Eine  Vergleichung  bis  ins  Einzelne  ist  bei  der  immer  etwas  verschiedeneu  Or- 
ganisation der  Gerichte  und  Function  der  Beamten  nicht  durchweg  möglich.  DoHi 
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gestattet  die  obige  üebersicht  einen  genügenden  Einblick  in  die  Abstufungen  der  Ge- 
halte. Es  ergiebt  sich  eine  bemerkenswerthe  Aehnlichkeit  der  Proportionen  der 
Aemtercl&ssen  in  allen  4  Ländern ,  z.  B.  beim  obersten  Gerichtshof,  was  für  ziemlich 
richtige  Normirung  spricht.  Selbst  die  absolute  Höhe  der  Gehalte  im  gleichen  Amt 
ist  in  den  Staaten  der  üebersicht  (incL  Baden  f.  1870,  wofür  oben  Baiern  eingesetzt) 
mehrfach  nahezu  dieselbe,  namentlich  bei  den  zahlreichen  Stellen  der  Käthe,  wo- 
bei in  Oesterreich  mit  Rücksicht  auf  Valuta  und  Preise  der  fl.  kaum  über  \,  Thlr. 
zu  rechnen  ist  Käthe  2.  Instanz  um  1870  in  Preussen  1500,  Oesterreich  so  ge- 
rechnet 1346,  Baden  —  mit  billigeren  Preisen  —  991,  Frankreich  1546  Thlr., 
1  Instanz  resp.  866,  900,  822,  853  Thlr.).  Seit  1870  in  Deutschi.  u.  Oesterr.  an- 
sehnliche Erhöhungen,  in  Frankr.  Gleichbleiben,  selbst  Reduction  einiger  höchster 
(je  halte. 

In  den  anderen  Dienstzweigen,  der  inneren  Verwaltung,  der  Finanzen  u.  s.  w. 
finden  sich  meist  die  gleichen  Gehaltsätze  für  die  Aemter  oder  Stellungen  entsprechen- 
den Rangs,  so  dass  die  Daten  Uber  den  Justizdienst  als  typische  Beispiele  dienen 
können.  Der  Civildienst  im  Deutschen  Reich  ist  im  Allgem.  nach  den  preussischen 
Sätzen  bezahlt.  Näheres  über  Preussen  i.  d.  Aufs.  v.  Engel  im  Jg.  1876  der 
stat.  Ztschr.  Hier  wird  für  1875  berechnet:  Durchschn.-Geh.  der  höheren  Beamten 
4082  M.,  der  Subalternb.  1884,  der  Unterb.  1020,  sonstiges  1286.  alles  ohne  Wohn- 
Geldzuschuss.  Es  war  bei  diesen  4  Beamtenclassen  die  Zahl:  bez.  9499,  25*433, 
:t9-217,  313,  Besoldungsaufwand  des  Staats:  bez.  38.78,  47.91,  40.01,  0.40  MM.  M. 
Der  gesammte  Besold.- Aufwand  im  preuss.  Staatshaush.  131.44,  die  Wohnungsgeldzu- 
schüsse  14.56,  and.  persönl.  Ausgaben  34.51,  zus.  180.51  Mill.  M.  Ausserdem 
hatten  7480  Beamte  Dienstwohnungen  von  i.  G.  75,839  Beamten  im  Hauptamt  und 
1277  im  Nebenamt  (a.  a  0.  S.  419,  481). 

u)  Die  höchsten  Stellungen  im  Staatsdienst,  welche  ohne- 
dem   häufig   einen    gewissen   Repräsentationsaufwand   mit  sich 
bringen,  werden  mit  Recht  mit  bedeutend  höheren  Besol- 
dungen dolirt,  als  die  übrigen  Aemter. 

Jedoch  sind  auch  hier  zu  grosse  Abstände  von  den  übrigen  Besoldungen, 
Tollends  wenn  diese  Stellen  am  Ende  nur  auf  Kosten  der  ungenügend  bezahlten  uuteren 
und  mittleren  Aemter  besser  ausgestattet  sind,  zu  vermeiden  (Gefahren  in  Monarchieen 
verglichen  mit  Republiken).  Die  Besoldungscumuliru  ngen  in  den  höchsten  Aem- 
tern,  indem  den  Inhabern  der  letzteren  noch  andere  Stellen  oder  gar  blosse  Sinccuren 
ubertragen  werden,  lassen  sich  noch  weniger  rechtfertigen.  Grosser  Missbrauch  be- 
kanntlich unter  Napoleon  III.  mit  Aemtercumulirungen,  Sinccuren  u.  s.  w.  für  die 
Marschälle,  hohen  Staatswürdenträgern.  Senatoren,  wobei  einzelne  Günstlinge  es  auf 
mehrere  hunderttausend  Frank  Staatsgehalte  brachten! 

Norm  algehalte  für  die  h  öheren  Ministerialbeamten  u.  einige  andere 
höhere  Posten  im  Staatsdienste  sind: 

Preussen  Oesterreich      Baiern  Frankreich 

um  1870     1883        1870        1880        1883        1870  1881 
M.  fl.  M.  fr. 

Minister     .    .    36,000     desgl.       14,700       20,000    Minister    100,000  60,000 
nebst  fr.  incl.  Quar-  21,600    einige  mit 

Wohn.  u.  ticrgeld  u.  (davon  Vi  30.000 

Mobil.  16,800  Geh.,  */,      Repräs  - 

nebst  fr.  Wohn.         Funct.-Zul.  Aufw. 

u.Kepr.-G.) 

ünterstaatsseert.  13,500    15,000        7350        10,000  60,000  25,000 

u.  dgl.  (Minist.-  im  Staats-  u. 

Dir.JSect-Chefs).  rath  30,000 

25,000 
u.  20,000 
in  and.  Min. 

23* 
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Preussen.           Oesterreich.  Baiorn.  Frankreich, 

um  1870     1883         1870        1^0  1888         1870  1881 

M.                         fl.  M.  fr. 


Vortrag.  Küthe  9000 

9900  Min.-R. 

25,000 

bis  6600 

rsoo  a*»so 

D.  c. 

0060 

im  Staats- 

Iii  Ai  ■  A 

1 0.000 

D.  7800 

8  «00  bis  4830 

0300 

bis  7920 

rath.Lab.-u. 

12,000 

Sectionsr. 

Div.-L/hefsin 

1  a,Uüü 

3570 

c.  9800 

and.  Mimst 

bis  304o 

c.  12 — 1  o,000 

Provmz.chefs.  Oberpr. 

Statthalter 

14,400 

Präfecten 

Seine-lr. 

21,000 

desgl.      d.  gröss. 

D.  23,380 

50,000 

u.  freie 

Prov. 

And.  in 

Wohnung 

,6—8000 

7—8000 

3  Dassen 

Reg.-Präs. 

nebst 

35,000 

10.500 

11,400  5-10,000 

5—10.000 

24,000 

u.  freie 

desgl.  Funct.-Zul. 

18,Ü0ii 

Wohn. 

u.z.Th.  fr. 

Lntcr- 

(oder 

(oder  Wohn. 

präf. 

1S00) 

2400—  Land.-Präs. 

7000 

1800)  d.  klein.  Prov. 

6000 

4000 

7000 

450«. 

nebst  4000 

4000 

Funct.-Zul. 

Einzelne  Minister,  wie  die  des  Aeussern,  des  K.  Hauses,  Min.-Präsidenten  er- 
halten öfters  ausserdem  grössere  Repräsentationsgelder.  (Baiern  Min.  d.  Aeuss.  LG. 
f..  B.  32,400  M.).  Wegen  letzteren  Umstands  bedeutend  höhere  Eiuoluincnte  der  Ge- 
sandten. In  Oesterr.  Min.-Präs.  12.000  fl.  Geh..  14,000  Fl.  Funct.  -  Zulage ,  die 
Dep.-Min.  bez.  10.000  fl.  und  10,000  fl,  dazu  z.  Th.  freie  Dienstwohn.  In  Baiern 
Dep.-Minister  10,800  M.  Geh.,  je  5400  M.  Funct.  -  Zulage  u.  Kepräseut.- Kosten.  DU 
französische  -Eintheilung  innerhalb  der  Ministerien  gestattet  keinen  ganz  genauen 
Vergleich  mit  der  der  deutschen  Staaten.  Die  Ministerbesoldung  war  im  kais.  Frank- 
reich jedenfalls  unverhältnissmässig  hoch.  S.  auch  Hock,  Finanz.  Frankreichs  S.  31. 
Auch  in  Preussen  ist  die  Besoldung  des  Ministers,  wenn  man  freie  und  meublirte, 
mit  allem  Hausrath  versehene  Wohuung  auf  6000  M.  anschlägt,  relativ  hoch  verglichen 
mit  der  Bezahlung  der  Käthe,  früher  mehr  als  das  Fünffache,  jetzt  etwa,  mit  Zuschlag 
des  Wohnungsgelds  von  1200  M.  bei  den  Käthen  c.  das  Vierfache,  in  Oesterreich 
(obige  Zahlen  tncL  Functionszulage)  doch  nur  etwa  das  2% — 3  fache.  Der  Fehler 
liegt  in  Preussen  aber  nicht  in  zu  hoher  Besoldung  der  Minister,  die  vielmehr  seitat 
zu  niedrig  ist,  sondern  in  immer  noch  zu  niedriger  der  Käthe.  Einige  der  letzteren 
haben  in  Preussen  wohl  Nebenämter  mit  kleinen  Gehalten  oder  Remuneratiouen.  Im 
Deutscheu  Reich  bezieht  der  Reichskanzler  54,000  M.  Gehalt,  die  Staatssecretäre 
20,000,  24,000,  36,000  M.,  alle  mit  fr.  Dicustwohu.  Directoren  u.  Vortrag.  Käthe  wie 
in  Preussen.  Im  K.  Sachsen  Minister  21,000,  Minist. -Direct.  11,000,  Min. -Rath«: 
9000—7200,  Prov. -Chefs  iKreishauptleute)  11,000  M.  In  Würtemb.  Min. -Präs. 
23,143,  Depart.-Min.  18,000,  Min.- Dir.  6800,  Min.-Räthe  6400—4400,  Prov.-Cbefc 
6*>00  — 6400  M.  In  Baden:  Min.-Präs.  14,400,  Dep.-Min.  12,000,  Min.-Rltbe 
6800  —  3500.  —  In  Nordamerika  und  der  Schweiz  sind  die  Gehaltsunterschiede 
zwischen  höheren  und  niederen  Beamten  viel  kleiner.  S.  auch  Hock,  Finanzen 
Amerikas,  S.  38. 

/?)  Gehaltssteigerungen  nach  dem  Dienstalter  in  dem- 
selben Amte  sind  im  Dienste  der  modernen  Staaten  auch  deshalb 
geboten,  weil  die  Zahl  der  Beamten  in  höheren  Aemtern 
regelmässig  eine  so  viel  kleinere  wird. 

Es  muss  deshalb  ein  grosser  Thcil  der  Staatsdiener  nothwendig  lange  in  niedrigeren 
Aemtern  stehen  bleiben.    Die  Zulagen  nach  dem  Dienstalter  müssen  dann  um  fc> 


Digitized  by  Google 


Gchaltsabstufung  nach  Dienstalter.  357 

häufiger  und  bedeutender  sein,  je  spater  der  Beamte  in  genügende  Besoldung  eintritt, 
während  sie  seltener  und  geringer  sein  können,  wenn  die  im  vorigen  §.  gestellten 
Anforderungen  erfüllt  werden. 

Theilt  man  z.  B.  die  Beamten  des  p r e u s s.  Juztizdicnstes  nach  der  ungefähren 
Gleichheit  ihrer  Gehaltsbezüge  u.  Raugverhältnisse  in  (/lassen,  so  erhält  man  (incl. 
Rbein.  Sprengel)  im  preuss.  Staate  alten  Umfangs  um  1870:  I.  Ciasse  1  Stelle  (Präs. 
d.  Obertrib.).  —  II.  Cl.  47  Stellen  (Viccpras.  desselben,  Generalstaatsanwalt,  Prüs. 
%  Inst,  Generalprocur.).  —  III.  Cl.  54  Stellen  (Käthe  u.  Oberstaatsanw.  am  Obertrib.).  — 
IV.  Cl.  630  Stellen  (Präs.  d.  Ger.  1.  Inst,  Käthe  2  Inst,  Oberstaatsanw.  bei  Ger. 
2.  Inst  .  Generaladvoc,  oberprocur.).  V.  Cl.  28 14  Stellen  (Richter  1.  Inst,  Staats- 
anwälte, Procuratoren ,  Landgerichtsassessoren  am  Khoin).  —  Gegenwärtig  (1S83,I  er- 
gebt eine  ähnliche  Berechnung  f.  d.  ganzen  preuss  Staat  (incl.  Reichsgericht,  indem 
60 %  der  Senatspräs.  u.  Käthe  auf  Preusscn  gerechnet  werden):  I.  Cl.  1  (Präs.  d. 
Keichsger.) ;  II.  Cl.  18  (Senatspräs.  u.  Oberreichsanwalt  d.  Rerchsger.,  Präs.  d.  Ober- 
landesgcr.  t;  III.  Cl.  37  (Räthe  u.  Staatsanwälte  am  Reichsger.  IV.  Cl.  110  iSen.- 
pris.  u.  Oberstaatsanwälte  d.  Übcrlandcsgcr.,  Landger.präs.);  V.  Cl.  504  I  Räthe  am 
I  iberlandesger.,  Dir.,  erste  Staatsanwälte  d.  Landgerichte);  VI.  Cl.  3547  (Staatsanw. 
bei  d.  Obcrlandesger.,  dsgl.  bei  d.  Landger.,  Landrichter  u.  Amtsrichter  bei  letzteren1!. 
Die  ..Carrirre"  im  Justdienst  ist  hiernach  für  die  oberen  Stellen  (Cl.  I— III)  und 
für  die  mittleren  (Cl.  IV  in  1870,  Cl.  IV  u.  V  in  1883)  noch  ungünstiger  ge- 
worden, denn  damals  kamen  auf  1  der  höheren  Stellen  27.0,  auf  1  der  mittleren  44,7 
nnterste  Justizbeamte,  jetzt  bez.  63,3  u.  55,1,  d.  h.  fUr  den  Richter  1.  Instanz  ist  die 
Chance  in  den  mittleren  Dienst  zu  kommen  um  23%'  *n  den  höheren  Dienst  um 
129°;  schlechter.  Die  höheren  Aemter  werden  erst  in  höherem  Alter  erreicht,  wo 
«iie  Zahl  der  Aspiranten  durch  Tod.  Pcnsionirung  u.  Uebergang  in  andere  Zweige 
schon  stark  gelichtet  ist  verglichen  z.  B.  mit  dem  Personal  in  1.  Instanz,  aber  immer- 
hin zeigt  die  grosse  Verschiedenheit  der  Stellenzahl  die  Richtigkeit  der  Bemerkung 
im  Texte. 

Zur  Durchführung  dieser  Forderung  giebt  es  verschiedene 
Wege,  namentlich  folgende  drei:  Einmal  1)  das  ältere  System, 
Aemter  derselben  Kategorie  und  Klasse  an  verschiednen 
Orten  mit  verchiednen  Gehalten  zu  versehen  und  die  Beamten 
dann  durch  örtliche  Versetzung  in  höhere  Gehalte  aufsteigen  zu 
lassen,  was  indessen  vielfach  sachlich  nachtheilig  und  mit  anderen 
Kosten  sowie  mit  Belästigungen  für  den  Beamten  verbunden  ist, 
daher,  wie  es  auch  jetzt  meistens  geschehen  ist,  besser  auf- 
gegeben wird.  Sodann  2)  das  (preussische)  System,  tttr 
jedes  Amt  einen  Durch  schnittsgchalt,  ein  Minimum,  ein 
Maximum  und  zwischen  beiden  feste  Gehaltsstufen  einzu- 
richten, wobei  der  Beamte  mit  dem  Minimum  beginnt  und  nach 
und  nach  in  die  anderen  Stufen  aufsteigt.  Letzteres  hängt  hier 
zwar  nicht  direct  von  der  vorgesetzten  Behörde  ab,  wohl  aber  von 
zufalligen  nnregelmässigen  Ereignissen,  wie  von  Todesfällen, 
I'ensionirungen ,  sonstigem  Ausscheiden  der  Vormänner  aus  dem 
betreffenden  Amte  u.  dgl.  m.  Dadurch  wird  das  Ob  und  Wann 
des  Aufsteigens  ganz  unsicher  und  oft  sehr  ungleichmässig  für  die 
einzelnen  Hintermänner,  mitunter  sehr  rasch,  mitunter  sehr  lang- 
sam. Daher  verdient  wohl  3)  das  System  fester  Dienstalters- 
Zulagen   für  Perioden  von  Jahren  (z.  B.  5,  Quinquenni  al- 
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Zulagen,  besser  als  Decennialzalagen,  was  eine  zu  lange  Periode 
ist)  für  Beamte,  welche  in  demselben  oder  in  einem  nach  Rang 
und  Gehalt  gleichstehenden  Amte  dienen,  den  Vorzug.  Es  macht 
diese  Zulagen  unabhängig  von  jeder  Willkühr  der  Vorgesetzten, 
bedingt  trotzdem  keine  Erlahmung  des  Diensteifers  oder  Nach- 
lässigkeit im  Dienste,  weil  das  sonstige  Avancement  und  die  Dis- 
ciplinarbefugnisse  der  Vorgesetzten  ja  bleiben.  Es  steigert  viel- 
leicht beim  ersten  Uebergang  von  dem  zweiten  zu  ihm  den 
Besoldungsaufwand  für  die  Staatskasse  etwas,  aber  nicht  not- 
wendig oder  doch  nur  in  solchem  Maasse  auf  die  Dauer,  wie  es 
durch  das  wahre  Interesse  nicht  bloss  des  Staatsdieners,  sondern 
auch  des  Staats  selbst  gefordert  wird. 

In  Preussen  u.  danach  im  Reichsdienste  besteht  das  zweite  System.  S.  die 
obigen  Statist.  Daten  Uber  die  Gehalte,  z.  B.  Oberlandcsgerichtsräthe  Durchschn.geh. 
5700,  Grenzen  4800—6600,  Stufen  ?on  600  M.,  Richter  1.  Instanz  bez.  4200,  2400 
bis  6000,  Stufen  v.  300  M.  Man  plant  jetzt  (1883)  ein  neues  Bcamtenbesoldungs- 
gesetz,  bei  welchem  der  Uebergang  zu  dem  dritten  System  wohl  ernstlich  erwogen 
werden  wird. 

Letzteres  besteht  mehrfach,  so  auch  im  neuen  Gebaltsregulatir  v.  1S76  in 
Baiern.  Hiernach  erfolgen  für  die  Staatsdiener,  mit  Ausnahme  der  L  Classe,  regel- 
mässige Quinqucnnial-Altcrszulagen,  bis  zur  VIII.  Cl.  meistens  um  180  M.. 
insbes.  ?.  5.  Quinqucnnium  (21.  J.)  an  um  180  M.  Von  der  IX.  CI.  an  steigt  der 
Gehalt  schon  nach  3  Dienstjahren,  alsdann  vom  6.  Jahr  an  auch  nach  Uuinquennien. 
Beispiel:  L  Cl.  Minister  10,800  M.  Gehalt,  dazu  5400  M.  Functionsgehalt  und 
5400  M.  Kcpräsentationsgclder.  —  II.  Cl.  z.  B.  Ministerialräte  nach  Quinquennien. 
6660-7020—7380—7740  M.,  nach  20  J.  180  M.  Plus,  bis  zum  Max.  v.  7020  H.  - 
III  GL  z.  B.  Operappellriitbe:  5760— 6120— 6300— 64N0  —  dann  180  M.  Plus.  - 
IV.  Cl.  z.  B  Appellräthe:  4560— 4920— 52S0— 5460  —  dann  180  M.  Plus.  ü.  A. 
auch  feste  Minimalgehalte  für  die  Universitätslehrer  mit  solchen  Alters- 
zulagen: ord.  Prof.  4200—4560—4740—4020  —  dann  180  M.  Plus,  ausserord.  Prot 
3180—3360-3540—3720  —  dann  180  M.  Plus. 

In  Oesterreich  iGes.  v.  15.  Apr.  1873)  besteht  jetzt  folgende  Einrichtung: 
Die  Beamten  zerfallen  in  1 1  Rangclassen,  die  4  obersten  mit  Gehalten  in  Einer  festen 
Ziffer  (12000,  10000,  8000,  7000  fl.)  u.  mit  Fuuctionszulagen  (1.  CL  14000  1. 
nur  d.  Min.präs.,  2.  Cl.  10000,  Minister,  Präs.  d.  oberst.  Ger.hofs  u.  d.  Re«bn.hofc, 
3.  Cl.  10000  —1000,  Statthalter  u.  a.,  4.  Cl.  4000—1000  fl.).  die  7  anderen  mit  je 
einem  dreistufigen  Gehalte  u.  Vorruckung  darin  nach  5  Jahren  (also  beschränkte 
Quin.ju.zulagen ,  Cl.  V  4500,  5500,  60(»0,  Cl.  VI  2800,  3200,  3600,  CI.  VII  2000. 
2200,  2400.  Cl.  VIII  1400,  1600,  1*00,  Cl.  IX  1100,  1200,  1300,  Cl.  X  900,  950. 
1000,  Cl.  XI  600,  700,  800  fl.)  und  Activitätszulagcn  nach  diesen  Classen  und 
nach  Ürtsclassen  (Wien,  z.  B.  300,  400,  500,  600,  700,  800,  1000  flM  Orte  über 
50,000  von  10—50,000  u.  unter  10,000  Einwohnern). 

§.  159.  —  c)  Der  Zeitpunct  für  den  Beginn  eines 
Anspruchs  auf  Ruhegehalt,  die  Höhe  dieses  letzteren 
und  das  Verhältniss  desselben  zum  Gehalt  im  activen 
Dienste  muss  richtig  bestimmt  werden. 

Die  Mannigfaltigkeit  der  Bestimmungen  über  Ruhegehalt  und  Wartegeld  im 
Staatsdienste,  aber  auch  der  Mangel  klarer  und  wissenschaftlich  begründeter  Principien 
ist  gross,  namentlich  auch  in  Deutschland.  Vgl.  Mushacke  a.  a.  O.  Die  ungün- 
stigsten Bestimmungen  in  Preussen  und  im  Deutschen  Reich  selbst  nach  den  Ver- 
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besserlingen  v.  1872,  im  Ganzen  die  günstigsten  in  Kussland.  S.  d.  neue  preuss. 
Pensionsgesetz  v.  27.  März  1S72  (f.  d.  unmittelb.  Staatsbeamten)  o.  Novelle  v.  81.  März  1SS2, 
dann  d.  Reichsgcs.  über  d.  Rechtsverhältnisse  der  Reichsbeamten  v.  31.  März  1878 
darüber  mein  Aufs,  in  Holtzendorlf's  Jahrb.  über  Reichsfin.,  III,  175  IT.),  womit  das 
Deue  Militärpensionsgesetz  v.  27.  Juni  1S71  zu  vergleichen  ist  (ebendas.  S.  105  ff.). 
Aul'  die  aparten  Verhältnisse  des  Militärpensionswesens  wird  hier  nicht  näher  einge- 
fangen <a.  darüber  meinen  gen.  AufVatzV  Der  sachlich  begründete  Hauptunterschied 
beruht  natürlich  darauf,  dass  beim  Militär  im  Kriege  durch  den  Dienst  selbst 
die  Dienstuntauglichkeit  bewirkt  wird  und  leicht  und  sicher  dies  Causalmoment  sich 
nachweisen  lässt.  Ueber  eine  Analogie  des  Civildiensts  auch  hier  s.  a.  a,  0.  S.  178. 
Andere  Unterschiede  sind  sachlich  kaum  geboten,  denn  das  Ausscheiden  wegen 
verminderter  körperlicher  Tüchtigkeit  wäre  nicht  nur  im  Militärdienst  erwünscht, 
wenn  auch  in  beiden  Zweigen  in  dieser  Hinsicht  ein  verschiedener  Massstab  anzu- 
legen ist 

Es  empfiehlt  sich,  entgegen  einer  verbreiteten  Anschauung 
und  Staatspraxis ,  welche  eine  falsch  verstandene  Sparsamkeit 
über  die  wahren  Interessen  des  Staatsdienstes  selbst  (keineswegs 
nur  des  einzelnen  Staatsdieners)  setzen,  folgende  Einrichtung. 

«)  Der  Beginn  eines  Anspruchs  auf  den  Genuss  eines 
Ruhegehalts  (Pension)  Uberhaupt  darf  nicht  zu  spät  eintreten, 
passend  etwa  nach  vollendetem  fünften  Dienstjahre.  Es  soll 
aber  hier  die  Pension  nur  einen  kleinen  Bruchtheil  des  Gehalts, 
z.  B.  ein  Viertel  erreichen. 

So  in  Anhalt  bei  5  und  weniger  Dienstjahren  V,a  von  Gehalten  über  und 
ll!u  von  Gehalten  unter  300  Thlr.  In  Baden  von  dem  (bei  Beträgen  von  über  H00  fl. 
bei  der  Pensionirung  stets  um  1/i  verkürzten)  Gehalt  vom  vollend.  5.  bis  10.  Dicnst- 
jahre  70°/,,  (d.  i.  56%  ganzen  Gehalt),  in  Hessen  in  d.  ersten  10  Dienstjahren 
70%.  in  Baiern  dsgl.  70,  resp.  SO0/,,.  Auch  die  meisten  and.  D.  Kleinstaaten 
sreben  v.  Anfang  an  Ansprüche  auf  Ruhegehalt,  dsgl.  Frankreich  v.  6.  Jahre  an 
110%),  Russland  in  gew.  Fällen  v.  5.  an  (8378%),  Würtemberg  v.  vollend.  9. 
an  (40%),  Sachsen  v.  vollend.  10.  an  (30%).  Oesterreich  desgl.  nach  d.  neuen 
Verordn.  v.  9.  Dec.  1866  (3373%),  Preussen  nach  d.  Pensionsregl.  v.  30.  April  1S25 
dagegen  erst  v.  vollend.  15.  J.  an  (von  da  ab  bis  zum  10.  nur  25%'»,  jetzt  nach  d. 
neuen  Ges.  v.  vollend.  10.  J.  an  25%.  ebenso  im  Civil-  und  Militärdienst  des  1). 
Reichs.  Mitunter  sind  die  Pensionsverhältnisse  bei  niederen  Gehalten  etwas  günstiger 
z.  B.  in  Würtemberg);  bei  ganz  kleinen  Gehalten  werden  wohl  absolute  Mini- 
malbeträge der  Pensionen  normirt.  in  Preussen  früher  60 — 06  Thlr.  Für  die 
Zeit  vor  Beginn  des  Pensioneanspruchs  mitunter  ,,G  na  de  nbewilligungen",  auch  wohl 
einmalige  Abfertigungen  iso  in  Oesterr.  nach  V.  v.  1*66  1 — l'/j Caches  des  Jahres- 
sehalts.  Hier  auch  die  Bestimm.,  dass  event.  dem  Beamten,  unter  Verzicht  auf 
Pension,  statt  deren  ein  2 jähr.  Gehalt  als  Abfindung  auf  seinen  Wunsch  gegeben 
werden  kann). 

ß)  Die  Höhe  der  Pension  muss  alsdann  von  Jahr  zu 
Jahr,  nicht  nur  nach  Perioden  von  Jahren  (z.  B.  von  5  oder 
gar  10  Jahren)  angemessen  steigen. 

Der  jährliche  Zuwachs  kann  entweder  in  der  ganzen  Dienstzeit  der  gleiche 
oder  passend  etwa  in  der  ersten  Hälfte  derselben  ein  etwas  niedrigerer  als 
in  der  zweiten  sein.  z.  B.  vom  6.  bis  20.  Jahr  1%,  vom  21.  bis  40.  Jahre  2%%, 
wenn  nach  5  Jahren  die  Viertelpension  eintritt. 

In  Preussen  stieg  d.  Ruhegehalt  früher  im  1.  Jahrfunf  der  Pensionsfähigkeit 
um  %.  in  jedem  folgenden  bis  zum  50.  Dicnstjahrc  um  Vio  d«r  Besoldung,  jetzt  in 
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Preussen  wie  im  Reich  die  gleiche  and  jährliche  Progression  um  1  „„,  seit  Ges. 
v.  1882  in  Pr.  um  Veo-  Auch  fiele  and.  D.  Staaten  lassen  die  Pension  im  Anfang 
oder  am  Ende  der  Dienstzeit  nur  nach  Jahresperiodon  steigen  (x,  B.  Baden  6.  bis 
11.  J.  56%,  40  u.  weiter  80°/o,  Sachsen  11.  bis  15.  30,  45.  u.  8.  w.,  jetzt  40.  80%, 
Baiern  alle  10  J.  10%  mehr,  Oesterreich  11.  bis  15.  J.  7S,  10.  bis  20.%.  dann 
alle  5  J.  um  %  mehr,  daher  nach  d.  40.  J.  Betrag  d.  Pens,  gleich  dem  Gehalt  (V. 
v.  9.  Dec.  1866).  Frankreich  v.  38.  an  75%,  Russland  v.  6.  bis  10.  %,  11. 
bis  20.  7»,  21.  bis  30.  %,  dann  roll,  im  Lehrdienst  bis  zum  20.  J.  nichts  [f.  11. 
an  einmal.  Jahresgehalt],  21.  bis  25.  J.  %,  dann  roll).  Es  ist  nicht  einzusehen, 
warum  1  und  5  oder  gar  1  und  10  Dienstjahrc  mehr  ganz  gleich  zählen  sollen 
Richtige  jährliche  Progression  z.  B.  in  Würtemberg  r.  10.  bis  40.  ijährl.  Steigen 
um  1%%  bei  Besold.  bis  2400  M.,  um  1%%  bei  dem  darüber  hinausgehenden 
Betrage),  Baden  r.  11.  bis  40.  (jährl.  um  1%);  noch  besser  in  Sachsen  jährl.  um 
1%  v.  11.  bis  25.  J.,  v.  26.  bis  35.  um  1%%,  v.  36.  bis  45.  um  2%%.  jetzt  hier 
(seit  1876)  v.  16.  bis  25.  J.  um  2,  25.  bis  30.  J.  um  3,  35.  bis  40.  J.  um  1%.  Auch 
in  Frankreich  v.  6.  Jahr  an  jährl.  um  1%%  mehr,  später  etwas  grössere  Pro- 
gression. Nach  d.  Ges.  v.  9.Juni  1853,  das  f.  alle  Pensionen  für  Staatsdienst  aus  der 
Zeit  nach  1854  gilt,  ist  die  Jahres. juote  !•/,%  (»/J;  bei  rollen  25  J.  ist  die  Pension 
50%  u.  wächst  dann  mit  jedem  Jahre  um  2%  bis  zum  Maximum  r.  75%. 

y)  Der  Anspruch  auf  Ruhegehalt  soll  nur  bis  zu  einem 
nicht  zu  hoch  gegriffenen  Dienst-  oder  Lebensalter, 
passend  etwa  bis  zum  vollendeten  25.  oder  30.  Jahre  des  Dienstes 
oder  50.  oder  55.  (vielleicht  60.)  des  Lebens,  noch  an  den 
besonderen  Nachweis  der  unverschuldeten  Dienstun- 
fähigkeit geknüpft  sein.  Bei  einem  höheren  Dienst-  oder 
Lebensalter  muss  es  dieses  Nachweises  zur  Geltendmachung  des 
Rechts  auf  die  Normalpension  nicht  mehr  bedürfen. 

Doch  bedingt  auch  dann  ein  freiwilliger  Verzicht  des  Beamten  auf  das  Amt 
im  Allgemeinen  nur  in  dem  Falle  den  Anspruch  auf  den  Ruhegehalt ,  wenn  der  Be- 
amte nicht  in  ein  besoldetes  Amt  eines  anderen  Staats  oder  bei  Gemeinden,  Corpora- 
tionen,  Gesellschaften,  Privaten  eintritt.  Ausnahmen  von  dieser  Regel  sind  indessen 
mitunter  statthaft,  und  zwar  auch  im  Interesse  des  Staatsdienstes. 

Diese  Regel  wird  man  wenigstens  in  Deutschland  nicht  leicht  fahren  lassen, 
sie  ist  mitunter  im  Pensionsreglement  besonders  ausgesprochen,  z.  B.  in  Wurtc Bi- 
berg. Ausnahmen  werden  passend  in  solchen  Dienstzweigen  gemacht,  wo  die  Be- 
schallung der  genugenden  Arbeitskräfte  schwierig  ist.  So  können  in  Russland 
Lehrbeamte  nach  dem  20.  Dienstjahre  mit  der  halben,  nach  dem  25.  mit  der 
vollen  Pension  austreten  und  doch  Aemter  in  anderen  Staaten  übernehmen,  ohne  der 
Pension  verlustig  zu  gehen  (ausdrücklich  so  in  Fällen  der  Berufung  von  Dorpatcr 
Professoren  an  deutsche  Universitäten  entschieden  und  in  mir  bekannten  Beispieles 
gegenwärtig  in  Wirksamkeit).  Aehnliche  günstige  Bedingungen  im  englisch-ost- 
indischen Dienste. 

In  Preussen  und  im  Reiche  musste  der  Civilstaatsdiener  bisher  in  jedem 
Dienst-  oder  Lebensalter  noch  speciell  die  physische  oder  geistige  Unfähigkeit  nach- 
weisen. Die  Novelle  v.  1S82  hat  diese  Bestimmung  f.  aus  dem  Staatsdienst  aus- 
scheidende Staatsminister  u.  f.  Beamte  Uber  65  Jahre  zu  spät!)  beseitigt.  In  Sachsen 
fällt  diese  Bedingung  fort  nach  dem  40.  Dienst-  oder  70.  (jetzt  65.)  Lebensjahre, 
ganz  ebenso  in  Baiern,  in  Hessen;  in  Altenburg  nach  d.  45.  Dienst-  oder 
70.  Lebensjahr,  in  Würtemberg  nach  d.  40.  Dienst-  und  65.  Lebensjahre;  im 
Militärdienst  des  D.  Reichs  jetzt  dsgl.  nach  vollcnd.  60.  Lebensjahre.  —  Unver- 
schuldete Dienstuntauglichkeit  begründet  allgemein  im  pensionsfähigen 
Alter  Pensionsansprüche ,  im  Dienst  zugezogene  oder  Kriegsdieustzeit  (in  Deutschland 
höher  gerechnet*  günstigere.  Ersteres  gilt  als  selbstverständlich  und  doch  ist  ei 
eines  der  wichtigsten  Beispiele,  welche  die  so  viel  gesichertere  Stellung  des  Arbeiter* 


Digitized  by  Google 


Rcgeluug  der  Pension  als  Thcils  des  Totalgehalls. 


361 


im  Staatsdienst  verglichen  mit  anderen,  namentlich  den  gewöhnlichen  Arbeitern 
i  utlich  zeigen.  Kraukheit  q.  dgl.  könnte  auch  der  Stastsdiener ,  wie  jeder  Andere, 
tls  einen  Zufall  allein  tragen  müssen.  Bei  einer  ordentlichen  Einrichtung  der  [n- 
»iliditäts-  und  Krankenversicherung  wäre  das  auch  möglich,  gleichwohl  un/.weckmassig. 
Die  jetzige  Bestimmung  hat  im  Staatsdienst  auch  das  Gute,  diesen  leichter  von  solchen 
Personen  zu  befreien. 

6)  Wird  ein  Beamter  ohne  sein  Verschulden  aus  allgemeinen 
Dienstrtick8ichten  gegen  seinen  Willen  von  der  Staatsgewalt  zur 
Disposition  gestellt,  so  darf  das  Wartegeld  unter  keinen 
Umständen  weniger  betragen  als  der  normale  Ruhegehalt.  Es 
ist  aber  auch  angemessen,  das  Wartegeld  erheblich  höher 
wenigstens  in  den  jüngeren  Dienst-  und  Lebensaltern  zu  be- 
stimmen, etwa  auf  75  —  90%  des  Gehalts. 

Allerdings  liegt  bei  einem  hohen  Wartegeld  gerade  eine  finanzielle  (iefahr 
vor,  welche  schon  bei  hohen  Ruhcgehaltcn  nicht  ganz  zu  leugnen  ist:  persönliche 
Rucbichteu,  missliche  Beamte  zu  entfernen,  schweigen  dann  eher  und  die  betr. 
Staatsausgabc  steigt  um  so  rascher  an.  Diese  Gefahr  ist  überhaupt  nur  durch  richtige 
Normen  über  Zur-Disposition-Stellen  und  Pensioniren  bei  einer  tüchtigen ,  von  den 
Ständen  u.  s.  w.  controlirten  Staatsverwaltung  zu  vermeiden  (g.  z.  ß.  die  preuss.  Be- 
stimmungen vom  14.  Juni  u.  24.  Oct.  1848).  Die  Anforderungen  in  dieser  Beziehung 
steigen  nur,  wenn  Wartegeld  und  Pension  billiger  Weise  höher  normirt  werden.  — 
Auch  das  Wartegeld  ist  in  Preuss en  zu  niedrig,  Max.  2000  Thlr.,  bei  Gehalten 
Ton  1200  Thlr.  und  mehr  die  Hälfte,  bei  geringeren  Besoldungen  steigt  es  bis  75°/0 
bei  240  Thlr.  u.  Minimum  ist  150  Thlr.  (allgemein  ausgen.  Richter).  In  Sachsen 
ist  das  Wartegeld  '/,„  der  Besoldung  oder  gleich  dem  Pensionsbetrage,  wenn  dieser 
bfther  ist,  in  Wurtemberg  (sogenannte  Quiescirung)  bei  Beamten,  die  das  40.  Jahr 
aoeh  nicht  beendeten,  für  jedes  weitere  Lebensjahr  um  l'/3  und  1 1ya°J,0  mehr, 
bei  Gehalten  unter  und  über  1200  fl.  (jetzt  2400  M.i  bis  zum  70.  J.,  Min.  000,  Max. 
3<HM)  1  (jetzt  1200  —  bei  Volksschullehrern  1000  M.  —  u.  6000  M.,  (ies.  v. 
>.  Joni  1  S76>.    Mehrfach  Wartegeld  und  Pension  gleich  hoch,  so  in  Oesterreich. 

«)  Die  von  der  Staatsgewalt  angeordnete  Pensio- 
nen ng  darf  einen  höhereu  Ruhegehalt  geben,  als  wenn  der 
Beamte  freiwillig  oder  wegen  Krankheit  u.  s.  w.  den  Dienst 
verlässt. 

Eine  solche  Unterscheidung  ist  kaum  noch  ausgebildet.  Auch  sie  birgt  keine 
b-sond.  ßuanzi  eilen  Gefahren,  wenn  die  Grundsätze  für  Pensionirung  gehörig  uormirt 
und.  Ueber  zwangsweise  Pensionirung  und  Zur-Disposition-Stcllung  s.  z.  B.  d.  Deutsche 
'"?*tz  über  d.  Rechtsverh.  d.  Reichsbeamten  §.  25  fl'. .  34  fl.  Dieser  Panel  gehört 
nicht  weiter  hierher. 

C)  Die  Höhe  der  Pension  soll  allmälig  und  zwar  in  einem 
nicht  zu  späten  Dienst-  und  Lebensalter  den  vollen 
Retrag  der  Besoldung  erreichen.  Als  passend  erscheint  das 
vollendete  40.  Dienst-  o  d  e  r  65.  (höchstens,  aber  besser  nicht 
«st,  das  70.)  Lebensjahr  als  Zeitbestimmung  für  diesen  Anspruch. 

Dies  ist  m.E.  ein  H  au p t  pu  net  einer  richtigen  Reform  des  bestehenden  Pensions- 
r*s«ns.  In  den  meisten  Ländern  bleibt  die  Pension  auch  nach  noch  so  langer  Dienst- 
ler Lebenszeit  erheblich  unter  der  Besoldung  stehen.  In  Preussen  erreichte  sie 
'"her  erat  nach  50  Diensj.  75°/«  des  letzten  Gehalts  (also  im  Ganzen  etwa  im  75. 
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Lebeasj.  oder  noeh  späten,  Bestimmungen,  die  leider  in  das  neue  Pensionsgesetz  u. 
in  die  Reichsgesetzgebung  «auch  für  Militär)  ubergegangen  sind.  En>t  d.  preuss.  Ges. 
v.  ls*2  hat  die  Erreichung  dieses  leider  fcstgehalt.  Max.s  v.  75%  wenigstens  mit 
dem  rollendeten  40.  Jahre  bestimmt  durch  die  Veränderung  der  Jahressteigerong 
von  */L  auf  lJm  v.  11.  J.  an).  Die  Pension  in  Frankreich  bleibt  v.  38.  Dienst), 
an  auf  75°/0,  in  Sachsen  auf  S0°/u  des  Diensteinkommens  der  letzten  5  Jahre  v. 
45.  jetzt  40.i  Dienst),  an  stehen,  auch  in  Würteinberjf  steigt  sie  v.  40.  Dienst),  an 
Dicht  mehr  Uber  92%  resp.  S5°/0,  in  Baden  geht  sie  nicht  über  S0°/o  (bei  allen  Ge- 
halten Uber  000  Ii.)  vom  40.  Dienstj.  an  hinaus,  ähnlich  ist  es  in  einigen  Kleinstaaten. 
In  anderen  Fällen  ist  die  Pension  im  Betrage  des  vollen  Gehalts  doch  an  ein  zu 
hohes  Dienstalter  gebunden,  so  an  50  Jahre  in  Hessen  und  mehreren  Kleinstaaten. 
In  Baiern  macht  man  bei  dem  Activgehalte  eine  ziemlich  massige  Unterscheidung: 
zwischen  Standcsgehalt  und  Dienstgehalt.  Ersterer  bleibt  dem  Pensionär  ond 
betrügt  im  1.  Jahrzehent  des  Dienstes  7,  im  2.  8,  im  3.  und  4.  0  Zehntel  des  bloss 
aus  einem  Hauptgeldbezug  (ohne  Nebenbezügo  bestehenden  Gehalts.  Diese  9  Zehntel 
erhält  der  Beamte,  der  auf  Grund  von  40  Dienstjahren  oder  70  Lebensjahren  in  Pension 
tritt.  Richtig  gewährt  dagegen  die  neue  österr.  Pensionsordnung  v.  9.  Dec.  1SC6 
vollen  Gehalt  als  Pension  nach  40  Dienstjahren.  In  Kussland  tritt  diese  volle  Pension 
sogar  bei  Civilbeamten  schon  nach  30  (ohne  Nachweis  der  UntauglichkeiO ,  bei  Lehr- 
beamten nach  25  und  in  gewissen  Fällen  der  Untauglichkeit  nach  15  u.  20  Jahren 
ein.  —  Neben  einem  bestimmten  Dienstalter  muss  aber  auch  ein  gewisses  Lebens- 
alter diesen  Anspruch  gewähren.  Fälle,  wo  alsdann  schon  nach  kurzem  Dienstalter 
dieses  Recht  eintritt,  werden  doch  nur  zu  den  Ausnahmen  gehören  (z.  B.  bei  üeber- 
nahme  eines  Beamten  aus  fremdem  Staatsdienste  oder  dergl.,  wo  ohnehin  die  frühere 
Dienstzeit  angerechnet  zu  werden  pflegt).  Wenn  der  Grundsatz  feststeht,  so  wird  man 
in  der  Anstellung  älterer  Beamten  nur  vorsichtig  werden,  was  gewiss  gut  ist.  —  Mit 
der  Annahme  des  hier  befürworteten  Grundsatzes  fallen  dann  auch  die  sehr  allgemein 
vorkommenden  Bestimmungen  über  ein  absolutes  Maximum,  das  eine  Pension 
(auch  öfters  ein  Wartegeld)  nicht  überschreiten  darf  (z.  B.  in  Prcusscn  3000  Thlr. 
nach  Cabinetsordre  v.  10.  Jüni  184H  — .  eine  Beschränkung  ist  auch  im  neuen  Gesetz 
§.  1 1  geblieben  — ,  d.  Eink.  über  4000  Thlr.  wird  bei  Bcrechn.  der  Pension  nur  mit 
angesetzt);  (in  Sachsen  2000  Thlr.,  in  Würtemberg  3000  fl.,  ausnahmsweise  4000  fl. 
jetzt  [Ges.  v.  1S"6]  6000  u.  9000  M.,  bei  Lehrern  nur  1S00  fl.).  Diese  Bestimmungen 
sind  mehrfach  ein  Zugeständniss  gegen  unverständige  Angriffe  auf  das  Pensionswest  n 
Uberhaupt  gewesen  (so  IMs).  Nur  für  Minister  und  ähnliche  Beamte,  welche  ein- 
stelle nii  ht  lange  inne  zu  haben  pflegen,  mögen  solche  Ausnahmen  eintreten  (im  D. 
Reich  tritt  bei  ihnen,  die  jederzeit  entlassbar,  ein  Pensionsanspruch  von  \  ein,  wenn 
sie  das  Amt  mindestens  2  Jahre  bekleideten). 

tl)  Im  wahren  Interesse  des  »Staats  wie  seiner  Diener  empfiehlt 
es  sich,  an  letzteres  Dienst-  und  Lebensalter  —  wobei  für  diesen 
Fall  das  70.  Altersjahr  festgehalten  werden  mag  —  nicht  nur  das 
Recht,  sondern  auch  die  Pf i cht  zum  Austritt  aus  dem  activen 
Dienst  wenigstens  als  Regel  zu  knüpfen.  Für  eine  längere  Be 
lassung  im  Amte,  die  dann  die  Ausnahme  ist,  muss  eine 
specielle  Prüfung  des  einzelnen  Falls  erfolgen. 

Dieser  Grundsatz  ist  bisher  gewiss  zum  Schaden  des  Staatsdienstes  nur  in 
seltenen  Fällen,  z.  B.  bei  wichtigeren  Militärchargen  | Divisionsgeneräle  in  Frank- 
reich) in  der  Praxis  angenommen.  Man  hat  wohl  dagegen  argumentirt  mit  dem  Hin- 
weis auf  die  Leistungen  eines  Moltke.  Humboldt,  Thiers  u.  s.  w.  Aber  nach  solchen 
Ausnahmefällen  kann  man  niemals  in  Gesetzen  gehen.  Es  handelt  sich  hier  um  eine 
statistische  Erfahrungsregel,  die  in  der  grossen  Mehrzahl  der  Fälle  zutrifft.  Die  preuss. 
Novelle  v.  1S82  hat  hier  daher  mit  Recht  f.  nichtrichterl.  Beamte  dio  Rcstimmmi£ 
getroffen,  dass  sie  nach  vollendetem  05.  Lebensjahre .  wenn  sie  nicht  selbst  ihre  Ver- 
setzung in  den  Ruhestand  beantragen,  unter  gewissen  t'autelcn  pensionirt  werden 
können.    Aehnl.  Bestimmung  allgemein  giltig  f.  Beamte  über  65  J.  in  K.  Sachsen. 
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Ges.  r.  3.  Juni  1S7U.  Vernünftig  and  meines  Erachtens  nachahmenswert!»  ist  die 
Einrichtnng  im  höheren  rassisch.  Lehrdienst  (wohl  ursprünglich  als  besonderer 
Vortheil  für  den  Lehrer  eingeführt,  um  Lehrkräfte  za  gewinnen,  aber  von  sehr  guten 
Folgen  für  den  Lehrdienst  als  solcher  geworden).  Der  Universitätslehrer  wird  z  B. 
nur  auf  23  Jahr  angestellt,  kann  dann  mit  seinem  vollen  Gehalt  als  Pension  austreten 

nach  der  neuerlichen  bedeutenden  Gehaltserhöhung  allerdings  nur  mit  dem  früheren 
Gehalt  ohne  Quartiergeld,  so  in  Dorpat  mit  circa  1430  K.  S.  bei  2400  It.  jetzigem 
Gehalt),  muss  aber  aoeh  austreten,  wenn  er  nicht  wieder  präseutirt  wird.  Dies  kann 
aar  auf  Antrag  der  Facultät  unter  Zustimmung  von  */s  der  Mitglieder  des  Conscils 

weiteren  Senats,  alle  Professoren  umfassend)  und  nur  2  mal  auf  je  5  Jahre  geschehen,  so 
dass  35  Jahre  die  Maximaldienstzeit  ist.  (Neuostens  ist  diese  Grenze  beseitigt  und 
öftere  Wiederwahl  zugelassen.)  Bei  solcher  Wiederwahl  bezieht  der  Professor  neben 
reinem  Gehalte  zugleich  die  Pension,  welche  letztere  nach  je  5  Jahren  um 
steigt,  und  also  nach  35  Jahren  des  ursprünglichen  Betrags  erreicht.  Die 
Stelle  des  Austretenden  oder  Nichtwiedergewählteu  wird  neu  besetzt,  doch  behält 
derselbe  das  Recht,  zu  lesen.  —  Bei  vielen  deutschen  Universitäten,  z.  B.  allen 
preussischen  —  wie  denn  auch  das  neue  Pensionsgesetz  ausdrücklich  auf  Uni- 
versitätslehrer nicht  anwendbar  ist  —  erfolgt  grundsätzlich  keine  Pensionirung  des 
Lehrers,  was  als  persönlicher  Vortheil  gegenüber  den  sonstigen  Beamten  gilt 
und  mit  Recht.  Nur  führt  es  in  der  Praxis  vollends  leicht  dazu,  dass  die  Acmter 
von  sehr  alten  Männern  inne  gehabt  werden  und  eine  Neubesetzung  doch  meistens 
erst  bei  einer  Vacanz  durch  Todesfall  eintritt,  —  sicherlich  im  AUgein.  ein  schädliches 
Verhältniss  mit  noch  ungunstigeren  Folgen  als  im  übrigen  Staatsdienst. 

Wird  das  Pensionswesen  nicht  in  solcher  Weise  einge- 
richtet, so  droht  stets  sehr  leicht  eine  Ueberfüllung  des  activen 
Staatsdienstes  mit  Greisen  und  decrepiden  Personen. 

Diese  suchen  so  lange  als  möglich  activ  zu  bleiben,  um  nur  am  Gehalt  keine 
Einbosse  za  erleiden,  und  aus  persönlichen  Rücksichten  werden  sie  gegen  das  Dienst- 
interesse im  Amte  belassen.  Bis  fast  zum  letzten  Athemzuge  müssen  sie  sich  auf- 
arbeiten, ohne  in  der  berechtigten  Müsse  des  höheren  Alters  die  cigenthümlichen 
Vorzüge  dieser  Lebensperiode  für  sich .  ihre  Angehörigen  und  für  das  ganze  Volk 
zur  Geltung  bringen  zu  können.  Die  Jüngeren  rücken  ungemein  langsam  nach.  Das 
von  diesen  zu  amortisirendc  Bildungskapital  wächst  immer  mehr  an.  Die  Activgehalte 
müssen  schliesslich  aus  diesem  Grunde  doch  nur  um  so  mehr  erhöht  werden  und  die 
^reisen  Väter  die  Gehalte  beziehen,  um  ihre  unentgeltlich  dienenden  oder  ungenügend 
bezahlten  Söhne  zu  unterhalten.  Die  Ersparung  am  Pensionsetat vist  daher  doch  keine 
reelle.  (Gute  Bemerkungen  darüber  v.  Engel  in  „Preis  d.  Arb."  u.  sonst).  Die 
ungunstige  Regelung  des  Pensionswesens  erklärt  sich  wohl  nur  aus  der  noch  weit 
vorbreiteten  Anschauung,  als  sei  die  Gewährung  eines  Ruhegehalts  etwas  Anomales, 
eine  besondere  Wnhlthat  im  Staatsdienst.  Sic  ist  aber  nur  eine  gerechte  Forderung, 
welche  im  Grunde  für  alle  Arbeitsarten  aufzustellen  ist,  damit  wenigstens  die  wahren 
Selbstkosten  der  Arbeit  ersetzt  werden.  Fällt  die  Pension  fort  oder  ist  sie  unge- 
nügend, so  muss  der  Activgehalt  nur  um  so  höher  sein,  damit  daraus  eine  Alters- 
oder Invaliditätsrente  gesichert  werden  kann,  wie  sich  aus  dem  Folgenden  ergiebt. 

§.  160.  —  2.  Für  die  richtige  Bemessung  der  Höhe 
des  Totalgehalts  und  seiner  Hauptposten  (§.  156)  sind  die- 
selben Grundsätze  zu  befolgen,  welche  für  die  Regelung  der 
Höhe  jedes  Arbeitslohns  aufzustellen  sind.  Danach  müssen  ins- 
besondere die  Selbstkosten  der  Arbeit  richtig  und  vollständig 
ersetzt  werden.  Unter  den  Betrag  dieser  Selbstkosten  kann  auf 
die  Dauer  der  Preis  der  Arbeit  oder  der  Lohn  nicht  sinken,  sie 
bestimmen  also  das  Minimum  des  Lohnes,  wenn  die  Arbeit  be- 
ständig bedurft  wird  und  daher  angeboten  werden  muss.  Das 
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allgemeine  Lohnprobiem  nimmt  hier  nur  gemäss  der  speeifischen 
Eigenthümlichkeit  des  Staatedienstes  eine  besondere  Gestalt  an. 

Die  Selbstkosten  der  Arbeit  setzen  sich  nun  aus  folgenden 
fünf  Posten  zusammen:  1)  Bedarf  für  die  Erhaltung  des 
Lebens  und  der  Arbeitskraft  während  der  Dauer  der 
Arbeitsperiode;  2)  Bedarf  für  die  Aufbringung  (Reservirung, 
bez.  Zahlung  an  Versicherungsanstalten)  von  Prämien,  um  sich 
gegen  vorzeitige  Invalidität  und  Krankheit  zu  versichern; 

3)  Bedarf  für  die  Wiedererstattung  des  verwendeten  Er- 
zieh ungs-  und  Bildungskapitals  (Amortisationsrente  dafür) 
einschliesslich  eines  Prämienbetrags,  um  sich  gegen  die  Gefahr 
unvollständiger   Wiedererstattung    dieses    Kapitals    zu  sichern; 

4)  Bedarf  für  die  Erhaltung  des  Lebens  nach  Abschlags 
der  Arbeitsperiode  (Altersrente);  5)  Bedarf  für  die  nicht  oder 
nicht  genügend  erwerbsfähigen  Hinterbliebenen  des  Arbeiters 
(Witt wen-  und  Waisenpension).  Im  Folgenden  ist  die 
Gestaltung  dieser  fünf  Posten  bei  der  Arbeit  des  Staats- 
dieners zu  untersuchen. 

S.  hier  namcntl.  Engel;  Preis  der  Arbeit,  S.  36  ff,  bes.  über  die  genannten 
Präinicnbeträge,  die  der  Lohn  decken  inuss,  (erneuert  u.  weiter  ausgeführt  v.  Engel 
in  d.  Aufs,  in  d.  preuss.  stat.  Ztschr.  1876  S.  4S2  IIA  Diese  Erörterungen  sind  im 
Texte  mehrfach  benutzt  worden. 

§.161.  Die  dauernden  Selbstkosten  der  Arbeit  des 
Staatsdieners. 

a)  Der  Gehalt  muss  zunächst  hinreichen  für  den  Standes 
gc müssen  Lebensbedarf  des  Beamten  und  der  von  ihm  in 
üblicher  Zeit  begründeten  Familie  üblichen  Umfangs, 
also  ohne  Voraussetzung  eigenen  Vermögens  bei  dem  Beamten 
und  mit  Voraussetzung  des  im  Dienstinteresse  erfolgenden  Ver- 
bots gewöhnlichen  Gewerbebetriebs  für  den  activen  Beamten. 

Das  Moment  des  standesgemässen  Bedarfs  ist  in  unserem  bestehenden  Wirt- 
schaftssystem bei  der  obwaltenden  ungleichen  Verthcilung  des  Volkseinkommen« 
berechtigt.  Vgl.  Wagner,  (irundleg.  I,  1.  Abth.  Kap.  2,  §.  Ü4  ff.  Von  ganz  anderen 
socialen  Zuständen  darf  hier  abgesehen  werden.  Die  Staatsbeamten  der  verschiedenen 
Kategorien  müssen  in  ihren  Einkommenverhältnissen  wenigstens  einigermassen  den 
entsprechenden  übrigen  Gesellschaftsclassen  gleichstehen.  —  Auch  der  Staatsdiener 
wie  jeder  Andere  hat  die  Folgen  einer  übermässig  zahlreichen  Familie  selbst  m 
tragen.  Die  häufige  Motivirung  der  Forderung  einer  Gehaltszulage  mit  der  Grösse 
der  Familie  ist  unstatthaft.  Beamte  bedürfen  bei  uns  regelmässig  z.  Gewerbebetrieb 
einer  besonderen  Erlaubniss  der  Dienstbehörde.  S.  z.  R.  Uber  Prcussen  die  Be- 
stimmungen bei  Mascher,  Civilstaatsdienst ,  S.  110  ff.,  113  ff.  Jetzt  gehören  hier- 
her auch  die  berechtigten  neueren  gesetzlichen  Verbote  f.  a c t i  v e  Staatsbeamte, 
remunerative  Stellungen  in  Acticn-  u.  ähnlichen  Gesellschaften  anzunehmen.  S 
preuss.  Ges.  v.  10.  Juni  1874. 
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In  Aemtern,  welche  nach  der  Stellung  des  Inhabers  besondere  Nebenaus- 
traben  mit  sich  bringen,  ist  dafür  ein  angemessener  Zuschlag,  nach  der  speciell  zu 
errechnenden  Ausgabe  oder  besser  als  Pauschsumme,  zu  gewahren  (Functions- 
zulagei,  der  mit  dem  Austritt  aus  diesem  Amte  wieder  fortfällt.  Die  Annahme 
jedoch,  dass  jedes  Amt  an  sich  solche  Ausgaben  veranlasse,  womit  man  die  Unter- 
scheidung eines  Standes-  und  Dienstgehaltes  im  Activitätsgchalt  und  die  allgemein 
niedrigeren  Wartegelder  und  Pensionen  hat  rechtfertigen  wollen,  entspricht  der  Sach- 
lage doch  kaum. 

Bei  Ministem,  besond.  dem  des  Aeussern.  mehr  noch  bei  Gesandten,  General- 
consuln  u.  s.  w\  ist  die  Unterscheidung  gerechtfertigt.  Die  sehr  hohen  Emolumcnte 
der  Gesandten  (z.  B.  der  deutsche  Botsch.  in  Frankr.  120,000,  in  England  150,000, 
in  Oteterr.  120,000,  in  Russl.  150,000,  in  Italien  100,000  M.,  ausserdem  überall  freie 
Hieastwohnung)  sind  grösstenteils  solche  Fuuctionszulageii ,  die  denn  auch  bei  der 
IVr.'cbnung  des  pens.fah.  Einkommens  ausfallen.  Die  allgemeine  Unterscheidung  in 
Bauern,  jetzt  bei  den  5  Classen  höherer  Beamten  auch  in  Oesterreich. 

Für  die  Bemessung  des  standesgemässen  Lebensbedarfs  bilden 
nur  zuverlässige  Haushaltbudgets  der  einzelnen  naeh  der 
Einkommengrösse  geordneten  Bevölkerungsklassen  eine  sichere 
Grundlage. 

Leider  fehlen  solche  meistens  oder  werden  bei  der  Gehaltsregelung  nicht  ge- 
nügend beachtet.  Eine  Vergleichung  der  Beamtenclassen  mit  ähulich  gestellten  Classen 
dei  Gewerbe-  und  Handeltreibenden  und  besonders  auch  der  übrigen  liberalen  Pro- 
linen muss  weiter  als  Anhaltspunkt  dienen.  Eine  wesentlich  ungünstigere 
materielle  Lage  der  Staatsdiener  hat  die  grössten  Bedenken  und  verstösst  durchaus 
jfesren  das  wahre  Interesse  des  Staatsdienstes,  selbst  dann,  wenn  bei  den  gewährten 
'«ehalten  nicht  gleich  ein  Mangel  an  Staatsdienst- Aspiranten  eintritt.  Freilich  darf 
beim  Vergleich  mit  anderen  Classen  die  Ehre  der  Stellung  u.  s.  w.  (§.  153)  und  die 
Sicherheit  des  Einkommens  vollauf  berücksichtigt  werden. 

Besonders  wichtig  ist  die  Statist.  Erfahrungsregel,  die  von  Engel  für  den 
Nahrungbedarf,  von  Schwabe,  Bruch,  Laspeyres  auch  für  den  Wohnungsbedarf 
iiachgewiescn  ist,  dass  nämlich  die  Quote  für  diesen  nothwendigen  Bedarf  um  so 
grosser  wird,  je  kleiner  das  absolute  Einkommen  ist.  S.  Berl.  Städt.  Jahrb.  1S0S, 
1*>69.  Balt.  Monatsschr.  1870.  Berechn.  über  d.  Verhältn.  d.  Miethe  zum  Einkommen 
von  Laspeyres  in  d.  Ztschr.  d.  Sachs.  Statist.  Btir.  1870.  (Lcipz.,  Hamb.,  Berl  ver- 
glichen). Die  neueren  verdienstvollen  Arbeiten  der  städt.  Statist.  Bureau*  in  Berlin, 
Krankf.  a.  M.,  Privatarbeiten  v.  Schnapper,  Dehn,  Ball  in  u.  A.  m.  über  „Arbeiter- 
l'udgets"  sind  auch  für  die  Besoldungsfragen  der  Unterbeamten  beachtenswerth.  S. 
'•es.  Ballin,  Haushalt  d.  arbeit.  Classen,  1.  Th.  Berl.  1S83  (Zus.stell.  der  Arbeiten 
verschied.  Statistiker).  Aehnliche  Untersuchung  über  den  Haushalt  der  mittleren  u. 
höheren  Beamten  sollten  jeder  umfassenderen  Kegulirung  der  Gehalto  vorangehen. 
So  sehr  zuzugeben  ist,  dass,  je  höher  das  Einkommen,  desto  mehr  das,  was  zum 
„Bedarf"  gehört,  eine  sehr  variable  Grösse  ist,  u.  der  alte  Satz  immer  gilt  „mit 
Vielem  hält  man  Haus,  mit  Wenigem  kommt  man  auch  aus"  —  selbst  ohne  reell 
nhr  empfindliche  Einschränkungen ,  indem  eben  nur  überhaupt  sparsamer  gewirth- 
^haftet  wird,  —  so  lassen  sich  doch  auch  hier  gewisse  typische  Bedarfsscalen 
als  Grundlage  der  Besoldungsregelung  des  mittleren  u.  sogar  des  höheren  u.  höchsten 
Beamtentums  aufstellen. 

Nothwendig  und  zwar  in  keiner  Zeit  mehr  als  in  der  Gegen- 
wart sind  besonders  zwei  Forderungen  für  die  Geh  alt  8- 
normirung  zu  stellen:  einmal  müssen  die  zeitlichen,  sodann 
die  örtlichen  Preis  Verschiedenheiten  der  Lebens- 
bedürfnisse (i.  w.  S.)  und  namentlich  die  in  beiden  vorgehen- 
den Veränderungen  berücksichtigt  werden. 
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a)  Es  ist  daher  einmal  die  rechtzeitige  und  entsprechende 
Erhöhung  der  Gehalte  bei  einer  allgemeinen  Preissteige- 
rung (in  Folge  eigentlicher  Geldentwerthung,  —  wie 
wir  sie  im  Ganzen  in  Europa  im  letzten  Menschenalter,  trotz 
neuerlichen  Rückgangs  der  Preisbewegung,  erlebt  haben  —  oder 
einer  Umgestaltung  der  Verkehrsverhältnisse  u.  s.  w. 
—  wie  sie  besonders  seit  den  40  er  Jahren  auf  dem  Continente 
ebenfalls  preissteigernd,  zumal  für  Agrarproducte ,  eingewirkt 
hat  — ),  ferner  aber  nicht  minder  bei  einer  dem  fortschreiten- 
den allgemeinen  Wohlstand  zuzuschreibenden  Er 
höhung  der  Lebensansprüche  in  der  ganzen  Bevölkerung 
und  namentlich  bei  den  mit  den  höheren  Beamten  zunächst  zu 
vergleichenden  wohlhabenderen  Gesellschaftsklassen  nothwendig. 
In  dieser  Beziehung  erfolgen  die  erforderlichen  GehaltserhöhungeD 
besonders  in  unserer  Zeit  zu  langsam,  zu  spärlich,  zu  unregelmässig 
und  zu  wenig  rationell. 

Statistische  Vergleichungen  von  Gehalts  Veränderungen  in  diesem  Jahrhunder. 
u.  A.  bei  Engel,  preuss.  stat.  Ztschr.  1876  S.  491  über  Preussen,  bei  RiecU 
Verfass.  u.  s.  w.  W.s  S.  111  Uber  Würtcmb.  Z.  B.  in  Preussen  1825  u.  1*72 
(hier  ohne  Wobn.geld  noch)  Oberpräs.  6000  u.  T000  Thlr.  oder  16  77u  Plus  (auch  fr. 
Wohn.),  Minist.director  bez.  3500—4500,  i.  D.  4165,  jetzt  5000  Thlr.  Pias  v.  20%. 
Minist.rathe  bez.  2000—2800,  i.  D.  2520,  jetzt  2500—3300,  i.  D.  2900.  (+  15.1%). 
Landräthe  (lb50)  800—1200,  i.  D.  1000,  jetzt  1200  bis  1600,  i.  D.  1400  (-f-  40%, 
Richter  1.  Instanz  (1850)  500—1300,  i.  D.  725,  jetzt  800—1500,  i.  D.  1150  (+  58.5%). 
Minist.  Bureaubcamte  tl825)  500—1500.  i.  D.  1100,  jetzt  1000—1800,  i.  D.  1400 
27.3°/„).  Secrctäre  d.  Prov.behörden  400  bis  1000,  i.  D.  705,  jetzt  700—120(1. 
i.  1).  050  Thlr.  (+  34.8%).  In  Würtemb.  Staatsrath  1822/34  3000,  1853  36O0  u. 
3000,  1864  3700  o.  3100,  1872  4000  u.  3400,  1873  4667  u.  3967  fl.,  Ministrath  ii 
denselben  5  Jahren:  2300  u.  2100,  2500  u.  2300,  2700  u.  2500,  3000  u.  2800,  350«» 
u.  3207  h*.  Kanzlist  1.  Cl.  800,  900,  950,  1050,  1225  fl.  — 

Reichen  diese  Gehaltserhöhungen  ans?  Zur  Beantwortung  für  die  allein  noch 
etwas  zahlreiche  Kategorie  der  höchsten  Classc  der  höheren  Beamten,  der  MinisteriaJ- 
räthe  (Minister-  u.  Directorenposten  sind  ja  gering  an  der  Zahl)  folgende  Berechnung: 
Es  bezogen  bis  vor  Kurzem  mit  dem  Wohnsitz  in  dem  neuerdings  rasch  theurvr 
gewordenen  Berlin  die  Ruthe  des  obersten  Gerichtshofs,  die  Fortragenden  Küthe  in 
den  Ministerien  und  die  übrigen  gleichgestellten  Beamten  2200—3000,  i.  D.  2600  Thlr. 
meist  ohne  jede  amtliche  Nebeneinnahme  aus  ihrem  Amte  und  ohne  Nebenämter. 
Durch  die  neuere  Gehaltserhöhung  und  das  Wohnungsgeld  ist  letzterer  Betrag  um 
700  Thlr..  auf  3300  Thlr.  erhöht  worden:  eine  relativ  freilich  starke,  absolut  noch 
immer  schwerlich  genügende  Erhöhung.  Auf  Grund  specieller  statistischer  Forschungen 
möchte  der  übliche  Aufwand  für  eine  Familie  der  höheren  Beamtenkreise  tot 
der  Stellung  der  Ministerialräte  (Mann ,  Frau  und  3  halbwüchsige  schulbesuchende 
Kinder),  die  2  weibliche  Dienstboten  hält,  schon  Ende  der  60er  Jahre  im  Mini- 
mum anzuschlagen  sein  für  Berlin  u.  grössere  badische  Städte  v.  20 — 30. 
Einw.  (spec.  Freiburg,  in  Karlsruhe  wohl  Wohnung  und  Haushalt  um  10%  theurer 
auf  folgende  Summen  in  Thlrn.: 

Berlin  Bad.  Städte 

Haushalt  (per  Mon.  877*)%  1050     (p.  Mon.  68*/,)  824 

Wohnung   500  286 

Brennstoff   100  75 

Kleidung   420  360 
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Berlin  Bad.  Städte 

Gesundheit                            50  30 

Kindernnterricht    .    .    .      200  120 

Dir.  Steuern                          80  c  40 

Diverses                               200  150 

Amortis.  d.  Mobiliars     .       150  125 


Summa  2750  2010 


Uter  Haushalt  sind  hier  alle  Ausgaben  für  Nahrung  (iocl  kleinere  Gcsellschafts- 
wsgaben).  Waschen,  Beleuchtung,  Bedienung  (2  Dienstboten  neben  Naturalkost  und 
Wohnung  u.  s.  w.  in  Berlin  zus.  mit  Geschenken  c.  90,  in  Baden  c.  76  Thlr.  Geld- 
luhn)  nebst  den  betreu",  indirecten  Steuern,  welche  auf  den  Haushaltsbedürfnisscn 
haften;  unter  Kleidung  auch  Schuhwerk,  Leibwäsche.  Put/,  für  die  ganze  Familie; 
unter  Gesundheit  namentl.  Honorar  des  Arztes;  unter  Kinderunterricht  neben 
Schulgeld  und  Schulbüchern  nur  Nobenunterricht  in  Musik.  Zeichnen  u.  dgl.  für  1 — 2 
Kinder;  unter  dir.  Steuern  Staats-  und  Gcmcindcabgaben  auf  Amtseinnahmen  (incl. 
Wohnungsst.  in  Berlin,  excl.  Mahl-  u.  Schlachtst.);  unter  Diversem  Ausgaben  für 
ötientl.  Zwecke,  Arme  u.  dgl.,  Vereine,  für  wenig  Bücher,  Porto,  für  ebenfalls 
venig  Vergnügenszwecke.  Theater,  kleine  Touren  u  s.  w. ,  für  etwas  grössere  Ge- 
selligkeit in  noch  sehr  beschränktem  Umfange,  für  Geschenke  an  Fremde  u.  a.  m. 
begriffen.    Als  Amortisation  (u.  Ncubeschallung  nebst  Reparatur,  aber  ohne  Ver- 
zinsung) des  Mobiliars  (incl.  Tisch-  u.  Bettwäsche.  Silberzeug  u.  s.  w.)  ist  50/o  auf 
-in  Kapital  von  3000,  bez.  2500  Thlr.  gerechnet.   Es  fehlt  hier  also  jeder  Aufwand 
für  Keisen,  für  kostspieligeren  Unterricht  (Studiren !  >,  für  tiefere  oder  längere  Gesund- 
heitsstörungen (Badereisen!),  für  grössere  Bücheranschattungen  u.  s.  w. ,  auch  die 
Wittwcncassengelder  sind  weggelassen,  von  and.  Kapitalersparungcn  (Lebensversicherung 
iL  s.  w.)  nicht  zu  reden.    Die  Amortisation  des  Bildungskapitals  erfolgt  in  dem  Auf- 
wand für  die  Kinder.    Sind  die  Kinder  älter,  oder  etwa  alle  3  Söhne  oder  ist  die 
Kinderzahl  grösser,  so  steigen  diese  Ausgaben  sofort.    Dabei  sind  bes.  für  Berlin  die 
llauptausgaben  für  Haushalt,  Wohnung,  Brennstoff,  auch  wohl  Kleidung  schon  für  die 
-bmalige  Zeit  niedrig  angesetzt.    Die  erste  konnte,  ohne  zu  hoch  zu  werden,  um 
10,  Wohnung  um  10 — 20,  Brennstoif  um  20°/,,  höher  angeschlagen  wenlap,  wnbei  die 
tiesammtausgabe  auf  2050  Thlr.  stiege.  —  Und  doch  sind  die  Gehalte  jener  Käthe 
Jie  höchsten  Gehalte,  welche  für  eine  noch  etwas  zahlreichere  Beamtenclasse  im 
Staatsdienst  vorkommen.    Üb  die  jetzt  eingetretenen  Gehaltserhöhungen  für  die  an- 
gegebene Kategorie  von  Beamten  in  Berlin  ausreichen,  mag  aus  folgendem  Anschlag 
-•rmessen  werden,  welcher  durchaus  auf  genauen  Daten,  aus  der  Mitte  der  70er  Jahre, 
insbesondere  meinen  eigenen  Haushalterfahrungen   beruht.    Die  Annahme  ist:  eine 
Familie  bestehend  aus  Mann,  Frau,  4 — 5  Kindern  (bei  Deutschen  nicht  das  übliche 
Maass  übersteigend,  wie  die  Statistik  lehrt),  wovon  3 — 4  die  Schulen  besuchen,  dann 
2—3  Dienstboten,  eine  Zahl,  welche  i.  B.  so  lange  Kinderwartung  nothwendig,  kaum 
/u  verringern  ist    Für  die  Wohuung  bessere  Qualität  und  Lage  vorausgesetzt,  aber 
nicht  besonders  gute.    Ein  weibl.  Dieustbote  ist  zu  veranschlagen  auf  50 — 60  Thlr. 
(ieldlohn,  4 S  Thlr.  Kostgeld  für  Frühstück  u.  Abendessen,  10— 15  Thlr.  Geldgeschenke, 
zus.  c.  110—115  Thlr.  baar,  ferner  f.  Mittagskost,  Wohnung  u.  s.  w.  SO — 100  Thlr., 
zus.  wenigstens  200  Thlr.,  wobei  in  grösserem  Haushalt  wie  gewöhnlich  die  Ausgabe 
allerdings  in  geringerer  Progression  als  die  Kopfzahl  steigt.   Kindcrunterricht  beträgt; 
f.  d.  Knaben  Gymnas.  u.  Bücher  c.  40 — 45  Thlr.,  f.  d.  Mädchen  höh.  Töchterschule 
D.  Bücher  Anfangs  c.  40—50,  später  c.  60—00  Thlr.,  Musikunterr.  f.  1  Kind  c,  50  Thlr. 
B*i  Anschauungen   von  Nutzvermögen  (Mobiliar,  gew.  Kleidung,  Betten,  Bücher) 
auch  hier  nur  der  Amortisationsbetrag  p.  Jahr  (ohne  Zins),  nicht  die  volle  Ausgabe 
angesetzt.    Die  Rubriken  sonst  wie  oben  verstanden,  unter  Nahrung,  Wohnung,  Be- 
leuchtung, Wäsche,  die  Naturalvcrpflcgung  der  Dienstboten  iubegrilfen  (noch  in  Thalern) : 


11  Nahrung   1300                                               Transport  1700 

S  Waschen   100  Abnutzung   ....  200 

'i  Beleuchtung    ....  50  7)  Brennmaterial  ....  170 

\  Baares  Geld  f.  Dienstbot.  250                 IL  Nr.  5  -7  —  Wohnen  1270 

I.  N.  1—4       Haushalt  1700      B)  Gesundheit   100 

■>)  Wohnung   000               9)  Kleidung   600 

6»  Wohnungseinrichtung  u.                       10)  Unterricht   250 

Latus  1700                                                 Latus  3020 
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Transport  3920  Transport  4370 

11)  Bildungsmittel  (Bücher,  Ztschr.)  150    14)  Vergnügen  etc   150 

12)  Steuern  1*0    15)  Gross.  Gesclligk   150 

13)  Beiträge  für  öffentliche  Zwecke.          Iti)  Nothw.  Fahren   50 

Vereine  etc  120    17»  Diverses                           .    .  150 

Latus  1370  Summa  1  —  17  4*70 

Auch  hier  ist  für  Keisen  u.  dgl.  noch  nichts  augesetzt.  Schwerlich  lässt  sich  dies* 
Summe,  jenen  Umfang  der  Familie  vorausgesetzt,  ohne  eine  wesentliche  Herab- 
dm«  kung  unter  die  Lebensweise  der  betrellenden  Gesellschaftsciasse,  auch  nur,  um  ein 
Maximum  anzunehmen,  um  c.  10%  vermindern.  Dann  bleibt  rund  4400  Tbl r.  oder 
8Sy§%  mehr  als  der  jetzt  erhöhte  Gehalt  jener  Beamtenclasse  im  Durchschnitt  be- 
trägt. Und  bei  dieser  Ausgabe  weiss  jeder  mit  den  Verhältnissen  Vertraute,  dass  die 
Lebensweise  der  Familie  dabei  eine  durchaus  nicht  üppige,  sondern  eine  knappe  ist 
Nimmt  man  nun  aber  eine  noch  etwas  grössere  Familie  <6—  7  Kinder)  und  theil 
weise  erwachsene  Kinder  (etwa  1 — 2  Söhne  auf  d.  Univers.)  an,  so  steigt  der  Be- 
darf, eine  nur  halbwegs  gleiche  Lebensweise  wie  bei  Kaufleuten,  mittleren  Rentiers 
Fabrikanten,  Gutsbesitzern  vorausgesetzt,  nach  heutigen  Berliner  Verhältnissen,  leicht 
um  V5 — XW~~XU  dieser  Summen  oder  auf  rund  6000 — 7000  Thlr.  und  mehr  (Min. 
15,000,  Durchn.  wohl  20,000  M.,  wobei  6—7000  M.  auf  Haushalt,  4—5000  auf 
Wohnen,  2000— 3000  auf  Kleidung  gerechnet,  1  Sohn  auf  der  Universität  2000—3000  M. 
—  letzterer  Betrag  bei  „Verbindungsleben"  nicht  einmal  hoch  angesetzt;  —  bei  et- 
was mehr  Sommerreisen,  Badecuren  steigt  der  Betrag  i.  G.  wohl  auf  20 — 24.000  M.j. 
Berlin  ist  nun  freilich  relativ  theucr,  aber  doch  heute  wohl  uo<  h  wohlfeiler  als  Ham- 
burg, vollends  als  Wien  (öst.  Valuta  al  Pari  gerechnet  1  fl.  =  2  M. ,  schlage  ich 
Wien  nach  eigener  Kenntniss  und  mauehen  eingezogenen  Erkundigungen  auf  20— 30°,, 
theurer  als  Berlin  an)  u.  im  nordwestl.  Deutschland  (Frankf.  a.  M.  u.  Rhcinlande»  bt 
es  für  Beamte  nicht  viel  wenn  überhaupt  wohlfeiler  als  in  Berlin. 

Immer  noch  zu  wenig  rationell,  ja  im  Grunde  ziemlich  roh 
ist  das  neuerlich  in  Deutschland  mehrfach  angenommene  System, 
auch  den  Civilbeamten  neben  dem  Gehalte  fixe  sogen.  Wohnungs 
geldzuschüsse  (Quartiergelder ),  abgestuft  nach  Rang 
klassen  der  Beamten  und  nach  Klassen  der  Wohnorte, 
zu  gewahren,  um  dadurch  die  vielfach  besonders  starke  Preis 
Steigerung  eines  der  wichtigsten  materiellen  Bedürfnisse  für  den 
Beamten  auszugleichen.    Richtiger  wäre  es  auch  hier,  nicht  ein 
solches  einzelnes  Bedlirfniss  zum  Zweck  der  Regelung  des  Ein 
kommen8  des  Beamten  herauszugreifen,  sondern  auf  der  Grundlage 
umfassender  Haushaltbudgets  vorzugehen. 

S.  über  d.  Wohnungsgeld:  preuss.  Ges.  v.  12.  Mai  1873,  Reichsges. 
30.  Juni  1S73  (hier  zugleich,  neben  dem  alten  Scrvisgelde,  f.  d.  Officiere  u.  Beamten 
des  Keichsheeres  u.  d.  Marine).  Darüber  mein  Aufs.  Reichsfinanzwesen  in  Holtzen- 
dorH's  Jahrb.  III,  181  —  1S3.  Es  bestehen  6  Ortsclassen  (Berlin  u.  5  andere  Gassen) 
und  in  jeder  im  Reiche  6.  in  Preussen  5  Dienstrangclassen ,  wobei  12  preuss.  Ranf- 
< -lassen  (incl.  Subalterne  u.  Unterbeamte)  in  diese  5  f.  diesen  Zweck  zusammengezogen 
sind.  Nach  dem  preuss.  Tarif  sind  z.  B.  die  Sätze  für  Berlin  500,  400,  30Ü,  1^- 
HO  Thlr.,  für  die  niedrigste  Ortsciasse  200,  190,  120.  60,  20  Thlr.  Die  Einrichtnn« 
ist  noch  zu  roh  empirisch,  die  Zuschüsse  entsprechen  den  Verschiedenheiten  der  Miet- 
preise in  den  Ortsclassen  nicht  richtig  (sind  wohl  für  die  grossen  Städte,  bes.  Berlin, 
relativ  zu  niedrig).  Die  Benutzung  eines  veralteten  Raugclassensysteuis  als  Grondhft 
für  die  Regelung  einer  solchen  Ökonomischen  Frage  ist  ein  weiterer  Uebelstand.  nie 
Officiere,  z.  Th.  die  höchsteu  Beamten  sind  gegenüber  dem  Civil,  resp.  den  mittleren 
Rangclassen  zu  sehr  begünstigt.  Die  statistische  Regel,  dass  die  Mietbe  bei  kleiner^ 
Einkommen  eine  wachsend  grössere  (Juote  beansprucht,  ist  übrigens  einigemal'1 
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Wachtet  worden.  Das  Wohnungsgeld  beträgt  z.  B.  in  Berlin  bei  den  Ministerial- 
directoren  10°/,,  des  jetzigen  Gehalts,  bei  den  vortragenden  Käthen  13  8,  bei  der  dann 
folgenden  Kategorie  höh.  Beamten  c.  170,  bei  d.  letzten  c.  20  —  25°/0»  bei  d.  Sub- 
alternen 15 — 30,  bei  d.  Unterbeamten  20— 25°/,,-  Man  wird  nach  den  Arbeiten  von 
Schwabe ,  Laspeyres  annehmen  können,  dass  diese  Proccnte,  welche  diese  6  Classen 
n>n  ihrem  Einkommen  für  Miothc  ausgeben,  ungefähr  sind:  18,  19,  22,  24,  27,30.  — 
Auch  Baden  hat  Wohnungsgeldzuschüsse  im  Civildienst  eingeführt.  Ges.  v.  9.  Jan. 
1*74,  3  <  »rtsclassen,  6  Beamtencl..  (GL  I  der  letzteren  900,  720,  «00.  CI.  VI  120,  84, 
t'ü  M. ,  dabei  zweckmässigem  Classific.  d.  Beamten  als  in  Preussen).  Baiern, 
Würtemberg,  Sachsen  haben  bisher  keine  Wohn.gclder  eingeführt,  in  Baiern 
hat  aber  die  Regierung  dem  Landtag  im  Oct.  1883  eine  bezügliche  Vorlage  gemacht.  — 
Die  mitunter  in  den  letzten  Jahrzehnten  gewährten  „Theuerungszulagen"  sind  bei  den 
neueren  Gehaltserhöhungen  z.  TL  wieder  beseitigt  worden,  i 

ß)  Sodann  muss  mehr,  als  es  gegenwärtig  geschieht,  wegen 
der  wesentlichen  Verschiedenheit  der  örtlichen  Geld- 
preise der  Lebensbedürfnisse  und  wegen  der  gerade  darin  oft 
ziemlich  rasch  vorkommenden,  Gegend-  und  Ortsweise  wieder 
sehr  verschiedenen  Aenderungen,  der  Gehalt  auch  für  eine 
und  dieselbe  Gattung  Aemter  in  verschiedenen  Orten 
verschieden  bemessen  werden. 

konsequent  ist  dieses  Princip  bisher  nur  für  Gesandten-  und  Consularposten 
•liirchgeführt.  Gute  Einblicke  in  die  verschiedene,  wenn  auch  fast  überall  starke  locale 
Preissteigerung  der  Hauptstädte  u.  s.  w.  geben  die  Berichte  der  englischen  Ge- 
sandtschaften über  diesen  Punct,  die  im  J.  1870  veröffentlicht  worden  sind.  Die  hier 
befürwortete  locale  Gehaltsverschiedenheit  hat  also  eine  andere  Bedeutung  als  die  oben 
in  §.  158  erwähnte:  letztere  sollte  gerade  eine  reelle  V  e  rschied  enheit,  diese 
dagegen  soll  eine  reelle  Gleichheit  der  Gehalte  herbeiführen.  Die  jetzige  Gleich- 
heit der  Gehalte  ist  eine  reelle  Ungleichheit,  weil  die  Kaufkraft  derselben  Geldsumme 
örtlich  sehr  variirt  Ebenso  müssen  statt  allgemeiner  oftmals  auch  locale  Gehalts- 
erhöhungen erfolgen,  weil  die  Verthcuerung  des  Lebens  au  einem  bestimmten  Orte 
i>esonders  rasch  und  stark  ist,  —  am  Stärksten  in  der  Kegel  in  grossen,  schnell  an 
Bevölkerung  wachsenden  Städten ,  z.  B.  den  Hauptstädten ,  wo  daher  vor  Allem  die 
'■  halte  entsprechend  zu  erhöhen  sind.  Obgleich  dies  alsdann  vielleicht  mit  den 
ohnehin  schon  höchstcu  Gehalten  (z.  B.  mit  denen  der  oberen  Beamten  in  den  Ministerien, 
obersten  Gerichtshöfen  und  Behörden)  geschieht,  so  liegt  darin  keine  Ungerechtigkeit, 
denn  diese  Gehalte  sind  eben  am  Schnellsten  in  ein  Missverhältniss  gekommen.  Die 
grössere  Theuerheit  des  Lebens  in  den  Haupt-  und  Residenzstädten  und  mitunter 
auch  in  anderen  grossen  Städten  ist  allerdings  hier  und  da  schon  bei  der  Gehaltsbe- 
uiesaung  berücksichtigt  worden,  aber  weder  allgemein  noch  ausreichend  genug.  Auch 
ist  die  Erhöhung  zu  willkürlich  gegriffen,  ohne  eine  vorausgehende  brauchbare 
Statist  Untersuchung  .Höchstens  dass  die  höheren  Wohnungspreisc,  das  Handgreif- 
lichste, beachtet  sind,  aber  wiederum  nicht  so,  dass  die  Gehaltssteigerung  genügend 
•liesen  Umstand  berücksichtigt.  Beispiel:  Preussen  um  1870.  Oberstaatsanwalt  in 
Berlin  (bei  Ger.  2.  Inst.)  2000,  and.  1800—1400,  Casscn-  u.  Rechnungsrevisoren  bei 
Appellationsgcrichtcn  in  B.  1200,  sonst  Maximum  1100,  Secretäre  Max.  in  Berlin 
1200.  sonst  1000,  Unterbeamte  400,  sonst  350,  Stadtrichter  Max.  1300,  sonst  1100  Thlr. 
In  Städten  über  20,000  E.  erhielten  die  Richter  bei  den  Kreisger.  Localzuiagen  (i.  G. 
iui  Etat  für  1870  14,900  Thlr.).  Achnlich  auch  nach  der  neuen  Gehaltsregelung  v. 
1^72,  z.  B.  Max.  der  Richter  1.  Inst,  in  Berlin  1800,  in  den  Provinzen  1500  Thlr. 
Auch  in  Frankf.  a.  M.  sind  für  Subaltern-  u.  Unterbeamte  einzelner  Dienstzweigo  iu 
l'reusscn  „Localzuiagen"  gewährt  (im  Cap.  73,  Tit.  14  d.  pnuss.  Ausg.et.  f.  1883/84 
i  B.  je  600  M  f.  Gerichtsschreiber  u.  Secret. ,  je  375  M.  f.  Canzlistcn ,  je  105  M. 
f.  Gerichtsdiener).  Die  an  sich  wohl  begründete  Ausdehnung  dieses  l'rincips  „localer 
Theuerungszulagen"  f.  untere  Subaltcrnbeamte  u.  dgl.  wird  in  zahlreichen  Petitionen 
'lieser  Beamten,  bes.  aus  theueren  rheinischen  Städten ,  vom  Landtage  erbeten.  — 
A.  Wagner,  FinanzwiHKonichaft.   I.    3.  Aufl.  24 
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Oesterreich:  in  Wien,  Triest  haben  die  Beamten  regelmässig  neben  dem  gleichen 
(iehalt  der  and.  Orte  guartiergelder. 

In  Betreff  des  Maasscs  der  Gehaltserhöhungen  ist  es  wichtig  zu  beachten.  das* 
die  Preissteigerung  eines  bestimmten  Lebensbedürfnisses  auf  die  reelle  Lage  der  ein- 
zelnen Beamtenclasseu  doch  wieder  sehr  verschieden  einwirkt,  weil  der  bezugliche 
Aufwand  im  Haushaltbudget  bei  verschiedener  absoluter  Grösse  des  Einkommens  sehr 
ungleich  ist.  Wenn  z.  B.  2  Beamte  mit  1000  und  400  Thlr.  Einkommen  resp.  50 
und  60o/o  für  den  Nahrungsbedarf  ausgeben  (der  Wirklichkeit  annähernd  entsprechend 
und  beide  in  einen  Ort  versetzt  werden,  wo  cet  par.  bloss  die  Nahrungsmittel  um 
25°/,,  theurer  sind,  so  müsste  der  erste  llW/o,  der  zweite  15°/0  Gehalt  mehr  be- 
zichen, also  1125  und  460  Thlr.,  um  sich  in  gleicher  Lage  zu  befinden,  wie  bis- 
her. —  Man  kann  daher  eigentlich  aus  der  Höhe  der  Preise  den  wirklichen  Werth 
(die  Kaufkraft,  welchen  eine  bestimmte  Geldsumme  fitr  Jemanden  besitzt,  der  sie 
im  Haushalt  verwenden  will  —  also  doch  der  Hauptfall  —  immer  nur  für  be- 
stimmte Einkommenverbültnisse  oder  fUr  Personen  eines  bestimmten 
Lebensmaassstabes  (Standard  of  life)  oder  Standes  (i.  d.  S.  d.  W.)  berechnen, — 
ein  Satz,  der  sich  aus  dem  „Gesetz  der  Normalconsuintion"  (s.  Engel,  sächsische 
statist  Zeitschrift  1857,  S.  160)  und  der  ungleichen  Quote  der  einzelnen  Ausgabe- 
posteu  bei  verschiedener  (absoluter)  Einkommenhöhe  ergiebt,  aber  trotz  seiner  grossen 
praktischen  Tragweite  kaum  noch  beachtet  ist  (in.  E.  auch  für  die  Frage  der  au* 
Preisbewegungen  abgeleiteten  Vermehrung  oder  Verminderung  des  Geldwerths  wichtig 
wäre).  Für  die  Frage  der  richtigen  Gehaltsregelung  nach  deu  örtlichen  und  zeit- 
lichen Preisverschiedenheiten  folgt  daraus,  dass  man  für  die  verschiede- 
nen Beamtenclasseu  aparte  Budgets  entwerfen  und  danach  die  Gehaltserhöhung 
eintreten  lassen  muss,  —  meist  also  eine  sehr  verschiedene,  auch  nicht  immer  ein-- 
etwa  mit  der  absoluten  Höhe  der  Gehalte  genau  progressiv  abnehmende,  wie  mitunter 
versucht  worden  ist.  —  Wie  ungemein  stark  aber  die  localeu  Unterschiede  der 
Preise  der  Lebensbedürfnisse  sind  und  wie  verschieden  demgemäss  der  Geldbedarf 
für  die  Bestreitung  des  gesammten  Aufwands  ist,  dafür  folgendes  Beispiel.  Dasselbe 
beruht  auf  meinen  haushalt-statistischen  Untersuchungen  aus  den  sechziger  Jahren 
(österr.  u.  russ.  Valuta  al  pari  gerechnet)  über  meinen  eigenen  Bedarf,  für  eine 
Familie  von  Mann  und  Frau  und  3  kleinem  Kindern,  excl.  aller  Ausgaben  für  Unter- 
richt von  Kindern  und  für  Reisen,  incl.  Bücher  (in  Deutschland  100  Thlr  ).  Von  den 
absoluten  Zahlen  genügt  es  für  vorliegenden  Zweck  eine  zu  kennen:  der  Gesaiumt- 
bedarf  in  Göttingen  ist  auf  Grund  speciellcr  Berechnung  auf  2160  Thlr.  angeschlagen 
worden.  Die  Ausgaben  in  meinen  anderen  Wohnorten  sind  in  Proportion  zu  den 
Gottinger  Ausgaben  {x  :  1000)  gesetzt. 


(i 

r"»umiiit- 

davon 

bedarf 

Göttingen 

1000 

1000 

Freiburg 

H45 

Berlin 

1285 

Dorpat 

1287 

1080 

Hamburg 

1387 

1348 

Wien 

1506 

1307 

boidoa  zu*.      Wubnuug       Kleidung  ■lhwAnJ 

1000  1000  1000         1000  1000 

—  877  (pL7)  1100         1000  (pL?)  945 

—  1240  1710  1164  1177 
1205  1117  1500  1618  1234 
1345  1347  2000  1257  1155 
1 780  (niiu.V)  1509  2600  1250  133> 

„Anderer  Haushalt44  umfasst  Waschen,  Bedienung  (in  Kussland  mehr  Dicustboten  un- 
vermeidlich,  in  Wien  bes.  theuer),  Beleuchtung,  Brennstolf  (in  Russland  viel,  aber 
billig,  iu  Wien  sehr  theuer),  Küchcncinrichtung.  Unter  „allem  Anderen44  auch  Ab- 
nutzung des  Mobiliars  u.  s.  w.  Auf  dem  Nahrungsbedarf  lasten  alle  betr.  indirekten 
Steuern.  Für  die  Verschiedenheit  der  Höhe  dieses  Bedarfs  ist  der  einflossreiclu>t< 
Factor  der  Fleischpreis  (z.  B.  in  Göttingen  die  Ausgabe  für  Fleisch  —  1000,  danach 
in  Hamburg  1486,  Wien  1379,  Dorpat  nur  668,  hier  aber  hohe  Colonialwaarenprew 
Der  Wohnungsaufwand  in  verschiedenen  Orten  ist  am  Schwersten  unmittelbar  zu  ver- 
gleichen, da  Lage  in  der  Stadt,  Beschaffenheit  u.  s.  w.  so  massgebend  für  den  Pwi> 
sind ;  es  wurden  hier  Wohnungen  möglichst  analoger  Art  verglichen  (in  Wien  ist  dk 
Miethc  auch  in  Folge  der  enormen  Gebäudesteuern  so  hoch/)  —  Ein  richtiges  Systen. 
von  Normalgehalten  müsste  also  z.  B.  für  dasselbe  Amt  geben  in  Göttingen  2160  Thlr« 
in  Freiburg  2046,  in  Berlin  2776,  in  Dorpat  2781,  in  Hamburg  2907,  in  Wien  3447 
Thlr.  (in  Dorpat  100  R.  =  108  Thlr.,  in  Wien  150  fl.  =  100  Thlr.  gerechnet,  aarl. 
damal.  Cours  100  R.  =  c.  90  Thlr.  und  150  fl.  =•  c.  83  Thlr.,  wobei  jedoch  zu  be- 
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achten  ist,  dass  die  Bewegung  der  Waarenpreise  vielfach  eine  langsamere  als  die  des 
Agio  ist  i.A.  Wagner,  Art.  Papiergeld  i.  Staatswörterb.  VII,  072  u.  bes.  d.  Theorie 
in  meinem  Kuss.  Pap.währ.  Abth.  V — VII).  Durch  Einreehnung  des  Unterrichts- 
aufwands worden  sich  diese  Proportionen  einer  solchen  Beamtenclasse  noch  etwas 
uiodificiren. 

§.  162.  Naturalbesoldnng.  Den  Schwierigkeiten,  welche 
nach  dem  Gesagten  einer  richtigen  Bemessung  der  Geldbe- 
soldungen  entgegenstehen,  kann  man  durch  theilweise  Natural- 
besoldung  abzuhelfen  suchen,  wie  sie  früher  allgemeiner  üblich 
war  und  auch  neuerdings  noch  mitunter  zu  diesem  Zweck  befür- 
wortet wurde. 

Vgl.  Kau.  Fin.  I,  §.  5!).  00;  auch  noch  meine  2.  Aufl.  von  B.  I  §.  81. 

Indessen  widerspricht  eine  etwas  allgemeinere  Anwendung  von 
Naturalbesoldungen  doch  der  heutigen  Entwicklung  der  Geldwirth- 
schaft  in  der  Volkswirtschaft  und  auch  im  Staatshaushalte  und 
dem  ganzen  Character  des  modernen  Lebens  zu  sehr.  Man  kann 
übrigens  zwei  Fälle  unterscheiden,  von  denen  der  erste  sich 
wieder  verschieden  einrichten  lässt:  einmal  partielle  Besoldung 
in  diversen  Naturalien  (Lebensmittel,  Rohstoffe,  Holz  u.  s.  w.), 
nnd  zwar  entweder  wirkliche  Zahlung  in  diesen  oder 
Geldzahlung,  aber  nach  wechselnden  Preisen  der  Naturalien ; 
sodann  Gewährung  von  Naturalwohnung  (Quartier). 

Der  erste  Fall,  welcher  in  Deutschland  mehrfach  noch  in  diesem  Jahrhundert 
vorkam,  hatte  für  die  Staatskasse  eine  gewisse  Berechtigung,  solango  dieselbe  Natural 
einnahmen,  besonders  den  Kornzehnten  bezog.  Seitdem  diese  fast  ganz  beseitigt 
Mnd,  also  besonders  seit  den  Ablösungen,  ist  das  anders  geworden.  Auch  den  Be- 
amten, selbst  den  unteren  ist  aber  mit  Naturalbesoldungen ,  z.  B.  in  Korn,  bei  den 
beutigen  Wirthschafts- ,  Verkehrs-  und  Arbeitstheilungstrerhältnissen  kaum  mehr  ge- 
dient. Dazu  kommt  die  Veränderung  in  den  massgebenden  Preisbestiin- 
mungsgründen.  Gegenwärtig  hängen  die  Getreidepreise  und  die  Preise  der  übrigen 
Agrarproducte  nur  wenig  mehr  von  dm  localen  Ernteverhältnissen  u.  dgl.  Umständen, 
sondern  in  Folge  der  neueren  Communicationsmittel  immer  mehr  von  den  Conjuncturen 
des  Weltmarkts  ab.  Die  verschiedenen  Artikel  bewegen  sich  auch  nicht  mehr  so  ge- 
meinsam wie  früher  nach  einer  Richtung.  Die  Consumtiousgewohnheiten  ändern  sich 
rascher.  Das  ältere  System  der  Naturalbesoldung,  welches  doch  namentlich  auf  Ge- 
währung von  Getreide  u.  dgl.  oder  auf  Berechnung  einer  Gehaltsquote  nach  den  lo- 
calen Getreidepreisen  hinausging,  ist  auch  aus  diesem  Grunde,  wie  die  Naturalwirt- 
schaft überhaupt,  jetzt  immer  weniger  passend.  Eine  richtige  Kegulirung  der  Geld- 
s^halte  nach  allgemeinen  Haushaltbudgets  verdient  daher  den  Vorzug. 

Nicht  ganz  so  liegt  die  Sache  in  dem  Falle  der  Naturalwohnung,  welcher 
in  neuester  Zeit  wieder  mehrfach  ernstlicher  erörtert  wurde.  S.  bes.  Engcl's  Vor- 
schläge in  dem  1.  Eisen,  soc.-pol.  Congresse  1S72,  Vcrhandl.  S.  209  ff.  u.  die  Debatte 
darüber.  Die  Mietpreise  sind  zumal  in  grösseren  und  vollends  in  Grossstädten  min- 
destens periodenweise  wahre  Monopolpreise,  für  welche  die  Bestimmgründe  des 
Preismaximums  gelten:  der  concreto  Gebrauchswerth  der  Waare  (.die  unbedingte 
Notwendigkeit  der  Bedürfnissbefriedigung  mit  ihr)  für  den  Begehrer  und  die  Zah- 
lungsfähigkeit des  letzteren.  Es  hängt  diese  ökonomische  Natur  des  Mietpreises  mit 
der  eigentümlichen  Function  des  städtischen  Wohnungsbodens  zusammen,  wie  sie  in 
der  „Grundlegung41  näher  analysirt  wurde.  (G.  I.  §.  ''52 — .'Jf>2).  Das  privatwirthschaftliche 
<'oncurrenzsystcm  auf  die  Wohnungsversorgung  angewandt  bewährt  sich  vielfach  ungenü- 
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gend.  Wird  die  Zahlungsfähigkeit  des  Wohnungssuchers  gesteigert,  z.  B.  durch  Wohnungs- 
geldzuschuss  des  Beamten,  so  wird  leicht  nur  —  und  in  gewissen  Conjuncturen  sicher- 
lich —  die  Obergrenze  des  Mietpreises  höher  und  der  Zuschuss  fällt  dem  11  >  ■ 
und  (irundeigenthumer.  „der  Grundrente"  zu.  Die  höhere  Geldzahlung  des  Stau« 
verfehlt  dann  den  Zweck.  Da  nun  anderseits  der  Staat  in  ökonomisch -technischer 
Hinsicht  nicht  ungeeignet  zur  Beschallung  und  Erhaltung  von  Katuralijuartier  ist, 
wenngleich  gewisse  Schwierigkeiten  für  ihn  dabei  nicht  verkannt  werden  sollen,  so  ist 
die  Gewährung  von  Dienstwohnungen  im  Interesse  des  Beamten  in  unseren  heu- 
tigen Verhältnissen  ein  zweckmässiges  Vorgehen  in  der  Besoldungsfrage,  welches 
auch  überall,  zum  Theil  nach  dem  Interesse  des  Dienstes  selbst  (§.  151),  schon  eine 
gewisse  Ausdehnung  hat.  Nach  Kugel  hatten  in  Preusscn  alteu  Umfangs  im  Jahre 
1 867  70  höhere,  764  Subaltern-  u.  technische  u.  47911  Unterbeamte,  zus.  5633  Beamte 
Dienstwohnungen,  c.  8%  der  Staatsbeamten ;  f.  1S76  desgl.  7480  von  75,^9  Beamten 
im  Haupt-  u.  1277  im  Nebenamt  (Prcuss.  stat.  Ztschr.  1876  p.  419).  In  Würtemb. 
hatten  von  10,916  Angestellten  i.  J.  1873  4222  eine  Dienstwohnung  oder  einen  Mieth- 
zinsbeitrag,  darunter  2503  Unterbedienstete  (^Wohn.geld  besteht  sonst  nicht).  Iiiecke 
a.  a.  0.  S.  112. 

§.  163.  —  b)  Zum  Ersatz  der  Selbstkosten  der  Arbeit, 
welcher  dem  Staatsdiener  im  Totalgebalte  zu  Theil  werden  rouss 
(§.  160)  würde  ferner  ein  Betrag  gehören,  mit  dem  sich  der 
Beamte  gegen  die  Gefahr  vorzeitiger  Invalidität  und 
Krankheit  während  seiner  mutmasslichen  activen  Dienstzeit 
seinen  Unterhaltsbedarf  bei  einer  Versicherungsanstalt  für  solche 
Fälle  versichern  kann.  Der  Beamte  befindet  sich  jedoch  in 
Betreff  dieser  Puncte  meistens  in  anderer  Lage  als  der  gewöhn- 
liche Arbeiter.  Während  einer  Erkrankung,  welche  eine  gewisse 
Zeit  nicht  Uberschreitet,  und  tiberall  wenigstens  für  eine  solche 
Krankheitsdauer,  welche  während  der  activen  Dienstzeit  wahr- 
scheinlich ist,  bezieht  der  Beamte  seinen  Gehalt,  eventuell  sein 
Wartegeld,  bedarf  also  keiner  besonderen  Krankengeld  Versicherung. 

S.  Engel  Treis  d.  Arbeit,  S.  54. 

Ebenso  ist  eine  besondere  Versicherung  gegen  die  Gefahr 
dauernder  Invalidität,  die  zum  Dienstaustritt  nöthigt,  nur  für 
die  Zeit  und  in  dem  Maasse  erforderlich,  als  der  Staat  dem 
in  solchem  Falle  austretenden  Beamten  noch  keine  oder  doeb 
keine  genügende  Pension  gewährt  (§.  159).  Demnach  muss  der 
Dienstgehalt  um  so  *  höher  sein,  damit  der  Beamte  sich  ent 
sprechend  versichern  könne,  je  später  der  Pensionsanspruch  be- 
ginnt und  je  niedriger  die  Pension  ist  (§.  159).  Bei  einer  ratio- 
nellen Regelung  der  Gehalte  wird  also  durch  ein  mangelhaftes 
Pensionswesen  gar  nicht  die  vermeintliche  Ersparung  für  die 
Staatskasse  gemacht,  sondern  nur  die  Form  der  Zahlungen 
ändert  sich. 

c)  Der  Totalgehalt  muss  weiter  eine  Amortisationssumme 
zur  Deckung  (Rückzahlung)  der  Kosten  der  Aufziehung  und 
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Vorbildung  des  Beamten  (und  streng  genommen  auch  seiner 
Frau)  enthalten.  (Amortisationsrente  des  Erziehungs- 
nnd  Bildungskapitals,  Tilgung  und  bis  dahin  Verzinsung). 

Der  Aufwand  dafür  ist  um  so  grösser,  je  kostspieliger  die  Vorbildung  zu  er- 
werben ist  (Studiren!)  und  je  später  der  Beamte  in  Besoldung  überhaupt  und  in  ge- 
nügende Besoldung  tritt,  so  dass  auch  hier  wieder  keine  reelle  Ersparung  für  den 
Staat  erfolgt,  wenn  die  ausreichende  Besoldung  zu  spät  beginnt  i§  157).  Der  bezüg- 
liche üehaltstheil  dient  zur  Erziehung  und  Ausbildung  der  Kinder  (streng  genommen 
Eines  Sohnes  und  Einer  Tochter),  an  welche  die  von  den  Eltern  aufgewendete  Summe 
zurück  zu  erstatten  ist.  So  hat  jede  Generation  jene  Schuld  wieder  an  die  folgende 
abzutragen,  welche  ihr  von  der  vorhergehenden  vorgestreckt  wurde. 

Ist  im  Fortschritt  der  Volkswirtschaft  und  des  Staatslebens  eine  Vermehrung 
der  Bevölkerung  (und  dabei  dann  meist  auch  wieder  der  Staatsdiener)  in  der  nächsten 
Generation  erforderlich,  so  mass  der  Gehalt  dazu  ausreichen,  eine  grössere  Anzahl 
Kinder  aufzuziehen  und  in  der  erforderlichen  Weise  auszubilden. 

Die  Frau  muss  in  der  Tochter,  wie  der  Mann  im  Sohne  wieder  ersetzt  werden. 
Auch  vom  volkswirthsehaftl.  Standpunkt  ist  der  Mann,  der  Erwerber  oder  „Ernährer", 
nur  der  eine  Theil  der  Hauswirthschaft,  die  Krau  als  Vorstand  des  Haushalts  i.  e.  S. 
der  andere.  Die  zwischen  beiden  bestehende  Arbeitsteilung  ermöglicht  erst  dem 
Mann,  vornehmlich  seinem  Beruf  zu  leben.  Das  Einkommen  aus  letzterem  muss 
daher  für  die  Frau  und  für  die  Amortisation  des  Erziehungs-  und  Bildungskapitals 
derselben  mit  ausreichen.    So  in  jedem  Falle,  also  auch  beim  Staatsdiener. 

Engel  a.  a.  0.  berechnete  z.  B.  im  J.  1866,  wohl  damals  schon  etwas  zu 
niedrig,  für  einen  gewöhnlichen  Arbeiter  das  Erziehungs-  u.  Btldungskapital  von  der 
Geburl  bis  Ende  des  15.  J.  auf  750  Thlr.,  zu  tilgen  mit  einer  Annuität  zu  5°/0  in 
50  Jahren  (16.— 65.  Lebensj.)  von  41*1  Thlr.  Für  einen  Geistesarbeiter,  der  erst  im 
26.  Jahre  erwirbt,  etwa  einen  Techniker,  Ingenieur,  stellt  sich  das  Kapital  auf  5400, 
die  Annuität  auf  315  Thlr.  (ebenfalls  bis  z.  E.  d.  65.  Jahres);  für  einen  Geistesarbeiter 
wie  einen  deutschen  jurist.  Beamten,  wenn  er  erst  v.  31.  J.  an  erwirbt,  sind  die 
Summen  7380  und  151  Thlr.  Einige  weitere  Berechnungen  speciell  über  die  Selbst- 
kosten im  Beamtenthum  giebt  Engel  in  d.  preuss.  stat.  Ztschr.  1876  S.  482  IL, 
486,  wobei  mit  Recht  auch  das  Erzieh.-  u.  Bild.kapital  der  Frau  mit  berücksichtigt 
ist  Unter  den  hier  näher  nachgewiesenen  im  Einzelnen  unvermeidlich  hyporhet. 
Voraussetzungen  berechnet  Engel  f.  Preussen :  Selbstkosten  des  höheren  Beamten  p. 
Jahr  4814  M.,  Durcbschn.gehalt  4082,  des  mittleren  2320  u.  1884,  des  unteren  02!» 
and  1020  M.  (erstcre  Summe  hier  niedriger  als  die  zweite,  weil  ein  Theil  der  An- 
nuitätentilgungen bereits  vor  Eintritt  in  den  Dienst  als  verwirklicht  angenommen 
wurde).  Als  „Preis  der  Arbeit  bei  einer  Centraibehörde  in  Berlin44  berechnet  Engel 
•b.  für  die  3  Kategorieen:  7221,  3479,  1303  M.  p.  Jahr. 

Im  Grossen  und  Ganzen  recrutirt  sich  der  Staatsdienst  wie  andere  Berufe  bei 
aller  Freiheit  der  Berufswahl  doch  vornehmlich  aus  den  Söhnen  der  bisherigen  Be- 
rufsgenossen. Das  Unausreichende  der  jetzigen  Gehaltsverhältnisse  zeigt  sich  in  Zeiten 
günstiger  wirtschaftlicher  Conjuncturen  (1871  H'. !)  in  dem  immer  häufigeren  üeber- 
gang  der  Beamtensöhne  in  andere  Berufe  (Technik,  Handel  u.  s.  w.),  nicht  nur 
wegen  der  besseren  Chancen  für  die  Söhne,  sondern  auch  wegen  des  Mangels  an 
Mitteln  der  Väter,  um  die  Söhne  bis  in  und  über  das  30.  Jahr  zu  erhalten.  Es  wird 
im  Gehalt  eben  das  Bildungskapital  des  Vaters  oft  genug  nicht  für  eineu  Sohn  (ge- 
schweige für  mehrere)  wieder  disponibel.  Werden  die  Gehalto  nicht  entsprechend 
erhöht,  so  drohen  mit  der  Zeit  immer  mehr  Schwierigkeiten.  Denn  noch  ist  im  ße- 
amtenstande  vielfach  einiges  Erbvermögen  aus  der  früheren  günstigeren  Zeit  (billige- 
res Leben,  viele  Nebencinnahmen,  Domäncuamtleute  u.  s.  w„  Hannover!).  Aber  dieses 
Vermögen  zersplittert  sich  und  wird  aufgebraucht  und  Geldheirathen  sind  eine  un- 
sichere und  bedenkliche  Hülfe.  —  Abweichungen  von  der  Hegel  natürlich  bei  Stipen- 
Jien,  Stiftungswesen,  Schulgeldfreiheit  u.  s.  w.  (Geistliche,  Philologen!  wie  schon 
A.  Smith  bemerkt). 

Ob  der  Aufwand  für  die  Kindererzichung  ganz  unter  diese  dritte  Rubrik  der 
Selbstkosten  der  Arbeit  oder  teilweise  schon  unter  die  erste  Kubrik  (§.  160  Nr.  a: 
standesgemässe   Bedarf  für  den  Beamten  und  seine  Familie)  gestellt  werde,  ist  nur 
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eine  Fonnfrage.  (Weiter  unterscheidend  könnte  man  die  Kosten  der  Aufcrzicbung  und 
Gewährung  der  allgemeinen  Elementarbildung,  etwa  bis  zum  Ende  d.  15.  Jahres,  zum 
Unterhaltsbedarf  der  Familie,  den  Aufwand  für  höhere  Bildung  und  für  die  Lebens- 
zeit v.  16.  Jahr  an  bis  zum  genüg,  eigenen  Erwerb  zum  Bedarf  für  die  Anschaffung 
des  Bildungskapitals  des  Geistesarbeiters  [Beamten]  rechnen.)  Jedenfalls  muss  die  be- 
zugliche Ausgabe  durch  den  Gehalt  gedeckt  werden. 

Auch  in  Betreff  dieser  Amortisation  muss  die  Sicherheit  bestehen,  dass  sie  nicht 
durch  vorzeitigen  Tod,  Invalidität  und  zeitweise  Krankheit  des  Beamten  unvollständig 
bleibe.  Der  Gehalt  muss  also  noch  weiter  auch  dazu  ausreichen,  eine  bezügliche 
Versicherungsprämie  bezahlen  zu  können.  Der  Fall  der  Krankheit  braucht  auch  hier 
nach  der  üblichen  Weise  der  Gehaltszahlung  nicht  mit  in  Betracht  gezogen  zu  werden . 
wohl  aber  die  beiden  andern  Fälle.  Wo  nemlich  ein  Pensionsanspruch  der 
Wittwe  und  der  unerwachsenen  (eigentlich  der  noch  nicht  erwerbsfähigen)  K  i  n- 
der  fehlt  oder  diese  Pensionen  zu  niedrig  sind  und  wo  die  Pension  de* 
dienstunfähigen  Beamten  zu  spät  beginnt  und  zu  niedrig  ist,  da  muss  der 
Activgehalt  wiederum  nur  um  so  höher  sein,  damit  eine  besondere  Versicherung  gefren 
jene  beiden  Gefahren  erfolgen  kann.  Auch  hier  also  bei  mangelhaftem  Pensions- 
wesen wieder  nur  eine  scheinbare  Ersparung.  S.  die  Berechnung:»«  eise  bei  Engel 
a.  a.  0.  —  Genau  genommen  muss  übrigens  noch  ein  Umstand  berücksichtigt  werden, 
nemlich  die  verspätete  Verfügung  des  Beamten  über  die  genannte  Rente,  —  später 
als  er  sie  für  Erziehung  und  Bildung  des  Sohnes  braucht.  Wenn  z.  B.  der  Gehalt 
erst  in  späterem  Dienst-  und  Lebensalter  ausreicht,  um  jenes  Kapital  von  73SU  Thlr. 
zu  tilgen .  so  muss  nicht  nur  alsdann  wegen  verschobenen  Beginns  der  Annuitäten  - 
zahluug  die  Annuität  selbst  entsprechend  höher  werden,  sondern  der  Beamte  auch 
noch  zuvor  Kapital  für  die  Erziehung  u.  s.  w.  des  Sohnes  aufnehmen.  Dann  wäch>( 
also  wieder  ein  Aufwand  wenigstens  für  die  zwischenzeitige  Verzinsung  dieses  Kapi- 
tals zu  (die  Tilgung  erfolgt  durch  die  spätere  höhere  Annuität). 

d)  Endlich  muss  der  Totalgehalt  auch  noch  die  Kosten  für 
die  inactive  Altersperiode  des  Beamten,  also  für  die 
Bestreitung  des  standesgemässen  Lebensbedarfs  desselben  und 

e)  seiner  nicht  oder  nicht  genügend  erwerbsfähigen 
Wittwe  bis  zum  Tode,  und  seiner  Kinder  bis  zum  erwachsenen, 
bez.  bis  zum  erwerbsfähigen  Alter,  decken,  mit  andern  Worten  der 
Beamte  muss  entweder  nach  dem  Austritt  aus  dem  activen 
Dienst  einen  Anspruch  auf  eine  Alters-,  Wittwen-  und 
Waisenpension  von  ausreichender  Höhe  haben,  oder,  wenn 
diese  Pension  fehlt  oder  ungenügend  ist,  so  muss  der 
Activgehalt  auch  noch  eine  Rente  enthalten,  welche  während  des 
Dienstes  bezogen  genügt,  um  kapitalisirt  zur  Basis  einer  ent- 
sprechenden Leibrente  für  den  Beamten,  seine  Wittwe  und  einer 
Zeitrente  für  seine  Kinder  während  der  Jahre  zu  dienen,  wo  der 
Beamte  und  seine  Familie  keinen  oder  keinen  auskömmlichen 
Gehalt  mehr  beziehen. 

Demgemäss  ist  der  Pensionsbezug  nichts  Anomales, 
sondern  etwas,  was  noth wendig  zum  Ersatz  der  Selbst- 
kosten der  Arbeit  und  sogar  bloss  zur  Gewährung  des 
auf  die  Dauer  unentbehrlichen  Minimums  des  Lohns 
oder  Gehalts  gehört,  wenn  das  erforderliche  Quantum  und  Quak 
von  Arbeit  (Arbeitsangebot)  beständig  gestellt  werden  soll. 
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Es  verhält  sich  mit  dem  (iehaJt  des  Staatsdienors  hier  nicht  anders  als  mit  dem 
Lohne  des  gewöhnlichen  Arbeiters.  Auch  dieser  Lohn  muss  eiue  Altersversorgungs- 
und  «ine  Wittwen-  und  Waisenrente  enthalten,  sonst  fallen  der  arbeite-  und  erwerbs- 
unfähig gewordene  alte  Arbeiter  oder  seine  erwerbslosen  Hinterbliebenen  der  Armen- 
kasse zur  Last.    S.  die  Ausführungen  von  Engel  a.  a.  0. 

§.  164.  —  D.  Die  Ordnung  des  Pensionswesens. 

Die  principiellen  Puncte  von  Bedeutung  für  das  ganze  Bcsoldungswesen  bind 
schon  in  §.  159  erledigt  worden.  Hier  handelt  es  sich  noch  um  die  Frage  der 
practischen  Durchführung. 

1.  Der  Ruhegehalt  des  Beamten  selbst.  Er  könnte 
möglicher  Weise  durch  privatwirthschaftliches  Versiche- 
rungswesen (Leibrenten Versicherung)  statt  direct  durch 
Staatspensionszahlung  gewährt  werden. 

Würde  der  Acti  vitätsgeh  alt  hoch  genug  angesetzt,  so 
könnte  der  Staatsdiener  sich  gegen  die  Gefahr  vorzeitiger  Invali- 
dität, unvollständiger  Amortisation  seines  Bildungskapitals  und  für 
sein  Alter  durch  Prämienzahlung  bei  einer  Versicherungsanstalt 
schlitzen. 

Der  Staat  brauchte  dann  etwa  nur  den  Kentenkauf  in  gewisser  Höhe  anzuordnen, 
also  insofern  Ersparuugen  des  Beamten  aus  dessen  laufendem  Dienstgehahe  zu  er- 
zwingen, um  Beamtenproletariat  zu  vermeiden  und  die  richtige  Verhältnissmassigkeit 
zwischen  Stellung  und  Dienstgehalt  und  späterer  Pension  des  Beamteu  herbeizufuhren. 

Die  Einführung  einer  solchen  Einrichtung  auf  diesem  Gebiete 
wenigstens  für  den  Beamten  selbst  (Bezug  des  Ruhegehalts) 
hindert  jedoch  der  Umstand,  dass  der  Zeitpunct  des  Beginns 
der  Pension  nur  in  dem  einen  Falle,  dass  der  Beamte  mit  einem 
bestimmten  Lebensalter  oder  doch  Dienstalter  in  Pension 
treten  muss,  von  einem  Naturereigniss  abhängt,  auf  welches 
sich  die  gewöhnlichen  Grundsätze  des  Versicherungswesens  an- 
wenden lassen.  Daneben  sind  es  aber  Beschlüsse  der  Staats- 
gewalt und  unperiodische  allgemeine  Veränderungen  im 
Staatsdienste,  z.  B.  grosse  Verwaltungsreformen,  welche  Pen- 
sionirungen  herbeiführen.  Auf  solche  Fälle  lässt  sich  das  Ver- 
sicherungswesen nicht  wohl  anwenden.  Man  wird  somit  ein 
Staatspensionswesen  nicht  wohl  vermeiden  können. 

Dasselbe  Hesse  sich  jedoch  bei  gehöriger  Ausbildung  der  (auch  privaten)  Krank- 
heits-,  Invaliditäts-  und  Unfallversicherung  für  solche  Fälle,  in  denen  durch  derartige 
persönliche  Umstände  die  Pensionirung  eintreten  muss,  durch  das  Versicherungswesen 
ersetzen.  Nur  müssten  dann  die  Diensfgchalto  hoch  genug  sein,  damit  der  Beamte  die 
Prämien  zahlen  kann.  Einfacher  ist  es  jedoch  und  bei  den  Mängeln  des  gewöhn- 
lichen, vollends,  des  privaten  Versicherungswesens  auch  zweckmässiger,  auch  diese 
Falle  mit  nach  den  Grundsätzen  des  Pcnsionswcscns  zu  regeln. 

Die  Zahlung  der  Ruhegehalte  ist  dann  nichts  Anderes,  als 
eine  dem  Beamten  nach  den  Grundsätzen  richtiger  Lohn-  und 
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Be8oldungspolitik  gebührende  verschobene  Gehaltszahlung. 
Die  ältere  Einrichtung  besonderer  Staatspens ions - 
k a s s e n  und  die  Zahlung  regelmässiger  Gehaltsabzüge  in  diese 
Kassen  ist,  wenigstens  wenn  die  Gehalte  ungenügend  sind,  priu- 
cipiell  unrichtig,  sonst  unnütz,  weil  dadurch  nur  eine  Geschäfts- 
und Rechnungsvermehrung  erfolgt,  jetzt  auch  mehr  und  mehr  auf- 
gegeben. Vielmehr  sind  die  Ruhegehalte  ohne  Weiteres,  wie  die 
Dienstgehalte,  als  Zahlungen  aus  dem  Titel  des  Staats  - 
diensts  zu  behandeln.  Man  kann  sie  Leib  rentenschulden 
des  Staats  nennen  und  das  ganze  Pensionswesen  auf  den 
Schuldenetat  übertragen,  wodurch  der  rechtliche  Chaiacter  am 
Deutlichsten  hervortritt.  Uebrigens  hat  eine  solche  Uebertragung 
sonst  nur  formelle,  nicht  sachliche  Bedeutung. 

Mit  Hecht  sind  daher  die  Pensionsbeiträge  der  Civilstaatsdiener  in  Preussen 
Fom  1.  Januar  186S  ab  aufgehoben  worden,  was  einer  allgemeinen  kleineu  Gehalts- 
erhöhung gleichkam.  Sie  waren  nach  dem  Pensionsreglcment  vom  30.  April  1825, 
§.  21  gleich  Vh  der  Besoldung  des  1.  Dienstjahrs  und  jeder  späteren  Gehaltserhöhung 
und  ausserdem  an  fortlauf.  Beiträgen  jährl.  r'/0  bei  einem  Diensteinkommen  bis  400. 
1%  bei  einem  solchen  von  über  400—1000,  von  höheren  Gehalten  beim  1.  Tausend 
l\/a,  2.  Tausend  2,  H.  und  4.  Tausend  3,  5.  und  6.  Tausend  5%,  Max.  500  Thlr. 
Gesammtbetrag  1*62  562,781  Thlr.  Gleiche  Aufheb.  der  MonatsabzUge  im  K.  Sachsen 
(Ges.  v.  9.  April  1S"J2i.  —  Frankreich,  Pensionskassen  der  Beamten  (caisses  de 
retraite),  Beitrag  vou  5%  des  jährl.  Diensteinkommcns  und  jeder  Zulage.  Unzuläng- 
lichkeit dieser  Mittel,  Staatszuschuss.  Neue  Kegelung  durch  das  Gesetz  vom 
'J.Juni  1853«  alle  Pensionskassen  eingezogen,  die  bestehenden  Pensionen  auf  die 
Staatsschuld  Ubertragen.  Gehaltsabzüge  von  5%, Vis  dcs  ersten  Gehalts,  "„  jeder 
Zulage,  Zuweisung  der  Abzüge  wegen  Urlaubs  u.  s.  w.,  gewisser  Strafgelder.  Anschlag 
dieser  Einnahmen  1856  auf  11  MilL,  Staatszuschuss  18  Mill.  (18hl  bez.  19-64  o. 
46*38  Mill.  fr.  an  Civilpens.  nach  d.  Ges.  v.  1853,  nach  d.  älteren  Ges.  noch  1*46  Mill.  fr.). 
Hock,  Finanz.  Frankreichs,  S.  45.  Kussland  2%  Beiträge  der  Beamten.  Eng- 
land (perraan.  Dienst)  dsgl.  2Vä7o-  —  I'1  Baiern  wurden  allo  Pensionen  u.  Wittwen- 
gehalte bis  1825  der  Schuldeutilgungskasse  zugewiesen.  1825  5,282,000  fl.  oder  180,„ 
der  Ausgaben.  Verh.  d.  2.  Kammer  v.  1828,  Beil.  XLVI,  7.  In  der  7.  Finanzperiod'- 
1855—61  diese  älteren  Pensionen  noch  */4  Mill.  fl.,  Zins  und  Tilgung  der  in  der 
ersten  Zeit  aufgenommenen  Schuld  447,000  fl.  Später  Zuweisung  weiterer  KuhegehaJtc, 
so  dass  diese  Kasse  1868  899.000  fl.  (1875  noch  856,000  M.)  Pension  zu  zahlen  hatte, 
wozu  sie  aus  den  Activresten  der  Schuldentilgekasse  aus  Vorjahren  die  Mittel  erhält. 
(Nach  Kau).  Nach  d.  Finanzges.  f.  1876  ist  diese  alte  Pensionskasse  vom  l.  Januar  1876 
an  aufgelöst  worden. 

Die  Ausscheidung  eines  bestimmten  Theils  des 
rentablen  Vermögens  des  Staats  zur  Bildung  beson derer 
Pensionsfonds,  deren  Einnahmen  die  Zahlung  der  Pensionen 
sicher  stellen  sollen  (und  etwa  auch  privatrechtlich  dafür  haften), 
ist  mit  dem  modernen  Princip  der  fiscalischen  Kasseneinheit  in 
Widerspruch,  bewirkt  gleichfalls  nur  eine  nachtheilige  Vermehniog 
der  Verwaltungs-  und  Rechnungsarbeit  und  erfüllt  ihren  Zweck 
der  Sicherung  der  Pensionen,  unabhängig  von  der  sonstigen 
Finanzlage  des  Staats,  in  kritischen  Zeiten  doch  nicht.  Eine 
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solche  Einrichtung,  wie  sie  z.  B.  im  Deutschen  Reichsinva- 
lidenfonds  besteht,  unterbleibt  daher  besser,  soweit  wenigstens 
allgemein  volkswirtschaftliche  und  finanzielle  Gründe  entscheiden. 

Vgl.  die  Gesetzgebung  des  Reichs  über  den  Invalidenfonds  v.  23.  Mai  1873. 
Km  Kapital  von  187  Mill.  Thlr.  wurde  aus  der  französ.  Kriegsentschädigung  ausge- 
KMettai  und  zu  einem  „Reichsinvalidcnfonds"  bestimmt,  dessen  Vermögen  dann  in 
einer  Reihe  verschiedener  verzinslicher  Werthpapiere  angelegt  ist.  Seit  1.  Jan.  1873 
hat  dieser  Fonds  die  Militärpensionen  aus  dem  Kriege  von  1870 — 71  zu  tragen.  Später 
»od  ihm  auch  die  sonstigen  Militärpensionen  der  einzelnen  deutschen  Staaten  aus 
kriegeu  vor  1870  übertragen  worden  S.  darüber  meinen  Aufsat/ Rcichsfinanzen 
in  Holtzend.  Jahrb.  III,  131  11'.  Die  ganze  Schöpfung  hängt  mit  den  eigenthuml. 
s^aatsrechtl.  u.  polit.  Verhältnissen  des  Reichs  zusammen,  ist  aber  auch  unter  Berück- 
sichtigung der  hier  vorliegenden  Schwierigkeiten  kaum  anders  denn  als  eine  ver- 
fohlte zu  bezeichnen,  wie  ich  dies  a.  a.  ü.  näher  nachzuweisen  gesucht  habe. 
Finanzielle  Bedenken  wegen  der  Anlagen  des  ohnehin  für  den  Zweck  zu  hoch  ge- 
griffenen Kapitals  haben  sich  auch  bereits  herausgestellt,  wie  das  Ges.  v.  23.  Febr.  1870 
§.  1  bestätigt  Im  Etat  für  1883  sind  auf  den  Fonds  28'07  Mill.  Mark  Pensionen 
angewiesen ,  incl.  Verwaltungskosten ,  gedeckt  durch  Zinsen  u.  Kapitalzuschuss  aus  d. 
Fonds  in  gleichem  Betrage.  Davon  23*11  M.  M.  Pens,  aus  dem  Kriege  v.  1870, 
3*93  M.  M.  aus  früheren  Kriegen.  Auch  die  Pens.  f.  chcmal.  französ.  Militärs 
i>-57  M.  M.t  deckt  der  Fonds.  F.  1882  war  der  Nomin.betrag  seines  Vermögens  noch 
»38  M.  M. 

Für  alles  Weitere  s.  §.  159.  Wichtig  sind  noch  die  Bestimmungen  über  die 
Berechnung  des  „pensionsfähigen  Amtseinkommens",  nach  welchem  sich 
wieder  die  Höhe  der  Pension  •  als  Quote  davon i  richtet.  Functions-  u.  Repräsentations- 
zalagen,  auch  wohl  Activitätszulagen  fallen  hierbei  regelmässig  fort,  dagegen  werden 
(D.  Reich  u.  Preussen)  nicht  nur  Wohnungsgeldzuschüsse  (diese  hier  nach  dem  Durch- 
*chn.$atz  der  Klasse»,  sondern  auch  der  Werth  der  Dienstwohnung  (nach  dem  amt- 
lirhen  sonstigen  Anschlage),  etwaiger  Naturalbezüge  u.  dgl.  m.  eingerechnet,  worüber 
die  Gesetze  u.  Verordnungen  das  Nähere  feststellen. 

Häufig  wird  Uber  zu  starkes  Anschwellen  der  Ruhegehaltszahlungen  geklagt. 
Es  kann  natürlich  mit  der  Versetzung  in  Ruhestand  Miasbranch  Seitens  des  Staats- 
gewalt getrieben  worden  sein.  Dagegen  helfen  nur  politische  Garantieen,  ein 
Tdentlichcs  Pensionsgesetz,  Verantwortlichkeit  der  Regierung  u.  s.  w.  Aber  öfters 
sind  die  Klagen  auch  nur  mit  grosser  Vorsicht  aufzunehmen,  indem  sie  aus  der  Ver- 
iennung  des  Characters  der  Pension  als  einer  verschobenen  Gehaltszahlung  hervor- 
gehen. Es  ist  dann  Sache  der  Rechnung,  zu  prüfen ,  ob  die  Pensionen  zu  hoch  sind 
oder  ob  nur  deshalb  so  viel  an  Pensionen  gezahlt  werden  muss,  weil  ehedem  zn  wenig 
tu  Gehalten  gezahlt  wurde.    Oft  wird  es  sich  so  verhalten. 

Beispiele  aus  der  Finanzstatistik  des  Pensionswesens:  Deutsches 
Reich:  ausser  den  vorhin  gen.  Pensionen,  die  auf  dem  Reichsinvalidenfonds  lasten 
hat  das  Reich  unter  seiner  Ausgabe  noch  einen  ailgem.  Pensionsfonds,  der  die 
sonstigen  deutschen  Militärpensionen  (mit  Ausnahme  der  baierischenl  f.  1883/84 
mit  19*19,  die  Marinepens,  mit  0*51,  die  Civilpens.  mit  0*455,  im  G.  20-16  Mill.  Mark 
»Mi  Von  der  Gesammt-Ausgabe  des  Reichs  kommen  daher  auf  alle  diese  Pensionen 
4S*83  Mill.  Mark  oder  c.  9%  der  fortdauernden  Ausgaben.  1876  waren  es  noch 
5123  M.  M.  u.  12*9°/0  —  Preussen:  ausser  den  vom  Reich  übernommenen  Pens, 
noch  16  14  Mill.  Mark  im  Etat  f.  ls'6.  18*34  in  dem  f.  1883/84,  wovon  Wartegclder 
für  Civilbeamte  bez.  0*625  u.  0*478,  Pension  für  Civilbeamtc  13  37  u.  lOMill.  Mark, 
im  G.  c.  4*6°/0  u.  3*6%  der  fortdauernden  eigentlichen  Staatsausgaben  (nach  Abzug 
der  Erhebungskosten1!.  Die  Steigerung  der  absol.  Höhe  wesentl.  die  Folge  der  nach 
d.  (res.  v.  24.  April  1878  eingetretenen  Pensionirung  der  Richter  u.  Staatsanwälte  bei 
der  Gerichtsreorganisation.  —  Baiern.  Die  Pensionen  u.  s.  w.  wurden  nach  d. 
Kinanzges.  für  1876  bei  der  Umrechnung  von  südd.  Währ,  in  Mark  vom  I.Jan.  1875 
»n  um  5%  erhöht  (mehr  noch  die  Wittwen-  und  Waisenpension ).  Säramtliche 
Pensionen  (ausser  den  K r iegs pensionen ,  die  der  Reichsinvalidenfonds  trägt)  sind 
incl.  der  alten  Beträge,  die  auf  der  jetzt  aufgelösten  Pensionskasse  v.  1825  lasteten, 
auf  den  allgem.  Staatsfonds  übernommen:  neml.  f.  1876  3*34  Mill.  Mark  ältere 
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Militärpensionen  und  T 13  Mill.  Mark  Civilponsionen ,  wovou  eigeotliche  Ruhegehalte 
•i'H)  Mill.  Mark,  i.  G.,  soweit  sie  Baieni  diroct  trägt,  C"4%  der  eigentl.  Staatsaosjr. 
(ezcL  Erhebung« -  und  Betriebskosten).  —  Sachsen  187«,  Cinlpensionen  2.05  Mill. 
Mark  oder  4  3%  der  Nettoausgabe.  —  Würtemberg  1876,  Cinlpensionen  127  Mill. 
Mark  oder  29°/0  der  eigentlichen  Staatsausgaben;  in  18S2/&3  üncL  Pens,  an  Geistl. 
u.  Zuschüsse  an  Pens.kasse  der  Volksschullehrer),  1*489  M.  M..  —  Baden  1S75, 
Civilpeusioncn  147  Mill.  Mark  oder  6"60/0  der  eigentlichen  Staatsausgaben. —  West- 
Oesterreich  1875,  Pensionen  1248  Mill.  fl.  =  c.  4'2°/„  der  Nettoausgabe,  (1882 
14*75  M.  fl.  oder  4'9°/0r,  ausserdem  stehen  im  gemeinsamen  Budget  (mit  Ungarn 
1*24  Mill.  fl.  Militärpensionen  und  10.23  Mill.  fl.  im  Kriegsetat  f.  1876  „Versorgungs- 
wesen".  —  Frankreich  1876,  1166  Mill.  Fr.  Pensionen,  wovon  66D  Militirpensionen. 
i.  G.  c.  5-0°/9  der  Nettoausgabe.  (1881  140  7  M.  fr.,  wovon  71  M.  Militpens. ;  ausser- 
dem Subvention  z.  Kasse  der  Seeinvaliden  1315  M.  fr.).  —  Russland  1875,  Pens, 
u.  Unterstütz.  24'23  Mill.  Rubel,  c.  5'1%  der  Nettoausgabe  (1882  24*61  M.  R.I 
Grossbritannien  Cinlpensionen  1881/82  1*17  Mill.  Pf.  St.  —  Ein  bedeutender 
Posten,  jetzt  noch  50  Mill.  Doli,  sind  die  meist  aus  dem  Bürgerkriege  herrührenden 
Pensionen  in  d.  Yer.  St.  v.  Nordamerika,  fast  V«  der  Gesammtausgabe. 

§.  165.  —  2.  Wittwen-  und  Waisenpensionswesen. 

Eine  Zwischenstufe  zwischen  den  Gehalten  und  den  Wittwen-  und  Waisenpensionen 
bilden  die  in  den  meisten  Staaten  gewährten  sog.  Sterbemonate,  -quartale  u. s.  w.. 
d.  h.  die  Auszahlungen  des  vollen  Gehalts  < Pension)  noch  1 — 3  Monate  nach  dem 
Tode  des  Beamten  an  seine  hinterbliebene  Familie.  Eine  passende  Einrichtung,  welch- 
es  der  durch  den  Tod  des  Mannes  und  Vaters  meist  in  ganz  andere,  eingeschränktere 
Einkommenverhältnisse  kommenden  Beamten familie  erleichtert,  die  bisherige  Haus- 
wirthschaft  abzuwickeln ;  und  wieder  eine  um  so  notwendigere  Einrichtung,  je  weniger 
die  spärlichen  Gehalte  oft  genug  ein  auch  noch  so  geringes  Kapital  hierfür  zurück- 
zulegen ermöglichten,  namentlich  bei  jüngeren  Männern. 

Beispiele:  Preussen  (s.  Mascher  a.  a.  0.,  S.  204).  Hinterbliebene  (und 
zwar  Wittwe,  Kinder,  Enkel,  eiuerlei  ob  sie  des  Verstorbenen  Erben  oder  nicht;  ausser- 
dem in  gew.  Fällen  mit  minister.  Genehmigung  einige  and.  Verwandte)  von  Beamten, 
die  Mitglieder  eines  Collcgiums  waren  oder  als  Subalterne  dabei  arbeiteten,  erhalten 
ausser  der  Besoldung  des  Sterbemonats  noch  den  Gehalt  für  das  darauf  folg.  Quartal 
Die  Hinterblieb.  von  Beamten,  die  nicht  in  collegial.  Verhältn.  u.  verschied,  einzelne 
Kategorien  bekommen  ausser  für  den  Sterbemonat  noch  für  1,  nach  Umständen  f. 
2  u.  3  Monat  den  Gehalt  Auch  billige  Bestimmungen  weg.  Räumung  d.  Dienstwohnung 
Die  Hinterbliebenen  protest.  Geistlichen  beziehen  mitunter  nach  Ortssitte  ein  Gnadeu- 
jahr.  In  Theilen  der  Rheinlande  erhalten  selbst  die  Erben  von  Inhabern  katholischer 
Curatstellen  ein  Sterbequartal.  Hinterbliebene  von  Wartegeldempfangem  wie  die  von 
nicht  colleg.  Beamten,  solche  von  Pensionären  ausser  dem  Sterbemonat  ein  Gnaden- 
monat (so  auch  im  neuen  Ges.  v.  27.  März  1872,  §.  31).  Das  Gnaden q  u  artal  (nach 
d.  Sterbemonat)  beziehen  auch  die  Hinterbliebenen  der  im  Dienst  gestorbenen  Reichs- 
beamten (Reichsges.  v.  31.  März  1878,  §.  7,  8).  —  Baden:  Wittwe  u.  Kinder  eines 
eigentlichen  Staatsdieners  und  eines  unteren  Beamten  erhalten  vom  Todestage  des 
Mannes  an  ein  Sterbequartal.  —  Auch  diese  Dinge,  anfangs  dem  Gebiet  der  „Gnade", 
der  Sitte  angehörig .  sind  jetzt  meistens  in  das  Rechtsgebiet  übergegangen ,  so  das» 
für  die  Berechtigten  ein  civilrechtlicher  Anspruch,  für  die  Staatskasse  eine  ebensolche 
Verpflichtung  entstanden  ist. 

Anch  die  Wittwen-  und  Waisenpensionen  sind  nach 
dem  Früheren  als  aufgeschobene  Gehaltszahlung  prin- 
cipiell  gerechtfertigt. 

Die  Ordnung  dieses  Pensionswesens  kann  aber,  anders  als 
diejenige  der  Ruhegehalte,  nach  den  gewöhnlichen  Grund- 
sätzen des  Lebens-  und  Renten-Versicherungswesens, 
daher  eventuell  auch  mittelst  Privat  Versicherungsanstalten,  erfolgen 
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und  für  diese  Einrichtung  der  Sache  sprechen  beachtcnswerthe, 
doch  —  wenigstens  heute  in  unseren  Ländern  nicht  mehr  — -  nicht 
überwiegende  Gründe. 

Ich  weiche  in  letzterem  Punkte  u.  folgerichtig  in  den  weiteren  Erörterungen 
liher  dieses  Thema  von  der  vorigen  Auflage  (§.  84'!  ab.  Meine  frühere  Ansicht  war 
hier  noch  in  den  Anschauungen  des  „ökonomischen  Individualismus"  zu  sehr  befangen. 
Die  jetzige  Modifikation  ist  die  Consequenz  der  in  der  „Grundlegung"  dargelegten  u. 
b'  S,TUudeteu  ökon.  u.  socialen  Principien  u.  speciell  meines  prineip.  Standpunkts  in 
«ler  Versicherungslehre.  S.  darüber  meinen  Aufs.  „Staat  u.  Versich. wesen", 
Tub.  Ztschr.  1881  (auch  selbständig)  u.  meine  Abh.  Versich. wesen  in  Schönberg's 
Handb.  d.  polit.  Üekon.  II. 

Der  Zeitpunct  des  Beginns  und  des  Aufhörens  der  Pension 
hängt  hier  ganz  von  einem  Naturereigniss  (Tod  des  Mannes, 
der  Wittwe,  Tod  oder  Erreichung  eines  bestimmten  Lebensalters 
Seitens  der  Kinder)  ab. 

Selbst  der  Fall,  dass  die  Wittwe  sich  wieder  verheirathet  und  dann  nach  häufigen 
Vorschriften  der  Pensionsreglements  ihre  Pension  ganz  oder  theilweise  verliert,  lässt 
sich  nach  den  Daten  der  Heirathsstatistik  uuter  die  Kegeln  der  Wahrscheinlichkeits- 
rechnung bringen.  Vgl.  die  Statist.  Daten  über  erste,  zweite  Ehen,  Verheirathung  von 
Wittwen  u.s.  w.  in  Wappäus,  Bevölkerungsstatistik  II.  230  II.,  A.  Wagner,  tiesetz- 
mässigk.  d.  menschlichen  Handlungen  I,  20,  11,09,  v.  Dettingen,  Moralstatist.  S.  3, 
67.  —  Nichtiger  ist  es,  wenn  jede  solche  Bestimmung  —  eine  Wiederverheirathungs- 
s träfe  —  fehlt.  Der  Staat  hat  jedenfalls  eher  ein  Interesse,  die  Wiederverheirathung 
der  Wittwe  zu  begünstigen,  als  das  tiegentheil.  Mindestens  sollte  die  Wittwenpension 
uur  theilweise  (in  Preusscn  bei  den  Wittwen verpflegungsanst.  die  Hälfte)  bei  zweiter 
Ehe  fortfallen  und  bei  neuem  Verwitwen  (oder  Scheidung)  ganz  wieder  auflebeu  (so 
in  Preussen,  wo  auch  gew.  Abfindungen  zwischen  der  sich  wieder  verheirathenden 
Wittwe  u.  der  Kasse  gestattet  sind,  s.  Mascher,  S.  143).  Die  Verhaltnisse  kränk- 
licher, mit  Anlage  zu  organischen  Leiden  behafteter  Männer,  welche  nicht  oder  uur 
zu  erheblich  höheren  Kosten  Wittwenpeusioncn  kaufen  könnten,  Hessen  sich  apart  regeln. 

Im  Uebrigen  wäre  das  gewöhnliche  Versicherungs- 
wesen technisch  zulässig  und  ausreichend,  wenn  der 
Staat  nur  den  Einkauf  des  Ehemanns  und  Familienvaters  nebst 
der  ungefähren  Höhe  des  Einkaufs  vorschreibt  (wie  es  ohnehin 
auch  bei  Staatspensionskassen  vielfach  geschieht)  und  über  die 
Ausführung  wacht,  namentlich  über  die  regelmässige  Prämien- 
zahlung. 

Kau  war  entgegengesetzter  Ansicht,  s.  §.  04  u.  05  d.  5.  Aufl.,  aus  (irunden, 
die  ich  auch  jetzt  noch  nicht  für  ausschlagend  halte. 

Die  nothwendige  Voraussetzung  dafür  ist  eine  solche  Höhe 
der  Dienst-  und  Ruhegehalte,  dass  der  Beamte  daraus  die  Ver- 
sicherungsprämie u.  s.  w.  in  normaler  Höhle  bezahlen  kann. 
Bei  der  Gehaltsregelung  braucht  also  nur  auf  normale  Alters- 
verhältnisse der  Gatten  und  die  übliche  Kinderzahl  (c.  4  —  5) 
Rücksicht  genommen  zu  werden.  In  diesem  Falle  aber  entgeht 
man  auch  ohne  Weiteres  gewissen  Unbilligkeiten  und  Willkürlich- 
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keiten,  die  das  jetzige  Staatewittwen  -  und  Waisen pensionsweseo 
immerbin  enthält. 

Die  Beweisführung  wesentlich  vom  Standpunkte  des  Ökonomischen  Individualis- 
mus, ist  diese:  Der  Anspruch  auf  einen  (iehaltstheil ,  aus  dem  eine  Wittwen-  uuii 
Waisenrente  versichert  werden  kann,  wird  durch  den  Staatsdienst  als  solchen  nach 
den  Grundsätzen  begründet,  welche  den  Preis  der  Arbeit  oder  den  Lohn  überhaupt 
auf  die  Dauer  regeln  müssen ,  nicht  aber  durch  den  zufälligen  Umstand ,  ob  ein  Be- 
amter heirathet,  Kinder  hat  und  eine  Wittwe  und  unerwachsene  Waisen  hinterläßt. 
Mit  andern  Worten  der  unverheiratete,  kinderlose  oder  seine  Frau  und  Kinder  über- 
lebende Beamte  muss  an  und  für  sich  als  Staatsdiener  dem  verheirateten  u.  s.  w. 
in  der  Besoldung  ganz  gleich  stehen.  Er  hat  daher  das  Recht,  die  Prämie,  welche 
er  im  andern  Falle  zahlen  müsste,  aufzuzehren  oder  apart  für  sich  und  seine  sonstigen 
Erben  aufzusparen.  Jede  günstigere  Behandlung  der  Verheiratheten  u.  s.  w.  enthalt 
mittelbar  eine  Heiraths-  und  Kindererzeugungsprämie,  jede  ungünstigere  Behandlung 
des  Ehelosen  eine  Art  Hagestolzen-  oder  Cölibatsteuer,  was  sich  nicht  billigen  lässt 
und  hier  ganz  unnützer  Weise  „cemmunisüschu"  Principien  in  diese  Sachen  einführt. 

Bei  solcher  Regelung  des  Wittwen-  und  Waisenpensionswesens,  so  wird  weiter 
argumentirt,  werden  auch  die  „wissenschaftlichen  Grundsätze  des  Versicherungswesens" 
am  Besten  consequent  durchgeführt  werden,  was  durchaus  wünschenswerth  sei.  Ins- 
besondere wird  hierbei  auch  die  neuerdings  wieder  öftere  erörterte  Frage  am  Passend- 
sten nach  den  individuellen  Verhältnissen  der  Betheiligten  entschieden  werden, 
ob  nemlich  eine  Leib-  bez.  Zcitrentenversichcrung  der  Wittwen  und  der  Waisen 
oder  eine  Kapitalversi chorung  des  Mannes  und  Vaters  auf  den  Todesfall  erfolgen 
soll.    Letztere  Form  hat  den  wesentlichen  Vorzug,  dass  sie  die  Prämienzahlung  des 
Beamten  nicht  nutzlos  für  seine  Familie  macht,  falls  die  Frau  vor  dem  Manne  stirbt 
und  die  Kinder  vor  dem  Tode  des  Vaters  erwachsen  und  damit  aus  dem  Bezugsrecht 
ausgetreten  sind.    Das  durch  Prämienzahlung  erworbene  Kapital  kommt  also  auf  alle 
Fälle  der  Familie  zu  Gute.    Auch  kann  es  häufig  in  wirtschaftlicher  Beziehung  för 
die  Hinterlasscnen  wichtiger  sein,  über  ein  Kapital  als  Uber  eine  Rente  zu  verfügen, 
um  die  eigene  Erwerbsfähigkeit  zu  erhöhen.    Dem  gegenüber  steht  freilich  die  Ge- 
fahr, dass  ein  solches  Kapital  verloren  gehen  oder  etwa  wieder  in  besondrer  Weise, 
unter  Staatscontrole,  sichergestellt  werden  müsste,  um  die  Wittwen  und  die  Waisen 
dauernd  zu  sichern.    Bezügliche  Einrichtungen  der  Controle  Hessen  sich  indessen 
treffen.   Jedenfalls  wird  es  in  der  Regel  erwünscht  sein,  wenn  der  Beamte  zwischen 
Renten-  und  Kapitalversicherung  wählen  kann.    Immer  passt  die  letztere  nicht,  z.  ß 
wenn  es  sich  nur  um  die  Wittwe  allein  handelt,  wo  die  Rentenversicherung  billigere 
oder  ausgiebigere  Hilfe  gewährt.    Bei  einer  rein  staatlichen  Regelung  wird  die 
zweckmässigste  Gestaltung    aber    nicht    so    leicht    erreicht    werden.  Wiegind 
(Sind  gegenwärtig  die  Staats -Pensions-  und  Wittwenkassen  noch  zeitgemäss?  Halle 
1859)  empfiehlt  an  Stelle  solcher  Kassen  die  Lebensversicherung  und  r&th,  dass  dk 
Staatskasse  einen  Beitrag  zur  Versicherung  gebe.    So  geschieht  es  zum  Theil  in  der 
Schweiz,  wo  Cantonsregierungen  Versicherungsverträge  für  die  Schullehrer  »b- 
schliessen  und  einen  Theil  der  Prämien  übernehmen.   Jetzt  auch  in  Deutschland 
schon  öfters,  z.  B.  im  Post-,  Schuldienst.    Eine  gute  Aufgabe  liegt  hier  für  die  neu 
sich  bildenden  Beamtenvereine,  wie  namentl.  der  vortreffliche  Österreich.,  vor; 
desgl.  jetzt  d.  neue  preussische  von  1876.    S.  gegen  diesen  Vorschlag  die  Be- 
merkungen von  Rau  in  der  5.  Aufl.,  §.  65,  Anm.  (a). 

Die  hier  gegebene  Beweisführung  (wörtlich  aus  der  2.  Aufl. 
§.  84  her  übergenommen)  ist  folgerichtig  und  zutreffend,  wenn 
man  in  dem  einzelnen  Beamten  nur  ein  fllr  sich  stehendes  Indi 
viduum,  mit  bestimmten  individuellen  Rechten  und  Pflichten,  siebt. 
Aber  eben  diese  Prämisse  ist  zu  bemängeln.  Der  einzelne 
Beamte  ist  vielmehr  als  Glied  einer  grossen  corporativen 
Gemeinschaft  aufzufassen.     Seine  Besoldung,   seine  eigene 
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Pension ,  diejenige  seiner  Hinterbliebenen  wird  nicht  nur  um 
seinetwillen,  sondern  um  der  Gemeinschaft  und  deren  Interessen 
Willen  und  so,  wie  es  letztere  verlangen,  geregelt. 

Hier  kommt  dann  der  von  Ihering  hervorgehobene,  nur  von  ihm  zu  ausschließ- 
lich betonte  Gesichtspunkt  der  ..Sustentation"  zur  Geltang.  Der  Beamte,  welcher 
nicht  verheirathet  ist  und  keine  Familie  hat.  braucht  weniger  zum  Leben,  der  Ver- 
bdrathete  mehr.  Indem  der  Staat  dem  letzteren  in  Pensionen  der  Hinterbliebenen 
»Jer  in  Beiträgen  für  Wittwcn-  und  Waisenkassen  dieses  Mehr  gewährt,  entzieht  er 
dem  Unverheirateten  an  sich  nichts.  Wohl  aber  ermöglicht  er  dadurch  auch  in 
seinem,  des  Staats  eigenem  und  im  allgemeinen  Gesellschaftsinter esse  seinen  Be- 
amten den  Eintritt  in  den  Normalzustand,  in  die  Ehe,  und  die  Gründung  der 
Familie.  Würde  der  Staat,  statt  solcher  Beisteuern  in  Form  von  Wittwenpensionen 
u.  s.  w. ,  jedem  Beamten  einen  entsprechend  höheren  Gehalt  gehen  und  alsdann  es 
dem  Einzelnen  überlassen,  durch  Versicherungseinrichtungen  die  Hinterbliebenen 
sicher  zu  stellen,  so  ermöglichte  er  tatsächlich  dem  Unverheiratheten  nur  eine  be- 
<{Qemerc  Lebensführung  mit  dem  höheren  Gehalte,  begünstigte  dadurch  indirect  viel- 
leicht selbst  die  Ehelosigkeit  der  Beamten  und  bürdete  der  Staatskasse ,  also  der  ge- 
sammten  steuerzahlenden  Bevölkerung  eine  um  den  Betrag  der  nunmehr  ersparten 
Wittwenpensionen  oder  Wittwenkassenbeiträge  der  ledigen  Beamten  erhöhte  Last  auf. 

»So  verdient  das  meistens  bestehende  System  prin- 
cipiell  —  darum  noch  keineswegs  in  den  Einzelheiten  seiner 
Ausführung  —  wohl  den  Vorzug. 

§.  1G6.  Die  principielle  Verschiedenheit  des  Stand- 
punets  auf  dem  Gebiete  der  Fürsorge  ftir  die  Hinterbliebenen  der 
Beamten  bedingt  alsdann  folgerichtig  auch  eine  verschiedene 
practische  Durchführung. 

a)  Vom  Standpuncte  des  ökonomischen  Individua- 
lismus ans  muss  man  für  die  etwaige  Einrichtung  staatlichen 
Wittwen-  und  Waisenkassenwesens,  welche  auch  von  diesem  Stand- 
puncte aus  nicht  nothwendig  ausgeschlossen  erscheint,  zwei  An- 
forderungen stellen:  die  Bildung  besonderer  selbständiger 
Pensionskassen  für  diesen  Zweck  und  die  Organisation  der 
letzteren  streng  nach  den  rein  pri vatwirthschaftlichen 
Grundsätzen  des  Versicherungswesens,  daher  namentlich  so,  dass 
die  Kassen  völlig  aus  eigenen  Mitteln,  d.  h.  ans  den  Bei- 
trägen der  Versicherten  bestehen. 

Danach  ist  dann  freilich  an  den  vielfach  bestehenden  Einrichtungen  eine  von 
diesem  Standpunkt  aus  richtige  Kritik  zu  üben,  wie  dies  in  der  vor.  Aufl.  §.  85 
geschehen  ist.  Nur  ist  die  Tragweite  dieser  Kritik  beschränkter,  als  dort  noch  ange- 
nommen wurde,  weil  der  ganze  Standpunkt  zu  einseitig  ist.  Stellt  man  sich  aber 
'•inmal  auf  diesen,  dann  ist  es  wahr,  dass  vielfach,  wie  ich  in  der  vor.  Aufl.  schrieb, 
l'rinciplosigkeit,  Irrationalität  und  Willkür  in  den  Bestimmungen  über  solche  Kassen 
herrscht.  Ganz  unnöthig  werden  öfters  communistische  Grundsätze  dabei  befolgt, 
l  B.  der  Zwangsbeitritt  der  Ledigen  (mitunter,  wie  früher  in  Giessen .  selbst  der 
Uthol.  Geistlichen),  die  Gewährung  von  PeiisionszuschlSgcn  für  jedes  Kind,  ohne 
'«tsprechend  höhere  frühere  Zahlung  des  Vaters,  die  Nichtberücksichtigung  der  ab- 
fluten und  relativen  (zu  einander)  Lebensalter  der  Gatten  u.  a.  m.  (Baden  u.  a.  L.) 
Statt  dessen  sind  dann  folgende  Regeln  aufzustellen. 
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«  Die  Gehalte  (Dienst-  und  Ruhegehalt»;)  sollen  auch  hier  so  hoch  normirt 
werden,  dass  der  Beamte  die  nach  normalen  Verhältnissen  zu  zahlenden  Beitrage  an 
dem  Gehalt  entrichten  kann.  Am  Besten  ist  es,  bloss  fortlaufende  Beiträge,  fällig 
zu  den  Terminen  der  Gehaltsszahlungen,  einzuführen,  nicht  auch  ein  besonderes  höhe- 
res Eintrittsgeld  u.  dgl.  m.,  dessen  Zahlung  iu  kurzer  Zeit  dem  sonst  mittellosen  Be- 
amten Mühe  macht. 

(i)  Nur  der  Vcrheirathete  soll  vom  Augenblick  seiner  Verheirathung  an  beitretet; 
müssen,  eventuell  mit  der  Verpflichtung,  zur  Fortzahlung  der  Beiträge  im  Falle  der 
Ycrwittwung.  Der  bereits  früher  Verwittwete  braucht  nur  Beiträge  für  Kinderpen- 
sionen zu  zahlen.  Da  sich  die  Wahrscheinlichkeit,  Wittwer  zu  werden ,  für  die  ein- 
zelnen  absoluten  und  relativen  vAltersverhältniss  zwischen  Mann  und  Fraui  Lebens- 
alter auch  berechnen  lässt,  so  kann  man  wählen,  ob  gleiche  Prämien  von  Verhei- 
ratheten  u.  Wittwer- Werdenden,  oder  höhere  von  jenen  und  niedrigere  iblass  für 
die  Kinder i  von  diesen  gezahlt  werden  sollen.  Aehnliches  gilt  für  den  kinderlos  ge- 
wordenen Ehemann  oder  Wittwer.  Wer  als  Wittwer  mit  unerwachsenen  Kindern  in 
den  Staatsdienst  tritt,  sollte  für  diese,  der  kinderlose  Wittwer  in  solchem  Fall  aber 
gar  nicht  beitreten  müssen.    Also  kein  Zwang  gegen  Ehelose. 

y)  Die  Prämien  sind  genau  nach  den  Grundsätzen  der  Wahrseheinli<  likeitsb'- 
rechnung  in  der  Lebens-  und  Rentenversicherung,  daher  nach  dem  Lebensalter  «kr 
Gatten,  nach  der  Zahl  und  dem  Alter  der  Kinder  abzustufen.  Also  keine  gleich  hoher 
Gehaltsproccnte,  ohne  Rücksicht  auf  diese  Momente,  und  vollends  keine  absolut  gleichen 
Beiträge  wie  z.  B.  bei  einzelnen  fassen  für  besondere  Kategoricen  von  Staats- 
dienern,  z.  B.  bei  manchen  Universitätswittweukassen,  die  überhaupt  unter  allen 
so  ziemlich  den  Preis  in  der  Irrationalität  davontragen,  wenn  man  sie  bloss  privat- 
wirthschaftlich  auffasst,  was  eben  einseitig  ist  <s.  z.  B.  d.  Statut  der  Berliner  Univer- 
sitätswittwenkasse  v.  4.  Juni  1  s  17 :  alle  neueren  Mitglieder  64  Thlr.  Beitrag,  ord.  wie 
ausserord.  Profess.,  auch  die  unbesoldeten,  müssen  zwangsweise  beitreten.  Wittwen- 
pension  240  (jetzt  280  Thlr.»,  Waisenpensionen  bis  9  Kinder  event.  V6  mehr,  Max 
120  Thlr.  (Von  1S70  an  durch  stärkere  Staatszuschüssc  erstcre  auf  400  Thlr.,  letzten 
auf  200  Thlr.  gebracht . 

rf)  Die  Prämien  sind  so  hoch  zu  stellen,  dass  die  Kassen  aus  eigenen  Mitteln 
bestehen  können,  ohne  jeden  weiteren  Staatszuschuss. 

t)  Die  Kassen  müssen  deshalb  eine  hinlänglich  grosse  Zahl  von  Personen  uni- 
fassen, damit  die  Regeln  des  Versicherungswesens  mit  Sicherheit  angewandt  werdet 
können.  Daher  vor  Allem  keine  kleinen  Localkasscn,  wie  die  insofern  ganz  irra- 
tionellen Universitäts-Wittwenkassen ;  Uberhaupt  möglichst  Vereinigung  der  Interessen- 
ten etwa  nach  den  Hauptgruppen  des  Dienstes  (Civil  und  Militär)  in  Einer  Ka*>< 
allenfalls  bei  nachweisbarer  Verschiedenheit  der  wahrscheinlichen  Lebensdauer  der 
einzelnen  Berufsstände  mit  entsprechender  Abstufung  der  Prämien.  Es  giebt  öfter? 
besond.  Kasseu  für  Officiere,  Militärbeamte,  Geistliche,  Forst-,  Post-,  Eisenbahn-  nni 
verschiedene  andere  Kategoriecn  von  Beamten  und  von  Lehrern  (s.  z.  B.  in  Preussen. 
Masch  er  a.  a.  0.  S.  145'.  Die  wahrscheinliche  Lebensdauer  dieser  Stände  ist  in 
der  That  mehrfach  ein  wenig  verschieden.  Der  so  wUnschenswerthen  Verschmelzu»!.' 
solcher  kleiner  Pensionskassen  steht  oft  der  ungleiche  Vermögensbestand  der  letzteren 
entgegen  oder  unsinnige  Vorschriften ,  z.  B.  dass  Aenderungen  der  Statuten  an  die 
Einstimmigkeit  der  Mitglieder  gebunden  sind  (so  bis  1S7G  im  Statut  der  Berl.  Um- 
versitätswittwenkasse).  Und  doch  würde  die  Verschmelzung  viel  grössere  Garantie 
für  die  Gesammtheit  bieten,  als  das  kleine  aparte  Vermögen,  und  die  Beiträge  liessen 
sich  dann  meist  bald  ermässigen.  Der  Vorbindung  der  Kassen  (z.  B.  zum  Zweck  der 
Rückversicherung)  mit  soliden  grossen  Privat- Lebens-  und  Rentenversicherungsanstal'-' •« 
ist  Vorschub  zu  leisten,  damit  die  Sicherheit  der  Solvenz  möglichst  gesteigert  werde 

b)  Von  dem  am  Schluss  des  vorigen  §.  vertheidigten  „so- 
cialen'1 Standpuuctc  aus  ist  dagegen  diese  Kritik  mit  ihren 
practischen  Folgerungen  für  die  Organisation  des  besprochenen 
Gebiets  erheblich  zu  modificiren.  Eine  mindestens  theilweise 
lieber  nähme  der  finanziellen  Last  des  Beamten  -  Wittwen 
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und  Waisenpensionswesens  auf  die  Staatskasse  ist  dann  zu 
verlangen,  in  der  Consequenz  der  Theorie  und  Politik  des  Arbeits- 
lohnes Uberhaupt  und  des  Beamtengehalts  insbesondere,  wonach 
diese  Pensionen  zu  den  Selbstkosten  der  Arbeit  gehören.  Fraglich 
bleiben  nur  zwei  wesentlichere  Puncte:  ob  neralich  überhaupt  be- 
sondere Pensionskassen  eingerichtet  oder  statt  dessen  auch  diese 
Wittwen-  und  Waisengelder,  wie  jetzt  schon  die  Ruhegehalte  der 
Beamten  selbst,  ohne  Weiteres  von  der  Staatskasse  als  eine  aus 
dem  Staatsdienerverhältniss  ipso  jure  datirende  Verpflichtung  ge- 
zahlt werden  sollen;  oder  ob  wenigstens  ein  Theil  dieser  Pen- 
sionslasten nach  irgend  einem  Modus  als  In divid uallast  der 
betreffenden  Beamten  auf  diese  in  der  Form  von  Beiträgen 
repartirt  werden  soll,  sei  es  zu  Gunsten  besonderer  Pensionskassen, 
als  vermögensrechtlich  selbständiger,  vom  Fiscus  getrennter,  wenn 
auch  von  ihm  zuschussweise  zu  dotirender  Institutionen,  sei 
es  ohne  solche  Separatverrechnung  einfach  zu  Gunsten  der  im 
Uebrigen  selbstschuldnerisch  haftenden  allgemeinen  Staatskasse. 

Für  und  gegen  jede  dieser  Modalitäten  lassen  sich  wieder  besondere  principielle 
und  practischc  Gründe  geltend  machen.  Für  das  Absehen  von  besonderen  Pcnsions- 
Lassen  und  von  spccicll  dafür  zu  erhebenden  und  zu  verrechnenden  Beitraget)  spricht, 
dass  damit  die  volle  Consequenz  des  hier  befürworteten  zweiten,  des  ».socialen"  (ie- 
sichtspunetes  gezogen  und  practisch  zugleich  viele  Verwaltungs-  und  Kechenarbeit, 
also  auch  viele  Kosten  erspart  werden.  Anderseits  kann  man  einwenden,  dass  das 
mit  diesem  Vorgehen  verbundene  völlige  Absehen  von  individuellen  Verschiedenheiten 
in  den  für  die  Last  des  Wittwen-  und  Waisenpensionswesens  massgebenden  persönlichen 
Verhältnissen  der  Beamten  —  wie  absolutes  und  relatives  Lebensalter  der  Gatten,  Zahl 
und  Alter  der  Kinder  —  doch  auch  seine  beachtenswerten  Bedenken  hat,  auch  wenn 
man  den  genannten  principiellen  Standpunct  festhält.  Bei  Ehen  mit  erheblich  jüngeren 
Frauen  und  bei  grosser  Kinderzahl,  wenn  für  jedes  Kind  eine  besondere  Pension  oder 
ein  Zuschlag  zu  der  sonstigen  gezahlt  wird  ,  treten  dann  für  die  betreffende  Familie 
tmverhältnissinissig  grössere  Vortheile  ein. 

Völlig  sind  die  Schwierigkeiten,  welche  bei  der  Befolgung  des 
einen  oder  anderen  Weges  hier  entgegentreten,  nicht  zu  lösen. 
Man  mus8  sich,  wie  so  oft  in  solchen  practischen  Dingen,  mit 
Com  promissen  zwischen  den  Consequenzen  der  verschiedenen 
Modalitäten  zufrieden  geben.  Relativ  am  zweckmässigsten  möchte 
es  sein,  nachdem  man  einmal  die  principielle  Zugehörigkeit  der 
Pensionen  für  Hinterbliebene  zu  den  vom  Arbeitgeber  zu  ersetzen- 
den Selbstkosten  der  Arbeit  erkannt  hat,  Minimalpensionen 
für  die  Wittwe  und  für  ein  jedes  Kind  einer  nicht  zu 
kleinen  Maximalzahl  von  Kindern  (4—6),  ohne  Weiteres, 
d.  h.  ohne  die  Einrichtung  besondrer  Pensionskassen  und  ohne 
specielle  Beiträge  des  Beamten  an  die  Staatskasse  behufs  Erwer- 
bung solcher  Rechtsansprüche  zu  gewähren,  und  zwar  in  der  Form 
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von  Quoten  der  letzten  Besoldung  des  Gatten  und  Vaters,  unter 
Festsetzung  absoluter  M i n i m a  1  betrage  dieser  Pensionen  bei 
den  niedrigeren  und  etwa  auch  absoluter  Maximal  betrage  bei 
den  höchsten  Gehalten. 

Besonders  extreme  Falle,  z.  B.  der  Altcrsdiffercnz  der  Gatten,  Hessen  sich  durch 
eine  Ermässigung  der  Wittwenpension  oder  —  und  vielleicht  besser  —  durch  eine 
hier  zu  fordernde  (zwangsweise)  Beitragsleistung  des  betreffenden  Beamten  an  die 
Staatskasse  unschwer  erledigen.  Aehnliches  gilt  von  der  Erwerbung  einer  die  er- 
wähnte Maximalzaul  überschreitenden  Auzahl  von  Kinderpensionen. 

Die  Ermöglichung  des  Erwerbs  von  Ansprüchen  auf  höhere, 
d.  h.  jenes  Minimum  übersteigende  Pensionen  für  die  Hinter- 
bliebenen des  Beamten  bleibt  aber  dann  immer  noch  sehr  er- 
wünscht. Dafür  könnte  man  unter  Zugrundelegung  der  gewöhn 
liehen  privatwirthschaftlichen  Principien  des  Rentcnversicherungs 
wesens  oder  mit  geringeren,  passend  erscheinenden  Abweichungen 
davon,  besondere  Einrichtungen  treffen.  Im  Interesse  der  Sicher- 
heit und  Wohlfeilheit  aber  auch  wohl  am  Besten  entweder  in 
der  Form  besonderer,  staatlich  verwalteter  Staats- 
pensionskassen für  dieses  Plus  der  Minimalpensionen  oder, 
was  doch  ebenso  zulässig  erscheint  und  einfacher  und  wohlfeiler 
wäre,  in  der  Form  von  Beiträgen  des  Beamten  direct  an 
die  Staatskasse,  bez.  etwa  an  die  Staatsschuldenkasse,  wie  in 
anderen  Füllen  des  Leibrentenverkaufs  Seitens  der  Staatsschulden 
Verwaltung. 

Wie  man  sieht,  liegt  hier  eine  ähnliche  Aufgabe  und  Frage  wie  bei  den  Plänen 
der  sogen.  Arbeiterversicheruug  vor,  wo  auch  neben  M ini ma  1  pensionen  u.  dgl.  auf 
der  Basis  des  Zwangsprincips  höhere  Pensionen  mittelst  facultativ  zu  benutzender 
Einrichtungen  erwünscht  erscheinen.  Vgl.  u.  A.  Sehäffle  Uber  d.  corporat.  HU&- 
kassenzwang,  Tüb.  1SS2.  Kür  die  weitere  Bechtfertigung  etwaiger  Abweichung  von 
denjenigen  Grundsätzen,  welche  nach  dem  Standpunet  des  ökonomischen  Individualis- 
mus die  „allein  rationellen"  im  Versicherungswesen  —  eben  eine  petitio  prineipii ! 
genannt  werden,  s.  meine  Abh.  Staat  u.  Versich. wes.  S.  M  ff  (Tüb.  Ztschr.  1SS1  S.  40 r! 
u.  Versich.wescn  in  Schönberg's  Handb.  I.  bes.  §.  13,  14  S.  114*  IT. 

Wie  nun  aber  auch  immer  vorgegangen  wird,  jedenfalls  soll 
„die  Gewährung  der  Pension  gegenwärtig  nicht  mehr  bloss 
Gnadensache  mit  Entscheidung  des  einzelnen  Falls,  sondern 
allgemein  gesetzlich  geregelt  sein".    (Rau,  §.  65.) 

Die  Materie  ist  offenbar  in  Fluss,  namentlich  in  Deutschland.  Die  oben  ge- 
zogenen Conse»iuenzen ,  dass  die  Wittwen-  u.  Waisenpension  an  sich  zum  Lohn  und 
(iehalt  gehört,  brechen  sich  Bahn,  die  Folgerungen  aus  dem  „socialen"  (icsichtspunlu 
konimeu  auch  mehr  und  mehr  zur  (ieltung.  Interessant  in  dieser  Hinsicht  die  DfMffe 
preuss.  Gesetzgebung.  Ueberall  Uebcrgang  vom  „Privatwirthschaftlichen"  ins  „Genu-ui- 
wirthschaftlic  he".  Vgl.  auch  Elster  In  Conrad'*  ö.  Jahrb.  B.  41,  S.  131  IT.,  wotlifS' 
principielle  Seite  nur  hätte  hervorgehoben  werden  müsscu. 

Beispiele  von  Einrichtungen  für  Wittwen-  und  Waisenpensionen.  Eine  apart'' 
Behandlung  erfährt  begreiflich  meist  das  Wittwen-  und  Waisenpensionswesen  Ii 
Militär,  bes.  bei  den  Offic.ieren.  weil  hier  der  Dienst  selbst  im  Kriege  diroct 
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nachweisbar  den  Vereorger  raubt.  Daher  auch  im  Deutschen  Reichspensionsgesetz 
rom  21.  Juni  1871  für  die  Hinterbliebenen  von  Oflicieren  und  Mannschaften  Pensionen 
aas  d.  allgem.  Staatsfonds  (Invalidenfonds  jetzt,  s.  o.  S.  377):  für  Üfficierswittwen 
ÜOO.  400,  300  Thlr.,  für  Kinder  (bloss  bis  z.  17.  J.)  50,  bei  Mutterlosigkeit  75  Thlr. 
ledes  ..Erziehuugsbeihilfo" ;  auch  f.  and.  Verwandte  in  gew.  Fällen ;  Wittwen  der 
Interofficiere  u.  s,  w.  bis  zu  den  (iemeinen :  los,  84,  60  Thlr.,  Kinder  je  42,  bez. 
i)0  Thlr.,  gleichfalls  and.  Verwandte.  Preussen,  s.  Mascher,  S.  VIS  0*.  Der 
Beamte  bedarf  des  Heirathsconsenses,  der  verweigert  wird,  wenn  eine  bestimmte  Er- 
klärung fehlt,  mit  welcher  Summe  der  Beamte  seine  künftige  Ehefrau  in  d.  Wittwen- 
kasse einkaufen  will.  Bei  der  allgem  Wittwenverpflegungsanstalt  zu  Berlin  von  1770 
Pat,  v.  28.  Dec  mit  vielen  spät  Aender.  u.  Zusätzen,  s.  auch  (ies.  v.  17.  Mai  1856) 
unn  der  grösste  Theil  der  Beamten  u.  s.  w.,  mit  Ausschluss  einiger  bes.  Kategoricen 
u.  A.  auch  derer  mit  weniger  als  250  Thlr.  Einkommen)  eintreten.  Ausgeschlossen 
sind  Männer  über  00  J.  oder  mit  gefährl.  chron.  Krankheiten  behaftete,  bedingt  auch 
Männer  verschiedenen  Lebensalters,  deren  Altersdiflerenz  gegen  ihre  Frau  ein  best. 
Maass  überschreitet  (durch  entsprech.  Zuschlagprämien  Hessen  sich  solche  Männer, 
vie  gesagt,  doch  reeeptionsfähig  machen).  Die  Wittwenpension  soll  mindestens  */«  des 
«»ehalts  des  Mannes,  Min.  100,  Max.  500  Thlr.  betragen,  sie  wird  nur  gezahlt,  wenn 
•ier  Mann  wenigstens  1  Jahr  nach  der  Aufnahme  lebt,  nur  mit  wenn  er  im  2., 
mit  %,  wenn  er  im  3.  Jahr  stirbt.  Die  Prämien  sind  rationeller  Weise  genau  nach 
dem  absol.  u.  relat.  Heirathsalter  (Jahr  für  Jahr)  beider  Gatten  abgestuft ,  doch  nicht 
hoch  genug,  als  dass  die  Anstalt  ganz  aus  eigenen  Mitteln  bestehen  könnte  (A.  für 
1870:  Betrag  der  Wittwenpension  1,516,000  Thlr..  Gesammtausgabcn  incL  Verwaltungs- 
küsten 1.548.S90  Thlr.,  eig.  Einn.  aus  Beitr.  d.  Mitglieder  7*4,230  Thlr.,  also  Staats- 
-cuschuss  im  Et.  d.  Finanzministeriums  764,66(1  Thlr.  [im  A.  f.  187« :  2,026,7s0  M.J. 
woüach  die  Prämien  im  Durchschn.  etwa  zu  verdoppeln  wären).  (Jetzt,  1883  erheb- 
liche Steigerung  des  Staatszusohusses ,  weil  viele  Beamte  nach  d.  unten  gen.  neuen 
lies.  v.  1882  ausscheiden.  Daher  im  Et.  f.  1883/84  Ausg.  an  Pens.  u.  s.  w. 
5.452  M.  MM  Beiträge  etc.  der  Beamten  nur  noch  1.73,  Staatszuschuss  3.72  M.  M.). 
Beispiel  d.  Tarifs:  Jährliche  Prämie  für  100  Thlr.  Pension: 

Mann  30  Jahr,  Frau  20  Jahr,  Prämie  1903  Thlr.  M.  35  J.,  F.  20  J.,  Prä. 
24  07  Thlr.  M.  35  J.,  F.  25  J.,  Prä.  22'07  Thlr.  M.  40  J..  F.  25  J.,  Prä.  28  03  Thlr. 
M.  50  J.,  F.  30  J.,  Prä.  42  20  Thlr. 

Früher  hatten  die  Mitglieder  noch  bes.  Eintrittsgelder  zu  zahlen,  was  durch  d.  Ges. 
v.  1850  beseitigt  ist.  Eine  der  nachtheiligen  finanziellen  Folgen  der  zu  späten  und 
ungenügenden  Anfangsgehalte  des  Beamten  in  Preussen  u.  a.  L.  tritt  auch  hier  wieder 
hervor:  die  Männer  heirathen  später  u.  jüngere  Frauen,  woher  die  Wittwenpensioucn 
mehr  anschwellen  und  der  Staat  dabei  nachzahlen  muss,  was  er  an  Gehalten  zu  wenig 
zahlte.  Statt  der  Allg.  W.  V.  A.  kann  auch  die  Berl.  Schulenb.  allg.  Wittwenpens.  u. 
Interstützungskasse  (Keglern,  v.  3.  Dec.  1830)  von  dem  Beamten  zuui  Eintritt  benutzt 
werden ,  wo  u.  A.  Männer  bis  zum  E.  d.  04.  Jahrs  aufgenommen  werden ;  Pension 
von  20 — 600  Thlr.  für  Wittwen,  unverheiratete  Töchter.  —  Für  verbchiedene  Wittwen- 
und  Waisenkassen  der  Beamten  in  den  neuen  Provinzen  (für  Schleswig- Holstein  in 
Kopenhagen)  hat  die  preuss.  Staatskasse  in  1876  noch  1,447.000  M.,  in  1883/M 
P35  M.  M.  Zuschüsse  zu  leisten,  ges.  A.  1876  daher  3.40,  18S3/84  5-25  M.  M. 

Die  neueste  preuss.  Gesetzgebung  v.  1882  (Ges.  v.  20.  Mai  1882,  betr.  d. 
Fürsorge  f.  d.  Wittwen  u.  Waisen  der  unmittelb.  Staatsbeamten)  ist  ein  characterist. 
Beispiel  des  Uebergangs  von  einem  zum  andern  System.  Sie  füllt  einmal  eine  bis- 
herige Lücke  aus,  indem  sie  allgemein  Waisen pensionen  einrichtet.  Von  besonderen 
Pension skassen  wird  abgesehen,  Zwangs-Beiträge  der  Beamten,  auch  der  unver- 
heiratheten  (3%  pensionsfäh.  Dieusteinkommcn)  werden  jedoch  erhoben,  fliessen  aber 
in  die  Staatskasse  u.  diese  bestreitet,  eventuell  mittelst  Zuschüssen,  die  aus  dem  Gesetz 
erwachsende  Pensionslast  Diese  Einrichtung  bedingt  viel  Verrechnungsarbeit  (erhoben 
werden  die  Beiträge  mittelst  Abzugs  bei  den  Gehalts-  u.  s.  w.  Zahlungen  1,  die  sich 
ersparen  liesse,  wenn  die  Minimalpensionen  ohue  Weitres  als  Üonsequcnzen  des  che- 
rnal.  Besoldungsanspruchs  behandelt  würden  u.  demnach  jene  Beiträge  wegfielen  (was 
für  eine  weitre  Reform  geplant  werden  soll  u.  dann  eben  eine  entsprechende  Gehalb - 
«•rhöhung  wäre).  Das  „Wittwengeid"  beträgt  normal  1/a  der  normalen  Pension 
lies  Beamten  (Min.  160,  Max.  1600  M.),  das  Waisengeld  i}ft%  bei  Doppelwaisen  V, 
des  Wittwcngelds  für  jedes  Kind  bis  zum  vollendeten  18.  Lebensjahr.  Das  Wittwen - 
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geld  (nicht  d.  Waisengeld)  erleidet  eine  gewisse  Kürzung,  wenn  die  Wittwe  über 
1 5  Jahr  jünger  als  der  Ferstorbene  Mann ;  es  fallt  auch  fort  bei  Eheschliessung  innerh. 
.*'.  Mon.  vor  dem  Tode  des  Beamten,  wenn  Zweck  der  Ehcschliessung  nur  Erwerb  des 
Anspruchs  auf  d.  Wittwengeid  war.  Frei  vom  Beitragszwang  sind  die  Beamten,  welche 
in  and.  staatl.  Wittwenanstalten  stehen  u.  auf  das  neue  W.  u.  W.geld  verzichten. 
Andrenfalls  sind  sie  berechtigt,  aus  jenen  Anstalten  auszuscheiden,  was  vielfach  ge- 
schehen ist.  Im  Etat  f.  1883/84  sind  die  Einnahmen  aus  den  W.  u.  W.  geldbeiträgen 
bei  den  einzelnen  Verwaltungen  nachgewiesen  u.  einfach  zur  Deckung  laufender  Staab- 
ausgaben  verwandt. 

Mit  dieser  neuen  Regelung  schliesst  sich  Preusscn  u.  d.  D.  Reich  dem  in 
Sachsen  (Ges.  v.  7.  März  1835  u.  9.  Apr.  1872),  Würtemb.  (Verf.  v.  1819,  §.50. 
Ges.  v.  2S.  Juni  1876),  Baden  (Ges.  v.  1810,  1819,  23.  Juni  1876),  Hessen  (Ge>. 
v.  1808,  22.  Juni  1861,  29.  Dec.  1874)  bestehenden  System  an,  wonach  also  alle  Be- 
amte Beiträge  nach  dem  Diensteinkommen  u.  s.  w.  zu  leisten  haben  u.  die  Hinter- 
bliebenen Quoten  dieses  Einkommens  als  Pension  beziehen.  Ob,  wie  gewöhnlich  noch, 
die  Beiträge  in  besondere  Pensionscassen  oder  wie  iu  Preusscn  einfach  in  d.  Staats- 
räten fliessen,  ist  nebensächlich.  Es  giebt  aber  auch  schon  deutsche  Staaten, 
die  Beamten  keine  Beiträge  leisten  u.  die  Hinterbliebenen  dennoch  Pensionen  in 
Quoten  vom  Einkommen  oder  d.  Pension  des  Beamten  beziehen;  so  in  Sachs.  Wein, 
(ües.  f.  6.  Apr.  1821).  Sachs.  Mein.  (Ges.  v.  27.  Febr.  1872),  Eis.  Lothr.  (Ges.  v 
24.  Dec.  1873).  S.  Elster  a.  a.  0.  S.  132,  der  demnach  die  Gesetze  classificirL 
Letzterem  System  gehört  wohl  die  Zukunft. 

üeber  Baden  s.  Kau  I,  §.  65  Note  c  u.  meine  Fin.wiss.  I,  S.  197  der  2.  Aufl. 
Durch  Ges.  t.  25.  Jan.  1874  wurden  die  Kelictenpensionen  um  15°/u  erhöht.  —  üeber 
Baiern  s.  ebenfalls  Kau  I,  §.  65  Note  c  u.  die  vor.  Aufl.  dieses  B.  I,  S.  198.  Pöxl. 
Vcrwalt. recht  §.  267.    Es  erhält  die  Wittwe  V5  der  Besoldung  oder  des  Ruhegehalte», 
ein  vaterloses  Kind  bis  zur  Versorgung  oder  bis  zum  Schluss  des  20.  Jahres  */&  vom 
Gehalte  der  Mutter,  ein  elternloses  Kind  3/to  dessen,  was  die  Mutter  empfangen  würde. 
Nach  dein  baier.  Etatsges.  für  1876  sind  auch  die  Wittwen-  und  Waisen  pensionen 
allgemein  um  5°/0  u°d  in  gewissen  Fällen  ausserdem  noch  je  nach  der  Höhe  der 
bezogenen  Summe  um  10,  15  uud  20%  erhöht  worden.    A.  im  Et  f.  1876  an  Pen?, 
u.  Susteutat.  der  Wittwen  u.  Waisen  211  Mill.  M.,  nebst  einem  weiteren  Posten  in 
einer  and.  Kubr.  —  Uebcr  Würtemberg  Rau  I,  §.  65,  Note  c,  vor.  Aufl.  S.  19s. 
Herdegen.  S.  177,  Riecke  a.  a.  0.,  S.  119.    Seit  d.  J.  1873  sind  mit  anderen 
Verbess.  d.  Pensionen  aurh  mittelst  neuer  oder  erhöhter  Staatszuschüsse  die  Wittwen- 
und  Waisenpensionen  gesteigert  worden.    Neueste  Ordn.  durch  Beamtenges,  v.  1876 
Abschn.  IV,  f.  d.  Volksschullehrer  durch  Ges.  r.  30.  Dec.  1877,  f.  d.  Hinterbliebenen 
d.  Geistlichen  durch  Ges.  v.  12.  März  1878.    Besondere  Kassen  geblieben,  Normalpens. 
der  Wittwe  %  der  eventuellen  Normalpension  des  Gatten.    Beiträge:  Eintr.geld  r.  V4 
des  ersten  Gehalts  u.  der  Gch.erhöh. ,  dann  2%  des  Gehalts  u.  s.  w.  Jahresbeitr. 
Staatszuschuss  1883  208,500  IL,  wovon  58,000  f.  d.  W.kasse  der  Civildiener.  Fonds 
der  Civilstaatsdiener-W.kasse  1880  5;021.600  M.,  worauf  500,000  M.  Pensionen  lasten. 
Auch  im  K.  Sachsen  Erhöhung  d.  Wittwen-  u.  Waisenpensionen  um  10.  15.  20% 
durch  Ges.  v.  15.  Juni  1874.  —  Uebcr  Oesterreich  (West-)  s.  Blonski  I,  141  I*. 
Allgem.  Pens  et.  d.  C i  v  i  1  verwalt.  (ohne  d.  gemeinschaftl  Etat)  1880  13*90  Mill.  fl  . 
wovon  l.'i84  Quiescentenbezüge  mit  0.708,  8755  Pens.  v.  Beamten  u.  Dienern  mit 
7*60,  12,726  Pens.  v.  Beamten  -  u.  Dienerwittwon  mit  3*036.  6606  Erzieh.beitrage  f. 
Kinder   mit  0*258.   24,070   „Provisionen"    mit    1556,    9560   „Gnadengaben'*  mit 
0*666  Mill.  fl.  —  lieber  Frankreich  s.  Block's  dict.  Art  pensions  §.  54  fl.  —  Dk 
Wittwen-  u.  Waisenpens,  sind  fast  überall  noch  sehr  niedrig.    Zu  ihrer  Aufbesserun;: 
durch  private  Lebens-  oder  Renteuversicherung  fehlen   bei  der  Knappheit  der  Be- 
soldungen meistens  die  Mittel.    Dies  beweist,  dass  die  Selbstkosten  der  Staatsdiener- 
arbeit  auch  iu  Betreit"  dieses  letzten  Postens  nicht  richtig  gedeckt  werden.    Das  oft 
so  kümmerliche  Loos  der  Bcamtenwittwen  zeigt  es  drastisch  genug.  S.  auch  Elster  S.  133 

Geschichtlich  hat  sich  das  gesammte  Pensionswesen  regelmässig  zuerst  für  den 
eigentlichen  oder  höheren  Staatsdienst  entwickelt  und  ist  hier  zuerst  aus  dem  Gebiete 
der  Gnade  in  dasjenige  des  Rechts  hinübergegangen.  In  seiner  jetzigen  EinrichtODi: 
besteht  es  zunächst  für  den  höheren  und  für  den  Su  halt  er  n  dienst,  ftlr  den  e> 
nach  der  speritischen  Eigenthümlichkeit  der  Arbeitsart  dieser  Beamten  auch  am 
Notli wendigsten  ist.    Für  die  Unterbeamten  (Diener)  könnte  es  entbehr!'!«  her 
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erscheinen,  weil  hier  keine  speeifische  Vorbereitung  nothwendig  ist  und  diese  Beamten 
auch  im  Privatdienst  leichter  unterkommen.  Mehr  und  mehr  ist  aber  auch  bei  diesen 
Personen  im  Interesse  des  Dienstes  wie  ihrer  selbst  neuerdings  die  „Beamten- 
Qualität",  wenn  auch  mit  gewissen  Abweichungen  vom  höheren  u.  vom  Subaltern- 
dienst, anerkannt  worden,  was  dann  auch  hier  zur  Ausbildung  eines  analogen  Pensions- 
rechts für  die  Diener  und  für  ihre  Hinterbliebenen  führte.  Die  Einrichtung  eines 
ordentlichen  Altcrsversorgungs-,  Wittwen-  und  Waisenpensionswesens  für 
niedere  Diener  empfiehlt  sich  aber  auch  noch  principiell  aus  dem  Gesichtspunkte 
*iner  richtigen  Arbeiterpolitik.  Sie  wird  dann  vielfach  für  gewöhnliche  Arbciterver- 
hultnisse  als  Muster  und  als  Anregung  dienen  können.  S.  Kau  I,  §.  65a,  vor.  Aufl. 
S.  19«.    Beispiel:  bad.  Ges.  v.  28.  Aug.  1835. 

§.  167.  --  E.  Neben  dem  Gehalte  sind  ITör  besondere 
Dienste  oder  für  ausserhalb  des  Wohnorts  zu  vollführende 
Geschäfte  Tagegelder  (Diäten)  und  Reisekosten,  ferner 
bei  Versetzungen,  welche  einseitig  von  der  Staatsgewalt 
ausgehen,  Umzugs  kosten  an  die  Beamten  zu  vergüten.  Im 
finanziellen  Interesse  ist  für  das  Unterbleiben  unnützer  Dienstreisen 
zu  sorgen.  Sonst  soll  die  Diät  und  der  Reisekostenbetrag  zwar 
sparsam  bemessen  werden,  so  dass  dabei  kein  besonderer  Gewinn 
gemacht  werden  kann,  aber  doch  auch  die  vollen  Kosten  ersetzen. 
Für  die  Diäten  ist  eine  Pauschsumme  am  Zweckmässigsten, 
welche  mit  einiger  Rücksicht  auf  Rang  und  Stellung  des  Beamten 
(ohne  Zopfthum)  abgestuft  wird.  Reise-  und  Umzugskosten  lassen 
sich  öfters  speciell  verrechnen,  doch  ist  auch  hier  ein  Pausch- 
quantum im  Allgemeinen  zweckmässiger,  weil  dabei  sparsamer  ge- 
wirtbschaftet  zu  werden  pflegt. 

Diätenordnung.  Beispiel:  Preusscn,  (Material  bei  Herrfurth  S.  483  IT.). 
Verordn.  v.  28.  Juni  1825  nebst  späteren,  u.  A.  bes.  v.  lü.  Juni  1848.  Neues  Ges. 
v.  29.  März  1873  über  Tagegelder  u.  Reisekosten  d.  Beamten,  in  einigen  Puncten 
abgeändert  durch  Ges.  v.  28.  Juni  1875  und  Verordn.  v.  15.  April  1870  nebst  ver- 
schied, and.  Verordn.  f.  einzelne  Beamtenkategorieen.  Diäten  gezahlt  für  Aufenthalt 
ausserhalb  des  Wohnorts  oder  des  zugewiesenen  Bezirks  bei  coininiss.  Geschäften  in 
Dienstangelegenheiten.  Abstufung  der  Sätze  nach  Hang-  und  Dicnstclassen  (mit 
ziemlich  viel  Willkürlichem).  Neue  Sätze  für  activo  Minister  SU  M.,  Beamte  1.  ül. 
24  M.,  2.  u.  3.  Cl.  18,  4.  u.  5.  12,  and.  in  3  Classcn  9,  G,  41/,,  Unterbeamte  3  M.  — 
Reisekosten  jetzt  unterschieden  je  nach  Reisen  auf  Eisenbahnen  u.  Dampfschiffen 
■  hier  f.  d.  höheren  Beamten  p.  Kilomet.  13  Pf.  u.  f.  jeden  Zu-  u.  Abgang  3  M.,  f. 
Subalternb.  bez.  10  Pf.  u.  2  M.,  f.  Unterbeamte  7  Pf.  u.  1  Bf.)  u.  nach  sonstigen 
Keisen  (p.  Kilom.  f.  dkse  3  Beamtenkategor.  GO,  40,  30  Pf).  Uebrigens  werden 
„erweislich  höhere  Reisekosten"  erstattet.  Gewisse  Abänderungen  und  Erhöhungen 
der  Sätze  im  Verordnungswege  sind  gesetzlich  gestattet  und  z.  B.  durch  die  Verordn. 
vom  15.  Apr.  1876  erfolgt.  —  Umzugskosten,  Erl.  v.  26.  März  1855.  Hiernach 
leine  Vergütung,  wenn  Versetzung  lediglich  auf  Antrag  des  Beamten  erfolgt  und  wenn 
mit  der  Versetzung  eine  Einkommenverbesserung  verbunden,  deren  halbjähr.  Betrag 
die  Umzugskostenvergütung  übersteigt,  —  was  also  wiederum  nur  eine  der  bedenkl. 
Gehaltsschmälerungen  ist.  Abstufung  nach  Rang-  u.  Dicnstclassen  (mit  sehr  starken 
Sprüngen  der  Sätze,  welche  kaum  den  Verhältnissen  entsprechen,  bes.  in  den  oberen 
(Massen  nicht),  ferner  Unterscheid,  von  allgein.  Kosten  und  Transportkosten  für  je 
5  Meilen,  erstere  von  600  (Räthe  1.  Cl.),  350  idsgl.,  2.  Cl.)  u.  s.  w.  bis  60  Thlr. 
iSubalt.  1.  Cl.)  u.  25  Thlr.  (Unterbediente),  Transportkosten  dsgl.  30,  24  bis  7  und 
4  Thlr.  i.  G.  10  Stufen.  Bei  Beamten  ohne  Familie  die  Hälfte.  Ferner  geht  v.  d. 
Yergütungssuinme  stets  die  Hälfte  des  Nominalbetrags  der  etwaigen  Einkommcnver- 
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besserung  ab.  Einige  aparte  Bestimmungen  fUr  besond.  Beamte.  Jetzt  dieser  Erlass 
T.  1856  ersetzt  durch  Ges.  v.  24.  Febr.  1877  betr.  d.  Umzugskosten  der  Staatsbeamten 
u.  V.  v.  26.  Mai  \s~7.  Demnach  bei  allen  Versetzungen  Umzugskosten  ohne  jew 
Schmälerungen  (allgem.  Kosten,  nach  den  Beamten-Rangclassen  u.  anderen  Rubricirungen 
1800,  1000,  500,  800,  240,  180,  150.  100  M.,  Transp.kosten  f.  je  10  Kil.  ebenso 
24.  20,  10,  8,  7,  »i,  5,  4).  Ausserdem  für  die  Person  der  Umziehenden  Tagegelder 
u.  Heisekosten,  auch  in  gew.  Grenzen  Ersatz  etwaiger  Mietlizinsverluste.  Im  preusa. 
Etat  stehen  die  „Diäten-,  Fuhr-  u.  Versetz.kosten"  1883/84  iFin.min.)  mit  1  Mill.  M.. 
wirkl.  Ausg.  im  D.  v.  1879—82  1  25  M.  M.  iu.  A.  ohne  die  Abgeordn  diäten).  - 
Sonst  wird  auch  wohl  die  Diät  im  Winter  höher  als  im  Sommer,  für  Geschäfte  im 
Auslände  höher  als  im  lnlande  angesetzt ,  welches  Princip  in  den  kleinen  deutschen 
Staaten  allerdings  zu  komischen  Folgen  führt.  S.  d  bad.  Diätenregl.  v.  9.  Mai  1  >67 
(u.  A.  10%  WinterzuschlagV  10  Stufen  von  10  fl.  bis  \lf&  fl.  In  Baden  besteht  u.  A. 
die  Bestimmung,  dass  Staatsdiener,  die  vor  5  J.  den  Dienst  wieder  verlassen,  die  Um- 
zugsgelder wieder  erstatten  müssen,  was  practiseh  meist  nur  Universitätslehrer  trilft 
und  mit  der  wichtigen  deutschen  akademischen  Freizügigkeit  kaum  in  Einklang  ist 

3.  Abschnitt. 
Der  Real-  oder  Sachgilterbedarf. 

Vgl.  Kau  §.  66,  67,  34.35  u.  die  vor.  Aufl.  dieses  Bands  §.  200—206.  Im 
Folgenden  mehrfach  gekürzt,  da  der  Gegenstand  wesentlich  technischer  Natur  ist 

L  —  §.  168.  Allgemeine  Grundsätze.  Soweit  Sachgüter 
als  directes  Mittel  für  Staatszwecke  nöthig  sind,  kauft  sie 
der  Staat  in  der  entwickelten  Volkswirtschaft  in  der  Regel  besser 
im  freien  Verkehr  ein  oder  lässt  sie  auf  Bestellung  von  den  Privaten 
liefern.  Denn  hier  conenrrirt  der  Staat  erfahrungsmässig  selten 
erfolgreich  in  der  gewöhnlichen  Sachgüterproduction  mit  den 
Privatwirthschaften  und  die  Privatindustrie  wird  diese  Güter  auf 
Begehr  gem  liefern.  Deshalb  giebt  der  Staat  vielfach  passend 
die  eigene  ProductionsthUtigkeit  zum  Zweck  der  Be- 
schaffung dieser  Sachgüter  auf. 

Diese  Regel  erleidet  jedoch  berechtigte  Ausnahmen.  Die 
eigene  Erzeugung  solcher  Sachgüter  ist  auch  heute  noch  vom 
volkswirtschaftlichen  und  finanziellen  Standpuncte  zulässig  oder 
selbst  geboten,  wenn  1)  der  Staat  ganz  speeifisch  eigentbüiu- 
liche  Sachgüter  braucht,  welche  die  Privatindustrie  fast  nur 
für  ihn  herstellen  würde  und  alsdann  oft  nach  derselben  Betriebs- 
organisation, wie  sie  das  Staatswerk  besitzt;  2)  wenn  besondere 
Versuche  u.  dgl.  m.  anzustellen  sind  und  3)  wenn  die  Con- 
currenz  unter  den  Privatunternehmern  sehr  gering, 
die  Controle  der  Privatablieferungen  besonders 
schwierig  ist. 

Alle  drei  Bedingungen  treffen  namenüich  öfters  bei  der  Production  von  lie«|oi- 
siton  der  Militär-  und  M ari n  everwaltung  zu.  Aber  selbst  hier  (Krupp!)  tro»i 
vollends  auf  den  meisten  anderen  Gebieten  wird  die.  entwickelte  Privatindustrie  uft«^ 
passend  an  die  Stelle  der  Staatsindustrie  treten,    Am  Häufigsten  bestehen  sonst  nwh 
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besonders  Staatsdruckereien  u.  selbst  Papierfabriken.  Diese  Anstalten  ren- 
nren  selten ,  liefern  die  bezügl.  Materialien  oft  ober  tbeurer  als  die  Privatindu&tric 
und  nicht  immer  besser.  Die  Cautelen  wegen  der  Bewahrung  des  Amtsgeheimnisses 
in  Betreff  von  Drucksachen  und  wegen  des  Drucks  von  Werthpapieren .  Papiergeld 
a.  s.  w.  können  wohl  ebenso  bei  Privatanstalten  getroffen  werden.  Wiederholt  wurde 
u.  A.  in  Oesterreich  die  Abschaffung  dieser  beiden  Staatsindustriezweige  berathen. 
Es  ist  auch  die  Papierfabrik  in  Schlöglmühl  voräussert  worden.  Indessen  ist  es  bei 
dem  grossen  Bedarf  des  Staats  an  Drucksachen  doch  wohl  zulässig,  eigene  Druckereien, 
die  etwa  zugleich  als  technische  Mostoranstalten  dienen,  zu  behalten.  Uebertrag.  d. 
preuss.  Staatsdruck,  an  d.  Reich.Et  1SS2/S3  E.  8*155.  A.  2  204  Mill.  M.,  d.  österr. 
Staatsdruck.  1SS2  E.  1*1 72,  A.  P068  Mill.  fl. 

Bei  den  Staatsbehörden  kommt  regelmässig  ein  Bedarf  von  verschiedenen  Sach- 
gütern vor:  „Amtsbedürfnisse  oder  Bureaukoste.n"  aller  Art  (Einrichtung, 
Heizung.  Beleuchtung  der  Geschäftszimmer ,  Schreibmaterialien,  Packmaterial.  Bücher 
u.  dgL).  Hier  empfiehlt  sich,  besonders  bei  unteren  Stellen,  im  Interesse  sparsamer 
Verwendung  des  Materials  und  um  die  Verrechnung  und  Controle  zu  vereinfachen, 
das  System  der  Gewährung  von  Pauschsummen  in  Geld  an  den  betreffenden  Be- 
amten, der  dann  damit  auf  eigene  Verantwortlichkeit  und  auf  seine  Rechnung  den 
Bedarf  decken  mnss.    Kau  I  §.  00. 

Das  Postporto  für  amt Ii  che  Sendungen  wurde  früher  meistens  nicht  bezahlt, 
da  bei  der  Post  als  Staatsanstalt  Ausgabe  und  Einnahme  nur  von  einer  Tasche  in  die 
andere  gehen.  Indessen  führt  diese  Portofreiheit  der  Behörden  leicht  wieder  zu  einer 
zu  geringen  Sparsamkeit  und  zu  einer  zu  weit  gehenden  Benutzung  der  Postanstalt 
Daher  die  besondere  Verrechnung  des  Porto's  der  Behörden  mit  der  Post,  wonach 
das  Porto  als  Ausgabe  der  Behörden  und  als  Einnahme  der  Postanstalt  erscheint, 
doch  das  nichtigere  ist  Dadurch  erhält  man  auch  eine  genauere  Uebcrsicht  des 
wirklichen  Staatsau fwands  und  der  wahren  Leistungen  und  Erträge  der  Post.  Mit 
Recht  daher  Aufhebung  der  Portofreiheiten  der  Behörden  u.  s.  w.  im  Norddeut- 
schen Bunde  durch  Ges.  v.  5.  Juni  1800,  allerdings  mit  veranlasst  durch  die  eigen- 
thümL  Trennung  der  Bundes-  und  Einzelstaatsfinanzen,  da  die  Post  Bundessache  ist 
Postsendungen  in  Bundessachen  (also  incL  Militärsachen  u.  s.  w.)  sind  denn  auch 
portofrei  geblieben,  §.  2,  4,  5  d.  Ges. 

In  dem  jetzt  regelmässigen  Falle  der  Beschaffung  des  Sach- 
bedarfs durch  die  Privatindustric  muss  der  Staat  bei  der 
Bestellung,  dem  Abnehmen  u.  s.  w.  die  Geschäftsgrunds  ätze 
grosser  Einzelwirth schatten  befolgen. 

Dahin  gehören  (Kau  I  §.  34,  35)  a)  das  ,.A  usbedingen  des  Preises  vor  dem 
Beginn  der  Ausgabe",  b)  Die  „Benutzung  des  Mitwerbens,  entweder  durch 
mündliches  Abbieten  und  Zuschlag  an  don  Wenigstforderndcn ,  oder  durch 
Annahme  schriftlicher  Offerten  (Submissionen'),  wobei  man  dem  Wenigst- 
fordernden.  wofern  seine  Persönlichkeit  die  gehörige  Sicherheit  gewährt,  den  Vorzug 
ffiebt."  In  neuerer  Zeit  sind  über  das  Submissionswesen  auch  in  Deutschland  manche 
Klagen  der  Industriellen  erhoben  worden.  Sie  haben  ihren  Grund  darin .  dass  der 
Staat  oft  zu  einseitig  auf  den  Preis,  statt  zugleich  auf  die  Qualität  der  Leistung, 
sieht  wobei  dann  die  Preise  unter  den  Stand,  welcher  von  einer  tüchtigen  Qualität 
der  Leistung  bedingt  wird,  herabgedrückt,  damit  aber  auch  die  Qualität  der  Arbeit 
überhaupt  in  weiten  Kreisen  verschlechtert  worden  ist  Im  (Jebrigen  ist  das  ganze 
System  der  Submissionen  nur  eine  Consequcnz  des  privatwirthschaftlichen  Coneurrenz- 
prineips,  steht  u.  fällt  mit  letzterem.  Durch  Verabredungen,  Kartelle  u.  dgl.  unter  den 
Bietern  werden  die  Vortheile  der  Ooncurrenz  auch  für  den  Staat  öfters  verringert. 
Vorschr.  der  Lizitation  oder  Submission  in  Pretissen  als  Kegel,  Instr.  d.  0.  K.  K. 
t.  1S24  §.  10.)  —  c)  Abschliessen  von  Verträgen  über  grössere  Mengen  von 
Waaren  auf  einmal,  dl  „Das  Verdingen  von  Ausgaben,  die  aus  mehreren  Thei- 
len  bestehen ,  an  einen  einzigen  Uebernehmer  (Accordanten)  gegen  eine  im  Ganzen 
iusbedungene  feste  Summe  ^Aversuin.  Pauschsu  min  et.  (Früher  sogen.  Admo- 
•liation)/1  (Weitere  Begründung  dieses  Puncts  bei  Kau  I  §.  35  u.  vor.  Aufl.  S.  203). 
In  l'reus sen  soll  die  Ausführung  öffentl.  Bauten  in  der  Kegel  nicht  auf  Rech- 
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nung.  sond.  In  Verding,  die  Anschaffung  der  Baumaterialien,  bes.  Kalk-,  Mauer-. 
Dachsteine,  auf  Rechnung  erfolgen.  S.  Rönne,  preuss.  Staatsr.,  3.  Ausg.  II,  2,  S.  607. 

II.  --  §.  169.  Besondere  Bemerkungen  über  Staats- 
bauten und  Staatsgebäude.  Die  Aufführung  und  Erhaltung 
der  den  Staatszwecken  dienenden  Staatsgebäude  (einschliesslich 
derjenigen  fltr  Dienstwohnungen)  bedingt  für  den  Staat  besondere 
Mühewaltung  und  bringt  die  Gefahr  grösserer  Ausgaben  mit  sich. 
„Namentlich  werden  die  Regierungen  oft  durch  Vorschläge  einzelner 
Beamten  in  Versuchung  gesetzt,  grosse  Summen  auf  unzweck- 
mässige oder  doch  entbehrliche  Bauten  zu  verwenden."  (Rau.) 
Zur  Bewältigung  dieser  Schwierigkeiten  bieten  sich  unter  anderen 
folgende  Mittel  dar: 

Rau  §.  G7  hat  zu  unbedingt  angenommen,  dass  die  Gebäude  dem  Staate  stob 
Üicurer  als  den  Privaten  kämen.  —  Ueber  die  Bestimmungen  in  P reussen  s.  v. 
Rönne's  Baupolizei  d.  preuss.  Staats,  3.  Ausg.  S.  363  ff.,  in  Kürze  in  dess.  Staats- 
recht, 3.  Ausg.  II,  2,  600. 

1.  Richtige  Verbindung  von  Centralisation  und  Dc- 
centralisation  in  der  Organisation  des  Staatsbauwesens,  z.  B. 
mittelst  Anstellung  von  Bezirksbaumeistern  und  Einrieb 
tung  einer  oberen  Baubehörde  in  einem  Ministerium. 

In  Preussen  ist  die  frühere  techn.  Oberbaudirection  von  1770  im  J.  1*4'» 
aufgelöst  und  ihre  Function  der  Abtheil  für  Bauwesen  im  Handelsministerium  über- 
tragen worden.  Jetzt  steht  diese  Abth.  im  Min.  d.  öffentl.  Arbeiten  Sie  hat  u.  A. 
die  Uebcrwachung  der  Geschäftsführung  der  Baubeamten,  die  Berathung  des  Bau- 
bedürfnisses u.  d.  Aufstellung  der  Bauetats  f.  Staatsbauten,  die  Prüfung  und  Fest- 
stellung der  Bauentwurfe  und  Kostenanschläge,  die  oberste  Leitung  und  Ueberwachong; 
der  Ausführung  der  Bauten,  v.  Rönne,  Staatsrecht,  II,  1,  S.  10$.  In  den  Bezirks- 
regierungen hat  ein  Baurath  die  Bau-  und  Reparaturanschläge  festzusetzen,  eb.  S.  183. 

2.  Abschaffung  der  für  die  Staatszwecke  entbehr- 
lichen Dienstwohnungs-  und  sonstigen  Gebäude. 

Indessen  mit  den  Beschränkungen,  welche  sich  aus  den  früheren  Bemerkungen 
über  Dienstwohnungen  im  Dienstinteresse  (§.  151  und  im  Staatsdienerinteresse  (§.  1621 
ergeben.  Auch  ist  es  auf  dem  Lande  oft  schwer,  eine  passende  Miethwohnung  zu 
finden.  Wo  solche  Umstände  nicht  vorhanden  sind,  da  kommt  in  Betracht,  dass  die 
Zinsen  des  Verkehrs  Werths  der  Gebäude  und  die  Erhaltungakosten  mehr  zu  betragen 
pflegen,  als  die  für  die  Dienstwohnung  zu  erhaltende  Vergütung,  zumal  wenn  letztere, 
wie  es  üblich  ist,  zu  niedrig  angesetzt  wird,  was  sich  freilich  abstellen  lässt.  In 
Preussen  und  früher  in  Baden  (jetzt  hier  z.  Th.  noch  weniger)  wird  dem  Beamten 
für  die  Wohnung  meistens  ein  Abzug  von  10  Proc.  des  Gehalts  gemacht,  wofür  er 
in  der  Regel  keine  Miethwohnung  erhalten  würde.  Es  wäre  richtiger,  den  Werth  sro 
anzuschlagen,  wie  er  sich  für  eine  Wohnung,  welche  der  betreffende  Beamte  son>t 
uach  seiner  Lebensweise,  Stellung  und  den  ortsüblichen  Verhältnissen  brauchte,  stellen 
würde. 

3.  Rechtzeitige  Vornahme  der  nothwendigen  Repa- 
raturen. 

Ausführliche  Vorschriften  darüber  bestehen  in  allen  Staaten.  In  Preussen 
dürfen  nur  Arbeiten  unter  50  Thlr.  ohne  vorherige  Veranschlagung  durch  Baubeamf 
unmittelbar  vorgenommen  werden.  Reparaturen  über  1000  Thlr.  bedürfen  der  Revision 
der  Anschläge  durch  die  Bauabtheilung  im  Ministerium.    Rönne  a.  a.  Ü. 
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4.  Sorgfältige  Prüfung  der  Notwendigkeit  von 
Neubauten  und  grösseren  Umbauten. 

Zu  diesem  Behuf  sind  die  Wünsche  und  Vorschlage  der  einzelnen  Verwaltungs- 
behörden zuerst  durch  die  vorgesetzten  Behörden,  dann  durch  die  Ober -Baubehörde 
genau  zu  prüfen  und  bei  grösseren  Bauten  der  Volksvertretung  eingehende  Denk- 
schriften zur  Begründung  vorzulegen.  In  grösseren  Staaten  erscheint  es  jedoch  passend, 
u.  u.  A.  beim  Staatseisenbahnwesen  unvermeidlich,  der  Central  Verwaltung,  neben 
Specialsummen  für  einzelne  Bauten,  im  Etat  eine  angemessene  grössere  rauschsumme 
für  Bauten,  unter  der  Verpflichtung  späteren  Nachweises  der  Verwendung,  auszuwerfen. 
In  Baiern  waren  für  den  Voranschlag  von  1855/01  von  den  Kreisregicrungen 
3,095.645  fl.  für  Neubauten  zu  Zwecken  der  Staatsverwaltung  verlangt.  Man  ver- 
minderte durch  Ausscheidung  des  Minder -Dringenden  die  Summe  erst  auf  740,000, 
dann  auf  "515,000  fl.  und  auch  hiervon  worden  nur  3557,000  fl.  in  den  Voranschlag 
für  die  7.  Finanzperiode  aufgenommen  (Kau  §.  67).  —  In  Prcussen  bedürfen 
Neubauten  über  500  Thlr.  der  Revision  der  Anschläge  durch  die  ministerielle  Bau- 
abtheilung. S.  über  „Baufonds"  eingehend  Meissner,  preussische  Verwalt- 
ende I,  107  ff. 

5.  Richtige  Bestimmung  zweckmassiger,  in  angemessenen 
Fällen  künstlerischer  und  wohlfeiler  Ausfuhrung  der 
Bauten. 

Zu  diesem  Zweck  genaue  erste  Anschläge,  sorgfältige  Revision  derselben  durch 
die  Ober-Baubehörde,  strenge  Verantwortlichkeit  der  Baubeamten  für  die  Innehaltung 
der  Anschläge,  daher  Forderung  der  genauen  Begründung  von  Ueberschreitungen  und 
bezügliche  Controle  der  vorgesetzten  Behörde  und  der  Volksvertretung.  Mit  vollem 
Recht  soll  in  der  Gegenwart  bei  vielen  Staatsbauten  die  Wohlfeilheit  des  Baues  nicht 
das  Hauptziel  sein,  sondern  ästhetisch-künstlerischen  Gcsichtspuncten  und 
monumentalem  Character  in  grossem  Umfang  Rechnung  getragen  werden.  Das  recht- 
fertigt sich  auch  durch  die  Thatsache,  dass  keine  der  bildenden  Künste  eine  so 
segensreiche  populäre  Wirkung  ausübt,  als  die  A  r  c  h  i  t  e c  t  u  r.  (Richtiger  Standpunct  des 
Deutschen  Postsecr.  Stephan),  Ob  in  eigener  Regie  oder  ob  in  Accord  mit 
privaten  Gen eral -Unternehmern,  ob  und  wie  weit  auch  im  ersteren  Falle  mit  Ver- 
gebung der  einzelneu  Zweige  der  Bauarbeit  an  Special- Accordanten  vorgegangen 
werden  soll,  darüber  lässt  sich  keine  allgemeine  Regel  aufteilen.  Nach  der  technischen 
Natur  des  Bauwesens  ist  die  Bauausführung  in  eigener  Regie  jedenfalls  recht  wohl 
möglich  und  bei  tüchtiger  Controle  auch  räthlich. 

4.  Abschnitt. 

Der  Finanzbedarf  oder  die  Ausgaben  fiir  die  Bestreitung  der 
Erhebungskosten  der  Staatseinnahmen. 

Dieser  Abschnitt  ist  in  der  vor.  Aufl.  neu  eingefügt  worden,  weil  es  mir  wün- 
schenswerth  schien,  von  einem  zusammenfassenden  Gesichtspuncte  aus  die  Frage 
der  Erhebungskoäten  ganz  im  Allgemeinen  zu  beleuchten.  Das  Einzelne  gehört  dann 
in  die  Lehre  von  den  Einnahmen.    S.  über  d.  Steuern  Fin.  II,  §.  536. 

L  —  §.  170.  Der  eigentliche  Finanz  bedarf  oder  die 
reine  Staatsausgabe  (§.  149)  kommt  unmittelbar  den 
Staatszwecken  und  den  zu  ihrer  Verwirklichung  dienenden  einzelnen 
Thätigkeiten  zu  Gute.  Die  Erhebungskosten  der  Staats- 
einnahmen oder  allgemeiner  ausgedrückt  und  den  Fall  der 
Kosten  der  Creditoperationen  (Staatsanleihe  u.  s.  w.)  einbezogen, 
der  Eingänge,  sind  nur  das  Mittel  für  den  Zweck  oder  für 
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die  Beschaffung  der  Deckung  des  eigentlichen  Finanzbedarfs.  In 
den  Etats  müssen  diese  Posten  möglichst  vollständig  mit  erscheinen, 
weil  ihr  Betrag  bei  dem  werbenden  Staatseigenthum  die  Wirth 
schaftlichkeit  und  die  privatökonomische  und  technische  Fähigkeit 
der  Staatsverwaltung  mit  erweist  und  weil  ein  Theil  dieser  Ver- 
waltungskosten —  nemlich  derjenige  Theil,  welcher  etwa  bei  der 
Staatsverwaltung  wegen  der  derselben  anhaftenden  Eigenthtlmlich- 
keiten  grösser  ist,  als  bei  der  Privatverwaltung  -  und  die  Er- 
hebungskosten der  Gebühren  und  eigentlichen  Steuern  ebenso  wie 
die  reine  Staatsausgabe  zu  den  eigentlichen  Lasten  gehören,  welche 
das  Staatswesen  der  Bevölkerung  macht.  Es  ist  auch  deshalb  die 
früher  mehrfach  erwähnte  Forderung  zu  stellen,  das  die  Etats  in 
Ausgabe  und  Einnahme  sogen.  Brutto  Etats  sind,  welche  alle 
an  den  Einnahmen  haftenden  Kosten  möglichst  vollständig  mit 
enthalten.  Dieser  Forderung  sind  die  Staaten  in  neuerer  Zeit 
auch  immer  mehr  nachgekommen.    (§.  109.) 

II.  —  §.  171.  Die  möglichste  Besch  ränkung  der  Er- 
hebungskosten muss  im  Finanz-  und  Staatsinteresse  selbstver- 
ständlich erstrebt  werden.  Wie  zu  diesem  Behufe  bei  den  einzelnen 
Arten  von  Einnahmen  vorzugehen,  ist  in  der  Einnabmelehre  näher 
zu  erörtern.  Im  Allgemeinen  hängt  die  Höhe  der  genannten 
Kosten  theils  von  der  Art  der  Einnahmen,  insbesondere  der 
privatwirthschaftlichen  einer-  und  der  Gebühren  und  Steuern 
andrerseits  und  wieder  der  einzelnen  Kategorieen  jeder  dieser 
Einnahmearten,  theils  von  allgemeinen  Verhältnissen  der 
Zeit  und  des  Landes  ab.  Daraus  folgt  für  die  Finanzwirthschaft, 
dass  zwar  bei  der  Wahl  der  Einnahmearten  auch  dieses 
Moment,  die  Höhe  der  natürlichen,  einer  Einnahme  anklebenden 
und  der  durch  die  Zeit-  und  Landesverhältnisse  bedingten  Kosten, 
thunlich  mit  berücksichtigt  werden  muss;  dass  aber,  weil  die  Wahl 
der  Einnahmearten  doch  wesentlich  von  anderen  Umständen  mit 
abhängt,  Einnahmen  (auch  Steuern)  mit  höheren  Erhebungskosten 
oft  unvermeidlich  sind. 

Es  giebt  auch  nach  dieser  Seite  betrachtet,  kein  absolut  richtiges,  sondern 
nur  ein  örtlich  und  historisch  relativ  zweckmässiges  Einnahme-System. 
Dies  ist  in  Theorie  und  Praxis  nicht  immer  zur  Genüge  beachtet  worden.  Das  Ein- 
nahmesystem kann  ohnehin  gewöhnlich  nicht  beliebig  gewählt  werden,  sondere 
ein  geschichtlich  überkommenes  liejrt  vor  und  verträgt  höchstens  eine  »11- 
mälige  Reform.  S.  bes.  über  die  Bedeutung  dieser  Auffassung  für  das  Steuer- 
system u.  die  Steuerarten  Fin.  II,  430  II.  Auch  bei  dieser  Reform  ist  die  Ver- 
ringerung der  Erhebungskosten  mit  ins  Auge  zu  fassen,  allein  massgebend 
kann  sie  aber  wiederum  nicht  sein.  Daraus  folgt,  dass  zwischen  den  Staatshaushalten 
verschiedener  Zeiten  und  Länder  auch  mehr  oder  weniger  unvermeidliche  Diffe- 
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renzen  in  den  Erhebungskosten  bestehen,  welche  bei  einem  finanzstatistischen  Ver- 
gleich keineswegs  immer  der  betreuenden  Finanzverwaltung  als  Verdienst  oder  als 
Schuld  angerechnet  werden  dürfen.  Auch  dies  ist  oft  bei  der  Beurtheilung  von  Fi- 
nanzen übersehen  worden. 

III.  —  §.  172.  Von  wichtigeren  Unterschieden  in  den  Ver- 
hältnissen der  Erhebungskosten  sind  namentlich  folgende  be- 
merkenswerth : 

1.  Staatshaushalte,  in  welchen  EinDahmen  privatwirth- 
schaftlicher  und  verwandter  Art  —  ältere  Domänen,  Feldgüter, 
Forsten,  Bergwerke,  Fabriken,  Eisenbahnen  — ,  ferner  aus  Ge- 
bührenanstalten, wie  Post,  Telegraphie,  und  aus  Staats- 
monopolen, wie  dem  Tabak-  und  Salzraonopol,  vorkommen, 
haben  nothwendig  regelmässig  einen  höheren  Gesammtbetrag  von 
Erhebungskosten  im  Etat  und  damit  Uberhaupt  einen  höheren 
Bruttoetat  im  Aus-  und  Eingang  bei  gleich  hoher  eigentlicher 
Staatsausgabe,  als  Staatshaushalte,  deren  Einnahmen  vorzugsweise 
nur  aus  Steuern  bestehen. 

Denn  in  jenen  erstgenannten  Haushalten  muss  ein  bedeutender  eigener  Aufwand 
an  Kosten  gemacht  werden,  um  die  Reineinnahme  (oder  das  eigentliche  Staats  ei  n- 
Ummen  (G.  §.  M)  erst  durch  besondere  privatwirthschaftliche  Productionsprocesse 
in  erwerben.  Im  Allgemeinen  ist  aus  tiefer  liegenden  politischen ,  wirtschaftlichen 
und  technischen  Gründen  in  früherer  Zeit  und  in  den  weniger  entwickelten  Volks- 
wirtschaften noch  heute  die  Einnahmewirthschaft  mehr  auf  privatwirthschaftliche 
Kinnahmen,  ältere  Kegalien,  Monopole  u.  s.  w.  begründet  als  auf  eigentliche  Steuern. 
Inter  übrigens  gleichen  Umständen  erscheinen  also  Staatshaushalte  solcher  Zeiten  und 
Länder  mit  einem  relativ  und  absolut  grösseren  Bruttoetat  und  stärkeren  Summen  Er- 
hebungskosteu  als  Staatshaushalte  mit  vorherrschender  Steuerwirthschaft.  Ein  Beispiel 
tur  jene  Haushalte  sind  noch  jetzt  die  deutschen  verglichen  mit  dem  englischen 
und  französischen  »vollends  wenn  bei  letzterem  von  dem  einen  Zweige  des  Tabak- 
monopols  abgesehen  wird.    S.  o.  die  Daten  in  §.  101  S.  234). 

2.  Auch  bei  gleicher  Gestaltung  der  Einnahmewirthschaft 
macht  es  für  die  Erhebungskosten,  welche  im  Etat  er- 
scheinen, einen  Unterschied,  welches  Verwaltungssystem 
in  Betreff  gewisser  Zweige  der  Einnahmen  befolgt  wird. 

Beispiele.  Bei  der  eigenen  Verwaltung  der  Domänen  (Feldguter),  Eisenbahnen, 
'-■in es  Monopols  (Tabak)  kommen  regelmässig  hohe  Verwaltungs-  und  Betriebskosten 
vor,  welche  bei  der  Verpachtung  fasi  ganz  verschwinden.  Die  Bruttoetats  ver- 
mindern sich  also  mit  dem  Vorwalten  des  Pachtsystems  bei  solchen  Zweigen.  Da 
vielfach  die  Verpachtung  geschichtlich  spaterund  in  der  entwickelteren  Volkswirth- 
^haft  an  die  Stelle  der  Eigenverwaltung  tritt,  z.  B.  bei  den  Domänen  i.  e.  S„  so 
erscheinen  Haushalte  neuerer  Zeit  und  vorgeschrittener  Länder  wieder  öfters,  ceteris 
faribps.  mit  klciuereu  Erhebungskoaten  und  Etats.  Ist  die  Verpachtung,  wie  in  solchen 
lallen  im  Allgemeinen  anzunehmen  ist,  das  privat-  und  volkswirtschaftlich  zweck- 
mässijrere  System,  so  vermindert  9ich  wahrscheinlich  gleichzeitig  auch  der  volkswirth- 
*baftliche  Kostenaufwand  des  ganzen  Staatswesens.  Als  Zahlenbeispiel  kann  der  Un- 
terschied des  Kosten  Verhältnisses  bei  den  meist  verpachteten  Domänen  i.  e.  S. 
und  bei  den  eigen  verwalteten  Forsten  dienen,  welcher  wenigstens  grösstenteils 
auf  diese  Verschiedenheit  des  Verwaltungssystems  zurückzuführen  ist;  z.  B.  in  Pre  u  s  sen 
1*75:  Domäneneinnahmen  roh  28*4  Mill.  M.,  Verwaltungskosten  6*1  Mill.  M.  oder 
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215%,  Forsteinnahme  roh  51  1  Mill.  M.,  Verwaltung  u.  Betrieb  25<J  Mill.  M.  od^-r 
501°/o.  In  Frankreich  erscheint  das  selbstverwaltctc  Tabakmonopol  (incl.  Pulver- 
mon.)  mit  310  Mill.  Fr.  roh  and  03*2  Mill.  Fr.  Aasgabe;  in  Italien  d.  verpachtete 
Tabakmonopol  mit  76*1  Mill.  Fr.  Roheinn.  und  bloss  56.000  Fr.  Kosten. 

§.  173.  —  3.  Von  besonderer  Bedeutung  sind  die  natür- 
lichen und  die  aus  den  Zeit-  und  Landesverhältnissen 
entspringenden  Unterschiede  in  den  Erhebungskosten  der  Haupt 
und  Unterarten  der  Stenern. 

Zunächst  sind  hier  uneigentliche  und  eigentliche  Er- 
hebungskosten zu  unterscheiden: 

a)  Die  u  n  eigentlichen  Erhebungskosten  sind  diejenigen  mit 
einer  Steuer  verbundenen  einzel-  und  eventuell  auch  volkswirt- 
schaftlichen Kosten,  welche  direct  oder  indirect  Steuerpflichtige 
über  ihre  gesetzliche  Stcuerschuldigkeit  hinaus  tragen,  ohne  dass 
diese  Beträge  auch  nur  als  Roheinnahme  in  die  Staatskasse 
kommen.    Hierhin  gehören: 

a)  solche  Kosten,  welche  neben  der  Steuer  in  Folge  von 
Widerrechtlichkeiten,  Bestechlichkeit  u.  dgl.  m.  der  Finanz 
organe  dem  Publicum,  bez.  den  einzelnen  Steuerpflichtigen  abge- 
drungen werden. 

Die  Folge  der  Verhältnisse  in  Zeiten  and  Landern  mit  ungenügender  Rechts- 
sicherheit, roher  Cultur.  Die  indirecten  Stenern  (Zölle,  Thoraccisen  u.  A.  m.).  aber 
auch  dircete  Steuern  geben  dazu  Veranlassung;.  Abhilfe  liegt  in  genügender  Besol- 
dung der  Beamten,  scharfer  Controle,  unerbittlicher  Strenge  von  oben,  Oeffentlichkeit. 
Alles  vornemlich  erst  im  entwickelten  Staate  auf  höherer  Culturstufe  der  Bevölkerung 
zu  erreichen. 

ß)  Solche  Kosten,  welche  die  Besteuerung  fiir  die  Einzelnen 
und  für  die  Volkswirtschaft  direct  und  indirect  durch  ihre  un- 
zweckmässige  Anlage  und  Durchführung,  ihr  Control 
wesen,  ihre  Verhinderung  technischer  Verbesserungen 
in  der  Production,  durch  die  mit  der  Erledigung  der  Geschäfte 
der  Steuerbemessung  und  Erhebung  verbundenen  Zeitverluste 
und  Kosten  an  A rbeits p erson al  für  die  Steuerpflichtigen 
mit  sich  bringt. 

S.  Bergius,  Finanzwiss.  1.  Ausg.,  S.  249.  Namentlich  sind  es  die  indirecteo 
Steuern,  die  Zölle  (Grenzsperre  und  Grenzverkehrscontrolc.  Zollmanipulationen,  eigene 
Leute  des  Kaufmanns  zur  Besorgung  dieser  Geschäfte),  die  städtischen  Thoraccisen 
(Mahl-  und  Schlachtsteuer  u.  s.  w.),  die  bei  der  Circulation  gewisser  Waarea  im 
Inland  erhobenen  Steuern  (gewisse  Weinsteuern),  die  bei  der  Production  erhoben«« 
Verbrauchssteuern  (Bier-,  Branntwein-,  Zuckorsteueri  u.  a.  in.,  welche  solche 
Erhebungskosten  in  zum  Theil  bedeutendem  Betrage  mit  sich  bringen.  S.  Fin.  II  §.  116. 

Die  erste  wie  die  zweite  Art  dieser  uneigentlichen  Krhcbungskusten  lässt  sich 
natürlich  nicht  ziflertnässig  genau  anschlagen.  Beide,  die  zweite  besonders  in  unseren 
heutigen  Staaten  mit  allgemein  verwaltender  indirecter  Besteuerung,  fallen  aber  oft 
als  ein  schwerer  Posten  des  eigentlichen  volkswirthschafdichen  Etats  der  Steuerer- 


I 

Digitized  by  Google 


Erhcbuugskosten  bei  Steuern. 


3H5 


hebungskosten  »eben  dem  im  Finanzetat  erscheinenden  Kostenbeträge  ins  Gewicht. 
Vereinfachung  des  Steuerwesens,  Vorherrschen  der  directeu  und  unter  diesen 
wieder  der  reinen  Einkommensteuern  haben  u.  A.  deu  Vortheil,  den  aus  jenen 
Kosten  sich  ergebenden  Betrag  der  Last  des  Staatswesens  zu  vermindern. 

b)  Die  eigentlichen  Erhebungskosten  der  Steuern  sind  der 
Aufwand,  welchen  die  Finanzverwaltung  oder  ihre  Beauftragten 
(wozu  auch  Steuerpächter  gehören)  für  die  Einziehung  der  gesetz- 
lichen Steuerbeträge  machen  müssen.  Sie  gehen  daher  auch  durch 
die  Rechnungen  der  Finanzverwaltung  oder  ihrer  Beauftragten. 
Die  möglichste  Verminderung  dieser  Erhebungskosten  muss  selbst- 
verständlich das  Ziel  sein.  Die  Höhe  dieser  Kosten  hängt  nun 
im  Allgemeinen  ab: 

a)  vom  Zustande  der  ganzen  Finanz-  und  speciell 
Steuerverwaltung. 

Einen  Einfluss   übt  dabei  das  vorherrschende  Steuerhebungssystem  aus 
Pacht,  Regie,  Erhebung  durch  Vermittlung  der  Selbstverwaltungskörper,  besonders 
d.-r  Gemeinde,  Abfindung,  s.  Fin.  II,  §.  563  ff.)    Hier  liegt  eine  wichtige  Aufgabe  für 
Steuertechniker  vor. 

ß)  Weiter  ist  die  Summe  der  Erhebungskosten  des  Steuer- 
wesens  von  der  Wahl  der  hauptsächlichsten  Steuerarten  ab- 
hängig. 

Manche  der  letztoren  bringen  wenigstens  in  der  Regel  wegen  der  Einrichtungen 
def  Erhebung  und  der  Controle  höhere  Kosten  als  andere  mit  sieb.  Namentlich  gilt 
dies  im  Ganzen  von  den  wichtigsten  indirecten  Verbrauchssteuern ,  den  Grenzzöllen, 
den  inländischen  Verzehruugssteuern ,  welche  in  der  Form  von  Steuern  beim  Produ- 
kten (Bier-,  Branntwein-,  Zuckersteuern  u.  A.  m.)  oder  von  Thoraccisen  in  den 
Städten  u.  s.  w.  erhoben  werden.  Nun  soll,  wie  gesagt,  bei  der  Wahl  der  Steuern 
auch  auf  diesen  Punct  Rücksicht  genommen  werden,  aber  manche  Umstände  machen 
es  öfters  unmöglich,  bloss  wegen  der  Höhe  der  Erhebongskosten  eine  Steuer  oder 
wenigstens  eine  Stcuergattung  zu  vermeiden.  Wo  daher  einmal  gewisse  Stcuerarten 
vorwalten,  müssen  die  höheren  Erhebungskosten  mit  in  den  Kauf  genommen  werden. 
Es  setzt  dann  öfters  erst  eine  ganz  andere  Entwicklung  der  Volkswirtschaft,  der  Volks- 
cultur,  des  Sittenzustands  voraus,  um  in  dem  Steuersystem  die  Steuern  mit  geringeren 
an  die  Stelle  derjenigen  mit  höheren  Erhebungskosten  treten  lassen  zu  können,  z.  B. 
mehr  directe,  besonders  Einkommensteuern  an  die  Stelle  von  indirecten  Verbrauchs- 
steuern. Auch  dies  ist  in  den  Controversen  Uber  Steuerwesen  nicht  immer  beachtet 
worden.    Näheres  auch  darüber  in  Fin.  II,  allgem.  Steuerlehre. 

Nach  v.  Czörnig,  Österreich.  Budg.  II,  505,  sind  in  den  dort  verglichenen 
hauptsächl.  Culturstaaten  Europas  die  Erhebungskosten  der  dir.  Steuern  meistens  er- 
heblich kleiner  als  diej.  der  indirecten  (diese  excl.  Monopole  u.  Regale),  eine  Differenz, 
welche  sich  zwar  etwas  vermindert,  aber  nicht  verschwindet,  wenn  bei  den  directen 
Steuern  die  öfters  nicht  vollständig  im  Staatsetat  erscheinenden ,  z.  B.  theilweise  von 
der  Gemeinde  getragenen  Erhebungskosteu  eingerechnet  werden:  Gr.  Brit.  z.  B.  bei 
den  dir.  3'2,  den  indir.  Steuern  4  2,  Frankreich  51  u.  vs,  Preusscn  4  u.  9*0, 
Oesterreich  3  2  u.  10  S,  Baicrn  5*6  u.  \)'2 .  Belgien  51  u.  115.  Ausnahmen 
v.  d.  Regel  kommen  Übrigens  vor,  z.  B.  in  Portugal  u.  Holland,  was  sich  aber  besond 
erklären  lässt.  Bei  einzelnen  dir.  Steuern,  welche  grosse  u.  kostspielige  Vorbe- 
reitungsarbeiten benöthigen,  daher  besonders  bei  «1er  Grundsteuer  »Kataster!) 
wurden  sich  übrigens  höhere  Erhebungskosten  finden,  wenn  man,  wie  billig,  die  Zins- 
und  Amortisationskosten  des  in  den  Katastern  u.  s.  w.  steckenden  Kapitals  mit  ein- 
rechnete. 
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y)  Auch  bei  ein  und  derselben  Steuerart  oder  selbst 
einzelnen  Steuer  sind  die  Erhebungskosten  nach  Zeit  und  Land 
öfters  erheblich  verschieden,  namentlich  nach  folgenden 
Umständen: 

aa)  Der  Sittenzustand  der  einen  Bevölkerung  verlangt 
mitunter  umfassendere,  mithin  meistens  kostspieligere  Steuer- 
controlen,  als  der  einer  anderen. 

Z.  B.  gegenüber  dem  Zoll-  und  Thoraccisenschmuggel,  der  freilich  wesentlich 
auch  von  der  Höhe  der  Steuersätze  mit  abhängt. 

bb)  Aehnlich  wirkt  die  Verschiedenheit  der  geographischen 
Verhaltnisse  eines  Landes  ein. 

Z.  B.  die  Lage,  Gestalt,  die  Grenzverhältnisse  (See,  Gebirge,  Flusse,  convenrio- 
nelle  Grenzen),  das  Verhältniss  der  Grenzlänge  zum  Inhalt  und  zur  Bevölkerung  des 
Steuergebiets  (Land,  Stadtgebiet),  die  verticale  Configuration  des  Landes  u.  dgl.  m.. 
so  besonders  bei  den  Kosten  der  Zölle,  städtischen  Accisen,  weil  Controle  ud 
Schmuggelgefahr  von  diesen  Umständen  bedingt  werden. 

Grossbrita  uni  on  geniesst  auch  hier  wegen  seiner  Lage  Vorzüge  vor  den 
meisten  Ländern.  Auch  in  der  im  Text  genannten  Beziehung  war  die  Erweiterung 
des  preussischen  zum  Zollgebiet  des  Zollvereins  und  die  allmälige  Ausdehnung  des 
letzteren  sehr  wohlthätig.    So  war  z.  B. 

Länge  der     Inhalt  des       Auf  1  Meile  Zolllinie  kamen: 
Zolllinie       Zollgebiets       (Juadratmcilcn  mit  Einwohner 
Preusscn    IS  19  1073  Meil.     5045  Qu.m.  4'70  c.  10,100 

Mittelstaatcn  1504    „        3456     „  221  c.  13.600 

Zollverein  1933  1206    „        7729     .,  6*41  c.  19,500 

1844  1105    „        8245     „  7'41  c.  25,600 

1856  1066    .,        9045     „  8*48  c.  30,300 

1869  1114    „         9666     ..  8  68  c.  34,700 

1873  1127    „         9858     .,  8'75  c  36,100 

Vgl.  Viebahn,  Stat.  Deutschi.  I.  (185s),  227  u.  pass.  Einigermassen  müssen  die 
Zollerhebungskosten  (Grenzwache  u.  s.  w  )  mit  der  Ausdehnung  des  Zollgebiets  sich 
relativ  vermindern,  also  in  umgekehrter  Kichtang,  wie  die  auf  1  Meile  Zolllinie  fallende 
Gebiets-  und  Bevölkerungsmenge  sich  bewegen.  Das  hat  sich  auch  im  Zollverein  ge- 
zeigt, wo  diese  Kosten  von  über  16  meist  auf  unter  10%  gesunken  sind.  Kleine 
Staaten  müssen  daher  unter  Umständen  unverhältnisMnässig  hohe  Zollverwaltunjrskosten 
ausgeben  (Kur-Baicrn  Ende  des  vorigen  Jahrh.  60—70%,  Viebahn,  Stat.  I,  159, 
Belgion  1831  314,  IMiO  noch  27'1%)  —  Achnliche  Wahrnehmungen  bei  städti- 
schen Accisen.  So  forderte  die  preuss.  Mahl-  u.  Scblachtsteuer  1849  boi  Städten 
mit  über  100,000  Einw.  8  5,  zwischen  30—100.000  E.  143,  zw.  15-30,000  E.  17  5. 
zw.  10-15,000  E.  22  2,  unter  10.000  E.  26  5  %  Kosten  (Preuss.  Statist.  Zeitschr. 
1868,  S.  84). 

cc)  Auch  die  Verkehrs-  und  Productionsverhältnissc, 
die  Beschaffenheit  der  Communicationen,  z.  B.  Land-  und 
Wasserwege,  Concentration  eines  gewissen  besteuerten  Verkehrs  in 
wenigen  oder  Zerstreuung  Uber  zahlreiche  Orte  sind  von  Einfluss, 
so  bei  Zöllen,  manchen  inneren  Verbrauchssteuern. 

Grossbritannien  hat  hier  wieder  den  wesentlichen  Vorzug  bei  den  Zöllen, 
dass  sich  sein  Hauptverkehr  mit  dem  Auslande  auf  einige  Haupthufen  vorzugsweise 
concentrirt.  So  wurden  z.  B.  1869  von  22*22  Mill.  Pf.  St.  Zolleinnahme  10"4«>  m 
London,  3  16  in  Liverpool,  3  4 1  in  allen  anderen  engl.  Häfen,  3*07  in  schott.  21  in 
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irl  Hifen  erhoben  (Martin 's  statesman's  yearb.  f.  1872,  p.  262).  Auf  die  beiden 
Haupthäfen  kommen  also  47*2  und  14*2,  zusammen  61 '4%  der  Zolleinnahmc.  In 
Deutschland  überwiegt  der  Verkehr  einzelner  Zollämter  nicht  entfernt  in  diesem 
Maasse.  Vom  Eingangszoll  d.  J.  1875  von  120*83  Mill.  M.  kam  z.  B.  zur  Erhebung 
im  Hauptamtsbezirk  Berlin  10  20,  in  Hamburg  456,  Stettin  5  02.  Köln  5  4,  Leipzig 
V24  Mill.  M.,  also  in  diesen  5  grössten  Aeintern  zusammen  nur  30"42  Mill.  M.  oder 
c.  25*1  °/0'  i°  26  weiteren  Aeintern  je  über  1  bis  unter  4  Mill.  M.  Der  übrige  Ver- 
kehr vertheilte  sich  auf  ciue  Unzahl  Aemter  mit  Beträgen  von  weniger  als  1  Mill.  M. 
i Vierteljahrshefte  d.  Statist,  d.  D.  Reichs,  1876,  4.  Jahrg.  B.  XX,  H.  1,  Abth.  2, 
S.  109  11 J.  Naturlich  müssen  sich  hier  auch  die  Verwaltungskosten  höher  als  in  Eng- 
land  stellen.  —  Aehnlich  wirkt  z.  B.  bei  der  Spiritus-  oder  Branntweinbesteuerung  der 
l  instand  in  England  günstig,  dass  die  Production  sich  auf  grosse  Etablissements  in 
wenigen  Orten,  in  Deutschland  ungünstig,  dass  sie  sich  auf  zahllose  ländl.  Brennereien 
vertheilt. 

dd)  Nicht  minder  ist  die  Entwicklung  des  Volkswohl- 
stands wichtig.  Ein  höherer  Wohlstand  erlaubt  die  Erhebung 
höherer  Steuersätze,  wobei  die  Kosten  sich  regelmässig  günstiger 
stellen. 

Es  lässt  sich  dies  an  den  verschiedensten  Steuern  nachweisen.  Ein  gutes  Bei- 
spiel bietet  das  Vcrhältniss  des  Koh-  und  Reinertrags  des  Tabakmonopols  in 
Frankreich  und  Oesterreich.  Dort  kann  bei  höherem  Durchschnittswohlstand  der  Preis 
der  Tabak fabrikate  so  hoch  gestellt  werden,  dass  er  eine  Steuer  von  70 — 80  Thlr. 
per  Centner  enthält,  in  Oesterreich  nur  so,  dass  diese  bloss  c.  33  Thlr.  per  Centner 
beträgt  (nach  Sötbeer,  Daten  vor  1870).  Wesentlich  aus  diesem  Grunde,  nicht 
aus  Verschiedenheiten  des  Betriebs  u.  s.  w.,  sind  die  Efhobungskosten  in  Oesterreich 
höher  als  in  Frankreich,  dort  (West-OesO  1875  o.  41—42,  1882  35—36,  in  Frank- 
reich (iffleL  Pulvermonopol)  c.  20,  1882  c  10%. 

ee)  Endlich  darf  die  Entwicklung  des  Grossbetriebs 
und  bedeutenden  Privatreichthums  einzelner  Classen  und 
Individuen  als  von  Einfluss  auf  die  Erhebungskosten  genannt  werden. 

Jeuer  wie  dieser  ermöglichen  Steuererhebung  in  wenigen  grösseren  Be- 
trägen und  mit  geringeren  Controlen,  (z.  B.  grosser  Posten  mittelst  Stempels 
erhobener  Gebühren  und  Steuern  in  wenigen  steuerbaren  Acten,  oder  hoher  einzelner 
Kinkommensteuerbeträgci.  In  Preussen  kostet  z.  B.  die  Erhebung  der  Einkommen- 
steuer (von  über  1000  Thlr.  Einkommen)  nur  l*6f  der  Classcnsteuer  (früher,  von 
1000  Thlr.  Einkommen  abwärts)  4  0°/u.  was  wenigstens  zum  Theil  auf  jenen  Umstand 
mit  zurückzuführen  ist.  Die  niederen  Sätze  der  Classcnsteuer  machen  bei  der  Er- 
hebung so  viel  Mühe  und  Kosten,  dass  dieser  Umstand  bei  der  Frage  der  Beseitigung 
Jieser  Steuer  für  die  Bezieher  eines  kleinen  Einkommens  mitspricht  u.  f.  d.  1883 
erfolgte  Aufhebung  der  2  untersten  Stufen  wesentlich  mit  ins  Gewicht  fiel. 

Es  gehört  eine  genaue  Kenntniss  und  richtige  Würdigung 
aller  dieser  und  noch  mancher  ähnlicher  Umstände  (z.  B.  des  Ein- 
flusses des  Steuersystems  der  Nachbarstaaten)  dazu,  um,  soweit 
dies  nach  der  Höhe  der  Erhebungskosten  überhaupt  geschehen 
kann,  Steuern  für  ein  Land  und  eine  Zeit  richtig  aus- 
zuwählen und  Uber  die  im  concreten  Falle  sich  findenden  Er- 
hebungskosten ein  richtiges  Urtheil  zu  fällen. 

So  kommt  es  z.  B.  auf  die  Steuersysteme  des  Nachbarstaats  mitunter  an, 
Reiche  Steuersätze  im  Inland  aufgelegt  und  welche  Kosten  für  die  Controle  verwendet 
werden  müssen  (ehemalige  preuss.  Klagen  übrr  die  niedere  Salzsteuer  Hannovers^. 
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Die  genaue  fin an zstatistische  Feststellung  der  Er- 
hebungskosten  einer  Steuer  ist  auch  zu  diesem  Zwecke  zu  er- 
streben. Sie  hat  jedoch  ihre  bedeutenden  Schwierigkeiten,  weil 
in  der  Regel  manche  Posten  der  Erhebungskosten,  z.  B.  für 
Controleinricbtnngen ,  mehreren  Steuern  gemeinsam  sind,  z.  B.  für 
die  verschiedenen  Arten  innerer  Verbrauchssteuern  oder  für  diese 
und  die  Zölle  (Finanzwache)  und  weil  die  allgemeinen  Kosten  für 
die  oberen  Organe  der  Finanzverwaltung  sich  nicht  oder  nur  mehr 
oder  weniger  willkürlich  reparatiren  lassen. 

Als  feststehend  darf  wohl  angenommen  werden,  dass  die 
Hebung  der  Sitten  und  Bildung  des  Volks,  die  höhere 
Entwicklung  des  Wohlstands  und  des  Rechts zustands 
auch  die  Erhebungskosten  der  Finanz  Verwaltung,  spe- 
ziell im  Steuerwesen ,  zu  vermiudern  streben :  theils  weil  dann 
Steuern  mit  an  sich  weniger  Erhebungskosten  eingeführt,  theils 
weil  bei  derselben  Steuer  weniger  Controlausgaben  gemacht  und 
mit  dem  gleichen  Arbeitsaufwand  höhere  Steuersätze  erhoben 
werden  können.  Absolute  Regeln  über  die  Erhebungskosten 
der  Steuer  kann  die  Finanzwissenschaft  nicht  aufstellen.  Histo 
risch  und  örtlich  relativ  ist  auch  hier  Alles  zu  fassen. 

Auch  bei  ausserordentlichen  Einnahmen,  z.  B.  bei  den  Eingängen  aus 
Creditoperationen,  Anleihen  D.  s.  w.  kommen  Kosten  vor,  welche  unter  dk 
Rubrik  „Erhebungskosten*'  fallen:  einmal  Dnu-ksachen  (Obligationen,  StaatspapiergelJ 
u.  s.  w,)%  dann  namentlich  Bamjuier-  und  ähnliche  Provisionen.  Frankreich  be- 
rechnet die  Kosten  der  Anleihen  des  letzten  Kriegs  (nominell  6  Milliarden»  auf 
6SI  Mill.  Fr.,  worunter  sich  aber  andere  Posten  mit  befinden. 


Zweites  Kapitel. 
Einzelne  Gegenstände  des  eigentlichen  Finanzbedarfs. 

Die  Höhe  der  Ausgaben  hierfür  hängt  von  dem  Umfange  der  vom  Staat, 
übernommenen  Aufgaben  und  von  der  Durchführungs-Art  dieser  letzteren- 
Verwaltungssystem,  wozu  von  dem  hier  massgebenden  Uesichtspuncte  aus  auch  <li 
Kegiorungsform  selbst  gehört  (Monarchie,  absolute  oder  beschränkte  Monanhi<\ 
Republik  verschiedenen  Form  u.  s.  w.),  ab.  —  In  dieser  Beziehung  sind  die  leitender 
(iesichtspunete  politische,  volkswirtschaftliche,  sociale  und  verwaltungs- 
technisch c,  nicht  unmittelbar  finanzielle,  wenn  auch  bei  der  Durchfuhrung  der 
Aufgaben  letztere  unvermeidlich  mitsprechen.  Die  nähere  Begründung  der  einzelnen 
Staatsthätigkeiten  gehört  daher  nicht  weiter  in  die  Finanzwissenschaft,  als  sie  oben 
erfolgt  ist  (§.  33  u.  34).  Für  alles  Andere  ist  vielmehr  auf  die  allgemeine  Staats- 
lehre und  auf  die  specielle  Verwaltuugslohre  (einschliesslich  der  Lehre  PN 
der  w  irthschaftlichen  Verwaltung),  sowie  auf  den  grundlegenden  Theil 
der  Allgemeinen  Volkswirtschaftslehre  (ß.  1  dieses  Lehrbuchs  d.  polit. 
Oekon.)  zu  verweisen.  Vgl  im  Allgem.  Rau's  Volkswirthschaftspolitik  (Syst  II 1 
Koscher 's  Syst.  II.  u.  III,  Mohl's  Poliz.wiss.,  Stei  n  '  sVerwalt.lehre,  Czörnig's  österr. 
Budp;.  verglichen  mit  and.  europäischen,  Srhön  bertr's  Handb.  d.polit.  Oekon.  I.  DieFinan/- 
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Wissenschaft  hat  die  bestehende  Einrichtung  des  Staats  in  dieser  Beziehung;  demnach 
als  Gegebenes  hinzunehmen.  In  Betreff  der  einzelnen  Ausgaben  betont  sie  nur  den 
allgemeinen  Grundsatz  der  Wirtschaftlichkeit  und  Sparsamkeit,  d.  h.  nichts 
veiter  als  diejenige  Bcsrhränkung  der  Ausgaben,  welche  unbeschadet  der  Erreichung 
des  Zwecks  stattfinden  kann  (§.  34).  Im  Folgenden  wird  daher  auch  mehr  nur  eine 
l  ebersicht  der  wichtigeren  einzelnen  Gegenstände  gegeben,  woran  sich  nur  einzelne 
principielle  volkswirtschaftliche  Erörterungen  leingehender  nur  im  Abschnitte  vom 
Militäraufwand  unten)  s*hliessen,  um  jene  Gegenstände  des  Staatslebens  von 
ihrer  finanziellen  Seite  zu  beleuchten.  Diese  Uebersicht  schliesst  sich  dem  oben  in 
§.  33  dargestellten  System  des  Finanzbedarfs  an. 

Von  grossem  Werthe  für  die  Bcurthcilung  der  concreten  Finanzlage  der 
Staaten  ist  eine  genauere,  übrigens  mit  ausserordentlichen,  völlig  kaum  zu  lösenden 
Schwierigkeiten  verbundene  finanzstatistische  Analyse  der  öffentlichen 
Staats-  und  Selbstverwaltungskörpers -i  A  usgaben.  Neben  den  älteren  Arbeiten  v. 
Czörnig's  sind  diejenigen  Ph.  GerstTeldt's  jetzt  als  die  bedeutendsten  zu  nennen. 
S.  o.  S.  55,  auch  S.  73  (bes.  Bcitr.  z.  Keichssteuerfrage,  Lpz.  1S7U)  u.  den  neuesten, 
wiederum  sehr  reichhaltigen  Aufsatz  in  Conrad's  Jahrb.  1893  B.  2  iod.  B.  41).  ^Eb. 
S.  57  über  die  Schwierigkeiten  vergleichender  Statistik  der  Ausgaben,  weshalb  bei 
der  Schlussziehung  Vorsicht  nöthig  ist).  Hier  sind  in  mehr  oder  weniger  genauer 
Anlehnung  an  die  etatsmässige  Eintheilung  der  Ausgaben  grössere  Hauptgruppen 
des  Finanzbedarfs,  mit  entsprechenden  weiteren  Theilgruppen  zu  bilden.  Für 
manche  Zwecke  u.  Vergleiche  sondert  man  namentlich  drei  Hauptgruppen:  für 
die  gesammte  allgemeine  oberste  Leitung,  Central-  u.  für  die  ganze 
CivilveiValtung  („Civile4'),  für  das  Kriegswesen  (Heer  u.  Flotte.  „Militare") 
u.  f.  die  öffentliche  Schuld  aus.  Werden  beim  Civile  nicht  schon  Netto-Aus- 
irabeetats  zu  Grunde  gelegt,  so  sind  in  der  betreffenden  Gesain intausgabe  möglichst 
diejenigen  für  Betriebs-,  Erhebungs-  u.  Verwaltungskosten  der  Einnahmen 
von  den  eigentlichen  Staatsverwal tungsausgaben  zu  sondern,  um  so  die 
Nettoausgabe-  zu  ermitteln.  Bei  der  Schuld  kommt  es  auf  den  Ursprung  u.  damit 
implicite  auf  die  Deckungsmittel  an:  Kriegs-  u.  dgl.  „unproduetive*1  u.  anders. 
Eisenbahn-  u.  dgl.  „produetive",  bez.  rentable  Schulden.  Die  weitere  Zerlegung 
der  eigentlichen  Civilausgaben  giebt  fernere  wcrthvolle  Einblicke  in  die  Finanzlage 
u.  in  die  Verwendung  der  öffentlichen  Mittel.  Im  Allgemeinen  ist  eine  absolut  u. 
relativ  grössere  Ausgabe  —  etwa  berechnet  in  üblicher,  freilich  mangelhafter 
Weise  nach  Kopf«|UOton  u.  nach  Procenten  des  Gesammtbedarfs  —  für  die 
tig entliehe  Civilstaatsausgabe  und  für  besonders  wunschenswerthe  T heile  der 
letzteren,  wie  Unterrichtswesen,  Verkehrswesen,  wirtschaftliche  Verwaltung,  dann 
ao«h  für  Justiz.  Polizei  u.  dgl.  in.,  gunstig  zu  bcurthcilen,  und.  vorausgesetzt 
eine  genugende  militärische  Sicherung  des  Landes  u.  Staats  oder  eine  sonst 
gesicherte  Lage,  günstiger  als  ein  Ueberwiegen  der  Ausgaben  für  Militär  und 
vollends  für  Kriegsschulden.  Bei  der  Anstellung  von  Berechnungen  u.  Vergleichen 
ist  aber  der  in  §.  19  erwähnten  Hegeln  u.  Cautclen  zu  gedenken. 

Die  blosse  Betrachtung  der  Ausgaben  u.  ihrer  Vertheilung  reicht  aber  zur 
richtigen  Würdigung  der  Lage  des  Staatshaushalts  noch  nicht  aus.  Es  muss  vielmehr 
auch  auf  die  Deckungsmittel,  deren  Art  u.  Vertheilung  mit  Rücksicht  ge- 
nommen werden;  besonders  ob  u.  in  welchem  Maasse  dieselben  stcuerrech tlicher 
oder  sonstiger,  namentlich  privatwirthschaftlicher  Art  sind  u.  aus  welchen 
einzelnen  Gattungen  und  Spccics  diese  beiden  Gruppen  sich  weiter  zusammensetzen, 
wobei  für  die  Beurthcilung  u.  Schlusszichung  die  Bemerkungen  in  §.  35  S.  73  mass- 
gebend sind.  Eine  absolut  und  relativ  grössere  Ausgabe  für  die  öffentliche  Schuld 
«ler  für  Militär  oder  für  beide  Hauptposten  zugleich  wird  weniger  bedenklich,  wenn 
die  Schuld  grosscntheils  aus  Eisenbahnen  herrührt  oder  ihre  Kosten ,  die  Zinsen ,  u. 
der  Militäraufwand  wenigstens  in  erheblichem  Maasse  aus  privatwirthschaftlichen  u.  dgl. 
Reinerträgen  gedeckt  wird,  wie  es  glücklicher  Weise  in  Deutschland  der  Fall  ist. 
Umgekehrt  ist  zu  urthcileu,  wenn  Schuldzinsen  u.  Militäraufwand  fast  ganz  aus  Steuern 
zu  decken  sind  (Gr.brit.,  Frankr.,  Oesterr.,  Ital.i.  Unter  Hinweis  auf  die  schon  oben 
S.  73,  74  gegebenen  Notizen  u.  für  das  Genauere  auf  das  reiche  Detail  der  höchst 
umsichtigen  u.  fluissigen  Arbeiten  Gerstf  eld  t's  entnehme  ich  den  letzteren  die 
Batist.  Daten  zu  folgenden  Uebersichten  der  Gruppen  des  Finanzbedarfs. 
<»erstfeldt,  Beitr.  z.  Keiehsst.fr.  S.  12  ff.  u.  Tab.  3  u.  graph.  Darstell..  Daten  aus 
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d.  Zeit  um  l!>78— 79;  ders.  in  Conrad"«  Jahrb.  a  a.  0.  Tab.  19  u.  S.  57,  Daten 
f.  !Sb2). 


Tab.  I.    Hauptgruppen  des  staatlichen  K 

i  n  a  n  z  b  e 

Jarfs  um 

1879. 

Deutsches 

Grossbri- 

Frank- 

West- 

Ruß- 

Reich 

Uinnien  u. 

reich. 

Üester- 

land. 

und  Einzel- 

Irland. 

reich. 

Staaten. 

A.  Absoluter  Staats 

-Aufwand  in 

Millionen 

Mark. 

1.  Kriegswesen 

40S 

628 

057 

158 

741 

2.  Schuld 

IS4 

019 

S51 

257 

2.j.*» 

1  u.  2  zusammen 

052 

1247 

1508 

415 

99»i 

3.  Civile  u.  s.  w. 

720 

300 

599 

201 

'  CM 

Erste  Summe 

1372 

1613 

2107 

070 

16-.0 

4.  Civile  ohne  Erheb,  u. 

• 

Betriebskosten 

442 

287 

437 

1S7 

r.  201 

Zweite  Summe  von  1, 

2  u.  4    oder  Netto- 

ausgabe 

1094 

1484 

1945 

002 

1200 

B.  Dieser  Staalsaufwand  in  Kopl'.juoten,  Mark 

i)  Kauf 

1.  Kriegswesen 

11-0 

lieh 

17'H 

72 

2.  Schuld 

4*3 

18*2 

23-0 

11-7 

3ti 

1  u.  2  zusammen 

15*3 

HO-7 

40.8 

1V9 

l.rj 

3.  Civil«  u.  s.  w. 

16*9 

Kl-s 

102 

liu 

•  9*> 

Erste  Summe 

:*2-2 

47-:» 

57-0 

308 

230 

4.  Civile  ohne  Erhebiost. 

u.  s.  w. 

10'3 

7-0 

U-8 

85 

2-9 

Zweite  Summe  von  1, 

2  u.  4  oder  Netto  aus- 

grabe 

25-6 

43'7 

5  20 

27  4 

16*1 

C.  Dieser  Staatsaufwand  in  Quoten  (Procenten)  der  Gesa  in  int-  Nettoausgabe. 

1.  Kriegswesen 

428 

42-3 

33.8 

20-2 

01-7 

2.  Schuld 

10-8 

417 

43  7 

427 

2i-;{ 

1  u.  2  zusammen 

590 

84*0 

77-5 

0V9 

83.0 

3.  Civile,  ohne  Erheb.- 

kosten  u.  s.  w.  40  4  10  0  22.5  3 1  3  17  0 

Einzelne  dieser  Berechnungen  weichen  von  den  Gerstfcldt'schen  darin  ab. 
dass  beim  Civil-  u.  dann  beim  Gesammtaufwand  der  störende  Posten  „Erhebung*-. 
Betriebs-  u.  dgl.  Aufwand  f.  die  Einnahmegewinnung"  möglichst  in  Abzug  gebrach; 
{d.  h.  in  Gerstfeldt's  Tab.  2  u.  3  die  Rubriken  „Erheb. kosten  der  Zölle  u.  Steuern"  u. 
..andere  vermischte  Ausgaben",  meist  ähnl.  Charactersi  u.  so  die  „Nettoausgabe" 
(freil  nur  annähernd  richtig)  ermittelt  ist.  Das  ist  namentlich  bei  einem  Vergleich 
Deutschlands  mit  seinen  grossen  Staatsbahnen  u.  Betriebsverwaltungen  -Dom.,  ForsU-n. 
Bergw.)  mit  anderen  Ländern  nothwendig,  um  einigermassen  vergleichbare  Posten  zu 
erhalten  (s.  o.  §.  19).  Für  Deutschland  sind  R e i c h s haushält  und  Einzel-Staatv 
haushalte  zusammengezogen,  bei  Oesterreich  die  Quote  für  die  mit  Ungarn  Ke- 
rn eins  chaftl.  Ausgaben  eingesetzt. 

Die  günstige  Lage  Deutschlands  springt  in  die  Augen  u.  ist  thatsächlich  noch 
günstiger  mit  Rücksicht  auf  die  weitere  günstige  Vertheilung  des  Civilbedarft.  für 
Schulen,  Justiz  u.  s.  w.,  auf  den  Ursprung  eines  Haupttheils  der  deutschen  Schulden 
aus  rentablen  Staatsbahnen  u.  auf  die  erheblichen  sonstigen  privatwirthsch.  DecluDgs- 
mittel  ts.  o.  S.  74).  So  beträgt  z.  B.  der  Aufwand  des  Staats  allein  f.  Cultus  o. 
Unterricht  p.  Kopf  in  Deutschland  20,  Gr.brit.  2*1,  Frankr.  2*5,  Oester*.  1*3, 
Russl.  0  6  Mark  oder  in  Procenten  der  Nettoausgabe  bez.  101— 4'8 — 5*0 — 56— 3  «  . 
der  Aufwand  des  Staats  f.  Justiz  u.  Polizei  p.  Kopf  in  Deutschi.  3*9,  Gr.brit.  3, 
Frankr.  2*7,  Oesterr.  2  2,  Russl.  0*6  Mark  oder  wieder  in  %  der  Nettoausg.  ta*. 
15-3— 0  8— 5  5— 81— 3  7.  Dabei  ist  noch  des  gerade  f.  Unterricht  in  Deutsch!. 
bedeutenden  Communalaufwands  zu  gedenken.  Das  Bild  der  deutschen  Finanz- 
lage ist  weitaus  das  günstigste,  nach  allen  Seiten,  welche  für  die  kritische  Be- 
ll rthciliing  des  Fiiian/.bcdarls  in  Betracht  kommen,  angeschen,  —  trotz  unseres  „hoh<;n 


I 
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Militärbudgets" ,  der  notwendigen  (u.  immerhin  massigen)  Assecuranzprämie  unserer 
Volkswirtschaft,  unserer  Cultur  u.  unseres  selbständigen  nationalen  Lebens.  Das 
ergebt  sich  noch  mehr  aus  der  folg.  Tab.  II. 

Tab.  II.  Gesamintausgabe  f.  alle  öffentl.  Zwecke  des  Staats  und  derSclbst- 

verwaltungskörper  um  1*^2. 
A.  Absoluter  Aufwand  in  Millionen  Mark. 


Preussen. 


Gr.  Britannien. 


Krankreich. 


Staat 

(incl.  Selbst- 
Reichs-  verwalt. 

Sa. 

Staat 

Selbst- 
Fcrwalt. 

Sa. 

Depart. 
Staat  u. 

Gemeind. 

Sa. 

1.  Kriegswesen 

•luote) 

2T4 

4 

277 

543 

543 

797 

4 

801 

2.  Schuld 

IIS 

26 

144 

594 

12 

606 

901 

252 

1153 

1  u.  2  zusamine 

r»  392 

30 

421 

1136 

12 

1149 

1698 

256 

1954 

S.  Civile 

364 

338 

703 

360 

1143 

1503 

854 

677 

1531 

4.  Steuenrerwalt. 

38 

4 

42 

57 

57 

84 

24 

108 

Summe  (netto) 

794 

372 

1166 

1553 

1156 

2709 

2637 

957 

3594 

B.  Dieser  Aufwand  in  Ko 

pfquoten,  Pfennig  p 

.  Kopf. 

1.  Kriegswesen 

978 

13 

991 

1551 

1551 

2153 

12 

2165 

2.  Schuld 

420 

93 

513 

1697 

35 

1732 

2436 

681 

3117 

1  u.  2  zusammen 

1398 

106 

1404 

324  s 

35 

32S3 

4589 

693 

5282 

X  Cirile 

1301 

1209 

2510 

102S 

3267 

4295 

2309 

1830 

4139 

4.  Steuenrerwalt. 

136 

15 

151 

162 

? 

102 

228 

63 

291 

Summ«1  'netto) 

2S35 

1330 

4165 

4438 

3302 

7741» 

7126 

2586 

9712 

C.  Dieser  Aufwand  in  Quoten  (Procenten)  der  „ordcntl.  Ncttoausgabe' 


1.  Kriegswesen 

t  Cirile  u.  Steuer- 
Verwaltung. 
Summe 

X  Schuld  in  «/0 
dieser  Summe 


nach  Abzug  der 


40-5 

59-5 
100 


10 

99*0 
100 


Schuld 
271 

72  9 
100 


von  der 

566 

434 
100 


ganzen  Nettoausgabe. 
—     2.VS  459 


07  32-S 


100 
100 


74'2 
100 


541 
100 


99-3 
100 


67'2 
100 


17  4       7  5 


61-9  Dl 


28-s 
a.  0. 


519 
S.  44. 


31  3     47  2 


Speciell  für 
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Ueber  die  Berechn.weise  u.  s.  w.  s, 
Unterricht  (exel   Cultus)  berechnet  G 
britannien 
112)  Mill. 

Milit  u.  Civ.ausgaben  14*8— 5*7— 8'0 

Wichtig  ist  diese  Statistik  u.  ihre  weitere  Specialisirung  bes.  filr  die  Fragen  der 
Vertheilung  der  öffentl.  Ausgaben  u.  des  Aufwands  dafür  zwischen  dem  Staate 
u.  den  verschiedenen  Körpern  der  Selbstverwaltung.    S.  o.  §.  44  ü". 


Gerstfeldt 

in  Preussen  151  (wovon  Staat  42),  Gr.- 
120  (wovon  Staat  91,  Loc.verwalt.  nur  29—?—).  Frankr.  196  (wovon  Staat 
M.  oder  in  Pfennig  p.  Kopf  bez.  538—344—528.  in  %  der  Summe  der 


1.  Abschnitt. 

Finanzbedarf  für  die  verfassungsmässige  oberste  Central- 

leltu  ng. 

S.  Rau  §.  45-51  ,  vor.  Aufl.  dieses  B.  I.  §.  97—102,  jetzt  verkürzt,  weil  die 
principielle  u.  Staatsrecht.  Seite  nicht  in  d.  Fin.wiss.  gehört. 

§.  174.    Die  hierher  gehörigen  Posten  sind  folgende  drei: 

I.  Bedarf  für  den  obersten  Leiter  des  Staats, 

A.  in  Monarchieen  insbesondere  für  den  Fürsten,  bez. 
filr  die  fürstliche  Familie, 

B.  in  Republiken. 

II.  Bedarf  für  die  Volksvertretungen. 

A   Wapimr,  FinaiuwiH*.nsrhaft  I.    3.  Aufl.  26 
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III.  Bedarf  für  gewisse  oberste  Staatskörper.  j 
I.  A.  Bedarf  für  den  Monarchen  und  seine  Familie. 

Vgl.  z.  B.  Blnntschli,  Allg.  Staatsrecht,  5.  Aufl.  1876,  II,  191  ff. 

Nach  der  geschichtlichen  Tradition,  welche  im  Volksbewusst- 
sein  gewöhnlich  auch  heute  noch  in  monarchischen  Staaten  ihre 
Stütze  findet,  bedarf  der  Fürst  ein  hinlängliches  Einkommen  zur 
Bestreitung  eines  umfänglichen  und  einigermassen  glänzenden 
Haushalts  und  Hofes.  Dasselbe  gilt  in  gewissem  Grade  in 
der  Erbmonarchie  von  der  ganzen  fürstlichen  Familie.  Dieser 
fürstliche  Hof-  und  Haushaltsbedarf  lässt  sich  auf  verschiedene 
Weise  decken,  wie  dies  auch  in  der  Geschichte  geschehen  ist,  ein- 
mal aus  dem  Ertrage  von  dem  Fürsten,  bez.  der  Dynastie 
gehörigem  Grund-  und  z.  Th.  auch  Kapitalbesitz;  zweitens 
durch  Ueber Weisung  solchen  Besitzes ,  besonders  Ländereien, 
aus  dem  Staats  vermögen  an  den  Fürsten;  drittens  durch  Fest- 
stellung sogen.  Civillisten. 

Die  geschichtliche  Entwicklung  und  die  staatsrechtliche  Rege- 
lung dieser  Verhältnisse  steht  natürlich  in  enger  Verbindung  mit  der 
allgemeinen  Staatsgeschichte  und  mit  den  eingetretenen  Verfassungs- 
veränderungen, Wechsel  der  Dynastieen,  der  Staats-  oder  Ver- 
fassungsformen u.  s.  w.  Finanzwirthschaft liehe  Zweck- 
mässigkeitsr Ucksichten  haben  daher  hier  nicht  entschieden, 
kaum  mitgespielt  und  sind  auch  gegenwärtig  für  etwaige  Fragen 
de  lege  ferenda  auf  diesem  Gebiete  doch  nur  untergeordnet. 

1.  Die  Deckung  des  fürstlichen  Haus-  und  Hof  bedarfs  aus  den 
Erträgen  von  Grundbesitz  —  dynastisches  Hausgut  oder  wirk- 
liches Staatsgut  darstellenden  „Do  uianiums",  „ Kammerguts w, 
§.  89  ff.  —  ist  regelmässig  die  älteste  Form,  wie  sich  aus  der 
Entstehung  unserer  monarchischen  Staaten  einfach  erklärt.  Diese 
Form  ist  mit  der  Entwicklung  der  Staatsidee,  mit  der  Verminde 
rung  des  betreffenden  Besitzes  und  mit  der  Veränderung  der 
Rechtsqualität  desselben,  endlich  mit  dem  steigenden  sonstigen 
Finanzbedarf  einer-  und  Hof  bedarf  anderseits  mehr  und  mehr 
unzulänglich  geworden  und  daher  mehr  oder  weniger  antiquirt, 
mit  begreiflicher  theilweiser  Ausnahme  in  deutschen  Staaten.  Eine 
für  die  Dynastie  und  das  „monarchische  Frincip"  specitisch  günstige 
oder  gar  wesentliche  politische  Bedeutung  kann  dieser  Form 
in  der  Gegenwart  kaum  mehr  beigelegt  werden. 

Vgl.  o.  §.  S9,  90  u.  unten  über  Doinancnwesen. 
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2.  Der  zweite  der  angedeuteten  Wege  hat  wohl  zu  der  ge- 
setzlichen Anordnung  geführt,  dass  für  die  Hofstaatsausgaben 
fortwährend  eine  aus  dem  Ertrage  gewisser  benannter 
Staatsgüter  oder  bestimmter  Kategorieen  des  staat- 
lichen Grundbesitzes  (des  „Domaniunis"  i.  e.  S.,  der 
Domänen  und  Forsten,  Preussen)  zu  ziehende  feste  Geld- 
summe ausgeschieden  wird,  oder  dass  sogar  bestimmte 
Güter  von  einem  schätzungsweise  festgestellten  Er- 
trage dem  Hofe  zur  Verwaltung  auf  eigene  Rechnung 
(Hannover)  überwiesen  werden.  In  beiden  Fällen  läuft  diese 
Form  doch  schon  auf  das  staatsrechtliche  Princip  der  „  Civil - 
listen"  hinaus,  nur  dass  man  dabei  an  die  ältere  Form  der 
Deckung  des  Hofbedarfs  mehr  anknüpft. 

Die  erste  Einrichtung  ist  in  finanzieller  Hinsicht  kaum  etwas  Anderes  als  eine 
Formalität,  durch  die  man  etwa,  wie  in  Preussen,  auf  das  ehemalige  Anrecht  der 
Dynastie  an  den  Domänen  hinweisen  will.  Sie  hat  etwa  nur  das  gegen  sich,  dass  sie 
die  Finanzausweise  complicirt.  Gegen  die  zweite  Einrichtung  sprechen  erheb- 
liche Bedenken,  denn  sie  verletzt  leicht  den  einen  oder  den  anderen  der  Bethei- 
ligten, Staat  oder  Dynastie,  verstösst  gegen  den  wichtigen  Grundsatz,  dass  die  sämint- 
lichcn  Ausgaben  für  Staatszwecke  in  den  wirklichen  Beträgen  in  den  Staatsrechnungen 
erscheinen  sollen  und  kann  selbst  dem  richtigen  politischen  Interesse  der  Dynastie, 
dem  sie  dienen  soll,  sogar  widersprechen. 

In  Preussen  werden  nach  Ges.  v.  17.  Jan.  1  S2(»  (s.  auch  preuss.  Verfassung 
Art.  59)  2V,  MilL  Thlr.  von  dem  Ertrage  der  Domänen  und  Forsten  für  den  Hof  ab- 
gezogen, die  im  Voranschlage  der  Staatsausgaben  nicht  aufgeführt  sind,  sondern  gleich 
bei  den  Einnahmen  des  Kap.  Dom.  u.  Forsten  vom  Roherträge  abgezogen  *  werden, 
was  bei  finanzstat  Zustellungen  zu  beachten  ist.  Die  Summe  ist  eigentlich  2,573,001» 
Thlr.,  weil  ein  Theil  ursprünglich  in  Gold  ausgedruckt  war.  Nach  Ges.  vom  30.  April 
1S50  ist  eine  Erhöhung  von  !/s  Mill.  Thlr..  neuerlich  nach  der  Vergrößerung  des 
Staatsgebiets  im  Jahr  1*>66  von  weiteren  1  Mill.  Thlr.  als  Zuschlag  „zur  Rente  des 
Kron-Fideicommiss- Fonds"'  (Ges.  v.  27.  Jan.  1MJS)  eingetreten,  welche  Beträge  unter 
den  Staatsausgaben  stehen,  üeber  die  staatsrechtliche  Frage  s.  v.  Rönne,  preuss. 
Staatsrecht,  3.  Aufl.  S.  4S6. 

Nach  dem  hannöv.  Grundgesetz  von  1S33  §.  125,  12«»  sollte  ein  Domänen- 
complex,  der  '/»  MilL  Thlr.  rein  abwürfe,  ausgeschieden  und  dem  Könige  zur  freien 
Verwaltung  übergeben  werden.  Eine  solche  Ausscheidung  von  Gütern  mit  000,000  Thlr. 
Reinertrag  wurde  wirklich  später  (unter  dem  letzten  König  v.  EL,  Georg  V.)  ausgeführt, 
gab  jedoch  in  Bezug  auf  die  Ertragsschätzung  der  abgetretenen  Guter  zu  starken  Be- 
schwerden Veranlassung  (s.d.  betreff.  Schrift  von  Miqucl,  die  durch  die  Gegenschrift 
von  v.  Bar  nicht  widerlegt  ist,  über  diese  Angelegenheit).  Diese  Domänenausschei- 
dong  hat  zur  Unpopularität  des  Königs  Georg  nicht  wenig  beigetragen  und  bekannt- 
lich die  Dynastie  auch  finanziell  nicht  gesichert.  In  dem  später  wieder  suspendirten 
Vertrage  des  Königs  Georg  mit  der  Krone  Preussen  von  ls(Jb  wurde  die  Entschädigung 
der  vertriebenen  Dynastie  nicht  in  Land  (mit  Ausnahme  einer  Domäne) ,  so  ndem  in 
Geldzahlungen  stipulirt. 

§.  175.  —  3.  Fürstliche  Civillisfen.  Dem  heutigen 
Verfassungswesen  und  öffentlichen  Recht,  wie  auch  den  Bedürf- 
nissen der  staatlichen  Finanzwirthschaft  und  des  Fürsten  selbst 
entspricht  am  Meisten  die  Festsetzung  einer  sogen.  „Civil  liste", 
d.  h.   die  durch  Verfassung  oder  besondres  Gesetz  erfolgeude 
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Ueberweisung  einer  bestimmten  Geldrente  ans  dem 
allgemeinen  Staatseinkommen  an  den  Fürsten. 

Die  staatsrechtliche  Regelung  wird  natürlich  von  concreten  politischen  Vorgingen 
in  dem  betreffenden  Staat  u.  in  der  Zeit,  wo  sie  erfolgt,  wesentlich  mit  abhängen. 
.Mehrfach  ist  damit,  bes.  in  Deutschland,  eine  vertragsmässige  Regelung  der 
Rechtsverhältnisse  des  älteren  Domauiums  oder  „Kammerguts"  verbände* 
worden  oder  der  Feststellung  der  Civillisten  vorangegangen,  wozu  hierbei  auch  die 
passendste  Gelegenheit  war.  Puncte,  welche  aber  hier  in  der  Finanzwissenschaft  nicht 
näher  zu  verfolgen  sind,  auch  in  der  Art  ihrer  Behandlung  u.  Erledigung  sich  not- 
wendig nach  den  speciellen  Verhältnissen  des  einzelnen  Staats  und  der  einzelner) 
Dynastie  richteten,  lieber  die  deutschen  Verhältnis>e  s.  Georg  Meyer,  deutsches 
Staatsrecht  (Leipz.  1S78),  §.  «J4,  202. 

Zu  erwähnen  ist  dann  hier  nur  die  Höhe  der  Civilliste  und 
die  Regelung  einzelner  Puncte. 

a)  In  allgemeiner  finanz wirtschaftlicher  Hinsicht  ist  die  Be- 
messung der  Höhe  der  Civilliste  am  Wichtigsten.  Eine  gewisse 
grössere  Höhe  ist  durch  die  Rücksicht  auf  die  fürstliche 
Würde  und  Stellung  und  auf  die  persönlichen  Aufgaben  des 
Fürsten  im  monarchischen  Staate  geboten.  Daher  wird  in  Mittel 
und  Kleinstaaten  die  Civilliste  relativ,  d.  h.  im  Verhältniss  zum 
sonstigen  Staatsaufwand  gewöhnlich  grösser  als  in  Grossstaaten 
sein  müssen,  wie  die  Statistik  bestätigt.  Im  Uebrigen  hat  sich 
die  Höhe  der  Civilliste  mit  nach  der  Einwohnerzahl  und  Wohl 
habenheit  des  Volkes,  dem  Betrag  der  Staatseinkünfte,  dem  Um- 
fang der  übrigen  Staatsbedürfnisse  und  endlich  insbesondere  und 
mit  vollem  Recht  auch  nach  der  Grösse  des  früheren,  jetzt 
etwa  mit  dem  Staatsdo mau ium  vereinigten  Hausguts 
der  Dynastie,  wie  anderseits  auch  nach  dem  noch  vorhandenen 
sonstigen,  Ertrag  gebenden  fürstlichen  Vermögen  zu  richten. 

Daten  Uber  den  Bedarf  u.  den  Luxus  des  französ.  Königs-  u.  Kaiserhofs  nach 
Bresson,  Necker,  de  Nervo  u.  A.  in.  bei  Rau  §.  Ab  u.  in  d.  vor.  Aufl.  dieses 
ß.  I.  S.  219. 

Der  seltsame,  unmittelbar  gar  nicht  verständliche  Ausdruck  „Civilliste"  ist 
englischen  Ursprungs,  aber  jetzt  staatsrechtlich  u.  fiuauzwirthschaftlich  technischer 
geworden.  Im  engern  Sinne  versteht  mau  darunter  jetzt  die  in  der  constitutiouellen 
U.  parlament.  Monarchie  verfassungsmässig  oder  gesetzlich  festgestellte  Geldsumme, 
welche  dem  Fürsten  für  seinen  Haus  -  u.  Hof  bedarf  aus  dem  Staatseinkommcu  jähr- 
lich zugeführt  wird.  Im  weitern  Sinne  wird  der  Ausdruck,  z.  B.  in  der  Finan*- 
statistik,  überhaupt  auf  die  etat  massig  oder  sonst,  auch  in  der  absoluten  Monarchie, 
für  die  dem  Fürsten  uud  seinem  Hof  bestimmte  Summe  angewandt.  Vgl.  v.  Jacob. 
II.  §.  S51  v.  Treitschjte.  Art.  Civilliste  im  Staatswörterbuche  von  Bluutschli. 
II,  515  lf.  S  über  die  britische  Civilliste  Sinclair,  History  of  the  public  «ra- 
une, I,  290,  292,  II,  3S,  63.  Höf ler,  Geschichte  der  englischen  Civilliste.  Stuttg. 
1S34.  Jetzt  bes.  Gneis  t,  engl.  Verwaltungsrecht,  2.  Aufl..  II,  S33,  auch  §.  111.  bes. 
§.  143,  S.  132S  ff.  Auch  Rau  §.  Ab  und  vur.  Aufl.  dieses  B.  S.  220.  Die  Geschichte 
der  brit.  Civilliste  steht  aufs  Engste  mit  der  Entwicklung  des  neueren  Verfassun^- 
ii.  Budgetsrechts  u.  der  Stellung  von  Krone  u.  Parlament  zu  einander  in  Verbindung 
Es  hat  sich  bes.  seit  d.  17.  Jh.  hier  der  allgemeine  europ.  Proccss  vollzogen:  ..wäh- 
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r-nd  im  Mittelalter  die  Staatsausgaben  aus  dein  porsönl.  Einkommen  des  Fürsten,  so 
wird  heut.  Tags  der  kön.  Hofhalt  aus  dem  Stäatseinkommen  bestritten"  (üneist  II, 
1323).  Unter  den  letzten  Stuarts,  bes.  unter  Carl  II.,  wurde  die  Einrichtung  der 
dfilHste  vorbereitet.  Aus  dem  dem  Konig  zustehenden  erblichen  Einkommen  wurden 
neben  dem  Hofhaushalte  verschiedene  grössere  eigentl.  Staatsausgaben  bestritten.  Unter 
Georg  III.  wurde  das  erbliche  Kroneinkommen  grossentheils  dem  Parlament  zur  "Ver- 
fügung Uberlassen,  dafür  aber  dem  König  eine  feste  Civilliste  v.  800,000.  später 
UOO.üui)  Pf.  St.  gewährt,  von  welcher  Summe  jedoch  die  Hälfte  noch  f.  eigentl.  Staats- 
insgaben  darauf  ging  (Gehalte  der  Überrichter,  Gesandten,  Pensionen  u.  A.  in.).  Dem 
König  blieben  indessen  noch  andere  Kroneinkünfte.  Unter  den  folgenden  Königen 
wurde  stets  nach  dem  Kcgicr.antritt  die  Civilliste  neu  geregelt,  u.  zwar  immermehr  so, 
'Jass  die  eigentl.  Staatsausgaben  ihr  abgenommen,  ihr  Betrag  vermindert  und  das  erbl. 
Kroneinkommen  immer  vollständiger  in  den  consol.  Fonds  des  Staatshaushalts  überleitet 
wurde.  (Georg  IV.  350,000  Pf.  St.  Civ.l.  in  Egl.,  207,000  Pf.  in  Irl.,  Wilh.  IV.  510,000. 
Victoria  395,000  Pf.).  Daneben  aber  auch  jetzt  noch  Bezug  directer  Kroneinknnfte 
durch  die  Königin,  bz.  durch  Prinzen  (Pr.  v.  Wales  die  aus  Cornwall).  Dann  diverse 
Apanagen.    Verwendung  f.  eigentl.  Privatzwecke  u.  f.  Repräsentation  u.  Hofstaat. 

Bei  der  Vergleichung  der  Civilliste  in  verschiedenen  Staaten  und  in  demselben 
Staate  zu  verschiedener  Zeit  sind  die  in  §.  19  gemachten  Bemerkungen  zu  berück- 
sichtigen. Am  Wichtigsten  ist  die  Höhe  der  Quote,  welche  die  Civilliste  von  der 
Reineinnahme  des  Staats  beansprucht,  wobei  es  jedoch  wieder  einen  Unterschied 
macht,  ob  die  Reineinnahme  ausschliesslich  oder  vorherrschend  nur  aus  Steuern  oder 
auch  aus  privatwirthschaftlichen  Einnahmen  herrührt.  Auch  die  Höhe  der  Quote  von 
•ler  Nettoausgabe  des  Staats  kann  zur  Vergleichung  dienen.  In  den  letzten  Jahren 
sind  in  Deutschland  mehrfach  Erhöhungen  der  Civillisten  vorgekommen,  mit  Rück- 
sicht auf  die  allgemeinen  Preissteigerungen.  In  Deutschland  bezieht  der  Kaiser 
vom  Reiche  keine  Civilliste.  Die  Civillisten  (und  ähnliche  Einnahmen,  z.  B.  bei  den 
Grossherzögen  von  Mecklenburg)  nebst  Apanagen  veranschlagte  Hermann  Wag- 
ner f.  1873  für  alle  deutschen  Bundesfürsten  auf  c.  85  Mill.  M  oder  3'59%  der 
Nettoausgabe  des  Reichs  und  der  Einzelitaatcn.  In  den  17  kleineren  monarch. 
Staaten  (d.  h.  in  den  Bundesstaaten  excl.  die  4  Königreiche  und  Baden)  soll  sie  im 
Ganzen  an  10  Mill.  M.  oder  9*4  °/u  der  Nettoausg.  betragen  (Goth.  Taschenb.  1874, 
S.  328,  370  d.  deutsch.  Ausg.).  Seit  Mitte  der  70er  Jahre  sind  wenige  Veränderungen 
vorgekommen.  Nach  derselben  Quelle  u.  anderen  ofhe.  Angaben  war  die  Civilliste  incl. 
Apanagen : 

um  1873     oder  °/Q  d. 
Mill.  Mark.  Nettoausgab. 

Preussen  ....     13.48  2*50        Im  Etat  erscheint  mit  den  neueren  Zu- 

schüssen die  Summe  von  12*22  Mill.  M. 
f.  d.  Kronfideicommissfonds.  Apanagen 
ausserdem  im  Etat  0*301  Mill.  M.,  wirkl. 
Ausg.  dafür  1381/82  O  l  4"  Mill.  M. 

Baiern   5  41  4*00        Die  durch  Gesetz  vom  1.  Juli  ls.34  auf 

2.350,580  fl.  festgestellte  permanente 
Civilliste  ist  durch  das  Finanzgesetz  v. 
25.  Juli  1870  v.  1S76  an  auf  4.231,044 
Mark  d.  h.  um  c.  200,000  Mark  erhöht 
worden.  Der  ganze  Etat  des  k.  Hauses 
u.  Hofes  beträgt  1870  5*35  Mill.  Mark, 
neinlich  ausser  der  Civilliste  0  800  Mill. 
Mark  Apanagen,  0.233  Wittwengehalte, 
17,000  Mark  Pensionen.  Seitdom  keine 
Veränderung. 

Sachsen  K.    .    .    .       2  77  475        Im  Etat  f.  1*81  beträgt  der  Bedarf  f. 

d.  k.  Haus  2  94,  f.  Apanagen  0  320 
Mill.  Mark.  zus.  3  20. 

Würtemberg  ...       1*84  3*29        Die  Civilliste  ist  durch  Ges.  v.  1.  Aug. 

1804  f.  d.  Lebenszeit  des  K.  Karl  auf 
913,933  fl.  gesetzt  ;  worunter  777*803  fl. 
Geld,  der  Rest  Naturalien).    Sic  ist  im 
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Baden 


Gr.  Britannien 


Italien  .... 

i  k'storreich,  West- 
Ost-,  Ungarn 

Russland  .    .  . 


Niederlande 
Belgien  . 

Dänemark  . 


Schweden 

Norwegen 
Portugal  .  . 

Griechenland 


1  44 


11D8 
930 

7  3o 
28*60 


1-275 
2.80 

1.62 


1*43 

062 

SNW 

1-18 


1.63 
V 

1  48 


} 


Brasilien 


3-15 


Finanzgesetz  vom   27.  Juni   ls73  auf 
1,830.683  M.  d.  b.  um  c.  170.000  M. 
erhöht.    Apanagen   0*265   Mill.  Marl. 
(Et.  v.  1882—83  C.  L  1  830,517,  Apan. 
313  420  M.). 
3*86        Für  1876  u.  fT  soll  die  Civilliste  um 
0  238  Mill.  Mark  d.  i.  v.  135  auf  l'$9 
Mill.  Mark  erhöht  werden,  Apanagen 
0-198  Mill.  Mark.  zus.  179  Mill.  Mark 
(Ebenso  18S3  noch.) 
1  04        Et.-Absehluss  f.  1881/^2 :  Civ.l.  407.59U. 

Apan.  161.000  Pf.  St.,  ausser  den  von 
d.  Krone  noch  bezog.  erbL  Revenuen 
1-33  In  1S74  ff.  12  25  Mill.  Fr.  u.  2  MilLFr 
Apanagen,  in  1882  zus.  15  25  Mill.  Fr. 
Nach  (ies.  v.  28.  Juni  1872  ist  die  Civil- 
liste  in  beiden  Reirhshälfrcn  gleichgestellt 
mit  je  4*65  Mill.  fl. 
Im  Abschluss  f.  ls73  Etat  d.  K.  Hau>o> 
13  03  Mill.  Rubel,  in  dem  f.  1880  1119 
Mill.  B.  (bei  9- 19  Anschl  ).  A.  f.  1^2 
s-95  Mill.  R. 

B.  f.  1875  750,000  fl.    Ebenso  1S*2. 
B.  f.  1875  CiviUiste  3  3  Mill.  Fr.,  Apa- 
nagen 0'2. 

B.  f.  1876  Civilliste  1  Mill.  Kronen  ^ 
Kr.  9  M.),  0  443  Mill.  Kr.  Apanagen. 
1882/83  C  1.  ebenso,  Apan.  225.700  Kr. 
B.  f.  1876  1  266.  f.  1883  l'MS 
MiU.  Kr. 

B.  f.  1874  504,000,  f.  1881  435.000  Kr. 
B.  f.  1876  Civilliste  und  Apanage  572 
Contos  de  Reis.  1883  571. 
B.  f.  1875  1.125,000  Drachmen,  wozu 
noch  0  3  Mill.  aus  Zinserträgniss  de* 
Guthabens  der  Schutzinächte  u.  0-25MUI 
v.  Jon.  Ins.  (1  Dr.  =  73  Pfenn.  deutsch) 
Ebenso  1883. 
1-90        1879  1171  Contos  u.  151  Milrcis. 


l-oo 

2.50 

3*68 


300 
277 

500 


auf  7  2  Mill.  Pesetas  (zu  80  Pf 
<  wohl  incl.  Apan.)  mit  9*8  MiU. 


Die  Civilliste  des  jetzigen  Königs  von  Spanien  sollte 
deutsch)  gesetzt  werden.   Im  Et.  f.  1 882 — 83  steht  sie 

Pes.  —  In  Frankreich  unter  Napoleon  III.  betrug  d.  officielle  Cl.  25.  Ap3&. 
I1/«  Mill.  Fr.  Herrn.  Wagner  berechnete  f.  d.  gesammten  Civillisten  u.  Apanage 
in  Europa  um  I&73  bei  Frankr.  nur  die  Dotation  des  Präsidenten  u.  ohne  Spanien 
damals)  137  Mill.  Mark,  wobei  aber  einige  Posten  nur  schätzungsweise  eingesetzt  — 
Im  Allgemeinen  sind  die  Hofausgabcu  seit  diesem  Jahrhundert  langsamer  als  die  übrir: 
Staatsausgabe  gestiegen.  In  Preusseu  ist  die  Kronfideicommissrente  trotz  der  ein- 
getretenen Erhöhung  relativ  immer  kleiner  geworden.  Sic  betrug  1821  70.  1832  60. 
1841  52,  1851  45,  1861  50,  1873  51,  lSSS  44  Pfennig  oder  in  °/0  der  ordentl.  Netto- 
ausg.  (Milit.  u.  Civ.  ohne  Schuld)  bez.  6  1  —  60  —  5  2  —  3  8  —  34  —  22  - 
T9  (Geratfeld,  Jahrb.  B.  41  S.  27,  28).    S.  auch  Pfeiffer  Staatsausg.  S.  54. 


b)  Regelung  einzelner  Puncte  bei  der  Civilliste. 
Die  Feststellung  der  Höhe  der  Civilliste  kann  auf  dreifache 
Weise  erfolgen:  entweder  wie  bei  sonstigen  Staatsausgaben  för 
jede  Etatsperiode  besonders,  was  kaum  passend  ist,  weil  es  Ver- 
handlungen Uber  den  Gegenstand  zu  häufig  macht;  oder  auf  die 
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Lebenszeit  des  einzelnen  Monarchen,  daher  unmittelbar  nach  dessen 
Regierangsantritt  (England),  was  ünanzwirthschaftlich  wohl  das 
Richtigste  ist,  um  etwa  nöthige  Veränderungen,  bez.  Erhöhungen 
der  Summe  eintreten  zu  lassen,  und  politisch  nicht  bedenklich  er- 
scheint; oder  ein-  für  allemal,  bez.  auf  unbegrenzte  Zeit  (deutsche 
Staaten). 

Weitere  Puncte  sind  folgende:  Sogen.  Apanagien,  d.  h.  Gelddotationen  be- 
dürfen ausserdem  die  übrigen  einen  eigenen  Haushalt  führenden  Mitglieder  des  Fürsten- 
hauses in  Monarchien:  ebenso  die  fürstlichen  W'ittwcn  „Witthümer"  u.  dgl. ,  die 
Prinzessinnen  bei  der  Verheirathung  Aussteuern  und  eventuell  auch  ständige  Apanagien. 
Für  die  Regelung  dieser  Apanagien  bestehen  zwei  Systeme:  sie  erfolgen  entweder 
aus  der  Civilliste  des  regierenden  Fürsten  nach  dessen  Bestimmung  (Preussen,  Nieder- 
lande, W'eimar\  was  für  den  Staatshaushalt  günstiger,  aber  nur  zulässig  ist,  wenn  die 
Civilliste  dadurch  nicht  zu  sehr  belastet  und  zweckwidrig  beschränkt  wird ,  oder  sie 
werden  auf  (irund  bestimmter  Gesetze  ähnlich  wie  die  Civilliste.  aber  neben  derselben, 
fest  gesetzt  u.  aus  dem  Staatseinkommen  bestritten,  was  indessen,  um  eine  zu  starke  Be- 
lastung der  Staatskasse  zu  verhüten  Cautelen  wunschenswerth  macht,  wie  sie  z.  B.  das  Bad. 
Gesetz  vom  21.  Juli  1S39  enthält.  Die  Apanagien  und  Wittumsgehaltc  dürfen  danach 
zusammengenommen  400,000  fl  nicht  übersteigen,  und  schon  bei  einem  Belaufe  von 
300,000  fl.  wird  von  jedem  neuen  Apanagium  Va«  von  350,000  fl.  an  aber  die  Hälfte 
abgezogen  (Rau  §.  40  Anm.  dV  Solche  Bestimmungen  sind  bes.  geboten  bei  dem 
System  der  sogen,  individuellen  Apanagien  (für  jedes  selbständige  Glied  der  fürstl. 
Familie,  wobei  sich  die  Höhe  der  Apanage  mit  nach  der  Nähe  der  Verwandtschaft 
mit  dem  Regenten  u.  nach  dem  lcdigen  oder  verheirath.  Stand  richten  kann).  Das 
andere  System  ist  das  der  Vererbung  der  Apanagien  nach  Linien,  d.  h.  .,so, 
dass  die  für  einen  jüngeren  Sohn  des  regierenden  Fürsten  festgesetzte  Unterhaltungs- 
somme  auf  seine  Nachkommen  übergeht  und  unter  diese  vertheilt  wird.  Hierbei 
können  die  Antheile  einzelner  fürstlicher  Personen  ganz  unzureichend  werden ,  mau 
muss  daher  durch  die  Bestimmung  helfen,  dass  das  Einkommen  eines  Prinzen  oder 
einer  unverehelichten  Prinzessin  nicht  unter  eine  gewisse  Grenze  (minimum)  sinken 
kann  und  bis  dahin  durch  Zuschüsse  ergänzt  wird.  Auch  entsteht  durch  zufallige 
Ungleichheit  in  der  Zahl  der  Abkömmlinge  jeder  Linie  eine  unbillige  Verschiedenheit 
in  den  Einkünften  derselben;  der  Vortheil  ist  aber  unverkennbar,  dass  der  Aufwand 
im  Ganzen  ein  bestimmtes  Maass  behält.  Beisp.  Würtemb.  Hausges.  v.  2N.  Juni 
1S28  (Herdegen,  S.  150).  Hannov.  Hausges.  v.  10.  Nov.  \SHti~.  Rau  §.  50 
Anm.  d).  Die  früher  vorgekommene  Einrichtung,  den  Mitgliedern  des  Fürstenhauses 
Domänen  zur  Dotation  zu  geben,  die  dann  weiter  in  der  betrelT.  Nebenlinie  forterben 
konnten  (Haus  Orleans  als  bourbonische  Nebenlinie  in  Frankreich)  widerspricht  der 
heutigen  staatsrechtlichen  Stellung  des  Domaniuins.    Vgl.  G.  Meyer,  Staate,  cht  §.  05. 

Die  V  e  r  we  nd  u  n  g  der  Civilliste  hängt  lediglieh  vom  Fürsten  ab,  wobei  es 
Rechtsgrundsatz  sein  muss,  dass  der  jeweilige  Regent  die  Civilliste  nicht  über  seine  Re- 
gierungszeit hinaus  belasten  kann.  Besondere  Beamte,  die  nicht  im  Staatsdienste  stehen, 
besorgen  die  Verwaltung  der  Civilliste.  Es  ist  dann  nur  nothweudig,  genau  zu  bestim- 
men, welche  Ausgaben  überhaupt  der  Civilliste  überlassen  bleiben,  d.  h.  nicht  unter 
den  sonstigen  Staatsaufwand  gerechnet  werden  sollen.  Immer  mehr  ist  hier  die  Regel 
zur  Geltung  gelangt,  dass  die  Civilliste  die  eigentlichen  persönlichen  und  Fa- 
milienausgaben des  Regenten  —  wofür  dann  die  „Cabinetskasse".  „Chatnlle"  fun- 
girt  —  und  den  Repräsontationsaufwan  d  der  Hofhaltung  zu  bestreiten  hat. 
während  alles  Uebrige.  was  früher  der  Fürst  etwa  aus  seinen  Mitteln  zu  bestreiten 
hatte,  direct  auf  die  Staatskasse  übernommen  worden  ist.  (S.  über  England  Gneist 
a.  a,  0.  II.  §.  143).  Zweifel,  wohin  eine  Ausgabe  gerechnet  werden  sollte,  entstehen 
etwa  bei  Hoftheatern  u.  dgl.;  bisher  lasten  sie  bei  uns  meist  auf  der  Civilliste. 

Erübrigungen  aus  der  Civilliste.  welche  kapitalisirt  oder  zu  Ankäufen  von 
Landgütern,  Kunstwerken  u.  s.  w.  benutzt  werden,  stehen  dein  Fürsten  natürlich  auch 
zu.  Nähere  Bestimmungen  über  die  Eigenthumsverhältnisse  au  solchen  Gegenständen 
können  zweckmässig  sein.    S.  z.  B.  Sachs.  Verf.  ?.  4.  Sept.  1831,  §.  20b. 
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Ausser  der  Civilliste  hat  der  regierende  Fürst  regelmässig  den  Niessbran<:h 
gewisser  Objecto  des  Staatsvermögens ,  wie  Schlösser,  Parks,  JagdgrUude.  lliember 
sind  die  gewöhnlichen  Inventarien  (§.  14H)  zu  fuhren  (z.  B.  bad.  Ges.  v.  2.  Nov.  XS,HJ : 
preuss.  Ges.  v.  27.  Jan.  1S6M  mit  Nachweisung  der  zur  Staatsdomäne  gehörendeu 
Schlösser  u.  s.  w.  in  den  neuen  Provinzen;  französ.  Ges.  v.  S.  Nor.  lb  14,  „doinaüu 
de  la  courrorine") ,  u.  genaue  Bestimmungen  zu  treffen,  wem  die  Last  der  Erhaltung 
obliegt.    Vgl.  Kau  §.  4*  u.  vor.  Aufl.  dieses  B.  §.  119). 

§.  176.  —  ß.  Bedarf  für  die  obersten  Leiter  des  Staats  in 
Republiken.  Dieser  Bedarf  richtet  sich  hier  mit  nach  der  speciellen 
Verfassung  (Aristokratie,  Demokratie  u.  s.  w.)  und  betrifft  theils 
etwaige  Tagegelder  der  Abgeordneten  und  Vertreter 
des  souveränen  Volks  (grosser  Rath,  Congress),  theils  die 
Besoldungen,  den  Aufwand  für  Repräsentation  u.  dgl.  m.  der 
Träger  der  vollziehenden  Gewalt  (Präsident  u.  s.  w.). 
Der  Ge8amnitbetrag  dieses  Bedarfs  erreicht  natürlich  nicht  leicht 
die  Höhe  fürstlicher  Civillisten:  ein  finanzielles  Vergleichsmoment, 
das  aber  neben  viel  wichtigeren  kaum  mit  in  Betracht  kommt. 

Vgl.  auch  Kau  §.  51  u.  vor.  Aufl.  dieses  B.  §.  100.  In  Nordamerika  erhielt 
jedes  Mitglied  der  beiden  Häuser  täglich  8  Doli.,  seit  ls56  für  2 jähr.  Amtsdauer 
i.  G.  6000  D.  nebst  einmal  Reisegeld  für  Hin-  u.  Rückreise,  Hock,  Ainerik.  Fin.. 
S.  38.  Die  Ausgabe  für  den  Congress  war  1855/56  2.000,362  D.,  1  $65/66  Senat 
466.000,  Abgeordnetenhaus  634,01)0  Ü.  —  Schweiz,  A.  1882:  Nationalrath  184.500 Ft.. 
Ständerath  8500  Fr.  (die  Mitglieder  desselben  erhalten  ihre  Tag-  und  Reisegelder  von 
den  einzelnen  Cantonen),  Bundesrath  S5.500  und  Cauzlei  311,000  Fr.  In  den 
nordamerikanischen  Freistaaten  bezog  der  Präsident  froher  25,000 
(jetzt  50.000  V)  Doli.,  der  Vicepräsident  8000  D.  —  In  den  schweizerischen 
Freistaaten  sind  die  Besoldungen  so  gering,  dass  die  obersten  Beamten  nicht  daron 
leben  können;  z.  B.  der  Bundespräsident  erhielt  (A.  1858)  nur  8700,  jeder  Bundes- 
rath  8300  Fr.,  in  Zürich  jeder  der  2  Präsidenten  2625  Fr.,  in  Luzern  der  Schultheis* 
3143  Fr.  (Nach  Hau).  —  In  Frankreich  bezog  der  jetzige  Präsident  Mac  Mahon 
f.  1876  bereits  1(00,000  Fr.  Gehalt  und  Repräs.-Kosten,  der  jetzige  Grevy  600,000  fr. 
Gehalt,  300.000  fr.  Reise-  u.  Repräs.-kosten :  ausserdem  freie  Wohnung  im  Elysce- 
Palast  ;  f.  die  Erhaltung  dieses  Gebäudes  u.  seiner  Einriebt  stehen  noch  300,000  fr. 
im  Etat. 

II.  —  §.  177.  Ausgaben  für  die  Volksvertretung 
Der  Hauptposten  sind  die  etwaigen  Vergütungen  oder  Kosten- 
entschädigungen an  die  Mitglieder  der  betreffenden  Körper- 
schaften. Ob  solche  Vergütungen  überhaupt  gewährt  werden 
sollen,  ist  eine  wichtige  politische  Frage,  welche  eine  allge- 
meine Entscheidung  nicht  gestattet.  Der  schwer  wiegende  und 
vielfach  mit  Recht  als  entscheidend  geltende  Vortheil  der  Ge- 
währung einer  angemessenen  Vergütung,  wenigstens  an  die  durch 
Wa h  1  des  Volks  bestimmten  Abgeordneten  der  Volks kammer 
(2.  Kammer,  Unterhaus  u.  s.  w.)  liegt  in  der  Erlangung  einer 
grösseren  Freiheit  für  die  Auswahl  der  Deputirten.  Zu  vergüten 
ist  dann  eventuell  und  wird  bei  der  Gewährung  einer  Vergütung 
in  der  Praxis  auch  regelmässig  vergütet  der  Betrag  der  Reise- 
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kosten  (nach  Wegelänge  und  Transportart,  nebst  einem  Pauschale 
für  sonstige  Kosten)  und  der  Kosten  des  Aufenthalts  am 
Sitze  des  Parlaments  oder  Landtags.  Die  Form,  in  welcher 
letztere  Kosten  ersetzt  werden,  pflegt  die  Gewährung  von  Tage- 
geldern (Diäten),  also  eines  Pauschale  zu  sein  (deutsche 
Länder),  was  auch  wohl  passender,  als  ein  fixer  Jahressatz 
(Frankreich)  ist.  Weitere  Kosten  der  Vertretungskörper  entstehen 
durch  das  bleibend  beschäftigte  Personal  (etwaige  Aus- 
schüsse, Bureaubeamte  u.  s.  w.)  und  durch  die  sachlichen  Aus- 
gaben für  Gebäude,  Inventar,  Druckkosten,  Stenographie  u.  8.  w.). 

Im  Norddeutschen  u.  jetzt  Deutschen  Reichstag  wie  im  früheren  Deutschen 
Zollparlament  hat  man  keine  Tagegelder  zugelassen,  um  ein  Gegengewicht  gegen  das  allge- 
meine Stimmrecht  zu  schallen.  Wiederholte  Anträge  des  Parlaments  auf  Einführung  von 
Diäten  hat  die  Keichsregierung  bisher  abgelehnt.  Nur  freie  Fahrt  (auf  den  Eisen- 
bahnen: ist  den  Mitgliedern  des  Reichstags  kurz  vor  und  nach,  sowie  während  der 
Sit/uugszeit  neuerdings  gewährt  worden.  In  mehreren  Ländern  hat  man  geglaubt, 
Stellen  für  Mitglieder  eines  Oberhauses  (Pairskammer,  SenaO  mit  einem  aus  der 
Staatskasse  zu  schöpfenden  Einkommen  errichten  zu  müssen.  In  Frankreich  waren 
nach  der  Herstellung  des  Königthums  bis  1830  erbliche  Pairsstcllen  bis  zu  12,000  Fr. 
jährlicher  Ausstattung.  Auch  im  zweiten  Kaiserreich  erhielten  die  Senatoren  wieder 
eine  solche,  wofür  der  A.  1  S5i»  4,080,000  Fr.  auswirft.  Ausserdem  sind  für  den 
Senat  1,0S0.000  und  für  den  gesetzgebenden  Körper  2,795,000  Fr.  jährlich  als  Vcr- 
waltungskosten  aufgenommen.  A.  für  1S70  für  diese  Zwecke  zusammen  1 1 ,274,000  Fr. 
Jetzt  erhalten  Deputirte  u.  Senatoren  auch  ein  Fixum  von  0000  fr.  jährlich  (zus. 
1>82  4,815,000  fr.),  der  Kammerpräsident  72.000  fr.  Gesammtausg.  f.  d.  französ. 
Deput.k.  1881  0,808,000  fr.,  Senat  4  5  Mill.,  zus.  114  Mill.  fr.  —  In  West-Oester- 
reich A.  f.  1880  Ordin.  678,165  11.,  wovon  Herrenhaus  55,306,  Abgeordn.h.  507,734, 
Delegation  14,000,  Staatsschuld  contr.cominiss.  11,035  fl.  Diäten  der  Abgeordn.  10  11. 
<ies.  v.  7.  Juni  1861).  —  Preussen.  Neues  Ges.  über  Reisekosten  u.  Diäten  d. 
Mitglieder  d.  Abir.  ordnctenhauses  v.  30.  März  1873  :  Diäten  5  Thlr.  p.  Tag  (bisher 
3  Thlr),  u.  zwar  f.  alle  Abgeordnete,  auch  f.  d.  in  Berlin  wohnenden.  Die  Diäten 
müssen  angenommen  werden.  Reisekosten  für  jeden  Zu-  u.  Abgang  1  Thlr.,  jetzt 
nach  Ges.  v.  24.  Juli  1876  p.  Kilometer  Eisenb.  od.  Dampfsch.  13  Pfenn.,  auf  andern 
Wegen  60  Pf.  A.  für  1883/84  Herrenhaus  172,310  ^incl.  Besold.  der  Beamten  etc.), 
Abgeordnetenhaus  1,201,270,  zus.  1*374  Mill.  M.  —  Baiern.  Diäten  der  nicht  in 
München  wohnhaften  Abg.  10  M.  A.  d.  Landtagskosten  1883  346,005  M.  —  K. 
Sachsen.  Diäten  der  nicht  in  Dresden  wohnh.  Abg.  d.  2.  K.  12  M.,  ebens.  f. 
gewisse  Kateg.  d.  Mitglieder  d.  1.  K.  A.  d.  Landtagskosten  1883  126,400  M.  — 
Würtemb.  Mitglieder  beider  K.  (mit  einigen  Ausnahmen  in  der  1.  K.)  9  M  43  Pf. 
51/-  1)  Diäten.  A.  d.  Landt.kost.  1883  338.255  M.  —  Baden.  Diäten  d.  nicht 
in  Carlsrohe  wohn.  Abg.  d.  2.  K.  12  M.  Kosten  d.  Landstände  A.  f.  1882  97,220  M.  — 
Hessen.  „Auf  Verlangen"  0  M.  Diäten  f.  d.  nicht  in  Darmst.  wohn  Mifgl.  d. 
'-.  K.  —  Sachsen- Weimar  Abg.  10,  Kammerpräs.  15,  Vicepräs.  12  M.  Diäten. 
In  Grossbrit.  Kosten  d.  Oberhauses  1881/82  42,593,  d.  ünterh.  48,324  Pf.  St.  Dir. 
$esammte  Ausgabe  für  Landesvertretung  berechnet  Herrn.  Wagner  um  1873  in  den 
Deutschen  Staaten  auf  2*25  Mill.  M.,  noch  nicht  7%  der  Hofausgabe.  — 

Bei  directer  Gesetzgebung  durch  das  Volk,  wie  neuerdings  in  einigen 
schweizer  Cantonen,  u.  z.  Tb.  jetzt  im  Bunde  selbst  wachsen  den  Finanzen 
direct  nur  wenige  Kosten  zu.  Aber  indirect  wird  der  volkswirtschaftliche  Verlust  au 
Arbeitszeit  wegen  der  Agitationen,  der  Abstimmungen  u.  s.  w.  doch  als  Ausgabepost 
im  Haushalt  des  Einzelnen  und  des  ganzen  Volks  zu  betrachten  sein. 

„Referendum"  verschiedener  Art,  so  im  Canton  Zürich  und  Thurgau, 
wo  u.  A.  jedes  von  der  Regierung  vorgeschlagene  und  vom  gesetzgebenden  Repräsen- 
tativkörper angenommene  Gesetz  noch  der  Volksabstimmung  in  den  Gemeinden  unter- 
worfen wird.    In  Waadt  besteht  ein  Finanz -Referendum  bei  Summen  über  1,  in 
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Neuenburg  dsgl.  bei  Summen  Uber  2  Mill.  Fr.  Wieder  Modifikationen  in  Ben» 
(wo  /..  B.  Uber  die  Subvention  zur  Gotthardt  -  Bahn  abgestimmt  wurde),  Aar^au. 
Graubünden,  Schwyz,  Baselland.  S.  M.  Wirth  in  d.  Art.  Schweizer.  Eid- 
genossenschaft, Bluntschli's  u.  Brater's  Staatswörterb.  XI,  1013. 

III.  —  §.  178.  Ausgaben  für  gewisse  oberste  Staats- 
körper. Nacb  der  Staatsform  und  nach  manchen  zufälligen 
geschichtlichen  Entwickelungen  sind  solche  oberste  Staatskörper 
verschieden  organisirt  und  haben  sie  eine  verschiedene  Stellung. 
Danach  gestaltet  sich  dann  der  meist  an  und  für  sich  nicht  be- 
deutende Aufwand  wieder  verschieden.  Es  gehören  dahin  etwa 
das  fürstliche  C  ab  inet,  das  in  Repräseutativstaaten  mit  verant- 
wortlichen Ministern  mitunter  ganz  beseitigt  ist  oder  seine  Wich- 
tigkeit verloren  hat;  der  Staatsrath,  dessen  Mitglieder  vielfach 
zugleich  andere  Aemter  bekleiden  und  dafür  ihre  Besoldung  be- 
ziehen; der  Ministerrath  (auch  Staatsministerium),  in 
welchem  die  Vorstande  der  verschiedenen  Ministerieen  und  etwaige 
Minister  ohne  Portefeuille  collegialisch  berathen.  Auch  hier 
kommen  dann  nur  etwa  Bureaukosten  und  Gehalte  des  Bureau- 
personals neu  hinzu,  während  die  Besoldungen  der  Minister 
im  Etat  ihres  speciellen  Dienstzweigs  stehen.  Mitunter  sind 
einige  andere  Centralanstalten  gleich  direct  unter  einen  dieser 
obersten  Staatskörper  gestellt,  z.  B.  die  Archive,  die  Oberrechnungs- 
kammer u.  a.  m. 

Oesterreich  A.  für  li»S3,  Cabinetskanzlci  d.  Kaisers.  Westösterreioh  und 
Ungarn  je  c.  70.0UÜ  fl.,  Ministenath  in  West-Oest.  1,0 11,000,  Ministerpräsidium  in 
Ungarn  299,000  11.  —  Baiern  A.  für  1883  Staatsrath  4S.800  IL  —  Baden  A.  für 
1883  Geh.  Cabinet  22,050  M..  Staatsministcrium  62.892  M.  —  Preussen  A.  für  lsvl  M 
Staatsministeriums-Bureau  298,880  M.,  Geh.  Civilcabinet  122,080  M.  —  Frankreich 
A.  1865  Staatsministcrium,  Ceutrahcrwalt.  423,500  Fr.,  Geh.  Rath  300,000  Fr. 
A.  Staatsrath  2.229,700,  1^76  noch  856,800  Kr.). 

In  Frankreich  standen  eine  Zeit  lang  während  des  2.  Empire:  unter  dem  Staab- 
ininisterium  Koichsarchiv,  schöne  Künste  und  Theater,  höhere  wissensch.  Zwecke  (u.  «. 
Institut,  K.  Bibliothek),  Staatsgebäude,  Gestüte  u.  Verschied.  —  In  Preussen  direct 
unter  dem  Staatsministerium:  Staatsarchive,  General-Ordenscommission.  Oberrcchnuugv 
kammer.  Oberexaminationscommiss.  für  höh.  Verwaltuugsbeamte.  Disciplinarhof,  Gerichts- 
hof zur  Entscheid,  d.  Coropetenzconflicte. 

2.  Abschnitt. 

Finanzbedarf  für  die  Durchführung  des  Rechts-  und 

Machtzwecks. 

§.  170.  Hierhin  stellen  wir  (nach  §.  33,  Nr.  2)  die  Justiz, 
die  Sicherheitspolizei,  als  Theil  des  „Inneren",  das 
„Auswärtige"  und  das  im  folgenden  Abschnitt  näher  zu  be- 
handelnde Mili  tärwesen. 


Digitized  by  Google 


Jnstizwvscn. 


411 


I.  Das  Justizwesen,  dessen  Kosten  gewöhnlich  mir  einen 
relativ  kleinen  Theil  der  eigentlichen  Staatsausgabe  ausmachen, 
ist  in  den  modernen  Staaten  nicht  ganz  gleichmässig  eingerichtet, 
weshalb  auch  die  Ausgaben  dafür  sich  verschieden  gestalten. 

Rau  meint  in  der  5.  Ausg.  §.  89:  Das  Justizwesen  koste  höchstens  des 
ganzen  Staatsaofwands.  Solche  absolute  Statist.  Kegeln  lassen  sich  nicht  angeben,  weil 
die  Quote  einmal  nach  der  Ressortbegrenznng  <z.  B.  ob  die  Strafanstalten  unter  dem 
Justizmin.  oder  unter  einem  anderen  Ministerium  stehen),  sodann  und  mehr  noch  weil 
sie  nach  der  Höhe  des  sonstigen  Staatsaufwands  (z,  B.  ob  die  Selbstverwaltung  mehr 
oder  weniger  ausgebildet  ist,  ob  die  Last  der  Staatsschuld  gross  ist  u.  s.  w.)  verschieden 
ausfallen  muss.  Bevor  allgemein  landesfürstl.  Gerichte  bestanden  (in  Oesterr.  u.  Preussen 
daher  bis  1S48,  bis  zur  rölligen  Beseitigung  der  Patiimonialjustiz),  war  die  Staats- 
ausg.  absol.  u.  relat.  auch  kleiner,  Gcrstfeldt  (Jahrb.  B.  41,  S.  27.  28  berechnet 
f.  Preussen  als  Ausg.  f.  die  Justiz  (incl.  (ierichtsgefängnissc)  p.  Kopf  Pfennige: 
1821  47.  1832  43,  1841  44,  1851  107,  1861  180,  1873  253,  1883  303.  od.  in  °/0 
der  ord.  Nettoausg.  (Civ.  u.  Mil.  ohne  Schuld)  bez.  41—  4  3— 4  5—  13  S-  12  7— 108— 
1 2-6.  —  Beispiele.  Preussen  Et.  f.  1883/84  Ord.  d.  Justizmin.  SO' 16  M.  M., 
1^75  nur  64  M.  M.,  c.  12*5%  der  eiirentl.  Staatsaussr.  Baiern  1876  (incl.  Strafanst.) 
11*87  Mill.  M.  oder  7'2%  d.  eigentl.  Aus?,  (incl.  Militäretat)  J^Vt  12  63  M.  M. 
Frankreich  1876  329  Mill.  Fr.  oder  1470  <*•  eig.  Ausg.  (1859  bei  wcsentl.  kleinerer 
(ieiammtausgabe  3-67).  1883  35  94  M.  fr.  West-Oesterreich  1875  19  4  Mill.  fl. 
ordentl.  Ausg.  (incl.  Gefängnissverwalt.),  c.  6'5°/0  d.  eig.  Ausg.,  1882  19  53  M.  11. 

Die  Hauptposten  der  Ausgaben  betreffen: 

1.  Das  Justizministerium  selbst,  nebst  den  etwa  dazu- 
gehörigen Commissionen  (für  Gesetzgebnngsarbeiten ,  Prüfungs- 
wesen u.  dgl.  m.). 

Nur  ein  kleiner  Posten  im  Justizetat.  z.  B.  in  Preussen  Minist.  550.000  M.  bei 
SO  MilL  M.  Gesammtausg.  in  1883/84,  Justizprüfungsamts  32  600  M.  u.  Unterhaltung 
d.  Justizgebäude  1  Mill.  M. 

2.  Das  Gerichtswesen  mit  den  Gerichten  verschiedener, 
meist  3,  Instanzen.  Die  Höhe  der  hierher  gehörigen  Ausgaben 
hängt  wesentlich  von  der  Gerichtsorganisation  (Zahl  der 
Instanzen,  Instanzenzug,  Art  der  Besetzung  der  Gerichte  u.  s.  w.) 
nnd  dem  Gerichtsverfahren  ab. 

Vereinfachung  des  Processgangs ,  häufigere  Anwendung  des  mündlichen  Ver- 
fahrens, schiedsrichterliche  Einrichtungen  u.  dgl.  m.  empfehlen  sich  auch  im  finan- 
ziellen Interesse  (Kau).  Doch  darf  das  Letztere  in  diesen  Puncten  nur  mitsprechen, 
nicht  entscheiden.  Das  Gerichtswesen  ist  regelmässig  zugleich  eine  Quelle  von 
Einnahmen,  namentlich  sogen,  Justizgebühren,  welche  einen  Theil  der  Kosten 
decken.  Ob  und  in  welcher  Höhe  solche  Gebühren  zu  erheben  sind,  ist  wiederum 
nach  finanzieUen  Gcsichtspuncten  nicht  zu  entscheiden.  Soweit  diese  aber  mitsprechen, 
vird  in  der  späteren  Gebührenlehrc  von  jenen  Gebühren  gehandelt  (s.  Fin.  II, 
§.  291—294). 

Die  Kosten  der  Gerichte  dritter,  zweiter  und  erster  Instanz  verhielten  sich  in 
Preussen  (1870)  wie  1— G'8— 41,  in  Baiern  (1868/69  u.  1870)  wie  1—3—19,  in 
Baden  das  Obergericht  zu  den  Kreis-  u.  Amtsgerichten  wie  1  zu  30.  Die  Gerichts- 
verfassung ist  übrigens  so  verschieden,  dass  sich  ein  in  der  Natur  der  Sache  gegrün- 
detes Verhältniss  nicht  genau  herausfinden  lässt.  Gegenwärtig  (um  1883)  ist,  unter 
Anrechnung  von  60°/o  der  Kosten  des  Reichsgerichts  in  Leipzig  als  Gericht««  oberster 
Instanz  f.  Preussen  das  Verhältniss  etwa:  1:45:  69  (0  79— 3-55— 54*56  M.  M.). 
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Ob  eine  Veränderung  der  Gerichtsorganisation,  wie  die  neue  deutsche,  das  Gerichts- 
wesen für  die  Finanzen  wohlfeiler  macht  oder  nicht,  ist  bei  der  Einwirkung  so  manch- 
facher  Factoren  (Bewegung  der  Criminalität,  der  Beanspruchung  der  freiwill  Gericht*- 
barkeit.  Gang  des  Wirtschaftslebens  —  Aufschwung-  und  Abschwungperiode  —  i.lf.| 
schwer  zu  beurtheilen. 

3.  Die  Gefängnisse  und  Strafanstalten. 

Diese  stehen  nicht  immer  oder  nicht  immer  alle  unter  dem  Justizministerium, 
sondern  unter  einem  anderen,  z.  B.  dem  des  Inneren,  was  bei  Vergleichen  nicht  zn 
übersehen  ist.    S.  o.  S.  65. 

Die  neuere  Auffassung  des  Strafzwecks,  die  erkannte  Noth- 
wendigkeit  auf  die  Gefangenen  bessernd  einzuwirken  und  hnmane 
Regungen  haben  in  den  letzten  Menschenaltern  zu  grossen,  aber 
auch  sehr  kostspieligen  Verbesserungen  des  Getangnissweseng  ge- 
führt (bessere  Gebäude,  Zellensystem  und  Absonderung  in  Einzel- 
haft, bessere  materielle  und  sittlich-religiöse  Pflege,  Unterricht  u.s.w.). 
Diese  Verbesserungen  sind  ein  gutes  Beispiel  für  das  nothwendige 
Wachsen  des  Staatsbedarfs  auf  höheren  Culturstufen  des  Volks- 
lebens (§.  36).  Und  wenn  auch  vielleicht  in  der  Verbesserung 
der  materiellen  Verpflegung  und  der  ganzen  Einrichtungen  der 
Gefängnisse  und  Zuchthäuser  neuerdings  mitunter  etwas  zu  weit 
gegangen  und  damit  dem  eigentlichen  Zweck  der  Bestrafung  in 
direct  etwas  entgegengearbeitet  worden  ist,  muss  doch  das  Vor- 
gehen an  sich  im  Ganzen  gebilligt  werden.  Ein  Theil  der  hoben 
Kosten  kann  und  darf  durch  den  Reinertrag  der  —  auch  sonst 
unentbehrlichen  —  Zwangsarbeit  der  Sträflinge  gedeckt  werden. 
Doch  muss  dieses  Finanzinteresse  an  der  Sträflingsarbeit  wiederum 
gegen  andere  Rücksichten  zurückstehen.  U.  A.  ist  Vorsicht  zn 
üben,  dass  die  wohlfeile  Sträflingsarbeit  nicht  den  freien  Arbeitern 
eine  zu  bedenkliche  Concurrenz  macht  und  deren  Lohn,  besonders 
in  der  Gegend  der  Strafanstalten,  herabdrückt:  eine  bedenkliche 
Folge,  welche  in  der  Praxis  nicht  immer  genügend  beachtet  wird, 
allerdings  aber  auch  sehr  schwer  zu  vermeiden  ist. 

Einigo  weitere  Ausführungen  mit  Statist.  Daten  Uber  den  Gegenstand  bei  Kan 
§.  69  u.  z.  Th.  danach  in  d.  vor.  Aufl.  dieses  B.  S.  228—280.  Auch  dieses  Gebiet 
ist. aber  zu  speeifisch  technischer  Natur  u.  hängt  mit  den  Principien fragen  o. 
Vcrwaltungsgrundsätzen  des  Strafwesens  u.  Gefängnisswesens  zu  enge  zusammen,  aL> 
dass  es  hier  in  der  Fin.wiss.  genauer  mit  Erfolg  behandelt  werden  könnte.  Der 
neuerlichen  Zunahme  der  Verbrechen  und  Vergehen  hat  neben  den  inneren  Ver- 
besserungen der  Einrichtung  u.  Pflege  eine  Zunahme  des  Aufwands  entsprochen. 
Aeltere  Beispiele  s  a.  a.  0.  Beispiel.  Preussen.  Gefängnisse  unter  d.  Justoin. 
18*?3/*4  Ausg.  7*52  M.  M  ,  Einn.  aus  d.  Anthcil  am  Arbeitsverdienst  d.  gerichtl.  Ge- 
fangenen 0*7^9  M.  M.,  woraus  auch  Kemunerationen  der  Gefängnissbeamten  gezahlt 
werden.  Ausserdem  haben  d.  Gefangenen  noch  f.  353,000  M.  Antheil  am  Ertraf 
ihrer  Arbeit.  Die  Strafanstalts -  u.  s.  w.  Verwalt.  unter  d.  Min.  d.  Inneren  kostet 
gleichzeitig  9'34  M.  M.  (1875  nur  7*67),  die  Einn.,  meist  aus  d.  Arbeit  d.  Sträfling 
2.63  M.  11  (1875  2  24).    Oesterreich  (West-)  1880  Strafanstalten  im  JusIbiü 
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Ausg.  2*3  M.  fl.  im  Ord.  (Weitres  wohl  im  Et  der  Kronländer V),  Einn.  0  603  M.  I.  — 
Baiern  Strafanst.  im  Just.min  1SS3  441  M.  M.  —  Frankreich  1881  Gefängnisse 
im  Min.  d.  Inneren  20*78  HUL  fr. 

IL  —  §.  180.  Die  Polizei  im  engeren  Sinn,  oder  die  sogen. 
Sicherheitspolizei,  d.  h.  „die  Sorge  für  die  Beschützung  der 
Personen  und  des  Eigenthums  im  Innern  des  Staates  durch  un- 
mittelbar vorbeugende  Massregeln"  (Rau),  in  vielen  Staaten  mit 
anderen  Verwaltungszweigen  verbunden  und  dem  Ministerium 
des  Innern  tibertragen ,  ist  im  modernen  Staate  neben  dem 
Militärwesen  die  Haupteinrichtung,  welche  der  Verwirklichung  des 
Präventivprincips  (§.  37)  dient.  Ihre  Kosten  wachsen  mit 
der  Schwierigkeit  der  zu  Uberwachenden  Verhältnisse  und  mit  dem 
steigenden  Bedtirfniss  der  Cultur  und  Volkswirtschaft,  dass  wirk- 
lich Rechtsstörungen  verhütet  werden.  Die  bezüglichen  Ausgaben 
trägt  aber,  soweit  sie  wesentlich  flir  locale  Zwecke  erfolgen,  der 
Staat  gewöhnlich  nicht  allein,  sondern  die  Selbstverwaltungskörper, 
besonders  die  Gemeinden,  participiren  daran.  Wie  dies  im  Ein- 
zelnen einzurichten  ist,  ist  in  Theorie  und  Praxis  noch  nicht  end- 
giltig  entschieden  und  gehört  zu  den  Fragen  der  Organisation  der 
Selbstverwaltung  neben  und  statt  der  Staatsverwaltung  (§.  43  ff.). 
Die  Kosten  betreffen: 

1.  Die  oberen  Verwaltungsorgane  und  Behörden, 
weiche  im  Staate  meistens  gemeinsam  für  diesen  Zweck  und  für 
die  übrige  sogenannte  Innere  Verwaltung  fungiren  (Mi- 
nisterium des  Inneren,  Provinzial-,  Departemental-,  Bezirks-,  Kreis- 
verwaltung u.  s.  w.),  theils  allein,  theils  in  Verbindung  mit  Organen 
und  Behörden  der  Selbstverwaltung.  Finanziell  lassen  sich  die 
Ausgaben  nach  den  Zwecken,  welchen  diese  Behörden  dienen, 
nicht  wohl  trennen. 

Die  Kosten  der  gcsammten  Inneren  Staatsverwaltung  richten  sich  nach 
J<t  Einrichtung  und  Grösse  der  Verwaltungen  (Provinzen,  Bezirke,  Kreise),  dem 
Vorherrschen  der  collegialischcn  oder  der  Bu reau ve r fassu ng ,  nach  dem 
Umfange,  in  welchem  die  Selbstverwaltung  der  kleineren  autonomen  Kreise  der  Staats- 
verwaltung Aufgaben  u.  Thätigkeiten  abgenommen  hat,  u.  dgl.  m.  Die  finanzielle 
Seite  dieser  Verhaltnisse  lässt  sich  ohne  ein  Eingehen  in  genaues  Detail  nicht  richtig 
beurtheilen  uud  Vergleiche  zwischen  verschiedenen  Staaten  mit  gewöhnlich  mehr  oder 
»coiger  Verschiedenheiten  in  der  Einrichtung  der  Verwaltung  sind  nicht  wohl  un- 
mittelbar möglich,  (was  Kau,  in  §.  70  Anm.  a,  zwar  in  einem  Puncto  auch  hervor- 
hebt, aber  doch  nicht  genügend  beachtet1.  Nur  als  Beispiel  daher:  Preusson  A. 
1**3/84  Miu.  d.  Inn.  (ohne  die  davon  dependir.  Specialätnter)  0,001  Mill.  M.,  Obcr- 
l'räaidien  (in  d.  Provinzen)  u.  Regierungen  (in  d.  Bezirken)  iucl.  Fiuanzdirection  u. 
Htzirkshauptkassen  in  Hannover  u.  einiger  and.  höherer  Mittelbehörden  (auch  incl.  d. 
Kissen verwalt.  d.  Regierungen)  12'I9  Mill.  M.  ^im  Finanzmin.  eingestellt),  Ver 
»illungsgerichte  u.  Deput  f.  lieimathwes.  0  427,  Standesämter  0  300.  Landdrosteien 
in  Hannover)  0  501,  Und  rat  hl.  Behörden  u.  Aeintcr  7*175,  allgem.  Ausgaben  im  In- 
t-Tesse  der  Polizei  1*424  Mill.  M.  (incl.  geheime  Ausgaben  0*120).    \V  est-Oester- 
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reich,  A.  f.  1880,  Min.  d.  Inn.,  Centralleitung  0469  Miü.  fl.,  Ausl.  für  Staatspolizei 
0  120,  Polit.  Verw.  der  einz.  Länder  5  435  (ord.),  öftentL  Sicherheit  3389  MU1.  1  — 
Haiern  187(5,  Et.  f.  Sicherheit  3*56  Mill.  M.  —  Frankreich  1881,  Centralverwalt. 
d.  Min.  d.  Inneren  1  72  Mill.  Fr..  Staatsverwalt.  in  d.  Depart  11*29  Mill.  Fr. 

2.  Die  Local- Polizei  Verwaltung,  welche  grossentheils, 
aber  nicht  allein,  sicherheitspolizeiliche  Zwecke  hat,  vom 
Staate  aber  nur  theilweise  erhalten  wird.  Im  Allgemeinen  mit 
Recht,  da  das  locale  Interesse  hier  mindestens  sehr  erheblich  mit 
betheiligt  ist. 

Beispiel:  Preussen  Et.  f.  18S3/S4  i.  M.  d.  Inn..  LocalpoL-Verw.  in  Berlin 
664,  in  d.  Provinzen  2*92,  Polizei -Districteominissarc  in  Prov.  Posen  0  54 4* Mill.  ML 
In  Preussen  trägt  die  Staatskasse  einen  Haupttheil  Königlicher  Polizeiverwal- 
tungeu  in  gewissen  Städten  (bes.  Berlin,  ausserdem  in  20  Städten,  z.  Th.  etwas  zu- 
fälliger Auswahl).  S.  oben  die  Statist.  Daten  in  §.  54.  —  Aufwand  für  geheim-' 
Polizei  in  Frankreich,  im  Durchschn.  von  1830 — 48  jährl.  2,374,700  Fr.  u.  im  J. 
1800  8,859,000,  1800  7,900.000  Fr.  Im.  Et.  f.  1881  im  Min  d.  Inn.  1.4O9.U00  Fr 
Total  f.  ölfentl.  Sicherheit  1S70  (M.  d.  Inn.)  12  14  Mill.  Fr.,  1881  13,050,  wovon 
Zuschuss  f.  d.  Pariser  städt.  Polizei  2  Mill  u.  Kosten  d.  Pol.  i.  Lyon  7  693  Mill.  Fr. 

3.  Die  Landgendarmerie,  gewöhnlich  die  kostspieligste 
Polizeianstalt. 

Sie  steht  in  einigen  Staaten  unter  dem  Kriegsministerium  (so  in  Frankr.,  Oesterr. 
fungirt  aber  für  polizeil.  Zwecke  und  nach  den  Weisungen  der  Polizeibehörden.  Ausg. 
f.  (iendarmerie  in  Preussen  (i.  M.  d.  Inn.)  lss^/sj  919  Mill.  M.  —  Baden,  A. 
f.  1870  0  593  Mill.  M.  —  Westösterr.  1880  4  1  Mill.  11.,  Frankr.  1881  40  2 
Mill.  Fr  Der  Aufwand  ist  hoch,  noch  viel  höher  als  für  die  gleiche  Zahl  Soldaten, 
weil  freie  Anwerbuug  etwas  älterer  (gedienter)  Leute,  nicht  Zwangsdienst  wie  im 
Heere,  stattfindet,  was  höheren  Sold  u.  s.  w.  bedingt,  weil  sie  zerstreut  im  Land- 
wohnen,  viele  (40 — 70°/o>  beritten  sein  müssen  und  das  Verhältniss  zwischen  Officiereu. 
Unterofficieren  u.  Mannschafteu  für  erstere  beiden  Kategorieen  günstiger  als  im  Heer* 
ist.  Beispiel:  Preussen  1883:  11  Brigadiers  zu  6000  M,  2  Adjut.,  45  Distr- 
Oflic.  mit  Majors-,  Hauptm.  I.  u.  Hauptm.  II.  CI.-Rang  (i.  D.  4050  M.i,  1  Zahlmeister 
(3000  M.),  5  Corpstabs-  u.  21  Brig Schreiber  0050  M.),  173  beritt.  Oberwachtmeister 
(1620  M.  incl.  120  M.  Rcmontegeld),  2  dsgl.  zu  Fuss  (1500  M ),  1664  beritt  (1120  M. 
incl.  120  Kemoute),  1947  Fussgend.  (1050  IL).  Ausserdem  noch  180  Gend.  u.  Wacht- 
meister auf  Kosten  des  D.  Keichs,  u.  einige  auf  Kosten  v.  Privaten  ü.  CorporaL  Zus. 
59  Officiere  u.  3978  Untoroft".  u.  Mannsch.  u.  mit  d.  Schreibern  u.  s.  w.  überh.  4065 
Pcrs.  Vcrbältn.  d.  Wachtm.  zur  Manusch.  wie  1:20  6,  Gesamintkosten  (incl.  sachi. 
per  Kopf  2200  M.  —  In  West- Oesterr.  18M):  128  Offic.  u.  Kcchn.bcamte.  2* 
Lnt.beamte,  309  Wachtmeister  (zu  649  fl.  Löhn.  u.  Geldnebenbezügen^,  1272  Posten- 
führer  <zu  549  fl.\  5347  Gendarmen  (zu  449  Ii.).  Die  Mannschaft  bezieht  ausserdem 
z.  Th.  Dienstes-  u.  Medaillenzulagen  (jene  zu  50 — 200  fl.).  Gesammtkopfzahl  7141. 
per  Kopf  Gesammtkosten  574  fl.  Einige  weitere  ält.  Angaben  bei  Kau  §.71  Note  « 
u.  vor.  Aufl.  dieses  Bands  S.  232. 

4.  Die  Zwangsarbeitshäuser. 

Vgl.  Kau,  Volkswirthschaftspolitik,  §.  348.  —  Die  Kosten  trägt  gewöhnlich  nicht 
der  Staat,  sondern  ein  Selbstverwaltungskörper,  z.  B.  Provinz  oder  Kreis.  Für  Prc  usse  n 
s.  Rönne,  Staatsr.  3.  Aufl.  II,  2.  S.  146. 

III.  —  §.  181.    Die  Verwaltung  der  auswärtigen  An- 
gelegenheiten betrifft  das  Ministerium  selbst,  die  Ge 
sandtsc haften  und  die  meistens,  aber  nicht  allgemein  diesem 
Ministerium  unterstehenden  (Handels-)  Consulate.  Stehende 
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Gesandtschaften  verschiedenen,  dem  Range  der  Staaten  und  Höfe 
und  der  Bedeutung  der  internationalen  Beziehungen  entsprechen- 
den Ranges  sind  eine  jener  staatlichen  Einrichtungen,  welche  sich 
auf  das  PrUventivprincip  zurückführen  lassen  (§.  37  und  G. 
§.  179  —  183).  Sie  bedingen,  wie  die  Dinge  einmal  liegen,  zumal 
unter  monarchischen  Staaten,  einen  erheblichen  Aufwand  für  Re- 
präsentation, besonders  bei  den  Gesandtschaften  ersten  Ranges 
(Botschaftern).  Im  Cons ulatswesen  hat  das  neuere,  sachlich 
vorzüglichere  System,  sogen.  Berufs consuln,  welche  regel- 
mässig besoldete  Staatsbeamte  sind,  statt  des  Systems  (kauf- 
männischer) Ehrenconsuln  natürlich  auch  eine  Erhöhung  der 
Ausgabe  zur  Folge. 

Vgl.  Rau,  5.  Ausg.,  §.  78  u.  vor.  Aufl.  dieses  Bands  S.  232.  In  manchen 
Staaten  sind  diesem  Ministerium  die  Archive  und  Angelegenheiten  der  fürstlichen 
Kamill'  ubertragen.  Der  Aufwand  für  das  Auswärtige  ist  überall  verhältnismässig 
untergeordnet,  z.  B.  im  Deutschen  Reich.  Et.  f.  1883/84,  fortdauernde  Ausgabe 
für  das  Ausw.  Amt  6*88  MÜl  >L,  wovon  11 61  f.  d.  Amt  selbst,  5'22  f.  Gesandtsch. 
u.  Consul.,  allg.  Fonds  0*44.  (ierstfcld  a.  a.  0.  berechnet  f.  Preussen  (incl.  Reichs- 
quote)  p.  Kopf  Pfennig  1821  IG,  1832  14,  1841  14,  1851  17,  1861  15,  1873  21, 
1>S3  17  oder  °/„  der  Ausg.  (ohne  Schuld.),  bez.  14  —  1*4  —  1'4  —  V4  —  0'9 
09  —  07.  —  Frankreich,  Min.  d.  Aeusseren  1883,  1435  Mill.  Fr,  c.  d. 
eigend.  Staatsausg.  —  Gr.  Brit.  1881,  0695  Mill.  Pfd.  Sterl.,  wovon  0  238  diplom., 
'J  274  Consuldicnst,  O'l  10  Zuschüsse  au  d.  Colon.).  —  0  est  erreich- Ungarn  (im 
Gmeins.  B.  f.  1882)  4'19  Mill.  11  ord.,  incl.  13  Mill.  Subvention  des  Lloyd.  — 
Kusslaud,  Et.  f.  1SS2,  369  Mill.  Rub.  —  Italien,  A.  1881,  6*59  Mill.  Fr.  - 
Dänemark,  A.  1882,  0379  Mill.  Krön.  —  Niederlande,  A.  1882,  0684  Mill.  11. 
—  N  ord- Ameri  ka,  A.  1876,  1*4  M.  D. 

Das  Deutsche  Kcich  unterhält  1883  6  Botschaften  (bei  den  5  and.  europ. 
(irossin  ächten  u.  bei  d.  Türkei),  13  Gesandtschaften,  9  Ministcrresidenturen,  54  Berufs- 
u.  582  Wahlconsulate.  Die  zu  einem  Bundesstaate  vereinigten  Staaten  können  und 
sollen  die  zahlreichen  Gesandtschaften  eingehen  lassen,  indem  der  Bund  die  Vertretung 
im  Auslände  übernimmt.  So  ist  es  jetzt  in  Betr.  d.  Consulate  ganz,  der  Gesandt- 
schaften grösstenteils  im  D.  Reiche  durchgeführt.  Die  Einzelstaaten  haben  daher 
last  keine  bezugl.  Ausgaben  mehr.  Das  „Auswärtige"  betrifft  hier  namentlich  die 
Vertretung  beim  Bunde  u.  unter  d.  einzelnen  Partie-Staaten.  So  z.  B.  im  preuss. 
Et.  1883/84  Ausw.  0  502  Mill.  M.,  wovon  0365  f.  Gesandtsch.,  009  f.  Avers.- Eut- 
Bcbid.  an  d.  Reich  f.  Besor.  spec.  preuss.  Angelegenh.  —  Bai  cm  1^S3,  Min.  d. 
K.Hauses  u.  Aeusseren,  0558  Mill.  M.  Sachsen,  Aeuss.  1883  0  149.  Württemb. 
hier  mit  d.  Anomalie,  dass  die  Verkehrsanstalten ,  Eisenbahnen  u.  s.  w.  unter  diesem 
Min.  stehen)  O  l  84.  Ebenso  fallen  die  Gesandtsch.  fremder  Staaten  bei  den  einzelnen 
Hundesstaaten  mit  Recht  weg.  Die  Wiederhcrstcll.  des  Deutschen  Reichs  hat  dahor 
für  die  übrigen  europäischen  Staaten  schon  manche  erfreuliche  Ersparung  bewirkt, 
indem  die  meisten  die  Gesandtschaften  an  den  kleinen  und  Mittelhöfen  eingezogen 
haben. 

Nicht  unerheblich  ist  zu  Zeiten  ein  ausserordentlicher  Aufwand  im  Etat 
des  Auswärtigen  für  Ankauf  oder  Neubau  von  passenden  Gesandtschafts-  und 
t'ons ulatsgebäud en  im  Auslande,  m.  a.  \V.  es  erfolgt  die  hier  besonders  sach- 
lich begründete  Anerkennung  des  Princips  der  Dienstwohnungen  i§.  162)  für 
diese  Beamtenkategorie.  So  hat  d.  Deutsche  Reich  in  d.  letzten  Jahren  erhebl. 
Summen  f.  Bauten  in  Petersburg,  Constantinopcl,  Rom,  London,  Wien  u.  a.  0.  im  Etat 
z.  B.  1875  0  76,  1876  1  48  Mill.  M. 

Bei  den  Gesandtschaften  und  Consulateu  kommen  für  Dienstgeschäftc  zu  Gunsten 
von  Privatpersonen  Gebühren  vor,  über  welche  in  der  Gebührenlehre  Näheres,  s.  Fin. 
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2.  B.  Fin  bedarf.   2.  K.  Einzelnes.    3.  A.  Militär.  §.  182. 


II,  §.  290.  Früher  flössen  diese  Gebühren  öfters  den  Beamten  selbst  zu,  wie  jetzt 
z.  Th.  noch  den  unbesoldeten  Ehrenconsaln.  Das  richtige  Princip  ist  auch  hier, 
dass  solche  Gebuhren  säin  int  lieh  in  die  Staatscasse  fliessen  und  hier  verrechnet  werden. 
Sic  dienen  dann  zur  Deckung  eines  Theils  der  betreffenden  Staatsausgabe. 

Hierhin  gehören  hauptsächl.  d.  Einn.  d.  Ausw.  Amts  im  D.  Reich,  A.  1SS3/S4 
0*513  Mill  M.,  S'4  70  d.  Aufwands.  A.  d.  Cons.-Geb  im  gemeins.  österr.  B.  1ST6 
auf  0-17"  Mill.  H.    Einn.  d  gemeins.  Min.  d.  Aeuss.  überh.  in  18S2  714  400  fi. 


3.  Abschnitt. 

Finanzbedarf  flir  das  Militärwesen  (Heer  und  Flotte) 

insbesondere. 

Abweichend  von  der  Behandlung  der  sonstigen  Materien  dieses  zweiten  Kapitrb 
„von  den  einzelnen  Gegenständen  des  eigentlichen  Finanzbedarfs"  wird  das  Militär- 
wesen  hier,  wio  schon  in  d.  vor.  Aufl.  nicht  nur  etwas  eingehender,  sondern  auch 
nach  seiner  volkswirtschaftlichen  Seite  mehr  principiell  erörtert  In  die  Fi- 
nanzwissenschaft gehört  das  zwar  streng  genommen  ebensowenig,  als  eine  Erörterung 
der  principiellcu  u.  materiellen  Puncte  bezüglich  der  übrigen  Gegenstände  dieses  Ka- 
pitels (s.  o.  S.  JWSi.  Indessen  kommen  di  es e  Gegenstände  th  in  anderen  Theilen  des 
Systems  der  poliL  Oekon.,  th.  in  verwandten,  bereits  ausgebildeten  Disciplineu,  bes.  in  d 
Inneren  Verwaltungslehre,  auch  nach  diesen  Seiten,  welche  die  entscheidenden  und 
wichtiger  als  die  finanziellen  sind,  zu  ihrem  Rechte.  Für  das  Militärwesen  trifft  das 
nicht  zu.  Kaum  Anfänge  einer  „Verwaltungsichre"  desselben,  als  Theiles  der  All- 
gem.  Verw.l.  sind  vorhanden  (Stein,  Ratze  nhofcrV  In  anderen  Theilen  des  Sys- 
tems der  polit.  Oekon.  ist  das  Thema  auch  nur  etwa  zu  streifen,  wie  in  der  „Grund- 
legung". Kein  wichtiges  Gebiet  des  Staatslebens  ist  in  den  Staatswissenschaften  bis- 
her so  vernachlässigt  worden,  als  das  Heerwesen,  und  leidet  heute  noch  so  sehr  unter 
falscher  oder  einseitiger  ßcurtheilung  der  ökonomischen  Doctrin,  der  politischen  Par- 
teiungen  und  der  durch  letztere  beherrschten  „öffentlichen  Meinung"  —  selbst,  ja  gerade 
mit  am  Meisten  in  Deutschland,  trotz  der  demonstratio  ad  hominem.  welche  das  Elend 
der  alten  deutschen  u.  der  Glanz  der  neuen  preussisch  -  deutschen  Geschichte  und 
welche  jüngst  vollends  die  Jahre  1866'  u.  1S70— 71  gegeben  haben.  Das  alte  Ge- 
spenst der  britischen  Oekonomie  von  der  „ünproduetivität  der  Dienstleistungen, 
zumal  des  Heeres"  spukt  hier  immer  noch.  Dem  gegenüber  erschien  ein  Abschnitt 
wie  der  folgende  nicht  nur  zulässig  auch  im  Rahmen  dieses  Werks,  sondern  geboten, 
gerade  auch  wegen  der  ausserordentlichen  Bedeutung  des  Heerwesens  für  die  Finanzen 
Der  Schwerpunct  der  finanzwiss.  Betrachtung  liegt  in  Abth.  III  dieses  Abschnitt» 
(„Militärökonomik").  Vgl.  Rau,  5.  A.,  §.  72 — 77.  Ferner  v.  Standpunct  d.  Verwaltung*- 
lehre  aus  L.  Stein,  Lehre  v.  Heerwesen.  Stuttg.  1S72,  über  d.  Milit&rhaushalt  en. 
S.  233  ff.  ;  die  Volkswirtschaft!.  Würdigung  übrigens  ungenügend  (s.  das.  S.  215  >'a- 
tionalökon.  u.  Militärwirthsch.,  vgl.  Wagner,  Grundlegung  I,  2.  Aufl.  S.  325,  auch 
unten  passim).  Auch  Ratzcnhofer,  Staatswehr.  Stuttgart  1  SSI.  Ueber  die  gegen- 
wärtigen militärisch.  Kräfte  der  europ.  Staaten  s.  v.  Firks,  Uebers.  d.  f.  d.  Landkrieg 
verfügb.  Streitkräfte,  1873/74  vgl.  mit  1S5S/59.  Ferner  ders.,  Beitr.  z.  Statist  d. 
Reichsheeres.  Ergänz.h.  VIII  d.  preuss.  stat.  Ztschr.  1881.  Weiteres  Statist.  Material 
über  Organisation  u.  Grösse  des  Heers  u.  d.  Flotte  immer  in  Kürze  am  Besten  im 
Goth.  Hofkalendcr;  auch  vielerlei  Daten  in  den  stat.  Werken  v.  Kolb  (antimilitari^he 
Tendenz),  Brachclli.  Ebendas.  bes.  im  Gothaer  Alman.,  auch  die  Hauptdaten  über 
die  Finanzen  v.  Heer  u.  Flotte.  Aelterc  Daten  s.  in  Rau's  früherer  Ausg..  5.  Au»? 
§.  72  Anm.,  6.  Ausg.  ob.  u.  vor.  Aufl.  dieses  B.  S.  234  ff.  Statist.  Daten  über  das 
Heer  überh.  u.  selbst  über  die  Finanzen  des  Heerwesens  allein  können  indessen  in  diesem 
Werke  nur  spärlich  gegeben  werden.  Sie  verlangen  gorade  hier  eine  genauere  Analyv. 
um  Fehlschlüsse  zu  vermeiden,  damit  aber  auch  einen  so  breiten  Raum  der  D»r" 
Stellung,  wie  er  hier  nicht  vorhanden  ist. 
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I.  —  §.  182.  Die  volkswirtschaftliche  Bedeutung 
und  Noth wendigkeit  des  Heerwesens  auch  im  Frieden. 
Unter  den  gegebenen  Verhältnissen  der  politischen  Lage  der 
Völker  und  Staaten  Europas  und  unter  den  dadurch  mit  ge- 
schaffenen Daseinsbedingungen  unseres  ganzen  Volkslebens,  unserer 
materiellen,  ideellen  und  sittlichen  Cultur  ist  die  Ausbildung 
und  Bereithaltung  eines  angemessenen  Heeres  und  für  See- 
staaten einer  Kriegsflotte  auch  in  Friedens  zeit  eine 
unvermeidlich  gebotene  Nothwendigkeit  zur  Durchführung  des 
staatlichen  Machtzwecks  und  zur  Realisirung  des  Präventiv- 
prineips  (§.37)  behufs  möglichst  ungestörter  Aufrechthaltung 
der  Rechtsordnung  nach  Aussen  wie  im  Inneren.  Das 
„System  des  bewaffneten  Friedens",  wie  es  sich  in 
unserer  modernen  europäischen  Staaten  weit  in  der  Haltung  grosser 
stehender  Friedensheere  besonders  seit  dem  17.  und  mehr  noch 
im  18.  Jahrhundert  entwickelt  und  im  19.  fortgebildet  hat,  kann 
objectiv  nur  im  Zusammenhang  mit  der  ganzen  Völker-  und 
Staatengeschichte  gewürdigt  und  sta atsw  issen schaftlich  wie 
speciell  nationalökonomisch  nur  richtig  aufgefasst  werden, 
wenn  man  in  ihm  eine  jener  grossen  E  in  rieh  tu  ngen  erkennt, 
durch  welche  die  staatliche  „Gemeinwirthschaft"  eben  im 
höchsten  volkswirtschaftlichen  und  Culturinteresse  präventiv 
die  Bedingungen  menschlichen  Zusammenlebens  garantirt  (Grund- 
legung, §.  179  ff.).  Diese  Einrichtungen  und  unter  ihnen  allen 
diejenige  der  stehenden  Friedensheere  und  Flotten  weitaus  am 
Meisten,  machen  zwar  ausserordentliche  Opfer  an  Arbeit  und 
Sachglitern,  einen  riesigen  Finanzaufwand  nöthig,  Opfer  und  Auf- 
wand, welche  die  Volkswirtschaften  ungeheuer  belasten,  gleich- 
wohl aber  nicht  nur  als  Belastungsfactoren  betrachtet  werden 
dürfen,  deren  Höhe  man  beklagt,  sondern  wenigstens  ideell,  wenn- 
gleich eine  Bezifferung  nach  dieser  Seite  nicht  möglich  ist,  mit 
dem  ungeheuren  Werth  verglichen  werden  müssen,  den  ein 
tüchtiges  Heer  als  Mittel  der  Prävention  von  Störungen  der 
Rechtsordnung  und  der  Gewährung  gesicherter  nationaler  und 
staatlicher  Unabhängigkeit  auch  volkswirtschaftlich  hat. 

Selbstverständlich  ist  jede  thunliche  Ersparung  an 
Truppenhaltung  und  Militär aufwan d  durch  volks- 
wirthsch aftl  ich  e  und  finanzielle  Erwägungen  geboten. 
Doch   ist  die  übliche  Polemik  gegen  den  „Militarismus"  und 
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namentlich  gegen  das  System  der  stehenden  Heere  oberflächlich 
und  überschiesst  häutig  das  Ziel. 

Dies  gilt  besonders  auch  von  jenen  tendenzpolitischen  Angriffen  auf  das  Heer- 
wesen, als  sei  die>es  die  Ursache  der  Kriege,  oder  als  seien  etwa  die  Fürsten  mit 
ihren  Heeren  Schuld  an  denselben.  Als  ob  nicht  regelmässig,  auch  in  unserem  Zeit- 
alter, tiefe  Interessengegensätze  der  Völker  uud  Staaten  oder  einzelner  Bevölkeranes- 
gruppen  in  letzteren  die  Ursache  der  Kriege  wären,  einerlei  ob  es  stehende  Heere 
giebt  oder  nicht,  ob  die  Staatsfonn  republikanisch  oder  monarchisch  ist.  Man  denke 
an  den  nordamerikanischen  Bürgerkrieg,  den  furchtbarsten  und  bei  Weitem  kostspieligsten 
der  Neuzeit,  oder  an  den  schweizer  Sonderbuudskrieg  oder  auch  an  den  jüngsten 
französ.-deutsch.  Krieg,  der  gewiss  nicht  als  das  Werk  Napoleon  III.,  sondern  des 
französischen  Yrolks  anzusehen  war.  S.  A  Wagner.  Elsass  u.  Lothringen  o.  s.  w.. 
i».  Aufl.,  1S70,  Abschn.  L 

Mag  man  das  grosse  stehende  Heer  -ein  „notwendiges  Uebel" 
nennen:  so  ist  es  ein  solches  eben  wie  tausenderlei  andere  kost- 
spieligere Einrichtungen,  die  der  Staat  oder  kleinere  Vereinigungen 
in  ihm  oder  Individuen  zur  Abwehr  von  Gefahren  und  zur  Herstellung 
der  unentbehrlichen  Sicherheit  treffen  müssen.  Stets  ist  es  er- 
wünscht, dass  solche  Einrichtungen  möglichst  zu  vermeiden  oder 
billig  herzustellen  seien.  Das  Land  oder  der  Staat  oder  das  Zeit- 
alter, welches  in  dieser  Hinsicht  wenig  für  solche  (freilich  fälsch- 
lich so  genannte)  „unproduetive"  Zwecke  aufzuwenden  braucht, 
ist  meistens  deswegen  glücklich  zu  preisen.  Aber  dies  gilt  von 
dem  Aufwand  für  Polizei,  Justiz,  für  Vorkehrungen  gegen  Zer- 
störungen der  Elemente  (Wasser!),  ja  im  Grunde  von  den  Kosten 
jeder  Bedürfnissbefriedigung  ganz  ebenso  als  von  dem  Aufwand 
für  Heerwesen.  Soweit  solche  Verwendungen  durch  den  Zweck, 
also  beim  Heeerwesen  durch  die  Sicherung  der  Rechtsordnung 
und  der  Unabhängigkeit  von  Volk  und  Staat,  auch  durch  die 
Notbwendigkeit  geboten  sind,  einen  ungenügenden  politischen 
Zustand,  namentlich  eine  ungenügende  Beschaffenheit  des  Staats- 
gebiets (nach  Lage,  Grösse,  Grenzen,  Ausdehnung  über  die  ganze 
Nation  oder  Beschränkung  auf  einen  Theil  derselben  u.  s.  w.)  zn 
verbessern,  Einbussen  früherer  Zeit  wieder  gut  zu  machen  — 
soweit  sind  sie  bei  einer  richtigeren  Auffassung  auch  nicht  un- 
produetiv,  sondern  durchaus  produetiv  zu  nennen. 

Auch  jene  Verbesserung  u.  Keparirung  des  polit.  Zustand»  darf  bei  der  Militir- 
frage  nicht,  wie  es  meistens  geschieht,  Ubersehen  werden.  Mit  dem  blossen  Defeu sir- 
zweck des  Heerwesens,  der  vom  volkswirtschaftlichen  Standpuncte  allenfalls  noch 
öfters  als  berechtigt  anerkannt  wird,  reichte  man  nur  aus,  wenn  die  bestehenden 
Staatsverhältuisse  —  d.  h.  sehr  oft  in  erater  Linie  die  Abgrenzung  der 
Staatsgebiete  —  bereits  allgemein  gerechte  und  natürliche,  den  be- 
rechtigten Bedürfnissen  entsprechende  wären  und  —  wenu  sie  es,  vorausgesetzt, 
es  sei  einmal  ein  ganz  befriedigender  Zustand  hergestellt,  immer  blieben.  Beides 
wird  mit  Unrecht  gewöhnlich  ohne  Weiteres  angenommen.    Die  nothwendige  Conse^aenz 
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wäre  dann  die  UnFeränd  e  rl  ich  keit  d  er  zufä  Hinein  mal  gewordenen  Staats- 
verhältnisse,  also  namentlich  z.  B.  der  politischen  Karte  der  Länder, 
womit  die  „Kriegsära"  abgeschlossen  sei.  Eine  solche  Consequenz  widerspricht  jedoch 
aller  geschichtlichen  Erfahrung  und  dem  ganzen  Wesen  menschlicher  und  irdischer 
Dinge  überhaupt.  Für  Deutschland  z.  B.  hätte  dies  in  den  letzten  Jahrhunderten 
eeheissen,  dass  es  sich  niemals  wieder  aus  dem  Verfall  des  17.  Jahrb.  erholen  dürfe. 
Ein-  und  Auswanderung.  Colonisation ,  Vordrängen  der  einen,  Verdrängtwerden  der 
inderen  Völker  (Deutsche  —  Slaven!),  Bevölkerungsbewegung,  wirthschaftl.  Ent- 
vickelung.  Cultur,  —  kurz  alle  Momente,  welche  die  Macht  der  Völker  u.  Staaten 
verrücken,  dürften  dann  gar  nicht  mehr  politische  Veränderungen  bewirken,  wie  sie 
es  von  jeher  gethau  und  muthmasslich  auch  in  Zukunft  thuu  werden.  Freilich  aber 
gieht  es  hierbei  unvermeidlich  Willensconflicte  der  Völker  und  Staaten,  die  nur  durch 
die  Wallen  ausgetragen  werden  können.  Solche  realpolitisc  ho  Thatsachen 
■iurfen  auch  in  der  Finanzwissenschaft  nicht  ignorirt  werden.  Sie  biden  in  der  Militär- 
frage  recht  eigentlich  den  entscheidenden  Factor.  Erst  wenn  die  Karte  von  Europa 
den  natürlichen  Verhältnissen  des  Bodens  und  den  Bedürfnissen  der  Völker  gemäss 
umgestaltet  sein  wird,  daher  doch^vornemlich  unter  Anerkennung  des  vernünftig  ver- 
standenenen  Princips  der  natürlichen  Grenzen  und  des  Xationalitätsprincips,  wird  eine 
dauerhaftere  Aera  des  Friedens,  der  Abrüstungen  und  der  kleineren  Militärbudgets 
vielleicht  zu  erwarten  sein.  Die  t'onsolidation  vor  Allem  Deutschlands,  aber  auch 
Italiens  sind  jedenfalls  ein  erfreulicher  Schritt  zu  diesem  Ziele.  Die  Erfahrungen, 
welche  ganz  Europa  seit  1871  an  Deutschland  gemacht  haben,  /eigen  das  jeden  Un- 
befangenen, wie  überall,  ausserhalb  Frankreichs,  auch  in  England,  immer  mehr  anerkannt 
»ird.  Ueberhaupt  wird  bei  einer  unbefangenen  Beurtheilung  nicht  zu  läugnen  sein, 
Jass  die  Karte  von  Europa  in  den  letzten  200  Jahren  wesentlich  na  Urlich  er  ge- 
worden ist,  worin  die  beste  Friedensbürgschaft  liegt.  Nur  im  Osten,  in  den  Grenz- 
ländern zwischen  Deutscheu  und  Russen  und  in  Sudosteuropa,  ist  noch  nichts  Be- 
friedigendes geschaffen.  Aber  auch  für  eine  fernere  Zukunft  darf  au  einer  bleibenden 
Friedensära  gezweifelt  werden,  da  sie  kaum  denkbar  ist  ohne  vollkommenen 
Gleichschritt  der  Entwicklung  oder  ohne  gleiche  Stagnation  aller.  Vgl. 
A  Wagner.  Elsass  u.  s.  w.  Cap.  II.  VI,  (woselbst  auch  über  und  gegen  das  politische 
Unding  einer  „Neutralisirung-*  von  Staatsgebieten);  d  ers  Die  Entwickl.  d.  europ. 
Staatsgebiete  u.  d.  Nationalitätsprincip,  Preuss.  Jahrb.  1S07,  l^Os,  ders..  die  Ver- 
änderungen d.  Karte  von  Europa,  1871.  Leber  den  „nationalen  Machtzweck4'  v. 
Holtzendorff,  Politik  S.  210  ff. 

Wer  z.  B.  das  grossartige  Militärwesen  Preussens  seit  200  Jahren,  dem  wir 
doch  in  erster  Linie  die  neue  politische  Einheit  und  Macht  Deutschlands  mit  ver- 
danken, nach  der  Weise  so  vieler,  wenigstens  ehedem  selbst  deutscher  Gegner 
Preussens  verdammt,  handelt  gerade  so.  wie  Jemand,  der  die  holländischen  Deich  bauten 
für  Verschwendung  erklärt  Die  Ausgaben  für  beide  Zwecke  sind  unvermeidliche 
generelle  Kosten  der  Volkswirtschaft  und  die  Vorbedingung  für  jeg- 
liches Gedeihen.  Die  nationale  Unabhängigkeit  und  Macht  ist  für  ein  tüchtiges 
Volk  eines  der  höchsten  aller  Güter  und  des  höchsten  Preises  werth.  Bequemer  für 
den  Augenblick  —  ob  auch  nur  volkswirtschaftlich  betrachtet  dauernd  günstiger, 
lässt  sich  sogar  bezweifeln  —  wäre  es  freilich,  wenn  solche  Güter  keine  Opfer  kosteten. 
Aber  gilt  dies  nicht  von  allen  Gütern  überhaupt? 

Als  Beispiel  der  Entwickelung  des  modernen  Heerwesens  kann  Preussen  dienen. 
Hier  waren  (nach  Bau  §.  72  u.  fortgeführt  bis  heute) 

das  Heer  (Mann)    die  Kosten  (Mill.  Thlr.) 
unter  dem  grossen  Kurfarsten    .    .        28.000  PO 

Friedrich  1   40,000  PS 

Friedrich  Wilhelm  1   70,000  4'834 

Friedrich  II   200,000  13  5 

Friedrich  Wilhelm  II   235,000  17 

Friedr.  Wilhelm  III.  bis       1806       250,000  20 

1806-1812        42,000  8 
1820       114,000  22 
Friedrich  Wilhelm  IV.  .      1846       138.000  25  75 

A.  1857       140,000  27  66 

A.  1858       148,000  3P6 

27* 
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das  Heer  (Mann)    die  Kosten  (Mill.  Thlr.) 

Wilhelm  1  1862       212,000  38'8 

Stehend  1865       212,631  43*56 
160V«  vom  Keiche:)  1883       267,000  660     (ord.  Et  ohne 

Pensionen  1 

Die  älteren  Daten  übrigens  nur  annähernd  corrcet.    v.  Zedlitz,  Geogr.  u.  Statist,  r. 
Prcusscn,  I,  522.    Dieterici,  Mitth.  des  Statist.  Bur.  1848,  S.  52.    Dazu  1883  f. 
Marine  u.  Pens.  15*1  Mill.  —  In  Frankreich  berechnete  Ne  cke  r(.Administr.  II. 
283)  1784  die  Kosten  des  Militärwesens  auf  122  Mill.  Liv.,  das  Budget  für  1811 
setzte  dieselben  auf  460  Mill.  Fr.  und  mit  Einrechnuug  der  140  Mill.  für  die  Marine 
auf  600  Mill.  oder  62  Proc.  der  ganzen  Staatsausgabe.    1870  war  der  Friedensetat 
376  Mill.  Fr.  f.  d.  Heer,  173  3  Mill.  Fr.  f.  d.  Marine  u  Colon.,  zus  549  3  Mill.  Fr 
ISS3  ist  er  bez.  584  1  u.  204  !)  (f.  d  Marine  allein^  zus  7S00  Mill.  Fr.  im  Ordin 
In  sämmtlichen  deutsch.  Staaten  (mit  dem  ganz.  Oesterreich  u.  Preussen)  berechnete 
v.  Heden  (Deutschland  u.  s.  w.  S.  1012)  1846  die  Militärausgabe  auf  102  Miil.  Thlr. 
oder  1*41  Thlr.  auf  den  Kopf  der  Einwohner.  —  Czörnig  (das  Oestcrr.  Budget  II. 
488)  berechnete  1862  in  0  europ.  Staaten  Uber  3  Mill.  Einwohner  (ohne  Russland) 
die  Ausgaben  für  das  Kricgsministerium  im  D.  auf  21 '3  Proc.  oder  2  6  Thlr.  auf  den 
Kopf,  zusammen  auf  390*74  Mill.  Thlr  ,  für  die  Seemacht  7'1  Proc.  oder  156  Mill. 
Thlr.    Nach  den  Angaben  aus   den  Jahren  1S6S  und  60  macht  der  Aufwand  für 
Land-  und  Seemacht  in  (irossbritannien,  Kusslaud,  Frankreich,  Oesterreich,  Italien  und 
den  Zollvcreinsstaateii  605  Mill.  Thlr.  auf  276  Mill.  Einwohner  oder  252  Thlr.  a.  d.  K-  — 
Hau  u.  Andere  haben  auch  versucht,  iu  folgender  Weise  den  ganzen  regelmässigen 
Aufwand  in  Europa  für  die  Staatsvertheidigung  auszumittelu :  Die  Staatsausgabe  für 
diesen  Zweck  wurde  IM  1  auf  540—516  Mill.  Thlr.  angenommen.   Hiezu  kämen  noch 
als  volkswirtschaftliche  Opfer  1)  der  Verlust  an  Arbeitskräften  für  die  hervorbringen- 
den Gewerbe,  der  sich  nicht  genau  anschlagen  l&sst,  indessen  läuft  hier  grosscntheils, 
wie  Hau  Übersicht  eine  grundsätzliche  falsche  Doppelrechnung  unter,  wie  im  nächsten 
§  gezeigt  wird.    2  t  Die  Kosten  der  Familien  für  Stellvertreter.    3)  Die  Zuschüsse  an 
die  Soldaten  wegen  der  Unzulänglichkeit  der  Löhnuug.    Hcchne  mau  für  2)  und  3) 
60  Mill.,  tttr  1)  200  hin/u,  so  erhalte  man  um  1845  S00  Mill.  Thlr.  für  266  Mill. 
Einw..  also  gegen  3  Thlr.  auf  den  Kopf,  was  jedoch  nur  eiu  ungefährer  Ueberschlag 
sei     Ende  d.  60er  Jahre  sind  die  Staatsausgabeu  für  die  Land-  u  See  -  Kriegsmacht 
in  Europa  auf  81  PS  Mill  Thlr  ,  die  Zinsen  der  zugehörigen  sachlichen  Hilfsmittel 
(Wallen,  Geschütze,  Festungen,  Schifte  u.  s.  w/i  auf  304  Mill.  Thlr.  angeschlagen 
worden;  jene  Summe  macht  auf  den  Kopf  (204  Mill.  Einw.)  2*7  Thlr.  (Engel  in 
Zeitschr.  des  preuss.  statist.  Bur.  186!».  S.  33a  .    Nimmt  man  nun  die  obigen  and 
Opfer  Nr.  1 — 3  verhältuissmässig  höher  au.  so  lässt  sieb  die  ganze  Ausg.  (ohne  Zinsen^ 
auf  beinahe  1200  Mill.  Thlr.  oder  4  8  Thlr.  a.  d.  K.  auschlageii.    Diese  Summe  ist 
indessen  zu  hoch  gegrillen,  weil  für  den  Verlust  an  Arbeitskräften  überhaupt  nur  der- 
jenige Plus  betrag  hier  veranschlagt  werden  darf,  welcher  aus  einem  uiiuöthig 
hohen  Truppenstande  hervorgeht  (s.  folg.  §.).    Hau  citirt  noch  Larroque.  De  b 
guerrc  et  des  armecs  permauentes.  Paris  1856.  (Preisschrift  der  Friedensgesellschaft ) 
Sc  hulz-Bo  deiner,  Die  Hettung  der  Gesellschaft  aus  den  Gefahren  der  Militär- 
herrschaft, Leipzig  1850.  —  Für  die  Zeit  um  1873  berechnet  Hermann  Wagner 
im  Goth.  Jahrb.  f.  1S74,  S.  877  den  Bedarf  in  ganz  Europa  (tocL  asiat  Hussland) 
auf  2241  Mill.  M.  f.  d.  Heer.  575  Mill.  M.  f.  d.  Flotte,  zus.  auf  2816  Mill.  M.  oder 
auf  31  Thlr.  p.  Kopf  die  Bevölker.  d.  asiat.  Hussland  unberücks.  gelassen),  wobei 
aber  nicht  immer  gleichmässig  gerechnet  werden  konnte,  z.  B.  die  Militärpeusionen 
hie  und  da  fehlen.   Jene  indirecten  Verluste  zu  veranschlagen,  dazu  fehlt  es  zu  sehr 
an  sicheren  u.  allgem.  Auhaltspuncten.   Hau  hat  jedenfalls  zu  hoch  gerechnet.  Mehr 
als  4  Thlr.  pro  Kopf  oder  20—25  Thlr.  pro  Familie  ist  schwerlich  anzusetzen,  auch 
wenn  man  weitere  Posten,  die  nicht  im  Staatshaushaltetat  erscheinen,  mitrechnet 
wie  z.  B.  Naturalquartierleistungen,  Zuschüsse  der  Wirthe  bei  Naturalverprlegung  ge^en-, 
über  der  Ersatzleistung  des  Staats,  nicht  vergütete  Leistungen  der  Gemeinden  ,  Kreise 
u.  s.  w.    Auch  mit  Hücksicht  auf  die  vorwaltende  —  in  ihren  Wirkungeu  auf  die 
Preisgestaltung  freilich  fragliche  —  indirecte  Besteuerung  verbreiteter  Volks-Nahrungs- 
und  Genussmittcl  u.  s.  w.  uiuss  man  allerdings  wohl  annehmen,  dass  die  Familie 
in  den  unteren  Volksclassen  in  Europa  einen  nicht  unbedeutenden  Betrag  ihres  Ein- 
kommens für  das  Militärwesen  opfern  muss-,  jedenfalls  durchschnittlich  mehrere  Pro- 
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'eiit.  Eine  genauere  Bezifferung  wage  ich  nicht  vorzunehmen.  Nach  Herrn.  Wag- 
ner a.  a.  i).  (S.  877,  S83i  betrugen  die  Militär-Ausgaben  um  1873  die  in  fol- 
gender Uebersicht  angegebenen  Summen  in  Mill.  M.,  Procente  der  Ausg.  u.  Quoten 
p.  Kopf  d.  Bevölkcr.  (Reihenfolge  der  Staaten  nach  d.  Höhe  d.  Proc.  von  d.  Netto- 
ausg.,  unter  Beifügung  der  von  Kau  u.  mir  berechneten  Procente  u.  Kopfquoten  für 
die  «Oer  Jahre). 


Norwegen 

Kusslaud 

Brasilien 

Großbritannien 

Sachsen 

Preussen 

Deutschen  Reich 

Niederlande 

Baiern 

Serbien 

Dänemark 

Wurtemberg 

Frankreich 

Oesterreich 

Ungarn 

Baden 

Belgien 

Griechenland 

Italien 

Chile 

Schweiz 

Argentinia 

Portugal 

Rumänien 

Verein.  Staaten 

Schweden 

Die  Daten  in  d. 


Heer 

um. 

525 
54P30 
35  02 
308  26 


29100 
2907 

3-49 
10-08 

402  40 
15060 
73  40 


508 
182  03 

8-59 
2150 
1667 
11-72 
148-50 
20-99 

letzten 


Flotte 
Mark  um 

3-87(?) 
7S30 
3050 
190S6 


56  20 
1588 


465 

118*56 
15-401 
6-60/ 


Zus. 
1873 

9-1 2(?) 
61960 
6553 
499- 12 
21-65 
208-26 
347  20 
4496 
4112 
349 
1472 
15-39 
521  00 

24600 


-  7o  d. 
Netto- 
ausgabe, 

43-8 
427 
400 
39-3 
371 
36  6 
35-6 
35-4 
33  7 
331 
3 10 
314 
31-3 


Col. 


29-1 

1235  28  9 

3000  268 

6-20  263 

218-83  262 

683  25  2 

8'59  252 

23  00  24  2 

3  32(?)    20'00{?)  21-0 

—         11-72  14-6 

98  75      239-25  ? 

8-13       29  12  ? 

f.  Deutschi,  beziehen  sich 


dsgl.°/0ders. 
nach  Abzug 
d.  Kosten 
d.  Schuld. 
48-0 
533 
65-0 
680 
523 
15-4 
437 
560 
433 
33- 1 
48-8 
437 
59  5 

43*5 


dsgl. 

P- 
Kopf 

Mark. 

5-  2 
7-7 

6-  6 
15-6 


1  20 

36  80 


1-50 


445 
407 
341 

58  0 
354 
337 
500 
455 
33  5 

? 

? 


8-5 
122 

26 
8-2 

14.4 

58 
4-1 
8-2 
58 
3  3 
121 
46 
27 
60 
69 


p.  Kopf 
in  d.  60er 
Jahren 

7-2 
18-6 


6-9 
11-7 
549 

S-7 
411 
1 1*4 

5  73 

5-61 
H09 

5-25 


3-60 


auf  den  damal.  Nordd.  Bund. 


Für  1873  sind  die  betretl.  Daten  des  Reichs  auf  die  einzelnen  Deutschen  Staaten  nach 
deren  Kopfzahl  repartirt.  Es  fehlen  hier  beim  D.  Reich  aber  die  Pensionsausgaben 
des  Divalidenfonds ,  die  für  1873  37  M.  M.  betragen,  wodurch  die  Kupf.juote  um  c. 
0*9  Mark  steigt.  Bei  Frankreich  und  Italien  sind  die  Mil.-Pens.  z.  B.  eingerechnet. 
Seit  1S73  sind  nun  aber  mehrfach  wiederum  Steigerungen  des  Aufwands  einge- 
treten.   Z.  B. 


Deutsches  Reich.  Etat  furl876  u.  f.  1883/84. 

Fortdauernde  Ausgabe  f.  d.  Reichsheer    .  . 

Fortdauernde  Ausgabe  f.  d.  Marine  

Allgem.  Pensionsfonds  im  Reichsetat  (excl.  Baiern) 

für  das  Heer  

Allgem.  Pensionsfonds  für  die  Marine  .... 
Aus  dem  Reichsinvalidenfonds  (incl.  Baiern)  .  . 
Militärpensionen  im  baierischen  Etat     .    .    .  ■ 


M.  M. 


1876 

M.  M. 
31286 
21  07 


53-97 


1883/81 
M.  M. 


»'191 
1.511 

i7| 
.oj 


19191 

0. 
2867 
c.  3. 


II.  IL 
33987 
2691 


51-37 


387  90 


(p.  Kopf  9*08  M.)  in  1876  A.  Summa:  fortd.  Ausg. 

K  Dazu  an  einmal.  Ausgaben  im  Reichsetaf. 

Erhöhung  des  ordentlichen  Etats  (excl.  Baiern)  des  Heers 
Für  verschied.  Milit.  Bauten  (Festungen  u.  s.  w.)  u.  Ver- 
vollständigung d.  Materials  des  Reichsheers  (auf  Grund  

Latus  A  u.  B.    405- 17 


17-27 


41sl5 


6-31 


424 "46 
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Transport  A  u.  B.    405  1 7  424*46 
älterer  Gesetze  über  die  Verwendung  der  französischen 

Kriegsentschädigung)                                                    28*63  20*45 

Für  die  Marine  (au  neuen  Bewill.  Uber  d.  Restbestände 

d.  alten  hinaus»  _.   ._     4  77   10i3 

Summa  A  u.  B.  438*57  45504 
Seit  dem  französ.  Kriege  sind  für  das  Reichsheer  u.  die  Marine  z.  Ketabliss.  u.  zur 
Verstärkung  sehr  bedeutende  Fonds  zu  einmal.  Ausgaben  aus  der  französ.  Contribution 
verwendet.  S.  über  die  bezügl.  Bestimmungen  bis  1873 — 74  Wagner,  Reichsfinanz  - 
wesen  in  Holtzcndorfl 's  Jahrb.  III,  113,  141  II.  Es  waren  bis  damals  angewiesen 
(ausser  dem  Kriegsschatz  von  40  Mill.  Thlr.)  auf  Reichsrechnung  für  die  Wieder- 
herstellung u.  Verstärkung  d.  Kriegsmacht  14411  Mill.  Thlr.,  wovon  für  elsass-lothr. 
Festung»-  u.  andere  Militärbauten  40  55,  für  Umbau  and.  Festungen  72.  f.  Erweiter, 
d.  Marine  (incl.  10  61»  Mill.  Thlr.  Abzahl.  norddeutscher,  für  Marinezwecke  ausgegel». 
Schatzanweis.)  31'95  Mill.  Thlr.,  ferner  speciell  noch  für  Rechnung  des  ehe  mal 
Nordd.  Bundes  Ketabliss.  der  Armee  (incl.  Baden  u.  Südhessen)  10685,  f.  milit. 
Bauten  13*24,  f  and.  milit.  Zwecke  5  50  Mill.  Thlr  (ebenda«.  S.  117»;  ausserdem  noch 
ein  .  isomer  Vorschuss  f.  d.  Verw.  d.  Reichhheers  6  27  Mill.  Thlr.  Entaprech.  Posten 
wie  in  Norddeutsehl,  wurden  in  Bai  cm  u.  Würtemberg  aus  d.  französ.  Coiuributioii 
für  Retablissement  u.  s.  w.  verwendet.  S.  auch  f.  die  Zeit  bis  1SS2.  bez.  83  Statist. 
Jahrb.  d.  D.  Reichs  f.  1883  (IV)  S.  102  u.  üerstfeldt  in  Conrads  Jahrb.  B.  41. 
(iesamintaufwand  für  das  Heer  .,iu  Folge  des  Kriegs  gegen  Frankreich"  incl.  K«  ta- 
bl  issein  cm  v.  1^70 — 1.  Apr.  18^3  (bis  1.  Apr.  1*79  nach  der  Abrechn..  von  da  na<  h 
d.  Anschlag)  1663  Mill.  M.  Relativ  hat  übrigens  der  Aufwand  für  Heer  u.  Flott' 
in  Preussen  (incl.  Reichs(Juote)  p.  Kopf  der  Bevölk.  seit  1S21  nicht  so  stark  zu- 
genommen, als  wobl  vorausgesetzt  wird  u.  als  Quote  vom  (iesamintaufwand  bez.  im 
VerhlUtniss  zum  Civilbedarf  abgenommen:  p.  Kopf  Pfennig  (nach  Gerstfeld t 
S.  27»  1-521  022,  1832  520.  Ib41  474,  1S51  407,  1S01  0*9,  1873  958.  1883  9SO 
oder  als  Quote  (°/0)  vom  Civ.-  und  Mil. aufwand  bez.:  537—  53  1— 47  5— 3s"— 
46*8 — 10*9 — 40*5.  Es  liisst  sich  wegen  der  complicirten  Verhältnisse  des  R<>tablis>. 
u.  s.  w.  schwer  genau  berechnen,  welches  der  gegenwärtige  wirkliche  Durch- 
schnittsaufwand für  die  deutsche  Kriegsmacht  ist.  Mit  450  Mill.  M.  oder:  10  M. 
p.  Kopf  wird  er  kaum  zu  hoch  veranschlagt  sein.  — 

Oesterreich-Ungarn:  gemeinsamer  Etat  für  1877  :  Ordin.  Landheer  90  "S 
Marine  8  13.  zus.  98  91  Mill.  fl..  Extraordin.  bez.  10*58,  1*28,  zus.  11*86  Mill.  fl . 
total  110  77.  wozu  noch  Nachtragscredite  v.  0*72  Mill.  fl.  Nach  Abzug  d.  eigen. 
Einn.  der  Kriegsverw.  von  4*62  Mill.  fl.  bleibt  ein  reines  Erforderniss  von  i.  G. 
106  87  Mill.  fl.  oder  c.  3  fl.  (al  pari  6  Mark)  der  1869er  Bevölkerung.  Dazu  noch 
apart  im  westfisterr.  Budget  „Min.  d.  Landcsvertheidig."  mit  7*48  Mill.  fl.,  Etat 
für  1875,  wovon  3*20  f.  d.  Landwehr,  3*99  f.  d.  Gendarmerie  u  Polizeiwache.  d>pl. 
im  ungar.  Etat  f.  dass.  Min.  6*24  Mill.  fl.  (Honveds)  Dadurch  steigt  die  Gesammt- 
ausgabe  (ohne  Gendarm.)  für  Militärzwecke  um  c.  8%.  Et.  f.  1882  im  -remeiD>. 
Budg.  f.  d.  Heer  94  90  Ord.,  6*69  extraord..  zus.  101  59,  Marine  dsgl.  7*52,  1*68, 
9*18,  zus.  110  77  Mill.  fl.,  dazu  westöst.  Min.  f.  Landesvertheid. .  ohne  Gendarm.. 
4*35.  ungar.  dsgl.  (wohl  mit  Gendarm.)  6  81  M.  fl.,  alles  zus.  c.  120  Mill.  fl.  oder 
c.  3*2  fl.  per  Kopf.  —  Frankreich  s.  o.,  die  ord.  Ausgabe  für  1876  beträgt  1 7*6  Fr. 
p.  Kopf  (14  M.)  der  Bev.  v.  1872.  —  Grossbritannien  Result.  f.  1S81/82  Heer 
16*31,  (ausserd.  f.  Rechn.  Indiens  1*1),  Flotte  10*76  Mill.  Pf.,  zus.  28*7  Mill.  Pf. 
p.  Kopf  c.  0*80  Pf.  (10  Mark).  —  Russland  Abschluss  f.  1880  Heer  265*08.  Flott.' 
33*95.  zus.  299*3  M.  Rubel.  Anschlag  f.  1882  bez.  18349.  27  51,  zus.  211  M  IL 
c.  2*7  R.  p.  Kopf  der  eur.  Bev.  (c.  8*9  Mark  al  pari  gerechnet).  —  Italien  A. 
1882  Heer  193,  Flotte  45.  zus.  238  M.  Fr.  im  Ord.,  dazu  Extraordin.  bez.  28  3.  2  1, 
30*4,  Summa  208  4  Mill.  fr.,  c.  9  1  Fr.  p.  Kopf  (7*3  M.).  —  No rdamerika  A. 
1875—76  Heer  38.  Flotte  22  5  M.  Doli.,  zus.  60*5  M.  D.  (ohne  Pensionen)  p.  Kopf 
c.  1*4—1*5  Doli.;  1881/S2  A.  zus.  46  3  D.,  p.  K.  c.  09  D. 

§.  183.  Für  die  nähere  volkswirtschaftliche  und 
finanzielle  Würdigung  des  Militär aufwands  kommt 
noch  Folgendes  in  Betracht: 
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1.  Zu  den  unmittelbaren  Ausgaben  des  Staats,  welche  in  den 
Finanzreehnungen  erscheinen,  müssen  allerdings  noch  die  Leist- 
ungen der  Gemeinden,  Kreise  u.  s.  w.  und  der  Soldaten  und 
deren  Familien  selbst  hinzugerechnet  werden  (s.  o.).  Der  Werth 
der  durch  den  Soldatendienst  für  andere  Zwecke  verlorengehen- 
den Arbeit  ist  indessen  nur  dort  zum  v  o  1  k  s  w  i  r  t  h  schaftlichen 
Militäraufwand  zu  schlagen,  wo  ein  unnöthig  grosser  Truppen- 
stand besteht,  also  auch,  wo  der  Soldat  länger,  als  es  militärisch 
nöthig  ist,  im  Dienste  bleibt. 

Hier  handelt  sich  mithin  Alles  um  eine  ijuaestio  facti,  die  häufig  erst  nach 
späterer  Erfahrung  in  Kriegen  richtig  zu  beantworten  ist.  Wollte  man  im  Princip, 
wie  es  vielfach  geschieht,  den  Werth  der  Arbeit  aller  Soldaten,  letztere  also  in  der 
nach  Lage  der  Umstände  nöthigen  Zahl  und  Dienstzeit  genommen,  zum  Militiiraufwand 
rechnen,  so  wäre  dies  eine  unhaltbare  Doppelrechnung.  Mit  demselben  Kechte 
könnte  man  die  Arbeit  jedes  Arbeiters,  welche  in  dessen  speciellem  Berufe  verwendet 
wird  und  nach  Menge  und  Art  hier  nöthig  ist,  um  die  Befriedigung  der  (Jesammt- 
bedurfnissc  eines  Volks  zu  erzielen,  doppelt  auf  den  Kostensatz  des  betreffenden  Products 
schlagen,  weil  diese  Arbeit  für  andere  Productionen  verloren  gehe.  Man  vergisst  — 
was  vollends  eine  Ineonscquenz  Derjenigen  ist,  welche  wie  fast  alle  Neueren  mit 
Recht  den  Dienstleistungen  Productivität  zuerkennen  — ,  dass  der  Werth  der  Arbeit 
der  nöthigen  Truppenzahl  in  das  Product,  d.  h.  eben  in  das  volkswirtschaftliche  Gut 
..Sicherheit  und  Macht  des  Staats"  abergeht,  gerade  so  wie  bei  allen  anderen  Pro- 
ductionen. 

Dieser  Satz  sub  1  ist  wörtlich  aus  meiner  Bearbeit.  d.  6.  Ausg.  der  Rau 'sehen 
Fin.  I,  §.  72b  herübergenommen  und  dadurch  der  auch  von  Rau  begangene  Irrthum 
(&  o.  u.  Rau 's  5.  Ausg  §.  72,  Anm.  e)  berichtigt  worden.  Jetzt  hat  auch  Rumelin 
(Reden  u.  s.  w.,  Tüb.  1S7.V)  S.  3Ö0  „d.  Milit-Aufwand"  diesen  Irrthum  berichtigt, 
er  hätte  durch  einen  Blick  in  jene  Ausg.  sich  überzeugen  können,  dass  dies  schon 
geschehen  war. 

2.  Die  eigentliche  Höhe  des  Militäraufwands  lässt  sich 
nach  der  Natur  und  den  Wirkungen  des  modernen,  nach  den  Ge- 
sichtspuneten  des  Präventivprincips  eingerichteten  Heer- 
wesens nicht  aus  der  Ausgabe  eines  einzelnen  Jahrs, 
sondern  in  der  Regel  nur  aus  der  Ausgabe  in  einer 
längeren  Periode  von  Jahren  richtig  ersehen.  Dies  wird 
oft  bei  Vergleichen  zwischen  Staaten  mit  stehenden  Heeren 
(und  daran  sich  knüpfenden  Landwehreinrichtungen,  wie  in 
Preussen),  und  solchen  mit  Miliz  System  oder  mit  sehr  kleiner 
stehenden  Militärmacht  (Vereinigten  Staaten)  ganz  vergessen. 
Das  moderne  Heerwesen  wirkt  zunächst  präventiv  Rechts- 
störungen oder  Kriegen  entgegen  und  bewirkt  dadurch  unmittelbar 
den  höchsten  Nutzen.  Es  dient  aber  sodann,  wenn  trotzdem 
solche  Störungen  eintreten,  also  von  Zeit  zu  Zeit  und  im  Ganzen 
nur  in  längeren  Perioden,  als  stets  bereites  schlag- 
fertiges, weil  alles  dazu  Nothwendige  enthaltendes  Werkzeug 
der  Erfolg  sichernden  Repression,  d.  h.  als  bestes  Mittel 
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zur  schnellen  und  erfolgreichen  Wiederherstellung  des  Friedens. 
Wenn  daher  auch  hier  der  Krieg  sofort  viel  grössere  Mittel 
neben  dem  laufenden  Militäraufwand  beansprucht,  so  ist 
diese  eigentliche  unmittelbare  Ausgabe  fürdenKrieg 
selbst  doch  viel  geringer  und  dauert  der  Krieg  der 
Regel  nach  viel  kürzer,  —  was  für  Sieger  und  Besiegte  ge- 
rade in  volkswirthschaftlicher  und  ethischer  Beziehung  ein  unend- 
licher Segen  ist  —  als  in  Staaten,  welche  im  Kriege  selbst 
erst  das  Heer  schaffen  oder  entsprechend  erweitern 
und  ausbilden  müssen.  In  solchem  Falle  wird  ausserdem  un- 
vermeidlich auch  die  Ausgabe  sehr  wenig  sparsam  eingerichtet 
werden  können.  (Nordamerika  im  Bürgerkrieg,  England  im 
Krimkriege,  Frankreich  nach  den  Niederlagen  der  kaiserlichen 
Heere  bei  der  Fortführung  des  Kriegs  gegen  Deutschland  unter 
Gambetta.)  Es  ist  daher  sehr  wahrscheinlich,  dass  einem  Staate 
auf  die  Dauer  bei  einem  steheuden  Heere  die  Beschaffung  des 
Rechtsschutzes  nach  Aussen  und  die  Durchführung  des  Macht- 
zwecks billiger  zu  stehen  kommt  als  ohne  ein  solches  oder  bei 
blossem  MilizsyBtem.  Zumal  in  der  höher  entwickelten  Volks- 
wirtschaft mit  grossen  stehenden  Kapitalien,  wo  jeder  längere 
Krieg  um  so  schlimmer  wirkt,  verdient  das  System  eines  mässigcn 
stehenden  Heeres  in  Verbindung  mit  allgemeiner  Wehrpflicht, 
Reserve-  und  Landwehreinrichtung  daher  doch  wohl  auch  in 
volkswirthschaftlicher  und  finanzieller  Beziehung  den  Vorzug  vor 
den  auch  militärisch-technisch  gar  nicht  bewährten  reinen  Miliz 
Systemen.  Jenes  Heerwesen  ist  eben  nur  eine  Consequen z  des 
Präventivprincips,  das  im  entwickelten  Volksleben  nach 
Geltung  ringt.  Bei  den  beiden  verschiedenen  Einrichtungen  handelt 
es  sich  also  theils  nur  um  eine  verschiedene  Vertheilung 
der  Last  auf  die  einzelnen  Jahre,  theils  ist  die  gesammte  Last  bei 
dem  ersten  System  auch  eine  absolut  geringere. 

Belege  für  das  Gesagte:  im  Ganzen  wohl  schon  die  heutigen  Kriege  (auch 
bereits  die  des  ersten  Napoleon,  wo  die  einzelnen  Kriege  doch  immer  nur  kurz 
währten)  im  Vergleiche  mit  denen  des  vorigen  und  17.  Jahrhunderts  und  früher. 
Namentlich  aber  der  Gegensatz  zwischen  den  neuereu  europäischen  Kriegen,  besonders 
denen  von  1859,  1866,  1870—71  einer-  und  dem  uordamerikanischen  Burgerkrieg  1861 
bis  1805  anderseits.  Vgl.  Wagner,  Grundleg.  §.  181,  ders.,  Reichsfin.  in  Holtzeo- 
dorlT's  Jahrb.  III,  119,  121,  mit  Anwendung  auf  Deutschland.  Im  Heer-  und  Finanz- 
wesen Preussens  und  der  Vereinigten  Staaten  tritt  der  Gegensatz  am  Aller- 
sch&rfsteu  hervor.  Könnte  mau  eine  bestimmte  Zeit  als  festen  Ausgangs-  und  End- 
punct  in  solchen  Dingen  annehmen,  was  nicht  angeht,  weil  sich  die  Geschichte  eines 
Volks  und  Staats  nicht  so  mechanisch  in  Abschnitte  zerlegen  lässt.  so  wurde  eine  ge- 
naue zahlenmassige  Vergleichung  möglich  sein.  Man  brauchte  daun  nur  den  Gesammt- 
aufwand währeud  einer  solchen  Periode  auf  den  Betrag  des  Jetztwerths  eines  be- 
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summten  Zeitpuucts  (dessen  Wahl  freilich  wieder  von  Einfluß  auf  das  Wcehnungs- 
erpebniss  wäre,  je  nachdem  die  Kriegsausgabe  diesem  Zeitpuncte  näher  oder  ferner 
llgel  zu  reduciren.  Immerhin  ist  in  folgenden  Daten,  in  beiden  Staaten  aus  Perioden 
Jes  Kriegs  genommen,  ein  statistischer  Beleg  für  das  im  Text  Gesagte  enthalten. 


Prcassen 

Nordameri  ka 

Wirkl.  Ausgab«?,  I.undinac 

ht 

Wirkt.  Ausi?abo 

ord. 

Kxtra- 
ord. 

Aussnrnrd. 
Etat 

Heer 

Flott« 
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HOL 
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35-1!) 
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1*80 
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D.  1584 
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3185 

5-04 
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38-21 

1861 

23  20 

12  39 

1862 

3583 

1-45 

0-63 

37-91 
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394  37 

42  67 

1863 

39  03 

118 

025 

40-46 

1863 

59930 

6321 

1864 

37-82 

0*91 

1210 

50-83 

1864 

69079 

8573 

1S65 

3S'64 

1  30 

4-39 

44  23 

1865 

1031-31 

122  57 

1866 

39-01 

1-50 

35*58 

76-09 

1866 

284  45 

4332 

1867 

44*11 

115 

36-12 

81-38 

1867 

9522 

31  03 

1868 

fPreuss. 

1286 

1868 

123-25 

25  77 

\Bund 

554 

1869 

78-50 

2010 

1869 

A. 

558 

S.  Engel,  Statist.  Jahrb.  III  u  Hock,  Finanzen  Nordain.  S.  729,  die  späteren  Jahre 
nach  d.  Gothaer  Almanach.  Bei  Preussen  ist  für  1868 — 69  die  nach  Verhältniss  auf 
dasselbe  (im  jetz.  Umfange)  von  den  Ausgaben  des  Nordd.  Bundes  fallende  Ausgabe 
(*  Ä)  angesetzt.  In  1864—65  fallen  die  Kosten  des  dänischen,  in  1866 — 68  die  des 
deutschen  Krieges  und  die  grössere  Ausgabe  in  Folge  der  neuen  Lage.  Auch  in 
Nordamerika  fallen  in  die  Zeit  von  1851 — 60  schon  einige  Male  erhöhte  Ausgaben  für 
Heer  u.  Flotte  in  Folge  von  Indianerkriegen,  inneren  Unruhen  (in  d.  Territorien  u.  s.  w.). 
Die  riesige  Ausgabe  während  des  Bürgerkrieges  erfolgte  allerdings  grossentheils  in 
einem  immer  stärker  entwerthenden  Papiergeld,  würde  sich  daher  auf  Gold  reducirt 
stark  ermässigen,  aber  doch  immer  noch  ganz  kolossal  bleiben  Auch  ist  in  finanzieller 
Hinsicht  zu  bedenken,  dass  der  grösste  Theil  jener  Ausgabe  mittelst  Schuldaufnahme 
geschah,  diese  Schuld  aber  meist  in  Gold  zu  verzinsen  und  jetzt  zu  tilgen  ist.  —  Die 
Folge  des  verschiedenen  Militärsystems  zeigt  sieh  daher  1)  darin,  dass  in  Preussen 
jihrl.  eine  ziemlich  bedeutende  gleich  massige  Last  auch  in  Friedenszeit  getragen  wird, 
wogegen  die  Mehrausgabe  selbst  für  so  gewaltige  Kriege  wie  1S66  u.  1870 — 71 
-lann  relativ  nicht  so  stark  steigt  und  überhaupt  auch  absolut  massig  ist;  während  in 
Nordamerika  im  Frieden  wenig  auf  das  Heer  verwendet  wird,  dafür  aber  im  Kriege 
diese  Ausgabe  in  s  ganz  Ungemessene  steigt;  2)  darin ,  dass  in  einem  Kriege  wie  in 
Amerika  auch  die  sonstigen  volkswirthsch  Opfer,  welche  nicht  in  den  Finanzrechnungen 
des  Staats  erscheinen,  schon  wegen  der  längeren  Kriegsdauer  weit  grösser  als  in 
Preussen  sind;  endlich  3)  darin,  dass  in  Preussen  die  Staatsschuld  auch  durch  Kriege 
wenig  vermehrt  wird  (  A.  für  Verzins,  der  Schuld  1860  10  7.  1870  ohne  die  Schulden 
der  neuen  Prov.  1 5*  1  Mill.  Thlr.,  welche  Vermehrung  zum  Theil  noch  aus  Schulden 
für  Eisenbahnbauten  herrührt),  in  Nordamerika  dagegen  hierdurch  ungeheuer  wächst 
(Stand  I.Juli  1860  64'8,  1^61  90'9,  1865  2682  6,  1866  2800.  1870  2645  6  Mill.  Doli., 
Zinsen  für  d.  Schuld  1860  3*14,  1865  121*3.  1869  c.  126  Mdl.  D. .  wovon  über  124 
Mill.  in  Gold).  Diese  starken  Zinszahlungen  kann  man  halb  und  halb  als  verschobene, 
früher  ersparte  Zahlungen  für  das  Heerwesen  betrachten,  so  dass  auch  darin  nur  eine 
andere  Vertheilung  der  Ausgabe  für  Rechtsschutz  zu  Tage  tritt.  —  Aus  den 
Daten  über  den  letzten  deutsch-französischen  Krieg  lässt  sich  zum  Beleg  des 
üben  Gesagten  Folgendes  benützen.  Normale  Militärausgabe  (Heer  allein)  im  Deut- 
scheu Keich  in  den  ersten  Jahren  nach  dem  Kriege  (ohne  die  Neubauten  u.  s.  w.) 
C.  92  Mill.  Thlr.,  Kriegskosten  für  jenen  Krieg  c.  520  Mill.  Thlr.  für  c.  lOMon. 
oder  p.  Jahr  c.  624  Mill.  Thlr.  daher  Steigerung  des  Friedensetats  durch  solchen 
Krieg  von  1  auf  7'8.  Frankreich  norm.  Ausg.  desgl.  127  Mill.  Thlr.,  ausseror- 
dentl.  Ausg.  f  d.  Krieg  c.  510  Mill.  Thlr,  p.  J.  c.  612  Mill.  Thlr.,  also  Steigerung 
v.  1  auf  5*8.  (Die  Ausg.  für  die  Flotte  lässt  sich  wegen  des  Üharaeters  des  damal. 
Kriegs  nicht  vergleichen.)  Im  no  r dam erik.  Bürgerkrieg  stieg  dagegen  der  Friedens- 
etat im  Durchschnitt  der  Kriegsjahre  c.  von  1  auf  25:  wiederum  keine  reelle  Er- 
sparung, sondern  nur  eine,  auch  wirthschaftl.  nicht  günstige  andere  Vertheilung 
des  Aufwands.    Gegenwärtig  wird  wieder  öfters  auf  die  Vereinigten  Staaten  als  auf 
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das  bencidcnswerthe  Muster  eines  Landes  „ohne  Militarismus"  und  grölen 
wirthschaftl.  Aufschwungs,  das  seine  riesigen  Kriegsschulden  rasch  tilge,  hingewiesen 
Aber  es  sind  doch  ganz  andere,  mit  der  Wehrfrage  trar  nicht  zus. hängende  Far- 
toren,  welche  das  bewirken.  Und  Nordamerika  ist  eben  bisher  ein  Staat  ohne  irgend 
ernstlichen  Kivalen  auf  seinem  Contincnt .  noch  dünn  bevölkert.  Üb  sich  nicht  auf 
seinem  Gebiete  dereinst  bei  grösserer  Volksdichtigkcit  n.  bedeutenderer  Entwicklung 
der  Interessengegensätze  getrennte  Staaten  bildeu  werden,  steht  dahin,  aber  erscheint 
nicht  unwahrscheinlich. 

3.  Den  Ausgaben  und  Opfern  für  das  Heer  sind  endlich  die 
grossen,  auch  ethisch  und  für  die  ganze  Cultur,  Kraft  und  Ge- 
sundheit des  Volks  hoch  bedeutsamen  Vortheile,  welche  das  Heer 
wesen,  auch  abgesehen  von  Sicherheit  und  Schutz,  in  volkswirth 
schaftlicher  Beziehung  mit  sich  bringt,  gegenüber  zu  stellen: 
Beförderung  der  körperlichen  und  geistigen  Ausbildung  der  männ- 
lichen Jugend,  Anleitung  zur  Ordnung,  Pünetlichkeit,  Reinlichkeit; 
Gewandtheit  u.  s.  w.,  —  kurz  alles  Das,  was  das  Heerwesen 
wenigstens  bei  allgemeiner  Wehrpflicht  als  Schulung  leistet 
(§.  35).  Dadurch  wird  der  den  Völkern  hoher  Culturentwicklung 
so  leicht  drohende  körperliche  nud  sittliche  Verfall,  die  einreissende 
materialistische  Verweichlichung  eher  verhütet  und  damit  erst  die 
Bürgschaft  dauernder  Culturblüthe  gewonnen. 

§.  184.  Für  die  Grösse  des  fortdauernden  Aufwandes 
fUr  das  Wehrwesen  kann  man  mit  Rau  (§.  73)  folgende  einzelne 
Umstände  als  hauptsächlich  massgebend  annehmen: 

L  Die  Grösse  uud  äussere  Stellung  des  Staats. 

Kleine  Staaten  können  allerd.  mit  einem  gering.  Aufw.  auskomm.,  da  sie  öfters  darauf 
rechnen  dürfen,  durch  gegens.  Eifersucht  der  grossen  Staaten  geschützt  zu  werden  u. 
ihnen  durch  die  Leisttingen  der  grossen  Staaten  indirect  Schutz  und  Vonheile  gegen- 
über dritten  Völkern  und  Staaten  mit  zu  Thcil  zu  werden  pflegen.  Insofern  vertheil! 
sich  aber  nur  der  Aufwand  zu  Gunsten  der  kleinen  Staaten  nicht  richtig  auf  letztere 
mit  Dies  pilt  für  dio  Schweiz,  Belgien,  Holland,  früher  auch  für  die  Deutschen 
Staaten,  für  die  Preussen  die  nothwendigen  Lasten  theilweise  mit  trug.  —  Analog  der 
Schutz  und  die  Handelsvortheile,  die  Deutschen  u.  anderen  Europäern  durch  England 
und  Frankreich  in  Asien.  Amerika  zu  Theil  werden  oder  früher  wurden. 

2.  Lage,  Grenzen  und  Naturbeschaffenheit  des 
Landes. 

„Natürliche  (Gebirgs-)  und  Meergrenzen  im  Vergleich  mit  solchen,  die  im  flachen 
Land-'  laufen.  Gerundete  oder  zerschnittene  Gestalt  des  Landes".  (Rau).  Sehr 
günstig  ist  die  Lage  von  Grossbritannien,  Frankreich,  Spanien,  Schweden  u.  Norwegen, 
sowie  von  Nordamerika,  sehr  ungünstig  war  bis  1S66  die  von  Preussen.  Die  Lage 
Deutschlands  mitten  in  Europa,  in  Ost  und  West  ohne  feste  Natnrgrenzen,  ist  wie 
die  des  chemal.  Polen  immer  eine  schwierige,  was  schon  an  sich  und  bleibend  einen 
grösseren  Militäraufwand  bedingt.  — 

Je  nachdem  daher  auch  ein  Staat  bereits  die  richtige  und  den  Verhältnissen 
entsprechende  Deckung  seines  Staatsgebiets  mit  dem  Nationalgebiet  und  mit  dem  ihm 
geographisch  zukommenden  (Natur-)  Gebiet  —  „seine  natürlichen  Grenzen",  ein  sehr 
wohl  zu  rechtfertigender  Anspruch,  trotz  des  mit  dieser  Forderung  getriebenen  Mis>- 
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brauch*  —  erreicht  hat  oder  nicht,  wird  sich  sein  regelmässiger  Militäraufwand  ver- 
schieden gestalten. 

* 

3.  Secklisten,  Handelsschiff fahrt,Colonialbesitz, 
was  wieder  den  Aufwand  für  eine  Kriegsmarine  bedingt. 

Daher  denn  auch  ein  besonderes  Marineministerium  neben  dem  Kriegsministerium 
filr  das  Landheer. 

II.  —  §.  185.  Beschaffung  des  Wehrpersonals  (Wehr- 
system). 

Natürlich  gehör:  auch  dieser  Punct  als  ein  speeifisch  militärt  ech  nischcr 
u.  administrativer  nicht  näher  in  die  Fin.wiss.,  kaum  in  dem  Maasse,  wie  Kau, 
§.  74  ir.  u.  die  vor.  2.  Aufl.  dieses  B.  S.  244  Ii",  ihn  erörterten.  Es  ist  nur  kurz  auf 
die  entscheidende  Bedeutung  des  Wehrsystems  auch  für  die  finanzielle  Seife  des 
Wehrwesens  hinzuweisen.  S.  Katzenhof  er,  Staatswehr,  S.  30  II".  Stein.  Heer- 
wesen, S.  40  ff.  Statistik  bei  v.  Pirks  a.  a.  0.  Speciell  über  die  deutschen  Ver- 
hältnisse: v.  Briesen,  Reichskriegswesen  und  preuss.  Militargesetzgebung,  Dusscld. 
1S7'2,  bes.  S.  51»  ff-  Gesetz  v.  9.  Nov.  1S67.  wonach,  wie  in  Prcussen  seit  1353,  die 
Dienstpflicht  im  stehenden  Heer  und  der  Flotte  7  Jahre  ,vom  vollendeten  20.  J.  an), 
wovon  3  Jahre  „aetiver  Dienst".  4  Beurlaubung  zur  Reserve  mit  2  Uebungszeiten. 
hierauf  5  Jahre  Dienst  in  der  Landwehr  mit  2  kürzeren  Uebungen.  Es  werden  aber 
nicht  alle  20-Jährigen  zum  Dienst  einberufen  und  nicht  alle  Dienenden  3  volle  Jahre 
bei  den  Fahnen  („präsent")  behalten.  Die  längere  Dienstzeit  hat  die  Ausgaben  be- 
trächtlich vermehrt,  aber  auch  die  Tüchtigkeit  der  Mannschaft  sehr  erhöht.  S.  auch 
Reichsmilitärgesetz  v.  2.  Mai  1S74  u.  Ges.  über  d.  Landsturm  v.  12.  Febr.  1S75. 
Dem  Landsturm  gehören  alle  Wehrpflichtigen  v.  vollend  17.  bis  zum  vollend.  42.  Jahre 
an,  welche  weder  in  dem  Heere  noch  in  der  Marine  stehen.  Ein  noch  sehr  unvoll- 
kommener Uebergang  von  dem  Werbsystem  zur  heutigen  Einrichtung  war  das  in 
Preasscn  sog.  Cantonsyst ein.  Hauptverordnungen  von  1733,  s.  z.  B.  Berowsky, 
Abriss  II,  041.  —  Das  neue  preuss.  deutsche  System  hat  jetzt  die  Runde  durch 
Europa  gemacht  In  Frankreich  Einführung  der  allgemeinen  Wehrpflicht  durch 
•ies.  v  27.  Juli  1872,  20  J.  Dienstpflicht,  9  J.  in  der  Linie,  wovon  5  in  der  eigentl. 
acriven  Armee,  4  in  d.  Reserve,  11  J.  in  d.  Territ.-Armee,  wovon  5  J.  in  der  eigent- 
lichen, 6  J  in  deren  Reserve.  Oesterreich-Ungarn,  allgem.  Wehrpfl.  nach  (ies. 
v.  5.  Dec.  1303  und  XI.  Ungar,  Gesetzart.  v.  ISO"*.  3 jähr.  Dienst  in  Linie,  7  in  Re- 
serve. 2  in  Landwehr,  zus.  12  J.  Russland  Oes  v.  1./13.  Jan.  1374:  allgem. 
Wehrpflicht,  15  J.  Dienstzeit  im  europ.  Russland,  wovon  6  activ,  9  in  Reserve.  S. 
llauptpuncte  d.  Organis,  im  Goth.  Taschenk.  (D.  Ausg.)  1376.  S.  320—330.  Ges. 
über  ru<s.  Reichswehr  v.  30.  Oct.  1S76.  Italien,  alldem.  Wehrpflicht,  Ges.  v.  7.  Juni 
1375.  Grossbritannien  u.  die  Verein.  Staaten  v.  Norda  m  e  ri  k  a  haben  f. 
ihr  stehendes  Heer  am  Werbesystem  festgehalten:  die  letzteren  mussten  aber  im 
Verlauf  des  Bürgerkriegs  doch  zur  Conscription  greifen.  Sonst  Milizsystem  hier 
wie  mit  einiger  Verbesserung  in  der  Schweiz. 

Das  in  neuerer  Zeit  für  die  angedeuteten  Aufgaben  des  Wehr- 
wesens allein  genügend  bewährt  befundene  Wehrsystem,  welches 
daher  auch  den  weiteren  finanzwissenschaftlichen  Erörterungen  zu 
Grunde  zu  legen  ist,  ist  das  System  der  allgemeinen  Wehr- 
pflicht, wonach  alle  erwachsenen  jungen  Männer  in  einem 
bestimmten  Alter  und  eine  gewisse  Zeit  lang  zum  Waffendienst 
gesetzlich  verpflichtet  sind  und  in  möglichst  umfassender 
Zahl,  jedenfalls  soweit  man  ihrer  bedarf,  auch  zu  diesem  Dienst 
gezogen  und  in  demselben  ausreichend  technisch  ausgebildet 
werden.    Um  die  hierdurch  erwachsende  Last  für  das  Volk,  die 
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Volkswirtschaft  und  speciell  auch  für  die  Finanzen  in  den  mit 
dem  Zweck  der  Einrichtung  vereinbaren  und  die  Erreichung  dieses 
Zwecks  selbst  mit  verbürgenden  Grenzen  zu  halten,  wird  der  Mi 
Ii  tu  n Ii e n8t  und  damit  das  Heer  selbst  in  drei  Theile  getheilt: 
activer  Dienst  im  stehenden  Heere  beständig  unter  der  Fahne, 
darauf  Uebergang  in  die  „Reserve",  mit  zeitweiligem  Dienst  bei 
Uebungen,  endlieh  Uebertritt  in  die  Landwehr  mit  noch  kürzerem 
zeitweiligen  Uebungsdienst.  Die  Lasten  und  Kosten  werden  vor- 
nemlich  durch  den  Dienst  im  stehenden  Heere,  durch  die  Länge 
der  Dienstzeit  darin  und  die  Grösse  dieses  Heeres  gebildet  Daran 
gilt  es  daher,  soweit  dies  militärtechnisch  zulässig  er- 
scheint, zu  sparen,  d.  h.  die  „Friedenspräsenzstärke" 
des  stehenden  Heeres,  die  Länge  der  Dienstzeit  darin,  die 
etwaigen  Beurlaubungen  während  letzterer  oder  vor  deren  völligem 
Ablauf  möglichst  mit  nach  volkswirtschaftlichen  und 
finanziellen  Rücksichten  einzurichten.  Aber  ohne  eine  hin- 
länglich hohe  Friedenspräsenzstärke  und  Länge  der  Dienstzeit 
kann  das  Heer  auch  bei  diesem  Wehrsystem  seine  Aufgabe  nicht 
erfüllen.  Eine  blosse  Landwehr  oder  Miliz,  ganz  ohne  oder  mit 
einem  ganz  kleinen  stehenden  Heere  und  mit  sehr  kurzer  Dienst 
zeit  unter  der  Fahne  (Schweiz)  gentigt  nicht.  Das  stehende 
Heer  soll  und  muss  vielmehr  nach  dem  bewährten 
preussischen  Muster  die  Durchgangsstufe  für  die 
gesammte  Landwehr  bilden.  Sonst  wird  letztere  besten 
Falles  erst  im  längeren  Verlauf  der  Kriege  ihrem  Zwecke  ent 
sprechen,  damit  aber  auch  ein  volkswirtschaftlicher 
Hauptzweck  des  modernen  Heerwesens  —  Verkürzung  der 
Kriegsdauer  —  vereitelt.  Durch  die  Verbindung  von  stehendem 
Heer,  Reserve  und  Landwehr  wird  jedoch  eine  Verminderung  des 
ersteren  zulässig  und  die  Bereithaltung  grosser  Streitkräfte  für  den 
Kriegsfall  mit  massigeren  Kosten  möglich. 

A.  Smith  hat  für  seine  Zeit  als  in  Europa  herrschende  Regel  aufgeführt,  d  - 
das  Heer  ohne  grossen  Naehtheil  nicht  über  1  °lu  der  Bevölkerung  betragen  dürfe. 
Eine  feste  Kegel  der  Art  lässt  sich  aber  nicht  wohl  aufstellen,  weil  zu  viele  und  zu 
verschiedenartige  Factoren  hier  einwirken.  Für  das  stehende  Heer  triffi  die  Quote 
Übrigens  auch  jetzt  noch  mehrfach  annähernd  zu.  Vgl.  Kau,  Noten  zu  §.  74,  vor. 
Aufl.  dieses  Bands.  S.  246  u.  folgende  gesetzl.  Bestimmungen:  Deutscher  Bund: 
Beschlüsse  v.  9.  April  1821,  KJ.  Sept.  1832  u.  24.  Juni  1841.  Beschluss  der  deutschen 
Nationalversammlung  vom  15.  Juli  1848.  Verfügung  des  Reichskriegsminist.  v.  12.  Aug. 
184S.  Verfassung  des  Nordd.  Bundes  v.  16.  Juli  1867,  §.  60:  die  Friedens- 
präsenzstärke des  Bnndesheers  ist  bis  1871  1  Proc.  der  Volkszahl  von  1867.  Reichs- 
militärges.  v.  2.  Mai  1874  :  Friedenspräsenzstärke  des  Heers  an  Unterofticieren  und 
Mannschaften  (also  ohne  Officiere)  v.  1875 — 81  =  401,659  Mann,  worauf  die  Ein- 
jährig-Freiwilligen nicht  in  Anrechnung  kommen.  Die  Zahl  ist  dieselbe  wie  im  Ges. 
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I'riedunspräs.- 
stirke  Manu 

Erhöhung  der*, 
für  Leistungen  im 

Im  Kriege  zum 
Gefecht  i  ■  - 1 , in ui i . 

Die  verf.  Offen- 
«ivarm<»o  betragt",, 

Kriege  stach 

Trupp.  °;,d.  Bevölk. 

d.  Bevölk. 

4220100 

3  4Sfach 

307 

260 

273,800 

3  65  „ 

2-39 

1-57 

453,000 

2  50  „ 

251 

1-76 

67,100 

7'67  „ 

1-50 

0  20 

214,400 

3-14 

2-27 

1'30 

751,000 

2.03  „ 

185 

100 

730 

402 

41,400 

2  47  „ 

1-86 

130 

20,000 

2-73  „ 

174 

090 

v.  9.  Dec.  1S71,  d.  h.  gleich  1  %  der  Zollabrechn.-Bevölker.  v.  1867  u.  der  elsass- 
lothr.  Bevölk.  nach  d.  franz.  Zahlung  v.  1866.  Durch  Reichsges.  v.  6.  Mai  1880  ist 
die  Friedenspräsenzstärke  des  Reichsheers  1*.  d.  Zeit  v.  1.  Apr.  1881 — 88  auf  427,274 
Mann  erhöht  worden.  Dazu  kommen  jetzt  18,128  Officicre,  81,628  Dienstpferde, 
offic.  u.  Mannsch.  ziemlich  genau  1%  der  jetzigen  Bevölk.  —  In  Frankreich 
var  vor  1S48  der  Stand  340,000  Mann  oder  nicht  ganz  1  Proc.  Für  1864  war 
ohne  Gendarmerie)  der  Friedensstand  0  93  Proc.  der  Volksmenge.  Nach  dem  Ges. 
t.  1  Febr.  186^  das  active  Heer  400.000  Mann,  Uber  1  Proc,  die  Reserve  ebensoviel, 
die  mobile  Nationalgarde  ungefähr  550,000  Mann.  Nach  der  Durchführung  des  neuen 
Militärges.  v.  1872  u.  des  Cadresges.  v.  13.  März  1875  sollte  d.  Effectivbestand  d. 
aetiven  Armee  (ohne  Gendarmerie)  463,308  Maun  u.  107,227  Pferde  betragen.  Für 
1882  wird  er  mit  471,701  Manu  u.  113,531  Pferden  angegeben,  d.  h.  auf  1.25 % 
der  Bevölkerung.  S.  d.  Hauptpunctc  d.  neueu  Ürganis.  im  Goth.  Jahrb.  1876  (D.  Aus- 
übe) S.  503—605.  —  Nach  v.  Firks  a.  a.  O.  S.  373  ff.  war  um  1873—74: 


Deutsches  Reich 
üeaterreich-üngarn 
Frankreich 

Gr.  Britaun.  (Europa) 
Italien 

Russland  (Europa) 
Schweiz 
Helgicn 
Holland 

Kbendas.  S.  366  lf.  die  Vcrtheilung  der  europäischen  Heere  in  Walfengattungen  und 
in  Feld-,  Reserve-,  Besatzungs-  und  Landesvertheidigungstruppen,  sowie  die  spec.  Be- 
rechnung der  Olf'ensivstärken. 

III.  —  Militärökonomik. 

Rau  hat  in  d.  5.  Ausg.  einige  sporadische  Bemerkungen  über  diesen  Punct  in 
§.  75  u.  76  (auch  §.  73,  Anin.  a.  i.  Die  bezüglichen  Erörterungen  wurdeu  in  die  von 
mir  besorgte  6.  Ausg.  Rau 's  noch  fast  unverändert  horiibergenommen.  Sie  reichten 
jedoch  nicht  mehr  aus  und  enthielten  vorncinlich  nur  einige  eigentlich  selbstverständ- 
liche Sparsamkeits-  u.  ähnl.  Regeln.  Ich  habe  bei  der  2.  Aufl.  meiner  Neubearbeitung 
geschwankt,  ob  ich  ein  Eingehen  auf  den  Gegenstand  an  diesem  Orte  nicht  lieber 
ganz  unterlassen  sollte,  da  es  sich  hier  doch  nur  um  eine  ganz  kurze  Orientirung 
in  einem  Gebiete  handeln  kann,  bei  dem  das  practische  Detail  die  Hauptsache 
ist  und  wo  es  au  wissenschaftlichen  Vorarbeiten  fast  fehlt,  zumal  »ich 
auch  bei  diesem  Gegenstand  deutlich  zeigt,  dass  auch  er  nach  seiner  ökono- 
mischen und  finanziellen  Seite  nicht  sowohl  in  die  Finanz  Wissenschaft, 
als  in  die  Verwaltungslehre,  hier  in  die  Militärverwaltungslehre,  gehört. 
Doch  schien  mir  bei  der  fast  noch  fchleudeu  Ausbildung  der  letzteren  Disciplin 
auch  ein  solches  bloss  orieniireudes  Eingehen  auf  diese  Specialfragen  der  „Mili- 
turfinanzen"  hier  schliesslich  doch  zweckmässig.  S.  S.  248  11'.  d.  vor.  Aufl.  Die 
bezügl.  Abschnitte  in  Stein 's  Lehre  vom  Heerwesen  (S  215  ff.,  bes.  233  ff..  8.  auch 
S.  1\  26  ff.)  enthaltet!  eine  umfassende  principiellc  Erörterung,  in  der  sich 
St  ein 's  Meisterschaft  im  Schcmatisiren  und  Formuliren  wie  selten  zeigt,  aber  auch 
die  Einseitigkeit  dieser  Bchandluugsweise  sich  besonders  fühlbar  macht.  Die  Grund- 
anschauung über  das  Heer  als  „blos  consumirender  Körper"  ist  ohnehin  grundfalsch. 
Vgl.  sonst :  Vergleich.  Darstell,  der  Wchrverhältn.  in  Europa  (v.  österr.  Generalstab) 
1871.  —  Von  besonderem  Interesse  ist  es,  zu  beobachten,  welche  Verschiedenheiten 
der  finanziellen  Regulirung  beim  Militärwesen  aus  dem  Princip  der  Zwangsstellung 
folgerichtig  hervorgehen,  verglichen  mit  den  Verhältnissen  des  Besolduugswesens  im 
gewöhnlichen  Staatsdienst.  Im  Folgenden  wird  daher  die  bezügliche  Erörterung  Uber 
Besolduugspolitik  im  vor.  Kapitel  nach  dieser  Seite  ergänzt. 

§.  186.  Der  Finanzbedarf  des  MilitUrwesens  gestaltet  sich  nach 
dem  Wehrsystem  natürlich  sehr  verschieden  in  seiner  Höhe,  seiner 
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Gliederung  und  zum  Theil  auch  noch  in  der  Art  seiner  Deckung. 
Man  ii m ss  daher  bei  einer  finanziellen  Betrachtung  des  Militär- 
wesens von  einem  bestimmten,  in  seinen  Grundzügen  feststehen- 
den Wehrs)  steni  ausgehen,  als  weiches  hier  das  p  reu  ss  isch- 
deutsche, jetzt  in  den  meisten  Continentalstaaten  ähnlich  be- 
stehende, im  vorigen  §.  kurz  geschilderte  angenommen  wird. 
Die  Verhältnisse,  welche  den  Finanzbedarf  des  Heers  und  der 
Flotte  betreffen,  kann  man,  vom  Standpuncte  der  Militärverwaltang 
aus  betrachtet,  als  Mi litär Ökonomik  zusammen  fassen.  Für  die 
Aufgaben  der  letzteren  ist  zu  unterscheiden: 

1.  Der  Friedens-  und  der  Kriegszustand.  Im  Folgen 
den  wird  die  Militärökonomik  nur  für  den  ersteren  genauer  be 
trachtet. 

Es  ist  jedoch  nicht  zu  übersehen,  dass  das  Militärwesen  schliesslich  doch  im 
Frieden  für  den  Krieg  eingerichtet  wird,  eiu  Gesichtspunct,  welcher  zumal  im 
jetzigen  Heerwesen  vorherrscht  und  nothwendig  auch  die  speciell  militärökonomisclK1 
oder  finanzielle  Regelung  beeinflusst.  Die  speciellen  Verhältnisse  im  Kriegszustand 
werden  mehrfach  unten  mit  berührt.  Besonders  von  demselben  handelt  unten  Abth.  V 
dieses  Abschnitts. 

2.  Im  Friedenszustand  muss  mehr  fast  als  bei  irgend 
einem  anderen  Verwaltungsetat,  mit  Ausnahme  desjenigen  grosser 
öffentlicher  Bauten  (Strassen,  Eisenbahnen  u.  s.  w.),  im  Militär- 
etat zwischen  denjenigen  Ausgaben,  welche  wirklich  ordentliche, 
und  denjenigen,  welche  „staatswirthschaftliche  Kapital- 
anlagen" sind,  unterschieden  werden,  genau  in  Gemässheit  der 
in  §.  63  begründeten  Eintheilung  des  Finanzbedarfs 

Zu  solchen  einmaligen  oder  nicht  regelmässig  wiederkehrenden  Kapitalanlagen 
gehören  namentlich  die  durch  die  Fortschritte  der  Technik  im  System  der  An- 
griffs- ii mi  Verthcidigungsmittel  (Werkzeuge,  Kriegsmaschinen,  Waffen)  nnumganglich 
werdenden  Neubauten  oder  umfassenderen  Umbauten  von  Festungen,  Kriogs- 
häfen,  Kriegsschiffen,  die  Umgestaltung  der  Waffen;  ferner  die  durch 
veränderte  Militärorganisation  (Erhöhung  des  stehenden  Heers  u.  s.  w.)  be- 
dingten neuen  oder  grösseren  Kasernirungs- ,  Magazin-  und  ähnliche  Bauten. 
Auch  g r o s s e  p o  1  i  t i s c he  Umgestaltungen,  Verändern ngen  im  Staatsgebiete  u. dgl.  m.. 
machen  mitunter  solche  Ausgaben,  für  neue  Befestigungswerke  u.  s.  w.,  nöthig 

Nach  grossen  Kriegen,  mögen  sie  mit  Sieg  oder  Niederlage  enden,  bildet  das 
sogen.  Retablissement  der  Armee,  d.  h.  der  Wiederersatz  und  bez.  die  Verbesserung 
des  im  Kriege  verbrauchten  oder  als  ungenügend  befundenen  Waffen-  und  sonstigen 
Materials  (Fuhrwerke,  Kleidung  u.  s.  w.)  eine  ebenfalls  in  diese  Kategorie  gehörige 
Ausgabe,  welche  nun  im  Friedenszustand  zu  machen  ist.  Im  Militäretat  wird  auch 
gewöhnlich,  wenn  es  sich  wenigstens  um  einigermassen  erhebliche  Ausgaben  für 
diese  ..Kapitalanlagen'-  handelt,  grundsätzlich  richtiger  als  in  den  meisten  sonstigen 
Etats,  zwischen  der  „ordentlichen"  und  einer  solchen  „ausserordentlichen"  Ausgabe 
unterschieden.  Nur  kleinere  Posten  der  genannten  Art,  für  die  etwa  durchschnitt- 
lich jährlich  vorkommenden  Erneuerungen  des  Materials  und  Neubauten  oder  für  eine 
militärische  Reform,  welche  absichtlich  nur  langsam  —  dann  freilich  oft  aus  finan- 
ziellen Rücksichten  erst  in  einer  Reihe  von  Jahren  —  durchgeführt  werden  soll, 
pflegen  in  das  gewöhnliche  Ordinarium  gestellt  zu  werden,  z.  B.  der  Neubau  von 
Schiffen  zur  ersten  Gründung  einer  Flotte  oder  die  Neuanlage  von  Befestigungswerken. 
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Da  jedoch  der  einmal  gutgehcissene  Zweck  solcher  Ausgaben  die  letzteren  meist  nicht 
als  verschiebliche  erscheinen  lässt,  so  ist  eine  solche  Regelung  des  Finanzbedarfs  für 
militärische  Reformen  die  Ausnahme:  Alles  Umstände,  welche  die  Militärökonomik 
anders  gestalten,  als  diejenige  eines  anderen  Staatsverwaltungszweiges. 

Die  ausserordentliche  Bedeutung  dieser  Kapitalanlagen  im  gegenwärtigen  Militär- 
bodget  ist  in  erster  Linie  die  Folge  der  voränderten  und  verbesserten  Technik  in 
'len  Angriffs-  und  Vertheidigunffsmittcln  Einen  puten  Einblick  in  diese  Verhält- 
nisse gewähren  die  Verwendungen  des  Deutschen  Heichs  für  diesen  Zweck  nach  dem 
französ.  Kriege  v.  1S70 — 71.  Die  Hauptdaten  der  Retch>finanzstatisiik  s.  o.  S.  422. 
Weiteres  Detail  nach  d.  Keichstagsacten  in  meinem  Art.  Keichsfinanzwesen  a.  a.  0. 
Vom  Retablissement  des  norddeutschen  Heeres  (iucl.  Baden  und  Hessen)  kamen 
l  B.  SO- 12  Mill  Thlr.  auf  verbessertes  Artillerie-  und  Watfenwcsen,  wovon  34*74  Mill.Thlr. 
auf  1.737,000  Stück  neue  Hintcrladeorewehre  zu  20  Thlr.  d.  Stück;  0-3  Miil  Thlr. 
für  die  dazu  gehörigen  Patronen  (1000  Stück  scharfe  Patr.  kusten  jetzt  35,  früher 
nur  15  Thlr.):  17**3  Mill.Thlr.  für  Ersatz  des  Artilleriematerials  ( I  Batterie  20.S70  Thlr., 
-Iwnsoviel  wie  vorher  schon,  1  Munitionseolonne  31,370  Thlr.).  die  Munition  dafür 
:34  Mill.  Thlr.  (1-5  Mill.  Schuss  zn  2%  Thlr.).  —  Der  auf  100  Mill.  Thlr.  veran- 
schlagte Festungsneu-  und  Umbau  verlangt  besonders  wegen  des  neuen  Systems 
zahlreicher  detachirtcr  Forts  so  viel.  Bei  den  älteren  Festungen  sind  57  solcher 
Forts  zu  450— 700,000  Thlr.  p.  Stück,  im  (i.  zu  30  Mill.  Thlr.  veranschlagt.  Bei  der 
Marine  sind  es  die  Hafen  bauten  (Wilhelmshafen  hat  bis  1S75  bereits  über 
■iS  Mill.Thlr.  gekostet!,  die  Schiffe,  bes.  die  Panzerschiffe  (eine  Panzer- 
fregatte 2 — 35  Mill.  Thlr.),  die  Küstenbefestigungen,  die  artilleristische 
\usrustung  der  Forts  und  der  Schilfe,  welche  so  riesige  Summen  beanspruchen. 
VgL  Näheres  über  d.  deutsche  Flotte  in  meinem  Keichsfinanzwcs.  S.  147  IT. 
iJahrb.  d.  D.  Reichs  III).  —  Die  grossen  Ausgaben  für  diese  „Kapitalanlagen"  sind 
im  Deutschland  seit  IS71  aus  der  französ.  (Kontribution  gedeckt  worden.  Sonst  sind 
liier  die  früher  dargelegten  allgemeinen  Grundsätze  der  Staat-bedarfsdeckung  anwend- 
bar, also  eventuell  auch  Anleihen;  wie  früher  im  Nordd.  Bunde  für  die  Marine  u. 
neuerdings  wieder  im  Reiche  00  II.).  Bei  der  Vertbeilung  der  betr.  Ausgabe 
ftftf  eine  Reihe  von  Jähren  empfiehlt  sich  Deckung  mit  ord.  Einnahmen,  die  auch 
'lann  nicht  selten  ist,  denn  Anleihen  sind  hier  immer  misslich  bei  der  Unsicherheit 
der  Dauer  dieser  Anlagen  (neue  techn.  Fortschritte!). 

3.  Der  Finanzbedarf  des  Militärwesens,  insbesondere  der 
ordentliche,  lässt  sich,  wie  derjenige  anderer  Dienstzweige,  in 
Geld-  und  Natural-  und  in  Personal-  und  Realbedarf  ein- 
teilen. Aber  diese  Eintheilung  und  die  ihr  entsprechenden  Quoten 
des  ganzen  Bedarfs  haben  in  der  Militärökonomik  eine  manch - 
fach  andere  Bedeutung  als  in  der  Oekonomik  andrer  Ver- 
waltungen. 

§.187.  —  4.  Natural-  und  Geldbedarf.  Die  Entwicklung 
der  Geldwirthschaft  im  Allgemeinen  und  die  Beseitigung  der 
meisten  Naturaleinnahmen  aus  privatwirtbschaftlichen  Erwerbs- 
zvveigen  insbesondere  haben  zwar  auch  in  der  Militärverwaltung 
den  Geldbedarf  zum  vorherrschenden  gemacht.  Aber  die 
speeifischen  Mängel  der  reinen  Geldwirthschaft  bei  der 
Befriedigung  der  Bedürfnisse  treten  im  Militärwesen  besonders 
scharf  hervor,  so  dass  hier  aus  diesem  Grunde,  im  Interesse  des 
Zwecks  selbst  wie  der  bei  seiner  Durchführung  betheiligten  Per- 
sonen, mitunter  auf  die  naturalwirthschaftliche  Befriedigungsweise 
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der  Bedürfnisse  zurückgegriffen  oder  bei  derselben  stehen  geblieben 
werden  muss,  wenn  dies  auch  in  anderen  Zweigen  der  Staatsver- 
waltung unnöthig  oder  unzweckmässig  und  selbst  schädlich  ist 

J«nc  Eventualität  liegt  besonders  in  zwei  Fällen  vor: 

a)  Einmal,  wenn,  wie  im  Militärwesen  nicht  selten,  das  in  §.  151  für  solche 
Fälle  aufgestellte  Princip  zutrifft:  mangelhafte  privatwirthschaftliche  Ver- 
kehrs coneurrenz,  weswegen  die  Militärverwaltung  oder  die  Militärpersonen  ihre 
Bedürfnisse  nach  gewissen  naturalen  Gutern  mittelst  Geldes  ungenügend  befriedige. 
Im  Interesse  des  Diensts  wie  des  Dieners  muss  dann  mehrfach  Naturalbedarf  statt 
Geldbedarf  vorgesehen  werden,  was  demgemä!*  bei  dem  Personal-  und  Realbedarf 
zu  theilweiser  Natural-  statt  Geldbcsoldung  und  zur  Eigen  produetion 
gewisser  Bedarfsgegenstände  statt  des  Ankaufs  derselben  mittelst  Gelds  im  Verkehr  fahrt. 

b)  Sodann  muss  —  bei  der  besonderen  Wichtigkeit,  welche  der  Verfügung  Qtwr 
gewisse  Bedarfsgegenstände  überhaupt,  von  richtiger  Art  und  zur  rechteu  Zeit  Seiten* 
der  Militärverwaltung  und  der  einzelnen  Militärpersonen  beizulegen  ist,  weil  dam 
die  sichere  Erfüllung  des  Zwecks  des  Militärwesens  wesentlich  mit  abhängt  —  die 
naturalwirthschaftliche  statt  der  geld  wirthsch  aftlich  cn  Beschaffung 
des  Militärbedarfs  auch  sonst  noch  in  manchen  auderen  Fällen  vorgezogen  worden, 
wo  der  vorerwähnte  Mangel  der  Geldwirthschaft  sich  sonst  nicht  störend  bemerkbar 
macht.  Dies  gilt  besonders  hinsichtlich  der  Befriedigung  gewisser  „Individual- 
bedürfnisse"  (G.  §.  139)  der  Militärpereonen.  namentlich  der  zur  sogen.  Mannschaft 
gehörigen.  Weil  jeder  Einzelne  nicht  nur  in  seinem  persönlichen,  sondern,  da  er  ein 
dienendes  Glied  im  Militärorganismus  ist,  auch  im  Dienstinteresse  solche  Be- 
dürfnisse richtig  befriedigen  soll,  muss  das  naturalwirthschaftliche  System  hier  mit- 
unter in  grösserem  Umfange  beibehalten  werden,  denn  es  ist  dasjenige,  welches  mehr 
als  das  gcldwirthsehaftliche  die  genügende  Sicherheit  hierfür  bietet.  Daher  wiederum 
im  Besoldungswesen,  wenigstens  bei  der  Mannschaft,  mehr  Natural-  als  Geldbcsoldung. 
Gut  motivirt  ?.  Stein,  Heerwes.  S.  236. 

Im  Kriegszustande  fehlt  die  privatwirthschaftliche  Ver- 
kehrsconeurrenz  oder  fungirt  sie  noch  mangelhafter,  während  die 
ordentliche  Befriedigung  auch  der  Individnalbedürfnisse  der  Mi- 
litärpersonen vollends  die  Voraussetzung  des  Erfolges  ist.  Hier 
erweist  sich  daher  das  System  des  reinen  Geldbedarfs  noch  unzu- 
reichender. 

§.  188.  —  5.  Der  Personalbedarf.  Der  Militärfinanz 
bedarf  lässt  sich  wie  derjenige  anderer  Verwaltungszweige  in  die 
beiden  Hauptkategorieen  des  Personal-  und  Realbdarfs 
theilen,  je  nachdem  die  Finanzwirthschaft  dem  Staate  die  Sach 
gliter  (das  Geld)  zur  Herbeiziehung  der  unmittelbar  bedurften 
Arbeitsdienste  oder  der  ebenso  (natural)  bedurften  Sachguter 
liefern  soll  (§.  150).  Aber  der  Personal-  wie  der  Realbedarf  nioss 
im  Militärwesen  nach  dessen  eigentümlicher  Natur  und  nach 
dessen  speeifischen  Zwecken  mehrfach  anders  geregelt  werden, 
als  in  anderen  Zweigen  des  Staatsdienstes.  Es  geht  dies  zum 
Theil  schon  aus  den  obigen  Bemerkungen  Uber  den  Naturalbedarf 
hervor.  Jedoch  kommen  hier  auch  noch  andere  Momente  in 
Betracht.  Es  muss  namentlich  zwischen  dem  durch  Dienst- 
vertrag beschafften  Personalbedarf  (0 fficierwesem 
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und  dem  Mannschaftsbedarf  bei  gesetzlicher  Dienst- 
pflicht unterschieden  werden.  Das  verschiedene  Vorgehen  be- 
dingt wesentlich  verschiedene  Einrichtungen.  Im  Unterschied  zum 
Werbesystem  wird  im  heutigen  Wehrsystem  der  grösste  Theil  des 
Heeres,  die  „Mannschaft",  in  der  Regel  nicht  im  Wege  des 
Vertrags,  sondern  mittelst  Zwangs  dem  Staate  zur  Verfügung 
gestellt  Im  Grossen  und  Ganzen  macht  hiervon  nur  das  Offi- 
ciercorps  (und  die  ihm  gleichstehenden  Militärbeamten  u.  s.  w.) 
eine  Ausnahme.  Nur  für  diese  ist  der  Militärdienst  der  Regel  nach 
frei  gewählter  Lebensberuf.  Bei  den  übrigen  Soldaten  tritt 
die  vertragsmässige  Herbeiziehung  der  Arbeitskräfte  meistens 
nur  für  die,  die  gesetzliche  Dienstzeit  tiberschreitende,  längere 
Dienstzeit  ein,  z.  B.  bei  einem  grossen  Theile  des  Unterofficier- 
corps.  Für  alle  Anderen  ist  der  Militärdienst  kein  freigewählter 
Beruf,  sondern  die  Leistung  einer  staatsbürgerlichen  Pflicht 
in  der  Form  eines  persönlich  zu  tibernehmenden  (Na- 
tural)dienstes,  —  einer  Pflicht,  welche  ihr  nächstes  Analogon 
in  der  Steuerpflicht  hat.  Für  die  finanzielle  Regelung  des 
Personalbedarfs  im  Militärwesen  ergeben  sich  aus  diesen  Ver- 
hältnissen wichtige  Folgerungen. 

a)  Der  durch  Dienstvertrag  beschaffte  Personal- 
bedarf. Die  finanzielle  Ordnung  dieses  Theils  des  Personal- 
bedarfs, also  insbesondere  die  Ordnung  des  Besoldungswesens  des 
Officiercorps,  hat  in  der  Hauptsache  nach  den  allgemeinen 
Grundsätzen  der  Besoldungspolitik  im  Staatsdienste 
(§.  152  ff.)  zu  erfolgen.  Abweichungen  werden  aber  einmal 
nach  dem  oben  dargelegten  n atu ral wirth schaftlichen  Ge- 
sichtspunete,  daher  besonders  im  Kriegs  zustande,  sodann  in 
einigen  Puncten  auch  nach  der  speeifischen  Natur  des 
Militärdienstes,  verglichen  mit  dem  sonstigen  Staatsdienst, 
bedingt. 

Solcher  Puncto  sind  mancherlei,  die  wichtigsten  wohl  die  folgenden: 
a)  Der  Militärdienst  bringt  auch  im  Frieden  besondere  Last,  grössere  körper- 
liche Anstrengung,  weitere  Beschränkung  der  individuellen  Freiheit  (Disciplim  mit 
■»ich,  wofür  theils  in  der  materiellen  Besoldung,  theils  in  gewissen  Ehrcnvortheilen 
§.  153),  theils  in  der  Aussicht  auf  spätere  Versorgung  im  Civildienst  —  so  besonders 
auch  bei  den  über  die  gesetzliche  Zeit  hinaus  dienenden  Mannschaften,  (Unteroffi- 
zieren u.  a.  w.)  —  eine  gewisse  Compensation  gewährt  werden  muss,  wenn  auf  ein 
genügendes  Angebot  der  erforderlichen  Arbeitskräfte  des  Dienstzweigs  soll  gerechnet 
werden  können.  Zur  Sicherung  des  Staats  in  letzterer  Hinsicht  dient  auch  die  Ein- 
richtung, die  Kosten  der  Vorbildung  des  Militärs  ganz  oder  grossenthcils  auf  den 
Staat  zu  übernehmen ,  so  dass  dann  auch  bei  kleinerem  Gehalte  der  Dieust  lockend 
erscheint,  weil  ciu  Hauptposten  der  Selbstkosten  der  Arbeit,  die  Amortisation  und 
Verzinsung  des  Erziehungs-  und  Bildungskapitals       163)  wesentlich  verringert  wird. 

A.  W»irBBr.  Finaiuwi-wui*.  haft  l.    X  Vutl. 
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In  dieser  Weise  wirken  die  öffentlichen  militärischen  Erziehungs-  und 
Bildungsanstalten,  von  denen  jene,  die  Cadettcnhäu  ser,  weniger  die  Militär- 
Waisenhäuser,  freilich  die  Gefahr  einer  kastenartigen  Absonderung  des  militärischen 
Berufsstands  und  der  ihm  vornemlich  sich  widmenden  Familien  von  der  übrigen  Be- 
völkerung mit  sich  bringen. 

Die  Ansprüche  auf  „Civilversorgung"  sind  mehrfach  als  ein  Mittel,  zum 
Militärdienst  anzueifern,  in  ein  System  gebracht  worden.  Vgl.  f.  Preussen  bes.  d. 
C.-O.  v.  20.  Juni  1S67  über  d.  Civilversorg.  u.  Civilanstell.  d.  Militärpers.  d.  Heers 
u.  d.  Marine  vom  Feldwebel  abwärts  (Reglern,  v.  16.  Juni  1867),  u.  a.  bei  Briesen 
a.  a.  0.  S.  496  ff.  F.  d.  D.  Reich  Militärpensionsges.  v.  27.  Juui  1871  §.  58,  75  If. 
(Civilversorgung  f.  Invalide),  Ges.  v.  4.  Apr.  1S74  §.  10  (Unterofficiere,  welche 
nicht  als  Iuvalide  versorgungsberechtigt,  erhalten  nach  12 jähr,  activem  Dienste  bei 
fortgesetzter  guter  Führung  den  Anspruch  auf  Civilvereorgnng).  —  Verbesser,  d.  Lage 
d.  Unterofficiere  (noch  immer  kaum  genügend,  um  den  Mangel  zu  beben)  durch  Reich*- 
gesetz  v.  14.  Juni  1873.  —  Deutsches  Reich,  Et.  f.  1876:  Cadetteuanstalten  1  173  Mill.  M.. 
ferner  in  Baiern  0*090  M.  M.,  Militärknabenerziehungsinstit.  u.  Garnisonschulcn  res}». 
0.349  u.  0  048  M.  M.  Reichset.  f.  1S83/S4  f.  Militärerzieh,  u.  Bildungswesen  überh. 
(ohne  Baiern)  4  81  Mill.  M. 

ß)  Ferner  führt  der  Officierberuf ,  theils  in  Verbindung  mit  den  Dienst- 
pflichten, z.  B.  in  Bezug  auf  Waffen,  Kleidung,  Pferdehaltung,  theils  wohl  oder  übel 
in  Verbindung  mit  gewissen,  wenigstens  nicht  auf  einmal  zu  beseitigenden  und 
für  den  Einzelnen  nothwendig  mehr  oder  weniger  mit  massgebenden  Sitten  in  der 
Lebensweise  und  im  persönlichen  Auftreten,  zu  gewissen  Extraausgaben 
im  Vergleich  zum  <  !n  il Staatsdienst,  welche  eine  Compensation  in  der  Besoldung  for- 
dern, wenn  auf  genügende  Versorgung  des  Personalbedarfs  Seitens  des  Staats  gerechnet 
und  der  Officicrdicnst  nicht  vollends  wenigstens  thatsächlich  das  mehr  oder  weniger 
exclusive  Privileg  gewisser  begüterterer  Volksclassen  werden  soll. 

y)  Insoweit  endlich  der  Militärdienst  grössere  körperliche  Tüchtigkeit 
verlangt  oder  dieselbe  vermindert  oder  zum  Tode  des  Militärs  führt,  da- 
her besonders  im  Kriege,  muss  das  militärische  Pensionswesen  anders  als  im 
Civildienst,  im  Allgemeinen  für  den  Dienenden  günstiger  eingerichtet  werden,  so- 
wohl das  eigentliche  oder  Ruhegehalts-  als  das  Wittwen-  und  Waisenpensions- 
wesen. D.  Reiehsges.  v.  27.  Juni  1S71  und  4.  April  1874.  Oesterr.  Ges.  v 
27.  Dec.  1875. 

Manche  einzelne  Abweichungen  hierin  und  im  Besoldungswesen  des  Officiers 
gegenüber  dem  Civilstaatsdiener  sind  freilich  nur  ein  zufälliges  historisches 
Privileg  des  ersteren  Standes,  das  entweder  beseitigt  oder  dem  Civildienst  gleichzeitig 
zu  Theil  werden  müsste,  z.  B.  die  Bestimmung,  dass  im  Militärdienst  die  Pensionirung 
von  einem  gewissen  Alter  an  ohne  Nachweis  der  körperlichen  Ontauglichkeit  von 
dem  Dicncndeu  gefordert  werden  kann  (§.  1 59).  Manche  Mängel,  wie  wenigstens  bis 
vor  Kurzem  in  den  unteren  Dienststufen  immer  noch  zu  kleine  Gehalte,  theilt  der 
Officierdienst  und  mehr  noch  der  untere  Berufsmilitärdienst  (länger  dienende  Unter- 
officiere u  s.  w.)  zum  Schaden  des  Dienstinteresses  selbst  übrigens  auch  heute  noch 
mit  dem  Civildienste,  obwohl  in  neuerer  Zeit  im  Ganzen  bei  jenem  mehr  Verbesserungen 
als  bei  diesem  eingetreten  sind. 

Ucber  die  Gehaltsverhältnisse  im  deutschen  Heer  s.  Hirth's  Annalcn  1873. 
S.  76  ff.  Die  Gehalte  vom  Rcgimentscommandeur  abwärts  sind  mehrfach  etwas  ver- 
schieden nach  den  Waffen.  Zu  einer  Vergleichung  der  Durchschnittssätze  der  Chargen 
kann  man  das  auf  Grund  der  Bestimmungen  des  Pensionsgesetzes  v.  1871  berechnete 
„pensionsfähige  Diensteinkomincn"  benutzen,  bei  welchem,  wenn  es  im  Ganzen  über 
40on  Thlr  beträgt,  jedoch  nur  die  Hälfte  angerechnet  wird.  Es  beträgt  für  den 
command.  General  7330,  Chef  des  Gencralstabs  u.  and.  ähnl.  Posten  6330,  Divbions- 
•  ommandeur  als  Generallieutenant  5009,  dsgl.  als  Generalmajor  4509,  Generallieutenant 
mit  dem  Gehalt  s.  Grads,  aber  ohne  Dienstzulage  4259,  Brigadecommandeur  als  General- 
major 3720,  Generalmajor  mit  dem  Gehalt  s.  Grads,  aber  ohne  Dienstzulage  342». 
Brigadecommandeur  als  Oberst  3320,  Stabsofficier  als  Regimentscommandcur  28SS,  dsgl. 
als  Bataillonscomroandeur  2013,  Hauptmann  u.  Rittmeister  1.  Cl.  1513.  dsgl.  2.  Cl.  913. 
Hauptmann  3  Cl.  774,  Prem.-Licut.  631,  Scc.-Lieut.  571  Thlr.  Im  Jahre  1872  sind  Vi 
einer  Anzahl  Üfliciere  Auf besseruugen  erfolgt;  dann  1873  (Ges.  v.  30.  Juni  l!>73^  die 
erheblichen  Wolmungsgclder  (§.  161)  hinzugekommen .  die  nach   OrtscJassen   f.  <J 
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oberste  Ofbcierclasse  200 — 500,  f.  Stabsofficiere  mit  Regimentscomm.-Rang  180 — 400, 
f.  and.  Stabsofficiere  u.  Hauptleute  120 — 300,  f.  Lieutenants  72—140  Thlr.  betragen. 
—  Eine  Rolle  spielen  auch  die  Dien  st  Zulagen,  die  vom  Brigadecominandeur  auf- 
wärts in  das  pensionsfähige  Diensteinkommen  eingerechnet  werden.  Sie  betragen 
<;iM>ö  Thlr.  beim  command.  (ieneral,  4000  D.  2000  bei  gew.  and.  Stellen.  1500  beim 
Dirisionscommandeur,  300  beim  Brigadecommandeur,  Summen,  aus  denen  aber  z.  Th. 
die  Kosten  f.  Bureaubedurfnisse  zu  bestreiten  sind. 

Die  Höhe  des  ganzen  Finanzbedarfs  fUr  das  vertrags- 
mässig  zu  beschaffende  Militärpersonal  hängt  dann  schliesslich 
von  der  Zahl  der  Officiere  u.  s.  w.  nnd  des  länger  als 
die  gesetzliche  Zeit  dienenden  Unterpersonals  sowie 
von  dem  Verhältniss  dieser  Zahlen  zu  derjenigen  der  eigent- 
lichen Mannschaft  ab.  Hier  muss  nach  technischen 
Rücksichten  der  Heeres-  und  Flottenverwaltung  entschieden  werden. 
Die  Zahl  der  Oberofficiere  in  höhern  Chargen  mag  hie  und  da, 
besonders  in  kleinen  Staaten  zu  gross  gewesen  sein.  Gewöhnlich 
wird  umgekehrt  ans  finanziellen  Rücksichten  die  Zahl  der  Officiere 
eher  zu  niedrig  als  zu  hoch  gehalten,  was  bei  der  eminenten  Be- 
deutung einer  genügenden  Anzahl  Officiere  und  gedienter  Unter- 
officiere  für  die  eigentliche  Kriegsleistung  des  Militärs  dem  Zweck 
der  ganzen  Militärinstitution  nicht  entspricht. 

Im  Deutschen  Reich  kommen  (1878)  auf  1  Infanterieregim.  1  Comman- 
-Icur,  1  Stabsof heier,  3  Bataillonscomm.,  8  Hauptl.  1.  CL,  6  dgl.  2.  Cl..  12  Premier- 
lieutenants, 28  Secondelts.,  zus.  57  Officiere,  auf  1721  Mann  (v.  Feldwebel  abwärts). 
Damal.  Kosten  der  Geld  Verpflegung  eines  Infanterieregiments  118,584  Thlr.  (ohne 
Aerzte),  wovon  34,760  Thlr.  f.  d.  Officiere.  1  Dragoner-  od.  Husarenregiment  55,883, 
wovon  auf  die  Officiere  16,550,  1  Feldartillerieregim.  151,068  Thlr.,  wovon  ca.  35,600 
auf  die  Officiere.  — 

§.  189.  —  b)  Der  Mannschaftsbedarf  bei  gesetzlicher 
Dienstpflicht.  Wesentlich  andere  Grundsätze  sind  für  die 
finanzielle  Regelung  dieses  Theils  des  militärischen  Personalbedarfs 
zur  Geltung  zu  bringen.  An  und  für  sich  würde  es  dem  Wesen 
dieser  Dienstpflicht  entsprechen,  wenn  der  Soldat  sich  selbst  unter- 
hielte, wie  dies  in  früheren  Wehrsystemen  auch  in  gewissem  Um- 
fange der  Fall  war,  wo  selbst  die  Bewaffnung  oft  vom  Einzelnen 
gestellt  wurde.  Wenn  der  Staat  jetzt  allgemein  die  Unterhaltung 
der  dienstpflichtigen  Mannschaft  übernimmt,  so  geschieht  dies  zu- 
nächst im  Interesse  des  Dienstes  selbst,  sodann,  weil  ein 
grosser  Theil  der  Pflichtigen  nicht  im  Stande  ist, 
sich  aus  eigenen  Mitteln  während  einer  Zeit  zu  erhalten, 
in  welcher  der  Staat  die  Erwerbsarbeit  so  gut  wie  unmöglich 
macht,  endlich  auch,  um  die  Lasten  des  Kriegsdienstes 
gleichmässiger  auf  die  Bevölkerung  zu  vertheilen.  Es 
sind  dann  namentlich  zwei  Fragen  von  allgemeinerer  Bedeutung, 
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zu  eronem,  Dcmlicb  wie  die  Höhe  der  „ Besoldung "  des  Dienst- 
pflichtigen —  wenn  die  gewährte  Unterstützung  in  Ermangelung  eines 
andren  allgemeinen  Namens  noch  so  genannt  werden  darf  —  zu  be- 
messen und  in  welcher  Zahlungsform  diese  Besoldung  zu 
gewähren  ist. 

a)  In  ersterer  Hinsicht  können  die  gewöhnlichen  Grund 
sätze  der  Lohngestaltung,  welche  auch  die  Besoldung  der  Beamten 
bestimmen  müssen,  für  die  Personen  im  gesetzlichen  Wehrdienst 
nur  zum  Theil  massgebend  sein.  Denn  gegenüber  einer  allge 
meinen  Dienstpflicht,  welche  der  Einzelne  an  die  Gemeinschaft 
zu  erfüllen  hat  für  die  ihm  durch  die  letztere  gewährten  Be- 
dingungen seines  Gedeihens,  kann  von  eigentlichem  Lohne,  in 
welchem  eine  Belohnung  liegt,  Uberhaupt  nicht  die  Rede  sein. 

Von  den  einzelnen  Posten  der  Selbstkosten  der  Arbeit  (§.  161j 
muss  vornemlicb  nur  der  erste,  die  Deckung  des  Lebens- 
bedarfs während  der  Dienstzeit  selbst,  in  dem  dem 
Pflichtigen  gewährten  Unterhalt  ersetzt  werden. 

In  ausreichender  Weise,  so  dass  die  Erhaltung  oder  Wiedererneuerung  der 
im  Dienste  meist  stark  in  Anspruch  genommenen  Kräfte  mit  möglichster  Sicherheit 
verbürgt  ist,  worin  die  Verpflegung  leider  mitunter  zu  wünschen  übrig  lässt,  aber  im 
Wesentlichen  nur  in  dem  Umfange,  dass  die  „Existenzbedürf nisse  zweiten 
Grads"  (nach  meiner  Terminologie  in  d.  Grundlegung,  §.  96),  d.  h.  diese  Bedürf- 
nisse in  der  nach  dem  Lebensmassstabe  der  Masse  der  Bevölkerung  üblichen  Webe 
Befriedigung  finden.  Denn  es  handelt  sich  hier  nur  um  die  Gewährung  der  Mittel, 
durch  welche  jeder  Dienstpflichtige  in  seinem  und  im  Gesammtinteresse  sicher  in  den 
Stand  gesetzt  wird ,  dieser  seiner  Pflicht  ordentlich  nachzukommen.  Darüber  hinau- 
können  vom  Staate  w&hrend  der  Dienstzeit  keine  Mittel  beansprucht  werden.  Eine 
Erhöhung  des  Unterhaltes  wird  daher  auch  nicht  nach  dem  socialen  und  ökono- 
mischen Stande  des  Pflichtigen  —  wie  bei  dem  eigentlichen  Beamten  und  dem  Ofri- 
cier,  wo  der  sta ndesgemässe  Unterhalt  (§.  161)  zu  gewähren  ist,  —  erfolgen  dürfen, 
sondern  nur  im  Dienstinteresse  selbst  nach  der  militärischen  Kangclasse,  welche  der 
Soldat  w&hrend  der  Zeit  seiner  Dienstpflicht  etwa  erlangt  und  deren  Erlangung,  wieder 
in  erster  Linie  im  Dienstinteresse,  auch  durch  solche  Vortheile,  wie  höherer  Sold  und 
dergleichen,  erstrebenswerth  gemacht  werden  soll. 

Beispiel  der  Soldabstufung  in  d.  deutschen  Infanterie  1873:  monatl  der 
Gemeine  3,  der  Gefreite  3  5,  die  Unterofficiere  nach  3  Classen  5,  6  5,  7*5,  die  Sergeanten 
nach  2  Cl.  So  u.  10  5,  die  Feldwebel  15  Thlr.  an  Geldsold.  Seitdem  sind  kleine 
Erhöhungen  f.  d.  Unterofhciere  eingetreten.  Für  das  Jahr  erhalten  gegenwärtig  an 
Geldlöhnung  bei  den  gewöhnl.  Infant.regimentern  die  Gemeinen  126,  Gefreiten  144. 
Unterofficiere  in  D.  306,  Sergeanten  i.  D.  432 ,  Vicefeldwebel  540,  Feldwebel  720  M. 

Die  übrigen  Posten  der  Selbstkosten  der  Arbeit  (§.  163) 
kommen  bei  der  Berechnung  der  dem  Dienstpflichtigen  aus  Staats 
mittein  zu  gewährenden  Subvention  nur  ausnahmsweise  in 
Betracht. 

Eine  angemessene  Entschädigung  aus  den  Mitteln  der  Gemeinschaft,  in  denn 
Interesse  der  Einzelne  zum  Militärdienst  verpflichtet  wird,  muss  nur  in  allen  den 
Fällen  gegeben  werden,  wo  der  Einzelne  durch  den  Dienst  nachweisbar  Schaden  er- 
leidet. Es  ist  deshalb  einmal  im  Kriege,  dann  auch  soweit  als  möglich  im  Friedens- 
dienste ein  Pensionsanspruch  für  die  Dienstpflichtigen  zuzugestehen,  vor  Allee 
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für  durch  den  Dienst  invalide  gewordene,  —  vgl.  die  ueuen  deutschen  u.  österr. 
Militärpensionsgesetze,  so  bes.  d.  deutsche  Ges.  v.  27.  Juni  1871,  §.58  ff.  (in  §.  59  auch 
die  Fälle  der  Dienstbeschädig,  im  Frieden,  worunter  auch  d.  „innere  Dienstbesch  ad." 
bei  activem  Dienste,  d.  contag.  Augenkrankheit).  Oesterr.  Ges.  v.  25.  Dec.  1875, 
§.  72  ff.,  §.  4;  —  sodann  in  gewissem  Umfange  auch  ein  Wittwen-  und  Waisen- 
pensionswesen. (Deutsches  Ges.  v.  1871,  {$.  94,  regelmässig  nur  f.  d.  Hinterbliebenen 
der  im  Kriege  oder  auf  gewissen  Seereisen  Verstorbenen).  Bezügliche  Einrichtungen 
sind  auch  für  den  Friedenszustand  im  Princip  gerechtfertigt.  Wenn  sich  ihre  prac- 
tische  Bedeutung  auf  im  Dienst  ohne  eigenes  Verschulden  erlittene  Unfälle  meist 
zu  beschränken  pflegt,  so  ergiebt  sich  dies  aus  der  Schwierigkeit,  in  anderen  Fällen, 
daher  besonders  bei  inneren  acuten  und  chronischen  Krankheiten,  den  Causaluexus 
zwischen  dem  Dienste  und  dem  Krankheitsschaden ,  der  im  Allgemeinen  vorbanden 
sein  mag,  speciell  nachzuweisen.  Weitere  Ausbildung  der  Krankheitslehre  wurde  hier, 
Tie  beim  Civildienst,  die  Berücksichtigung  auch  solcher  Fälle  im  Pensionswesen 
rielleicht  möglich  machen,  was  gerade  im  Militärdienst  besonders  erwünscht  wäre. 
(S.  mein  Reichsfinanzwesen  in  Holtzendortf's  Jahrb.  III,  178). 

Im  Ganzen  kann  daher  die  Besoldung  der  Dienstpflichtigen 
eine  auf  den  Ersatz  des  erstgenannten  Postens  der 
Selbstkosten  der  Arbeit  sich  beschränkende  sein,  mit- 
hin hinter  dem  normalen  Dnrchschnittssatz  des  gemeinen  Arbeits- 
lohns etwas  zurückbleiben. 

Wie  viel  zu  geben  ist,  hängt  dann  zunächst  von  den  allgemeinen,  aus  der 
Natur  des  Menschen  folgenden  und  von  den  speci eilen,  nach  den  Zeit-  und  Landcs- 
verhältnissen  sich  richtenden  Umständen  ab,  welche  die  Höhe  des  nothwendigen  Unter- 
baltsbedarfs  Überhaupt  bestimmen:  in  Betreff  des  wichtigsten  Tbcils  dieses  Bedarfs, 
des  Nahrungsbedarfs,  entscheidet  daher  die  Physiologie  der  Ernährung  darüber, 
wie  viel  erforderlich  ist,  unter  Berücksichtigung  des  Einflusses  des  Klimas  u.  s.  w. 
Aehniich  bestimmt  sich  der  notwendige  Aufwand  für  die  sonstigen  körperlichen  Be- 
dürfnisse, wobei  die  Volkssitte  immer  mit  spricht.  Daneben  muss  ferner  stets  der 
Einfluss  des  Militärdiensts  als  einer  besonderen  Arbeitsart  mit  berück- 
sichtigt werden:  sowohl  beim  Nahrungs-,  als  bei  dem  sonstigen  materiellen  Bedarf. 
Es  folgt  daraus  auch,  dass  im  Kriegsdienst  regelmässig  der  Unterhaltsbedarf  höher 
anzuschlagen  ist.  (Regelmässig  wird  schon  in  der  Verpflegung  in  der  Garnison  und 
in  Bivouaks  und  Lagern  ein  Unterschied  gemacht.  Im  deutschen  Heere  wird  in 
letzteren  .die  grosse  Victualienportion  (unter  Einbehaltung  des  zum  Mittagessen 
bestimmten  Löhnungsantheils  und  des  Verpflegungszuschusses)  gewährt,  nemlich  250  Gr 
Heisch.  120  Gr.  Reis  oder  150  Gr.  Graupen  oder  Grütze,  30u  Gr.  Hülsenfrüchte  oder 
"2000  Gr.  Kartoffeln  oder  170  Gr.  Erbsenmehl,  25  Gr.  Salz.  15  Gr.  gebrannter  Kaffee). 
Eine  zu  knappe  Bemessung  dieses  Bedarfs  ist  im  Kriegs-  und  Friedensstande  eben- 
so sehr  gegen  das  Interesse  des  Dienstes  wie  des  Pflichtigen.  Sie  führt  entweder 
zu  kümmerlicher  Lebensweise,  wobei  der  Dienstpflichtige  für  sein  ganzes 
Leben  Schaden  leiden  kann,  oder  zu  der  Notwendigkeit  einer  Ergänzung 
>ies  Bedarfs  aus  anderen  Hilfsquellen,  im  Kriege  zum  Raube,  im  Frieden 
wenigstens  zu  Zuschüssen  der  Familien,  einer  schlechten  Art  Steuern,  welche  als 
schwere  Last  empfunden  werden  und  die  einzelnen  Bevölkerungsclasscn  zudem  sehr 
ungleich  treffen. 

ß)  Die  Zahlungsform  der  Besoldung  des  gesetzlich  Dienst- 
pflichtigen kann  im  Interesse  des  letzteren  wie  mehr  noch  in  dem- 
jenigen des  Dienstes  selbst  nur  zum  Theil  die  Geld besoldung 
sein.  Denn  diese  Form  gewährt  keine  hinlängliche  Sicherheit 
dafür,  dass  die  erhaltene  Geldsumme  vom  Soldaten  richtig  zur 
Bestreitung  des  Unterhaltsbedarfs  verwendet  wird.  Davon 
hängt   aber  die  Leistungsfähigkeit  des  einzelnen  Mannes  und 
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schliesslich  des  ganzen  Heeres  ab.  Dazu  kommt  die  Zweck- 
massigkeit einer  theilweisen  Naturalbesoldung  aus  den  oben 
angeführten  Gründen  grade  hier.  Auch  lässt  sich  die  Beschaff- 
ung des  Unterhaltsbedarfs,  wenn  sie  im  Grossen  erfolgt, 
billiger  einrichten ,  als  wenn  der  einzelne  Mann  für  sich  selber 
allein  sorgt.  Bei  einzelnen  Bedürfnissen ,  wie  bei  der  Kleidung 
und  der  Wohnung  (Kasernirung)  kommen  auch  noch  specielle 
Militärinteressen  zugleich  mit  dem  Gesichtspuncte  der  Gewährung 
des  Unterhaltsbedarfs  zur  Berücksichtigung.  Dies  Alles  hat  zur 
Folge,  dass  der  finanzielle  Personalbedarf  bei  der  dienst- 
pflichtigen Mannschaft  zum  Theil  in  einen  finanziellen 
Real  bedarf  sich  verwandelt,  und  nach  den  finanziellen  Grund 
säuen  des  letzteren,  besonders  ein  Theil  des  1  nterhaltsbedarfs 
ähnlich  wie  der  WafTenbedarf,  geregelt  werden  muss.  Die  eigen- 
tümliche Folge  der  Thatsache,  dass  es  sich  dabei  jedoch  eigent- 
lich um  einen  Personalbedarf  handelt,  zeigt  sich  in  den  besonderen 
Einrichtungen  und  Massregeln,  welche  zur  richtigen  Verthei- 
1  u  n  g  der  Bedarfsartikel  an  die  Einzelnen  getroffen  werden 
müssen. 

Der  Unterhaltsbedarf  wird  dem  Soldaten  daher  regelmässig 
in  der  Praxis  —  und  principiell  ganz  richtig  —  gewährt  in  der 
vierfachen  Form  von  Naturalq  uartier,  von  Naturalbe- 
kleidung, von  Naturalverpflegung  ftir  einen  Haupttheil 
des  Nahrungsbedarfs,  endlich  nur  zum  Rest  in  der  Form  von 
Geldverpflegung  oder  eigentlicher  Löhnung  (Sold). 

Vgl.  Stein,  Heerwesen,  S.  236,  244  ff. 

(l.i  Das  Naturalq  uartier  ist  durch  die  ökonomische  Lage  der  Mannschaft  and 
durch  das  BedUrfniss  des  Militärdienstes  selbst  gleichmassig  geboten,  im  Frieden*- 
wie  im  Kriegszustande.  Es  kann  durch  Einquartierung  der  Mannschaft  bei  den 
Bürgern  und  durch  Kasernirung  beschafft  werden.  Die  erste  Form  ist  im  Kriege 
unentbehrlich,  sie  war  auch  für  den  Friedcnszustaud  früher  die  vorwaltende.  Ldj 
Interesse  der  militärischen  Disciplin  und  der  Befreiung  der  Bürger  ?on  einer  stets 
drückenden  und  auch  bei  Gewährung  einer  Entschädigung  niemals  gleichmässig  ver- 
theilten Last  ist  die  Kasernirung  vorzuziehen  und  auch  in  unseren  Staaten  immer 
allgemeiner  geworden,  wenigstens  in  den  Städten.  Sie  setzt  natürlich  eine  ziemlich 
feste  und  gleichbleibende  Verthcilung  der  Truppen  nach  Menge  und  Waffengattung 
im  Staatsgebiet  voraus ,  —  eine  Einrichtung,  welche  auch  sonst  wegen  der  localen 
volkswirtschaftlichen  Wirkung  der  Militärausgaben  wünschenswerth  ist  (Regelung  d« 
Garnisonwesen s).  —  Vgl.  d.  Bundesges.  über  d.  Quarticrleist.  f.  d.  bewaffn.  Macht 
im  Frieden  v.  25.  Juni  186b.  Die  Fürsorge  f.  d.  räuml.  Unterbringung  der  bewaffn. 
Macht  ist  nach  §.  1  eine  Last  des  Bundes,  deren  Naturalleistung  nur  gegen 
Entschädigung  gefordert  werden  kann,  nach  d.  näh.  Bestimmungen  d.  Gesetzes. 
Für  den  Kriegszustand,  d.  i.  nach  eingetretener  Mobilmachung,  gilt  das  Reichsge*. 
v.  13.  Juni  1873,  s.  bes.  §.  3,  9,  14.  mit  beschränkter  Vergütung  f.  Naturalquartier. 

Die  Anlegung  der  Kasernen  und  die  erste  Beschaffung  ihres  In- 
ventars gehört  dann  zur  s  t  aa  ts  wi  rthsc  haf  tl  iche  n  Kapitalanlage.  Es  ist 
dabei  in  finanzieller  Hinsicht  uach  den  allgemeinen  Grundsätzen  des  Bauwesens 
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und  der  Beschaffung  des  Realbedarfs  zu  verfahren  (§.  168  iL).  Die  Instand- 
haltung der  Kasernen  und  ihres  Inventars  gehört  zur  ordentlichen  Ausgabe. 
Es  kann  dabei ,  um  das  Princip  der  Wirtschaftlichkeit  möglichst  zur  Geltung  zu 
bringen,  das  System  der  Gewährung  ?on  Pauschsummen  an  jeden  kasernirteu 
Truppenkörper  und  dessen  Abtheilungen  befolgt  werden. 

Die  Etats  des  D.  Reichs  enthalten  in  den  letzten  Jahren  bedeutende  Summen 
für  Kasernen  u.  ühnl.  Bauten  unter  den  „einmaligen  Ausgaben*'  im  „ausserord.  Et.'1, 
i.  B.  1  SSO/S  1  12-3*,  81/82  1117.  82/83  8  27,  83/84  4-85  IL  M.  (incl.  jährt  einige 
100,000  M.  an  Kostenerstattungen  für  aus  Landesmitteln  erbauten  Kasernen).  Aus 
der  französisch.  Kriegsentschädigung  wurden  durch  Ges.  v.  8.  Juli  1872  u.  A.  9*5  Mill.Thlr. 
angewiesen  f.  die  erste  Einrichtung  der  Kasernen,  Stallungen  u.  sonst.  Garnisonanstalten 
in  Elsass-Lothringen.  —  Da  es  sich  Übrigens  bei  dem  Bau  von  Kasernen  u.  s.  w.  um 
eine  nur  allmälig  durchzuführende  Aufgabe  handelt,  kann  die  Einsetzung  der  be- 
treffenden Quoten  in  den  gewöhnl.  Etat  ausreichen,  ohne  dass  dann  auch  dafür  ausser- 
onientl.  Einnahmen  flüssig  gemacht  werden.  —  Ueber  die  laufende  Ausg.  f.  Kaseinen- 
wesen  s.  u. 

(2.)  Die  Bekleidung  fällt  bei  dem  Soldaten  in  besonderem  Maasse  unter  den 
doppelten  Gesichtspunct  eines  Artikels  des  individuellen  Bedarfs  und  der  mili- 
tärischen Ausrüstung.  Wesentlich  deshalb  die  Naturalbekleidung,  wenigstens 
für  die  Hauptgegenstande.  Die  Anschaffung  kann  im  Submissionswege  oder,  viel- 
fach nicht  unpassend,  in  eigenen  Militärwerkstätten  erfolgen.  (In  d.  60er  Jahren  war 
die  Ausg.  f.  Kleidung  in  Frankreich  f.  Gemeine  d.  Infant.  29*4,  Dragoner  14*32, 
Garde-Kürassier  12121  Fr.:  in  Baden  jährlich  für  grosse  Bekleidungsstücke  eines 
Infanteristen  13  fl.  23  kr.  u.  36  kr.  zu  Ausbesserungen,  eines  Cavalleristen  desgl. 
16  fl.  55  kr.  u.  48  kr.  Für  jedes  Bekleidungsstück  wird  eine  erfahrungsmäss.  mittlere 
Dauer  angenommen,  z.  B.  Waffenrock  des  Gemeinen  2,  des  Kanoniers  )\.  Mantel 
des  Infanteristen  9,  des  Cavalleristen  u.  Artilleristen  10  Jahre.  In  Baiern  früher 
jahrl.  Ausg.  f.  Infant  28  fl.  50  kr.,  Ulanen  u.  Kürassier  39  fl.  (Nach  Rau).  —  Ge- 
samintausg.  s.  u.).  Für  die  Instandhaltung  der  Kleidung  und  eventuell  auch  für 
die  Anschaffung  gewisser  Artikel,  wie  der  Wasche  u.  s.  w.,  empfiehlt  sich 
in  wirtschaftlicher  Hinsicht  die  Gewährung  einer  Geldpauschsummc  für  den  Mann, 
um  ihn  zur  Schonung  anzueifern.  Doch  müssen  auch  hier  die  militärischen  Dienst- 
i ucksichten  eventuell  vorgehen.  So  z.  B.  früher  in  Baden  f.  d.  sogen.  Kleinmoutur 
Hemden,  Stiefel  u.  s.  w.),  ein  In-Verding-Geben  gewissermassen.  Der  Gemeine  in  d. 
Infant  erhielt  15,  in  der  Cavallerie  14  fl..  dazu  für  Reinigungsmittel  resp.  48  kr.  n. 
2  fl.  S.  Vogelmann,  bad.  Militarverwalt,  Karlsruhe  1853.  S.  179,  188  (Na«h  Rau). 
■Später  nach  dem  preuss.  System  abgeschafft. 

(3.)  Die  Naturalverp flegung  erstreckt  sich  im  Friedenszustand  und  im  festen 
Quartier  (im  Gegensatz  zu  Märschen,  Lagern  u.  s.  w.)  vor  Allem  auf  das  Hauptnah- 
rungsmittel, das  Brot.  Dasselbe  wird  am  Besten  und  Billigsten  dem  Soldaten  in 
natura  geliefert.  Es  muss  von  richtiger  Beschaffenheit  und  Güte  sein  —  wo- 
bei die  Volkssitte  neben  der  physiologischen  Anforderung  mit  zu  entscheiden  hat. 
Im  J.  1870 — 71  erhielten  demgemäss  in  Deutschland  selbst  die  französischen  Gefangenen 
mehrfach  besseres  Brot,  als  d.  deutsch.  Soldaten;  auch  im  preuss.  Heere  jetzt 
etwas  besseres  Brot  ^grössere  Kleieaussonderung),  z.  Th.  mit  Rücksicht  auf  die  bessere 
Gewöhnung  anderer  Con  ringen  te  der  Reichsarmee,  s.  Hirth,  Annalen  1873,  S.  8.  — 
und  in  genügender  Menge  gereicht  werden.  So  lange  der  Staat  bedeutendere 
NaturaleinkUnfte  in  Getreide  von  seinen  Domänen  oder  aus  gutsherrlichen  Gefällen 
bezog,  konnte  er  öfters  diese  zur  Brotlieferung  unmittelbar  benutzen.  Jetzt  ist  der 
Ankauf  von  Getreide  und  Mehl  im  Grossen,  durch  Vermittlung  von  Lieferanten  und 
im  Submissionswege  nothwendig,  wenn  das  Brot  in  eigenen  Militärbäckereien  gebacken 
werden  soll.  Unbedingt  geboten  ist  das  Letztere  nicht  Es  kann  auch  das  Brot  unter 
richtiger  Controle  durch  Privatbäcker  geliefert  werden.  Bei  dem  starken  jährlichen 
Schwanken  der  Getreidepreise  muss  schon  im  Etat  eventuell  ein  Zuschuss  zu  der  Aus- 
gabe für  Brot  eingestellt  sein  oder  nachträglich  der  Militärverwaltung  geleistet  werden, 
renn  der  Getreidepreis  eine  bestimmte  Höhe  erreicht.  Denn  an  dem  Brotquantum 
■ler  Mannschaft  darf  nichts  abgezogen  werden.  Aeltero  Daten  aus  d.  60er  Jahren  bei 
Raa,  §.  76  Noten.  Danach  z.  Th.  in  vor.  Aufl.  dieses  Bands  S.  261  Note.  —  Im 
deutschen  Heere  1873  d.  tägl.  Brotportion  750  Gr.  in  der  Garnison,  alle  4  Tage 
1  Brot  v.  3000  Gr.    Die  Festsetzung  der  bezügl.  Kosten  der  Beschaffung  der  Natura- 
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licn  im  Etat  erfolgt  f.  d.  1.  Hälfte  des  Jahresbedarfs  nach  den  im  Oct  vorher  wiri- 
lich  zu  zahlenden  Preisen,  f.  d.  2.  Hälfte  nach  10 jähr.  Durchschn.preisen,  vom  zweit 
vorherigen  Jahre  an  zurückgerechnet. 

Die  übrige  Nahrung  hat  sich  der  Soldat  im  Friedenszustand  öfters  aus  seiner 
Geldlöhnung  zu  beschaffen,  wobei  jedoch  für  die  Mannschaft  auf  deren  Rechnung 
gemeinsame  Kochanstalten,  besonders  für  die  Mittagskost,  sich  auch  au> 
ökonomischen  Rücksichten  empfehlen  und  üblich  sind.  Wenn,  wie  oftmals  (auch  im 
deutschen  Heere)  feste  Quoten  der  Löhnung  für  diese  Kochanstalten  abgegeben  werden 
müssen  und  dazu  etwa  noch  vom  Staate  ein  fester  Verpflegungszuschuss  gewährt  wird 
(wie  gleichfalls  im  deutschen  Heere,  wo  dem  Soldaten  (1873)  von  der  Löhnung  1  Sgr. 
9  Pf.  abgezogen  und  ein  Verpflegungszuschuss  v.  1  Sgr.  8*/i  P£  dazugegeben  wurde, 
wovon  es  meist  noch  möglich  ist.  Suppe  oder  Kaffee  zum  Frühstück  mit  zu  beschaffen, 
Hirth,  Ann.  1S73,  S.  7,  88),  so  liegt  allerdings  im  Grunde  doch  nur  eine  bestimmte 
Form  der  Naturalverpflegung,  nicht  der  Geldverpflegung  vor,  wobei  nur  der  Mannschaft 
eine  directere  Mitwirkung  bei  der  Einrichtung  der  Verpflegung  —  ganz  passend  — 
gegeben  ist.  —  Zur  Naturalverpflegung  gehört  endlich  noch  die  im  Interesse  des 
Dicnsts  und  der  Mannschaft  selbst  gebotene,  auch  ökonomisch  zweckmässige  Kranken- 
pflege im  Militärlazareth. 

(4.)  Es  hängt  vom  Umfang  und  von  der  Einrichtung  der  Naturalverpflegung  und 
der  Lieferung  der  Kleidung  ab,  welche  Höhe  die  Geldlöhnung  dann  noch  er- 
reichen muss.  Mit  einer  kleinen  Löhnung  muss  sonst  im  Allgemeinen  vorlieb  ge- 
nommen werden,  wenn  die  Naturalverpflegung  ausreichend  ist.  Ganz  entbehrlich  ist 
die  Geldlöhnung  aber  niemals,  weil  sie  mindestens  die,  wenn  auch  geringen  Mittel 
für  ganz  individuelle  Bedürfnisse,  für  kleine  Nebenausgaben  u.  s.  w.  bieten  muss. 
wovon  nicht  vollständig  abgesehen  werden  kann.  Auch  kleine  Löhnungsunterschiede 
nach  den  Waffen  erscheinen  mit  Rücksicht  auf  die  durch  die  Waffe  etwas  mitbe- 
dingte Verschiedenheit  der  Lebensweise  und  der  Auslagen  für  Instandhaltung  der 
Kleidung  u.  s.  w.  berechtigt.  Der  Gemeine  in  der  Infanterie  im  deutsch.  Heere  1873 
3  Thlr.,  in  der  Linien-Cavallerie  31/,  Thlr.,  jetzt  i.  Jahre  126  u.  144  M..  Gefreite 
144  u.  162,  Unterofficiere  306  u.  324  M. 

Gesammter  Mannschaftsbedarf.  Wenn  die  Höhe  des 
Unterhaltsbedarfs,  welcher  durchschnittlich  für  einen  Mann  er- 
forderlich ist,  feststeht,  so  hängt  der  gesammte  Aufwand  für  die 
Mannschaft  ab  von  der  Stärke  des  Heers,  daher  der  Zahl 
der  zum  Dienste  Einberufenen  und  der  Länge  der 
Dienstzeit,  sowie  der  Vertheilung  der  Dienstpflichtigen  auf 
Gemeine  und  auf  die  eine  höhere  militärische  Rangstufe 
einnehraendcnPersonen (Gefreiten,  Unterofficiere,  Sergeanten. 
Feldwebel  u.  s.  w.),  da  die  letzteren  eine  etwas  höhere  Löhnung 
und  z.  Th.  auch  Verpflegung  erhalten  müssen.  Ueber  alle  diese 
Puncte  muss  unter  möglichster  Berücksichtigung  des  Finanzinter- 
esses schliesslich  doch  das  Dienstinteresse  entscheiden. 

Besonders  wichtig  auch  in  finanzieller  Beziehung  ist  die  Länge  der  Dienst- 
zeit. Bei  kürzerer  Dienstzeit  kann  mit  demselben  Aufwand  eine  grössere  Anzahl 
Personen  militärisch  ausgebildet  werden.  Bei  Beurlaubungen  wahrend  der  Dienit- 
zeit  vermindert  sich  wenigstens  ein  Theil  des  Unterhaltsbedarfs  der  Truppen,  besonder 
für  Natural-  und  Geldverpflegung,  und  wird  auch  im  volkswirtschaftlichen  Interesse 
die  für  die  militärische  Arbeit  entbehrliche  Arbeitskraft  für  andere  Arbeiten  der  Na- 
tion verfügbar.    Einige  bezügl.  Statist.  Daten  s.  u.  8.  445. 

§.  190.  —  6.  Der  Real  bedarf.  Derselbe  ist  zum  Theil 
in  der  vorausgehenden  Erörterung  Uber  den  Personalbedarf  schon 
mit  berührt  worden.  Ausser  den  grossen  Ausgaben  für  militärische 
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Kapitalanlagen  in  Festungen,  Schiffen,  Häfen,  Kasernen  and  Uber 
haapt  Bauwerken  verschiedener  Art  und  ausser  den  zur  Na- 
tural Verpflegung  der  Truppen  gehörenden  Ausgaben  kommen 
namentlich  drei  Hauptposten  des  Staatsbedarfs  auch  im  Friedens- 
znstande in  Betracht:  das  Waffen-  und  Ausrüstungswesen 
(incl.  Fahrwerke,  Trainwesen),  die  Pferde  und  das  Futter  u.  s.  w. 
(Fourrage)  für  dieselben. 

S.  Stein,  Heerwesen,  S.  244  fr. 

a)  Die  Bewaffnung  und  Ausrüstung  des  Heers  kann  im 
Allgemeinen  gegenwärtig  nur  eine  Sache  der  Militärverwal- 
tung selbst  sein. 

Die  durch  technische  Rücksichten  gebotene  genaue  G  leichniässigkeit  der 
Bewaffnung  verbietet  schon,  von  allen  anderen  Gründen  abgesehen,  die  Bewaffnung 
zur  Sache  des  einzelnen  Mannes  zu  machen,  sei  es,  dass  dieser  sie  sich,  wie  ehedem 
vielfach,  aus  eigenen  Mitteln  beschaffen  muss  oder  zu  ihrer  Anschaffung  das  Geld  vom 
Staate  erhält.  Auch  ökonomische  Rücksichten  sprechen  für  die  Beschaffung  Seitens 
der  Militärverwaltung,  welche  allein  im  Grossen  eigens  produciren  oder  an- 
laufen kann.  Welches  dieser  beiden  Systeme  der  Besorgung  des  Realbedarfs  befolgt 
werden  soll,  lässt  sich  nicht  allgemein  entscheiden.  Es  gilt  dafür  das  in  §.  169  und 
170  Gesagte.  Nur  auf  Privatfabriken  angewiesen  zu  sein,  kann  auch  im  Kriege  sehr 
theuer  kommen.  England  inusste  im  Krimmkriege  die  Tonne  gewisser  Geschosse 
Idiaphragm  shell)  f.  73  Pf  St.  kaufen,  die  es  später  zu  15  Pf.  selbst  machen  Hess 
iRau).  JedenfaUs  sind  militärische  Reparaturwerkstätten  und  solche  für  Experimente 
unentbehrlich.  Ueber  d.  preuss.  Einrichtungen  s.  Rönne.  Staatsr.  3.  Aufl.  II,  2.  S 
773  ff.  Die  Mannschaft  kann  auch  mit  der  Instandhaltung  der  WafTen  in  der 
Kegel  nicht  unmittelbar  betraut  werden.  Wohl  aber  hat  sie  die  Reinigung  der 
Waffen  zu  übernehmen  und  dafür  ist  wieder  die  Auswerfung  von  Pauschsummen  für 
den  einzelnen  Truppentheil  und  seine  kleinsten  Abtheilungen  bis  herab  zum  einzelnen 
Mann  möglich.  Für  das  sonstige  Rüstzeug  (Tornister,  Kochapparat  u.  s.  w.)  der 
Mannschaft  gilt  im  Allgemeinen  dasselbe  wie  für  die  Waffen. 

Abweichend  hiervon  kann  bei  den  Officieren  das  geldwirthschaftliche 
System  auch  in  Bezug  auf  die  Einzelbewaflhung  und  Ausrüstung  durch  Gewährung 
fester  jährlicher  Pauschsummen  für  diesen  Zweck  und  Auswerfung  von  Ausrüstungs- 
?eldern  für  den  Feldzug  allgemeiner  angenommen  werden,  was  sich  im  Ganzen  wohl 
ökonomisch  empfiehlt.  Ueber  den  Kostenponct  des  Waffen weaens  s.  o.  S.  431.  Die 
Durch schnittsdaucr  einer  Waffe  ist  schwer  festzustellen,  da  ein  Fortschritt  der 
Technik  zur  Erneuerung  der  Waffen  zwingt,  auch  wenn  die  alten  noch  lange  nicht 
abgenutzt  sind.  Die  Preise  der  Waffen  sind  mit  der  höheren  Leistungsfähigkeit,  daher 
bes.  bei  Schusswaöen.  meist  stark  gestiegen,  dsgl.  die  der  Munition. 

b)  Die  Beschaffung  der  nothwendigen  Armee-Pferde  ist 
im  Frieden  und  vollends  im  Kriege  eine  ebenso  wichtige  als 
schwierige  Aufgabe.  Im  Frieden  kann  die  Beschaffung  der 
Offic  ierpferde  wieder  dem  Officier  gegen  Pauschalentschädigung 
selbst  überlassen  werden.  Die  Mannschaftspferde  in  der  Cavalleric 
und  alle  sonstigen  Pferde  in  der  Artillerie,  dem  Train  u.  s.  w. 
müssen  wie  die  Waffen  durch  die  Militärverwaltung  selbst 
besorgt  werden.  Es  kann  dies  auf  verschiedene  Weise  geschehen 
und  in  den  verschiedenen  Staaten  sind  auch  verschiedene  Systeme 
der  Pferdebeschaffung  in  Gebrauch. 
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2.  B.  Kin.bedarf.    2.  K.  Einzelnes.    3.  A.  Militär.  §.  100. 


Mauches  inuss  sich  hier  nach  den  Landesverhältnissen ,  dein  Umfang  der  ein- 
heimischen Pferdezucht,  der  Notwendigkeit  eines  Zukaufe  aus  dem  Auslande  richten. 
Es  liegt  sehr  im  militärischen  Interesse,  dass  der  Pferdebedarf  im  Kriege  möglichst 
vollständig  und  in  genügender  Qualität  im  In  lande  beschafft  werden  kann,  um  in 
dieser  wichtigen  Beziehung  vom  Auslände  unabhängig  zu  sein.  Zu  diesem  Zwecke 
müssen  aber  schon  im  Frieden  die  erforderlichen  Massregcln,  wie  Hebung  des 
heimischen  Gestutewesens,  Bezahlung  hinlänglicher  Preise  für  die  Militärpferde, 
um  die  Zucht  vorteilhaft  zu  machen,  ergriffen  werden.  Hier  begegnet  sich, 
kreuzt  sich  aber  auch  leicht  das  militärische  und  das  volkswirtschaftliche, 
speciell  das  landwirtschaftliche  Interesse.  Die  Frage  der  Unterstützung  des  Gestute- 
wesens mit  Staatsmitteln  wird  aus  einer  agrarpolitischen  zugleich  eine  militärpolitische, 
wo  dann  in  letzterer  Rücksicht  die  Pflege  der  heimischen  Pferdezucht  auch  dann  noch 
erfolgen  darf,  wenn  die  allgemeinen  volks-  und  landwirtschaftlichen  Verhältnisse  die 
Pferdezucht  vom  Standpuncte  rationeller  Agrarpolitik  nicht  mehr  so  passend  erscheinen 
lassen.  Ueber  Pferdezucht  vom  volkswirthsch.  Standpuncte  betrachtet  s.  Bau,  Volks- 
wirthschaftspol.  §.  168  (GestüteV,  Roscher,  Nat.-Oek.  d.  Ackerbaus,  §.  178.  Ueber 
d.  preuss.  Verhältnisse  Meitzen,  Boden  Preussens,  II,  445  ff.  Der  Militär  u.  der 
Pferdeliebhaber  übersieht  loicht  die  bloss  relative  volkswirtschaftliche  Zweck- 
mässigkeit der  Pferdezucht    S.  auch  u.  §.  94.    S.  459. 

a)  Der  Ankauf  der  Militärpferde  im  Frieden  geschieht 
unter  unseren  Verhältnissen  am  Passendsten  nach  dem  im  deutschen 
Heere  bestehenden  preussischen  System  durch  militärische  Com- 
missionen  („Remonte-Ankaufs-Commissionen"),  eventuell 
unter  Mitwirkung  von  Lieferanten,  welche  die  Pferde  an  bestimmte 
Plätze  (Depots,  Assentplätze)  stellen,  und  zwar  am  Besten  so,  dass 
junge  Pferde  gekauft  und  in  sogenannte  Remontedepots  des  Staats 
zur  Fütterung  und  Wartung  Uberwiesen  werden,  um  sie  flir  den 
Armeedienst  brauchbar  zu  machen. 

Der  Zuschuss  zu  den  Kosten  der  Remontedepots  stellt  dann  neben  dem  Ankaufs- 
preis der  Pferde  den  Kostenbetrag  des  Pferdebedarfs  der  Militärverwaltung  dar.  Aus 
diesen  Depots  werden  die  Pferde  durch  militärische  Remonte-Gommandos  den  Truppen- 
teilen zugeführt.  Der  jährliche  Bedarf  an  Pferden  wird  durchschnittlich  auf  eine 
gewisse  Quote  der  ctatmässigen  Stärke  des  Pferdebestands  und  demgemäss  wird  eine 
gewisse  Durchschnittsdauer  des  Pferdes  angenommen,  wobei  sich  in  den  einzelnen 
Ländern  einige  Verschiedenheiten  herausstellen.  Bei  den  seit  längeren  Jahren  stark 
gestiegenen  Preisen  der  Pferde  ist  die  bezügliche  Ausgabe  ein  ziemlich  erheblicher 
und  immer  noch  steigender  Posten.  S.  Steiu.  Heerwesen,  S.  247,  der  aber  unter 
den  verschied.  Systemen  der  Beschaffung  der  Pferde  in  Deutschland  dio  „Requi- 
sition als  gcsetzl.  Dienstpflicht  der  Pferde"  nennt,  was  nur  im  Kriegszustand  gilt 
Ueber  Preussen:  Rönne,  Staatsr.  II,  2.  S.  772.  Jetzt  im  deutschen  Heere  (excl. 
Baiern)  (>  Remonteankaufscommissionen,  15  Remontedepots,  wo  die  Pferde  im  Alter 
von  3  bis  incl.  6  Jahr;  Durchschuittsdauer  !*  Jahre  (in  Oesterreich  12  Jahre).  Chargen- 
pferde 5  Jahre.  Die  Remontedepots  sind  Domänen,  die  landwirthsch.  benutzt  u.  für 
die  dem  Domänenfiscus  eine  Pachtrente  gezahlt  wird.  Im  Reichsetat  für  1883/84 
(excl.  Baiern)  stehen  an  Kosten  der  Remontirung  568  Mill.  M.  Die  Verwaltung  der 
(preuss.)  Remontedepots  kostet  1*52  Mill.  M.  Angekauft  werden  nur  noch  Pferde  r. 
3—5  (nicht  mehr  bis  6)  Jahre  Alter,  durchschn.  Preis  1880  655  M.  Als  Bedarf  der 
Remontirung  wird  gerechnet:  jährl.  bei  der  Cavallerie  1/i0  (minus  4  Pferde  p.  Regi- 
ment), bei  der  Artillerie  V»  der  Friedensetatstärke  an  Dienstpferden ,  so  z.  B.  in  I8S0 
incL  der  Officierchargenpferde,  worauf  die  Subaltcrnofficiere  der  Cavall.  u.  reit.  Ar- 
tillerie Anspruch  haben,  6273  Remontepferde.  Der  Abgang  durch  Tod  u.  Ausrangirung 
in  d.  Depots  selbst  wird  auf  5°/„  berechnet.  Dadurch  u.  durch  Berücksichtigung 
einiger  besonderer  Ersatz-  und  Bedarfsfälle  steigt  der  Gesamrotbedarf  auf  6719  Pferd* 
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Realbedarf.  Pferdebescliaflünir. 


—  Aeltere  Angaben  bes.  über  Bai  ern  bei  Kau,  0.  Ausg.  §.  76  Anm.  g.  —  Pferde- 
bestand der  Armee  und  Wechsel  darin  1875  s.  im  Jahrb.  d.  Stet.  d.  preuss.  Staats, 
IV.  2,  S.  344. 

ß)  Im  Kriegszustände  (bei  der  Mobilm achnug)  ist 
die  gewöhnliche  Form  des  Ankaufs  der  Pferde  zwar  nicht  ausge- 
schlossen. Sie  ist,  soweit  es  sich  um  Versorgung  mit  Pferden  aus 
dem  Auslande  handelt,  besonders  wichtig.  Aber  sie  reicht 
nicht  aus,  theils  weil  der  Bedarf  dabei  nicht  rasch  genug,  theils 
weil  er  unter  zu  ungünstigen  Bedingungen  gedeckt  würde.  Im 
Kriege  niuss  daher  anders  vorgegangen  werden,  am  Besten  so, 
dass  die  Pferdebesitzer  gesetzlich  gezwungen  sind, 
ihre  Pferde  der  Militärverwaltung  zur  Auswahl  zu 
stellen  und  sie  ihr  gegen  angemessene  Entschädigung 
abzutreten.  Die  letztere  braucht  aber  nicht  nach  Kriegs- 
preisen, sondern  darf  nach  Friedenspreisen  bemessen  werden. 

Hier  liegt  also  ein  practisch  wichtiger  und  principiell  richtiger  Kall  der  Zwangs- 
.Miteignung  vor,  welcher  durch  die  Unzureichendheit  des  privatwirthsrhaftlichen 
Systems  geboten  ist.  Der  Fall  ist  deshalb  von  allgemeinerer  Bedeutung  für  die  Fragen 
der  wirtschaftlichen  Rechtsordnung.  S.  meine  (irundlcguug  2.  Abth.  Kap.  5, 
und  mein  Keichünanzwesen  im  Jahrb.  a.  a.  0.  III,  223  über  die  neue  deutsche 
(icsetzgebung.  Ges.  über  Kriegsleistungcn  v.  13.  Juni  1873,  §.  25  ff.,  Bestimmungen, 
welche  an  die  Stelle  der  alteren  (2.  Th.  härteren)  preussischen  Vorschriften  getreten 
sind,  s.  meine  Reichshn.  S.  80.  Für  die  Pferde  wird  aus  den  bereitesten  Mitteln 
der  Kriegskasse  Ersatz  des  vollen  von  Sachverständigen  unter  Zugrundelegung  der 
Friedenspreise  endgiltig  festzustellenden  Werths  geleistet  i,§.  25t.  Ein  noues  französ. 
<ies.  v.  1.  Aug.  1874  ordnet  ebenfalls  die  Zwangsstellung  der  Pferde  im  Fall  der 
Mobilmachung  des  Heeres  an.  Jährlich  im  Jan.  findet  zu  diesem  Zweck  eine  gemeinde- 
weise Kegistrirung  aller  über  6 jähr.  Pferde  und  über  4  jähr.  Maulthierc  statt.  Diese 
Thierc  werden  jährl.  .schon  im  Frieden  untersucht  und,  wenn  militärisch  verwendbar 
gefunden,  nach  den  Kemontepreisen  des  Jahresbudgets  abgeschätzt.  Im  Kriegsfall 
»erden  dann  alle  requirirten  Keit-  und  Artilleriezugpferde,  mit  Ausnahme  der  Hengste, 
mit  25%  Zuschlag  zu  den  obigen  Taxpreisen  abgenommen.  Zahlung  mittelst  An- 
weisung auf  die  nächste  Steuererhebungsstclle.  Strenge  Strafbestimmungen.  S.  Preuss. 
Sut.  Zeitschr.  1874,  S.  345.  —  Der  Pferdebedarf  des  deutschen  Heers  ist  im 
Frieden  81,639,  im  Kriege  312,731,  wovon  242,415  bei  d.  Feldarmee;  Frankreich: 
üctive  Armee  im  Frieden  jetzt  126,544,  wovon  13,013  auf  die  Gendarmeric;  für  die 
mobile  französ.  Feldarmee  wenigstens  224,000  (offic.  Angabc  250,000).  —  Für  An- 
schaffung der  Pferde  der  mobilen  norddeutcheu  Armee  sind  im  Kriege  v.  1870/71 
22'82  Mill.  Thlr.  ausgegeben  (wovon  gleich  bei  der  Mobilmachung  1 3*37).  Der  Erlös 
für  Pferdeverkäufe  betrug  1870  u.  71  813  Mill.  Thlr.,  bes.  f.  Verkauf  französ.  Beute- 
pferde und  für  allgemeinen  Verkauf  bei  der  Abrüstung. 

c)  Futter,  Hafer  und  Heu,  ferner  Stroh  für  die  Pferde  ist 
im  F  r  i  e  d  e  n  in  der  Regel  im  Grossen  durch  die  Militär- 
verwaltung, bez.  durch  die  einzelnen  Truppenkörper  (Regimenter, 
Bataillone)  anzuschaffen,  meist  im  Wege  der  Submission. 

Passend  erhalten  die  Officiere  für  die  Dienstpferdc.  welche  sie  halten  müssen, 
feste  Fourragerationen,  also  insofern  auch  hier  naturalwirthschaftliches  System, 
da  der  Einzelne  nicht  immer  ordentlich  seinen  Bedarf  decken  kann.  Die  Pferderationen 
zerfallen  im  D.  Heere  nach  der  Waffe  und  der  Gattung  der  Pferde  in  schwöre,  mitt- 
lere nnd  leichte;  sie  betragen  in  der  Garnison  4750,  4400  u.  4000  Gr.  Hafer,  ausser- 
dem bei  jeder  Kation  2500  Gr.  Heu  u.  3500  Gr.  Stroh.    Nur  ausnahmsweise  ist  im 
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2.  B.  Fin  bedarf.    L  K.  Einzelnes.    3.  A.  Militär.  §  190. 


Frieden  (z.  B.  auf  Märschen)  für  Foorrage  ein  Lieferungszwang:  der  Gemeinden  am 
Platze.  (So  im  deutschen  Ges.  Ober  d  Naturalleistungen  für  die  bewaffnete  Macht 
im  Frieden  v.  13.  Febr.  1875,  §.  5). 

Im  Kriege  erweist  sich  dagegen  die  Beschaffung  der  Four- 
rage  im  Wege  des  freien  Ankaufs,  namentlich  da,  wo  man  sie 
gerade  bedarf,  mitunter  nicht  möglich  oder  ist  sie  nicht  rasch 
genug  und  zu  theuer  auf  diesem  Wege.  Deshalb  muss  auch  hier 
eine  gesetzliche  Pflicht  zur  Lieferung  dieser  wie  anderer 
verwandter  Artikel  (Vieh,  Brotmaterial)  fttr  gewisse  Selbstverwal- 
tungskörper, wie  Gemeinden  und  Kreise  oder  eigens  für  diesen 
Zweck  neu  zu  bildende  „Lieferungsverbände" ,  ausgesprochen 
werden.  Eine  angemessene  Entschädigung  aus  Staats- 
mitteln ist  dabei  namentlich  deshalb  geboten,  weil  nach  dem  zu- 
fälligen Aufenthalt  der  Truppenkörper  die  einzelnen  Landestheile 
gewöhnlich  in  sehr  verschiedenem  Umfange  zu  solchen  Lieferungen 
in  Anspruch  genommen  werden. 

S.  das  deutsche  Ges.  Uber  Kriegsleistungen  r.  13.  Juni  1873,  bes.  §.  16  ff. 
Entschädigung  für  Fourrage  u.  and.  sogen.  „Landlieferungen"  ausser  Vieh  nach  dem 
lOjähr.  Durchschnittspreis  des  Hauptmarktorts  des  Lieferungsverbands,  unter  Ausschluss 
des  theoersten  und  wohlfeilsten  Jahrs.   S.  mein  Reichsfinanzwesen  S.  220—226. 

Die  Höhe  des  G es ammtauf wand s  für  den  Realbedarf 
des  Heeres  im  Friedenszustande  richtet  sich  einmal  nach  den- 
selben Umständen,  welche  die  Höhe  des  Aufwands  für  den  Per- 
sonalbedarf bestimmen;  sodann  nach  den  technischen  An- 
forderungen, welche  an  das  System  der  Angriff«-  und 
Verteidigungswaffen  und  der  damit  in  Verbindung  stehenden 
militärischen  (und  maritimen)  Einrichtungen  und  Anstalten  zu 
stellen  sind. 

Ist  das  Material  des  Heers  und  der  Flotte  einmal  in  technisch  genügendem  Zu- 
stande Yorhandeu,  so  handelt  es  sich,  was  die  laufende  Ausgabe  anlangt,  nur  um  den 
verhältnissmassig  kleineren  Aufwand  für  die  regelmässige  Ergänzung  und  Instandhaltung 
des  Materials.  Aber  es  ist  in  ökonomischer  und  finanzieller  Hinsicht  nicht  zu  über- 
sehen, dass  dieses  Material  eine  „staatswirthschaftliche  Kapitalanlage"  darstellt,  deren 
Verzinsung  und  Amortisation  eigentlich  zu  dem  Militäraufwand,  bez.  zu  dem 
Aufwand  für  den  Realbedarf,  geschlagen  werden  müsste,  um  die  wahre  Höhe  und 
Last  der  Militärausgabe  zu  erkennen.  Da  nach  der  Finanzlage,  nach  politischen  Um- 
ständen und  nach  anderen  zufälligen  Einflüssen  in  den  einzelnen  Staaten  gerade  auch 
der  Aufwand  für  das  militärische  und  maritime  stehende  Material  in  verschiedener 
Weise  und  zu  verschiedener  Zeit  bestritten  wird  —  bald  durch  einmalige  grosse  Ver- 
wendungen aus  Kriegscontributionen ,  wie  nach  1 815  und  nach  1871  in  Deutschland, 
oder  aus  verzinslichen  Anleihen,  bald  durch  allmählige  Verwendungen  in  einer  Keihc 
von  Jahresetats  —  so  ergiebt  sich,  dass  man  die  Ausgabe  für  den  gesammten  Real- 
bedarf und  daher  auch  für  den  ganzen  militärischen  Bedarf  in  verschiedenen  Staaten 
schwer  unmittelbar  vergleichen  kann. 

Eine  genauere  tinanzstatistische  Vergleichung  der  einzelnen  Hauptposten 
des  Heeresaufwands  verschiedener  Staaten  oder  eines  Staats  in  verschiedenen  Zeiten 
leidet  ausser  an  der  ebengenannten  noch  an  der  weiteren  Schwierigkeit  der  doch  immer 
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verschiedenen  Organisation  des  Heeres  and  der  verschiedenen 
Methode  der  Etatisirnng  des  Finanzbedarfs  für  das  Heer  (und  die  Flotte). 

Vgl.  ältere  Angaben  Uber  die  Bestandtheile  der  inilit.  Ausgaben  bei  Rau, 
§.  73  Anm,  a  in  der  5.  u.  (neuere)  in  d.  6.  Ausg.  Auch  Stein,  Heerwes.  S.  232 
Tabelle  nach  der  „Vergleich.  Darstell,  d.  Wehrverhaltnisse").  Einen  Einblick  in  die 
relative  Bedeutung  der  einzelnen  Hauptposten  giebt  folgende  Uebersicht  aus  dem  Etat 
des  deutschen  Heeres  (excl.  Baiern)  für  1884/85,  des  öste rr.-ungar.  für  1S77 
und  des  französ.  für  1 8S 1 .  Eine  unmittelbare  Vergleichen  <r  auch  dieser  drei  Etats 
ist  bei  der  Verschiedenheit  der  Etatisirung  nicht  für  alle  Posten  durchführbar.  Aber 
richtige  Anhaltspuncte  für  die  Vergleichung  bieten  sich  gleichwohl. 
Deutsches  Heer  (ohne 


Baiern).  Fortdauernde  Ausg. 

in  Hill.  M.  (Etatskapitel) 
Kriegsministerium  .  .  190 
MiJitar-Kassenwesen  .  0*27 
Militärintendanturen  .  1*73 
Milit&rgeistlichkeit  .  0  64 
Militärjustizverwalt.  .  068 
Höh.  Truppenbefehls- 
haber  2'52 

Gouvern..  Command.  u. 

Platz-Majore  .  .  .  0*64 
Adjut..  Offic.  u.  Offic. 

in  bes.  Stellungen    .  0*97 
(ieneralstab  und  Ver- 
messungswesen    .    .  1*62 

Ingenieurcorps  .    .    .  1*59 

(ieldrerpfleg.  d.  Trupp  98*02 


Natu ral Verpflegung  .    .  78  22 

Bekleidung  u.  Ausrüst.  22  41 
Garnisonverwaltung  u. 

Servis   33*45 

Garnis  bauwesen     .    .  0*33 
Reisekost.,  Tagegelder, 
Vorspann-  u.  Transp.- 

kosten  


Wohnnngsgeld  .    .  . 

Militärmedicinalwesen 
Traindepots,  Feldger.  . 
Verpfleg,  d.  Ersatz-  u. 

Reservemannschaften 
Ankauf  d.  Remonten  . 
Remondedepots  .    .  . 
Militirerziehungs-  und 

Bildungswesen  .  .  . 
Militärgefangnisswes.  . 
Artiii.-  u.  Waffenwes. 
Techn.  Instit  d.  Artiii. 
Bau-  u.  Unterhaltung  d. 

Festangen  . 

Gew.  Unterstütz.  .  . 
Müitärwittwenkasse  . 


541 
729 

602 

0-  48 

267 
568 

1-  52 

4*81 
0-91 
1274 
0-57 

2-  75 
008 
0-86 


Diverses 


Oesterr.- 
Ordin. 


Ungar.  Heer. 
MM.  fl. 


Centrallcitung    .    .  047 

Territ.-  u.  Localbeh.  0  4 3 

Intend.  u.  Controle  .  0  84 

Militärseelsorge  .    .  01 5 

Militärjustizverwalt.  0*27 
Höh  Commandant. 

u.  Stäbe  ....  1-59 


Techn  u  administr. 

Militäreomite  .  . 
Mil.-geogr.  Institut . 
Truppenkörper,  allg. 

Auslagen  .... 

|  Mannsch.  Kost .  . 
\  Naturalverpflegung 

Montur  u.  Betten  . 
Unterkunftsauslagen 
Unteroff .-Dienstpräin. 


018 

0-35 

22  08 

1201 
1609 

834 
4  47 
1  90 


Verpfleg-,  Betten-, 
Monturmagazin 
Militärsanitätswesen 
Fuhrwcs.  mat.  dep.  . 


Remontirung  .    .  . 

Militärbildungsanst. 

Militärstrafanst.  .  . 
Techn.  Artillerie  . 
Pionierzeugmater.  . 

Genie- u.Mil.  Baudir. 


070 
3- 10 
0  11 


143 


006 
2-70 
OOS 

212 


Versorgungswesen  .  10*00 


0  10  Verschiedenes 


0-29 


Französ.  Heer. 
MM.  Fr. 

Min  ,  Centralverwalt.  3*27 


Militärjustiz 


098 


Generalstab  .  .  .  23  91 
Dep.  gen.  d.  1.  guerre  0*49 


Sold  etc. 

Lebensmittel 
Licht,  Heizung 
Fourrage  .  . 
Bekleidung  . 
Militärbetteu 
Marschdienst 


191*26 

99*26 
408 
71*65 
39*49 
6*40 
H*48 


Allg.  Transporte  . 
Hospitäler     .    .  . 

Recrutir.-Reserven  . 
Remonte  u.  Geschirr 


1*07  Militärschulen 


Feldcquip. 
Salp.fabr. 
Aemter  d. 


Artiii.  u. 
Pulv.  u. 
Etabl.  u. 

G6nie  

Unterstützungen  . 
Subventionen  .  . 
Kriegsinvaliden  .  , 
Nicht- Activ.sold  etc 
Geheime  Ausgabe 


3*66 
12  25 

■ 

0*86 
1518 

3*80 

16*85 
5*27 

1513 
311 
1*33 
0  82 
1*28 
0*30 


Summa  296*92 


80*77        ohne  Gendarm )   530  10 
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2.  R.  Fin.bcdarf.    2.  K.  Einzelnes.    3.  A.  Militär.  §.191,  192. 


Deutsches  Heer  (ohn. 
Haiern).   Fortdauernde  Aussr. 

iin  HUI.  M.  lEtatskapiteri 
Dazu  kommt  noch: 
Allgem.  Pensionsfonds 

d.  Reichshecres  .  .  191!» 
Reichsinvalidenf.  f.  d. 

Heer  2297 


Oesterr.-Fn  «rar.  Herr. 
Ordin.    Mill.  fl. 


l-ranzös.  Heer. 
MilL  Fr. 


Militpens.     .    .    .  75*00 


6051« 


Snmma    3390b  «077 
Ohne  die  einmaligen  und  ausserordentlichen  Ausgaben. 

Die  Ausgaben  im  Ordinarium  für  die  Flotte  sind  die  folgenden,  in  denselben 
Jahren. 


Deutsche  Flotte. 
Mill.  M. 

Admiralität  ....  0.49 

Hydrogr.  Rur.  .    .    .  014 

Seewartc   022 

Stationsintendantur.    .  O'IS 

Hechtspflege  ....  0*03 

Seelsorgc   0  04 

Militarpersonal  .    .    .  5*65 

Indiensthalt.  d.  Schiffe  2  92 

Naturalverpflegung .    .  2*25 

Rekleidung    .    .    .    .  011 

Servis,  (iarnisonverw.  .  0  71 

Wohnungsgeld  .    .    .  0*51 

Krankenpflege    .    .    .  0  52 

Reise-  etc.  Kosten .    .  0  31 

Unterricht  .  .  .  .  0.12 
Werftbetrieb.    .    .  .1015 

Artillerie   1*93 

Torpedowesen    .    .    .  0*37 

Lootsen,  Retonn.  etc.  .  0'19 

Diverses   007 


Oesterr.  Flotte. 
Mill.  fl. 

(iagen  

Löhnung.,  Rekleid.- 
Mass.-tielder    .  . 
Dienst  zu  Lande  . 

Hydrogr.  Anst  .  . 

And.  Anstalten  .  . 

Instandhalt  ,  Ersatz. 
Retrieb  d.  Flotten- 
materials .... 

Artillerie,  Seemin., 

And.  Auslag.     .  . 

Versorgungsauslug.  . 

Marinespitäler    .  . 

Summa 


109 

1  04 

0  40 

1  22 
003 
0-14 


3- 17 
022 
0.21 
023 
011 


S  13 


Summa 

Invalidenpens.    .    .  . 

-  aus  Reichsinval.- 
Fonds   


2691 
051 

002 
2744 


Französ.  Flotte. 
Mill.  Fr. 
Minist,  u.  Centr.    .  1*34 
Karten,  Pläne    .    .  0*52 
Generalstah,  Person. 

z.  See  ....  42  tiT 
Truppen  z.  See  .  .  13-9r> 
Seeintendanz  .  .  .  WS 
Person,  z.  Lande  .  .VIT 
Lebensmittel  .  .  .  20  *2 
Spitäler  ....  5*Sü 
Arbeitslöhne  im 

Schiffbau  .  .  .  22  37 
Schiirsbauten,  Mater.  42!>7 
Artiii.  u.  Pulv.  .  .  4  00 
Hydraul.  Arbeiten  u. 

Civ.-Rauten  .  .  . 
Rechtspflege  .  .  . 
Allg.  Druckkost.  etc. 
Reisekost  etc.  .  . 
Versch.  Ausg.    .  . 

Summa 
Invalidenkasse  .  . 


Die 

kassc 

und 


5-ss 

0-2:; 
0-62 
327 
0*75 

I6S  W 
2567 

französ.  Seeinvaliden- 
fungirt  für  dieKriegs- 
die  Handelsmarine. 


Eine  genauere  Vcrgleirhung  ist  hier  noch  weniger  möglich  als  beim  Heere. 

IV.  —  §.  191.  Eigene  Einnahmen  der  Militärver- 
waltung.   Solche  kommen  regelmässig  vor. 

Es  gehören  dahin  die  oft  nicht  unerheblichen  Einnahmen  für  Veräusserunp 
alter  abgängiger  Waffen,  Pferde,  Materialien  u.  s.  w.,  bedeutendere  Posten  Dach 
Kriegen,  bei  grösseren  Reformen  im  Waffenmaterial  u.  s.  w.  Auch  gewisse  Gebühren 
für  die  Renutzung  von  Militärinstituten  und  Taxen  (bei  Urlaub,  beim  Avancement  u.  s.w. 
Strafgelder,  Miethen,  der  Erlös  von  Verkaufsgegenständen  militärischer  Anstalten  [v  fi 
Karten)  u.  A.  m.  In  Oesterreich  ist  das  Pulver-  und  Salpetergefäll  der  Heeres- 
verwaltung unterstellt  Resondere  Fonds  (für  Invaliden,  Stellvertreter  u.  A.  ml 
gebeu  ihre  Erträgnisse  der  Militärverwaltung. 

Es  ist  zwar  nicht  nothwendig,  aber  es  kann  zweckmässig  sein,  diese  Einnahme 
als  eigene  Einnahmen  der  Militärverwaltung  zu  behandeln  und  sie  im  Etat  gleich 
von  den  Ausgaben  dieser  Verwaltung  abzusetzen.  Jedenfalls  müssen  sie  aber  »1> 
wirkliche  Staatseinnahmen  angesehen  und  verrechnet  werden. 

Im  österr.- ungar.  Etat  f.  1877  erscheinen  4'53  Mill.  fl.  eigene  Einn.  i. 
Heeresverwaltung,  wovon  kommen:  auf  d.  Pulver-  u.  Salpeter-Gefäll  1*4,  verschieden-' 
Taxen  0-238.  Interessen  v.  Fonds  1*53  Mill.,  der  Rest  meist  Erlös  v.  Veräusserunfr^. 
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Mieth-,  Pachtzins  u.  s.  w.  (1S92  im  Ganzen  2*61  MilL  fl.).  Auch  die  Marine  hat 
84,000  fl.  eig.  Einnahme.  —  Im  Deutschen  Reichsetat  f.  lbS4/85  finden  sich  an 
Einn.  der  Verwaltung  des  Reichsheers  5*38  Mill.  M.,  der  Marine  0*43  MilL  M.,  ausser 
den  Zinsen  u.  Kapitalzuschussen  des  Reichsiuralidenfonds  (28*67)  u.  Reichsfestungs- 
baufonds  (11*47),  letztere  meist  für  die  ausserord.  Bauten.  S.  auch  Hirth's  Ann. 
1873,  S.  !»0.  —  In  Frankreich  haben  die  Dotationskasse  der  Armee  u.  die  Invaliden- 
kasse der  Marine  eigene  Einnahmen  aus  eigenem  Vermögen,  aus  Taxen,  Abzügen  an 
der  Gage,  besond.  aber  aus  Staatssubventionen. 

V.  —  §.  192.  Die  Kriegskosten  selbst  lassen  sich  unter- 
scheiden in  die  eigentlichen,  welche  unmittelbar  die  Finanz- 
verwaltung treffen  und  die  mittelbaren,  welche  die  sonstigen 
Lasten  des  Kriegs  für  die  Volkswirtschaft  begreifen. 

A.  Die  eigentlichen  Kriegskosten  setzen  sich  im  Wesentlichen 
aus  folgenden  3  oder  4  grossen  Posten  zusammen. 

Belege  für  das  Folgende  aus  den  finanzstatistischen  Daten  neuerer  Kriegs- 
fuhrung  werden  unten  im  Zusammenhang  gegeben.  Die  Berechnungen  v.  (iallina 
u.  nach  ihm  v.  Stein,  Heerwesen  S.  231,  scheineu  mir  zu  übersehen,  wie  sehr  das 
Verhältniss  des  Kriegs-  zum  Friedensbudget  von  der  Heeresverfassung  abhängt.  Vgl. 
auch  §.  183,  S.  425. 

1.  Die  Kosten  der  Mobilmachung  und  der  Aufstellung 
des  Heers  in  kriegsbereitem  Zustande  auf  dem  Kriegsschauplatz. 

Der  Umfang  dieser  Kost»n  hängt  namentlich  von  dem  Verhältniss  der 
Friedens-  zur  Kriegs>tärke  des  Heeres  ab.  Je  mehr  die  letztere  die  erstere 
übertrifft,  desto  höher  belaufen  sich  nothwendig  die  „einmaligen  Ausgaben  für  die 
Mobilmachung."  Die  Anschaffung  der  Pferde  pflegt  der  stärkste  einzelne  Posten 
zu  sein.  Je  narh  dem  Stande  der  Vorräthe  von  Waffen.  Munition,  Fcldgeräth, 
Kleidung  u.  s.  w.  sind  die  Kosten  der  Mobilmachung  und  Ausrüstung  natürlich  auch 
verschieden ;  ebenso  je  nach  der  Lage  des  Kriegsschauplatzes,  der  Grösse  des  eigenen 
Staatsgebiets  und  dem  Zustande  der  Communicationsmittel,  wonach  die  Auslagen  für 
den  Transport  des  Heers  und  seines  Geräthes  sowie  der  Gegenstände  seines  Ver- 
pflegungsbedarfs verschieden  ausfallen.  Gemeingiltige  Regeln  über  die  Höhe  der 
Kosten  und  ihr  Verhältniss  zum  Friedensetat  lassen  sich  daher  nur  annähernd  geben. 
In  finanzieller  Beziehung  steht  nur  der  Satz  fest,  dass  die  für  eine  Mobilmachung 
des  ganzen  Heeres  unbedingt  notwendigen  einmaligen  Auslagen  unter  allen 
Umständen  müssen  gemacht  werden  können,  auch  unabhängig  von  der  jeweiligen 
Lage  des  Staatscredits  und  des  Geldmarkts.  Diese  Sicherheit  giebt  allein  vollständig 
der  Kriegsschatz,  der  daher  wenigstens  bei  gewissen  Heersystemen  eine  noth- 
wendige  Fi  nanzein  richtu  ng  ist  (§.  75).  Bei  den  Festungen  gehören  die  Kosten 
der  Armirung  und  Proviantirung.  bei  der  Flotte  diejenigen  der  vollständigen  Aus- 
rüstung und  Indienststellung  der  Schiffe  zu  diesem  ersten  Hauptposten  der 
«'i^entlichen  Kriegsausgaben. 

2.  Die  Kosten  der  Kriegs  fuhrung  selbst,  welche  über 
den  gewöhnlichen  Friedensetat  hinaus  —  der  daneben 
bestehen  bleibt  —  zu  machen  sind. 

Sie  hängen  von  der  Stärke  des  Heeres,  der  Dauer  des  Kriegs,  bez.  der  Kriegs- 
bereitschaft, den  vorkommenden  Verlusten  an  Material  aller  Art  (Waffen,  Kleidung, 
<ieräth  u.  s.  w.),  welches  sofort  wieder  ersetzt  und  ergänzt  werden  muss.  vom 
nothwendigen  Umfang  des  Lazarethwesens,  vom  Nachschub  der  Truppen  zur  Ergänzung 
und  Vermehrung  des  Heers  aus  der  Heimath  zum  Kriegsschauplatz  u.  A.  m.  ab.  Die 
einzelnen  wichtigsten  Posten  sind  die  Auslagen  für  die  Naturalvcrpflegung  der 
Truppen,  für  die  Gehälter  und  Löhnungen,  für  die  Ergänzung  der  Waffen 
und  Munition  und  Bekleidung,  wozu  dann  noch  je  nachdem  grössere  Summen 
für  Transporte  und  für  Lazarethe  und  Krankenpflege  kommeu. 
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2.  B.  Fin.bedarf.    2.  K.  Einzelne.    Ä.  A.  Militär.  §.  191. 


a)  Die  Gage  und  Ltthnung  ist  im  Kriege  vielfach  zu  er- 
höhen wegen  der  theureren  Preise,  der  stärkeren  Abnutzung  der 
Sachen. 

b)  Die  Naturalverpflegung  muss  nothwendig  viel  um 
fangreicher  und  gewöhnlich  auch  viel  kostspieliger  als  im 
Frieden  werden. 

Denn  sie  wird  im  heimischen  wie  im  Feindeslande  im  Interesse  der  Truppen 
wie  des  kriegerischen  Zwecks  vielfach  auch  da  eintreten,  wo  im  Frieden  die  Geld- 
vrpflegung  ausreicht,  z.  B.  bei  den  Officieren.  Die  Kosten  steigen,  weil  der  Kri^jr 
überhaupt  die  Preise  der  Artikel  des  Militärbedarfs  empor  treibt,  weil  gewöhnlich 
hohe  Transportkosten  hinzukommen  und  weil  im  eigenen  Lande  die  naturalen 
L  a  n  d  1  i  e  f  e  r  u  n  g  e  n  der  Nachbarschaft  zu  drückend,  im  Feindeslande  die  R  e  q  u  i  s  i  t  i  o  n  e  ■ 
zu  lastig,  zu  gehässig  werden,  die  Disciplin  dabei  leicht  leidet  und  doch  die  Ver- 
sorgung nicht  hinlänglich  sicher  gestellt  wird.  Daher  bleibt  soweit  als  möglich  di<- 
Verpflegung  des  Heeres  auf  eigene  Kosten  im  Gange,  mittelst  eines  um 
fassenden  Systems  von  Lieferungen  (durch  kaufmännische  Lieferanten),  Feld  maga- 
zinen, Bäckereien,  Fabriken  von  transportfähigen ,  dauerhaften  Nahrungs- 
mitteln u.  s.  w.  So  sind  auch  im  letzten  franz.  Kriege  die  Requisitionen  des 
deutschen  Heeres  immer  untergeordnet  geblieben. 

Ein  besonderer,  unter  Umständen  nicht  unerheblicher  Ausgabeposten  während 
des  Kriegszustandes  kann  die  Unterhaltung  der  Kriegsgefangenen  sein.  Z.  B.  sind 
auf  Rechnung  des  Nordd.  Bundes  für  IS70 — 71  an  Kosten  für  kriegsgefangen** 
Franzosen  21  "63  Mill.  Thlr.  liquidirt,  ohne  die  Ausgabe  f.  die  Verpflegung  d.  Ge- 
fangenen auf  franz.  Gebiete. 

Ueber  die  Sicherung  der  Beschaff enheit  der  Finanzmittel  zur  Kriegs- 
führung selbst  ist  oben  in  §.  74  ff.  schon  gehandelt  worden.  Da  die  Benutzung  des 
Staatscredits  nicht  unbedingt  diese  Sicherung  bietet  oder  unter  Umständen  unverhältniss 
massig  kostspielig  ist,  muss  einmal  die  gesetzliche  Verpflichtung  zu  Naturalleistungen 
der  Sclbstverwaltungskörper  (Gemeinden,  Kreise,  Lieferungsverbände),  bestehen, 
sodann  ein  System  von  Extra-Steuern  (bez.  Zwangsanleihen)  eingerichtet  sein. 

3.  Nach  beendigtem  Kriege  handelt  es  sich  zunächst 

a)  um  die  Kosten  der  Abrüstung. 

So  Rücktransport  der  Truppen,  Zahlung  gewisser  Abfindungen,  Dcsarmirung  der 
Festungen,  Ausserdienststellung  der  Schiffe  u.  s.  w. 

b)  Sodann:  Ersatz  oder  Ergänzung  des  verlorenen 
oder  unbrauchbar  gewordenen  und  Verbesserung  des 
durch  die  Kriegserfahrung  als  ungenügend  erwiesenen 
Kriegsmaterials  aller  Art:  Waffen,  Kleidung,  Heergeräthe  u.s.w., 
Reparatur  und  Umbau  der  Schiffe,  Festungen:  das  sogen.  Retab 
lissement  und  Verwandtes. 

In  finanzieller  Hinsicht  ist  zu  beachten,  dass  die  bezüglichen  Auslagen,  ob- 
wohl ihrer  Natur  nach  eine  staatswirthschaftliche  Kapitalanlage,  doch  möglichst 
rasch,  soweit  es  das  sachliche  Interesse  zulässt,  zu  machen  sind,  also  nicht,  wie  im 
Frieden  mitunter,  auf  längere  Perioden  rerthcilt  werden  dürfen,  weil  das  Heer  mög- 
lichst sofort  wieder  in  jeder  Hinsicht  leistungsfähig  gemacht  werden  muss.  um 
seinem  Zwecke  der  grossen  Präventiv-  und  Repressivanstalt  zu  entsprechen.  Ferner 
ist  es  auch  für  die  finanzielle  Auffassung  wichtig,  dass  in  der  That  nicht  nai 
Ersatz  und  Ergänzung,  sondern  zugleich  Verbesserung  des  Kriegsmaterials  noth- 
wendig ist  und  daher  die  bezüglichen  Kosten  zu  den  mit  dem  Kriege  in  Yerbinduue 
stehenden  gehören.  Denn  der  Krieg  ist  der  letzte  Prüfstein  wie  für  den  Werth  oVi 
Militärorganisation,  so  für  denjenigen  des  Kriegsmaterials.  Daher  z.  B.  nach  deu. 
letzten  Kriege  in  Deutschlud  die  Neubewaffnung  der  Armee  mit  verbesserten 
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'iewehren.  Bei  der  Institutioa  des  Kriegsschatzes  gehört  auch  dessen  Wieder- 
au füll  ang  anter  diesen  Theil  der  Kosten. 

c)  Endlich:  Kosten  der  Wiedergutmachung  der  überhaupt 
ersetzbaren  Schäden  in  Folge  des  Kriegs.  Hierin  gehören 
namentlich  : 

<*)  Die  Pensionen  der  durch  den  Krieg  invalide  gewor- 
denen Militärpersonen,  nebst  den  Wittwen-  und  Waisenpensionen 
fllr  die  Hinterbliebenen  der  verstorbenen  Militärpersonen. 

Ein  Posten,  welcher  natürlich  zunächst  von  der  Grösse  der  Verloste  abhängt  — 
worauf  neben  der  Grösse  des  Heers  und  der  Dauer  des  Kriegs  auch  das  Waffen- 
system von  Einiluss  ist,  sowohl  was  die  Zahl  der  Gebliebenen  und  Verwundeten, 
aU  die  Art  der  Wunden  und,  davon  abhängig,  die  Grade  der  Inralididät  anlangt. 
—  Die  Höhe  der  einzelnen  Pension  wird  von  der  Finanzlage  mit  bedingt  sein, 
aber  knappe  Pension  ist  gegenüber  einer  wahren  Ehrenschuld  der  Nation  am  Wu- 
nigsten augebracht  und  auch  nicht  richtig,  weil  entmuthigend  für  die  individuelle 
Leistung. 

ß)  Entschädigung  derjenigen  Landestheile  und  einzelner 
Staatsbürger,  welche  durch  den  Krieg  besondere  materielle 
Verluste  erlitten  haben. 

So  die  Bewohner  des  Kriegsschauplatzes  oder  seiner  Nachbarschaft,  die  vom 
Feinde  Geschädigten  (Plünderuug,  Requisition  des  Feindes,  Vertreibung  aus  dem 
Feindeslande,  Wegnahme  von  Handelsschiffen  bei  dem  noch  geltenden  Zustande  des 
Völkerrechts  u.  s.  w.),  die  aus  ihrem  Erwerbsberuf  heraus  gerissenen  Angehörigen 
<les  Heers  (Reservisten,  Landwehrleute)  u  a.  m.  Da  es  sich  hier  immer  um  Opfer 
handelt,  welche  durch  den  Krieg  veranlasst  sind  und  vom  Einzelnen  für  die  Ge- 
-ainmtheit  getragen  werden,  sich  aber  sehr  ungleich  auf  die  Einzelnen  verthcilen, 
ist  eine  Entschädigung  im  Princip  geboten.  Ihre  Höhe  wird  mit  Rücksicht  auf  die 
Finanzlage  bemessen  werden:  volle  Entschädigung  ist  aber  jedenfalls  zu  erstrebeu. 
Die  französischen  5  Milliarden  haben  es  dem  Deutschen  Reiche  möglich  gemacht,  in 
allen  diesen  Beziehungen  das  Erforderliche  reichlich  zu  leisten. 

y)  Ersatz  der  Kriegsleistungen,  welche  Landestheile 
oder  Einzelne  nach  gesetzlicher  Vorschrift  in  Arbeits-,  Spann- 
Diensten,  Transportleistung,  Quartiergewähr,  Naturallieferungen  u.s.w. 
dem  heimischen  Heere  machen  mussten. 

Auch  hier  ist  möglichst  voller  Ersatz  geboten,  weil  diese  Leistungen  immer 
mehr  oder  weniger  ungleich,  in  der  Regel  schon  wegen  der  geographischen  Lage  des 
Kriegschauplatzes  und  der  Marschrouten  sehr  ungleich  die  einzelnen  Theile  des 
Maatsgebiets  und  die  verschiedenen  Classen  und  Individuen  der  Bevölkerung  belasten. 
Es  gelten  hier  die  Grundsätze  für  die  gleich mässige  Vertheilung  der  Steuerlast 
<Fii>.  II,  §.  346—429). 

Ob  und  in  wie  weit  für  alle  diese  nach  beendigtem  Kriege 
notwendigen  Ausgaben  ausserordentliche  Mittel  wie  nament- 
lich Kriegscontributionen  zu  Gebote  stehen,  hängt  natürlich 
vom  Ausgang  des  Kriegs  und  von  der  Höhe  solcher  Contribu- 
tionen  ab.  Sind  solche  Einnahmen  vorhanden,  so  werden  sie  in 
erster  Linie  zur  Deckung  der  Kosten  der  Kriegsflihrung  und  zur 
Deckung  dieser  weiteren  Kosten  nach  beendigtem  Kriege  dienen. 
Doch  muss  dabei  im  volkswirtschaftlichen  Interesse  Vorsicht 

A.  Wapnur.  FinanzwUsonw-haft.   I.  3.  Aull.  29 
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in  Betreff  der  raschen  Einziehung  grosser  baarer  Geld 
8uniraen  aus  der  Fremde  und  in  Betreif  der  raschen  Ab 
Zahlung  etwaiger  Kriegsanleihen  angewandt  werden. 

Für  die  wissenschaftliche  Behandlung  aller  solchen  Fragen  liegen  jetzt  wie  In 
einem  grossartigen  Experiment  die  Erfahrungstatsachen  in  den  Einwirkungen  der 
französischen  Kriegscontribution  v.  1871  auf  Frankreich  und  Deutschland  vor.  Siehe 
darüber:  Bamberger,  die  5  Milliarden,  1873  (aus  den  Preuss.  Jahrb.  B.  31). 
Sötbeer  desgl.  Berl.  1874.  mein  Reichsfinanzwesen  im  Jahrb.  d.  D.  Reichs,  III. 
S.  85— 165,  bes.  228-252,  dsgl.  mein  bezügL  Aufs,  in  Hildcbr.  Jahrb.  XXII.  (1*74 
S.  378  11'.,  Wolowski,  r«'sult  »'conom.  du  payem.  de  la  contribut  de  guerre  etc.. 
Par.  1874  (aus  J.  d.  Econ.  Dec.  1874),  L.  Say,  rapport  sur  le  payem.  de  la  con- 
tribution  etc.,  Paris  1874;  Ferraris,  indemnita  di  guerra  etc.,  Nuova  Antolopia 
Febr.  1873. 

Fehlen  solche  Contributionen ,  so  sind  die  bezüglichen  Ans 
gaben  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  der  Deckung  des  Finanz- 
bedarfs zu  regeln,  also  eventuell  auch  durch  Anleihen  zu  decken, 
aber  immerhin  bei  der  zweifelhaften  Dauer  der  durch  die  Kriegs 
ausgaben  hervorgerufenen  Wirkungen  upd  in  dem  Falle,  das«  es 
sich  um  Anleihen  aus  bereits  angelegten  heimischen  Kapitalien 
(§.  G5—  73)  handelt,  wenigstens  theilweise  mit  durch  erhöbete  oder 
neue  Steuern. 

4.  Ein  letzter  Posten  der  Kriegsausgaben  ist  endlich  eventuell 
die  vom  Besiegten  dem  Sieger  zu  zahlende  Kriegscontri- 
bution („Kriegskostenentschädigung"). 

Eine  rasche  Zahlung  derselben  wird  in  der  Regel  schon  im  Friedcnsvertraey 
bedungen  und  liegt  gewöhnlich  im  Interesse  des  Besiegten  eben  so  sehr  oder  no<h 
mehr  als  in  demjenigen  des  Siegers,  weil  von  ihrer  Entrichtung  die  Befreiung  d— 
eigenen  Gebiets  von  feindlicher  Besetzung  und  die  Wiedererlangung  der  politischen 
Unabhängigkeit  abzuhängen  piiegt.  Der  Druck,  der  auf  den  besetzten  Landesthcilcn 
liegt,  trifft  die  einzelnen  Staatsburger  sehr  ungleich ,  was  auch  die  möglichst  rasch'- 
Abwicklung  erwünscht  macht.  Es  nöthigen  diese  Verhältnisse  meistens  zur  Aufnahm 
von  Anleihen  und  nach  der  Natur  der  betreifenden  Ausgabe  sind  dieselben  auch  ge- 
rechtfertigt. Doch  empfiehlt  sich  auch  hier  ein  Ruckgreifen  mit  auf  Steuern,  dooü- 
ders  solche,  welche  die  wohlhabenderen  Classen  stärker  zur  Tragung  dieses  Opfer* 
mit  heran  ziehen. 

Die  „Kriegskostenentschädigungen"  an  Prcussen  betrugen  nach  d.  Friedens- 
verträgen 1860  55*73  Mill.  Thlr.,  wovon  von  Oesterreich  20,  Baiern  17*10  (genau 
30  Mill.  fl.),  Sachsen  8*87,  Wttrtemberg  4  36  (genau  8  Mill.  fl.),  Baden  3  40  (6  Mill  fl  ). 
Hessen  1*70  Mill.  Thlr.  (3  Mill.  fl.),  Reuss  ä.  L.  100,000  Thlr.  Ausserdem  an  Krieg>- 
contribut,  Kriegsbeute  u.  dgl.  4*77  Mill.  Thlr..  wovon  3  284  Mill.  Thlr.  Kriegscon- 
tribution der  Stadt  Frankfurt  a.  M. ,  1*29  Mill.  Thlr.  Zahlungen  des  sächs.  Finanz- 
ministers  an  die  preuss.  Civilverwalt.  während  d.  Occup.-Zcit,  339,000  Thlr.  bannor. 
Feldkriegskasse  u.  a.  m.  S.  Jahrb.  d.  preuss.  Statistik  III,  463.  —  Die  französ. 
Kriegskostenentschädigung  an  das  Deutsche  Reich  war  nach  Abzug  der  Healisatioii^- 
kosten.  aber  inbegriffen  die  von  Frankreich  f.  die  Reste  seit  dem  Frieden  zu  zahlenden 
Zinsen,  nach  deutscher  Rechnung  5,301,145,078  Ft.  —  4,240,672,893  Mark  (na«-L 
franz.  Rechn.  5,302,065.000  Fr.),  die  Pariser  Contrib.  (200  Mill.  Fr.)  100  52  MilL  M- 
der  Uebcrschuss  (über  d.  Verwaltungskosten)  der  in  Frankreich  erhobenen  Steuern  n 
nicht  unmittelbar  verwend.  örtl.  Contribut.  52*8  Mill.  M.  (in  d.  franz.  Rechn.  findet 
sich  als  „Wiedererstattung  d.  v.  Deutsch!,  erhobenen  Steuern"  61*70  Mill.  Fr.i.  Ii 
Summa  daher  die  deutsche  Baareinnahme  aus  Frankreich  4453*99  Mill  M.  Die  Unter- 
haltung der  deutschen  Truppen  auf  französische  Rechnung  während  der  Occupatio 
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nach  dem  Fricdensschluss  berechnet  Frankreich  auf  323*64  Mill.  Fr.  S.  Preuss.  stat. 
Jahrb.  IV,  2.  Abth.,  S.  240,  mein  Reichsfinanzwes. ,  Jahrb.  III,  S.  85,  97,  Üoth. 
Jahrb.  1876,  S.  592. 

B.  Die  mittelbaren  Kriegskostea,  die  Lasten,  Leiden, 
Verloste  aller  Art  für  Land  und  Leute,  zumal,  wenn  der  Kriegs- 
schauplatz auf  heimischem  Boden  ist,  lassen  sich  niemals  genau 
in  Zahl  und  Maass  fassen,  sind  aber  meistens  so  erheblich,  dass 
sie  das  Conto  der  eigentlichen  Kriegskosten  noch  ansehnlich  er 
hohen,  mitunter  vielleicht  letztere  noch  Uberragen.  Für  die  YVehr- 
verfassung  und  die  Militärfinanzen  folgt  daraus  wieder,  dass  sie 
in  Friedenszeit  zweckentsprechend  in  der  oben  (§.  185)  dargelegten 
Weise  eingerichtet  sein  müssen,  um  mit  verheerender,  Erfolg  ver- 
sprechender Repressivkraft  den  Krieg  auf  feindliches  Gebiet  zu 
spielen  und  rasch  siegreich  zu  Ende  zu  führen.  Dann  werden, 
wie  die  eigentlichen,  so  vollends  die  mittelbaren  Kriegskosten 
wenigstens  so  viel  als  möglich  verringert  werden. 

VgL  Rau  §.  72,  auch  vor.  Aufl.  dieses  Bandes.  S.  270,  woselbst  einige  Statist. 
Daten,  freilich  von  nur  bedingter  Zuverlässigkeit,  über  Kriegskosten  aus  der  Zeit 
Napoleons  1.  u.  für  den  Krimmkrieg.  Der  Krieg  von  1800  kostete  der  preussischen 
Staatskasse  aber  die  laufende  Ausgabe  circa  83  Mill.  Thlr.  und  brachte  derselben  an 
Entrichtungen  anderer  Staaten  601/*  MiU.  Thlr.  ein.  Der  dänische  Krieg  kostete 
Preussen  extra  c.  18*  .  Mill.  Thlr.  Die  einmal.  Mobilmachungskostcn  betrugen 
1866—67  circa  10*3  Mill.  Thlr.  S.  Engel,  Jahrb.  III,  541,  462.  Der  italienische 
Krieg  von  1859  kostete  Oesterreich  extra  c.  210  Mill.  fl.,  s.  A.  Wagner,  Uns.  Zeit. 
1*63.  S.  25.  Der  Krieg  von  1870—71  hat  Frankreich  0—10  Milliarden  Fr.  bloss 
an  verrechneten  Ausgaben  gekostet.  Nach  d.  Ber.  d.  Min.  Mathieu-Bodet  v. 
7.  Jan.  1875  (Journ.  offic.  8.  Jan.  1875,  danach  Goth  Jahrb.  1876,  S.  592)  ergaben 
sich  folgende  Posten  in  Mill.  Fr.: 

AusserordentL  Ausgabe  in  Folge  Unterstützung  d.  Familien  v.  Sold. 

des  Kriegs  1912*05       u.  Matrosen   50  00 

Verproviantirung  von  Paris     .   .  169*52    Baare  Eutschäd.  an  Opf.  d.  Kriegs  106*00 
Nicht  classißc.  Kriegskosten    .   .    30*00    Dsgl.  an  Gemeinden  (Annuit.)  .    .  251  95 
I.  Eig.  Kriegskosten  2111*57    Dsgl.  f-  v.  Genie  verurs.  Schäden  ■    26  00 

Kosten  der  Anleihen   631*27      IV-  Wiedcrgutmach.  v.  Schäden  433*95 

Verluste  an  Steuern  u.  Einkünften  364*19    Kriegscontrib.  (ohne  Paris)  .    .    .  5000  00 

II.  Besond.  finanz.  Opfer  9<)5*46'  Zinsen  dafl,r  802*07 

u-~i     _  .„   j             D„f  Untern,  d.  deutsch.  Truppen  .   .  323  64 

I  lede^ersetz.  d  Mater.  Befestig.  y     Deutachland  erhob  Steuern  .  61*70 

aufKechn.  d.  Li.iuidationsfonds)  ,           ,        ,  ,  - 

=  III.  WiedcrhersteU.  u.  Ver-  >•  Centrib.  u.  dgl.  m.  5687*41 

Stärkung  der  Kriegsmacht    .    .  592  26                                    Summa  9287*88 

Ueber  die  deutschen  Kriegsfinanzen  von  1870 — 71  siehe  mein  Rcichsfinanz- 
wesen,  Jahrb.  III.  65 — 166,  mit  den  verrechn.  Daten  bis  Ende  1872,  approximativen 
bis  1874.  Auch  Jahrb.  f.  d.  amtl.  Statist.  Preussens  IV,  2.  Abth.,  S.  240,  bis  1S74 
u.  1S75.  Dann  d.  fin.  Tabellen  in  d.  Statist.  Jahrbüchern  des  D.  Reichs  (bisher 
4  Jahrgänge,  1880 — 83).  Vollständig  waren  nooh  bis  1882  nicht  alle  Posten  abge- 
wickelt, indem  der  Reichshaushaltsetat  noch  bis  1882/83  bezügliche  kleine  Summen 
als  „Ausgaben  in  Folge  des  Kriegs  mit  Frankreich"  aufführte.  Die  Verwendungen 
f.  die  Wiederherstellung  u.  Verstärkung  der  Kriegsmacht  werden  ferner  erst  im  Laufe 
•ler  Zeit  verbraucht  Schwierigkeiten  f.  d.  Berechnung  macht  die  getrennte  Liquid, 
f.  d.  Reich,  d.  Nordd.  Bund,  die  einzelnen  südd.  Staaten.  Die  folg.  Uebersicht  aus 
meinem  gen.  Aufsatz  kann  gnnügen,  weil  sie  die  inuthmaassl.  Ausgabereste  nach  den 
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officiellen  Anschlägen  mit  enthält  u.  die  gesetzl.  V  erwendung  f.  d.  später  zu  machenden 
Aasgaben  schon  fast  ganz  in  1873  geregelt  war.  Verwendung  der  franzfo.  Contri- 
bution  u.  s.  w.  in  Mill.  Thlr.: 

Auf  Reichsrechn.      Auf  spec.  nordd.  Bechn. 

L  Kriegskosten   73-13  377*33 

II.  Wiederherstellung  u.  s.  w  d.  Kriegs- 
macht   

III.  Wiedergutmachung  von  Schäden 

IV.  Verwaltungszw.  der  Kriegsmacht 
V.  Allgemeine  Verwaltungsreformcn 

VI.  Ertrag  gebende  Kapitalanlagen  . 

Summa  I— V        685  57                         509  83 
Ueberrcste  zur  Verkeilung     .   .   .  798-98  133-70  

Summa  148455  64350 
Die  deutschen  Kriegskosten  (Mobilmachung,  Kriegführung,  Abrüstung)  mögen  inrl. 
Suddeutschland  c.  520  Mill  Thlr.  betragen.  Für  die  finanz.  Seite  de?  Kriegs  sinJ 
die  unmittelbar  zu  machenden  Ausgaben  (im  Unterschied  von  den  erst  später  na<ii 
und  nach  zu  machenden  resp.  abzuwickelnden)  bes.  wichtig.  Sie  ergehen  sich  in  der 
Hauptsache  aus  dem  Rechnungsnachweis  d.  Nordd.  Bundes  f.  1870  u.  71.  Hiernach 
wurden  verrechnet  f.  d.  Mobilmachung  30*80  (wovon  2423  in  1870  allein),  wovon 
f  Pferde  14*69  MAL  Thlr.  (abzügl.  813  f.  Erlös  ausverkaufen),  f.  Mobilmachung>- 
gelder  d.  Officiere  n.  gew.  Pers.  d.  Mannschaft  2*54,  f.  Fortific,  Armir.  d.  Festungen 
u.  Küstenpunctc  4  92,  f.  Verproviant  d.  Festungen  2  25;  ferner  f.  d.  lauf.  Kosten 
des  Kriegs  beim  Landheer  in  beiden  gen.  Jahren  260*76  Mill.  Thlr.  (wovon  12*28 
in  1870,  188'55  in  1871),  davon:  f.  Gehälter  u.  Löhne  der  Truppen  43*79,  Natural- 
verpfleg.,  Feldmagaz.,  Bäcker.  105-77,  Bekleidung  und  Ausrüst  37*27.  Lazarethe  u.  dgl. 
10-35  Remontir.  der  Feldarmee  1'58  (wenig  wegen  der  erbeuteten  Pferde),  Munition 
u.  Waffen  7*99  u.  s.  w.  —  Die  Wiederherstellung  und  Verstärkung  der 
Kriegsmacht  erforderte  nach  d.  gesetzl.  Bestimmungen  an  Hauptposten  für 
Reichsrechnung:  Kriegsschatz  40,  Festungsbau  u.  dgl.  114,  f.  nordd.  Rechnung 
spec:  Retabliss.  (incl.  Baden  und  Hessen)  106*85,  div.  Gebäude  etc.  c.  19  Mill.  Thlr. 
—  Die  Wiedergutmachung  von  Schäden  u.  s.  w.  schon  bis  1873/74  (seitdem 
bei  im  uz.  Posten  weitere  kleine  Beträge):  auf  Reichs  rechnung:  Invalidenfonds  187 
(Zahlungen  vor  s.  Gründung  ausserdem  10*1  Mill.  Thlr.),  Beihilfen  an  Angehörige  der 
Reserven  u.  Landwehr  4,  dsgl.  an  aus  Frankreich  vertriebene  Deutsche  2,  dsgL  für 
deutsche  Rhederei  5*6,  dsgl.  Ersatz  v.  Kriegsschäden  u.  Leistungen  u.  s.  w.  (bts.  f. 
Els.-Lothr.)  37:7,  dann  auf  nordd.  Rechnung:  Ersatz  d.  Kricgsleistuagen  d.  Gemeinden 
2*5,  dsgl.  der  Unterstützung  für  die  Familien  d.  einberuf.  Reserve-  u.  Landwehrleut* 
8-3  Mill.  Thlr.  Weiteres  Detail  aus  den  betr.  Gesetzeu  u.  der  Statistik  in  m ei  nein 
Reichsfinanzwesen,  S.  103  lt..  112  ff.,  118  ff.  —  Ueber  den  letzten  oriental.  Krie? 
Russlands,  den  dieses  fast  ganz  mit  neuen  Papiergeldemissionen  und  einiger  Ver- 
mehrung seiner  verzinsl.  Schuld  während  des  Kriegs  führte  —  Fundirungsoperationen 
folgten  erst  spater,  bisher  in  beschränktem  Maasse,  —  sind  mir  keine  spec.  Abrech- 
nungen über  die  Kriegskosten  bekannt  geworden.  Einen  Einblick  geben  aber  folg. 
Zahlen:  fund.  Schuld  nomin.  1876  903  7  Mill.  R.  (wovon  439*3  äussere).  1880 
2039*9  M.  R.  (wovon  672  5  äussere).  Verzinsung  der  ganzen  Schuld  nach  d.  Etat  f. 
1877  108-3.  1882  198*8  M.  R.  Creditbillite  ^Papiergeld)  in  Umlauf  1876  797,  18s<> 
1163  Mill.  R. 


4.  Abschnitt. 

Finanzbedarf  fttr  die  Durchführung  des  Cultur-  und 

Wohlfahrtszwecks. 

Die  Darstellung  beschränkt  sich  im  Folgenden  wieder  mehr  auf  eine  kurze  Ueber- 
sieht  der  Gebiete.  Mehrfach  ist  auf  dieselben  in  der  Finanzwissenschaft  in  der  spät. 
Einnahmelehn',  namentl.  bei  den  Gebühren,  so  bei  Münze,  Post,  Strassen,  Schulen. 
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oder  bei  den  zugleich  priv  atwir thschaftl.  Erwerbszweigen ,  wie  bei  Eisenbahnen, 
ciozugeben  und  dann  sind  die  enge  zusammenhängenden  Verhältnisse  der  Ausgaben 
u.  Einnahmen  zugleich  zu  behandeln.  Anderes  ist  genauer  in  den  anderen  Theilen 
des  Syst  d.  polit.  Oekon.,  bes.  in  der  Volkswirtbscbaftspolitik,  zu  erörtern.  Auf  dem 
debiete  der  hier  zu  berührenden  Angelegenheiten  hat  man  es  dann  namentlich  mit 
«Jen  früher,  im  2.  Abschn.  des  2.  Kap.  des  vor.  Buchs  (Finanzwesen  der  Selbstver- 
valtungskörper)  schon  behandelten  theoretischen  und  practischen  Streitfragen  hinsicht- 
lich der  Ucbernahme  solcher  Angelegenheiten  auf  den  Staat  oder  auf  einen  Selbst- 
verwaltungskörper,  bez.  auf  welchen  der  letzteren  und  hinsichtlich  der  angemessenen 
Vertheilung  der  Lasten  zu  thun.  S.  bes.  o.  §.  43,  S.  90,  §.  46—48,  S.  96  ff'.,  §.  53  fl"., 
wo  die  in  Betracht  kommenden  Gesichtspuncte  und  die  Verhältnisse  der  Hauptländer 
larirelejrt  sind.  Ein  Hauptthcil  der  heute  in  Deutschland,  spec.  in  Preusseu  „schwe- 
benden Kinanzfragcn"  (Uebertraguug  eines  Theils  der  Staats-Ertragssteuern  an  Coin- 
inuuen  u.  Verbände,  Schuldotationen,  Regelung  der  Armen-,  der  Wegelast  u.  s.  w.) 
dreht  sich  um  diese  Puncte  des  Abschnitts. 

I.  —  §.  193.  Die  innere  Verwaltung,  soweit  sie  von 
der  Polizei  (§.  180)  und  von  der  volkswirtschaftlichen  und 
Unterrichtsverwaltung  (§.  194  ff.)  getrennt  wird,  umlasst  in  ihrer 
heute  üblichen  Organisation  mit  ihrem  schon  erwähnten  Behörden- 
apparat folgende  Hauptgebiete: 

1.  Die  amtliche  Statistik. 

Hierher  gehören  die  Kosten  der  jetzt  in  den  meisten  civilisirten  Staaten  bestehen- 
den statistischen  Bureaus,  die  Kosten  der  laufenden  statistischen  Sam- 
melarbeiteu  der  Verwaltungsbehörden,  welche  sich  schwer  von  den  übrigen 
kosten  dieser  Behörden  absondern  lassen ;  dann  namentlich  die  Kosten  der  periodischen 
Volkszählungen  oder  Census  und  ähnlicher  Aufnahmen  «Viehzählungen 
ii.  a.  mX 

Z.  B.  D.  Reich,  Stat.  Amt  1883/84  568,000  M.,  Preussen  1983/84  382,000  M. 
ohne  Bauconto),  daneben  noch  besonders  für  d.  meteorol.  Instit.  29,800  M.  Die 
Aasgabe  ist  in  den  verschiedenen  .Staaten  nicht  nur  nach  der  Grfisse  der  letzteren 
■od  der  Umfassendheit  der  Arbeiten,  sondern  auch  nach  der  ganzen  Stellung  und 
Einrichtung  der  Bureaus  verschieden,  je  nachdem  sie  nur  die  letzten  Concentrin!  ngs- 
uud  Public- Arbeiten  oder  schon  frühere  Sammel-  und  Concentrirungsarbeiten  (aus 
1-u  Urlisten  u.  s.  w.)  zu  machen  haben.  S.  A.Wagner,  Art.  Statistik,  Staatswörter- 
'•uch  X,  448.    Stein,  Verwaltungsl.  bes.  B.  2. 

Die,  Kosten  des  Census  sind  nach  der  Methode  der  Volkszählung,  der  Spe- 
zialität derselben  (namentl.  neuerdings  eingehende  Eigenschaftsstat.  der  Bevölk.)  und 
K  nachdem  die  Zählung  mit  anderen  statist.  Aufnahmen  (über  Wohnungen,  Viehstand, 
•iewerbc'wesen  u.  s.  w.)  verbunden  ist,  sehr  verschieden.  Wo  die  Selbstzählung  und 
■iie  Zählung  durch  freiwillige  und  unontgelü.  dienende  Zähler  stattfindet  (wie  vielfach 
ii«  Deutschland)  sind  die  Kosten  geringer,  ohne  indessen  f.  d.  Volkswirthsch.  zu  ver- 
schwinden. Es  srilt  hier  das  in  §.  153  über  Ehrenämter  Gesajrte.  S.  nam.  Engel 
i.  d.  Ztschr.  d.  preuss.  stat.  Bur.  1870  über  Kosten  der  Volkszähl.  S.  33  ö*.  Z.  B" 
o.sterr.  Census  v.  1857  2  Mill.  fl.,  Brit.  v.  1861  250,000  Pfd.  St.,  Verein.  St. 
v.  1861,  1*5  Mill.  D.,  Belg,  von  1866  über  644,000  Fr.  Die  lOjähr.  Periode  der 
Zahlung  empfiehlt  sich  auch  vom  Kostenstandpuncte  aus.  Engel  a.a.O.  S.  41  ver- 
anschlagte bei  theilw.  Benutzung  unentgeltl.  Zähler  für  die  71er  Volkszählung  die 
Ausgabe  Preussens  auf  191,000  Thlr.  Uebersicht  über  Aufwand  an  Geld,  Zeit  und 
Arbeitsleistung  bei  der  letzten  (1880er)  preuss.  Volkszählung  s.  in  d.  Aufs.  v.  Blenck, 
preuss.  stat.  Ztschr.  1882,  S.  188.  Voranschi.  1880—83  452,500  M..  wirkl.  Ausgabe 
l')9,609  M.,  davon  Beschaff,  d.  Zahlpapiere  175,591,  Verpack,  u.  Versend.  20,176, 
Kucksend.  9197,  Remunerat.  d.  Zäliler  37,336,  Aufbereit,  d.  Zählpapiere  254,419, 
Zwischeuformulare  u.  and.  Bureaubedürfnisse  2326 ,  Unvorhergesehenes  563  M.  Es 
sind  dies  die  Kosten  bis  Oct.  18S2;  sie  betragen  p.  Kopf  der  ortsanwes.  gezählten 
iWolk.  1.83  Pfenn. 
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2.  Das  öffentliche  Gesundheitswesen  und  die  dafür 
dienenden  Anstalten. 

Letztere  (Kranken-,  Gebär-.  Irrenhäuser,  Hebatnmoninstitute  o.  dgl.  m.)  pflegen 
in  der  Regel  ganz  oder  grosse ntheÜs  aus  Provinci al  oder  Gemeindemitteln  oder  an» 
eigenein  Stiftungsrermögen  bestritten  zu  werden,  so  dass  Bf  sich  für  die  Staatskasse 
etwa  nur  um  Zuschüsse  handelt.  Völlig  tragt  der  Staat  mitunter  nur  den  Aufwand 
für  solche  Anstalten  dieser  Art.  welche  zugleich  zu  Unterrichtszwecken  dienen.  Ausser- 
dem hat  der  Staat  die  Ausgaben  für  das  Sanitäts-  und  Medicinalbehördenwesen.  — 
meistens  eine  Abtheilung  des  Behördenwesens  der  gesammten  Inneren  Verwaltung. 
,.Medicinalcollegieii"  u.  dgl.  — ,  dann  etwa  auch  für  einzeln  Medicinalbeamte.  Ami 
Ärzte,  Amtswund-  und  Hebeärzte,  ferner  für  Impfwcsen.  Quarantäne  u.  s.  w.  zu  deck.  n. 
Kiue  ausserordentliche  Aufgabe  venirsachen  bisweilen  die  Seuchen,  Epidemieen  uni 
Viehseuchen  (Epizootiecn).  indem  >ie  Abspcrrungsmassregeln  u.  s.  w.  nothwendig  machen. 
Ein  Theil  dieser  Kosten  lässt  sich  auch  auf  Selbstverwalt.körper  u.  in  Gebuhrenforni 
auf  die  Viehbesitzer  abwälzen. 

Ausgabe  des  Staats  für  öffentliches  Gesundheitswesen,  meist  ohne  die  betreff. 
Anstalten,  Welche  an  Univers.  u.  s.  w.  mit  für  Lehrzwecke  dienen:  z.  B.  Oesterreich 
westl.  Th.  1860  Ord.  748,000,  mit  Extraord.  780,000  fl.  Der  sogen.  „SanitatsdiensT 
steht  unter  dem  Min.  d.  Inneren  u.  wird  hier  in  der  Hauptrubr.  des  Etats  „polit. 
Vcrwalt.  in  d.  einzelnen  Kronländern"  getrennt  v.  „Aufwand  d.  polit.  Behörden"  üb-  i- 
haupt  nachgewiesen.  Obige  Zahlen  umfassen  den  Aufw.  an  d.  C'entralstelle  nicht  mit.  — 
D.  Reich.  Reichsgesundh.-Amt  1883/84  126,000  M.  —  Preussen  1883/84  Medic- 
wes.  (im  Cult.min.i  1,432,000  M.  (f.  d.  Provinc.medic.collegien  u.  Regier.mediaräth. 
222,000,  f.  d.  Physiker  in  Städten,  Kreisen,  Bezirken  u.  s.  w.  722.000,  Znschiis>e  zu 
Unterr.,  Heil.-  u.  Wohlthät.anst.,  bes.  Herl.  Charitc  213.000  M.,  Remuner.  der  Examina- 
toren bei  Prüfungen  —  durch  Gebühren  der  Examinanden  gedeckt  —  75.000  M.  u. 
and.  Posten  mehr).    Dazu  kommt  eine  Quote  d.  Ausg.  d.  Ministeriums  selbst. 

3.  Das  Hilf 8-  nnd  Armenwesen  (öffentliche  Wohl- 
thätigkeit). 

Die  Staatskasse  wird  hierfür  im  Allgemeinen  nur  ausnahmsweise  und  etwa  nur 
subsidiär  in  Anspruch  genommen,  indem  theils  die  freiwillige  (^Privat-),  eventuell  du 
kirchliche  und  Stiftungsarmenpflege  eintreten,  theils,  wo  eine  gesetzliche  Armenpflege 
besteh! ,  die  Gemeinden ,  Kreise  und  deren  Verbände  die  Pflichtigen  sind.  Die  »*n<l- 
giltige  Regelung  der  Tragung  «1er  Armenlast  gehört  zu  den  erwähnten  „schwebenden 
Tragen"  der  Auseinandersetzung  zwischen  Staat  und  Selbst?erwaltung>körpern  (rgL  o. 
§.  53  ff.)  und  Ist  in  der  „Inneren  Verwaltungslehre"  näher  zu  erörtern.  Der  Staat 
wird  sonst  nur  bei  einzelnen  grösseren  öffentlichen  Nothst&nden  (Misswacb. 
Wassersnoth,  Kriegsverheerung  u.  s.  w.)  mit  Geldmitteln,  öfters  übrigens  nur  Forschu— 
weise,  oiler  mit  Steuernachlass,  —  ja  auch  nur  eine  Form  der  Unterstützung  —  Half- 
gewähren  müssen.  Beispiel:  Preussen,  Ausg.  für  „Wohlthfttigkeitszwecke"  im 
Minist,  d.  Innern  18S3/84  115  Mill.  M.,  wovon  aber  allein  225,000  ^1S75  noch 
l,0S5,00O)  f.  Unterstütz,  armer  Krieger  aus  1806—15,  der  Rest  meist  f.  Pens,  u.dgl.. 
nur  113,000  M.  f.  Almosen  u.  Unterstütz,  im  Allg.,  146,000  M.  feststeh.  Unterau, 
f.  Armen-  u.  Wohlthätigkeitsanstalten. 

Zur  Abhülfe  des  ostpreuss.  Nothstandes  (Misswachs  durch  Nässe),  wurde  vom 
preuss.  Staate  verwendet  nach  Ges.  v.  23.  Dec.  1867  1,908  000,  nach  dem  v.  3.  März  IM* 
3  Mill.  Thlr.  —  Während  des  1870er  Kriegs  ähnl.  Unterstütz,  aus  d.  Staatskasse  an 
Theile  d.  R.-B.  Trier.  Aehnl.  1876  f.  Uel>erschweminungen  in  d.  Pro?.  Sachsen,  f. 
den  Bergsturz  bei  Kaub,  1880  6  Mill.  M.  f.  oberschles.  Nothstaud  tGes.  v.  3.  Febr.  188ü  . 
1882,83  3  Mill.  M.  f.  Rhein  -  üeberschwemmungen  (Ges.  f.  21.  Jan.  1883).  Vgl 
Siegel,  über  Staatshilfe  bei  wirthsch.  Nothständen,  Tüb.  Ztschr.  1882. 

IL  —  §.  194.    Die  volkswirthsc haftliche  Verwaltung. 
Hieher  zählt  ein  grosser  Theil  der  allgmeinen  Ausgaben  der 
üblichen  Ministerien  des  Inneren,  des  Handels,  der  Land 
wirthsc halt,  der  öffentlichen  Arbeiten  (Bauten,  Ver 
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keh rsan stalten),  z.  Th.  auch  der  Finanzen  u.  s.  w.  Viele 
Thätigkeiten  der  zum  Ministerium  des  Inneren  ressortirenden  Ver- 
waltungsbehörden, der  Polizei  sind  oft  hauptsächlich,  in  der  Regel 
wenigstens  nebenbei  zur  volkswirtschaftlichen  Verwaltung  zu 
rechnen,  wenn  sie  sich  auch  ausserdem  gleichzeitig  auf  andere 
Gebiete  erstrecken.  Die  bezüglichen  Ausgaben  sind  daher  auch 
nicht  wohl  zu  trennen. 

Von  den  einzelnen  Einrichtungen  und  Anstalten  des  Staats 
zur  Pflege  der  Volkswirtschaft  sind  diejenigen  im  Ganzen  die 
älteren,  welche  gleichzeitig  —  und  in  der  Praxis  früher  meistens 
stark  —  mit  als  eine  wichtigere  Einnahmequelle  für  die 
Staatskasse  in  Betracht  kommen  können.  Richtigere  Einsicht  hat 
jedoch  dazu  geführt,  dass  der  fiskalische  Gesichtspunct  bei  der 
Verwaltung  dieser  Anstalten  zurück  getreten  ist  und  im  All- 
gemeinen nur  noch  eine  massige,  gebührenartige  Einnahme  beab- 
sichtigt wird ,  wenn  der  Staat  nicht  etwa  ganz  auf  Gewinn  ver- 
zichtet. 

Näheres  über  die  einzelnen  Verhältnisse  gehört  in  die  Gebührenlohrc  (Pin.  II, 
1  Kap.)  und  in  die  Lehre  von  den  priratwirthschaftlichen  Einnahmen  (folgendes  Buch 
dieses  Bandes  I)  oder  in  die  anderen  Theilo  des  Systems  der  politischen  Uckonomie, 
sfH'ciell  in  die  Volkswirthschaftspolitik. 

Die  bezüglichen  Thätigkeiten  auf  diesem  Gebiete  sind  wieder 
solche  theils  des  Staats  allein,  theils  der  Selbstverwaltungskörper 
allein,  theils  dieser  und  des  Staats  zusammen,  wobei  dann  aber 
die  Fragen  der  richtigen  Vertheilung  der  Thätigkeiten  selbst  und 
der  daraus  hervorgehenden  finanziellen  Lasten  theoretisch  und 
practisch  besondere  Schwierigkeit  machen  und  vielfach  nur  von 
Fall  zu  Fall  entschieden  werden  können.  Oeftcrs  tritt  aber  hier 
die  noch  schwierigere  Frage  auf,  ob,  wann  und  unter  welchen 
Bedingungen  und  Modalitäten  überhaupt  ein  öffentlicher  Körper 
als  Vertreter  der  Gemeinwirthschaft  hier  statt  oder  neben  der 
Privatwirtschaft  eintreten  soll,  —  die  principielle  Hauptfrage  der 
Organisation  der  Volkswirtschaft". 

Für  die  allgemeinen  leitenden  Gesichtspuncte  ist  hierbei  auf  die  principiellen 
Erörterungen  in  «1er  „Grundlegung",  besonders  1.  Abth.  Kap.  H\  für  die  specicllen 
Momente  in  den  einzelnen  Fragen  wieder  auf  die  Erörterungen  in  der  Lehre  vom 
l'rivaterwerb  des  Staats  {folg.  Buch  dieses  Bandes),  in  der  Gebühreulehre  (Kap.  1  des 
B.  11  der  Fin.wiss)  und  in  der  Volkswirthschaftspolitik  hinzuweisen. 

Die  volkswirtschaftlichen  Angelegenheiten,  welche  Ursache 
und  Gegenstand  eines  Finanzbedarfs  sein  können,  lassen  sich  auch 
für  die  finanzwissenschaftliche  Betrachtung  in  zwei  grössere 
Gruppen    zerlegen:    allgemeine   Angelegenheiten  der 
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ganzen  Volkswirtschaft,  bez.  gen c r e  1 1  volkswirtschaft- 
lichen Interesses  (wenn  auch  vielleicht  nur  in  einem  bestimmten 
Gebietstbeilc  oder  Orte)  und  specielle  Angelegenheiten 
einzelner  Productionszweige.  Die  ersteren  Angelegen- 
heiten sind  bereits  und  werden  immer  mehr  solche  des  Staats 
oder  grösserer  Selbstverwaltungskörper.  Hier  hat  man  es,  wo 
die  Sache  noch  nicht  entschieden  ist,  mit  den  Plänen  der  „Ver- 
staatlichung" (Eisenbahnen,  Versicherungs-,  Bankwesen)  zu 
thun.  Uebernimmt  der  Staat  die  Sache,  so  werden  besondere 
„Anstalten "  dafür  eingerichtet,  bei  denen  es  sich  dann  u.  A. 
wieder  um  das  leitende  Finanzprincip  in  der  Verwaltnng 
handelt.  In  der  Lehre  vom  Privaterwerb  und  von  den  Gebühren 
ist  dieser  Punct  näher  zu  erörtern.  Bei  den  speciellen  Angelegen- 
heiten der  einzelnen  Productionszweige  („Volkswirthschafts- 
pi'lcge"  im  engeren  Sinne)  wird  die  p ri vatwirthschaftliche 
Organisation  als  bestehend  und  verbleibend  vorausgesetzt.  Die 
Frage  ist  dann,  ob  und  wie  und  wann  und  speciell  unter 
welchen  finanziellen  Modalitäten  der  Staat  oder  ein 
andrer  öffentlicher  Körper  helfend  und  unterstützend  ein- 
treten soll,  eine  Frage,  deren  nähere  Erörterung  und  Entscheidung 
in  den  speciellen  Theil  der  Volkswirthschaftspolitik  gehört  (in  die 
„Agrar-,  Gewerbe-  und  Handelspolitik"). 

Die  einzelnen  Gebiete  der  volkswirtschaftlichen  Verwal- 
tnng sind  dann: 

A.  AI lgemcine  Angelegenheiten  der  ganzen  Vol ks- 
wirtb  schaft 

1.  Das  Maa88-  und  Gewichts wesen.    S.  Fin.  II.  §.315. 

2.  Das  M  ü  n  z  w  e  8  e  n.    S.  Fin.  IL  §.  29(J. 

3.  Das  Pos t wesen.    S.  Fin.  IL  §.  308  —  312. 

4.  Das  Telcgraphcnwesen.   S.  Fin.  II.  §.  313. 

5.  Das  Staatseisenbahnwesen.  S.  darüber  den  Scbluss 
des  nächsten  Buchs. 

6.  Das S t a a t s s c h i f f f a hrtswesen (DampfschirTcurse.  S. eb.). 

7.  Das  sonstige  Wegewesen.  S.  ebendaselbst  u.  Fin.  IL 
§.  303  —  306. 

8.  Der  Wasserbau. 

Der  Wegebau  (eigentliche  erste  Anlage  u.  Erhaltung  i  und  «1er  Wasserbau 
(Uferschuti,  Deichbau  u.  dgl.),  (über  diesen  Nähere»  in  der  Volksw.sch.poliO  mach«-n 
in  den  Staats-  u.  ereilt,  den  Prorinc.budgets  (Preiisseu)  bedeutende  Kosten.  Z.  B.  West- 
Oesterreich  1*80  Straßenbau  4.102,000  fl.  im  Ord.,  372,800  fl.  im  Extraord.,  /ns. 
4,474,800,  Wa»erhau  dgl.  708,000-803.800-1, «01,800  fl.    In  Prenssen  ist  durch 
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Uebertraguiig  der  Staatschausseen  an  die  Provinzen  (Ges.  v.  8.  Juli  IS75)  der  be- 
treffende Ausgabeposten  insofern  doch  nicht  aus  dein  Staatsbudget  ausgeschieden ,  als 
•Iii-  Staatskasse  den  Provinzen  für  die  Chausseen  ein«-  Dotation  v.  19  M.  M.  zahlt.  S. 
-larttber  o.  §.  56,  S.  124.  Ausserdem  ist  im  Min.  d.  öff.  Arbeiten  (ohne  die  Ausg. 
f.  d.  Min.  selbst)  der  onl.  Et.  d.  Bau  Verwaltung  1883/84  noch  1657  M.  M..  wovon 
li<  Besoldungen  u.  persönl.  Ausgaben  3*2,  die  sachl.  Ausgaben  13*38  M.  M.  (wovon 
»•in  Theil  f.  Erhalt,  diverser  Staatsgebäude,  dann  2  47  M.  M.  f.  Seehäfen  u.  Seekühen, 
8*87  M.  M.  f.  Binnenhafen,  Gewässer  u.  SchiflY. ,  09  f.  Unterhalt,  d.  Kanäle,  P09  f. 
Unterhalt  d.  Wege  u.  Brücken  auf  Grund  rechtl.  Verpflicht.,  0475  f.  Rohrschiff.). 
Unter  d.  einmal,  u.  auss.ord.  Staatsausgabei»  stehen  f.  1883/84  ferner  8*04  M.  M.  z. 
K< -rulironir  d.  Wasserstrassen ,  3"17  M.  M.  /.  Bauten  z.  Forderung  d.  BinnenschiflT., 
144  zu  Seehäfen  u.  s.  w.,  ferner  weitre  Posten  f.  einzelne  Bnicketiliauten.  Erhebl. 
Posten  f.  üferschutz,  genossensch.  Flussregulirung  (*/a  M.  M.  dafür  im  Et  f.  1883/84) 
stehen  auch  im  laudwirthsch.  Ministerium.  Den  Ausjr.  stehen  im  Fin.min.  gegenüber 
an  ..Brücken-,  Fähr-,  Hafengeldern,  Strom-  u.  (,'analgefällen"  2*2  M.  M.,  an  Nieder- 
lage, Krahn-  u.  Waagegeld  0*17  M.  M.,  im  Min.  d.  «"»ff.  Arbeiten  aus  der  Kuhrverwalt. 
5 1 2.000,  aus  Beiträsren  z.  Unterhalt,  der  Land  -  u.  Wasserstrassen,  Canäle,  Brücken  u.  dpi.  m. 
2»0,000  M.  Iu  Frankreich  Et.  f.  1883  im  Onl.  beim  Min.  d.  off.  Arbeiten  (ausser 
■f.  Quote  v.  d.  tilg.  Verwalt.l  331b  M.  fr.  f.  Strassenbau,  10  9  f.  Binnenschifff.,  7-2  f. 
S*efaifeB.  —  Vgl.  überhaupt  oben  §.  53  fT. 

Statt  der  Staatsaussraben  für  Strassen,  Eisenbahnen  und  Canäle,  Wasserbauten, 
Schiffe  u.  s.  w.,  die  im  Eigeiithum  des  Staats  stehen,  können  auch  unter  ver- 
schiedenen Formen  Staatssubventionen  für  solche  Verkehrswege  und  Verkehrs- 
mittel, welche  Eigenthum  von  Privaten  (incl.  Gesellschaften),  Gemeinden 
u.  s.  w.  >iud,  vorkommen.  Die  Subvention  kann  in  einer  Betheiligung  des  Staats  als 
Actionär  au  der  Unternehmung,  in  einem  verzinslichen  oder  unverzinslichen  Darlehen, 
/m  ersten  Anlage  oder  zum  Betriebe,  in  einer  Zinsgarantie  an  die  Actionäre  (wol»ei 
•lie  Zinsen  etwa  vorschussweise  geleistet  werden  und  aus  den  späteren  Erträgen  wieder 
tu  « statten  sind)  oder  auch  in  einem  nicht  rückzahlbaren  Beitrage  bestehen,  wobei 
im  Einzelnen  noch  weitere  Modificationen  vorkommen.  Namentlich  bei  Eisenbahnen, 
I>ampf^hin7ahrtslinien  ist  »ine  solche  Subvention  sehr  gebräuchlich  geworden  und 
macht  wenigstens  zeitweilig  oft  bedeutende  Ausgal»en.  Näheres  auch  hierüber  in  d. 
Volkswirthsch.politik.  Am  Wichtigsten  sind  die  Subventionen,  bes.  in  der  Form  von 
Zinsgarantieen,  bei  Eisenbahnen,  im  System  des  ausschliesslichen  oder  neben 
Staatsbahnen  bestehenden  Privat  eisen  bahnwesens,  daher  in  Oesterreich  (s.  Gross, 
Staatssubvent.  f. Privatbahnen, Wien  1882),  Kussland,  Frankreich,  Italieuu.a.L.m., 
niemals  auch  im  früheren  Eisen b.system  iu  diesem  Maasse  vorgekommen  in  Deutsch- 
land. Ueber  d.  prineip.  Frage  >.  Schäffle.  gcsellsch.  System  2.  A.  §.  266  fl'.,  Sax, 
Verkehrsmittel  B.  2.  Mit  dem  Fortschreiten  der  „Verstaatlichung"  der  Bahnen,  wie 
j-izt  in  Preussen,  ändert  sich  die  Sachlage  natürlich,  ähnlich  auch  in  Oesterr. 
seit  Staatsorwerb.  der  Elis.  Westbahn  u.  a.  m.  Den  betreff.  Ausgaben  f.  Zinsgarantieen 
u.  andere  Zuschüsse  entsprechen  dann  auch  Einnahmen  des  Staats  aus  Gewinn- 
antheilen,  Dividenden.  Rückzahlungen  der  Privatbahnen.  Im  preuss.  Et.  f.  1883/84 
stehen  an  fortdauernden  Ausgaben  f.  Priv. bahnen,  an  denen  d.  Staat  bethelligt  ist, 
nur  noch  901.363  M„  wovon  Zinsgarantieen  380,200,  A mortis,  v.  Stammactien  der 
liest.  Die  Einnahme  von  der  Birtheilig,  au  Privatbahnen  (abgesehen  von  d.  Eisen- 
l-ahusteuer»  ist  dagegen  542  M.  M.  —  Im  westösterr.  Etat  f.  1882  befinden  sich 
dagegen  697,000  11.  onl.  u.  13,986,450  fl.  ausserord.  Subvention  an  Verkehrsanstalten 
(meist  Eisend.) .  ausser  d.  Subvention  an  d.  Dampi'sch.f.gesellsch.  d.  ftst.  Lloyd  v. 
13  Mill.  fl.  im  gemeins.  Budget.  Die  Rückeinnahmen  etc.  v.  Priv.bahn.  n  (Kaufschill.- 
reato  o.  dgl.)  waren  5,488,000  fl.  Noch  im  Et.  f.  1880  waren  d.  westöst.  Subventionen 
au  Verkeh rsanstalten  21,071,300  fl.,  darunter  spec.  f.  «I.  ostind.  Fahrten  des  Lloyd 
(die  Ungarn  nicht  mit  subveritionirt)  637,000  fl.,  die  übrige  Summe  meist  4°/u  Vor- 
sehusse  /.  Deekung  der  Zinsgarantieen  u.  Betriebsdericite.  Für  die  Verzins,  u.  Tilgung 
der  Anleihen  des  Unternehmens  der  Donauregulirung  trägt  d.  westftst.  Etat  auch  noch 
i'.U5.000  fl.  bei.  —  Im  französ.  Et.  f.  1881  u.  A.  14  7  Mill.  fr.  au  Annuitäten  an 
Eisen b.gesellschaften  u.  40  Mill.  an  Zinsgarantieen  zu  verausgaben.  Die  franzos.  Staats- 
kasse hat  bes.  die  Ostltahnges.  für  die  an  Deutschland  abgetretenen  Bahnen  in 
Els.-Lothr.  zu  entschädigen  gehabt.  —  Immer  wichtiger  ist  neuerdings  die  Frage  der 
Subvention  f.  tra nsatlant.  Dampfschiffe  u.  für  Canäle  geworden.  England, 
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I  rankr..  N.Amor.,  Oe>terr.  geben  solche  Dampfsch.subventionen,  Deutsehland  noch 
nicht.  Trotzdem  haben  die  ha  ml»,  u.  b  rem  er  Linien  bisher  die  Coucurreuz  be- 
»tanden.  Aehnliche  Subventionen,  Zinsirarantieen  u.  dgl.  f.  coloniale  UiiteniehmuiiC'  n 
u.  Verwandtes  (Samoa-Vorlage  in  Deutscht.)  neuerdincrs  oft  discutirt.  —  S.  auch  Kau 
Kin.  §.  79,  Volksw.scb.polit.  II.  §.  255  fT.,  n.  vor.  Aufl.  dieses  B.  I  S.  2*3  (über 
Canäle). 

9.  Das  Bankwesen.   S.  folg.  Buch  u.  Fin.  II.  §.  300. 

10.  Das  Versicherungswesen.    S.  Fin.  II.  §.  301. 

11.  Communale  gemeinnützige  Einrichtungen  und 
Anstalten.    S.  o.  §.  53  ff.  u.  Fin.  II.  §.  314. 

12.  Verschiedene  Ausgaben  zur  Förderung  der  allge- 
meinen Landescultur.  So  für  Arbeiten,  durch  welche 
ein  Theil  des  Landes  urbar  gemacht  oder  zum  Anbau 
besser  zugerichtet  wird,  wenn  sie  in  so  grossem  Umfange 
ausgeführt  werden,  dass  die  Mittel  und  die  Kenntnisse  der  einzelnen 
Bürger  und  der  Selbstverwaltungskörper  nicht  zureichen,  z.  B. 
grosse  Anlagen  zur  Entwässerung  und  Bewässerung. 

Es  sind  dies  Aastraben,  die  auch  zur  Kategor.  B  im  Folgenden  mit  jrehflren. 
S.  Kau,  Volkswirthschaftspolitik  §.  102  ff.  —  Z.  B.  im  pr*oiss.  Etat  ftlr  1SS3/84  im 
landwirthscb.  Ministerium  f.  „Landesmeliorationen",  Moor-,  Deich-,  Ufer-,  Dtinen- 
wesen  0-79  M.  M.,  ausserdem  unter  d.  einmal.  Ausg.  verschied.  Posten  für  ähn- 
lich« Zwecke. 

13.  Ausgaben  für  Ablösungen  von  Privat  rechten, 
welche  der  Entwicklung  der  Volkswirtbschaft  im  Allgemeinen  nnd 
einzelner  Productionszweige  speciell  hinderlich  sind.  Wenn  die 
Beseitigung  solcher  Rechte  ein  wesentliches  allgemeines  Inter- 
esse ist,  kann  sich  die  Uebernahme  der  Ablösungskapitalicn  ganz 
oder  theilweise  auf  den  Staat  und  die  dem  entsprechende  Unter- 
stützung der  Verpflichteten  rechtfertigen.  Namentlich  im  Interesse 
der  Land wirthschaft  (Grundentlastung)  sind  solche  Fälle 
vorgekommen. 

Das  Nähere  darüber  gehört  theils  in  die  grundlegende  Lehre  von  der  Enteignuinr 
(ürundleg.  2.  Abth.,  Kap.  5).  theils  in  die  Speciallehren  der  Volkswirthschaftspolitik. 

Mit  der  Weiterentwicklung  der  Cultur  und  der  Volks  wirthschaft  werden  imm.r 
Fälle  eintreten,  wo  einzelne  wohlerworbene  Privatrechte  dem  öffentlichen  Interesse 
entgegenstehen  und  beseitigt  wenlen  müssen  (event.  im  Wege  der  Zwangseiiteignunf 
gegen  Entsehädigung),  damit  Verkehrefreiheit  erlangt  werde  oder  die  bezügliche!  An- 
stalten iu  das  Eigenthum  und  in  die  Verwaltung  des  Staats  übergehen  (Telegraph- n 
in  England,  vielleicht  in  nicht  ferner  Zeit  allgemeiner  die  Prirateisenlmhnen).  All 
Verwendungen  für  solche  Zwecke  und  Uberhaupt  fnr  die  in  diesem  §.  aufgeführt«» 
Einrichtungen  geboren  recht  eigentlich  zu  den  besten  „staatswirthschaftlichen  Kapital- 
anlagen." S.  §.  «3.  Baden  hat  bei  der  Zehentablösung  %  auf  d.  Staatskasse  ata 
nommeu.  In  Oesterreich  übernahmen  die  Kronländer  7s  der  Gruudentlastungs- 
schuld  (d.  h.  Va  der  Ablösungssummen  .  da  V*  gestrichen  wurde).  —  Entschädiguur 
der  westiud.  Sclavenhalter  durch  England  mit  20  Mill.  Pfd.  St.  ltei  d.  Aufnehme 
der  Sclaverei.  —  Ablösung  des  Thum-  u.  Taxisschen  Postrechts  durch  Prousseo 
IStilj—  (u  um  3  Mill.  Thlr.  Wichtig  sind  auch  die  neuerdings  gelegentlich  vorge- 
kommenen Ablösungen  von  ausländischen  Gerechtsamen,  welche  den  Verkehr  be- 
lasteten: Aufhebung  der  Sund-  und  Reltzölle  zu  Gunsten  Dänemarks  1857  (Preuss.t 
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hat  /..  B.  eine  Quote  von  3.330,000  Thlr.  von  dem  Eiitscliädiirunirskapital  ubernehmen 
Bütten.  Di«-  Summe  wurde  in  halbjäbrl.  Raten  vom  1.  October  1857  —  I.  April 
1^77  abbezahlt  mit  jährl.  243,462  Thlr.),  des  Stader  Zolls  zu  Gunsten  Hannovi'r's,  der 
ScheldezfUle  zu  Gunsten  Belgiens.  —  S.  auch  Rau,  Volkswirtlischaftspolit.  §.  47  fl'., 
Stein.  Verwaltunjrslehre  Rd.  7. 

B.  Specielle  Angelegenheiten  einzelner  Produc- 
tionszweige.  Hierhin  gehören  Staate-,  Provincial-,  Kreis-, 
Gemeinde  Unterstützungen  in  verschiedener  Form,  z.  B.  auch 
in  derjenigeu  der  Prämien  bei  Ausstellungen  und  sonst,  für 
einzelne  landwirtschaftliche,  gewerbliche,  mercantile  Unter- 
nehmungen, für  Experimente  darin  u.  dgl.  m.  Das  Ob  und  Wie 
macht  manche  Schwierigkeit  und  ist  nicht  hier,  sondern  soweit 
überhaupt  generell,  in  der  Volkswirthschaftspolitik  zu  behandeln. 
Der  wichtigste  Fall  betrifft  wohl  in  der  heutigen  Praxis  das 
Gestütewesen  in  der  Pferdezucht,  wo  man  vielfach  eigene 
staatliche  Gestüte  hat.  Doch  kommen  hier  neben  den  volks-  und 
speciell  landwirtschaftlichen  Interessen  militärpolitische  mit 
zur  Erwägung  und  geben  auch  wohl  die  Entscheidung  (§.  190). 

S.  Tin.  II,  §  316,  317.  Prämien  zur  Einführung  besserer  Viehracen  ftftett 
nützlich  gewesen.  Dispositionsfonds  des  p reu ss.  landw.  Min.  1883/84  1*.  Unterstützung 
landwirthsch.  Vereine  u.  zur  Förderung  d.  Landescultur  226,000  M.,  zur  Förderung  d. 
OI>stcultur  16,511.  d.  Fischerei  214,400  M.,  zur  Förderung  d.  Viehzucht  61*5,400  M. 

Ueber  das  Gestüt  ewese u  s.  Rau,  Volkswirthschaftspoi.  §.  16S  ff.,  Roscher 
II,  §.  178.  Auch  ob.-n  S.  442.  Es  kommt  auch  hier  eine  trebührenartitre  Einnahme 
Sprunjrtreld,  Fohlenareld),  dann  für  verkaufte  Thier.-  u.  dfL  vor.  Von  den  Landfre- 
mden sind  diejenigen  Gestüte  zu  unterscheiden,  in  denen  zu  den  Hengsten  auch 
Zuchtstuten  .'«-halten  und  junjre  Pferde  aufirezoireii  werden,  sogenannte  Haupttr<-stute. 
—  Preussen  3  Haupt-,  15  Landsrest  üb-. 

1858  1870  1881 

Hauptsrestüte,  Beschäler    .       25  28  20 

Zuchtstuteii   550  570  585 

Landp-stüte,  Bi-sehaler  .    .    1070  1450  2015 

Tausend  Thlr.    Tausend  Thlr.  Tausend  M.  (1883/4) 

Einnahmen    436  326  1842 

Ausgabe  f,38  580  3*49 

Mehrausgabe   202  262  2007 

Ulme  die  einmal.  Ausjr.  f.  1883/84  (778.000  M.).  Die  llaupt<?.stüte  kosten  1,015,000 
die  Landirestüte  1,866,000,  (bei  1,140.000  M.  Sproutr-  u.  Fullensreld),  die  alltr.  m. 
Aufefr.  023,000  M.  Gedeckt  v.  d.  Landbescbaleni  1881  100.469  Stuten,  wovon  be- 
fruchtet 67,277,  Welche  55,102  lebende  Fullen  jrebaren.  West-Oesterreich  1880  5 
H.-ntrst-Depots ,  zus.  mit  1613  Pferden  in  ärar.  Verpfle<riin>;,  1  Gestüt  zu  Radautz  mit 
257,400  fl.  Kosten.  A.  f.  1880  in  West-O.sterr.  f.  Staate  st  Ute  Aussr.  257.400,  für 
Hentrstd.  pots  u.  Fohlenhöfe  967,500  fl.,  f.  Ergänz,  des  Zuchtmaterials  aus  d.  Privat- 
mcht  200.000.  f.  Förderung  der  Pferdezucht  sonst  noch  55,000  fl.  Ausir. ,  Einn. 
317,120  fl.  —  Frankreich:  Die  Gestüte,  u.  Beschälanstaltm  kosteten  1881  4  03  Mill. 
l  r.,  danebi-n  der  Ankauf  von  Hengsten  und  «Ii«-  Beförderung  der  Pferdezucht  durch 
Prämien  noch  2  07  Mill.  Fr.  Das  Sprunirtreld  brachte  1S70  572,500  Kr.,  andere 
Nebeiieinnahmen  1 12.440. 

III.  —  §.  195.  Die  Verwaltung  des  Unterrichts- 
und Bildungswesens  und  des  öffentlichen  Cultus. 
Die  hierdurch  erfolgende  Beförderung  der  Volksbildung  wird  in 
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unserem  Zeitalter  als  eine  kochwichtige  Aufgabe  der  Staatsgewalt 
anerkannt.  Die  dafür  erforderliche  reine  8 1 a a 1 8 ausgäbe  ist 
aber  in  den  meisten  Ländern  verhältnissmässig  gering,  weil  ein 
grosser  Theil  des  Aufwandes  aus  anderen  Mitteln  bestritten  wird, 
theils  aus  solchen,  welche  meistens  schon  längst  diesem  Zweck 
gewidmet  waren,  wie  Stiftungsvermögen,  theils  aus  den 
Einnahmen  der  Selbstverwaltungskörper,  besonders  der 
Gemeinden,  so  bisher  namentlich  die  Kosten  der  Volks- 
schulen und  eines  Theils  der  Mittelschulen,  theils  aus  Ge- 
bühren (Schulgeldern  u.  dgl.)  der  betreffenden  öffentlichen  An- 
stalten. 

YgL  im  Alhr.  Stein,  Verwaltunjrslehre  B.  b.  Alles  Genauere  u.  Principielk- 
gehftrt  iu  die  liniere  Verwaltunfrslehre.  Ueber  die  Leistungen  der  Gemeinden  u.  s.  w. 
s.  passim  o.  §.  53  ff.  u.  fnr  die  Frage  der  Dotation  d.  Volksschule  mit  aus  Staats- 
bez.  Keichsmitteln  Gerstfeld,  preuss.  Städtefinanzen ,  auch  d.  Aufs,  in  Conrads 
Jahrb.  S.  41.  Ferner  f.  d.  preuss.  Verhältnisse  d.  oben  gen.  neueren  amtl.  Publi- 
eationen  d.  Ministeriums  (Ergränz.hefte  d.  preuss.  stat.  Ztschr.),  wozu  noch  H.  X, 
off.  Volksschulen,  von  Petersilie  u.  d.  neueste  Erg.h.  XIII,  d.  off.  Volksschuleu  im 
preuss.  Staat,  Kerl.  1883  kommen.  Der  Aufwand  im  Staatsbudget  ist:  in  Preussen 
im  Etat  des  Min.  d.  Unterrichts  f.  Unterricht  all«- in  Prov.schulcolle<neu  508,000, 
Prnf.commiss.  92,000,  Univers.  6,130,000,  höhere  Lehranst.  4,081,000,  Elem.-Unterr.- 
«reaen  20,7110,000,  techn.  Unterr.wesen  2,117,000,  zus.  im  Unterrichtsmin.  34  32  Mill.  M. 
Dazu  i.  landw.  Min.,  landw.  Lehranst.  u.  s.  w.  920,000,  Thierarzneisch.  239,000  M.  Dazu 
kommen  noch  bcztigl.  Posten  in  anderen  Kapiteln  des  Etats  des  Unterr.minist.  be- 
sonder! aus  d.  Gap.  124  „Cultus  u.  Unterr.  gemeinsam"  (Schulrathe ,  Zuschüsse  zu 
Wittiren*  u.  Waisenkassen  d.  Elena. lehrer).  In  Baiern  A.  f.  1870  13*35  M.  M. 
Etat  d.  Ausg.  f.  Erzieh,  u.  Bildung.  Baden  A.  1882  2  67  M.  M.  Wo st-Oesterr. 
A.  f.  1882  f.  Unterr.  im  Cult.miu.  998  M.  11.  Frankreich  A.  1883  f.  sämmtl. 
Aulw.  f.  Unterr.  u.  wissensch.  Zwecke  1 84*4 1  M.  Fr. 

Wie  die  Deckung  der  bezüglichen  Kosten,  besonders  für  das 
Schulwesen,  am  Zweckmässigsten  erfolgt,  lässt  sich  wieder 
kaum  allgemein  beantworten.  Man  wird  dabei  nur  die  verschie- 
denen Arten  Schulen  und  sonstigen  hierhergehörigen  Verwendungs- 
zwecke zu  unterscheiden,  dann  aber  auch  auf  die  Einrichtung  der 
Staats-  und  Comraunalfinanzen,  speciell  auf  die  Steuersysteme  bei 
der  Entscheidung  Rücksicht  zu  nehmen  haben.  Principiell  ist  die 
Mitbenutzung  von  Gebühren  (Schulgeldern)  wohl  ftir  alle  Arten 
Schulen  allgemein  gerechtfertigt  und  meistens  zweckmässig.  (Fin.U. 
§.  296.) 

Die  Hauptgebiete  der  hierhergehörigen  Verwaltung  sind  : 
1.  Die  für  die  geistige  Bildung  dienenden  Schulen  oder 
Anstalten  für  den  Jugend  Unterricht,  welche  hier  auch  für  die 
finanzwirthschaftlichc  Betrachtung  in  Volks-  und  Berufs- 
schulen zerfallen. 

a)  Als  allgemeine  Grundlage  alles  Unterrichtes  dienen  die 
Volks  - (Elementar-)  Schulen.  Nach  der  modernen  Auffassung, 
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welche  im  Princip  der  allgemeinen  Schulp  1*1  ic  ht,  als  einer 
staatsbürgerlichen  Pflicht,  ihren  folgerichtigen  und  deutlichsten 
Ausdruck  findet,  liegt  hier  eine  unzweifelhafte  Autgabe  zur  Er- 
richtung öffentlicher  Volksschulen  wesentlich  mit  öffent- 
lichen Mitteln  vor.  Nach  der  geschichtlichen  Entwicklung,  ins- 
besondere der  deutschen,  hat  man  regelmässig  zunächst  den 
Ortsgemeinden  die  Pflicht  auferlegt,  die  Mittel,  welche  Uber 
die  etwaigen  Zuschüsse  aus  Stiftungsvermögen,  Kirchenvermögen 
und  Schulgeldern  gebraucht  werden,  aus  Gemeindefonds,  theils 
den  allgemeinen,  theils  etwa  den  Erträgen  besonderer  Schulsteuern, 
zu  bestreiten.  Indessen  sind  die  Anforderungen  an  die  Orts- 
gemeinden in  Folge  der  neueren  immer  grösseren  Ausdehnung  und 
Vervollkommnung  des  Volksschulwesens,  der  notwendigen  Ver- 
mehrung und  besseren  Bezahlung  der  Lehrer,  der  Verbesserung 
der  Schulgebäude,  der  längeren  Schulzeit  u.  s.  w.  sehr  gestiegen. 
Die  Aufbringung  dieser  Mittel  durch  die  Ortsgemeinden  (oder  et- 
waige Sc  hüls ocu'  täten  in  der  Gemeinde,  Gemeinschaften  der 
Familienväter  u.  dgl.)  ist  dadurch  vielfach  schwieriger  geworden, 
während  die  Erhöhung  des  Schulgeldes  nicht  angänglich  erschien, 
selbst  wohl  aus  principiellen  Gründen  und  nach  öffentlich- recht- 
lichen Bestimmungen  eine  Ermässigung  oder  sogar  der  völlige 
Fortfall  des  Volksschulgeldes  verlangt  und  mehrfach  durchgeführt 
wurde.  Obgleich  nun  wohl  auch  bei  der  Volksschule  und  selbst 
bei  gesetzlichem  Schulzwang  eine  allgemeine  Freiheit  vom  Schul- 
geld nicht  nothwendig  und  nicht  einmal  durchaus  zweckmässig  ist, 
wird  bei  der  Volksschule  ein  erheblicher,  steigender  Zuscbuss  aus 
öffentlichen  Mitteln  vorzusehen  sein.  Die  Ortsgemeinden,  besonders 
die  ärmeren,  vermögen  denselben  nicht  allein  zu  tragen,  theils 
wegen  ihrer  beschränkten  wirthschaftlichen  und  finanziellen 
Leistungsfähigkeit,  theils  auch  wegen  der  unzureichenden  Beweg- 
lichkeit ihrer  Besteuerung.  Da  es  sich  bei  dem  betreffenden  Auf- 
wand und  unter  unserer  heutigen  socialen  und  wirthschaftlichen 
Rechtsordnung  (Freizügigkeit,  Ehefreiheit,  Gewerbefreiheit  u.  dgl.  m., 
auch  lauter  staatsbürgerliche  Rechte)  ausserdem  überhaupt 
in  erster  Linie  um  Lasten  handelt,  welche  die  Consequenz  der 
Staatsgesetzgebung  und  staatlicher  Einrichtungen  und 
Interessen  sind,  so  erscheint  es  wohl  gegenwärtig  ähnlich  wie  bei 
der  Regelung  der  Armenlasten,  Wegelasten  angemessen,  wenigstens 
einen  Theil  der  Lasten  der  Volksschule  den  Ortsgemeinden  ab 
und  dem  Staate  aufzubürden.    Die  übliche  Einrichtung  der 
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Besteuerung,  nein  lieh  das  Vorwalten  oder  selbst  der  nahezu 
ausschliessliche  Vorbehalt  der  indirecten  Verbrauchstenern  für  das 
Staatssteuersystem  spricht  daneben  zu  Gunsten  dieser  Massregel. 

Der  Modalitäten  der  Durchführung  bieten  sich  alsdann  mehrere,  z.  B.  dicjeBigv. 
dass  man  ein  gewisses  Minimum  der  Leistungen  von  der  Gemeinde  verlangt  urnl 
den  darüber  hinausgehenden  Betrag  aus  Staatsfonds  zusebicsst,  wobei  man  wied  r 
verschieden  vonreheji  kann,  etwa  nach  Massgabe  des  absoluten  Aufwands  für  «lir 
Schule  oder  für  den  Kopf  der  Schüler  oder  für  den  Kopf  der  Einwohner  (Hier  uart 
dem  Quoten rerhält&iss  des  communalen  Schulaufwands  /um  gesammteu  Cominunal- 
aufwand  oder  nach  Massgahe  der  Quote,  um  welche  die  wirkliche  directe  BcstcueflM 
zur  Deckung  des  Schulaufwauds  erhöht  werden  muss,  bez.  ohne  Staatszuschüsse  mus>t. 
Oder  mann  kann  umgekehrt,  in  Anlehnung  an,  aber  mit  Modification  des  Oertt« 
fei  dt' sehen  jedenfalls  wolddurchdachten  und  ernstlicher  Erwägung  werthen,  wenngleich 
auch  Bedenken  bieteuden  Vorschlags,  ein  Minimum  der  Staatsleistungen  für  Volks- 
schulen  feststellen  und  diesen  Betrag,  z.  B.  1  M.  per  Kopf  der  Ortsbevölkerung  au? 
Keichsfonds  den  Gemeinden  zuführen  (Gerstfeld,  Städtefin.  bes.  S.  90  ff.).  Oder  man 
kann  endlich,  wie  es  in  der  Praxis  mehrfach  geschieht,  von  Fall  zu  Fall  au  „bedürf- 
tige Gemeinden"  Staatszuschusse  leisten,  aus  Staatsmitteln  das  festgestellte  Minimum 
der  Lehrergehalte,  ergänzen,  speciell  die  Pensionslast  ganz  oder  tneilweise  auf  dt« 
Staat  nehmen,  auch  sonst  noch  Kategorieen  von  Ausgaben  (persönlichen,  V-sonders  Be- 
soldungen, sachlichen,  Gebäude)  unterscheiden  und  die  eine  vom  Staate,  die  ander«'  voii 
der  Gemeinde  tragen  lassen  oder  beiden  Verpflichteten  gewisse  Quoten  auflegen.  Je<l> 
dieser  Modalitäten  hat  ihre  Vorzüge  und  ihre  Nachtheile.  Die  Entscheidung  winl 
wesentlich  nach  den  vielseitigen  verschiedenen  concreten  Verhältnissen  zu  treffen  Sein, 
welche  hier  mitsprechen.  Gewisse  mittelbare  Kosten  des  Volksschulwesens,  beson- 
ders für  die  Schullehrerseminare  und  für  die  Schulau  fsicht  sind  wohl  am 
Besten  ganz  vom  Staate  zu  übernehmen,  wie  das  bezüglich  der  ersteren  in  der  Reg. : 
geschehen  ist.  Für  die  Verbesserung1  der  früher  u.  bis  in  die  neuere  u.  neueste  Zeit 
oft  sehr  kärglichen  Besoldungen  der  Volksschullehrer  in  den  Städten  u.  auf  dem 
Lande  ist  in  Deutschland  in  den  letzten  Jahrzehnten  viel  geschehen,  auch  mit  aus 
Staatsmitteln.  Aber  noch  nicht  vor  langer  Zeit  war  das  Lehrereinkommen,  bes.  auf 
dem  Laude,  ganz  unzureichend,  oft  kaum  so  hoch  als  der  gemeine  Tagelohn  und  der 
Lehrer  so  zu  unwürdigem,  seiner  Stellung  und  damit  auch  seiuem  Erfolge  schadenden 
Nebenerwerb  gezwungen,  an  den  „Reihetisch44  bei  den  Bauern  angewiesen  u.  dgl.  m. 
(In  Hannover  lebten  (834  noch  396  Lehrer  mit  vom  Reihetisch). 

Ueber  P reu ss en  s.  Ztschr.  d.  Statist.  Bur.  v.  Engel,  1969,  S.  99  ff.,  153  ff.. 
177,  u.  Jahrb.  f.  d.  amt.  Stat.  IV,  2.  (1876)  S.  20  ff.,  woraus  Daten  in  vor.  Aufl. 
dieses  B.  S.  287.  Genanntes  Ergänz.!».  XIII  S.  48  ff.  u.  X.  (von  Petersilie)  S.  XIII  ff. 
Im  J.  1821  war  das  Durchschn.einkommeu  der  Stadtsch  u Istellen* (aber  inci.  dama- 
liger Bürger-,  Mittel-  u.  Realschulen)  639  M.  (I>ei  122  unter  150,  bei  493  150— 300. 
bei  1436  300—600  M.i,  der  Landschulstellen  259  M.  (unter  30  M.  bei  323.  3<i 
-60  bei  857,  60—120  bei  2287,  120—180  bei  2926!)  Diese  Sätze  stiegen  bis  1961. 
1871,  1878  f.  Elem.-schulen  in  d.  Städten  auf  846 — 1087  —  1430  M.  (Berlin  allein: 
1249  —  1533—2063  M.),  auf  dem  Lande  auf  548—  701  —954  M.  (Staat  im  vor- 
66  er  Umfang).  Im  ganzen  preuss.  Staate  jetz.  Umfangs  war  die  Lehrerbesold.  im 
Dchschn.  1871  in  d.  Städten  1089,  1879  1441,  auf  d.  Lande  705  u.  955,  im  Dchschn 
Uberhaupt  792  u.  1122  M.  Diese  Erhöhungen  sind  th.  durch  vermehrte  Gemeinde-,  ti. 
durch  Staatszuschüsse  ermöglicht,  bes.  in  d.  kleineren  Städten  u.  auf  d.  Lande  .im 
Dchschn.  lieferten  f.  d.  Gesammtstcllencinkoinmcn  1878  in  d.  Städten  d.  SchulgeM 
25  02.  Schulvermögensortrag  3*75,  Gemeinde-,  GutsherrL  u.  Patronatsleistungen  65*67. 
Staatsmittel  5  56,  dsgl.  auf  dem  Lande  bez  16*80  —  19*07  —  46*39  —  17*74.  und 
im  ganzen  Staate,  Stadt  u.  Land  zus.  bez.  20*58  —  12  02  —  55*26  —  1214%  (P  eter- 
silie,  Erg.h.  X  S.  XIIL.  Der  Dchschn.-Ruh egohalt  emerit.  Volksschullehrex  war 
187s  534  M.,  wovon  bes.  auf  dem  Lande  ein  erhebl.  Betrag,  hier  22*25%,  noch 
durch  Abgabe  des  Dienstnachfolgers  aufgebracht  wird.  Das  Minimum  der  Lehrcr- 
Wittwonpension  ist  jetzt  250  M.  Auch  hierfür  (1883/84  i.  G.  396,000  M.),  wie  für 
d.  Ruhegehalte  der  Lehrer  (19S3  94  700.000  M.)  leistet  d.  Staatskasse  wachsende  Zu- 
schüsse.   Reiches  weiteres  stat.  Detail  in  d.  gen.  2  neuen  amtl.  statistischen  Publi- 


Digitized  by  Google 


Volksschulen. 


463 


cationen.    Das  allgemeine  Unterrichtsgesetz  wie  ein  besonderes  Schuldutationsgeset/ 
steht  noch  aus.    Es  sind  aber  in  der  günstigen  Finanzlage  der  letzten  Jahre  sehr  er- 
hebt. Summen  f.  Volksschulen  unter  die  fortdauernden  Ausgaben  des  Staats  gestellt, 
so  im  A.  f.  1S74  13*16,  1875  17*48,  1876  1 8*32  Mill.  M.,  wovon  speciell  ftir  die 
Thülen  10  42,  13  61,  13  77,  f.  d.  Seminare  u.  dgl.  2  23,  3*:<6,  410  Mill.  M.  Im 
Et.  f.  1883/84  stehen  an  Auäg.  f.  Seminare  4*499*000  M.,  f.  Präparandenanstalien 
026,000,  f.  Elem.schulen  15,227,000.  wovon  f,  Schulaufsicht  1,472,000,  f.  Lehror- 
besold, u.  Zuschüsse  12,151,000  M.,  f.  Schulbauten  500.000  M.    Beispiel  eines  treff- 
lichen Schulgesetzes  das  Badische  schon  v.  8.  März  1S68;  Tit.  V.  vom  Einkommen 
der  Lehrer:  4  Urtsclassen,  (iemeiuden  bis  500,  501  —  1500,  1501—3000,  über  3000 
Einw.  Hauptlehrer  Minimalgehalt  >in  Geld,  Naturalien  oder  festen  Nutzungen)  hienach 
.">50,  375.  400,  450  fl. ;  wenn  an  einer  Volksschule  wenigstens  2  Hauptlehrer,  so  bat 
der  erste  50,  wenn  3,  so  der  erste  100,  der  zweite  50,  wenn  4  oder  mehr,  so  hat 
der  erste  200,  der  zweite  100,  der  dritte  50  fl.  mehr;  ausserdem  stets  freie  Wohnung, 
ferner  Anthcil  am  Schulgeld,  das  in  der  niedersten  Ortsclasse  mit  50,  in  den  drei 
anderen  mit  75  fl.  garantirt  wird;  endlich  Personalzulagen  nach  d.  Dienstalter,  alle 
5  Jahr  20  fl.,  bis  zum  Max.  v.  120  fl.  in  der  untersten,  100  fl.  in  d.  anderen  Classen, 
doch  nur,  soweit  feste  Besoldung  u.  Schulgeldantheil  650  fl.  nicht  übersteigt.  Schul- 
gehilfen  als  Unter-  und  Hülfslehrer:  heizbare,  tnöbl.  Stube  und  im  Min.  265  fl.  in 
den  2  untersten,  290  fl.  in  den  2  obersten  Ortsclassen,  in  Städten  über  6000  Einw. 
■{15  fl.    S.  Titel  VI  über  die  Bestreitung  des  Aufwands  für  die  Volksschulen.  Was 
durch  Schulfonds,  Dotationen,  gesetzl.  Beitrüge  d.  Lehrer  nicht  gedeckt  ist,  trägt  die 
Staatskasse,  §.  74.    So  im  Jahre  1871  A.  178,000  fl.  Staatsbeitrag  zu  den  Ge- 
halten der  Volksschullehrer,  ausserdem  30  000  fl.  Personalzulagcn,  A.  für  1876:  resp. 
246,000  u.  64,000  M.,  überhaupt  an  Staatsbeitr.  f.  d.  Volksschulen  541,000.  ücber 
Huhegehaltc,  Versorg,  d.  Wittwen  u.  Waisen,  s.  Titel  VII.  d.  Ges.  —  Bes.  f.  Lehror- 
besoldungen  u.  Pensionen  sind  noch  iu  anderen  deutschen  Staaten  neuerdings  Staats- 
zuschüsse beim  commun.  Elementarschulwesen  eingetreten,  so  giebt  Würt  einher  g 
769,000  M.  Zuschuss  an  Gemeinden  u.  f.  d.  Alterszulagen  der  Lehrer.  Die  Seminare, 
sind  regelmässig  Staatsanstalten  auf  Staatskosten.    In  Wost-Oesterr.  fiel  v.  einem 
Gesammt-Staatsaufwand  ?.  9*82  M.  fl.  in  1880  1*71  auf  die  Volksschulen,  meist  für 
Seminare  u.  dgl..  (143  Mill.  fl.),  doch  auch  Zuschüsse  zu  den  Normalschulfonds  u.  für 
Volks-  u.  Burirerschulcn  überhaupt  (243,000  fl.),  spec.  f.  Tirol  35*000  fl.  —  Das  in 
d.  preuss.  Verfass.  anerkannte  Princip  der  Schulgeldfreiheit  bei  d.  Volksschulen  ist 
nur  theilweise  durchgeführt  worden  (so  in  Berlin).  Dagegen  hat  Frankreich  dasselbe 
jüngst  (1881)  an-  u.  d.  Ausfall  auf  d.  Staatscasse  übernommen.    Dies  hat  eine  be- 
deutende Steigerung  des  staatl.  Unterrichtsbudgets  bedingt.    Auch  in  Grossbritan- 
nien, wo  lange  Zeit  für  das  Schulwesen  gar  nichts  vom  Staate  geschah,  ist  das  jetzt 
anders  geworden.    1861—62  war  die  Staatsausgabe  für  Erziehung,  Wissenschaft  und 
Kunst  1,360,000  L.,  davon  803*784  L.  für  ötfcntl.  Anstalten  für  Erziehung,  meist  für 
Schulhäuser,  Lehrerbesold.,  Lehrerbildungsanstalt.,  überhaupt  grosscntheils  für  Elemen- 
tarunterricht.   1881/82  wurden  für  ölfentl.  Unten*,  (ohne  Univers.)  3*85  Mill.  Pfd. 
verausgabt    S.  sonst  einige  ältere  Daten  bei  Kau  §.  80  u.  vor.  Aufl.  dieses  Bands 
S.  285  ff.    Ein  genaueres  Eingehen  auch  auf  die  finanzielle  Seite  des  Schulwesens 
und  die  bezügliche  neuere  Gesetzgebung   inuss  bei    dem    engen  Zusammenhang 
mit  den  sonstigen   administrativen  Fragen  der  Schulverwaltung   der  Inneren  Ver- 
waltungslehre vorbehalten  bleiben.    Der  Gang  scheint  ziemlich  allgemein  in  Europa 
der.  dass  der  Staat  neben  den  Gemeinden  mehr  uud  mehr  mit  finanz.  Hilfe  auch 
beim  Volksschulwesen  eintritt,  mittelbar  oder  unmittelbar.    Gerstfeldt  (Conrad's 
Jahrb.  B.  41,  Tab.  6  ff.)  berechnet  f.  Preussen  den  absol.  Staats -Aufwand  f.  Un- 
terricht u.  Cnltus  (incl.  Medic.wesen)  f.  1821  auf  6  Mill.  M.,  1832  7,467,000.  1811 
9,087,000.  1851  11,321,000.  l»6l  12,886,000.  1873  38,525.000,  18^3  60.495,000  M., 
oder  in  Pfennigen  per  Kopf  bez.  55  —  57  —  61 — 67  —  70 — 160  —  210  u.  in  %  dcr 
ordentl.  Nettoausg.  f.  Milit.  u.  Civilvcrwalt.  bez.  4*7  —  5*8  —  61  —5*5  —  4*7 — 6*8  — 
V9.    Für  Volksunterr.  allein  berechnet  er  um  1882  (eb.  S.  39)  f.  Preussen:  Staats- 
kasse 20,439,000,  Gemeinden  u.  s.  w.  89,341,000,  zus.  109,780,000  M.,  f.  Gross- 
brit.  ebenso  77*04  — 29*16  (Localverwalt.  —  wohl  zu  niedrig  angesetzt?  — ) 
106*2  M.  M.,  f.  Frankreich  51*76— 68*88  (Depart  u.  Gemeinden)  -  120*59  M.  M. 
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b)  Das  Berufsschulwesen,  mit  seineu  drei  Hauptgebieten, 
des  gelehrten  oder  wissenschaftlichen,  des  wirthschaft 
liehen  und  des  künstlerischen,  und  in  jedem  dieser  Gebiete 
mit  seinen  Schulen  für  die  Vorbildung  und  für  die  Fachbil- 
dung zum  Beruf  ist  in  finanzieller  Hinsicht  gewöhnlich 
schon  länger  mehr  mit  zu  Lasten  der  Staatskasse  übernommen  als 
das  Volksschulwesen ,  soweit  nicht  Schulgelder,  Collegiengeld  und 
das  oft  nicht  unbedeutende  Stiftungsvermögen  u.  dgl.  (wie  bei  den 
Universitäten)  die  Kosten  decken.  Dabei  ist  auch  für  die 
finanzielle  Seite  zu  beachten,  dass  das  gelehrte  Schulwesen  im 
Ganzen  das  ältere  ist,  das  wirtschaftliche  erst  den  Bedürt 
nissen  der  neueren  Zeit  seine  Entstehung  verdankt  und  das 
Kunstschulwesen,  wenigstens  als  öffentliche  Angelegenheit, 
meistens  erst  der  jüngsten  Zeit  angehört.  Das  gelehrte  Schul 
wesen  ist  ferner  für  die  meisten  Staatsdiener  (höherer  Art)  in  der 
Regel  das  Mittel  zur  Erlangung  der  Vor-  und  der  theoretischen 
Fachbildung.  Dieser  Umstand  hinderte  gewöhnlich  die  Erhöhung 
des  allgemein  üblichen  Schulgelds  Uber  ein  gewisses  Maass.  Die 
niederen  und  höheren  gelehrten  Schulen  (Lateinschulen,  Lyceen, 
humanistische  Gymnasien)  sind  besonders  häufig  auf  altes 
eigenes  oder  S tif tu ngs vermögen  fundirt.  Wo  dessen  Erträge 
nicht  genügten  oder  wo  sie  fehlten,  werden  diese  Schulen  seit 
lange  von  den  Städten  dotirt.  Nur  soweit  diese  Mittel,  wie 
neuerdings  vielfach,  nicht  ausreichen  oder  neue  Anstalten  erforder- 
lich wurden,  leistet  auch  der  Staat  bedeutendere  Zuschüsse  oder 
unterhält  die  Anstalten  auch  allein.  Das  wirthschaft  liehe 
Schulwesen  (Realschulen,  Special- Berufsschulen,  wenigstens 
niedere  und  mittlere,  seltener  Hochschulen,  wie  Polytechniken, 
Landwirthschafts-,  Forst-,  Berg-,  Bauakademieen)  steht  den  Inter- 
essen der  grossen  Masse  der  Bevölkerung  näher,  konnte  daher 
auch  mehr  auf  freiwillige  Gaben  (Gründungsbeiträge  u.  s.  w.'l 
der  Interessenten  und  auf  Schulgeld,  dann  besonders  auf  Bei- 
träge der  Gemeinden,  Kreise  begründet  werden,  so  dass  der 
Staat  nur  secundär  dafür  eintreten  inusste.  Die  wirtschaft- 
lichen Specialschulen,  namentlich  die  Hochschulen, 
machen  in  dieser  Beziehung  indessen  schon  länger  eine  wichtigere 
Ausnahme,  indem  der  Staat  in  deren  Unterstützung  wieder  seine 
Staatsdienstinteressen  pflegte  (Forst-,  Berg-,  Bauschulen)  und 
ausserdem  darin  eine  passende  Form  der  Förderung  der  Volks 
wirthschaft  erkannte.    Dieser  berechtigte  Gesichtspunct  ist  neuer 
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dings  auch  öfters  dem  niederen  wirtschaftlichen  Schulwesen 
zu  Gute  gekommen.  Die  Unterhaltung  der  niederen  Kunstschulen 
iz.  H.  Zeichenschulen)  dient  auch  zugleich  wirtschaftlichen  Inter- 
essen. Diejenige  der  höheren  für  Malerei,  Bildhauerei,  Baukunst 
ist  Hache  des  reichen  Mäcenatenthums ,  der  grossen  hlüheuden 
Städte,  aber  doch  mit  Recht  auch  des  Staats. 

Die  allgemeine  Aufgabe  ist  nuu  auch  hier  wieder,  die 
richtige  Vertheilung  der  Last  zwischen  dem  Staat 
und  den  verschiedenen  Arten  der  Selbstverwaltungs- 
körper, besonders,  aber  doch  nicht  ausschliesslich  der  Ge- 
meinden, herbeizuführen.  Mit  der  Neuordnung  dieser  finanziellen 
Seite  des  Gegenstands  ist  man  in  Deutschland  in  neuerer  Zeit 
mehrfach  beschäftigt,  etwas  endgiltig  Befriedigendes  ist  aber  kaum 
noch  erreicht.  Jedenfalls  darf  nicht  nur,  sondern  soll  auch,  den 
Geaichtspuncten  richtigen  Gebührenwesens  gemäss  (Fin.  II.  §.  290) 
durch  Beiträge  der  Schulbesucher  (Schulgeld)  ein  erheb- 
licher Theil  der  Kosten  des  Berufsschulwesens  gedeckt  werden, 
da  das  letztere  Privatinteressen  in  starkem  Maasse  zu  Gute  kommt. 
Dabei  Hesse  sich  wohl  eine  Abstufung  des  Schulgeldes  mit 
nach  dem  Wohlstände  der  Schulbesucher,  bez.  ihrer  Familie, 
wie  es  hie  und  da  bei  preussischen  Gymnasien  geschieht,  vor- 
nehmen. Der  Rest  der  Kosten  wäre  dann  bei  den  Mittelschulen 
( Gymnasien),  ähnlich  wie  es  oben  für  Volksschulen  erörtert  wurde, 
zwischen  dem  Staate  und  der  Ortsgemeinde  zu  vertheilen, 
dabei  aber  auch  eine  Mitbetheiligung  der  Verbände  hö herer 
Ordnung,  wie  der  Kreise  und  Provinzen  in  Erwägung  zu  ziehen. 
Die  Wahl  des  Weges  oder  der  Modalität  der  Kostenvertheilung 
wird  sich  nach  den  concreten  Verhältnissen  im  einzelnen  Staate 
richten  müssen.  Eine  unbedingte  allgemeine  Regel  lässt  sich 
dafür  nicht  wohl  aufstellen.  Besonders  wichtig  —  nicht  nur  um 
der  betheiligten  Lehrbeamten  willen  —  ist  wieder  die  Gewährung 
genügender  Besoldungen  der  Lehrer,  nach  einem  den  Verhält 
nissen  wirklich  entsprechenden  „ Normaletat "  und  die  gute 
Ordnung  des  Pensions wesens,  wobei  nach  der  Eigentüm- 
lichkeit des  Lehrberufs  Normen  notwendig  erscheinen,  welche 
günstiger  als  diejenigen  des  sonstigen  Civildiensts  sind  (früherer 
Anspruch  auf  volle,  dem  Gehalt  gleiche  Pension,  um  früheres 
Ausscheiden  alter  und  Einrücken  jüngerer  Personen  zu  ermög- 
lichen). Die  Staatskasse  möchte  hier  wohl  zur  Erfüllung  dieser 
Forderungen  mit  dem  System  von  ,,  B  e  d  ü  r  t  n  i  s  s  z  u  s  c  h  ü  s  s  e  u  M 
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gegenüber  städtischen  Mittelschulen  (Gymnasien,  Preussen)  passend 
vorgehen. 

Das  eigentliche  Hochschulwesen,  Universitäten  und  Poly- 
techniken u.  dgl.,  wird  bei  dem  hier  mit  spielenden  allgemeinen 
Interesse  des  Volks  und  dem  besonderen  Interesse  des  öffentlichen, 
zumal  des  Staatsdienste  wohl  mit  Recht  in  der  Regel  zu  Lasten 
derStaatskasse  stehen  mtlssen.  Doch  möchte  wenigstens  in  einem 
grossen  Staate  mit  leistungsfähigen  Communalverbänden  höchster 
Ordnung,  wie  den  Provinzen,  und  mit  grossen  Verschiedenheiten 
des  Wohlstands,  der  Cultur,  der  Bevölkerungsdichtigkeit,  der 
wirtschaftlichen  Bedürfnisse  auch  hier  eine  Mitbetbeiligung 
der  Provinzen  an  der  Tragung  dieser  Lasten  zu  erwägen  sein. 
Mit  Rücksicht  darauf,  dass  ferner  das  Hochschulwesen  doch  nebeu 
den  allgemeinen  die  besonderen  Interessen  der  wohlhabenderen 
l  'lassen  speciell  mit  befriedigt,  wäre  wohl  auch  die  Aufbringung 
der  Staats-  und  Communalbeiträge  in  höherem  Maasse  diesen 
Classen  mit  zu  zuschieben,  nemlich  in  der  Form  von  höheren  oder 
besonderen  Steuern  ad  hoc  für  grösseres  und  für  fundirtes  Ein- 
kommen. 

Statistisches  Uber  Preussen  auch  f.  d.  höhere  Schulwesen  (Mittelschulen. 
Gymnasien  u.  s.  w.)  in  den  genannten  neueren  amtlichen  communalfinau/stai. 
Puljlicationen,  bes.  Erg.heft  VI  (grössere  Städte).  Vjrl.  auch  oben  §.  53  ff.  Kur 
etwas  frühere  Zeit  »riebt  noch  folgende  Uebersicht  aus  d.  vor.  Aufl.  einen  Einblick. 

In  Preussen  (alten  Uinfangs)  kosteten 

<)«'ir.  Ele-  Höh.  Roalsrh.  Knalw-h.  OefT.  «>«ff.  fnivws 
rannt«*-*.     Hilf-     £.  Ord.     1.  Oid.    Pro-     C.yinn.   1S7U  hvl 
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pr.  1  Schfller     ....  c.  38      45       26        30       43        43  c.  207 

davon  %  V0I,: 
Staat  a.  unmittelbar. 

Fonds  .  .  . 
Staat  a.  mittelbaren 

Fonds  .  .  . 
Stadtgemeinden  . 
Kirch,  u.  nicht  unter 

Staatsverwalt.steh.  (        iö' ' 

Stiftungen  ...  J  [  5  45       4  31      1'15     4*62     3  11  131 

Schulgeld  ....  22  8    47*71      52  77    02  36    3853    42*42  *,2*1 

Ucbrigens  ("?).  auch 

eigenes  Vermögen  .  --      15*51       5.01      4  06    18*28    17*91  270 

Ilei  der  Univers,  ohne  Einrcchnuu£  des  follegietigeldcs  (bei  Schulgeld  hier  „Hinnahm, 
aus  eig.  Erwerb":  wohl  Gebuhren).  Um  1870  Betrag  der  Normalgehalte  der  Gym- 
nasiallehrer nach  3  Ortsclassen  Directorcn  bis  1800.  1600  u.  1400,  ordentl.  Lehn: 
000—1300.  550—1150,  500— 1000  Thlr.,  s.  Engel,  Zeitschr.  1869,  S.  202,  206,  I9*J, 
Details  in  Mushacke 's  Schulkalender.  Nach  einer  neueren  Statistik  (Jahrb.  d.  amtl. 
Statistik  IV,  2.  Abth.,  S.  80,  114)  ist  der  Aufwand  f.  d.  höheren  Lehranstalten  uu<l 
Universitäten  in  Preussen  folgendennassen  gestiegen  (in  1000  Thlr.),  ganzer  Staat  Lad 
neue  Provinzen. 


CS  J  Ml 

r 


Digitized  by  Google 


Berufsschulen. 


467 


Bürger-  Real-  Gymnasien  iini-«.-««!«-,. 

schulen.  schulen.         und  Progymn. 

1869  1874  1869  1874  1869  1874  1876 
Summa  ....  401  640  801  1584  3016  4584  2257 
wovon  aus 

Staatsfonds    ...        22        42  14        95        480     1134  1641 

Stiftungen     ...  4  6  11         11        264       228  449 

Andere  Quellen  .    .       374       592        776     1477      2272     3222  167 

Im  preuss.  Et.  f.  1883/84  wird  im  Ganzen  die  Summe  v.  4,681.000  M.  f. 
„höhere  Lehranstalten"  (ohne  Univers,  u.  techn.  Anst.)  ausgeworfen  u.  dabei  unter- 
schieden: 1)  Zahlungen  vermöge  rechtl.  Verpflicht.  an  benannte  Anstalten  u.  Fonds 
(221.000  M.),  —  2)  Zuschüsse  f.  d.  v.  Staate  zu  erhaltenden  Anstalten  u.  Fonds 
(3.107,000  M.),  —  3)  Zuschüsse  f.  d.  v.  Staate  u.  v.  anderen  gemeinschaftl.  zu 
haltenden  Anstalten  (65,400  M.>  —  4)  Zuschüsse  v.  d.  v.  Anderen  zu  unter- 
haltenden, aber  v.  Staate  zu  unterstützenden  Anstalten  (961,000  M  Der 
Rest  (326,000  M.i  enthält  u.  a.  Summen  f.  verschied.  Ergänzungen,  so  zur  Erfüllung 
des  Normaletats  der  Gymnasien  v.  1872  (65,700  M.),  Zuschüsse  f.  höhere  Töchter- 
schulen (100,000  MA  Im  Ganzen  ergiebt  sich  ftlr  die  mit  Staatsmitteln  dotirten  oder 
untenstutzten  467  höheren  Schulen  (meist  Gymnas.  u.  Progymnas.)  gegenwärtig  (1883) 
ein  Bedarf  v.  25,519,000  M.  (davon  f.  Besold.  der  Directoren  2,2h9,000,  der  Lehrer 
16,415,000,zu  Remunerationen  f.  ünterr.  1,258,000, zu  Wohn.geld.zuschüssen  1,323,000  — 
noch  nicht  bef*alleu  städt  Gymnasien  gewährt,  —  zu  sachl.  Ausg.  u.  Verwalt.kosten 
4.234,000  M.  Dieser  Bedarf  wird  gedeckt:  aus  eigenem  Erwerb  (Schulgeld  u.  s.  w.) 
1 2,091.000  M.  oder  47'3%,  aus  eigenem  Vermögen  1.746,000  M.  oder  6  8uf0,  aus 
Stiftungs-  und  andren  Fonds  703,000  M.  oder  2- 7%,  aus  gewissen  Specialfonds  543,000  K, 
oder  2'  1  %,  aus  s t ä d t.  Fonds  6,082,000  M.  oder  23  8%,  aus  „  B  e  d  ü  r  f  n  i  s  s  z  u  s  c  h  ü  s  s  e  n  " 
des  Staats  4,134,000,  oder  16'2°/0,  »n»  Staatsmitteln  nach  rechtl.  Verpflichtung 
221,000  M.  oder  0'9%-  Nach  dem  in  den  Staatsgymnasien  schon  länger,  in  d, 
städt  jetzt  meist  auch  durchgeführten  „Normaletat"  v.  20.  April  1872  betragen  an  den 
Gymnasien  u.  gleichgestellten  höheren  Unterr.anst.  (.auch  Realsch.  I.  Ürdn.)  die  Gehalte 
der  Directoren  in  Berlin  6600,  in  Städten  über  50,000  Einw.  5100—6000,  i.  D.  5650  M., 
in  and.  Orten  4500—5400,  i.  D.  4950  M.  (d.  h.  nur  750  M.  mehr  als  d.  Durchschn.- 
<;ehalt  der  Land-  u.  Amtsrichter  jetzt  beträgt),  der  ordentl.  Lehrer  in  Berlin  2100  bis 
5100.  i.  D.  3600  M.,  sonst  1800—4500  M.~,  i.  D.  3150  M.  Dazu  das  Wohnungsgeld 
der  Cl.  III  (in  Berl.  900,  sonst  720—660—540—480—420—360  M.).  Die  Gleich- 
stellung mit  den  Richtern  1  .Inst,  ist  wohl  zu  verlangen.  —  In  West-Oesterr.  trägt 
1880  die  Staatskasse  f.  d.  staatlichen  „Mittelschulen"  (Gymn.  u.  Realsch.) 
3,978.000  fl.  bei,  davon  f.  d.  Gymnasien  2,766,000  fl.  Dieselben  haben  ausserdem 
aus  Schulgeld  u.  Beiträgen  Dritter  (geistl.  Stifter),  auch  eig.  Vermögen  556,000  fl. 
Kinn.  — In  Frankreich  sind  die  Ausg.  f.  d.  Mittelschulen  (Staatslyceen  u.  Coinmunal- 
eolleges)  in  1876  c.  76  MU1.  fr.,  wovon  d.  Schulgeld  65  6,  d.  Staat  5  57,  die  Depart. 
0  47,  die  Gemeinden  4  28  M.  fr.  tragen  (Kaufmann  S.  674). 

Die  preussischen  Universitäten  haben  1883/84  einen  Etat  v.  8,103,000  M., 
wovon  aus  Staatsfonds  5,845,000  (mit  Zuschlag  einiger  f.  alle  Univers,  gemeins.  Fonds 
6,130,000),  aus  Stiftungs-  u.  dgl.  Vermögen  1,016,000,  aus  Kapitalzins.  u.  Grundst- 
revenuen  481,000,  aus  eigenem  Erwerb  (diverse  Gebühren  etc.,  nicht  Collegiengeld) 
762,000  M.  Davon  f.  Besold.  der  Lehrer  3.057,000,  Wohn.geld  450,000,  Institute, 
Sammlungen  u.  s.  w.  3,697,000,  G'onvicte,  Stipendien  152,000,  Anderes  (auch  Bau- 
kosten) 462,000  M. 

Im  Einzelnen  war  d.  Etat  1883/84. 

Summe     dav.  aus  <n  dav.  aus 

Mark      Staatsf.  öumme  gtaats£ 

Berlin   1730  1548  Freiburg   (1876)    .    .    .    Mark     ?  197 

Bonn   904  770  München  (1870)    .    .    .  fl.  208  84 

Breslau   747  698  Würzburg    345  73 

Halle   890  513  Erlangen   ,  171  124 

Königsberg    ...  843  759  Wien        (1880)  .    .    .  „  Ord.  766  Gröss- 

Greifswald      ...  547  141  Prag    454  ten- 

Münster  (Akad.)  .    .  175  115  Gratz   „    „  261  theils- 

Gdtttogen   ....  954  296  Innsbruck     ,  ,  202  aus 
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Marburg    .    ...    Iii  1        478    Krakau  .    .     fl.  f)rd.    216  der 

Kiel  061        507   Leabern:    153  Statt* 

Braunsben:    Lyc)   .41  20    C/ernowit/   95  ka>*-. 

Heidelberg  (1*76)  .      ?        496    Dorpat  Rbl.(1870)209  20t) 

Die  Ausgabe  u.  Einnahm«!  bilancireii  re«relinäs*i«r.  Nur  bei  Würzburg  ist  die  Au>- 
gäbe  blo*s  269,000  fl.,  die  Zahl  in  der  liebei-sicht  betrifft  die  Ein».  (Bai« tu:  Statistik 
ii.  Unterr.  p.  27,  1.  Th.,  S.  39).  —  Von  fremden  Uuivers.  haben  z.  B.  Lund  und 
Upsala  in  Schweden.  Oxford  (174,000  L.  Einkommen  einschliesslich  der  Celli«*«). 
Cambridge  (133,000  L.  St.)  bedeutende  eigene  Einkünfte.  In  Deutschland  sind  letztere 
mitunter  vom  Staate  eingezogen,  die  heutige  Staatsdotation  erfolgt  theilweisc  aus  diesem 
Titel  (z.  B.  1*70  bei  Freiburg  13.564  fl.  Staatszuschuss  für  entzogene  (ielalle.  50.436  ii. 
eigentlicher  Staatszuschussl  —  Ueber  den  Betrag  des  Collegiengelds .  der  Doctorjre- 
bühren  u.  s.  w.  fehlen  Angaben  fast  durchaus.  Um  so  daukenswerther  sind  die  Mit* 
theilungen  in  dem  gen.  Werke  über  die  baicr.  Unterrichtsstat.  S.  39  u.  XIX.  Die 
eingezahlten  Collcgiengeldor  betrugen  1869/70  in  München  45.900,  Würzburj?  32.400. 
Erlangen  16,200,  i.  (i.  94.600  fl.,  1871/72  resp.  53.900.  41,700,  19,200.  113,s»W  fl. 
(auch  mit  Unterscheidung  der  Kacult.).  Im  Durchschnitt  v.  1869/70 — 71/72  war  'Ii* 
Collegiengeld  97.000  fl.  oder  13°/0  des  (iesammtbetrags  der  Kosten  des  Cnivereitib- 
unterrichts  v.  744.000  fl.  in  1871.  Allerdings  betragen  die  vollständ.  Befreiungen  2o. 
die  theilweisen  25,  zus.  45w/0  der  Studenten.  Ebendaselbst  Berechnungen  de*  Werths 
iler  Sammluugen  und  Anstalten  der  Universitäten.  Aeltere  Nachrichten  über  preuvi. 
Universitäten  ».  bei  Dieterici,  gesch.  und  Statist.  Nachrichten  über  die  Universitäten 
in  preuss.  Staat,  Berlin  1836. 

Kur  d.  techn.  Hochschule  in  Berlin  (incl.  Bauak.)  verwendet  d.  preuss. 
Staat  aus  Staatsfonds  in  1888/84  für  Gehalte  allein  224,000.  für  die  in  Hannover 
I4S.00OM.  West-Oesterr.  f.  d.  techn.  Hochschulen  im  Ordin.  1880:  719,000  fl. 
Baden  f.  d.  polyteebn.  Schule  153,000  IL 

Die  Ausgaben  für  das  höhere  Unterrichtswesen  anderer  Länder  lassen  nicht  immer 
eine  unmittelbare  Vergleichung  mit  den  bezüglichen  Ausgaben  in  Deutschland  zu. 
weil  die  Organisation  zu  verschieden  ist.  Beispiel:  Frankreich,  A.  der  Aus?,  de* 
Staats  für  IsSl:  f.  d.  sämintl.  Facultäten  9'55  M.  Fr.  College  de  France  (für  einen 
grossen  Theil  der  Fächer  d.  deutschen  philosophischen  Facultäten ,  Naturwissenschaft- 
Mathematik,  Philologie,  class.  u.  moderne)  466.000  Fr.  Museum  der  Naturgeschicht. 
(Lehranstalt  iuel.)  Mli.000  Fr.  —  In  (Jrossbritannien  1861  62  Zuschuss  des  Staib 
für  d.  Universitäten  zu  London,  Dublin,  d  schott.  23,610  L„  ilssl  41,000  Pf.),  llerg- 
bauschule  und  geologische  Anstalt  17.185,  «•H'entliche  Anstalten  für  Erziehung  in  Irland 
285,377  L.  S.  aueh  A.  Beer  u.  F.  Horhegsrer,  Fortschritte  des  Unterrichtsweseiw 
in  d.  Culturstaaten  Europas.  1867  fl".  —  Beispiele  von  Ausgaben  für  Kunstbildung: 
Akad.  der  Künste  zu  Berlin  I88S/84  Staatszuschuss  3s0,000  M..  Kunstakademien  *u 
Königsberg.  Düsseldorf.  Cassel  und  Hanau  1*5,000  M.  Dotation  d.  Deutschen  Keiohi 
f.  d.  archäolog.  Institut  zu  Korn  u.  Athen  in  1876  93,000  M.  —  Akad.  d.  bild.  Künste 
in  Wien  1880  114.000  fl. 

2.  Ausgaben  für  die  Beförderung  wissenschaftlicher 
Bildung  Uberhaupt. 

Bibliotheken,  naturwissenschaftliche,  culturhistorische  u.  dgl.  Sammlungen, 
botanische  Gärten,  Cewcrbeinusecu  u.  s.  w.,  gelehrte  Gesellschaften   ( Akademieen . 

Beispiele:  Preussen.  Et.  f.  18S3/84  Staatszuschüsse  Berliner  Akad.  d. 
Wissenach.  201,000  M..  K.  Bibliothek  in  Berlin  252.000  M.,  Geodät.  Institut  in  Berlin 
108,000  M..  astrophys.  Observatorium  bei  Potsdam  69,000  M.  —  Frankreich,  1881 
Institut  708,000  Fr.,  Nat.  Bibliothek  644,000  t^u.  ausserord.  für  Catalogis.  50,000, 
andere  Öffentliche  Bibliotheken  u.  s.  w.  300,000  Fr.  —  England  1861—62  Brir. 
Museum  101,714  L..  wovon  Staatszuschuss  100.414  L.  1881/82  f.  Wiss.  u.  Kunst  i 
Allg.  362,000  Pf.,  f.  d.  Museen  157,000  Pf.  —  Oesterreich  (West-)  1880  Akad. 
d.  Wissensch.  65,000  fl.  Staatszuschuss. 

3.  Ausgaben  für  Kunstpflege  im  Allgemeinen.  Neben  deu 
erwähnten  Schulen  für  Malerei,  Bildhauerei  und  Toukunst  gehören 
hierhin  Kunstsammlungen  aller  Art. 
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Hierfür  ist  direct  aus  der  Staatskasse  meist  erst  in  neuester  Zeit  mehr  ge- 
sehen«! Dagegen  haben  hier  die  Höfe  und  einzelne  kunstliebende  Karsten  schon 
lautrer  Kunstsammlungen  u.  s.  w.  angelegt,  welche  dem  Publicum  zur  Benutzung  go- 
öiiuet  waren,  und  auch  noch  jetzt  werden  manche  Hofausgaben  für  solche  Zwecke 
verwandt.  Neuerdings  hat  man  die  Bedeutung  der  Kunst-  und  fiewerbemuseen  speciell 
für  die  Entwicklung  der  Kunstindustrie  immer  mehr  erkannt  und  daher  auch  im 
wirtschaftlichen  Interesse  solche  Museen  iregründet  und  stärker  mit  Staatsfonds  au«~ 
«rotattet. 

Beispiele :  Preu  ssen .  Stnatszuschuss  f.  d.  Kunstmuseen  in  Berlin  l!»70  Gi».5S0  Thlr.. 
1S75  201.000  Thlr.,  1SS3/S4  734.000  M..  ausserdem  f.  d.  Natiunalgall.  in  ISTti 
10. 000  Thlr.  in  1SS3/S4  83.000  M.  (im  Ordin.).  Kür  sonst.  Kunst-  u.  wiss.  Zwecke 
252,000  Thlr..  bez.  jetzt  500,000  M.  (Vermehr,  dieser  Ausgaben,  auch  durch  ausser- 
onl.  Bewill.,  in  den  letzten  Jahren).  Zusehuss  f.  Knnstgewerbemuseuui  in  Berlin  18S3/S1 
269,000  M.  —  Baiern,  Akademie  d.  bild.  Künste  u.  Kunstsamini.  1S70  71,1100  fl. 
Staatsdotation,  ausserdem  für  Pllege  und  Kodierung  d.  Kunst  im  Allgemeinen  1 5,000  fl.  — 
Oesterreich  1S70,  Akademie  der  bild.  Kunste  in  Wien  50.740  fl.,  1  ST«.  111,000  II. 
Staatsdotation,  Oesterreich.  Museum  für  Kunst  und  Industrie  und  Kunstgewerbeschulc 
00.200  fl.,  1S70  S7.000  fl.  —  Krankreich  IS05:  Conservat.  für  Musik  105,000  F.. 
II  SSI  270,000  Fr.),  Ausstellung  von  Werken  lebender  Künstler  345.000  Kr.,  5  kais. 
Theater  1.515,000  (Oper  S20.000  Kr.),  «Theater  1SS1  1,470,000  Kr.),  für  Kunstwerke 
u.  Verzierung  öllentlicher  Gchäudc  050,000  Kr..  1^70  f.  schöne  Künste.  Museen. 
Theater,  Musik  600  M.  Kr.  (is$l  V20  M.  Kr.,  wovon  noch  f.  d.  Nationalmuseen 
706,000  fr.,  f.  Erhalt,  histor.  Monumente  1,550,00«),  für  d.  Nationalmanufacturen, 
Gobelins,  Serres  u.  s.  w.  807,000  fr.,  f.  Volksconcerte  55,000  fr.). 

4.  Die  Kirche.  Ob  und  wie  weit  der  Staat  selbst  den 
Kircbcngescllschat'ten  Subventionen  gewährt,  das  ist  meistens  durch 
die  geschichtliche  Entwicklung  und  das  positive  Recht  entschieden, 
ohne  besondere  Rücksicht  auf  die  Principien trage.  Was  in  dieser 
Beziehung  geschehen  sollte,  hängt  von  der  Auffassung  des  Ver- 
hältnisses von  Staat  und  Kirche  ab,  worüber  die  Politik,  nicht  die 
Finanzwissenschaft  die  Entscheidung  zu  geben  hat 

In  manchen  Ländern,  so  bis  vor  den  jüngsten  Ereignissen  in  Italien.  Spanien, 
ferner  in  Grossbritannien,  Schweden  hat  sich  ein  grosses  Kirchenvennögen  erhalten, 
in  anderen  wenigstens  theilweise.  Wieder  in  anderen  ist  das  Kirchenvermögen  vom 
Staate  eingezogen  u.  d.  Unterhalt  der  Geistlichen  u.  s.  w.  auf  Staatsfonds  üliernommen. 
so  in  Krank  reich.  A.  für  1S83:  Ausgabe  f.  d.  gesamtnten  Cultus  52"0.,5  M.  Kr. 
In  Deutschland  ist  wenigstens  fast  Uberall  ein  örtliches  Kirchenvermögen  zur 
Deckung  der  Pfarrbesoldungen  und  der  anderen  Kosten  des  (iottesdiensts  vorhanden, 
z.  Th.  auch  noch  ein  allgemeines.  Daher  erscheinen  !rew«"»hnlich  nur  verhältniss- 
mässig  kleine  Summen  im  Staatsbudget  für  Cultuszwecke.  Auch  das  Kinanzwesen 
der  Kirchen  geht  einer  grossen  Umgestaltung  entgegen,  je  mehr  die  Ideen  der  Trennung 
von  Staat  und  Kirche  sanetionirt  werden  und  der  Liberalismus  auch  in  der  Kirche 
zur  Herrschaft  kommt.  Das  kirchliche  Gebühre  n  wesen  ist  in  der  Protestant 
Kirche  Deutschlands  so  schon  jetzt  fa*t  unhaltbar  geworden.  Die  Einführung  der 
Civilehe  und  der  eigentlichen,  von  bürgerlichen  Standesbeamten  geführten  Civilstands- 
register  (Reichsges.  v.  6.  Febr.  1875).  womit  die  Aufhebung  des  gesetzlichen  Trau- 
und  Taufzwangs  verbunden  war,  nöthigte .  allmälig  die  kirchlichen  Stolgebühren  zu 
beseitigen.  Um  so  mehr  müssen  dann  andere  Hilfsquellen  für  die  Kinanzen  der  Kirche 
.TöfTnct  werden.  Eine  einfache  Erhöhung  der  Staats« lotation  (wie  in  Preussen  seit 
1S75  wegen  des  Ausfalls  an  Stolgebuhren  zur  Verbesserung  der  äusseren  Lape  der 
Geistlichen  um  c.  2  Mill.  M.t  widerspricht  den  Grundsätzen  der  neueren  Gesetzgebung 
ulier  Kirchensachen,  aber  nicht  dem  wahren  Volks-  und  dem  richtig  verstandenen 
Staatsbedürfniss,  darf  daher  gebilligt,  ja  muss  unter  Umständen,  wie  den  gegenwärtigen, 
verlangt  werden.  Wie  weit  von  der  Einräumung  eines  kirchlichen  Bestcucrungs- 
rechts  (wie  in  Preussen  nach  d.  Generalsynodalordnung  v.  ls~l»§.  ]\  —  prac tisch 
'iebrauch  gemacht  werden  kann,  ist  zweifelhaft.    Denn  ein  Besteuerungsreeht  setzt  im 
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Grunde  stets  eine  Zwangsmitgliedschaft  voraus,  welche  jetzt  fehlt.  Die  hauptsachliche 
Quelle  der  Einkünfte  werden  dann  freiwillige  Beitrage  sein  müssen.  Auch  die 
Beziehungen  zwischen  dem  Staate  und  der  kathol.  Kirche  dürften  zu  einer  neuen 
Regelung  der  Finanzverhaltnisse  hindrängen.  Doch  ist  hier  nicht  der  Ort,  auf  diese 
Verhältnisse  wesentlich  kirchenpolitischer  Art  einzugehen.  Beispiele:  Preussen: 
1883/84  A.  im  Min.  d.  Geistl.  u.  s.  w.  Angelegenh.  f.  d.  evang.  Kirche  2,587,000  M.. 
wov.  f.  d.  Evang.  Oberkirchenrath  146,000,  Gonsistorien  1,061,000  M.,  evangel.  Geist], 
u.  Kirchen  1.330,000;  f.  d.  kathol.  Kirche  2,582,000  M.,  wov.  f.  Bisth.  u.  die  z. 
dens.  gehör.  Instit.  1,254,000,  kath.  Consist.  35,000,  Kirchen  u.  Geistl.  1.244,000. 
Ausserdem  f.  Cult.  u.  Unterr.  gemeins.  6*73  M.  M.,  wovon  Unterhalt,  der  Kirchen-, 
Pfarr-,  Küster-,  Schulgebäude  auf  Grund  rechtlicher  Verpflichtung  des  Staats  V'S. 
zur  Verbesserung  der  Lage  der  Geistlichen  aller  Bekenntnisse  8*26  (1874  1*41)  M.  M.  — 
Baiern  A.  f.  1876  kathol.  Cultus  im  Staatsbudget  3*37,  protest.  desgl.  1*81  M.  M., 
israel.  14.000  M.,  Übrige  Staatsausjraben  für  kirchl.  Zwecke  1*15  M.  M.  —  Baden 
A.  f.  1876  kathol.  Cultus  117,000  (wobei  aber  die  damals  gestrichene  Dotation  für 
den  erzbiseböfl.  Stuhl  in  Freiburg  von  18,400  11.  nicht  inbegriffen),  evangel.  Cultus 
95,000  M.,  israel.  dsgl.  3600  M.,  Summa  Cultus  215,000  M.  —  West-Oesterreich 
1880  kathol.  Cultus  Erforderniss  d.  Religionsfonds  ord.  3*83,  Eztraord.  0*77,  zusammen 
4  60,  Stiftungen  u.  Beiträge  für  kath.  Cultus  bez.  0*17,  0'05,  zusammen  0*22.  f.  fvant. 
Cultus  104,000  ord.,  f.  griech.-or.  Cultus  (Dalmat.)  64,000,  6,000,  zus.  70,000,  über- 
haupt für  Cultus  417,  0*82.  zus.  5  Hill.  fl.  Durch  Ges.  v.  18.  März  1876  zur  Unter- 
stützung kathol.  Geistlichen  600,000  fl.  mehr  (aus  d.  Relig.fonds).  Die  gleichzeitigen 
Einnahmen  der  Religionsfonds  sind  veranschlagt  auf  3*89  M.  fl. 

IV.  —  §.  196.  Der  Finanzbedarf  für  die  Finanzverwal- 
tung selbst  ergiebt  sich  einmal  aus  den  Verwaltungs 
und  Betriebskosten  des  rentablen  Staatseigenthums 
und  den  Erhebungskosten  der  Steuern  u.  s.  w.  Davon 
war,  soweit  es  sich  dabei  um  allgemeine  Verhältnisse  handele 
schon  oben  (§.  170  ff.)  die  Rede.  Weiteres  muss  für  die  spätere 
Lehre  von  den  Einnahmen  selbst  vorbehalten  bleiben.  Sodann 
ist  der  Bedarf  für  die  Staatsschuld  (Verzinsung,  Tilgung  u.  s.  w.) 
hierher  zu  rechnen.  Davon  wird  in  der  späteren  speciellen  Lehre 
von  der  Staatsschuld  gehandelt.  Endlich  gehört  hierher  der  Bedarf 
für  die  Finanzbehörden  u.  s.  w.  selbst  Soweit  die  Dar- 
stellung des  Finanzbehördenwesens  in  die  Finanzwissenschaft 
überhaupt  aufzunehmen  ist,  war  dieser  Bedarf  im  4.  Kapitel  des 
vorigen  Buchs  mit  zu  berühren.  Das  Meiste  hängt  aber  auch  hier 
mit  den  Einnahmen  zusammen  und  wird  am  Besten  bei  diesen 
mit  besprochen. 
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Die  ordentlichen  Einnahmen  der  Pinanz- 
wirthschaft  im  Allgemeinen,  insbesondere  der 

Privaterwerb. 

Erstes  Kapitel. 

Allgemeine  Betrachtung  und  Haupteintheilung  der 
ordentlichen  Einnahmen. 

1.  Abschnitt. 

Ilaupteinthellung  und  Grundsätze  für  die  weitere  Eintheiluns: 

der  ordentlichen  Einnahmen. 

E*  handelt  sicli  hier  um  «'inür.'  zusammenhängende  Erörterungen  zur  Feststellung 
und  Beyriindun^  der  in  der  Theorie  u.  Praxis  schwankenden  Te  rmiuologi«*.  I)a- 
dorch  soll  auch  der  Vermengunp  der  historischen,  rechtlichen  und  tinanzwiss<-nschaft- 
lich«*n  Begriffe  ein  Ziel  gesetzt  werden,  zu  welchem  Zwecke  ein  näheres  Eingehen  auf 
die  Streitfragen  über  Begriffsbestimmung  und  Classification  nothwendijr  ist.  Vjrl.  zur 
Ergänzung  des  Folgenden  auch  Fin.  II  §.  329  ff.  Uber  Terminologisches  in  Betr.  der 
Besteuerung.  Bei  Rau  fehlt  es  an  einer  ähnlichen  zusammenhängenden  Betrach- 
tung dieses  Gegenstands,  s.  darüber  §.  S2 — S8,  dann  die  Einleitungen  zum  Abschnitt 
„von  den  Einkünften  aus  Hoheitsrechten''  (Regalien)  §.  106  bis  171  und  zum  Ab- 
schnitt von  den  Gebühren  (§.  227—230).  Einzelnes  auch  in  §.  247  ff.  vom  Steuer- 
wesen. 

I.  —  §.  197.  Begriff  und  Quelle  der  ordentlichen 
Einnahmen.  Der  Ausdruck  „ordentliche  Einnahmen"  (des  Staats, 
wie  der  Staatenverhindungen  und  der  Selbstverwaltungskörper) 
wird  in  der  Finanzpraxis  nicht  immer  in  einem  genau  be- 
stimmten und  gleichmässigen  Sinne  genommen.  Er  unterliegt 
auch  nach  den  Verschiedenheiten  des  öffentlichen  Finanzrechts  in 
ein  und  demselben  Staate  geschichtlich  einigem  Wechsel.  Im  All- 
gemeinen versteht  die  Gegenwart  in  der  Praxis  unter  den  ordent- 
lichen Einnahmen  diejenigen ,  welche  auf  Grund  des  be- 
stehenden Rechts  dauernd  in  gewisser  periodischer 
Regelmässigkeit  der  Finanzwirthschaft  zufliessen.  Die  Finanz- 
theorie hat  an  diese  Auffassung  anzuknüpfen,  aber,  wegen  des 
untrennbaren  Zusammenhangs  der  Finanzwirthschaft  und  ihrer 
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Einnahmen  mit  der  ganzen  Volks wirthschaft  bei  der  Begriffs- 
bestimmung der  ordentlichen  Einnahmen,  als  einer  Hauptart  der 
Einnahmen  überhaupt,  die  nothwcndige  ökonomische  Be- 
dingung, von  welcher  die  dauernde  Periodicität  jener  Einnahmen 
abhängt,  mit  zu  berücksichtigen.  Danach  sind  in  fin  an  z  wissen- 
schaftlicher Hinsicht  die  ordentlichen  Einnahmen  zu  bezeichnen 
als:  die  ihrer  ökonomischen  Natur  nach  einer  regel 
massigen  Wiederholung  von  Periode  zu  Periode  dauernd 
fähigen.  Es  muss  daher  die  Quelle,  aus  welcher  diese  Ein- 
nahmen fliessen,  Nachhaltigkcit  verbürgen.  Demgemäss  muss 
in  der  Hegel  das  Volkseinkommen,  oder  müssen  die 
dasselbe  bildenden  Einkommen  der  Einzelwirtschaften  in  der 
Volkswirtschaft  die  Quelle  der  ordentlichen  Einnahmen  sein. 

Entsprechend  seim-r  Auffassung  des  Staatsschuldenwesens  (Fin.  5.  Ausg.  II. 
§.  471  H".)  behandelt  Kau  Uberhaupt  unter  den  ..Einkünften"  nur  die  hier  söget» 
ordeutl.  Einnahmen.  Stein  hat  die  Unterscheidung  von  ordentl.  und  ausserordentl. 
Einnahmen  in  d  ieser  Weise  nicht.  Ich  halte  an  ihr  sowohl  in  wesentlicher  Ueber- 
einstiniinung  mit  der  Praxis,  als  wegen  ihrer  principiellcn  Bedeutung  für  die  Fiuan/- 
bedarfsdeckung  fest.  Besobrasoff  nennt  die  ordentl.  Einnahmen  die  sources  plu^ 
ou  moins  constantes,  in  der  unten  gen.  Abh.  S.  1**.  —  Ueber  den  Begrilt  des  Ein- 
kommens uud  des  Volkseinkommens  siehe  jetzt  Grundlegung  I.  §.  84,  S6  ff.  Etwa» 
abweichend  sind  Erbschaftssteuern  und  Überhaupt  eigentl.  Kapitalsteuern. 
d.  h.  solche  Steuern,  welche  nicht  nur  nach  dem  Kapitalwerth  angelegt,  sondern  ao* 
dem  Kapital  einer  Einzelwirtschaft  reell  entrichtet  werden ,  aufzufassen.  Hier  kann 
man  nicht  immer  sagen,  dass  die  Quelle  der  Steuer  das  Volkseinkommen  ist.  Mit- 
unter dient  solche  Steuer  nur  als  Mittel  zu  einer  veränderten  Vertheilnng  de? 
Volks  Vermögens,  speciell  des  Nationalkapitals,  und  wenn  der  Steuerertrag  ein 
lach  verzehrt  wird,  so  ist  dann  dieses  Volksvermögen  die  Steuenjuelle  geweseo. 
Deshalb  wird  im  Text  gesagt,  dass  „in  der  Kegel"  das  Einkommen  die  Quelle  d<-t 
ordentl.  Einnahme  sei.  Auch  jene  Erbschafts-  u.  Kapitalsteuern  sind  jedoch  ordentl. 
Einnahmen  unter  der  Voraussetzung  der  regelmässigen  Kcproduction  der  von  der 
Finanzwirthschafi  den  Privatwirtschaften  entzogenen  Vermögen.  Weiteres  in  der 
allgein.  Steuerlehre,  Fin.  II,  5$.  'MV.)  IT.  (Abschn.  v.  d.  Wahl  der  Steuenjuelle).  Die 
Vermögens-  und  Kapitalunterscheiduni:  vom  rein  ökonomischen  und  historisch  -  recht- 
lichen Standpuncte  ((irundleg.  I.  §.  23  ff.,  27  1F.)  u.  der  soc.  Steucrgesichtspunct  (o. 
§.  27)  ipielon  hier  mit. 

II.  —  §.  198.  Haupteintheilung  der  ordentlichen 
Einnahmen.  Je  nachdem  dns  Einkommen,  welches  die  Quelle 
der  ordentlichen  Einnahmen  ist,  von  der  Finanz  wirthschaft 
selb  st  in  den  gewöhnlichen  Formen  des  freien  Verkehrs  oder 
von  anderen  Einzel  wirtschaften  erworhen  wird,  sind 
zwei  —  aber  auch  nur  zwei  —  coordinirte  Hauptarten 
ordentlicher  Einnahmen  zu  unterscheiden,  privatwtrthsehaft 
liehe  und  staatswirthschaftliche. 

Zwei  Hauptarten  unterschied  auch  Rau  §.  S*4  II.,  von  der  Regierung  erwor- 
bene und  von  ihr  befohlene  oder  geforderte.  Aber  er  rechnet  die  Einnahm'-» 
aus  Finanzregalien  zu  der  ersten  Art,  §.  So .  was  ich  aus  den  unten  entwickelten 
Gründen  für  unrichtig  halte.  Die  Eintheilung  Rau 's  auch  bei  Pfeiffer,  Staatsein- 
nahmen I.  5^  (ohne  Quellenangabe),   ümpfenbach  §.  22  unterscheidet  fast  in  der- 


Digitized  by  Google 


Haupteinth.iiung  d.  ord.  Einnahmen. 


473 


selben  Weise  zwei  Hauptarten  unter  dem  Namen  mechanische  und  organische 
Staatseinkommenquellen,  verwirft  den  Begriff  Regal  bei  der  Eintheilung  (I,  S.  5.H), 
bildet  aber  unter  dem  Namen  Fiscal  Vorrecht  einen  ähnlichen  (S.  5b)  und  setzt  die 
Einnahmen  aas  letzteren  unter  Vernachlässigung  des  bei  den  wichtigsten  zumal  deut- 
lich mit  hervortretenden  Steuercharacters  (Salzvorrccht,  Tabakvorrecht)  dennoch  unter 
die  mechanischen  Einkommenquellen.  Bergius,  Finanzwiss.  S.  71  stellt  3  Haupt- 
arten, Kegalien  (incl.  Gebühren),  Domänen.  Steuern  auf;  ebenso  schon  Jacob,  Fiu. 
>j.  47,  49,  Malchus  §.  1,  doch  mit  Einreihung  der  meisten  Gebühren  unter  die 
indirecten  Steuern  §.  63  bis  65  und  mit  richtiger  Auffassung  der  Monopolisirung  von 
Nilz  und  Tabak  als  Besteuerungsform.  §.  6'.).  Vgl.  auch  J.  G.  Ho  ff  mann,  Lehre 
von  den  Steuern,  Berlin  1840,  S.  23  tf.  Stein,  Finanzwissenschaft,  1.  Auflage, 
S.  101  und  2.  Auflage  S.  136  erkennt  drei  Finanzquellen:  das  wirtschaftliche  Ein- 
kommen des  Staats,  das  wirthschaftliche  Einkommen  des  Einzelnen  und  den  Staats- 
<  redit  Die  Eintheilung  der  Einnahmen  nach  den  beiden  ersten  Quellen  trifft  also 
mit  dir  im  Text  gegebenen  zusammen.  Aber  Stein  führt  (1.  A.  S.  106.  2  A.  S. 
143)  Einnahmen  aus  den  Regalien  (nach  seiner  willkürl.  und  unhaltbaren  Begriffsbe- 
stimmung) u.  aus  d.  Gebühren  auf  die  erste  Finanzquelle  zurück,  nicht  wie  ich  auf 
die  zweite.  Für  die  Fragen  der  Classification  der  Einnahmen  s.  sonst  bes.  Be- 
>obrasoff,  revenues  publ.  de  la  Russic,  (mit  einer  theor.  Einleit.  über  die  Grund- 
sätze der  Classific),  in  d.  Mein,  de  l'Acad.  de  St.  Petersb.  tom.  XVIII,  N.  »,  St.  Tet. 
t>72.  bes.  p  18  ff.  Er  theilt  ein  in  Auflagen  (impöts)  und  „industr.  Eink.  des 
Staats"  (revenues  industriels),  die  ersteren  in  Steuern  u.  Gebühren  (contributions 
et  taxes),  die  letzteren  in  Regalien  (droits  regal.)  und  revenues  industriels  i.  e.  S. 
u.  wendet  sich  bes.  gegen  meine  Auffassung  der  Regalien.  B.  hat  mich  nicht  davon 
ulierzeugt,  dass  meine  Eintheilung  aufzugeben  sei  (vgl.  bes.  p.  23  über  d.  Unterscheid, 
zw.  Gebühren  und  Regalien).  Er  .«riebt  a.  a.  0.  selbst  zu  (p.  29),  dass  diese  Ein- 
nahmen gemischt  sind  aus  verschied.  Elementen.  Mir  scheint  in  I.Linie  Gewicht 
zu  legen  auf  d.  allgemeinen  rechtlichen  Bedingungen,  unter  welchen  die 
Einnahmen  erworben  werden.  Hier  steht  sich  principiell  gegeniil^r  der  privat- 
wirthsch.  und  der  staatswirthsch.  Erwerb.  Wo  freie  Concurrenz  ausge- 
v  hlosM-n  s.  die  rechtlichen  Bedingungen  des  Erwerbs  speeifisch  verschieden. 
—  Vgl,  ferner  Knies,  i.  d.  gen.  Heidelb.  Rcctoratsprogramm ;  s.  Classification  im 
Ganzen  mit  meiner  Auffassung  in  Ucbercinstiminung,  nur  behandelt  er  Post  u.  dgl. 
noch  anders.  A.  Held,  Einkommenst.,  Bonn  1H72,  C.  1.  unterscheidet  privatreehtl. 
ii.  öllentlichrechtl.  Einnahmen,  bei  letzteren  Gebühren  und  Steuern,  also  wie  ich.  Die. 
f  iscalvonvchte  wären  gemischten  Charactcrs;  Post  und  Münze  „trotz  des  Monopols" 
G'  bühreneinrichtungeu  (S.  6),  richtig,  aber  ohne  die  genüg.  Unterscheidung  des  inneren 
Gruu'ls  des  Vorrechts  S.  auch  Neu  mann,  progress.  Einkommensteuer,  Lpz.  1S74 
Ix*.  S.  46  ff.  Über  die  „Beiträge".  Gegen  meine  Classification  und  bes.  gegen  die 
Bezeichnung  „privatwirthscbaftliche"  Einnahmen  neuerdings  v.  Scheel  in  Schönberg's 
Handb.  II.  36,  mit  beachte nswerthen,  gleichwohl  m.  E  nicht  durchschlagenden  Grüu- 
den.  Der  von  ihm  u.  A.  m.  statt  dessen  gebrauchte  Ausdruck  „Erwerbsoink  unf te" 
seheint  mir  kein  wirklich  besserer  zu  sein.  Wenn  auch  der  Privaterwerb  der 
Finanzwirthschaft  aus  gutem  Grunde  nicht  immer  wie  von  anderen  Wirtschaften  ge- 
wonnen wird,  so  kann  er  doch  so  gewonnen  werden,  nach  der  geltenden  Rechts- 
ordnung. Das  scheint  mir  das  Massgebende  zu  sein.  Demnach  sub  1  u.  eine  dem 
Schecl'schen  Einwände  Rechnung  tragende  kleine  Modifikation  der  Formulirung.  Eine 
l'ebercinstimmung  der  Einteilungen  der  Theoretiker  ist  daher  jetzt  noch  ebenso  wenig 
als  früher  erreicht.  Der  Streit  dreht  sich  bes.  um  d.  Regalien  und  Gebuhren,  s. 
B^sobrasoff,  p.  23  ff.  —  Auch  die  Praxis  classificirt  ganz  verschieden  u.  schwan- 
kend. Die  Gebühren  werden  meistens  zu  den  (indirecten)  Steuern  gestellt,  Einnahmen 
aus  Post,  Münze  (vulgo  Regalien)  öfters  unter  diejenigen  aus  Staatseigenthum  und 
Staatsanstaltcn.  So  ist  z.  B.  noch  im  baier.  Budgetentwurf  f.  d.  10.  Finanzperiode 
1870/71)  der  Ausdruck  ..Regalien  und  Staatsanstalteu"  in  den  :  ..Staatsanstalten"  ver- 
ändert worden,  worunter  z.  B.  Salinen.  Bergwerke,  Post.  Telegraphen  u.  s.  w.,  s.  Pözl. 
haier.  Verwaltungsrecht,  3.  Aufl.  München  1871,  S.  535. 

1.  Privatwirthscbaftliche  oder  Domanialeinnahmcn 
(im  weitesten  Sinne),  oder  Privaterwerb  („Erwerbsein- 
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künfte")  fliessen  aus  einem  Einkommen,  welches  die  Finanz 
wirthschaft  (des  Staats  u.  s.  w.)  als  Einzelwirtschaft  in  Unter 
nehmungen  (vornemlich  in  Sachgüterproductionen)  nach  den 
gewöhnlichen  Grundsätzen  des  privatwirthschaft- 
liehen  Systems  in  der  freien  Verkehrsconcurrenz 
zu  erwerben  rechtlich  in  der  Lage  ist. 

Die  ordentliche  Staatseinnahme  ergiebt  sich  also  hier  unmittelbar  ab  Rein- 
ertrag jener  Unternehmungen,  der  das  Einkommen  des  Staats,  als  ihres  oinzelwirth- 
schaftlichen  Hubjects.  bildet. 

2.  Staa tswirthschaftliche  Einnahmen  oder  Auflagen, 
auch  (im  weitesten  Wortsinn)  Abgaben  oder  Steuern  genannt, 
sind  diejenigen,  welche  irgendwie,  d.  h.  nach  der  Art  ihres  Ein 
gangsund  nach  der  Höhe  ihres  Betrags,  Kraft  der  Finanz 
hoheit  als  Mittel  zur  Ausführung  der  Staatszwecke  zwangs 
weise  von  anderen  Einzelwirtschaften  eingefordert  werden. 

Diese  Einnahmen  fliessen  aus  dem  Einkommen  (bez.  Vermögen)  aller  anderen, 
der  Finanzhoheit  des  Staats  —  oder,  in  Folge  der  Uebertragung  eines  bezüglichen 
Rechts,  eines  Selbstverwaltungskörpers  —  unterstehenden  Einzelwirtschaften.  Die 
Staatseinnahme  wird  hier  dem  Staate  durch  gesetzlichen  Hefchl  an  die  Einzd- 
wirthschafter,  mithin  durch  Zwang  zur  Verfügung  gestellt,  wonach  diese  in  bestimmtet 
Fällen  einen  Theil  ihres  Einkommens  —  des  Reinertrags  ihrer  Unternehmungen  oder 
ihres  Vermögens  —  dem  Staate  überlassen  müssen. 

Rau  will  in  §.  84,  86  den  Begriff  Steuer  nur  in  einem  engeren  Sinne,  im 
Gegensatz  zu  Gebühr,  gelten  lassen  (vgl.  jedoch  §.  227).  Selbst  die  wahren  Ge- 
ltuhren (im  Gegensatz  zu  denen,  welche  in  der  Praxis  meistens  auch  so  genannt  werden, 
obgleich  sie  nach  ihrer  Höhe  und  sonst  eigentliche  Steuern  sind,  so  die  sogen. 
Verkehrssteuern  in  Stempclform,  die  von  Rau  in  §.  231  Nr.  3,  236  ebenfalls  noch  unteT 
die  Gebühren  gereiht  werden)  können  aber  im  weiteren  Sinn  nach  ihrem  RcchtsgruDd 
und  der  Art  ihrer  Erhebung  Steuern  genannt  werden.  So  auch  Hock,  öffeatl.  Ab- 
gaben u.  Schulden,  Stuttg.  181J3,  S.  84.  85. 

III.  —  §.  199.  Unterscheidung  verschiedener  Stand 
punete  für  die  Begriffsbestimmung  und  Classification 
der  Einnahmearten.  Um  die  im  vorigen  §.  gegebene  Ein- 
theilung  richtig  zu  würdigen  und  letztere  nach  allen  Seiten  streng 
durchzufuhren;  ferner  um  die  weitere  Eintheilung  dieser  beiden 
Hauptarten  von  Einnahmen  in  Unterarten  richtig  vorzunehmen  nnd 
die  in  der  Geschichte  und  in  dem  bestehenden  Rechte  vorkommen- 
den Einnahmearten  richtig  zu  rubriciren  und  zu  beurtheilen,  müssen 
folgende  vier  Standpuncte  auseinander  gehalten  werden:  einmal 
derjenige  der  rechtsgeschichtlichen  Entwicklung  und  des 
früher  geltenden  Rechts«,  sodann  derjenige  des  gegen- 
wärtig geltenden  (positiven)  Rechts,  ferner  der  finanz 
politische  Standpunct,  welcher  unter  Berücksichtigung  der 
politischen  und  volkswirtschaftlichen  Verhältnisse,  Bedürfnisse 
und  Auffassungen  für  einen  bestimmten  Staat  und  eine  be 
stimmte  Zeit  aufgestellt  werden  muss,  endlich  der  finanz 
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wissenschaftliche  Standpunkt ,  von  welchem  aus  die  Ein- 
nabmearten  nach  ihrer  ökonomischen  Natnr  und  ihren 
Wirkungen  auf  die  verschiedenen  Einzelwirth schalten  (besonders 
anf  die  gewöhnlichen  Privatwirtschaften)  und  schliesslich  auf  die 
^anze  Volkswirtschaft  unterschieden  werden. 

Es  ist  der  grosse  und  verhängnissvolle  Fehler  der  Theorie  und  Praxis  des 
Finanzwesens,  dass  diese  vier  Standpuncte  nicht  genau  aus  einander  gehalten,  sondern 
in  der  Regel  unklar  vermengt  worden  sind.  Daraus  sind  manche  Streitfragen  ent- 
standen, die  sich  sonst  sofort  als  im  issig  ergeben  hätten.  Vgl.  die  Bemerk,  von  Stein, 
Finanz.  J.  A.  S.  135  (f.  über  den  Begriff  Kegal .  wo  aber  wie  an  andern  Stellen  bei 
sranz  richtiger  Betonung  der  verschied.  Standpuncte  doch  aus  dem  Gesichtspunct  der 
Gegenwart  die  früheren  Auffassungen  zu  gern  als  „unklar"  verurtheilt  werden,  —  wie 
denn  überhaupt  jede  der  Stein  'sehen  entgegenstehende  Auffassung  mit  diesem  Epi- 
theton versehen  wird.  Dem  Stein 'sehen  Hegrill  Regal  geht  es  dann  freilich  ebenso, 
wie  Pözl's  Urtheil  beweist  (Staatswörterbuch  v.  Bluntschli,  VIII,  554),  vcrjrl.  u.  In  d. 
6.  Aussr.  Rau's  §.  85  hatte  ich  nur  3  Standpuncte  unterschieden,  indem  ich  noch  den 
ünanzwissenschaftlichen  mit  dem  finanzpolitischen  Standpuncte  i  leutificirte.  In  diesem 
Puncte  ist  der  Einwand  v.  Besobrasoff  richtig  (p.  11),  der  aber  wieder  selbst  nicht 
genügend  unterscheidet. 

Namentlich  die  zwei  folgenden  nachtheiligen  Consequenzen 
gingen  aus  der  Vermengung  jener  Standpuncte  hervor. 

1.  Einmal  hat  man  die  ziemlich  unklaren  und  wenigstens  für 
die  Gegenwart  volkswirtschaftlich  wie  politisch  unhaltbaren  Be- 
griffe und  Einteilungen  der  Einnahmen  aus  der  Rechtsgeschichtc 
und  dem  positiven  Rechte  einfach  in  die  Finanzwissenschaft  wie 
in  die  Erörterungen  Uber  die  Finanzpolitik  hertibergenommen  und 
sich  dann  regelmässig  ganz  vergebens  bemüht,  sie  mit  den  An- 
forderungen der  eigenen  Disciplin  in  Einklang  zu  bringen. 

So  ging  es  mit  den  rechtsgeschichtlichen  und  positivrechtlichen  Begriffen  der 
Dom anialein  nahmen,  der  Steuern ,  der  sog.  Kegalien  und  der  Gebühren. 
I Itter  beiden  letzteren  Rubriken  befanden  sich  öfters  einzelne  Gattungen,  welche  als 
reine  Steuern  von  der  Fiuanzwissenschaft  entweder  in  eine  ganz  andere  Stelle  des 
Systems  hatten  eingereiht  oder  vollständig  ausgemerzt  werden  müssen.  Keines  von 
Heiden  geschah,  was  nur  Verwirrung  zur  Folge  hatte. 

Beispiele:  (1)  Falsche  Auffassung  eigentlicher  Steuern  als  Re- 
nale, Der  dem  Monopol  zu  verdankende  Extragewinn  beim  Salz-,  Tabak-  u.  a. 
ähnlichen  Regalien  ist  eigentliche  Steuer,  die  Rejralisirung  insofern  (also  deshalb 
noch  nicht  bloss1)  eine  besondere  Steuerform,  wie  schon  Sonnenfels,  Fin. 
§.  108.  110,  J.  G.  Hoffmann,  L.  von  den  Steuern  S.  25,  Malchus  I,  §.  69,  S.  340, 
343  lehrten,  neuerdings  Stein  1.  A.  S.  358  ff.,  Laspeyres  im  Staatswörterb.  X, 
104,  M  Wirth,  Nationalök.  3.  A.  II.  510,  518  u.a.  m.  Gerade  mit  als  Steuer- 
form muss  d.  Regal  daher  in  d.  Finanzwissenschaft  betrachtet,  mit  anderen  Steuer- 
fonnen  für  denselben  Gegenstand  verglichen,  also  Uberhaupt  systematisch  in  die  Steuer- 
te eingereiht  werden,  wenn  nicht  Zusammengehöriges  auseinander  gerissen  werden 
>oll.  Demnach  ist  die  Behandlung  von  Rau  in  der  5.  Aufl.  §.  1S4  fr.,  203  ff.  (Salz, 
Tabak  u.  s.  w.  in  der  Lehre  v.  d,  Regalien)  zu  berichtigen.  Besobrasoff  a.  a.  O. 
kommt  auf  diese  altere  Auffassung,  m.  E.  mit  Unrecht,  zurück.  Auch  Scheel's 
Bemerk,  a.  a.  0.  S.  36  laufen  darauf  hinaus.  Bergius  spricht  von  Salz-,  Tabak- 
nonopol  u.  s.  w.  gar  bei  den  Staatsgewerben  u.  Domänen,  wodurch  jede  unbefangene 
Würdigung  unmöglich  wird.  Auch  Umpfenbach  behandelt  Salzvorrecht,  Tabak- 
forrectit  unter  den  Fiscalvorrcchten,  wie  die  Früheren  unter  den  Regalien,  wobei  dann 
trotz  der  veränderten  Namen  doch  im  Wesentlichen  Alles  beim  Alten  bleibt;  apart 
davon  bespricht  er  die  „Tabaksmauth".    Gelten  Tabak-  und  andere  Finanzmonopole 
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bloss  als  Regale,  so  hat  das  auch  den  Nachtheil,  dass  sie  hei  der  Herrschaft  der 
„Theorie  der  freien  Concurrenz"  (Grandleg.  §.  117.  12G  ff.)  noch  leichter  ohne  Wei- 
teres vom  volkswirthsch.  Standpuncte  aus  nur  als  dem  Interesse  der  Verkehrstreibeit 
widerstreitend  verworfen  werden.  Die  Frage  ist  aber,  ob  nicht  trotzdem  aus  finanziel- 
lem Interesse  und  unter  Voraussetzung  eines  einmal  bestehenden  Verbrauchssteuer- 
systems  solche  Monopole  zu  rechtfertigen  sind.  —  (2^  Falsche  Auffassung  von 
eigentlichen  Steuern  als  Gebühren.  Manche  mittelst  Stempels  erhoben-' 
Steuern,  z.  B.  Wechselstempel.  Werthpapierstempel,  namentl.  aber  die  finanziell  wich- 
tigste und  volkswirtschaftlich  wenigstens  mitunter  bedenkliche  und  drückende  Abgab-- 
vom  Besitzwechsel  bei  Immobilien  i  Enregistrement,  l*ebcrtragungs..gebühr*\  Kanfaeci<e 
u.  s.  w.)  sind  nach  ihrer  histor.  Entstehung  und  jurist.  Behandlung  auch  von  den 
Finanztheoretikern  unter  die  Gebuhren  gestellt.  Unter  den  finanziellen  Begriff  der 
(iebühr  fallen  sie  aber  gar  nicht.  Etwas  Andres  ist  die  Frage,  ob  sie  sich  nicht  in 
beschränktem  Maasse  als  eigentliche  Steuern  rechtfertigen  lassen.  Raa,  der 
diesen  innern  Widerspruch  in  der  Behandlung  dieser  Abgaben  als  Gebühren  fühlt 
(5.  A.  §.  236  ff.  231),  hat  ihnen  dennoch  weder  eine,  andre  richtigere  Stellung  im 
System  gegeben,  noch  sie  ganz  verworfen.  Von  Neueren  noch  ähnlich  Urapfenbaoh 
27 — 29.  wenn  auch  unter  schärferer  Betonung  der  Verwerflichkeit  mancher  Poston 
im  Enregistrement  als  Steuern.  Richtiger  Bergius  S.  297,  334.  Pfeiffer.  I.  3i»7. 
Wirth  II,  521.  aber  alle  dem  Standpunct  der  Praxis  gemäss  diese  Abgaben  als  Ge- 
bühren beurtheilend  und  danach  verwerfend.  Principiell  richtiger  ist  daher  sicher  die 
Auffassung  und  Fragstellung  von  L.  Stein,  der  jedoch  einen  wie  gewöhnlich  geist- 
reichen, aber  wie  gewöhnlich  bei  ihm  auch  sophistischen  und  haltlosen ,  weil  viel  za 
weit  gehenden  Versuch  macht,  diese  Abgaben  völlig  als  Verkehrssteuern  zu  retten. 
1.  A.  S.  153,  412  ff.,  2.  A.  S.  217,  460  ff.,  cineu  Versuch,  den  er  freilich  in  der 
4.  Aufl.  selbst  wieder  fallen  lässt.  während  er  einen  richtigen  Kern  enthält.  Aehnlich. 
aber  doch  mit  einem  gewissen  Zweifel  über  die  Triftigkeit  der  Rechtfertigungsgrund? 
Hock,  öflcntl.  Abg.  S.  234.    S.  jetzt  Fin.  II,  439  ff. 

Für  die  Einreihung  einzelner  Einnahmen  unter  Gebühren  und  Regalien  blich 
ebenfalls  der  rechtsgeschichtliche  oder  juristische  Begriff  massgebend,  was  für  die 
l'inanzwissenschaft  neue  Verwirrung  stiftete. 

Beispiel:  Die  Einnahmen  der  Post  aus  Porti's  u.  s.  w..  der  Münze  aus 
dem  Schlagschatz  für  Prägung  auf  Rechnung  Privater,  der  Telegraphen  wurden 
als  Einnahmen  aus  Regalien,  wie  diejenigen  aus  dem  Bergwesen,  aus  der  Jagd 
betrachtet,  während  sio  finanzwissenschaftlich  unter  den  Begriff  der  Gebuhr 
(oder  unter  Umständen  selbst  der  privatwirthschaftl.  Einnahme)  fallen.  Daher  da* 
Ungenügende  der  Behandlung  dieser  Einnahmen  unter  denen  aus  Hoheitsrechten  be; 
Raa.  5.  A.,  §.  196,  205.  219  b.  Ebenso  die  meisten  Ackeren  und  Neueren. 
Pfeiffer  (unter  monopolis.  Gewerben!).  Bergius,  Wirth  u.  a.  m.  Ganz  richtig 
fasst  dagegen  Umpfenbach  diese  Einnahmen  als  Gebühren  auf,  nur  dass  er  da> 
Gebührenprincip  zu  absolut  hinstellt  und  die  Relativität,  die  auch  hier  gilt,  übersieht, 
wie  seine  Einreihung  der  Eisenbahnen  schon  jetzt  allgemein  unter  das  Gebühren- 
princip zeigt.  Stein 's  Vorwurf  gegen  Umpfenbach.  dass  dieser  Regalien  und 
Gebühren  „gänzlich  verschmelze"  (2.  A.  S.  191^  oder  ..ungeschieden  durcheinander- 
werfe" (&  219)  ist  daher  unrichtig.  Vielmehr  hat  U.  eher  Gebühren  und  privatwirth 
schaftl.  Einnahm,  nicht  genug  unterschieden  und  die  Regalien  unpassend  wenigstens 
theilweise  als  Fiscalvorrechte  wieder  aufleben  lassen.  Stein  dagegen  verwirft  mi: 
Recht  den  früheren  Regalbegriff  für  die  gegenwärtige  Finanzwissenscbaft .  aber  er 
stellt  einen  neuen  ebenso  unbrauchbaren  auf.  durch  den  bedingt  wird .  dass  die  oben 
gen.  Einnahmen  aus  Post  u.  s.  w.  wieder  nicht  als  Gebühren,  wie  doch  durchau> 
verwandte  Einnahmen  (z.  B.  Chausseegeld),  aufgefasst  werden,  1.  A.  134,  137.  2.  A 
184,  190.  Besobrasoff  meint  dagegen  wieder,  dass  die  Aehnlichkeit  der  Reealien 
und  Gebühren  itaxes)  mehr  äusserlich  (in  der  Erhebungsfonn  und  Organisation^, 
als  innerlich  sei.  nicht  in  ihrem  inneren  finanz.  Character,  den  mit  ihnen  verbünd. 
Rechten  des  Schatzes,  dem  ökonomischen  Einfluss  beider  liege.  Das  ist  zuzugeben. 
al>er  es  beweist  nicht  das,  was  B.  beweisen  will,  nemlich.  dass  die  Gebühren  zu  den 
Auflagen  und  die  Regalien  zum  industr.  Erwerb  zu  reihen  sind.  Denn  Gebühren  und 
Regalien  haben  gemeinsame  Eigentümlichkeiten  dem  industriellen  Erwerb  gegen- 
über. B.'s  Ausführung,  p.  23  ff,  ist  nicht  überzeugend:  es  ist  z.  B.  in  Betreff  d»r 
Post  die  entgegengesetzte  Einseitigkeit  von  Stein,  der  dieselbe  zu  einer  seiner 
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„Regale"  einporschraubt,  während  B.sobrasoff  in  allen  (alten >  Regalien,  also  auch  der 
Post,  nur  die  industr.  u.  utilitar.  Einrichtung  sieht,  p.  25. 

Auch  die  Stellung  der  ücsain mthe i t  der  Kegalien  und  Gebuhren  in  tiuanz- 
*  isseuschaftlichen  System  der  ordentlichen  Einnahmen  ward  in  vieler  Hinsicht  durch 
deu  rechtsgeschichtlichen  und  positiv-rechtlichen  Zusammenhang  dieser  Einnahmearteii 
mit  den  Domanialeinnahmen  oder  dem  Kammergut  und  die  demgemäsae,  vom  liuanz- 
wisscnschaftlichen  und  finanzpolitischen  Standpuucte  aus  unrichtige  Gegenüber- 
stellung gegen  die  Steuern  eine  schiefe.  (So  ist  es  auch  ein  Nacht h  il  der  St  ein- 
sehen Classification,  dass  wiederum  Domänen,  Regalien,  Gebuhren  die  eine,  Steuern 
die  andere  Hauptgruppe  der  ordentl.  Einuahmen  bildeu).  Es  fehlte  daher  an  einer 
klaren  priucipiellen  Behandlung.  Nur  zu  leicht  wurden  deshalb  auch  Compromisse 
mit  der  bestehenden  Praxis  geschlossen  :  unpassende  und  schlechte  Einnahmen  in  der 
Theorie  nicht,  wie  es  sich  gebührte,  verworfen ,  sondern  höchstens  etwas  bemängelt. 
Bezeichnend  ist  in  dieser  Hinsicht  besonders  die  Stellung  der  Theoretiker  und  ratio- 
neller Praktiker  wie  Hock  (Off.  Alig.  S.  234,  248)  zu  „Gebuhren"  wie  denen  für  den 
..Erwerb  von  Privatrechten'-  \  Eigenthuinsubertragung  bei  Immobilien  u.  s.  w.).  Der 
Einfluss  der  Theorie  auf  die  Finanzpolitik  und  dadurch  auf  die  Verbesserung  des 
ir«  Reuden  Fiuanzrcchts  und  der  Praxis  blieb  aber  gerade,  bei  einem  solchen  Verhalten 
«•in  untergeordneter. 

2.  Die  zweite  nachtheilige  Folge  war  die  gerade  entgegen- 
gesetzte. Angesichts  der  Mängel  des  bestehenden,  geschichtlich 
überkommenen  Einnahmewesens  und  angesichts  der  unklaren, 
vielfach  unhaltbaren  Begriffe  und  Eintheilungen,  welche  die  Theorie 
einer  durch  sie  erst  zu  reformirenden  Praxis  entnahm,  fand  ein 
abstracter,  unhistorischer  Radicalismus  und  Absolutismus  nur  um 
so  leichteres  Spiel,  —  wenigstens  in  der  Finanz  theo  rie,  freilich 
bei  der  unvermeidlichen  Noth wendigkeit,  einen  gegebenen  Staats- 
bedarf zu  decken,  nicht  in  der  Praxis. 

Ein  neues  Beispiel  ist  Maurus,  mod.  Besteller.,  Heidelb.  1S70.  Dann  die 
englische  (Smith* sehe)  Schule  der  Nationalökonomie,  namentlich  in  Deutseh- 
land ,  bes.  die  extrem«  n  Freihändler  unter  den  StimmfUhrern  und  Publieistcn  des 
deutscheu  volkswirth  Congresses,  die  sog.  „deutsche  Freihandelsschule",  bes.  mit  ihrer 
Theorie  von  Leistung  und  Gegenleistung  auch  im  Steuerwesen  des  Staats, 
vollends  der  Gemeinde. 

Die  herrschenden  Begriffe  und  Einteilungen  der  Einnahmen  wurden  verworfen, 
weil  sie  vielfach  willkürlich  und  unlogisch  wären,  statt  dass  der  richtige  Kern  heraus- 
geschält ward.  Gewisse  Einnahmearten,  die  wegen  veränderter  Verhältnisse 
von  Zeit  und  Ort  nicht  mehr  passend  waren  oder  erst  hätten  umgestaltet  werden 
müssen,  wurden  unbedingt  für  überall  und  alle  Zeit  als  verderblich  bezeichnet. 
Namentlich  wurden  häufig  alle  privatwirtbschaftlichen  Einnahmen  des  Staats  kurzweg 
verurtheilt.  Für  die  finanzielle  Behandlung  von  sonstigen  Staatsthätigkeiten ,  an  welche 
sich  herkömmlich  Einnahmen  knüpften,  wurden  allenfalls  verschiedene  Finanzprincipieii 
als  Richtschnur  zugelassen,  aber  für  jede  einzelne  Thätigkeit  wieder  immer  nur  ein 
oinzi  ges  als  das  ein  für  allemal  richtige,  z.  B.  für  die  Pos  t,  dass  sie  stets  nur 
uaeh  dem  Gchührenprincip  behandelt  werden  solle,  was  nur  für  uusre  Zeit  und  Länder 
richtig,  früher  bei  geringer  Verbreitung  der  Kenntniss  vou  Lesen  und  Schreiben  und 
fast  ausschliessl.  Benutzung  der  Post  durch  einzelne  Glasen  nur  bedingt  richtig  war. 
Fin.  II,  §.  SOS  ff.).  Oder  es  wurde  auch  entschieden,  dass  bestimmte  Staats- 
thätigkeiten überhaupt  niemals  zur  Beschaffung  von  Einnahmen  benutzt  werden 
Jürften,  was  wieder  nicht  so  allgemein  richtig  ist.  (I.  B.  Forderung  des  unent- 
geltlichen Unterrichts  in  Staatsschulen,  besonders  niederer  An,  der  Beseitigung 
aller  Wegegelder  auf  Staatsstrassen.)  Kurz,  als  ob  auch  hier  eine  völlige  tabula 
rasa  bestände,  wurde  wie  auf  so  vielen  anderen  Gebieten  der  wirtschaftlichen 
Politik  der  „Absulutismus  der  Lösungen"  practischer  Fragen  aufgestellt  und  dem 
..(resetz  der  Relativität**   XU  wieder   gehandelt.    Vollständig  neue  Einnahme-,  d.  b. 
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Steuersysteme  wurden  entworfen,  die  jedoch  nur  auf  dem  Papiere  standen ,  und  über 
dem  Suchen  nach  einem  (absolut)  „besten  Steuersystem"  wurde  die  wahre  Aufgab« 
den  vorhandenen  Uebelständen  gegenüber  verfehlt.  Kadicale  Reformer,  wie  Maurus 
a.  a.  0.,  sind  wenigstens  mitunter  einsichtig  genug  gewesen,  ihre  Steuerreformpline 
an  die  Voraussetzung  zu  knüpfen,  dass  zuvor  der  Staatabedarf  sehr  stark  vermin iert, 
HL  a.  W.  die  meisten  Thätigkeiten  des  modernen  Staats,  die  daher  von  Maurus  ein- 
fach ab  unnütz  bezeichnet  werden,  aufgegeben  oder  eingeschränkt  würden.  S.  jetzt 
Fin.  II  §.  220  ff.,  305  II. 

§.  200.  Die  wahre  Aufgabe  ist  angesichts  dieser  beiden 
entgegengesetzten  Fehler  und  Einseitigkeiten  ttlr  Theorie  und 
Praxis  iblgendermasscn  zu  bezeichnen: 

1.  Vermeidung  des  Aufstellens  rein  abstracter,  ver- 
meintlich absolut  gültiger  und  nach  einem  aprioris 
tischen  Princip  construirter  Schablonen  für  die  Eio 
nahmebeschaffung;  statt  dessen  Auffassung  der  Einnahme-  nnd 
speciell  der  Steuersysteme  als  abhängig  von  geschichtlich 
gewordenen  Verhältnissen,  die  sich  so  wenig  als  andere 
Beziehungen  des  Volkslebens  mit  einem  Schlage  durch  ein  Macht 
wort  der  radicalen  Theorie  umgestalten  lassen,  aber  andererseits 
allerdings  einem  beständigen  Wandel  und  einer  sehr  wohl 
zu  beeinflussenden  und  in  die  passende  Richtung  zu 
leitenden  Entwicklung  unterliegen;  Prüfung  der  rechts 
geschichtlichen  und  positiv  -  rechtlichen  Begriffe  und  Eintheilungen 
der  einzelnen  Einnahmearten  an  dem  Maasse  des  jeweilig  vor- 
handenen politischen,  socialen  und  volkswirtschaftlichen  Bedürf 
nisses  und  demgemässe  Umbildung  jener  Begriffe  und  Ein 
theilungen  in  solche  finanzielle,  wie  sie  für  bestimmte  Staaten  nnd 
Zeiten  passen;  daher  denn  auch  Behandlung  der  einzelnen  Ein- 
nahmearten in  der  Finanzpolitik  nicht  als  absolute 
(logische),  sondern  als  historische  Kategorieen,  und  in  der 
Finanzwissenschaft  als  Formen  der  Gtiterherbei zieh 
u  n  g  aus  der  Volkswirtschaft  zu  Zwecken  des  Staats  (der  Selbst 
Verwaltungskörper  u.  s.  w.),  welche  verschiedenen  ökono- 
mischen Character  undnachZeitund  Land  verschiedene 
volks-  und  einzelwirthschaftliche  Wirkungen  haben. 

2.  Für  praktische  Ziele  demnach:  volle  Beachtung 
des  geschichtlich  Ueberkommenen  und  rechtlich  Be 
stehenden,  und  Reform,  nicht  Umsturz  desselben  nach 
richtigen  Volkswirt  lisch  alt  liehen,  socialen,  politischen  und  finan- 
ziellen Grundsätzen  unter  genauer  Berücksichtigung  der  Verhält 
niese  von  Zeit  und  Ort,  so  dass  einmal  und  vor  Allem  die 
Deckung  der  Gesammtausgabe,  soweit  sie  durch  ordent 
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liehe  Einnahmen  erfolgen  muss,  stets  gesichert  bleibt  (§.  65  ff.); 
und  sodann  diejenigen  socialpoli tischen  und  dieVertheilung 
des  Volkseinkommens  betreffenden  Wirkungen  durch  die  Einnahme- 
beschaffung und  besonders  durch  die  Besteuerung  erzielt  werden, 
weiche  dem  richtigen  socialen  Programm  der  Zeit  und 
des  Landes  entsprechen  (§.  27). 

Iii  dem  ersten  Puncto  kann  England  wie  in  so  vielen  Dingen  der  practischen 
Politik  namentlich  hinsichtlich  der  Art  und  Weise  der  Eiufuhrun^  von  Reformen  als 
Vorbild  dienen:  Zoll-  und  Aecisereductionen  immer  erst,  wenn  Einnah motibersehusse 
vorhanden  oder  andere  Einnahmen  zur  Verfügung.  So  Einfuhrung  der  Einkommen- 
steuer bei  den  Zollreformen  der  40er  Jahre  u.  a.  in.  Kur  die  Beseitigung  oder  Er- 
mässigung lästiger  und  schlechter  Abgaben  wird  gewiss  durch  die  Begründung  einer 
ergiebigen  und  wenigstens  relativ  guten  Steuer  auf  Tabak,  Branntwein  u.  s.  w. 
viel  «-rfolgreicher  als  durch  pathetische  Declamationcn  und  theoret.  Erörterungen  über 
die  Verwerflichkeit  aller  indir.  Steuern  gewirkt. 

3.  Für  die  Ziele  der  Wissenschaft  endlich  die  Ge- 
winnung und  Verwerthung  der  Erkenntniss,  welche  in 
der  Unterscheidung  der  obigen  Standpuncte  bei  der 
Eintbeilung  der  Einnahmen  und  in  der  Anerkennung  der  im 
Folgenden  unterschiedenen  Principien  für  die  finanzielle 
Behandlung  einer  Staatsthätigkeit  und  des  bloss  rela- 
tiven Werths  oder  Unwerths  sowie  der  historischen  (zeitlichen 
und  örtlichen)  Bedingtheit  der  Anwendbarkeit  eines  jeden 
dieser  Principien  liegt 

IV.  —  §.201.  Unterscheidung  leitender  Finanz- 
prineipien  für  die  finanzielle  Behandlung  solcher 
Staatsthätig kei  ten  (Einrichtungen,  Anstalten)  zur 
Ausführung  von  Staatszwecken,  an  welche  sich  Ein- 
nahmen knüpfen  können.  Solcher  Principien  (oder  finan- 
zieller Standpuncte)  giebt  es  vier,  nemlich  dasjenige  der 
reinen  Ausgabe,  das  Geb Uhrenprinöip,  das  rein-privat- 
w  irthschaftliche  (gewerbliche)  und  das  reine  Regal itäts- 
und  Besteuerungsprincip. 

Diese  Principien  sind  oftmals  da  und  dort,  in  dieser  oder  jener  Zeit  wirklich 
befolgt  worden.  Die  Geschichte  zeigt,  wie  bei  einer  und  derselben  Staatsinstitution 
diese  Principien,  —  nicht  immer  in  gleichförmiger  Ordnung,  —  auf  einander  folgten  und 
sich  ablösten,  z.  B.  im  Post-,  Münz-,  Strassen-,  Schul-,  selbst  in  Zweitren  des  Justiz-, 
Polizei wesens.  Das  weist  schon  darauf  hin.  dass  man  schwerlich  stets  ein  einziges 
Princip  als  das  allein  und  ein  für  allemal  richtige  für  die  finanzielle  Behandlung 
einer  solchen  Institution  bezeichnen  kann.  Jede  Zeit  pflegt  dies  freilich  gern  zu  thun, 
die  Anwendung  eines  bestimmten  Princips  sogar  mitunter  selbstverständlich  zu  finden 
und  jedes  andere  Princip  scharf  zu  verurtheilen,  so  z.  B.  jetzt  in  der  Opposition  gegen 
Strassen-,  Schulgeld,  Gerichtsgebnbren ,  in  dem  unbedingten  Verlangen  des  blossen 
(iebührenprineips  für  die  Post.  Aber  der  thatsächliche  Wechsel  der  Principien  und 
der  damber  bestehenden  Ansieliten  beweist,  dass  diese  Autfassung  einseitig  ist.  Eine 
unbefangene  Prüfung,  wobei  die  bestimmten  geschichtlichen  Bedingungen 
der  einzelnen  Principien  gebühren. I  gewürdigt  werden,  lehrt  dasselbe,  indem  sie  zu- 
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gleich  die  tiefer  liegenden  Rechtfertigungsgrunde  der  wecliselnden  Behandlung  aufdeckt 
Es  ist  dahrr  die  bisher  zu  wenig  beachtete  Aufgabe,  die  Vorzüge  und  Nachtheile. 
Welche  die  Behandlung  einer  Staatseinrichtung  nach  jedem  der  möglichen  und  vor- 
gekommenen Finan/.priucipien  au  sich  und  unter  gegebenen  Umstanden  mit  sich  bringt, 
/.u  vergleichen  und  das  für  die  bestimmt«-  Zeit  und  das  bestimmte  Land  relativ 
richtigste  auszuwählen. 

1.  Das  Princip  der  reinen  Ausgabe:  der  Staat,  bez.  ein 
öffentlicher  Körper,  bestreitet  die  Kosten  einer  Einrichtung  oder 
Thätigkeit  vollständig  aus  allgemeinen  Einnahmen, 
ohne  denjenigen,  der  von  der  Einrichtung  Nutzen  zieht  oder  sonst 
irgend  wie  besonders  mit  ihr  in  Berührung  kommt,  zur  Deckung 
dieser  Kosten  speciell  mit  heranzuziehen.  Der  Einzelne  geniesst  also 
diese  Einrichtungen  umsonst,  d.  h.  ohne  speci eilen  Entgelt. 

Der  Staat  stellt  sie  her  und  unterhält  sie,  weil  er  dies  als  eine  seiner  im  allge- 
meinen Interesse  übernommenen  Aufgaben  betrachtet.  Hierin  zeigt  sich  der  eigent- 
lich communistische  Character  des  Staats  und  jeder  räumlichen  Zwangsgemein- 
wirthschaft,  in  welcher  principiell  ein  anderes  Princip  der  Entgeltlichkeit  als  im 
privatwirthschnftlichen  System  obwaltet  und  obwalten  muss.  S.  in  der  Grundlegung 
d.  Abschnitte  über  das  £  einein-,  besond.  das  z  wangsgemeinwirthschaftl.  System, 
nauientl.  §.  116a,  IIS,  150 — 152,  154 — 160,  171.  Auch  Neumann,  progress.  Ein- 
kommensteuer, S.  66— 70. —  Beispiele  aus  der  Gegenwart:  die  Gewähnne.' 
des  Hechtsschutzes  der  Einzelnen,  für  ihre  Person  und  ihr  Vermögen,  im  Inlande  un*l 
bis  zu  einem  -  wissen  Grade  im  Auslande  (durch  Gesandte,  Konsuln),  durch  polizei- 
liche, militärische,  diplomatische  Leistungen.  Grossbritannien  gab  für  die  Ge- 
währung des  Rechtsschutzes  von  ein  paar  Dutzend  seiner  Burger  im  abessin.  Feldzui: 
Uber  8  Mill.  Pfd.  St.  aus.  —  Unentgeltliche  Benutzung  von  Strassen  (Chausseen)  all- 
gemein (mit  theilweiser  Ausnahme  der  Brucken)  für  Fussverkehr,  hie  und  da  auch  für 
Fährverkehr  (Suddeutschland,  jetzt  auch  bei  Staatschausseen  in  Preussen)-,  freier  Besuch 
der  Sammlungen,  Bibliotheken  u.  s.  w.  Unentgeltliche  Mittheilung  von  Nachrichten 
Uber  Wirthschaftsverhältnisse  (z.  B.  Konsulatsberichte);  unentgeltl.  Prägung  gewisser 
Münzen  (Grossbritannien,  Russland)  o.  s.  w. 

2.  Das  Gebührenprincip:  der  Staat  unterzieht  sich  im 
öffentlichen  Interesse  der  Uebernahme  einer  Thätigkeit  oder  der 
Ausführung  einer  Einrichtung  (Anstalt).  Aber  er  erhebt  von  denen, 
welche  daraus  besonderen  Nutzen  ziehen  oder  welche  die  Kosten 
der  Einrichtung  mit  provociren ,  eine  besondere  Abgabe  als 
speciellcn  Entgelt,  die  Gebühr,  und  zwar  oft  in  einer  Höhe, 
welche  die  Kosten  vollständig  deckt  oder  doch  decken 
soll.  Die  Einnahme  aus  diesen  Gebühren  kann  aber  selbst,  da 
die  betreffende  Thätigkeit  immer  zugleich  in  einem  allgemeinen 
Staatsinteresse  liegt,  niedriger  bleiben,  als  der  Kostenbetrag 
ist  oder  vollends  als  eine  privatwirthschaftliche  Rente  sein  würde. 

Die  Differenz  gegen  beide  bildet  dann  einen  Zuschuss  (also  iinplicitc  eine 
Ausgabe)  der  Staatskasse  für  die  Ausübung  einer  als  nothwendig  oder  zweckmässig 
erkannten  Staatsthätigkeit,  welche  von  dem  einzelnen  Beansprucher  oder  Benutzer  uor 
theilwoise  vergütet  wird.  Beispiele  kostendeckender  Gebühren  in  der 
Gegenwart:  meistens  Postgeld,  Telegraphengeld ,  mitunter  noch  Münzschlagschat/. 
auch  mehrfach  noch  Justizkostengebühren.  Beispiele  nicht  voll  die  Kosten 
deckender  Gebühren  in  der  Gegenwart:  Justiz-,  Polizeigebühren  verschiedener 
Art.  Wegegelder,  Schulgelder,  Kinnahmen  aus  den  Gestüten  u.  v.  a.  m. 
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3.  Das  rein  privatwirthschaft  liehe  oder  gewerbliche 
Prineip:  der  Staat  übernimmt  eine  gewerbliche  Thätigkeit  oder 
schafft  eine  solche  Einrichtung  rein  oder  doch  tiberwiegend  mit 
aus  dem  finanziellen  Grunde,  um  sich  dadurch  eine  Quelle 
von  Einnahmen  für  die  Deckung  von  Ausgaben,  also  die  Mittel 
zur  Ausführung  anderer  Thätigkeiten,  zu  eröffnen. 

Es  soll  daher  in  der  Kegel  auch  eine  möglichst  grosse  Reineinnahme 
(Rente)  erzielt  werden,  und  zwar  im  Allgemeinen  nach  den  Grundsätzen  der 
j>rirat  wi  rthsc  haft liehen  V  »;r  ke  hrseon  c  ur  renz. 

Beispiele:  die  landwirthsch.  Domänen,  Berg-  u.  Hüttenwerke,  Staatsgewerks- 
»ulagen  und  Handelsuutcrnchmungen.    Absatz  des  Holzes  in  der  Forstwirtschaft. 

4.  Das  reine  Regalitäts-  und  daher  Besteuerungs- 
prineip:  der  Staat  betreibt  ebenfalls  allein  oder  doch  Uber- 
wiegend nur  a  ■  s  finanziellen  Gründen  eine  gewerbliche 
Thütigkeit  (Unternehmung),  aber  er  sucht  aus  dieser  eine  grössere 
als  die  privatwirtbschaftlichc  Concurrenzrente  zu  gewinnen.  Zu 
diesem  Zwecke  geniesst  er  gewisser,  ganz  oder  theilweise 
Andere  ausschliessender  Vorrechte  (Monopole,  Fi- 
nanz monopole,  „Regale"),  die  ihm  die  Erzielung  eines  solchen 
Mehrertrags  ermöglichen  sollen.  Lctztrer  stellt  dann  aber  eine 
reine  Steuer  dar. 

Er  ist  nicht  ein  Theil  des  etwa  ausserdem  daneben  und  im  rechnungsmässigen 
Reinertrag  mit  ihm  verbundenen,  vom  Staate  privatwirthscbaft  lieh  (gewerb- 
lich) erworbenen  eigenen  Einkommens,  sondern  er  repräsentirt  eine  auf  staat- 
lichen Z  wan  g>bcfeh  I  zurü  ckzu  f  u  hrende  ü  e  b  ert  rag  un  g  v  o  n  Einkommen 
anderer  Einzelwirtschaften  auf  den  Staat.  Beispiele:  jetzt  namentl.  Tabak-,  Salz- 
rnonopol,  früher  eine  Unzahl  gewerblicher  Kegale,  von  denen  jedes  einzelne  nur  geringe 
imauz.  Bedeutung  hatte;  femer  früher  sehr  allgemein  die  Tost,  auch  die  Münze. 

*  In  der  Praxis  gehen  diese  verschiedenen  Standpuncte  öfters 
fast  unmerkbar  in  einander  über,  z.  B.  bei  Eisenbahnen 
(privatwirthschaftliche  Rente,  Gebühr),  Post  (desgl.,  auch  Steuer), 
Telegraph  (beide  erstre)  u.  s.  w.  In  der  obigen  Reihenfolge  er- 
giebt  sich  ein  Fortschritt  zu  einer  immer  weniger  fiscalischen  Be- 
handlung. 

Die  Finanzgeschichte  liefert  Beispiele  für  Beides.  Beispiele  immer  weniger 
fiscal.  Behandlung:  Münze,  Post,  Strassen.  Schulen,  öfters  noch  zu  wenig  Gerichte  ; 
Beispiele  der  steigend  fiscal.  Behandlung:  in  Zeiten  starker  Finanzbedürfnisse, 
in  und  nach  Kricgeu  selbst  neuerdings  wieder  Erhöhung  der  Gebühren  für  die  eben 
genannten  Anstalten  (Postporto  z.  B.  in  den  g^sen  französ.  Kri<gen  Anfang  «I.  .lahr- 
hund.  in  Oesterreich  aus  linanz.  Gründen  erhöht,  gleicher  Vorschlag  sojrar  1 S7 1  in 
Frankreich:  dsel.  Gebühren  u.  eigentliche  Steuern  bei  Gerichten).  Die  Entwicklungs- 
geschichte des  Stempelwesens  bei  Gerichten.  Behörden  u.  für  Urkunden,  Bescheinigungen 
u.  s.  w.  gehört  im  Ganzen  auch  hierher. 

Auch  bei  ein  und  derselben  Institution  wechselt  wohl  die 
ganze  Richtung  ihrer  finanziellen  Behandlung.  Im  Grossen  und 
Ganzen  begünstigen  Zeiten  der  politischen  Unmündigkeit  der  Be- 

A.  Wagner.  FinanzwU^a-^hatt.    I.  1.  Au«.  ;\{ 
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vtflkerung  und  einer  noch  unentwickelten  und  in  den  Formen  der 
Natura lwirthschaft  steckenden  Volkswirtschaft ,  wo  die  Erhebung 
reiner  Gcldsteuern  noch  schwieriger  ist,  ferner  Zeiten  grossen 
Staatsbedarfs  begreiflicher  Weise  mehr  die  fortschreitend  fisca- 
lischer  werdende  Behandlung  einer  Institution,  oder  es  ist  von  vorn, 
herein  dabei  das  dritte  oder  selbst  das  vierte  obiger  Principien 
allein  das  leitende.  In  Zeiten  dagegen,  wo  die  Bevölkerung  selbst 
mehr  mitspricht,  wo  die  Interessen  der  unteren  Classen  besser 
berücksichtigt  werden,  wo  das  gerwerbliche  Leben  entwickelter 
ist,  der  Volkswohlstand  wächst  und  die  Erhebung  reiner  Geld 
steuern  das  bequemste  Mittel  zur  Deckung  des  Staatsbedarfs  wird, 
da  waltet  die  umgekehrte  Richtung  vor,  so  im  Grossen  und  Ganzen 
gegenwärtig.  9 

Die  Kegalicn  verschwinden  dann,  weil  sie  als  volkswirtschaftlich  zu  nachteilige 
Kinnahmequellen  gelten,  so  die  meisten  gewerblichen  Kegalien,  bei  denen  di« 
Begalisirung  nur  eine  Stcuerform  war,  z.  B.  die  im  17.  und  IS.  Jahrhundert  einge- 
führten, selbst  in  Preussen  auf  Mühlsteine.  Schweinsborsten  u.  s.  w.  Das  bedeutende 
neueste  Heispiel  ist  die  Aufhebung  des  Salzutonopols  in  Deutschland  ISfiS  U.i<->. 
d.  Nordd.  B.  v.  12.  Oct  1S67,  §.  1).  Ein  einzelnes  Monopol  wird  nur  hier  uni 
da  etwa  trotzdem  als  bestes  Mittel  zur  Erhebung  einer  finanziell  ergiebigen  eigent- 
lichen Steuer  be ibehal ten  oder  selbst  neueing  eführt,  ohne  Verkennung  mancher 
volkswirtschaftlicher  Nachtheile  desselben.  Haupt  bei  spiel:  Tabakmonopol,  in 
Oesterreich,  Frankreich,  Italien  und  andern  Ländern.  Absicht  der  Repicrunir  dftiui 
in  Deutschland  jüngst.  Neue  Einfuhrung  des  Zündhölzchen-Monopols  in 
Frankreich  nach  dem  letzten  Kriege  durch  Ges.  v.  2.  Aug.  1872,  nachdem  verschieden 
Steuererhöhungen  bei  diesem  Artikel  zu  viel  Schwierigkeiten  gefunden.  Privatwirth- 
schaftliche  Thätigkeiten  früherer  Wirthschaftsperiodcn  werden  aus  volkswirtschaft- 
lichen Gründen  vielfach  vom  Staate  aufgegeben,  so  Staatsfabriken,  Staats-Handelsunter- 
nehmungen  (teilweise  ausgenommen  Banken),  eigene  Verwaltung  von  Landgütern  fast 
allgemein,  vielfach  auch  Staatsberg-  u.  Hüttenwesen,  selbst  eigener  Besitz  von  Lang- 
gütern, ferner  Schill fahrtsbetrieb  des  Staats.  Die  Gebühren  werden  aus  volkswirt- 
schaftlichen und  aus  politischen  Gründen  ermässigt,  so  der  Schlagschatz  für  Prägung 
auf  Rechnung  Privater,  Postporti,  Telegraphcngebitren ,  Strassengeld .  Schulgelder. 
Prufungstaxen ;  mitunter,  aber  im  Ganzen  noch  zu  wenig  „Gebühren"  ^wahre  und 
solche,  welche  ganz  oder  fast  ganz  eigentliche  Stenern  sind)  fnr  Gerichts-  und  Vcr- 
waltungsthätigkeiten.  In  einzelnen  Fällen  wird  selbst  auf  jede  bisher  bezogene  Ein- 
nahme aus  bestimmten  Staatseinrichtungen  oder  Thätigkeiten  ganz  verzichtet ,  weil  das 
öffentliche  Interesse  bei  der  unentgeltlichen  Ausübung  am  Besten  gewahrt  erscheint, 
so  die  Aufhebung  jeder  Prägekostenberechnunj?  für  Prägung  für  Private,  des  Strassen- 
gelds,  Brückengelds,  Postportos  in  bestimmten  Fällen,  z.  B.  fur  gew.  Briefe  an  Soldaten 
im  Kriege;  der  gerichtl.  u.  Verwaltung,. gebühren"  dsgl.,  z.  B.  um  landwirthsch. 
Reformen  zu  erleichtern  (Stempel-  und  Gebtihrenfreiheit  bei  Gemeinheitstheilungeti, 
Zusammenlegungen  u.  s.  w.). 

Sicherlich  ist  eine  solche  Entwicklung  der  finanziellen  Be. 
handhing  jener  Staatsthätigkeiten  auch  in  Zeiten  der  bezeichneten 
Art  im  Ganzen  die  richtige  und  die  zu  begünstigende.  Aber  sie 
muss  nur  abermals  nicht  als  die  schlechtweg  allein 
richtige  betrachtet  werden.  Eine  Finanzpolitik,  welche  die-5 
thäte,  würde  in  anderen  Zeiten  und  Verhältnissen  mindestens  ver 
früht  und  oft  gar  nicht  durchführbar  sein. 
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Z.  B.  eine  Port ore form  wie  die  der  neueren  und  neuesten  Zeit  hätte  f ruh  er 
bei  (ferintrem  Verkehr,  schwacher  Verbreitung  von  Elementarkenntnissen  u.  s.  w.  wahr- 
scheinlich nur  zu  einer  starken  Einbnsse  der  Staatskasse  pre führt.  Unter  der  Be- 
dingung so  niedriger  Porti's  hätte  der  Staat  dann  muthmasslieh  die  Postanstalt  gar 
nicht  übernommen  oder  nicht  beibehalten,  zum  Nachtheil  auch  des  Einzelnen,  der 
•rtwas  hohes  Porto  zahlt.    S.  Ein.  II,  §.  30S  fl. 

Hinsichtlich  der  Regalien  ist  daher  auch  ein  Moment  von 
allgemeinster  Bedeutung  für  das  Verständniss  der  ganzen  volks- 
wirtschaftlichen Organisation  und  der  Entwicklungsgeschichte  der 
Staatseinnahmen  noch  einer  besonderen  Hervorhebung  schon  an 
dieser  Stelle  werth.  Regalien  oder  Vorbehalte  gewisser  Boden- 
produete  und  ihrer  Gewinnung  und  gewisser  Gewerbe-  und 
Handelsbetriebe  zu  Gunsten  des  Staats  (Fiscus)  sind  eine  recht- 
liche Bedingung  einer  mehr  gemeinwirthse  ha  ft  liehen  Orga- 
nisation der  Volkswirtschaft  und  ein  Ersatz  eigentlicher  Steuern, 
vor  deren  selbständigerer  Entwicklung  und  nach  eingetretener  Un- 
zureichendheit  der  Domanialerträge.  Nach  dem  Durchbruch  des 
privatwirthschaftlichen  Organisalionsprincips  erscheinen  sie  als  eine 
Anomalie  der  wirtschaftlichen  Rechtsordnung  und  als  eine 
Hemmung  der  vollen  Entfaltung  des  privatwirthschaftlichen  Pro- 
duetions-  und  Verkehrssystems.  Deshalb  werden  sie  theoretisch 
verworfen  und  practisch  mehr  und  mehr  aulgegeben.  Letzteres 
wird  durch  die  mittlerweile  erreichte  Entwicklung  der  eigentlichen 
Steuern  möglich.  Der  Vorgang  steht  in  Einklang  mit  der  über- 
wiegend privatwirthschaftlichen  Gestaltung  der  neueren  Volkswirt- 
schaft. Aber  geschichtlich  betrachtet,  erscheint  er  eben  des- 
wegen doch  nur  als  eine  zwar  unter  gewissen  Verhältnissen, 
aber  keineswegs  stets  richtige  Phase,  was  in  den  Theorieen 
der  Nationalökonomen  und  Finanzmänner  wiederum  oft  genug  ver- 
kannt worden  ist.  Die  teilweise  Verdrängung  der  privatwirth- 
schaftlichen durch  die  gemeinwirtschaftliche  Organisation,  welche 
aus  ökonomisch -technischen  wie  aus  social -politischen  Grilnden 
notwendig  oder  wenigstens  zweckmässig  sein  kann,  wird  daher 
vielleicht  wieder  mit  der  Einführung  neuer  Regalien  verbunden  sein. 

Vgl  Grundlegung,  1.  Abth.  Kap.  M  u.  über  den  Zus.han^  der  Besteuerung  mit 
'ler  Eizenthums-  u.  Erwcrbsordnunij  u.  der  ( iriranisation  der  Volkswirthsch.  j'*t/t  Tin.  II, 
S.  169  ff.,  bes.  §. 
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2.  Abschnitt. 

Allgemeine  Betrachtung  der  privat  wlrthscliatt  liehen 

Einnahmen. 

I.  -  §.  202.  Zu  den  pri vatwirthschaftlichen  oder 
D o m an ialeinn ahmen  gehören  nach  der  oben  aufgestellten 
Begriffsbestimmung  streng  genommen  nur  die  Einnahmen, 
welche  aus  der  Verwendung  von  werbendem  Staatseigentum  und 
aus  dem  Betrieb  von  Staatsgewerben  fliessen,  wenn  sie  vom  Staate 
als Einzelwirtbschaf'ter unter  denallgemeinenrechtlicben  Be- 
dingungen des  privatwirthschal'tlichen  Coneurrenzsystems,  daher 
rechtlich  im  Wesentlichen  wie  von  den  gewöhnlichen  Privat- 
wirtschaften, erworben  werden. 

Dieses  Concurrenzsy:>tem  hängt  in  seiner  jeweiligen  Gestaltung  freilich  wesentlich 
von  <ler  Hesc  haf  fen he i  t  seiner  Rechtsbasis  ab,  welche  selbst  wieder  ver- 
änderlich ist.  S.  Grundlegung,  §.  123—125  o.  Abth.  II.  Hier  muss  mithin  ein^ 
bestimmte  Reihtsbasis  als  bestehend  vorausgesetzt  werden:  diejenige,  in  der  Haupt- 
sache gleiche,  im  europäisch-amerikanischen  Staatensystein  der  Gegenwart. 

Demgemäß*  müssen  folgend«  drei  Voraussetzungen  zutreffen,  damit  ein«1 
Einnahme  Ii  n  an /.wissenschaftlich  als  rein  prkai  wirtschaftliche  bezeichnet  werden  kann. 

1.  Der  Staat  muss  in  keinerlei  Weise  bei  der  Production  und  dem  Absatz 
der  Producte  in  seiner  Eigenschaft  als  Staat  oder  als  Inhaber  der  Finanzhoheit  zum 
Zweck  der  Einnahmeerzielung  vor  andern  Produccnten  und  Verkäufern  im  Verkehr 
einen  rechtlichen  Vorzug  geniessen.  Soweit  solches  der  Fall  i*t,  gehört  die 
Einnahme  zu  den  Steuern  i.  w.  S„  so  nach  Zweck  und  finanzieller  Folge  die  Ein- 
nahme bez.  ein  Theil  der  Einnahme  i der  „ E xt ra gewinn i  aus  gewerblichen 
Kegalien  (Finanzmonopolcn ). 

2.  Der  Staat  muss  dio  Thätigkeit  (Anstalt  u.  s.  w.)  wenn  nicht  wirklich  aus- 
schliesslich im  finanziellen  Interesse,  um  eine  für  andere  Staatszwecke  ver- 
fügbare Einnahme  zu  gewinnen,  ubernehmen  oder  beibehalten,  so  doch  rechtlich  im 
Stande  sein,  so  vorgehen  zu  können.  Einnahme-gebende  Thätigkeitcn  oder  Anstalten, 
welche  nur  die  Verwirklichung  von  als  richtig  erkannten  Staatsaufgaben  bezwecken, 
gehören  daher  nicht  hierher.    Die  Einnahmen  daraus  sind  Gebuhren. 

3.  Der  Staat  muss  die  Thätigkeit  oder  Unternehmung  auch  durchaus  nur 
von  dem  privatwirthschaftlicheu  Gesichtspuncte  höchstmöglicher  —  wenn  auch 
unter  gebührender  Berücksichtigung  der  Nachhaltigkeit  erstrebter  —  Rentabilität 
aus  betreiben  dürfen,  wenn  auch  nicht  nothwendig  sie  in  Wirklichkeit  nur  so  betreiben. 
Lässt  sich  der  Staat  bei  der  finanziellen  Regelung  der  betreffenden  Thätigkeit  aber 
von  einer  Rücksicht  auf  die  eigentlichen  Staatszwecke  mit  leiten  und  verzichtet  er 
auf  einen  Theil  der  bei  privatwirthschaftlicher  Betriebsweise  erlangbaren  Rente,  so 
stellt  das  sich  hierbei  ergebende  Einnahmeminus  gewissermassen  eine  (verhüllte)  Aus- 
sabc dar,  welche  der  Staat  absichtlich  im  öffentlichen  Interesse  macht.  Die  betreffende 
Einnahme  ist  dann  wieder  keine  rein  privatwirthschaftliche.  So  kann  die  Sach? 
bei  den  Forsten  liegen. 

In  der  Wirklichkeit  erfüllt  in  der  Finanzwirthschaft  der  Gegen- 
wart nur  ein  Theil  der  sogen,  privatwirthschal'tlichen  Einnahmen 
diese  drei  Voraussetzungen  genau.  Bei  manchen  gewöhnlich  hier- 
her gerechneten  Einnahmen,  z.  B.  bei  derjenigen  aus  Staats- 
forsten, aus  Eisenbahnen,  vollends  ausCanälen  des  Staats 
waltet  der  fisealische  Gesichtspunct  gegenwärtig  bei  uns  meist  nicht 
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ausschliesslich  ob,  und  mit  Kecht  nicht.  Einnahmen  dieser  Art 
sind  daher  immerhin  anders  als  die  rein  privatwirthschaf'tlichen 
aufzufassen.  Sie  können  mit  letzteren  gleichwohl  in  eine  Gruppe 
zusammengefasst  werden,  weil  die  Erzielung  der  Einnahme  unter 
den  gewöhnlichen  Bedingungen  der  wirtschaftlichen  Rechtsordnung 
erfolgt,  wozu  noch  kommt,  dass  sie  thatsächlich  (bei  Eisen- 
hahnen, und  wohl  auch  Canülen,  wenigstens  so  lange  das  Anlage- 
kapital noch  nicht  amortisirt  und  daher  noch  zu  verzinsen  ist),  ein 
sehr  hervorragender  Zweck  mit  ist. 

Dies  ist  für  mich  der  entscheidende  tirund.  warum  ich  wenigstens  für 
jetzt  noch,  wo  besten  Falls  bei  dem  geringen  Alter  der  betr.  Unternehmungen  das 
Kapital  aus  den  Ertragen  erst  zu  einem  (meist  noch  kleinen)  Theile  amortisirt  ist,  die 
Staatseisenbahnen  unter  den  Anstalten  für  den  I'rivaterwerb  des  Staats  einreihe. 
Fmpfenbach,  der  die  Eisenbahnen  in  Händen  des  Staats  haben  u.  dann  unter  das 
(iebuhrenpriueip  stellen  will,  übersieht  dies  zu  sehr  §.  37  —  89.  Die  Höhe  der  Kosten 
bedingt  einen  wesentlichen  Unterschied  in  diesem  Puncto  zwischen  Bahnen. 
<  hausseen  u.  Telegraphen  (ungefähres  Kostenverhältniss  in  Deutschland  wie  c.  500  bis 
600  :  10 — 30:  1 — 3!).  Was  für  Eisenbahnen,  gilt  wenigstens  auch  für  neue  Gaukle 
Kostenanschlag  per  Meile  für  ein  grösseres  deutsches  < 'analnetz  schon  vor  1S»70 
252.000  Thlr.  nach  Meitze n.  also  immerhin  die  Hälfte  von  Bahnen,  wahrscheinlich 
noch  mehr).  Der  Satz  in  54  der  Nordd.  und  der  deutschen  Roichsvcrfassung  über 
Staatscanäle  ist  etwas  undeutlich  in  diesem  Puncto,  ginge  aber  zu  weit,  wenn  er  dies 
Princip  nicht  mit  sanetiouirte.  Aehnliche  Auffassung  der  Staatsbahnon  wie  bei  mir 
auch  bei  Nasse.  Tariferllöh..  Jena  ls74.  S  31  If. 

f  rüher  war  der  rein  privatwirthschaftliche  Standpunct  auch  bei  Einnahmen,  wie 
den  genannten  .  mitunter  der  massgebende  und  in  manchen  Ländern  ist  er  es  noch 
jetzt,  z.  B.  im  Forstwesen.  Auch  bei  den  Einnahmen,  welche  gegenwärtig  in  der 
Kegel  als  rein  privatwirthschaftliche  behandelt  werden  können,  z.  B.  aus  Staatsberg- 
werken, Staatsfabriken,  kam  früher  öfters  der  andere  (iesichtspunet  mit  in  Betracht, 
dass  der  Staat  hier  gleichzeitig  Musteranstalten  zur  Nachahmung  betreiben  wollte. 
Einzelne  Staatsfabriken,  z.  B.  für  l'orzellanbereitung.  ähnlich  einzelne  landwirtschaft- 
liche sog.  Musteranstalten  stehen  auch  jetzt  n..ch  nicht  unter  dem  bloss  privatwirth- 
m  baftlichen  (iesichtspunetc  höchstmöglicher  Rentabilität,  sind  aber  doch  liuan/wirth- 
schaftlich  zu  den  privatwirthschaftlich.cn  Einnahmequellen  zu  rechnen. 

Demnach  kann  man  auch  in  der  Theorie  nicht  ein  für  allemal 
kurzweg  sagen:  diese  und  jene  Einnahmen  sind  privatwirthschaft- 
liche, sondern  man  kann  immer  nur  angeben,  welche  Einnahmen 
unter  gegebenen  Verhältnissen  als  rein  oder  als  tiber- 
wiegend oder  als  doch  zugleich  wesentlich  mit  privat- 
wirthschaftliche zu  behandeln  sind.  Der  Uebergang  von  der 
Betriebsweise  einer  Anstalt  nach  dem  rein  piivatwirthschaftlichen 
zu  derjenigen  annähernd  oder  ganz  nach  dem  Gebtihrenprincip 
oder  die  Behandlung  einer  bisher  in  privatwirthschaftlicher  Weise 
betriebenen  Thätigkeit  theilweise  nach  dem  Gesichtspuncte  einer 
wirklichen  Staatsaufgabc,  wobei  auf  einen  Theil  der  Einnahme 
verzichtet  wird,  kann  gerade  hier  öfters  in  Frage  kommen.  Das 
ist  aber  kein  Grund,  sie  sofort  aus  der  finanziellen  Kategorie  der 
privatwirthschaftlichen  Einnahmequellen  ganz  auszuscheiden. 
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Dies  mache  ich  u.  A.  gegen  v.  Scheel'3  Einwände  im  Schönberg'schcn  Handb.  II. 
.'{fi  geltend.  Er  nieint  „die  blosse  rechtliche  Form,  unter  der  die  Einnahme  erzielt 
wird,  also  nnmentl.  ob  Monopol  oder  nic  ht,  sei  f.  d.  Classification  der  ött'cntl.  Einkünfte, 
be/..  die  Kinreihung  derselben  unter  Erwcrbseinkttnfto  oder  nicht,  als  massgebend 
nicht  anzusehen".  Ich  glaulte  doch.  Dies  rechtliche  Moment  ist  auch  das  einzi;' 
feste  Unterscheidungsmerkmal,  die  thatsäch Ii c he  Behandlung  einer  Einnahmequelle 
schwankt  zu  sehr,  als  dass  mau  sich  daran  allein  für  die  Classification  halten  könnte. 

II.  —  §.  203.    Im  Folgenden  werden  nachstehende  Einnahme- 
zweige noch  zu  den  privatwirthschaftlichen  unserer  heutigen  Staaten 
gerechnet  und  demnach  im  zweiten  Kapitel  diesen  Buchs  (Privat 
er w erb  des  Staats)  behandelt: 

1.  Einnahmen  aus  Feldgtttcrn  (Domänen  im  engsten  Sinne) 
einschliesslich  der  Einnahmen  aus  dinglichen  Hechten  auf 
Leistungen  von  Privatländereien  (Grun  dgcfälle)  oder  auf  eine 
Benutzung  derselben  (Weide-,  Fischereirccbte  u.  s.  w.),  ferner  aus 
1  a  n  d  w  i  r  t  h  s  c  h  a  f  1 1  i  c  h  e  n  G  c  w  e  r  k  s  v  o  r  r  i  c  h  t  u  n  g  e  n. 

2.  Einnahmen  aus  Staatswaldungcn,  nebst  Jagd  und 
Fischfang. 

3.  Einnahmen  aus  Staatsberg-  und  Hüttenwerken,  ein 
schliesslich  des  S  a  1  i  n  e  n  betriebs,  aus  anderen,  als  mit  Land- 
gütern u.  s.  w.  verbundenen  St  aatsge  Werksanlagen,  ins- 
besondere Fabriken  u.  s.  w.,  und  aus  Wohngebäuden. 

4.  Einnahmen  aus  Handeis-,  Geld-  und  Bankgeschäften« 
sowie  aus  werbendem  beweglichen  Vermögen  überhaupt. 

5.  Einnahmen  aus  dem  Staate  eigentümlich  gehörigen  oder 
auf   seine  Rechnung   betriebenen  Einrichtungen    des  Verkehrs- 
wesens, nemlich  Eisenbahnen,  Canälen  und  Schifffahrts 
diensten. 

Die  Gründe,  warum  diese  Einnahmen  in  der  Gegenwart  noch  als  —  rein  oder 
überwiegend  oder  doch  zugleich  wesentlich  mit  —  privatwirthschaftiiehe 
gelten  können,  werden  in  den  Abschnitten  des  folg.  Kapitels,  welche  von  den  eiu/.elueu 
Zweigen  handeln,  mit  erörtert.  Dort  wird  daher  auch  untersucht,  ob  und  wieweit  der 
privatwirthschaftliche  Gesichtspunct  mitunter  moditicirt  werden  muss,  /.  B.  bei  Waldungen, 
Canalcn,  Bahnen. 

Manche  andere  Einnahmen  sind  einigen  der  obigen  nahe  verwandt,  und  wurden 
bisweilen  ebenfalls  zu  den  privatwirthsctiaftlichen  gereiht:  so  die  Einnahmen  au> 
Staatsslrassen  (Wegegeld  ,  Telegraphen,  aus  der  Post  (besonders  aus  einzelnen 
Zweigen  derselben,  wie  z.  Ii.  aus  dor  P erso n e n post).  aus  der  fur  Rechnung  Prirater 
erfolgenden  Münzprägung,  aus  den  Staatsschuld!  aller  Art  (Schulgeld),  aib 
Staatslotterien.  Da  jedoch  hier  die  wirtschaftliche  Rechtsordnung  fur  diese  Ein- 
richtungen eine  andere  als  die  gewöhnliche  des  Concurrcnzsystems  zu  sein  pflegt,  da 
ausserdem  aus  später  anzugebenden  Gründen  der  privatwirthschaftliche  Gesichbpun'i 
hier  nicht  nur  nicht  der  leitende  oder  nur  vorwaltende  sein,  sondern  wenigstens  iu 
unseren  Staaten  in  der  Gegenwart  in  der  Kegel  nicht  einmal  wesentlich  mehr  mit- 
sprechen soll,  ja  mitunter  ganz  fortfallen  muss,  auch  schon  jetzt  wegen  der  geringeren 
Hohe  des  in  der  Einrichtung  steckenden  Kapitals  —  im  Gegensatz  zu  den  Eisen- 
bahnen, —  aus  finanziellen  Rücksichten  meist  nicht  mehr  nothwendig  entscheidend 
zu  sein  braucht,  so  werden  die  genannten  Einnahmen  hier  zu  der  folgenden  zweiten 
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Uauptclasse  der  ordentlichen  Einnahmen  gerechnet,  die  meisten  jct/t  mit  Kecht  zu 
den  Gebühr«:  n. 

Stein  3.  Ausg.  S.  256  macht  mir  einen  Vorwurf  daraus,  dass  ich  in  der  6.  Ausg. 
der  WauV  h.  ii  Finanzwiss.  so  weitläufig  die  Eisenbahnen  behandelt  habe  und  doch  kein 
Wort  über  die  Telegraphen  hätte.  Er  hätte  vielfach  aus  meiner  Arbeit,  u.  A.  aus 
93  Anm.  a.  ersehen  können,  dass  und  warum  ich  die  Telegraphic  mit  der  Post 
unter  die  Gebilhrenanstalten ,  nii  ht  unter  die  privatwirthschaftlichen  Unternehmungen, 
wie  in  einer  Hinsicht  die  Eisenbahnen,  stelle.  Man  mag  diese  Gründe  angreifen  u. 
verwerfen,  kann  aber  doch  nicht  ignoriren,  dass  ich  hier  bestimmten  Gründen  folge. 

Der  Umstand,  dass  einige  Zweiire,  wie  Telegraphen,  Post,  Münze,  geschichtlich 
und  nach  gelteudem  Hechte  öfters  soiren.  Kegalien  sind,  nöthigt  nicht,  die  Ein- 
nahmen aus  solchen  Zweigen  von  den  Gebühren,  wozu  sie  nach  ihrer  richtigen  finan- 
ziellen Auffassung  gehören,  als  besondere  Classe  abzutrennen,  s.  folg.  Abschnitt. 

Die  Lotterie  dient  vielfach  als  Besteuerungsform  des  Spielgenusses.  Der 
finanzielle  Gesichtspum  t  soll  aber  nicht  der  entscheid- nde  sein  und  er  kommt  gar  nicht 
mehr  in  Betracht,  wenn  der  Staat  sich  ausschliesslich  das  Recht  vorbehält,  Lotterien 
za  betreiben,  es  aber  aus  Gründen  des  Volks-  u.  Staatswohls  nicht  ausübt.  Der  Vor- 
behalt erfolgt  dann  nur  wieder  aus  Gründen  der  Politik  u.  s.  w.,  um  Andre  am  Lotterie- 
betrieb zu  verhindern. 

Anhangsweise  kann  man  zu  den  privatwirthschaftlichen  Einnahmen  solche  ge- 
legentliche Einkünfte  stellen,  welche  aus  der  Vcnusserung  alter,  abgenutzter  Ge- 
brauchsgegenstände der  Staatsverwaltung  erzielt  werden,  besonders  im  Militärdepartement. 


3.  Abschnitt. 

Allgemeine  Betrachtung  der  staatswirthsehaftlichen 
Einnahmen  oder  Auflagen  (Steuern),  Insbesondere  der 

Gebühren. 

Näheres  im  2.  Bande  d.  Fin.wiss.  Kap.  I  „die  Gebühren".  Es  ist  nur  eine  leere 
Fiction,  wenn  Maurus,  Bestcuer.  S.  S8,  93,  auch  den  Steuercharacter  der  privat- 
wirthschaftlichen Einnahmen  des  Staats  behauptet  wie  ähnlich  schon  früher  Pfeiffer  I, 
61.  Danach  sull  z.  B.  der  Domänenbesitz  des  Staats  wie  eine  Vorenthaltung  von  so 
und  so  viel  Morgen  Land  p.  Familie  der  Staatsbürgerschaft  und  daher  wie  eine  Art 
Einkommensteuer  wirken.  Hier  wird  ebenso  einseitig  die  natürliche.  Selbstverständlich- 
keit des  bloss  privaten  Grundeigentums  angenommen  als  von  Seite  der  Socialdemocratie 
die  natürliche  Selbstverständlichkeit  des  bloss  gemeinsamen  Grundeigentums.  Vgl. 
Grundlegung  Abth.  II,  bes.  Kap.  4.  Für  diese  schwache  Argumentation  Pfeiffer'» 
hat  der  sonst  so  absprechende  L.  Stein  bloss  die  zahme  Bemerkung:  er  habe  diesem 
Gedanken  nicht  recht  folgen  kfinnen.  2.  A.  S.  153.  Die  der  Pfeifferschen  ähn- 
liche Erörterung  von  A.  Held,  Einkommensteuer,  S.  7  —  *?,  ist  zwar  etwas  vorsichtiger, 
aber  auch  noch  schief  und  zu  Missdeutungen  Anlass  bietend. 

I.  —  §.  204.  Die  staatswirthschaftlichen  Einnahmen 
gliedern  sich  in  zwei  Arten,  in  die  eigentlichen  Gebühren 
oder  speciellen  Steuern  und  in  die  eigentlichen  allge- 
meinen Steuern  ( Steuern  im  engeren  Sinne). 

Gebühren  sind  Abgaben ,  welche  von  Einzelnen  oder 
Gruppen  von  Einzelnen  als  ein  speciellcr  Entgelt  eines 
ihnen  vom  Staate  geleisteten  Diensts  oder  einer  durch  sie  dem 
Staate  verursachten  Ausgabe  (Kostenprovocation)  bei  der  Ausübung 
einer  Staatsthätigkcit  in  eiuer  von  der  Staatsgewalt  einseitig 
bestimmten  Weise  und  normirten  Hü  he  erhoben  werden. 
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Hier  wie  meistens  in  diesem  Werke  sind  d.  Begriffsbestimmungen  0.  Formulirungcn 
der  Einfachheit  und  leichteren  Verständlichkeit  wegen  für  die  St  aa  t  sfinan/en  ge- 
geben. Gebühren  u.  s.  w.  können  natürlich  auch  bei  den  Selbstverwaltungskörp«™ 
vorkommen.  Die  erforderliche  Umformung  (Verallgemeinerung;  de^>  Begrifls  ergiebt 
sich  leicht. 

Die  Einnahme  aus  den  Gebühren  hat  den  Zweck,  die  Kosten, 
namentlich  die  laufenden  Betriebskosten,  eventuell  auch  die  ge- 
wöhnlichen Herstellungskosten,  (bez.  einen  üblichen  Zins  und  eine 
Amortisationsquote  des  crforderlieh  gewesenen  Kapitalaufwands) 
der  betreffenden  Staatsthiitigkeiten,  Einrichtungen  und  Anstalten 
ganz  oder  theilweise  zu  decken.  Ein  Ueberschuss  darüber 
hinaus  fällt  unter  den  Begriff*  der  eigentlichen  Steuereinnahme. 

Die  Gebühren  wurden  bisher  (vor  Hau)  gewöhnlich  zu  den  Steuern  gerechnet. 
Mm  fuhrt  sie  meistens  unter  den  indirecten  Steuern  auf,  obgleich  sie  tfrösstenlheils 
direct,  d.  h.  von  demjenigen  gefordert  werden,  der  sie  tragi-u  soll.  Die  Gebubivri 
unterscheiden  sich  von  den  eigentlichen  Steuern  aber  so  wesentlich,  dass  es  nöthig 
ist,  sie  als  eine  besondere  Art  von  Aullapen  zu  betrachten.  Passend  wird  jedoch 
das  Wort  Steuern  auch  in  einem  weiteren  Sinn  genommen .  wo  dann  die  Gebühren 
auch  darunter  begriffen  werden.  Früher  führten  sie  öfters  den  Nameu  zufällige 
Einkünfte,  /.  B.  Sonnen  fels.  Fin..  §.  1 12,  1  IG  (f.,  auch  werden  sie  mitunter  Gefalle 
genannt.  Die  Neueren  sind  Kau  in  der  Begriffsbestimmung  und  Begründung  der 
Gebuhren  vielfach  gefolgt.  Vgl.  übrig.  Pfeiffer  I,  293,  Finpfenbaeh,  §.  23  11.. 
Walcker.  Selb>tverwaltuiig  d.  Stern  rwesens .  S.  5,  14,  A.  Meyer  in  d.  Viertel- 
jahrschr.  f.  Volkswitthsch.  u.  s.  w.  lf»64,  H.  \  Hock,  oh".  Abg..  fc.  14,  31—34. 
Stein,  Finanzen,  1.  A..  S.  106.  151  ff.,  2.  A.  143.  215,  3.  A.  265—206.  Parieu, 
traite  des  impots  III.  165,  Besobraso  ff,  impots  sur  les  actes,  in  den  memoires  d. 
Pet.  Akad..  B.  X,  Nr.  14.  B.  XI,  Nr.  V  in  d.  oben  gen.  Abhandl.  über  die  reren. 
publ.  21,  23  II.  (Eintheiluug  wie  ich,  nur  dass  B  gewisse  Begalien,  die  ich  za  den 
Gebuhren  rechne,  wie  Post  u.  A.,  als  Kegal  zu  d.  industr.  K nähme  btellt . 
Kniesa.  a.  0.  Feber  Stein 's  falsche  Trennung  gewisser  Regalien  von  den  Gebühren 
s.  die  unten  folg.  Bemerk,  und  über  Umpfenbach's  im  Wesentlichen  richtige,  nur 
etwas  zu  weitgehende  Lehre  uber  Gebuhren  s.  o.  S.  476.  Etwas  abweichend  Schall. 
Abb.  Gebuhren  in  Schiuiberg's  llandb.  II.  70.  Kr  will  den  Gebuhrcnbetnill*  aus- 
schliesslich au  die  Qualität  des  betreffenden  Staatsacts  anknüpfen  u.  nur  von  „Ge- 
buhren" sprechen,  wo  es  sich  um  Amtshandlungen  zur  Verwirklichung  wesentlicher 
Staatszwecke  handelt.  Das  erscheint  mir  ein  wenig  zu  eng.  Febrigens  habe  ich  nicht, 
wie  Schall  meint,  das  Moment  der  Bemessung  der  Gebühr  nach  den  Kosten  m 
die  Definition  der  Gebühren  KL'Z°^n,  sundern  die  Kostendeckung  nur  als  einen  doch 
nicht  zu  läugneuden  Zweck  mit  angeführt.  Wieder  etwas  anders  Schaffte,  Steuer- 
polit.  S.  52,  454  II*.,  der  von  „Verwalt  gebühren"  spricht,  wenn  die  betreff,  ölfentl. 
rechtl.  Verwalt.einnahmo  „höchstens  auf  Deckung  der  Kosten  des  vergoltenen  Verwalt. - 
acta  berechnet  ist",  darüber  hinaus  braucht  er  den  m.  K.  leicht  irre  führenden  Aus- 
druck „Steucrgebuhroir  oder  „Gebtihrenstcuern". 

Diese  Gebühren  knüpfen  sich  an  zweierlei  verchiedene, 
wenn  auch  in  einzelnen  Füllen  nicht  immer  leicht  zu  unterscheidende 
Thätigkeiten  des  Staats,  nemlich  an  die  Ausübung  wesentlicher 
Hohcitsrcchte  und  an  Thätigkeiten,  welche  bloss  aus  Zweck- 
mässigkeitsgründen im  öffentlichen  Interesse  vom  Staate 
übernommen  sind.  Bei  den  ersteren  handelt  es  sich  vornemlieh 
um  Thätigkeiten  zur  Ausführung  des  Rechts-  und  M  a  c  h  t- 
zwecks,  bei  den  anderen  um  solche  zur  Ausführung  des  Cultur 
und  Wohlfahrtsz wecks. 
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An  diese  Unterscheidung  wird  auch  die  Gebuhrenlehre  passeud  angeknüpft. 
I »er  historische  Staat  fügt  sich  allerdings  nicht  in  eine  enge  theoretische  Formel  und 
zeigt  namentlich  niemals  eine  völlige  Beschränkung  auf  den  Kechtszweck.  Ebensowenig 
haben  die  Hoheitsrechte,  welche  wir  vom  Staudpunct  der  Gegenwart  (,.im  modernen 
Staate')  mit  Recht  wesentliche  nennen,  immer  alle  oder  im  jetzigen  Umfange  dem 
histor.  Staate  zugestanden ,  ohne  dass  man  deshalb  den  Begriff  „Staat"  in  solchen 
Fallen  als  nicht  vorhanden  wird  bezeichnen  wollen.  Gleichwohl  ist  es  doch  vollkommen 
begründet,  erst  im  entwickelten  (Rechts-  und  Cultur-)  Staat  das  wahre  Wesen  des 
Staats,  den  „wahren  Staat"1  zu  erkennen.  Zum  Begriff  dieses  Staats  gehört  aber  dann 
diu  Uebernahme  aller  der  Functionen,  durch  welche  der  Kechtszweck  verwirklicht 
wird.  In  der  geschichtlichen  Erscheinung  des  modernen  Staats  hat  sich  dies  auch 
geltend  gemacht.  Im  Unterschied  davon  lässt  sich  von  keiner  einzigen  einzelnen  und 
nicht  einmal  von  einer  gröss-ren  Gruppe  der  zur  Verwirklichung  des  Cultur-  und 
\\ ohlfahl tszwecks  gehörigen  Staatsthätigkeiten  behaupten,  dass  sie  auch  dem  hoch 
entwickelten  Staate  wesentlich  sind,  —  nicht  an  sich  und  nicht  ebenso  wie  die 
Kcchtsfunctionen.  Die  Vornahme  .iner  der  Functionen  auf  dem  zweiten  Gebiete  ist 
daher  nicht  als  wesentliches  Hoheitsrecht  zu  bezeichnen.  Das  ist  0.  A.  auch  gegen 
Stein's  neuen  Kegalbcgriff  einzuwenden,  1.  A.  S.  KU  ff.,  2.  A.  S.  1S4  ff..  3.  A.  S. 
22!»  II.  Denn  in  diesem  Begrille,  wo  die  Regalien  „die  wirtschaftlichen  Hoheits- 
rechte des  Siaats"  bedeuten  sollen,  wird  unter  Kegal  nicht  mehr,  wie  iu  der  späteren 
Kechts-  und  Finanzgeschichte  und  vielfach  noch  im  heutigen  Reckte,  ein  nutzbares 
kleineres,  sondern  gerade  wieder  wie  ehedem  ein  wesentliches  Hoheitsrecht  ver- 
standen. Es  ist  vom  Staudpuncte  der  Rechtsphilosophie  wie  von  demjenigen  d.  Kcchts- 
geschichte  u.  des  positiven  Rechts  aus  gleich  sehr  willkürlich,  Münze,  Post,  Eisen- 
bahnen. Telegraphen,  Papiergeld,  Lotterie  überhaupt  Kegalien  oder  wirtschaftliche 
Hoheitsrechte,  oder,  wenn  es  einmal  geschieht,  nur  sie  so  zu  nennen,  mit  Ausschluss 
iiier  anderen  ähnlichen  Einrichtungen  und  Functionen  des  Staats.  Ganz  Verwandtes, 
wie  Posten,  Telegraphen  und  Chausseen,  wird  dabei  getrennt.  Wenn  aber  Stein 
2.  A.  S.  1^*5  u.  3.  A.  S.  233  noch  ebeuso  wie  iu  dor  1.  A.  sogar  das  „Regal"  definirt 
als  „diejen.  wirthsch.  Unternehmung,  deren  Existenz  u.  gesicherte  Ordnung  als  eine 
absolute  (!  u.  allgemeine  Bedingung  der  wirthsch  Wohlfahrt  eines  Volkes  erschein», 
u.  die  eben  deshalb  nicht  dem  Zufall  oder  der  Willkür  der  Einzelnen  in  ihrer  Be- 
gründung u.  Durchfuhrung  überlassen  werden  kann,"  so  ist  es  doch  mindestens  gesagt 
«  ine  starke  Uebertreibung.  Post.  Telegr.,  Eisenb..  Lotto  hiernach  Kegalien  zu  nennen 
u.  wiederum  nur  folgewidrig.  Wegeweseu  u.  vieles  Andere  nicht  ebenso  oder  nicht 
noch  eher  unter  diese  Kegalien  zu  reihen.  (Vgl.  übrigens  in  der  3.  A.  S.  21S.  wo 
vom  Bergbau  gesagt  wird:  „er  ist  die  Producfion  (sie!)  einer  der  allgem.  Ii.  absol. 
Bedingungen  der  Volkswirtschaft "  Warum  Meibt  er  dann  nicht  auch  jetzt  noch 
Regal?)  Auch  gerade  für  die  Finanz* issenschaft  und  speciell  für  die  Gcbuhrenlchre 
ist  diese  neue  Unterscheidung  Stein's  von  Kegalien  und  Gebühren  nachtheilig.  Da- 
gegen wird  durch  die  im  Text  befürwortete  Unterscheidung  gleich  das  richtige ,  den 
tfetfebeneti  Verhältnissen  angemessene  Princip  für  die  finanzielle  Kegelung  des  Ge- 
bühren wesens  festgestellt:  eiu  niedriges  Maass  der  Kechtsgebuhren ,  ein  höheres 
der  übrigen,  namentlich  der  wirtschaftlichen,  deijenigen  für  materielle 
Leistungen  des  Staats  überhaupt;  s.  u.,  auch  Hock.  ölf.  Abg.  §.  34. 

Uebcr  die  Einth  eilu  ng  und  Systematik  der  Gebühren,  mehrfach  abweichend 
von  der  Darstellung  im  Texte,  s.  Hock,  eb.  §.  31 — 34.  Umpfeiibach,  §.  2ti — 41, 
Bergius  K  3  (v.  d.  Kegalien  ,  Pfeiffer,  Staatseinnahme  I,  Th.  ö,  nameutl.  aber 
Stein,  1.  A.  S.  137  (Kegalien.,  154,  2.  A.  S.  190,  (Regal.),  bes.  S.  22ti  II".  (Syst.  d. 
Gebühren U  3.  A  S.  225»,  2r,5.  I.  A.  I,  30S  II.  Kau,  5.  A.  227  bis  211».  Bcso- 
lirasoff,  rev.  ])ubl.  p.  24,  stellt  mit  Unrecht  bei  seiner  Hervorhebung  des  Unter- 
schieds v.  taxes  u.  droits  rcgalbns  die  Sache  so  dar,  als  ob  es  sich  bei  jenen  immer 
um  die  wesentlichen  Zwecke  des  Staats  handle,  oder  als  ob  die  taves  nur  bei  dem 
Kechtszweck,  die  Kegaiien  nur  bei  dem  Wohlfahrtszweck  vorkämen.  Schall  a.  a.  <>.. 
der  am  Kriterium  „wesentlicher  Staatszweck"  festhält,  bes.  S.  M.   Schaffte  a.  a.  0. 

II.  —  §.  205.    Haupt  arten  der  Gebühren. 
1.     Unter    wesentlichen    Hoheitsrechten    (Kegalien  in 
diesem  Sinne  des  Worts)  werden  hier  diejenigen  verstanden, 


Digitized  by  Google 


490       3-R  Ortl.  Kinn.    I.K   Im  All-  in.    3.  A.  (.  •huhron.  §.  205,  20»',. 

welche  zum  Begriffe  des  wahren  Staats  gehören,  daher  ihm  rich- 
tiger Weise  ausschliesslich  zustehen,  und  deshalb  regelmässig  in 
gewissem  Umfange  bei  jedem  Staate,  ganz  allgemein  aber,  ausge- 
dehnt und  ausschliesslich  wenigstens  bei  dem  entwickelten  Staate 
gefunden  werden.  Dahin  gehören  mithin  vornemlich  die  Thätig- 
keiten  zur  Aus-  und  Durchführung  des  Rechts-  und  Macht- 
zwecks des  Staats  (§.  33).  Diese  Thätigkeiten  werden  aus  einem 
allgemeinen  Grunde  im  Interesse  der  Gesammtheit  übernommen, 
aber  sie  kommen  in  vielen  Fällen  Einzelnen  besonders  zu  Gute 
oder  werden  von  diesen  besonders  verursacht.  Abgaben,  welche 
alsdann  von  diesen  Einzelnen  erhoben  werden,  sind  Gebühren. 
Man  kann  sie  in  ihrer  Gesammtheit  Rechts-  oder  Rechts-  und 
Verwaltungsgebühren  nennen. 

Als  (wahro  Gebühren  sind  die  Abgaben,  welche  sieh  an  die  Staatsthätigkeiten 
zur  Durchführung  des  Rechtszwecks  knüpfen,  aber  einmal  nur  dann  anzusehen,  wenn 
der  Einzelne  wirklich  aus  triftigen  sachlichen,  d.  h.  in  der  betreffenden  Staatsinstitüti"u 
liegeuden  Gründen  in  eine  mit  Abgabcu  verbundene  Berührung  mit  der  Staatsthätigk.  it 
kommt ;  «daher  denn  z.  B.  Abgaben  wie  im  französ.  Enregistreraent  für  die  Authenti- 
cirung  des  Datums  d.  Urkunden  ($.  Hock  a.  a.  0.  S.  24s)  keine  Gebühren,  sond. 
hohe  u.  lästige  Steuern  sind.  Ebenso  wenig  sind  Abgaben  noch  Gebühren,  bei  denen 
der  Zahlende  keine  Gegenleistung  von  der  Staatsgewalt  empfängt:  [gegen  Hoffmauu. 
würtemberg.  Finanzrecht  l.  694];  ferner  nur  in  der  Höhe,  welche  mit  dem  Werthc 
des  geleisteten  Dic-nsts  für  den  Nut/ni.sser  und  dem  Kostenbetrage  dieses  Diensts  für 
den  Staat  in  einem  richtigen  Ycrhältniss  steht.  Wird  eine  Abgabe  in  anderen  Fällen 
oder  in  einem  viel  höheren  Betrage  erhoben,  indem  z.  B.  ein  "Dienst  oder  «  ine  Kosten- 
Verursachung  nur  fingirt  oder  der  erstere  blo&s  zum  Zweck  der  Einnah mebeschaffun^ 
aufgezwungen  oder  der  Werth  des  Diensts  übermässig  hoch  angeschlagen  wird,  so  ist 
die  Einnahme  keine  Gebühr  im  richtigen  linanzwissenschaftliehcn  Sinne  des  Worts 
mehr,  sondern  eine  bei  einer  besondem  Gelegenheit  .rhob<ne  eigentliche  Steuer,  übet 
welche  dann  als  Stcu.r  zu  urtheilcn  ist.  S.  Fin.  II,  S.  439  ff.  über  Vrrk-hrs- 
besteuorung  u.  S.  455  Ii.  über  Besteuer.  d.  Erwerbs  durch  Anfall. 

2.  Aus  Zweckmässigkeitsgründen  werden  vom  Staate 
vielerlei  Thätigkeiten  übernommen,  welche  einzeln  jedenfalls  nicht 
zu  den  w  e  s  e  n  1 1  i  c  h  e  n  Staatsautgaben  gerechnet  werden  könuen, 
wenn  sich  auch  ein  bedeutendes  öffentliches  Interesse 
an  sie  knüpft  und  sie  überhaupt  nur  im  Falle  eines  solchen 
vom  Staate  ausgeübt  werden  sollen.  Dahin  gehören  zehlreicbe, 
aber  geschichtlich  und  von  Land  zu  Land  mannigfach  wandelbare 
Thätigkeiten  auf  dem  Gebiete  der  Cultur-  und  Wohlfahrtsfördcrung. 
Auch  hier  werden  Gebühren  von  denjenigen  erhoben,  welche 
durch  die  Berührung  mit  dem  Staate  und  den  bezüglichen  Ein- 
richtungen eine  Förderung  ihrer  speeiellen  Interessen 
(besonderen  oder  grösseren  Nutzen  als  die  Allgemeinheit, 
andrerseits  Kostenersparung)  erlangen.  Die  Gesammtheit  dieser 
Gebühren  nennen  wir  Cultur-  und  Wohlfahrtsgebühren. 
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Auch  diese  Abgaben  falten  unter  den  Regriff  der  Gebühr  nur  unter  denselben 
Voraussetzungen  wie  die  Rechtsgebuhren.  Weiden  sie  in  anderen  V  allen  oder  in 
höherem  Ausmaass  erhoben,  so  gehen  sie  in  eine  eigentliche  Steuer  oder  eine 
{•riratwirthschaftliche  (Gewerbs-)  Rente  für  den  Staat  über. 

Bei  vielen  hierher  gehörigen  Abgaben  ist  ein  solcher  Uebergang  leicht  möglich, 
manchfach  in  der  Praxis  vorgekommen  und  nicht  immer  allgemein,  sondern  nur 
nach  den  Verhältnissen  des  einzelnen  Falles  zu  billigen  oder  TU  verweilen. 
Mah  kann  daher  auch  wieder  nur  für  gewisse  Zeiten  und  gewisse  Lander  an- 
heben, welche  Abgaben  auf  diesen  Gebieten  von  der  Verwaltung  als  Gebühren 
k-bandelt  werden  sollen. 

Das  System  der  Gebühren  oder  die  weitere  Classification  der  beiden 
genannte!)  Hauptarten  wird  rationeller  Weise  durch  da»  System  der  Verwaltung 
bestimmt.  Die  Begründung  des  Gebührensystems  gehört  daher  in  die  Verwaltungs- 
lehrc,  die  finanzielle  Durchführung  desselben  in  die  spätere  speeiellc  Gobuhrcn- 
lehre.  S.  darüber  Fiu.  II,  Kap.  1,  bes.  S.  211  ff.  Stein  a.  a.  Ü.  bes.  die  Abschnitte  2.  A. 
S.  2111  ff.,  3.  A.  S.  2(ü».  über  die  Entwicklungsgeschichte  d.  Gebühren,  u.  S.  229  (F., 
3.  A.  S.  279  ff.  Uber  die  Rechtspllegc  u.  das  Gcbuhrenwescn.  (4.  A.  I.  S.  30S  ff.. 
•517  ff.)  —  eiue  vortreffliche  Partie  dieses  Werks.  Schäfflc  a.  a  0.,  bes.  Schall  a.  a.  U. 
S.  i)5  Ü'..  der  seinem  eugeren  Gebührenbegriff  gemäss  hier  im  Wcscntl.  nur  die  obige 
erste  Classe  der  Gebühren,  die  Rechts-  u.  Vcrwalt.gebuhren  behandelt. 

Die  Rechts-  und  Verwaltungsgebühren,  welche  wirklich  als  Gebühren 
zu  erachten  sind,  kommen  gemeinsam  mit  manchen  sogenannten  Gebühren,  welche 
eigentliche  Steuern  sind,  iu  der  Praxis  und  in  der  Sprache  der  Gesetze  unter 
verschiedenen  Namen  als:  Rechts-,  Justiz-,  Gerichts-,  Polizeigebuh ren  (auch 
wohl  -  Taxen),  als  Gerichtskosten,  Vermögens-, insbesondere Geldst ra  fen  u.s.  w. 
vor.  Eine  gleichmässige  allgemein  gültige  Eintheilung  fehlt  in  der  Praxis  noch.  In 
vier  Sache  selbst  liegen  auch  manclie  Schwierigkeiten.  Die  Jurisprudenz  hat  dieses 
wichtige,  so  viele  privatrechtliche  Verhältnisse  berührende  Gebiet  des  Gobuhrcuwcseus 
noch  nicht  gelingend  bearbeitet.  Daraus  erklärt  sich  auch  der  häulig  bemerkbare 
Mangel  scharfer  juristischer  Präcision  des  Ausdrucks  in  den  tiesetzen  selbst  Dies 
rügt  richtig  Mor,  Randbemerk,  zum  österr.  Gebuhrengesetze,  Wien  1^70  (Separat- 
abdruck aus  der  allgemeinen  österr  Gerichtszeitung),  eine  bemerkenswerthe  Abhandlung. 

III.  —  §.  206.  Erhebungsform  vieler  Gebühren. 
Stempel.  In  der  Finanzwissenschaft  hat  namentlich  ein  Um- 
stand Unklarheiten  Uber  das  Wesen  und  die  richtige  Eintheilung 
dieser  Gebühren  veranlasst,  nemlich  die  äussere  Form  der 
Erhebung.  Viele  Kechtsgebllhren,  manche  mit  ihnen  talschlich 
zusammengeworfene  eigentliche  Steuern,  aber  auch  einige  Gebühren 
aus  der  zweiten  Classe  des  Gebührenwesens  werden  vermittelst 
eines  sogen.  Stempels  erhoben:  Es  wird  gesetzlich  vorge- 
schrieben, dass  bei  gewissen  Berührungen  des  Einzelnen  mit 
Staatseinrichtungen  und  Thätigkeiten  für  die  dabei  vorkommenden 
Schriftstücke,  für  gewisse  Urkunden,  Documente  u.  s.  w.  ein  vom 
Staate  mit  einem  Werthstempel  versehenes  Papier 
(„Stern pel papi er u)  oder  eine  staatliche,  auf  das  .Schriftstück 
zu  klebende  und  eventuell  zu  überschreibende  Stempelmarke 
gebraucht  werden  soll.  Durch  die  gesetzliche  Anordnung  des  Ge- 
brauchs des  Stempels  wird  also  bloss  die  Gebührenpflichtig- 
keit einer  solchen  Berührung  mit  einer  Staatseinrichtung  (oder  in 
anderen  Fällen  die  Steuerpflichtigkeit  iu  einem  bestimmten 
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thatsächlichcn  Fall,  bei  einer  gewissen  Handlung  u.  s.  w.)  ausge- 
sprochen. Die  Vorschrift  über  den  Gebrauch  eines  Stempels  in 
bestimmter  Werthhöhe  normirt  die  Gebührensätze,  so  dass  der 
Ste  in  peltarif  Geb  Uhrentarif  wird.  Die  wirkliche  Anbringung 
des  Stempels  auf  dem  bezüglichen  Schriftstück  u.  s.  w.,  welches 
den  Beweis  für  die  Inanspruchnahme  der  bestimmten  Staatsthätig- 
keit  (oder  für  die  Steuerpflichtigkeit)  bildet,  liefert  den  Beweis  für 
die  Zahlung  der  Gebühr  und  die  Quittung  darüber.  Diese  Stempe- 
lung, die  Benutzung  von  Stempelpapier  und  vollends  von  Stempel- 
marken ist  eine  für  die  Staatsbehörden  wie  fllr  die  Zahlungs- 
pflichtigen einfache  und  bequeme  Gebühren-  und  Steuer- 
erhebungsform. Aber  eben  deshalb  ist  der  Begriff  einer 
besondern  „Stcmpelgebühr"  (Stempelgefülle,  „Stempel- 
steuer") als  einer  eigenen  Gcbührenart  unhaltbar.  Es  giebt 
immer  nur  mittelst  Stempels  erhobene  Gebühren  oder 
Steuern,  aber  keine  „Stcmpelgcbübren". 

Etwas  Aensserliches ,  Unwesentliches  wird  bei  der  Aufstellung  von  „Stempel- 
RcbAbrea*'  ZU  einem  wesentlichen  inneren  Unterscheidungsmerkmal  gemacht.  Dies 
zeigt  sich  auch  darin,  dass  manche  (iebuhren,  statt  durch  vor.schriftsmässigen  Gebrauch 
von  Stempelpapier  oder  Stempelmarken,  durch  unmittelbare  Einkassirung  des 
Schuldbetrags  erhoben  werden.  Auch  ist,  wie  gesagt,  die  Erhebung  mittelst  Stem- 
pels keineswegs  auf  Hechts-  und  Verwaltungsgebühren  beschränkt,  wenn  sie  hier  auch 
am  Aeltesteu  und  Häufigsten  ist  Sie  dehnt  sich  ihrer  formellen  Vorzüge  wegen  auf 
immer  mehr  G<biet<-  des  (iebuhren-  und  des  eigentlichen  Steuerwesens  aus,  jene»  z.  B 
bei  den  Post-  u.  Telegrapheiigebiihren  (Porfoi.  denn  die  betr.  Mark.-  ist  nichts  And.  res. 
als  eine  Stempelmarke,  dieses  t.  B.  bei  d.  Besteuerung  v.  Zeitungen,  Büchern. 
Brochurcn  I Frankreich),  Spielkarten,  Kalendern,  Tabak  (russ.  Banderollensysteni )  u.  >.  W. 
Vgl.  über  England:  Vocke,  britische  Steuern  ..Gebrauchssteuern  in  Stempeliorm' . 
S.  249,  uber  Nordamerika  mancherlei  \\  aarenstempel ,  Hock,  Tin.  Amerikas 
S.  200  11.  Wechsel-,  viele  Urkunden-  (Ountract-,  Obligationen-,  Ac tieft-),  ..Erbschafts- 
stempel"  u.     w.,  sind  keine  Gebührenerhebungen,  sondern  Steuererhebungen. 

Näheres  Uber  die  Erhebungsfonn  von  Gebuhren  (u.  gewissen  Steuern,  namentl. 
den  sogen.  Verkehrssteuern I  in  Fin.  II,  §.  320— »24,  auch  S.  20  ir.,  439  Ii.  Schall 
a.  a.  0.  S.  ss  II.    Kau  I,  §.  231  H. 

Die  ..Stcmpelgebühr'  als  besondere  Art  von  Staatseinkünften  ist  nach  Box  hörn, 
dis-juis.  poüt.  Anist.  IG08  p.  301  von  einem  Holländer  erdacht  worden,  uaebdew 
die  Goiieralstaateu  einen  Preis  auf  die  Erfindung  einer  neuen,  nicht  druckenden  utid 
doch  einträglichen  Abgabe  gesetzt  hatten.  De  Einführung  geschah  1024  und  er»'ies 
sich  bei  der  Menge  der  Veitragsurkunden,  die  in  jenem  reichen  Laude  jährlich  aus- 
gestellt wurden,  sehr  einträglich.  Der  gen.  Verfasser  rühmt,  dass  die  Gebuhr  niedrig, 
dass  die  Unbeguterten  nicht  davon  ge trollen  werden  u.  dass  der  Ertrag  für  die  Staafc- 
kasse  gross  sei.  Eine  Art  von  Stempelpapier  kommt  zwar  schon  in  den  römischen 
Gesetzen  vor  (.Nov.  41),  aber  ohne  Erwähnung  einer  davon  angeordneten  Bezahlung. 
Beckmann,  Beitr.  z.  Gesch.  d.  Erfind.  II,  300—310  Einführ,  in  England  1*71. 
Frankreich  1073,  Oesterreich  10S0,  Baiern  1690.  (Nach  Kau  §.231  Noten). 

Stempelmarken  in  England  IS53  (10.,  17.  Vier,  c  30.  v.  4.  Aug.),  Oesterreich 
V.  v.  2S.  März  1S54  (v.  Uzörnig.  Neugestaltung.  S.  14.Vi.  Frankreich,  Ges.  \w 
II.  Juni  1S.")9  itiuibre  mobile),  Preussen.  Ges.  v.  2.  Sept.  1*302  n.  a.  L.  DL  Der- 
jenige, der  das  Blättchen  anklebt,  inuss  seinen  Namen  oder  die  Anfangsbuchstaben 
des  Schriftstücks  «»der  das  Datum  darauf  schreiben  und  es  dadurch  ZOjn  weiteren  Ge- 
brauche  untauglich  machen.   In  gewissen  Fällen  muss  auch  eiu  öffentl.  Beamter,  /.  B 
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der  Behörde,  welche  das  Schriftstück  ausstellt  oder  beglaubigt  u.  s.  w.,  die  Ueber- 
»chreibung  der  Marke  vornehmen.  (Kau.) 

Namentlich  Stein  hat  den  Stempel  als  eine  blosse  Form  der  Erhebung 
einer  Abgabe  richtig  gekennzeichnet,  1.  A.  S.  lö.'f.  Aehulich  aber  schon  vorher 
l  mpfenbach.  §.  26  ff. 

Von  einer  besonderen  „St  em  pcl  gebuh  r'\  von  Stempelgefällen,  als  ..einer 
in  allen  Zweigen  der  Staatsverwaltung  vorkommenden  Gebuhrenart"  spricht  auch  Hau 
ni  §.23<),  281.  Stempel  auf  verkauft".  Gegenstände  »Zeitungen,  Spielkarten)  sieht  übrigens 
auch  er  231  a.  E.  als  Steuern  an.  Die  Früheren  stellen  Rau  folgend  meistens 
eine  besondere  Stempelsteuer  auf.  wie  es  die  Praxis  uud  Gesetzgebung  noch 
heute  vielfach  thut,  so  in  Preussen  (Stempelsteuer  unter  den  indirecten  Steuern, 
bei  der  Einnahme  des  Finanzminist.,  Gericlitskosten ,  Strafen  früher  bei  denen  den 
Justizmin.).  Vgl.  schon  Sonnen  fels,  §.  119  ff.,  dann  auch  Pfeiffer  1,  845  Anm., 
der  den  Ausdruck  Stempelgcbuhrcn  vermeidet,  weil  der  Stempel  so  vcrschicdentlirh 
verwendet  werde. 

Unmittelbare  Eiukassirung  grösstenteils ,  wenn  nicht  allein  bei  den  Gerichts- 
-ebühren,  s.  Fin.  II,  5$.  322.  In  «lern  österr.  Ges.  über  Gebuhren  v.  tb  Febr.  werden 
ausdrucklich  die  unmittelbaren  Gebühren,  welche  durch  unmittelbare  Einzahlung, 
und  die  übrigen ,  welche  durch  Verwendung  von  Stempelmarken  oder  Stempelpapier 
zu  entrichten  sind,  unterschieden.  Vgl.  Dessary.  österr.  Finan/gesetzk.  S.  55.  Iu 
Krankreich  gab  es  nach  Hock,  Fin,  l'rankr.  S.  liiT.  kein  höheres  Stempelpapier 
als  10  Fr.  Grössere  Beträge  werden  mittelst  Vidi  rang  der  Urkunde  durch  die 
Stempelämter  als  berichtigt  bezeichnet.  Es  ist  sogar  unzweckmässig,  wenn  eine  Ab- 
gabe stets  nur  in  Stempelform,  nicht  auch  durch  unmittelbare  Zahlung  entrichtet 
werden  kann,  z.  B.  bei  der  Wechselbesteuerunp.  Im  Sommer  1*5"  1  soll  z.  B.  ein 
Wechsel,  gezogen  von  der  französ.  Regierung  auf  ein  Berl.  Haus  mit  53  Marken  zu 
10  Thlr.  versehen  worden  sein.  Hier  hört  naturlich  die  Bequemlichkeit,  der  Zweck 
der  ganzen  Einrichtung,  auf. 

Auch  die  Leistung  sogen.  „Beiträge".  — einmaliger,  insbesondere  zu  den 
Anlage-  and  ersten  Einrichtungskosten,  oder  auch  fortlaufender,  zu  den  Betriebs- 
kosten oder  zu  der  Verzinsung  (und  Tilgung^  des  Anlagekapitals  einer  öffentlichen, 
einzelnen  Personen  oder  Personentrruppen  besonders  mit  dienenden  Einrichtung  —  i-t 
principiell  eigentlich  nur  eine  Zahl  uns;-  von  Gebühren  in  einer  besonderen  Form 
der  P  a u  sc  h ali  ru ng  oder  Abfindung.  S.  darüber  die  schönen  Erörterungen  von 
Neu  mann,  prosrress.  Einkommensteuer.  Kap.  2,  S.  4t  >  ff.  mit  den  dazu  gehör. 
Noten  S.  205  ff.    Näheres  in  Fin.  II  §.  325. 

IV.  —  §.  207.  Gebühren  der  zweiten  C lasse  in  der 
Hechts  form  des  Regals.  Auch  das  Recht  der  Vornahme 
einzelner  zum  Gebiete  der  Cultur-  und  Wohlfahrtsfürdcrung  ge- 
höriger Thätigkeiten  hat  sich  der  Staat  mitunter  ausschliess- 
lich vorbehalten,  wenn  auch  etwa  die  Ausübung  dieses  Rechts 
dann  Privaten  überlassen  wurde.  Auch  ein  solches  ausschliess- 
liches Recht  des  Staats  ist  Regal  genannt  worden.  Die  Regali- 
sirung  kann  nun  hier  einen  zweifachen  Zweck  haben: 

1.  Sie  kann  einmal  wie  im  Falle  eines  wesentlichen  Hoheits- 
rechts erfolgen,  weil  die  bezügliche  Thätigkeit  nach 
ihrem  Inhalte  am  Passendsten  vom  Staate  ausgeübt 
und  die  Vornahme  der  Leistungen  durch  den  Staat 
dadurch  erleichtert  sowie  ihre  gute  Beschaffenheit 
verbürgt  wird. 

2.  Sie  kann  aber  sodann  auch  bloss  oder  vor  wiegend  im 
Interesse   der  finanziellen   Ausbeutung  einer  solchen 
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Thätigkeit  stattfinden,  wobei  das  Regal  wesentlich  zur  Steuer- 
form wird.  Früher  war  dies  mehrfach  der  Fall,  namentlich  beim 
Münz-  nnd  Postwesen  (Mtinzregal,  Postregal).  Solche  Regale 
wurden  dann  von  den  „höheren"  oder  „wesentlichen"  als 
sogen,  nutzbare  oder  niedere  unterschieden,  zu  denen  ausser 
den  genannten  noch  gewisse  grundherrliche  und  sonstige 
gewerbliche  Regale,  aber  auch  nach  Rechtsgeschichte  und 
geltendem  Rechte  noch  mancherlei  andere  eine  Einnahme  gebende 
Rechtsinstitute  zählen. 

In  der  Gegenwart  darf  nun  in  der  Regel  bloss  der  erste, 
nicht  der  finanzielle  Zweck  für  die  Beibehaltung  oder  Ein- 
führung der  Regalisirung  einer  Staatsthätigkeit,  welche  in  das 
Gebührengebiet  gehören  soll,  entscheiden,  so  namentlich  beim 
Post-,  Münz-,  Telegraphenwesen. 

Alsdann  erlangen  die  Einnahmen  aus  letzteren  Einrichtungen 
aber  auch  eine  andere  Stellung  im  System  der  Staatseinnahmen. 
Sie  gehören  zu  den  Einnahmen  aus  Gebühren,  während  die 
Einnahmen  aus  den  übrigen  nutzbaren  Regalien  meistens  als 
eigentliche  Steuern  zu  betrachten  sind.  Das  Staatsvorrecht 
bildet  dann  kein  characteristisches  Unterscheidungsmerkmal  mehr 
zwischen  diesen  Gebühren  aus  r  e  g  a  1  i  s  i  r  t  e  n  Staatsthätigkeiteu 
und  anderen  Gebühren. 

Ueber  den  bistor.  Bejrrill  des  Regals  u.  seine  Entwicklung  u.  über  den  heut 
rechtl.  Begriff,  soweit  er  überhaupt  im  geltenden  Rechte  noch  anzuerkennen  ist.  siehe 
Hullmann,  Gesch.  d.  Ursprungs  der  Renal.  1S04,  Gmeiner,  Beiträge  z.  Lehre  r.  d. 
Regal.  1842,  Krau  t,  Grundriss  z.  Vöries,  über  D.  Privatrecht  <;■».  A.  15*45),  §.  117  u.  ff. 
guellcnaiiszug.),  Eichhorn.  Rechtsgesch.,  Zachariä,  über  Regal,  u.  s.  w.  in  der 
Ztschr.  für  Deutsches  Recht  B.  8,  13.  Höh  lau.  de  regal.  notione  o.  s.  w.  185ä. 
Strauch,  ub.  Urspr.  n.  Nat  d.  Regal.,  1*5(15  (kurze  l'ebersicbt  der  Lehrmeinungt-n 
der  Autoren  üher  d.  Begr.  Regal,  wenn  auch  sonst  im  Resultat,  dass  es  keine  jurist. 
<  'onstruetion  d.  s  Regalbegritls  gebe  und  geben  könne  und  das  Regal  überhaupt  kein 
jurist.  Begrill  sei,  von  zweifelhartem  Werthc,  ebend.  S.  78^  Pözl,  Art.  Regal,  und 
Laspcyrcs,  Art.  Staatsmonopol  im  Staatswörterb.  VIII  und  IX,  Zachariä.  D. 
Staatsrecht  §.  203  u.  H'.,  Gerber.  D.  Privatrecht  (4.  A  ),  bes.  §.  67,  Beseler.  D. 
Privatrecht  {2.  \.  18ßb),  §.  94.  Stol)be,  Deutsches  Priv.recht,  2.  A.  Berl.  1883. 
II.  84.  Vgl.  auch  Roscher.  Gesch.  d.  Nat.-Oekon.  Kap.  6  (Eindringen  des  wälsrhen 
Rcgalismus),  bes.  §.  .1U  S.  138  lf.  über  die  „Regalwirthschaft"  als  Zwischenstufe 
zwischen  der  mittelaltcrl.  Domänen-  und  der  modernen  Steuerwirthschaft.  Er  unter- 
scheidet bei  den  neueren  Völkern  zw«i  Perioden  des  Regalismus.  die  eine  im  An- 
schluss  an  das  sinkende  Domänenthum,  wesentl.  feudalistisch,  die  andre  an  das  heran- 
nahende Vorherrschen  der  Steuern,  wesentl.  absolutistisch;  ferner  vier  Gruppen :  Lehen>- 
gefälle,  die  möglichst  ausgebeutet  wurden;  Erklärung  aller  herrenloser 
Güter  —  weit  »cfasst  —  als  Krongut;  Bezahlungen  für  die  eigene  pol i t. 
Thätigkeit  der  Regierung  (mit  vielen  gebühren  artigen  Abgaben;  Gewerbe- 
u.  Handelsgesrhäft  e  dos  Staats  (Monopole,  abr  auch  manchen  verschieden- 
artig, (iesichlspunctm  erwachsen). 

Höchst  abweichende  Vorstellungen  der  älteren  Publicistcn,  aber  kaum  gerinire.r<> 
Auseinandergehen  auch  noch  der  heuligen,  wie  Strauch's  Schrift  zeigt!  Klock's 
Wort  de  aerario  S.      d.  2.  A..  reualia  vero  «piae  sint  vix  definiri  poterit.  gilt  einiger- 
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massen  auch  heute  noch.  Die  Aeltercn  nehmen  zahllose  Regalien,  d.  Ii.  vornemlieh 
nutzbare,  an,  so  Matthaeusde  Afflictis  125,  Ohassan  e us  20S,  Petrus 
Antonius  de  Petra  gar  413.  Klock  S.  107.  Vgl.  BergU»,  Magaz.  Art  Regal, 
VII,  242,    (Kau  §.  166  Note  a). 

Auch  die  neueren  Juristen  sind  nicht  einmal  uber  die  Zahl  der  früher,  selbst 
nicht  der  heute  als  Regalien  anzusehenden  Hechte  des  Staats  einig.  Währen«!  die 
Einen,  wie  B eseler  a.  a.  0.  S.  360  den  Begriff  der  Kegalien  „auf  die  hergebrachten 
oder  festgestellten  Arten  beschränken,  ohne  dass  eine  Ausdehnung  desselben  auf  ver- 
wandte Verhältnisse  durch  die  wissensch.  Doctrin  zulässig  erscheint",  daher  Eisenbahnen, 
Telegraphen  nicht  zu  den  Kegalien  zählen,  geschieht  dies  von  anderen  wieder,  so  von 
Key  scher,  Ztschr.  f.  D.  Kecht  Ii.  13,  S.  243  Ii'.,  eb.  B.  19.  so  noch  neuerdings  in 
Betreff  der  Telegraphen  von  Mcili.  Telegraphcnrecht,  Zur.  1871.  Sicher  ist  es  da- 
her schon  schwer,  sich  für  die  Kinanzwissenschaft  von  den  Kechtshistorikern  und 
Juristen  Kaths  zu  holen  Uber  den  jurist.  Begriff  des  Kcgals  zu  irgend  einer  bestimmten 
Zeit.  Dm  so  weniger  kann  uns  die  verwandte  Diseiplin  einen  klaren  fi  n  an  z  wissen- 
schaftlichen Begrilf  des  Kcgals  bieten.  Dies  erkannten  schon  die  Cameralisten  des 
vor.  Jahrhunderts,  so  (in  Anknüpfung  an  Seckcndorff)  Justi.  Finanzsystem  $.202. 
Staatswirthschaft  II,  §.  95,  97.  Bergius,  Magaz.,  VII,  243  ff.,  Sonnenfels. 
Fin.  §.  lüS,  welcher  letztere  in  §.  110  klar  trennt:  diejen.  Kegalien,  welche  ihrer 
Wesenheit  nach  Steuern  n.  Abgaben  u.  nach  allgemeinen  Grundsätzen  der  Steuern 
zu  verwalten  sind  u.  die,  welche  als  Hülfstheile  zur  Beförderung  der  Polizei  u.  Hand- 
lung beitragen. 

Ueber  den  historischen  Begriff  der  Kegalien  sei  bemerkt,  dass  der  Ausdruck 
in  Reichsgesetzen  zuerst  im  12.  Jahrhund,  vorkommt,  so  im  Wonnser  Concordat.  für 
d.  Temporalien,  die  den  Bischöfen  vom  Kaiser  verliehen  werden  i Portz .  legos  II, 
p.  76,  69.  so  auch  Strauch  a.  a.  0..  S.  1  fT.,  Beseler  S.  SöS'i,  dann  in  der  Constit. 
Frieder.  I  de  regalibus  v.  115S  (Pertz,  II.  p.  III)  für  die  kais.  Befugnisse  in  Ober- 
italien, die  andere  Personen  nur  durch  Belohnung  erlangen  konnten.  Später  entwickelt 
sieh  der  Begriff  Regal  so,  dass  darunter  die  dem  Inhaber  der  Staatsgewalt 
als  solchem  (in  Deutschland  früher  dem  König,  später  auch  dem  Landesherrn i  zu- 
stehenden Rechte  (einerlei,  ob  wescntl.  selbstverständliche  Ausflüsse  der  Staatsgewalt 
oder  ob  auf  besond.  Thatsachen  im  einzelnen  Staate  beruhende  Rechte*  verstanden 
werden,  so  allgemein  in  Deutschland  im  16.  Jahrhundert.  Die  Abschwächung  der 
kaiserl.  Gewalt  brachte  nur  zu  Wege  dass  die  Tcrritorialherren  die  meisten  Regalien 
an  sich  ziehen  konnten.  So  war  lange  Zeit  Regal  und  Hoheitsrecht  identisch.  Zu 
diesen  Regalien  gehörten  aber  namcntl.  auch  gewisse  fiscal.  Rechte,  deren  Bedeutung 
eben  in  ihrem  finanz.  Nutzen  lag.  (S.  Roscher  a.  a.  0.  S.  15S — 160.1  Die  An- 
wendung mancher  Sätze  des  röm.  Fiscalrechts  hat  zu  dieser  Entwicklung  beigetragen. 
Noch  mehr  hat  der  vielfache  enge  Zusammenhang  oder  das  völlige  Zusammenfallen 
von  Landeshoheit,  Lchensherrschaft  und  Grundherrschaft  der  Verbindung  solcher  finanz. 
Rechte  mit  den  Regalien  Vorschub  geleistet.  Vom  16.  Jahrh.  an,  wo  der  Staatsbegriff 
schärfer  hervorzutreten  beginnt,  erfolgt  dann  in  Theorie  u.  Praxis  allmälig  eine 
Trennung  der  bunten  Mannigfaltigkeit  von  Rechten  des  Inhabers  der  Staatsgewalt, 
welche  unter  dem  Namen  Regalien  zusammengefasst  wurden,  und  zwar  so.  dass  die 
wesentlichen  Regierungsrechte,  die  zur  Ausübung  der  Staatsgewalt  gelmren 
und  im  (noch  so  eng  gefassten^  Begriff  des  Staats  liegen  (wie  Ziegler  bei  Strauch 
1.  c.  de  jur.  majest.  tract.  1681  sagt:  jura  quae  gubernationem  et  statum  ipsum  reipubl. 
concernant)  höhere,  majora,  die  von  wesentlich  bloss  finanzieller  Bedeu- 
tung (commoda  et  emolumenta,  quae  ex  bonis  publiois  ....  pereipiuntur ,  ders.i, 
niedere  oder  nutzbare,  minora  genannt  wurden.  Wie  ..die  begriffliche  Unter- 
scheidung der  dem  Staate  seinem  Wesen  nach  zustehenden  Hoheitsrechte  von  den 
zufällig  erworbenen  fiscalischen  Rechten,  die  der  Staat  nur  so  besitze,  wie 
sie  auch  ein  Privater  besitzen  könne"  nur  eine  der  Consequenzen  der  Entwicklung 
des  SouveränetätsbegrifTs  gegen  Schluss  des  Mittelalters  war.  zeigt  Gierke,  Gcnossensch.- 
recht  III,  623  (1S81). 

Für  jene  wesentlichen  Hoheitsrechte  kam  der  Ausdruck  Regal  dann  allmälig 
mehr  und  mehr  ausser  Gebrauch,  sodass  Wissenschaft.  Gesetzgebung  und  Praxis 
unter  Regalien  schlechtweg  nutzbar«-  oder  Finanzregalien  verstanden.    Dazu  ge 
hörten  nun  bes.  zwei  Classen:  grundherrschaftliche,  welche  Beschränkungen  des 
privaten  Grundeigentums  in  ausschliess.  ndeu  Rei  hten  des  Staats  gewisse  ..herrenlose" 
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Sachen  in  BeMtz  zu  nehmen,  enthalten  .vom  ältesten  Rechte  nicht  gekannt,  namenti. 
Berg-,  Salz-,  Forst-,  Jagd-,  Fischereiregal)  und  gewerbliche  Regalien  (bes.  Post 
und  Münze,  früher  zahlreiche  andere,  sehr  verschieden  in  den  einzelnen  Ländern). 
Die  genannten  sind  die  einzigen  Regalien,  welche  neuere  Germanisten .  wie  Beselcr 
S.  300  als  eigentlich  nutzbare  Regalien  des  (bedingt!  gemeinen  Rechts 
anerkennen,  während  sie  allgem.  Vorrechte  des  Fiscus  auf  erblose  Guter  u.  s.  w.  von 
den  Reiralicn  au>sch  Hessen.  Dagegen  ist  der  Begriff  der  nutzbaren  Regalien  vom 
Gesetz  (so  im  Preuss.  Allg.  L.  Recht  Thl.  II.  Tit.  14  §.  21.  24)  wohl  weiter  ge- 
fasst,  so  dass  das  Nutzungsrecht  der  im  gemeinen  Eigenthum  des  Staats  stehenden 
Land-  und  Heorstrassen,  der  von  Natur  schiffbaren  Ströme,  des  Ufers  des  Meers,  der 
Häfen,  ferner  das  Recht  auf  alle  Arten  herrenloser  Guter  (verlassener,  erbloser  u.  s.  w  >, 
•las  Recht,  verwirkte  Güter  einzuziehen,  Geldstrafen  aufzulegen,  Abzugsgelder  zu  for- 
dern (Preuss.  Landr.  a.  a.  Ü.  23).  endlieh  mitunter  noch  weiter  Zölle.  Geleitsgelder. 
Sportein.  Stempel  u.  s.  w.  unter  den  Regalien  begriffen  sind.  Dass  diese  Regalieu 
zum  staatsrechtl.  Begriff  des  Domaniums,  die  Einnahmen  daraus  zu  den  Kammereio- 
künften  gehörten  u.  der  Einwirkung  der  Landstände  entzogen  waren,  hat  abermals  nur 
d.  Verwirrung  in  d.  Ansichten  Uber  diese  Regalien  als  Einnahmeart  gesteigert,  weil 
d.  Steuercharacter  sehr  vieler  nun  vollends  verkannt  wurde.  Trotzdem  stellte  d.  Öffcntl. 
Recht  öfters  auch  wieder  die  Regalien  den  Eiuenthumsrechten  am  werbenden  Ver- 
mögen (Domänen  u.  s.  w.)  wie  andererseits  dem  Rechte,  Steuern  aufzulegen.  «reiren- 
itber.    (Vgl.  f.  diese  historische  Darlegung  bes.  Strauch,  Pözl,  Beseler  a.  a.  0.) 

Auch  Rau  wie  die  Cameralisten  des  vor.  Jahrb.  sah  daher  ein  ($}.  166  d.  5.  AX 
dass  dieser  rechtsgeschicht).  u.  positivrechtl.  Begriff  Regal  für  d.  Finanz- 
wissensch, schlechterdings  u  n  brau  e  h  bar  sei.  ersetzte  ihn  durch  den  finanz- 
wisscnschaftlichcn:  ein  Vorrecht  der  Staatsgewalt  in  Bezug  auf  ein 
Gewerbe,  das  ohne  besondere  gesetzl.  Bestimmung  zu  den  bürgerl.  Nahrungszweigen 
gehören  würde,  u.  rechnete  unter  solche  Regale  die  Berg-,  Salz-  u.  Salpeter-,  Jagd- 
u.  Fischerei-,  Münz-,  Tabak-  u.  and.  Gcwerks-  u.  Handels-,  Post-,  Staatseisenbahn-. 
Fähr-  u.  Flöss-  u.  Glücksspielregale.  Aber  hierbei  wurde  der  schon  von  Sonnen- 
fels a.  a.  Ö.  klar  erkannte  Steuercharacter  der  einen  u.  polizeiliche  oder 
Verwaltungszweck  der  anderen  Regale  wieder  übersehen,  was  ich  jetzt  dünn 
Einreihung  der  ersteren  Regalien  unter  die  eigentlichen  Steuern  und  der  letzteren 
unter  die  Gebuhren  berichtigt  habe.  Im  Grunde  ist  zwischen  meiner  u.  Stein 's  Auf- 
fassung kein  sehr  grosser  Unterschied,  nur  dass  ich  glaube,  den  neuen  Stein'schen 
Reealbegriti  u.  damit  eine  selbstständige  Einnah  meart  der  Regalien  im  Ein- 
nahmesystem  der  Finanzwissenschaft  gegenwärtig  fast  ganz  verwerfen  und  die 
Stein 'sehen  Regalien  unter  die  Gebuhren  (Munze,  Post,  Telegraphen)  oder  unter  die 
privatwirthschaftl.  Einnahmen  (Eisenbahnen)  oder  unter  die  Steuern  (Lotto)  reihen  zu 
müssen. 

Die  Finanzwissenschaft  ninss  daher  vor  der  Vermengung 
der  Finanzregalien  und  Gebühren  warnen.  Ueber  äusseren 
Aehnlichkeiten  werden  hier  die  tieferen  Verschieden- 
heiten übersehen. 

Die  äussere  Achnlichkeit  liegt  darin,  dass  sich  jedesmal  eine  Einnahme  an 
l  eine  specielle  Staatsthätigkeit  und  zwar  an  eine  dem  Staate  ausschliesslich 
vorbehält  ii  anknüpft.  Aber  weder  erfolgt  die  Thätigkeit  bei  dem  Finanzregal  za 
demselben  Zwecke  wie  bei  der  Gebühr,  noch  beruht  das  Staatsvorrecht  für  die  Aus- 
übung der  Thätigkeit  beide  Male  auf  dem  gleichen  inneren  Grunde.  Die  mit  Ge- 
bühren verbundene  Staatsthätigkeit  ist  Verwirklichung  der  eigentlichen 
Staatszwecke.  Die  bei  einem  Finanzregal  erfolgende  ist  bloss  Mittel* 
beschaffnng  für  die  Ausführung  von  Staatszwecken.  Das  ausschliessliche 
Recht  des  Staats  dient  dort  zur  besseren  Verwirklichung  der  Aufgabe,  hier 
zur  Erzielung  einer  höheren  Einnahme:  hat  dort  einen  pol itisch cn  (volks- 
wirthschaftlichen ,  culturlichen,  socialpolitischcn),  hier  einen  bloss  finanziellen 
Zweck.  Bei  dieser  Grundverschiedenheit  kann  der  zufällige  Umstand,  dass  Gebuhren- 
zweige wie  Post,  Münze,  geschichtlich  und  oft  noch  nach  dem  geltenden  Finanzreclit 
zu  den  Regalien  gehören,  so  wenig  für  eine  Zusammenwerfung  mit  den  eigentlich«! 
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Finanzrcgalcn  und  für  die  Verkennung  des  wahren  SteUcrcbaracters  der  letzteren 
sprechen,  als  dies  die  äussere  Aehnliobkeit  des  ökonomisch-technischen  Moments  in  bei- 
de« Einrichtungen  thun  darf. 

V.  —  §.  208.  Finanz  wissenschaftliche  Aulgabe  im 
Gebü  h  renrechtc.  Gebühren  schliessen  sich  demnach  immer  an 
solche  Einrichtungen  und  Anstalten  des  Staats  an,  welche  in  einem 
allgemeinen  öffentlichen  Interesse  zum  Zweck  der  Aus- 
führung von  Staatsaufgaben  unternommen  werden.  Im  concreten 
Falle  wird  daher  stets  zu  untersuchen  sein,  ob  und  wieweit 
Uberhaupt  eine  Gebühr  erhoben  oder  nicht  etwa  besser  ganz 
oder  doch  in  grösserem  Umfange  als  bisher  auf  Einnahmen  aus 
solchen  Staatscinrichtungen  verzichtet  werden  soll.  Geschieht 
letzteres,  so  müssen  die  Kosten  der  Institution  aus  eigentlichen 
Steuern  gedeckt  werden,  wie  ohnehin  bei  sehr  vielen  und  gerade 
bei  sehr  wichtigen  und  kostspieligen  Staatsleistungen  (namentlich 
für  Rechtssicherheit  nach  Aussen:  Heer  und  Flotte).  Hier  weicht 
dann  das  GebÜhrenprincip  dem  „Princip  der  reinen  Ausgabe" 
<t-  201). 

Die  Entscheidung  hierüber  wird  im  einzelnen  l  alle  nothwendig  immer  mit 
Rücksicht  auf  die  jeweilige  Finanzlage  zu  treffen  sei»,  also  ob  andere  Aus- 
srahen fortgefallen  sind,  sonstige  geeignete  Deckungsmittcl  zur  Verfügimg  stehen  u.  s.  w. 
Aber  schliesslich  muss  die  Entscheidung  doch  nicht  vom  finanziellen  Gesichts- 
1-unctc,  sondern  von  deu  richtigen  Anforderungen  der  politischen,  socialen,  volkswirt- 
schaftlichen und  Cultur- Interessen  abhängen.  Das  finanzielle  Interesse  rechtfertigt 
£«ü;enüber  dem  als  mangelhaft  erkannten  bestehenden  Zustande  höchstens  eine  Ver- 
zögerung einer  notwendigen  Reform,  einer  Ermässigung  oder  selbst  Beseitigung 
des  Gebührenwesens.  Es  muss  aber,  wenn  jene  entscheidenden  Interessen  für  eine 
solche  Reform  sprechen,  nur  um  so  eifriger  auf  baldige  finanzielle  Durchführbarkeit 
Jer  Massregel  hiugestrebt  werden,  so  also  namcntl.  in  den  wichtigen  Fällen  der  Rechts- 
and  Verwaltungsgebühren,  des  Wege-  und  Wassergelds,  der  Post,  der  Münze,  des 
Schulgelds  an  niederen  Schulen  u,  p.  w. 

Hieraus  ergiebt  sich  auch  für  die  Theorie  der  wichtige  Folge- 
satz, dass  die  Lehre  von  denGebühren,  ebenso  wie  diejenige 
von  den  einzelnen  Gegenständen  des  Finanzbedarfs,  nach 
ibrer  Hauptseite  n-icht  in  die  Finanz  Wissenschaft, 
sondern  in  die  theoretische  Politik  und  in  die  Verwal 
tongslehre  (einschliesslich  der  Volkswirthschaftspolitik ,  in 
Betreff  der  Rechtsgeblihren  namentlich  in  die  Justizverwaltungs- 
lehre) gehört.  Denn  die  Frage,  ob  und  wann  Uberhaupt,  ferner 
in  welcher  Höhe  Gebühren  erhoben,  ist,  ebenso  wie  die 
Frage,  ob  und  welche  einzelne  Ausgaben  gemacht  werden  sollen, 
nach  Gesichtspuncten  der  Verwaltungspolitik  zu  entscheiden. 

Dies  ist  für  die  spätere  Darstellung  der  (iebührenlehre  zu  beachten.  Auch  die 
Cebersicht  und  Besprechung  der  einzelnen  Gebühren  gehört ,  wie  die  der  einzelnen 
Ausgaben,  mehr  zur  Finanzstatistik  als  zur  Finanzwissenschaft  und  Finanzpolitik. 
S.  Fin.  II,  Kap.  1  u.  oben  S.  .-{fJS,  Einl.  zu  Kap.  2. 

A  Wagner,  Finaiuwis.«-«n-«cl)aft  [.    3  Aull.  »)0 
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Leider  zeigt  die  Finanzgeschichte  und  der  gegenwärtige  Zo 
stand  des  GebUbrenrecbts  in  den  meisten  Culturstaaten  ein  ganz 
ungerechtfertigtes  Vorwalten  des  finanziellen  Inter- 
esses im  Gebübrenwesen.  Die  Gründe  dafür  liegen  wenigstens 
zum  Theil  mit  in  der  rechtsgescbicbtlichen  und  positiv  -  rechtlichen 
Vermengung  von  Gebüliren  und  Finanzregalien.  Die  Aufgabe 
der  Wissenschaft  und  der  rationellen  Praxis  ist  es  daher,  die  An- 
forderungen der  Politik,  insbesondere  der  Social-,  Volks- 
wirthschafts-,  Justiz-  und  Unterrichtspolitik  in  folgen- 
der Weise  zur  Geltung  zu  bringen: 

1.  Es  muss  zwischen  Gebühren  und  Finanzrcgalien 
streng  unterschieden  werden. 

2.  Die  Gebührenpflichtigkeit  von  Berührungen  der 
einzelnen  Personen  im  Staate  mit  Staatsthätigkeiten ,  Einrich 
tungen  u.  s.  w.  ist  genau  zu  begrün  den  und  zu  begrenzen. 

Die  Ausdehnung  der  Gebührenpflichtigkeit  auf  unpassende  Fälle  ist  unbedingt 
zu  verwerfen,  also  da,  wo  von  einem  besonderen  Nutzen  des  Einzelnen  aus  einer  Be- 
rührung mit  einer  Staatsthätigkeit  oder  von  einer  besonderen  Kostenverursachung  durch 
den  Einzelnen  gar  nicht  ernstlich  die  Rede  sein  kann  oder  Nutzen  wie  Kostenmachung 
in  solchen  Fällen  ganz  unbedeutend  sind.  Üb  und  wie  weit  hier  eine  Abgabe,  welch-- 
als  Gebuhr  zu  verwerfen  ist,  als  Steuer  bedingt  oder  unbedingt  zu  rechtfertigen 
ist,  muss  nach  Gesichtspunctcn  der  Besteuerungbpolitik  entschieden  werden.  S.  Fin.  II. 
43U  ff. 

3.  Für  die  Bemessung  der  Höhe  der  Gebü hr  als  Auf- 
lage (oder  Steuer  im  weiteren  Sinne)  muss  der  Gesichts 
punet  der  leitende  sein,  dass  der  Staat  die  bezügliche 
Thiltigkeit  stets  mehr  oder  weniger  auch  im  allge 
meinen,  öffentlichen  Interesse  ausübt. 

Daher  braucht  der  Kostensatz  einer  solchen  Thätigkeit  dem  Einzelneu,  welcher 
von  dieser  letzteren  einen  Nutzen  zieht,  nicht  vollständig  angerechnet  zu  werdeu,  denn 
Andere  lAlle  oder  die  Gesammtheit)  sind  au  dieser  Nutzengewährung  zu  Gunsten  de? 
Einzelnen  doch  immer  mit  intcressirt  und  uehmen  in  Folge  der  „gesellschaftlichem 
Zusammenhänge"  sozusagen  mittelbar  daran  Theil.  Je  mehr  letzteres  der  Fall  ist 
desto  niedriger  darf  die  Gebuhr  augesetzt  werden  und  umgekehrt.  S.  Näheres  in 
Fin.  II,  §.  317—319.  — 

Hieraus  ergiebt  sich  auch  die  Regel  für  den  l  ebergang  der 
Gebühr  einerseits  nach  Oben  in  einen  solchen  Satz,  welcher 
dem  Staate  eine  volle  privatwirthschaftlic he  Rente  aus  der 
Thätigkeit  (mitunter  selbst  noch  darüberhinaus  eine  eigentliche 
Steuer)  abwirft,  andererseits  nach  Unten  in  einen  so  ge- 
ringen Satz,  dass  der  Staat  fast  die  ganzen  Kosten  der 
bezüglichen  Thätigkeit  aus  allgemeinen  Einnahmen  decken 
muss,  bis  schliesslich  etwa  auf  jede  Gebflhrverzichtet  wird : 
die  letztere  läuft  durch  eine  ganze  Stufenleiter  von  Sätzen  von 
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einem  Minimum  (von  fast  Null)  an  bis  zu  einem  Maximum  und 
geht  in  einen  vollen  privatwirthsehaftlichen  Preis  Uber,  je  mehr 
bei  einer  Staatsthätigkeit  das  Privatinteresse  des  einzelnen  Be- 
nutzers das  allgemeine  Interesse  der  Gesammtheit  an  der  Ausübung 
jener  Tbätigkeit  durch  den  Staat  tibersteigt  oder  schliesslich  fast 
nur  allein  vorhanden  ist;  ferner  vollends,  je  mehr  der  Einzelne 
durch  seine  Schuld  eine  Staatsthätigkeit  überhaupt  nothweiulig 
gemacht  hat  (Finanzprincip  bei  Criminaljustizkosten,  bei  chicanö<en 
oder  leichtsinnig  angestrengten  Civilprocessen ,  bei  Geldstrafen ). 
Hieraus  sind  Principien  für  die  Höhe  der  Gebührensätze 
im  Grossen  und  Ganzen  abzuleiten,  welche  in  der  speciellen  Ge- 
bührenlehre  darzulegen  sind.    (Fiu.  IL  §.  318.) 

Vgl.  die  in  einer  Hinsicht  sehr  Ähnliche,  in  anderer  grundverschiedene  Auf- 
lassung von  Stein,  2.  A.  S.  215  ff.  Er  sagt,  die  Hftlio  der  Gebühr  könne  weder 
nach  dem  Werth  der  Leistung  fur  den  Oebttbrenpflichtisren,  noch  nach  den  Kosten  der 
Ausübung  der  Leistung  bemessen  werden.  Wiire  dies  richtig,  obwohl  ja  die  Schwierig- 
keiten im  einzelnen  Fall  nicht  zu  verkennen  sind  und  mUsste  demnach,  wie  Stein 
behauptet  (S.  217),  die  Gebuhr  immer  den  Character  der  Verkehrssteuer,  also  der 
eigentl.  Steuer  haben,  so  fiele  der  wesentliche  Unterschied  zwischen  Gebühren  n. 
Steuern  ganz  fort  u.  damit  die  Gebühren  als  sclbstständ.  Einnahmegattung.  §.  209  u.  ff. 
Alles,  was  Stein  übrigens  hier  u.  an  anderen  Stellen  der  Gebuhrenlehre  sagt,  passt 
wieder  gerade  so  auf  seiue  Kegalien,  weshalb  auch  deshalb  die  Abtrennung  der 
letzteren  von  den  Gebuhren  willkührlich  erscheint  und  auf  einer  Ueberschäfzung  einiger 
Uanz  moderner  Verkehrsgestaltungen  beruhen  möchte  Stein  hat  die  Einwände,  welche 
kü  ihm  in  d.  6.  Ausg.  von  Kau  machte,  nicht  beachtet,  aber  auch  nicht  zu  wider- 
ten vermocht.  S.  auch  die  trell liehen  Ausführungen  Sc h  äf f I  e 's ,  Stcuerpolit. 
S  477  ff.,  worin  ich,  wie  in  den  weiteren  Bemerkungen  S.  SOS,  51 1  II.  nur  das  Zurück- 
gehen auf  die  ältere  Auffassung  verkehr&steucrartiger  Abgaben  als  Gebühren  nicht  fur 
richtig  halte.    Vgl.  ferner  Schall,  a.  a.  0.  S.  S2  II'. 

4.  Abschnitt. 
Allgemeine  Betrachtung  der  eigentlichen  Steuern. 

Dieselbe  beschränkt  sich  auf  eine  vorläufige  allgemeinste  Orientirung  über  den 
Oegcnstaud  aas  dem  in  diesem  Kapitel  überhaupt  leitenden  Gesichtspunct  der  Fest- 
stellung der  Terminologie  und  der  Classification  der  ordentlichen  Einnahmen. 
S.  jetzt  die,  umfassende  „allgemein.;  Steucrlehre"  in  B.  II  der  l  in  wiss.  S.  150  iL, 
166  ff.  bis  Schluss  des  Bandes. 

L  —  §.  209.  Die  zweite  Hauptart  der  staatswirthschaftlichen 
Einnahmen  oder  Auflagen,  die  Steuern,  sind  Zwangsbeiträge 
der  Einzelwirtschaften  (Einzelnen)  zur  Deckung  der  allge- 
meinen Staatsausgaben,  welche  vom  Staate  kraft  der  Souveräne- 
tät  (Finanzhoheit)  in  einer  von  ihm  einseitig  bestimmten  Weise 
und  Höhe  als  generelle  Entgelte  und  Kostenersätze  der  ge- 
sammten  Staatsleistungen  nach  allgemeinen  Grundsätzen  und 
Maassstäben  eingefordert  werden, 
j  32* 
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Dies  ist  der  Betriff  der  Steuern,  wenn  ihr  nächster,  rein  finanzieller 
Zweck  ins  Auge  gefasst  wird  Soll  die  Steuer  gleichzeitig  socialpo  litisc  h  e  n 
Zwecken  dienen ,  d.  h.  in  diejenige  Vcrtheilung  des  Volkseinkommens,  welche  im 
privatwirthschaftlichcn  Concurrenzsy&tem  vor  sich  geht,  regulirend  eingreifen 
(§.  27),  so  muss  die  Begriffsbestimmung  etwas  modificirt  und  eine  Hinweisung  auf 
diesen  zweiten  Zweck  mit  in  sie  aufgenommen  werden.  Die  Steuern  sind  dann  Zwangs- 
beitrage der  Einzelwirtschaften  theils  zur  Deckung  der  allgemeinen  Staatsausgaben, 
thcils  zur  Herbeiführung  einer  veränderten  Vertheilung  des  Volkseinkommens. 
Irgend  erheblichere  Ertaehafissteuern  und  <rewi«sc  Verkehrssteuern  haben  z.  B.  diese 
Wirkung,  auch  wenn  sich  die  Gesetzgebung  dessen  nicht  klar  bewnsst  ist.  Die  Bccht- 
fertigung  dieses  soeialpolit.  Zwecks  der  Besteuerunu  liegt  in  den  Ausführungen  de- 
27  und  allgemeiner  in  der  in  der  ..Grundlegung",  bes.  1.  Abth.  Kap.  2,  §.  76 — 81, 
94—107,  Kap.  3  u.  4  nebst  Abih.  II  naher  entwickelten  u.  motivirten  Auffassung. 
Weitres  in  Fin.  II  S.  151  u.  bes.  §.  398,  399,  in  den  Abscbn.  S.  295  ff.  Uber  All- 
gemeinheit u.  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung.  §.  476  ff.  (Besteuer.  d.  Conjunct- 
gewinnc),  §.  482  ff.  (Erbsch  stA  Eine  schiefe  Polemik  gegen  meine  Auffassung  bei 
Helferich,  allg.  Steuerlehre  in  Schönberg's  Handb.  II,  114;  dagegen  mein  Aufs 
ebendas.  S.  259.  Eine  besondere  Widerlegung  H.s  scheint  mir  überflüssig.  Seine 
eigene  Definition  S.  110  ist  unnöthig  weitläufig  u.  in  zweifacher  Beziehung  auch 
falsch.  Denn  einmal  gehört  das  Gerechtigkeitspostulat  der  Steuerverthcilung,  die 
Gleichmässigkeit,  nicht  zum  Betriff  der  Steuer  u.  sodann  ist  der  doch  wenigstens 
mögliche  und  öfters  tbatsächliche  Zweck  der  Steuer  nicht  immer  nur  „die  Be- 
friedigung der  allgem.  öffentl.  Bedürfnisse,  wenn  und  soweit  die  Einnahmen  aus  dem 
privatrcchtl.  Erwerb  u.  s.  w.  u.  aus  denj.  öffentl.  Geschäften  unzureichend  sind,  bei 
deren  Ausübung  besond.  Abgaben  erhoben  werden",  solidem  event.  eben  ein  Eingrei  fen 
in  die  priv.  Vermögensverhältnisse.  —  lieber  die  Begriffsbestimmung  der  Stenern  s. 
auch  A.  Held,  Einkommenst.,  S.  11,  wo  jedoch  unrichtiger  Weise  nur  von  einem 
Zwang  des  Staats  gegenüber  seinen  Untcrthanen  gesprochen  wird,  was  eine  — 
vielfach  nothwendige  und  verbreitete  —  Besteuerung  Fremder  ausschliessen  würde; 
die  Definition  ist  also  zu  eng. 

Ueber  das  Wort  Steuer  bemerkt  Kau  §.  247  Anm.  a: 

„Steuer,  ehemals  Sture,  Stior,  heisst  im  Allgemeinen  Stutze,  Hilfe;  daher 
Steuerruder.  —  zur  Steuer  der  Wahrheit  Engila  stiura.  Schutz  der  Eugel.  bei  Ott- 
fried, vgl.  Hu  11  mann,  Finanziell,  des  Mittelalters ,  S.  146.  [S.  auch  Wraitz,  D. 
Verfassungsgesch.  II,  (2.  A.).  500  über  steova,  stuofaj.  Achnlich  aide,  adjutorinm  in 
l'rankreich.  —  Abgabe  hat  öfters  eine  allgemeinere  Bedeutung,  indem  es  jede 
dauernde  Entrichtung  anzeiyt,  /..  B.  aus  dem  gutsherrlichen  Verbände,  oder  de> 
Sohnes,  der  den  Hof  übernommen  hat,  an  die  Eltern.  Es  giebt  daher  Privat-  und 
Staatsabgaben,  bedungene  und  auferlegte.  Letztere  sind  (nach  Kau)  Auflagen.  Vgl. 
abweichend  Schön,  Grunds,  d.  Fin.  S.  55.  —  Impöt,  impositio  kommt  mit  Auflaire 
ubercin.  Tributum.  contributio  druckt  zunächst  den  Beitrag  zu  den  Staatsausgaben 
aus,  sodann  das  Merkmal  des  Zwangs,  die  Steuerfurderung."  — 

Das  Unterscheidungsmerkmal  zwischen  Gebühren  und  eigent- 
lichen Steuern  (im  Üblichen  Sinne)  liegt  in  dem  Moment  der  spe- 
ci eilen  Entgeltlichkeit  und  Kostendeckung  besonderer  Staats- 
leistungen und  der  generellen  Entgeltlichkeit  und  Kostendeckung 
der  allgemeinen  sonstigen  Staatsleistungen.  Aus  diesem 
Unterschied  des  nächsten  Zwecks  folgen  alle  weiteren  Unterschiede 
der  Grundsätze  für  die  Auflegung,  Höhebemessung  und  innere 
Einrichtung  des  Gebuhrenwesens  einer-  und  des  Steuerwesens 
andererseits. 

Bei  den  Gebühren  ist  daher  der  leitende  Gesichtspunct  für  die  Erhebung  und 
die  Höhe  wenigstens  das  Bestreben,  zwischen  dem  Werth  einer  einzelnen  Staats- 
l.  istung  für  den  einzelnen  Geniessenden,  der  Kostenverursachung  durch  den  Benutzenden 
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und  dem  Kostenbeträge  der  einzelnen  Staatslcbtung  für  den  Staat  ein  möglichst  au- 
gemessenes  Verbältniss  herzustellen,  —  ein  Analogon  der  privat w irthschaft- 
lichen  Preisbestimmung  im  Vcrkcbr.  Bei  den  eigentlichen  Steuern  kann 
ein  solches  Bestreben  im  einzelnen  Falle  nicht  stattfinden,  weil  zwischen  der  Steuer 
des  Einzelnen  und  dem  Nutzen,  welchen  er  von  der  Gesammtheit  der  Staatsthätigkeiten 
zieht,  oder  den  Kosten,  mit  welchen  er  an  dem  Gesammtaufwand  betheiligt  ist,  keine 
specielle  Beziehung  besteht.  Bei  den  Steuern  inuss  es  vielmehr  genügen,  ein  solches 
angemesseucs  Verbältniss  bloss  zwischen  dem  Gcsammtwerth,  den  die  S taa ta- 
leis tu ngrn  für  die  ungetrennte  Gesammtheit  aller  Derer  besitzen,  um  derentwillen 
diese  Leistunsren  erfolgen,  und  dem  ganzen  Hcrstellungsaufwand  für  letztere 
und  daher  der  Gcsamintbesteuerung  herbeizuführen. 

Diese  Werthcorrespondenz  zwischen  der  Gesammtheit  der  Staatsleistungen 
und  der  Gesa  nimtge  gen  leistung  der  Bevölkerung  in  der  Besteuerung  ist  aber 
auch  zu  erstreben.    S.  Grundleg.  S.  283  (gegen  Held,  Einkoramenst.  S.  25  tf..  31). 

Die  richtige  Unterscheidung  zwischen  Steuern  und  Gebühren  und  die  richtige 
Auffassung  des  Ökonom.  Charactcrs  der  ersteren  ist  ohne  Verständniss  des  Wesens  der 
Gemeitiwiithschaften,  speciell  der  Zwangsgemeinwirthschaf'ten,  des  Staats,  nicht  möglich. 
Denn  die  Eigentümlichkeit  der  Besteuerung  ist  eine  Folge  der  Natur  der  Zwangs- 
gemeinwirthschaft  und  ihres,  vom  privatwirthschaftlichen  System  verschiedenen  Ent- 
ueltlichkeibprincips.  S.  daher  Grundbg.  I.  Abth.  §.  116a,  IIS,  150  ff.,  154  ff., 
bes   §.  159. 

Allerdings  hat  es  an  theoretischen  Versuchen  in  der  anderen  Kühlung  beim 
Steuerwesen  nicht  gefehlt:  es  sollte  das  Geb  üb  renp  rineip  verallgemeinert, 
ja  sogar  zum  einzigen  I'rincip  für  die  Einiiahineheschaflung  zur  Deckung  der 
StaAtsausgabcn  gemacht,  m.  a.  W.  jede  Steuer  sollte  Gebühr,  bei  jeder,  wie  im 
privatwirthschaftlichen  Verkehr,  das  Entgeltlichkeitsprincip:  Leistung  und  Gegen- 
leistung, d.  h.  specielle,  vollständige  und  möglichst  genaue  Werth- 
correspondenz von  Leistung  und  Gegenleistung,  befolgt  werden.  Aber 
diese  Versuche  sind  theoretisch  verfehlt  und  müssten  ohnebin  schon  an  den  practisehen 
Schwierigkeiten  der  Ausführung  stets  scheitern.  Das  wird  in  der  allgemeinen  Steuer- 
lehre bei  der  Kritik  des  I'rincips  der  „Gleichm  äs  sin  keif  der  Besteuerung  näher 
erörtert  und  nachgewiesen.  S.  Fin.  II,  S.  333  ff.  (In  der  vor.  Aufl.  dieses  Bands  war 
die  Widerlegung  der  Verallgemeinerung  des  Gebührenprincips  an  dieser  Stelle,  in 
§.  144  S.  32S  II.,  gegeben.  Im  Hinblick  auf  die  eingehendere  Erörterung  an  der 
systematisch  richtigeren  Stelle  in  B.  II  ist  dieser  §.  1 14  in  dieser  3.  Aufl.  weg- 
geblieben).   Vgl.  auch  Kau  §.  252. 

Grundsätzlich  ist  demnach  eine  Besteuerung  auf 
anderer  Grundlage  als  auf  derjenigen  des  Gebührenwesens 
nothwendig.  Letzteres  ist  nur  innerhalb  der  im  vorigen  Abschnitt 
gezogenen  Schranken  zu  billigen  und  selbst  dabei  zeigen  sich 
schon  manche  Schwierigkeiten,  weil  in  vielen  Fällen,  zumal  auf 
dem  Gebiete  der  Kechtsgebllhren ,  die  Nutzen-  und  Kostenberech- 
nung im  einzelnen  Falle  ihr  Missliches  hat. 

Die  Bestimmung  der  richtigen  Grundlage  der  Besteuerung  erfolgt  in  der 
späteren  Lehre  von  den  Steuern  im  B.  II.  S.  bes.  über  die  „obersten  Grundsätze 
der  Besteuerung"  S.  240 — 301  u.  über  das  „Steuersystem"  S.  302—505. 

II.  —  §.  210.  Steuern  in  der  Form  von  Finanz- 
regalien.  Zu  den  eigentlichen  Steuern  gehören  auch  die  Hin- 
nahmen (oder  genauer  gesagt  ein  bestimmter,  als  Steuer  zu 
betrachtender  Theil  der  Einnahmen)  aus  vielen  sogen,  eigent- 
lichen Finanz  regalien  ($.207).  Diese  werden  aber  trotzdem 
nicht  nur  iu  der  Rechtsgeschichte  und  im  geltenden  Rechte,  sondern 
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danach  auch  wieder  in  der  Finanzwissenscbaft  den  Übrigen 
Steuern  gegenüber  gestellt  und  häufig  auch  gar  nicht  als  Steuern 
betrachtet. 

Dies  gilt  namentlich  von  den  finanziell  wichtigsten  jener  nutzbaren 
oder  niederen  Regalien,  denjenigen,  welche  sich  ergeben  aus  dem  Vorbehalt 
eines  ausschliesslichen  Rechts  des  Staats  in  Rezug 

1)  auf  den  Betrieb  gewisser  Gewerbe  (gewerbliche  Regalien); 

2)  auf  die  Aneignung;  gewisser  Naturgegenstände  im  ganzen  Staats- 
gebiete, daher  auch  solcher  Objecte,  die  sich  auf,  am  oder  im  Roden  der  Privat- 
eigentümer befinden,  wobei  das  Staatsvorrecht  zur  entsprechenden  Reschränkun^ 
des  Grundeiirenthums  fuhrt  (grundherrschaftliche  Reiralien);  hie  und  da 

3)  in  Hezug  auf  gewisse  Kenutzungsarten  der  öffentlichen  Gewässer 
(Wasser-,  Fähr-,  Fluss-,  Muhlenreiral  u.  s.  w.)  (§.  207,  S.  495). 

In  der  Kegel  war  und  ist  der  ausschliessliche  Zweck  eines 
solchen  Vorrechts  des  Staats,  wie  bei  allen  nutzbaren  Regalien,  so 
auch  hier  ein  finanzieller:  dem  Staate  eine  für  seine  Ausgaben 
verfügbare  Einnahme  zu  beschaffen,  wenn  auch  gelegentlich  ein 
polizeilicher  und  volkswirtschaftlicher  Gesichtspunct 
bei  der  Regalisirung  etwas  mitgewirkt  hat.  Dabei  sind  die  Ein- 
nahmen aus  diesen  Regalien  theils  mit  solchen  Gebühren, 
welche  sich  an  rcgalisirte  Staatsthätigkciten  anknüpfen,  theils 
mit  privatwirthschaft liehen  Einnahmen  vermengt  worden. 
Sie  müssen  jedoch  von  beiden  genau  unterschieden  und  als 
eigentliche  Steuern  betrachtet  werden.  Der  Unterschied  zwischen 
Finanzregalien  und  Gebühren  ist  schon  oben  (§.  207)  dargelegt 
worden.  Nicht  minder  wichtig  ist  die  Unterscheidung 
zwischen  pri vatwirthschaftlichen  und  Finanzregal 
einnahmen. 

Die  letzteren  scheinen  allerdings  in  der  Regel  auf  dieselbe  Weise  wir 
jene  wirthschafdii  h  gewonnen  zu  werden,  so  wenn  der  Staat  ein  gewerbliches  Regel, 
z.  H.  das  Tabakmoiio|tol  selbst  ausübt  oder  einen  eigenen  Gewerbebetrieb  mit  »dnetn 
grundherrschaftlichen  Regel,  wie  z.  11.  dem  des  Rergbau  s,  verbindet.  Deshalb  sinJ 
die  Einnahmen  aus  solchen  Kegalien  in  der  Finanzwissenscbaft  oft  unmittelbar  neben 
die  rein  privatwirthschaftlit  hen  irestcllt  worden:  zwei  Classen  von  ., Erwerbs- 
ei n kauften",  unter  sich  nur  dadurch  verschieden,  dass  bei  den  ersteren  durch 
das  Staatsvorrecht  das  Mitwerben  der  Privaten  ausgeschlossen  werde,  bei  den  anderen 
nicht,  —  beide  Classcu  aber  als  die  eine  Ilauptgruppe  von  Einnahmen  der 
zweiten  Ilauptgruppe,  den  Auflagen  (Gebühren  und  Steuern)  gegenüber  stehen*! 
(Raa  §  So  u.  vor  u.  nach  ihm  die  meisten  Sehriftsteller.  s.  o.  S.  472,  ähnlich  wieder 
v  Scheel  a  a.  0.). 

Diese  Aull'assuiiir  ist  durch  die  rechtshistorische  Entwicklung  und  durch  das 
geltende  Recht  öfter»  noch  unterstützt  worden.  Die  Fiuanzregalieii  (und  manch'' 
Gebühren)  wurden  als  Ausfluss  der  Landeshoheit  und  der  mit  ihr  wieder 
geschichtlich  oft  verknüpften,  bald  aus  ihr  entstandenen,  bald  zu  ihr  hinführenden 
Grundherrlichkeit  (und  Lehensherrlichkeif)  regelmässig  wieder  mit  dem  Dotnanium 
und  dem  fürstlichen  K  a  m  ni  e  r  g  u  t  v  e  r  b  u  n  den,  zu  dessen  Kestandtheilen  sie 
nach  deutschem  Staatsrecht  gehören.  (S.  o.  S.  19S,  Zachariä,  Staatsrecht,  2.  A.  II. 
20S>.    Die  Einnahmen  aus  den  Finanzregalien  waren  daher  auch  der  ständischen 
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Einwirkung  entzogen.  Dies  hat  in  practischer  Hinsicht  ihre  Beliebtheit  erhöht  und 
in  den  letzten  Jahrhunderten  ihre  Ausdehnung  sehr  begünstigt,  in  theoretischer  Hin- 
sicht aber  vollends  bewirkt,  dass  sie  ebenso  wie  die  gewöhnlichen  Kaminer- 
•  innahinen  den  Steuern  treten  Uber  gestellt  wurden. 

Nun  kann  aber  auch  in  diesem  Falle  diese  rechtsgeschichtliche  und  juristische 
Stellung  der  Finanzrcjralieu  für  die  Fiiianzwissenschaft  nicht  entscheidend  sein.  Letztere 
inuss  vielmehr  den  verschiedenartigen  wirthschaftsrechtlichen  Character 
der  Einnahmen  ans  Finanzretralien  und  aus  Privaterwerb  betonen  und  demgemäss 
reformirend  auf  das  öffentliche  Finanzrecht  einwirken.  Sie  hat  dabei  vor  Allem  nach- 
zuweisen, dass  in  jenen  Regalien  die  Erhebung  einer  Steuer  (wenigstens  jetzt)  beab- 
sichtig und  in  den  bezüglichen  Einnahmen  aiu-h  in  der  Resrel  eine  Steuer  wirklich 
enthalten  ist. 

Allerdings  bildet  der  Reinertrag  eines  solchen  vom  Staate  aus- 
geübten Regals  zum  Theil  gewöhnliches  privatwirthschaftliches 
Einkommen  des  Staats  als  des  Rechtssubjects  der  betreffenden 
Unternehmungen,  —  ein  Einkommen,  welches  aus  der  Kapitalan- 
wendung im  Gewerbebetrieb,  aus  der  Ausbeutung  des  eigenen 
Grundbesitzes  herrührt  und  auf  Zins,  Rente  und  Unternehmel- 
gewinn ebenso  wie  z.  B.  bei  der  Bewirtschaftung  eines  Landguts 
zurückzuführen  ist.  Aber  dieses  Einkommen  ist  auch  bei  eigenem 
Betrieb  (Regie)  vermischt  mit  einem  Extra  gewinn,  welcher 
dem  Vorrechte  zu  verdanken  und  von  diesem  bezweckt  ist. 
Dieser  Extragewinn  ist  ganz  und  gar  Steuer  und  soll  nach  der 
freilich  oft  dem  Gesetzgeber  selbst  nicht  ganz  klaren  Idee  auch 
nur  Steuer  sein.  Dieser  Umstand  ist  für  die  finanzielle  Betrach- 
tung der  wesentliche.  Die  Finanzregalisirung  oder  Fiscalbcvor- 
rechtung  ist  daher  eine  ßesteuernngsform,  die  in  der 
Steuerlehre  zu  behandeln  ist. 

Dies  tritt  auch  in  dem  besonderen  Falle  hervor,  wenn  ein  Finanzre^al  einem 
dritten  vom  Staate  zur  Ausnutzung  Uberlassen  wird.  Die  Abgabe,  welche  dann  für 
die  Verleihung  und  die  in  ihr  Heuende  Ausschliessung  Anderer  vom  Betriebe  zu 
entrichten  ist,  stellt  sich  als  Steuer  dar.  Der  Erwerber  des  nutzbaren  Rechts  über- 
wälzt entweder  diese  Steuer  in  den  höheren  Preisen  der  Producta  und  Leistungen 
auf  diejenigen  Personen,  welche  die  letzteren  begehren.  Alsdann  »leicht,  der  Fall 
-anz  demjenigen,  wo  gewisse  indirecte  Steuern  vom  Producenten  oder  Kaufmanu  vor- 
geschossen und  im  höheren  Preise  vom  Consumenten  wieder  ciiiirezoiren  werden,  z.  II. 
mitunter,  wenn  die  Concurrenzverhältnisse  es  erlauben,  bei  Her» werken,  welche  der 
Staat  an  Private  kraft  bestehenden  Iiejrals  iiciren  Abtrabe  verliehen  hat.  Auch  die 
Verpachtung  des  Tabakmonopols  i  Italien)  ist  ein  ähnlicher  Fall.  Oder  der  Erwerber 
«les  Rechts  sieht  sich  nicht  im  Stande,  diese  Steuer  zu  Uberwälzen.  Dann  fällt  die- 
selbe auf  seinen  eiirenen  Gewinn  und  wird  zu  einer  Erhöhung  der  Gewerbe-,  Berg- 
*erkssteuer  u.  s.  w. 

Heispiel:  bei  Rerirwerksah<rabcn  von  kraft  ßcirals  verliehenen  RergwcrKeii 
wird  die  PeborwSlzunir  meistens  nur  «relimren.  wenn  diese  Bergwerke  ein  natür- 
liches oder  rechtliches  Monopol  haben  oder  doch  für  die  Versorgung  des 
Markts  einer  Volkswirtschaft  vorwiegend  allein  in  Retracht  kommen.  Wenn 
mdere  Benrwerkc  frei  coneurriren,  wird  der  Gewinn  jener  ersten  um  die  Abgabe  ver- 
miudert  werdeu  Die  hiergegen  sprechende  nationalökonomische  Regel  von  der  Ge- 
winnausirlcichunir  in  verschiedenen  Unternehmungen  und  von  der  fehlenden  Neiirunir 
de*  Kapitals,  sich  Productionszweteen  zuzuwenden,  worin  der  Gewinn  durch  eine  un- 
uberwälzbare  Kxtrasteuer  verringert  wird,  kann  sich  eben  in  der  Praxis  nicht  immer 
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verwirklichen.  Auch  müssen  sich  vielfach  fest  aiiircleirte  Kapitalien  sowohl  als  solche, 
welche  später  er>t  minder  srewinnbrinirenden  L nternehtnuniren  sich  zuwenden,  mit 
einem  dauernd  niedrigeren  Gewinnsatz  begütigen.  In  neuerer  Zeit  ist  namentlich  in 
dem  Kalle  der  staatlichen  Verleihung  von  Monopolen  oder  von  Privilegien  an  Privat- 
untcrnchmungen  eine  besondere  Abtrabe  neben  (oder  statt  der  uiedriirereu 
allgemeinen  Gewerbesteuer  vielfach  üblich  geworden,  welche  als  Kxt rasteuer  für 
die  leberlassung  der  Ausnutzung  eines  staatlichen  Vorrechts  bezahlt  wird  und  wohl 
nur  selten  Oberwälzt  werden  kann;  so  z.  H.  für  die  Gewährung  eines  Üanknoten- 
monopols  oder  eines  weitgehenden  Privilegs  der  Notenausgabe  (öfters  zugleich 
für  die  Vergünstigung  der  Annahme  der  Noten  an  den  Staatskassen  in  Zahlung,  s. 
A.  Wagner.  Syst.  d.  Zcttelbankpolitik  S.  451,  4t>0 — 463;  femer  für  die  Uewährun.' 
des  Expropriation s rechts  an  Kisenbahnen  u.  s.  w.,  wo  vollends  bei  der  ublicbeu 
Feststellung  von  Maximaltarifen  eine  Ueberwälzung  der  besonderen  Eisenbahnsteuer 
kaum  vorkommen  wird. 

Die  finanzwirthschaftlichc  und  mehr  noch  die  allgeniein-volks- 
wtrthscha  Wiche  und  socialpolitischc,  nemlich  den  volkswirt- 
schaftlichen Vertheilungsproccss  beeinflussende  Bedeutung 
der  Regalisirung  gewisser  Bodenbenutzungsarten  und  Gewerbe 
betriebe  wird  bei  der  hier  betonten  Auffassung  der  Regalisirung 
als  Besteucrungslbrm  keineswegs  verkannt.  Mit  Hilfe  des  Regal- 
prineips  erfolgt  freilich  nicht  nur  eine  Besteuerung,  sondern  zugleich 
eine  Uebertragung  pri vatwirthsch ältlichen  Rentcn- 
cinkommens  und  Unternehmergewinns  auf  den  Staat. 
Insofern  liegt  in  der  Regalisirung  zugleich  eine  Einwirkung 
auf  die  Organisation  der  Volks wirthschaft  in  mehr 
gemein  wirthsc  haftlich  er  Richtung.  Unter  Umstunden  kann 
wohl  einmal  im  Reinertrag  eines  Staatsmonopols,  wie  des  Tabaks, 
dieses  Moment  wichtiger  als  das  Besteuerungsmoment  sein.  Aber 
das  letztere  bleibt  gleichwohl  wie  in  der  Regel  das  practisch 
wichtigere,  so  das  für  die  finanzwirthschaftlichc  Classification  der 
Einnahmen  massgebende. 

Jene  Auflassung  bei  der  Keichsregierung  in  d.  deutschen  Tabakmonopolfmc. 
S.  auch  oben  §.  27,  auch  §.  21)  S.  50  u.  Fin.  II,  §.  34s  über  dicseu  Pum  t. 

Die  Finanzwissenschaft  muss  demnach,  den  S  t c  u  e  r  character 
der  Finanzregalien  betonend,  die  Einnahmen  aus  letzteren 
dcmgemäs8  beurthcilen  und  sie  folgerichtig  den  Domanial- 
cinnahmen  gegenüber  stellen. 

Lässt  sie  sich  daneben  vom  staatsrechtlichen  Begriff  des  Domaniums  be- 
stimmen, so  ist  es  nur  folgewidrig ,  bloss  die  Finanzrcgalicn  und  nicht  auch 
andere  ebenfalls  unter  jenen  Beirriii  des  Domaniums  fallende  Einnahmen,  wie  di«. 
Wichtigsten  Gnbuhrcu  und  sosrar  Hauptarten  indirecter  Steuern  (z.  B.  Zolle)  vou  den 
Steuern  abzutrennen.  Varl.  Zaohariä  a.  a.  <>.  S.  421:  regelmässig  gehöreu  nach 
allgemeinem  deutschen  Staatsrecht  folgende  Posten  zum  kammergut:  1)  zur  laci- 
wirthschaftl.  L'uhur  bestimmte  Grund besitzumren  (incl.  Mühlen.  Höfe  u.  3.  w  ),  2>  die 
damit  verbundenen  irutsherrl.  Gerechtsame,  8)  landesherrliche  Forsten,  Jagden .  Berg- 
werke, Salinen.  Tosten  u.  andere  nutzbare  Kcgalieu,  iusbes.  auch  der  Krtrag  def 
Zölle  u.  des  Geleits,  sowie  auch  der  Nutzen  des  MUuzrechts,  4)  t'onfiscatiouen. 
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Sportein,  Concessions -,  Stempel-,  Nachsteuer-,  Abzuirsjrclder,  Kottzehnten  u.  s.  w. 
Abweichungen  in  den  besonderen  Landesverfassungen  u.  nach  territor.  Herkommen. 

Die  bisher  übliche  Behandlung  ist  also  un-renusrend  und  inconsequent,  indem 
weder  bloss  der  rechtsireschichtl  iche  und  positiv-rechtliche,  noch 
bloss  der  rationell  finan z wissenschaftliche  fiesichtspunet  entschieden  haben, 
sondern  willkubrlich  beide  vermensrt.  staatsrechtlich  zusammengehörende  Einnahme- 
arten  irctrennt  und  finanzwissenschaftlich  verschiedene  zusammentrefft  wurden. 

§.  211.  Die  Fortdauer  eines  geschichtlich  überkommenen 
und  noch  rechtsbestäudigen  Finanzregals,  die  etwaige  Einfüh- 
rung eines  neuen,  die  Höhe  der  dabei  erhobenen  Steuersätze 
sind  zugleich  vom  volkswirtschaftlichen  und  vom 
finanziellen  Standpuncte  aus  zu  beurtheilen.  In  erstcrer  Be- 
ziehung gilt  für  die  Lehre  von  den  Finanzregalien  etwas  Aehn- 
liches  wie  für  diejenige  von  den  einzelnen  Staatsausgaben  und 
von  den  einzelnen  Gebühren:  sie  gehört  nach  ihrem  Inhalte  und 
ihren  entscheidenden  Gesichts puneten  nicht  in  die  Finanz- 
wissenschaft, sondern  in  die  Allgemeine  Volkswirtschaftslehre 
(Grundlegung),  in  die  Volkswirthschaftspolitik  und  die  wirtbschaft- 
liche  Verwaltungslehre.  Die  Beschränkungen  des  privaten  Grund- 
eigenthums, welche  die  grundherrschaftlichen,  und  der  Erwerbs- 
und Berufswahl,  sowie  der  freien  Concurrenz  in  den  Unterneh- 
mungen, welche  die  gewerblichen  Finanzregalien  in  sich  schliessen, 
haben  weittragende  volkswirtschaftliche  Wirkungen,  selbst,  wie 
bemerkt,  für  die  ganze  Organisation  der  Volkswirtschaft, 
Wirkungen,  nach  denen  vornemlich  es  zu  entscheiden  ist,  ob  der 
Staat  passend  auf  diese  Weise  sieh  Renteneinkommen  und 
Gewerbsgewinn  zuführe  und  dabei  zugleich  in  die  Lage  komme,  eine 
Steuer  mit  zu  erheben.  Diese  Entscheidung  kann  wiederum  nicht 
für  alle  Länder  und  Zeitalter  gleichmässig  ausfallen,  weil  jene 
Wirkungen  auf  einer  verschiedenen  Entwicklungsstufe  der  ganzen 
Volkswirtbschaft  sehr  verschieden  sind.  Namentlich  werden  der 
allgemeine  Zustand  der  Volkswirtschaft,  besonders  die  für  zweck- 
mässig geltende  Combination  zwischen  dem  privat-  und 
dem  gemeinwirthschaftlichcn  System,  die  socialpoli- 
tischen  Bedenken  gegen  die  immer  weitere  Machtsteigerung  des 
Privatkapitalismus  und  des  Grossgrundbesitzes,  ferner,  unter  der 
Voraussetzung,  dass  das  privatwhthsehaftliehe  System  hier  fungiren 
soll,  der  technische  Zustand  des  Gewerkewesens  (der  „Industrie'1), 
des  Bergbau's,  die  Kapitalkraft,  das  Associationsvermögen  und  die 
technische  Intelligenz  der  Privaten  mit  entscheiden  müssen. 

Auch  hier  ist  daher  wieder  an  die  tiefsten  rrincipienfrairen  der  Organisation 
der  Volkswirthsch.  anzuknüpfen.   S.  bes.  Grundlegung  I,  §.  120  u.  üborfi.  Kap.  S, 
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dann  4  u.  2.  Abth.  Die  Smith' sehe  Schule  ist  in  ihrer  Polemik  gegen  „Monopole" 
Kinanzrcgalicn  u.  s.  w.  aus  Neigung  zur  freien  Concurrenz  zu  weit  gegangen  und  hat 
oft  zu  unbedingt  die  Nachtheile  jener  Beschränkungen  des  freien  Verkehrs  herror- 
gehoben.  Socialpolitischo  Grüudc  können  z.  B.  Beschränkungen  der  Grundeigen- 
thuinsfreihoit  wohl  rechtfertigen.  In  sehr  betnerkenswerther  Weise  spielen,  mehr 
oder  wenisrer  klar  bewusst,  in  der  deutschen  Tabakmonopolfraire  fast  mehr  als  d>e 
linanzwirthschaftlichcn  die  Gcsichtspuucte  der  Socialpolitik  und  der  volkswirthsch. 
Organisation  bei  Freund  u.  Gegner  des  Plans  mit. 

Nur  soweit  bloss  finanzielle  (nicht  auch  socialpolitiscbe 
und  verwandte)  Gründe  mitsprechen,  kann  man  daher  in  der 
Gegenwart  für  die  Volkswirthschaften  Mittel-  und  West- 
europa's  wohl  folgende  Entscheidung  über  die  Finanzregalien 
treffen. 

1.  Diejenigen  Regalien,  welche  Beschrankungen  des  privaten 
Grundeigentums  bloss  aus  fi scalischen  G r ü n d e n  enthalten, 
wie  oft  die  grn  ndherrschaftlichen  Regalien,  ferner  die- 
jenigen, kraft  deren  für  die  blosse  Gestattung  der  Be- 
nutzung öffentlicher  Gewässer  Abgaben  erhoben  werden,  das 
Wasser-,  Fltfss-,  Fähr-,  Mühlen regal,  sind  aus  volkswirtschaft- 
lichen Gründen  im  Wege  der  Gesetzgebung  aufzuheben. 

Dies  kann  um  so  eher  gescheiten,  weil  das  finanzielle  Interesse  des  Staats  an 
diesen  Regalien  jetzt  wenigstens  meist  ein  ganz  untergeordnetes  ist  oder  in  den 
wenigen  und  seltenen  Fällen,  wo  es  in  unsern  Ländern  noch  erheblicher  sein  könnt'- 
(wie  mitunter  beim  Bergregal»  überwiegende  volkswirthschaftlicho  Interessen  von  der 
starken  Geltendmachung  des  finanziellen  Interessc's  abmahnen  oder  Concurrenzferhält- 
lüsse  die  Geltendmachung  unmöglich  machen.  So  liegen  die  Dinge  wenigstens  in 
Mittel-  und  Westeuropa  in  dem  wichtigsten  Falle,  beim  Bergregal,  anderswo  mei>ten* 
auch,  soweit  es  sich  um  Kohlen  und  die  Mehrzahl  der  unedlen  Metalle  handelt.  Eiru 
iinan/iell  ergiebige  Rcgalisirung,  bei  eigener  Staatsregie  und  bei  Ueberlassung  des 
Baurechts  an  Private,  setzte  hier  eine  gleichmässiire  Behandlung  aller  Bergwerke  im 
Staate  voraus,  was  bei  den  bestehenden  Rechtsverhältnissen  seine  grosse  Schwierigkeit 
lütte;  ferner  den  Ausschluss  der  Concurreuz  ausländischer  Bergwerke,  also  ein  Verbot 
oder  eine  hohe  Bezollung  der  Einfuhr  mach  ähnlichen  Grundsätzen  wie  bei  den 
Zöllen  auf  im  Inland  accisepflichtige  fremde  Artikel,  —  bekanntlich  bei  der  Durch- 
führung ein  sehr  schwieriger  Puuct!  S.  A.  Wagner,  Zölle  im  StaaUwörturbucb 
XI,  36J — .170)  Nur  bei  der  eigentümlichen  Verth  ei  lang  der  grösseren  Lager  der 
edlen  (Gold,  Silber,  Platinat  u.  einiger  unedler  Metalle  (Quecksilber.  Zink  u.  n.  a.  m. 
kann  in  den  Productionsläuderti  in  solchen  Zeiten,  wo  diese  Länder  ein  thcilwei><s 
natürliches  Monopol  für  die  Versorgun»  des  Markts  haben,  zumal  wenn  die  Produo- 
tionskosten  sehr  niedrig  sind,  wohl  mittelst  der  Begalisirunjr  eine  erheblichere  Ein- 
nahme erzielt  werden,  die  aber  dann  wieder  den  Character  einer  ubcrwälzbaren  Extra- 
steuer  hat  (Silber  in  Mexico,  Peru,  Chile,  Nevada  u.  s.  w.,  Gold  in  Sibirien,  Cali for- 
men, Australien).  Ueber  die  Behandlung  der  Bergwerke  mit  aus  dem  socialpolitischca 
Gesichtspunctc  s.  meine  Grundleg.  1,  g.  :tt>3  bis  305.  Leber  Bergrecht  u.  Staats- 
bergbaus antun.  Meistens  sind  solche  Kegalien  denn  auch  neuerdings  ausdrucklich  dunh 
Gesetze  beseitigt  «wie  das  Berg-,  Salz-,  Jagd-.  Fischereiregal,  Wasserregali,  oder  mit- 
unter schon  früher  obsolet  geworden. 

2.  Andere  gewerbliche  Regalien  hemmen  leicht  heut- 
zutage Verkehr,  Production  und  Entwicklung  der  gewerklichen 
Technik  mehr  oder  weniger,  öfters  stark.  Das  volkswirtschaft- 
liche Interesse  spricht  daher,  soweit  es  an  einer  weiteren  Aus- 
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dehnung  des  privatwirtbschaftlichen  Systems  intercssirt  ist,  für 
möglichste  Beschränkung  der  Zahl  uud  des  Umfangs  oder  für 
gänzliche  Beseitigung  dieser  Regalien,  so  dass  völlige  Verkehrs- 
freiheit eintritt  und  die  allgemeine  Steuerfähigkeit  Ersatz  gieht  für 
den  Wegfall  der  Staatseinnahmen  aus  der  Regalität. 

Dieser  Einsicht  »ind  denn  auch  die  grosse  Mehrzahl  der  ehemals  sehr  zahlreichen 
gewerblichen  Kegalien  schon  gewichen,  wiederum  um  so  leichter ,  da  das  liscalischc 
Interesse  bei  dem  einzelnen  in  der  Tiegel  doch  nur  geling  war  und  andere,  bessere 
und  bequemere  Besteuerungswege  aufgefunden  wurden.  Die  Strömung  im  wirtschaft- 
lichen Zeitalter  der  „freien  Coucurreuz"  ist  natürlich  in  dieser  Richtung  gegangen, 
freilich  oft  zu  einseitig. 

Einige  wenige  Regalien  sind  jedoch  noch  gegenwärtig  in 
unseren  Staaten  übrig  geblieben,  und  zwar: 

a)  wesentlich  nur  aus  dem  erheblich  ins  Gewicht  fallenden 
finanziellen  Interesse:  das  Salz-  und  das  Tabakregal, 
wozu  neuerdings  in  Frankreich  das  Zündhölzchenregal 
kommt; 

b)  wesentlich  aus  einem  politischen  oder  polizei- 
lichen Interesse:  das  Pulver-  und  Salp eter regal  (hier  und  da 
noch  ein  anderes  ähnliches  --  neuerer  Gedanke  eines  Dy  n a m  i  t- 
monopols),  von  untergeordneter  finanzieller  Bedeutung; 

c)  aus  vorwaltendem  politischen  oder  polizeilichen,  aber 
daneben  auch  stärker  mitsprechendem  finanziellen  Interesse:  das 
Lotto-  und  etwa  das  (seltene)  Branntweinregal. 

Die  Regalisirung,  welche  bei  allen  diesen  Regalien  zur  Mono- 
pol isirung  wird,  kommt  hier  als  eine  Form  der  Ve r braue  hs- 
oder  Genussbesteuerung  in  Betracht,  bei  den  beiden  letztgenannten 
Hegalien  mitunter  mit  der  ausgesprochenen  Tendenz,  die  Befriedi- 
gung des  Genusses  durch  die  Regalisirung  zu  erschweren  oder, 
wie  beim  Lotto,  sie  ganz  zu  verhindern. 

Dcmgemäss  wird  die  Beibehaltung  und  auch  die  Ncucinfüh- 
rung  dieser  Regalien  von  folgenden  Erwägungen  abhängen : 

a)  beim  Salz-  und  Tabak  regal  und  etwaigen  ähnlichen, 
welche  wesentlich  nur  aus  finanziellem  Interesse  neu  in 
Erwägung  kommen  könnten:  ob  die  Besteuerung  des  Verbrauchs 
oder  Genusses  überhaupt  zu  rechtfertigen  ist;  und,  im  Bejahungs- 
falle, ob  die  Regalisirung  oder  Monopolisirung  so  sehr  als  die  ge- 
eignetste Form  der  Verbrauchsbesteucrung  erscheint,  dass  sie  trotz 
der  sie  etwa  begleitenden  nachtheiligen  Folgen  für  Verkehr  und 
Produetion  gewählt  werden  darf.  Diese  Fragen  sind  mithin  nur 
im  Zusammenhange  des  ganzen  Steuersystems  und  speciell  in  der 
Lehre  von  den  Verbrauchssteuern  zu  erledigen. 
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Das  Salzregal  wird  gegenwärtig  .i  1  -  Besteuern ngsforin  meist  verworfen,  vielleicht 
zu  unbedingt,  gerade  bei  Berücksichtigung  des  Consu  m  enteninteresses;  die  neue 
Einführung  des  Tabak monopols  wenigstens  ist  bedingt  in  einem  grösseren  Vcr- 
brauchssteueiay^em  zu  rechtfertigen  und  sein  Bestehenbleiben  regelmässig  /c 
empfohlen. 

b)  Bei  den  Hegalien  von  politischem  oder  polizeilicb  em 
Interesse:  ob  letzteres  überhaupt  genügt,  um  eine  besondere  Ein- 
mischung des  Staats  und  um  vollends  die  Regalisirung  trotz  der 
etwa  auch  hier  vorhandenen  volkswirtschaftlichen  und  sonstigen 
(politischen,  rechtlichen)  Bedenken  zu  rechtfertigen,  oder  ob  der 
politische  oder  polizeiliche  Zweck  nicht  auch  durch  eine  andere 
Form  der  Verbrauch-  oder  Genussbesteuerung  erreicht  werden  kann. 

Denn  die  Rcgalisirunir  ist ,  soweit  sie  nicht  wie  etwa  beim  Lotto  zum  völligeu 
Verbot  des  Genusses  benutzt  wird,  eben  doch  nur  als  solche  Bcstcuerungsform  auch 
bei  diesen  Regalien  zu  betrachten.  Auch  diese  Fragen,  soweit  sie  überhaupt  in  dio 
Fiuanzwissenscbaft  und  nicht  in  die  Verwaltungslehre  und  Culturpolitik  gehören,  sind 
in  der  Lehre  von  den  Verbrauchssteuern  zu  behandeln.  Das  Lottoresrai  ist  wohl 
beizubehalten  oder  selbst  neu  einzuführen,  wo  es  noch  nicht  besteht,  aber  nicht 
auszuüben,  das  Pulver-  und  Salpete  rreual  in  der  Regel  aufzuheben,  da» 
Branntwein  regal  durch  eine  andere  Form  der  Verbrauchssteuer  zu  ersetzen. 

■ 

Sonach  entfällt  dann  eine  selbständige  finanz- 
wissenschaftliche Einnahmeart  derFinanzregalien 
und  damit  ein  besonderer  davon  handelnder  Abschnitt  in  der 
systematischen  Lehre  der  Finanz  Wissenschaft  von  den  ordentlichen 
Einnahmen  wenigstens  jetzt  mit  Recht. 

Die  grundherrlichen  Regalien  sind  ohnedem  meist  beseitigt.  Soweit  Einnahmen 
tinter  diesem  Titel  noch  vorkommen,  können  sie  in  den  bezüglichen  Abschnitten  von 
den  verwandten  privatwirthschaftlichen  Einnahmen  des  Staats,  mit  deucn  sie  recht*- 
geschichtlich  meistens  zusammenhängen,  kurz  erwähnt  werden.  Einzolne  Regalein- 
uahmen  dieser  Art  haben  jetzt  einen  ganz  anderen  Character  erhalten  und  sind  theib 
in  die  Reihe  der  Gebuhren  (so  beim  Bcrgwcseu).  thcils  der  Gcnussstcue  rn  -so 
bei  der  Jagdi  Übergegangen,  wo  sie  zu  erwähnen  sind.  Die  Einnahmen  aus  gewerb- 
lichen Regalien  gehören  ferner  entweder  outet  die  Ge  buh  reu  in  denjenigen  Fällen, 
wo  mit  Gebühren  verbundene  Staatsthütitrkeiten  unrichtiger  Weise  zu  Finanzregalieü 
gemacht  worden  waren,  oder  unter  die  Verbrauchs-  und  Gen  usssteue rn.  Si- 
Huden  danach  ihre  entsprechende  Stelle  im  System  der  Finanzwisseuschaft. 

Es  verbleibt  dann  nur  eine  besondere  Einnahmeart,  welche 
zu  keiner  der  drei  Classen  der  privatwirthschaftlichen  Einnahmen, 
der  Gebühren  oder  der  reineu  Steuern  gezählt  werden  kann.  Sie 
ist  zwar  mit  den  Einnahmen  aus  Finanzregalien  verwandt,  aber 
gehört  doch  auch  dazu  nicht,  nicht  einmal  nach  dem  rechtsge- 
schichtlichen Begriff  der  eigentlichen  Regalien:  die  Einnahme 
aus  herrenlosem  Eigenthum,  erb  losen  Gütern  u.  dgl.  m. 
Diese  Einnahme  gebührt  dem  Staate  nach  geschichtlichem 
und  positivem  Rechte  und  in  der  That  auch  rationell  als  dem 
Vertreter  der  Gesammtheit  iu  Ermangelung  eines  näherbereehtigten 
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Einzelnen.  80  untergeordnet  sie  in  finanzieller  Hinsicht  auch  zu 
sein  pflegt,  so  verlangt  sie  doch  eine  selbständige  Stellung  im 
System  als  „Einnahme  aus  dem  Hoheitsrecht  an  herrenlosem 
Eigenthum". 

Sie  wän«  streng  systematisch  da  einzureihen,  wo  sonst  du*  verwandten  Einnahmen 
ans  ir  rund  herrschaftlichen  und  aus  Finanzregalien  oder  Fiscalvorrcchten  Uberhaupt  be- 
handelt zu  werden  pflegten:  zwischen  den  privatwirthschaftlichen  Einnahmen  und  den 
(iehühren.  Sic  wird  von  mir  anhangsweise  im  Kapitel  von  den  Gebühren  behandelt. 
(Fin.  II,  §.  326 — 32S).  Mit  den  Gebühren  und  Steuern  gehört  diese  Einnahme 
übrigens  zur  Gruppe  der  staatsw  irth  sc  ha  f  t  lieh  en  ,  da  sie  auf  einem  staats- 
rechtlichen Titel  beruht  und  aus  bisber  fremdem  Eigenthum  oder  Einkommen  herrührt 

III.  —  §.  212.  Die  Gliederung  der  Lehre  von  den  ordent- 
lichen Staatseinnahmen  ist  hiernach  die  folgende  dreifache: 

A.  Der  Privaterwerb  oder  die  privatwirthschaftliche 
oder  domaniale  Einnahme,  die  von  Anderen  sogenannten  „Er- 
werbseinkünfte" des  Staats:  das  zweite  Kapitel  dieses 
dritten  Buchs  in  dieser  Auflage,  vollständig  noch  in  diesem 
ersten  Bande  der  Finanz  Wissenschaft  enthalten. 

B.  Die  G  e  b  ti  h  re  n  :  das  erste  Kapitel  des  zweiten 
Bandes. 

C.  Die  eigentlichen  Steuern,  deren  Behandlung  in  diesem 
Werke  in  einer  „allgemeinen  Steuerlchre  (Kap.  2  des  zweiten 
Bandes)  und  in  einer  „speciellen  Steuerlehre"  (im  Band  III  der 
Finanzwissenschaft)  erfolgt. 

5.  Abschnitt. 

Das  VerhHItniss  der  Hauptarten  der  ordentlichen  Einnahmen 

zu  einander. 

Die  geschichtliche  Entwicklung  dieses  Verhältnisses  hängt  auf  das  Engste  mit 
der  allgemeinen  inneren  politischen  Geschichte  zusammen.  In  diesem 
Abschnitte  handelt  es  sich  nur  um  eine  generelle  Uebcrsicht,  welche  nach 
einzelneu  Seiten  in  anderen  Thcileu  dieses  Werks  weiter  auszufuhren  ist.  S.  Uber  dio 
Entwicklung  des  Finanzdienstos  u.  Behördenwesens,  woiiu  sich  die  Entwick- 
lung des  Verhältnisses  der  Einnahmen  zu  einander  abspiegelt .  oben  Abschn.  1  des 

4.  Kap.  des  1.  Buchs,  S.  ibS  ti.,  bes.  S6  ti'.  Das  Wichtigste  bleibt  die  Entwicklung 
der  Besteuerung  uud  die  Klarlegung  der  bedingenden  und  verursachenden  Momente 
dieses  Processes.  S.  darüber  Fin.  II,  den  Abschn.  über  „die  Besteuerung  in  ihrer 
Bezieh,  zur  Organisation  d.  Volkswirthsch. ,  sowie  zur  Eigenth  -  u.  Erwerbsordnung", 

5.  169  C,  ferner  „zur  inneren  Verfassung"  S.  195  ff  u.  den  Abscb.  über  die  „Grund- 
züge  der  gcscbichtl.  Entwicklung  des  Steuersystems  und  der  Steuerarten"  S.  3V7  ti". 
Ich  beziehe  mich  ausserdem  auf  meine  Abh.  „directe  Steuern"  in  Schonberg's  Hand- 
buch II,  157  ff.  Die  Literatur  des  Gegenstands  ebendas.  u.  hes.  in  Fin.  II,  149  u. 
oben  S.  54.  Vgl.  u.  A.  Lang,  hist.  Entwickl.  d.  D.  Steucrverf.,  1793,  II  Uli  mann, 
Finanzwesen,  d.  Mittelalters,  Jlse.  (iesch.  d.  D.  Stcuerrerfass.,  1.  Abth.  (iicssen,  1S44. 
Eichhorn,  Kechtsgesch.  §.  24,  88,  171.  Zöpfl.  I).  Kechtsgesch.  4.  Aufl.  II,  §.  40, 
50,  75.       (i.  Waitz,  I).  Wrfassnngsgesrh.  die  betreff.  Kapitel.  —  Falke,  (ieseh. 
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d.  I).  Zollwcsens,  Leip/i»  ISW4.  —  (jncist.  engl.  Verwaltan-fsr-cht,  2.  A.  L  8.  SS. 
§.  12  S.  1S2  ff,  §.  13  u.  a.  Stellen.  —  Zeuiner,  Städtesteuern,  1S7S. — Schmoller, 
Epochen  d.  preuss.  Fin.pol.  Jahrb.  Neue  Folee  B  I.  <1S"7).  —  Roscher.  Gesch.  d. 
Nat.-Oek.  §.  39,  S.  15^  11.  -  Rau,  Fin.  §.  81»,  <J3. 

I.  —  §.  213.  Character  des  älteren  Finanzwesens, 
besonders  der  Einnahmen.  Das  Finanzwesen  des  mittel 
alterliehen  Patrimonialstaats  und  noch  des  Staats  in  der  Ueber- 
gangszeit  zum  modernen  Staatsleben  vom  15.  oder  16.  Jahrhnndert 
an  bis  in  das  17.  und  th eilweise  selbst  noch  bis  in  das  18.  und 
19.  hinein,  characterisirt  sich  durch  dieselbe  Vermischung 
privat-  und  staatsrechtlicher  Momente,  welche  der 
früheren  Zeit  überhaupt  eigen  war. 

Die  Ausgaben  für  den  König  oder  den  Fürsten  und  seinen 
Hof  und  für  öffentliche  Zwecke,  soweit  letztere  Uberhaupt 
unter  Vermittlung  einer  besonderen  finanz wirtschaftlichen  Thätig 
keit  und  nicht  gleich  direct  durch  Requisition  persönlicher  Dienste 
verwirklicht  wurden,  erfolgten  gemeinsam  nach  der  Bestimmung 
des  Fürsten.  Die  Einnahme  zur  Bestreitung  dies  Ausgaben,  das 
Besitzthum,  insbesondere  der  Grundbesitz,  aus  welchem  die  Ein- 
nahmen zum  Tbejl  flössen,  bildeten  als  fürstliches  Einkommen  ein 
ungetrenntes  Ganzes,  welches  regelmässig  wie  ein  Privat 
einkommen  und  Privatvermögen  angesehen  wurde  und  wie  ein 
solches  zur  Verfügung  des  Fürsten  stand. 

Gleichwohl  lässt  sich  dieses  Einkommen  nach  seinen  öko- 
nomischen Quellen  und  mitsammt  dem  fürstlichen  Vermögen 
nach  seinem  rechtlichen  Character  unterscheiden.  Das  Ein- 
kommen wie  das  Vermögen  haben  immer  Bestandteile  in  sich 
enthalten,  welche  als  öffentlich-rechtlicher  Natur  anzusehen 
sind,  weil  sie  dem  Fürsten  in  seiner  Eigenschaft  als 
Staatsoberhaupt  zustanden.  Das  Einkommen  zeigt  ferner 
immer  eine  Vereinigung  der  drei  finanz wissenschaft- 
lichen Hauptarten  der  ordentlichen  Staatseinnahmen,  der 
privatwirthschaftlichen,  der  Gebühren  und  der  eigent- 
lichen Steuern.  Die  Gebühren  erscheinen  theils  unmittelbar 
als  solche,  theils  mit  in  der  Form  von  Steuern  in  Verbindung  mit 
nutzbaren  Regalien.  Die  Steuern  zeigen  die  beiden  typischen 
Grundformen  der  indirecten  Verbrauchssteuern  wie  Zölle, 
Marktgelder,  Abgaben  von  Gewerben,  —  mitunter  in  Verbin- 
dung mit  gebührenartigen  Einnahmen,  wie  z.  B.  bei  den  Markt 
geldern,  Wegezöllen  —  und  der  directen  Personal-,  Ertrags-, 
(Grund  )  Vermögens-  und  Einkommensteuern. 
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Vielerlei  persönliche  Verpflichtungen,  zum  Kriegsdienst  (mit  eigener 
Watfenstellung,  Unterhaltung),  /u  anderen  Dienstleistungen  (Fuhren .  Spanndienste 
u.  dgl.  m.),  entsprechen  dejn  älteren  naturalwirthschaftlichcn  Zustand«-  der  Volkswirt- 
schaft. Sie  betreffen  nicht  unmittelbar  das  mittelalterliche  Finanzwesen.  Aber  da 
>ie  später  im,  geldwirthsehaftlichen  Zustande  durch  andere  Formen  der  Beschaffung 
der  Arbeitskräfte  fur  öffentliche  Zwecke  (§.  1)  ersetzt  werden,  worauf  dann  die  Ein- 
nahm ewirthschaft  des  Finanzwesens  sich  entsprechend  entwickeln  musste.  dürfen  sie 
hier  nicht  unerwähnt  bleiben.  Eine  besondere,  dem  modernen  Staat  meist  fehlende 
Kinnahme  waren  namentlich  in  früherer  Zeit  die  freiwilligen  Gaben  (Geschenke, 
dunai  an  den  Karsten.  Sie  dürfen,  wenn  auch  nicht  auf  dem  RechtStwang  beruhend, 
doch  zur  ordentlichen  Kinnahme  gerechnet  werden,  weil  sie  ziemlich  regelmässig, 
der  Sitte  gemäss,  eingehen. 

In  allen  diesen  Verhältnissen  besteht  von  der  fränkischen  Zeit  an  in  Mittel-  und 
Westeuropa  eine  Gleichartigkeit  der  Gestaltung  und  Entwicklung  wenigstens 
in  den  (j rund zu  gen  des  Finanzwesens  und  speeiell  der  Einnahmewirthschaft  Nur 
•lass  in  Deutschland  definitiv  ursprüngliche  Einnahmen.  Besitzthumerund  finanzielle 
Rechte  des  deutschen  Königs  und  des  Reichs  an  die  selbständig  werdenden  Terri- 
torial herren  ubergehen,  während  sie  in  Frankreich  und  England  der  Krone  oder 
dem  Koni?  verbleiben  oder  wieder  von  ihnen  erlangt  werden,  mit  Ausnahme  freilich 
eines  «rrossen  Theils  der  alten  Kronländereien.  die  uberall  durch  Verschenkunir.  durch 
das  Lehenswesen  u.  s.  w.  endgiltig  in  Privathände,  vornehmlich  der  ehemaligen  Grossen, 
des  Adels,  der  Kirche  gelangen. 

Tbeilt  man  die  Einnahmen  nach  dem  finanzwissenschaftlichen 
Character  in  der  angegebenen  Weise,  so  lässt  sich  die  Regel  auf- 
stellen, dass  je  weiter  man  in  die  Geschichte  der  Vorläufer  der 
heutigen  europäischen  Staatsbildungen  in  das  Mittelalter  zurückgeht, 
desto  mehr  die  pri  vatwirth  schalt  liehen  und  in  zweiter  Linie 
die  gebührenartigen  Einnahmen  Uberwiegen.  In  diesen 
beiden  besteht  auch  in  den  einzelnen  Ländern  am  Meisten  Gleich- 
artigkeit. Die  regelmässige  Besteuerung  gewinnt  erst  in 
der  neueren  und  neuesten  Zeit  immer  allgemeiner  den  Vorrang. 

Von  früh  an  finden  sich  sehr  allgemein  Zölle,  d.  h.  regelmässige  Passage- 
Transit-)  oder  Wegzolle  für  den  Transit  der  Waaren  an  bestimmten  Stellen. 
Einzelne  andere  indirecte  Verbrauchssteuern,  wie  (jetränkesteueru  '.Bier, 
Wein).  Marktabgaben  an  den  Thoren  bilden  sich  im  städtischen  Finanzwesen  früher 
aus,  werden  aber  von  Anfang  an  und  spater  mehr  mit  fur  landesherrliche.  Rechnung 
erhoben.  In  Form  von  Fi  iianzregalicn  und  Monopolen,  dann  von  allgemeinen 
Accisen  worden  sie  seit  dem  Schluss  des  Mittelalters,  besonders  seit  dem  17.  Jahr- 
hundert im  Staats-  und  Territorialliuaii/.wcseii  wichtiger. 

Am  Wenigsten  ausgebildet  blieb  regelmässig  lange  das  directe  Steuerwesen 
und  wieder  besouders  die  Personal-  und  Einkommensteuern,  währeud  allgemeine  Ver- 
möge us-.  Real-,  namentlich  Grund-,  Gebäude-  (Heerd-)  steuern,  früher  vor- 
kommen. Die  älteren  Abgaben  »lieser  Art  sind  übrigens  vielfach  nicht  öffentlich- 
rechtliche  Steuern,  sondern  privatrechtliche  oder  Lehen»-  und  dienstrecht- 
liche Abgaben  des  Grundbesitzers  und  der  Personen.  Im  früheren  Mittelalter 
hinderte,  schon  die  Auffassung  der  persönlichen  Freiheit  die  Entwicklung  des 
dirocte.ii  Steuerwesens,  später  that  dies  die  erforderliche,  ständische  Zustimmung, 
welche  sich  bei  diesem  Zweige  der  Steuern  überall  am  Wirksamsten  zeigt*'.  So  blieb 
besonders  die  directe  Besteuerung  bis  in  die  Neuzeit  hinein  und  selbst  noch  in 
der  Theorie  der  deutschen  Cameralisten  des  vorigen  Jahrhunderts  eine  untergeord- 
nete und  mehr  nur  eine  Ausnahme  bildende  Einnahmequelle,  auf  die  in  grosse- 
rem Umfange  nur  in  besonderen  Fällen  fur  Staats-  oder  früher  für  königliche 
oder  fürstliche  Zwecke  zurückgegriffen  wurde.  S.  Pin.  II,  §.  140  ff.  und  oben  §.  S7 
—90,  auch  91  u.  §  23  u.  24  . 
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Di<-  «  i^«  Htlnnnli<  In;  Gestaltun<r  um)  ?  <> rli  ä  1 1  n  i  ssin äss i  e  «r  rosse  Ausdel,- 
iiuii^,  welche  das  Geb  U  hre  nWeieo  im  mittelalterlichen  Staat  einnahm,  ist  beson- 
ders bemerkenswert!!.  Das  Prineip  von  Leistung;  und  Gijrenleistunjr  war  in  diesen 
„Specia  Isteuern"  im  unaustrebildeteii  Staat««  mehr  vertreten,  als  jetzt  im  entwickelter. 
Staat,  dem  die  G e ne ra  I steuern  eiffeu  sind :  ein  Fingerzeig,  class  die  allgemeiner 
Kiufulirunir  il<  r  «  rsteren  ein  wesentlicher  Kuekschritt  im  modernen  Staat  wärt*. 
Vgl.  Fin.  II  §.  281,  bes.  S.  12  ff.  „zur  Geschieht«:  des  Gebuhrenwesens". 

II.  —  §.  214.  Geschichtliche  und  staatsrechtliche 
Stellung  des  älteren  Domaniums. 

S.  oben  §.  87— M>.  bes.  S.  198,  woliin  in  dieser  3.  Aufl.  Einijres  irestellt  ist. 
das  in  der  2.  Aufl.  (§  151  fl  >  in  diesem  Absehnitte  g-ejreben  wurde.  S.  auch  Ran 
HV»  fl.,  bes.  die  Noten.  II  ulimann,  Geschichte  der  Domiuienbenutzuntr  in  Deutsch- 
land. 1*07.  v.  Rottee  k  in  dessen  und  Weleker's  Staatslexikon.  IV.  40t«. 
v.  Treit  s e  h  ke  .  Art.  Domänen  in  Bluutsehli's  StaatswOrterb.  III.  162.  Rose  her. 
Grundriss  §.  46.  Zachariä,  Staatsrecht  II.  Kap.  7.  Tit  2.  Georir  Meyer.  D. 
Staatsrecht  94.  202.  Buh  lau.  Fiscns.  landesherrl.  u.  Landesvennoir.  in  Mecki. 
Schwerin.  Uost.  1S77.  Beririus,  Grundsätze  der  Finanzw.  S.  161.  Stein,  Fin.. 
2.  A.,  S.  147.  Ueber  Kurland  s.  Gneist,  enpl.  Verwaltuinrsreeht.  2.  A..  bes.  L, 
128.  168,  li»o,  4iii>,  II.  940,  Hol,  Voeke.  brit.  Steu.  S.  128;  über  Frankreich. 
Hock.  Fin.  Frankreichs  S.  200;  über  Preussen  (17.  u.  IS.  Jahrb.)  Riedel.  braiei. 
preuss.  Staatshaushalt  passim,  neue  Zeit  Rönne,  Domün.-,  Forstwesen  u.  s.  w.  des 
preuss.  Staats  1854,  ders.,  Staabr.  Preuss..  1.  A.  II,  S.  587  ff.;  Uber  Baieru. 
Pöll,  bair.  Verwaltunjfsreeht  §.  220  ff.;  über  Baden,  Rejrenauer,  §.  192  ff.; 
über  Nordamerika,  Hock,  Fin.  Ainerika's  S.  225.  VA  auch  Cze-rnitr.  österr. 
Budget  II,  477.    (Vergleiche).    Dann  oben  §.  175  Uber  Civillisten. 

A.  Gestaltung  im  Allgemeinen.  Die  Grundlage  und 
den  Haupttheil  der  privatwirthsehaf'tlichen  Einnahmen  bildete 
von  jeher  und  bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  der  ländliche 
Grundbesitz  der  Krone  oder  des  Fürsten.  Er  umfasste  vor- 
nemlich  Feldgüter  (die  späteren  Kammerguter  im  engeren 
Sinne),  Gewerks  Vorrichtungen,  Waldungen. 

Ursprünglich  war  dieser  Grundbesitz  in  den  germanisch- 
romanischen Reichen  des  frühen  Mittelalters  sehr 
bedeutend.  Er  rührte  aus  Vorbehalten  von  der  Landvertheilung 
bei  der  ersten  Ansiedlung  und  Eroberung,  auf  dem  Boden  des  alten 
römischen  Reichs  aus  Confiscationen  und  Uebernahme  römischen 
Staatsguts  her.  Die  Geschlechter,  welche  zur  Fürsten-  oder  Künigs- 
würde  kamen,  waren  in  der  Regel  grosse  Grundbesitzer,  deren 
Güter  mit  dem  eigentlichen  Staatsgut,  bez.  mit  dem  Gute  der  alten 
(ausgestorbenen  oder  vertriebenen)  Dynastie  zu  einer  Einheit  ver- 
schmolzen. 

Waitz  II.  615  ff,  (merov.  Zeit).  Weiden  und  Walder  fast  in  allen  Theilen  de* 
frank.  Reichs  im  Besitz  des  Köniirs,  z.  Th.  wohl  nur.  weil  unbebautes  Land  ihm  zu- 
geschrieben wurde.  Gross«-  Walder  waren  bes.  zur  Jaird  (als  ..Forste")  im  Besitz  des 
Komps.  Grosse  Masse  von  fürstlichen  Ländereien  im  Mittelalter.  Verzcnh- 
niss  von  12.1  kaiserlichen  Villen  der  Karolingvr  bei  Hnllmann,  Fitianzpesch.  S.  19  ff 
Unter  den  Künijren  von  Kurland  aus  dem  sächsischen  Stamme,  namentlich  um>r 
Kduard  dem  Bekenner  (1042—65)  befanden  sich  1422  Landfilter  (tnanors),  die  zum 
Theil  von  der  sächsischen  Kanigsfamilie  herstammten,  nebst  0**  Forsten  und  781  Park« 
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und  bis  auf  Heinrich  II.  bewirtheten  die  Könige  alljährlich  an  den  grosseu  Festen 
die  Barone  und  ihr  Gefolge  aufs  Reichlichste.  (Nach  Kau:  Sinclair,  History  of  the 
public  revenue.  I,  26,  27.  Gut- ist.  engl.  Verwaltungsr.  I.  28,31*.)  Leber  das  Alter- 
tum s.  o.  §.  M».  Ueber  die  alt  römischen  Domänen  bes.  Marquardt,  rom. 
Staatsverwalt.    II,  14".  152.  17«,  2MI— 257. 

Im  früheren  naturalwirthsehaftlichcn  Ziwtande  dienten  diese  Guter  theilweisc  un- 
mittelbar zur  Unterhaltung  des  Hofs  und  des  k.  Hauses.  Die  vielfachen  Reiten  und 
HocrzÜgC  des  Fürsten  iraben  da/u  in  allen  Landcstheilen  Gelegenheit  und  setzten  das 
Vorhandensein  solcher  Guter  eigentlich  voraus.  Die  Naturaleinkunfte  derselben  bei 
Selbstverwaltung  durch  k.  ßeamtoii  lieferten  auch  zugleich  mit  »lie  Mittel  für  die  Be- 
streitung der  frgierungsausgaben,  soweit  von  soleheu  gesprochen  werden  kann. 

Mehr  und  mehr  aber  ist  der  Bestand  des  ursprüng- 
lichen Domauiums,  besonders  der  Besitz  eigentlicher  Feld- 
güter,  Uberall  im  Lauf  der  Geschichte  vermindert 
worden,  in  manchen  Ländern  so  sehr,  dass  davon  auf  die  Gegen- 
wart nur  wenig  gelangt  ist.  Die  allgemeinen  Ursachen 
dieser  Erscheinung,  welche  nach  Zeitaltern  und  Ländern  ver- 
schieden stark  einwirkten  und  sich  verschiedenartig  untereinander 
und  mit  anderen  speciellen  Ursachen  verbanden,  sind  die  folgenden. 

1.  Einmal  erfolgten,  besonders  in  früherer  Zeit,  sehr  um- 
fassende Land  verschenk  ungen  »Seitens  des  Uber  das  Gut 
wie  Uber  ein  Pri\ atveriuügen  verfügenden  Herrschers. 

So  an  Familienangehörige,  Grosse,  Günstlinge.  Kirch,  n  Ii.  s.  w.  zur  Ausstattern«-, 
zur  Belohnung  von  Verdiensten,  zur  Erlangung  von  Gegendiensten,  Unterstützung  in 
politischen  Verhältnissen  II.  s.  w.  Seibat  wo  nicht  sofort  eine  Vergebung  zu  Ei  gen- 
tium, sondern  zu  prec&reui  Besitz,  als  Beneficiuui  oder  zu  Lehen  stattfindet, 
ist  meis-tens  später  eine  vollständige  Ausscheidung  dieses  Guts  aus  dem  Staats-  oder 
Kromrut  per  fas  et  nefas  eingetreten, 

2.  Sodann  hat  bei  solchem  Gut  wie  bei  anderem  Grundbesitz 
eiue  Vergebung  an  kleinere  bäuerliche  Landwirthe 
zur  Bebauung,  gegen  Naturalabgaben  von  dem  so  erhaltenen  Lande 
und  gegen  die  Uebernahme  von  Diensten  auf  dem  Hofgute,  statt- 
gefunden. 

Daraus  entwickelten  sich  die  dinglichen  Gerech  t  saine  des  Hofguts  gegen- 
über diesen  Ländereien.  Die  von  vorneherein  gewahrten  oder  später  nach  Sitte  und 
Recht  sich  ausbildenden  E r bpac ^it Verhältnisse  und  schliesslich  die  Beseitigung 
<ler  Dienstpflichten  und  Abgaben  und  des  Erbpacht-Kanons  mittelst 
Ablösungen  oder  sonst  wie  haben  dann  den  Domänenbesitz  wie  den  sonstigen 
herrschaftlichen  Grundbesitz  vermindert. 

3.  Mit  Grundbesitz  aus  dem  fürstlichen  oder  Staatsgut  wurden 
ursprünglich  vielfach  gewisse,  namentlich  höhere  Aemter 
dotir t,  —  also  wesentlich  ein  System  der  Naturalbes oldung. 
Mit  der  Erblichkeit  dieser  Aemter  ging  der  Grundbesitz  an  die 
vornehmen  Familien  Uber  und  ist  meistens  im  Lauf  der  Zeit  mit 
dem  Eigengut  und  mit  anderem  Lehensgut  derselben  zu  einer 
neuen  Einheit  mehr  oder  weniger  ununterscheidbar 
verschmolzen. 

A.  Wagner,  Finanz» is-wreihaft.   I.  3.  Aud 
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Winden  und  blieben  solche  Familien  Dynastieeu  nml  Territorialheeren .  so  u>t 
zwar  dieses  gesammte  üut  oder  ein  Theil  davon  spitter  öfters  wieder  seinem  ursprun?- 
lichen  üireiitlichen  Zweck  zurückgegeben  worden.  Aber  bisweilen  v<  rblieb  «-6  auch 
tler  neuen  Dynastie.  Erhoben  si<  h  diese  Familien  nicht  zur  eigentlichen  Landesheir- 
schaft  oder  verloren  sie  dieselbe  wieder,  so  haben  sie  das  Gut  öfters  cndgiltig  als  ihr 
Privatvermögen  behalten,  wie  /..  B.  dir  mediatisirten  weltlichen  Fönten  in  Deutschland 
noch  zu  Anfang  dieses  Jahrhunderts. 

4.  In  neuerer  Zeit  ist  auf  eine  Scheidung  des  Hof-  und  des 
Staatshaushalts  hingearbeitet  worden,  als  sich  die  moderne 
Staatsauftassung  von  der  patrimonialen  loslöste.  In  dem 
seinem  verschiedenen  rechtlichen  Ursprung  nach  schwer  zu  sebei- 
denden  Domanium  befand  sich  jedenfalls  öfters  altes,  eigentlich 
o*  ffentlichrechtliches  Besitzthum,  das  an  der  Krone  oder 
Landeshoheit,  bez.  an  der  fürstlichen  Gewalt,  als  der 
Vertreterin  der  Rechte  des  staatlichen  Gemeinwesens  als  solchen, 
haftete.  Bei  den  vertragsmäßig  oder  durch  Octroyruug 
erfolgenden  Auseinandersetzungen  über  dieses  Domanium 
und  Uber  etwaige  Civil  listen  (§.  175)  wurde  dann  aber  mitunter 
wohl  das  ganze  Domanium  oder  ein  Theil  desselben  der  Dy- 
nastie als  Patrimonialgut  zugesprochen.  Dadurch  ist  aber- 
mals der  Bestand  des  alten  Domaniums  vermindert  worden. 

5<  Endlich  kamen  schon  länger,  z.  B.  in  England  im  16.  und 
17.  .Jahrhundert,  und  fast  Uberall  neuerdings  (selbst  in  deutschen 
Staaten,  wie  Preussen)  Verkäufe  von  Domänenland  vor. 

Vielfach  haben  freilich  Überall  und  zu  allen  Zeiten,  wenn  auch  in  sehr  ver- 
schiedenen Formen  und  in  verschiedenem  Umfange,  wieder  Vermehrunsren  de> 
Domaniums  stattgefunden.  Früherhin  durch  Einziehung  \on  Schenkungen,  Verfall  von 
Lehen,  Vermögensconfiscationen,  welche  ehedem  oft  eine  grosse  Quelle  der  Einnahme 
überhaupt  bildeten,  u.  s.  w.,  (s.  /..  B.  f.  d.  meroving.  Zeit  im  frank  Kcich,  Waitz  II, 
.">93  in,  später  durch  die  Säcul  arisationen  des  geistlichen  Guts,  durch  Ver 
einigung  des  fürstlichen  Hausguts  mit  dem  Staatsgut  — ,  also  der  umgekehrte 
FaU  wie  die  beiden  vorhin  erwähnten  — ,  gelegentlich  immer  durch  Ankäufe. 
Aber  im  Ganzen  haben  diese  Vermehrungen  des  Domaniums  nicht  die  Ycrminderunseu 
aufgewogen. 

Das  Endergebniss  der  geschichtlichen  Entwicklung  ist  tu 
unseren  west-  und  mitteleuropäischen  Staaten  ein  Verhältnis? 
mässig  doch  nur  kleiner  werbender  Grundbesitz  in 
Händen  des  Staats,  am  Meisten  noch  Wald  besitz.  M.  a.  W. 
das  eigentlich  private  Grundeigenthum  der  Privat  wirth- 
schaften  hat  mehr  und  mehr  den  ländlichen  (agrarischen} 
Boden  umfasst  und  öffentliches  (^gesellschaftliches")  Eigenthuiu 
daran  verdrängt.  Für  die  Finanzen  ist  diese  Entwicklung  mit 
der  Notwendigkeit  verbunden,  auch  abgesehen  von  dem  viel 
grosseren  Staatsbedarf,  jetzt  mehr  als  frllher  auf  Steuereinnahmen 
bedacht  zu  sein. 
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Wagner.  Grundleir.  Abth.  I.  Kap.  i.  Sanitcr,  »eselisch,  u.  Privateigenthum, 
Lpz.  1S77.  —  Man  erkennt  hier  leicht  den  Kinfluss  eines  Rechtsinstituts  wie  das  pri- 
vate Grundeigentum  und  wie  der  private  Rentenbezug  davon  auf  das  Finanzwesen  u. 
»acta  in  dieser  Hinsicht  wieder  auf  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens:  indem  die 
Rente,  die  sonst  der  Staat  beziehen  könnte,  ihm  entgeht,  muss  die  Bevölkerung  au<  h 
mehr  allgemeine  Steuern  zahlen.  Leber  die  Bedeutung  dies<-s  Moments  far  die  Ent- 
wicklung d.  r  Besteuerung  s.  Fin.  II,  §.  342  ff.,  851. 

§.  215.  —  B.  Gestaltung  der  Rechtsverhältnisse 
des  älteren  Domaniums  speciell  in  Deutschland.  Der 
eigentümlichen  politischen  Entwicklung  Deutschlands  ist  es  zu 
verdanken,  dass  sich  hier  in  höherem  Grade  als  sonst  ein  be- 
deutendes Domanialvermögeu ,  nicht  bloss  Forsten ,  sondern 
meistens  auch  FeldgUter  u.  A.  m.  im  Besitze  der  deutschen  Staaten 
erhalten  hat.  Die  Finaozwirthschaft  der  letzteren,  zumal  der 
Kleinstaaten,  doch  auch  der  Mittelstaaten  und  selbst  Preussens, 
hat  in  Folge  dessen  noch  heute  mehr  als  diejenige  der  meisten 
anderen  europäischen  Staaten  von  dem  älteren  domanialwirth- 
schaftlichen  Character  Etwas  beibehalten.  Jene  politische  Ent- 
wicklung Deutschlands  ist  aber  auch  die  Ursache,  dass  hier  die 
Rechtsverhältnisse  des  Domaniums  sich  ganz  besonders  complicirt 
haben  und  zum  Theil  noch  gegenwärtig  von  denjenigen  in  anderen 
Staaten  abweichen. 

Kau  (§.  90.  '.)!)  hat  dieses  im  Wesentlichen  in  folgender  Weise  vortrefflich 
dargelegt: 

In  mehreren  deutschen  Staaten  haben  sich  aus  alter  Zeit  her  Liegenschaften 
erhalten,  deren  Kigcuthum  dem  fürstlichen  Hause  zusteht,  deren  Rein- 
ertrag jedoch  fortdauernd  dem  Staatsrechte  dieser  Länder  »remäss  zur  Bestreitung 
von  Staatsausgaben  verwendet  wird.  Solche  fürstliche  Haus-  oder  Stamm- 
vater, die  sich  durch  die  für  sie  »eltenden  Rechtssätze  von  dem  reinen  Privat- 
vermögen des  Fürsten  oder  seines  Hauses  unterscheiden,  wurden  eben  so  wie  die 
eigentlichen  Staatsgüter  Domänen,  oder  nach  dem  älteren  deutschen  Ausdruck 
kainmcrgüter  genannt.  Der  Begriff  „Dom  ä  n  cn"  enthält  also  hier  die  den  beiden 
Acten  von  (intern  gemeinschaftlichen  Merkmale  der  Unbeweirliehkeit  und  der  Wid- 
mung des  Krtray.es  für  Öffentliche  Zwecke.  Nach  dem  Kigenthums- 
verhältniss  aber  zerfallen  diese  Güter  in  Staats-  und  Haus-Domänen.  Diese 
Unterscheidung  wurde  jedoch  früherhiu  meistens  nicht  streu»;  festgehalten.  Die 
Kammergüter  der  deutschen  Kaiser  waren,  dem  Wesen  eines  Wahlreiches 
gemäss,  Staatsgüter,  die  bei  dem  üftern  Uebemango  der  Kaiserwürde  von  einem  Hause 
zum  andern  sich  nach  und  nach  verloren  und  in  die  Hände  der  Reichsfürsten  gelangten. 
Die  Tafclgütcr  der  geistlichen  Fürsten  und  die  Besitzungen  der 
Reichsstädte  gaben  jedoch  fortwährend  das  Beispiel  unverkennbarer  Staatsgüter, 
wenn  auch  für  erstere  mitunter  der  Character  von  Kirchenvennögen  behauptet  wurde. 
Die  Kammergüter  der  weltlichen  Fürsten  dagegen  hatten  keinen  gleichförmigen 
Ursprung.  Anfänglich  waren  es  Privatgüter  (Allode),  welche  in  den  sich  empor- 
hebenden Familien  durch  Kauf,  Erbschaften ,  Heirathen ,  Schenkungen  u.  s.  w.  sich 
allmälig  vermehrten.  Als  aus  solchen  reichen  Grundeigentümern  mit  der  Zeit  kaiser 
liehe  Beamte,  Lehenträger  und  endlich  Landesher  reu  wurden,  diente  der  Ertrag 
jener  Güter  nicht  bloss  zum  Unterhalt  dieser  fürstlichen  Geschlechter,  sondern  auch 
zur  Bestreitung  von  Regierungskosten.  Spätir  trat  mancherlei  Zuwachs 
aus  Reichslehen,  aus  kaiserlichen  Staatsgütern,  nach  der  Reformation  auch 
aus  aufgehobenen  geistlichen  Stiftern  (Klöstern.  Ordenscommenden  u.  s.  w.) 
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•  in ,  ähnlich  wieder  in  der  politisch  bewerfen  Zeit  zu  Anfarnr  dieses  Jahrhundert* 
in  Folg«  des  Reichsd.putationshauptschlusses.  So  wurde  z.  B,  iu  Würtcmbertr  noch 
1  SO(i  das  ••vanir»*libch»,>  Kirchenirut  des  Erblandes  im  Bringe  von  etwa  10  MUL  fl. 
dem  Kanitn.-nrute  einverleibt.  Auch  in  der  Markirrafschaft  Bad  .  n-Durlach  ist  da> 
evangelische  allgemeine  Kirchenvermöjren  zu  dem  Kamin»  rirut<-  gezogro  word.  n.  In 
PronaseD  «rfolirte  dir  Einziehung  aller  crc-istl.  Guter  und  deren  Krklärunir  zu  Staats- 
gütern durch  Kdict.  v.  .'to.  Oct.  1S10.  (Aehnlich  wurde  in  Frankreich  im  Anfing* 
d<r  »rsti-n  Revolution,  in  Spanien  1835  und  später,  nach  Kück^äntriirinachuny:  d  r 
Massresrel,  von  Neuem,  in  Russland,  dann  in  neuester  Zeit  in  Italien  das  Kirch' n- 
irut  von  der  Staatsgewalt  in  Besitz  genommen,  hierauf  die  Veräusserun-r  iu  trrösscreni 
Imfanire  durchgeführt).  Ferner  fand  in  den  deutschen  Staaten  eine  Verm.-hrunir  drfl 
Domanialbesitzes  aus  den  Domänen  der  neu  erworbenen  Land.  sth  eile,  also 
aus  staatsrechtlichen  Veranlassungen,  statt.  Bei  diesem  verschiedenartig  u 
lirsprunir  der  Kainm<r»;üter  ist  der  Streit  und  die  Unbestimmtheit  der  Meinungen 
über  die  rechtliche  Natur  derselben  leicht  zu  erklären. 

Das  auf  die  amre»vbeue  mehrfache  Weise  allmäli»  entstandene  Douianium 
oder  Kamm.-rirut  d,r  deutschen  Landesire  Iii  et.-  wurde  nun,  ebensowenig 
wie  in  den  anderen  europäischen  Ländern,  nicht  nach  der  Art  des  Ursprunges 
in  Haus-  und  Staatsgut  getheilt,  sondern  als  .ine  einzige  Masse  txliand.lt 
und  nur  von  denjenigen  Besit/unfrrn  »..trennt  .»•.  halten,  die  d.-r  Fürst  wie  ,-in  Privat- 
mann b.-sass.  d«n  soff.  Chatou  1 » üte rn.     Letztere  unterließen  tr<wöhnli«h  der 
Landesb.steu.runs  und  den  Bestimmungen  d.s  bürgerlichen  Rechts,  auch  des  allge- 
meinen Erbrechts,  vorbehaltlich  etwaiger  Abweichungen  in  den  Normen  der  fürst- 
lichen „Hausire3etze\    (In  Pn  ussen  (rehört  dahin  d.  Kön.  Hausfideicommiss ,  dal 
prinzl.  Fam. lide icom m iss;  Aehnlichcs  im  K.  Sachsen,  Wurt.mb.).    Für  das  Kam  m.- r- 
»ut  galt  dajreiren,  wie  oben  schon  zu  erwähnen  war  (S.        in  Deutschland  allgemein 
d.-r  staatsrechtliche  Grundsatz,  dass  der  Ertrag  des  Kammer»  ut«  s  (meist 
mit  Einschluss  d.r  Regalien)  f  u  r  S.taatsz  w  e  ck  <•  und  zwar  zunächst 
für  die  Hofstaats-,  sodann  aber  auch  für  Reirierun»  saus-rab.u  ver- 
wendet werden  müsse  und  dass  Steuern  erst  dann  zulässig  seien, 
wenn  erwiesener  Maassen  jene  Einkünfte  nicht  zur<  i<  h<  n.  Durch 
Landes-  oder  Ilaussr.-setzc  oder  Ueber.inkunft  mit  den  Landständen  ward  meistere 
ausdrücklich   festgesetzt,    dass   dies    jr.sammte    kauitnenrut  unzertrennlich 
beisammen    bleiben,    nicht    veräussert    oder    belastet  werden  solle 
(ausser    unter    »vwissen    Rcdinirunireii)    uud    sich    nach    der    Erstgeburt  im 
Mannesstamme,   als.»  zugleich  mit  d.r  Fürsten  würde,  vererbe.  Das- 
selbe unterlajr  nicht  den  irem.inreehtlichen  Verjährun».src}reln  und  truir  keine  Stenern. 
Die  Landstände  durften  seiner  unbefurf.n  Veräusseruiiu  widersprechen,  auch  worden 
mit  ihnen Tereinbaruntr.n  getroffen,  wenn  aus  Landesmitteln  ein  Zuschuss  zu  dem 
Bedarf  der  Hofhaltung  trei  btet  oder  bei  einem  reichlichen  Doinäu.n.rtraire  «  in  Theil 
desselben  zu  anderen  Staatsausiraben  bestimmt  werden  sollte  (§.98),    Das  Kamm cr- 
»ut  war  folglich  in  vielen  Hinsichten  dem  wahren  .»der  ei»  entlich? n 
Staats»,  ute  ähnlich,  wenn  es  gleich  nicht   als   solches  anerkannt 
war.    Aus  diesen  Verhältnissen  des  deutschen  Kainmertruts  erklärt  es  sieh,  dass  bei 
den  Mediatisiruniren  Anfang  dieses  Jalirhunderts  die  bisher  r<  ichsunmittelbaren  Tern 
torialherren  als  nunmeritre  sotr.  Standesherren  die  Domänen  als  Eisrenthum  für  slh 
behalten  durften,  während  die  anderen  Staatseinkünfte  auf  die  Staatskasse  der  Länder 
uberrfneren,  denen  die  Standesherren  jetzt  angehörten.   Die  Schulden  wurden  nach  dem 
Verhältniss  beider  Theije  des  bisherigen  Einkommens  prctheüt   Bei  d.  r  Einverleibung 
Hannover's,  K  u  rhcssen's,  Nassau's  u.  s.  w.  in  Preussen  18tB>  sind  da- 
gegen die  Domänen  mit  dem  preuss.  Staatsgütern  vereinigt  worden.    Vsrl.  sonst  für 
die  älteren  Rechtsverhältnisse  u.   Auffassungen  v.  Seckendorf,  T.  Fürstenstaat, 
«worüber  oben  S.  HA).    Pütter.    Institutioncs  juris  publ.  §.  254.  Zachariä, 
Staatsrecht  2.  A.  §.  20S,    v.  Rönne.  Das  Domänen-,  Forst-  und  Jairdwesen  d<-s 
preuss.  Staats,  ls>4,  S.  2  11*.  —  Mehrfach  ist  über  die  ältere  u.  neuere  RechtsqualiUt 
des  Kammersruts  u.  über  die  auf  dessen  Erträgen  ruhenden  Verpflichtungen  auch 
neuerdings  noch  bei  Gelegenheit  der  „Domänenst^eitigkeiten,•  in  deutschen  Staaten, 
bes.  in  Kleinstaaten    literarisch  discutirt  worden.    Vgl.  bes.  die  Literatur  über  den 
Mein  in  »-er  Domänenstreit:    Ueber  die  Domänenfraeo  im  H.  S.  Meininyen.  1S47. 
Vollen,     Die    Entstehung    und    die    rechtliche    Natur   des  Kammerverinögeus 
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in  D..  1857.  Zachariä,  Ucber  das  rechtliche  Verhältnis*  des  furstl.  Kammer- 
guts  insbesondere  im  Herzogthum  S.  Meiningen.  Gött.  1861.  Keyscher,  Die  Rechte 
des  Staats  an  den  Domänen  und  Kammergutem,  Leipzig  18Ö3  (gegen  Zachariä  und 
für  die  öHentliche  Natur  des  KauiuicrgutesX  ZöpH,  Bemerkungen  zu  Rcyscher, 
1864.  Zachariä,  Das  Eigenthuuisrecht  am  d.  Kammergut.  (iegen  A.  L.  Keysc  her, 
l8t»1.  Keys.: her,  der  Rechtsstreit  Uber  das  Eigenthuin  an  »Ion  Domänen.  1865. 
Heinz«,  Dom. frage  in  S.  Mein..  Tub.  Ztschr.  B.  19,  S.  212. 

Nach  der  Gründung  des  Deutschen  Hundes  seit  den  neuen 
ständischen  Verfassungen  wurde  es  dringenderes  Bedurl'uiss.  das  unklare  Rechts- 
verhältniss  genau  zu  regeln,  was  hie  und  da  nicht  ohne  grosse  Schwierigkeiten  und 
längeren  Streit  zwischen  Fürstenhaus  und  Ständen  geschah.  Doch  suchte  man  eine 
uiuhsauie  Sonderung  jener  beiden  Gattungen  zu  umgehen. 

In  einem  Thcile  der  deutseben  Staaten  wurden  sämmtliche  Kamm ergutcr 
als  Staatsgut  erklärt,  was  die  Domänen  iu  den  ausserdeutschen  Staaten,  zufolge 
des  öftem  Wechsels  der  regierenden  Geschlechter  oder  nach  ausdrucklicher  Erklärung, 
meist  schon  früher  geworden  waren  und  Civil  listen  festgesetzt  (>$.  175"). 

Vgl.  im  Allg.  Zachariä.  Staatsrecht.  §.  210  (bes.  in  d.  Äntn.),  auch  oben 
§.  89—91.  In  Preuisen  wurden  die  hier  Chatoulgüter  gen.  Privatgüter  der  hohen- 
/ollernscheit  Dynastie  schon  unter  dem  grossen  KurfQrsteu  in  der  Verwaltung  ihrer 
Einkünfte  mit  dem  Staatsdoin.  zus.  gezogen  u.  unter  Friodr.  Wilh.  I.  durch  Edict  v. 
13.  Aug.  17 13  die  Dom.-  u.  Chat. -Güter  vereinigt  u.  beiden  gleiche  Rechtsqualität 
beigelegt  (s.  o.  S.  202  .  Könne.  Staatsr.  II.  2.  S.  588.  Laudrecht.  Th.  II,  Tit.  14, 
J*.  11,  sodann  Hausgeset/  v.  6.  Nov.  1800,  Edict  v.  30.  Üct.  1M0  4$.  1.  Die  früher 
(S.  403)  erwähnte  Kadicirung  der  Kente  v.  21/3  Mill.  Thlr.  auf  die  Erträge  der  Dom. 
u.  Forsten  u.  der  Vorwegabzug  dieser  Kente  von  diesen  Einkünften  noch  jetzt  im 
preuss.  Etat  hängt  indessen  mit  den  ältereu  Aurechten  der  hohen/..  Dynastie  am 
Domanium  zusammen.  (Verordn.  r.  17.  Jan.  Is20  und  Art.  50  der  Verfassung  v. 
31.  Jan.  lv-,0).  S.  auch  Riedel,  brandenb.  Staatahausb.  S.  54.  01.  Trcitschke. 
Art.  Domänen  im  Staatswörterbuch  S.  101.  —  Baiern  1818,  Verf.  Urk.  Tit.  III. 
$j.  1,  2.  Würtemberg  1810,  Verf.  Urk.  §.  103,  iu  Ansehung  des  k.  Kammer- 
»utes.  Kurhess eu  in  der  Verf.  Urk.  von  l»3l  §.  130,  140,  mit  Vorbehalt  einer 
Ausscheidung  des  Staats-  und  Familieugutes.  —  Sachsen,  Verf.  v.  1833,  §.  16  ff.  — 
Von  anderen  Ländern  zeigen  gleichen  Vorgang:  Dänemark,  Frankreich, 
<•  rossbritaunien,  Oesterreich,  Niederlande,  Schweden  u. s.  w.  In  Frank- 
reich hiessen  die  Domänen  Krön  gut  (domainc  de  la  couronne^  und  unter  Kranz  I. 
wurde  die  Unveräusserlicbkcit  desselben  verordnet,  Edict.  v.  30.  Jun.  1530.  Frühzeit. 
Anerkennung  als  Staatsgut  (was  freilich  durch  die  absolut  monarchische  Gewalt  ver- 
wischt wurde),  Bodinus  de  republ.  Üb.  VI.  cap.  2,  S.  64S  (ed.  Par.  1501).  Das 
Privateiirenthum  des  Königs  wurde  im  Augenblick  der  Thronbesteigung  Staatsgut. 
Edict.  v.  1607.  (ies.  v.  8  Nov.  1814.  Die  asscmblee  Constituante  erklärte  1700  diese 
(liitermasse  für  domainc  national,  d.  h.  sie  sprach  aus,  ilass  sie  Staatsver  mögen  sei. 
Das  Krouirut  (domainc  oder  dotation  de  la  couronne)  im  10.  Jahrh.  war  der  dem 
Siaatsoberhaupt  zum  Niessbrauch  überlassene  Theil  des  Siaatsvcnuögens  (dorn,  de  l'etat). 
Es  gehörten  hiezu  sowohl  Liegenschaften  (Schlösser.  Landgüter,  die  Fabriken  zu  Sevres 
und  Beauvais  und  die  Tapetenfabrik  des  Gobelins,  sodann  3  Widder),  als  beweglich« 
Dinge,  wie  Juwelen.  Kunstwerk«.  Bücher,  Zimmergeräthe  u.  ti.  w.  Bei  der  Entsetzung 
der  napoleonixchcn  Dynastie  1s70  ist  der  Character  dieses  Besitzthums  als  Staats- 
gut von  Neuem  anerkannt  worden.  Das  bisherige  Apanagium  des  Hauses  Orleans 
von  1661  ,  1672  und  1602  war  unter  Napoleon  III.  wieder  mit  dem  Staatsgute  ver- 
einigt worden.  Dach  1871  erfolgt!)  jedoch  eine  Restitution.  —  In  den  Niederlanden 
wurde  erst  unter  König  Wilhelm  II.  das  Eiircnthum  der  Domänen  au  den  Staat  zurück- 
gegeben.   (Nach  Kau*.    Ueber  England  (incist.  engl.  Verw. recht  II,  1155. 

In  aud-ren  deutschen  Landern  wurde  der  fürstlichen  Familie  das  Eiiren- 
t  hu  ui  der  Domänen,  selbst  iu  den  neu  einverleibten  Landestheil-  n.  vorbehalten,  z  B. 
in  Nassau  (IS14),  Waldeck  (1MI),  Baden,  Gotha,  Liechtenstein  1 1  sl Sj ,  Grussh. 
Hessen  (.1820),  W'ei  mar,  Koburg  (IS21.  1846).  Kurhessen,  Altenburg  (1831  , 
B  rau nsc Ii  w e i -_r  '1832),  Hohenzollem-Sigmariniren  (1833),  Hannover  (Verf. 
\.  1840).  Sch warzbu r!.r-Sondersliausc u  (Is41),  Lippe  (180>).  In  mehreren 
andern  deutschen  Ländern  (z.  B  Mecklenburg,  die  anhaltischeii  und  reussischen 
Lande}  galt  dies  ebenfalls  fonwälirend.    (Feber  Gr.  Hessen  u.  Hannover  s.  Kau. 
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5.  A.  §.  Ol  Anm.)-  .Jedoch  wurde  auch  hier  die  Verwcndunir  des  Domäne n- 
crtrages  xu  Staatsau  »gaben  im  Allgemeinen  oder  zur  Bestreitung  d«  r 
Hofstaatsaussraben  zugesichert.  Krstrcs  geschah  z.  11.  in  luden,  nach  d.  Verf.- 
Urk.  (r.  18J8)  >.  50:  „Olinerachtct  die  Domänen,  nach  allgemein  anerkannten  Grund- 
sätzen des  Staats-  und  Fürstenrechts,  unstreitiges  Patrimonialc  i  enthum  des 
Retrenten  und  seiner  Familie  sind,  und  Wir  sie  auch  in  dieser  Eigenschaft  — 
hiermit  ausdrücklich  bestätigen,  so  wollen  Wir  dennoch  den  Ertrag  derselben,  ausser 
der  darauf  radierten  Civilliste  und  ausser  anderen  darauf  haftenden  Lasten,  so  lang 
als  Wir  uns  nicht  dur<  h  Herstellung  der  Finanzen  in  dem  Stand  befinden  werden. 
Lnsere  Unterthanen  nach  Unserm  innigsten  Wunsche  zu  erleichtern,  —  der  He- 
streitung der  Staatslasten  ferner  belassen."  Leber  die  aus  dieser  Be- 
stimmung entspringenden  R-chtsvi-rhältuisse  zwischen  dem  Fürstenhause  und  der 
Staatskasse  als  Nutzniesserin  der  Domänen,  wobei  indess  die  rein -privatrechtlichen 
Sät/<-  nicht  unbedingt  massgebend  sein  können.  Helfe  rieh  in  der  Zeitschrift  für 
die  ges  Staatswiss  1817.  I,  3.  (Ges.  üb.  (Mr. liste  v.  1854.  später  erhöht'.  —  Aehnlich 
Jvoburg,  §.  70  der  Verf.  von  1821,  —  Hrauuschw.-ig,  Landschafts-O.  von  1832, 
§.  6.  (Kau). 

Etwas  abweichendes  Verfahren  in  Meiningen,  Nassau  (182'.»)  u.  s.  w.  S. 
über  Mein  in  geu  die  oben  freu.  Schriften.  Endlicher  Abschluss  eines  Vertrag* 
daselbst  zwischen  Dynastie  und  Ständen  im  J.  1871,  auf  Grund  des  zweiten  Ver- 
glcichsentwurfs,  den  das  als  Schiedsgerichbhof  gewählte  Dresd.  Oberappellationsgcricht 
aufgestellt  hatte:  das  den  Landessteuern  nicht  unterworfene  Domäncuvermögcn  wird 
wie  bisher  verwendet,  der  Herzog  erhält  eine  feste  Rente  von  230.000  Thlr.  jährlich, 
der  Rest  fällt  zur  Hälfte  an  ihn  u.  an  die  Landeskasse.  Der  Domänenetat  wird  mit 
Zustimmung  (früher  bloss  mit  Beirath  I  der  Laudesvertretung  festgestellt.  Diese  Be- 
stimmungen bleiben  in  Kraft,  solange  ein  Mitglied  des  Mein.  Spccialhauses  oder  Gotb. 
Gesamro thauses  nach  Massgabe  der  Verfassungsurkundc  die  Regierung  des  Landen 
fuhrt.  Wenn  dies  aus  irgend  einem  Grunde  nicht  mehr  der  Fall  ist,  so  erfolgt  eine 
Gruudtbeiiung  des  Domänen  vermögen»:  dem  herzoglichen  Hause  bleiben  */«  Mei- 
coinmiss..  der  gewöhnlichen  Besteuerunt:  unterworf.  Privateigenth.  des  Goth.  Gesammt- 
hauses,  dem  Lande  */a  a^s  Prov. -Fonds.  (Mein.  (ies.  v.  20.  Juli  1871).  —  Ueher 
Nassau,  s.  Rau,  5.  Ä.      01  Anm.  «b>. 

Die  Ereignisse  von  18-18  haben  die  Folge  gehabt,  dass  in  mehreren  deutschen 
Ländern  auf  Antrag  der  Landstände  die  Domänen  für  Staatsgut  erklärt  wurden  and 
eine  Civilliste  eingeführt  ward,  z.  B  in  Altenburir,  wo  die  Kammer-  und  Landesein- 
künfte  vom  Anfang  1849  an  zusammengelebt  worden  sind,  in  Weimar,  Mecklenburg. 
Meiningen,  Koburg  und  Gotha,  Oldenburg,  Nassau  u.  s.  w.  In  den  folgenden  Jahren 
wurden  diese  Bestimmungen  von  den  Regierungen  wieder  aufgehoben  und  neue  Ver- 
abredungen über  die  Verwendung  des  Domänenertrages  getroffen ,  die  sich  oft  lange 
hinzogen  und  mitunter  erst  unter  dem  Eindruck  der  Ereignisse  v.  1866  zu  einem 
Abschluss  gekommen  sind  (Anhalt  1800,  Schauinb.- Lippe,  Meiningenl.  — 
Nachdem  im  Kriege  von  lstiO  die  Gebiete  von  Hannover.  Kurhessen  u.  Nassau  in 
Preussen  einverleibt  worden  waren,  erhielten  die  Fürsten  dieser  Länder  reichliche 
Entschädigungen,  wohl  auch  mit  Rücksicht  auf  die  Hausdomänen,  welche  nun  preussische 
Staatsgüter  wurden.  So  der  König  von  Hannover  13,079,000,  der  Herzog  von  Nassau 
8,892,000  Thlr. ,  doch  wurde  die  Entschädigung  des  erstereit  wieder  mit  BetcUas 
belegt.  —  Uebersicht  über  die  jetzt  in  den  einzelnen  Staaten  bestehenden  Rechts- 
verhältnisse bei  G.  Meyer,  D.  Staatsrecht,  §.  Ol,  vgl.  mit  g.  202  eb. 

Mit  diesen  eigentümlichen  Verhältnissen  des  älteren  und  neueren  Rechts  der 
Kammergüter  steht  dann  auch  die  Einrichtung  des  Kassen  wesens  in  Verbindung  : 
das  System  zweifacher  Kassen,  die  „  K  am  inerkasso"  für  die  Einkünfte  des 
Kammerguts  und  für  die  daraus  zuvörderst  zu  bestreitenden  Hofstaaatsausgaben.  und 
die  (ständische)  Landes-Steu erkasso  für  die  Steuereinnahmen  und  für 
die  darauf  lastenden  Staatsausiraben.  Dieser  Gegenstand  ist  o.  in  §.  00  schon  er- 
ledigt worden.    Vgl.  dazu  auch  Kau  §.  02.  03. 

III.  —  Heutige  i'inanzwirthsckai'tlichc  Be 

deutung  des  älteren  Domaniums.  Die  Verminderung 
desselben  musstc  sieb  für  die  Finanzen  um  so  fühlbarer  machen, 
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je  mehr  schon  seit  den  letzten  Jahrhunderten  und  vollends  im 
modernen  Staate  der  Gegenwart  der  Staatsbedarf  stieg. 
Selbst  da,  wo  sich  noch  ein  erheblicher  Theil  des  Domaniums  er- 
halten hat  und  wo  dessen  Einnahmen  nicht  ganz  zur  Deckung 
des  Hofbedarfs  dienen,  ist  daher  regelmässig  nur  noch  eine 
massige  Quote  der  ordentlichen  Staatseinnahme,  welche 
letztere  sich  wenigstens  im  Ganzen  dem  vergrösserten  Staatsbedarf 
anpassen  musste,  auf  dieses  Domanialeinkommen  zurückzuführen. 

Relativ  am  Bedeutendsten.  «I.  Ii.  als  Quote  von  der  tiesam  mteiunahme.  ist  es  noch 
in  den  deutschet!  Staaten,  in  welchen  sich  neben  dem  bedeutenden  Einkommen 
besonders  aus  Forsten .  danach  aus  F«ldgut  cm  auch  »las  11  liehst  verwandte 
Eiiikoinmeii  ausBerjr-  und  Hüttenwerken.  Salim- n.  gewissen  Staats  fabrikeil 
ii.  s.  w.  iio.  Ii  reichlicher  als  in  den  meisten  andern  Landern  findet.  Reste  des  alten 
Doiiiaiiialciukommens  sind  wohl  noch  in  allen  europäischen  Staaten  vorhanden.  Aber 
sie  sind  öfters,  beSünden  in  Westeuropa,  nicht  mehr  erheblich,  w  iin  nicht  etwa  durch 
neuere  K  inzir  hun  sr  von  Kirc  hemmt,  wenigstens  zeitweise,  grössere  Bestände 
wieder  hinzu  gekommen  sind. 

Im  Ganzen  ist  daher  die  Einnahmewirtbschaft  unserer  Staaten 
immer  weniger  alte  Domanialwirthschaft  geblieben  und 
immer  mehr  Steuerw irthschaft,  d.  h.  theils  Gebühren-, 
namentlich  aber  eigentliche  Steu erwi rthschaft  geworden. 
Nor  das  Hinzukommen  von  Staatseisenbahnen,  finanz- 
wirthschaftlich  betrachtet  des  Haupt-Zweigs  modernen  Do 
manialwesens,  hat  diese  Entwicklung  mitunter  etwas  zurück- 
gedrängt. 

Genaue  hnaiustatUt.  Vorgieichuiigen  bieten  wieder  wegen  der  Verschiedenheit 
der  Bestandthrile  lies  privatwirthschaftli<  hcu  Einkommens  und  der  Verschiedenheit  der 
Ktatisirunir  manche  S<  hwieriirkeiten.  S.  ältere  Daten  über  deu  ..Rcinertratr  def  Do- 
mänen mit  Angabe  s.  Verhältnisses  /.um  reinen  Staatseinkommen"  bei  Rau.  5.  A., 
81)  Auw.  d.  in  meiner  Bearb.  d.  ti.  A..  §.  1 1 T  Anm.  d,  bei  Czorniar.  Ocsterr. 
Budget  II,  452,  477.  Nach  Herrn.  Wasrne.r  (Goth. Taschcnb.  1874,  S.  87s  ff.,  SS4). 
ergeben  sich  folgende  Quoten,  welche  einmal  der  ..Reinertrag  der  Domänen  (i.  e.  S.i 
ii.  Forsten  ',  dann  „der  Ui  iticrtnir  dc>  gesäumten  Privaterwerbs"  von  den 
Nettoausgaben  des  Staats  um  \S1H  deckten.  Unter  dem  „gcsainmten  Privat- 
erwerb-' sind  hier  aber  einige  Posten  inbegriffen,  welche  steuorartiges  (Einnahm, 
aus  d.  Colonicn.  Lotterie)  oder  g  eb  uhre  nartiges  Eiiikomraen  (Münze,  Post,  Telc- 
graphie)  sind.  Es  lässt  sieh  in  der  That  nach  eine  genaue  und  gleichtnassigu 
Ausscheidung  »chtver  vornehmen.  Der  Privaterwerl»  umfasst  nemlich  bei  der  folgen- 
den Berechnung:  Domänen,  Forsten.  Colonicn ,  Zinsen  aus  Geldgeschäften  (bei  den 
einzelnen  deutschen  Staaten  incL  des  resp.  Antheils  au  verzinslichen  Reichsactivcn), 
Staat-dotteric .  Berg-,  Hüttenwerke  und  Salinen,  verschiedene  gewerbliche  Anstalten 
(incl.  Staatsdru>  kerei,  Münze,  Ertrag  der  ttcsetesblättcr),  endlich  Post,  Staatseiscnbahneu. 
Telegraphen. 

\  on  der  Neftoatlsgabe,  Von  der  Netloaiisgahe 

beträgt  beträgt 
d.Nettnertr.  d.  Nettoertr.  d.  d.Nettoertr.  d.  Xettoertr.  d. 

d.  Dom.  u.   ganz.  Privat-  d.  Dom.  u.    ganz.  Privat- 

leuten.        erwerbs.  forsten  erwerbs. 

O  0/  «1/  0/ 

mi  im  '»  o 

Sachsen  .       .    .       51*7  ."»4  7       Baiern    ....     17  3  37*0 

Wurtcmberg    .    .     I.V2  121)       Baden     ....       7'1  86*6 
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Von  der  Nettoa^gabe  Von  der  Nettoausgabe 

beträgt  beträgt 

d.  Ncttoertr.  d.  Nettnertr.  d.  d.  Netto<  rtr.  d.  Nettoertr.  d 

d.  Dom.  u.  ganz.  Privat-  d.  Dom.  u.    ganz.  Prirat- 

FoiM.-n.  erwerb».  Torsten.  erwerbs. 

Preussen     .    .    .       8*4  MD  Italien    ....       IVO  ]&2 

Dänemark   .   .    .      2  9  26*0  Chile    ....       P7  8*3 

Schweiz      ...       Ii  24*4  Serbien  ....       18  6*6 

Belgien  ....       Im»  Ivo  Oesterreich     .    .       05  4".» 

Niederlande     .    .       1!)  17*0  Portugal    ...      0  6  4*1 

Norwegen    ...       1'2  13*5  Frankreich      .    .       II  SU 

(iriechenland  .    .       3H  12  7  (irossbritannien   .       0  6  2*5 

Kurland    ...       34  125 

In  den  deutschen  Kleinstaaten  ist  der  Ertrag  der  Domuuen  und  Fofbten  mehrfach 
relaüv  noch  irrösser  als  in  den  Mittelstaaten.  Weitere  Einzelheiten  s.  in«  folg.  Kapitel 
Auch  (ierstfeldt  hat  in  s.  verdienstvollen  liuanzataL  Arbeiteu  einige  hierher  gehör. 
Berechnungen  für  die  neueste  Zeit  angestellt,  wobei  indessen  ebenfalls  wegen  der 
Zus.fassung  nicht  ganz  gleichartiger  Bubriken  nur  annähernd  richtige  Ergebnisse 
zu  gewinnen  waren.  S.  bes.  d.  Tab.  in  d.  „Beitr.  z.  Keichast.frago"  u.  den  Aufs,  in 
Conrads  Jahrb.  B.  41  (1883).  Vgl.  auch  oben  S.  73.  Hiernach  wurde  sich  um 
1S7S  stellen: 

Nettoertrag  Oder  j»er  Kopf  der 

Domänen  u.     Berg-  und  Bevölkerung. 

Forsten       Hüttenwesen    Dom.  u. s.w.  Bergw.  u.s.w. 

Mill.  M.  Pfennig 

Preussen   40*67  13*38  IM  52 

Baiern   2450  0*84  491  17 

K.  Sachsen   810  0  70  200  25 

Wurtemberg     ....        6-11  0*80  325  42 

Baden   374  0  23  2\>  15 

Elsass-Lothringen  .    .    .        3  06  —  250  — 

Hessen   57**  «67  — 

Andere  deutsche  Staaten       11*92  192  360  58 

AUe  Staaten     ....      110-85  I7'i>7  260  42 

■   — 

(ir.  Britannien  ....  26  78  (??)  79 

Frankreich   44-03  119 

West-Uesterreich  .    .    .  19*40  88 

Russbnd   50'84  73 

Die  Ziffer  f.  (irossbrit.  möchte  einen  Irrthum  enthalten  (zu  hoch  sein>.  Eben- 
falls nach  (ierstfeldt  war  iu  Preussen  mach  1800  ind.  neue  Prov.*  der  Bein 
ertrag  der  Domänen  n.  Forsten  1S21  27*53,  1S32  23*50,  1641  22*78.  1851  24*71. 
1861  25-06,  1873  45-44,  18SJ  47*34  Mill.  M.  oder  p.  Kopf  der  Bevölk.  bez.  250— 
181 — 151  — 145—136 — 191  —169  Pfennig,  d.  h.  in  der  gleichzeitigen  ..steuerrechfl. 
Einnahme*«  bez.  231  —  I8i-  16-0  -13*5— 10  6— 12*2— 10  0,  al>o  ein  starkes  relatires 
Zurückbleiben  hinter  der  Entwicklung  der  Besteuerung  doch  auch  hier.  Die  Reinein9 
nähme  aus  Berg-,  Hütten-  u.  Salzwerkeu  ist  auch  relativ  bis  1873  gestiegen  (p.  Kopf 
1821  1«,  1873  89,  1883  54  Pfennig,  in  %  der  Steuern  1*4— 5*8— 3*2),  schwankt  aber 
.lahresweise  sehr. 

IV.  -  §.  217.  Principielle  finanzwirthschaftlichc 
Beurthcilung  dieser  Entwicklung.  Diese  thatsächlichc 
Ciestaltung  des  Verhältnisses  der  beiden  Hauptarten  der  ordentlichen 
Einnahmen,  der  privat-  und  der  8 1 a a t s wirtschaftlichen ,  zu 
einander  hat  die  Finanzwissenschaft  aus  dem  Gesichtspuncte  der 
Zweckmässigkeit  nach  den  Bedürfnissen  des  modernen  Staats  zu 
beurtheilen.    Dies  führt  in  Bezug  auf  die  Objecte,  welche  als 
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die  Grundlage  des  betreffenden  privat  wirtschaftlichen  Einkommens 
dienen,  zu  der  Frage,  ob  dieselben  beibehalten,  vermindert, 
bez.  veräussert  oder  vermehrt  werden  sollen.  Eine  solche 
Frage  muss  getrennt  für  die  einzelnen  Hauptquellcn  des 
Privaterwerbs  untersucht  werden,  weil  bei  jeder  immer  aparte  Ver- 
bältnisse mit  in  Betracht  kommen.  Im  nächsten  Kapitel  wird  die 
Untersuchung  demgemäss  geführt  werden. 

Hei  der  allgemeinen  Beurtheilung  des  Verhältnisses  der 
privat-  und  staatswirthscbat'tlichcn  Einnahmen  zu  einander  und  bei 
der  Erörterung  der  genannten  Frage  ist,  wie  gewöhnlich  bei  den 
practischen  Problemen  der  Finanzwissenschaft,  wieder  der  rein 
finanzielle  und  der  social- politische  und  „allgemein- 
v olks wirthsc haftliche"  Gesichtspunct  zu  unterscheiden. 

So  kann  man  ihn  nennen,  wenn  gewisse  all? «meine  Interessen  der  Volkswirt- 
schaft, auch  der  Production  im  Ganzen  in  Betracht  kommen,  nicht  nur  die  Spo- 
r  ia l  interesseu  eines  Productionszweiires.  So  ist  /.  B.  die  Erhaltung  der  W  älder 
»creu  des  Einflusses  des  Waldbestands  auf  das  Klima  und  auf  die  sjauze  Laudescultur 
.in  allgeinein-volkswirthsch.  Interesse. 

1.  Nach  dem  ersteren  Gesichtspunct  ist  die  geschilderte 
Entwicklung  und  demgemäss  das  starke  Vorwalten  der 
Steuerwirt  hschaft  vor  der  Domanialwirthschaft  im  modernen 
Staate  principiell  zulässig,  ja  dem  Wesen  dieses  Staats  im 
Ganzen  angemessen.  Aber  immerhin  bietet  die  Verfügung  Uber 
ein  erheblicheres  privatwirthschaftliches  Einkommen  auch  heute 
noch  ihre  finanziellen  Vorth  eile  (§.  35),  weil  die  Steuer- 
est dann  ceteris  paribus  nicht  so  gross  zu  werden  braucht,  weniger 
empfindlich  gespürt  wird  und,  wie  jede  kleinere  Last,  leichter  richtig 
vertheilt  werden  kann. 

Deshalb  sind  (inanzstatist.  Berechnungen  wichtig.  wel<  lic  speziell  /eigen ,  wie 
^ross  die  Quote  ist,  die  /..  B.  die  Schuld  oder  Heer  und  Klotte  von  der  Sieuereinnahine 
noch  absorbiren,  nachdem  sie  /u?.»rderst  soweit  als  möglich  vom  Uoinertrajr  der  privat- 
wirtlisch.  Einnahmen  gedeckt  sind.  S.  ('/örnig,  uaterr.  Budg.  II,  4S4,  Ä.  Wagner, 
Urdn.  d.  öst.  Staabhaush.  S.  1  :>\  und  Art.  Staatsschulden  im  Staatswtirtcrbinh  X.  57. 
jetzt  oben  S.  73,  74.  treusten  z.  B.  konnte  seinen  ^rossen  Militaraut'w.uid 
leichtertragen:  wejrcn  seiu«r  kleinen,  uhuehiu  /..  Th.  für  Eisenbahnen  aufgeaommoneii 
Schuld  und  wegen  seiner  grossen  privatwirthx  Ii.  Einnahmen,  umgekehrt  doppelte  I^st 
des  Militäraufwands  in  Oesterreich. 

Es  ergiebt  sich  daraus,  dass  eine  prinzipielle  Beseiti- 
gung allen  Privaterwerbs,  wie  sie  hier  und  da  in  der 
britischen  Schule  des  ökonomischen  Individualismus,  auch  bei 
deren  deutschen  Vertretern,  z.  Ii.  Bergius,  verlangt  wurde,  dem 
Interesse  der  Finanzen  zuwider  wäre.  Eine  Vermehrung 
jenes  Erwerbs  kann  unter  Umstunden  auch  finanziell  passend  sein, 
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Nur  wird  darüber  selten  das  Finanzintercsse  allein  entscheiden 
dürfen:  es  spricht  bloss  in  zweiter  Linie  mit. 

2.  Die  Entscheidung  inuss  vielmehr  schliesslich  nach  dem 
socialpolitischen  und  dem  allgemein- volkswirtschaft- 
lichen Interesse  erfolgen,  daher  im  Ganzen  auch  verschieden 
nach  Zeit  und  Landesverhältnissen  und  nach  den 
einzelnen  Arten  des  Privaterwerbs,  wie  es  im  nächsten 
Kapitel  gezeigt  werden  wird.  Hier  ist  jetzt  nur  aus  den  Ergeh 
nissen  der  dort  anzustellenden  Untersuchungen  vorweg  zu  nehmen, 
dass  eine  principielle  Beseitigung  allen  alten  Privat- 
erwerbs de 8  Staats  nicht  im  Gesammtinteresse  Hegt. 
Einzelne  Objecte,  wie  die  Forsten,  sollten  durchaus  im  Staats- 
eigentum erhalten  werden,  auch  die  weitere  Verminderung  der 
Staats-Feldgüter  ist  wenigstens  nicht  allgemein  räthlich.  Andere 
Objecte  werden  passend  zu  den  privatwirtbschaftlichen  Einnahme 
quellen  neu  hinzutreten,  wie  die  Staatseisenbahnen.  Im  Ganzen 
wird  daher  der  Privaterwerb  des  Staats  doch  seine  heutige 
Bedeutung  zweckmässig  behaupten  und  mehrfach  wieder 
Erweiterungen  gerade  aus  Rücksicht  auf  moderne  Verhält 
nissc  des  Volkslebens,  der  Volkswirtschaft  und  Technik  u.  s.  w.,  er- 
fahren. Die  Ausdehnung  gemeinwirthschaftlicher  Thätigkeit 
des  Staats  und  der  Gemeinden  und  übrigen  Selbstverwaltung* 
körper  an  Stelle  der  Privatwirtschaft ,  besonders  der  durch  die 
Erwerbs-  (Actiengesellschaft)  vertretenen,  —  vielfach  eine  ökono 
misch-technisehe  und  eine  socialpolitische  Notwendigkeit,  welche 
sich  jetzt  allenthalben  bei  uns  vollzieht  — ,  wirkt  auf  solche  Er 
Weiterungen  des  privatwirthschaftlichen  Einkommens  der  Finanz 
Wirtschaft  von  selbst  mit  hin. 

Aber  dadurch  wird,  wenigstens  voraussichtlich  noch  für  sehr 
lange  Zeit,  der  spccifischc  C  bar  acter  der  modernen  Ein 
n  a  b  Dl  e  w  i  r  t  h  s  c  h  a  f  t    des    Staats    und  der   Communcn  ,  das 
starke  Vorwalten  der  S teuerwirthsc haft,  nicht  be 
seit  igt,  sondern  nur  wieder  etwas  modificirt  werden. 

3.  Das  Vorwalten  der  Steuer-  vor  der  Domanial- 
wi rth schalt  im  modernen  Staatshanshalte  findet  auch  noch 
in  folgenden  Erwägungen  seine  weitere  Begründung: 

a)  Das  Wesen  und  die  Aufgabe  des  Staats  selbst 
spricht  dafür.  Das  zwangsgemeinwirthschaftlichc  System,  das  im 
Staate  seinen  höchsten  Vertreter  findet,  soll  das  Privatwirtschaft 
liehe  System  in  der  Volkswirtschaft  ergänzen  und  theil weise 
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ersetzen,  aber  nicht  alle  Functionen  desselben  übernehmen. 
Privatwirthschaftliche  Thätigkeiten  des  Staats  rein  zn  finan- 
ziellen oder  Erwerbs  zwecken  sind  eben  deshalb  nur 
ausnahmsweise  passend :  sie  haben  die  V  e  r  m  u  t  h  u  n  g 
gegen  sich. 

Das  richtig«  Verhältnis  ist  vielmehr,  dass  der  Staat  (ähnlich  die  Gemeinde)  das 
protlucirt,  was  grundsätzlich  seine  Aufgabe  ist:  die  mancherlei  meist  immateriellen 
Staatsleistungen,  die  ihm  auf  dem  Gebiete  des  Rechts-  und  Maebtzweeks,  des  Cullur- 
und  Wohlfahrtszwecks  obliegen,  weil  die  Bevölkerung  die  betreffenden  Guter  nach  dem 
privatwirthsch.  System  nicht  oder  nicht  so  gut  produciren  kann.  Die  Bevölke- 
rung dagegen  erzeugt  die  Sachgütcr,  welche  der  Staat  direct  und  indircel  für  die 
Herstellung  der  von  ihm  verlangten  Leistungen  braucht.  Er  giebt  diese  der  Be- 
völkerung, die  letztere  giebt  die  Sachguter  (das  Geld)  in  den  allgemeinen  Steuern  dem 
Staate;  auch  eine  Art  Tausch,  nur  nach  den  Bedingungen,  die  der  Staat  stellt. 
So  erscheinen  Staatsleistungen  und  Steuern  als  richtiges  Correlat  fnr  einander. 
Aenderungen  in  diesem  Verhältniss  sind  in  der  heutigen  Volkswirtschaft  freilich 
durch  die  ökonomisch-techniMthcn  Bedingungen  des  Produktionsbetriebs  '.Gross Unter- 
nehmungen) und  durch  die  soeial-politischen  Bedenken  geiren  das  r  eher  wuchern  di> 
Frivatkapitali>mu>  geboten,  aber  eben  doch  nur  in  bestimmten  Fällen,  nicht  auf 
dem  ganzen  grossen  Gebiete,  wo  sich,  wie  in  Landwirtschaft.  Gewerbe  II.  Handel  die 
ProdOCÜOO  doch  noch  heute  in  den  Formen  der  gewöhnlichen  Privatwirtschaft 
vollzieht  und  —  bewahrt.  Das  Ubersicht  der  „extreme  Socialismus".  S.  Grundleg. 
I.  Abth.  Kap.  S  lt.  §.  109a  — 1  Olle. 

b)  Dazu  kommen  politische  Erwägungen.  Die  Domanial- 
einnahme,  zumal  die  vorwaltende,  kann  wenigstens  der  Regierung 
leichter  zu  grosse  Unabhängigkeit  und  Macht,  bedenklichen  Ein- 
riuss  geben,  —  gegen  das  politische  und  auch  gegen  das  finan- 
zielle Interesse  der  Nation.  Auch  im  Finanz intcresse  hat 
sich  am  S  teuerbe  w  iiiig  ungs  recht  die  Volksfreiheit 
emporgerankt  und  ist  dadurch  eine  wirksame  F  i  n  a  n  z  c  o  n  t  r  o  1  e 
geschaffen  worden. 

c)  0  c  k  o  n  o  m  i  s  c  h  c  Gründe  sprechen  wenigstens  in  den- 
jenigen Fällen  gegen  Privaterwerb,  wo  wirklich  der  Staat  (oder 
die  Commune)  als  leitendes  Wirthschaftssubjcet  ökonomisch- tech 
nisch  Geringeres  leistet  als  der  Private.' 

Ua»s  dies,  entgegen  einer  verbreiteten  Annahme,  nicht  immer  so  i>t,  wurde  s«  huii 
früher  hervorgehoben  (§.  7)  und  wird  im  folgenden  Kapitel  noch  mehrfach  naher 
nachgewie<en.  In  manchen  Fällen  ist  der  Staat  aber  ohne  Zweifel  zum  Betriebe  un- 
geeignet, wie  zur  Fnhruug  gewöhnlicher  landwirtschaftlicher,  gowerklieher  und 
Handelsgeschäfte.  Da  hier  nicht  allgemein  Verpachtung  möglich  ist,  so  empfiehlt 
-ich  aus  rein  finanziellen  Gründen  dann  Beseitigung  der  betreHenden  Zweige  des 
Priratcrwerbs. 

d)  Endlich  sind  auch  spcciiisch  finanzielle  mit  den  An- 
forderungen der  Ordnung  des  Finanzwesens  zusammenhängende 
Gründe  gegen  ein  Vorwalten,  selbst  auch  nur  gegen  eine  sehr 
starke  Vertretung  privatwirthschaftlicher  Einnahmen  im  modernen 
Staatshaushalte  anzufflhren.     Der  ziemlich  gleich  massige 
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und  im  Ganzen  a  1 1  m  ä  1  i  g  steigende  Finanzbedarf  findet  in 
nothwendig  stärker  wechselnden  und  nicht  nach  demselben 
Priocip  steigenden  privatwirthschat'tlichen  Einnahmen  (Rein 
ertrüge  der  Berg-  und  Hüttenwerke,  Eisenbahnen!)  keine  richtige 
Deckung.  Der  Bedarf,  welcher  durch  unmittelbar  gefühlte  Stenern 
bestritten  wird,  wird  in  der  Kegel  sorgsamer  geprüft  werden.  Die 
auf  Stenerwirthschaft  begründete  Finanzwirthschaft  hat  daher  mehr 
als  die  auf  Domanialeinnahmen  basirte  die  Vcrmuthung  einer 
Regelung  nach  dem  wahren  Volks-  und  Staatsinteresse  für  sich 
und  demgemäss  wird  wahrscheinlich  dort  mehr  als  hier  die 
.Staatsthätigkeit  richtig  bestimmt  werden. 


Zweites  Kapitel. 
Der  Privaterwerb  der  Finanzwirthschaft. 

Zu  dem  Privater«  erb  wenden  hier  diejenigen  Einnahmequellen  ^crccbiat,  welch- 
«»heu  in  ?i.  *20:t  aufge/.ählt  worden  sind.  Je.  nachdem  man  die  A  bgrouzu  n  g  zwis«  1km 
privat  wirthsc  haftlich cn  und  ge  b  u  h  re  n  artig  60  Einnahmen  etwas  ander- 
vornimmt,  als  es  hier  Kesehieht.  wird  die  Keihc  der  Einnahmequellen  erstorer  An 
sich  verengen  —  /.  Ii.  wenn  das  Staatseisenbahnwesen  jetzt  bereits  unter  die  U< 
bührenanstalteu  irerechiiet  wird  —  oder  sich  erweitern.  —  z.  Ü.  wenn  die  Post. 
Tclegraphie  noch  nicht  als  (icbuhrenaustalt  behandelt  werden  sollte.  Daraus  eill.rt 
Bich  dann  nothwendig  die  verschiedene  Stelle,  welche  einzelne  Zweige  der  Einnahm" 
im  System  der  Theoretiker  erlangen,  i.  Ii.  bei  Kau,  Stein,  U (Opfenbach,  mir. 
Diese  Stelle  ist  eine  Consecpion/:  der  priucipiellen  Auflassung  und  nicht  sie.  soml»  in 
letztere  inti*s  event.  beri.  htiirt  werden,  was  I,.  Stein  öfters  übersieht 

§.218.  Einleitung.  Bei  allen  privatwirtnscbaftlichen  Ein 
nahmearten  sind  zwei  Fragen  auseinander  zu  halten, 
welche  im  Folgenden  daher  immer  getrennt  untersucht  werden: 

1.  Ob  die  bezüglichen  Objecto,  welche  den  Ertrag  geben, 
beibehalten,  veräussert  oder  vermehrt  werden  sollen. 

2.  Wie,  im  Falle  des  »Staatsbesitzes,  die  Bewirtbsc  haftung 
und  Verwaltung  eingerichtet  werden  soll. 

Ftir  die  erste  Frage  sind  die  beiden  in  ij.  217  genannten 
Gesichtspuucte  zu  unterscheiden:  der  rein  finanzielle  und  der 
s <> c i a  1  p o I i t i s c h e  und  allgemein  - volkswirtschaftliche. 
Von  letzterem  aus  ist  die  Beibehaltung,  Vermehrung  oder  Beseiti- 
gung des  betreffenden  „werbenden  Staatseigenthums"  (ähnlich  des 
gleichen  Communaleigenthums)  zu  beurtheilen  nach  den  allgc 
meinen  Einwirkungen  sei  es  des  Staats-,  sei  es  de> 
Privatbesitzes  auf  die  ganze  Volkswirtschaft,  auf  die  allgemeine 
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Landescultur,  die  Production  und  Vertheilung  des  Volkseinkommens, 
und  wegen  der  hieraus  wieder  folgenden  socialpolitischen  Wir- 
kungen einer  solchen  Gestaltung  der  Besitz  Verhältnisse.  Im 
Allgemeinen  muss  sich  der  rein  finanzielle  Standpunct  dem 
anderen  unterordnen. 

Es  ergiebt  sich  daraus,  dass  die  Frage  der  Veräusscrung  etc. 
des  „werbenden  Staatseigenthums"  nur  eine  relative  Beant- 
wortung zulässt. 

Die  unbedingte  Empfehlung  «  iucr  solchen  Massrcgel  war  die  Cousc<|Ucnz  der 
iberwiegend  privatwirthschaftlichen  Anschauung  der  Smith'schen  Schule  mit  ihrer 
Theorie  der  freien  Concurrenz.  Dies  verkennt  auch  Stein,  2.  A,  S.  159,  wenu  er 
zwei  Verwaltuugsprineipien  für  Domänen  unterscheidet:  na<  Ii  dem  massgebenden 
/weiten  müsse  die  liuanz.  Verwaltung  so  einirerichtet  werden,  dass  man  den  Uebergaog 
der  Domänen  ins  Privateiireufhum  vorbereite.  Letzteres  ist  kein  allgemein  gUltiged 
Axiom,  selbst  nicht  für  die  Gegenwart.  A.  Smith,  III.  2tM:  „Das  Hinkommen, 
welches  in  jeder  civilisirten  Monarchie  die  Krone  von  den  Staatsgütern  zieht,  obsrhon 
es  die  Bürger  nichts  zu  kosten  scheint,  kostet  doeh  in  iler  Tliat  die  Gesellschaft  mehr 
als  vielleicht  jede  andere  Kinnahm«:  der  Krone  von  gleicher  Grösse",  ein  höchst  ein- 
seitiger Satz  und  eine  falsche  Generali>ation  brit.  Verhältnis»«*.  Lot/.  III,  120. 
Seelig  in  Kau  u.  Haussen,  Archiv  der  polit.  Oekon..  N.  Fohre,  IX.  29.  Beryius. 
I  ifj.in/wissenschaft  S.  171.  Pfeiffer,  Staats- Einnahm.  I,  112.  und  überhaupt  die 
Vertreter  der  Manchesterrirhtuiig.  Siehe  auch  oben  S.  4^7  die  einseitige  Auffassung 
v.  Pfeiffer,  Maurus,  dass  der  Domänen  besitz  des  Staats  wie  eine  Steuer  wirke. 
I)i<-  Praxis  ist  von  dieser  Anschauung  mehrfach  beeinflusst  worden,  wenn  auch  bei 
ihr  Finanzschwierigkeiten  gewöhnlich  zumeist  /u  Veräußerungen  von  Domänen  drängten. 
In  Oesterreich  sind  schon  im  vorigen  Jahrhundert,  sodann  auch  im  jetzigen  (V.  v. 
7  Uctob.  1810  u.  20.  Febr.  1M1,  feiner  nach  dem  Patent  vom  22.  Januar  1 S 1 7) 
sehr  viele  grosse  Domänenherrschaften  zur  Schuldentilgung  veräussert  worden.  Der 
Verkauf  brachte  1M8—  1851  33,736,097  fl.  ein,  der  Ausrufspreis  war  28,893,908  fl. 
oder  */a  des  Erlöses.  Darunter  befand  sich  die  Herrschaft  Podiebrad  in  Böhmen,  die 
1889  für  1,034,050  fl.  veräussert  wurde.  Tafeln  zur  Statistik  der  österr.  Monarchie, 
Neue  Folge.  I,  3.  Heft  Taf.  19.  (Bau.)  Neuerdings  war  die  Domänenveräusserung 
in  Oesterreich  wieder  bloss  eine  Folge  der  Finanznoth.  ohne  ein  leitendes  rationelles 
Finauzprincip.  Dies  gilt  namentlich  von  dem  verfehlten  Vertrag  vom  ls.  October  1855, 
zwischen  Staat  und  Nationalbank,  wonach  eine  Masse  von  Staatsgütern,  die  auf 
I  50,485,000  fl.  angeschlagen  waren  und  eine  Fläche  von  150  g.  Quadr -Meilen  ein- 
nahmen, an  die  Nationalbank  als  Unterpfaud  für  das  Guthaben  derselben  von  155  M.  fl. 
•iberlassen  wurde.  Die  Bank  durfte  diese  Güter  verwalten  und  allinälig  veräussern 
und  der  Erlös  wurde  an  der  genannten  Schuld  des  Staates  abgerechnet.  Für  die  Her- 
stellung der  Valuta  —  doch  der  Zweck  der  Massregcl  —  war  dieser  Vertrag  ohne 
Krfolg  (s.  A.  Wagner,  Finanz.  Oesterr.  im  Staatsw.  B.  VII.  030).  (Die  Bemerkungen 
von  Stein  S.  1^5  d.  2.  A  machen  fast  wieder  ein  festes  „Princip"  aus  der  Venren- 
dung des  Erlöses  verkaufter  Domänen  zur  Papiergeldeinlösung,  —  wie  so  oft  bei 
Stein  eine  Erhebung  zufälliger  österr.  Finanzmassregeln  zum  wissenschaftl.  Postulat!) 
In  dein  Verkaufe  von  Eisenbahnen  und  anderen  Gegenständen  an  eine  Gesellschaft, 
für  welche  französische  Capitalisten  den  Vertrag  abschlössen  (1,  Jan.  1^55,  für  200 
Mill.  Fr.),  waren  auch  114,000  Hekt.  Land  einbegriffen.  Starke  Veräusscrungen,  selbst 
v..n  Forsten,  sind  in  neuester  Zeit  in  Oesterreich  wieder  erfolgt,  mit  zur  Beschallung 
um  Deckungsmitteln  des  Staatshaush.  seit  1808  (Ges.  v.  20.  Juni  isßs).  Vgl.  die 
oftieiöse)  Schrift  Staatsgiitcrverwaltutig  der  Nationalbank.  Wien  1  St»2.  Ks  sind  daher 
mit  Ausnahme  der  Staatswaldungen  im  westlichen  Oesterreich  nur  noch  ganz  wenige 
Staatsgüter  übrig  geblieben.  —  Auch  in  Preussen  führten  die  Kreignisse  von  1806  II. 
zur  Aufhebung  der  gesetzlichen  Unveräusserlichkeit  der  Domänen  i, Ed.  v.  5.  Nov.  1809, 
Hausees.  v.  17.  De«-.  1808»  u.  zu  «rösscien  Verkäufen  (s.  v.  Könne.  Staatsr.  II.  2.  B. 
§.  519  .   Bis  1*20  sind  für  20  Mill..  von  da  an  bis  1810  für  35%  Mill.  Thlr,  Kaininer- 
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guter  Teikauft  worden.  Auch  später  wurde  noch  jührl  1  Mill.  Thlr.  für  Verkaufe 
Ablesungen  in  den  Etat  gesetzt  C.-U  v.  7.  Novbr.  1S32),  dann  bald  etwas  mehr 
l>ald  etwas  weniger,  z.B.  iui  I).  I ^51  — ö«  wurden  2M.S34,  1S00  — 04  1035.  1*65—  «-V 
o-söi.  1ST4  1*842  Mill.  Thlr.  aus  dem  Verkaufe  r.  Domänen  u.  Forstgrundstürken  u 
der  Ablösung  von  Domänengcfälleu  eingenommen.  A.  fnr  1875  u.  76  bez.  3  O.  3  <i, 
Kt.  f.  ISS.'J/bl  3*2  Mill.  M.  Wirkliche  Hinnahme  fnr  Veräusserungcn  (nur  in  d^r 
alten  Provinze^  allein:  1S71  117,  1S72  2  26,  1873  2*09.  1879/801*81.  1S80  81  1*96. 
issl  \2  105  Mill.  M..  vielfach  kleinere  GrumMücke,  aber  sonst  doch  auf  die  Dauer 
keine  erwünschte  Praxis. 

Die  neuere  Wissenschaft,  wie  sie  insbesondere  von  der 
deutschen  historischen  Schule  der  Nationalökonomie  vertreten 
wird,  ist  solchen  Massregeln  der  Veräusserung  der  Domänen, 
wenn  sie  als  allgemeine  Forderung  der  Politik  erscheinen, 
schon  abhold,  weil  sie  mit  Recht  die  Bedingtheit  aller  solcher 
Entscheidungen  durch  die  geschichtlich  gegebenen  Verhältnisse 
des  Volks-  und  Wirthschaftslebens  betont  und  danach  eine  rieh 
tige  Entscheidung  nur  von  Fall  zu  Fall  für  möglich  hält.  Die 
socialpolitische  Auffassung,  welche  namentlich  den  Einfluss 
der  Gestaltung  der  Besitzverhältnisse  und  Rentenbezllge  auf  die 
Vertheilung  des  Volkseinkommens  und  auf  die  sociale  Lage  der 
Volksciassen  beachtet,  wird  sich  vollends  dem  allgemeinen 
Verdict  gegen  das  werbende  Staatseigenthum,  besonders  gegen 
Staatsgrundbesitz  nicht  anschliessen  können.  Sie  wird  vielmehr 
die  Bedenken  eines  ausschliesslich  privaten  Besitzes  der  Pro- 
duetionsmittel  und,  daraus  hervorgehend,  eines  zu  starken  Ueber 
wiegens  des  privatwirthschaftlichen  Systems  in  der  Volkswirtschaft 
hervorheben. 

Die  Frage  der  Beibehaltung,  Vermehrung  oder  Veräusserung 
der  privatwirthschaftlichen  Einnahmeobjecte  des  Staats  hängt  da- 
her wieder  eng  mit  den  allgemeinsten  und  wichtigsten 
Fragen  der  0  rganisation  der  Volkswirtschaft  und  der 
Gestaltung   der   Besitz  Verhältnisse,  speciell  der  Ver 
theilung  des  Eigenthums,  namentlich  des  Grundeigen 
thums,  als  Pri vateigenthum  an  die  Privatwirthschaften  und 
als  öffentliches  oder  „gesellschaftliches"  Eigenthum  an 
die  Zwangsgemeinwirthschaften,  den  Staat  und  die  Selbstverwal 
tungskörper,  besonders  die  Gemeinden,  als  die  Vertreter  der  Volks- 
gemeinschaft, zusammen.   Jene  Frage  ist  deshalb  z.  B.  in  Hiosicht 
auf  die  FeldgUter  zugleich  eine  principale  Frage  in  Bezug  auf 
die  Rechtsordnung  für  den  ländlichen  (agrarischen) 
Boden.    Diese  Seite  der  Sache  hat  die  ältere  Finanzwissenschaft 
zu  wenig,  oftmals  gar  nicht  beachtet.  Sie  beging  denselben  Fehler 
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wie  die  Politische  Oekonomie  der  Smith'schen  Schule  iu  den  volks- 
wirtschaftlichen Fragen  überhaupt.  Daraus  ergiebt  sich,  dass 
die  Gründe  für  und  wider  Domänen  veräusserung  bei  den  älteren 
Finanztheoretikern ,  auch  noch  Hau  hier  eingeschlossen,  nur  eine 
bedingte  Beweiskraft  haben  und  mit  den  anderen  Gründen  aus 
dem  socialpolitischen  Gesichtspuncte  für  die  Entscheidung  combinirt 
werden  müssen. 

S.  daher  bes.  die  eingehende  principiellc  Krörterunfr  der  (Jnindeiiienthuinsfraire 
in  der  (irundleirun»  2.  Abth.,  Kap.  |,  |>es.  §.  341— ,H4.">,  347-- 3."»l,  wo  an!  die  Staats- 
domänen mit  Rü<k>icht  genommen  ist;  ferner  A.Saint  er,  Ge>.llseh.  u.  Private. 

Erster  Hauptabschnitt. 

Feldgüter  oder  Domänen  im  engsten  Sinne  und  dingliche  Rechte. 

1.  Abschnitt. 
Beibehaltung  oder  \>rii  unser  uns:  der  Feldhüter. 

I.  —  §.  21  it.  Die  Gründe  für  und  wider  in  der  bis- 
herigen Finanz  Wissenschaft.  Zur  allseitigen  Würdigung 
der  Frage  und  der  Art  und  Weise,  wie  sie  behandelt  wurde,  er- 
scheint es  zweckmäesig,  zunächst  die  bisher  übliche  Beweisführung 
darzulegen,  deren  bester  Repräsentant  Kau  war.  Kau  hat  die 
Gründe  für  und  wider  folgendermassen  zusammengestellt. 

S.  Kau.  5.  A..  §.  94—98.  mit  kleinen  Veränderungen  von  mir  in  d.  fi.  A.  §.  122  tl. 
Raa  hat  hier  noch  rein  di«-  hnanz.  (u.  prhatökonom.)  Betrachtungsweise.  Einzelne 
Modifikationen  diesri  Aiiffa^iin»  hatte  ich  schon  in  d.  C.  A.  eimrefugt  u.  B.  Punct  I 
in  122).  ah.  r  noch  nicht  genügend;  meine  Ansicht  war  dem  Staatigrund.-igenthum 
ncM-h  zu  uugünstig.  Di. >se  Behandlung  fand  >chon  in  meiner  Grundlegung  a.  a.  0. 
die  nothwendig.-  Berichtigung.  Ich  |febo  jclzl  hier  nur  kurz,  die  Grunde,  di.'  Kau 
aufführt,  dem  Sinn»-  nach  an.  Seine  weitläufige  Auseinandersetzung  dieser  Gründe 
i-t  j.-tzt  wohl  entbehrlich.  Sie  findet  sich  übrigens  im  Ganzen  noch  wortlich  in  der 
vor.  Anfl.  die>v>  Bandes  !j.  159  S.  .103  11. 

A.  Für  die  Veräusserung  der  Domänen. 

1.  Die  geringere  okonomisch-technischcGeschick 
lichkeit  der  Staats  Verwaltung  verglichen  mit  der  der  Privaten 
im  gewöhnlichen  Wirthschaftsbetrieb. 

Man  hat  darauf  u.  A.  aus  der  Höhe  des  Erlöses  heim  Verkauf  v.  rsjlich.  n  mit 
d.-tn  bisherigen  Kein.rtrag  und  dem  Schätzungswert!!  schliefen  wollen.  Letzteres  ist 
jedenfalls  bei  der  Unsicherheit  der  Grundlagen  mißlich.  Nach  Kau  a.a.O.  sollen  iu 
Dänemark  neuerlich  die  Staatsgüter  so  gut  verkauft  worden  sein,  dass  ihr  bisheriger 
Keinertrag  nur  t/M—\  Proc.  des,  Erlöses  war.  Die  iu  Spanien  hi>  1  Sl  1  verkauften 
Staaten-,-  waren  auf  13«  Mill.  Ke.  geschätzt  und  es  wurden  920  Mill.  erlöM.  Di. 
bis  1S55  von  der  Kodierung  verkauften  Kirchengüter  brachten  .inen  Erlös  von 
17.b51.000  Kcaleu,  während  .sie  zu  9.143,000  Ke.  angeschlagen  worden  waren.  Auch 
die  neuesten  Italien.  Kesiiltate  beim  Verkauf  der  Staat--  II.  Kirchengütor  >ind  ver- 
glichen mit  den  bisher.  Kenten  u.  den  Taxen  günstig.   In  Baiern  sind  in  den  Jahren 
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Is26- -28  Cur  3..'J50.557  11.  Donitiicn  verlauft  worden,  deren  Ueincrtrag  (naher  54.151  t 
od.-r  2*8  PrOC  war.  Der  Erlös  ist.  w.-nn  man  noch  45.000  fl.  Vorschüsse  ii.  35.000  1 
Ausstände  einnehm-t,  das  -15  fache  der  bishcri^-n  reinen  K.-nte.  und  verzinset  sich 
dagetf.n  zu  42  Proc.  Vurli. \.  1  b.H  1 .  Heil.  XXL  V.tterle  in  's  Vortrag  §•  13  (Raul 
l  «her  Oeste rr«-icb  s.d.  Schrift  v.  J.  Schulhof,  Staat^ütcr  u.  <in*SL«Tundl>e>it2-  in 
«I.  üst<-rr.  Mon..  Wien  1S02  •  zhmlich  unzuv  <-rl.:is>i»)  u.  da<re<r«»n  di.-S.  525  «ren.  Schrift  d.  r 
Hank.  In  letzterer  wird  u.  A.  gezeigt,  da.ss  man  bei  der  Ycnrleichunjj  mit  Privat- 
gtttern  oft  den  Ertrag  der  Staatsgut«!-  nicht  richtig  (nicht  hoch  vrenug)  anx  hlä^r. 
s.  12:  ..Di<-  Kentabflihrcn  k«»nn«-n  nicht  zur  Grundlage  einer  venrh-iclunden  Bcurthciluns 
dh-mn.  da  von  dem  Reinertrag  d«r  Staatsgüter  inei>t  nur  ein  Theil  in  die  Staatska«*- 
•relanjrt."  Es  machte  uherhaupt  häutiirer,  als  bisher  angenommen  wurde,  der  Staar- 
•rüterertrair  >ell»t  jetzt  >chon  nicht  all»; .-mein  (veno  Z.  it  d«>  Verkaufs  Lage,  Bod<u, 
ÄbtMtirerhaltniv. >•.  Grösse  der  Güter  u.  s.  w.  verglichen  winlj  so  -*ehr  hinter  dein  ton 
Priratgtttern  zurückstehen,  von  möglichen  Verl>e»«-nin»«-n  in  der  Verwaltung  irar  nicht 
zu  reden.  Immerhin  \ erkauft«-  jedoch  auch  d.  «>t«-rr.  Nationalhank  S  Guter  v  on  w*. 
01.524  H.  inittl.  Beinertrag  im  An^chlair  (unter  BcrOcksicht  steinender  Cultun  \ou 
T4ü  Mill.  fl.  für  2.620.645  fl..  wovon  der  hisher.  Ertra..'  aho  2  35%  war.  —  Ii- i 
einem  Staats-,chuldzin-*fu>s  von  7 —  U"  0.  B<i  d«-n  neue.*t«-n  preu>s.  Domänen v«  räu>-  - 
runden  (1874  ff.),  besond.  in  Nou-Vor-Pomm.-rn,  >ucht  die  K.fricrunjr  nach 
Anregung  der  Kaminern  di<-  Domänen  in  kleinen  Stucken  zu  veräußern,  um  der  Lan«i- 
ht'V«>lk«-rumr  Gelegenheit  zum  Ankauf  von  Land  zu  jreben  und  dadurch  u.  A.  dtt 
Auswanderung  entgegenzuwirken.  Besonderen  Erfolg  haheu  di«>e  Ma»regcln  bisher 
nicht.  Doch  -oll  auch  nach  den  An>icht«-n  Sachverständiger,  z.B.  Soiuhart's.  nicht 
in  der  richtigen  Wei-e  vonr<-«raii»vn  w«-rd«-n  Die  Sach«*  nimuit  in  solcln/ui  Fall«*  al« r 
•schon  den  Charakter  einer  >ociaipoliti>chcii  Maßregel  au.  So  wurdeu  im  li.-B.  Stral- 
sund  3  Domänen  in  Parcellen  vom  L  uifanir  eines  Bauerhofs  u.  von  Cos^thenhöf.  n. 
theils  al>  Iläuslei>tellen  m«-i>thietcud  zu  verkaufen  g«->ucht,  Zahlung^bedinguntr  \'e  bei 
der  Uehenjahe,  '/„  nach  Jahre>frist.  */3  bleihen  5  Jahre  lang  zinsfrei  stehen.  Gering. 
Nachfragte,  hesonihrs  die  kl«  iner«  n  Parcelli-n  konnten  tm-hrfach  nicht  einmal  nnt.r 
«h-r  Taxe  verkauft  werden.  Varl.  Somhart,  d.  l'.-hl«-r  im  Parcellin erfahren  d.  pr.-u- 
Staat-domäm-n,  Berl.  1S76. 

2.  Passende  Verwendung  des  Verkaufserlöses  der 
Domänen  zur  Schuldentilgung,  wobei  gewöhnlich  mehr 
Rente  erspart  ,  als  preisgegeben  werde. 

3.  Nachtheiligc  Verwicklung  der  Staatsverwaltung 
als  Domänenfiscus  in  Privatinteressen. 

4.  Erfahrungsmässige  Entbehrlichkeit  der  Domänen  zur 
Deckung  des  Finanzbedarfs. 

B.  Für  die  Beibehaltung  der  Domänen: 

1.  Politische  Zweckmässigkeit  des  Domänenbesitzes, 
besonders  inErbmonarchieen,  nach  dem  historischen  Ursprung 
der  letzteren,  wegen  grösserer  Unabhängigkeit  der  Regierung  vou 
Volk  und  Ständen,  grösserer  Sicherheit  dieses  Besitzes  und  der 
Einkünfte  daraus  in  unruhigen  Zeiten,  welch'  letzterer  Punct  freilich 
zweifelhaft  ist 

2.  Politische  und  speciell  finanzpolitische  Zweck 
mässigkeit  des  Domänenbesitzes  auch  verglichen  mit  der  stets 
mehr  oder  weniger  unliebsamen  Besteuerung  dem  Volke  gegenüber 

3.  Keineswegs  allgemeines  Zurückstehen  der  Rein 
ertrüge  und  der  Bewirtschaftung  der  Domänen  verglichen  mit 
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Privatgrundbesitzungen.  Wo  es  vorhanden  sei,  lasse  es  sieb  be- 
seitigen und  bei  der  üblichen  Verpachtung  ergäbe  sich  kaum 
ein  Unterschied  zwischen  Domänen  des  Staats  und  den  meist  an 
ihre  Stelle  tretenden  Grossgrundbesitzungen  grosser  Grundherreu 
und  Körperschaften. 

4.  Gewöhnlich  in  fortschreitenden  Ländern  im  Laufe  längerer 
Zeit  zu  erwartendes  Steigen  des  Domäneneinkommens,  wegen 
der  allgemeinen  Erhöhung  der  Grundrente  und  der  Preise  der 
Agrarproducte. 

5.  Bcrgiu*,  Grundsätze,  S.  ISO.  Meitzen.  Boden  PrcussenV,  III.  40s.  410. 
>tat.  Jahrb.  VI.  1.  136.  lirundleir.  ij.  34 ."> .  Ertrair  d.  preiiss.  Doni.vorwvikc  p.  Hect. 
1S4!>.  -V.l.  09.  70.  83  bez.  13*46  — 17  60  — 2S  is  — .•{7*49— 89*18  M.;  allerdings  um. 
Mit.  influ-s  des  Hinzntritts  der  Domänen  der  lS6<i  neu  erworbenen  Landesthelle  n.  in 
einer  Periode  grosser  St«  iir«'nuiir  der  Paehtrrträge :  jedoch  ist  neuerdings  diese  Steigerung 
lan^>aiuer  geworden  u.  hat  mehrfach  bei  Ahlauf  älterer  Pachtcontracte  in  einzelnen 
lallen  einer  Hrrahsetzung  der  Uente  Platz  gemacht. 

5.  Vortheilhafter  Einfluss  des  Domänen  besitzes 
auf  den  Staatscredit  mittelst  Fundirung  der  Anleihen  auf 
diesen  Besitz. 

6.  Benutzbarkeit  einzelner  Domänen  zu  landwirtschaft- 
lichen Musterbetriebsanstalten,  zu  landwirtschaftlichen 
Lehranstalten,  und  der  mit  entsprechenden  Gebäuden  ausgestatteten 
Domänen  zu  sonstigen  Staatszwecken  (Irren-,  Arbeitshäuser,  Schul- 
lehrerseminare u.  dgl.  dl). 

C.  Nach  der  Abwägung  der  vorstehenden  einander  zum  Tbeil 
widerstreitenden  Gründe  gelangt  schon  Bau  auch  für  die  Gegen- 
wart nicht  zu  einer  einfachen  unbedingten  Regel. 

..Weil",  wie  er  sagte  (§.9s^  ..die  Bestandteile  d.  Domänenveiinögcns  selbst,  sowie  dir 
örtlichen  und  zeitlichen  Verhältnisse  *o  verschieden  seien.  da»>>  nicht  üliersll  und  zu 
iller  Zeit  eine  und  die>ell>e  Handlungsweise  drr  Keirierung  empfohlen  werden  könne. 
Per  Verkauf  aller  Domänen",  meinte  er.  „wäre  eheti  so  wenig  allgemein  zu  recht- 
f«  rtigen,  als  die  Beihehaltung  aller,  vielmehr  müsse  man  in  gegehmen  l  allen  neben 
d.  n  feststehenden  Zwecken  auch  auf  die  obwaltenden  Umstand«  Kucksicht  nehmen." 
Kau  hob  dann  verschiedene  zu  berücksichtigende  Pnncte  hervor.  Namentlich  hei 
allgemein  intensiverer  Bodencultur  weide  der  Unterschied  leichter  zu  Gunsten  des 
Priv  atirnindhe>itzes  sein  und  sieh  dann  der  Verkauf  der  Domänen  auch  im  volk>- 
wirthsehaitliclien  lutrrrsse  empfehlrn.  Am  Ersten  sei  drr  ['ebergang  von  Garten-  und 
Kehland.  weniger  von  Ackerland  und  Wiesen,  am  wenigsten  von  Waldtiniren  an  Private 
zweckmässig.  (Kau,  §.  U9,  darnach  auch  vor.  Aufl.  dieses  Bandes,  §.  1G0.) 

Diese  ganze  Beweisführung  ist  ein  cbaracteristisches  Beispiel 
der  Argumentationen  des  besonnensten  und  wissenschaftlich  unbe- 
fangensten Theils  der  Smith'schen  nationalökonomischen 
Schule  in  allen  solchen  Fragen  der  Finanz-  und  Volkswirthschafts- 
politik.    Die  Gründe  für  und  wider  eine  solche  practische  Mass- 

A.  W  a  tfii  f«r ,  Finanz»  i~*'ii-<  halt.    I.       Aull.  $\ 
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regel  werden  hier  objeetiv  geprüft  und  es  wird  immerhin  schon 
in  einer  der  historischen  Schule  ähnlichen  Auffassung  eine  ab 
solute  Entscheidung  abgelehnt,  den  relativen  Verhältnissen 
vielmehr  richtig  Rechnung  getragen.  Aber  dennoch  bleibt  die 
Beweisführung  einseitig  und  unzulänglich,  wesentlich  ans 
zwei  Gründen:  Einmal  bewegt  sie  sich  immer  nur  in  den 
Gesichtspuncten  des  volkswirtschaftlichen  und  Privatwirtschaft 
liehen  Productionsinteresses  und  lässt  die  anderen  Gesichts 
punete,  diejenigen  des  volkswirtschaftlichen  Verth  eil  ungs-  nnd 
des  damit  verbundenen  socialpolitischen  Interesses  oder  m. 
a.  W.  die  Einwirkung  der  Grundbesitzverhältnisso 
auf  das  Volksleben  —  Staatsgrundeigenthum  und  Staatsrenten 
bezug  im  Falle  des  Domänenbesitzes  und  Beseitigung  dieser  Ver- 
hältnisse bei  der  Domänenveräusserung  —  ganz  unbeachtet: 
sodann  geht  jene  Beweisführung  auch  Uberall  ohne  ausreichende 
Begründung  von  der  Annahme  einer  natürlichen  Inferiorität 
des  Staatseigenthums  verglichen  mit  dem  Privateigenthum  am 
Boden  und  demgemäss  von  der  Voraussetzung  einer  zu  allgemeinen 
und  zu  bedeutenden  Be  n  achtheil  igung  des  Volkswirt  hschaft- 
liehen  Productionsinteresses  bei  der  Beibehaltung  der 
Domänen  aus. 

Di»'  nähere  Begründung  dieser  Hinwürfe  gegen  die  hier  als  Beispiel  genommene 
Beweisführung  Kau\s  gehört  wilder  nicht  in  die  Kinanzwissenschaft,  sondern  theils  in 
den  grundlegenden  Theil  der  allgemeinen  Volkswirt  lisch  aft  sichre,  ins- 
besondere in  das  Kapitel  von  der  allgemeinen  wi i  thschaft  liehen  Rechts- 
ordnung und  der  Grund  eigen  thnm  so  rdnnng  spedell  (Grundlegung,  2.  Abth.. 
bes.  Kap.  4),  theils  in  die  Agrarpolitik. 

II.  —  §.  220.   Entscheidung  der  Frage  des  Dom änen 
besitzes   mit   aus   dem    socialpolitischen  Gesichts 
punete.    Das  Ergebniss  der  einschlagenden  Erörterungen  in 
der  „Grundlegung"  (bes.  §.  341 — 351,  368)  für  diese  Entscheidung 
ist  für  unsere  Staaten  in  der  Gegenwart  etwa  folgendes: 

Die  genannte,  wie  alle  Fragen,  welche  sich  an  die  Eigenthums 
Ordnung  für  Productionsmittei ,  speciell  für  den  Grund  und  Boden 
knüpfen,  müssen  stets  aus  dem  doppelten  Gesichts  punete 
des  volkswirtschaftlichen  Productions- und  desvolks- 
wirthschaftlichen  V e  r  t h  e i  1  u  n  g s  i  n t  e  r e  s s  e  s  und  mit 
letzterem  zusammenhängend  des  socialpolitischen  Interesse* 
beurtheilt  werden  (G.  S.  719,  §.  340).  Es  lässt  sich  aber  nach 
weisen,  dass  der  letztere  Gesichtspunct  bei  der  Entscheidung  doch 
den  Ausschlag  geben  darf  (G.  §.  345). 
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In  der  Domänenfrage,  wie  in  allen  Fragen  des  ländlichen 
Grundeigentums,  ist  ausserdem  zwischen  kleinem  und  mitt- 
lerem einer-  und  G ross^Üterbetrieb,  bez.  Besitz  anderseits 
zu  unterscheiden  (G.  §.  .347,  349).  Die  Entscheidung  wird  dann 
tblgendermassen  lauten  : 

A.  Handelt  es  sich  nach  der  Sachlage  nur  darum,  die  Do- 
mänen als  Grossgüter,  was  sie  bei  uns  meistenteils  sind,  in 
die  Hände  von  Privaten  tibergehen  zu  lassen,  so  erscheint  die 
Beibehaltung  aus  volkswirtschaftlichen  und  socialpolitischen, 
aus  Gründen  des  Productions-  und  Vertheilungsinteresses  gerathen 
und  jedenfalls  aus  finanziellen  Gründen  nicht  so  allgemein  ver- 
werflich, wie  die  frühere  Theorie  annahm. 

Dir  Gründe  für  diese  Entscheidung  der  Frage  sind  die  nachstehenden: 

1.  Bei  ordentlicher  hVgelung  de>  Zeitpachtvcrhiltnisses,  welche  recht 
wohl  zu  erreichen  ist,  wird  die  Domäne  von  Pachtern  ebensogut,  wenn  nicht  besser 
hewirthschaftet,  al>  von  Eigenthllmern.  Da-;  läs>t  sieh  aus  den  massgebenden  Verhält 
niesen  allleiten  und  wird  durch  die  Erfahrung  bestätigt.  (G.  §.  315.)  Es  kommt  auch 
in  deutschen  Verhältnissen  hier  der  besondere  Vortheil  hei  der  Pacht  im  Vergleich  mit 
deui  privaten  Eiirenthum  in  Betracht.  dass  der  Pächter  mit  einem  grosseren  eigenen 
Betriebskapital  wirtschaften  kann  als  der  Käufer  (Bau,  Volksw  .sch.lchrc  §.  877, 
Roscher,  Syst.  II.  §.62),  weil  letzterer  sein  Kapital  zum  grossen  Theil  für  den 
Kaufpreis  verwenden  muss.  Wird  das  Gut  vorn  Erwerber  etwa  seilet  wieder  verpachtet, 
>o  bleibt  die  Sachlage  im  EH'ect  für  das  Productionsintercsse  dieselbe,  wie  bisher. 

2.  Das  Vorhandensein  eines  unabhängigen  Grossgrund  besitzt  Stands  kann  für  ein 
Land  in  socialer  Hinsicht  so  werthvoll  sein,  das-,  der  private  Grundrcntenhezug  dafür 
trotz  seiner  Bedenken  mit  in  den  Kauf  genommen  werden  darf.  Für  die  Erhaltung 
des;  privaten  Großgrundbesitze:!  wird  die  sociale  Function  des  Grund  besitzer- 
standes  daher  wichtig  in  die  Waagschale  fallen.  (G.  §.  850).  Aber  mit  Domänen- 
\  eräusserungen .  die  schon  bei  der  massigen  Zahl  noch  vorhandener  Grossdoinänen  in 
unseren  Staaten  und  bei  der  notwendigen  Vereinzelung  von  Verkäufen  nicht  bedeutend 
hierauf  einwirken  können.  lässt  sich  die>.r  Stand  doch  nicht  erst  schaffen.  (Zahl  der 
Domänen  selbst  in  Prcussen  1S75  nur  1127  [in  Rheinland  fehlen  sie  ganz,  in  West- 
falen bis  auf  1J.  Zahl  der  Pachtungen  1SS3  S18  mit  1077  Vorwerken  und  1>27  MAL  M. 
Ertnur,  daneben  Ertrau:  von  andern  Domänenirrundstücken,  in  Parcellcnpacht.  v.  Mulden 
und  Fischereien  4*70  Mill.  M.)  Ein  solcher  Stand  muss  ohnehin  seine  geschicht- 
liche  Tradition  haben,  um  eine  ersprießliche  sociale  Function  auszuüben.  Deswegen 
kommt  bei  der  Frage  der  Domäncnverätisserimg  nur  das  andere  Moment  in  Betracht, 
das  mit  dem  Vertheilungs-  und  socialpolitischen  Interesse  verbunden  ist:  die  nationale 
Grundrente,  bez.  ihr  natürlicher  weiterer  Zuwachs  würde  in  noch  grösserem  Maasse 
aus  der  Hand  der  durch  ih  n  Staat  vertretenen  Volksgemeinschaft  in  die  Hand  eines 
kleinen  besitzenden  BruchtheUs  der  Beiölkeriuig  Ubergehen.  (G.  §.  341.)  Das  ist 
nicht  erwünscht. 

3.  Da-»  finanzielle.  Interesse  kann  allerdings  durch  den  Verkauf  der  Domänen 
befriedigt  werden,  wenn  der  Zins  aus  dem  Kaufpreise  erheblich  höher  ist  als  die 
r<  ine  Pachtrente  und  etwa  der  Staat  Schulden,  die  er  hoch  verzinsen  muss,  so  tilgen 
kann.  Hier  haben  die  von  Kau  zusammengestellten  Gründe  ein  gewisses  Gewicht. 
Aber  durch  richtige  Anwendung  des  Conen rrenzprineips  lässt  sich  die  Pachtrente 
steigern.  Sie  steigt  dann  regelmässig  mit  der  allgemeinen  nationalen  Grundrente, 
deren  Wachsthum  bei  vermehrter  Bevölkerung  nnd  höherer  Entwickelung  des  Volks- 
rcichthums im  Allgemeinen  zu  erwarten  ist.  von  zeitweiligen  Kückschlägen  abgesehen, 
wie  etwa  gegenwärtig  und  in  nächster  Zukunft  unter  dem  Einfluss  der  amerikanischen 
Concurrenz.  Selbst  finanziell  fragt  es  sich  daher,  ob  der  Staat  hei  einem  jetzigen 
Verkauf  diese  Chancen  genügend  bezahlt  bekommt.    Gegenüber  dem  principiellen 
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Bedenken,  immer  jrrös^-n;  T  heile  und  »chl Üblich  die  irauze  national*-  (irundrente  od-  - 
w,  niir>t<  ns  ihren  Zuwachs  an  wenige  Privat«-  ttbcrjreheD  zu  >ehen.  entscheidet  al*  r 
<  ine  Zin-düfeivnz  zu  l  ncrunsteo  de^  Staat-  in  der  V.-räu>-.'nin»>fra2:<-  aurh  nicht  allein. 

B.  Anders  liegt  die  Sache  im  Allgemeinen,  bei  einer  Zer- 
schlagung der  Domänen  in  kleinere  oder  mittlere 
(bäuerliche)  Betriebe  oder  Güter.  Kann  hier  mit  Aussicht  auf 
Erfolg  durch  eine  Veräusserung  der  Domänen  ein  Bauerstand  er- 
halten oder  neu  geschaffen  werden  —  allerdings  ein  sehr  schwie 
riges  Problem!  —  so  empfiehlt  sich  diese  Massregel  ans  allen 
in  Betracht  kommenden  Gesichtspuncten  (G.      347,  348). 

Die  letzteren  sind  insbesondere: 

1.  Das  Productionsinteressc.  besonders  venu  es  sieh  um  intensivere,  mehr  Handels- 
Gewächse  u.  s.  w.  bauende  Cultaren  haudelt.  wird  hier  durch  das  Privateigenthuiu 
am  Boden  wohl  liesscr  gefördert  als  durch  ein  hier  ohnehin  schwerer  zu  regelnde 
Zeitpacht  recht. 

2.  Der  Bezug  eines  Theils  der  nationalen  (irundrente  in  kleinen  Quoten  dur- 1 
eine  grössere  Anzahl  bäuerlicher  Wirthe  hat  die  oben  hervorgehobenen  Bedenket! 
nicht,  oder  sie  werden  durch  den  socialpolitischeu  Vortheil  des  Vorhandenseins  eine? 
solchen  Bauerstands  aufiiewoaen. 

3.  Das  finanzielle  Interesse  des  Staats  kann  bei  einem  Verkauf  von  zerschla«renen 
Domänen  auch  besser  wahrgenommen  werdeu.  Denn  bei  der  irrösseren  Zahl  mit- 
werbender Käufer  lassen  sich  höhere  Preise  als  bei  der  Veräusserung  geschlossener 
Domänenhöfe  erlangen ,  ohne  dass  das  Plus  des  Preises  für  den  Klein  -  and  >IitteI- 
landwirth  bei  seiner  Betriebsamkeit  und  seinen  Itodenculturcu  drückend  werden  muss. 

Das  Hauptbedenken  bleibt  nur,  ob  das  erwünschte  Ziel  bei 
solchen  Verkäufen  erreicht  wird.  Die  Käufer  können  durch  Auf- 
nahme kündbarer  Schulden  leicht  von  vorneherein  in  abhängige 
Lage  gerathen.  Sie  werden  dann  nicht  immer  im  Stande  sein, 
den  Besitz  zu  erhalten.  Anderer  Gross-  und  Mittelbesitz  saugt 
die  ehemaligen  Domänenstticke  auf.  Es  wird  daher  bei  der  Durch- 
führung der  Massregel  auf  ein  richtiges  Schuldrecht  an- 
kommen (G.  §.  322),  oder  statt  des  Verkaufs  richtet  der  Staat 
besser  ein  Erbpachtsystem  ein.  Dies  kann  die  wirthsebaft 
lieben,  finanziellen  und  socialpolitischen  Vortheile  der  Veräusserung 
und  des  festen  Besitzrechts  für  beide  Betbeiligte  bieten,  ohne  die 
mit  dieser  Maassregel  leicht  verbundenen  Schwierigkeiten  und  Be- 
denken. Die  speciellen  Bedenken,  welche  gegen  die  Erbpacht 
geltend  gemacht  werden,  wiegen  nicht  so  schwer,  als  dass  mau 
dies  System  unbedingt  dem  Privateigenthum  des  Landwirt  Iis  nach 
setzen  müsste. 

III.  —  §.  221.  Verfahren  bei  Domänenveräusser 
u  nge  n. 

Vd.  Kau  §.  99,  100,  u.  danach  noch  vor.  Aufl.  dieses  Bands  §.  103.  Jetzt 
hier  verkürzt.  Für  Prcussen  s.  die  Bestimmungen  des  geltenden  Hechts  .mit  Rück- 
blick auf  dessen  KnUieUung)  in  Oelrichs.  d.  Domiinenverwalt.  d.  preuss.  Staate 
Bresl.  lss:^,  S.  77  II. 
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A.  A  1 1  g  c  m  e  i  n  e  P  u  n  c  t  e. 

1.  Die  dem  älteren  Staatsrecht  der  deutschen  Territorien  bc 
zttglieh  der  „Kammergüter"  angehörige,  auch  im  Ausland 
(Frankreich)  früher  für  die  Domänen  giltige  Bestimmung  der 
unbedingten  Unveräusserlichkeit  entspricht  den  Verhält 
nissen  der  Gegenwart  nicht  mehr  und  ist  als  Cautcl  gegen  finan- 
zielle Misswirthscbaft  und  gegen  Missbrauch  der  Rcgierungsgewalt 
im  System  der  „verfassungsmässigen  Finanzwirthschaft"  nicht  mehr 
nöthig.  Es  sind  vielmehr  nur  die  Bedingungen  der  Ver- 
äusserung (ebenso  des  Austausches,  der  Verpfändung) 
gesetzlich  festzustellen  und  über  deren  Innehaltung  die  Verwaltungs- 
uud  die  Staatscontrole  (§.  137  ff.)  mit  auszuüben.  An  die  jedes- 
malige vorausgehende  Zustimmung  der  Volksvertretung  die  ein- 
zelne Veränsserung  zu  knüpfen,  erscheint  dann  weder  nothwendig 
noch  zweckmässig. 

Jedenfalls  müsste  sich  «'ine  solche  Vorschrift  auf  Veräußerungen  grösseren 
IJi-trairs  (Uber  eine  gewisse  Werthsumnie  oder  Flächengrösse  hinaus)  beschranken.  Kur 
kleinere  Verkäufe,  von  einzelnen  Grundstucken,  Parcellen ,  deren  Ausführung  die 
Bedürfnisse  de>  wirtschaftlichen  Leben«,  Strassen-,  Häiiserbauten,  Aenderung  der 
Culturen  regelmässig  bald  da.  bald  dort  bedingen,  muss  die  Verwaltung  vollends  freie 
Hand  haben.  Ks  genügt  auch  in  der  vcrfassun<_rsinässigen  Finanzwirthschaft  dir  Ver- 
pflichtung der  Kegierunir.  die  vorgekommenen  Veräußerungen  nachträglich  der  Volks- 
vertretung regelmässig  zur  Kenntniss  zu  bringen. 

2.  Besondere  sonstige  Beschränkungen  der  Veräusserung 
der  Domänen  und  der  Verwendung  des  Erlöses  sind  dann  gegen- 
wärtig nur  da  noch  am  Platze,  wo  den  Domänen  noch  nicht  die 
Rechtsqualität  reinen  Staatsguts  anhaftet,  sondern  die  Dy- 
nastie noch  ein  besonderes  Anrecht  daran  hat  (§.  215,  174).  Hier 
ist  wohl  die  Consequenz,  dass  der  Erlös  von  stattgefundenen  Ver- 
Hasserungcn  wieder  in  Grundstücken  oder  dgl.  angelegt  oder 
wenigstens  darüber  eine  besondere  Rechnung  geführt  wird, 
welche  den  ursprünglichen  Umfang  der  Domänen  und  die  darin 
durch  Veräusserungen  eingetretenen  Verminderungen  in  Evidenz 
hält  (Grundstockver waltung,  bez.  -Rechnung  einzelner 
deutscher  Staaten).  Die  Regelung  dieser  Verhältnisse  ist  dann 
eine  Frage  des  Staatsrechts  des  einzelnen  Staats,  keine  finanz- 
wissenschaftliche. 

S.  Kau  §.  00  Nute  Ii  ».  vor.  Aull  dieses  llands  S.  ;{7.')  Note  21.  Bad  Verläss. 
g.  ös,  sächs.  IS,  würtemb.  102  IT.,  hess.  Art.  7  — 10.  baier,  V.  rf.-Urk. 
Tit.  III.  0,  7.  Leber  Treusten  s.  v.  Könne,  btaabr.  II.  2.  501,  Oelrichs 
S.  TO  H.  Ks  gölten  hier  verschiedene  Kechtssätze  in  Betr.  der  Veräusserung  in  den 
Theilen  des  Gebiets,  das  l^OS  zum  Staate  gehörte  u.  später  dazu  kam  In  Kaden  z.  B. 
wird  d'-r  aus  dem  Oomänenverkaufe  und  den  Ablösungen  eingegangene  und  nicht 
wieder  zu  Ankäufen  verwendet.-,  sondern  zur  Kinlösung  von  Staatsobligatioiieu  benutzte 


Digitized  by  Google 


534        S>  B.  ()rd.  Eioo.  2.  K.  Privaterwerb.  1.  II.  A.  Domänen.    §.  231. 

Betrag  unter  dem  Nam.-n  des  Grundstocksvermögens  als  eine  Korder.  des  Fürsten- 
hauses an  das  Land  betrachtet  und  als  ein  besonderer  Bestandteil  der  Staatssohnl-1 
aufgeführt.  (Jedoch  sind  anter  den  verkauften  Gegenständen  auch  wahre  Staatsgüter 
begriffen  jrewesen).  Bis  /um  Belaufe  von  12  Mi  11.  fl.  ist  diese*  Grundstocksvcrmöjren 
unverzinslich ;  der  Mehrbetrag  wird  den  Doinänenkassen  aus  der  Schuldcntilgungskass«.. 
welche  die  Grundstocksrechnun;;  führt,  verzinset,  jedoch  nicht  baar.  sondern  durch 
Abrechnung  mit  der  Staatskasse,  aus  welcher  die  Schuldeokasse  ihre  Dotation  erhalt. 
Ks  ist  dies  nur  eine  Form ,  um  den  Belauf  d<  r  in  letztere  Kasse  geflossenen  Ver- 
kaufs- und  Ablösunirsgelder  in  Erinnerung  zu  erhalten.  Durch  Ankäufe  und  Grund- 
verbesserungen  von  Domänen  wird  diese  v  >  nnöireusmasse  auch  wieder  ?ermindtrt. 
Neben  dem  Domanial-  wird  neuerlich  auch  ein  Staab-Grundstocksvcnuögeu  aufgeführt, 
welches  aus  Verkäufen  von  Bestandteilen  des  Staatsvennögens  gesammelt  und  zum 
Theile  wieder  zu  Ankäufen  verwendet  wird.  Beide  Grundstocksberechnungen  werden 
jährlich  dem  ständischen  Ausschuss  zur  Prüfung  vorgelegt  u.  bei  dem  Aufaug  ein^r 
Budgetperiode  den  Ständen  mitgetheilt  Kau)  < Stand  Anf.  1  *»S2  unter  den  Passiven 
der  Amortis.kasse:  Domänongrundstock  20  57  Mill.  M.  unverzinslich,  i'1'2'6  M.  M. 
verzinslich  (4°/0\  zus.  32'SO  M.  M.,  Staatsgrundstock  noch  21 5^  fl.  unverziusl.  "..  — 
Aehnlich  in  Würtemberg,  s.  Rieckc  a.  a.  0.  S.  1S1  ff. 

3.  Die  Verwendung  des  Erlöses  muss  im  Uebrigcn  nach 
den  richtigen  Grundsätzen  der  Finanz  Wissenschaft 
gesetzlich  so  bestimmt  werden,  dass  entweder  S  c  h  u  1  d  e  n  getilgt 
oder  Ausgaben  für  privat-  und  staatswirthschaftliche 
Kapitalanlagen,  eventuell  auch  für  andere  (eigentliche) 
ausserordentliche  Ausgaben,  in  Folge  von  Kriegen  etc. 
damit  gedeckt  werden.  Hier  gelten  fllr  die  Verwendung  des  Er- 
löses mithin  dieselben  Regeln  wie  für  die  Benutzung  des  Staats- 
credits  zur  Deckung  des  Finanzbedarfs  (§.  65  ff.).  Es  sind  daher 
nur  die  laufenden  ordentlichen  Ausgaben  grundsätzlich  nicht  aus 
dem  Erlös  zu  bestreiten. 

Der  „Krlös  aus  Ablösungen  von  Domänengefällen  und  aus  dem  Verkauf  von 
Domänen-  und  ForstgrundstUckcn"  bildet  jetzt  zwar  ein  besonderes  Kapitel  in  der 
p re us sis eben  Staatseinnahme,  aber  musste  streng  genommen  überhaupt  nicht  unter 
der  ordentl.  Einnahme  stehen.  Die  ausschliessliche  Verwendung  für  Schuldentilgung 
u.  f.  neue  privatwirtbschaftliche ,  Rente  gehende  Kapitalanlagen  entspräche  mehr  der 
älteren  Rechtsstellung  der  Kammergüter  u.  den  Grundsätzen  jener  „Grundstock- 
verwaltuugen",  geht  aber  als  unbedingte  Regel  (wie  sie  auch  Rau  implicite  giebt. 

t>ü)  zu  weit.  —  Wo,  wie  in  Preussen.  die  Domänen  (nur  des  Staats  im  Umfane 
v.  IS  15)  als  Generalhypothek  der  Staatsschuld  dieneu,  sind  dann  die  Verkaufserlöse 
(und  Ahlösungsgelderi  zur  Schuldentilgung  zu  verwenden.  Darüber  erfolgt  denn  hier 
auch  eine  besondro  Abrechnung. 

4.  Ob  eine  bisher  geschlossene  Domäne  im  Ganzen  oder  in 
Thcilen  (Parcellen)  und  letzteren  Falles  in  welcher  Weise  sie 
dann  weiter  veräussert  werden  soll,  ist  nach  dem  Stande  der 
landwirtschaftlichen  Cultur  (Grad  der  Extensivität  und 
Intensivität  der  Landwirtbschaft) ,  nach  sonstigen  Local Ver- 
hältnissen, und  als  allgemeine  Frage  cudgiltig  wieder  nach 
dem  vorerwähnten  zweiten,  dem  socialpolitischen  Gesichts 
punete  zu  entscheiden.  Mitunter  war  die  Domänenveräusserung 
und  Zerschlagung  ein  passendes  Mittel  zur  Colonisation  weniger 
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bevölkerter  Landstriche  oder  zur  Hebung  oder  Neubegründung 
eines  Bauernstandes  und  kann  dies  und  damit  ein  Hemmungsrnittcl 
der  Auswanderung  unter  Umständen  auch  wohl  heute  noch  wieder 
werden,  wenn  nicht  etwa  die  Vererbpachtung  vorzuziehen  sein  sollte. 

Preu ss.  Massrcgeln  unter  Friedr.  d.  Gr.  iu  Westpreusscn.  Die  preussische 
Regierung  verordnete  1*5 10,  dass  künftig  auf  pachtlos  werdenden  Domänen  in  den 
Provinzen  Prcussen  und  Posen,  sowie  im  li-B.  Köslin  zur  Verhinderung  der  Aus- 
wanderungen StUcke  von  ungefähr  60  Morgen  an  Ansiedler  verkauft  werden  sollen 
Kau):  ähnlich  neuerdings  seit  1S74  (nach  Rescr.  v.  30.  Aug.  1S73  f.  Ansicdl.  ländl. 
Arbeiter).  S.  u.  S.  5US  u.  bes.  d.  Sehr.  v.  Sombart  —  Im  Zusammenhang  mit  der 
l  rairv  der  ländlichen  Auswanderung  ist  auch  neuerdings  wieder  mehrfach  die  Frage 
der  Domanenzerschlagung  u.  Yeräusserung  erörtert  worden.  Doch  darf  man  die  Be- 
d-otuiig  dieser  Massregel  für  die  Hemmung  der  Auswanderung  nicht  überschätzen. 
Wie  schon  die  Bewegung  des  grossen  deutschen  Auswanderungsstroms  zeigt  —  früher, 
bes.  in  den  50er  Jahren  im  Westen,  bei  vorherrschendem  Kleingrundbesitz,  dann,  in 
•Jen  60er  Jahn  n  in  der  Mitte  Deutschlands  von  Westen  nach  Osten  gesehen,  bei  viel- 
fach verbreitetem  bäuerl.  Mittelbesitz  (Hannover),  neuerdings  bes.  seit  den  70er  Jahren, 
bei  vorwaltendem  (irossgrund besitz,  im  Osten  — ,  wirken  aber  doch  zu  mannigfaltige 
I  nistäiide  hi<T  ein  und  die  „Agrarverfassung"  d«  s  Ostens  ist  nur  einer  der  dabei  mit 
stielenden  Factor*  n. 

5.  Statt  des  Verkaufs  kann  nemlich  die  Ueberlassung 
in  Erbpacht  gerade  auch  im  Interesse  eines  Stands  kleiner  und 
mittlerer  Landwirthe  und  insofern  zugleich  im  Staatsinteresse  liegen. 
Die  finanziellen  Bedingungen  sind  dann  entsprechend  umzuändern. 
Sie  brauchen  nicht  nothwendig  ungünstig  zu  sein,  aber  selbst  etwas 
ungünstigere  finanzielle  Bedingungen  als  beim  Verkauf  können  aus 
sucialpolitischen  Gründen  gerechtfertigt  erscheinen. 

B.  Das  besondere  Verfahren  bei  Domänenveräusserungen 
ergiebt  sich  aus  dem  einschlägigen  Privatrecht  des  Landes,  aus 
den  üblichen  Grundsätzen  bei  solchen  Massregeln  überhaupt  und 
aus  einzelnen  speciellen  Vorschriften,  wie  sie  das  fiscalische  Inter- 
esse bedingt. 

Su  hat  der  Käufer  regelmässig  die  Steuern  und  andere  Lasten  des  Gutes 
/u  übernehmen,  das  von  nun  an  insbesondere  grund steuerpflichtig  wird,  wenn 
die  Domänen  steuerfrei  waren.  Ferner  soll  in  der  Kegel  der  Verkauf  durch  Ver- 
steigerung geschehen,  nur  mit  einzelnen,  bestimmt  anzugebenden  Ausnahmen. 
Bietuugscautiouen  werden  verlangt,  Kaufgelderminima  festgesetzt,  in  wichtigeren  Fällen 
die  Enheilung  des  Zuschlags  der  vorgesetzten  Behörde  vorbehalten,  binnen  einer  Frist, 
in  der  der  Meistbieter  an  sein  Gebot  gebunden  ist.  Erst  nach  Entrichtung  einer 
Rate  des  Kaufschillings  wird  der  Käufer  in  Besitz  gesetzt.  Für  den  Rest  bekommt 
er,  unter  Zinsstipulation,  Zahlungsfristen.  Verfolgt  man  zugleich  jene  socialpolitischen 
Zwecke,  Begünstigung  der  Ausiedlung  und  des  Grunderwerbs  kleiner  Landwirthe  u.  dgl., 
«  uiuss  man  die  Zahlungsbedingungen  in  Bezug  auf  die  Höhe  der  ersten  Anzahlung 
'ind  die  Abtragung  des  Rests  (eventuell,  schon  nach  Rau's  Vorschlag,  durch  Um- 
wandlung des  Restkaufschillings  iu  eine  Zeitrente)  entsprechend  erleichtern.  Der 
liscus  behält  aber  bis  zur  Abzahlung  ein  Pfandrecht  Feber  die  Bedingungen  bei 
dei  neuesten  preuss.  Domänenverkäufcn  s.  o.  S.  52S.  Sombart  verwirft  für  jene 
Zwecke  der  Dom.parccllirung  überhaupt  das  Meistgebot  u.  befürwortet  S.  1 1  lft  baare  An- 
zahlung nach  Taxe.  Rest  mit  Ainortis -Rente  u.  -1%  Zinsen  in  .'{0  Jahren  zu  tilgen,  was 
fast  auf  Erbpachtbedtngungcn  hinauskommt.  —  S.  sonst  f.  Preussen  z.  B.  die  Regeln  d. 
Licitationv.  S.  Mai  IS»i'»(Oelrichs,S.S*).  Minist. rescr.v.  10. Febr.  ls7.'J(ob.S.:>02).  Vom 
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Mitbieten  Dom.-  u.  Porstbeamte  ohne  spec.  Erlaubnis*  des  Min.  angeschlossen.  Biet  • 
caution  10°/r  Keine  Gewähr  f.  Grösse,  Ertrag,  Beschaffen]!.,  Priv.dienstbarkeiteii. 
Lasten.  Abgaben.  Anzahlung  zu  \  ,  beim  Uebergabetermin ,  zu  1  t  binnen  1  Jahr». 
Kest  binnen  S  Jahren;  Verzinsung  einstweilen  mit  5%.  Versteigerung  die  Regel: 
Ausnahmen  in  besond.  Fällcu,  wo  dadurch  finanz.  u.  staatswirthsch.  Vortheile  zu 
erreichen  (Reecr.  v.  12.  Febr.  IS.ss,  üelrichs  S.  «Ji>). 

IV.  —  §.  222.  Die  Frage  der  Vermehrung  der  Do- 
mänen ist  nach  ihrer  principicllcn  Seite  durch  die  voraus- 
gehenden Erörterungen  Uber  die  Domänenvcrüusserungen  im 
Wesentlichen  schon  mit  erledigt  werden.  Aus  rcinfinanziellen 
Gründen  ist  in  der  Gegenwart  eine  Vermehrung  in  der  Regel 
nicht  rathsam.  Sozialpolitische  und  allgemein- Volks- 
wirt h  8  c  h  a  f 1 1  i  c  h  e  Gründe  haben  aber  auch  hier  den  Ausschlag 
zu  geben.  Jedenfalls  liegt  indessen  auch  nach  dieser  Seite  bei 
Feldgtttern  die  Frage  anders  als  z.  B.  bei  Forsten  und  Eisen 
bahnen.  Bei  ländlichem  Boden  kann  für  unsere  Zeit  wohl 
von  einer  umfassenden  Enteignnngsmassregel  dem  Privat- 
besitz, auch  dem  G  r  o  s  s  grund besitz  gegenüber  nicht  die  Hede 
sein,  weshalb  von  dieser  Eventualität  hier  abgesehen  wird. 

Vgl.  für  die  ganze  Frage  wieder  die  (irundleg.  Abtb.  I,  Kap.  1.  \\  eitergeliend«? 
Ansiebten  vertritt  A.  Samter  iu  s.  üeselUch.-  u.  Privateigenthum.  —  S.  sonst  Kau 
$.  100a  u.  vor.  Aufl.  dieses  Bands  104,  woselbst  auch  einige  ältere  Statist.  Beispiele 
aus  deutschen  Ländern. 

Vermehrungen  der  Domänen  kttnncn  dann  erfolgen  durch 
Einzug  heim  fallender  Kitte  riehen  und  durch  Ankauf 
von  Privatgrundstücken  (auch  standesherrlichen  Gebieten). 

Ersteres  ist  bei  der  üblichen  Allodilication  der  Lehen  meist  von  geringer  prak- 
tischer Bedeutung.  Diese  Allodificatiou  ist  die  practisch  gewöhnlich  gezogene  t'onse- 
<|Uenz  der  allgemeinen  Entwicklung  privaten  Grundeigentums,  eine  Conse«|uenz,  welch»- 
freilich  ihre  Hodenken  ha:,  weil  so  ehemaliges  Staatseigenthum  definitiv  der  Gemein- 
schaft verloren  geht.  Eine  Bekämpfung  der  Massregel  ist  aber  nur  von  einem  ganz 
auderen  als  dem  heutigen,  die  Grundeigenthumsfrage  beherrschenden  (iesichtspunett 
aus  möglich.  Ankauf  neuer  Feldgüter,  von  dem  oben  erwähnten  Kalle  abgeseheu. 
dass  es  sich  nur  um  staatsrechtlich  vorgeschriebenen  Ersatz  für  verkaufte  Domänen 
handelt,  wird  als  allgemeinere  Massregel  gegenwärtig  auch  kaum  anders  in 
Kmge  kommen,  als  wenn  etwa  Ablösungskapitale  für  Grundgefälle  wieder  an- 
gelegt werden  sollen.  Das  ist  nicht  unpassend  und  in  deutschen  Staat-  n  mehrfach 
In  neuerer  Zeit  geschehen.  Unbedingt  ist  es  aber  auch  nicht  zu  verlangen  and 
Schuldentilgung  öfters  vorzuziehen.  Einzelne  Ankäufe  werden  natürlich  immer  aus 
spcciellen  (iründen,  zur  Arrondirung  des  Besitzes,  zur  Beseitigung  störender  Dienst- 
barleiten  n,  dgl.  in.  stattlinden. 

Noch  im  neuesten  preuss.  Et.  S5S.U00  M.  so  verwandt  für  den  Ankauf  von 
Grundstücken,  «reiche  (im  Beg.bez.  Magdeburg  mit  2  Dom  im  /usammenhang  liegen 
Ii.  deren  Ertragfähigkeit  bei  gemeinsamer  Bewirthschaftnng  sehr  steigern  (Steigerung 
des  neuen  Pachtschillings  ab  1*>>3  gegen  bisher  von  .':."i..VJ5  auf  M0.4H5  M.,  was  eine 
Verzinsung  des  Kaufgeldcs  mit  r.4°'()  ergiebtV 
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2.  Abschnitt. 
Verwaltung  nnd  Bewlrthschaftuiis:  der  Feldhüter. 

Dieser  Gegenstand  ist  Überwiegend  technischer  und  privat  ökonomischer, 
nur  nebenbei  sneciell  aduiinis trativer  und  fiuanzwirthsehaftlicher  Natur. 
Die  Erörterung  ist  deshalb  in  dieser  Aufl.  etwas  mehr  zusammengezogen  worden,  als 
noch  in  der  vor.  Aufl.  dieses  Bands  (§.  105— 1 82 )  und  als  bei  Kau  Rn.  I,  §.  101  bis 
136.  —  S.  u.  A.  über  Preusscn  v.  Könne,  Dom.-.  Forst-  u.  Jagdwesen  S.  15  ff., 

4.  Ki  H. .  der:*,  preuss.  Staate.  H.  A.  II,  2.  521.  Oelrichs.a  a.  ü.  S.  9  IL 
•  Hebers,  aller  V o rw erkspachten  S.  217  H.).  Crantz,  Preusseus  Dom. guter,  lieber 
Kai  ein  Pö/,1.  Venrai  t  recht  §.  238,  St.  r.  Neu  fori» -Hoc  k,  a.  a.  0.  Ueber  Würtein- 
berg  Dom.verwalt.  d.  w.  Staats.  Tub.  1S12,  v.  Kiccke  a.  a.  0.  S.  162,  IM.  Ueber 
Kaden  Wehrer.  Kam.dom.administration ,  1s:i3,  Etegcnaucr  Staatshatish.  Kadens 

5.  2s*».  Ueber  Oesterreich  (West-),  Konopasek -Mor  -  Klonski  l,  105  II. 
i  eher  Frankreich  (loci  S.  2<»'.>.  Kaufmann  a.  a.  i  >.  S.  .">7'.>  II.  RIock  dictiou. 
Art  domaine.    Ueber  England  (ineist,  engl.  Verw.r.  II,  III. 

I.  —  §.  2*23.  Die  Einrichtung  der  DomUncu Verwal- 
tung. Ein  Punct  nicht  ohne  principielle  Bedeutung  ist  es,  unter 
welchem  Ministerium  das  Domänenwesen  des  Staats  steht,  bez. 
stehen  soll.  Neben  rein  administrativen  Gesichtspunctcn  kommt  es 
darauf  au,  welches  das  leitende  P r in  c i p  in  der  Domänenver- 
waltung  ist  und  sein  soll.  Gelten  die  Domänen  wesentlich  nur 
als  privatwirthsc  Ii  ältliche  Einnahmequelle  des  Staats,  wie  früher 
ziemlich  allgemein,  so  erscheint  es  am  Richtigsten,  sie  unter  das 
Finanzministerium  zu  stellen,  zu  welchem  sie  auch  gewöhnlich 
ressortirt  haben  und  vielfach  noch  ressortiren.  Will  man 
neben  oder  vor  dem  finanziellen  mehr  den  Staats-  und  volkswirt- 
schaftlichen Gesichtspunct  zum  leitenden  auch  für  die  Verwaltung 
machen,  —  heute  wohl  mit  Recht  —  so  werden  die  Domänen 
unter  eines  der  volkswirtschaftlichen  Ministerien,  am  Resten 
unter  dasjenige  der  Landwirtschaft  (so  jetzt  in  Preusscn  und 
Oesterreich)  gestellt,  wobei  natürlich  das  fiscalische  luteresse 
innerhalb  gewisser  Schranken  berechtigt  bleibt  und  wahrgenommen 
werden  müss. 

S.  o  S.  07.  Preuss.  Vcrordn.  v.  7.  Aug.  1S7V  west-östo  r  r.  v.  20  Jan.  1*72. 
In  anderen  deutschen  Staaten  stehen  die  Dom.  regelmässig  unter  d.  Fin  min., 
ebenso  in  Frankreich.  Besond.  Dom.ministerium  in  Kusslaud. 

In  dem  betreffenden  Ministerium  bildet  das  Domänenweseu, 
bei  grösserer  Ausdehnung  eventuell  für  sich,  oder  mit  dem  Staats- 
forstwesen zusammen  eine  eigene  Ministerialabthcilung,  Direc- 
tion  u.  dgl.  zur  obersten  Leitung  der  Geschäfte.  Die  Provincial- 
nnd  Local-Domänenverwaltung  wird  sich  mit  nach  der  bestehenden 
Behörden-  und  Verwaltungsorganisation,  dann  aber  auch  nach  dem 
Umfang  der  Domänen  und  nach  der  Art  der  Verwaltung  richten. 


Digitized  by  Google 


538     •*<•  15-  Ord.  Kmn.  2.  K.  Privatenrorb.  I.  H.  A.  Domänen.    §.  223.  224. 


Seit  der  Ablösung  der  Grund gefalle  und  dem  Aufhören  der  Naturaleinuahroen 
bat  sich  der  Geschäften  m  fang  auch  in  Deutschland  erheblich  vermindert  und  Vereiu- 
rachungeu  der  Domänen  Verwaltung,  Verminderung  des  Personals  ermöglicht.  In 
manchen  deutschen  Staaten  ist  zudem  der  Doinäneubcsitz  (zum  Unterschied  vom  For>?- 
besitz)  nur  noch  klein,  ebenso  in  Frankreich,  England,  seit  den  neueren  grossen  Ver- 
äusscrungen  in  West-Oesterreich.  Bei  der  vorherrschenden  Verpachtung  vermindern 
»ich  die  laufenden  Vcrwaltungsgcschäfte  sehr  und  beschränken  sich  nur  noch  auf 
eine  gewisse  Coutrolc  der  Pächter  und  der  verpachteten  Feldgüter.  Die  älteren 
„Douiänenkainmcrn",  als  Uberbehörden,  haben  daher  nur  noch  einen  Theil  ihrer 
ehemaligen  Bedeytuug  behalten  und  die  Verwaltung  in  der  Mittel-  u.  U nterinsUn/ 
könnte  anderen  Behörden  oder  einzelnen  Beamten  in  diesen  mit  ubertragen  werden. 

Beispiel.  Preussen.  Die  Domänen  standen  früher  in  den  Provinzen,  mit 
anderen  Finanz-  u.  Verwaltungsgeschäftszweigen,  unter  der  Kriegs-  u.  Domänenkammer. 
Seit  der  Behördenorganisafion  v.  IM)*  u.  deren  späterer  Abänderung  ( 1 S 1 7)  fungirt 
eine  der  „Abteilungen"  der  „Regierung"  (in  d.  Kegier.bezirkem  für  die  „Verwalt. 
d.  directen  Steuern,  Domänen  u.  Forsten*'.  Die  Erhebung  der  Domäuengofalle  erfolgt- 
früher  durch  eigene  Domänen- Ucniämter  u.  Domänenämter,  jetzt  in  d.  Kogel  durch 
die  allgemeinen  Kreiskassen  oder  andere  Kön.  Kassen.  Im  Etat  werdeu  jetzt  noch 
75  Dom.-Kentbcainte  aufgeführt  (lieh.  i.  D.  270«  M  ).  In  West-Üesterr.  bestehen 
unter  d.  Min.  d.  Ackerbaus  (I  „Forst-  u.  Dom.-Directiuueu". 

Als  Grundlage  der  Domänenverwaltung  dienen  genaue  Ver- 
zeichnisse aller  zu  den  Domänen  gehörenden  Best  au  dt  heile  und 
Gerechtsame,  welche  natürlich  sorgfältig  auf  dem  Laufenden  ge- 
halten werden  müssen.  Seit  der  Durchführung  der  Ablösungen 
der  Grundlasten  hat  sich  auch  dieses  Geschäft  der  Aufzeichnung 
erheblich  vereinfacht. 

* 

Der  l  infang  des  Besitzes  au  Feldgütern  u.  dcinireinäss  die  Einnahm.' 
daraus  ist  in  den  europ.  Staaten  sehr  verschieden,  relativ  am  Grössten  noch  in  Kuss- 
laud  und  in  den  deutschen  Staaten,  aber  auch  in  einzelnen  dieser  letztereu  nicht 
immer  mehr  erheblich.  Daten  auch  über  die  Grösse  mehrfach  in  den  F.tats.  S. 
einige  ältere  Notizen  bei  Kau  103  u.  vor.  Aufl.  dieses  Bandes  S.  .'{82.  In  West- 
Oester  reich  meist  nur  noch  kleine  Koste  landwirthsch.  Domänen,  in  VerbinduL- 
loit  Forsten.  18M>  noch  (1775  llcrtaren  Aecker,  Wiesen,  Gärten,  (meist  in  GaJicicn  . 
41.1 43  licet.  Alpen  u.  Weiden  ^bes.  in  Tirol.  Salzb. ,  Stcierm.),  15.289  ha.  son?L 
Uulturbodcus,  dagegen  doch  noch  (i4.'i,217  ha.  Walduugen,  .'.'»3,083  ha.  unproduet 
Boden.  Rohertrag  d.  Landwirthsch.  63,270  der  Nebcnwirthschaften  205,220  d., 
nebeu  «  512  Mill.  fl.  ans  d.  Forstwirthsch  Anschl.  f.  18*2  roh  3*955,  rein  0  «61  Mill.  fl . 
also  fast  >ranz  aus  den  Forsten.  —  Preussen  1883.  S\s  Pachtungen  mit  1077 
Vorwerken  u.  330,185  ha.  nutzbarer  Grundstücke,  geiren  1127  Vorwerke  u.  340,760  ha. 
noch  in  1875.  Dennoch  der  Ertrag  damals  nur  1 1*21 ,  jetzt  1314  Mill.  M.  Sehr 
ungleiche  Verkeilung  dieser  Domänen  Uber  das  Staatsgebiet,  in  Kheinprov.  u.  Hohcit- 
zollern  gar  keine,  Wesrphalcn  (R.-B.  Minden)  nur  2  mit  1003  ha.  (1875  noch  4  mit 
1533  ha.),  K.-B.  Wiesbaden  (ehem.  Nassau)  25  mit  2175  ha..  R.-B.  Cassel  (Kurhcssein 
80  mit  12.031,  Prov.  Hannover  192  mit  35,673  ha.  (1S75  107  mit  37,000),  Prov. 
Schlesw.  Holst,  nur  4  mit  026  (1875  2  mit  92  ha),  Prov.  Sachsen  151  mit  54.4'ü, 
(1S75  153  mit  55,000 1,  Schlesien  99  mit  25,218  ha.,  Posen  78  mit  27,460  (.1875  SO 
mit  28,000).  Pommern  151  mit  61,412  (1S75  154  mit  63,000),  Braudenb.  138  mit 
51,o79  (1875  143  mit  55.000).  West-  u.  <  )stpreussen  156  mit  61,460.  Veränderung- El 
gehen  ausser  durch  Verkäufe  auch  durch  andere  Verpachtungsform  (in  Parccllen)  vor 
sich.  Der  Ertrag  von  parccll.  Pachtstücken,  Mühlen,  Fischereien  ist  4  70  Mill.  M. 
davon  161  aus  d.  Prov.  Hannover,  0.744  aus  R.-B.  Wiesbaden.  6  Vorwerke  mit 
1445  ha  hat  die  GestUtsvcrwaltung,  47  mit  20,071  ha.  zu  Kcmontedepots  die  Milit- 
verwalt.  in  Pacht.  Die  Kosten  der  Bewirtbschaft.  u.  Erhebung  für  die  Feldguti'r 
(incl  Parcellcui  allein  lassen  sich  nicht  genau  feststellen,  da  das  betreff.  Verwaltung- 
personal  noch  f.  andere  Zweige  mit  fungirt.  Die  Brunnen-  u.  Bäderverwaltune  (Eins. 
1.97  M   M  )  steht  mit  unter  d.  Dom  Verwaltung.    Gesammtanschlag  im  Et.  f.  1883  M 


Digitized  by  Google 


Einrichtung  der  Dotna  neu  Verwaltung. 


539 


ist:  2Si»*>  M.  M.  Einn.  -wovon  ausser  den  schon  gen.  Posten  1  Sls  aus  irrundherrl. 
Hebungen  u.  s.  w.,  H37Ö  aus  Dom. -Amortis.- Kenten ,  der  Best  aus  diversen  and. 
Posten).  Die  dauernde  Ausgabe  ist  auf  (»'TS  M.  M.  angesetzt  (davou  f.  Dom.bcamtc 
972,000,  Wohngeld  24,000,  Kosteu  f.  Erhebung  d.  Dom.-Gcfällc  110,000,  Aufs.kosten 
1 3O.O00,  Dienstaufw.entsehädig.  129,000,  Zinsen.  Kenten  r.  Pass.kapit.,  Abgaben  u.  s.  w. 
J. 17S.OO0,  Unterhaltung  u.  Neubau  v.  Gebäuden,  Wegen  etc.  2.347,000,  Betriebskosten 
ad  in  in  ist  r.  Grundstücke  57S,000,  dsgl.  der  Miner.br.  u.  Bader  1.211.000,  das  Ucbrige 
verschied,  kleinere  Posten),  Reinertrag  dieser  ganzen  Vcrwalt.  22  20  IC.  M.  S. 
auch  Meitzen,  Boden  Preussens  I,  522,  preuss.  Statist.  Jahrb  IV,  1,  S.  150.  — 
Uebcr  Baiern,  Vocke  in  d.  Ztschr.  d.  baier.  stat.  Bur.  JsTl  S.  1  Hl  II.  Feldguter- 
bestand durch  principiell  von  d.  Kammern  gewünschte  Verkaufe  sehr  vermindert.  — 
Ueber  Baden  Kegenaucr  S.  33!».  —  Leber  Würtemb.  Siecke  a.  a.  0.  S.  1  Sä. 
l*andwirthsch.  benutzte  Domänen  u.  einzelne  Grundstücke  18*3  10,210  ha.,  wovon 
erstere  nicht  ganz  die  Hälfte;  Wiesen  dabei  3300  ha..  Aeckcr  5101.  Weinberge  lv 
Pachtertrag  der  „Meiereien"  101,547  M.,  der  verpacht.  Einzelguter  4sl,S41  M.  — 
l  oher  Mecklenb.  s.  Balck,  Dom.vcrf.  in  M.  Sehw.  ISß-l.  Beitr.  z.  Statist.  M.s  IV, 
H.  1  u.  2.  1805.  (1  eher  die  gen.  deutschen  Länder  einige  Daten  in  vor.  Aull.  S.  3S3). 

II.  —  §.  224.  Uebersicht  und  Entwicklung  der 
Systeme  der  Verwaltung.  Geschichtlich  kamen  und  noch 
gegenwärtig  kommen  hier  dieselben  Systeme  wie  beim  landlichen 
Privatgrundbesitz  vor.  Die  drei  typischen  Formen,  mit  einzelnen 
Ab-  und  Nebenarten,  sind  die  eigene  Bewirtschaftung 
durch  Verwalter  auf  Rechnung  des  Domänenfiscus,  (mit  der  Abart 
der  „Gewährsverwaltung"),  die  Verzeitpachtu ng  und 
die  Vere rbpachtung. 

Kau,  §.  103,  weist  darauf  hin.  wie  in  dieser  Reihenfolge  die  Theilnahme  der 
Kegierung  an  der  Verwaltung  immer  schwächer,  diejenige  der  Privaten  immer  stärker 
wird  -  :  also  stärkere  Ilerbeiziehung  des  Moments  des  ,. wirtschaftlichen  Interesses" 
•  ler  Privaten  im  Productionsintcresse. 

Geschichtlich  entwickelte  sich  in  Deutschland  und  den  Nachbarländern  die 
Ptftiulzungswcise  im  Ganzen  ungefähr  in  der  hier  angegebenen  Kcihenlolge.  Die 
eigene  Verwaltung  ist  die  älteste  Form  auf  niedriger  Wirthschaftsstufo:  bei  vor- 
waltender Abhängigkeit  des  Ertrags  vom  Naturfactor  und  bei  extensivem  Betrieb  ist 
:«ie  eher  zulässig:  später  treten  aber  die  speoitisehen  Nachtheile  des  Staatsbetriebs 
hei  ihr  leicht  am  Meisten  hervor.  Dann  greift  man  lieber  zur  Pacht.  Die  anfangs 
kurzen  Zeitpachtperioden  werden  aus  Ökonomischen  Gründen  verlängert.  Ebenso 
wird  der  anfangs  an  ciu  bestimmtes  Wirtschaftssystem  gebundene  Päcbtor  später  in 
«ler  Wahl  des  Wirtschaftssystems  freier  gestellt.  Die  (historisch  öfters  ältere)  Erb- 
pacht leitet  geschichtlich  mehrfach  den  t'ebergang  der  Domänen  ins  Privateigentum 
ein,  welche»  letztere  auch  wieder  aus  ökonomischen  und  socialpolitischen  Gründet) 
durch  Ablösung  des  Erbpachtkanons  oder  durch  freien  Verkauf  im  Interesse  intensiverer 
Landwirtschaft  M  grösserer  Volksdichtiirkeit  und  weiterem  Absatz  hergestellt  wird. 

Vgl.  oben  St»  IJ.  —  Ein  Theil  der  römischen  agri  publici  wurde  von  den 
Sklaven  für  den  Staat  verwaltet,  unter  Aufsicht  des  Senates,  der  die  Rechnungen 
abhörte.  Bosse  ,  I.  70.  Die  regelmä«s.  Form  der  Nutzbarmachung  der  Staatsl.indcreien 
war  aber  die  Zoitpaeht  gegen  Geld,  entsprechend  der  früh  ausgebildeten  röm.  Geld- 
wirthsehaft.  Mommsen.  röin.  Staatsrecht  II,  I,  410.  Ueber  die  censorische  Ver- 
pachtung der  Proviiicialdomane  in  d.  Zeit  der  Republik  s.  Marquardt,  röm.  Staats- 
verwaltung II.  241.  Bei  grösseren  Gomplexen  Generalpacht  mit  Separatafterpacht. 
Auch  das  zur  Viehweide  bestimmte  Land  wurde  verpachtet,  die  Pächter  liefen  Vieh 
•jegen  Weidegeld  (scriptum)  zu.  ob.  S.  24t.  Pater  den  Kaisern  kam  die  Domäne 
unter  die  Administration  des  kais.  Fiseus.  Diese  Guter  wurden  auch  jetzt  noch  ver- 
pachtet, auf  5  Jahre  oder  langer;  sp.iter  mehr  Colonabverhältniss  (Erbpacht).  Auch 
Selbstbewirthschafttinir  von  1  iscalgutern  kommt  noch  vor.  Marquardt.  S.  250.  251.  — 
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In  Athen  allgem.  Erbpaeht  oder  Zeitpacht  der  heil.  u.  nicht  heil.  Gemeinde-  u.  Staat- 
sgüter. /..  Th.  unter  Vermittlung  von  Generalpächteru.    Zeitpacht  v.  verschied.  Läng-  . 

4.  10.  25,  40  Jahre  kommen  vor.  Böekh,  Staatsh.  Athens,  2.  A..  I.  415  ff.  — 
Im  Mittelalter  war  fast  allgem.  die  Administration  üblich,  und  noch  in  der  Mitt-* 
des  \oriireu  Jalirhundeils  wurde  sie.  /.  B.  von  Sch  reber.  vonrezojren .  denn 
mau  scheute  die  Verpachtung ,  um  dem  Paehtcr  nicht  einen  Gewinn  zu  lassen,  der 
der  Keirierun::  zugewendet  werden  konnte,  und  um  die  bessere  Schonung  der  Länderei<-ii 
zu  bewirken.  Seckendorf  lehrte  indess  schon.  das>  man  nach  den  l  mstäudeu 
/wischen  Verpachtung  und  Verwaltung  wählen  solle,  s.  bei  V.Seckendorf  im  Anhang 
die  Bestallung  des  Amtmannes  u.  Kastners  im  17.  Jahrhundert.  (Kau.  §.  104.)  Im 
früheren  Mittelalter  Zusammenhang  der  Selbstbewirthschaftung  der  Domänen  mit  der 
natural- wirthschaftl.  Versorgung  d<-  Hof-.  Vgl  Hüllinann,  l'in.ge-ch.  S.  30  ff.. 
Ders.,  Ge-ch.  d.  Dom. benutz,  in  Deutschi.,  Frankf.  a.  0.  ISO".  Anton,  Gochichte 
der  deutschen  Landwirth>chaft.  I.  177.  Langental,  Geschichte  der  de otsehen  Land- 
wirtschaft I.  IIS.  Waitz.  Wrf.gesch. .  a.a.O.  pa-sim.  Kau,  §.104  Noten,  \or 
Aufl.  diese-  Bandes  S.  3Sö  u.  oOen  he-.  §.  S7— 91.  —  Unter  Kai-er  Friedrich  II. 
war  ein  Theil  der  Krongüter  in  Neapel  verpachtet  v.  Kaumer,  Hohenstauf-n 
VII.  Buch.  0.  Haupt-t.,  Nr.  XIV.  —  In  Deutsehland  kameu  einzelue  Verpachtun?» n 
auf  Zeit  schon  im  16.  Jahrh.  vor.  wie  die  \on  Sehreber  initgetheilfen  ('ontracte  an- 
der Itegierting  des  Kurfürsten  August  vou  Sach-en  von  1505  zeigen.  In  Würteinberr 
«raren  -dum  /u  Anlaut:  des  10.  Jahrh.  viele  Feldhüter  verpachtet,  II  off  mann  a.  a.  U 

5.  33.  Häutiger  wurde  die  Verpachtuni!  ge»yn  Ende  de-  17.  Jahrhundert-,  als  mau. 
um  die  Wunden  de*  30  jähr.  Krieges  zu  heilen,  be>ond.  eifrig  auf  Verl>e»erun?eü 
bedacht  war.  namentlich  1070  in  Sachsen,  um  dieselbe  Zeit  in  Hannover,  IfiM 
im  Preußischen,  wo  die  wieder  eingeführte  Administration  von  Neuem  in  Ver- 
pachtung auf  0  Jahre  \crwandelt  wurde  (Riedel  S.  17,  Oelrichs  S.  14 '• .  wihrenJ 
dun  h  V.o.  von  1042  noch  die  riligehend-fen  Bestimmungen  olter  d.  Admini-tratiou  d-  - 
Domänen  im  Ileizogth.  Pn  u-sen  u.  über  Naturallieferuiijren  der  Dom.  an  den  Hof  er- 
gingen;  1000  iu  Oesterreich;  Hüll  mann,  Geschichte  der  Domänen  -Benutzung 
S.  74— SO.  (Kaiü 

Lit.  über  d.  Bewirthsch.  d.  Dom.  >.  unten.    Auch  bei  Kletke,  Lit.  d.  I'inanz- 
wes.  d.  Pretiss.  Staats.  3.  A  .  BcrL  1S70.  S.  32. 

A.  —  §.  225.  Bewirtschaftung  durch  Verwalter. 
(Selbst-  oder  Eigcnverwaltung,  Administration).  Diese 
Form  war  im  älteren  naturalwirthschaftlichen  Zustande  der  Volks 
wirthschaft  Uberhaupt  und  der  Finanzwirthschaft  speciell  angebracht 
und  gewöhnlich  durch  die  Verhältnisse  geboten,  auch  ökonomisch 
technisch  bei  extensivem  Ackerbau  nicht  nothwendig  schlechter 
als  ein  Pachtbetrieb  gewesen  wäre,  wenn  derselbe  überhaupt  all- 
gemeiner hätte  stattfinden  können.  Nur  die  Mängel  der  Staats 
Verwaltung  Uberhaupt,  die  Unordnung  und  Unehrlichkeit  der 
Administratoren  bei  ungenügender  Controle  bewirkten  wohl  ziem- 
lich allgemein  schwere  Schäden  dieses  Systems  für  den  Staat  oder 
den  Fürsten.  Die  specitisch  ökonomisch-technisc  hen  Mängel 
der  Eigenverwaltung  traten  dann  aber  nach  der  Hebung  oder 
Verminderung  jener  allgemeinen  Missstände  mehr  und  mehr  hervor 
und  führten  seit  dem  17.  Jahrhundert  zur  Einführung  der  Zeitpacbt, 
nachdem  für  diese  Form  auch  sonst  die  rechtlichen  und  wirth 
schaftlichen  Bedingungen  sich  entwickelt  hatten.  In  der  neaeren 
Staatspraxis  ist  es  daher  üblich  geworden,  die  Eigenverwaltuni: 
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nur  in  möglichst  s  e  1 1  e  n  e  n  A  u  s  n  a  h  m  e  f ä  1 1  e  n  noch  eintreten 
zu  lassen. 

Z.  B.  Prcuss.-n  (Könne,  Staabr.  II.  2.  .»96).  wo  dir  Donräncnrerinsseriinp*- 
Iiwraction  70111  25.  Ott.  1S10  11.  d.  Instr.  f.  d.  Oberrechenkamm.  v.  IS.  Dec.  1824 
bestimmen,  da-s  l»ci  den  dem  Staat.-  verbleibenden  Domänen  die  eigene  Administr. 
njf  jede  Weise  vermieden  Ii.  nur  in  änssentten  Nothfällen  gegen  spec.  Genehmigung 
.1.*»  Kf»ni«r*  erfolgen  solle;  hei  unvermeidl.  Exmission  des  Pächters  auch  nur  einst- 
weilen auf  kurz*;  Zeit  mit  Genehmigung  des  Kinanzminist.  Bad.  Hofdoiu.  K.  YVrord. 
..  2.  Mai  1S20.  §.  5:  Di.-  Sel!>stbewirthschaftung  kann  nur  ausnahmsweise  u.  nicht 
-.line  (»«•sondere  Ermächtigung  stattfinden.  Ebenso  Würtemberir,  Ho  ff  mann  S.  41».  — 
Kur  die  eigene  Verwaltung  spricht  die  Schrift:  lieber  Domänen  und  deren  Benutzung. 
Bre&l.  IS'15.  Der  Verf.  sucht  zu  zeiu.11.  dass  in  den  Händen  sehr  tresehickter  und 
zuverlässiger  Verwalter  die  KamtuergUter  fortdauernd  mehr  eintragen  könnten,  als  »»ei 
-rossen  Pachtungen.  Wäre  es  nur  leicht,  solche  Verwalter  zu  linden  und  auf  den 
Gütern  zu  erhalten!  (Kau.) 

Die  Grunde,  welche  heute  gegen  die  Eigen verwaltu n*  der  Domänen  geltend 
gemacht  werden,  sind  theils  die  gewöhnlichen,  nur  etwas  zu  sehr  verallgemeinerten 
(»runde  goren  unuiittelbar«n  Betrieb  wirthschaftlicher  Thätigkeiten  durch  den  Staat 
und  seine  Beamten,  die  dazn  wenis?  srceignet  seien,  theils  einige  besonder«-  aus  dem 
Gebiet  der  Domänen hewirthschaftumr  speciell  entnommene.  Auch  hierbei  wird  freilich 
mehr  auf  die  „Erfahrung"  im  Allgemeinen,  als  auf  einzelne  Thatsachen  hin- 
•-'ewiesen.  K'au.  §.  105  u.  danach  noch  die  vor.  Aufl.  dieses  Bands  §.  167,  hebt 
namentlich  vier  Xachtheile  hervor:  zu  geringen  Rohertrag,  weil  der  Verwalter, 
als  fcstbesoldetcr  Beamter,  kein  genügendes  eigenes  Interesse  zu  tüchtigerer  Wirthschafts- 
fiihrnng  habe,  durch  Instructionen  u.  Controlen  gebunden  sei,  auch  besonders  geeignete 
Personen  unabhängigere  Lebensstellungen  erstrebten:  zu  hohe  Kosten,  bei  der 
evwöhnlich  zu  erwartenden  irerinireren  Sparsamkeit,  von  schwer  ganz  zu  verhütenden 
Veruntreuungen  abgesehen:  unliebsame  Nothwend itrkeit,  das  ganze  Bewirth- 
-chaftungskapital.  bei  steigender  Intensivität  des  Ackerbaues  also  ein  immer 
grosseres,  durch  den  Staat  selbst  zu  stellen;  unbequemer  Wechsel  der  Rein- 
erträge jahresweise.  Gewiss  vielfach  wahrnehmbare,  aber  doch  nicht  immer  durchaus 
nothwendige  Nachtheile. 

Zulässige  Ausnahmen  der  Eigenverwaltung  liegen  zu- 
nächst selbstverständlich  bei  landwirthschaftlichen  Muster- 
anstalten u.  dgl.  vor,  wo  andere  als  das  privatwirthschaftliche 
Kentabilitätsmomcnt  entscheiden  und  über  die  öfters  wahrzu- 
nehmende geringe  Einträglichkeit  solcher  Wirtschaften  hinwegzu- 
sehen erlauben. 

S.  die  Daten  über  die  baier.  betreif.  Güter  Schle.isshcim,  Weihcnstepban.  Fursten- 
ried  u.  über  ähnliche  Güter  anderer  deutscher  Staaten  bei  Hau,  §.  106  Note  a,  u. 
wesentlich  darnach  noch  vor.  Aufl.  dieses  Bands  §.  16S  Note  J2. 

Allgemeiner  erscheint  die  Selbstverwaltung  zulässig  bei  \leb- 
land,  besonders  solchem  einer  speeifisch  vorzüglichen  Lage,  und 
zweckmässig  bei  eigenen  abgesonderten  Wiesen 
flächen.  Bei  diesen  ist  sie  auch  üblich  und  leicht  ausführbar, 
unter  Oberleitung  reisender  Wiesenbaumeister.  Der  Grasschnitt 
Hell>8t  wird  versteigert. 

Staats -Weinberge  u.  A.  in  kleinen  Partien  noch  im  K.Sachsen.  Baiern  (Unter- 
franken),  Würtemb.,  Baden.  Mehrfach  in  Eigenverwaltung,  doch  in  Baiern  jetzt  meist 
»'•rpachtet.  Baicr.  Staats-IIof  kellerei  noch  in  Würzburg.  — Wiesen  vielfach  in  Selbst- 
tenraltang.    Instruction  für  den  bad.  Domanial-Wiesenbaumeister  v.  2.  Mai  1850.  — 
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In  den  einzelnen  Verwaltungsbezirken  werden  kundige  Wiesenaufseher  angestellt.  — 
Grosse  Anlagen  von  Riese.lwiesen  auf  bisherigem  Domanialwaldboden  in  d«  r  Provinz 
Pos»n  Lette'*  Bericht  in  der  Kammer  der  Abgeordneten  von  1855.  —  Wieden- 
anläge  von  5S0  Morgen,  wo\on  345  lii-hcr  Doinanialwald  waren,  auf  103.000  1 
angeschlagen ,  in  lladen,  184*»  begonnen.  (Schutterwald,  in  der  Gemeinde  Eckarts- 
Meier,  Amt  Kork.)  (Kau) 

Auch  die  Vorbereitung  eiues  Guts  zum  Verkauf,  die  dazu 
etwa  erforderliche  vorherige  Vornahme  von  Verbesserungen,  ferner 
die  Deterioration  eines  Guts  durch  einen  unordentlichen  Pächter 
oder  in  Folge  grosser  Unglücksfalle  (Elementarschäden  u.  a.  m.), 
können  mitunter  die  Eigen  Verwaltung  wenigstens  zeitweilig  zweck- 
mässig erscheinen  lassen.  Der  Concurs  des  Pächters  macht  sie 
natürlich  zeitweilig  nothwendig. 

Es  verwaltete  die  österr.  Nationalbank  z.  B.  die  ihr  überwies.  Staatsgüter  mitunter 
eine  Zeitlang  selbst,  um  sie  für  den  Verkauf*  vorzubereiten.  S.  d.  gen.  Srbr.  Staat- 
pttterrenr.  d.  Kationalb.,  S.  42  u.  r»st.  Finanzmin.-In>tr.  v.  14.  Nov.  Is56. 

Itei  Eigenvcrwaltung  einer  Domäne  wird  dann  ein  Wi  rthscbaf  tsausc  hlasr  zu 
(irundc  ireleirt  und  das  Betriebssystem  regelmässig;  vorgeschrieben  werden.  Dem 
Verwalter  in  der  Wahl  des  landwirtschaftlichen  Systems  in  derselben  Weise,  wie 
jetzt  passend  dem  Zeitpächter,  eine  geartete  Freiheit  zu  lassen,  geht  ausser  etwa  )•  . 
Musterwirtschaften  nicht  wohl  an  und  ist  auch  bei  der  kurzen  Dauer,  während  dermis 
Domänen  nur  in  Selbstverwaltung  stehen  >ollcn,  aus  Kcntabilitätsrücksichten  nicht 
nothwendig.  Eine  regelmässige  Revision  der  Wirtschaft  erfolgt  durch  Beamte  der 
vorgesetzten  Domünenverwaltiings- Behörde.  Die  Anwendung  des  Gew innanthcil- 
Systeins  (Tantieme!  bei  den  im  Uebrigon  auf  festen  Gehalt  ge«»etzten  Verwaltern  H 
empfehlen>werth  und  nicht  allzu  schwierig.  (Kau,  §.  107,  108.  darnach  noch  vor 
Aufl.  dieses  Bands  §.  169.  ausfuhrlicher). 

Etwas  Aehnlichcs  M  die  sogen,  Gew  ährsverw  altung,  wo  der  ..Verwalter" 
dein  das  Betriebskapital  vom  Staate  geliefert  wird,  für  einen  M  in  im  alertrag  des  Gut- 
haftet und  von  dem  rechnungsmäßigen  Mehrertrag  »-inen  Anteil  bezieht.  Es  wird 
jedoch  schwer  sein,  geeignete  und  zu  einer  solchen  Haftung  geneigte  Pcr>onen  zu 
finden,  wenigstens  wenn  sich  die  Haftung  auf  einen  dem  liscalischen  Interess« 
angemessenen  Gutsertrag  erstrecken  soll.  S.  Kau  §.  109,  vor.  Aufl.  dieses  Bands 
§.  170  ".etwas  ausführlicher).  Sehr.  her.  Abh.  v.  Kaminergutern,  S.  29  und  S.  137. 
wo  das  Formular  eines  solchen  Pachtvertrages  mitgeteilt  wird.  Der  Gewährsadmini- 
strator  soll  alle  casos  fortuitos  auf  sich  nehmen,  ausser  Brandschaden  oder  wenn  die 
Amtsunterthanen  wegen  besonderer  Unfälle  Naehlass  an  ihren  Prästatiouen  erhalten; 
ferner  will  die  Kegierung  von  Viehsterben,  Wasser-,  Frost-,  Weitcrschaden  und  Mause- 
frass  an  Feldfrüchten  die  Hälfte  tragen,  wenn  solche  Verluste  über  die  Hälfte  de> 
Viehstandes  oder  der  Nutzung  ausmachen.  Der  Amtmann  haftet  für  einen  jährlicher. 
Ertrag  v.  20,000  Thlr.  und  erhält  Ton  dem,  was  darüber  bezogen  wird,  die  Hälfte 
Für  diese  Einrichtung  ist  Bergius,  Pol.  u.  Cam.  Mag.  IV,  123  (im  Einzelnen  nach 
Sch reber).  Mangelhafte  Einrichtung  dieser  Art  in  Kurbrandenburg.  1660  —  7fi 
Hullmann,  Dom.-Ben.  S.  45.  (Rau.)  Nicht  so  ungünstig  urteilt  darüber  Biedel, 
brand.  preuss.  Staatsb.  S.  16:  Die  Massregcl  des  Vergebens  in  ,. Admodiation"  oder 
des  Verpachtens.  die  zur  Erreichung  einer  hahoren  Nutzung  möglichst  angenomme-j 
wurde,  hatte  ihren  guten  Erfolg,  wenn  die  Durchführung  auch  nur  langsam  gelane 
und  dem  Verpächter  zu  viele  Lasten  blieben,  so  dass  nur  die  Pächter  sich  bereichertea 
Aber  die  Hauptsache  war.  dass  Ordnung  geschaffen  wurde.  Die  Massregel  ist  wohl 
überhaupt  bloss  als  Ucbergang  zur  gewöhnlichen  Zeitpacht  beliebt  worden.  Es  hatte 
zufällige  besondere  Gründe,  dass  später  wieder  Administration  eintrat,  cb.  S.  17. 
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B.  —  §.  Verpachtung  oder  Zeitpacht. 

1.  Beurtheilung.  Aus  dem  Vorausgehenden  folgt  schon, 
dass  bei  uns  in  der  Gegenwart  im  Allgemeinen,  besonders  bei 
üomänenhöfen  nnd  bei  einzelnen  Ackerstücken  die 
Zeitpacht  der  Eigenverwaltung  vorzuziehen  ist. 

In  der  Regel  wird  der  Pächter,  als  selbst  interessirt,  einen 
höheren  Reinertrag  als  der  staatliche  Administrator  erwirtschaften 
und  dann  auch  eine  höhere  Pachtrente  zahlen  können.  Die  weit- 
läufige Rechnungslegung  und  Controle  fällt  fort,  das  Bewirthscbaf- 
tungskapital  kann  eventuell  der  Pächter  selbst  stellen.  Die  Er- 
neuerung des  Pachtvertrags  ermöglicht  dem  Staate,  an  der 
mittlerweile  etwa  eingetretenen  Erhöhung  des  Reinertrags  theilzu- 
nehmen.  Dem  Bedürfniss  der  Finanzwirthschaft  gemäss  gehen  die 
Pachtsummen,  wenn  sie  nicht  zu  Übertriebener  Höhe  emporge- 
schraubt sind  und  nicht  besondere  Nothstände  vorliegen,  sicherer 
und  namentlich  auch  gleichmässiger  als  die  Reinerträge  bei  der 
Eigenverwaltung  ein. 

Diesen  notorischen  Vortheilen  stehen  freilich  auch  hier, 
wie  bei  allem  Zeitpachtwesen,  gewisse,  stets  mehr  oder  weniger 
hervortretende  und  völlig  niemals  ganz  zu  vermeidende  Nach- 
theile gegenüber.  Vor  Allem  ist  das  Interesse  des  Pächters 
nicht  ebenso  gross  wie  das  des  selbstwirthscbaftenden  Eigen- 
tümers in  Bezug  auf  die  Vermeidung  übermässiger  Ausnutzung 
des  Guts  —  eine  zu  Ende  der  Pachtperiode  besonders  naheliegende 
Gefahr  —  und  auf  die  Vornahme  von  Verbesserungen,  welche  sich 
nicht  schon  innerhalb  der  Pachtzeit  hinlänglich  bezahlt  machen. 
Dem  ersteren  Uebelstande  lässt  sich  auch  durch  vorsichtige  Clausein 
im  Pachtcontract  und  durch  Controlen  des  Verpächters  schwer 
ganz  steuern,  abgesehen  davon,  dass  solche  Bestimmungen  und 
Controlen  den  Pächter  in  der  Wirtschaftsführung  lästig  hemmen 
und  sonstige  Nachtheile  im  Gefolge  haben.  Hinsichtlich  des  anderen 
Punctes  kann  man  im  Pachtverträge  wenigstens  einige  Vor- 
kehrungen treffen,  welche  des  Pächters  und  des  Verpächters 
Interesse  vereinigen,  was  nicht  ganz  leicht,  aber  doch  in  gewissem 
Umfange  möglich  ist. 

Die  zweckmässige  Gestaltung  des  Pachtvertrags 
ist  hiernach  die  wichtige  Aufgabe,  von  deren  richtiger  Lösung  es 
abhängt,  dass  das  Zeitpachtsystem  für  Volkswirtschaft  und  Fi- 
nanzen möglichst  viel  Vortheile  und  möglichst  wenig  Nach- 
theile zeigt. 
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S.  Kau  §.  110,  III  um)  darnach  vorige  Auflag«!  dieses  RamK  1TI  (au>- 
führlirbor). 

§.  227.  —  2.    Formen  der  Pacht. 

a)  General-  und  Spe  cialpach  t.  Unter  ersterer  versteht 
man  die  Verpachtung  der  „Ländereien  in  grösseren  Massen 
mit  den  zugehörigen  Gewcrksanstalten ,  z.  B.  Brauereien,  Mühlen, 
Ziegel-  und  Kalkülen,  sowie  mit  den  Vorwerken  und  Gefällen  im 
Ganzen"  (Rau),  unter  Specialpacht  die  Verpachtung  jedes 
einzelnen  selbständigen  Objects  („Guts",  Domänenbofs,  Vor- 
werks, wie  auch  der  einzelnen  —  „parcellirten"  --  Grundstücke] 
für  sich. 

(ioneralpaehten  wurden  früher  wohl  empfohlen  wegen  der  Vereinfachung  der 
Geschäfte  für  die  Domancnverwaltung.  wegen  de»  grösseren,  dem  Betriebe  zu  Gute 
kommenden  Kapitalrcichthums  der  Pächter  und  wegen  der  besseren  gegenseitigen 
Ergänzung  der  einzelnen  zusammen  verpachteten  Objecto  (Ländoreien  und  Gewerks- 
austaltcn  u.  9.  w ).  Die  Erhebung  der  ehemaligen  Domanial-Grundgcfälle  erschien 
auch  wohlfeiler  durch  Gcncralpächter  und  zugleich  konnten  diese  die  gutsherrliche 
Justiz  ond  Polizei  als  „Pachtamtleute"  gut  ausüben.  Mit  dem  Wegfall  dieser 
Verhältnisse  ist  die  Lage  aber  anders  geworden.  Die  Concnrrenz  unter  den  Pacht- 
suchern wird  kleiner  >ein.  Das  Reeht  zu  Separatafterpacht  wird  dem  Gcneralpäehter 
nicht  ganz  versagt  werden  können,  was  ihm  zwar  die  Zahlung  einer  höheren  Pacht- 
rente ermöglicht ,  aber  mit  grosserer  Gefahr  der  übermässigen  BodenausnuUung  und 
mit  einein  Zwischengowinn-Bezug,  der  weder  dem  Staate  noch  dem  Afterpächter  und 
damit  auch  nicht  dem  Lande  zu  Gute  kommt  So  ist  gegenwärtig  wohl  in  unseren 
Staaten  eine  grössere  Gencralpacht  nur  ausnahmsweise  am  Platze.  Im  Allgeuaeiu.n 
möchten  Gcneralpachten  wie  grosse  Spccialpachten  überhaupt  mehr  für  Länder  danner 
Bevölkerung,  extensiven  Ackerbau's,  Specialpachtcn,  namentlich  kleinere,  für  Länder 
dichter  Bevölkerung  und  intensiven  Anbaus  gewisse  Vorzüge  haben ,  die  indessen  im 
concreten  Fall  durch  andere  Umstände  aufgewogen  werden  können.  Vgl.  Rau,  §.  112, 
118,  u.  vor.  Aufl.  dieses  Bandes  §.  172.  Bei  Rau  u.  darnach  auch  in  d.  vor.  Aufl. 
war  zwischen  den  hier  jetzt  getrennten  Fragen  a)  u.  b>  nicht  gehörig  unterschieden, 
Speeialpacht  zu  sehr  mit  Verpachtung  einzelner  Grundstücke  identificirt  worden. 

• 

b)  Verpachtung  von  grösseren  Domänenhöfen  (daher  regel 
massig  mit  den  erforderlichen  Wohn-  und  Wirtschaftsgebäuden  I 
und  von  einzelnen  Grundstücken,  („ Parc eilen pacht " 
meist  ohne  solche  Gebäude).  Finanziell  ist  öfters  das  letztere 
System  für  den  Staat  vorteilhafter,  die  Pachtpreise  werden  durch 
die  grössere  Concurrenz  der  Pachtsucher  mehr  emporgetrieben,  die 
mancherlei  Schwierigkeiten  und  Kosten,  welche  das  Gebäadewesen 
auch  für  den  Domäuenfiscus  mit  sich  bringt,  fallen  im  Wesentlichen 
fort.  Vortheile,  welche  durch  die  etwas  mühsamere  Aufsicht  auch 
wegen  grösserer  Gefahr  der  Aussaugung  und  Einziehung  der 
Pachtrenten  nicht  aufgewogen  werden.  Indessep  kommt  der 
finanzielle  Gesichtspunct  wieder  nicht  allein  in  Betracht,  der  volks 
wirtschaftliche  muss  mit  entscheiden.  In  dieser  Hinsicht  läuft 
die  ganze  Frage  auf  die  allgemeinere  von  den  Vorzügen  und 
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Nachtheilen  der  grosseren  und  kleineren  Güter  und  der  Gross-  und 
Kleincultur  hinaus.  Diese  Frage  und  damit  diejenige  von  der 
Wahl  zwischen  Domänenhofs- Pacht  und  Parcellenpacht  gestattet 
wieder  keine  allgemeine,  sondern  nur  eine  relative  Entscheidung, 
nach  Zeit  und  Ort  und  Umständen.  Danach  hat  der  Staat,  selbst 
wenn  er  sich  vornemlich  nur  von  seinem  fiscalischen  Interesse 
leiten  lässt,  (Iberhaupt  keine  so  grosse  Freiheit  der  Wahl  zwischen 
den  beiden  Systemen.  Kr  m u s s  dasjenige  anwenden, 
welches  den  gegebenen  Verhältnissen  der  Gegend 
entspricht. 

Bei  steigendem  Bedürfnis*  nach  Pachtland  Seitens  kleinerer  (und  zum  Theil 
auch  mittlerer)  Landwirthe,  daher  gewöhnlich  hei  steinender  Intensivität  der  Land« 
wirthschaft,  hei  Geschlossenheit  des  sonstigen  grösseren  Privatgrundbesitzes,  hei  Ein- 
bürgerung gewisser  Zweige  der  Kleincultur  wird  dann  die  Parcellenpacht  volks- 
wirtschaftlich und  socialpolitiseh  und  gewöhnlich  in  diesem  Kalle  auch  finanziell  den 
Verzug  verdienen.  I>ann  wird  die  Zerschlagung  der  grossen  Domänen  zu  erwägen 
--  in.  Wiederum  unhedingt  kann  mau  sieb  aber  auch  hierfür  nicht  erklären.  Die 
stureren  Domänen  bieten  durch  die  Verbindung  landwirtschaftlicher  In- 
dustrien, besonders  der  Brennerei,  mit  der  Landwirtschaft  wieder  speci fisch  prirat- 
.'tkonoinisch-technische  und  damit  volkswirtschaftliche  Vortheile,  ermöglichen  so  mit- 
unter auch  die  Zahlung  grösserer  Pachtrenten,  als  bei  der  Zerschlagung,  und  fördern 
•  ndlich  in  manchen  Gegenden  auch  ;ds  Musterbetriebe  das  allgemeine  Interesse 
der  1-aiid-  und  Volkswirtbschaft.  Vgl.  Kau  112.  113  und  vor.  Aufl.  dieses  Bands 
>?.  172.  Uebcr  die  Frage  der  Gross-  u.  Kleingütor,  (iross-  u.  Kleincultur  s.  Üroiidlegnng 
319.  .120,  Hau.  Volksw  sch  iehre  8.  Aull.  §.  .171.  Koscher  II.  2.  R.  Kap.  4  und 
lie,  neueste,  vortrefflich  alle  Momente  zusammenstellende  u.  unbefanjjen  abwägende 
Arbeit  ?.  v.  Miaskowski.  Krbrecht  u.  Ünindelgenth.vcrtheil.  im  I).  Keiche.  I.  :\  II. 
(Lp/.  1882,. 

Im  preu^s.  Staate  war  Is70  u.  1883 

Pachtzins     dsd.     Mittlere  Grösse  eines    Mittlerer  Reinertrag  des 
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Aus  den  Angaben  im  Haushaltungsetat  1870  und  83/84  berechnet.  Die  Steuer- 
>ehätzuiigsergebiiisse  bei  Meitzen.  IV,  110.  Man  sieht,  da>»s  die  Pachtguter  in  den 
neuen  Landestheilen  kleiner  sind  als  in  den  alten  Provinzen  und  der  Pachtzins  a.  d« 
Morgen  im  Ganzen  da  li<>her  ist.  wo  auch  das  ganze  Ackerland  einen  grösseren  Rein- 
ertrag giebt.  Der  Pachtzins  der  Domänen  steht  aber  durchgängig  höher,  als  der 
.lurehschnittliehe  Reinertrag  des  A«  ker-,  in  Westfalen  und  Schlesien  ist  er  das  l'2fache, 
in  Pommern  so»-ar  das  21  fache  desselben.    Dies  rührt  offenbar  /um  Theile  von  der 

A.  W')»n"r,  Finan/wi»M-n«i tuft     !.   3,  Auf! 
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iin  Pachtzins  enthaltenen  Rente  <l<  r  Gebäude,  zuui  Theile  aber  auch  davon  h<  r,  dass  «Ii- 
Pachtfruter  Wiesen  und  mehr  besseres  Ackerland  enthalten,  als  der  Durchschnitt  all«-: 
vorhandenen  Ackerclassen  anzeigt.  Ks  erhellt  aber,  dass  der  gegen  kleinere  deutsche 
Länder  niedrige  Ertrag  der  preuss.  Domänen  mit  allgemeinen  volkswirthsehaftlicheü 
Verhältnissen,  als  Klima,  Boden,  noch  nicht  sehr  dichte  Bevölkerung  u.  s.  w.  zusam- 
menhängt. Die  Daten  f.  die  Domänen  in  Westfalen  u  Schlcsw.-Holst.  sind  mit  denen 
•  ler  Übrigen  Provinzen  nur  bedingt  vergleichbar,  weil  die  Zahl  der  dortigen  Domänen  ganz 
klein  ist  (s.  o.  S.  ä'18).  Bes.  in  Prov.  Sachsen  macht  sich  der  Kiufluss  der  Kuben- 
eultur  auf  die  Steigerung  der  Paehtrente  geltend.  Im  Keg.-Bez.  Magdeburg  allein  ist 
die  Pachtrente  sogar  80*1  M.  —  In  Wurtemb.  war  187<>  f.  die  Malereien  uV 
Rente  4061,  fur  die  Einzclguter  9104  M.  per  Hectar  (Kiecke,  S.  184L  — 

§.  22iS.  —  3.    Kegeln  für  die  Zeitpachtungen. 

Dieser  Abschnitt  ist  schon  in  d.  fi.  A.  von  Uau  nach  den  neueren  Ansichten, 
bes.  nach  dem  u.  gen.  Buche  von  Drechsler  von  mir  grossentheils  umgearbeitet 
worden.  S.  6.  A.  §.  143—140,  Hau,  5.  A.  §.  114—120  (nebst  Anhang  von  deu 
Pachtanschlägen  der  Kammergnter  §.  121  — 120a,  der  schon  in  der  6.  A.  fortgelassen 
worden  ist).  Von  älterer  Literatur  s.  vorzngl.  Nie ol  a  i,  I.  234.  II,  150—200.  r.  Hen- 
stedt.  Die  Verpachtung  der  I>andirüter,  Hannover  \<M  (vorzüglich  von  rechtlicher 
Seite).  Ho  ff  mann  in  der  Zeitschrift  f.  die  gesammte  Staatsw.  184S,  VI.  S.  719. 
Jetzt  aber  bes.  ü.  Drechsler,  d.  landwirthschaftl.  Pachtvertrag.  Halle  1*71,  2  R 
[D.  2.  B.  enthält  eine  Sammlung  besteh.  Pachtverträge  u.  Pachtbedinsrungen  bei  d»-n 
Domänen  vieler  D.Staaten).  Ferner  A.  Blomeyer.  Pachtrecht  u.  Pachtverträge 
(zugleich  Haudb.  d.  pmiss.  u.  sächs.  Pachtrechts).  Berlin  1^73.  Drechsler  geht  mehr 
vom  landwirthschaftl..  Blomeyer  mehr  vom  Jurist.  Standpuucte  aus.  Beider  Ergebnis** 
weichen  mehrfach  ab.  Die  Vergleichuug  dieser  Werke  ist  daher  zweckmässig. 
S.  sonst  unter  Anderen  über  Preussen  Oelrichs  gen.  Sehr.,  S.  22  iL.  in  den 
Anlagen  S.  131  H.  /..  Th.  die  bezügl.  Verordnungen  u.  Instructionen.  S.  bes.  «1 
preuss.  Vorordn.  v.  11.  Dec.  18f»2  iib.  d.  allgem.  Beding,  z.  Verpacht.  d.  K.  Domanen- 
vorwerke  (excl.  K.-B.  Stralsund)  u.  a.  bei  Drechsler,  II,  102.  Neue  RedacL 
V.  0.  v.  18U2  v  O.Juli  1872  u.  22  Marz  1882.  s.  Oelrichs  S.  2*  ff.  V.  der  bad 
Hof-Dom.-Kainmer  v.  18.  März  1**30.  A«-Uere  Literatur  nber  di<-  Anfertigung  von 
Ertrags  au  schlügen  s.  bei  Kau,  Fin.  I  5?.  121  Note  und  danach  in  vor,  Aufl. 
dieses  Bands  S.  300  Note  31.  V.  A.  v.  Flotow,  Anleitung  zur  Fertigung  d.  Ertrags- 
anschläge. Lripziu  1820.  22.  IL  B.  (vorzüglich  gut).  Pabst,  Landw.  Taxationslehrc. 
2.  A.  Wien  1803.  Die  landwirths«  h.  Schriften  r.  v.  d.  Goltz,  bes.  dessen  landwirtli- 
schaftl.  Taxationsichre.  Beil.  18*2.  Birnbaum,  landwirthschaftl.  Tax.Iehrc  (in  der 
Thäer-Uibl). 

Kegeln  dieser  Art  lassen  sich  wiederum  nur  für  bestimmte 
Länder,  Zeiten  und  Land  Wirtschaftssysteme  aufstellen. 
Mit  der  Veränderung  namentlich  der  letzteren  ändern 
sie  sich  daheriselbst  wieder.  Das  bat  die  Domänenver 
waltung  nicht  zu  übersehen.  Manche  früheren  Regeln,  welche 
auch  in  Deutschland  noch  vor  Kurzem  als  unbedingt  richtig 
galten,  sind  gegenwärtig  denn  auch  veraltet  oder  bedürfen  einer 
wesentlichen  Modification  in  Folge  der  Umgestaltung  der  Verkehrs 
und  Absatzverhältnisse,  der  dadurch  bewirkten  Nothwendigkeit 
anderer  landwirtschaftlicher  Systeme  und  namentlich  auch  in 
Folge  der  viel  grösseren  Leichtigkeit,  mit  welcher  sich  jetzt  eine 
Aenderuug  dieser  Systeme  vollzieht.  Uebrigens  gelten  für  die 
Zeitpacht  der  Domänen  in  allen  wesentlichen  Puncten  dieselheu 


Digitized  by  Google 


tteg<4n  für  Z.itpaehtnng.n. 


547 


Kegeln  wie  für  die  Zeitpachten  der  Privatgüter.  Es  genügt  daher 
hier,  einige  der  Hauptpuncte  zusammenzustellen. 

a)  Die  Ermittlung  des  richtigen  Pachtzinses.  Sie 
erfolgt  entweder  allein  auf  Grund  eines  sorgfältig  ausgearbeiteten 
Ertragsanschlages  des  Gutes  oder  in  Anknüpfung  an  einen 
solchen  Anschlag  (als  Minimum)  durch  das  Meistgebot  bei  der 
Versteigerung  oder  unabhängig  von  dem  Ertragsanschlag 
bloss  durch  das  Meistgebot. 

I)er  Anschlag  eines  Landguts  oder  Grundstücks  ist  die 
ausführliche  Vorausberechnung  des  bei  einer  gewissen  Art 
der  Bewirtschaftung  mit  Wahrscheinlichkeit  fortdauernd 
zu  erwartenden  Ergebnisses  des  Ertrags.  Die  Regeln  dafür  sind 
in  Deutschland,  besonders  in  Preussen,  schon  seit  älterer  Zeit  sehr 
ausgebildet  worden.  Die  Ermittlung  des  richtigen  Pachtzinses 
mittelst  Veranschlagung,  woneben  dann  die  Versteigerung  nicht 
ausgeschlossen  war,  ist  früher  auch  in  Deutschland  die  allgemeine 
Kegel  gewesen.  Die  Anschläge  erfolgen  unter  Benutzung  der 
landwirtschaftlichen  Erfahrungen  mit  Rücksicht  auf  die  besonderen 
Bedürfnisse  der  Finanzverwaltung,  nach  Geschäftsanweisungen, 
welche  die  Taxationen  zuverlässig  und  zugleich  gleichförmig 
machen,  unter  der  Leitung  der  oberen  Domänenbehörden.  Sie 
brauchen  nicht  bei  jeder  neuen  Verpachtung  ganz  erneuert,  sondern 
können  mitunter  durch  die  nöthigen  Veränderungen  nur  den  Zeit 
umständen  angepasst  werden. 

Die  bezüglichen  Grundsätze  fnr  die  Anfertigung  solcher  Anschläge  >ind  bis- 
weilen in  <lie  systematischen  Werke  der  Finanzwissenschaft  aufgenommen  worden,  so 
aueh  von  Kau  §.  122 — 129a  in  einem  Anhang  „von  den  Pachtanschlagen  der  Kanuner- 
truter4*.  Ich  hatte  schon  in  der  6.  Auflage  von  Kau  diesen  Anhang  fortgelassen.  Der 
Grund  liegt  in  dem  im  Text  Gesagten.  Die  Bedingung  für  .  inen  einigermaßen 
richtigen  Anschlair:  Vorausbeivehnung  bei  einer  gewissen  Art  der  Bewirth- 
*rhaftung  ist  überhaupt  kaum  so  zu  erfüllen,  dass  die  theoretischen  Grundsätze 
für  alle  Kalle  passen.  Mindestens  musstc  die  Darstelluni:-  dann  eine  s<  hr  eingehende 
werden.  Die  Frage  ist  aber  auch  eine  wesentlich  land wirthsehaftlichc.  In 
•  lern  Abschnitt  von  den  Grundsteuern  ist  sie  ausserdem  in  der  Finanzwisscnschaft 
KU  berühren. 

Die  neuere  Erfahrung  und  die  Wissenschaft  haben  jedoch  das 
Unzuverlässige  der  Anschläge  des  Verpächters  in  vielen  Fälleu 
herausgestellt.  Es  ergiebt  sich  auch  hier  wieder  die  Kegel,  dass 
die  Ermittlung  des  Pachtzinses  durch  Anschlag  mehr  den  ein- 
facheren, stabileren  Verhältnissen  der  Land-  und  Volkswirt- 
schaft entspricht,  dagegen  in  Ländern  hochentwickelter  Cultur  die 
meist  bietende  Verpachtung  wenigstens  dann  allein  zum 
Ziele  führt,  wenn  dem  P ä  c h  t e  r  die  Wa h  1  d  e 8  W  i r t h  s  c  h  a f t s- 
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Systems  frei  gegeben  wird,  wie  es  im  Interesse  intensiverer 
und  besserer  Cultur  geboten  ist.  Der  Anschlag  behält  dann  nur 
die  Bedeutung  eines  Anhaltspunctes  der  Regierung  zur  Bcurtheilung 
der  Pachtgebote.  Das  Princip  des  Meistgebots  ist  lerner  eine 
Conscquenz  des  allgemeinen  Concurrenzprincips  in  der  heutigen 
wirtschaftlichen  Ordnung,  eine  Consequenz,  welche  zwar  aucb 
nicht  ohne  Bedenken  ist,  aber  unter  den  gegebenen  Verhältnissen 
doch  ebenso  von  der  Gerechtigkeit  als  vom  Finanzintercsse  ge 
fordert  wird. 

Vgl.  namentlich  hierüber  Drechsler  a.  a.  0.  I.  74  — S.">.  Der  Verf.  prüft  du 
neueren  nach  preuss.  System  erfolgteu  Ooin.inenverpa«  htungeu  in  der  Prov.  Ilaaaor«-( 
und  kommt  in  Betreff  der  Anschlag«-  und  Versteigerungen  zu  folg.  Ergebnis*.  S.  >.*»;, 
..Die  Feststellung  de?  angemessenen  Pa<  htzinses  durch  Berechnung  von  Seiten  de* 
Verpächters  ist  ausführbar  1)  in  allen  Ländern,  deren  Cultur  norh  nicht  auf  so  bohrt 
Stufe  steht,  dass  der  schabloueumässige  Wirt Iis«  haftsbet rieb  verlasset!  werden  kann, 
wo  also  dio  Einrichtung  des  Wirtschaftssystems  nicht  abhängt  von  unber«-«henbaiY!i 
indifid.  Neigungen  und  Fähigkeiten  der  Pachter,  sondern  der  Betrieb  ein  gegebener, 
stabiler,  landesüblicher  ist;  2)  in  Landern  hochentwickelter  Cultur,  dann,  wenn 
a)  das  dem  Pachtuns«  lilag  zu  Grund«  liegende  Wirtschaftssystem  contractu«  I; 
eingehalten  werden  muss  oder  10  das  dem  Paehtanschlatre  zu  («runde  liegende  Wiith- 
s« -haftssy stem  t  hatsäc  hl  ic  h  eingehalten  wird.  Wo  «liese  Voraussetzungen  nicht  vor- 
handen sind,  ist  eine  Berechnung  «les  angemessenen  Pachtzinses  durch  den  Ver- 
lobter nicht  möglich.  Es  bleibt  also  fur  diesen  Fall  ....  nur  die  tu«  istbiel  •. 
Verpachtung  üblich."  In  Hannover  konnte  der  Domänenpachter  das  Wirthschaft>- 
system  nur  mit  Genehmigung  des  Verpächters  andern;  thatsä«  hli«  h  bestand  dageire« 
bei  den  Pachtern  Abneigung  (Dre«  hsler  II,  88),  Bei  der  Neuverpa«  htung  unnt 
pr«-nssisi-her  Herrschaft  hat  «l«-r  Pachter  freie  Hand  in  der  Wahl  des  Wirt  Iis«  halh 
systems.  lieber  d.  verschiedenen  Moilus  der  Verpachtung  (iucl.  Submission)  ßlo- 
in eye r,  S.  .'N>  h".  Kr  hält  für  Staatsgüter  au«  Ii  die  Verpachtung  durch  Lim  itation  fur 
die  beste,  S.  40. 

Möglichst  zu  vermeiden  ist  bei  der  Anwendung  des  Concurrenz 
prineips  eine  zu  hohe  Emporschraubung  des  Pachtsehillings, 
weil  dabei  die  Gefahr  der  Deterioration  zu  sehr  wachst  und  der 
Pachter  am  Ende  nicht  bestehen  kann,  wodurch  auch  das  fiscalische 
Interesse  geschädigt  wird. 

Diese  Gefahr,  die  au«  h  durch  das  zu  grosso  Selbstvertrauen  intelligenter,  wohl- 
habender Pachter  noch  vermehrt  wird,  hat  sich  in  einzelnen  Fällen  in  neuester  Z«u 
bei  norddeutschen  üonianenverpachtungen  gezeigt. 

Daher  empfiehlt  es  sich,  wie  es  auch  in  der  Praxis  üblich  ist, 
Versteigerung  als  Kegel  vorzuschreiben,  aber  doch  hie  nml 
da  Ausnahmen  zuzulassen,  insbesondere  wird  man  auch  im 
Finanzinteresse  oftmals  gut  daran  thun,  bewährte  bisherige 
Pachter,  in  der  Pacht  bei  Ablauf  des  Contracts  zu  belassen,  auch 
wenn  sie  nicht  das  allerhöchste  Gebot  machen,  wenigstens  bei  der 
Verpachtung  von  ganzen  Domänenhöfen.  Ueberhaupt  sind  sehon 
bei  der  Versteigerung  zum  Mitbieten  nur  Personen  zuzulassen, 
welche  gewisse  persönliche  und  durch  ihre  Vermögensverhältoisse 
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gewisse  wirthschaftliche  Garantieen  bieten.  Auch  wird  sich  der 
Staat  passend  die  Auswahl  unter  einigen  (z.  B.  3)  Meistbietenden 
vorbehalten.  Die  Zusagung  der  Pacht  unter  der  Hand  hat  das 
schwer  zu  beseitigende  Bedenken,  dass  persönliche  Begünstigungen 
leichter  vorkommen  können,  mindestens  —  vermuthet  werden. 

Diese  Form  früher  in  Hannover,  Ubbeloliüc.  S.  44.  Die  Beseitigung  dieses 
Verfahrens  und  «Ii.-  Einführung  der  pnuss.  Versteigerung  hat  manche  Privatinteressen 
v  rletzt  und  sehr  verschiedene  Urtheile  erfahren.  Nach  obiiren  Auseinandersetzungen 
im  Text  war  dieses  Vonrehen  aber  do>  Ii  riehtiu.  Die  Pachtsteigerungen  hei  der  Neu- 
verpachtung von  Domänen  in  Hannover  sind  allerdings  .norm:  /.  B.  bei  18  Domänen 
t ii r  die  lijahr.  Pachtzeit  von  1  SOS— SO  geiren  lSäO— 09  zwischen  37  und  121%.  in 
7  Fallen  /.wischen  78  und  JOS",,.  Man  hat  daraus  auf  viel  zu  niedrige  Pachten 
d<  r  f ruberen  Zeit  geschlossen  Seitens  der  Anhänger  des  preuss.  Systems,  auf  viel  zu 
hohe  der  Neuzeit  Seitens  der  älteren  hannov.  Landwirthe.  Drechsler  a.  a  0.  hält 
beide  Ansichten  fur  unri«  htiu  uml  die  alten  Pachtpreise  für  nicht  zu  niedrig,  die 
neuen  fnr  nicht  zu  hoch.  Kr  erklärt  sie  durch  die  ver.iud.  Pachtbediniruni:  und 
W  irthschaftspraxis:  im  alten  Königreich  Hannover  stabiles  System,  wo  die  Anschlage 
auch  genügten,  in  der  neuen  Provinz  verändertes  System,  wo  bei  Freiheit  der  Be- 
wegung die  Pachter  mehr  bieten  konnten.  In  Preussen  ist  die  Versteigerung  (..Lici- 
tation"  in  der  Kegel  geboten:  wer  mitbieten  will,  muss  sich  über  den  eigentümlichen 
Besitz  eines  bestimmten  disponiblen  Vermögens  i je  nach  d.  Domäne)  und  über  seine 
»Jualitication  als  Landwirth.  sowie  über  seine  Solidität  ausweisen:  ob  dieser  Nachweis 
genügt,  hat  der  Uotnmissar  allein  /u  entscheiden  ,  unter  Ausschluss  des  Rechtswegs. 
Das  Tin. min.  entscheidet  aber,  ob  der  Zuschlag  auf  (irund  der  Angebote,  an  welche 
<ler  Bieter  gebunden  bleibt,  überhaupt  erfolgen  soll  u.  behält  sich  die  Auswahl  unter 
den  II  Bestbietenden  vor.  S.  preiiss.  Kescr.  v.  8.  Juni  ISO«!  u.  IS.  Mai  1*75,  bei 
Üelrichs  S.  08.  In  d  absolutist.  Zeit,  bis  1*>50.  auch  in  Preussen  Bclassung  der 
alten  Pachter,  wenn  sie  den  nach  neuem  Pachtanschlag  normirten.  meist  nicht  viel 
höheren  Pachtschilling  übernahmen,  ohne  besondere  neue  Versteigerung.  Aohnlich 
»x>ualif.  u.  Vermögcnsnachweis  in  Würteml».  verlangt,  s.  Hoffmann  S.Ol.  Erheb- 
liche GrflOtle  für  die  Versteigerung  auch  bei  ganzen  Landgütern.  Schumacher  in 
Kau  und  Haussen  Archiv,  N.  F.  II.  125.  und  Scelig.  In  der  Nöthigung  eine 
grössere  Pachfrente  zu  erwirtschaften,  liegt  auch  ein  oft  gut  wirkender  Ansporn  zu 
landwirtschaftlichen  Fortschritten  aller  Art.  Heber  Mecklenburg-Schwerin  be- 
merkte Kau  in  einem  hamlv  hriftl  Zusatz  z.  ."».  A.:  hier  werden  die  grossen  Pacht- 
höfe versteigert,  die  Pachtungen  der  bäuerlichen  \\  irthe  sogen.  Hauswirthe)  bleiben 
in  der  Kegel  in  der  Familie  u.  gehen  in  Ermangelung  von  Söhnen  auf  die  älteste 
Tochter  über.  Der  Pachtzins  wird  nach  Verfluss  der  1 2 — 14jährigen  Pachtperiodo 
von  Neuem  festgesetzt,  aber  sehr  mässig:  im  D.  von  der  Last  leichten,  mittleren  uml 
nuten  Bodens  80 — !<."».  70  —  >0  und  100  —  130  Thlr..  die  Lasi  ist  00  Schell.  Aussaat, 
also,  den  Schell,  zu  00  »„»uadr.-K.  gerechnet.  5700  Quadr.-K.  =  40  pr.  M.,  mithin 
wird  vom  pr.  M.  0  0—2  0  Thlr.  entrichtet.  Kleine  Bauern  haben  etwas  weniger  zu 
bezahlen.  Auf  jeden  der  4122  bäuerlichen  Pachter  kommen  10,251  R.,  es  besteht 
aber  eine  Abstufung  von  Vollbauern  i.  D.  81.084)  bis  zu  A<  ht«lhufnern  (i.  1).  10,694  K.), 
>.  meclenb.  Beiträge  IV,  HS.  Es  ist  dcmnacli  keine  reine  Zeitpacht  vorhanden,  sondern  eine 
herkömmliche  bedingte  Erblichkeit  der  Bauerngüter  mit  einem  veränderlichen,  aber 
.«-.  honend  bestimmten  Zins.  Da  innerhalb  des  Domauiums  fast  kein  ländliches  Privat- 
eigenthuin  besteht,  so  müssen  hier  volkswirtschaftliche  u.  sozialpolitische  Rücksichten 
auf  den  Bauernstand  vorwalten. 

bj  Siehe  rstcllung  (Oaution)  wird  für  die  Erfüllung  aller 
Verbindlichkeiten  des  Pachters  verlangt,  entweder  haar,  mit  Zins- 
gewährung an   den   Pachter,  oder  wie  jetzt  gewöhnlich  in  he 
stimmten  öffentlichen  Werthpapieren,  deren  Coupons  der  Pachter 
behält  (Preussen).    Die  Höhe  der  Caution  richtet  sich  wesentlich 
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nach  der  Grösse  der  Domänen,  bez.  auch  des  Pachtschillings.  Sie 
ist  natürlich  höher  bei  Mitverpachtung  des  Inventars.  Von  dem 
Grundsatz  hoher  Cautioncn  kommt  man  indessen  mit  Recht 
ab,  da  sonst  das  Betriebskapital  des  Pachters  zum  Nachtheil  der 
Rewirthschaftung  (und  deshalb  vielfach  auch  des  Eigentümers) 
zu  sehr  verringert  wird.  Auch  bei  einzelnen  Grundstücken  ist  die 
Hinterlegung  einer  Summe  zu  verlangen,  wenn  anch  nicht  immer 
durchzusetzen.  Die  Forderung  der  Bürgschaftsstellung  ist  bei  der 
Schwierigkeit  für  den  Pachter,  einen  Bürgen  zu  finden,  gleichfalls 
oft  unpractisch. 

Man  setzt  die  l'aution  nach  ilen  Umständen  auf  etwa  1/3,  1  '.,  oder  \  des  Pacht- 
zinses, auch  bis  auf  den  tranzen  einjähr  Betraf;.  Nach  der  preuss.  Finanzrninister.-V. 
v.  29.  Nov.  1  S.Htt  in  der  Beuel  ,/a  des  Pachtzinses,  ausser  wo  di  r  Pachter  auch  (j.  f.dJ- 
einzieht.  Jetzt  in  der  Kegel  "3  des  Paehtgelderminimums  Stellung;  der  Cautiou  iD 
inland.  Pfand-  oder  Kenten briefen  oder  in  nach  K.-O  v.  3.  Mai  1S21  u.  Nachtr.tr 
depositalfah.  Inhaberpapier  n  (§  2S  d.  Verordn.  v.  1  Sl»2  u.  v.  1SS2\  Die  Höh.-  wird 
jetzt  in  dem  besoild.  Vertrag  bestimmt.  —  Würtemberg:  I1 flacher  Pachtzins  uu  i 
einfacher  Anschlag  des  Inventariuiiis,  Hoffmann,  \V.  Finanzrecht  I,  210.  —  S.  Blo- 
meyer  S.  21 1  Ii. 

c)  Die  Dauer  der  Pacht  zeit.  „Lange  Pachtzeit 
giebt  eine  grössere  Ermunterung  zu  bedeutenden  Verbesserungen 
des  Gutes  und  Betriebes"  (Rau)  und  verhütet  wirksam  länger  die 
Neigung  zur  übermässigen  Ausnutzung  des  Bodens  und  zu  sonstiger 
Dcterioration.  Solche  längere  Pachtzeit  wird  namentlich  bei  höherer 
Intensiv ität  der  landwirtschaftlichen  Cultur  nothwendig.  Die 
auch  bei  den  Zeitpachten  der  Domänen  im  Laufe  der  letzten 
100  Jahre  und  darüber  eingetretenen  Verlängerungen  der  Pachtzeit 
linden  in  der  Notwendigkeit  und  nunmehrigen  Rentabilität  inten 
siveren  Betriebs  ihre  Erklärung.  Rücksichten  dieser  Art  lassen 
auch  die  Ausdehnung  der  Pachtzeit  mindestens  auf  das  Leben 
(jüngerer)  Pachter  und  den  Uebergang  der  Pacht  auf  geeignete 
Erben  des  Pachters  wünschenswerth  erscheinen.  Für  sehr 
lange  und  die  übliche  Frist  Uberschreitende  Pachtperioden  sin«! 
dann  Erhöhungen  des  Pachtschillings  von  vorneherein 
oder  nach  bestimmter  Zeit  vorzusehen  und  gewöhnlich  im  beider 
seitigen  Interesse  durchführbar. 

lieber  die  Gründe  gegen  kurze  Pachtzeit  n  s.  die  bei  Drechsler  I«  53  angvf. 
Schriftsteller.    Es  eilt  auch  die  Regel,  das«  die  Pacht  um  so  langer  dauern  niuas ,  j 
mehr  das  (int  im  Cultur/tistand  zurück  ist.    12j  dir.  Pachtdaucr  ist  bei  Privat-  und  *>• 
Domanialjrnteru  jetzt  sehr  verbreitet.   IS  .lalir  ist  f.  Staatsdomänen  wohl  am  Passend-t  n. 
Klomeyvr  S.  121.  —  Eine  sechsjährige  Periode  ist  noch  zu  kurz.    In  Baden  sia-i 
•  '  -lab rc  bei  Hotirufern  Kegel,  in  Hannover  und  Kurhessen  12,  in  \V n rt e m  b ■  i  . 
IS  Jahre,  in  Preussen  sonst  0,  jetzt  12  und  mehr. Iahte,   bei  grosseren  Domino, 
meist  IS  (früher  bis  24),  Mecklenburg  bei  grossen  Hofen  211 — 21  J.,  bei  Bauer - 
höfen  12  —  14  J.,  in  Oesterreich  Max.  !»  .1.,  bei  Gutern  Uber  2ÜD  .loch  Uu  kor 
event.  noch  weniger,  in  Frankreich  3 — 9  Jihre.   Man  hat  die  Po  hfzeit  mit  Ku-  k- 
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riefet  auf  die  ubli<  he  Dauer  der  Fruchtfolg.-  /u  bestimmen  vorgeschlafen,  so  dass  nid 
/.  R.  bei  der  herrschenden  Dr.ifelderwirthschaft  ein  Vielfaches  von  3  ist.  so  Roscher 
II,  §.  Uli  u.  a.  in.,  was  ind.-ss.-n  unnothig  ist.  s.  Drc  lilcr  I,  54,  such  Blomeyer 
S.  121.  L>i<-  Pacht  unbedingt  mit  d.-m  Tod--  d.s  Pa<  ht.  rs  ablauft  n  /u  lass.-n  (soir. 
\  italpa.  ht*  enipli.hlt  sich  nicht,  (i.tr.-ii  d.  Vitalpacht  Bioin.  y.r  S.  120,  s.  f. 
i'r.  usst  u  dir  Bestimm,  in  §.  3.'J  d.  V.-O.  v.  1SV2.  Kuudiiruiijrsb.'fiiirniss  der  Erb«-u 
d.-s  verstorbenen  Pachters  i»t  damit  unbedingt,  solche  d.  s  Staats  unter  tr«* wissen  ,  im 
AlL'.  m.  nicht  schwer  /.u  erfüllenden  Bedingungen  nasfreschlossen. 

In  Prelis*,  ii  Erhoben»:  d.««  Paclit-relde«.  bei  lämrcr.-n  Pacht/eit.ii  ««-it  Friedr. 
W  illi.  II.:  damaK  Normalte  nn  in  f»  J.,  doch  alten  bewährten  Doiiiän<  npa<  ht.  rn  konnteil 
!»  und  12|ahr.  Perioden  [fegen  eim  u  Zu><  hlavr  von  4.  bez.  12° „  ( Proion  iratioiiMrebu  Ii  r) 
gewährt  werden.  S.  Riedel  a.  a.  Ü.  1 7<i,  für  d.  neuer**  Zeit  d.  V.  23.  April  1S37: 
bei  längeren  Pachtzeiten  vom  13.  Jahre  an  jährlieh  ä  Proe..  vom  10.  Jahre  an  noch- 
mals 5  Proc.  also  zusammen  jährlich  10  Proc.  mehr  als  in  den  ersten  12  Jahren. 
In  d.  neuen  V  v.  ISH'2  fehlt  diese  Restimmung.  es  ist  also  Alles  richtiger  den  beson- 
deren l  'ontra«  ten  überlassen. 

d)  Die  Form  des  Pachtzinses. 

S.  bes.  Drechsler  I,  63—74.    BlomeyerS.  120  ff. 

Die  Hauptverschiedenheit  ist  die  Festsetzung  des  Zinses  in 
Geld  oder  ganz  oder  theilweisc  statt  in  Geld  in  Naturalien 
und  zwar  auch  in  dem  letzteren  Falle  in  einem  für  die  Pacht- 
dauer unveränderlichen  Jahresbe trage  (im  Gegensatz 
zu  der  früher  vorgekommenen  Feststellung  einer  Quote  vom 
Roherträge).  Der  Pachtzins  braucht  aber  auch  alsdann  nicht 
nothwendig  in  den  Naturalien  selbst,  sondern  kann  alljährlich 
nach  bestimmten  Preisen,  —  entweder  den  jedesmaligen 
Marktpreisen  eines  bestimmten  Orts  und  Zeitpuncts  oder  nach 
Durchschnittspreisen  gewisser  Perioden  —  Modalitäten,  welche 
noch  verschiedene  Modifikationen  gestatten  —  entrichtet  werden. 
Die  richtige  Wahl  dieser  Formen  des  Pachtzinses  hängt  wieder 
mit  dem  Gange  der  landwirtschaftlichen  Cultur  und 
mit  der  Entwicklungsstufe  der  ganzen  Volkswirt  hschaft 
zusammen.  Hei  reiner  Geldwirthschaft  und  regerem  Verkehr 
und  bei  angemessener  Freiheit  des  Pachters  in  der  Aenderung  des 
Wirtschaftssystems  verdient  der  blosse  Geldzins  den  Vorzug 
Seitens  beider  Contrahenten.  In  der  Praxis  ist  denn  auch  neuer- 
dings der  Geldzins  der  Domänen  immer  allgemeiner  üblich  ge- 
worden. 

Naturallicferungon  kommen  VOrnemlich  nur  als  kleine  Nebenverbindlichkeiten  de.«» 
Pachters,  und  auch  hier  nicht  passend,  norh  vor.  (Drechsler  I,  71.  Heu,  Stroh. 
Dunger,  auch  Butter  (Detmold)  kommt  rof  neben  Getreide  |  Die  Befürwortung  der 
Festsetzung  des  gan/.i-ii  Pachtzin.*-es  oder  eines  Theils  desselben  in  Naturalifii  (beson- 
ders in  Körnern^  and  der  Entrichtung  nach  Markt-  oder  Durchschnittspreisen  in  Geld, 
wodurch  die  Schwankungen  des  reellen  Pachtzinses  geringer  werden  sollten,  berühr 
auf  einer  unrichtigen  Uebertragung  einer  bloss  im  Grossen  und  (tanzen  geltenden  Er- 
lahrungsregel  auf  den  ein/einen  Fall.  Die  Preise  verändern  sich  zwar,  wie  Rau  be- 
merkte <§.  IIb'  .  ..in  umgekehrtem  Sinne  wie  die  Ernte-Ergebnisse;  stehen  sie  hoch, 
so  ist  gewöhnlich   nicht   viel  gewachsen  und  umgekehrt,  die  ganze  Einnahme  des 
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Pachters  i>t  folglich  öfters  nicht  so  sehr  verschieden  als  die  Preise."  Aber  da*  Krutc- 
ergebniss  auf  dem  einzelnen  Gute  ist  doch  wieder  häufig  genug  vom  Ergebnis  im 
ganzen  Lande  verschieden  und  übt  auf  die  localen  Preise  einen  um  so  geringeren 
Einflus>  aus.  je  mehr  sich  heut  zutag»-  der  Markt  erweitert  und  die  allgemeinen  Ver- 
hältnisse der  Ernten,  der  Zu-  und  Abfuhren  den  Preis  bestimmen.  Mindestens  in  der 
Gegenwart  wird  daher  die  Lauro  des  Pachters  bei  einer  Festsetzung  des  Zinses  in  (»eil 
gesicherter  sein,  und  auch  für  den  Verpächter  ist  ein  solcher  Zins  jetzt  vorzuziehen. 
Anders  Kau  §.  116.  Ucbrigcns  kommen  auch  in  Deutschland  noch  bis  in  die  neueste 
Zeit  (einzeln  noch  gegenwärtig  andere  als  Geldzins«.tipulationen  für  den  Pacatscbiüing 
oder  einen  Theil  desselben  vor.  S.  einige  Beispiel»  bei  Kau  §.  11«  u.  in  vor.  Aufl. 
dieses  Bands      174,  in  den  Noten. 

§.  229.  —  e)  Die  Remission. 

Drechsler,  1,83  11*.,  Ubbelohdc,  d.  ^cmoiurechtl.  Lehre  v.  d.  Kemissiou  des 
Pachtpreises.  Hannov.  Jouru.  für  Landwirtschaft  1S61,  ls<»7.  Blomeyer,  S.  143  11. 
1Ä1  11.    Kau  in  §.  117  vertrat  noch  die  ältere  Ansicht  von  der  Notwendigkeit  der 
allgein  Remission. 

Auch  die  Regelung  des  sogen.  Nachlass-  oder  Rem issions 
wesens  bei  Zeitpachten  ist  nach  den  concreten  Verhält- 
nissen von  Zeit  und  Ort  und  mit  Rücksicht  auf  die  Ent- 
wicklungsstufe der  Land-  und  Volkswirtschaft  und 
auf  die  Freiheit  der  Bewegung,  welche  dem  Pachter  contract- 
lich  gelassen  ist,  verschieden  zu  behandeln.  Kleinere  Verluste 
pflegen  allgemein  im  Pacbtanschlagc  berücksichtigt  zu  werden. 
Sie  finden  ihre  Ausgleichung  in  den  grösseren  Gewinnsten  anderer 
Jahre.  Bei  „bedeutenden  Beschädigungen"  aber  galt  es 
früher  allgemein  und  auch  noch  nach  Rau's  Ansicht  für  billig 
und  zweckmässig,  einen  Nachlass  (Remission)  an  der  Pacht- 
summe des  einzelnen  Jahres  zu  bewilligen. 

Vgl.  Borowski,  I.  144.  Nicolai.  IL  120.  Sturm,  1,  224.  Kau  §.  117. 
vor.  Aufl.  dieses  Bands  §.  227.  Die  gemeinrechtlichen  Bestimmungen  genügten  nicht 
immer.    S  übrigens  Preuss.  Landreeht,  Th  I,  Tit.  21.  g.  478—531. 

Um  Weiterungen  zu  verhüten  wurden  Ursachen.  Art,  Umfang  des  Schadeus. 
auf  Grund  deren  Anspruch  auf  Remission  eintreten  solle  und  zugleich  die  Höhe  diese? 
Erlasses  (Quote  vorn  Pachtzins,  nach  Massgabe  des  Verlusts  im  Vergleich  mit  der 
Mittclerutc)  genau  im  Voraus  festgesetzt.  Sofortige  Anzeige  des  eingetretenen  Schadens 
wurde  verlangt,  um  alsbald  untersuchen  zu  können.  Beispiel:  Baden:  Bei  ge- 
schlossenen Gütern  von  beträchtlicher  Grösse  ein  Schaden  von  74  der  Ernte,  sonst 
nur  über  die  Hälfte.  Bei  der  Abschätzung  soll  ausgemittelt  werden,  was  der  Lud- 
wirth  ohne  das  eingetretene  Ereignis*  an  Ertrag  (mittlerem  oder  des  einzelnen  Jahres ■) 
zu  hotten  gehabt  und  was  er  nun  zu  erwarten  hat.  —  Auch  in  Wurtembcrg  witv 
nur  Nachlass  gegeben,  wenn  der  wirkliche  Kuhertrag  der  Landereien  nach  seinem 
Belauf  in  Geldpreisen  unter  s '4  des  im  Pacbtanschlagc  angenommenen  (nicht  des  im 
einzelnen  Jahre  bevorstehend  gewesenen)  Kohertrages  ausmacht,  Hoffmann,  Finanz- 
recht  I.  213.  (Kau). 

In  neuerer  Zeit  ist  es  wenigstens  bei  der  Verpachtung 
grösserer  Landgüter  immer  üblicher  geworden,  den  Pachter 
vertragsmässig  auf  jeden  Nachlass  am  Pachtzins 
für  ausserge wohnliche  Unglücksfälle  verzichten  zu- 
lassen.   Eine  solche  Bestimmung  findet  sich  namentlich  auch  in 
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den  Domänenpachtverträgcn  Deutschlands  und  im  Ganzen  heutzu- 
tage mit  Recht. 

Nur  bei  geringerer  KiitwicUung  der  landwirtschaftlichen  CttltUf  und  der  Vcr- 
kehrsvorhältnisse,  ferner  wenn  dem  Pachter  contractlich  in  den  massgebenden  Einzel- 
heiten de*  Betriebs  die  Hände  zu  sehr  gebunden  sind,  ist  eine  Remission  am  Platze, 
Die  letztere  erfolgt  hier,  weil  es  nicht  möglich  ist,  im  Voraus  den  Einfluss  ausser- 
Sewöhnlieher  Unglücksfälle  auf  den  Reinertrag  abzumessen  und  weil  es  keinen  S«  hutz 
•<egcn  solche  Fälle  und  kein  Mittel,  sie  wieder  gut  zu  machen,  giebt.  Dies  ändett 
sich  notorisch  auf  höheren  Entwicklungsstufen  und  hat  sich  in  den  letzten  Jahr- 
/ehenten  besonders  auch  in  Deutsehland  geändert.  Das  landwirtschaftliche  Ver- 
sicherungswesen Brand,  Hagel,  Vieh,  wobei  allerdings  die  techn.  Schwierigkeiten 
letzterer  beiden  Versicherungszweige  gelöst  sein  müssen),  bietet  das  Mittel,  sich  gegen 
viele  Schäden  zu  decken.  Die  Versicherungsprämie  hat  der  Pachter  beim  Paehtzinse 
anzuschlagen,  der  sieh  um  ihren  Betrag  ermässigen  niuss.  Di'-s  ist  aber  eine  bessere 
Form  der  Remission  als  die  früher  übliche.  Viele  andere  Schäden  (Dürre.  Prost, 
Mäusefrass,  Insectenschaden .  Pflanzcnkiankhciten)  lassen  sieh  durch  intelligenten 
Metrie!)  wieder  gut  machen.  So  kann  die  Demission  in  der  Regel  fortfallen.  Nur  für 
wenige  abnorme  lalle  von  Brand.  Krieg,  grosser  Ueberschwemmung  sind  besondere 
Bestimmungen  im  Vertrage  erforderlich. 

Das  Gesagte  wesentlich  nach  Drechsler.  I.  III — 1)7:  ähnl.  Blomeyer,  S.  ISO, 
151.  Verzicht  auf  Remission  z.  B.  in  d.  preuas.  V.  v.  1S37  §.  2S,  V.  v.  IM>2  u. 
1SS2  §.  10,  doch  theilweiser  Ersatz  bei  v.  Feinde  erzwung.  Lieferungen.  In 
Wurtemberg  giebt  nur  Hagelsehlag  und  „feindliche  Fouragirung"  Anspruch  auf 
Nachlass.  —  In  Oesterreich  nur  Nachlass,  wenn  den  Grundbesitzern  ein  Steuernachlass 
bewilligt  wurde.   In  Kaden  mehr  Falle  von  Remission,  Drechsler.  II,  b.">.  I,  S". 

f)  Das  Inventar. 

Drechsler  I.  2b'  ff.;  Bloineyer  S.  (»2  II.    Auf  dem  älteren  Staudpunctc  Kau 
US.  —  Es  wird  übrigens  auch  von  einem  unbeweglichen  Inventar  (inveiitarium 
solo  junctuin)  gesprochen  (Blomeyer  S.  *5  Hj:   das  unter  g  genannte,  Gebäude 
mit  Zubehör,  dann  Mühleu,  Brunnen.  Brücken,  Gräben,  Wasserleitungen.  Drainage, 
Dämme.  Deiche,  Wege,  Hau  nie,  Hecken,  Feldbestellung,  s.  Blomeyer  a.  a.  U. 

Die  zur  Bewirtschaftung  dienenden  beweglichen  Z u be- 
ll örun gen  des  Gutes  (das  Invcntarium)  sind  hauptsächlich 
Theile  des  stehenden  Kapitales,  wie  Gcräthc  und  Vieh,  bisweilen 
auch  Bestandteile  des  umlaufenden  Kapitales,  wie  Futtcrvorräthc. 
Die  Hauptfrage  ist  es  hier,  wer  das  Inventar  liefern  soll, 
der  Verpächter  oder  der  Pachter.  Eine  absolute  Antwort  ge- 
stattet auch  diese  Frage  nicht,  denn  auch  hier  entscheiden  die 
gegebenen  Zustände  der  Land-  und  V o  1  k s  w i  r t h 8 c h a f t. 
Auf  primitiverer  Stufe  liefert  der  Verpächter,  auf  höherer  passender 
der  Pachter  das  Inventar. 

Gehört  das  letztere  dem  Verpächter  (Staate,  also  ni<  ht  dem  früheren  Pachter), 
so  inuss  es  dem  Pachter  nicht  durch  Verpachtung,  sondern  durch  Ucbergang  in  sein 
Eigenthum  überlassen  werden.  Besser  ist  es,  wenn  der  Staat  kein  Inventar  besitzt, 
also  das  betreffende  Kapital  flüssig  macht,  und  es  dem  Pachter  überlässt.  das  Inventar 
selbst  anzuschaffen ,  durch  Ankauf  von  seinem  Vorgänger  oder  sonstwie.  Dies  wird 
auch  jetzt  immer  mehr  die  Regel  und  bewirkt  natürlich,  dass  der  Pachter  ein  grösseres 
eigenes  Kapital  braucht.  Die  eigene  Stellung  des  Inventars  setzt  daher  bereits  höheren 
und  verbreitetem»  Volkswohlstand  voraus,  wenn  es  nicht  an  coneurrirenden  Pacht- 
suchern fehlen  soll.  Sie  ist  aber  den  Verhältnissen  der  modernen  Land-  und  Volks- 
wirtschaft, welche  eine  freiere  Stellung  des  Pachters  erforderlich  machen,  angemessen 
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uud  erscheint  hier  als  „unerlässliehe  Bedingung  für  die  rationelle  Leitung  einer  Wirth- 
sehaft."  (Drechsler,  I,  2!».  Aehulich  Bloineyer  S.  ÖD  ff.).  Eben  deshalb  wbeo 
wir  sie  schon  länger  in  England  und  immer  mehr  auch  iu  Deutschland  verbreitet  bd 
Privat-  und  Domanengütern. 

Bei  dem  alteren  System  der  Lieferung  des  Inventars  durch  die  Doumnenw- 
naltung  au  den  Staat  bietet  auch  die  Abrechnung  Uber  das  Plus  oder  Minus  des 
Inventars  bei  Ablauf  der  Paclifzeit  viele  Schwierigkeiten,  die  man  durch  Hinzuziehung 
von  Schiedsrichtern  nicht  leicht  ganz  beseitigt.    (Kau  §.  IIS). 

Formulare  zu  irtttachtlirheii  Anschlagen  über  das  Inventar  bei  Borowski,  I 
135,  Berechnungen  mit  Bücksicht  auf  die  verschiedene  Dauer  in  Schönleutn  - 
und  Zierl,  .lahrb.  II,  Beil.  I— III.  —  Wenn  die  Jahreszeit  des  Pachtwechsels  es  mit 
sich  bringt,  dass  der  abziehende  Pachter  besaetes  Land  zurücklassen  muss,  so  musseu 
ihm  die  Bestellungskosten  von  dem  Nachfolger  vergütet  werden.  —  Iu  Mecklenburg 
ist  bei  den  bäuerlichen  Pachtgutem  bisweilen  das  uöthigstc  Inventar  (die  Hof  wehr» 
Eigenthum  des  Verpächters,  der  Pa«  hter  schallt  aber  dann  gewöhnlich  noch  weiter- 
Gegenstände  (Ueberwehr)  auf  seine  Kosten  an.  In  Baden  erhalt  der  Paclkr 
den  vorräthiiren  Mist  uud  einen,  den  Winterbedarf  deckendeu  \  orrath  von  Heu  und 
Stroh  unentgeltlich,  muss  aber  beim  Abzöge  deich  viel  zurückhissen.  V.  v.  «  Ausr.  1$>53 
<  Kau). 

g)  Die  Wirtschaftsgebäude. 

X>A.  den  inhaltrcichen  Abschnitt  in  Drechsler  I.  HU-  142.  Bloineyer  *»\ 
91  fl.    Kau  §.  1 1 1»  nicht  mehr  genü-end. 

Die  richtige,  den  Interessen  beider  Parteien  entsprechende 
Regelung  der  Bau  lasten  macht  besondere  Schwierigkeiten  und 
lasst  sich  nicht  gut  in  wenigen  Sätzen  zusammenfassen.  Der 
Pachter  muss  an  der  Schonung,  Erhaltung,  an  billiger,  aber 
solider  Reparatur  und  eben  solchem  Neubau  interessirt,  aber  er 
darf  nicht  durch  ungewisse  und  ungemessene  Verpflichtungen 
überbürdet  werden.  Nach  neueren  Erfahrungen  und  Vorschlägen 
erscheint  besonders  auch  für  Domänen  Folgendes  passend. 

(()  Reparaturen:  sie  trägt  bei  den  Gebäuden,  ausgenommen 
die  durch  Brand  veranlassten,  der  Pachter,  doch  unbedingt  nnr 
bis  zu  einer  gewissen  jährlichen  Minimalsumme,  darüber  hinaus 
bis  zu  einer  Maximalsumme  zur  Hälfte  er,  zur  Hälfte  der  Ver 
pachtcr,  und  Uber  diese  Maximalsumme  hinaus  nur  letzterer.  Hei 
der  Ungleichheit  des  Aufwandes  in  einzelnen  Jahren  erfolgt  eine 
Ausgleichungsberccbnung  am  Ende  der  Pachtzeit,  allenfalls  auch 
von  Zeit  zu  Zeit  nach  mehreren  Jahren. 

ß)  Umbauten:  wenn  der  Verpächter  dazu  verpflichtet,  trägt 
er  sie,  wobei  aber  der  Pachter  die  Fuhren  leistet  und  eventuell 
die  Bausumme  verzinst.  Vom  Pachter  gewünschte  Um-  und  Neu 
bauten  uud  Veränderungen ,  die  aus  wirthschaftlichen  Gründen 
erfolgen,  trägt  der  Pachter,  nach  Genehmigung  des  Verpächters, 
und  erzielter  Vereinbarung  über  eiue  Amortisationsquote  des  Hau 
aufwands. 

Wesentlich,  z.  J  h.  wörtlich  nach  Drechsler,  bes.  S.  llä,  141.  wo  die 
-eheude  Beirrunduiii:  nebst  Kritik  der  bestehenden  Vorschriften,  namentlich  auch  v> 
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den  Douiäucucontracteu.  Die  bisherige  preuss.  Bestimmung,  dass  der  Doinauen- 
pachter  alle  Reparaturen  trage,  ist  im  Princip  richtig,  aber  unbillig  und  unzweck- 
mässijg,  weil  ihr  eine  Grenze  fehlt  Ihre  Kolire  ist  die  übermässig  dürftige  Reschaffru- 
heit  preussischer  Doniäneicrebäude ,  —  freilich  wieder  nach  einer  Seite  ein  \ orzuir. 
rm<rekehrt  grosse  Liberalitat  und  —  Verschwendung  im  ehemal.  K.  Hannover. 
S.  preu^s.  V.  v.  lsv>  §.  12,  13.  11,  wovou  jetzt  einige,  hie  und  da  für  den  Pachter 
L'ünstiuen  Abweichungen  der  Bestimmungen  über  Baulasten  von  den  bisher  gütigen. 
Aufwand  l»>7ü  in  Preussen:  045,000  Thlr.  für  Gebäude  ,  We-re,  Brucken  auf  den 
Domänen.  =-=  11*3  Proc.  der  Einnahme  von  Pachtgütorn  u.  Gewerksvorriehtumren. 
l>S.J/">4  dieser  Aufwand  2  347  M.  M.  oder  beinahe  10%  v.  Reinertrag  der  Dom.- 
verwalt.  (incl.  Bäder).  Viele  interess.  Data  bei  Drechsler.  Leber  Brand,  lieber- 
schweiniu.  u.  Krie^  eb.  I,  203—213. 

h)  Melioration  des  Guts. 

Vgl.  auch  Drechsler  I,  143  tt„  170  II.  passiin.    Bloioeyer  S.  201  ff. 

Die  früher  vorkommende  allgemeine  Vorschrift  im  Pachtvertrag, 
zu  nielioriren,  ist  practisch  ziemlich  werthlos.  Viele  einzelne  ältere 
Vorschriften  beruhten  auf  einer  ungenügenden  und  unklaren  Er- 
kenntuiss  der  Bedingungen  intensiver  Cultur.  Das  Wichtigste  bleibt 
die  GewährungsolangerPachtperioden,  dass  der  Pachter 
selbst  genügendes  eigenes  Interesse  am  Melioriren  hat.  Bei  kost- 
spieligen Verbesserungen,  welche  sehr  im  Interesse  des  Gutes 
liegen  können,  nmss  der  Pachter  entweder  den  Aufwand  nach 
Ablauf  der  Pachtzeit  angemessen  vergütet  erhalten  oder  ihm  Vor- 
schuss  gegeben  oder  die  Melioration  auf  Staatskosten  unter  Bei- 
tragsleistung des  Pachters  ausgeführt  werden. 

Hierher  gehört  besonders  die  Trockenlegung  durch  bedeckte  Abzüge,  d.  i.  d;is 
Drainiren.  Hier  macht  die  Unsicherheit  des  Erfolgs,  der  Erhöhung  der  Ertrags- 
l.ihigkeit,  weniger  (wie  Kau  §.  12o  meinte)  der  Dauer  der  Anlage  Schwierigkeit, 
denn  bei  rieht.  Anlage  mit  gutem  Material  u.  Offenhaltunir  der  Abzugsgräben  kann 
die  Dauer  nach  Drechsler  l.  1 7*1  eine  unbegrenzte  sein,  wenn  nicht  abnorme  Um- 
stände.  Niederschläge  aus  dem  Drainwasser,  Eindringen  von  Wur/eln  die  Aulaire  ver- 
derben. Es  erseheint  als  das  Zweckmässigste,  Drainirungeu  auf  Wonach  des  Pachters 
mit  Staats  Vorschüssen  vom  Pachter,  unter  gewisser  Staatsaufsicht  ausfuhren  zu  lassen, 
wobei  eine  bestimmte  Verzinsung  u  Amortisationsquote  der  \  orst- hti>se,  /..  II.  5—  s";„ 
jährlich  im  (ianzen  verabredet  wird.  Doch  ist  die  Höhe  der  Amortis:itions<|UOte  nach 
den  concreten  Verhältnissen  zu  bestimmen,  eine  ganz  allgemeine  Kegel  lässt  sich  nicht 
dafür  angeben.  Beider  Parteien  Interessen  sind  eben  passend  zu  combiniren.  In 
Preussen  hatte  der  Pachter  früher  die  Kosten  neuer  Drainiruntren  ganz  selbst  zu 
trairen.  ohne  Ersatzanspruch,  was  für  den  Staat  wieder  das  Wohlfeilste  war,  aber  die 
D  minima  gen  naturlich  selten  machte,  zumal  in  der  späteren  Zeit  des  Pachtcontracts. 
In  Hannover  erhielt  der  Pachter  die  Auslagen  wieder,  soweit  sie  bei  einer  antremess. 
Absorbirnngsscala  noeh  nicht  beim  Ablauf  des  Contraets  ersetzt  waren.  Neuerdings 
sind  jedoch  auch  auf  d.  preuss.  Domänen  gewisse  StaatsunterstUtzunircn  gerade  zu 
hrainirungszwecken  gewahrt  worden,  indem  seit  lsijs  (Rescr.  v.  5.  Mai  1s«>s)  die 
Seehandlung  die  Herstellungskosten  vorsehoss,  getreu  .*>°  „  Zins  u.  Ii"  „  Amortis.,  zus. 
S"'„  iseit  1S75  zu  5  u.  1%,  zus.  C»0/,,).  Seit  18S2  (Kescr.  v.  s.  April  1852)  erfoliren 
diese  Darlehen  aus  den  Fonds  der  Domiinenverwalt.  zum  gleichen  Satze,  aber  unter 
Gewährung  einiger  weiterer  Vortheile.  iS.  Oelrichs  S.  'A2).  (Gesammtkostenanschl. 
•  ler  auf  d.  Dom.  noch  zu  bewirkenden  Drainirangen  5.5  Mill.  M„  im  Etat  f.  1 883/81 
ind  ttOO.000  M.  ausgesetzt,  u.  d.  T.  ..Darlehen  an  Pom. pachtet*  f.  Ausführung  von 
Meliorationen,  bes.  v.  Drainiruntren".  —  Vgl.  See I ig,  Das  \  crhaltniss  zwischen  Guts- 
lierrschaft  und  Pachtern  bei  der  Drainiruug.  2.  A.  Kiel  lS*>s.  Bes.  Drechsler  I. 
171  - —  1 7S,  auch  über  Erhaltung  der  alten  Drainirungeu.    Blomcyer  S.  210  II. 
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i)  VerhütungeinerDeterioration  dcrGrundstlickc. 

S.  namcntl.  wieder  Drechsler  I,  143  ir.,  bes.  274 — 2S4.    Auch  Blomcyer 
im  Abschn.  v.  d.  Bewirthschaft.  d.  Guts,  passitn.  S.  1(56—201.    Kau  §.  120. 

In  den  Vertrag  wurden  früher  besonders  auch  solche  Bc 
(Möglingen  aufgenommen,  welche  den  Staat  gegen  eine  aussaugende 
oder  sonst  verderbliche  Bewirthschaftungsweise  sichern  sollen. 
Viele  der  üblichen  Bestimmungen  sind  durch  die  neuere  Wissen- 
schaft und  Praxis  veraltet  oder  selbst  als  unrichtig  erwiesen. 

Sic  waren  aus  der  mangelhaften  Kcnntniss  der  Plianzenernährungslehre  und  tief 
Mitwirkung  speciell  des  Hodens  zur  Ernährung  der  Pflanzen  hervorgegangen  und  viel- 
fach Folgerungen  der  älteren  Lehre  von  der  Statik  des  Ackerbaus.  Die  neuer 
l.iebig'schc  Agriculturchcmio  und  die  Pflanzen physiolouic  haben  jetzt  andere  Ansichten 
verbreitet.  Danach  können  auch  viele  ehemals  als  unumgänglich  betrachtete  Be- 
sehränkungon  des  Pachters  ganz  wegfallen  oder  bedeutend  vereinfacht  werden.  Schon 
früher  sah  man  übrigens  ciu.  wie  Kau  $.  120  bemerkte,  „dass  man  sich  auf  solche 
Bestimmungen  beschränken  muss,  deren  Niehtbefolgung  leieht  wahrzunehmen  sei  uu<i 
«Iii;  den  Pachter  nicht  in  nützlichen  landwirtschaftlichen  Unternehmungen  hinderten; 
dahin  gehörte  das  \  erbot  des  Verkaufs  von  Mist,  Stroh,  Heu.  Kartoffeln  und  KunkeJ- 
ruben  ohne  besondere  Erlaubniss.  und  eines  zu  sehr  erschöpfenden  Fruchtwechsel, 
die  gleichmässigc  Bedungung  und  Bearbeitung  der  Felder  in  Verbindung  mit  de: 
Führung  von  Dünge-,  Saat-  und  Arbcitsvcrzcichnisscn,  das  Verbot  von  Lohnfuhrcn. 
Bestimmungen  über  die  Krhaltung  der  Obstbäume  u.  s.  w."  Jetzt  hält  man  von  solchen 
Beschränkungen  das  Verbot  des  Verkaufs  von  Futter.  Stroh  und  Dünger  noch  auf- 
recht, wenigstens  da,  wo  es  zweifelhaft  ist,  ob  der  Boden  ohne  Stallmistdünguug  in 
seiner  Ertragsfähigkeit  erhalten  werden  könne.  Statt  ein«  s  solchen  Verbots  kann  di 
contra«  tlicbc  Verpflichtung  des  Pachters,  durchschnittlich  jährlich  eine  gewisse  Menge 
Phosphorsäure  zur  Verwendung  anzukaufen,  eintreten. 

Nach  Drechsler  1,  2s4.  Hier  auch  der  Vorschlag,  dem  Pachter  in  Betr. 
des  Strohverkaufs  mit  Ausnahme  des  letzten  Jahrs  ganz  freie  Hand  zu  lassen,  gege \ 
die  Verpflichtung,  die  aus  diesem  Verlauf  erlangte  Geldsumme  zum  Ankauf  künst- 
licher Düngemittel  zu  verwenden.  Vgl.  d.  preuss.  Pachtbestimmungen  v.  1SS2  §.  U. 
10.  Hier  u.  A.  Verkauf  v.  G ras,  Heu,  Grummet,  Klee  u.  andren  Futterkräutern.  Futter- 
rüben. Kartollelu .  auch  von  den  zum  Futter  dienenden  Rückständen  der  Spiritus-  u 
Stärkefabriken  ohne  Genehmig,  d.  Kegierung  verboten.  Ferner  eb.  6:  „/um  Anbau 
v.  Zuckerrüben  darf  dasselbe  Grundst.  ohne  ausdruckl.  Genehmig,  der  Begier,  nicht 
öfter  als  2  mal  in  je  «  Pachtjahren  benutzt  werden.  Au<  h  dürfen  niemals  2  Ku  ben- 
ennen einander  unmittelbar  folgen/1 

k)  Andere  Vertragsbestimmungen. 

Sie  botreifen  z.  B.  die  Jahreszeit .  in  welcher  der  An  tri  tt  des  neuen  Pachter? 
vor  sich  gehen  soll:  am  löblichsten  ist  der  24.  Juni  (Johanni),  am  Passendsten  wäre 
bei  uns  wohl  der  1.  Juni.  Wird  dieser  nicht  gewählt,  so  empfiehlt  sieh  statt  de* 
24.  Juni  der  1.  Juli,  um  sich  möglichst  an  die  bürgcrl.  Eintheilung  des  Jahrs  anzu- 
schltesseu.  was  auch  die  Buchführung  erleichtert.  Nur  in  Oesterreich  der  1.  Juli, 
in  Preusscn  d.  24.  Juni;  manchfachc  andere  Termine  in  einzelnen  deutschen  Staaten 
(Näheres  bei  Drechsler  I,  51 — 53-.  Ferner  Verbot  der  Afterpaeht  ohne  besonder': 
Erlaubuiss,  wo  nemlich  jene  landrechtlich  erlaubt  ist;  die  Bestimmung,  wer  die  aat 
dem  Gute  ruhenden  Lasten  zu  trauen  habe;  die  Termine  zur  Entrichtung  de 
Pachtzinses,  (in  Preusscn  z.  B.  1  Katen  praenum.  1.  Juni,  l.Sept..  I.  Dcc,  1.  Mär*  ; 
noch  weitere  Bestimmungen  für  den  Todesfall  des  Pachters  n.  dgl. 

Zur  Controle  der  Erfüllung  dieser  Pachtbedingungen  während 
der  Dauer  des  Contraets  erfolgen  Visitationen  durch  Beamte 
der  Domttnenvcrwaltnng. 
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C.  Erbpacht. 

S.  Kau  5.  A.  §.  13ü—  13t>.  Ich  habe  ilic  Erbpacht  schim  in  vor  Aufl.  17*  II'. 
noch  entschiedener  befürwortet,  als  in  d.  t>.  A.  Nau  s  g.  l.jü -15.">. 

Die  Smith'sche  Nationalökonomie  war  der  Erbpacht  im  Allgemeinen  abhold,  weil 
»io  überall  ihr  Idol  „freies  Eigenthtim*'  zur  Geltung  bringen  wollte.  Sie  übersah  aber 
nicht  nur  die  grundsätzlichen  Hedenken  alles  privaten  (irundeiirenthums,  denen  freili«  h 
«richtige  Yortheile  "-e-renuber  stehen  (s.  Wagner,  Grundle«?.  2.  Abth.  K.  4).  sondern 
»urh  den  L  instand,  dass  „freies  (irundeiirenthum"  mit  seineu,  im  heutigen  Ifechte  gm- 
neheissenen  Conseipicnzen .  freier  Tbcitbarkeit ,  Veräusserlichkeit,  \  erschuldbark<  it  (in 
<b*r  Form  der  Kapitalvcrsrhuldung!  s.  (irundleg.  §.  322)  meist  nur  fictiv  freies, 
fhatsächlich  in  Folire  der  Verschuldung,  Verpfändung  u.  s.  w.  viel  gebundeneres 
IVesitZthau  werden  kann,  als  dasjenige,  weK  hes  der  Erbrachter  hat.  Die  Kodbertus'- 
?<  hen  Lehren  (Uentenprincip  s.  des«.  Creditnoth  des  (irundbesitzes.  2.  A..  Is70),  die 
neueren  oft  uu<ruustisren  Erfahrungen  mit  freiem  kleinem  (irundeigeuthum  und  die 
uunstiiren  Erfahrungen  mit  Erbpachten  auf  den  Mecklenbur/schen  Domänen  hab.  n 
jene  früheren  einseitigen  Ansichten  berichtigt  In  Prelis  SCO  ist  die  Kraire  durch 
Vureirtiniren  von  verschiedeneu  Seiten  neuerdings  wieder  lebhafter  u.  mehrfach  in 
eioef  der  Erbpacht  sympathischen  Weise  erörtert  worden.  S.  bes.  d.  Verhandlungen 
«l.'s  preuss.  Landcsökou.collegiums  1S77,  Nasse  in  d.  laudwirths«  h.  Jahrbüchern  |s"v, 
Unprecht,  Erbpacht,  (Jött.  lbS2.  In  der  Kin.wiss.  ist  die  Frage  natürlich  nur  eben 
zu  berühren ,  sie  gehört  in  die  Agrarpolitik.  Im  Folgenden  ist  die  Darste  llung,  die 
ich  wesentlich  im  Anscbluss  an  Rau  in  d.  vor.  Aufl.  gab,  hier  jetzt  möglichst  zit- 
>aiumengczogen  worden,  üeber  die  rechtliche  Seite  s.  die  Werke  über  deutsche 
I.Vchtsgeschichtc  u.  deutsches  Privatrecht,  so  z.  B.  die  neueste  Bearbeitung  des 
(icgenstan«is  in  Stobbe.  D.  Priv.recht  Berl.  iHs'A),  2.  A.  II,  §.  132. 

Die  Erbpacht  kommt  im  deutschen  Keeht  in  verschiedenen  Modilicationen  vor 
und  hat  auch  rechtlich  viele  Achnlichkcit  mit  der  Emphyteusc  des  römischen 
Kechts.  Sie  lässt  sich  nach  den  roncreten  Bedürfnissen  auch  verschieden  gestalten, 
was  für  die  Frage  ihrer  Wiederein  fuhrung  zu  beachten  ist. 

§.  230.  —  1.  Wesen.  Der  Pachter  oder  sogen.  Krbpaehtcr 
erhält  nicht  wie  der  Zeitpachter  auf  einen  benannten  Zeitraum 
(Reihe  von  Jahren),  sondern  auf  die  Geschlechtsdauer  ein  erb- 
liches Benutzungsrecht.  Seine  sonstigen  Vcrfügungsbelüg- 
nissc  sind  mehr  oder  weniger  beschränkt  zu  Gunsten  des  Eigen 
thtlmers  oder  an  dessen  Einwilligung  gebunden,  so  besonders  der 
im  Uebrigen  gestattete  Verkauf  und  die  Verpfandung.  Die  Gegen- 
leistungen des  Erbpachters  an  den  Verpächter  bestehen  in  der 
Zahlung  einer  ersten  Einkaufssumme  (Erbbestand - 
geld)  beim  Beginn  und  einer  jährlichen  Pachtrente 
(Grundzins,  Kanon).  Das  Grftssenverhältniss  dieser  beiden 
Leistungen  kann  beliebig  normirt,  ebenso  die  Pachtrente  in  Geld 
oder  Früchten,  welche  letztere  in  natura  oder  nach  Geldpreisen 
zu  entrichten  sind,  stipulirt  werden.  Bei  Erfüllung  der  vertrags- 
mässigen  Leistungen  ist  der  Erbpachter  in  seinem  Besitze  geschützt 
und  unterliegt  keiner  willkührlichen  Kündigung  des  Eigentümers. 

2.  Beurtheilung.  Die  Erbpacht  hat  für  die  Domänen  Ver- 
waltung, für  welche  sie  hier  allein  näher  zu  betrachten  ist,  manche 
Vortheile,  welche  durch  die  etwaige  geringere  finanzielle  Rentabi- 
lität, verglichen  mit  der  Zeitpacht  und  mit  der  Rente  des  erlösten 
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Kapitals  beim  Verkauf  nicht  uoth wendig  aufgewogen  werden.  Sie 
muss  aber  Überhaupt  nicht  nur  nach  ihrer  finanziellen  Seite  und 
auch  nicht  bloss  nach  ihrer  Wirkung  auf  die  landwirtschaftliche 
Production,  sondern  unter  Umständen  zugleich  als  eine  wi chtige 
Maassregel  gesunder  Sozialpolitik  betrachtet  werden. 
Denn  sie  kann  zur  Erhaltung  oder  Gründung  eines  tüch 
tigen  Bauerstands  dienen  und  auch  kleinen  Leuten 
(Arbeitern)  zu  Grundbesitz  verhelfen,  ohne  die  Gefahr,  sie  vom 
Grossgrundbesitz  und  Kapital  bald  wieder  verdrängt  zu  sehen.  Die 
Vererb pachtnng  der  Domänen  ist  daher  eine  Maassregel, 
welche  ähnlich  wie  der  Verkauf  der  Domänen  in  kleinen  Stücken 
zu  beurtheilen  ist  (§.  220),  aber  Vorzüge  vor  diesem  bietet.  Die* 
hat  man  neuerdings  wieder  mehr  erkannt  und  beurtheilt  sie  des 
wegen  wieder  günstiger,  als  es  eine  Zeitlang  der  Fall  war. 

Schon  nach  der  früheren  Auffassung,  wie  sie  bei  Kan  (§.  131  (1.)  hervortritt 
allerdings  abweichend  von  der  vorherrschenden  Ansicht,  wurden  erheblich«*  \  or- 
theile der  Erbpacht  nicht  verkannt:  so  verglichen  mit  der  Zeitpacht  die  grusse  Ver- 
einfachung, daher  die  Verwohlfeilenmg  der  Verwaltung  für  den  Staat;  die  besser- 
Itewirths«  haftung  des  (iuts  durch  den  hierbei  ziemlich  wie  ein  EigenthUmer  interessirt..': 
Erbpachter.  woraus  sich  auch  für  den  Staat  die  Möglichkeit  einer  höheren  Pacbtrent-' 
(aus  den  Zinsen  des  Erbbestandgelds  und  aus  dem  Kanon»  ergebe.  Kau  betont  dabo 
132),  dass  „diese  Vortheile  dann  am  Urössten  wurden,  wenn  die  Erbpacht  mit 
einer  Zerschlagung  (P  ismeinbrati  on.  Abbau)  der  grossen  Domiueuhöfe  in 
kleinere  (iüter  in  Verbindung  gesetzt  wird",  wie  es  mehrfach  geschehen  ist.  als 
Massregel  der  inneren  (Kolonisation  und  der  Hebung  der  Landeskultur  im  18.  Jahr- 
hundert. Vgl.  Kau  §.  132  Note  a  u.  vor.  Aufl.  dieses  Bands  S.  414  Note  77  mit 
verschiedenen  älteren  Daten  u.  literarischen  Nachweisen.  U.  A.  begann  1701  im 
preussischen  Staate,  um  einen  höheren  Ertrag  aus  den  Dom.  zu  erzielen,  eiue 
Vererbpachtung  der  Domänengüter  u.  sonst.  PertincnzstUcke  mit  Parzeiiirurig 
der  Vorwerke.  Die  ubereilte  Massregel,  die  zudem  viele  politische  Gegner  hatte, 
blieb  ohne  die  gehoHten  Kcsultatc  und  wurde  deswegen  1710.  1711  mit  grosser 
Muhe  wieder  rückgängig  gemacht,  Kicdel,  braud.  preuss  Staatshansb.  S.  3'.'. 
Gegen  die  Nützlichkeit  der  Sache  im  Allgemeinen  kann  man  aus  diesem  Misslinee.i 
keinen  Beweis  nehmen.  Friedrich  IL  zertheilte  und  vererbpachtetc  über  300  Vor- 
werke ,  Friedrieh  Wilhelm  II.  setzte  dies  bei  drei  Domänen  im  Üderbrucbe  fort 
und  Friedr.  Willi.  III.  Hess  eine  grössere  Anzahl,  besonders  in  Ostpreussen,  in  Krl>- 
pacht  geben.  In  Ansbach  (.1757).  Kaireuth  (1769),  Waldeck  (1755).  Hessen 
Darmstadt  (1773),  Böhmen  (1770),  der  Rheinpfalz,  fing  man  an.  diese  Bei- 
spiele nachzuahmen.  In  den  dänischen  Staaten  geschah  dies  seit  17b3  in  gross.' 
Ausdehnung  und  mit  gutem  Erfolge.  Auch  in  Mecklenburg  geschah  es  häufig  u. 
seit  1810,  dann  besonders  seit  1808,  wieder  in  grösserem  Maasse.  (Nach  Kau  a.  a.«M 
Meekleuburg-Srhwcrin  hatte  1855  75  grössere  Erbpachthöfe  von  ungefähr  880  pr.  M. 
mittlerer  Grösse  u.  1*120  bäuerliche  Erbpachtguter  von  durchschnittlich  1 8,388  (juadr.-h'utli. 
—  153  pr.  M.  u.  72SS  Budncrstellen  i.  I).  von  1920  Quadr.-Kuth.  —  16  pr.  M.  Bei- 
träge, IV,  30.  38.  Auf  dem  Schwerin 'sehen  Domanium  betrug  die  Zahl  der  F.rl> 
pachtstclleii  1832  437,  1M7  832.  1857  1250,  1870  2383,  1*72  3633  —  mit  il> 
Massregel  zur  Hemmung  der  Auswanderung  dient  diese  Einrichtung,  die  auf  <lcn 
mecklenb.  Kittergutern  sehr  zum  Nachtheil  fehlt.  Vgl.  Ber.  d.  meckleub.  fominL'» 
üb.  Arbeiterverhältnisse,  Schwer.  1873.  d.  Refer.  v.  Schu  hma<  her-Zarchlin- 
S.  83.  Vgl.  auch  Hüllmann.  Geschichte  der  Dom.-Ken.  S.  93.  —  Krug,  National- 
reichth.  des  preuss.  Staates,  II.  418.  v.  Rönne,  Domänenwesen  d.  preuss.  Staates 
S.  50.    leber  die  Massregeln  Friedr.  II.  Stadel  mann    Preussens  Könige  in  ihr-t 
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Thätigkeit  f.  d.  Landescultar ,  II,  14  II.  (Leipz.  Issi»,  Public,  aus  d.  pnuss.  Staats- 
archiven B.  XI). 

Auch  die  mancherlei  practischen  und  principiellen  Einwc  nd  u  ngon  gegen  die 
Erbpacht,  besonders  im  Vergleich  mit  der  Zeitpacht,  hat  schon  Uau(§.  133, 
134)  mit  Hecht  nicht  als  ausschlaggebend  anerkannt.  Sie  verlieren  ihr  Gewicht  um 
so  mehr,  je  mehr  man  eben  in  der  allgemeineren  Vererbpachtung  eine  Massregcl  der 
I-andesoultur- Politik,  nicht  nur  eine  finanzielle  Krage  siebt.  Gegen  den  finanziellen 
Nachthcil,  dass  der  in  (ield  gesetzte  Kanon  bei  sinkendem  Geldwerth  und  steigenden 
<ietreidepreiscn  für  den  verpachtenden  Staat  einen  immer  kleineren  Werthbetrag  er- 
reicht, kann  sich  der  Staat  durch  Stipulirung  des  Kanon  in  Fruchten  (einschliesslich 
anderer  landwirtschaftlicher  Producte),  zahlbar  ganz  oder  theilweise  nach  mchr- 
i. dingen  Durchschnittspreisen  oder  nach  den  Jahres-Marktprcisen,  hinlänglich  schützen. 
Dies  Verfahren  sieht  mit  dem  Wesen  der  Erbpacht  und  mit  den  von  dieser  zu  erwarten- 
den günstigen  Folgen  für  die  bessere  Bewirtschaftung  des  Bodens  nicht  im  Widerspruch 
tin«I  ist  in  der  Praxis  Afters  angewandt  worden  (Üstproussen,  Mecklenburg?,  z.  B. 
im  ostpreu ssiseben  Kammerdepartement  Stipulirunir  des  Kanons  halb  Boggen,  lialb 
Gerste;  der  durchschnittlich-  Marktpreis  einer  SOjäbrigcn  Periode  wird  wahrend  der 
folgenden  30  Jahre  zur  Bezalüang  augewendet,  doch  darf  der  Mittelpreis  der  einen  Periode 
nicht  Uber  das  Doppelte  vom  Preise  der  rorhergehenden  steiiren.  Kruir,  Nat.-Beich- 
tlium  II,  42.  Mecklenburg,  der  in  Getreide  angesetzte  Kanon  wird  nacli  SOjahr. 
Durchschnittspreisen  bezahlt.  ^Hau.)  Je  mehr  die  Körnerwirthschaft  hinter  ander»« 
Produetionszweitre  in  der  Landwirtschaft  zurücktritt,  desto  wenige. r  reichen  Pacht- 
zinse  in  Getreide  für  den  beabsichtigten  Zweck  aus.  Animalische  Producte,  Handcls- 
-ewächse  steigen  auch  vielfach  stärker  im  Preise.  Die  allerdings  wegen  der  Qualitäts- 
differenzen noch  schwierigere  Pestsetzung  des  Pachtzinses  od.  Kanons  mit  in  Quantitäten 
solcher  andrer  Producte  müsste  daher  versucht  werden. 

Angesichts  der  grossen  Steigerung  der  Grundrenten,  welche  z.  B.  die  Zeit- 
pachten der  Domänen  eonstatiren  (s.  S.529),  und  bei  dem  Umstände,  dass  dieseSfejgerung 
notorisch  zum  guten  Theil  nicht  auf  individuelle  Leistungen,  Kapitalzuführungen  u.  s.  w. 
des  Landwirths,  sondern  auf  allgemeine  Vorgang«  in  der  Volkswirtschaft,  wie 
steigender  Preis  der  Hodenproducte,  sinkender  (ieldwerth,  weiterer  Absatz,  grossere 
Volksdichtigkeit  u.  v.  a.  m.  zurückzuführen  ist,  muss  eine  solche  Theilnahme  des  Staats 
als  Vererbpachter  an  diesen  Vortheilen  gewünscht  werden.  Vgl.  die  Daten  aus  M  ec  k  1  en  - 
bürg  in  d.  Her.  d.  Uommiss.  z.  Prüfung  der  Rententhcoric  v.  Bodbertus  Berl.  IsTl. 
Kef'er.  v  Schuhmacher-Za  rc  hlin,  S.  1  ff.,  über  die  „aufsteigende  Bewegung  der 
landw  irthseb.  Grundrente".  Bei  im  Ganzen  nur  wenig  verändertem  Arealbestaud  stieg 
die  Aufkunft  am  Zeit-  n.  Erbpacht  v.  1750  —  51  au  von  141.040  Thlr.  auf  303,401 
in  1715  —  70,  3711,273  in  1*00  —  01,  504.35!)  in  1S25-  20,  935.041  in  IS  Ii»  —  50, 
955,391  in  ls04.  In  einem  Amte,  das  keine  wesentl.  Veränder.  erfahren,  war  die 
Zeit-  und  Erbpacht  1750  -  55  jährl.  11,128,  1S45— 50  32.077  Thlr. 

Auch  die  Tragweite  der  Behauptuni-  ,  dass  die  Erbpacht  durchaus  Weniger 
Vortheile  als  der  Verkauf  von  Domänenland  und  mithin  der  Uebergang  des  letzteren 
in  Prifatgnuidcigeiiflium  biete,  beschränkt  Bau  (§.  135)  bereits  richtig,  wenn  er  auch 
den  entscheidenden  Gesichtspunet  biim  Vergleich  zwischen  Erbpacht  und  Privat- 
rundbesitz  noch  nicht  hervorhebt;  denn  wichtiger  als  seine  an  sich  richtige 
Beweisführung  zu  Gunsten  der  Erbpacht,  wobei  wieder  nur  das  Productions- 
interesse  berücksichtigt  wird,  ist  noch  der  Umstand,  den  die  Gegner  der  Erbpacht 
und  die  Anhänger  des  freien  Grundeigentums  übersehen,  das-»  der  Zweck  de»  Ver- 
laufs der  Domänen  au  kleinere  Landw irtln-  »ar  nicht  sicher  erreicht  wird,  weil  die 
gleich  anfängliche  oder  die  später  -o  leicht  eintretende  Verschuldung  der  Besitzer  oft 
zu  deren  Enteignung  führt.  Die  Lage  des  Erbpachten  ist  riel  sicher- r.  (S.  Wagner. 
Gründl.,  §.  322).  Niel  lieber  Erbpächter  mit  festem  Besitzrecht  u.  festem  Kanon,  al> 
verschuldeter  Eigenthumer  mit  kündbaren  Hypotheken  und  wechselndem  Ziusfusse! 
Selbst  das  Productionsinteresse  bei  der  Erbpacht  ist  ferner  häufig  besser  als  beim 
Verkauf  gewahrt,  weil  dem  Erbpächter  nach  Entrichtung  des  Erhhestandgelds  mehr 
eigene  Mittel  als  beim  Ankaufe  als  Betriebskapital  bleiben.  Hier  zeigt  sich  bei  der 
Erbpacht  ein  ähnlicher  Vortheil  wie  bei  der  Zeitpacht,  im  Vergleich  mit  dem  Ankauf. 
Einzelne  für  die  Entwicklung  der  landwirtschaftlichen  CÖltur  nachtheilige  oder 
uii  nöthitre  Beschränkungen  der  V  e  r  f ü  tr  u  n  gs  he  f n  g  n  i  ^s  e  des  Erbpachters,  z.B.  hinsichtlich 
d»-r  Veränderung  der  Benutzun»sart  des  Bodens,  gehören  nicht  zum  Wesen  der  Erb- 
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pacht  und  gestatteu  «in«!  Moditication.    Schon   Kau  kam  daher  tu  dem  Ergebnis 
ij.  IM),  dass  die  „Erbpacht  nach  diesen  Betrachtungen  für  Doin  an  ial  -  Hofgüe  r 
wesentliche  Vorzüge  hat". 

231.  -    3.  Entscheidung  der  Erbpachttrage.    Das  Ver 
dict  gegen  Erbpacht  ist  in  der  individualistischen  Nationalöko- 
nomie eine  einfache  Conscquenz  ihrer  Grundanschau- 
ungen.  Auch  Hau  wagte  davon  nicht  abzugehen. 

Kr  sagt  §.  130:  Der  Erbpacht  „steht  der  in  der  heutigen  \  olkswirthschaftspolita 
angenommene  Grundsatz  eutgi gen .  dass  die  Befreiung  d«  r  Grundcitrenihunitr  od 
erblichen  Nutznießer  von  allen  Verbindlichkeiten  ^<-}reii  die  Kealbercchtigten  (Gott« 
herrcii)  zu  befördern  -ei".  Daraus  folgert  auch  Kau:  „dass  mau  kein  neu '  • 
dauerndes  bäuerliches  \  «•  r  p  f  1  ie  Ii  tu  ngs?e  rh  alt  u  i  ss  entstehen  lassen,  oder 
es  wenigstens  sogleich  ablo>har  machen  soll,  und  dass  auch  die  vorbände nen 
Erbpachter  in  den  Stand  gesetzt  werden  müssen,  das  nur  mit  einem  abl-»>- 
liehen  Grundzinse  beschwerte  Eigenthuui  zu  erlangen.  Man  wird  daher 
in  vielen  Fällen,  wo  man  hieb  sonst  zur  \  •  rerbpachtung.  aber  noch  nicht  zu  dem 
Verkaufe  entschlossen  haben  wurde,  bei  der  Zeitpacht  stehen  bleiben.'-  Man  könne 
nur  etwa  „Domänen  so  verkaufen,  das-  ein  Theil  de>  Preises  alsbald  baar  entrichtet 
für  den  andern  Theil  ein  ablösbarer  Grundzins  ausbedungen  werde,  welcher  sich  nacb 
Getreideprciscu  regele,  und  de— en  Ablösung,  wenn  >ie  vom  Eiirenthumcr  begehrt 
werde,  nach  dem  durch  jene  Preise  bestimmten  Geldbetrage  de»  letzteu  Zeitraunv 
erfolge  *.  Allenfalls  ..konnte  der  Grundzins  auch  auf  eine  gew  i-sc  nicht  zu  lanpe  Zeit 
nnablAsbar  gemacht  werden,  oder  man  ktmnte  ausnahm>wei>c  eiuen  höheren  Abkauf- 
betrag.  z.H.  da>  22%-  oder  25faclie.  verabreden'*.  Kau  hat  sich  hier  al-o  gr-ren 
-eine  eigene  l'eberzougung  der  Verwerfung  der  Erbpacht  aecommodirt. 

Richtiger  ist  es  wohl,  zu  bekennen,  dass  eine  solche  Verwerfung 
des  Instituts  zu  weit  geht  und  die  E r b p a e h t  bei  den  Domäne u 
des  Staats  im  tinanz-  und  volkswirtschaftlichen  wie  im  social 
politischen  Interesse  mitunter  zugelassen  werden  sollte,  weil  sie 
günstiger  als  die  Zeitpacht  und  als  der  l  'ebergang  des  Staats 
grundbesitzes  an  Private  zu  beurtheilen  ist.  Namentlich  bei  einer 
Zerstückelung  der  Domänen  aus  Gründen  der  Landescnltnr  und 
der  Socialpolitik  verdient  sie  den  Vorzug  vor  dem  Verkauf,  weil 
sie  die  Enteignung  des  Bauern  weniger  leicht  macht,  als  diese  iu 
der  heutigen  Lage,  insbesondere  bei  dem  bestehenden  Schuldrecht, 
bei  „freiem  Privateigenthura"  ist. 

Vgl.  auch  hier  Sombart  a.  a.  ü.  Er  kommt  freilich  auch  nicht  zum  Vorschlag 
der  Wiedereinführung  der  gerade  in  Preussen  durch  die  Gesetzgebung  verlnrteneit 
Erbpacht.  Aber  sota  Vorschlag,  dass  des  Taxwerths  baar  anzuzahlen.  %  i«i: 
l0/0  Zins  und  der  A mortis. -Rente  in  '.U\  Jahren  zu  tilgen  sei,  erkennt  das  Bedenken, 
das  dem  Verkauf  gegen  Baar  entgegensteht. 

Die  Einrichtung  der  Erbpacht  wurde  nach  Kau  §.  l.'Hi  etwa  in  folgender 
Weise  zu  treffen  sein:  Bei  der  Zerschlagung  grosser  Guter  sind,  je  nach  den  örtlichen 
Umstanden,  mittlere  und  kleinere,  möglichst  gut  arrondirtc  Bauergüter  und  narb 
BedUrfniss  auch  kleine  Tagelohnerstelleu  zu  bilden.  Kehlt  es  an  ErbpachthMigeii. 
die  aus  eigenen  Mitteln  Wohnungen,  Ställe,  Scheunen  zu  eHuuen  vermögen,  so  td 
dies  auf  Rechnung  de>  Staats  zu  geschehen.  Der  Grundzins  w  ird  besser  sogleich  bei 
der  Bekanntmachung  der  Veräusserungsbedingungen  festgesetzt  und  nur  die  anfängliche 
baare  Einzahlung  (Erbbc>tandgeld)  durch  Versteigerung  oder  lieber  nach  der  Tax* 
bestimmt.  (Sombart  8,41.)  Ein  rechtlicher  Anspruch  auf  Nachlasse  (Heini ssiom 
besieht  nicht,  bei  grossen  Unglücksfällen  sind  sie  aber  nicht  immer  zu  vermeiden. 
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§.  232.  Anhang:.  Landwirtschaftliche  Gcwerks -Vorrichtungen. 
Gebäude  und  Vorrichtungen  zur  Betreibung  von  sogen,  landwirtschaftlichen 
Industrien,  welche  mit  den  Domänen  und  meist  speciell  mit  dem  landwirtschaft- 
lichen Betriebe  in  näherer  Verbindung  stehen .  wie  Bierbrauereien,  Branntweinbrenne- 
reien. Ziegeleien.  Mahl-  und  andere  Mühlen  u.dgl.  m.,  bleiben  in  der  Kegel  passend 
damit  verbunden  und  werden  dann  mit  der  betreffenden  Domäne  verzeitpachtet.  Bei 
d.-r  Zerschlagung  von  Domänen  wird  es  meistens  rathsamer  sein,  jene  Bestand- 
teile zu  verkaufen.  Der  Staat  eignet  sich  gewöhnlich  nicht  zur  eigenen  Verwaltung 
derselben  und  die  aparte  Verpachtung  macht  zu  grosse  Schwierigkeiten.  (S.  Kau  §.  158.) 
Ziegelei -Vorpachtung  kommt  bei  Domänen  öfters  vor.  Bei  Zeitpachten  pflegt  sich  die 
Bestimmung  zu  linden,  dass  es  dem  Pachter  ohne  Genehmigung  des  Verpächters  nicht 
•restattet  ist,  andere  Gewerbe  (industrielle)  als  die  Landwirtschaft  auf  dem  Gute  zu 
betreiben. 

3.  Abschnitt. 
Dingliche  Rechte  oder  Real  lasten. 

Vgl.  Rau  §.  156—165,  vor.  Aufl.  dieses  Bands  I.  §.  183—189.  Die  Lehre  von 
d.  Grundgefällen  gehört  nach  ihrer  volks wirthsch.  Seite  vornehmlich  in  die  Agrar- 
politik, s.  daher  darüber  auch  f.  Literatur,  Kecht  u.s.  w..  Rau.  Volkswirth- 
-chaftspolitik  §.46  ff..  Koscher  II,  2,  Kap.  9,  Meitzen  I.  3HT  ff.  In  die  Finanz- 
wissenschaft gehört  der  Gegenstand  eigentlich  wieder  nur.  soweit  der  Umstand  von 
Einfluss  ist,  dass  der  Staat,  der  Domänenüscus.  der  Berechtigte  ist.  Da  die  recht- 
liche Regelang  der  Rcallastcn  durch  die  neuere  Ablösungsgesetzgebung  bei  uns 
erledigt  und  die  Ablösung-  bereits  allgemein  tatsächlich  durchgeführt  ist,  so  hat  der 
ganze  Gegenstand  auch  wesentlich  nur  noch  historisches  Interesse.  Wegen  der 
dabei  in  Betracht  kommenden  Principienfragen  ist  er  aber  gleichwohl  noch  von  allge- 
meinerer Bedeutung,  auch  für  etwa  wieder  eiumal  vorkommende  ähnliche  Fälle  (Frage 
der  Ablösung  von  Grundsteuern  u.  dgl.).  Die  Darstellung  selbst  hier  jetzt  gegen  dir 
vor.  Aufl.  zusammengezogen.  Für  Rechtsgcschichtliches  s.  Kraut,  Grundr.  d.  Privat- 
rechts §.  145 — 155,  v.  Maurer,  Gesch.  d.  Fronhöfe  u.  s.  w.,  pass..  bes  III,  230  ff.. 
280  ff.,  Waitz.  D.  Yerfassungsgesch.  pass.,  bes.  V,  K.  4,  S.  185  ff.  Die  Entstehung 
u.  Ausbildung  der  Grundgefällu  hängt  auch  mit  der  Unfreiheit  u.  den  Landuberlassungen 
gegen  Dienste  u.  Abgaben  zusammen.  S.  Grundleg.  2.  Abthg..  K.  1.  §.201 — 215,  u. 
die  dort  ausfuhrl.  an  geg.  Liter.  Ferner  f.  die  Frage  der  Beseitigung  der  betr. 
Lasten  eb.  2.  Abth.,  K.  5.  üeber  <lic  speeifisch  juristische  Seite  der  Reallastcn 
>.  die  Werke  über  deutsche  R.  elitsirochichte  u.  D.  Priv. recht,  u.  A.  Stobbe,  D.  Priv.- 
recht.  1.  A.  II.  §.  100  ff. 

L  —  §.  233.  Die  älteren  Grundgefälle.  Die  ihnen  zu 
Grunde  liegenden  dinglichen  Rechte  oder  Reallasten  sind  „Ver- 
pflichtungen zu  wiederkehrenden  stetigen  Leistungen  (besonders 
Zinse,  Renten,  Frohnden  u.  s.  w.,  —  auch  Zehnten, 
Handlöhne,  Gilten),  welche  dem  Besitzer  eines  Grund- 
stücks als  solchem  obliegen,  so  dass  die  Person  des  Verpflich- 
teten lediglich  durch  den  Besitz  des  Grundstücks  bestimmt  wird. 
Die  Verpflichtung  zur  Leistung  kann  entweder  in  regelmässiger  Weise 
zu  bestimmten  Zeiten  (so  beim  Zehnten)  oder  in  unregelmässigen 
Intervallen  nur  bei  gewissen  Veranlassungen  (z.  B.  Todesfällen, 
Besitzwechsel,  —  Mortuarium,  Laudemium)  eintreten"  (Stobbe). 

Solche  Rechte  sind  von  Alters  her  bis  in  unsere  Tage,  wie  mit  anderen  privaten 
Landgütern  herrschaftlicher  Qualität  (Grundherrschaften),  *o  mit  den  Domänen  des 

A.  W:ij,'n<-r.  Finanz« is*>n«<hun  f.    V  Aull. 


Digitized  by  Google 


562        3.  B.  Ord.  Einn.  2.  K.  Privaterwerb.  1.  II.  A.  Rcallast<-it.  §.  233. 


Staats  verbunden  gewesen,  auch  bei  Yeräusserung  von  Domänen  wohl  zurückbehalten 
worden.  Nach  dem  rechtlichen  Ursprung  sind  diese  Kechte  vorherrschend  prir  »t- 
rechtlicher  Natur,  hie  und  da  aber,  im  Einzelnen  nicht  leicht  unterscheidbar,  mit  alter, 
fasten  Abgaben  öffentlich -rechtlichen  Charakters  und  steuerrechtlicher  Natur  ver- 
mischt (vogtei-  und  gerichtshenschaftliche  Lasten). 

Die  bezüglichen  Einnahmen  aus  diesen  Gerechtsamen,  die 
sogen.  Grundgefälle,  haben  in  deutschen  und  anderen  Ländern 
bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  eine  oft  nicht  unerhebliche  finanzielle 
Bedeutung  gehabt,  bis  die  Ablösungen  sie  verminderten  oder  be- 
seitigten. 

Beispiele  Baiern.  Nach  dem  A.  für  1832 — 34  war  die  Einnahme  aus  Grund- 
gefallen  im  I).  5,277,400  fl.  rein,  die  Kosten  40  Proc  ,  Lasten  5  4  Proc.  Die  R.  1S53  I 
zeigt  4.471,276  fl.  Reinertrag,  der  A.  filr  1S55— Ol  eine  Roheinnahme  von  5,143>49  1, 
A.  1S70  322,170  fl.  ältere  Gefälle,  4,300,000  fl.  neu  angesetzte  Grundzinse  nach  Ges. 
v.  4.  Juni  1848,  18,130  fl.  Naturalabgaben,  zus.  4.710,000  fl,,  Ausgabe  88,300  t 
A.  1877  7,783,000  M.  Grundgefälle,  mit  201.140  M.  Ausgaben  dafür.  1883  ber 
7  51  u.  0  183  Mill.  M  —  In  Baden  sind  die  Grundgcfälle  neuerlich  durch  den  Fort- 
gang der  Ablösungen  sehr  vermindert  worden.  Der  Rohertrag  des  Zehnten  war  im 
D.  1S33— 30  vor  der  Ablösung  1,002,841  fl.  Derselbe  ist  jetzt  abgelost  und  es  ginge* 
im  D.  1854  und  1855  474.277  fl.,  1882  noch  522,000  M.  Zinsen  aus  noch  ausstehenden 
Ablösungssummen  ein.  Dio  Geschäfte  jetzt  im  Wesentl.  abgewickelt.  —  Würtember* 
hatte  bis  1849  noch  sehr  viele  Naturalgefällc.  Nach  dem  A.  1*45  —  1847  war  die 
Einnahme  aus  Zehnten  1,475,048  fl.,  aus  Lehen-  und  Zinsgütern  593,712  fl.,  m> 
Kosten  und  Abgänge  bei  jenen  43,021  fl,  bei  diesen  12.455  fl.  Von  dem  Reinertrag.- 
von  2,013.284  fl.  müssen  aber  noch  viele  allgemeine  Kosten  abgerechnet  werden,  indem 
die  Ausgaben  für  Naturalvorräthe  (34,502  fl.)  grösstenteils  durch  die  Gefalle  ver- 
anlasst wurden.  Diese  Einnahme  jetzt  fast  völlig  (noch  229  M.H  verschwunden.  Kicclr, 
a.a.O.  S.  182.  —  In  Prcussen  belicfen  sich  die  Domanialgcfällc  1847  noch  aof 
4.057,513,  1>49  auf  3,974,000.  1853  auf  3,134.221,  1861  auf  2.695,342,  1*"0  auf 
1,741,172  Thlr.  „grundherrl.  Hebungen  u.  Hebungen  aus  veräuss.  Dom. -Übjecten-' 
(incl.  neue  Provinzen),  davon  aus  Erb-.  Grund-  u.  Domänenzins,  Kanon  u.  Geldrenten 
für  Getreide,  die  vertragsmässig  nach  wechselnden  Durchschnittspreisen  regulirt  werden 
1,551,582  Thlr..  Zinsen  v.  bäuerl.  Inventarieu-  (Hofwehr-)  Geldern  2214,  für  Natural- 
prästationen  (entw.  nach  Kammertaxe  oder  nach  zeitwoisem  Abkommen  in  Geld  bezahlt 
oder  iu  natura  geliefert)  148,437  Thlr.,  für  unbestand.  Gefälle  38,939  Thlr.  Summa 
d.  „grundherrl.  Hebungen  u.  s.  w."  im  Et.  f.  1875  3*62  Mill.  M.  Die  Domäneo- 
amonisationsrenten  betrugen  1,998,049  Thlr.  in  1870,  in  1875  6  22  Mill.  M.  Im 
Et  f.  1883/84  stehen  nur  noch  1.818,000  M.  „grundh.  Hebungen"  u.  s.  w.  u.  6.376,000  M 
Dom.amortis  renten.  —  Auch  mehrere  Schweizercantone  hatten  früher  erheblich« 
Einnahmen  dieser  Art,  z.B.  Bern  im  A.  für  1846  318,878  Fr.  von  Zehnten  und 
Lehn  gefallen ,  Neuen  bürg  105,000  Liv.  (zu  40  Kr.),  Zürich  1815—25  im  L>. 
198,750  Fr.  oder  fast  lf4  der  Einnahme.  Aargau  A.  1846  62,250  Fr.  (d.  älteren 
Daten  z.  Th.  nach  Rau). 

Die  Sicherheit  des  Bezugs  der  Grundgefälle ,  die  Aos 
sieht  auf  steigenden  Ertrag  bei  einzelnen  davon,  besonders 
beim  Zehnten  waren  ersichtliche  Vortheile  dieser  Einnahmen  fUr 
die  Finanzwirthschaft  des  Staats.  Diesen  Vortheilen  standen  ab 
Nachtheile  volks-  und  privatwirthschaftlicher  und  mehrfach  auch 
finanzwirthschaftlicher  Art  gegenüber  die  veränderliche  Grösse, 
die  lästige  Entrichtungsart,  die  Hemmung  des  Fort- 
schreitens im  Landbau.  Für  den  Staat  war  namentlich  die 
sehr  ungleiche  Grösse  der  Einnahme  von  Jahr  zu  Jahr  be- 


Digitized  by  Google 


fti»i  alteren  Grundgefälle. 


563 


sonders  störend,  bei  den  Na  tu  raigefallen  ist  Überdies  die  Er- 
hebung kostspielig. 

In  Baiern  z.  B.  war  der  Durchscbnittsertrag  in  19  Jahren  von  1919 — 37  5,21 1,626 fl., 
min.  3,894,223  fl.  im  J.  1*25,  max.  6.554.775  fl.  im  J.  1831,  also  resp.  74  und  125 
Proc.  des  Durchschnittes. 

Diese  Nacbtheile,  verbunden  mit  allgemeinen  Strömungen  im 
öffentlichen  Leben,  führten  in  der  Wissenschaft  zu  der  Forderung 
der  Umwandlung  der  Grundgefälle  in  einfache  Grundzinse  oder 
selbst  der  gänzlichen  Ablösung  dieser  Gefälle.  Diese  Forde- 
rung haben  die  meisten  europäischen  Staaten,  auch  die  deutschen 
im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  verwirklicht,  so  dass  die  Einnahmen 
aus  den  alten  Grundgefällen  sich  immer  mehr  vermindern  oder 
schon  verschwunden  sind. 

Die  vollständige  Abschaffung  der  Grundgefälle  war  eine  Couse<iuenz  der 
neueren  nationalökonomischen  Ansichten  von  der  Notwendigkeit  abgabefreien 
ländlichen,  speciell  bäuerlichen  Grundcigeuthums  im  privat-  und  volkswirtschaft- 
lichen Productionsinteresse  und  zugleich  eine  Consequenz  der  neueren  poli- 
tischen Ansichten  über  persönliche  Freiheit  und  Eigenthum.  Die  Maassregel 
hat  aoeh  ohne  Zweifel  auf  deu  Ackerbau  und  die  bäuerlichen  Wirthe  einen  «Uten 
Eüifiuss  geübt,  soweit  sie  zu  einer  Beseitigung  von  Qaotenabgaben  vom  Roh- 
erträge, also  besonders  des  Zehnten,  führte.  In  ihrer  Allgemeinheit  jedoch 
wird  sie  verschieden  bcurtheilt  werden,  je  nachdem  entweder  wieder  mehr  der  privat- 
wirthschaftlichc  Gcsiehtspunct  für  die  Beurtheilung  maassgebend  ist  und  dieser  in  der 
üblichen  Weise  mit  dem  volkswirtschaftlichen  identilicirt  wird,  wie  in  der  Smith'schen 
Schule  des  ökonomischen  Individualismus,  oder  aber  der  wirklieh  volkswirtschaft- 
liche und  der  social  politische  (iesiehtspunet  mit  entscheidet. 

Es  gilt  dann  wieder  Aebnlir  lies,  wie  von  der  Erbpacht  In  Hinsicht  auf  die 
P  rodueti  v  ität  und  die  sociale  Fu  netion  seines  Besitzers  ist  allerdings  schulden- 
freies  bäuerliches  Privateigenthum  dem  mit  jenen  Lasten  beschwerten  vorzuzicheu. 
Aber  jenes  war  keineswegs  das  allgemeine  Resultat  der  Abschaffung  der  Grundlasten. 
Vielmehr  hat  sich  der  mit  nicht  beliebig  vermehrbaren  Grundlastcn  beschwerte  Grund- 
besitz öfters  nur  in  solchen  mit  kündbaren  Kapitalschulde:,  belasteten  verwandelt: 
keineswegs  durchaus  eine  Verbesserung,  oftmals,  wohl  sogar  in  der  Kegel,  eine  Ver- 
schlechterung. Ferner  ist  eine  Theilung  des  Grundertrags  zwischen  dem  ver- 
pflichteten Bauer  und  dem  Pr ivatgrundherrn  eher  zu  beanstanden.  Aber  wo  der 
Grundherr,  wie  bei  den  Domanialge fällen,  der  die  Gesammtheit  vertretendo  Staat  ist, 
liegt  die  Sache  wiederum  anders.  In  zweckmässig  regulirten  Grundgefällen 
kann  der  Staat,  ohne  wesentliche  Benachtheiligung  des  Productionsintcresscs .  einen 
Theil  der  ihm  gebührendeu  nationalen  Grundrente  und  des  Zuwachses  derselben  beziehen, 
was  mit  der  gänzlichen  Beseitigung  der  Grundgefälle  aufhört.  Damit  ist  auch  das 
berechtigte  finanzielle  Interesse  des  Staats  beinträclitigt  worden. 

Man  wird  daher  zwar  der  in  Mittel-  und  Westeuropa  meist 
erfolgten  Abschaffung  der  Grundgefälle  manche  günstige  Wirkung 
nicht  absprechen  können.  Aber  richtiger  als  diese  Maassregel 
wäre  eine  Fixirung  aller  alten  Grundgefälle  und  eine  Verwand- 
lung derselben  in  eine  auf  dem  Boden  lastende  nicht  ablösbare 
Geldrente  oder  in  bestimmten  Durchschnittspreisen  zu  entrichtende 
Naturairente  gewesen,  wenigstens  soweit  der  Staat  als  doma- 
nialer  Grundherr  der  Berechtigte  ist. 
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Die  tiefere  Begründung  dieser  Ansicht  s.  in  der  Grundhg.  2.  Abth.  bes.  K.  4 
(t.  Grundeigenth). 

Ueber  die  chemal.  Verwaltung  der  (J  rund  gefalle  s.  Rau  §.  157.  vor.  Auf] 
dieses  Bands  §.  ] 84.  Genaue  Verzeichnisse  bildeten  die  Grundlage.  Die  Eintreibung 
erfolgte  wohl  nach  den  Grundsätzen  des  Steuerreohts.  Es  war  mögliche  zu  verhüten, 
dass  fehlerhaftes  Getreide  u.  s.  w.  geliefert  wurde,  doch  blieb  dasselbe,  z.  B.  beim  Fnicht- 
zins,  immer  etwas  unter  der  Durchschnittsqualität.  Aus  den  Magazinen  kam  das 
Getreide  zur  Versteigerung,  soweit  es  nicht  für  Staatszwecke  unmittelbar  (z.B.  beim 
Militär)  Verwendung  fand. 

II.  —  §.  234.  Umgestaltungen  der  Naturalgefälle. 
Je  mehr  auch  im  Staatshaushalte  die  reine  Geldwirthschaft  sich 
einbürgert,  desto  unbequemer  werden  Naturalgefälle.  Der  Staat  als 
Grundherr  ist  bei  deren  Einziehung  und  Verwaltung  ohnehin  regel- 
mässig im  Nachtheil  gegenüber  den  privaten  Grundherren.  Auch 
die  Pflichtigen  Bauern  ziehen  mit  der  allgemeineren  Entwicklung 
der  Geldwirthschaft  in  der  Volkswirtschaft  gewöhnlich  Geldab- 
gaben den  Naturalabgaben  vor.  Im  beiderseitigen  Interesse  greifen 
daher  bei  der  Beibehaltung  der  Grundgefälle  folgende  Umgestal- 
tungen Platz. 

1.  Man  lä88t  statt  der  Naturalien  den  Marktpreis  dafür  in 
Geld  entrichten. 

Da  hiebei  die  Kosten  und  Verluste,  welche  mit  «1er  Aufbewahrung  von  Getreide, 
Wein  und  anderen  Erzeugnissen  des  Landbaues  veiknupft  sind,  erspart  werden  können, 
Vorrathsgebäude  entbehrlich  werden  und  die  Verwaltungsgcschäfte  sich  sehr  ver- 
einfachen, so  kann  der  berechtigte  Staat  schon  hier  ohne  Nachtheil  für  sich  und  zum 
Vortheil  des  Pflichtigen  in  eine  Reduction  der  schuldigen  Leistung  willigen. 

2.  Die  veränderlichen  Gefälle  lassen  sich  passend  in 
einen  Grund  zins  umwandeln,  wobei  der  vieljäh  rige  Durch- 
schnittsbetrag der  Gefälle  zu  Grunde  gelegt  und  ein  Abzug 
für  die  Erhebungskosten  bestimmt  wird.  Der  Grundzins 
wird  entweder  fest  in  Geld  oder  zwar  auch  in  Producteu 
(Getreide)  angesetzt,  aber  auch  letzteren  Falls  die  Zahlung  nach 
gewissen  Marktpreisen  in  Geld  ausgemacht.  Am  Schwierigsten 
war  diese  Regulirung  beim  Zehnten,  welcher  unter  den  Grund- 
gefällen des  Staates  besonders  wichtig  war. 

Vgl.  Regenauer,  Ueber  die  Verwaltung  der  landesherrlichen  Zehnten,  Karlsr. 
1S29.  —  In  Wurtcmberg  erstreckte  sich  das  Zehntrecht  des  Staats  Uber  l,107,$Oi> 
Morgen  Acker  (44  Proc.  alles  Ackerlandes  ^ ,  76.00S  Morgen  Wiesen  (0*6  Proc. 
und  50,700  M.Weinberge  (62  Proc.  des  ganzen  Weinlandes).  In  Baden  waren  di* 
1522  Domanialzehnten  zu  Ende  1S56  schon  snmmtlich  abgelöst  für  ein  Kapital  voa 
17,300  000  fl.  (J*au.) 

Die  gewöhnlichen  Arten  auch  des  Domanialzehents  waren: 

Zehnten  von  Gewächsen,  und  zwar  grosser  oder  Getreidczchnte,  kleiner. 
Schmal-  oder  Brachzehnte  von  anderen  Feldfrüchten,  z.B.  Klee,  Kartoffeln  u.  s.w. 
Obst-  und  Weinzelmte,  Ilcuzehnte,  der  jedoch  seltener  vorkam,  ferner  Blnt- 
zehnte  von  jungem  Vieh,  der  lästigste,  dessen  Umwandlung  oder  Ablösung  am  Ersten 
bewirkt  worden  ist.  Der  privat  rechtliche  Charakter  war  auch  beim  Domanialzehnten 
meist  unverkennbar,  jedenfalls  der  allgemein  vorherrschende  (Ran  §.150,  vor.  Aufl.  §  1*6  . 
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Diu  früheren  Erhebungsformen  waren  die  Entrichtung  des  Zehntem  von  dun 
Zeh  ntpflichtigcu  selbst,  wobei  er  dann  entweder  auf  Rechnung  der  Domänen- 
kai.se  eingezogen  oder  verpachtet  wurde;  eventuell  auch  die  Ersetzung  des 
Zehnten  durch  eine  ausbedungene  Abfindungssumme.   (Kau  §.159.) 

Die  eigene  Einziehung  auf  Kechnung  dos  Staats  war  das  mühsamere  und 
kostspielige re  Verfahren,  das  eine  Menge  lästige  und  doch  unsichere  Controlen  und 
Cautelcn  sowohl  gegen  die  Zehntpflichtigen  als  gegen  die  den  Zehnten  erhebenden 
Beamten  erforderte  (iL  A.  Pflicht  der  Anzeige  an  den  Zehntherrn  vor  dem  Beginn  der 
Erntearbeit,  Vornahme  der  Weinlese  nach  obrigkeitlicher  Erlaubnis*). 

Schon  die  Verpachtung  war  daher,  zumal  bei  den  Domanialgefällen,  eine 
wünschenswerthe  Vereinfachung  der  Geschäfte  für  den  Berechtigten.  Sie  wurde  ent- 
weder jährlich  im  Sommer  zu  einer  Zeit,  wo  sich  der  Ausfall  der  Ernte  übersehen 
liess,  oder  auch  gleich  für  mehrere  Jahre,  regelmässig  im  Wege  der  Versteigerung, 
vorgenommen  und  der  Pachtpreis  in  Geld  oder  theilweise  in  Frucht  zu  bestimmten 
Durchschnittspreisen  eines  Marktorts  und  Zeitraums,  auch  etwa  ein  Theil  in  Natural- 
lieferung  festgesetzt. 

Noch  bequemer  für  die  Domänenverwaltung  und  zugleich  für  die  Zehntpflichtigen 
selbst  war  das  A  bfinduugs  vor  fahren,  das  zugleich  zur  Vorbereitung  der  Um- 
wandlung und  Fixirung  des  Zehnten  dienen  konnte.  Hier  wurde  mit  der  ganzen 
zehntpflichtigen  Gemeinde  oder  mit  der  Gcsammtheit  der  Zehntpflichtigen  in  ihr  eiu 
Vertrag  darüber  geschlossen,  dass  der  Zehntherr  statt  des  Zehnten  selbst  einen  festen 
Betrag  in  Fruchten  oder  eine  fixe  Gold summe  erhielt,  deren  Auf briugung  oder 
Vertheilung  unter  die  einzelnen  Verpflichteten  Sache  der  letzteren  war.  Bei  der  Ent- 
richtung in  Geld  hei  dann  für  den  Staat  auch  der  Aufwand  für  die  Verwaltung  der 
Naturalien  fort.  (Verträge  dieser  Art  in  Würtemberg  meist  auf  27  Jahre.)  (Näheres 
über  diese  Erhebungsformen  bei  Kau,  §.  160—  163,  u.  danach  noch  in  vor.  Aufl. 
dieses  Bands,  §.  1S6.^ 

Erst  die  Umwandlung  der  Zehnten  und  anderer 
ähnlicher  Grundge fälle  in  feste  Grundzinse  oder 
Kenten  befreit  aber  den  Zehntherrn  oder  den  Domänenfiscus 
wie  auch  die  Zehntpflichtigen  von  dem  Lästigen  und  Odiösen,  den 
Unbequemlichkeiten,  Betriebsstörungen  und  Kosten  völlig,  welche 
die  erwähnten  Erhebungsformen  theils  für  beide  Parteien,  theils 
besonders  auch  für  die  Zehntpflichtigen  stets  mehr  oder  weniger 
mit  sich  bringen. 

Der  Zehnten  ist  so  besonders  nachtheilig  und  wird  es  bei  intensiverer  Laud- 
wirthschaft  immer  mehr,  weil  er  eine  Quoten  abgäbe  vom  Ko  hertrage  ist.  In  dieser 
Eigenschaft,  nicht  bloss,  wie  Kau  (§  163)  u.  A.  in.  ihn  auffassen,  als  Abgabe  vom 
Ko  hertrage,  wird  er  leicht  eine  Hemmung  landwirtschaftlicher  Furtschritte.  Denn 
bei  intensiverer  Landwirtschaft  steigt  der  Kohertrag  in  einem  stärkeren  Verhältuiss 
als  der  Keinertrag.  Der  Zehnte  und  ähnliche  Abgaben  vom  Kohertragc  werden  also 
immer  drückender  und  nehmen  dem  Landwirth  (Bauern)  einen  grossen  Theil  desjenigen 
Ertrags,  der  nur  durch  die  stärkeren  Verwendungen  von  Kapital  und  Arbeitskraft 
gewonnen  wird. 

Bei  der  Umgestaltung  und  eventuell  der  Aufhebung  des 
Zehnten  und  anderer  Gruodgciallc  macht  nun  ein  Umstand  be- 
sondere Schwierigkeit,  ncnilieh  die  Rücksicht  auf  die  bezüg- 
lichen Rechte  andrer  privater  Grundherren.  Beim 
Staate  ist  gelegentlich  der  unentgeltliche  Verzieht  auf  das 
Gefälls-,  bez.  das  Zehntrecht,  mindestens  das  Begnügen  mit 
einerunvoIlständigenEntschädignng  befürwortet  worden. 
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So  sollten  z.B.  nach  f.  Kotteck 's  Antrag  in  Baden  die  StaaUzehnten  unent- 
geltlich aufgehoben,  Privatzehntherren  mit  dem  10  fachen  des  Reinertrages  und  im  Falle 
eines  erweislichen  privatrechtlichen  Titel»  mit  dem  15  fachen  abgefunden  werden,  wozu 
der  Zehntpfliehtige  das  5  fache,  das  Uebrigc  der  Staat  zuzuschiessen  hätte.  Verhandl. 
der  bad.  2.  K.  1831,  Beil.  I.  23.  Vgl.  v.  Aretin  u.  v.  Kotteck's  Staatsrecht  der 
constit.  Monarchie  II,  272.  276.  Nach  dem  Antrage  der  Majorität  der  Zehutcommisäon 
in  der  2.  Kammer  sollte  der  Berechtigte,  und  also  auch  die  Domänenkasse,  das  15  fache 
erhalten,  wovon  das  9 fache  dem  Pflichtigen  zur  Last  fiele;  der  Staat  schösse  bei  den 
Privatzchntcn  «las  ti  fache  zu.  Die  Minorität  wollte  dein  Zehntpflichtigen  das  13  fache 
des  reinen  Ertrages  auflegen  und  den  Zusohuss  der  Staatskasse  für  die  Privatberech- 
titrten  auf  das  5  fache  beschränken.  Die  Kammer  seihst  sprach  sich  1S31  dafür  aus. 
dass  der  Berechtigte  das  15fache  erhalte  u.  der  Pflichtige  hievon  */,  zahle.  (Bau  §.  162.) 

Bestehen  indessen  diese  Gefälle  einmal  zu  Recht,  so  ist  eine 
solche  Verletzung  des  Finanzinteresses  doch  möglichst  zu  verhüten, 
jedenfalls  nur  soweit  zulässig,  als  wichtige  Rücksichten 
auf  die  Entwicklung  der  Landwirtschaft  und  auf  die 
ökonomische  und  sociale  Lage  der  Pflichtigen,  also 
wieder  allgemein-volks  wirtschaftliche  und  social- 
politische  Gesichtspuncte  es  rechtfertigen.  Um  der  not- 
wendigen Gleichheit  Willen  müssen  dann  aber  die  Gefällspflichtigen 
von  Privat-Grundherren  ebenso  wie  diejenigen  des  Staats  behandelt 
werden.  Hält  man  eine  Ermässigung  der  Last  für  geboten  und 
glaubt  man  das  daraus  hervorgehende  Opfer  den  privaten  Grund- 
herren wegen  der  einmal  anerkannten  Rechtsbeständigkeit  der 
Gefälle  nicht  zumuthen  zu  können,  so  muss  der  Staat  also  für 
beide  Classen  der  Pflichtigen,  diejenigen  des  Domänenfiscus  und 
der  Privat-Grundherren,  die  gleiche  Unterstützung  gewähren.  Un- 
bedingt nothwendig  erscheint  ein  solehes  Vorgehen  nicht. 

Die  zur  Motivirnng  mit  angefahrte  ursprüngliche  Steuernatur  de*  Zehnten 
i»t  keineswegs  allgemein .  in  der  Reirel  gar  nicht  vorhanden .  jedenfalls  aber  hat  sie 
sich  im  Verlauf  der  Jahrhunderte  verloreu,  wo  sie  etwa  früher  bestand.  Die  zehent- 
baren  Ländercieu  werden  auch  billiger  gekauft. 

Das  landwirtschaftliche  Productionsint eresse  ver- 
langt wohl  eine  Beseitigung  des  Zehnten  als  einer  Quotenabgabe 
vom  Rohertrage,  aber  mit  einer  Umwandlung  desselben  und 
anderer  Naturalgefälle  in  eine  fixe  Geld-  oder  in  eine  in  be- 
stimmten Marktpreisen  zu  zahlende  Productenrente  ist 
es  vollständig  befriedigt.  Eine  Ermässigung  der  demgemäß* 
umgestalteten  Leistung  ist  zulässig  und  gerechtfertigt,  weil  für  den 
Grundherrn  viele  und  bedeutende  Erhebungskosten  fortfallen.  Darüber 
hinaus  ist  eine  Verminderung  der  Leistung  aber  höchstens  in  Aus- 
nahmefällen geboten. 

So  wenn  die  Summe  der  Grundgefälle  einen  besonders  niedrigen  Reinertrag  f  *1. 
Pflichtigen  Übrig  übst.  Nach  d.  preuss.  Ges.  r.  2.  März  1S5Ü.  {§.  63,  mu^ste  bei 
der  Ablösung  mindestens  lL  des  Reinertrags  dem  Pflichtigen  bleiben .  was  eine  ..nt- 
sprechende  Reduction  der  Gefalle  involvirt. 
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Besondere  Staatsbeiträge  selbst  zur  vollständigen  Beseitigung 
der  Zehnten  sind  auch  nicht  immer  erfolgt,  so  dass  sich  jedenfalls 
die  Massregel  ohne  solche  durchfuhren  Hess. 

So  im  Grossherz.  Hessen,  Gesetz  v.  15.  Aug.  1>>16,  in  Nassau.  Sachsen 
Hannover,  Weimar  (Gesetz  vom  18.  Mai  1848)  etc.,  Preussen.  (Kau). 

Wollte  man  aber  aus  Gründen  der  Politik,  wegen  Ver- 
hasstheit  der  Grundgefälle  u.  s.  w.  ein  Uebriges  thun  und  ins 
besondere  mit  Recht  das  Verhältniss  zwischen  Privatgrundherren 
und  Gefälls-,  namentlich  Zehntpflichtigen  lösen,  so  hätte  die  all- 
gemeine Umwandlung  der  Gefälle  in  eine  feste,  aber  noch  etwas 
weiter  reducirte  unablösbare  Geld-  oder  Getreide-,  bez.  Pro- 
duetenrente  wiederum  gentigt.  Der  Staat  hätte  dabei  in  das 
Kechtsverhältniss  der  privaten  Grundherren  eintreten  und  letztere 
angemessen  entschädigen  müssen.  Die  Forterhebung  der  Gefälle 
in  der  neuen  Form  hätte  keine  grösseren  Bedenken  gehabt,  als 
die  Erhebung  der  alten  oder  der  etwa  neu  eingeführten  allgemeinen 
Grundsteuer  und  konnte  einfach  mit  der  Steuererhebung  verbunden 
werden. 

Statt  der  blossen  Umwandlung  der  Grundgefälle  ist  regelmässig 
die  vollständige  Ablösung  derselben  erfolgt.  Sie  hat  dem 
Staate  eine  werthvolle  Einnahme  für  die  Zukunft  und  damit  die 
berechtigte  Theiinahme  am  Bezug  der  nationalen  Grundrente  ent- 
zogen, wofür  in  der  Rente  des  Ablösungskapitals  kein  sicherer  und 
gewöhnlich  kein  ausreichender  Ersatz  gelegen  hat.  Die  mehrfach 
erfolgten  weiteren  Beisteuern  des  Staats  zur  Ablösung  haben 
selbst  neue  finanzielle  Opfer  mit  sich  gebracht.  Das  „lastenfreie 
volle  Privateigenthum  des  Bauern"  wird  aber  auf  die  Dauer  doch 
nicht  erreicht  werden,  weil  die  „Verschuldungs-,  bez.  Verpfändungs- 
treiheit"  nunmehr  um  so  leichter  zu  kündbaren  Kapitalschulden  mit 
wechselndem  Zinsfusse  führt.  Das  Endurtheil  über  die  „Grund- 
cntlastung"  fällt  daher  nicht  so  unbedingt  günstig  aus,  wie 
früher  angenommen  wurde. 

Diese  Ansicht  ist  eine  Conaeqnenz  der  in  der  Grundleg.,  2.  Abth.  K.  4,  nieder- 
gelegten Anschauungen  über  Privateigenthum  an  Productionsmitteln.  Rau  stand  hier 
noch  ander»,  s.  §.  163,  164  bei  ihm. 

In  Buden  ist  schließlich  im  Zehntgesetze  vom  23.  Nov.  1S33  der  Staatszuscbus* 
auf  der  Ablösungssumme  festgesetzt  worden,  der  überdies  bis  zur  beendigten  Ab- 
lösung jedes  Zehntrechtes  oder  wenigstens  bis  zum  1.  Jan.  1S44,  vom  1.  Januar  1S34 
an,  mit  Zwischenzinsen  zu  4  Proc.  verzinst  wurde.  Die  Ausgabe  an  Staatszuschuss 
für  sÄmmtliche  Zehnten,  deren  Ablösung  10,547,000  fl.  kostete,  war  auf  99  Mi  Ii  fl. 
angenommen  worden,  belicf  sich  aber  nur  auf  7,933,000  iL,  für  die  Doinantalzehntcn 
Wirde  ein  Ablösekapital  von  17,390,000  tl.  ermittelt,  wovon  aber  3,443,000  11.  an 
Staatszuschuss  abgingen.    Re genauer,  Staatahaush.  S.  319.    Die  Last,  di--  für  die 
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übrigen  Staatsbürger  aus  jenem  grossen  Staatsbeitrage  entstand ,  minderte  sich  uuc>- 
fälir  von  20  auf  12  Proc.  des  Kapitals,  weil  dio  Zehntpflichtigcn  selbst  zu  den  Steuern 
beitrugen  und  uugefähr  •/«  der  Ausgaben  trafen.  —  Die  Verhandlungen  der  beiden 
Kammern  von  1833  bilden  eine  ausführliche  Erläuterung  des  Zehutgesetzcs,,  docL 
wurde  der  Zweifel  an  der  Zweckmässigkeit  jener  grossen  Staatsausgaben  am  Wenigsten 
beachtet.  Ueberblick  des  Gegenstandes  in  dem  Vortrage  von  Kau,  Protok.  der  I.K. 
I,  255.  Aufsatz«:  von  Lötz  und  Regenauer  in  Kau,  Archiv  II,  I  Heft.  Vogel- 
inann.  Die  Zehnt-Ablösung  im  Grossh.  Baden,  Karlsr.  1838.  —  Die  Regierung  von 
Bern  bat  das  ganze  Zehntablüsungskapital  an  der  Stelle  der  Zehutpflichtigeu  bestritten 
(Kau).  —  In  Oesterreich  wurde  durch  Patent  v.  4.  März  1849,  §.  18  (ähnlich 
noch  andere  Pattinte  für  andere  Kronlande)  für  die  deutschen  Erblande  bestimmt,  da>- 
von  d.  berechn.  Entschäd.  des  Berechtigten  7a  für  verschiedene  Abzüge  abgeheu. 
vom  Reste  je  7a  (also  7«  des  gezahlten)  vom  Pflichtigen  und  von  jedem  Kronlandr 
zu  Übernehmen  sei.  So  entstand  die  Grundcntlastungsschuld ,  für  welche  neben  den 
Pflichtigen  die  einzelnen  Kronlande,  nicht  der  Gesammtstaat  als  solcher  haftet.  K. 
1801)  für  d.  cisleithan.  Länder  247  15  Mill.  fl.  Näheres  bei  Czörnig,  Neugestaltung. 
S.  486  fl".  Anf.  1*82  betrug  diese  Schuld  noch  102  8  M.  fl.  —  Für  Preussen  tsL 
Ablösungs»esetz  v.  2.  März  1850  u.  Ges.  über  Errichtung  v.  Rentenbanken  v.  dem- 
selben Tagt:;  s.  Rönne,  Staatsrecht,  II,  2,  271  ff.  Bei  den  festen  Abgaben  von 
Körnern  wurde  v.  d.  ermittelten  Marktpreisen  5%  wegen  sehlechterer  ßeschafieuheit 
des  Zinsgetreides  abgezogen;  bei  Zehnten  in  der  Regel  nicht  (vgl.  §.  33  mit 
§.  32  des  ersten  Ges.).  Ablösung  der  berechneten  Geldrente  baar  in  18  Jahreu,  ras 
mindestens  10o/„  Reduction  involvirt,  bei  Annahme  eiues  5%igen  Zinsfusses,  erheblich 
mehr  bei  der  rieht.  Annahme  eines  niedrigeren  Zinsfusses.  Doch  konnte  der  Berech- 
tigte die  Abfindung  zum  20  fachen  in  4%  Rentenbriefen  verlangen  (§.64).  Der  Staat 
leistete  keinen  directen  weiteren  Zuschuss,  wohl  aber  übernahm  er  die  Errichtung  der 
Rentenbanken  (im  Etat  f.  1875  mit  512.000,  in  dem  Etat  f.  1S83/84  mit  614.000  M. 
Kosten)  und  die  Garautic  dafür.  Der  Gewinn  an  Zvfecbenziuscn  f.  d.  Staat  übersteigt 
jene  Kosten. 

Das  Verfahren  bei  der  Umwandlung  und  Ablösung  der  Zehnten 
u.  s.  w.  ist  in  der  Agrarpolitik  näher  zu  erörtern.  Die  Hauptpuncte  sind  folgende 
(Kau,  §.  163  u.  Yolksw.sch.politik  §.  74,  vor.  Aufl.  dieses  Bands  §.  188).  Bei  der 
Umwandlung  des  Zehnten  (Zehnt  fixirung)  wird  der  durchschnittliche  Roh-  un-l 
Reinertrag  au*  den  Domänenrechnungen  für  längere  Perioden  berechnet.  Nur  d«r 
Reinertrag,  von  dem  noch  etwas  für  die  nunmehr  zu  ersparenden  Scheunen  u.  s.  w. 
abgeht,  ist  vom  Pflichtigen  zu  vergüten,  wodurch  sich  dio  Last  für  diesen  bis  um  1 und 
mehr  vermindert.  Bei  sofort  oder  binnen  kürzerer  Zeit  ablösbaren  Zehntrenteu  werden 
diese  in  Geld  angesetzt,  in  anderen  Fällen  ist  die  Ansehung  in  Producten  (Ge- 
treide^ mit  der  Bedingung  der  Zahlbarkeit  in  gewissen  Marktpreisen  —  am  Besten  zu 
einem  Theil  den  Preisen  des  betreffenden  Jahrs,  zum  andern  Theil  langjährigen  Durch- 
schnittspreisen —  vorzuziehen ,  um  den  Werth  der  Zehntrente  sicherer  für  längere 
Perioden  zu  erhalten. 

Bei  der  völligen  Ablösung  der  Zehnten  u.  s.  w.  geht  die  Umwandlung  in  eine 
Rente  voran.  Diese  Rente  wird  alsdann  nach  dem  vom  Gesetze  zu  bestimmenden  Zio>* 
fusse  kapitalisirt.  Die  Aufbringung  dieses  Kapitals  bildet  r«;gelm&ssig  die  besonder*- 
Schwierigkeit  für  die  Zehntpflichtigen.  Sie  ist  gewöhnlich  in  zweckmässiger  Weis- 
durch  Gründung  von  Rentenbanken  oder  durch  Vorschüsse  des  Staats  und  andrer  Fodi1> 
(Grundentlastungsfunds)  den  Pflichtigen  erleichtert  worden ,  wobei  dann  die  TibruD? 
mittelst  einer  Zeitrente  erfolgen  konnte,  welche  eine  bestimmte  Amortisations-mot- 
enthielt  und  den  üblichen  Zinsfuss  doch  nicht  erheblich  überstieg. 

Katt,  Volksw.sch.polit.  §.  60.  —  Die  bad.  Zehnts«  huldentilgungskasse  lieh  den 
zehntpflichtigen  Gemeinden  auf  Verlangen  das  Kapital  gegen  einen  Zins-  und  Tilg»*- 
belrag.  Dieser  musste  mindestens  l8/*  Proc.  betragen,  manche  Gemeinden  machten 
sich  aber  zu  einer  jährlichen  Abtragung  von  V4-  7*  7,0.  l/n  *■  w-  des  Kapital 
anheischig,  auch  wurde  oft  mehr  gezahlt,  als  die  übernommene  Verpflichtung  für  ein 
gewisses  Jahr  betrug,  z.  B.  1867  u.  1868  29,000  u.  28.000  fl.  mehr.  Die  größte 
Summe,  der  gegebenen  Darleihen  v.  3,620,000  fl.  im  J.  l!>48.  Zn  Eude  1868  waren 
noch  404,405  IL  ausstehend,  seit  1874  nichts  mehr.  Das  jährlich  bezahlte  1  ,  Proc 
für  Verwaltuugskosten  ergab  bei  der  sparsamen  Verwaltung  und  weil  keine  Verluste 
vorkameu,  einen  Ueberschuss  von  1 14,000  fl.  Die  erforderlichen  Summen  konnten  gan* 
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aus  den  sogen.  ( i  r  u  adstocksgeldern  (S.  533 1  ir«nommeu  worden.  Urbersieht  Uber  den 
ganzen  Zeitraum  von  1836  —  66  in  Verhandl.  der  Ständcversamudung,  2.  K.,  1867,  I, 
145.  (Raa.)  —  In  Prcussen  zahlt  der  Verpflichtete  bei  der  Ablösung  mittelst 
K-'ntenbriefen  ai^  die  Reuten  bauken  41'4%  56  J.  I  Mon.  lang  oder  5w/0  41  J.  1  H. 
laug.  Der  Dom.-Fiscus  erhält  als  Berechtigter  keine  Rentenbriefe,  sondern  entnimmt 
d.  n  an  ihn  in  ders.  Weise  wie  an  die  Renteubanken  zu  zahl.  Reuten  4%  Zinsen  u. 
tilgt  mit  deu  Amortisitions^uoten  unmittelbar  Staatsschulden  in  gleicher  Hübe.  Meit/en 
I.  429,  IV,  27rt,  Stat.  Jahrb.  III.  74,  IV,  1,  154  (ub.  d.  Ergebnisse  d.  Rentenbanken, 
•  b.  S.  152).  IV,  2,  304.  Der  Doiuäneniiscus  erhielt  z.B.  für  Ablösung  dun  h  Kapital- 
Zahlungen  1S71— 74  zus.  2*498,  f.  Tilguii«rs(iuoten  von  Domänenamortis.  -  Renten  zus. 
2  745  Mill.  Thlr. 

Der  Empfang  des  Ablösungskapitals  für  die  Grund- 
gefalle (auch  bei  der  Amortisation  in  Form  von  Zeitrenten)  bildet 
eine  Flüssigmachung  eines  Theils  des  Kapitalwerths  der  Domänen. 
In  finanzieller  Hinsicht  ist  die  betreffende  Einnahme  daher  eine 
ausserordentliche,  für  deren  richtige  Verwendung  im  Wesent 
liehen  dieselben  Grundsätze  wie  für  die  Benutzung  des  Staatscredits 
gelten  müssen  (§.65  ff.).  In  staatsrechtlicher  Beziehung  müssen 
die  Grundsätze  zur  Anwendung  kommen,  welche  für  die  Veräusse- 
rung  der  Domänen  selbst  und  für  die  Verwendung  des  Erlöses 
daraus  gelten. 

Daher  in  Staaten,  wo  die  Domänen  als  Patrimonialgut  der  Dynastie  gelten,  ver- 
winkelt«- Abrechnungsverhaltuisse,  wie  z.  B.  in  Baden.  Wo  der  Frl.»  fur  verkaufte 
Domänen  nach  dem  besteh.  Staatsrecht  z.  Schuldentilgung  dienen  iuuss,  folgerichtig 
auch  die  gleiche  Verweudung  des  Ablösungskapitals  (Prcussen). 

Von  anderen  Berechtigungen  sind  noch  die  ebenfalls  zum  Domänen  ver- 
mögen gehörenden  V eiderecht«  auf  Privatländeroien  und  die  Fischereiberech- 
tigungen in  Privatgewässern  zu  erwähnen.  Die  ersteren  sind  durch  Verpachtung, 
..fters  am  Besten  durch  Verpachtung  an  die  weidepfliebtige  Gemeinde,  auszunutzen, 
mUsseu  aber  aus  land-  und  volkswirtschaftlichen  Gründen  überhaupt  in  unserer  Zeit 
und  in  uuseren  Ländern  lieber  abgelöst  werden  (Rau,  Volksw.sch.polit.  §.  72,  75, 
Fin.  §.  165.  vor.  Aufl.  dieses  Bands  §.  lsy).  Auch  die  Fischereiberechtigungen  werden 
verzeitpachtet. 


Zweitor  Hauptabschnitt. 

Waldungen,  Jagd,  Fischerei. 

Auch  dieser  Gegenstand  gehört  nach  seiner  principiellen  Seite,  nemlich  hinsicht- 
lich der  Frage  der  Beibehaltung  und  Vermehrung  oder  der  Veräusserung 
der  Staatsforste  n  und  der  Frage  nach  dem  richtigen  leitenden  Bewirth- 
schaftungsprineip  der  Forsten  zunächst  in  die  Volkswirthschaftspolitik.  Kr  wird 
aber  aus  den  früher  dargelegten  Gründen  doch  auch  in  der  Finanzwisscnscbaft  be- 
handelt ,  nur  weniger  eingehend.  Bei  der  grossen  finanziell  eu  Bedeutung  der 
Staatsforsteu  gerade  in  Deutschland  ist  diese  Hineinziehung  des  Gegenstandes  in  die 
Finanzwissenschaft  bei  uns  auch  aus  practischen  Gründen  zweckmässig.  Endgütig  zu 
erledigen  ist  das  Thema  aber  hier  nicht,  was  besonders  von  der  Frage  des  Bo wir t li- 
sch aft  uu  gs  prin  eip  s  gilt,  um  welche  sich  der  neuere  Streit  in  Theorie  und  Praxis 
vornemlich  dreht.  Ich  habe  mich  auch  in  dieser  Auflage  im  folgenden  ersten  Ab- 
schnitte im  Wesentlichen  auf  die  Wiedergabe  meiner  eingreifenden  Umarbeitung  der 
Lehre  von  den  Forsten  u.  s.  w.  in  der  6.  A.  von  Rau  §.  167—190  beschränken  zu 
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können  geglaubt  und  eher  die  Darstellung  zu  kürzen,  als  auszudehnen  gesucht,  um  den 
Erörterungen  in  der  „Yolksw.sch.polifik"  nicht  mehr  vorzugreifen,  als  es  die  Hinein- 
ziehung des  Gegenstands  in  die  Fiu.wiss.  bedingt.  Mehr  wurde  im  2.  Abschnitte  rer- 
iiudert.  Aach  Hau,  der  den  Gegenstand  in  d.  Fin.wiss.  §.  137 — 152  behandelt,  hat 
in  §.  138  ff.,  143  schon  dio  Beibehaltung  der  Staatsforsten  gegen  die  Angriffe  d^r 
Smiihschen  Schule  vertheidigt,  nur  nicht  mit  dem  durchschlagenden  Grande  u&d 
immer  der  älteren  Schule  gemäss  so.  als  ob  au  sich  das  P  ri  ratgrundeigenthum  stets 
die  Vermuthunj?  für  sich  habe.  S.  dagegen  Grundleg.  Abth.  2.  bes.  K.  4,  nam.  §.  366. 
Vgl.  Rau,  Volksv.sch.lcbre  §.  383  ff.,  Volksw  sch.polit  §.  153  ff.,  Roscher.  Syst.  II. 
B.  3  K.  3.  Helfe  rieh  in  Schönberg 's  Handb.  d.  pol.  üek.  I,  Abth.  Forstwirtt- 
schaft (mit  grössrer  Lit  Ubers.  S.  711).  Von  den  neueren  forstwissensch.  systemat  u. 
dgl.  Werken  s.  bes.  die  verschiedenen  „Lehrbücher'  von  Albert  (Staatsforstwissen- 
schaft. Wien  1875,  Forstverwalt..  München  18S3  u.  a  in.),  die  Schriften  von  K.  Gay  er 
Waldbau,  2.  A  ,  Forstbenut*.  6.  A.,  Berlin  18S3,  der  Verf.  nicht  mit  dein  ante» 
gen.  Phil.  Geyer  zu  verwechseln.)  K.  Heyer,  Waldbau,  Leipzig  1878,  3.  A. 
von  G.  Heycr;  letzterer:  Handbuch  der  forstlichen  Statik,  1871,  ders.  Waldwerth- 
berechuung,  3.  A.  Leipz.  1883;  die  unten  S.  570  und  am  Beginn  des  2.  Ab 
Schnitts  genannten  Schriften,  von  Pressier,  Judeich  u.  A.  Von  älteren  forstwissen- 
schattl.  Werken,  z.  Th.  in  neueren  Aufl.  die  von  G.  L.  Hart  ig,  Pfei  1,  H  and  c>- 
hagen.  —  G cschi ehtliches  u.  Statistisches  über  Forsten:  Bernhardt, 
Gesch.  d.  Waldeigenthums  u.  s.  w.  in  Deutschi.  Bcrl.  1874-76.  Roth,  Gesch.  d 
Forst-  u.  Jagdwes.  in  Deutschi..  Berl.  1879.  Maron.  Wälder  Dcutschl.  Berl.  1862. 
v.  Hagen,  fofttl.  Verhältnisse  Preusr<.ens  2.  A.  Berl.  1867.  Leo,  Forststat.  Dcutschl. 
u.  Oester.  Ung..  Berl.  1874.  —  Verwaltungsrecht  vielfach  in  d.  forsttechn.  und 
Statist.  Liter,  beruhrt.  S.  sonst  f.  Preusscn  v.  Könne  Dom.-,  Forst-  u.  Ja«rdwes< m 
Pr.  s.  S.  579  ff.,  preuss  Staatsrecht  mach  3.  A.)  II.  2,  S.  332  fl.  Ueber  Baien.. 
Pözl.  Verw.r.,  3.  A.  S  528  ff.,  auch  391  ff.  Ueber  Würtemb.  Riccke  a,  a.  0- 
S.  183  u.  „D.  forstl.  Verh.  W.s"  1880.  Ueber  Baden  Re  genau  er  S.  340  ß. 
Ueber  West-Ocsterr.  Blonski  I,  165  fl.,  175  fT.  Ueber  Frankr.  Hock,  S  229  tf! 
Kaufmann.  S.  574  ff. 

§.  235.  Einleitung.  Wälder  in  bedeutendem  Umfange  sind  in 
europaischen  Ländern  seit  Alters  ein  Bestandteil  des  Domaniuru> 
und  haben  sich  als  solcher  mehr  als  Feldgüter  erhalten,  so  dass  der 
Staatsforst  noch  jetzt  einen  in  der  Kegel  ziemlich  erheblichen  Theil  der 
ganzen  Waldfläehe  beträgt.  War  es  früher  vornemlich  das  Interesse 
der  .lagd,  so  später  immer  mehr  das  der  Holznutzung,  welche> 
nach  der  finanziellen  wie  nach  der  volkswirtschaftlichen 
Seite  für  die  Erhaltung  dieses  Staatswaldbesitzes  und  flir  dessen 
Bcwirths  chaftungsart  massgebend  war.  Erst  in  neuerer  Zeit 
hat  man  die  allgemeinen  Gründe  gegen  privatwirthschaftliche 
Tbätigkeiten  des  Staats  und  gegen  jeden  Domänenbesitz  auch  in 
Betreff  der  Staats  waldangen  geltend  gemacht.  Indessen  liegt  die 
Frage  hinsichtlich  der  letzteren  doch  selbst  vom  Productions- 
standpunete  aus  manchfach  anders  als  hinsichtlich  der  Feldgüter, 
Bergwerke,  Fabriken  u.  s.  w.,  so  dass  sie  eine  genauere  Prüfung 
erheischt.  Von  dem  Ergebniss  dieser  Prüfung  hängt  die  Antwort 
auf  die  Frage  der  richtigen  Bewirthschaftungsart  mit  ab. 
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1.  Abschnitt. 
Beibehaltung  oder  Veriusserang  der  Staatsforsten. 

I.  —  §.  236.  Das  Vorhandensein  von  Staatsforsten 
in  den  modernen  Staaten  und  seine  Gründe.  Es  ist 
offenbar  keine  blosse  historische  Zufälligkeit,  dass  sich  in  vielen 
europäischen  und  namentlich  in  allen  deutschen  Staaten  ein 
grosser  Betrag  Waldungen  bis  auf  den  heutigen  Tag  im 
Eigenthum  des  Staats  erhalten  hat,  auch  da,  wo  der  Staat 
nur  wenig  FcldgUtcr  mehr  besitzt.  Diese  Thatsache  ist  vielmehr 
sehr  wohl  zu  erklären  und  dient  selbst  wieder  der  ferneren  Bei- 
behaltung der  Staatswaldungen  zur  Rechtfertigung. 

Io  Deutschland  (Deutsches  Boich)  ist  ein  Drittel  des  ganzen  Waldbestands 
noch  im  Staatseigentum .  über  die  Hälfte  gehört  dem  Staate,  den  Gemeinden,  Stif- 
tungen u.  s.  w.  zus.,  nemlich  nach  Maron's  Forststatist.  v.  50*51  Mill.  Morgen  17  HS 
«lern  Staate,  90$  den  Gemeinden,  0  67  Kirchen  u.  Instituten.  2337  Mill.  M.  den  Pri- 
vaten. Für  1S73— 74  wird  die  Staats  waldflache  im  I).  Reiche  zu  4,456,91S  Hect. 
oder  S'24%  d.  Landesfläche  angegebeu.  Forstl.  Blätter.  1 875,  S.  1122.  In  den  ein- 
zelnen Staaten  und  den  einzelnen  Provinzen  der  grösseren  Staaten  ist  der  Staatsbesitz 
au  Wald  manchfach  verschieden.  In  Preussen  ist  der  Staatsforst  von  der  ganzen 
Gebietsfläche  u.  von  der  Waldfläche  bez.  6'S7  u.  30%,  Baiern  12  40  u.  'Sit,  Wurtcin- 
berg  9*77  u.  33,  Baden  507  u.  IS,  Sachsen  11  OS  u.  34.  KIsass-Lothriugen 
9  44%  der  Gebictsfläche,  in  den  kleinen  Staaten  vielfach  12  —  10  —20 — 24  Procent 
der  Gebietsfläche  u.  10— 50— 00— SO — 00  u.  mehr  von  der  Waldfläche  (z.  Th.  nach 
Leo,  Forststat.  S.  1 — 27).  Am  Grössten  ist  in  Preussen  der  Antheil  des  Staats  au 
den  Waldungen  im  Ganzen  im  Osten  (K.-B.  Gurobinnen  z.  B.  OS  %,),  aber  mit  manchen 
Aufnahmen  (K.-B.  Posen  bloss  14.  Cüslin  15,  Liegnitz  4%,r.  kleiner  ist  im  Allgemeinen 
der  Staatswald  in  den  westl.  Provinzen  (Max.  nach  K.-B.  25  u.  26 %  in  Trier  untl 
Aachen,  Coblenz  u.  Cöln  10,  Arnsberg  6.  Münster  2%);  in  d.  neuen  Prov.  4S%  in 
Hannover,  3s  in  SchleMV.- Holst.,  57  in  Cassel.  24  in  W  iesbaden.  Der  Et.  f.  1SS3/S4 
weist  2,646.050  ha.  Staatswald  nach  (ausser  46SO  ha.  „gemeinsch.  Wilder*);  davon 
2.3  73.514  ha.  zur  Holzzucht  bestimmt.  272.545  nicht  da/u  bestimmt.  Von  der  Ge- 
s.itnintflächc  des  Staatsforst  sind  112,730  ha.  unuut/bar  als  Wege,  Gestelle.  Sümpfe, 
\\  asserstücko.  S.  v.  Hagen,  forstliche  Ycrhältn.  d.  preuss.  Staats.  Berl.  1S67.  S.  6, 
«is,  Anh.  IL  S.  3!».  Meitze  n,  Prcussciis  Boden  IV.  553;  Statist.  Jahrb.  III,  OS, 
101,  144,  eb.  IV,  1,  S.  200,  Leo,  S.  5.  Baiern  um  1S0S  (Leo  S.  11)  03S.200  ha 
Maatewald  (incl.  18,898  ha.  auf  österr.  Gebiet  u  Min.  in  %  der  Wald  fläche  in  Nieder- 
halen 10,  Schwabeu  31;  Max.  in  überbaiern  45,  Pfalz  51%;  von  der  ganzen  Fläche 
d.  Staatswalds  z.  Hclzzucht  bestimmt  S43.571  ha.  —  Sachsen  um  1S0S  160,655  ha. 
Staatswald.  —  Würtomb.  1SS0  102,236  ha.  Staatswald,  jetzt  32*2%  der  Waldfläche 
des  Staatsgebiets.  —  Baden  um  1^70  9 I.MIO  ha.  Staatswald.  —  Hessen  um  1S70 
67,596  ha.,  2S%  der  Waldfläche.  —  Meckleub -Schwer.  115  321  ha  71%).  - 
Braunsen*.  SO.704  ha.  (70%).  In  den  thüring.  u.  and.  Kleinstaaten  (Anhalt. 
Lippe-Detmold,  Waldeck  u  8.  w.)  gehört  von  dem  reichen  Waldbe-tand  meist  lL — */a 
u.  mehr  dem  Staate.  —  Oesterreich  1*6S:  304  Mill.  ha.  Staatswald,  21%  der 
Waldflachc.  West  Österreich  allein  1S70  716.000  ha..  1SS0  643.217  ha.  Waldfläche 
unter  der  Forstverwaltung  des  Staats.  —  Frankreich  Staat>wäldor  1S69  1.0S5.565  ha., 
1S72  99S.510  ha.  (Abnahme  durch  Adscheid.  Kls. -Lothr.s)  —  Belgien  1S40 
:t4,S10  Hect.  —  Europäisches  Kussland  c.  123  Mill.  Dessjat.  zu  1  039  Hect. 
oder  69%  dor  Waldfläche,  nach  Tengoborski  (ges.  Waldfläche,  nach  Busche  n 
172  Mill.  Dcssj.).  —  Grossbritannien  c.  60,000  Acres  (zu  0405  Hect.)  Staatsforst. 
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Der  Waldbau  oder  die  Forstwirtschaft  stellt  im  Vergleich 
zum  Feldbau  eine  sehr  extensive  Benutzung  des  Bodens  dar. 
Der  Factor  Natur  behauptet  dort  vor  den  Factoren  Arbeit  und 
Kapital  einen  nachhaltigen  Vorrang  verglichen  mit  der  Landwirt- 
schaft, und  zwar  in  ähnlichem,  wenn  auch  nicht  in  gleichem 
Masse  noch  auf  hohen  Stufen  der  Volkswirthschaft  wie  auf 
niedrigen. 

Vgl.  Kau,  \ olkswirthschaftsl.,  S.  A.,  §.  383  ff.,  Volkswirthsehaftspol.,  §.  153  f:. 
und  die  dort  angez.  Liter.  —  Roscher,  Ansicht,  d.  Volkswirthsch.,  uat.-ökon.  Haupt- 
princ.  d.  Korstwisöensch..  bes.  8.  SS  tf.,  ders.  System  II,  §.  133  fl.  Im  Alliremeiuui 
Wagner.  Urundleg.,  §.  337,  336  u.  Abth.  2,  K.  4. 

Daraus  folgt  zunächst,  dass  die  specifischen  wirtschaftlichen 
Gründe,  welche  den  Uebergang  des  Bodens  aus  dem  Gemein- 
cigenthum  in  das  Privateigenthum  im  allgemeinen  Productions- 
intei'esse  ökonomisch  zweckmässig  machen,  socialpolitisch  recht- 
fertigen und  historisch  erklären ,  nemlich  das  Erfordernis* 
intensiverer  Bodenbestellung,  beim  Waldbau  theils 
gar  nicht,  theils  nur  in  viel  geringerem  Grade  ob- 
walten. Sodann  folgt  daraus  weiter,  dass  die  specifischen 
Nachtheile  des  Staatsbetriebs  im  Forstwesen  bei  Weitem  nicht 
in  demselben  Maasse  wie  im  Ackerbau  und  in  anderen  privat 
wirtschaftlichen  Thätigkeiten  hervortreten. 

Der  Staatswaldbesitz  ist  die  wichtigste  Art  des  bestehen  ge- 
bliebenen Gemeineigenthuni8  an  Wald,  woneben  Gemeinde-  und 
Corporationswaldbesitz  noch  in  bedeutendem  Umfange  vorzukommen 
pflegt,  der  sich  ähnlich  erklären  und  rechtfertigen  lässt  wie  jener. 
Es  liegen  keine  solchen  Gründe  des  Productionsinteresses  vor,  das 
eigentliche  Privateigenthum  am  Waldboden  ebenso  einzuführen,  wie 
am  Feldboden,  wohl  aber  sprechen  manche  erhebliche  Gründe 
dieser  Art  dagegen.  Ausserdem  gelten  die  manchfachen  Gründe 
des  volkswirtschaftlichen  Vertheilungs  -  und  des  socialpolitisehen 
Interesses,  welche  gegen  Privatgrundeigcnthum  überhaupt  anzu- 
führen sind,  noch  mehr  gegen  privates  Waldeigenthum. 

Der  Staatswaldbesitz  ist  geschichtlich  z.  Th.  durch  die  sogen.  Inforesti  mar 
der  bisher  der  Gemeinnutzung  unterstehenden  Wälder  entstanden;  es  bildete  sich  ai>- 
ein  Eigenthum  des  Staats  an  den  Wäldern  der  Markgenossenschaft  u.  s.  w.,  das  atxr 
als  S  taatsuigeuthum  eben  doch  wieder  Gemeiueigenthum  genannt  werden  muss.  Ysi 
Koscher  II,  §.  191.  Wagner,  Grundleg.  I,  §.  337.  S.  im  Allg.  Bernhardt 
(iesch.  d.  Waldcigenth.  f.  Maurer,  Dorfrerfass.,  I,  231  If.  —  Ueber  die  Principiei- 
trage  Gruudleg.,  2.  Abth.,  K.  4,  bes.  §.  340— 34G,  306. 

Die  dem  Staats-  und  Uberhaupt  dem  öffentlichen  Wald  besitz  günstige  Ab- 
sicht bleibt  bestehen,  auch  wenn  manche  Gründe,  mit  denen  die  Anhänger  der  Staat- 
forsten  für  die  Beibehaltung  der  letzteren  kämpfen,  aufgegeben  oder  in  ihrer  Trag- 
weite sehr  eingeschränkt  werden  müssen,  umgekehrt  also  insoferne  die  Beweiafuh:- 
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»ng  der  Gegner  der  Staatswaldungcn  zu  billigen  ist.  Diese  Gegner  halten  nur  mit 
Unrecht  durch  Widerlegung  einiger  nnstichhaltiger  oder  nicht  den  Ausschlag  gehender 
Argumente  zu  Gunsten  der  Staatswälder  die  ganze  Krage  für  ahgethan.  Hinein  aprio- 
rischen Axiom  zu  Liebe  fällt  dann  das  Verdict  gegen  den  Staatsforstbesitz  aus,  ohne 
Beachtung  des  geschichtlichen  Entwicklungsgangs  und  dessen  innerer  ökonomischer 
Berechtigung  und  ohne  Rücksicht  auf  die  sonstigen  durchschlagenden  Gründe,  welche 
für  die  Beibehaltung  der  Staatswaldungen  anzuführen  sind. 

IL  —  §.  237.  Die  Gründe  für  und  wider  die  Heibe- 
haltung  oder  Veränsscrung  der  Staatsforsten  lassen  sich  in 
folgender  Weise  darstellen. 

Vgl.  über  d.  Strcitfr.  die  forstl.  Liter,  im  Allg.  bei  Kau,  Vulkswirthsohaftsl. 
383,  Volkswirthschaftspol.,  §.  153.  —  Eine  ziemlich  vollständ.  Uebersicht  der  ein- 
^chläg.  Literatur  giebt  Leo,  Uber  d.  Beibehalt,  oder  Veräusser.  d.  Staatswaldungen. 
Stuttg.  1870  (3.  Supplcm.  H.  z.  Baur's  Monatsschr.  für  Forst-  u.  Jagdwes.)  S.  19  ff. 
I  nter  den  Gegnern  der  Staatswälder,  zu  denen  begreiflich  vielfach  die  radicaleren 
Smithianer  unter  den  Nationahikonomen,  wie  A.  Smith  selbst,  gehören,  vgl.  besonders 
Trunk,  neuer  Plan  d.  allgem.  Revolut.  in  d.  bisher.  Forst.ikonomieverwaltung,  1802. 
r.  Uazzi.  ächt  Ans.  d.  Wald.  u.  Forste,  ub.  d.  Gemcinschädl.  d.  Staatsforstc,  1805. 
Pfeil,  Grunds,  d.  Forstwirthsch.  in  Bezug  auf  Nationalök.  und  Staatsfinanzwiss.  1S22, 
I,  324,  womit  aber  zu  vergleichen  II,  19,  37.  Lötz,  Ilandb.  III,  134.  Neuerdings 
bes.  Bergius,  im  Archiv  d.  Landeskunde  d.  preuss.  Mon.  1^56  (gegen  ihn  Wiese  . 
in  Wild  a.  landwirthsch.  Ccntralblatt,  1859.  Suppl.  S.  107);  ders.  Finanzwissenschaft, 
S.  183  fL  (unbedingt  für  Veräusserung,  z.  Th.  auch  für  Abholzen,  nach  Krug, 
aber  ohne  den  klimat.  Gesichtspunct  auch  nur  zu  erwähnen).  Unter  Forstmännern 
snd  die  Stimmen  für  Veräusserung  der  Staatswälder  begreiflich  selten,  doch  nennt 
Leo,  Forststat.  S.  25.  noch  2  neuere  Aufs.,  bes.  in  Bez.  auf  Oest.-Ung.  (von  v.  Berg, 
Mon.schr.  f.  Forst-  u.  Jagdwes.  1870  u.  ein  Aufs,  in  Hey  er 's  allg.  Forst-  u.  Jagd- 
zeitung, 1871).  —  Viel  grösser  ist  die  Zahl  der  Anhänger  der  Staatswälder  und 
ihre  Gründe  viel  gewichtiger.  S.  bes.  Hundeshagen.  Encykl.  II,  744  IT.  d.  1.  A. 
u.  d.  dort  angef.  Schriften;  dess.  Forstpoliz.  S.  44  fl*.  v.  Jacob,  Fin.  I,  §.  225, 
J39.  Behr.  Wirthsch.  d.  Staats.  S.  61.  Krause,  Nat.-  u.  Staatsökon.,  I,  108. 
Schenk,  Volkswirthschaftspflcgc  §.  182.  Malchus,  Fin.  I,  §.  15.  —  Vgl.  aus  der 
neueren  Lit.  u.  A.  selbst  weitgehende  Freihändler,  wie  Rontzsch,  d.  Wald  i.  Ilaush. 
d.  Natur  n.  d.  Volkswirtbsch.,  1802;  ders.  Staat  und  Volkswirthsch  ,  S.  200  und  die 
Artikel  Staatswaldungcn.  Forstwirthsch.  in  des*.  Handwürtcrb.  d.  Yolkswirthscbaftsl. 
Contzen,  forstl.  Zeitfragen.  2.  A.,  Berl.  1872.  Heiss,  Wald  U.Gesetzgebung,  ßerl. 
1 8)75.  Die  meisten  neueren  Forst  Schriftsteller  sind  energische  Freunde  des 
>taatswalds,  sie  betonen  vor  Allem  das  kliinatologische  Moment.  Bcacbtcnswerthe. 
aber  einseitige  Gegnerschaft  gegen  diese  Auffassung:  Ph.  Geyer,  d.  Wald  im  nat. 
Wirthsch.lebcn,  Leipz.  1S79.  Vgl.  über  d.  klimatol.  Seite  ausser  den  fachwissensch. 
Werken  die  mehr  populär  gehaltene  Schrift  v.  v.  Liburnau,  Wald,  Klima  u.  Wasser, 
München  1878.  Gräger,  Sonnenschein  u.  Regen,  Weim.  1S70.  Bes.  Ebermayer, 
physic.  Einwirk.  d.  Waldes  auf  Licht  u.  Boden  u.  s.  klim.  u.  hygien.  Bedeutung. 
Aschaffenb.  1873.  Helferich  im  SchonbergVhen  Handb.  S.  7J4  11*.  —  Von  den 
inneren  Finanzschriftstellern  ist  Umpfenbach,  §.  130 — 143,  für  dcrmal- 
■instige  Veräusserung  der  Staatswälder,  wenn  der  Privatbetrieb  Uberlegen  sein  wird, 
event.  für  Belegung  der  Privatwälder  mit  dem  Forstbann;  Pfeiffer,  I,  125  ff.,  ist 
aas  Rücksicht  auf  d.  Klima,  nicht  aus  dem  camcralist.  Gesichtspuuct  für  Erhaltung 
•Jer  Wälder,  aber  für  den  Uebergang  an  Private  unter  weitgehender  Staatsoberaufsicht, 
mit  Verbot  des  Abstockens  der  verkauften  Fläche,  —  doch  alles  immer  unnoth.  Zu- 
geständnisse gogen  das  falsche  Dogma  von  der  absoluten  Supcriorität  des  Privatbe- 
triebs über  den  Staatsbetrieb.  Durchaus  richtig  ist  die  Behandlung  St  ein 's.  1.  A., 
S.  125,  2.  A.  168,  Dogracngesrhichtlichcs.  S.  172  ff.  Vgl.  auch  noch  v.  Scheel  z. 
Waldschutzfrage,  Forstl.  Blätter  1876.  S.  381  ff.,  der  in  der  ihm  eigenen  prägnanten 
Kürze  die  Bedeutung  des  Walds  treffend  darlegt.  Er  hebt,  abweichend  von  mir, 
zuerst  hervor,  da**  „der  Wald  die  einzige  beständige  und  mit  menschlichem  Willen 
unversiegbare  Quelle  von  Bau-  n.  Brennmaterial  soi."    Dio  anderen  Punkte,  derent- 
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wegen  der  Wald  wichtig,  scheinen  mir  doch  noch  bedeutsamer.  Bernhardt,  z. 
Geschichte  der  Staatsforstwirthschaftslehre  im  19.  Jahrhundert,  Forstl.  BlÄtter  1811 
S.  161  II. 

A.  Falsche  oder  doch  unzureichende  Gründe  fllr  die 
Beibehaltung  der  Staatsforsten, 

B.  Richtige  Gründe  dafür, 

C.  Die  Gegengründe. 

A.  Als  ein  falscher  oder  mindestens  unzureichender 
Grund  für  de n  St a ats wald besitz  muss  der  „cameralistiscbe' 
bezeichnet  werden,  mit  welchem  bis  in  die  neueste  Zeit  in  der 
Regel  in  der  Wissenschaft  und  in  der  Praxis  der  Staatsverwal 
tung  sowie  von  den  meisten  Forstmännern  fast  allein  zu  Gunsten 
der  Beibehaltung  der  Staatsforsten  argumentirt  wurde:  die  Furcht 
vor  zu  weit  gehender  Abholzung  der  ins  Privateigen- 
thum übergegangenen  Wälder  und  vor  schlechter,  nicht 
auf  genügende  Nachhaltigkeit  des  Ertrags  sehender 
Forst wirthschaft  der  Privaten. 

Daraus  entstehe  sofort  oder  in  Halde  ein  absoluter  Hollmangel  im  Laude, 
der  sich  für  lange  Zeit  oder  Uberhaupt  nicht  mehr  gut  machen  la^se,  mindestens  aV: 
ein  relativer  Hol/.mangel,  der  sich  in  einer  V erthe ne rung  der  Holzproduct^ 
für  die  Industrie  und  für  die  Privathaushaltungcn  empfindlich  fühlbar  maehc  ud 
einen  grossen  Uebclstand  der  Volkswirtschaft  darstelle.  Um  jenen  Holztnangel  n 
vermeiden  und  womöglich  auch  durch  eine  geordnete,  die  Zukunft  bedenkende  For?*.- 
wirthschaft  das  Holz  billig  im  Preiso  zu  erhalten,  sei  der  Staatswaldbesitz  w.>nn  nk  fc 
das  einzige,  so  doch  das  beste  Mittel.  Er  darf«'  um  so  weniger  verringert  oder  gv 
aufgegeben  werden,  je  geringer  überhaupt  der  Waldhcstand  eines  Landes  uud  je  mehi 
Wald  bereits  im  Privatbesitz  sei.  Diese  „Furcht  vor  Holzmangel"  ist  durchaas  das  Haupt 
argument  der  älteren  Anhänger  der  Staatsforsten ,  vergl.  auch  Malchus  I.  §.  15: 
auch  für  Rau  in  Volkswirthschafbpolitik,  §.  153  If.  u.  Fin.  5.  A.  §.  140,  §.  143 
Nr.  4  ist  dieser  Gcsichtspunct  doch  im  Ganzen  der  leitende.  Gegen  dieses  Argum^n- 
ist  die  Polemik  von  Krug  u.  Bergius  (Fin.  186)  zutreffend,  aber  auch  nur  gvs -v. 
dieses  allein. 

Diese  Ansicht  ist  einer  ganz  berechtigten  Reaction  zu  Gansten 
der  Wülder  entsprungen,  welche  nach  langen  Devastirungen  und 
auf  Grund  der  abschreckenden  Beispiele  mancher  Länder  z.  Th 
schon  seit  dem  16.  und  17.,  namentlich  aber  seit  dem  vorigen 
Jahrhundert  eingetreten  ist.   Aber  sie  Uberschiesst  das  Ziel. 

1.  Einmal  verallgemeinert  sie  zu  sehr  und  sucht  xa 
viel  zu  beweisen. 

Notorisch  bestehen  Uberall  neben  den  Staatsforsten  Privatforsten,  die  auch  oba* 
staatliche»  Verbot  nicht  devastirt  oder  ganz  abgeholzt  werden.  Die  Gegner  der  Stav— 
forsten  haben  darauf  oft  hingewiesen,  Beispiele  angeführt,  dass  die  verkauften  Wildtr 
des  Staats  nicht  verwüstet,  sondern  nur  zweckmässiger,  billiger  und  rentabler  bewirt- 
schaftet wurden  —  wie  z.  B.  Lafitto  in  einer  von  Hau  §.  138  Note  a  n.  in  vor. 
Aufl.  dieses  Bands  S.  439  citirten  Parl.rede  ausführt  —  und  mit  mehr  oder  weniger 
Grund  die  regelmässigen  L'ebelstände  des  Privatwirthsehaftsbetriebs  des  Staats  anefc 
im  Forstbetrieb  desselben  nachzuweisen  gesucht.   Die  Anhänger  der  Staatsforsten  babea 
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oftmals  zu  wenig  unterschieden,  den  Wald  um  jeden  Preis  und  Überall  erhalten  wollen 
und  sich  gerade  dadurch  manche  Vorwurfe  zugezogen,  dass  sie  sich  in  ihren  An- 
forderungen nicht  beschränkten  und  das  Bedürfniss  eines  fortschreitenden  "Anbaus  zu 
wenig  berücksichtigten. 

Neuere  Forstmänner  unterscheiden  daher  ganz  richtig,  ob  die  Wälder  als  Schutz- 
oder  als  Erwerbswälder  beibehalten,  oder  als  Luxuswälder  auch  vom  Staate  ver- 
kauft und  dann  event.  abgeholzt  werden  sollen.  S.  z.  B.  Leo  in  s.  Forst  1.  Blättern, 
1875,  S.  324.  Dabei  ist  freilich  der  Begriff  des  „Schutzwalds",  bes.  nach  der  schwier, 
klimatol.  Seite  wieder  der  Streitpunct,  allgemein  und  vollends  im  coucreten  Fall  (Streit 
in  Betr.  d.  Wiener  Walds,  als  d.  öst.  Regierung  davon  3000  ha.  in  1S70  veräussern 
wollte). 

2.  Die  obige  Verteidigung  der  Staatsforsten  ist  aber  auch 
principiell  falsch.  Wird  wirklich  das  ersehnte  Ziel  erreicht, 
d.  h.  ein  grosser  Holzbestand  und  ein  billiger  Preis  des  Holzes 
erhalten,  so  ist  die  Folge  davon  ein  unrichtiges  Verhältniss 
des  Holzpreises  zu  den  Preisen  anderer  Boden- 
pro duete. 

Vgl.  Bergius  S.  187.  Ein  zu  niedriger  Holzprcis  ist  aber  kein  Vor- 
theil, ein  Steigen  des  Holzpreises  kein  unbedingter  Nachtheil  für  die  Volks- 
wirtschaft. Dieses  Steigen  bildet  vielmehr  das  sicherste  und  wirtschaftlich  richtige 
Präservativ  gegen  Holzmangel  Oberhaupt  wie  gegen  Mangel  bestimmter  einzelner 
Holzarten.  Denn  es  fahrt,  besonders  was  Brennholz  anlangt,  zu  grösserer  Sparsamkeit 
im  Verbrauch  von  Holz,  zu  Holz  ersparenden  oder  ganz  ersetzenden  Erfindungen,  und 
es  giebt ,  besonders  auch  was  Nutzholz  anlangt ,  die  Anregung  zum  Anbau  und  zu 
geordneter  Waldcultur  und  macht  letztere  erst,  verglichen  mit  der  Cultur  anderer 
Bodenerzeugnisse,  privatwirthschaftlich  rentabel.  Erst  bei  einem  gewissen 
Preise  des  Holzes  lohnt  es  auf  den  höheren  Stufen  der  Volkswirtschaft  für  den 
Privaten ,  Waldbau  zu  betreiben.  Die  Behauptung  der  Staatsforstwirtbc ,  dass  die 
Privatforstwirthschaft  selten  eine  gute  und  conservirendc  sei.  ist  daher  zwar  tatsäch- 
lich öfters  richtig.  Aber  es  wird  dabei  Ubersehen,  dass  der  durch  das  Staatsforst- 
wesen und  durch  zu  umfangreiche  Waldconservirung  künstlich  niedrig  gehaltene  Holz- 
preis hiervon  mit  die  Ursache,  vielleicht  die  Hauptnrsache  sein  kann.  Denn  gerade 
deswegen  kommt  das  Bestreben  leichter  auf,  durch  Massenhieb  und  Abholzung  rasch 
Geld  zu  machen  und  den  bisherigen  Waldboden  mit  grösserem  Vortbeil  für  andere 
Zwecke  zu  verwenden.  Es  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  die  Verwaltung  der  Staatsforsten 
und  auch  die  staatliche  Forstpolitik  gegenüber  den  Privatwaldungen  vielfach  zu  sehr 
von  dieser  falschen  Angst  vor  Holzmangel  geleitet  worden  ist.  Damit  lässt  sich  weder 
die  möglichste  Erhaltung  der  Wälder  an  sich  noch  die  Beibehaltung  des  Staatseigen- 
tums an  einem  grösseren  Theilc  derselben  genügend  begründen.  Fa-st  man  den 
Wald  überhaupt  nur  als  die  Quelle  der  Versorgung  eines  Landes  mit  Hoiz  auf,  so 
giebt  es  keinen  ürund,  den  Waldbodon  anders  als  sonstigen  Boden  zu  behandeln. 
Fs  ist  nicht  zu  besorgen,  dass  es  an  Holz  zu  den  verschiedenen  Verwendungen  fehlen 
werde.  Selbst  auf  genügende  Einfuhr  aus  dem  Auslande  ist  wenigstens  heutezutage 
bei  dem  hochentwickelten  Communicationswesen  sogar  bei  einem  so  voluminösen 
Artikel  geringen  speeifischen  Werths  wie  Holz  zu  rechnen,  wenn  nur  der  Preis  hin- 
länglich hoch  steht,  wie  England  zeigt.  Diese  Lage  der  Dinge  bat  aber  keine  be- 
sonderen Nachtheile,  denn  sie  beweist,  dass  es  sich  mehr  lohne,  im  Inlandc  andere 
Bodenproducte  statt  des  Holzes  zu  bauen.  Dieses  Interesse  des  Einzelwirtschafte!"* 
widerstreitet  unter  der  gegebenen  Voraussetzung  nicht  dem  volkswirtschaftlichen. 

Treffend  characterisirt  das  Falsche  der  unbedingt  conservativen  Forstpolitik  Hock, 
Finanzverw.  Frankreichs  S.  228:  die  französ.  Gesetzgebung  sei  geleitet  vom  Geiste  der 
Bevormundung  und  des  Staatsschutzes.  Sie  „behandelt  das  Holz  nicht  wie  ein  Glied 
in  der  grossen  Beibe  der  Guter,  mit  denen  die  Vorsehung  den  irdischen  Wohnsitz  des 
Menschen  ausgestattet  hat,  wechselnd  in  seinem  Werth  wie  alle  anderen  und  bestimmt, 
verbraucht,  vertauscht,  umgestaltet  zu  werden,  wie  es  eben  das  Bedürfniss  und  das 
Interesse  forden»,  sondern  sie  behütet  den  vegefabil.  Brennstoff  vor  der  Verfügung  des 
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Eigenthümers  wie  vor  den  Eindrillen  der  Fremden,  damit  er  im  Grundstock  unversehrt 
der  Zukunft  und  jenen  bevorzugten  Männern  vorbehalten  bleibt»,  von  denen  der  Gesetz- 
geber voraussetzt,  dass  sie  allein  den  rechten  Gebrauch  davon  machen  werden."  Achn- 
lich  warnt  Reo  Hing,  Beitr.  z.  Frage  über  d.  (irundprinc.  d.  Waldbaus,  1671,  S.  22. 
vor  Uebertreibu ngen  in  Bezug  auf  die  Nachhaltigkeit  des  Waldbetriebs.  "Vgl.  auch 
Ph.  (iover,  d.  Wald.  bes.  d.  Kritik  d.  tinanz.  Ergebnisse  der  deutschen  SUatsforst- 
vorwaltungcn  S.  243  fl*.  — 

Insofern  scheint  mir  auch  die  Tendenz  der  Schriften  von  Pressler's  richtig, 
s.  bes.  dess.  Waldbau  des  Nationalökonomen.  Dresd.  1*65  u.  darüber  Helfe  rieh. 
Art.  Waldrcnto  in  d.  Tüb.  Ztschr.  1867  (A'XIII,  1  ff*.).  Auch  Pressler.  Haoptlehr 
d.  Forstbetriebs  u.  seine  Einrichtung  im  Geiste  der  Reinertragsscbule,  3.  A.,  1ST2: 
ders.  in  d.  Forstl.  Blättern  1S76,  S.  Iß  IT.,  mit  einer  bemerkenswerthen  Mittheilunc 
aus  Norwegen;  ders.,  d.  Ilochwaldsidcal  (1,  Hälfte  der  Hauptlehren  d.  Forstbetriebe 
n.  s.  w.),  3.  A.  Lpz.  1H72,  Forstfinanzrechnung  (2.  Hälfte  dess.  Buchs»,  Lpz.  IS71 
Judeich,  Forsteinricht.,  Dresd.  1871.    Vgl.  auch  Keuning  a.  a.  0. 

Man  kann  demnach  die  Beibehaltung  der  Staats  forsten 
als  Mittel  zur  Conservirung  der  Wälder  aus  der  Furcht 
vor  Holzmangel  und  vor  Ueberthenernng  des  Holzes 
nicht  genügend  begründen,  weil  diese  Conservirung,  vollends 
in  dem  jetzigen  Umfang,  zu  diesem  Zwecke  nicht  geboten  ist. 

Die  Interessen  einzelner  Landcstheilc ,  in  denen  sich  zufällig  Staatsforsten  be- 
finden ,  können  noch  weniger  in  der  Frage  zu  Gunsten  der  Beibehaltung  entscheiden 
Denn  das  Institut  der  Staatsforsteu,  als  Präservativ  gegen  Holzmangel  und  hohe  HoLz- 
preisc  betrachtet,  würde  dann  den  einzelnen  Gegenden  des  Staatsgebiets  in  sehr 
ungleichem  Maasse  zu  Gute  kommen,  vollends  solange  als.  der  Wirklichkeit  entsprechend, 
der  Staatsforstbesitz  sehr  verschieden  in  den  einzelnen  Landcsthcüen  ist. 

§.  238.  —  B.  Als  richtige  und  den  Ausschlag  gebende 
Gründe  für  die  Beibehaltung  der  Staatsforsten  er 
scheinen  dagegen  die  folgenden,  von  denen  der  erste  der  wich 
tigste  ist: 

S.  bes.  Leo,  a.  a.  0.  S.  63  fl'.  Ii  au,  I,  §.  385,  II,  g.  157.  Roscher,  II. 
§.  192.  Reuning,  S.  20.  Die  o.  S.  573  genannten  Schriften  f.  Gräger,  Eber- 
mayer,  Liburnau,  anders  die  skeptische  Polemik  gegen  Ebermayer  v.  Ph.  Geyer. 
Wald,  S  211  iL.  der  ich  gleichwohl  hier  keine  Concession  machen  zu  müssen  glaubte, 
wobei  Ich  mich  freilich  durchaus  auf  die  forstwissensch.  Autoritäten  allein  stützen 
muss.  S.  auch  Grunert,  Waldschutzfrage  u.  deren  Behandl.  auf  dem  Wege  internat 
Congr.  Forstl.  Blätter  1S73,  S  !)"  ff.  Scheel,  a.  a.  0.  S.  3S2.  Mehrfach,  bes.  f. 
d.  allgcm.  volkswirthsch.  Bedeut.  d.  Wälder,  s.  auch  Hclferich  in  s.  2  Art  WaJd- 
rente,  Tüb.  Ztschr.  18(57  u.  1S71,  u.  s.  Abh.  in  Sehönberg's  Handb.,  bes.  S.  744,  716. 

1.  Die  Conservirung  der  Wälder  ist  jest  in  unseren 
Ländern,  wo  der  Waldbestand  doch  im  Laufe  der  Zeit  ohnehin 
stark  vermindert  ist,  im  Allgem e inen  geboten,  nicht  aus  den 
im  vorigen  §.  angegebenen  Gründen,  sondern  aus  den  wichtigsten 
Rücksichten  auf  den  grossen  Einfluss  des  Waldes  auf  da* 
Klima  und  dadurch  direct  und  indirect,  sowie  auch  abgesehen 
davon  noch  sonst,  auf  die  Volkswirtschaft  eines  Landes  im  All- 
gemeinen. 

Namentlich  bewirkt  dor  Wald  eine  gleichmässi gere  Vcrtheilung  der 
Feuchtigkeit  durch  das  ganzn  Jahr,  auch  wenn  es  fraglich  ist,  oh  er  C: 
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.il)M)lote  Regenmenge  im  Jahre  vermehre.  Nach  Dove  hat  das  planlose  Ausroden  der 
Wälder  einen  nachtheiligen  Einfluss  auf  die  Vertheilung  des  Regens  Uber  das 
Jahr.  Die  örtlichen  Niederschläge  werden  in  waldlosen  (iegenden  mehr  auf  bestimmte 
Zeiten  beschränkt,  weil  sie  dann  mehr  nur  vom  periodischen  Wechsel  der  allgem. 
Bewegungen  der  Atmosphäre  abhängen.  Gerade  deshalb  in  der  einen  Zeit  übermässige 
Trockenheit,  in  der  anderen  üeberschwemmung,  Sturz-  u.  (iiessbäche  verheeren  leichter. 
Erde  wird  abgeschwemmt,  die  Wicderbewaldung  erschwert.  Leo,  S.  f>5  (T.  Auf  (inind 
der  neuesten  Arbeiten,  bes.  Ebermayer's,  legt  Leo,  ForstL  Blätter  IST/*,  S.  19. 
die  klimatol.  Bedeutung  des  Waldes  folgendermassen  dar:  Der  Wald  stumpft  die  Ex- 
treme des  Klima's  vornemlich  in  den  wärmeren  Monaten  (Mai  bis  üct )  in  unseren 
Breiten  ab.  Die  Waldluft  ist  stets,  bes.  im  Sommer,  feuchter,  daher  durch  Wald  ein 
feuchteres  Klima.  Der  Wald  verlangsamt  den  Wasscrablluss  u.  bewirkt  gleichmässigere 
Vertheilung  der  Bodenfeuchtigkeit  auf  die  Jahreszeiten.  Er  verhindert  an  Hängen 
Bodenabschwemmungcn  durch  Wasser,  auf  den  Hochgebirgen  Einstürze  u.  Lawinen, 
in  der  Ebene  Flugsand.  —  In  allgemein-volkswirthsch.  Beziehung  kommen  generelle 
Interessen  der  Landwirthsch.,  spccielle  der  an  Wäldern  gelegenen,  z.  B.  durch  sie 
vor  Wind  mehr  geschützten  läudl.  Grundstücke,  bes.  in  Betracht,  —  von  der  nicht  zu 
leugnenden  „ethischen"  oder  socialpolitischen  Bedeutung  der  Wälder  zu  geschweige!), 
s.  Roscher  II.  §.  lS.'j,  Anrn.  4,  u.  bes.  Riehl,  Land  u.  Leute,  Abschn.  I  „Feld 
D.  Wald". 

Eine  unpassende  Abholzung  oder  eine  Devastirnng  der  Wälder,  welche 
»1er  einzelne  Besitzer  in  kurzsichtigem  Egoismus  vornimmt,  kann  daher  weittragende 
schlimme  Folgen  haben,  welche  sich  schwer  oder  gar  nicht  wieder  gut  machen  lassen, 
auch  wenn  das  Holzbedttrfniss  aus  anderen  (iegenden  oder  mit  Hülfe  von  Ersatzmitteln 
befriedigt  wird. 

Zum  Zweck  der  Conservirung  aller  solcher  Wälder,  denen 
jene  Bedeutung  fUr  das  Klima  und  die  Volkswirtschaft  zuge- 
schrieben werden  muss,  ist  das  Staat  seigenthum  an  den  Wäldern 
im  Principe  nicht  nur  nicht  verwerflich,  sondern  vielfach  am 
Passendsten.  Wo  Staatsforsten  fehlen,  kann  aus  diesem  Grunde 
selbst  der  Ankauf  von  Wäldern  durch  den  Staat  ernstlich  in 
Frage  kommen. 

Andernfalls  wird  eine  mehr  oder  weniger  weitgehende,  staatliche  Ober- 
aufsicht und  Controlc  Uber  die  Gemeinde-,  Corporations-  und  besonders 
die  eigentlichen  Privatwaldungen  namentlich  da  geboten  sein,  wo  schlechte, 
devabtirende,  nur  die  Bedürfnisse  der  zeitigen  EigenthUmer  berücksichtigende  Aus- 
nutzung der  Wälder  üblich  ist.  Jede  solche  Einmischung  der  Regierung  in  den  Wirth- 
schaftsbetrieb  der  Privaten  hat  aber  wieder  mancherlei  andere  Inconvenienzen.  „Ent- 
weder muss  der  Staat  in  Norwegen  in  ganz  beträchtlicher  Menge  Wälder  an- 
kaufen, oder  man  muss  Forstgesetze  herbeischaffen ,  die  die  Wirtschaftlichkeit 
durch  Zwang  hervorrufen,  bis  dass  die  kleinen  Waldbesitzer  klüger  werden."  (Forstl. 
Bl.  1  S7*>,  S.  IG.)  Aber  ob  letzteres  Ziel  erreicht  wird?  Vgl.  auch  das  nein'  preuss. 
Waldschutzges.  v.  6.  Juli  1875.  Helfe  rieh  im  Handbuch  S.  747  (f.  Wo  daher 
einmal,  wie  namentlich  in  Deutschland,  der  Staat  Eigentümer  grosser  Waldmassen 
geblieben  ist,  da  erscheint  mindestens  die  Erhaltung  dieses  Zustands  durchaus  als 
das  Beste.  (Umpfenbach,  Pfeiffer  u.  a.  m.  machen  auf  einem  im  Grunde  gleichen 
Standpuncte  daher  unnöthige  Zugeständnisse  an  die  „herrschende  Doctrin",  s.  o.  S.  573). 
Diese  Ansicht  findet  durch  die  folgenden  (iründe  ihre  weitere  Unterstützung. 

2.  Mancher  Boden  ist  nur  für  Wald  tauglich  (sogen,  u  n  - 
bedingter  Waldboden).  Die  Erhaltung  des  Waldes  auf  ihm, 
auch  wenn  der  Ertrag  dauernd  gering  ist,  erfolgt  am  Sichersten 
und  Leichtesten,  wenn  dieser  Boden  im  Staatbesitz  ist. 

A-  WaffO'fi  Finnnüwi^'nHrhaft.    I.  H.  Aufl.  37 
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„Ist  der  Wald  einmal  zerstört,  so  kann  er  wegen  des  Manuels  an  Schutz  gi  _-• . 
Hitze,  Kälte,  Wind  und  wegen  des  Abschwemmens  der  guten  oberen  Erde  oft  ga: 
nicht  wieder  hergestellt  werden",  wie  sehr  das  Interesse  des  »ranzen  Landes  es  auch 
fordern  mag.    Einzelne  Blossen  ist  aber  immerhin  der  Staat  noch  am  Ersten  in 
der  Lage  wieder  zu  bewalden. 

3.  Die  Forstwirtschaft  hat  im  Vergleich  mit  der  Landwirth 
schalt  mehrere  besondere  Eigentümlichkeiten,  wegen 
deren  sie  sich  am  Besten  für  den  Grossgrundbesitzer  überhaupt 
und  zumal  für  einen  solchen  Grossgrundbesitzer,  wie  den  „ewigen 
Staat"  (Domänenfiscus)  eignet. 

Solche  Eigentümlichkeiten  sind  die  Langsamkeit  des  Holzwuchses,  dir 
notwendige  Rucksicht  auf  die  Nachhaltigkeit  des  Ertrags  („Nachhalts- 
bewirthschaftun  g4*),  das  lange  WaTten  auf  eine  Rente  wenigstens  bei 
jungen  Wäldern  bei  den  für  gewisse  Holzculturen  erforderlichen  längeren  Umtriel^- 
zeiten  (Hochwald);  die  schwierige,  kostspielige  und  vollends  lange  auf  Eitrai' 
warten  lassende  Wiederbewaldung  von  Blossen  und  Anlegung:  neuer 
Wälder,  welche  der  Staat  mit  seinem  schon  vorhandenen  Forstpersonal  aber  noch 
am  Billigsten  ausfuhren  kann:  die  Grosse  des  stehenden  H  o  1  /  v  •  >  rrath  ?. 
welche  den  Privaten  leichter  in  Versuchung  bringt,  durch  Ueberhauen  den  Wald  r 
schädigen;  der  Umstand,  dass  rentable  Waldwirtschaft  meist  nur  auf  g  rossen . 
womöglich  zusammenhängenden  Flächen  wegen  der  Eigenth ümlichkeit  da 
Waldarbeit  betrieben  werden  kann;  das  Erforderniss  einer  nur  geringen  Meng- 
von  Arbeit  auf  einer  Waldfläche  (nach  Hundeshagen  auf  c.  500  Monrei 
1  Arbeiter)  im  Vergleich  mit  Ackerland  oder  Gärten,  aber  zugleich  das  Erforder- 
niss einer  speeifischeu  Fachbildung  wenigstens  des  mittleren  und  höherec 
Arbeiterpersonals  im  Forstwesen,  wobei  jedoch  dergestalt  fachmassig  gebildete  Arbeitt: 
wieder  nur  auf  grossen  Flächen  entsprechend  zu  verwenden  und  auszunutzen  ft&dL 
so  dass  die  Staatsforstwirthschaft  insofern  auch  als  die  ökonomischste  selbst  gege:- 
über  derjenigen  anderer  grosser  Waldbesitzer  erscheint.  Wenn  der  Private  seino 
Wald  ebenfalls  durch  Fachleute  bewirtschaftet,  so  wird  ihm  dies  oft  theuerer  kommen 
weil  die  Arbeitskraft  dieser  Personen  nicht  vollständig  ausgenutzt  wird.  Steht  «I* 
Privatforstpersonal  aber  in  der  Fachbildung  nach,  so  wird  es  auch  die  Dewirthschaftua- 
der  Privat  Wälder  meistens  thun. 

4.  Der  schon  erwähnte  Umstand,  dass  in  der  Forstwirt- 
schaft der  Factor  Natur  gegenüber  den  Factoren 
Arbeit  und  Kapital  tiberwiegende  Bedeutung  hat,  be 
wirkt,  dass  die  g ewbhn  liehen  Vorzüge  des  Privatbe  trieb? 
und  Nachtheile  des  Staatsbetriebs  hier  so  ziemlich  ver- 
schwinden. 

Unter  einigen  besonderen  Schwierigkeiten  der  Waldarbcit  (schwere  Centrale, 
leichte  Unterschleife  u.  s.  w.)  leidet  der  Staat  eher  weniger  denn  mehr  als  der  Private 
Aehnlich  steht  es  für  beide  im  Ganzen  «loch  auch  um  die  Sicherung  des  Waldeig  fi- 
thuins  vor  Diebstahl  u.  s.  w. 

5.  Die  Höhe  der  Waldrente  hängt  vorzugsweise  voi 
allgemeinen  Verhältnissen  der  ganzen  Volkswirt^ 
schaft  ab. 

Wirthschafts-  und  CuJturfortschritte,  vermehrter  Wohlstand,  grössere  Volksdichuf 
keit,  Concentration  der  Bevölkerung  in  Städten  und  der  Industrie  in  gewissen  Gegend-  ■ 
verbesserte  Communicationen,  Absatzwege  u.  8.  w.  erhöhen  die  Holzpreise  und  dxli 
nelten  der  städtischen  kaum  eine  andere  Grundrente  so  sehr  als  die  Waldrente. 
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In  folgenden  Beispielen  ist  der  Holzcrlös  für  die  Staatskasse,  ohne  Einrechnung 
des  Antheils  der  Berechtigten  (mit  Eiuschluss  der  Jagden),  aber  ohne  die  Holzhandlang 
ansregebeu.    Baden,  Holzerlös  D.  1831—35  998,714  fl.,  1842—47/48  1,740,310  fl., 
1800—01  2,221.711  fl.,  1800 — OS  2,024,000  fl.,  1872—74  4,358,000  M.    Die  Holz- 
preise stiegen  1807/0—1841/45  um  50—100,  1838—1859  um  27— 30°/„.    In  den 
3  J.  1872—74  war  d.  Holzpreis  p.  1  Festmeter  Nutzholz  10*14,  18*74,  18*00,  i.  D. 
17  85  Mark,  Brennholz  8*50,  U  li,  904,  i.  D.  9*30  Mark.  —  Preussen,  Holzerlös 
1830—33  3,730,000  Thlr.,  1840—49  4,807,700  Thlr.,  1854-57  5,918,400  Thlr..  1802 
Iiis  05  S.508,000  Thlr.    Der  Reinertrag  war  D.  1849—50  2,827,800,  D.  1804—05 
0,450,200  Thlr.    Solleinn.  f.  Holz  1875  12*505  Mill.  Thlr.,  wovon  auf  die  alten  Prov. 
(vor  00er  Umfang)  8*902  Mill.  Thlr.    Die  muthniassl.  Eiun.  wurde  aber  gegen  diesen 
Specialetat  höher,  auf  15*25  Mill.  Thlr.  im  Ganzen  veranschlagt.  Stat.  Jahrb.  IV,  1,  202. 
Allerdings  ist  auch  der  Holzertrag  selbst,  nicht  nur  der  Preis  stark  gestiegen  u.  das 
Verhältniss  der  werthvolleren  Hölzer  (Nutz-,  Bauholz)  im  ganzen  Holzertrage  ist 
Dünstiger  geworden.   Der  Cubikfuss  Holz  wurde  im  preuss.  Staate  im  D.  1830 — 33 
zu  1*03,  1802—05  zu  1*72  Sgr.  verkauft.   Nach  neuerer  amtl.  Mittheil,  war  d.  Durch- 
bchn.preis  des  Festmeters  Holz  in  d.  preuss.  Staatsforste u  1835  3*04,  1805  0*31, 
1879/80  5*79,  1880/81  5*95,  1881/82  5*81  M.;  der  Reinertr.  p.  ha.  in  denselben 
Jahren  bez.  3*23— 10  1— 7*73— 9  07— 1005  M.    Baiern  Reinertrag,  D.  182H-28 
1*91,  1S32— 34  2*87,  1835—37  3*18,  1852—50  3*79,  1801-07  7*21  Mill.  fl.  Die 
l»aier.  Staatswälder  haben  sich  1801— G7  gegen  1819 — 25  i.  D.  um  l*02ü/o  in  der 
Fläche  vermehrt,  der  Ertrag  an  Bau-  u.  Nutzhol/,  um  137,  an  Scheit-  u.  Knüppelholz 
um  20,  an  Stockholz  um  117,  an  Wellen  um  38,  dagegen  die  effect.  Einnahme  von 
3*33  auf  1104  Mill.  fl.  oder  um  249  °/0.    Berechnet  nach  d.  Daten  in  der  bai-  r. 
stat.  Ztschr.  1871  S.  154.    Der  Reinertrag  p.  baier.  Tagw.  stieg  in  diesen  42  J.  von 
52  Kr.  auf  3  fl.  15  Kr.    In  der  sächsischen  Staatsforstwirthschaft  war  der  ge- 
sainmte  Holzertrag  von  1  Acker  im  D.  1817—20  1  Klafter,  1803  1  20  Kl.,  die  Kl. 
D-  rbholz  galt  1854  5*5  Thlr.,  1803  7*08  Thlr.,  der  Reinertrag  des  Ackers  kam  in 
diesem  Zeitraum  von  3  04  auf  5*9G  Thlr.,  die  Aufgaben  sanken  von  37  2  auf  20*8  Proc. 
der  Einnahme  herab.    Das  Nutzholz  betrug  1817—20  17  Proc,  1854  41,  1803 
5*8  Proc.  des  Stammholzes.  —  In  Frankreich  wurden  bei  der  Versteigerung  des 
Holzes  vom  Hectare  im  Durchschnitt  von  1810 — 20:  097  Fr.,  im  D.  von  1824 — 29: 
1110  Fr.  gelöst.    Zugleich  wurden  im  ersteren  Zeiträume  auf  dem  Hectare  nur  31, 
im  zweiten  aber  09  Bäume  übergehalten.   Rapport  Tab.  14.  (Aclt.  Datm  z.  Th.  nach 
K  a  u). 

Die  Waldrente  ist  vornemlich  „Rente  der  Lage".  Der 
Privatbezug  dieser  Rente,  welche  ein  Einkoramen  bildet,  das 
meistens  nicht  auf  individuelle  Arbeit,  Kapitalverwendung  oder 
auch  nur  Speculation  des  Beziehers  zurückgeführt  werden  kann, 
ist  der  misslichste  Punct  bei  der  Rechtfertigung  des  privaten 
Grundeigenthums.  Bei  den  Staatsforsten  kommt  diese  Rente  der 
Staatskasse,  also  der  Allgemeinheit  zu  Gute,  was  durchaus  nur  zu 
billigen  ist. 

Allerdings  trägt  die  Staatskasse  dann  auch  die  Ausfülle  hei  ungünstigen  Prcis- 
conjuneturen,  was  aber  ebenfalls  richtiger  ist,  als  wenn  sie  den  Privaten  treffen.  Holz- 
crlös der  badischen  Domänenwaldungen  1848  1/4  Mill.  fl.  weniger  als  1847.  Der 
Ilolzpreis  hatte  1802—08  in  Baden  1805  das  Max.  erreicht,  10*24  fl.,  1807  u.  1*08 
war  er  im  D.  13*25  fl.  In  den  thuring.  Forsten  sollen  in  den  letzten  Jahren  die 
\  lolzpreise  durch  die  Concurrenz  des  böhm.  Holzes  gedruckt  sein  (Ucberhauen  hier!) 
In  Wurtemb.  (Riecke  S.  183)  Reinertr.  d.  Staatsforsten  p.  ha.  1801—78  20*0, 
1  874—78  22*5,  1873  40  (V),  1877  27,  1878  29  M.,  Anschl.  f.  1881—  88  25*2  M. 

Auch  im  preuss.  staatl.  Forsthaushalt  ist  unter  den  Einwirkungen  der  wirthsch. 
Krise  u.  der  Concurrenz  des  auswärtigen  Holzes  eine  Verminderung  der  Kinnahmen 
n.  Preise  des  Holzes  seit  der  2.  Hälfte  der  70er  Jahre  eingetreten,  nachdem  die 
Jahre  1873— 7G  abnorm  hohe  Preise  u.  Erträge  gehabt  hatten.    Vgl.  die  Motive  z. 

37* 
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Ges.entwurf  Uber  Erhöh,  d.  HuUzölle  v.  11.  Febr.  1883  (v.  Keichstag  abgelehnt . 
woraus  auch  obige  neuere  Daten  über  Preu*>eu  (Actenstuckc  Sess.  1883,  Nr.  194. 
S.  692).  Ks  wird  hier  nachzuweisen  gesucht,  dass  uur  bis  18Ö5  guiist.  Verhältnis 
bestanden  hätten,  indem  die  Reinerträge  jährlich  seit  1*35  um  22  9  Pfenn.  p.  ha. 
gestiegen  seien.  Indessen  ist  das  bestritten.  Auch  waren  z.  B.  1830  d.  Reinem. 
>chon  einmal  4  38  M.  p.  Meter.  S.  auch  d.  Verhandl.  im  Reichstage  (1879  u.  1 U83: 
u.  Lehr,  d.  neuen  deutschen  liolzzolle.  Suppl.h.  V  zu  Conrad'.s  Jahrb. 

Vgl./,  näheren  Begrund.  dieses  „socialpolit."  Grundes  Nr.  5  bes. Grundleg.  K.4,  2.  Abth 

§.  239.  C.  Im  Vergleich  mit  den  angeführten  Gründen 
sind  die  Gegengründe  gegen  die  Beibehaltung  der 
Staatsforsten  und  die  positiven  Gründe  für  dieVeräusse- 
rung  unerheblich  oder  selbst  geradezu  unrichtig. 

Vgl.  die  üebersicht  bei  Leo  S.  61. 

Ausser  in  BetreU'  des  iu  §.  237  besprochenen  Argument?  kann  man  den  Gernern 
der  Staatsforsten  in  keinem  wesentlichen  Puncte  Recht  geben.  Sie  führen  haupt- 
sächlich die  allgemeinen  Grunde  gegen  privatwirthschaftliche  Thätig- 
keiten  des  Staats  an.  Aber  diese  Grunde  lassen  sich  hier  weniger  fast  als  b 
irgend  welchem  andren  Falle  als  durchschlagend  bezeichnen.  Auch  wird  dabei  ganz 
uberseheu,  dass  es  doch  vor  allen  ein  Staats  wirtschaftlicher  Grund  ist,  welcher 
für  die  Beibehaltung  der  Staatsforsten  geltend  gemacht  wird. 

Unter  den  sonstigen  Gegengründen  sind  wohl  die  wichtigsten : 
„1.  Dass  beim  Staate  die  Forstwirtschaft  nach  allgemeinen 
Grundsätzen  geregelt  und  geführt  werden  müsse,  daher  nie  den 
zahlreichen  Verschiedenheiten  der  Bedürfnisse  und 
örtlichen  Verhältnisse  bis  in  das  Einzelnste  anzu- 
passen sei  und  dass  bei  ihr  nie  die  Pflege  und  Benutzung 
bis  auf  die  kleinsten  Gegenstände  ausgedehnt  werden 
konnten." 

Leo  S.  62.  Dieses  Bedenken  ist  öfters  nicht  ganz  unrichtig,  nur  kann  ihm  durch 
eine  gute  und  geschickt  geleitete  Staatsforstwirthschaft .  die  recht  wohl  möglich  ist. 
abgeholfen  werden.  Jedenfalls  aber  wird  es  durch  die  oben  angegebenen  Gründr 
weit  Überwogen. 

2.  Die  geringere  Ergiebigkeit  der  Staatsfo rsten  im 
Vergleich  mit  den  Privat  Waldungen,  die  Folge  der  vermeintlich 
unvermeidlich  ökonomisch  unfähigeren  und  theureren  Wirtschaft 
des  Staats. 

Allein  „die  behauptete  geringere  Ergiebigkeit  der  Staats 
forsten    ist  keineswegs    allgemein  erweislich"  (Rau, 
§.  142).    Soweit  sie  vorhanden,  ist  sie  grossentheils  aus  beson 
deren  Ursachen  zu  erklären,  in  anderen  Fällen  durch  recht  wohl 
mögliche  Verwaltungsreformen  zu  heben. 

Nach  der  Abschätzung  der  Priratwälder  in  Baden  ist  der  Steueranschlag  63  i 
auf  den  Morgen,  woraus  sich  ein  lteinertrag  von  2*52 — S*  15  fl.  vermuthen  Ia>-t 
Domänenwald  trä*rt  mehr.  Nach  Leo  (Forstl.  BL  1875  S.  323)  ist  d.  Eitras:  p.  Hect 
in  d.  bad.  Staatswäldern  4*2,  Gem.-  u.  Corporationswäldern  4*2,  Privatwild.  (na<  b 
Gutachten  d.  Staatsforstbehörden)  3*7  Festmeter.  —  In  Baiern  wurde  der  llolzertrap 
der  Staatswaldungen  zu  O'öS  Klafter,  der  Gemeinde-  und  Stiftungsw.  zu  0*46.  *h*r 
Privatwaldtingen   zu  0*47  Kl.  auf  «lern  Tagwerk  angegeben.  (Die  Forstvenrjiltnrcr  I 
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Baiems,  186],  S.  4  IS),  1K74  p.  Hect.  bez.  zu  400.  3  58,  315  Ster.  —  Im  K.  Bern 
Abgahesatz  dsgl.  566,  4  12,  4  29  Ster.  Leo  eb.  —  In  Belgien  ist  der  allgemeine 
Steueranschlag  des  Waldes  19'33  Krs.  rein  vom  Hectar,  wahrscheinlich  zu  niedrig. 
Die  Staatswälder  tragen  34*42  Fr.,  die  Gemeindewälder  26*13  Kr.  Statist,  de  la  Belg. 
Agric.  S.  184.  —  Preussen:  Reinertrag  der  Staatswaldungen  (A.  1870)  Ä/#  TWt, 
sämmtlicher  Waldungen  0  36  Thlr.  a.  den  M.,  Meitzen  IV,  IIS.  —  Auch  in  Krank- 
reich wird  der  Reinertrag  der  Staatswälder  höher  als  d»  rj.  d<  r  Privatwälder  veranschlagt. 

Zu  den  besonderen  Ursachen  geringeren  Ertrags  der  Staatsforsten  gehören  nach 
Hau  §.  142: 

a">  die  fielen  allein  oder  vornemlich  nur  auf  den  Staats  Waldungen  aus  alten 
Zeiten  ruhenden  Lasten,  z.  B.  Abgaben  von  Brenn-  u.  Bauholz  und  Waldstreu 
an  Berechtigte,  Weidedienstbarkeiten  (Servituten)  u.  dgl.  „In  den  meisten  Staaten 
wird  nur  der  wirkliche  Gelderlös  als  Einnahme  berechnet,  der  ohne  Ersatz  abgegebene 
Mehrbetrag  bleibt  ans  der  Geldrechnung  hinweg"  (  Kau1).  So  geschieht  es  z.  B.  in 
Preussen.  Der  Geldwerth  der  etatmäss.  Holz-  u.  Torfabgaben  an  Berechtigte  u. 
Deputantcn  wird  1S75  auf  2*25  Hill.  M.  berechnet  neben  einer  etatmäss.  Staatseinn. 
v.  42*38  (muthmassl.  51  00)  M.  M.  (1SS3/S4  bez.  2  206  M.  M.  neben  4613  M.  M. 
Geldeinnahme  f.  Holz).  Meitzen  berechnet  für  1865  418,738  Thlr.  Verlust  durch 
unentgeltliche  Holzabgaben,  nach  deren  Einrechnung  der  Rohertrag  <les  Morgens  sich 
auf  40  Sgr.  erhöht.  —  üeber  Baie  rn  s.  Bau  5.  A.  §.  142  Note  6  u.  vor.  Aufl.  d.  Bands 
S.  447  (ältere  Daten).  Nach  Vocke  a.  a.  0.  (baier.  stat.  Ztschr.»  war  d.  Werth  d. 
an  Berechtigte  abgeb.  GenUsse  1608  M.  fl.  in  1861/67  jfthrl.  Nach  dem  A.  1870  ist 
der  Verlust  durch  Holzabgaben  1,503,000  fl.  —  0  67  fl.  a.  das  Tagew.  von  produetivem 
Waldboden,  dies  inbegriffen  ganzer  Reinertrag  3'87  fl.  —  Baden.  Holzabgabe  au 
Berechtigte  i.  D.  v.  1S72— 74  1846  Festmeter  Holzmasse  im  Werth  v.  10,448  M., 
dsgl.  aus  Vergünstigung  2274  Met.  f.  14,901  M.  (nach  d.  Dat.  im  Budget  f.  1876  bis 
1877i.  —  Vgl.  ähnl.  ältere  Angaben  aus  and.  deutsch.  Landern  bei  Ran  5.  A.  §.  142. 
Ann.  b.  6.  A.  in  meiner  Bearbeitung  §.  134.  Anm.  c.  —  West-Oesterreich, 
Verlust  wegen  der  Berechtigungen  A.  1870  499.200  fl.  ö.,  aber  in  den  einzelnen 
Kronländern  ungleich  vertheilt,  z.  B.  in  Oe.  unter  der  Enns  nichts.  In  Kärntheu  wird  der 
Betrag  der  von  Berechtigten  bezogenen  Nutzungen,  hauptsächlich  der  Weiden  (22,756  fl.) 
mehr  als  doppelt  so  hoch  angegeben  als  die  Einnahme  des  Staates  (38,376  fl.  gegen 
lf»,310  flA  —  Auch  in  Krankreich  Aehnliches.  —  Uebrigens  ist  in  Betreff  der 
Beurthciluug  dieser  Lasten  der  Staatswaldungen  nicht  zu  vergessen,  dass  dieselben 
vielfach  eigentlich  Reste  des  alten  wahren  Miteigenthums  der  Markgenossen  an  den 
später  inforestirten  Wäldern  sind.    S.  Roscher  II,  §.  191. 

b)  Dem  Staate  gehören  vielfach  vornemlich  die  entlegeneren  Wälder  in 
geringer  bevölkerten  und  verkehrsärmeren  Gegenden,  auf  schlechterem  Boden,  in  den 
Gebirgen,  wo  der  Rohertrag  bei  schlechterem  Waldbestand  und  niedrigeren  Holzpreisen 
und  vollends  der  schliessliche  Reinertrag  niedriger  ist. 

S.  ältere  Bclegdaten  bei  Rau  §.  142  Note  c  u.  vor.  Aufl.  dieses  Rd.  S.  448. 
Die  Vertheilung  der  Staatswälder  in  Pressen  s.  o.  S.  571.  Im  R.-B.  Königsb.  z.  B. 
p.  ha.  des  Waldbodens  21 8  Kestcubikmeter,  des  zur  Holzzucht  bestimmten  2*95  dgl. 
an  Naturalertr.  controlfäh.  u.  nicht  controlfäh.  Materials,  Gelderlös  dafür  p.  ha.  alles 
W  aldbodens  9'8  M„  des  zur  Holzzucht  bestimmten  12  2  M.  Im  R.-B.  Magdeburg 
sind  dieselben  Zahlen  bez.  3  27  u.  3  49  Kestcuhikineter  p.  ha.  u.  bez.  252  u.  26*9  M.  Erlös. 

Die  wiederum  öfters  von  Altcrsher  besonders  in  Staatswäldern  befindlichen 
Blössen  u.  dgl.  müssen  bei  Berechnungen  des  Ertrags  p.  Flächeneinheit  (ha.i  und 
bei  Vergleichen  mit  Privatwäldern  erst  abgesetzt  werden,  was  nicht  immer  geschieht. 
S.  oben  die  Daten  S.  571.  Sonstige  holzleere  Stellen  im  Gebiet  der  Staatsforsten 
liefern  andere  aber  doch  auch  öfters  aus  allgemeinen  nicht  abzuändernden  Gründen 
treringere  Erträge  (Wiese,  Weide,  Torfstich  u.  dglj.  Vielfach  werden  auch  solche 
Blossen  wieder  vom  Staate  angebaut  und  andere  Ausgaben  zur  Melioration  der  Ponten, 
für  Anlegung  von  Waldwegen  u.  s.  w.  gemacht.  Diese  Ausgaben  werden  oft  gleich 
vom  Rohertrage  abgezogen  und  lassen  deshalb  wieder  den  Reinertrag  zu  gering  er- 
scheinen. 

Wenn  es  aber  anch  mitunter  richtig  ist,  dass  der  Private  eine 
Waldfläche  in  Ackerland  verwandeln  und  daraus  einen  grösseren 
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Reinertrag  erzielen  würde,  als  der  Staat  aus  der  dauernden  Be- 
nutzung des  Bodens  als  Wald  bezieht,  so  muss  das  Minus  der 
Einnahme  (gewissermassen  lucrum  cessans)  als  eine  verhüllte 
Staatsausgabc  betrachtet  werden,  welche  der  Staat  im  allge- 
meinen Interesse  der  Conservirung  der  Wälder  macht. 

Aus  diesen  Gründen  kann  man  aus  der  Vergleichung  des 
Reinertrags,  den  die  Staats-  und  Privatwaldungen  und  die 
Forsten  verschiedener  Staaten  abwerfen,  nicht  ohne  genaue  Bc 
rUcksichtigung  aller  genannten  Umstände  allgemeine  Folgerungen 
ableiten. 

Beispiele  des*  Ertrags  v.  Staatsforsten.  Preussen.  A.  f.  1S75  u.  t 
1883/84  Einn.  d.  Forstverw.  51 '086  u.  52.371  M.  M..  wovon  f.  Holz  45  75  u.  41130 
(Jsteinn.  f.  1880/81  45  788,  f.  1881/82  46.484  M.  M.),  Nebeunutzungen  3  405  u.  4  221. 
Jagd  0  313  u.  0  339,  Torfgräb.  0.205  u.  0  338,  d.  Rest  auf  verschied,  kl.  Posten  (excl. 
(ieldwerth  d.  Hoizabgabe  an  Berecht,  und  Dcputanten);  Summe  d.  dauernden  Ausg. 
27-851  o.  30-164;  demnach  Ueberschuss  in  1875  23  234  M.  M.,  d.i.  p.  1  Hect  d. 
gesamniten  Forstbodens  8*93  Mark,  oder  p.  1  Hect.  d.  z.  Holzzucht  u.  z.  and.  produet 
Zwecken  nutzbaren  Bodens  0-35  Mark.  Statist  Jahr.  IV,  1,  202  ff.  Ueberschuss 
1SS3.S4  21-907  M.  M.,  nach  Abzug  d.  einmal.  Ausg.  (2.050  M.  M.)  19.857  M.  M.  — 
Baden.  Wir  kl.  Ertrag  i.  D.  1872  —  74  roh  4.383  M.  M.  f.  Holz,  wovon  Hoizabgabe 
an  Berechtigte  u.  Vergünstigte  25  400  M.  A.  f.  1876  —  77  jahrl.  aus  HoU  4*47*, 
Nebenmitzungen  O  l 35,  Schadenersatz  £  Waldfrevel  9000  ML,  zus.  roh  4*622  M.  M., 
Ausgabe,  ohne  d.  Oberverwaltung,  c.  1*723  (die  einzelnen  Posten  im  Etat  sehr  ver- 
streut, Lasten  f.  Holzabgaben  hier  nicht  eingerechnet),  demnach  rein  c  2*900  M.  M. 
oder  f.  1  Hect.  33  75  M.  Anschlag  roh  f.  1883  4*060  M.  M.  —  Baiern.  Rein- 
ertrag  i.  Durchsch.  v.  1819—25  1*899.  1843—49  3  399,  1861—67  7*212  Mill.  fl. 
ohne  den  Werth  d.  Abg.  au  Berechtigte,  oder  resp.  p.  Tagw.  52  K. ,  1  fl.  34  Kr.. 
3  fl.  15  Kr.  A.  f.  1877  Roheinn.  d.  Forst-,  Jagd-  und  Triftgefalle  30  236,  Kostet 
13-641,  Kcinertr.  16*595  Mill.  Mark,  c.  14*5  Mark  p.  Hect.  AnschL  f.  1883  roh 
22*756,  rein  9'9S  M.  M.  (also  starkes  Sinken  seit  Mitte  d.  70er  Jahre).  —  Die  höheren 
relativen  Reinertrage  (p.  ha.)  in  deutschen  Mittel-  und  Kleinstaaten  gegenüber 
Preussen  sind  wesentlich  die  Folge  günstigerer  Lage  der  Wälder.  In  den  mittlen  a 
u.  wcstl.  preuss.  Provinzen  steigen  sie  annähernd  ebenso  hoch.  —  Oesterreich 
(W  est-).  A.  f.  H76  (incl.  d.  kl.  Kests  d.  Dom.)  Reinertrag  c.  1  3  Mill.  fl.  Um  1870 
p.  Joch  c.  085  fl.  rein,  1882  A.  roh  3755,  rein  0*661  M.  fl.  —  Frankreich.  A. 
1876  roh  3V06,  Kosten  12*3,  Keinertr.  25*76  Hill.  Fr.,  1883  roh  35*2.  rem  19  M.  Fr- 
aise ebenfalls  gesunken.  —  Die  Kosten  betrugen  nach  Kau  in  den  60er  Jahren  vom 
Roherträge  Sl  Proc.  hannov.  Harz.  64  hannov.  Landforste,  54  Preussen  (auch  1875 
c.  54 1,  46  Baiern  (1876  weniger,  c.  41),  41  Oesterreich,  40  Baden  0^76  c.  38  . 
35  Wurtemberg,  36  Sachsen,  21  Proc  (1876  c.  31)  Frankreich.  In  Frankreich  erklärt 
sich  der  geringe  Belauf  der  Kosten  th<-ils  aus  dem  Verkaufe  auf  dem  Stamme ,  theü> 
aus  dem  schwachen  Personal.  Jetzt  scheinen  hier  Aenderungeu  eingetreten  zu  s-ein. 
Die  Abhängigkeit  des  Reinertrags  von  d.  Höhe  der  Holzpreise  u.  den  allgemein,  d 
Oulturvcrhältnissen  ergiebt  sich  aus  dem  Vergleich  obiger  Daten,  z  B.  Prcussens  u. 
Badens,  und  mehr  noch  aus  dem  Vergleich  der  Reinerträge  in  den  einzelnen  Provinzen 
In  Hai- tu  variiren  diese  z.  B.  von  1  :  2*5  (Max.  Ober-  u.  Dnterfranken,  Min.  Oberpfalz 
u.  Oberbaicrn).  Ohne  d.  Kosten  d.  Centrakerwalt,  ist  d.  Reinertr.  1875  im  R.-B. 
(iumbinnen  p.  Hect.  3  06,  im  R.-B.  Frankfurt  a.  0.  11*21,  im  R.-B.  Magdeb.  18.06  M. 
In  den  letzten  Jahren  seit  Mitte  der  70er  sind  die  Kosten  relativ,  im  Verhältnis 
zum  Rohertrage,  u.  mehrfach  selbst  absolut  in  Deutschi.  u.  Nachbarsch,  ziemlicli 
allgemein  bei  den  weichenden  Holzpreiseii  gestiegen.  Daher  das  Sinken  de»  Rein- 
ertrags, —  eines  der  Motive  f.  d.  Forderung  höherer  Holzzölle  Seitens  der  deutsch-  n 
Regierungen.  In  den  preuss.  Staatsforsten  Reinertrag  in  °/0  des  Rohertrags  1865 
64  6,  1875/79  41*48,  1879/80  41.67,  1880,81  wieder  4581,  1881/82  46'46  (aus  d. 
Motiven  i.  Gcs.entwurf  über  Erhöh,  d.  Holzzölle  v.  11.  Febr.  1883,  Actenstüclce  S.  693: 
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§.  240.  —  D.    Ergebniss  dieser  Erörterungen. 

Vgl.  Rau  §.  143,  der  zu  ähnl.  Ergebnissen,  nur  mit  z.  Th.  and.  Motivirung  kam. 
Leo  in  den  Forstl.  Bi.  1875,  S.  321  ff. 

1.  Die  Staatsforsten  sind  im  Allgemeinen,  wenigstens  in 
unseren  Ländern  und  in  unserer  Zeit,  beizubehalten,  aber 
principiell  ist  dies  nur  soweit  unbedingt  geboten ,  als  die  in 
§.  238  angeführten  Gründe  maassgebend  sind.  Die  betreffenden 
Forsten  dienen  dann  als  „Schutzwälder". 

Dieser  Name  passt  allgemein  für  Waldungen,  welche  sozusasren  klimatische  u. 
allgeinein-volkswirthsch.  Functionen  haben.  Er  ist  altüblich  fUr  Wälder,  die  als  Schutz 
gegeu  Lawinen  u.  s.  w.  dienen. 

2.  Selbst  eine  Erweiterung  der  Staatstorsten  durch 
Ankäufe  von  Waldungen  und  durch  eigene  Neuanlegung 
kann  als  Staatsaufgabc  erscheinen,  wenn  obige  Rücksichten  dafür 
sprechen  und  wenn  es  sich  um  die  Erhaltung  des  Waldbestands 
auf  sogen,  un  bedingtem  Waldboden  handelt,  welche  durch 
Privatbesitzer  gefährdet  sein  kann.  Die  bezügliche  Aufgabe  ist 
eine  privat-  und  zugleich  eine  staatswirthschaftliche  Kapitalanlage 
(§•  63). 

Die  Vermehrung  der  Staatswaldflächen  betrug  durchschn.  jährlich  in  Preussen 
1867  —  73  0'19,  Baiern  1844  —  68  Ü'24,  Wurtemberg  1861  —  67  023.  Baden 
1856—70  0'29,  Sachsen  1843—74  037%.  Leo  a.a.O.,  S.  322.  Eine  weitere  Ver- 
mehrung wäre  nothwendig,  wenn  wirklich  z.B.  in  Deutschland  20°/,,  der  Landesfläche 
Wald  aus  allgemeinen  Gründen  erforderlich  ist.  Leo,  329.  In  d  Etats  kommen  in 
Deutschland  mehrfach  regelmässig  Summen  f.  d.  Ankauf  v.  Forstgrundstucken  vor, 
z.B.  iu  Preussen  1883/84  im  Ord.  1,050,000,  da/u  ein  extraord.  Zuschuss  unter  d. 
einmal.  Ausg.  v.  950,000  M.,  zus.  2  M.  M. 

In  einzelnen  Fällen,  wo  jene  allgemeinen  Rücksichten 
weniger  in  Betracht  kommen,  kann  sich  ein  Ankauf  finanziell 
empfehlen,  wenn  er  um  besonders  billigen  Preis  geschieht,  wenn 
dadurch  eine  zusammenhängende,  leicht  zu  beaufsichtigende  Wald- 
fläche auch  für  den  bisherigen  Staatsforst  erlangt  wird,  wobei  sich 
dann  die  gesammten  Bewirthschaftungskosten  ermässigen  und 
wenn  Boden  in  Betracht  kommt,  „welcher  zur  Zeit  bei  keiner 
anderen  Benutzung  so  hohe  Erträge  abwirft,  als  bei  der  forst- 
wirthschaftlichen"  (Leo,  sogen,  bedingter  Waldboden,  mit  „Er- 
werbswaldungen"). Die  Neuanlegung  von  Waldungen  auf 
öden  Bergflächen  ist  ans  klimatischen  Rücksichten,  wegen  der 
besseren  Sicherung  des  Wasserablaufs,  wegen  der  Ungeeignetheit 
solchen  Bodens  für  andere  Culturen  und  weil  dann  später  Wal- 
dungen in  den  Ebenen  entbehrlicher  werden  können,  besonders 
rathsam. 

In  Baden  sind  hochgelegene  Bauernhöfe  in  der  Nähe  der  Waldungen  um  einen 
Preis  angekauft  worden,  der  die  Umwandlung  in  Wald  vorteilhaft  macht,  z.B.  1867 
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1  Höfe  vou  .{20  M.  zu  55,000  fl.,  d.  M.  zu  174  fl.,  2  andure  v.  76  3U  IL  zu  S57U  fl.. 
d.  M.  zu  III  fl.;  1S0S  5  Höfe-  v.  431*0  M.  zu  66,000  fl.,  d.  M.  z.  153  fl.  (Rand 

Soll  eine  Erweiterung  der  Staatswaldungen  im  grösseren  Um- 
fange erfolgen,  so  müssen  für  die  Wahl  der  anzukaufenden  Wälder 
in  erster  Linie  jene  klimatischen  und  allgemein-volks- 
wirthsc  haftliehen  Rücksichten  entscheiden;  sodann  mag 
soweit  als  möglich  eine  gleich m ässigere  Vertheilung  der 
Staats  Waldungen  über  das  Staatsgebiet  ins  Auge  gefasst 
werden,  was  durch  jene  ersten  Zwecke  ohnehin  mit  bedingt  wird. 

3.  Im  Einzelnen  muss  dagegen  objectiv  die  eigene  Ab- 
holzung  von  Staatsforsten  oder  der  Verkauf  zu  diesem  Zwecke 
erwogen  werden,  wenn  der  Waldboden  ohne  schädliche 
Folgen  für  Klima  und  Cultur  besser  zu  anderen 
Zwecken  benutzt  wird.  Hierüber  hat  dann  wesentlich  der 
Rentabilitätsgesichtspuuct  zu  entscheiden:  wenn  die 
voraussichtliche  Rente  aus  der  anderweiten  Benatzung 
des  Bodens  höher  als  die  Waldrente  ist,  so  muss  die  andere 
Verwendung  eintreten,  denn  hier  liegt  kein  Grund  vor,  absichtlich 
auf  einen  Thcil  der  möglichen  Rente  zu  verzichten.  Das  speciellc 
Interesse  der  Ilolzconsumenten  einer  Gegend,  in  welcher  sich 
solche  entbehrliche  Staatsforsten  befinden,  darf  von  solcher  Maass- 
regel nicht  ablenken.  Sonst  empfiehlt  sich  völlige  Abholznng 
oder  Verkauf  auch  bei  kleinen  zerstreuten,  schwer  zu  beaufsich- 
tigenden, dem  Holzdiebstahl  besonders  stark  ausgesetzten  Gehölzen. 

Aus  diesen  Gründen  sind  in  Haiern  früher  140,000  M.  zum  Verkauf  bestimmt 
worden,  wov.  25,000  M.,  auf  0  0  Mill.  geschätzt,  für  1  Mill.  fl.  verkauft  wurden. 
Kudhardt  III.  43.  Viele  Verkäufe  u.  Ankäufe  auch  in  Baden  (s.  d.  jährl.  B«r.  d. 
landst  Ausschusses).  (Uau.)  —  Beispiel.«  vom  passenden  Verkauf  v.  Luxusw.Uden- 
1  »ei  Städten  aus  Sachsen  hei  Leo  a.a.O.,  S.  324.  Mit  dem  hier  erzielten  hohen 
Preise  lassen  sich  dann  zweckmässige  Erweiterungen  des  Staatswalds  an  anderen  Orten 
finanziell  mit  durchfuhren.  —  Aus  dem  principiellcu  Grunde  «ler  Inferiorität  de>  Staats- 
besitzes u.  der  staatlichen  Bewirtschaftung  u.  weil  es  an  sich  richtig1  u.  QOthwendij! 
sei,  auch  den  Wald  in  das  Privateigenthum  der  Privatwirtschaften  hinüber  zu  führen, 
wie  dies  hei  Feldguter-Doinänen  vorgekommen,  sind  wohl  Staatsforsten  kaum  veräussert 
worden,  wohl  aber  aus  finanziellen..  Gründen,  um  ausserordentliche  Oeckumrs.in.itti  l 
Zu  beschaffen  u.  an  Stelle  sonst  erforderlicher  Anleihen.  So  wurde  1831  in  Frank- 
reich der  Verkauf  v.  300,000  ha.  Staatsforst  beschlossen.  Leider  hat  auch  Oester- 
reich mehrfach  diesen  Weg  beschritten,  wenn  auch  noch  zögernd  bei  d.  Ausführung. 
Unter  d.  v.  ISIS — 51  in  Westösterr.  f.  1410  u.  in  Ungarn  f.  1104  Mill.  tl.  verkauft,  n 
Staatsgütern  waren  auch  Forsten,  ebenso  unter  den  nach  Vertr.  v.  1S55  v.  d.  National- 
bank in  Pfand  übernommenen  u.  darnach  veruussertcu.  Ferner  wurden  Verkäufe,  wi. 
von  Montanwerken,  Domän«n,  Fabriken,  >o  auch  von  Staatsforsten  durch  Oes.  v.  20.  Juni 
1S6S  angeordnet  iL  z.  Tb.  ausgeführt  Doch  waren  davon  Staatsforsten,  die  aus  klitnaL 
Kucksichten  oder  zum  Schutz  von  Quellgebieten  u.  zur  Erhaltung  der  Productioos- 
fähigkeit  des  Lands  besser  in  Staatshänden  blieben,  dann  die  Salinen-  u.  Benrwerks- 
forste  ausgeschlossen.  ^Leo.  Forstst.  S.  25.)  Zwischen  1S70  u.  E.  1S78  hat  sich  (nach 
d.  Daten  im  EtaO  unter  d.  Staatsforstverwalt.  der  Wald  des  Staats  von  716,000  auf 
043.000  ha.,  die  Aecker,  Weiden.  Alpen  v.  58,000  auf  53.000  ha.,  d.  soust.  B.  d. 
unprod.  (irundes  v.  206.000  auf  20s,000  ha.  vermindert. 
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2.  Abschnitt. 
Bewirthsehaftung  und  Verwaltung  der  Staatsforsteu. 

lieber  das  leitende  Bewirthschaftungsprincip  vgl.  bes.  Reuning  a.a.O.  21, 
i'ressler's  oben  S.  570  genannte  u.  dess.  Übrige  in  Hclferich's  Aufs,  in  d. 
Tub.  Zcitschr.  XXIII,  1,  zus.  gestellten  Schriften  u.  diesen  Aufsatz  selbst,  in  welchem 
Pressler's  Priucip,  dass  die  Bewirtschaftung  des  Waldes  so  einzurichten  sei.  dass  die 
Waldbodenrente  eiu  Max.  werde,  privatwirthschaftlich  geprüft  wird.  Helferich  hält 
dies  Princip  für  privatökonomisch  richtig,  meint  aber,  dass  damit  noch  nicht  bewiesen 
sei,  es  sei  dasselbe  auch  nationalökonomisch  richtig.  S.  a.  a.  ().  S.  0,  35,  wo  die  Resultate 
las.  gestellt  sind.  Ulfenbar  ist  es  allerdings  nur  vom  privatwirthschaftl. ,  nicht  aber 
Tom  volkswirthschaftl.  Standpuncte  richtig,  zu  der  Folgerung  zu  kommen,  dass  kein 
Boden  zur  Holzcultur  benutzt  werde,  welcher  als  Ackerland,  Wiese  oder  Weide  eine 
höhere  Bodenrente  erwarten  lasse,  selbst  weun  in  einem  Lande  dann  der  ganze  Wald 
Verschwinden  sollte,  —  eine  Folgeruns:,  welche  Helferich  mit  Kocht  als  nothwendige 
Consetpaenz  des  rein  privatwirthschaftl.  Forstbetriebs  hinstellt,  S.  35.  Aber  abzuweisen 
bt  diese  Folgerung  auch  aus  dem  nationalökonoin.  Ciesichtspuucte  nur  mit  den  Rück- 
sichten auf  den  klimatischen  und  allgemein-volkswirthsch.  Einfluss  der  Wälder,  nicht 
mit  der  Furcht  vor  Holzinangel  und  hohen  Holzpreisen  (§.  237).  Ebenso  darf  die 
Kegel,  dass  die  Reute  des  als  Waldboden  benutzten  Bodens  vom  Forstwirt«  auf  das 
Maximum  getrieben  wenle,  nur  insofern  Ausnahmen  erleiden,  als  ein  solcher  Betrieb 
allgemein  nach  theilige  Folgen  der  genannten  Art  befürchten  Hesse,  z.B.  des- 
wegen der  Waldbestand  bei  kürzeren  Umtriebszeiten  in  einer  für  das  Klima  ungünstigen 
Weise  beschränkt  werden  inusstc.  —  An  diesen  meinen  Sätzen  aus  d.  6.  A.  von  Kau, 
§.  1Tb,  Note  a,  habe  ich  auch  jetzt  nichts  ändern  zu  müssen  geglaubt,  obgleich  die 
«•lsseuschaftl.  u.  praktische  Controverse  über  das  richtige  leitende  Wirthschaftsprincip 
ita  Forstwesen  auch  in  den  letzten  Jahren  sehr  lebhaft  discutirt  worden  ist  und  mir 
von  einem  Autor  (Hei  tz,  Forstregal  u.  Waldrente,  Stuttg.  1878)  dabei  die  „Umgehung" 
der  durch  die  neuen  Tariffragen  entstandenen  Schwierigkeiten  vorgeworfen  wurde. 

Leber  Heitz  s.  Lehr  in  Ilildebr.  Jahrb.  32,  S.  332.)  Beistimmend  zu  meiner 
Auffassung  in  der  ö.  A.  äussert  sich  Leo,  Forstl.  Bl.  1*73,  S.  M)  ff.  Weiteres  gehört 
eben  nicht  in  d.  Fin.wiss.,  sondern  in  die  Forstpolitik.  Besonders  beachtenswert h  sind 
aas  der  jüngsten  Literatur  noch:  Helfe  rieh's  2.  Art.  Wald  reute  in  d.  Tub.  Ztschr. 
1  sT  1 .  XXVII.  540  ff.  (nation.-ökon.  Prüfung  der  Pressler'sehen  These),  ders.  ebend. 
XXVIII.  388  ff.,  „zur  Lehre  v.  der  Wald rente"  (auch  in  den  „Forstl.  Blättern"  1872, 
S.  4  ID.  Ders.,  Abh.  Forst wirthsch.  in  Schönberg's  Handb.  I,  bes.  S.  742;  zu  dieser 
Abb.  ist  zu  vergleichen  d.  Kritik  v.  Lehr,  in  d.  von  ihm  mit  her.gegeb.  „Allgem. 
iorst-  u.  Jagdzeitung",  Juli  1883.  Wagener  (Forstmeister),  die  princip.  Aufgaben 
der  Forstwirtschaft,  Tüb.  Ztschr.  i  S73.  XXIX,  381  ff.,  ders.,  Anleitung  zur  Regelung 
des  Forotbetriebs,  1875.  Baur  in  s.  Monatsschr.  für  Forst-  U.Jagdwesen  über  „Forst- 
statiütü  *  eine  Reihe  von  Aufsätzen  im  Jahre  1872.  Borggreve,  Forstreinertragslchrc 

>»es.  gegen  0.  Hey  er),  Bonn  1878  (s.  darüber  Schaffte,  Tub  Ztschr.  1879  S.  1, 
uud  Lehr,  Ilildebr.  Jahrb.  33,  S.  40),  —  alle  diese  Arbeiten  gegen  Pressler.  Für 
denselben  bes.  Jude  ich,  Tharandcr  Jahrb.  B.  Ii),  20,  22,  24,  daraus  ders.  in  d. 
Tüli.  Ztschr.  1873,  XXIX,  145,  sachliche  Erörterungen  belehrender  Art  mit  Helfe- 
rich.  Dsgl.  speciell  gegen  Baur:  Lohr  in  der  Allgem.  Forst-  und  Jagdztg.,  1873, 
Jottiattmmer  u  folg.  S.  auch  (J.  Heyer's  Forstl.  Statik  u.  Lehr  in  d.  Ausführung 
?egen  Heitz  a.  a.  6.,  Roth  üb.  Grund-  u.  Waldrente,  Forstl.  Bl.  1873,  S.  225,  257,  28!>. 

Wenn  die  privat-  u.  volkswirthsch.  Standpuncte  richtig  auseinandergehalten  werden, 
ist  eine  Vereinigung  der  scheinbar  so  entgegengesetzten  Ansichten  nicht  so  schwierig. 
Die  praktische  Schwierigkeit  liegt  darin,  richtig  zu  bestimmen,  wie  weit  das  privat- 
»irthsch.  Princip  der  Bewirtschaftung  Platz  greifen  darf,  ohne  Nachtheil  f.  die  klimat. 
u.  allgemein-volkswirthsch.  Function  des  Waldes.  Uebertreibung  in  der  Länge  der 
Imtriebszeit  ist  hier  wohl  zuzugeben,  bes.  bei  den  deutschen  Staatsforsten.  Die  Con- 
fc-quenz  der  Anerkennung  der  genannten  Function  der  Wälder  ist  dann  entweder  eine 
beschränkende  Wald  schutzgcsetzgebuug  für  den  Privatwald,  damit  hier 
Dicht  einseitig  die  privatwirthsch.  Betriebsweise  vorwalte,  oder  die  Uebernahme  der 
betreffenden  Wälder  von  solcher  allgemeinen  Bedeutung  in  das  Staats  - 
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eigenthum.  Hier  hängt  die  scheinbar  rein  forsttechnische  Frage  wieder  mit  den 
Fragen  voikswirthsch.  Organisation  u.  der  Eigenthumsordnung  zusammen  (s.  Wagner. 
Grundleg.,  Abth.  2,  Kap.  4,  bes.  §.  366). 

I.  —  §.  241.  Leitendes  Princip  der  Bewirthschaf- 
tung.  Für  die  Bewirtschaftung  der  beibehaltenen  Staatsforsten 
muss  das  privatwirth8cbaftliche  Princip  des  grössten 
nachhaltigen  Reinertrags  das  leitende  sein,  soweit  jene 
allgemeinen  Rücksichten  (§.  238)  nicht  widersprechen. 
Nur  insofern  gehört  die  Einnahme  aus  den  Domanial Waldungen 
demgemäss  unbedingt  zu  den  privatwirthschaftlichen  Einnahmen 
des  Staats. 

Die  häufige  Rucksicht  auf  die  „beste,  nachhaltigst»-'  und  billigste  Befriedigung 
des  Holzbedurfnisses  der  Burger"  darf  dagegeu  ans  den  in  §.  237  angegebenen  Grund»* 
für  den  Staatsforstbetrieb  nicht  maassgebend  sein.  (Rau  hat  in  d.  5.  A.,  §.  143,  Nr.  4. 
dieses  Princip  noch  festgehalten  neben  dem  Streben  nach  dem  grössten  Reinertrag 
Ebenso  schon  Male  hu  s  I,  §.  14.)  Jene  Rucksicht  führt  auch  nur  zu  einer  ungerechte  u 
Begünstigung  der  zufälligen  Anwohner  der  Staatsforsteri,  was  bei  der  notorisch  meisten 
sehr  ungleichmäßigen  Vcrtheilung  dieser  Forsten  über  das  Staatsgebiet  nicht  zu  per- 
meiden  und  dann  vollends  bedenklich  ist  Auch  in  der  Bestimmung  der  verschie- 
denen Holzculturen  muss  der  Rentabilitätsgesichtspunct  entscheiden,  wobei 
sich  freilich  die  Berücksichtigung  der  speciellen  Holzbcdurfhisse  der  Nachbarschaft 
eines  Staatsforsts  oft  ohnehin  finanziell  am  Meisten  lohnen  wird. 

Die  practische  Durchführung  jenes  Princips  ist  in  einseitiger 
Vorliebe  für  den  Wald  gerade  in  der  neueren  rationellen  Forst 
wirthschaft  (auch  Deutschlands)  zu  sehr  vernachlässigt 
worden. 

Namentlich  ist  man  in  den  Fehler  gefallen,  die  Anforderungen  in  Betreff  der 
Nachhaltigkeit  des  Waldbetriebs  zu  ubertreiben,  nicht  nur  für  den  Ersatz 
eines  der  weggenommenen  Holzmasse  gleichen  Quantums  durch  Zuwachs  zu  sorgen, 
sondern  auch  den  zeitigen  Holzvorrath  eines  Waldes  ganz  zu  erhalten  und  die  U  in  trieb*  - 
Zeiten  über  diejenige  Grenze  von  Jahren  auszudehnen,  welche  naturwissenschaftlich 
nach  den  Wachsthumsverhältnisscn  der  Wälder  und  privatwirthschaftlich  mit  Kücisichi 
auf  die  Preise  der  Holzsorten  verschiedenen  Alters  nach  dem  Gesichtspuncte  d<> 
höchsten  Reinertrags  die  richtige  ftlr  diu  verschiedenen  Holzculturen  ist  Auf  die? 
Weise  ist  die  Waldfläche  öfters  grösser  und  stärker  bestockt  gehalten  worden,  als  es 
die  Kucksicht  auf  den  klimatischen  und  allgemein- wirtschaftlichen  Einfluss  der  Walder 
gebietet.  Ferner  ist  in  den  Wäldern  ein  unnöthig  grosses  Holzkapital  aufgesammelt 
worden,  welches  im  Grunde  brach  liegt  und  im  Interesse  der  Einzelwirthschaften  der 
Waldeigenthümer ,  also  auch  des  Staats,  und  in  dem  in  diesem  Falle  hiermit  iden- 
tischen Interesse  der  ganzen  Volkswirtschaft  passender  zu  einem  Theil  flüssig  gemachr 
werden  sollte. 

Obiges  nach  Reuning,  bes.  S.  12,  24  ff.  (Vegetation  in  den  verschieden«- 
Altersperioden,  Abnahme  des  Zuwachses  vor  den  jetzt  meist  üblichen  Umtriebszeiten. 
die  vielfach  von  100  auf  70  Jahre  verkürzt  werden  können,  da  die  Verminderung  d~ 
Zuwachses  nicht  mehr  durch  genügende  Steigerung  der  Qualität  und  des  Werths  aus- 
geglichen wird,  vgl.  auch  Pressler  und  Helferich  a.  a.  0.);  Seite  21 — 24,  wo  Renn  ine 
der  jetzt  üblichen  Kürsorge  eines  Jahrhunderts  für  ein  nachfolgendes  in  der  Erhaltung 
der  Holzsortimente  entgegentritt,  während  man  doch  die  Bedürfnisse  der  Zukunft  nicht 
kenne  (vgl.  o.  S.  575  das  Wort  von  Hockt  u.  S.  24  für  die  wirthschaftliche  llaubarken 
eines  Waldes  die  Regel  aufstellt :  sie  tritt  „mit  dem  Jahre  ein,  wo  das  aus  dem  stehende  - 
Holze  durch  dessen  Verwerthung  gewonnene  Kapital  einen  höheren  Ertrag  gewährt, 
als  die  Werthserhöhung  desselben  durch  den  Zuwachs  ist,  wenn  es  bestehen  bleibr . 
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ndlich  S.  31  ffM  wo  Berechnungen  über  die  Grösse  dos  flüssig  zu  machendeu  vorrath. 
HoLzkapitals  angestellt  sind.  Einzeln«-»  aas  d.  Kritik  Ph.  Geyer'»  in  s.  „Wald" 
über  d.  finai  •  Ergebnisse  der  deutschen  Staats  forstwirthsch.  ist  hier  bemerkenswerth.  — 
In  den  preuss.  Staatsforsten  (alte  Prov.)  waren  1865  vorhanden  au  Hochwald  von 
über  SO  Jahren  alt  157  Mül.  M.  oder  23ü/„,  41—80  J.  alt  2  35  Mill.  M.  oder  25%. 
1—40  J.  alt  2-H4  Mill.  M.  oder  39°/0  des  ganzen  Walds,  was  einer  Umtriehszeit  von 
100 — 110  J.  entspricht,  während  Keuniug  nach  Burckliardt's  Tafeln  berechnet,  dass 
bei  Hrennholz  die  Keote  vom  50  J.  an  fallt,  bei  Nutzholz  ini  70.  J.  am  höchsten  ist; 
a.  a.  S.  28—30  u.  Stat.  Jahrb.  f.  Preussen  III,  147.  1875  war  die  preuss.  Staatswald- 
fläche 7*/»  Eichen,  10  Rüchen,  56  Kiefern,  Lirchen,  12  Fichten,  Tannen,  1  Mittel- 
wald,  8  Niederwald.  Die  Höhe  des  Reinertrags  hängt  natürlich  auch  mit  diesen 
Culturen  zusammen. 

II.  —  §.  242.  Bewirthschaftungsformen.  Die  allge- 
mein Übliche  und  auch  rationellste  Form  ist  die  Selb stbewirth- 
schaftnng  oder  Selbstverwaltung  der  Staats  forsten.  Sic 
wird  grossentheils  durch  dieselben  Gründe  empfohlen  und  selbst 
geboten,  welche  für  das  Staatseigenthum  an  Wäldern  sprechen, 
und  hat  sich  auch  vollkommen  bewährt.  Die  beiden  anderen 
möglichen  Formen,  Erbpacht  und  Zeitpacht,  sind  selbst  von 
sonstigen  Gegnern  des  Staatsbetriebs  beim  Walde  selten  befür 
wortet,  in  der  Praxis  wenig  oder  gar  nicht  vorgekommen  und  auch 
nicht  zweckmässig,  weil  dem  Zwecke  des  Staatseigenthums  an 
Wäldern  zuwider. 

Dies  besonders  zu  begründen  ist  jetzt  kaum  mehr  npthwendijr.  Kau  weist  in 
144  die  Erbpacht  noch  in  einer  besonderen  kleinen  Erörterung  ab.  S.  dieselbe 
abgedruckt  auch  in  vor.  Aufl.  dieses  Rands  S.  154  Note  5.  Auch  die  Zeitpacht  ist 
aus  ähnlichen  Gründen  wie  die  Erbpacht  nicht  wohl  in  grösserem  Maasse  anwendbar, 
da  auch  hier  eine  Controle  unentbehrlich  und  doch  zu  schwierig  für  den  Staat  und 
zu  lästig  fnr  den  Pachter  sein  wurde.  (Kur  eine  „nach  Grundsätzen  der  Forstwirth- 
schaft"  bedingte  Zeitpacht  der  Wälder  anstatt  der  eigenen  Bewirtschaftung  bis  zu 
d.  m  Zeitpuncte,  wo  Erbpacht  möglich  ist,  Jakob,  §.  274.  S.  auch  Albert,  Forst- 
verwalt.,  S.  141.) 

III.  —  §.  243.    Die  Staatsforstverwaltung. 

Das  Nähere  hierüber  gehört  nicht  in  d.  Finanzwissensch.  Von  älterer  Fachlit.  d. 
degenstands  s.  v.  Burgsdorf,  Forsthandbuch,  2.  Band  1805.  (3.  A.)  —  Hartig, 
«irundsätze  der  Forstdirection,  1813,  2.  A.  Meyer,  Forstditectionslcbre,  2.  A.,  1822. 
Laurop,  Die  Forstdirection,  1824.  Pfeil  a.  a.  0.,  Hartig,  Grundzuge  zu  einer 
/»'••ckmäss.  Forstorjranisation,  in  dessen  Abhandlungen  über  interess.  Gegenstand*  beim 
Forst-  u.  Jagdwesen,  Berlin  1830,  S.  1.  Hundeshagen,  F.  Pol.,  S.  314.  321. 
v.  Wedekind,  Anleit.  zur  Forstverwaltung  u.  zum  Forstgeschäftsbetriebe.  Darmstadt 
1S31.  Von  neuerer  Fachliter.:  v.  Berg,  Die  Staatsforstwirthschaftslehre ,  1850. 
Albert,  Lehrb.  d.  Staatsforstwissensch. ,  Wien  1875,  ders.,  Lehrb.  d.  Forstverwalt., 
Münch.  1883.  Leo,  Forststat.  S.  207  11'.  Liter.  Uber  d.  Verwalt.organis.  einzelner  Län- 
der auch  oben  S.  570,  die  gen.  Werke  v.  Könne  u.  s.  w.  Vgl.  Kau  §.  145  fl'., 
wonach  im  Wesentl.  vor.  Aufl.  dieses  Bands  §.  198  ff.  Jetzt  zus.gczogen ,  aber  auch 
mehrfach  verändert,  nach  Maassgabe  gegenwärtiger  Auffassungen,  z.  Th.  im  Au- 
schluss  an  Albert  (Forstverwaltung,  bes.  S.  150  fl.). 

A.  Die  Organisation  der  Staatsforstverwaltung  oder  die 
Einrichtung  des  betreffenden  Behordenwesens  muss  sich  wesentlich 
nach  den  Aufgaben  richten,  welche  diese  Verwaltung  zu  erfüllen 
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hat.  Hier  machen  sich  dann  nach  dem  Arbeitstheilungsprincip 
bestimmte  technische  Forderungen  der  Forstwirtbschaft  geltend, 
wodurch  Abweichungen  von  der  Organisation  anderer  Verwaltungs- 
zweige bedingt  werden.  Gewisse  Grundztlge  der  Organisation  er- 
geben sich  aus  diesen  technischen  Verhältnissen,  verändern  sich 
daher  auch  wenig  und  finden  sich  einigermassen  libereinstimmeod 
in  den  verschiedenen  Ländern.  In  der  practischen  Durchführung 
der  Organisation  treten  dann  aber  einzelne  Verschiedenheiten  unter 
dem  Einflu88  der  sich  verändernden  ökonomisch -technischen  Ab- 
gaben der  Forstwirthschaft,  so  beim  Wechsel  des  Bewirthschaftungs- 
systems  (Betriebssystems),  ein,  wie  z.  B.  die  Verdrängung  de* 
„Forstmeistersystems"  durch  das  (preussische)  „Oberförstereystem^. 
Andere  Einzelheiten  werden  auch  wohl  durch  die  Einrichtungen 
der  sonstigen  Staatsverwaltung,  des  Kassen-  und  Rechnungswesens, 
auch  des  Militärwesens  mitunter  mit  bestimmt. 

Die  Aufgaben  der  Forstverwaltung  und  im  Anschluss  daran 
die  Gliederung  des  Forstpersonals  und  des  Behörden- 
wesens  sind  wesentlich  folgende  H  —  7 :  untere  Manipu- 
lationsarbeiten, Beschützung,  Bewirthsch aftung,  Be 
aufs ichtigung,  höhere  locale  Leitung,  oberste  Leitung, 
Kassenverwaltung. 

1)  Die  Vornahmed,  eigentlichen  unteren  Manipulationsarhciten  zur  Ordnun? 
des  Forsts  und  der  Erwerbung  der  Forstproducte  erfolgt  durch  das  unter  Aufsicht  d*-i 
Vorgesetzten  arbeitende  Ha  ndarbcitcrpersoual  (Waldarbeiter  u.dgl..  .,H»nd- 
und  Gespann  arbeit";  Albert).  —  2)  Die  Besch  utzung  des  Waldes  gegen 
Frevel,  Widerrechtlichkeiten,  Nachlässigkeiten  u.  s.  w.  Dritter  geschieht  durch  Wald- 
hüter, Forstaufseher,  auch  durch  eigene  militärisch  organisirte  Forstschut?- 
wachen  (Wurtcinb.);  dieser  Waldschutz  kann  sich  zugleich  auf  Bekämpfung  von 
Naturereignissen,  Wiedergutmachung  von  Elementarschäden  kleinerer  Art,  Anzeiire 
grösserer  solcher  Schäden  bei  den  Förstern  erstrecken.  —  3)  Die  eigentliche  Ver- 
waltung oder  Bewi rth Schaltung  des  Walds,  welcher  zu  diesem  Zweck  in  be- 
stimmte „Reviere"  getheilt  wird,  findet  statt  entweder  durch  Förster  oder  Ober- 
förster mit  im  Wesentlichen  selbständigem  Wirkungskreis  unter  Controle  d<r 
höhe.reu  Behörde  —  sogen.  „Oberförstersystem"  —  oder  mit  beschränkter  Co m- 
petenz  unter  Leitung  eines  Vorgesetzten,  des  Forstmeisters  für  mehrere  einen 
„Forstamtsbezirk"  bildende  Reviere,  (sogen.  „Forstmeister-"  oder  ..Bevier- 
förstersystem"i.  Das  erster.'  System  ist  schon  jetzt  in  Deutschland  das  über- 
wiegende, besteht  u.  A.  in  Preusscn,  Baden,  Els.-Lothr.  u.  verschiedenen  Kleinstaat.  !., 
gilt  nach  den  heutigen  Aufgaben  der  Staatsforstwirthschaft  und  dem  nothwendir»  n 
(irade  allgemeiner  und  technischer  Bildung  der  Förster  (Oberförster)  als  das  passend«. 
(Beschluss  d.  Versamml.  Deutscher  Forstmänner  in  Eisenach  1876  (s.  Albert  S.  ITVi 
und  wird  dem  Vernehmen  nach  jetzt  auch  in  Baiern  zum  Ersatz  des  dort  noch  be- 
stehenden „Forstmeistersystems"  geplant  Höhere  Kosten  soll  dies  nicht  nothweodi? 
bedingen,  ober  selbst  Ersparnisse  (Albert  S.  183).  —  4)  Die  Ausübung  der  Ober- 
aufsieht Uber  die  eigentliche  Bewirtschaftung  der  Forsten  (Nr.  8)  erfolgt  durcJi 
die  Fo rsti  n s p«c ti on.  Nach  den  eben  genannten  beiden  Systemen  wird  diese  Inspectiofi 
in  verschiedener  Weise  eingerichtet.  Beim  „Forstmeistersystem"  hat  der  Forstmeister 
die  Inspeetion  der  Förster,  betheiligt  sich  aber  zugleich  an  der  Vcrwaltungsarbeit .  so 
auch  an  der  Verwerthung  der  Forstproducte.  was  jetzt  für  eine  unz weckmassige  Weii- 
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läufigkeit  gilt  (Albert  S.  185).  Beim  „Oberförstcrsystein44  werden  grössere  Inspec- 
tionsbezirke  gebildet,  an  deren  Spitz«-  ein  Forstinspector  steht,  welcher  zugleich  Mit- 
glied «ier  höheren  (Provinzial-)  Forst  behörde  oder  der  „Forstdirection44  ist.  —  5)  Die 
Ausübung  einer  höheren  Leitung  und  Controle  über  die  gesainmte  locale  Forst- 
rerwaltung,  geschieht  durch  eine  grossere  Mittel-Behörde,  die  sogen.  .,  Forstdirec- 
tion4*, üblicher  Weise  mit  einem  Director  (Oberforstineister)  an  der  Spitze,  einigen 
Kathen  fnr  die  verschiedenen  Specialzweige  des  Forstdiensts  und  Subalternpcrsonal.  — 
tii  Die  Ausübung  der  obersten  Leitung  des  gcsainintcn  Staatsforstwesens  erfolgt 
durch  ein»-  Centraisteile,  welche  regelmässig  und  passend  eine  eigene  Abthei- 
lung, eventuell  auch  eine  mit  der  Doinänenverwaltuug  verbundene  Abtheilung 
desjenigen  Ministeriums  bildet,  zu  dem  das  Forstwesen  ressortirt  (Finanz-  bez.  jetzt  mehr- 
fach —  Preussen.  Oesterreich  —  das  Landwirthsch.min.). 

Die  Kassengeschäfte  des  Forstwesens  waren  früher  vielfach  unmittelbar  mit 
den  Geschäften  der  Forst bewirthschaf tun g  verbunden  und  wurden  dann  von  den  be- 
treffenden Beamten  (Förstern  u.  s.  w.)  entweder  selbst  oder  unter  deren  Leitung  und 
Verantwortung  von  ihrem  Dienstpersonal  besorgt.  Dadurch  waren  die  praetischen 
Forstbeamten  „anweisende*4  und  „gelderhebende'4,  bez.  „auszahlende4-  Organ.'  zu- 
gleich, was  die  Controle  erschwert,  Unterschleife  erleichtert,  die  Beamten  ihrer 
Hauptaufgabe  entzieht.  Daher  hat  man  schon  länger  und  passend  in  der  Kegel  die 
Kassengeschäfte  vom  praetischen  Forstdienst  getrennt  und  sie  auf  Grund  der  Angaben, 
Buchführung,  Anweisungen  u.  s.  w.  der  Förster.  Forstmeister  von  besonderen  Or- 
ganen ausfuhren  lassen.  Hier  linden  sich  dann  wieder  die  beiden  Systeme  des 
Kassenwesens  (§.  127),  das  ältere,  jetzt  öfters  auch  hier  beseitigte  oder  modificirte 
•ler  aparten  „Verwaltungszweig-Kassen*4,  d.  h.  besonderer  Forstkassen,  unterer  bei  den 
Forstämtern,  mittlerer  bei  den  Forstdirectionen  und  eventuell  auch  noch  einer 
obersten  Central-  Forstkasse,  oder  das  n  e  u  e  r  e  der  „einheitlichen  Staatskassen44, 
wo  dann  die  bezuglichen  Kassengeschäfte  nach  den  Anweisungen  der  Forstbehörden 
von  den  gewöhnlichen  Local-,  Kreiskassen  u.  s.  w.  mit  besorgt  werden.  (Vgl.  Albert 
S.  1S8  ff.). 

Allgemein  ist  jetzt  das  Jagdwesen  bei  uns  mit  dem  Forstwesen  verbunden 
und  unter  dessen  Organe  gestellt. 

Kau  unterscheidet  bei  d.  Forstverwalt.  die  Personen  u.  die  Geschäfte; 
von  jenen  beschützende,  bewirtschaftende,  oberaufsehende,  Kassen- 
beamte  (§.  145.  danach  noch  vor.  Aufl.  §.  19*0.  Diese  Unterscheidung  trifft  das 
Wichtigste,  reicht  aber  doch  nicht  mehr  aus  und  übersieht  die  Fragen  der  Organi- 
sation über  dem  Personal.  Albert  S.  140  If.  scheidet  zu  wenig  die  Organisation 
von  den  Geschäften  der  Organe. 

Beispiele  der  Personal  Verhältnisse  u.  s.  w.  in  einzelnen  Staaten  in  den  Noten 
!>ei  Kau  u.  in  vor.  Aull.  Darstellung  der  gegen  wart  Organisation  in  deutschen  und 
anderen  Ländern  bei  Albert  §.  85  S.  152.  (Die  forstl.  Titulaturen  „Förster"  u.  s.  w. 
/eigen  in  Deutschi,  eine  bunte  Mannigfaltigkeit,  „Förster"  ist  bald  ein  unteres, 
•••■schützendes,  bald  ein  mittleres  verwaltendes  l'orstorgan'i.  In  Preussen 
wurde  das  „Oberförstersystem"  1825  eingeführt.  Das  Forst-  u.  Jagdwesen  ist  wie  das 
Domänenwesen  1870  vom  Finanzministerium  abgetrennt  u.  au  das  nunmehr  logen. 
„Min.  f.  Landwirthsch..  Dom.  u.  Forsten44  ubertragen.  Hier  bildet  es  seit  18N0  eine 
<  igene  Miuist.- Abt  heil,  unter  dem  „Oberlandforstmeister4"  als  Director  (15.000  M.  Geh.). 
Dieser  Abth.  gehören  mit  der  Dom. -Abth.  zusammen  jetzt  12  vortragende  Käthe  und 
1  Forstmeister  an.  Für  Verwalt.  u.  Betrieb  der  Staatsfor>ten  ausserhalb  der  Central- 
v-  rwaltung  fungiren  1883  30  Oberforstmeister  (Geh.  i.  D.  5100  M.)  u.  02  Forstmeister 
iGeh.  i.  D.  4800  M.),  zusammen  122  oder  1  auf  21,000  ha.  Forstland.  078  Oberförster 
(Geh.  i.  D.  2550  M.>,  1  auf  3003  ha..  3300  Förster  (Geh.  i.  D.  000  M.),  1  auf  787  ha. 
Auch  344  Waldwärter,  im  Hauptamt  mit  360— 000  M.  besoldet.  —  In  West-Oester- 
reich das  Forst-  u.  Doin.weseu  jetzt  ebenfalls  eine  Abth.  des  „Ackerbauministeriinns', 
1SM)  mit  1  Oberlaudesforstmeister  (Geh.  5500  11..  Activ.zul.  1000  11.),  3  Rathen,  4 
Ingenieuren,  1  Förster.  4  Assistenten;  dann  0  Forst-  u.  Doin.direetiouen  je  mit  1  Ober- 
forstineister ;.2S00— 3500  fl.  Geh.  und  verschieden  hohen  Activ.zul.),  2  Forstmeistern, 
1—2  Vieeforstmeistem  u.  weiterem  forsttechn.  u.  Kanzleipersonal,  im  Ganzen  228  Be- 
amte bei  d.  6  Forstdirectionen.  Bei  d.  Localverwaltung  fungiren  78  Oberförser  (1  auf 
^246  ha.  Staatswaldungen),  72  Förster,  9  Forstassist.,  532  Forstwarte  u.  im  Ganzen 
970  Bedienstete.    Specielleres  über  die  Dienstverhältnisse  u.  Uber  d.  Grössenverhält- 
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nissc  d.  Dienstbezirke  der  Staatsfor&tbcaniteii  im  D.  Reiche  s.  bei  L  e  o,  Forstl.  Blätt  : 
1873  S.  79  ü".  u.  ders.  Forststatist.  S.  207  ff.  Die  durchschn.  Grösse  eines  Ober- 
forstbeamten bezirks  in  Preussen  ist  hier  87.414  H.,  Max.  Branden!»  199,910  H.,  Mia. 
Westfalen  29,673,  desgleichen  eines  Inspectionsbezirks  20,329,  Max.  Posen  42.842. 
Min.  Westfalen  8'478.  desgleichen  eines  Reviers  3817,  Max.  Posen  6,855,  Min 
Schlesw.  Holstein  2095  H.  Je  auf  1  Oberforstbcamten ,  1  Inspectionsbeamten  und  1 
Revierverwalter  kam  an  Staatswald  fläche  in  Baiern  bez.  39,101,  13.034,  1819  H , 
Sachsen  105,006,  12,690,  1278  H.,  Würtemb.  94,653,  15,145,  236S,  Baden 
70.003,  —  u.  3271  (Reviere).  — 

Auch  in  Frankreich  stehen  die  Staatsforsten. seit  1S77  unter  dem  Ackerbau- 
Ministerium,  wo  eine  Abth.  dafür  fungirt  (1  Dir.  u.  3  Abth.vorstlnde,  8  Inspect,  16 
Unterinspect.).  Im  Lande  32  Forstbezirke  mit  39  Dirigenten  (Couservateurs)  u.  Gvneral- 
inspectoren  (8—15,000  fr.  Geh.,)  165  Inspect.  (45—6000  fr.),  264  ünterinspect.  (B— 
3800  fr.).  21!»  Oberförstern  u.  3176  Förstern  (700-1600  fr.).  S.  Kaufmann.  Fb. 
Frankr.s  S.  576.    Albert  S.  159. 

§.  244.  —  B.  Die  einzelnen  Geschäfte  der  Staatsforst 
Verwaltung  folgen  aus  den  Aufgaben,  wie  sie  im  vorigen  §.  bei 
der  Organisation  der  Verwaltung  dargelegt  sind. 

a)  Den  Ausgangspunct  und  die  Grundlage  der  betreffenden 
weiteren  Geschäfte  bildet  die  Ermittlung  und  die  laufende  Evident 
haltung  des  „forstlichen  Thatbestands",  d.  h.  der  Lage. 
Grenzen,  Grösse,  Beschaffenheit,  des  Holzbestands,  der  Holzarten 
des  Staatsforst-Bodens,  Thatsachen,  welche  dann  für  eine  allge 
meine  volkswirtschaftliche  Forststatistik  zugleich  das  Material 
liefern. 

Vgl.  Albert  §.  108  u.  Uber  Fontstat  §.111,  Rau  §.  148  u.  vor.  Aufl.  §.  199. 
wo  die  forsttechn.  Aufgabe  drr  Ermittlung  des  Thatbestands  nicht  gehörig  von  der 
allgemeinen  der  Herstellung  einer  Forststatistik  unterschieden  wird.  S.  f.  letzter. 
Leo,  Forststat.  u.  ders.  in  d.  Forstl.  Blättern  1874  S.  161  ff.  Die  eigentlich  for>'- 
statist.  Fragen  gehören  nicht  in  die  Fin.wiss. 

b)  Alsdann  gilt  es  „die  vorhandene  Holzmasse  jeder  Holz 
art,  jedes  Alters  und  die  Grösse  des  j ährlichen  Zuwachses 
a b z u s c h ä t z e n "  (Rau),  ein  besonders  schwieriges,  nur  allmälig 
von  geübten  Technikern  durchzuführendes  Geschäft ,  das  nament 
lieh  für  die  Bemessung  des  Zuwachses  umfassende,  neuerdings 
immer  sorgfältiger  und  ergebnissreicher  gewordene  Beobachtungen 
voraussetzt.  Auf  Grund  dieser  Beobachtungen  werden  „Ertrags 
tafeln"  entworfen. 

Vgl.  Helferich  im  Handb.  d.  polit.  Oekon.  I,  §.  8  ir.  u.  die  daselbst  S.  718. 
720,  7?9  fl".  nach  Burckhardt  u.  Baur  mitgeteilten  Tafeln.  S.  Burckhardt. 
Hilfstafeln  f.  Forsttaxatoren,  Hannover  1873. 

c)  Mit  Hilfe  dieser  vorausgehenden  Arbeiten  ist  der  allgemeine 
Betriebsplan  für  die  Forsten  zu  entwerfen,  d.  h.  (nach  Rau, 
§.  146)  „die  Benutzu ngsweise  jedes  Waldtheiles,  das  Alter 
der  zu  hauenden  Stämme  (U m tri ebs zeit),  die  Art  des  Hiebes, 
die  zu  hauende  Holzmengc  (Hiebs menge)  u.  dgl.  zu  bestimmen. 
Wälder,  bei  denen  die  Holzart  und  das  Alter  des  auf  ihren  ein 
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/einen  Abtheilungen  vorhandenen  Holzbestandes  noch  nicht  den 
erforderlichen  regelmässigen  (Rieht-  oder  Normal)  Zustand 
haben,  mtissen  nach  und  nach  in  denselben  bintibergeführt  werden ; 
Betriebsregulirung  oder  -Einrichtung.  Sind  diese  Plane 
festgestellt  und  die  Waldungen  denselben  gemäss  eingerichtet,  so 
wird  dann  aus  jenen  für  jede  Periode  und  jedes  Jahr  die  Vor- 
schrift für  die  vorzunehmenden  Geschäfte  abgeleitet  (periodischer 
und  jährlicher  Betriebsplan)."  Dieser  letztere  dient  dabei 
zugleich  als  Grundlage  für  die  Aufstellung  des  Rohertrags  der 
Staatsforsten  in  dem  bestimmten  Etatsjahr. 

Es  wird  dabei  daher  insbesondere  die  Hiebsmenge  veranschlagt.    Bei  ratio- 
neller ,  auf  die  genügende  Nachhaltitrkeit  sehender  Bewirthschaftung  lässt  sich  diese 
Hiebsaaenge  nur  auf  Grund  richtiger  Ertragstafeln  bez.  zuverlässiger  Bestands-  u.  Zu- 
wachsanschläge des  betreffenden  einzelnen  Waldes  und  Waldtheils  sicher  feststellen. 
Nach  Klima,  Bodenbeschaffenheit.  Holzart  zeigen  sich  hier  natürliche  Verschieden- 
heiten, aus  denen  man  nicht  ohne  Weiteres  auf  die  Leistungen  der  Forstvcrwaltung 
und  etwa  auf  zu  conservative,  den  Holzbestaud  vermehrende,  noch  auf  zu  fisealische, 
ihn  vermindernde  Betriebseiurichtung  schliefen  kaun.    Die  erzielten  Durchschnitts- 
ßetrichsmengen  hängen  ausserdem  sei bstverständ lieh  von  dem  einmal  überkommenen 
Zustande  des  Waldes,  der  sich  erst  allmälig  verändern  lässt,  ab.   Bei  Vergleichen  der 
Durchschnitteerträge  der  Forsten  grosser  u.  kleiner  Staaten,  z.  B.  Preussens  u.  deutscher 
Mittel-  u.  Kleinstaaten  ist  auch  wieder  nicht  zu  übersehen,  dass  die  Durchschn.zablen 
dort  die  Ergebnisse  vieler  verschiede  na  rtiger  Wälder  sind.   Man  muss  hier  wieder 
nur  zwischen  den  Forsten  einer  Provinz  oder  eines  Kreises  eines  grösseren  Staats  und 
den  diesen  nach  Klima,  Boden beschallenheit,  Zu>tand,  Absat/verhältnissen  u.  s.w.  einiger- 
maßen ähnlichen  Forsten  des  Mittel-  oder  Kleinstaats  Vergleiche  anstellen.  Bei  einer 
absichtlichen  Verkürzung  der  Umtriebszcit,  z.  B.  bei  dem  Ucbcrgang  von  sehr  langer 
zu  mittlerer  Umtriebszeit  nach  dem  Gcsichtspunct  der  Pressler'schen  Schule  vermehrt 
sich  zeitweilig  die  Hiebsmenge  stärker.    Aeltere  Beispiele  bei  Kau  §.  146  Note  c. 
u.  vor.  Aufl.  S.  458  Note  15^    Jueue  Beispiele  aus  Preussen  s.  o.  S.  581.  S.  auch 
Albert,  Lehrb.  d.  forstl.  Betriebsregulirung;,  18«il,  Judeich,  Forsteinrichtung,  3.  A. 
Dresden  1879. 

d)  Verwendung  und  Verwerthung  des  Holzes.  Der 
Staat  kann  mit  dem  Holz  seiner  Wälder  entweder  selbst  unmittel- 
bar seinen  Holzbedarf  decken,  das  ältere,  mehr  natural wirthsc haft- 
liche System ,  und  nur  den  Ueberschuss  veräussern ,  oder  wie  in 
neuerer  Zeit  in  der  Regel,  das  Holz  möglichst  vollständig  durch 
Verkauf  verwerthen,  was  jetzt  im  Allgemeinen  den  Vorzug 
verdient. 

Je  mehr  Staatoberg-,  Huttenwerke  und  Staatsfabriken  beseitigt  sind  oder  je  mehr 
die  Stein-  und  Braunkohle  als  BrennstotT  das  Holz  verdrängt,  desto  mehr  fallt  ein 
Bedurfniss  der  eigenen  Verwenduni?  fort.  Es  ist  auch  besser,  solche  gewerbliche 
Unternehmungen  des  Staats  und  die  den  eigentlichen  Staatszweckon  dienenden  Anstalten 
Behörden  u.  s.  w.)  für  ihren  Bedarf  an  Hol/,  auf  den  Ankauf  zu  verweisen,  weil  dann 
die  Notwendigkeit  der  Ersparung  mehr  hervortritt,  als  wenn  z.  B.  eine  festgesetzte 
Holzmenire  aus  den  Staatswäldcm  abgeliefert  wird  und  von  diesen  Anstalten  verbraucht 
werden  darf.  Jedenfalls  sollte  aber  bei  der  Ablieferung  von  Holz  aus  Staatsforsten 
an  Staatswerke  u.  s.  w.  die  rechnungsm  ässige  Durchführung  beim  Aus- 
tin d  Eingang  na<h  den  üblichen  Preisen  erfolgen  (§.  151).  weil  son>t  die  ökono- 
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mische  Lage  der  Forsten  zu  ungünstig  und  der  anderen  Staatswerke  zu  günstig  er- 
scheint. Es  ist  mir  deshalb  doch  fraglich,  ol>  z.  B.  eine  Einrichtung  wie  die  neuer- 
liche in  Baden  ganz  richtig  ist.  Hier  soll  Holz  auf  den  zu  Waldwegen  benutzten 
Flachen  nicht  mehr  in  den  Aligabesatz  eingerechnet  werden ,  was  damit  begründe 
wird,  dass  bei  den  gewohnlichen  sehmalen  Waldwegen  sich  Zuwachs  u.  Vorrat h  nicht 
im  Verhältnis»  der  Grosse  der  abgetriebenen  Fläche  mindern,  oft  gar  nicht,  weil  durch 
vermehrten  Lichtzutritt  der  Zuwachs  an  Kandbäumen  gesteigert  wird.  Für  ISTfi— TT 
ist  der  Anschlag  der  gewonnenen  Holzmasse  20.21s  Festmeter  mit  einem  muthmassl. 
Erlös  (ohne  Abzug  der  Zurichtungskosten)  v.  225,000  M.  Diese  Summe  würde  dann 
für  Waldwege  mit  zur  Verfugung  stehen.  Aber  es  wird  auf  diese  Weise  die  Einnahme 
der  Forsten  und  die  Ausgabe  für  Waldwege  z.  Th.  verhüllt.  Vgl.  bad.  Budg.  über  d. 
ordentl.  Ausgabe  u.  Einnahme  f.  1876 — 77,  V.  Abth.,  Finanzmin.,  S.  35  vgl.  mit  S.  5. 
—  Die  preuss.  Bestimm.  Uber  Abgabe  v.  Holz  f.  Staatsbauten  s.  bei  Rönne,  Staats- 
recht II,  2,  59S,  Note  2. 

Zur  besseren  Verwerthung  des  Holzes  dient  besonders  die 
Verbesserung  der  Communicationsmittel,  namentlich 
auch  der  Waldwege  in  den  Forsten  selbst,  ein  so  wichtiger 
Umstand,  dass  es  sich  rechtfertigt,  speciell  dafür  im  ordentlichen 
Ausgabeetat  der  Forstverwaltung  erheblichere  Summen  auszusetzen, 
wie  das  in  der  deutschen  Staatsforst-Administration  auch  üblich  ist. 
Ferner  dient  zur  Erzielung  eines  höheren  Erlöses  mit  Erfolg  das 
„sorgfältige  Aussuchen  der  verschiedenen ,  zu  besonderen 
Verwendungen  dienlichen  Holzsorten  (Sortimente), 
welche  einen  höheren  Preis  haben  als  Brennholz,  für  die  aber  oft 
erst  Absatzgelegenheit  aufgefunden  werden  muss.  Dahin  gehören 
Bauholz  oder  Nutzholz  zu  mancherlei  Verarbeitung." 

(Kau  §.  149). 

Der  bad.  Aufwand  für  Flosseinrichtungen  u.  Fahrwege  ls76  215,000  M.,  ausser 
dem  vorhin  gen.  Erlöse.  —  Baiern,  A.  für  1S70  333,000  fl.  für  Holzabfuhrwege. - 
Prcussen  1S75  z.  Unterhalt,  u.  z.  Neubau  d.  öffentl.  Wege  in  d.  Forsten  !-2» 
Mill.  M.,  v.  d.  Summe  v.  3  07  Mill.  M.  f.  Forstculturen  u.  dgl.  m.  ist  ein  erheU 
Theil  f.  Holzabfuhrwege  bestimmt.  Ausserdem  Prämien  zu  Chausseebauten  im  Inter- 
esse d.  Forstverw.  uuter  d.  ausseronl.  Ausg.  tt-15  Mill.  M.  Im  Etat  f.  18S3  M 
4  3  Mill.  M.  (wovon  0937  bei  d.  Centralverwalt.)  unter  d.  and.  Ausgaben  f.  direr* 
Meliorationszwecke,  wobei  bes.  Bau  u.  Unterhaltung  der  Holzabfahrwege  O.  Zufuhr- 
haltcstcllen  im  Interesse  der  Forstverwalt.  Ausserdem  Prämien  zu  Chaussee-  u.  Eise^- 
bahngüterhaltestellen  01  Mill.  M. 

Der  Preis  von  Bau-  u.  Nutzholz  ist  der  2—  3 fache,  mitunter  d.  4 — 6fache  (z_  B. 
bei  grossen  Schillsholzern)  desselben  Quantums  Brennholz.  In  Baiern  betrug  d*> 
aus  d.  Staatsforsten  verkaufte  Bau-  u.  Nutzholz  früher  10.  in  den  60er  J.  an  25% 
der  Holzmenge.  In  Baden  wurden  im  D.  ls50 — 50  1915  Proc.  Bau-  u.  Nutzholz 
5S27  Klaftcrholz.  22*58  Reissig  gewonnen.  Die  Forstverw.  Badens  S.  IIS,  Durch- 
schnittspreis des  Nutzholzes  1872—74  17  S5,  das  Brennholz  9  30  M.  p.  Festmeter.  - 
Oesterreich  1S70  22  Proc.  insbesondere  Tirol  2s  Proc.  Salzburg  6  Proc.  Bau-  c 
Nutzholz.  —  Prcussen  A.  1S70:  21  Proc  Bau-  u.  Nutz-.  56  Proc  Klafter-,  23  Pro 
Stock-  u.  Reisigbolz.  Die  starke  Ertragssteigerung  der  Staatsforsten  beruht  z.  Th.  aa: 
der  vermehrten  Gewinnung  v.  Nutz-  u.  Bauholz. 

Die.  früher  wohl  empfohlene  und  in  der  Praxis  vorgekommene  „Ermunterung 
zur  Errichtung  holzverzehrender  Gewerke",  im  Iiiteresse  der  bessereu  Verwerthung  des 
Holzes  der  Staatswälder  wird  jetzt  nur  in  seltenen  Ausnahmefällen,  wenn  überbaut,: 
nöthiir  erscheinen. 
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Bei  dem  Verkaufe  des  Holzes  muss  die  Forstverwaltung 
den  höchsten  möglichen  Erlös  zu  erzielen  suchen,  gemäss 
dem  im  §.  241  aufgestellten  leitenden  Bewirthschaftungsprincip. 

Bisweilen  wird  jedoch  auch  jetzt  noch  die  entgegengesetzte  Anforderung  an  die 
Staatsforstwirthschaft  ans  einer  vermeintlich  „volkswirtschaftlichen  Erwägung  gerichtet, 
dass  neinlich  die  von  alter  Zeit  her  übliche  Holzabgahe  für  einen  gemin- 
derten Preis  an  Einzelne  fortgesetzt,  oder  eine  solche  auch  wohl  neu  ein- 
geführt werde.  Man  beruft  sich  hierbei  auf  die  lästige  Störung,  welche  eine  schnelle 
Erhöhung  der  Holzpreise  auf  den  Haushalt  unbegüterter  Familien  äussert,  und  auf  die 
Verpflichtung  des  Staats,  zur  Unterstützung  der  Dürftigen  oder  auch  einzelner  Gewerbe 
in  Opfer  zu  bringen."  (Rau  §.  150\  Die  Frage  ist  eine  ähnliche  wie  die  in  §  237 
berührte.  Die  Forderung  muss  abgewiesen  werden,  weil  eine  solche  Massrepel  als 
eine  vereinzelte  im  privatwirtbschaftlichen  System  in  unrichtiger  Weise  com- 
in unis tisch  und  damit  ungerecht  wirkt.  Die  Frage  hängt  daher  wieder  mit  den 
principiellen  Fragen  der  Organisation  der  Volkswirtschaft  zusammen,  Fungirt  einmal 
für  die  Beschallung  der  Befriedigungsmittel  für  solche  materielle  Bedürfnisse  das 
privatwirthschaftliche  System ,  so  ist  es  folgerichtig  und  practisch  nothwendig .  dass 
las  leitende  Princip  dieses  Systems  bei  der  Preisbestimmung  hier  zur  Geltung  komme. 
Das  Vorhandensein  von  Staatswäldern  bedingt  keine  Ausnahme  hiervon.  Vgl.  Wag- 
ner, Grundleg.  1.  Abth.  K.  3.  S.  die  Beweisführung  gegen  das  Postulat  der  Holz- 
abgabe  zu  billigerem  Preise  bei  Rau  §.  150  u.  150a  u.  danach  noch  in  vor.  Aufl. 

202.  Bei  rechtsbeständigen  Ansprüchen  Berechtigter  wird  Ablösung  dieser  Ge- 
rechtsame Platz  greifen  müssen  (§.  245).  Auch  ab  Massregel  der  Armenpolitik 
verlangt  die  unentgeltliche  oder  wohlfeile  Holzabgabe  (unter  d.  Taxe)  an  Dürftige  und 
.•itrent  liehe  Arme  Vorsicht,  ist  aber  mitunter  schon  zur  Verhütung  des  Holzdiebstahls 
räthlich.  Am  zweck mässigten  erscheint  es,  „den  Dürftigen  di<  unentgeltliche  Be- 
nutzung des  Ralf-  und  Leseholzes  und  des  Stock  hol  zes,  wo  das  Aus- 
graben der  Stöcke  unschädlich  ist,  zu  uberlassen,  weil  diese  Holzsorten  viel  Arbtut 
erfordern  und  auf  andere  Weise  oft  gar  nicht  für  die  Volkswirtbschaft  nutzbar  zu 
machen  sind."   (Rau  §.  150a;  s.  auch  Roscher,  Ansichten  S.  103). 

e)  Form  des  Holzverkaufs.  Man  hat  vornemlich  zwischen 
zwei  Arten  zu  wählen:  Versteigerung  oder  Verkauf  zur 
Taxe,  woneben  noch  ausnahmsweise  der  Verkauf  gegen  ver- 
einbarte Preise  an  einzelne  Kauflustige,  wie  in  andren  Fällen 
des  privatwirtbschaftlichen  Verkehrs,  vorkommen  kann. 

Auf  Grund  umfassender  Erfahrungen  hat  man  in  der  Forstliteratur  für  die  Ver- 
kaufsarten eine  förmliche  Theorie  ausgebildet.  Vgl.  z.  B.  Albert,  §.  246—250. 
K.  Gay  er,  Forstbenutzung  0.  A.  S.  272  ff.  Auch  hier  handelt  es  sich  um  zahlreich.- 
DetAilpuncte,  welche  sich  in  d.  Fin.wiss.  nicht  erörtern  lassen. 

Die  Versteigerung  und  zwar  im  Unterschied  von  derjenigen 
auf  dem  Stamme,  wo  der  Käufer  das  Fällen  und  Aufarbeiten 
des  Holzes  selbst  besorgt,  die  Versteigerung  des  Holzes  nach  der 
durch  die  Organe  der  Forstverwaltung  erfolgten  Zu- 
rechtmachung, —  übrigens  des  noch  im  Walde  lagernden 
Holzes  —  ist  das  gegenwärtig  in  der  Staatsforstverwaltung  ange- 
messenste und  auch  das  in  der  Praxis  üblichste  Verfahren.  Der 
Verkauf  von  Holz  nach  Taxen,  welche  alsdann  möglichst  den 
örtlichen  Marktpreisen  zu  entsprechen  haben,  empfiehlt  sich  indessen 
auch  heute  noch  in  Ausnahmefällen,  besonders  wenn  dabei  gegen 
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über  den  Verabredungen  der  Händler  unter  sich,  speciell  bei  den 
Versteigerungen,  das  fisealische  Interesse  mindestens  eben  so  wie 
bei  der  Versteigerung  gewahrt  und  das  Interesse  der  wirklichen 
Holzconsumenten  ohne  Benachtheiligung  des  Fiscus  besser  wahr 
genommen  wird. 

Die  Versteigerung  auf  dem  Stamme,  („Block  verkauf")  früher  auch  in  Deutsch- 
land vorgekommen .  noch  jetzt  in  den  Staatsforsten  Frankreichs  die  Kegel,  hat 
überwiegende  Nachtheile.  Es  werden  Unterschloife  erleichtert,  die  Schonung  de? 
übrigen  Waldos  erschwert.  Der  auch  nouerdiugs  noch  hervorgehobene  Vortheil,  das* 
der  Käufer  mehr  zahlen  könne  und  werde,  weil  er  beim  cigeueu  Fallen  und  Auf- 
arbeiten des  Holzes  die  Sortimente  mehr  nach  dem  Marktbedürfhiss  zubereiten  könnt 
soll  doch  practisch  nicht  entscheidend  sein  (.Albert  S.  516).  In  Preussen.  Baieru. 
Sachsen  ist  die  Versteigerung  auf  d.  Stocke  in  den  Staatsforsten  regelmässig  ausge- 
schlossen, auch  in  Wurtcmh.  u.  Baden  mir  in  gewissen  Ausnahmefällen  zugelassen  leb. 
S.  519).  Ueber  Frankreich  s.  Ordonnance  de  Louis  XIY.  sur  le  fait  des  eaux  et 
fordts,  13.  Aug.  1GU!*.  Tit.  XV.  Code  foresticr.  An.  17—46.  Ordonnance  d'exccutioti 
vom  1.  August  1S27.  Art.  73— 96,  Die  zum  Hiebe  bestimmten  Waldstreckcn  werden 
durch  verpflichtete  Forstgeomcter  arpentcurs)  vermessen  und  nach  ihrem  Holzvorrathc 
abgeschätzt,  die  zu  verschonenden  oder  auch  die  zu  schlagenden  Baume  ausgezeichnet, 
die  Bedingungen  des  Kaufes  (cafcler  des  charges)  entworfen,  die  Versteigerung  wird 
14  Tage  vorher  bekannt  gemacht.  Der  Zuschlag  erfolgt  bisweilen  nach  alterthuinlicher 
Weise  durch  Vorloschen  eiues  Lichtes,  doch  ist  ein  Nachgebot  bis  zum  folgend-  u 
Mittag  erlaubt,  woferne  1  .  mehr  geboten  wird.  (Nach  der  0.  v.  1669.  Tit.  XV. 
Art.  31,  Iii  war  cbeu  so  lange  ein  Nachgebot  von  1  3,  tiercement.  und  dann  noch 
ein  weiteres  um  semi  -  tiercement  oder  doublement,  erlaubt.)  Die  Käufer  süul 
mancherlei  Beschränkungen  uud  Verpflichtungen  unterworfen.  Jeder  Holz  verkauf  ohne 
Versteigerung  ist  bei  3 — 6000  Fr.  Strafe  den  Fuisiboamten  untersagt.  Beispiel  eine* 
cahier  de  charges  in  Annales  forest.  2.  anocc.  S.  29V,  Der  Meistbietende  hat  noch 
Proc,  weitere  Gebühr  zu  entrichten.  (Ivan).  Vgl.  Uber  d.  bisher.  Verhältnisse 
in  Deutsch -Lothringen  Bernhardt,  forstlich«-  V.rhältn.  v.  D.  L.,  Berl.  IST  1 
S.  61:  deutsche  Methode  >ofort  eingeleitet.  S.  V  ogc  1  gesa  ng.  Holzverkauf  u.  Holz- 
taxen, iu  d.  Forstl.  Blattern  1876  S.  129  11.  \  eingehend  über  d.  französ.  Verfahren: 
französ.  Lastenheft  das.  S.  1H3  II'..   Alb.  rt  §.  252,  Gay  er  S.  281,  2S5. 

Das  andere  Verfahren.  Versteigerung  des  Holzes  in  gehauenem  Zustande  m 
Waldo  auch  Detai  1  verkauf  genannt  ist  für  die  Waldcultur  besser  und  ergiebt  iih 
(ianzen  die  lohuendsteu  Preise  für  den  Waldbositz.r.  Das  Princip  der  Versteigerung 
ist  auch  hier  ein--  Cotiscqucnz  de?»  privatwirthschaftlicheu  (Joncurrenzsystems  uud  zeigt 
iu  der  Praxis  die  Vortheile  und  Naehthoile  desselben.  Da>s  dabei  gegen  das  rt— 
.alische  luteiesse  Verabredungen  der  Kauflustigen  bei  der  Versteigerung  vor- 
kommen und  sieh  schwer  verhindern  lassen,  hat  sieh  iu  neuerer  Zeit  immer  in«  b, 
gezeigt  (s.  Albert  S.  506,  50S,  Gayer  S.  2S5  sogen.  „Cotnplo  ttbildung,  „Coa- 
litioueu").  Dass  nicht  minder  gelegentliche  Ausbeutung  des  Publicums  iu  Folg- 
monopolistischer  Gestaltung  des  Holzhandels  oder  iu  Folge  vou  Prcisvcrabrcdungcii  der 
Holzhäiidler  vorkommt,  ist  ebensowenig  zu  läugiien.  In  diesen  Fällen  siud  im  fis- 
kalischen Interesse  besondere  Vorkehrungen  geboten  Auf  hebuug  der  Versteigerungs- 
termine, schon  erst.-  Ausbietung  über  der  Taxe,  in  Preusseu  bis  zu  20°  0<,  aber 
selten  ausreichend.  Für  das  Consu  menteninteresse  wird  unter  Umständen  trotz  d*r 
sonstigen  Bedenken  das  Holzmagazin  des  Staats  oder  der  Gemeinde  einig. 
Abhilfe  bieten  können. 

Kau  JJ.  151  weist  die  Möglichkeit  der  monopolist.  Ausbeutung  der  Consu mentei 
unbedingt  ab,  was  zu  weit  geht.  Ks  gilt  hier  immer  das  iu  meiner  Grundleg.  Uber 
d.  Coucurreuz  gesagte.  Ueber  Nachtheile  des  Staats  beim  Auctionssystem  ».  Schier 
in  d.  Forstl.  Bl.  1S73  S.  266  II.  Die  Verdrängung  des  älteren  Systems  der  Abgab« 
zur  '  meist  zu  niedrigen)  Taxe  durch  dasjenige  der  Versteigerung  iu  deutschen  Länders. 
auch  Preusseu.  im  Laufe  dieses  Jahrhunderts  ist  wieder  eine  cbaracteristischc  Er- 
scheinung der  praetischen  Verbreitung  des  Concurreuzprincips.  S.  weitere  Daten  übe: 
die  Form  des  Verkaufs  bei  Kau       151,  bes.  in  d.  Noten  u.  meist  danach   in  vor. 
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Aufl.  §.  203.  Der  Versteigerung  wird  regelmässig  ein  Taxpreis  als  erster  Ausrufs- 
preis  zu  Grunde  gelegt  u.  dann  entweder  hi  n  auf  geboten  iso  meist  bei  uns)  oder 
hinabgeboten  (Frankreich).  Letztere  Form  kann  im  Interesse  der  Holzconsumenten 
gegenüber  chicanöser,  monopolsttchtiger  Concurrenz  der  Holzhändler  liegen  (Albert 
S.  506).  Von  Wichtigkeit  für  das  Ergebniss  sind  die  weiteren  Versteigerungs- 
bedingungen, insbesondere  die  Zahlungsbedingungen  il Barzahlung,  Credit  und 
Dauer  der  Fristen  dafür.  Verlangen  der  vollen  Zahlung  vor  Ueberweisuug  dt«  Materials, 
wie  in  Preussen,  Sachsen,  Würtemb. ,  Albert  S.  501),  die  Grundsätze  f.  d.  Fest- 
stellung der  Taxen  für  die  ersten  Ausrufspreise  u.  die  Bedingungen  für  einen  Ver- 
kauf darunter  bei  dem  Hinaufbietungsverfahren,  die  (übliche)  Mündlichkeit  oder  die 
SchriftlichkeitiSubmissionssystcm,letzteresauchinPreussenvorkommend)derVersteigerung. 

Das  ältere  System  der  Abgabe  des  Holzes,  regelmässig  gehauen  u.  aufgestellt 
im  Walde,  gegen  Taxe  entsprach  den  früheren  mehr  patriarchalischen  Wirthschafts- 
verhältnissen.  Es  war  aber  auch  hier  für  die  Verwaltung  mühsamer,  liess  leichter 
die  Begünstigung  einzelner  Käufer  zu  und  war  fiscalisch  oftmals  unvortheiihaft ,  weil 
man  die  Taxen  zu  niedrig  hielt,  —  eiu  freilich  abstellbarer  Ue  beistand. 

Ausser  in  dieser  Weise  kann  der  Detailverkauf  von  Holz  auch  von  Holzmaga- 
zinen (Holzhöfen,  Holzgärten)  aus  erfolgen,  wohin  das  Holz  auf  Rechnung 
der  Forbtverwaltung  gebracht  wird  und  wo  es  in  beliebigen  Partieen  jederzeit  zu 
Verkauf  steht.  Diese  Einrichtung  bestand  früher  vielfach  in  Deutschland ,  ist  aber 
neuerdings  auch  immer  mehr  beseitigt  oder  eingeschränkt  worden.  Das  Missliche  ist 
dabei  die  Uebernahme  der  Transportarbeit  durch  die  Foretverwaltung  und  der 
Hinzutritt  einer  gewissen  Handelsthätigkeit,  namentlich  wenn  etwa  auch  aus  Privat- 
wäldern Holz  hinzugekauft  wird.  Die  ehemalige  geringere  Entwicklung  des  Transport- 
wesens und  des  privaten  Holzhandels,  die  Verfügung  über  flössbare  Gewässer  von  den 
Forsten  her,  besonders  aus  Gebirgsforsten,  und  die  Interessen  der  Holzconsumenten  in 
den  von  den  Staatsforsten  fem  liegenden  Gegenden  liess  diese  Einrichtung  früher 
öfters  zweckmässig  erscheinen.  Ihre  finanziellen  Ergebnisse  waren  indessen  gewöhnlich 
uicht  eben  günstig.  Gegenwärtig  könnte  nur  die  Wahrnehmung  einer  ganz  unge- 
nügenden .  zu  monopolistischer  Ausbeutung  der  Holzconsumenten  führenden  Function 
des  Privatholzhandels  eine  allgemeinere  Rückkehr  zu  diesem  System  der  staatlichen 
Holzmagazine  erwägenswerth  machen,  das  fisealische  Interesse  kaum.  Sonst  wird  nur 
ausnahmsweise  ein  solches  Magazin  zu  erhalten  sein.  Das  Verflössen  des  Holzes 
durch  die  Forstverwaltung  —  wie  Rau  meint  am  Besten  im  Verding  mit  Verabredung 
einer  gewesen  Quote  für  Abgang  —  kann  unter  Umständen  beibehalten  werden,  wo 
dann  Versteigerung  am  Ankunftsort  erfolgt.  Die  Verluste  an  der  Menge  u  z.  Tb. 
au  der  Güte  des  Holzes  beim  Verflössen  haben  aber  jetzt  schon  öfters  den  Ueberganc 
fies  Holzes  auf  die  Eisenbahnen  zweckmässiger  gemacht.  Dabei  sind  dann  geeignete 
Ladestellen,  eventuell  mit  auf  Kosten  der  Forstverwaltung  (Preussen,  s.  o.  S.  592) 
zu  schaffen  u.  billige  Frachttarife  für  Holz  zu  erwirken.  —  Vgl.  Rau  §.  151, 
vor.  Aufl.  dieses  Bands  S.  470,  471,  woselbst  auch  einige  ältere  statist.  Daten.  In 
Baden  sind  die  letzten  Holzhöfe  schon  1835  aufgehoben.  In  Würtemb.  besteht 
noch  ein  grösserer  zu  Stuttgart,  zugleich  mit  f.  d.  Brennholzbedarf  der  Behörden  u. 
des  Hofs,  nebst  3  kleineren.  Reinertr.  jährl.  (1870—80)  29,000  M.  Auch  in  Baiern, 
Sachsen  noch  einige  Holzhöfc.  Die  Ertragsverhältnisse  sind  schwer  zu  beurtheilen, 
da  sie  wesentlich  mit  von  dem  Preise  abhängen,  zu  dem  das  Holz  den  Höfen  von  d. 
Korstverwalt  überlassen  wird.  In  Preussen  im  Et.  f.  1883/84  nur  noch  eine  ganz 
kleine  Brennholzniederlage  im  R.-B.  Stettin  (Einn.  2880,  Ausg.  1770  M.)  angeführt, 
kleine  Flössereien  noch  in  Schlesien.  Auch  Sägemühlen  betrieb  auf  fisealische 
Rechnung  kommt  übrigens  vor,  so  in  d.  Prov.  Hannover  in  zieml.  erhebl.  Maasse 
(Koheinn.  648,000  M.,  Betriebskosten  564,000  M.).  üeber  Holzmagazine  Albert 
§.  25b,  über  d.  Technische  dabei  Gay  er  a.  a.  O.  S.  289  ff.,  eb.  S.  298  ff.  über 
Holztransport,  Trift-Flösserei. 

§.  245.  —  C.  „Forstliche  Nebennutzungen"  im 
engeren  Sinne  nennt  man  die  ausser  der  eigentlichen  Holzgewinnung, 
der  „Hauptnutzung" ,  vorkommenden  Nutzungen  wie  Viehmast, 
Grasschnitt,  Weide,  Streusammeln,  Harzschar  reu  im  Walde.  Im 

38* 


Digitized  by  Google 


596  B-  Ord.  Einn.  2.  K.  IVkah-rwerb.  2  H.  A.  Forsten.  §  24*». 


weiteren  Sinne  gehören  dabin  auch  Torfgräbereien ,  Baum  sc  hui 
betrieb,  dann  Jagd  auf  eigenem  Boden  oder  auf  Grund  von 
privat  rechtlichen  Titeln  auf  fremdem  Grund  und  Boden,  mitunter 
auch  Fi  sc  here  i,  von  welchen  beiden  der  folgende  Abschnitt  noch 
näher  handelt.  Die  Nebennutzungen  im  engeren  Sinne  zerfallen 
rechtlich  in  zwei  Kategorieen,  nemlich  in  diejenigen,  welche  Dritten 
als  Gerechtsame  nach  servitutischem  Rechte  gegenüber  dem 
Forste  zustehen  und  in  diejenigen,  über  welche  der  Forstbesitzer 
als  solcher  freie  Verfügung  hat.  Die  ersteren,  zu  denen  mitunter 
auch  noch  gewisse  Beholzungsrechtc  oder  Berechtigungen  Dritter 
(der  Adjacenten)  auf  Bau  ,  Nutz-,  Brennholz  gehören,  sind  ge 
schichtlich  oft  alten  Ursprungs  und  vielfach  Reste  des  einstigen, 
durch  die  Inforestirung  zu  Gunsten  des  Landesherren  verdrängten 
ehemaligen  „Gemeineigentums"  an  den  Wäldern.  In  der  älteren 
extensiven  Periode  der  Waldwirtschaft  von  geringerem  Nachtheile, 
werden  sie  später  schädlicher,  zumal  bei  schwer  zu  verhütender 
übermässiger  oder  doch  nicht  genügend  schonsamer  Ausnutzung. 
Im  Forstinteresse  ist  daher  vor  Allem  eine  richtige  Begrenzung 
der  thatsächlichen  Ausübung  dieser  Gerechtsame,  weiter  womöglich 
eine  Beschränkung  derselben  auf  die  Fälle  wirklich  unschad 
licher  Nutzung  und  schliesslich  eine  Beseitigung  dieser  Rechte 
im  Wege  der  Ablösung  zu  erstrebeu.  Dabei  eutstehen  aber 
Conflicte  zwischen  dem  forstwirtschaftlichen  Interesse  des  Wald- 
hesitzers  und  dem  landwirtschaftlichen  Interesse  der  Berechtigten, 
welches  letztere,  z.  B.  bei  dem  mit  auf  Weide-  und  Streube 
recht igungen  im  Walde  begründeten  Landwirtschaftsbetriebe  doch 
auch  eine  allgemeinere  volkswirtschaftliche  Bedeutung  bat  und 
nicht  ohne  Weitres  dem  volkswirtschaftlichen  Interesse  am  Forste 
nachsteht.  Hier  gilt  es  abzuwägen  und,  bevor  die  Gerechtsame 
abgelöst  worden,  möglichst  eine  solche  Umgestaltung  des  land- 
wirtschaftlichen Betriebs,  welche  Streu  u.  s.  w.  entbehrlich  macht, 
zu  befördern  oder  sie  abzuwarten.  Die  Ablösung  selbst  kann 
entweder  durch  Abtretung  geeigneter,  für  die  Holzzucht  des  Staats 
entbehrlicher  und  zu  anderen  Benutzungen  gut  verwendbarer  Grund 
stücke  oder  durch  Geld  erfolgen.  Wo  Gerechtsame  auf  Holz  aus 
den  Staatsforsten  bestehen  und  verbleiben,  erstrecken  sie  sich 
übrigens  regelmässig  auch  nur  auf  den  wirklichen  Holzbedarf 
des  Berechtigten,  und  zwar  nur  zur  eigenen  Benutzung,  nicht 
zum  Verkauf.  Demgemäss  ist  die  Controle  auszuüben.  Die  freien 
oder  durch  Ablösung  frei  gewordenen  Nebennntzungen  werden  in 
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einem  dem  Walde  unschädlichen  Umfange  üblicher  Weise  am  Besten 
durch  Verpachtung  auf  Zeit  verwerthet. 

Weiteres,  l>es.  über  die  Korstservitnten  u.  «leren  Regelang  gehört  in  die 
Volkswirthsch.politik  u.  in  die  Forstwissensch.  Vgl.  Raa,  Volksw.sch.polit.  §.  73—75. 
161-163.  Roscher,  System  II,  §.  191  fl.,  ders.  in  .1.  ..Ansichten"  S.  102  (bes. 
über  d.  Abwägung  der  Und-  n.  forstwirthsch.  Interessen).  lielferich  in  Schömbergs 
Handbach  d.  pol.  Gek.  I,  749  ff.  Rau  Fin.  II,  §.  14S,  152  u.  vor.  Aufl.  dieses  Bands 
200.  204.  Uebcr  d.  Bedeutung  der  WahNtrcu  f.  d.  Forst  s.  Ebcrmnycr,  Lehre 
r.  d.  Waldstreu  mit  Rucks  auf  iL  ehem.  Statik  des  Waldbaus.  Rerl.  1*76.  Albert. 
ForstserTit.ablös.  Würzb.  1*68,  ders.  Furstferwalt.  §.  65.  67,  254,  255.  Eingehend 
über  d.  Technische  der  Nebennutzungen  bes.  K.  (iayer.  Forstbenutzuug,  Th.  II, 
S.  401  ff.  Die  Staatswilder,  bes.  im  mittleren  u.  südl.  Deutschland,  sind  gewöhnlich 
am  Meisten  mit  Servituten  belastet  gewesen,  die  Ablösung  (.,Pui  ification")  hat 
aber  in  neuerer  Zeit  erhebliche  Fortschritte  gemacht.  Die  Etat«,  enthalten  dafür  ge- 
wöhnlich jährlich  gewisse  grössere  Summen,  z.  B.  in  Preussen  1*75,  1*445,  1*S3/*I 
11  M.  M.  im  Extraord.  d.  Forstverwalt. ,  in  Bai  ei  n  längere  Zeit  jithrl.  400,000  fl. 
Noch  jetzt  entgehen  dem  Staate  dureh  diese  (jerechtsame  aber  nicht  unerhebliche 
Erträge  (s.  o.  S.  581).  Die  Verminderung  des  llolzertrags  durch  d.  Strenberechtigungen 
wurden  in  Baiern's  Staatsforsten  früher  auf  11%  veranschlagt.  — 

Die  Verwerthung  der  freien  Neliennutzungcn  hängt  auch  mit  von  Rücksichten 
auf  die  Holzzucbt  u.  vom  Stand  der  Holzpreise  ab.  „In  entlegenen  Gebirgsgegenden 
kann  z.  B.  das  Harzscharren  zulässig  sein,  während  es  bei  gutem  Absätze  des  Holzes 
wegen  seines  schädlichen  Einflusses  auf  die  Gesundheit  d.  r  Räume  aufgegeben  werden 
rnass"  (Rau).  Vielleicht  mit  daher  Abuahme  der  Harzgewinnung  in  Baiern,  1825—31 
s  1 24  fl.,  1S61 — 67  5897  fl.,  1V4PL  weniger.  Im  Ucbrigen  zeigen  auch  die  Neben- 
natzangen  steigende  Erträge  u.  sind  finanziell  nicht  unerheblich  trotz  der  Berechtigungen 
Dritter.  Z.  B.  Preussen  aus  Nebennutzangen  (ohne  Jagd)  1875  u.  18S3/84  bez. 
3*405  u.  4  221  Mill.  M..  aus  Torfgräberci  0'295  u.  0*338.  aus  Wiescnanlagen  0*06!' 
u.  0*1  M.  M.,  aus  Flösserei  1883/84  36,000  M.,  aus  grösseren  Baumschulen  22,000  M„ 
i.  G.  1875  c  7*3,  jetzt  c.  9%  vom  Rohertrag  der  Forstverwalt.  In  Baden  1876  Ertr.  d. 
Forst  nebennutzangen  c.  20/0  des  Holzerlöscs.  In  Baiern  1825—31  i.  D.  168,000  fl.. 
1861—67  455,000  fl.,  p.  Tagwerk  bez.  4  u.  10  Kreuzer:  incl.  Abgaben  an  Berechtigte 
bez.  369,000  u  876,000  fl.   Baier.  stat.  Ztschr.  1871  S.  156. 

D.  Von  sonstigen  Massregeln  der  Wald  pflege  der  Staats- 
forsten ist  die  Anlegung  neuer  Waldcu  1 1 u ren  auf  „unbe- 
dingtem" und  „bedingtem"  Waldboden,  auf  Blössen  innerhalb  der 
Staateforsten  besonders  wichtig.  Sie  ist  von  der  Staatsforstverwaltung 
mit  ihrem  einmal  vorhandenen  Personal  gewöhnlich  leichter,  wohl- 
feiler und  zweckmässiger  als  von  Privaten  auszuführen  (§.  238, 
8.  578).  Zu  diesem  Behufe  empfiehlt  sich  unter  Umstanden  auch 
der  Ankauf  geeigneter  Grundstücke,  besonders  solcher,  welche 
zur  Landwirtschaft  wenig  taugen  und  zugleich  zur  Arrondirung 
der  Staatswälder  dienen. 

Auch  für  diese  'Zwecke  werden  iu  unseren  Staaten  regelmäßig  jährlich  im  Etat 
Summen  aasgeworfen,  so  in  Preussen  in  d.  allgem.  Meliorationstitel  20. 

Abschnitt. 
Jagd  und  Fischerei. 

Hau  behandelt  die  Jagd  u.  Fischerei  unter  den  Regalien.  5.  A..  §.  102  bir> 
105  u.  erwähnt  die  Jagd  unter  den  forstl.  Nebennatzungen  iu  §.  152.  Abweichend 
hierron  schon  meine  Behandlung  in  d.  6.  A.  v.  Rau,  §.  187—190. 
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I.  —  Die  Jagd.  §.  246.  Die  Einnahmen  aus  der  Jagd  sind 
verschiedenartig  nach  der  Gestaltung  des  Jagdrechts. 

A.  Drei  Arten  des  Jagdrechts  sind  hier  zu  unterscheiden: 

1.  Der  Staat  kann  die  Jagd  als  Grundbesitze r,  also  insbe- 
sondere als  Domänen-  und  Forstbesitzer  haben,  wenn  das  Jagdrecbt 
entweder  Pertinenz  des  Grundeigenthums  oder  eine  grund 
herrliche  Gerechtsame  auf  fremdem  Grund  und  Boden  ist. 

2.  Der  Staat  kann  die  Jagd  auf  Grund  eines  Regals  (Jagd 
regal)  auf  Privatländereien  besitzen. 

3.  Der  Staat  kann,  auch  wo  die  Jagd  Pertinenz  des  Grund 
eigenthums  ist,  die  Ausübung  des  eigenen  oder  des  erpach- 
teten Jagdrechts  eines  Privaten  an  eine  Bedingung  knüpfen 
und  dafür  Abgaben  erheben. 

Das  Jagdregal  unterscheidet  sich  sowohl  von  den  gut* 
herrlichen  Hechten,  die  privatrechtlicher  Art  sind,  wesentlich, 
als  auch  von  der  Jagdhoheit  und  dem  Wildbanne»  d.  h. 
dem  Rechte  der  Leitung  des  Jagdwesens  aus  dem  Standpunkte 
der  Volkswirthsehaftspflege  (Rau).  Es  trägt  die  Merkmale  eines 
Hoheitsrechts  an  sich,  das  aber  weniger  einen  finanziellen,  als 
vielmehr  den  Zweck  hatte,  dem  Landesherrn  eine  ausgedehnte  Jagd 
zu  ermöglichen. 

Auch  war  es  nicht  immer  und  nicht  uberall  ein  ausschliessliches  Recht  fki 
Staats  oder  Landesherrn,  indem  „fiele  Urundeigncr,  insbesondre  Besitzer  von  Ritter- 
gutern, sich  von  Alters  her  im  Besitze  des  Jagdrechts  behauptet  hatten,  wenigsten* 
in  Ansehung  der  niederen  Jagd,  während  die  hohe  Jagd  in  der  Kegel  der  Regierung 
zugefallen  ist.  Das  Regal  erstreckt  sich  demnach  auf  diejenigen  Jagdbezirke  und  Arten  de> 
Wilds,  in  denen  nicht  schon  eine  Privatperson  oder  Körperschaft  jagdberechtigt  ist- 
(Kau  §.  192).  In  der  Entwicklung  des  Jagdrechts  lassen  sich  mit  Rau  3  Perioden 
unterscheiden:  ])  Auch  als  die  Jagd  nicht  mehr  Hauptnahrungsquelle  war,  blieb  sie 
doch  so  beliebt,  dass  die  freie  Pürsch  lange  fortdauerte.  2)  Allmälig  sicherten  sich 
die  Grundeigner  das  Jagdrecht  ausschliesslich.  3)  Erst  gegen  Ende  des  Mittelalters 
gelang  es  den  Landesherren ,  auch  in  rieleu  Privatwaldungen  das  Jagdrecht  an  sich 
zu  ziehen.  In  Deutschland  vertheidigten  die  Juristen  dieses  ausschliessliche  Jagdrecht 
der  Territorialherren  nach  der  fiscal.  Lehre  ?on  d.  herrenlosen  Gütern ,  welche  sie 
auf  die  wilden  Thiere  anwandten,  seit  dem  16.  Jahrhundert.  Hullmann,  Finaaz- 
geschichte,  S.  43,  Mittermaior,  §.  213—215.  Beseler,  D.  Privatrecht,  §.  1%. 
In  Deutschland  „besteht  oder  beataud  eine  gemeinrechtliche  Vermuthung  für  die 
Regalität  der  Jagd  nicht,  sondern  es  hing  von  dem  einzelnen  Particularrechte  ab,  ob 
und  In  welchem  Umfange  sie  begründet  war."    Nach  Beseler,  S.  814. 

„Die  neue  Einführung  des  Jagdregals  würde  als  unnöthiger 
Eingriff  in  das  Grundeigentbumsrecht  nicht  zu  billigen  sein.  Wo 
es  lange  besteht,  ist  von  rechtlicher  Seite  nichts  gegen  den  Fort- 
bestand einzuwenden."  (Rau  §.  193).  Der  Wildstand  wird  dabei 
mehr  geschont  werden  als  bei  Freigebung  der  Jagd.  Aber  gerade 
dieser  Umstand  bringt  Gefahren  für  die  landwirtschaftliche  Cuitnr 
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mit  sich  und  die  im  .Jagdregal  liegende  Beschränkung  der  Rechte 
des  Grundeigentümers  wird  später  regelmässig  sehr  lästig  em- 
pfunden. Deshalb  hat  man  neuerdings  das  Jagdregal  in  unseren 
Staaten  sammt  allen  Jagdrechten  auch  privatrechtlichen  Ursprungs 
auf  fremdem  Boden  meistens  gesetzlich  aufgehoben. 

Aufhebung  des  Jagdregals  in  Frankreich.  11.  Aug.  1781),  in  Deutsch- 
land meist  1948.  P reu 38.  Gesetz  v.  31.  Oct.  1848:  jedes  Jagdrecht  auf  fremdem 
Grund  und  Boden  ohne  Entschädigung  aufgeholten.  Jagdpolizeiges.  v.  7.  März  lböO. 
Das  Jagdrecht  in  den  neueren  Gesetzen  wieder  als  Ausfluss  des  Grundeigenthums  be- 
handelt, selbst  die  Bestellung  des  Jagdrechts  auf  fremdem  Gnind  und  Hoden  als  Grund- 
gerechtigkeit untersagt  (Beseler,  S.  815),  die  Ausübung  der  Jagd  aber  beschränkt. 
Namentlieh  ist  die  eigene  Ausübung  der  Jagd  an  eine  bestimmte  Grösse  des  Land- 
guts geknüpft  und  die  Gemeinden  sind  verhalten  worden,  sie  zu  verpachten  oder  IJe- 
auftragte  anzustellen  (vgl.  Rau.  Volkswirthsehaftspol.,  §.  174.  u.  das  gen.  preuss. 
Gesetz). 

Wo  das  Jagdre^al  oder  ein  Privatjagdrecht  auf  fremdem 
Grund  und  Boden  besteht,  ist  die  Aufhebung  solcher  Hechte  ohne 
Entschädigung  nicht  geboten ,  ja  kaum  zu  rechtfertigen.  Die  Ent- 
schädigung, die  also  dann  auch  dem  Staate  zusteht,  kann  nach 
den  allgemeinen  Grundsätzen  der  Ablösung  dinglicher  Rechte  u.  s.  w. 
erfolgen,  §.  234.  In  der  Praxis  ist  sie  freilich  bisweilen  unter- 
blieben, wenn  die  sehr  unbeliebten  Jagd  rechte  in  politisch  unruhiger 
Zeit  aufgehoben  worden  sind. 

Z.  B.  in  Fieussen  nach  Gesetz  v.  31.  Uct.  1848.  Anders  in  Sachsen,  wu 
dem  Staate  1253  von  sainmtl.  5833  Jagdrechten  gehörten.  Ablösungssumme  dieser 
Domanialjagilen  188,945  Thlr.,  wo-regen  der  Staat  zu  allen  Jagdrechtsablösungen  einen 
Zuschuss  von  485,304  Thlr.  gab. 

§.  247.  —  B.  Ausnutzung  der  Jagd.  Das  Jagdregal  wie 
die  Jagd  auf  eigenem  Boden  und  als  grundherrliche  Gerechtsame 
kann  der  Staat  ausnutzen: 

1.  durch  Selbstverwaltung,  indem  das  von  den  Jägern, 
bez.  den  Forstbedienten  „erlegte  Wild  auf  Staatsrechnung  verkauft 
und  dem  Jäger  eine  kleine  Vergütung  für  jedes  Stück  bezahlt  wird"; 

2.  durch  Ueberlassung  des  Jagdrechts  an  das  Forstpersonal 
als  Gehaltsqnote ,  wobei  indessen  die  Gefahr  zu  starker  Verminde- 
rung des  Wildstands  und  zu  grosser  Abzieh ung  der  Forstleute  von 
ihrem  jetzigen  Hauptberuf,  der  Forstverwaltung,  verhütet  werden 
mü8ste ; 

3.  durch  Verpachtung,  die  in  der  Kegel  vortheilhafter  ist 
und  den  Nutzen  hat,  dass  die  Forstleute  weniger  von  ihrem  eigent- 
lichen Berufe  abgezogen  werden;  den  Jagdpachtern  wird  die 
Schonung  des  Wildstands,  die  Beschränkung  desselben  zur  Ver 


Digitized  by  Google 


600    3.  B.  Ord.  Einn.  2.  K.  Privaterwerb.  2.  H.  A.  Jajr.l  u.  >.  w.    §.  247.  24  H. 

hütung  von  Feldschäden  und  der  Ersatz  solcher  Beschädigungen 
zur  Pflicht  gemacht; 

4.  „beim  Jagdregal  speciell  durch  Ueberlassung  der 
Ausübung  desselben  an  grössere  Grundbesitzer  auf 
ihrem  Gebiete,  doch  mit  Vorbehalt  des  Widerrufs  im  Fall  einer 
Zerstückelung  der  Besitzungen.  Dies  ist  weniger  einträglich  als 
die  Verpachtung,  aber  sehr  einfach  und  befreit  die  Grundeigner 
von  allen  Belästigungen."  (Rau). 

Die  Ausübung  der  Jagd  in  eigener  Regie  gilt  übrigens  den 
Forstschriftstellern  auch  gegenwärtig  doch  noch  im  forstlichen 
Interesse  gelegen.   So  Albert,  Forstverwalt.  S.  225. 

Ertracr  für  den  Staat:  Preussen,  A.  für  1870  (lad.  neue  Prov.):  Jagd 
97,964  Thlr..  wov.  10,740  Heute  für  abgelöstes  Jagdrecht,  49,066  aus  Verpacht-,  3S,15«> 
aus  eig.  Administr. ;  Vcrwaltungskosteu  der  Jagd  18,550.  1875  Ertrag  302,106  IL. 
Jagdrerwaltungskosten  55,650  M.,  1883/84  bez.  339,100  u.  74,000  M.  —  Baieru  A 
1870,  Jagd  roh  55,037,  rein  27,084  fl.,  wirkt  Ertr.  1868  54,428  & .,  Reinertrag  34,436. 
Der  Reinertrag  ist  meist  an  60°/o  des  Rohertrags.  Etwa  %  des  Ertrags  aas  Regie 
V,  aus  Verpachtung.  Die  Verpachtung  soll  seit  1850  zur  Regel  werden,  was  aber 
noch  nicht  erreicht  ist  —  Baden  Rohertr.  d.  Jagden  A.  1876  24,735  M. 

...I c  mehr  man  zur  Verhütung  des  Wildschadens  thut,  desto  mehr  muss  der  Wild- 
stand ,  also  der  Ertrag  der  Jagd  abnehmen.  Zur  Sicherung  desselben  gehören  vor- 
züglich Maasregeln  gegen  Wilddiebsuhl,  die  ausser  der  Waldhut  auch  in  der  Aufsicht 
über  den  Handel  der  Privatpersonen  mit  Wild  bestehen.  Dagegen  müssen  die  mancherlei 
I^asten,  die  ehemals  den  in  der  Nähe  von  Jagdbezirken  des  Staats  wohnenden  Land- 
leuten aufgelegt  waren,  —  keiue  Folge  des  Regal*,  sondern  meist  auf  Grund  der  Gab- 
oder Vogteiherrschaft  entstanden,  Beseler,  S.  815  —  /..  B.  Jagdfrohnden,  Beköstigung 
der  Jäger  und  Hunde  u.  dgl.  in.,  vollständig  aufgehoben  werden,  wie  dies  die  neuerem 
Jagdgesetze  (z.  B.  Preuss.  Ges.  v.  2.  Mär/  1850,  §.  3,  Nr.  6),  auch  meistens  getban 
haben."  (Rau  §.  194). 

C.  Einnahmen  aus  Jagdscheinen.  Jagdscheine, 
d.  h.  Legitimations-  bez.  auch  Erlaubniss-Papiere,  an  deren  Besitz 
das  Recht  der  Ausübung  der  Jagd  für  jeden  Privaten,  auch  ilür 
den  Gruudeigner,  der  auf  seinem  eigenen  Gebiete  jagt,  in  den 
neueren  Gesetzen  in  der  Regel  gebunden  ist,  (z.  B.  Preuss.  Ges 
v.  7.  März  1850,  §.  14)  haben  eine  polizeiliche  Bedeutung. 
Eine  dafür  erhobene  Abgabe  kann  den  Charakter  der  Gebühr 
annehmen,  insofern  aus  dem  Ertrage  ein  Beitrag  zu  den  Kosten  der 
Jagdpolizeiverwaltung  geliefert  wird.  Die  Jagdscheinabgaben  lassen 
sich  andererseits,  namentlich  wenn  sie  in  höheren  Sätzen  erhoben 
würden,  auch  als  Genusssteuern  und  bei  berufsmässigen  Jägern, 
welche  vom  Ertrage  der  Jagd  ein  Einkommen  beziehen  wollen, 
als  eine  besondere  Form  der  Gewerbesteuer  auffassen. 

In  Preussen  muss  jedes  Jahr  ein  Jagdschein  für  1  Thlr.  gelöst  werden,  der 
Ertrag  kommt  in  die  Kreiscommunalkasse  des  Wohnorts  des  Jagdscheinentnehme r>. 
ob.  Ges.  §.  14. 
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II.  —  §.  248.  Fischerei.  Aach  sie  kann  dem  Staate  als 
Eigenthttmer  der  Domänen  und  Forsten  wie  andern  Grund- 
eigentümern in  eigenen  Privatgewässern  oder  auch  auf  Grund 
eines  gutsherrlichen  Rechts  in  fremden  Privatgewässern 
zustehen.  In  öffentlichen  Flüssen  ist  sie  noch  jetzt  mitunter 
freigelassen  oder  steht  von  Altersher  einzelnen  Grundherren  oder 
Ufergemeinden  zu.  Doch  wird  sie  öfters  auch  als  Regal  dem 
Staate  ausschliesslich  zugeschrieben. 

Klüber,  öffentl.  Recht,  §.  456  IT.,  Mittermaicr,  I,  §.  222a,  Besoler, 
§.  107,  bes.  S.  822. 

„Das  Recht  (das  soff.  Wasserregal)  kann  sich  dann  auf  die  Befugniss  be- 
ziehen ,  nutzbare  Gegenstände  verschiedener  Art  aus  den  Gewässern  zu  gewinnen, 
wobei  die  Fischerei  der  wichtigste  Kall  zu  sein  pflogt.  Die  Regalität  ist  ungefähr 
wie  die  der  Jagd  zu  beurtheilen  und  nach  dem  Beispiel  derselben  entstanden."  Mitte  r- 
maier  I.  §.  233,  23-1.  —  In  Russland  war  früher  die  astraehanischc  Fischerei 
auf  d.  casp.  Meere  mit  Ausnahme  der  uralischen>  ein  Regal,  welches  1763  gegen 
eine  Abgabe  von  jedem  Pud  Hausenblase  und  Caviar  der  Kaufmannschaft  zu  Astrachan 
überlassen  wurde;  1S02  wurde  die  Fischerei  der  allgemeinen  Benutzung  freigegeben. 
Storch,  Russl.  unter  Alex.  I.,  X.  21 — SO.  (Rau.) 

Die  Fischerei  in  Binnengewässern  wird  am  Passendsten 
vom  Staate  verpachtet,  apart  oder  mit  anderen  Objecten,  wie 
den  Feldgtttern,  unter  Bedingungen,  welche  die  Vertilgung  der 
Fische  verhüten. 

Rau,  Volkswirthschafbpol.  §.  17«i.  —  In  Baiern  besteht  eine  Iloflischerei 
desi  Staab  im  Chiemsee,  A.  1S76  S053  M.  roh,  5940  M.  Ausgabe.  —  Die  Erträge 
aus  d.  Fischerei  des  Staab  sind  meist  unbedeutend.  Baden  A.  1S70  24,735  M.  In 
Preussen  wird  die  Einn.  aus  Fischereien  mit  derjen.  aus  Douiänen-Parcellcnpacht 
u.  Mühlen  im  Etat  in  1  Titel  angesetzt. 

Die  Fischerei  auf  dem  Meere,  in  der  Nähe  der  Küsten,  wird  am  Besten 
den  Staatsangehörigen  frei  gegeben.  —  Die  Goldwäscherei  aus  dem  Bette  der 
öffentlichen  Flüsse  giebt  in  Deubchland  kaum  eineu  Reinertrag  mehr  und  verdiente, 
frei  gegeben  zu  werden.  Mehrere  europäische  Flüsse  führen  Gold,  z.  B.  Rhein,  Isar. 
Inn.  Eder,  Reuss,  Aar,  Emme,  Arriege  (aurigera),  Po,  Tajo,  «loch  in  wenigen  ver- 
lohnt sich  das  Auswaschen  aus  dem  Flussbette  mehr.  —  In  Baden  wird  aus  dem 
Ufersande  Gold  gewaschen,  was  jedem  Grundeigentümer  freigegeben  ist.  —  Gold- 
wäschen aus  Privatgewässern  oder  aus  der  Erde  der  Privatgrundstücke  wurde  früher 
gewöhnlich  unter  das  Bergregal  gestellt.  (Rau.)  Die  Perle nbä che  einiger  Länder 
pflegen  zwar  auch  Regal  zu  sein,  aber  ohne  Gewinn  für  die  Staabkasse.  Baiern 
hat  einige  Perlenbäche  in  Oberfranken.  Oberpfalz  und  Niederbaiern,  deren  Verwaltungs- 
kosten den  Ertrag  übersteigen.  Es  wäre  vortheilhafter.  das  Betriebsrecht  auch  unent- 
geltlich einem  Privatmann  zu  geben.  Die  Freigebung  au  alle  Uferbesitzer  würde  die 
ganze  Nutzuni?  zerstören.  —  Sachs.  Perlenfischerei  im  Voigtlande.  Regal  seit  1621.  — 
Bad.  Perlenbach  zu  Schönau  im  Odcnwalde.    (Rau  §.  195). 

Finanziell  wichtiger  ist  das  in  Preussen  bestehende ,  übrigens  dem  Bergregal 
verwandte  Bernsteinregal,  das  finanziell  wohl  auch  am  Besten  im  Wege  der  Ver- 
pachtung an  Privatunternehmer  nutzbar  gemacht  wird.  Das  Bernsteinregal  an  d. 
p  r  e  u  ss.  Küsten  war  vielen  Defraudationen  ausgesetzt  und  machte  strenge  Strafen 
sowie  fleissige  Aufsicht  nöthig.  Es  ist  früher  allgemein ,  jet/t  noch  theilweise  an 
die  einzelnen  Strandgemeinden  verpachtet.  Neuerdings  hat  das  Mcmeler  Haus 
Stanticn  und  Becker  die  Bernsteinausbeute  in  einem  Theile  des  cu tischen  Hatis 
und  Nachbarschaft  gepachtet  und  mit  Hilfe  »rosser  Bangermaschinen  u.  s.  w. 
den  Ertrag  sehr  sresteipert.  neue  Absatzwege   im  Orient   u.  s.  w.  gesucht,  so 
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dass  bei  der  letzten  Erneuerung  des  Pachtvertrags  zwischen  diesem  Hause  und  dem 
Staate  die  Pachtsumme  erheblich  gesteigert  werden  konnte.  Ertragsanschlag  de> 
Regals  1*58  9510,  1S70  22,253.  1871  aber  62,253  Thlr.,  J*75  340,000  M.,  jet/t 
sogar  (1883)  550,000  M.  Die  Rcgalisirung  wird  in  diesem  speciellen  Falle  muth- 
masslich  zu  einer  indirecten  Verbrauchsbesteueruug  der  Bernsteinconsumenten.  Dk 
Erhöhung  der  Pachtsummo  trifft  den  Gewinn  der  Pachter  einstweilen. 


Dritter  Hauptabschnitt. 

Staatsberg-  und  Hüttenwerke,  Staatssalinen,  und  andere 

Gewerksanlagen. 

1.  Abschnitt. 

Bergbau. 

Die  Staatsbergwerke  behandelt  Rau  in  dem  Abschnitt  v.  Bergregal,  5.  A. 
§.  172—183.  Die  Gründe  für  die  veränderte  Stellung  im  System  der  Einnahm 
welche  ich  den  Bergwerken  gegeben  habe,  sind  oben  in  §.  207  ff",  dargelegt  worden.  In 
meiner  Bearbeitung  der  6.  Ä.  v.  Kau  war  dieser  Abschnitt  schon  wesentlich  von  mir 
neu  bearbeitet  worden.  Ich  hatte  damals  in  der  Veräussorungsfrage  noch  zu  aus- 
schliesslich den  Productionsstandpunct  betont.  Auch  der  des  Vertheilungsinteres** 
ist  zu  beachten  (Gefahr  monopolist.  Ausbeutung^  Vgl.  jetzt  Wagner,  Grundleg. 
§.  363  Ii.  Die  Gestaltung  des  Bergrechts  ist  von  bes.  prineip.  Bedeutung  für  die 
Kragen  der  Eigenthumsordnung.    S.  cb.  S.  773  ff. 

Ucbcr  den  älteren  Stand  der  Lehre  vergleiche  Bergius,  Neues  P.  un-i 
Kam.  mag.  I,  229  ff.  und  von  Kancrin,  Berg-Kameral-  u.  Bergpolizeiwissenschafi 
1791.  Deber  die  neueren  Ansichten  vergleiche  Jacob,  I,  §.  277  ff.,  §.  344  ff 
Lötz,  III,  156.  Fulda,  S.  III.  v.  Malchus  I,  S3.  Spec.,  Lit  u.  Rechtsgeschicbt- 
lichos:  Kroieslebcn,  Staat  u.  Bergbau,  herausg.  v.  Bülau,  2.  A.  1839.  Karsten 
über  d.  Ursprung  des  Bergregals  in  Deutschland,  1844.  Weisse,  Bergbau  am!  Berg- 
regal 1845.  Mittcrmaier,  Priv.rccht  §.  241  ff.  Bc seier,  Privatrecht,  §.  20? 
dem  im  Texte  der  §.  191—193  mehrfach  gefolgt  wurde.  Die  Belege  für  die  rechb- 
gcschichtl.  Entwicklung  sind  daselbst  zu  finden.  Ebendas.  §.  202  ücbereicht  dtr 
Quollen  u.  Literatur  des  deutschen  Bergrechts.  Achenbach,  d.  gemeine  deutsche 
Bergrecht  u.  s.  w..  1.  B.  Berlin  1S71,  mit  bes.  reichen  liter.  u.  Quellennachweisen 
§.  3  ff. :  d.  Entwicklung  des  Bergrechts  g.  21  ff.  Arndt,  z.  Gesch.  u.  Theorie  der 
Bergregals  u.  d.  Bergbaufrcih.,  Halle,  1879.  Stobbe,  D.  Priv.rccht,  2.  A.  II,  §.  14! 
—  143  (Bcrl.  1883).  Klostermann,  Abb.  Bergbau  in  Schönberg's  Handb.  d.  pol 
Oekon.  I.  769.  Roscher,  Syst.  III,  §.  280  II*.  Auch  bei  diesem  Gegenstand  mos> 
für  eingehendere  und  allseitige  Behandlung  auf  die  Volkswirthsch.politik  verwiesen 
werden. 

I.  —  §.  249.  Der  Staatsbergbau  und  die  Entwicklung 
des  Bergrechts.  Die  in  unseren  Staaten  sich  vorfindenden 
Staatsbergwerke  sind  theils  auf  eigenem  (domanialen  oder  fisca- 
lischeni  Boden  des  Staats,  theils  auf  Privatländereien  angelegt. 
Der  Ursprung  der  Staatsbergwerke  letzterer  Art  liegt  vielfach  im 
Bergregal,  öfters,  namentlich  in  neuerer  Zeit,  auch  unabhängig 
davon  in  der  Erwerbung  des  Bergwerkseigenthums  nach  den  Regeln 
des  freierklärten  Bergbaus.  Das  Bergrecht  hat  nemlich  in 
Deutschland  uud  zum  Theil  auch  in  anderen  Ländern  sehr  b* 
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merkenswerthe  Entwicklungspbasen  durch  lauten.  Im  Wesent- 
lichen sind  dies  vier,  nemlich  das  älteste  Recht,  wo  der  Gr  und - 
eigenthümer  als  solcher  auch  ausschliesslich  Uber  die  in 
seinem  Boden  vorkommenden  Mineralien  verfügt,  dann  das  ältere 
Recht  der  „Bergbaut'reiheit",  darauf  das  Recht  des  Berg- 
regals, endlich  das  moderne  Recht  der  „ Be rgbaufreihe it" 
oder  „Freierklärung  des  Bergbaus".  Man  muss  diese  Phasen 
kennen,  um  auch  die  finanzielle  Seite  des  Bergbaus  richtig  zu 
würdigen. 

Zur  weiteren  Characteristik  dieser  Phasen: 

1.  Nach  ältestem  deutschen  Rechte,  das  bis  zum  II.  Jahrhundert  in  Geltung 
war,  uinfasste  das  Grundeigentum  neben  anderen  Zubehörungen  auch  die  im  Boden 
unter  der  Erdoberfläche  befindlichen  Mineralien  etc.  ohne  Weiteres  mit  und  stand  da- 
her nur  dem  Grundeigentümer  das  Kecht  zu,  diese  bergmannisch  zu  gowinnen.  Auch 
landesherrliche  Bergwerke  konnten  somit  nur  auf  Domanialland  oder  nach  Abkommen 
mit  dem  Eigenthümer  auf  Privatland  entstehen.  Dieses  ältesto  Recht  wurde  jedoch 
schon  früh  durch  eine  andere  Rechtsbildung  verdrängt,  welche  zu  einer  wesentlichen 
Beschränkung  des  Grundeigenthums  führte. 

2.  Es  wurde  nemlieh  Jedermann  gestattet,  auf  fremdem  Boden  nach  Mineralien 
zu  suchen  (zu  schürfen)  und,  im  lalle  er  zuerst  solche  fand,  hier  ein  Bergwerk 
auf  einem  bestimmten  Gruben  III'  anzulegen,  wofür  aber  die  Erlaubniss  des  Königs 
zu  erlangen  u.  Abgaben  an  die  Staatsgewalt  zu  entrichten  waren.  In  den  ältesten 
Bergordnungen  aus  dem  15.  Jahrhundert  ist  dieses  Princip,  wonach  also  das  Kecht 
des  Grundeigen  thumers  beschränkt  und  das  Eigenthum  an  der  Erdoberfläche  von  dem- 
jenigen an  den  im  Boden  enthaltenen  Mineralien  getrennt  war,  anerkanntes  Recht. 
Auch  die  Landesherren  konnten  naturlich  nach  diesem  Rechte  Bergwerkseigenthum 
erwerben. 

H.  Wesentlich  auch  fiscalischem  Interesse  aber  bildete  sich  vom  12.  Jahr- 
hundert an  neben  jenem  Recht  des  freierklärten  Bergbaus  und  dasselbe  allgemach 
einschränkend,  umbildend  und  zum  Theil  verdrängend  ein  anderes  Bergrecht  aus:  die 
deutschen  Kaiser  nahmen  die  Bergwerke  und  Salinen  als  Regal  fUr  sich  in  Anspruch 
wohl  nicht  unbedingt  zuerst,  aber  als  allgemeinerer  Rechtsanspruch  zuerst  von  Frie- 
drich I.).  Die  mancherlei  Conflicte  mit  den  Landesherren,  welche  hierdurch  ent- 
standen, lösten  sich  wie  gewöhnlich  dadurch,  dass  das  Regal  den  Landesherren, 
namentlich  zuerst  in  der  Goldenen  Bulle  den  Churfürsteu  (Aurea  bulla  c.  IX, 
§.  I.  —  Übrigeus  mit  der  Einschränkung:  prout  posaunt  seu  consueveruut  talia  (jura) 
possiderii  vom  Kaiser  verliehen  oder  ohne  Widerspruch  von  den  Landesherren  als 
lntegrirender  Bestandteil  ihrer  Rechte  au  sich  gezogen  wurde.  Besonders  war  es 
der  früher  ja  auch  in  Deutschland  viel  ergiebigere  Bergbau  auf  edle  Metalle,  ferner 
auf  Salz  (Steinsalz),  welcher  auf  Grund  des  Regals  vom  Staate  betrieben  wurde. 

üeber  Athen  u.  Griechenland  s.  Böckh's  Abb.  Uber  d.  Laurischeu  Silber- 
bergwerke in  d.  Abb.  d.  Berl.  Akad.  1S15:  ders.  Staatshaush.  d.  Athener,  2.  A. 
S.  02,  420 — 125,  Reynier,  Grecs,  S.  304.  Buchsenschutz,  Besitz  u.  Erwerb  im 
griech.  Alterthum  S.  OS  Ii'.  In  Athen  war  der  Eigenthümer  d.  Bergwerke  d.  Staat, 
der  aber  nie  auf  eigene  Rechnung  betrieb,  sondern  die  Werke,  die  mit  Sclaven  be- 
haut wurden,  in  Erbpacht  gab.  Das  Recht  zu  bauen  wurde  f.  einen  bestimmten 
Kaufpreis  verkauft,  der  an  den  Staat  direct  zu  zahlen  war.  Dazu  kam  <  ine  Abgabe 
v.  '/ti  des  Ertrags,  die  in  Generalpacht  zur  Erhebung  gegeben  war.  —  In  Rom  wurden 
Salzwerke  ursprünglich  auf  Staatsrecht  betrieben.  Später  bestand  ein  Salzinuno- 
pol,  aber  im  Verkehrs-,  nicht  im  Finanzinteresse,  wie  es  scheint  (nach  Marquardt, 
röin.  Staatsverwalt.  II,  135.  271).  Ueber  d.  Rergw.rkc  s.  ob.  S.  245.  252  ff.  Iu 
Italien  war  der  Bergwerksbetrieb  schon  früh  gesetzlich  sehr  beschränkt.  Die  wich- 
tigsten waren  in  den  Provinzen.  Der  Name  ist  metalla,  wozu  neben  Gold-, 
Silber-,  Eisen-,  Kupfergruben,  auch  Steinbrüche.  Kreidegruben,  Salzwerke  gehören. 
Die  wichtigsten,  wie  die  Goldwerke  v.  Vercellae  in  Gallia  transpad.,  die  Silbergruben 
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bei  Neucarthago  in  Spanien,  die  Gold-  und  Silberbergwerke  in  Macedonien  —  die 
nicht,  wie  Ran  gemeint  hat,  definitiv,  sondern  nur  zeitweise  bei  der  Eroberung  ge- 
schlossen worden  —  besass  der  Staat.  Die  meisten  metalla  gehörten  indessen  Privaten. 
Aach  worden  Staatewcrke,  z.  B.  die  Silbergruben  in  Spanien,  an  Private  veräossert 
Unter  den  Kaisern  wurde  d.  Rergwerksbesitz  th.  f.  den  Fiscos,  th.  f.  d.  Lais.  Privat- 
vermögen sehr  aasgedehnt,  bes.  auf  d.  besten  u.  einträglichsten  Gruben  (auch  Marmor- 
brüche). Der  Betrieb  war  th.  Eigenverwaltung,  th.  Verpachtung.  Vgl.  f.  dies  Alle* 
jetzt  Marquardt  a.  a.  0..  wonach  Raa  5.  A.  §.  172,  Note  c.  u.  6.  A.  §.  191. 
Note  c.  zu  berichtigen.  S.  sonst  noch  Barrnann,  De  vectigal.  pop.  Rom.  Kap.  <> 
S.  77.  Ueber  die  Verhältnisse  im  deutschen  Mittelalter  s.  Achenbach  a.  a.  0. 
S.  «8  ff.,  Stobbe  II,  §.  142.  Waitz,  D.  Verfass.gesch.  VIII.  269  ff.  (über  Metalle: 
u.  A.  waren  d.  Harzbergwerke  im  Königl.  Eigenthnm;  Uber  Salz  S.  272). 

Gerade  aus  finanziellen  Gründen,  mit  denen  sich  nicht  leicht  zu  übersehend« 
volksw  irthschaftliche  verbanden,  wurde  jedoch  durch  die  Regalisirung  de* 
Bergbaus  das  ältere  Recht  der  Bergbaufreiheit  im  Allgemeinen  nicht  beseitigt, 
sondern  nur  umgestaltet.  Dasselbe  setzte  auch  keineswegs  erst  die  Regalität 
als  bestehend  voraus,  wie  Rau  in  der  5.  Auflage  §.  172  annimmt:  die  Frei- 
«•rklärang  gestatte  den  Privatbetrieb  unter  gewissen  Bedingungen,  welche  gerad- 
aus  dem  Regal  abzuleiten  seien.  Die*  ist  irrig,  wie  die  ältere  Rergrechtsbildung  und 
wieder  die  neueste  zeigt.  Wenn  nnr  das  Princip  dos  beschränkten  Grundeigentums 
feststeht,  so  dass  die  Mineralien  u.  s.  w.  vom  Verfügungsrecht  des  Grundeigners  aus- 
geschlossen sind,  so  bedarf  es  durchaus  nicht  des  Regalprincips ,  nm  die  Anlegung 
von  Bergwerken  auf  fremdem  Privatlandc  zu  ermöglichen.  Der  Staat  braucht  nur  ge- 
mäss seiner  allgem.  Hoheitsrechte  das  Schürfen  u.  s.  w.  und  schliesslich  die  Anlegung 
solcher  Bergwerke,  durch  welche  die  dem  Grundeigentümer  nicht  gehörenden  Mine- 
ralien angeeignet  werden  sollen,  zu  regeln.  Dies  geschah  in  der  Weise,  «lass  da? 
Recht  des  Schürfens  an  die  obrigkeitliche  Erlaubniss  gebunden  wurde;  der  Finder 
musste  muthen,  d.  h.  um  die  Verleihung  des  Rechts  zum  Bergbau  auf  einem  ge- 
wissen Felde  nachsuchen  und  wurde  alsdann  —  seit  dem  16.  Jahrhundert  immer 
mehr  auf  Grund  des  Regals  —  mit  diesem  Rechte  belehnt.  Für  die  Staatsgewalt  wv 
diese  Einrichtung  das  Mittel,  dem  finanziellen  Zweck  des  Regals  gemäss,  Bergwerks- 
abgaben verschiedener  Art  und  in  bedeutenderer  Höhe  als  bisher  üblich  für  solch? 
Privatbergwerke  einzuführen,  so  den  Bergzehnten,  Quatembergelder,  Recesv 
g eider  u.  s.  w.  Diese  theils  aus  der  Rcrghohoit,  wie  man  das  polizeiliche  Ober- 
aufsichtsrecht des  Staats  über  den  Rergbau  auch  genannt  hat,  theils  aus  dem  eigent 
liehen  Bergregal  abzuleitenden  Abiraben  trugen  in  anderer  Hinsicht  die  Merkmal' 
einer  besonderen  Gewerbesteuer  für  den  Bergbau  an  sich  und  sind  in  neuerer 
und  neuester  Zeit  auch  vielfach  zu  m  ässige  n  Gcbüh  ren  oder  zu  reinen  Steuern 
umgebildet  worden.  S.  über  die  Entwicklung  der  Bergwerksabgaben  und  deren  Zu- 
sammenhang mit  dem  Bergregal  den  lehrreichen  Aufs.  v.  Arnd,  Resteuer.  d.  Berg- 
werke, Conrad's  Jahrb.  R.  31  (IS81>  S.  174,  680;  über  die  jetzige  Resteueruiig  mein- 
Abb.  direetc  Steuern  in  Sehönberg's  Handb.  II,  246. 

Der  Vorbehalt  der  ausschliesslichen  Ausübung  des  Bergregals  darcl; 
den  Staat  bildet  nur  die  Ausnahme.  Er  kommt  in  Deutschland  namentlich  für  Stein 
salz  vor.  In  Ansehung  der  Stoffe,  auf  welche  sich  das  Grundeigenthumsrecht  nici' 
mit  bezieht  und  für  welche  andererseits  das  Regal  gilt,  bestand  und  besteht  in  d  i 
verschiedenen  Ländern  keine  volle  tJebereiltstimmiing  und  auch  in  den  einzelne! 
deutschen  Territorien  und  späteren  Staaten  herrscht  keine  völlige  Gleichmässigker 
Im  Allgemeinen  umfasst  das  Rergregal  „alle  auf  ihren  natürlichen  Lagerstätten  vor- 
kommende Mineralien,  auf  welche  der  Rergbau  in  seiner  technischen  Ausbildung  her- 
kömmlich betrieben  zu  werden  pflegt."  (Hesel er,  S.  850).  In  der  Gold.  BuLk 
werden  genannt:  auri  et  argenti  fodinas  atque  mineras  stanni,  cupri ,  fem,  plunibi  e 
altcrius  cujuscunque  generis  metallici  etiain  salis.  —  Stein-  u.  Rraunkohlen  fallen  nach 
neuerem  Rechte  meistens  unter  das  Regal  oder,  unabhängig  von  letzterem,  ante: 
die  vom  Verfügungsrecht  des  Grundeigenthrtmcrs  ausgeschlossenen  Mineralien:  Torf 
war  selten  regalisirt,  Salzquellen  meistens.  In  Grossbritannien  sind  nur  tiold  uni 
Silber  Regal. 

4.  Nachdem  dann  in  späterer  Zeit  die  volkswirtschaftliche  Bedeutung  des  Rers 
baus  mehr  erkannt  worden  und  der  finanzielle  Gesichtspunct  zurückgetreten  war.  de: 
Privatbergbau  sich  starker  entwickelt  hatte,  —  u.  A.  auch  weil  die  aus  dem  Rees 
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abgeleiteten  Her- worksabgaben  bei  der  verminderten  Ergiebigkeit  älterer  Werke  uud 
um  den  Bergbau  zu  begünstigen  ermässigt  und  mehr  aL  eigentliche  Gebühren  und 
Steuern  behandelt  wurden,  —  bereitete  sich  auch  im  Bergrecht  eine  neue  Gestal- 
tung vor,  welche  in  neuester  Zeit  mehrfach  zu  einem  Abschlüsse  gekommen  ist. 
(Vgl.  besonders  das  vortreflliche  neue  preussische  Berggesetz  vom  24.  Juni  1SH5 
(z.  Tb.  beruhend  aal*  Grundsätzen  des  französischen  Bergrechts),  welches  wieder 
dem  baierischen  Berggesetz  vom  20.  März  1869  und  andern  in  kleineu  Staaten 
(Braunschweig,  Weimar,  Gotha,  Waldeck)  zum  Vorbild  diente.  S.  Achenbach,  §.  18). 
Das  Bergregal  als  Finanzregal  oder  „nutzbares  Hoheitsrecht"  ver- 
schwand. (Beseler,  S.  203.  VI.  Stobbe  II,  585.  Achenbach  8.  209).  Die 
Beschränkung  des  Grundeigentums,  die  ja  nicht  erst  durch  das  Bega!  ge- 
schaffen, weun  auch  durch  die  Begalisirang  und  deren  Verbindung  mit  der  Bergbau- 
freiheit  noch  zu  grösserer  praktischer  Bedeutung  als  durch  die  letztere  allein  gebracht 
worden  war,  blieb  dagegen  bestehen.  Im  preussischen  Berggesetz  ist  dies 
so  ausgedruckt:  §.  1.  „Die  nachstehend  verzeichneten  Mineralien  sind  von  dem  Ver- 
l'ügungsrecht  des  Grundeigentümers  ausgeschlossen.*''  Ebenso  blieb  die  Bergbau- 
freiheit in  Geltung  und  wurde  nur  nach  den  neueren  Bedürfnissen  der  Volks- 
wirtschaft mit  Bücksicht  auf  die  nothweudige  Controle  des  Staats  über  den  Bergbau 
und  auf  die  Sicherung  der  Rechte  des  Grundeigentümers,  dessen  Bodeu  zum  Schürfen 
und  zur  Anlage  eines  Bergwerks  von  einem  Dritten  in  Anspruch  genommen  wird, 
gesetzlich  regulirt.  In  Gesetzen,  wie  dem  preuss.,  werden  daher  die  Grund- 
sätze aufgestellt,  nach  denen  die  Aufsuchung  und  Gewiunung  der  vom  Verfügungs- 
recht des  Grundeigucrs  ausgeschlossenen  Mineralien  erfolgen  kann.  Namentlich  wurde 
auch  genau  bestimmt,  auf  welche  Mineralstoffe  sich  «las  Bergrecht  beziehe  , 
z.  B.  Preuss.  Ges.  §.  1 :  Gold,  Silber,  Quecksilber,  Eisen  mit  Ausnahme  der  Kaseneisen- 
erze,  Blei,  Kupfer,  Zinn,  Zink,  Kobalt.  Nickel,  Arsenik,  Mangan.  Antimon  u.  Schwefel, 
irediegen  u.  als  Erze  —  Alaun-  u.  Vitriolen»  —  Stciukohle,  Braunkohle  u.  Graphit 

—  Steinsalz  nebst  den  mit  demselben  auf  den  nämlichen  Lagerstätten  vorkommenden 
Salzen  und  die  Salzquellen.  Es  ist  nicht  notwendig  und  nicht  richtig,  dieses  neueste 
Bergrecht,  ebenso  wenig  als  die  Freierklärung  des  Bergbaus  überhaupt,  auf  das  Berg- 
regal zu  gründen.  Vielmehr  ist  die  Grundlage  dieses  Bergrechts,  neben  dem  erwähnten 
Hauptprincip,  der  Beschränkung  des  Grundeigentums  —  also  einem  Satze  des  Privat- 
rechts —  in  den  allgemeinen  Staatshoheitsrechten  zu  suchen,  die  man  in 
ihrer  Auwendung  auf  das  Bergwesen  Berghoheit  nennen  kann.  So  auch  Beseler, 
S.  853  u.  Motive  z.  preussisch.  Berggesetz  v.  1805  bei  Klostermann,  Allgem.  Berg» 
ges.  für  d.  preuss.  Staaten,  nebst  Commeutar,  S.  45  fl.  Stobbe  II,  585:  „Der  Staat 
verleiht  nicht  iu  derivativer  Weise  eiu  ihm  bisher  zustehendes  Privatrecht,  sondern 
er  ertheilt  in  Folge  sein  s  Hoheitsrechts  gemäss  den  gesetzlichen  Regeln  die  Con- 
cession,  vermöge  deren  der  Einzelne  in  eiuem  concreten  Umfange  bergbauberechtigt 
wird."   Nähere  Begründung  dieser  Auffassung  bes.  bei  Achenbach,  S.  100  ff.  209. 

—  üeber  d.  volkswirthschaftl.  Zweckmässigkeit  dieses  heutigen  Bergrechts  s.  Wagner, 
(irundleg.  I,  §.  364. 

Für  den  Betrieb  von  Staats bergwerken  selbst  galt  nun 
schon  früher  öfters  das  allgemeine  Bergrecht  eines  Landes.  Dem 
neuen  Bergrecht  untersteben  diese  Werke  gleichfalls,  wie  dies  in 
den  neueren  Berggesetzen  auch  ausdrücklich  ausgesprochen  wird. 

Beseler,  S.  849.  Preuss.  Berggesetze  §.  2:  „der  Erwerb  und  Betrieb  von 
Bergwerken  für  Rechnung  des  Staats  ist  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  eben- 
falls unterworfen."  Achenbach  S.  209:  „Die  neuere  Berggesetzgebung  hat  mit  d. 
Aufhebung  des  Bergregal-  die  Verleihung  nach  Maassgabe  des  Gesetzes  aus- 
schliesslich anerkannt."  Die  Neuanlage  vou  Staatsbergwerkeu  auf  fremden  Privat  - 
ländereien  ist  daher  hier  auch  an  dieselben  Bechtsformalitäten  gebunden,  wie  die  An- 
lage von  Privatbergwerken,  und  setzt  kein  Regal  mehr  voraus. 

Die  Staatsbergwerke  treten  auf  diese  Weise,  einerlei  ob  sie 
auf  Staats-Grundeigenthum  oder  auf  Privatländereien  angelegt  sind, 
wenigstens  da,  wo  das  neuere  Bergrecht  zur  Geltung  gelangt  ist, 
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ganz  in  die  Classe  der  gewöhnlichen  privatwirthscbaft 
liehen  Unternehmungen,  was  sie  früher  freilich  trotz  des 
Hegais  sachlich  meistens  auch  waren,  weil  eine  Erhöhung  des  Er 
trage  in  Folge  der  Regalisir ung  nur  ausnahmsweise  möglich 
war. 

Ihre  Behandlung  in  der  Lohre  vom  Privaterweib  des  Staats  im  System  der 
l'inanzwissenschalt  erscheint  daher  auch  ab  die  allein  richtige.  Ebenso  sind  die  Ein- 
nahmen des  Staats  aus  Pri vatbom  werken  nunmehr  abweichend  vou  Kau  <5.  JL 
§.  181  —  systematisch  richtiger  iu  den  Abschnitten  vou  den  Gebühren  und  dco 
Steuern  zu  besprechen. 

IL  —  §.  250.  Beibehaltung  oder  Veräusserung  der 
Staatsbergwerke.  Der  Besitz  von  Staatsbergwerken  ist  gegen 
wärtig  in  den  europäischen  Staaten  sehr  verschieden  verbreitet 

Pieustcfl  und  Oesterreich-Ungarn  haben  noch  manche  Staatsbergwerke,  denn 
Entstehung  und  Beibehaltung  hier  früher  ausser  durch  das  lfcgal  auch  durch  den 
grossen  Domänen-  und  Waldbesitz  zu  erklären  war.  Auch  in  anderen  deutschet 
Staaten,  dann  iu  den  nordöstlichen  und  in  sudeuropäischen  Staaten  (Spanien)  finden 
sich  Staatsberjrwcrke.  während  dieselb.  iu  Grossbritannien  und  Frankreich  fehlen.  Da 
Kinn,  aus  deu  Her-:-,  Huttenwerken  u.  Saliueu  hat  Herrn.  Wagner  in  seinen  ünanz- 
>tat.  Uebersichtcu  iui  Goth.  Jahrb.  1S74  S.  STD  auch  nur  lückenhaft  zusammenstellen 
können.  In  KussJand ,  Norwegen.  Türkei,  Griechenland,  Spanien  befinden  sich  no*b 
bezugL  Einuabinen. 

Die  Frage  der  Beibehaltung  oder  Veräusserung  solcher  Werke 
ist  in  Deutschland  iu  neuerer  Zeit  vielfach  erörtert  und  ähnlich 
wie  bei  den  Domänen  meistens  zu  Gunsten  der  Veräusserung 
beantwortet  worden,  so  namentlich  von  den  Theoretikern  der 
Smith 'sehen  Schule,  die  sich  dabei  öfters  auf  die  schlechte 
Rentabilität  der  Staatsbergwerke  berufen  konnten. 

Virl.  bes.  Bcrgius,  Finanzwiss.,  2.  ,V.,  S.  231,  mit  Polemik  gegen  die  preusv 
Berg-  u.  Iluttcnrcrwaltujig. 

Indessen  wurde  hier,  wie  gewöhnlich,  die  Frage  zu  einseitig 
aus  dem  Gesichtspuucte  des  Productionsinteresses  beurtheilt 
und  die  privatwirthschaftliche  Rentabilität  und  die  Volkswirtschaft 
liehe  Productivität  zu  unbedingt  identificirt.  Daneben  ist  jedoch 
auch  hier  das  volkswirtschaftliche  Verth  ei lungsinteresse  und 
das  damit  zusammenhängende  social  politische  Moment  in  der 
Frage  für  die  Entscheidung  mit  zu  beachten.  (Grundleg.  §.  364, 
365).  Die  Frage,  ob  der  Staat  passend  Bergwerke  betreibe,  ist 
dann  vollends  nicht  absolut  zu  entscheiden.  Sie  ist  keine 
rein  finanzielle,  sondern  zugleich  eine  volkswirthsc h aft- 
liche  und  allgemeine  Verwaltungsfrage,  ähnlich  wie  die 
Staatsforst-  und  Staatsbahnfrage.  Selbst  bloss  als  Frage  der  Regelung 
der  Bergbau produetion  betrachtet,  kann  die  Entscheidung  ftlr 
und  wider  Staatsber^werke  nur  eine  relative  sein.  Die  concreteu 
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Verhältnisse  der  einzelnen  Länder  kommen  dafür  zumeist  in  Be- 
tracht. Allgemeine  Regeln  lassen  sich  daher  nur  in  folgender  be- 
dingter Weise  aufstellen. 

A.  Beantwortung  der  Frage  aus  dem  Standpuncte  des 
volkswirthschaftlic hen  Productionsinteresse.  Hier  sind 
unentwickeltere  und  ent  wickeitere  Verhältnisse  der  Volks- 
wirtbschaft zu  unterscheiden. 

1.  Auf  einer  niedrigeren  Wirthschaftsstufe  ist  Staatsberg- 
wesen und  in  Verbindung  damit  Staatshüttenwesen  öfters  recht 
wohl  am  Platze,  selbst  am  Zweckmässigsten  oder  sogar  allein 
möglich. 

Der  Staat  oder  (Landesherr)  verfugt  hier  noch  am  Eisten  über  die  meistens  zu 
einem  ordentlichen  Betrieb  bald  erforderlichen  grossen  Kapitalien,  welche  gerade 
tui  Bergbau  hauptsächlich  iu  »teilenden  Kapitalanlagen  gauz  festgelegt  werden 
und  für  Welche  oft  lange  auf  eine  genügende  Rente  gewartet  werden  muss. 
Auch  dif  technisch  gebildeten  Arbeitskräfte,  welche  jeder  etwas  fortge- 
schrittene 1  tergbau,  neben  vermehrtem  Kapital,  besseren  Maschinen  u.  s.  w. ,  bald  zu 
brauchen  pflegt,  kann  der  Staat  am  Beste  u  heranziehen  und  entsprechend  stellen.  Ein 
Heispiel  liefert  das  Gold.  Di«-  Verhältnisse,  welche  iu  der  californ.  und  austral. 
Goldgewinnung  nach  der  ersten  leichten,  aber  bald  erschöpften  Goldwäscherei  einge- 
treten sind,  kiitiuen  als  typisch  für  die  (ioldproductiou  bezeichnet  werden.  Vgl.  die 
?ehr  lehrreiche  und  klare  Darlegung  von  v.  Kichthofcn,  Metallprod.  Californiens, 
Nr.  14  der  Peterinaun'sehen  Ergänzungshcftc  d.  geogr.  Mittheil.  S.  IS  Jf.  Der  häutige 
grosse  Wald  besitz  des  Staats  Insst  sich  ferner  oftmals  am  Vorzüglichsten  und  mit- 
unter gar  nicht  anders  verwerthen.  als  dadurch,  dass  grosse  Holz  verzehrende 
(je werke  im  Walde  oder  iu  dessen  unmittelbarer  Nähe  angelegt  werden,  weil 
bei  dunner  und  armer  Bevölkerung,  schlechten  Strassen  und  niedrigen  llolzpiviseu  das 
Holz  nicht  weit  weggeführt  werden  kann.  Zu  solchem  Zwecke  erscheinen  aber  Berg- 
werke und  damit  verbunden  namentlich  Hutten  werke,  in  denen  die  Krze  gleich 
auslesen inolzen  und  die  Metalle  weiter  verarbeitet  werden,  ganz  besonders  geeignet 
und  notorisch  sind  aus  diesen  Gründen  manche  solche  Staatswerke  angelegt  worden. 
Das  speculative  oder  kaufmännische  Moment  spielt  weiter  unter  den  gegebenen 
Voraussetzungen  beim  Absatz  der  Bergwerks-  und  Hutte/iproductc  noch  keine  so 
entscheidende  Kollo,  als  später,  weil  die  Communicationsvcrhältuisse  und  die  allge- 
meinen Zustände  der  Volkswirtschaft  den  Absatz  einengen,  die  Versorgung  des 
Localbedarfs  die  Hauptsache  und  die  Coucurreuz  der  Producte  anderer  Gegenden  oder 
Länder  wenigstens  bei  unedlen  Metallen  unwichtiger  ist.  Die  spezifischen  Mängel 
des  Staatsbetriebs  treten  aus  allen  diesen  Gründen  auch  weniger  hervor.  Die 
Staatsbergwerke  haben  daher  auch  in  früherer  Zeit  oft  als  Muster  eines  geord- 
neten kunstinässigcu  Betriebs  und  als  Ptlanzschuleu  geschickter  Werkmeister  sehr  gute 
Dienste  geleistet.  Sprach  auch  schon  früher  nicht  immer  ein  erhebliches  Kinauzintcr- 
e>se  fUr  die  Anlegung  neuer  und  Beibehaltung  alter  Staatswerke,  so  um  -«o  mehr  ein 
volkswirthsehaftliches. 

2.  Diese  Verhältnisse  ändern  sich  aber  nun  vielfach  auf  höheren 
Wirthschaftsstufen.  Oftmals  möchte  im  Berg-  und  Hüttenwesen 
einer  der  Fälle  vorliegen,  wo  die  (meist  zu  allgemein  hingestellte) 
Regel  gilt,  dass  eine  in  früherer  Zeit  ganz  passende  privatwirth- 
schaftliche  Thätigkeit  des  Staats  besser  durch  diejenige  der  Privaten 
ersetzt  wird. 

Von  den  soeben  augeführten  Gründen  kanu  später,  z.  B.  iu  unserer  Zeit  iu  den 
mittel-  und  westeuropäischen  Staaten,  keiner  mehr  als  durchschlagend  fUr 
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Staatsbergbau  gelten.  Die  etwaigeu  Uebclstände  des  Privatbergbaus  (hinsichtlick 
der  Nachhaltigkeit  des  Betriebs,  der  Verhütung  gewinnsüchtigen  Raubbaus)  lassen  sich 
durch  eine  gewisse  Oberaufsicht  des  Staats  meistens  verhüten.  Die  grössere  Betriebsam- 
keit, Sparsamkeit,  bessere  kaufmannische  Leitung  sind  speeifirche  Vorzüge  der  Privat- 
werke,  welche  jetzt  sehr  wichtig  werden,  wo  durch  ein  ganz  umgestaltetes  Com- 
municationswrsen  dir  Co  neu  rrenz  auf  dem  Wel  tmark  für  den  Bergwerks-  und 
Hutten  betrieb  zum  entscheidenden  Factor  wird.  Die  unvermeidliche  Schwer- 
fälligkeit des  Staatsbetriebs,  die  Geschäftsführung  durch  Beamte,  von 
welchen  letzteren  grade  dir  tüchtigsten  bei  «lern  jetzt  viel  höheren  Stande  der  tech- 
nischen Bildung  oft  besondere  Neigung  haben  werden ,  mit  Staatsgeldern  gewagt  zu 
experimentiren,  wozu  drr  Bergbau  so  viel  verführerische  Versuchung  bietet,  das  stark- 
Herrortreten  der  kaufmännischen  Seit«-  des  Geschäfts  u.  v.  a.  m.  sprechen 
daher  im  Ganzen  für  das  Lossteuern  auf  den  Verkauf  von  Staatswerkrn. 

Der  genaue  Reinertrag  und  die  genaue  Rentabilität 
eines  Bergwerks  sind  sehr  schwer  zu  ermitteln ,  weil  das  Kapital, 
das  im  Laufe  langer  Zeit  hineingewandt  ist,  und  vollends  der 
Betrag,  welcher  von  diesem  Kapital  aus  den  Reinerträgen  noch 
nicht  amortisirt  ist  und  der  Werth,  welchen  das  Bergwerk  in 
einem  gegebenen  Zeitpuncte  repräsentirt,  kaum  annähernd  genau 
festgestellt  werden  kann.  Die  strengen  Grundsätze  des  Rechnung« 
wesens  mit  einem  bilanzmäßigen  Anlagekapital  sind  daher  bei 
Bergwerken  nicht  recht  anwendbar.  Der  jeweilige  Reinertrag 
enthält  oft  neben  der  Rente  eine  Kapitaltilgung.  Die  Grösse 
der  letzteren  ist  aber  wiederum  vollends  von  Jahr  zu  Jahr  nicht 
näher  bestimmbar. 

Dies  sind  Schwierigkeiten,  welche  sich  auch  im  Privatbergwerkwesen  fühlbar 
machen  und  wohl  mit  Recht  Vorzüge  der  alten  Bergbaugenossenschaft  vor  der  Actirn- 
«esellschaft  als  Wirtschaftsform  bedingen.  (Vgl.  0.  Michaelis,  d.  Bergbaugenossensch . 
in  Fauchers  Vierteljahrschr.  f.  Volksw.  u.  Culturgesch.  1863,  IV.) 

Für  den  Staatsbergbau  folgt  aus  jenen  Schwierigkeiten 
aber  vollends  das  Missliche,  dass  die  privatwirthschaft  1  iche 
Rentabilität  noch  weniger  als  bei  anderen  Staats 
gewerken  sicher  zu  Ubers  eben  ist  und  somit  noch  mehr  ein 
Beurtheilungsmassstab  darüber  fehlt,  wie  die  Werke  in  ökonomischer 
Hinsicht  betrieben  werden. 

Im  Allgemeinen  scheinen  die  meisten  Staatsbergwerke  iu  unseren  Staaten 
nur  schwach  zu  rentiren,  jedenfalls  werfen  sie  gewöhnlich  nur  (absolut)  niedrig 
Reinerträge  ab.  —  immerhin  mit  bemerkenswerthen  zeitlichen  und  örtlichen  Aus- 
nahmen.   Die  Rentabilität  der  einzelnen  Werke  lässt  sich  natürlich  vollends  nicht 
beurtheilen,  wenn  die  Producte,  welche  sie  liefern,  uicht  nach  dem  Marktpreise,  sonder.« 
nach  willkürlichen  Sätzen  an  andere  Staatswerke,  bes.  an  Hüttenwerke,  abgeliefert 
werden,  allein  diesem  Uebelstaude  ist  durch  richtige  Buchführungs -  u.  Rechnung* 
ndsätze  abzuhelfen.  —  Aeltere  Daten  über  das  Königr.  Westfalen  bei  Malchus. 
.  1,  95,  über  den  hannov.  Harz  bei  Lehzen,  I,  139  ff.,  u.  danach,  sowie  über 
Sachsen,  Oesterreich,  Proussen,  Spanien  bei  Bau,  5.  Aufl.,  §.  174  (a).  — 
Ueber  Preussen  gab  ich  weiteres  Detail  in  der  6.  A.,  §.  195,  N.  b.  Vgl.  jetzt  über 
die  deutsche  Bergwerksproduction  die  period.  Veröff.  des  Kaiserl.  Stat  Amts  in  den  i 
Vierteljahrs-  u.  nunmehr  den  Monatsheften.    Ueber  Preussen  spec.  Stat.  JahxM 
IV.  I,  S.  213  ff.,  über  dir  fisc.  Berg-,  Hüttrn-  u.  Salzwerke  eb.  S.  241  ff.    Ar lterr  j 
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Daten  im  Stat.  Jahrb.  III,  160  ff.,  dann  die  Daten  im  Etat.    Die  Zahl  der  preuss. 
Staatsbenrverke  war  1873  60,  1S74  59  (1  Kupferwerk  u.  1  Thon-  0,  Wascherdegrube 
war  1873  verkauft  wordene.    Davon  17  Steinkohlengruben ,  besond.  die  fast  ganz  dein 
I'iscus  gehörenden  an  d.  Saar  (12),  11  Braun  kohlengru  Den,  10  Eisensteingruben,  6  Blei-, 
Silber-  u.  Kupfergruben.  4  andere.    In  1S83  (ausser  Harz  u.  Deister)  15  Steinkohlen- 
w<  rkt-  (Saarbr.  0),  4  Braunkohle nwerke,  1  Bleizeche.  1  Kalkst. bruch.  Phosphoritgewinnung 
im  K.-B.  Wiesbaden.    An  der  gewaltig  aufsteigenden  günstigen  Conjunctur  von  1870/71 
bis  1873  hat  der  Staat  natürlich  theilgenommen ,  au  di  r  ungünstigen  seitdem  nicht 
minder.  Der  Gesain mtwerth  der  Production  der  Staatswerke  war  1871—74  bez.  24  26, 
33*51.  46-00,  41  73  Mill.  Thlr.    Die  Betriebskosten  stiegen  nicht,  sanken  dann  aber 
auch  nicht  in  gleichem  Maasse  —  trotz  des  erfreulichen  Steigens  der  Löhne  in  der 
günstigen  Zeit  —  so  dass  der  Reinertrag  bedeutend  den  Anschlag  uberschritt,  später 
aber  wieder  sehr  sank.  So  schwankte  z.  B.  der  Ertr.  d.  preuss.  fiscal.  Berg-  u.  Hütten- 
werke 1871— SO  zwischen  15 — 57 — 9  M.  M.    Dies  Schwanken  ist  in  finanz.  Hinsicht 
fur  den  Staat  nicht  angenehm,  immerhin  profitirt  auch  er  einmal  von  dem  „Conjunctur- 
jrewinn".  Wagner.  Grundleg.  I,  §.  76  ff.,  §.365.    Im  Anschlage  war  1874:  Der 
Höhertrag  der  Staatsbergwerke  75  05,  die  Betriebskosten  53*73,  der  Keinertrag  22*22 
Mill.  M.,  nach  dem  Enrebniss  aber  95  02,  50  08,  35  04  Mill.  M.   Nach  dem  Anschl. 
für  1S75  u.  1876  sollte  der  Rohertrag  aber  nur  76  99  u.  68*09.  der  Kostenbetr.  55*24 
u.  54*84,  der  Reinertra-r  also  nur  21*75  u.  13  25  Mill.  M.  sein.   Im  Ergebn.  f.  1870/bO 
war  die  Roheinn.  I>ei  d.  preuss.  fiscal.  Bergwerken  53*34.  der  Keinertrag  914.  18S0/81 
bez.  59*11  u.  9*71,  nach  d.  Voranschi.  f.  1882/83  bez.  60* Di  u.  10*35,  nach  demjen. 
f.  18^3/84  bez.  62*76  u.  11*03  M.  M.  Vgl.  über  die  Zweifelhaftigkeit  der  Buchfuhrungs- 
gTuudsatze  im  preussischen  Berg-  u.  Hüttenwesen  Bergius,  I.  A.,  S.  115  ff.  Ueber 
d.  fiscal.  Bergbau  im  preuss.  Harz  s.  Nöggerath,  Ztschr.  f.  Berg-,  Huttenw.  u. s.  w. 
1883.   Die  ausgezahlte  Ausbeute  im  OI»erharzer  Revier,  wo  seit  d.  17.  Jahrh.  allmülig 
der  ehemalige  gewerkschaftl.  Bergbau  in  fiscal.  Ei-renth.  überführt  wurde,  wird  v.  1650 
bis  1849  auf  100,936  Thlr.,  die  Zubusse  auf  25,625  Thlr.,  der  üeberschuss  demnach 
auf  75,311  Thlr.  im  Jahresdurchschn.  berechnet    Von  186s  —  81/82  wurden  jährlich 
i.  D.  an  d.  Staatskasse  abgeführt  bei  d.  Bergwerken  615,425  M.,  bei  den  Hütten 
40S.164  M.,  zus.  1,023,589  M.  —  Baiern,  A.  f.  1877:  Bergwerks-,  Hütten-  u.  Salinen- 
gefUle  8*68  Mill  M.  roh,  wovon  4' 18  auf  Bergwerke,  Betriebskosten  i.  G.  7*23,  also 
1*45  Mill.  M.  rein.    Detail  bis  1868  bei  Vocke  a.a.O.,  baier.  Stat.  Ztschr.  1871, 
112  ff.    A.  f.  1883  Sal.  u.  Bergw.  roh  5.595,  rein  0'391  M.  M.  —  Sachsen,  A. 
d.  Reinertr.  d.  Berg-  u.  Huttenwerke  1875  316,000  Thlr.,  1877  956,000  M.,  1883 
855.000  M.  —  West-Oesterreich,  A.  1876,  Montanwerke  Einn.  5*69  M.  fl., 
Betriebskosten  4*45.  rein  1.24  Mill.  fl.,  1882  roh  600,  rein  0*93  M.  fl.  —  Russ- 
iand,  Berg-  u.  Hüttenwerke  (excl.  Bergregal)  rein  1874  A.  3  58,  Ergebn.  2*90,  1876 
A.  4*54,  1880  Erg.  4*55  Mill.  R.  —  Spanien:   das  reiche  Quecksilberbergwerk 
Almaden  gab  früher  einen  ansehnl.  Reinertrag,  welcher  neuerdings  (seit  den  50  er  Jahren) 
wegen  der  Concurrenz  dos  californ.  Quecksilbers  u.  des  gesunkenen  Preises  abgenommen 
bat.    S.  Willkomm,  Spanien,  in  Stein-Wappäus  Geogr.  III,  2,  S.  73,  145. 

Cebrigcns  zeigt  ein  Vergleich  mit  dem  Privatbergbau  keineswegs  allgemein  eine 
Inissere  Rentabilität  des  letzteren,  z.  B.  wenn  Staatsbergwerke  in  Privathände  übergegangen 
>ind.  Bei  der  entscheidenden  Macht  der  Conjunctur  für  die  Gestaltung  der  Preise 
ier  Bergwerks-  und  Huttenproducte  und  bei  der  speeifisch  ähnlichen  Betriebsweise 
wenigstens  eines  grossen  Bergwerks  durch  den  Staat,  eine  Gesellschaft  oder  selbst 
iinen  einzelnen  Privateigentümer  kann  dies  kaum  anders  sein.  Vgl.  die  Darleg.  im 
i'reuss.  Statist.  Jahrb.  IV,  1,  232  ff.  So  war  z.B.  der  Durchschnittswerth  f.  d.  Centn, 
ioheisen  in  der  preuss.  lluttenproduction  1873  57*66.  1S74  44*91,  rohe  Stahlfabrikate 
100*29  u.  124  36  Sgr.  und  später  trat  noch  ein  weiteres  starkes  Siukeu  ein.  Nach 
lern  Verwaltungsbericht  der  Actiengcscllsch.  Dortmunder  Union  kosteten  1000  Kilogr. 
leatsches  Puddeleisen  im  Max.  1873  1*0— 192  M.,  Mitte  1874  87,  Mitte  1875  72, 
)ecemb.  1876  58  —  60  M.  Bessemer  Roheisen  in  diesen  4  Terminen  resp.  210, 
02 — 108,  90—90,  75—78,  gewühnl.  Eisenbahnschienen  resp.  330,  186,  102,  132—138, 
iubsstahlachieuon  396,  255,  104—210,  138—  150. 

Vermag  der  Staat  indessen  ein  Werk  vortheilbaft  zu  verkaufen, 
,o  dass  der  Erlös  eine  erheblich  höhere  Rente  trägt  als  bisher  der 

A.  Wa-rn.ir,  Finanzwesen« haft     I.   3.   Aufl.  39 
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Reinertrag  war,    so   sprechen   finanzielle   Gründe  dafür. 
Gründe  des  volkswirtschaftlichen  Productionsinter 
esses  nur  ausnahmsweise  noch  gegen  den  Verkauf. 

Iu  kl.in.ren  deutschen  Staaten  hat  man  mit  Recht  den  Verkauf  von  B»r.- 
werken  mehrfach  vorgenommen,  so  auch  noch  neuerdings  die  ganz  unbedi- Utendes 
(Kesrenauer,  §.247)  in  Baden.  Das  bad.  Blei-  u.  SilberbergwcrL  /u  Münstertlui 
jSl  Trudpert,  Amt  Staufen)  wurde  1S.'{3  an  eine  Gesellschaft  verkauft:  Schätzon^- 
werth  27,2S4,  Erlös  durch  Versteigerung  25,700  fl.  nebst  11,220  11.  aus  Vorrithcn. 
Vor  dem  Verkauf  war  Zubusse  erfordert  worden,  z.  Th.  wegen  Hoffuungsbauten,  Ji 
sich  hinterher  bewährten.  Verhandl.  d.  1.  Kamm.  1S33,  Beil.  III,  219;  1S37  ML 
Nr.  12b  (beide  Berichte  v.  Kau).  Auch  iu  Preussen  werden  kleinere  uurenubi 
Werke  mehrfach  veräussert.  In  Oesterreich  Verkäufe  1S55  ff.,  1S6S  ff.,  mit  un 
finanzpol.  Gründen. 

3.  Auch  das  Productions interesse  gestattet  aber 
die  Beibehaltung  von  Staatsbergwerken,  ohne  sie  unbedingt 
zu  verlangen,  wohl  in  folgenden  Fällen  heute  noch  bei  uns: 

a)  Bei  Bergwerken,  deren  Producte  einfacher  (z.  B.  au* 
geringer  Tiefe)  zu  gewinnen  sind,  keine  oder  keine 
schwierige  weitere  Vorarbeitung  verlangen  und  sofort 
leichten  Absatz  finden.  Daher  sind  namentlich  Kohlen-, 
Salzbergwerke  und  Salinen,  welche  oft  auch  gut  rentiren, 
eher  beizubehalten,  als  Erzgruben. 

Der  preussischc  Staatsbenrwerksbestand  entspricht  wenigstens  einigermass^ 
dieser  Regel. 

b)  Bergwerke,  deren  Producte  einer  Verbrauchssteuer, 
welche  zunächst  vom  Producenten  erhoben  wird,  unterliegen,  daher 
wieder  Salzwcrke,  sind  aus  diesem  Grunde  geeigneter  für  den 
Staat.  Wenn  die  Verbrauchssteuer  in  Form  des  Regals  des  Salz 
handeis  u.  8.  w.  erhoben  wird,  gilt  dies  noch  mehr. 

c)  Je  mehr  nach  der  Grösse  und  Beschaffenheit  der  Anlage- 
und  Betriebskapitalien  im  Bergbau  und  nach  der  technischen  Art 
des  Betriebs  der  Staat  und  Private,  namentlich  Gewerkschaften 
und  Actiengesellschaftcn,  die  Verwaltung  der  Werke  ähnlich  ein 
richten  müssen,  urn  so  mehr  treten  manche  Gründe  für  den  Ver- 
kauf von  Staatsbergwerken  zurück. 

d)  Wenn  mit  Staatsbergwerken  Hüttenwerke  verbunden  sind, 
die  sich  nicht  wohl  von  einander  trennen  lassen,  so  wird  der  Ver- 
kauf der  ersteren  vom  gleichzeitigen  Verkauf  der  letzteren  ab- 
hängen  müssen. 

4.  Eine  Verschiebung  des  Verkaufs  wird  zu  rechtfertigen 
sein,  wenn  mit  grosser  Wahrscheinlichkeit  der  Reinertrag  eines 
Bergwerks  bald  steigt  oder  ein  mit  Verlust  verbundener  Gruben 
bau  (Zubussgrube)  bald  zum  Ertrag  gebracht  werden  wird. 
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Auch  die  Rücksicht  auf  die  vom  Bergbau  lebende  Bevölkerung, 
deren  Verhältnisse  durch  einen  Verkauf  von  Staatswerken  oder 
durch  das  Einstellen  des  Betriebs  von  Zubussgruben,  zu  bedenk- 
lich werden  könnten,  kann  mitunter  wohl  eine  Verschiebung  des 
Verkaufs  oder  der  Betriebseinstellung  nöthig  machen. 

5.  In  richtiger  Weise  kommt  dagegen  das  volkswirtschaft- 
liche Productions-  und  das  Finanzinteresse  zur  Geltung  in  folgen- 
den Fällen.  Die  dauernde  Beibehaltung  schlecht  rentirender 
oder  vollends  eine  beständige  Zubusse  fordernder  Werke  im 
Staatseigenthum  und  im  wirklichen  Betriebe  lässt  sich  nemlich 
weder  rechtfertigen 

a)  aus  Rücksicht  auf  die  Erzeugnisse:  durch  die  ver- 
meintliche volkswirtschaftliche  Nützlichkeit  der  Gewinnung  von 
Bergwerksproducten,  namentlich  von  edlen  Metallen,  auch  wenn 
der  Reinertrag  gering  ist  oder  ganz  verschwindet  und  Zuschüsse 
nöthig  werden;  noch 

b)  durch  das  Interesse  der  im  Bergbau  beschäf- 
tigten Arbeiter  und  der  sonstigen  Bevölkerung  der 
Bergbaugegend.  Denn  dies  ist  eine  Ungerechtigkeit  gegen 
die  übrige  Bevölkerung,  aus  deren  Mitteln  (Steuern)  dann  im 
Grunde  der  Bergbau  unterhalten  bleibt,  und  eine  schlechte 
Form  der  Armenunterstützung.  Wenn  der  Verkauf  nicht  möglich 
ist,  so  niuss  vielmehr  allen  Ernstes  das  möglichst  baldige  Ein- 
stellen des  Betriebs  in  Aussicht  genommen  werden.  Daher  ist  für 
die  Einbürgerung  anderer  Beschäftigungen  in  der  Bergbaubevölke- 
rung und  nötigenfalls  selbst  für  die  Auswanderung  der  letzteren 
zu  sorgen. 

Früher  ist  der  beständige  Betrieb  von  Zubussgruben  aus  volkswirtschaftlichen 
Gründen  in  Schutz  genommen  worden,  so  mit  aus  mercantilistischer  Ucberschätzung 
der  Edelmetalle  besonders  bei  diesen,  aber  mit  Unrecht.  So  glaubten  z.  B.  f.  Justi 
und  Delius,  Gold-  und  Silberbergwerke  müssten  auch  gebaut  werden,  wenn  sie 
Zuschuss  kosten.  „Die  darauf  gewendeten  Kosten  bleiben  im  Lande  und  ernähren 
eine  Menge  Menschen.  Das  Land  hingegen  wird  allemal  um  so  viel  reicher,  als  Gold 
und  Silber  mit  diesem  vermeinüichcn  Verlust  aus  der  Erde  gegraben  werden."  v.  Justi, 
Staatswirthsch.  I,  246.  Eingehendere,  aber  doch  kaum  m<hr  nothwendige  Beweis- 
fahrung  gegen  andauernden  Betrieb  v.  Zubussgruben  u.  Hervorhebung  einiger  im 
Grunde  selbstverständlicher  Gesichtspuncte  bei  der  Betriebseinstellung  bei  Kau  §.  175 
D.  17G,  u.  danach  noch  vor.  Aufl.  dieses  B.  S.  489.  Vgl.  einige  Beispiele  von  später 
wieder  einträglich  gewordenen  Graben.  Im  concreten  Kall  ist  oltjectiv  ohne  Ulusionen 
zu  entscheiden,  ob  der  Fortbau  wirklich  nach  dem  Stande  der  technischen  Kenntnisse 
Aussicht  auf  Erfolg  verspricht.  Das  Urtheil  der  in  der  Sache  betlniligten  Berg- 
beamten  ist  natürlich  nicht  immer  unparteiisch  genug,  wenn  nicht,  wie  billig,  dafür 
gesorgt  ist,  dass  diese  aus  einem  Einstellen  des  Betriebe  oder  aus  dem  Verkauf  keineu 
materiellen  Schaden  erleiden.  Mit  Recht  befürwortet  Bcrgius,  S.  42,  115,  in  solchen 
Fällen  „aus  Sparsamkeit"  die  Pensionirung  der  brthciligten  Beamti  n  mit  vollein  Gehalt«', 
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falls  sie  nicht  in  die  neue  Verwaltung  übersehen.  Iin  Uebrigen  ist  die  Lage  der  Bergbau- 
bevölkerung iu  der  Frage  nur  soweit  massgebend,  als  vorhin  angegeben  wurde. 

§.  251.  —  B.  Ein  Mitsprechen  des  volkswirtschaft- 
lichen Vertheilu ngs-  und  des  sozialpolitischen  Inter- 
esses bei  der  endgültigen  Entscheidung  über  dieBei- 
behaltung  und  Veräusserung  der  Staatsbergwerke  ist 
nun  mit  Rücksicht  auf  folgende  Umstände  geboten. 

Vgl.  Grundlegung  I,  §.  3G5.  Die  nähere  Motiwrung  dafür,  daüs  solche 
Gesichtspunctc  in  diesen  Fragen,  neben  den  rein  finanziellen  und  den  das  Prodoctions- 
int.-resse  berührenden,  mitsprechen  dürfen,  gehört  nicht  hierher,  sondern  in  di- 
Grundlegung,  auf  deren  1.  Abth..  Kap.  3,4,  u.  2.  Abth.  ich  in  dieser  Einsich' 
wieder  zu  verweisen  habe.  Es  /.eigt  sich  im  Text  nur  an  einem  neuen  Beispiel  di. 
weittragende  Folge  des  socialpolit.  Gesichtspuncts  in  der  Nationalökonomie. 

1.  Je  mehr  die  Preise  der  Bergwerksproducte  unter  dem  Ein 
fluss  der  modernen  Communicationsmittel  und  des  heutigen 
Handelsverkehrs  von  der  C'onjunctur  abhängen,  desto  mehr 
wird  der  Bergbau  in  bedenklichem  Maasse  Gegenstand  der 
wildesten  privatwirthschai'tlichen  Speculation,  na- 
mentlich bei  der  Zulassung  der  Actiengesellschai't  zum 
Bergbau.  Hierdurch  entstehen  für  die  ganze  Volkswirtschaft  be- 
denkliche Folgen ,  grosse,  ökonomisch  unverdiente  Gewinne  im 
einen,  grosse,  ökonomisch  unverschuldete  Verluste  im  anderen 
Falle.  Bei  Staatseigenthum  und  Staatsbetrieb  von  Bergwerken 
sind  diese  Folgen,  namentlich  in  Verbindung  mit  anderen  tief 
greifenden  volkswirtschaftlichen  Reformen,  wie  der  allgemeinen 
Annahme  des  Staatseisenbahnsystems,  immer  noch  eher  einzu 
schränken. 

Die.  deutsche  Speculationsperiodc  1S71  If.  hat  wieder  Belege  über  die  heillos- n 
Folgen  der  Speculation  in  „Montanwerthen"  genug  geliefert.  S.  Uber  die  Conjunctur 
(irundleg.  §.  70  ff. 

2.  Bei  einzelnen  Producten,  wie  besonders  bei  Kohlen,  droht 
eine  monopolistische  Ausbeutung  der  Consumenteii 
durch  Preis  Verabredungen  der  Privatbergwerksbesitzer  und 
Händler.  Bei  der  universalen  Bedeutung  von  Producten,  wie 
Kohle,  Salz,  für  die  Volkswirtschaft  kann  daher  wohl  eine 
Beibehaltung,  selbst  eine  Erweiterung  der  betreffenden  Werke 
Seitens  des  Staats  im  allgemeinen  Interesse  liegen,  um  so  mehr, 
da  auch  das  Production sinteresse  dies  nicht  verbietet. 

G.  §.305.)    G.  Cohn,  engl.  Eiscnb.pol.  II.  1)2  fl*. 

3.  Auch  das  Interesse  der  Arbeiter  kann  ftir  Beibehaltung 
und  Erweiterung  des  Staatsbergbaus  sprechen,  sobald  nicht  öko- 
nomisch-technische Gründe  den  letzteren  untunlich  machen  und 
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eine  genügende  Rentabilität  gesichert  ist.  Der  Staat  kann  hier 
durch  seine  Leistungen  für  Arbeiter  als  Muster  für  Privat  -  Arbeits- 
herrn und  in  seiner  Eigenschaft  des  grossen  Arbeitgebers 
auch  als  Concurrent  auf  dem  Arbeitsmarkte  zu  Gunsten  der 
Arbeiter  einen  wünschenswerthen  Einfluss  ausüben. 

S«'hr  bemerkenswert!!  sind  z.  B.  die  bedeutenden  Leistungen  der  tisc.  pp-uss. 
Saarkohlenwerke  für  Arbeiterwohnungen ,  Vorschüsse  1".  den  Bau.  Gewährung  v.  Uau- 
pramien  u.  s.  w.,  wodurch  ein  besitzender  Arbeit  erstand  geschaffen  wird.  —  Die  Auf- 
gabe des  Staats,  als  Concurrent  auf  dem  Arbeitsmarkt  zu  Gunsten  der  Arbeiter  zu 
wirken,  wird  freilich  in  der  heutigen  Praxis,  einem  falschen  Fiscalismus  zu  Liebe  und 
in  Verkennung  der  Wichtigkeit  hoher  Löhne  und  guter  Arbeitsbedingungen  für  Arbeiter, 
noch  kaum  erkannt.  geschweige  erfüllt.  Ebensowenig  ist  sie  der  älteren  Theorie  sym- 
pathisch. Aber  mit  steigender  Erkenntnis»  de«.  Wirtlisch.-L«bens  wird  sie  mehr  verstanden 
werden.    Grundleg.  §.  176. 

Nur,  wenn  keine  dieser  Rücksichten  genommen  werden  soll, 
kann  man  sich  so  unbedingt  gegen  Staatsbergbau  erklären,  wie 
es  früher  in  der  Schule  des  ökonomischen  Individualismus  meist 
geschah.  Sobald  der  Zusammenhang  aller  solcher  Verhältnisse, 
wie  jetzt  immer  mehr,  richtig  erkannt  wird,  darf  die  Entscheidung 
nicht  durchaus  abweisend  lauten. 

Der  Verkauf  selbst  wird  bei  kleineren  Werken  mittelst  Versteigerung,  bei 
grösseren  mittelst  des  schriftlichen  Submissionsverfahrens  geschehen  können. 
Doch  sind  Verkäufe  unter  der  Hand  bei  der  Schwierigkeit,  geeignete  Käufer  /.u 
finden,  wohl  nicht  immer  auszusch Hessen.  Die  Käufer  werden  bei  grösseren  Werken 
jetzt  meistens  Actiengesellschaften  sein,  doch  wäre  zu  erwägen,  ob  nicht  die  Bildung 
von  Productirgenossenschafteii  der  Bergleute  zur  Uebernahme  der  Staatswerke  zu  ermög- 
lichen wäre.  Einige  Kapitalbestandtheile  können  mitunter  für  andere  Verw  endungen 
gebraucht  werden  und  danach  höhere  Preise  erzielen.  Auf  die  fertigen  verkauflichen 
Prodacte  braucht  sich  der  Verkauf  des  Werks  nicht  mit  zu  erstrecken,  da  diese  sich 
oft  besser  apart  veräössern  lassen  werden.  Die  Höhe  des  Verkaufspreises  und  oft  die 
Möglichkeit  des  Verkaufs  selbst  wird  wesentlich  von  der  allgemeinen  Geschäftslage 
abhängen.  Finanziell  ist  es  freilich  vorthcilhaft<  r.  den  Verkauf  in  einer  Speculations- 
zeit,  bei  der  Conjunctur  aufsteigender  Prodnctenpreise  vorzunehmen.  Aber  auch  für 
die  Wahl  des  Zeitpunctes  des  Verkaufs  dürfen  solche  finanzielle  Kncksichten  nicht 
allein  massgebend  sein,  wenn  Gefahr  vorhanden  ist.  durch  solche  Verkäufe  das 
Speculationsfiebcr  noch  mehr  anzuregen  und  dadurch  volkswirtschaftlich  und  social- 
politisch  nachtheilige  Wirkungen  auf  das  Gemeinwesen  und  auf  die  Lage  einzelner 
Volkseigen  auszuüben.  Auch  dieser  Satz  folgt  aus  der  socialpolitischcn  Auffassung 
volkswirtschaftlicher  Fragen. 

III.  —  §.  252.  Bewirtschaftung  und  Verwaltung 
der  Staatsbergwerke.  Das  Princip  der  Bewirthschaftung 
rnuss  das  privatwirthschaftliche  sein:  die  Erzielung  des 
höchst  möglichen  nachhaltigen  Reinertrags. 

Die  drei  möglichen  Formen  sind  wieder:  Zeitpacht, 
Erbpacht  und  Eigen  Verwaltung.  Die  erste  ist  kaum  so 
einzurichten,  dass  die  Interessen  des  Eigenthtlmers  genügend  ge- 
wahrt werden  und  müsste  wegen  der  notwendigen  Festlegung 
grosser  Kapitalbeträge  als  stehendes  Kapital  auf  sehr  lange  Dauer  er- 
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folgen.  Bei  der  Schwierigkeit  einer  Werthabschätzung  des  Berg- 
werks, der  Verwendungen,  des  Inventars  lässt  sich  die  Pacht  doch 
nicht  leicht  durchfuhren  und  ist  die  eigene  Regie  mit  Recht  ge- 
wöhnlich vorgezogen  worden.  Die  Erbpacht  könnte  den  Ueber- 
gang  ins  Privateigentum ,  namentlich  die  Bildung  von  Bergbau 
genossenschallen  der  Arbeiter  selbst  anbahnen,  wobei  jedoch  ein 
Theil  des  Betriebskapitals  noch  vom  Staate  vorgeschossen  werden 
müS8te,  wenigstens  zu  Anfang. 

Verpachtet  sind  u.  A.  meistens  die  spanischen  QuecksilberVrgwerke  roa 
Almaden  gewesen.  S.  Kau  §.  17S  (die  Pacht  nicht  so  abweisend);  danach  noch  vor. 
Anfl.  S.  492. 

Die  Organisation  der  Eigenverwaltung  des  fiscalischen 
Bergbaus  hat  einige  Aehnlichkeit  mit  derjenigen  der  Forstverwal 
tuug.  Bei  dem  engen  technischen  und  wirtschaftlichen  Zusammen 
hang  der  Metallbergwerke  und  der  auch  regelmässig  und  am 
Besten  in  eigener  Regie  zu  verwaltenden  Hütten  besteht  zum 
Theil  derselbe  Behördenapparat  für  beide  Gebiete,  wie  auch  für 
die  Salzwerke  und  Salinen.  Bei  der  einzelnen  Grube  oder  Hütte 
findet  sich  dieselbe  Einrichtung  der  untern  Arbeiten  wie  bei 
Privatwerken  (Steiger,  Hüttenmeister  als  untere  leitende  Beamte). 
Die  einzelnen  grösseren  Werke  werden  von  technisch  gebildeten 
Beamten  verwaltet  (Directoren)  unter  Beihilfe  von  anderen  höheren 
(Inspectoren)  und  mittleren  technischen  Beamten  für  die  gewerb- 
lichen Geschäfte  (Factoren,  Schichtmeistern  u.  s.  w.).  Die  näher 
zusammenliegenden  und  sonst  technich  zusammengehörigen  Werke 
bilden  wohl  ein  grösseres  eigenes  Revier  („Bergamt")  unter  einer 
Ge8ammtdirection  (z.  B.  im  preussischen  Saardistrict),  mit  Special 
directoren  für  das  einzelne  Werk.  Diese  Behörden  stehen  entweder 
direct  oder  durch  provinziale  Mittelbehörden  unter  der  obersten 
Bergbaubehörde  des  Staats,  welche  letztere  jetzt  regelmässig  eine 
Mini8terialabtheilung  (z.  B.  des  Ministeriums  für  Gewerbe  und 
für  öffentliche  Arbeiten)  ist. 

Beispiel  Preussen.  Aufhebung  der  eigenen  Bergämter  1S61.  5  Ober- 
ber^amtsbe/.irki-  za  Breslau ,  Halle,  Dortmund.  Bonn,  Clausthal.  Eigene  Brrgwerks- 
direction  zu  Saarbrücken :  1  Vorsitzender  (9300  M.  Geh.).  7  Mitglieder  (4200 — 6000  M. 
Geh.),  2  Betr.inspectoren  (3000—  3600  IL),  1  Bendan t  (4500  M.  Geh.\  19  S«'xret.  o. 
Buchhalter  (2100—3300  M.).  7  Assistenten  (1050  -1950  M.),  Kanzlisten,  Boten  u.  >. 
Bei  den  einzelnen  Bergwerken  des  Staats  funjriren  20  Dir.  1.  Cl.  n.  10  Dir.  2.  CL 
(wovon  bez.  10  u.  2  in  Saarbr.,  Geh.  1.  Cl  42Ü0— 6000.  2.  Cl.  3000—4200  M.),  tfi 
d.  Hutten  je  5  Dir.  1.  u.  2.  Cl.,  bei  d.  Salzwerken  5  u.  3  ;  ferner  bei  den  Bergwerk- a 
18  Betriebsinspectoren  (3000  u.  3000  M.  Geh.).  bei  d.  Hutten  5,  bei  den  Salzwerk.-n  3 ; 
sodann  bei  den  3  Kategor.  bez.  34—17—16  Factoren  (2550—3000  M.  Geh.),  u. 
bez.  73—12—14  Schichtmeister  u.  Secretare  (1350—1800  M.  Geh.),  32  — 4  — v 
Assistenten  (1350 — 1800  M.  Geh.).  ausserdem  bei  d.  Bergwerken  5,  bei  d.  Sakv. 
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t  höh.  n  r  Bau-  u.  Masch.inspector,  bei  d.  Hütten  u.  den  Salzw.  je.  1  Bau-  u.  Masch.- 
m<istcr;  im  Ganzen  bei  d.  3  Kateg.  23f> — 55 — 53,  zus.  344  solcher  höherer  u.  mittl. 
Beamtenstellen.  An  d.  Spitze  d.  Oberberjrämter  steht  1  Berghauptmann  (10.500  M. 
Geh.).  neben  ihm  Oberbergräthe ,  im  Ganzen  24  (4200 — (iOOO  M.  Geh.).  Die  oberste 
Behörde  ist  d.  Min.abth.  f.  Bergwesen  im  jetz.  Min.  d.  öfT.  Arbeiten,  mit  1  Dir.  u. 
4  Vortrag.  Käthen  nebst  1  bes.  Rath.  Diese  Behörde  wie  die  Uberbergämter  fungin  n 
mit  f.  d.  Oberaufsicht  uber  d.  Privathergbau.  Die  ehemals  mitunter  begründeten 
Befürchtungen,  dass  solche  Aufsichtsbehörden ,  wenn  sie  nicht  vom  fiscal.  Berghau 
völlisr  getrennt  sind,  die  Interessen  des  Privatbergwerks  L  icht  beeinträchtigen,  haben 
gegenwärtig  kaum  mehr  Berechtigung.  Preussen  ist  bei  Weitem  der  erste  Staat  mit 
Staats bersr bau  in  Deutsehland  u.  in  Europa.  Iu  Baiern  stehen  die  Bergwerke  u.  s.  w. 
unter  d.  Gen.bergw.-  u.  Sal.administr.  im  Fin.minist..  in  West-Oesterr.  dh-  Berg- 
werk.- unter  d.  Ackerbauminist. 

Die  Kegeln  für  die  vorteilhafteste  eigene  Bewirthschaftung  der  Staatsbergwerke 
enriebt  die  Bergbaukunde,  ein  Theil  der  Privatökonomik.  Sie  beziehen  sich  vornehmlich 
auf  die  technischen  Verhältnisse  de.a  Bergbaus,  deshalb  gehört  ihre  nähere  Dar- 
legung, die  ohne  ein  Eingehen  auf  viele  Einzelheiten  keinen  Zweck  hat.  nicht  in  die 
Finanzwissenschaft.  Soweit  diese  Kegeln  volkswirtschaftlicher  Art  sind,  müssen  sie 
in  der  Volkswirthschaftspolitik  behandelt  werden.  Kau  hat  in  d.  5.  A.  §.  ISO  (und 
danach  6.  A.  §.  20 1>  einiire  weitere  Bemerkungen  uber  die  Einrichtung  der  Geschäfte 
des  Staats bergbaus,  die  indessen  für  die  technische  Seite  des  Bergbaus  zu  allgemein 
gehalten  sind,  um  belehren  zu  können.  Vgl.  Rau,  Volkswirthschaftspol.  §.  33  IT. 
Koscher,  Syst  III,  §.  178  ff. 

Von  besonderer  Bedeutung  ist  die  gute  Einrichtung  des  Rech- 
nungswesens. In  dieser  Hinsicht  ist  zu  verlangen,  dass  auch 
in  den  der  Landesvertretung  vorgelegten  Ausweisen  die  Betriebs- 
ergebnissc  jedes  einzelnen  Werks  richtig  zu  ersehen  sind  und 
nicht  Alles  in  den  summarischen  Ausweisen  Uber  alle  Werke  ver- 
wischt wird.  Zu  diesem  Zweck  ist  es  aber  auch  nöthig,  dass  alles 
das,  was  ein  Staatswerk  von  einem  anderen  an  Producten  u.  s.  w. 
empfängt  und  an  ein  solches  abliefert,  nach  den  üblichen  Preisen 
durch  die  Rechnungen  läuft.  (§.  151).  Denn  nur  so  erhält  man  ein 
richtiges  Bild  von  der  ökonomischen  Lage  der  einzelnen  Erwerbs- 
anstalten des  Staats. 

Namentlich  gilt  das  Gesagte  von  der  Verrechnung  zwischen  den  Berg-,  d.-n 
Hüttenwerken  und  den  Staatsforsten  und  dann  wieder  von  derjenigen  zwischen  den 
verschiedenen  Hüttenwerken,  in  welchen  die  Producte  durch  eine  Reihe  von  Ver- 
arbeitungsstadien hindurch  gehen.  Auch  die  Wegegeld  Freiheit  darf  nicht  einseitig 
den  Staatswerken  gewährt  werden,  weil  sonst  unter  deren  Kosten  ein  Bestandtheil 
fehlt,  der  bei  den  coneurrirenden  Privatwerken  vorkommt.  Der  Reinertrag  erschiene 
dann  kunstlich  zu  hoch.  Klagen  dieser  Art  in  Baiern,  wo  d.  Staatsbergwerke  das  Holz 
um  25  Proc.  wohlfeiler  erhielten  und  durch  die  Befreiung  von  Wcggeld  begünstigt 
wurden,  Kudhardt  I.  128.  (Kau.) 

Mit  der  modernen  YerkehrsentwicUong  und  mit  der  Beseitigung  eigener  Hutten- 
werke des  Staats,  welche  die  Erz<-  und  Kohlen  der  Staatsbergwerke  selbst  verbrauchen, 
wird  neben  der  technischen  die  kaufmännische  Leitung  des  Staatsbeigbaus  immer 
wichtiger.  Daraus  geheu  noch  besondere  Schwierigkeiten  gerade  für  eine  Staats- 
verwaltung hervor,  die  auch  mit  dafür  sprechen,  Erzgruben  eher  aufzusehen.  Kohlen- 
und  Salzwerke  mit  ihren  einfacheren  Absattverhältnissen  der  Producte  beizubehalten. 
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2.  Abschnitt. 
Hüttenwerke. 

Kau  5.  A.  §.  154  spricht  über  die  Huttenwerke  kurz  im  A.  v.  d.  Anlagen  z. 
Gewerksbctrieb.  Die  Verbindung  mit  d.  Bergbau  ist  indessen  auch  f.  d.  System  mass- 
gebend.   So  schon  meine  H.  A.  von  Rau  §.  202.  20.H. 

§.  253.     Die    Frage    der   Zweckmässigkeit  von 
StaatsbU  tten  werken.     Auch  hier  sind  die  Zeitverhält 
nisse  und  die  Entwicklung  der  Volkswirtschaft  zu  unter- 
scheiden. 

1.  Hüttenwerke  zur  Verarbeitung  der  Erzeugnisse  des  Berg- 
bans sind  gewöhnlich  wegen  des  Zusammenhangs  mit  den 
Staatsbergwerken  auf  Staatsrechnung  angelegt  und  betrieben 
worden,  in  früherer  Zeit  öfters  auch  mit  Rücksicht  auf  Staats- 
forste, um  auf  diese  Weise  die  gewonnenen  Mineralien  und 
gleichzeitig  das  sonst  schwer  abzusetzende  Holz  sicher  und  vor- 
theil haft  in  möglichster  Nähe  der  Gruben  und  der  Wälder  ver 
werthen  zu  können.  Die  technischen  Kenntnisse,  welche  das 
Hüttenwesen  erfordert,  hängen  mit  der  bergmännischen  Wissen- 
schaft und  Kunst  vielfach  zusammen  und  finden  sich  daher  bei 
den  Fachmännern  beider  Zweige  oftmals  vereinigt.  Im  Ganzen 
lässt  sich  deshalb  Anlegung  und  Betrieb  von  Hüttenwerken  Seitens 
des  Staats  und  in  der  erwähnten  Verbindung  mit  Staatsbergwerken 
und  Staatsforsten  im  volkswirtschaftlichen  Productions 
interesse  wenigstens  für  die  frühere  Zeit  billigen  und  zwar 
aus  denselben  Gründen,  wie  der  Staatsbergbau  auf  niedrigerer 
Wirtb8cbaft8stufe  passend  erscheint  (§.  250). 

..Viele  Erfahruniren  beweisen,  dass  Staatshiitten  werke  unter  der  Leitung  wissen- 
schaftlich gebildeter  Verwalter  und  unter  kundiger  Oberaufsicht  und  guter  Controk 
der  Staatskasse  Nutzen  gebracht  haben  und  ähnlich  wie  die  Staatsbcrfrwerke  selbst  al? 
Vorbilder  für  den  Betrieb  von  Privat  werken  dienten."  (Rau  §.  154.)  ücber  deu 
Zus.hang  zwischen  Berg-,  Hütten-  u.  Forstwesen  nocli  heute  im  Harz  s.  Nögce- 
rath  ,  a.  a.  0. 

2.  In  dieser  Hinsicht  ist  aber  in  neuerer  Zeit  in  unseren 
Staaten  eine  Aenderung  eingetreten.  Die  Privatwerke  sind 
in  der  Technik  den  Staatswerken  gleich  gekommen,  wozu  die 
Verbreitung  der  technischen  Lehranstalten  die  Möglichkeit  bot.  In 
der  ökonomischen  Führung  des  Betriebs  haben  sie  die  Staatswerke 
dagegen  vielfach  zu  übertreffen  gelernt,  weil  sich  im  Hüttenwesen 
die  bekannten  Vorzüge  der  Privatbetriebsamkeit  und  die  Nachtbeile 
des  Staatsbetriebs  leichter  geltend  machen  können.  Bei  der  jetzigen 
Ausdehnung  des  Privatbergbaus  und  der  schon  eingetretenen  und 
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weiter  möglichen  Einschränkung  des  Staatsbergbaus,  bei  den 
besseren  Absatz  Verhältnissen  und  höheren  Preisen  des  Holzes  und 
bei  der  immer  mehr  erfolgenden  Verdrängung  des  Holzes  durch 
die  Steinkohle  als  Brennstoff  bei  den  Schmelz-  und  Verhüttnngs- 
processen  ist  daher  die  Beibehaltung  der  noch  vorhandenen  Staats- 
huttenwerke  in  der  Regel  finanziell  nicht  mehr  räthlich  und  die 
Neuanlage  von  solchen  kann  vollends  nur  noch  in  Ausnahmefällen 
gebilligt  werden,  soweit  rein  ökonomische  Rücksichten  des  Pro- 
duetionsinteresses  entscheiden. 

Fiir  die  Veräusserung  der  Hüttenwerke  darf  man  sich  unbedingter  als  iiir  die- 
jenige der  Bergwerke  des  Staats  erklären,  weil  das  spekulativ- kaufmännische 
Element  beim  Absatz  der  Hiittenproductc  immer  wichtiger  wird  und  dieses  am 
Wenigsten  Sache  des  Staats  ist. 

Die  Frage  der  Rentabilität  der  Staatshüttenwerke  im  Verhältniss  zum  Kapital- 
aufwand und  selbst  des  blossen  Reinertrags  ist  schwierig  zu  beantworten.  Fest  zu 
stehen  scheint  aber,  ilass  neuerdings  nur  ausnahmsweise  eine  gute  Rente  erzielt  wird. 
Wenn,  wie  vielfach  üblich,  zwischen  den  Staatsberg-  und  Hüttenwerken  und  Forsten 
Uine  ordentliche,  möglichst  auf  Grund  der  Marktpreise  erfolgende  Verrechnung  der 
Ablieferungen  und  Empfänge  stattfindet  (§.  252),  so  ist  natürlich  gar  kein  genaues 
L'rtheil  zu  gewinnen.  Aeltere  Daten,  bes.  über  die  s  U d deutschen  Staaten,  Harz  u.a.m. 
bei  Kau  tu  der  5.  A-.  §.  154  (c).  —  Neuere  Beispiele:  Preussen.  Die  Renta- 
bilität der  Staatshuttenwerke  und  die  Höhe  des  wirkl.  Reinertrags  ist  mehrfach  Gegen- 
stand der  Controverse  gewesen.  Varl.  Bergius.  Finanz..  S.  115  — 119.  Nach  einer 
Privatsehrift  „über  die  Betriebsergebnisse  der  Staatshuttenwerke  i.  d.  Jahren  1853 — 00** 
hatte  der  Betrieb  in  diesen  8  Jahren  2,382.143  Thlr.  Verlust  ergeben.  Nach  einer 
amtlichen  Gegenschrift  unter  demselben  Titel  wäre  in  dieser  Zeit  die  Summe  von 
-135.550  Thlr.  als  baarer  Uebersehuss  abgeliefert,  woneben  der  Werth  des  Anlage-  u. 
Be  triebskapitals  durch  neue  Verwendungen  aus  dem  Erlös  u.  s.  w.  um  1,487JH9  Thlr., 
d.  h.  von  5,567,680  auf  6.920.S47  Thlr.  gestiegen  wäre.  >o  dass  der  gesammte  Gewinn 
1. '»23,469  Thlr.  betrug«-.  Dabei  sind  einige  Ausgabeposten  (Autheil  an  Verwaltungs- 
aufwaud  f.  d.  höheren  Bergbehörden,  Unterstütz,  f.  Beamte,  Arbeiter.  Zuschüsse  zu 
de»  Knappschaft^kasson)  nicht  einmal  eingerechnet.  Selbst  der  ganz«;  oflic.  angegebene 
(iewinn  beträgt  jährlich  nur  240,807  Thlr.  oder  3 S6°/0  des  muthmasslic  hen  mittleren 
Kapitalbetrags  von  0*244  Mill.  TWr. ,  der  baare  Uebersehuss  aber  nicht  einmal  0*0o/o 
jährlich.  In  den  Jahren  1802  —  OS  war  nach  den  Resultaten  der  Staatshaushalts- 
rechnong  das  Betriebsergebniss  der  Huttenwerke  darchschnittl.  0  377  Thlr.,  Max.  0*50 
u>  1800,  Min.  O  l 4  in  ISO*,  wo  die  neuen  Provinzen  (Hannover)  eingeschlossen. 
Statist.  Jahrb.  III.  Die  Voranschläge  gewöhnlich  etwas  günstiger  als  die  Ergebnisse. 
S.  weiten-s  Detail  in  der  6.  A..  §.  202,  Note  a.  An  der  günstigen  Conjuuctur  können 
sich  Hüttenwerke,  des  Staats  bei  der  Notwendigkeit  einer  raschen  Anpassung  der 
I'roductiou  an  den  Bedarf  des  Verkehre  nicht  so  leicht  betheiligen,  als  einfache  Berg- 
werke wie  auf  Kohlen.  A.  f.  d.  preuss.  Staatshutten  1S74:  roh  22*40.  Kosten  21*45. 
rein  101,  Ergebniss  beZ.  22  01,  23*42,  Deficit  0*51  Mill.  M.;  A.  f.  1875:  23  32.  21*39, 
IVberschuss  1*92;  f.  1870:  22*65,  20*98,  1*07  Mill.  M.  Ergebn.  f.  1879/80,  1880/81 
u.  Anschl.  f.  18S2/83  u.  1S83/84  bei  d.  Hutten  allein  bez.  roh  17*33— 18*63— 1917- 
1!'*53  M.  M.  (wovon  über  %  auf  die  Harzer  Hutten  kommen),  rein  0*s98  — 0*072  — 
0-606— 0-529  M.  M.  Ueber  d.  Harz,  bes.  d.  Silberhutten,  s.  Nöggerath  a.  a.  U.  — 
l'eber  Hannover  in  früherer  Zeit  Lehzen,  I.  155,  über  Baden  Regenauer, 
8.  386  ff.,  über  Würtemberg  Herdegen,  S.  114.  Hoffmann,  Finanzrecht,  1,303, 
Kiecke,  S.  185.  über  Baiern  Vocke  in  der  Baier.  Stat.  Ztschr.  1871,  S.  115. 

3.  In  neuester  Zeit  haben  sich  daher  auch  in  Deutsch- 
land die  Staaten  bestrebt,  den  Htittenbetrieb  ganz  einzu- 
stellen und  dies  würde  oft  noch  rascher  geschehen,  wenn  sich 
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immer  leicht  geeignete  Käufer  und  Verkaufngelcgenheitcn  zu  einem 
leidlichen  Preise  fänden. 

Aueh  liier  mnss  übrigens  die  H^«r»-I  gelten  ,  dass  ein  Hüttenwerk  niclit  lingw 
Zeit  Zubusse  verlangen  darf  <S.  Hl  1)  und  dass  es  besser  i>t,  sieh  mit  einem  niedrig  m 
Preise  /u  begnügen,  wenn  die  daraus  fliessende  Heute  nur  den  andauernden  Rein- 
ertrag des  Werks  Ubersteigt.  Getrennt  von  dem  Werke  selbst  e.rfoljrt  in  der  Regel  di. 
Yeräusscrung  von  angesammelten  Vorratlien.  in  denen  auch  oft  ein  bedeutendes  Kapital 
lange  braeh  liegt. 

Beispiele.  So  sind  in  Baden  alle  Hütten  des  Staats  vertussert.  die  letzt. 
1SGS,  w  obei  ein  ansehnlicher  Theil  des  angenommenen  Kapitalwerths  verloren  gegeben 
werden  musste.  Aueh  in  Preussen  ist  di.«  allmäli<r<'  Veräusserung  jetzt  beabsichtigt 
und  Ramend.  1S70  das  grosse  srhles.  Werk  Königshütte  u.  s.  w.  für  1.306,000  Thlr 
verkauft  worden.  Ihr  Beinertrag  war  1S70  auf  03.160  Thlr.  im  Etat  veransehlart- 
Irn  J.  1S74  wurde  die  Eisengiesserei  in  Berlin  aufgelöst.  1S74  bestanden  no- L 
12  Huttenwerke,  numl.  7  Eisenhutten  mit  4  Hochöfen,  5  Blei-  u.  Silberhutten.  lUs 
Knpferberg-  u.  Hüttenwerk  Mechelsdorf  (langer  Zttlmssgrube)  ist  1S73  verausvrt 
worden.  1J»S3  noch  ausserh.  d.  Harzes  in  Preussen  1  Silber-  u.  Blei-,  1  Ei>eo- 
giess-.  1  Eisenhütte  fisealisrh.  Weitere  Daten  in  meiner  6.  A.  Uau's,  §.  203,  Note  a.  — 
In  Preussen  sind  veranschlagt  als  Erlös  für  Prod.,  Mater.,  Invent.  aufgelöster  Sta.it*- 
htttten  1S70  810,000  (Kftnigshüttc),  1871  100,000  Thlr. 

4.  Einem  solchen  Vorgehen  stehen  auch  die  in  §.  251  ge- 
äusserten Bedenken  gegen  den  Verkauf  von  Staatsbergwerken  nicht 
in  gleichem  Grade  entgegen,  zum  Thcil  werden  sie  hier  in  höherem 
Maassc  durch  die  Rücksicht  auf  die  Schwierigkeiten  einer  ökono 
misch -technisch  genügenden  Leitung  von  Staatshüttenwerken  über 
wogen.  Der  bisherige  Besitz  von  Hüttenwerken  des  Staats  ist 
theils  niemals  sehr  umfassend  gewesen,  theils  seit  länger  nicht 
mehr  bedeutend,  so  dass  die  Beibehaltung  oder  Veräusserun? 
wenige  der  in  §.  251  hervorgehobenen  Wirkungen  haben  kann. 

Der  Factor  Natur  spielt  auch  bei  der  Produetion  eine  untergeordnete  Bolle  ii 
den  Hüttenwerken,  eine  Hauptrolle  in  den  Bergwerken.  Die  principiellc  Besedtiguuc 
des  Privateigenthums  an  ersteren  kann  vollends  nur  in  Verbindung  mit  einer  voll- 
ständigen Umgestaltung  der  Organisation  der  Volkswirtschaft  in  Frage  kommen  aui 
wurde  ein  ähnliches  Vorgehen  bei  den  Fabriken  voraussetzen,  wovon  hier  abges*l> r 
werden  kann.  Es  ist  nicht  zu  vergessen,  dass  die  ausschliessliche  Zulassung  von  Staa  - 
bergwerken  eine  Frage  der  Ordnung  des  Eigenthumsverhältnisses  einer  Boden- 
kategorie ist  und  an  und  für  sich  und  praktisch  nicht  undurchführbar  erschein;, 
wenn  auch  Zweckmässigkeitsgründe  sie  verbieten  mögen.  Die  gleiche  Forderang  ke; 
Hüttenwerken  geht  viel  weiter  und  ist  viel  schwieriger  zu  verwirklichen,  weil  sie  dit 
Bechtsordnung  des  Kapitals  betrifft  Wie  sehr  verschieden  aber  die  Frage  d« 
privaten  Grund-  u.  des  privaten  Kapitaleigcnthums  zu  behandeln  ist.  ist  :& 
meiner  Grandleg.  2.  Abth.  bes.  K.  3  u.  4  (namentl.  §.  307,  341.  342,  344,  3t>» 
ausgeführt  worden 

5.  Ebenso  wie  bei  Bergwerken  kann  indessen  bei  Hütten 
werken  erwogen  werden,  ob  man  nicht,  statt  die  Werke  an  einzelne 
Private  und  an  Kapitalistengesellschaften  (Acticn  Unternehmungen1 
übergehen  zu  lassen,  aus  dem  Htittenarbeiterpersonal  Productiv 
associationen  bilden  könne,  denen  durch  die  Stundung  de* 
Kaufpreises  und  durch  Darleihen  von  Betriebskapital  gegen  lang 
same  Abzahlungen  Credit  gewährt  würde. 
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Die  Opfer  des  Staat»  werden  dabei  oft  nicht  grösser  zu  sein  brauchen,  alt  beim 
bisherigen  Betrieb,  d.h.  auch  nur  in  zeitweise  niedrigerem  Gewinn  (hierum  cessans) 
hestehen.  Der  nicht  zu  leugnende  Vortheil  bei  der  Verwandlung  eines  bestehenden 
Staats-  oder  eigentlichen  Privatwcrks  in  ein  Actienunternehmcn,  dass  ncmlich  die 
Schwierigkeiten  der  Gründung  und  Inbetriebsetzung  fortfallen,  kommt  bei  der  Ver- 
wandlung in  solch.:  Association  unternehmen  ebenso  in  Betracht. 

So  lange  Hüttenwerke  vom  Staate  noch  besessen  werden,  sind 
sie  in  der  Regel  nur  in  eigener  Heg ic  zu  betreiben.  Diese 
nmss  dann  möglichst  auf  kaufmännischem  Fussc  eingerichtet 
werden ,  eine  Gewinnbetheiligung  des  dirigirenden  Personals  kann 
dazu  empfehlenswert!)  sein.  Hinsichtlich  der  Verrechnung  der 
Erträge  gilt  das  im  §.  252  bei  den  Bergwerken  Gesagte. 

Die  Betriebsmater,  u.  Utensilien  absorbiren  den  Haupttheil  der  Koheinu.  bei 
ilen  Hüttenwerken .  so  iu  Preussen  A.  f.  1 S70  (also  noch  incl.  d.  schlcs.  K«>nigs- 
liutte)  bei  einer  Totalausgabc  von  6*116,084  Thlr.  jener  Posten  4.451, 61 7;  ferner  die 
Bauten.  Betriebsanlagcn  u.  deren  Unterhaltung  300,3K5,  die  Betriebslöhne  1,064,200  Thlr., 
kleinere  sachliche  Bedürfnisse  D>,014,  Zuschüsse  zu  den  Knappschaftskassen  27,365, 
Abgab,  u.  Grundentschad.  15,2114,  Besoldungen  (109  Stellen)  H3.313,  andere  pcrsftnl. 
Ausgaben  7450  Thlr.  Die  Privaten  werden  vornchmlieh  nur  an  den  ersten  2  Posten 
Ersparungen  (Verbesserungen  der  Technik)  zu  machen  suchen  können,  kaum  an  den 
Besoldungen,  und  sonst  eben  nur  durch  Aufsuchen  günstigeren  Absatzes  eine  höhere 
Rente  ermöglichen,  auch  hier  nicht  dauernd  mit  Erfolg,  wie  dio  Lage  der  Metall-, 
bes.  Eisenindustrie  nach  1873  zeigte. 

3.  Abschnitt. 
Salzwerkc. 

Kau  handelt  von  den  Staatssalzwerkcn  im  Abschnitt  vom  Salzregal,  §.  IM  11. 
l>a  letzteres  als  Besteuorungsform  zu  betrachten  ist  (§.211),  muss  der  Gegen- 
stand hier  jetzt  sretheilt  werden,  wie  schon  in  meiner  0.  Ausg.  Kau 's  §.  204  —  205. 

L  —  §.  254.  Beibehaltung  oder  Veräusserung.  Die 
Salzwerkc  des  Staats  haben  sich  in  ähnlicher  Weise  wie  der 
Staatsbergbau  entwickelt  und  sind  namentlich  aus  dem  Bergregal 
hervorgegangen.  In  dieser  Hinsicht  gilt  für  ihre  Beibehaltung 
oder  Veräusserung  und  auch  für  ihre  Bewirtschaftung  im  Ganzen 
dasselbe,  wie  für  den  sonstigen  Staatsbergban  (§.  250).  Nach  den 
Bemerkungen  in  §.  250  und  251  erscheint  die  Beibehaltung 
von  Salzwerken  und  Salinen  aber  ökonomisch- technisch 
weniger  bedenklich  und  mit  Rücksicht  auf  die  Gefahr  mono- 
polistischer Ausbeutung  der  Consumenten  durch  Producenten  und 
Händler  bei  einem  so  unentbehrlichen  Verzehrungsgegenstaud,  wie 
Salz  unter  Umständen  selbst  zweckmässig. 

Vgl.  schon  in  Alt- Rom  die  Monopolisirung  mit  aus  diesem  Zwecke.  Mar- 
inardt a.  a.  0.,  0.  154,  271  u.  o.  §.  210,  Note  4. 

Die  Staatssalzwerke  nehmen  ferner  vielfach  noch  eine  andere 
Stellung  als  die  übrigen  Bergwerke  des  Staats  ein,  weil  das  Salz 
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seit  »lange  einer  Verbrauchssteuer  und  zwar  insbesondere 
einer  in  Form  eines  Regals  erhobenen  in  vielen  Ländern  zo 
unterliegen  pflegt.  Um  dieses  Salzregal,  welches  nach  der  ge- 
wöhnlichen Einrichtung  die  Gewinnung  und  Bereitung  des  Koch 
salzes  sowie  den  inländischen  Handel  mit  demselben  im  Grossen 
begreift,  möglichst  bequem  und  vollständig  als  Besteuerungsmass 
regel  ftlr  einen  rein  finanziellen  Zweck  auszunutzen,  hat  der  Staat, 
namentlich  in  Deutschland,  den  Betrieb  der  Salzwerke  sich  gern 
selbst  vorbehalten.  Auch  bei  neuentdeckten  Salzlagern  und  Salz 
quellen,  die  ihm  nach  dem  Bergregal  zur  Verfügung  standen,  ist 
daher  selten  eine  Verleihung  an  Dritte  erfolgt  (z.  B.  Ludwigshall 
bei  Wimpfen,  in  einer  hess.  Exclave,  Rau).  In  der  That 
sprechen  manche  erhebliche  Gründe  der  Verwaltungs-  und 
BeSteuerungstechnik  dafür,  da  wo  einmal  das  Salz 
regal  als  Verbrauchssteuerform  besteht,  die  Salz- 
gewinnung in  eigenen  Werken  des  Staats  auf  Rech 
nung  des  letzteren  zu  betreiben. 

Die  sonst  sehr  lästige  und  schwierige  Controle  der  Privatsalzwerke  fällt  dah* 
fort  und  die  Staatswerke  schlagen  beim  Verkauf  gleich  die  Steuer  zum  Preise  hinzu 
oder  erheben  m.  a.  W.  diese  Steuer  im  tarifmässigen  Kegalprcise.  also  mit  billigen 
Erhebungskosten. 

Ueber  das  Salzregal  als  solche  Verbrauchssteucrforin  ist  erst  in  der  specielku. 
Steucrlehre  (B.  3  d.  l'in.wiss.)  zu  handeln,  unserer  früheren  Verwerfung  der  Regalien  ih 
einer  besonderen  Einnahmeart  gemäss  (§.  211).  Hier  muss  einstweilen  die  Bemerkufl:' 
genügen,  dass  die  Kegalisir ung  des  Salzes  in  unserer  Gegenwart  und  in  unsere 
Staaten  indessen  jedenfalls  keine  nothwendige  und  mitunter  keine  gute  Bcstcoe- 
rungsform  mehr  ist 

An  Stelle  des  Regals  ist  daher  auch  mehrfach  eine  gewöhn 
liehe  Salzverbrau chsstcuer  getreten  oder  das  Salz  ist 
gänzlich  von  der  Steuer  befreit  worden.  Im  ersten  Falle  liegt 
kein  so  erheblicher  Grund  wie  bei  der  Kegalisirung  des 
Salzes  vor,  dass  der  Staat  selbst  Salzwcrke  besitze  und 
auf  eigene  Rechnung  betreibe. 

Die  Privatbetriebsamkeit  hat  hier  wieder  manche  Vorzüge  und  auch  die  zweck- 
mässige Form  der  Erhebung  der  Salzsteuer  gleich  beim  Producenten  erweist  sich 
recht  wohl  durchführbar.  Es  sind  daher  bei  der  Ersetzung  des  Regals  durch  cin^ 
gewöhnliche  Steuer  öfters  dio  Staatssalzwerke  voräussert  worden,  besonders  kleiner-, 
wenig  ergiebige.  Veräusserungsabsichten  seit  dem  das  Salzregal  durch  eine  andere 
Salzverbrauchssteuer  ersetzenden  Ges.  d.  Nordd.  Bundes  v.  12.  üct.  1867  in  Preussen. 
So  wurde  die  Saline  Orb  in  dem  von  Baiern  abgetretenen  Landstrich,  Sülbeck  im 
Hildesheimschen  abgegeben.  Nach  d.  A.  f.  1871  sollten  die  Salinen  zu  Königsborn 
(Kealit.- Werthausehl.  120,000  ThhO  und  Kothenfelde  (dsgl.  33,000  Thlr.)  im  0.  B.A.B. 
Dortmund  verkauft  werden.  Der  Keinertrag  war  nach  d.  A.  f.  1S71  20,016  u.  3310  Thlr 
Auch  zur  Zeit  des  Salzregals  waren  schon  mehrere  Privatsalinen  vorhanden,  1866  io 
den  alten  Provinzen  von  18  überhaupt  10  (incl.  der  hess.  in  Kreuznach).  Vou  den 
16  hannov.  Salinen  waren  nur  2  fiscalisch,  die  beiden  genannten  zu  Sülbeck  u. 
Kothenfelde.   1874  besasa  Preussen  noch  3  Salzworko  u.  6  Salinen,  1883  noch  3  u.  5 
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(bes.  die  beiden  grossen  Anlagen  z.  Schönebeck  u.  Stassfurth).  —  In  den  anderen 
deutschen  Staaten  ist  seit  der  Aufhebung  des  Salzregals  noch  wenig  Veränderung 
eingetreten.  Baden  betreibt  noch  seine  beiden  Werke  zu  Rappenau  u.  Dürrheim, 
in  Baiern,  Wurteinberg  gehören  alle  Salzwerkc  dem  Staate;  Sachsen  hatte  schon 
früher  keine. 

Bei  grossen  und  einträglichen  Werken  ist  indessen 
die  Beibehaltung  im  Staatseigentum  und  Staatsbetrieb  immerhin 
zulässig.  Von  den  in  §.  250  angeführten  Gründen  kommen  hier- 
für besonders  die  in  Betracht,  dass  das  Salz  keiner  weiteren 
schwierigen  Bearbeitung  unterliegt,  sondern,  wie  Kohle,  gleich 
verkäuflich  ist  und  dass  die  Erhebung  der  Steuer  gleich  bei  den 
Staatewerken  bequem  und  wohlfeil  ist. 

Wo  endlich  die  Salzsteuer  ganz  aufgehoben  wird,  da  ist  die 
Frage  der  Beibehaltung  oder  Veräusserung  von  Staatssalzwerken 
wieder  wesentlich  dieselbe  wie  beim  Staatsbergbau  überhaupt,  nur 
dass  dann  um  so  mehr  der  Gesichtspunct  des  §.  252  zu  er- 
wägen ist. 

II.  —  §.  255.  Bewirtschaftung  der  Staatssalz- 
werke. 

1.  Bei  bestehendem  Salzregal.  Die  Verwaltung 
auf  eigene  Rechnung  (Eigenbetrieb)  ist  hier  die  gewöhn- 
liche und  gewiss  auch  die  zweckmässigste  Bewirthschaftungsform. 

So  vor  wie  nach  Aufhebung  des  Salzregals  in  Prcussen  (unter  dem  Handels- 
minist).  Baiern  u.a.m.    S.  auch  Kau,  §.  189,  u.  vor.  Aufl.  §.  220. 

2.  Ohne  bestehendes  Salzregal.  Der  Eigenbetrieb 
ist  auch  hier  wohl  am  Räthlichsten  und  auch  die  Regel,  zumal 
wenn  eine  beim  Producenten  erhobene  Salzverbrauchsteuer  existirt. 
Die  Verpachtung  hat  die  gewöhnlichen  Schwierigkeiten  einer  Ver- 
pachtung von  Bergwerken,  Hütten  u.  s.  w.  Ihr  vorzuziehen  ist 
eventuell  die  Veräusserung. 

Die  würtciub.  Saline  Cletncnshall  war  bis  verpachtet.    (Kau.)    In  den 

deutschen  Ländern  war  vor  wie  nach  Aufhebung  des  Kegals  fast  nur  Eigen- 
renraltung.  Die  beiden  Verpachtungen  in  Frankreich  sind  nicht  gut  ausgefallen. 
S.  Kau,  §.  m  Note  «,  §.  ISfi  S.  200  (5.  AA,  u.  vor.  Aufl.  dieses  Bands  S.  501  Note. 

Bei  der  Ei  gen  v  er  waltung  ist  besonders  auf  Kosten  Ver- 
minderung bei  der  Salzproduction  und  bei  der  Verpackung  und 
Versendung  von  Salz  hinzustreben.  Soviel  als  möglich  empfiehlt 
»ich  der  Salzverkauf  ab  loco  (des  Werks).  Er  sollte  bei  einer 
Beseitigung  des  Regals  die  Regel  sein,  was  ein  weiterer  Vortheil 
hiervon  ist.  Wo  das  Regal  besteht,  müsste  der  Staat  wenigstens 
darauf  binstreben,  um  so  die  Kosten  fUr  die  Niederlagen  (Gebäude, 
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Beamte,  Diener)  zu  ersparen.  Im  Uebrigen  ist  die  Einrichtung 
des  Eigenbetriebs  ganz  ähnlich  wie  bei  Berg-  und  Hüttenwerken. 

Einiges  Weitere  zur  Technik  des  Betriebs  u.  über  technische  Verbesserungen  !•« 
Kau,  §.  1S9  Noten,  und  meist  danach  noch  vor.  Aufl.  d.  B.  S.  502.  Indessen  reiche 
solche  Notizen  doch  nicht  aus  u.  die  technischen  u.  privatökou.  Fragen  als  sol«  Ik 
gehören  nicht  in  die  Fin.wiss.  S.  bes.  die  Werke  über  Technologie  (R.  Wagner. 
Chein.  TcchnoD.  Grosse  Bedeutung  hat  bei  unvollkommener  Communic&Uon ,  dahrr 
früher  mehr  als  jetzt,  die  Fortlcituns:  der  Soole  nach  Orten,  wo  der  Brennst-**: 
billiger  und  die  Salzabiuhr  leichter  (Salzkammergut,  südöstl.  Oberbaiern,  Leitun: 
zwischen  Berchtesgaden,  Reichenhall,  Traunstein,  Roseuheim). 

Die  Reinertragsverhältnisse  der  Staatssalzwerke  lassen 
sich  natürlich  nur  da  richtig  und  genau  angeben,  wo  kein  Regal 
besteht,  oder  wo  die  Betriebsergebnissc  scharf  von  den  Ergebnissen 
der  Regalverwaltung,  welche  durch  Ausschluss  der  Concurrenz  den 
Salzpreis  steigert,  getrennt  werden,  was  nicht  immer  der  Fall  war 
und  ist. 

Beispiele:  Preussen,  Salzworke,  Rechn.  1865  1-202  Mill.  Thlr.  Roheinn 
697,000  Thlr.  Kosten,  504,000  Thlr.  Reincrtr..  woneben  d.  Salzmonopol  9  277  Mtli 
Thlr.  roh  ertrug,  2*81  Mill.  Thlr  Kosten  machte,  also  6'467  Mill.  Thlr.  rein  ergab. 
A.  f.  1871  (incl.  neue  Provinzen)  Salzwerko  Einn.  1,492,97(1,  Ausg.  1,010,593  Tblr. 
Ueberschuss  482,383  Thlr.   Erhebl.  Unterschiede  bei  d.  einz.  Werken,  so  nach  A.  für 
1^71:  Saline  zu  Schönebeck  Roheinn.  484,300,  Ueberschuss  191,460,  Salzw.  zu  Stass- 
furt  511.8;*0  u.  184.950,  Sal.  zu  Darrenberg  184,270  u.  73,920,  zu  Artern  55,770  « 
11,130.  Salzw.  bei  Erfurt  59,430  u.  3420,  Königsborn  86,165  u.  20,010,  Neusalzwert. 
41,340  n.  7925,  Rothenfelde  20,510  u.  3310,  Münster  a.  St.  14,986  u.  4287;  Soodc 
dagegen  bei  21,000  Thlr.  Einu.  10,525  Thlr.  Zuschuss,  Rodenberg  dsgl.  13.375  u. 
3835  Thlr.    1*74  Ergcbn.  d.  ganzen  Saliucnverwaltung  roh  4  92,  rein  0  81  Mill.  M 
A.  1875  4-89  u.  0  75.  1876  5  16  u.  0  94  Mill.  M.    1879/80,  1880/1881  Ergebn 
1882/&3  u.  188  V/84  Anschl.  roh  5  01 1 —  5  713  — 5*462  — 5  985  M.  M.,  rein  1.106- 
1*695— 1*436— 1  632  M.  M.  —  Baden.  Herabsetzung  des  Ertragsansehlags  des  SalincL- 
betriebs  1876—77  gegen  die  forher.  Budjretpcr.  v.  961,000  auf  784,000  M.  roh,  z.Th. 
weil  die  Salzprcise  in  Folge  der  Concurrenz  erheblich  gewichen  seien;  Gesammteu: 
der  Salincnverwalt.  rein  1875  0*3,  1876  0  153  Mill.  M.  —  Baiern.  Salinenverwaltunj 
A.  1868  u.  69  roh  1*33  Mill.  fl.,  rein  40,000  11.,  Ergebnis  1868  143  u.  0'1S7  Mill  £ 
A.  1S70  u.  71  1*25  Mill.  11.  u.  120.000  fl.  roh  u.  rein,  A.  1876  u.  77  roh  1*547  Mill.  M 
S.  Vocke  a.  a.  0.  f.  die  Zeit  bis  1868,  Ztschr.  1871,  S.  112. 


4.  Abschnitt. 
Ocwerksanlagen. 

§.  256.  Hierhin  gehören  besonders  Staats fabriken.  Bei 
solchen  Anstalten  können  dreierlei  Zwecke  unterschieden  wer 
den,  welche  aber  mitunter  bei  einer  einzelnen  zusammentreffen. 
Auch  im  Verlauf  der  Zeit  zeigt  sich  ein  geschichtlicher  Wechsel 
dieser  Zwecke. 

1.  Die  Anstalten  können  einen  rein  finanziellen  Zweck 
haben,  um  dem  Staate  eine  Reineinnahme  für  die  eigentlichen 
StaatsbcdUrfnisse  zur  Verfügung  zu  stellen. 
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Nur  in  diesem  Falle  gehören  sie  zu  den  privatwirthschaftlichen  Anstalten  im 
strengen  Sinne  i§.  DJS).  Ein  solcher  Zweck  hat  aber  kaum  je,  weder  früher  noch 
jetzt,  bei  den  vorgekommenen  Staatsfabrikcu  ausschliesslich  obgewaltet.  Gegenwärtig 
wird  man  nur  verlangen  müssen,  dass  der  Gcsichtspunct  privat wirthschaftlicher  Renta- 
bilität voranstehe.  Da  zeigt  sich  indessen,  dass  der  Staat  hier  im  Eigen  betrieb 
selten  günstige  Ergebnisse  erzielt.  Auch  die  Verpachtung  ist  kaum  einträglich 
uud  schwer  durchführbar.  Mit  Hecht  werden  daher  die  (iewerksan lagen ,  weil 
•ler  zweite  Zweck  nicht  mehr  wichtig  zu  sein  pflegt,  lieber  aufgegeben  und  veräussert. 
In  einem  solchen  Falle  könnten  mitunter  Versuche  mit  Productivassociaüoucn  in 
Erwägung  kommen.  Die  viel  besprochene  Ta  baksmanufactur  in  Strassburg,  auf 
d.  elsass-Jothr.  Kudget.  gehört  in  diese  1.  Kategorie.  Ihr  behauptetes  „Fiasco"  bewiese 
gegenüber  dem  Erfolg  massloser  tendenzpolitischer  Angriffe,  denen  auch  keine  Privat- 
fabrik widerstände,  nicht  viel.    A.  18S2/S3  5*ß9  Mill.  M.  roh,  0833  Mill.  M.  rein. 

2.  Die  Anstalten  haben  einen  volkswirtschaftlichen 
Zweck,  und  zwar  für  die  Productionsinteressen,  indem  sie  als 
Musteranstalten  dienen  und  neue  Gewerbzweige  einführen  sollen. 

Diesem  Zweck  verdanken  viele  frühere  und  manche  noch  heute  bestehende  Staats- 
fabriken ihre  Entstehung,  besonders  solche  aus  dem  Gebiete  der  Kunstgewerbe, 
so  Porzellan-,  Teppich-,  Tapeten  fahr.,  Glashutten,  Glasmalereien,  früher  auch 
Webereien.  Tuchfabriken  u.  a.  in.  Einige  Anstalten,  wie  Glas-,  Zieg.lhütten.  Mühlen. 
Brauhäuser,  Weinkellereien,  selbst  Wirthshäuscr,  sind  aus  dem  landwirthsch.  Domanium 
mit  hervorgegangen  u.  vollends  zu  veräussern,  §.  232.  Sie  haben  mitunter  ihren 
eigentlichen  Zweck  erreicht,  freilich  vielfach  unter  grosser  Hintansetzung  der  Kenta- 
bilität.  Insofern  sind  sie  volkswirtschaftlich  unter  den  Massregeln  und  Ausgaben 
des  Staats,  durch  welche  mit  finanziellen  Opfern  die  Gewerbe  befordert  werden  sollten, 
zu  beurthcileu.  In  der  Gegenwart  lassen  sie  sich  in  unseren  Staaten  wohl  meistens 
entbehren.  Sie  werden  daher  am  Hüsten  aufgegeben,  da  die  sonst  erforderliche 
Betreibung  nach  dem  privatwirthschaftlichen  Kentabilitätsprincip  keinen  günstigen 
Erfolg  zu  haben  pflegt.  Als  (ieschmacksbildungs-  u.  Gcschinackscrhaltungsanstalten 
können  die  vielen  staatl.  Porzellan l'abriken  allerdings  immer  noch  in  Betracht  kommen. 
Die  Weiterbildung  nach  den  Erfordernissen  der  Jetztzeit  erfolgt  etwa  so,  dass  Spccial- 
kunstschulcu  (Maler,  Glasmaler)  damit  verbunden  werden  (Sevres.  Nymphen)».),  wo  dann 
die  Ausgabe  wieder  eine  andere  Bedeutung  erhält.  Indessen  wird  durch  angemessene 
Bestellungen  des  Staats  bei  Privatfabriken  im  kunstindustr.  Interesse  jetzt  ziemlieh  das- 
selbe zu  erreichen  sein,  als  durch  eigene  Staatsfabriken,  ohne  dass  dabei  so  grosse 
Kosten  wie  bei  diesen  vom  Staate  getragen  werden.  In  Prcussen  deutet  die  gegen- 
wärtige Stellung  der  K.  Porzellanmanufaetur  im  Min.  f.  Unterricht  u.  s.  w.  neben  dem 
technischen  Unterrichtswesen  darauf  hin,  dass  ähnlich  wie  bei  der  Uebertragung  der 
Dom.  u.  Forsten  an  d.  landwirthsch.  Ministerium  der  finanzielle  hinter  dem  volks- 
wirthsch.  Gcsichtspunct  zurucktreten  soll. 

3.  Die  Anstalten  haben  den  Zweck,  den  eigenen  Bedarf 
des  Staats  an  bestimmten  .Sachgütern  zu  befriedigen.  Auch  hier 
ist  die  Staatsindustrie  nur  ausnahmsweise  an  Stelle  der  Privat- 
industrie noch  heutzutage  bei  uns  in  finanzieller  Hinsicht  rät  Ii  lieh. 

Früher  Hessen  sich  die  Porzollanfabrikcn  auch  hier  mit  nennen,  ein  weuig 
selbst  jetzt  noch,  indem  sie  luxuriöse  Ehrengeschenkgcgenstände  für  fremde  Monarchen, 
Staatsmänner  lieferten.  Auch  für  solche  Zwecke  reicht  die  Privatindustrie  jetzt 
völlig  aus.    S.  sonst  oben  §.  108. 

Bei  der  oft  irrationellen  Rechnungsführung  der  Staatsfabriken 
lägst  sich  übrigens  nicht  immer  der  wirkliche  Kapitalbetrag,  der 
in  der  Fabrik  steckt,  und  daher  auch  nicht  der  wahre  vcrhältniss- 
mässige  Reinertrag  angeben. 
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Sehr  viele  Staatafabriken  sind  schon  eingegangen ,  weil  sie  sich  nicht  lohnten 
Am  Häufigsten  sind  noch  oder  waren  bis  vor  Kurzem  die  Porzellan  t  abrike  n  n 
Scvres,  Berlin.  (Wien),  (Nymphenburg),  Meissen,  Kopenhagen  u  s.w.  —  Beispiele 
Preussen.    Porzellan  manufactur  Rohertrag    1 865 — 68  D.  164.250,  Betriebskosten 
144,053  Thlr.,  Reinertrag  20,197  Thlr.,  1874  A  roh  558,000,  rein  36,000,  Ergebnis* 
575,000  u.  42,500  M.,  1876  A.  555,000  u.  27,300  M.    Die  Anstalt  wurde   1866  in 
das  Gebäude  der  aufgelass.  Gesundheitsgeschirrfabrik  (die  1865  bei  103,084  Thlr.  roh 
19,357  Thlr.  rein  ergab)  verlegt,  jetzt  nach  Charlotten  bürg  bei  Berlin,  mit  einen 
ausserord.  Kostenaufwand  von  335,000  Thlr.  fur  1S68 — 71.  —  eine  finanziell  schwer 
erklärliche  Maassrcgel.  Die  neuesten  Etats  sind :  1882/83  456.000,  1883/84  529,000  )1. 
roh,  dagegen  Kosten  542,000  u.  614,000  M.,  also  Zuschuss  nothwendig.  Mit  d.  Porz.- 
lnanut'.  ist  aber  eine  chcm.-techn.  Versuchsanstalt  verbunden.    4  Debitsbeamten  be- 
kommen kleine  Tantiemen  u.  Erlös  aus  Porz. verkauf  (*/a  u.  Vw%)«    Ausserdem  1*- 
sass  die  dem  preuss.  Staat  gehörige  Seehandlunpssocietät,  in  der  Hauptsache  eb 
grossartiges  Bankinstitut  mit  ausgedehntem  Gcschäflskrcis,  auch  nach  neuerlicher  Ver- 
ininderung  ihres  Besitzes  noch  immer  mehrere  Fabriken,  neml.  1871  2  Flachsgarn- 
maschinenspimi.  in  Schlesien,  eine  ausser  Betrieb  befindliche  Baumwollenspinnerei  u. 
Weberei  ebenda  ,  auf  die  alle  längere  Zeit  keine  Kaufanbote  bei  ausg» -schrieb.  Sub- 
inissionsverfahrcn  erfolgten,  ein  Muhlenetabliss.  in  Bromberg,  das  gleichfalls,  sobald 
die  Umstände  es  erlauben,  verkauft  werden  sollte.    Buchwerth  dieser  Anstalten  iacL 
Dienstgeb.  u.  Leihaintsgeb  in  Berlin  E.  1869  4  27  Hill.  Thlr.,  Gewinn  auf  den  Be- 
trieb sämmtl.  industr.  Etabliss.  1869  nur  19.775  Thlr.  Seitdem  ist  die  Baum wollfabnk 
u.  1  Flachsgarnspinn,  verkauft  worden.    Das  Institut  besitzt  noch  die  Bromb.  Muhleu 
mit  Durchschnittsgew.  in  10  J.  (1864—73)  v.  7'95%.  in  1874  nur  4  20%,  1872- 
81/82  i.  D.  2  635%,  1880/81  011  u/u,  Verlust  in  1881/82  3'05%.  bei  1,116,000  M 
arbeitendem  Kapital;  die  Schwierigk.  d.  Veräusscrung  liegt  mit  in  den  Verhältnissen 
der  Wasserregelung ;  dann  1  l'lachsg.spinn.  in  Schles.  mit  8*03  %  Gew.  in  1874,  9*31% 
in  1873  v.  buchmibs.  Kap.,  in  1881's2  arbeitete  ein  Kap.  v.  1,243,000  M. ,  Eitra? 
5*51%,  im  Vorjahr  4"21%.  —  Baiern  Porz.-Fabr.  zu  Nymphenburg  jährl.  Züsch. 
1819  bis  25  8717,  1831—36  14,988,  1837—43  11,782,  1845—47  24,842,  1848— 4i> 
7726  fl.,  1855  aufgegeben.  Hofbräuhaus  in  Manchen  A.  1861—67  212,602  fl.  roh. 
16,338  tl.  rein,  wirkl.  Reinertr.  1861/62  10,660.  1864/65  44.677,  1868  39,315  fl.  (zu- 
gleich Mustcrbraucref),  A.  1876  781,000  u.  112,000  M.    In  d.  letzten  Jahren  stärkt 
Erweiterung  u.  höhere  Reinerträge.  (A.  d.  Einn.  aus  Bier  1884  1,435.000  MX  (Selbst- 
verwalt.i.   Früher  bestand  auch  noch  ein  Brauhaus  in  Wurzburg,  wo  jetzt  noch  eino 
fisc.  Hofkcllcrei  in  Verbind  mit  den  fiscal.  Weinbergen  in  Unterflanken.   Dies  Wein- 
gut ertrug  rein  i.  D.  v.  1870—82  42  5 10  M.  —  c.  4%  Rente.  Max.  1874  106,000  M.. 
Min.  ein  Verlust  v.  10.538  M.  in  1875.  —  Sachsen,  Porzellanfab.  in  Meissen, 
früher  jährl.  Zuschuss,  in  den  20er  Jahren  36,000  Thlr..  seit  Mitte  der  30er  Jährt 
ergab  sich  ein  Reinertrag,  A.  1861—  63  roh  158,300,  rein  13,000,  1873  A.  75,000  Thlr.. 
1883  rein  370,000  M.  Ansehl  (s.  Gesch.  dieser  Meiss.  Manufactur  v.  Böhmen,  1881:. 
—  Oesterreich,  Teppichfabrik  und  Wolldruckerei  in  Linz  1849  27,731  fl.  Zuschuß. 
1850—51   29,561  II.  rein,  dann  weggegebeu.    Porzellan  fahr,   in  Wien   1S49— 51 
jährlich  6073  II.  Zuschuss  (jetzt  aufgegeben).  —  Bäd  eretablissoments,  die  mehrfac  h 
in  Deutschland,  I  rankreich  auf  Staatskosten  betrieben  werden,  geben  auch  öfters  Ein- 
nahmen (Verkauf  v.  Mineralwasser,  Gebrauch  v.  Bädern,  Badetaxen  der  Curgäsn 
u.  s.  w.),  welche  theils  hierher,  theils  unter  die  Gebuhren  v.  Heilanstalten  gerechnet 
werden  können,  z.  B.  Baiern,  Kissingen,  R.  1^68  Rohcinn.  36,030,  rein  1  1,622  iL 
A.  1S71  2.1<,850  o.  14,350  fl.  —  Preussen  1880/81  Min.bäder  in  d.  Bergw.abtbeil. 
Ergebn.  157,730  M.  roh,  19,479  M.  rein,  in  d.  Dom.verwalt.  Anseht  1883/84  rob 
1*97  M.  M.  »bes.  d.  nass.  u.  die  Seebäder  Norderney  u.  Kränzt,  Betriebskosten  1  21. 
rein  0'76  M.  M.    Ein  Theil  dieser  Einnahmen  pflegt  bes.  Badefonds  zuzutlie>sen  un<i 
zu  Verschönerungen  u.  s.  w.  benutzt  zu  werden. 

Jene  socialpolitischen  Gesichtspuncte,  welche  für  die  Beibehaltung  der  Bergwerk 
im  Staatseigenthum  mitsprechen,  kommen  bei  den  wenigen  Staatsfabriken  nicht  wohl 
in  Betracht.  Hinsichtlich  der  principiellen  Forderung,  Privateigenthum  auch  bei 
Fabriken  durch  Staatseigenthum  zu  ersetzen,  gilt  das  in  §.  253  unter  X.  4  Gesagte. 
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5.  Abschnitt. 
Wohngebäude. 

Vgl.  Rau.  5.  A.,  154a.  Meine  6.  A.  v.  Rau  §.  2i\0.  Rau  vertritt  die  ältere, 
hulckeiit  Besil/thunt  abgeneigte  Ansicht,  wie  sie  in  den  ersten  Sätzsn  des  Texts  aus- 
gesprochen wird,  erkennt  aber  den  Fall  der  Dienstwohnungen  schon  an,  nicht  die  beiden 
anderen. 

§.  257.  Die  Beibehaltung  oder  vollends  die  neue  Erwerbung 
von  Gebäuden  bloss  des  Miethertrags  wegen,  also  aus  rein 
finanziellen  Gründen,  wird  für  den  Staat  gewöhnlich  unzweck- 
mäßig sein.  Denn  die  vermietheten  Wohnungen  machen  im  Ver- 
ljültnis8  zu  ihrem  Ertrage  dem  Staate  leicht  viel  Baukosten.  Es 
müssen  daher  besondre  GrUnde  hinzukommen,  um  die  Beibe- 
haltung oder  Erwerbung  von  Wohngebänden  zu  empfehlen.  Solche 
firünde  können  liegen: 

1.  in  Dienstinteressen  und  in  Staatsdienerinter- 
essen, in  welchem  letztern  Falle  die  Frage  zu  derjenigen  der 
Gewährung  von  N  at  u  r  a  1  w  o  h  n  u  n  g  für  die  Beamten  wird,  worüber 
oben  in  §.  162  gehandelt  wurde. 

2.  In  den  speciellen  Verhältnissen  rasch  in  Aufschwung 
begriffener  Orte,  wo  die  Grund-  und  Hausrente  sehr 
steigt. 

Hier  kann  der  Staat  durch  Besitz  von  eigenen  Gebäuden  an  diesem  Vortheil 
Theil  nehmen  und  für  die  häufig  in  solchen  Orten  neu  hervortretenden  öffentlichen 
lledurfnisse  eine  passende  Roden-  und  eventuell  Kapitalreserve  für  neue  Staatsgebäude 
••dangen  —  nicht  selten  auch  in  seinem  Finanzinteresse.  Auch  die  Gemeinde  konnte 
und  sollte  mehr  so  verfahren  (Herlin!). 

3.  Auch  die  Zustände  des  privaten  städtischen  Grund-  und 
Hauseigenthums  können  im  socialpolitischen  Interesse  einen 
solchen  Besitz  wünschenswerth  erscheinen  lassen. 

Doch  würde  hier  Staat  und  Gemeinde  in  geeigneter  Weise  sich  in  die  be- 
zügliche Aufgabe  (heilen  mitssen.  Vgl.  Näheres  in  der  Grundlegung  §.  352—362, 
bes.  §.  359. 

Vierter  Hauptabschnitt. 

Handels-,  Geld-  und  Bankgeschäfte  und  werbendes  bewegliches 

Vermögen. 

1.  Abschnitt. 
Handelsgeschäfte. 

§.  258.  Dem  Handel  eigentümlich  ist  die  grosse  Bedeutung 
des  Moments  der  Speculation  und  das  Vorwalten  des  immer 

A   Wagner.  Finanz»  iv*n«i  hall  1.    3.  Aufl.  40 
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wieder  rasch  disponibel  werdenden,  also  stets  nach 
neuem  Plane  anzulegenden  umlaufenden  (Betriebs-) 
Kapitals.  Wegen  dieser  beiden  Umstände  eignet  sich  der  Handels- 
betrieb vorzugsweise  für  die  reine  Privatunternehmung,  schon  etwas 
weniger  für  die  offene  Handelsgesellschaft,  erfahrungsgemäss  aber 
am  Wenigsten  für  die  Actiengcsellschaft  und  vollends  für  den  Staat. 

Der  Betrieb  muss  hier  mit  Beamte»  geführt  werden,  denen  das  eigene  Interes* 
and  das  eigene  Kisico  fehlt,  weshalb  sie  nicht  so  vorsichtig  als  der  Privatmann  m 
spcculiren  pflegen,  wahrend  andererseits  die  unvermeidlichen  t.'outroluu ,  der  schwer- 
fälligere Geschäftsgang  auch  dem  eifrigen,  geschickten  und  pflichttreuen  Iteamten  du- 
Hände  lästig  binden.  Die  Beteiligung  der  Beamten  am  Gewinn,  welche  sich  aoeb 
nicht  immer  leicht  durchfuhren  lässt  (Tantbmesystein),  hebt  einige  dieser  Uebelständf. 
aber  selten  ausreichend.  Im  Gänsen  wird  die  (iefahr  von  Verlusten  im  Staatshandels- 
geschäft verglichen  mit  dem  Privatgeschäft  erhöht,  die  Aussicht  auf  besondere  Ge- 
winnst e  geschmälert.    Vgl.  Schaf  Ii.  •,  Capitalism.  u.  Soc,  Tüb.  1S70,  S.  474. 

Aus  diesen  Erwägungen  lässt  sich  Folgendes  ableiten: 

1.  Man  hat  sich  bei  uns  im  Allgemeinen  gegen  den  Betrieb 
selbständiger  Handelsgeschäfte  durch  den  Staat  zu  erklären. 
Hin  solcher  ist  auch  nur  ausnahmsweise  vorgekommen. 

2.  Oefters  knüpfen  sich  Handelsgeschäfte  an  andere  privat 
wirtschaftliche  Unternehmungen  des  Staats  an,  z.  B. 
bei  der  Eigenverwaltuug  von  Domänen  (Weinberge),  Forsten,  Berg- 
werken, Hütten,  Staatsfabrikeu.  Soweit  dies  unvermeidlich  ist, 
spricht  gerade  dieser  Umstand  auch  gegen  solche  UnternehmungeD 
des  Staats.  Erweist  sich  die  Beibehaltung  der  letzteren  gleichwohl 
aus  anderen  Gründen  nothwendig,  so  muss  soweit  als  möglich  das 
speculative  Handelsgeschäft  von  dem  eigentlichen  Productionsgeschäft 
abgetrennt  werden,  wie  dies  z.  B.  im  Staatsforstwesen  beim  Absatz 
des  Holzes  auch  mit  Recht  erstrebt  wird  (S.  595).  Durch  grössere 
feste  Lieferungscontractc  der  Staatsverwaltungsbehörde  z.  B.  eines 
Berg-,  Hüttenwerks  mit  Privaten  lässt  sich  wenigstens  gegenwärtig 
bei  uns  das  Speculationsmoment  wesentlich  einschränken,  was 
durchaus  anzurathen  ist. 

Handel  der  Österreich.  Regierung  im  vorig.  Jahrhundert  mit  idrianer  gueci- 
silber,  Vorräthe  davon  auf  Lager  in  Amsterdam,  Genua  (auch  als  Pfand  für  Anlehen 
benutzt). 

3.  Bei  einer  Colonialhand elspolitik,  wie  der  früher  so 
allgemein  in  Europa  herrschenden,  vollends  etwa  bei  einem 
Colonials)  stem,  wie  dem  holländischen,  wo  die  Colonialverwaltung 
eine  grosse  feudale  Grundherrn-  Naturalwirtschaft  darstellt,  kann 
die  Betreibung  des  Colonialhandels,  besonders  des  Absatzes  der 
Colonialproducte  auf  eigene  Rechnung  des  Staats  im  Mutterlande 
und  überhaupt  im  Occidente,  auch  im  finanziellen  Interesse 
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eher  räthlich  erseheinen.  Aber  auch  hier  empfiehlt  es  sich,  wenigstens 
den  directen  Staatshandelsbetrieb  in  Europa  lieber 
aufzugeben  und  wie  es  Seitens  der  holländischen  Regierung 
geschieht,  diesen  Handel  einer  Gesellschaft  zu  Ubertragen. 

Soweit  ein  solcher  Handel  des  Staats  mit  Colonialproducten  noch  rechtlich 
(•regen  Uber  dem  Inlande)  odorauch  bloss  thatsäehlich  (gegenüber  anderen  Ländern) 
monopolistisch  ist.  fällt  er  übrigens  mit  unter  den  Gesichtspunct  der  Besteuerung. 
Dies  möchte  yoin  bolländ.  Kalleehandel  angesichts  des  grossen  Einflusses  der  Auctionen 
der  Maatschappij,  die  den  Preis  für  halb  Europa  bestimmen,  selbst  heute  noch  etwas 
gelten.  Durch  die  monopolist.  Organisation  eines  solchen  Handels  kann  den  Consu- 
menten  in  anderen  Ländern  ähnlich  wie  durch  die  Erhebung  eines  Ausfuhrzolls  auf 
Artikel  eines  Naturmonopols  (A.  Wagner,  Art.  Zölle.  Staatsw.  lt.  XI,  350)  eine  Ver- 
bmuchssteuer aufgelegt  werden. 

Die  1  *>24  gegründete  Niederländ.  Handelsgesellschaft  (Ilandels- 
Maatschappij)  besorgt  u.  A.  den  Transport  u.  Verkauf  der  ihr  von  der  Regierung  in 
Indien  gelief.  Colonialproducte  in  Holland  auf  Rechnung  der  Kegierung  gegen  Pro- 
vision. Ueber  die  Verhältnisse  der  Colonialproduction.  bes.  in  Java.  s.  Brauer,  in 
St  ei  n-  Wapp&us  Gcogr.  II,  3.  S.  317.  Nach  d.  holl. -ostind.  Colon.- Budg.  ftir 
1807  war  die  Einn.  123  00  Mill.  fl.,  wovon  02  42  M.  fl.  als  muthmas&l.  Erlös  aus  d. 
Colonialwaarenverkauf  in  Holland,  wahrscheinl.  Ueberschuss  der  Einnahmen  über  die 
Ausgabeu,  der  dann  als  Zuschuss  der  Colon.- Verwalt.  in  dem  Einnahmeetat  Hollands 
steht,  14  60  Mill.  fl.  Nach  d.  A.  für  1870  sind  dieselben  Zahlen:  140*90,  5079 
10  85  Mill.  fl.,  nach  d.  Et.  f.  Is82  be/..  13*  91  (wov.  Verkauf  v.  Kaffee  45  71.  v.  Zinn 
483,  v.  Chinarinde  0  1h  M.  fl.)  —  14h  50  u.  Deficit  v.  9  59  M.  fl.  Nach  Baum- 
hau er  war  d.  Ueberschuss  aus  d.  Geldmitteln  der  Colonien  für  d.  Budget  des  Mutter- 
landes vou  1847 — 59  im  D.  jährlich  2214  Mill.  fl.  im  Ganzen,  incl.  jährlich 
9'h  Mill.  11.  Zinsen  für  die  auf  die  Colonien  übertragenen  oder  für  sie  aufgenommenen 
Schulden.  Dieser  Ueberschuss  schwankt  sehr,  besonders  nach  den  Coujuncturen  und 
Preisen  der  Colonialwaarcn  in  Europa ,  namentlich  von  Kaffee  und  Zucker.  Er  war 
(incl.  Zinsen)  z.  B.  1850  nur  17,  1801  32  19  Mill.  fl.  nach  d.  Ergebn.,  1802  nach  A. 
18-57  Mill.  fl. 

4.  Der  vom  Staate  betriebene  Handel  mit  monopolisirten 
Artikeln  (Salz,  Tabak,  Pulver  u.  8.  w.)  im  Inlande  gehört  nicht 
zu  den  privatwirthschaftlichen  Thätigkeiten,  sondern  zu  den  Be- 
steuerungsformen und  ist  daher  aus  einem  anderen  Gesichtspuncte 
zu  betrachten  (§.  210  ff.). 

2.  Abschnitt. 
Geld-  und  Bankgesehafte. 

In  meiner  0  A.  RauV  §.  20s  ff  Seitdem  habe  ich  die  Frage  der  Staatsbank 
eingehend  principiell  in  der  2.  Abth.  meines  Systems  der  Zettel bankpolitik  (2.  A. 
Frcib.  187.J)  S.  594  fl"..  009—014  u.  mit  spec.  Beziehung  auf  die  Deutsche  Reichs- 
bank  in  meiner  Zettelbankreforin  im  D.  Reiche  (Bcrl.  1S75)  S.  119  11'.  behandelt; 
im  Wesentl.,  so  wie  in  der  6.  A.  d.  Rauschen  Finanzw.,  aber  im  Principe  noch 
etwas  günstiger  für  d.  reine  Staatsbank.  Die  Frage  hängt  mit  d  allg.  Bankpol.  zu- 
sammen :  ob  neml.  Centralisation  od.  Decentral is.  d.  Rankwcs.  u.  inbes.  d.  Ranknotcn- 
ausg.  stattfinden  soll.  Die  Antwort  hierauf  kann  kaum  unbedingt  zu  Gunsten  od.  Un- 
gunsten d.  einen  od.  andern  Systems  ausfallen ,  da  die  Vorzüge  u.  Nachtheile  sehr 
getheilt  sind,  s.  meine  Zettelbankpolitik.  S.  021  fl.  Bei  der  Centralisation  fragt  sich 
dann:  ob  Monopol-,  ob  privilegirte  Bank,  und  in  beiden  Fällen:  ob  Staats-  oder 
Actienbank.    Genauer  ist  auf  d.  credit-  u.  bankpolitische  Seite  der  Frage,  bei  deren 
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Zusammenhang  mit  der  gcsainmtcn  Organisation  des  Credit-  u.  Bankwesens,  aber 
wieder  nb  ht  hier  in  d.  Fin.wiss..  sondern  in  d.  Volksw.seh.polit.  einzugehen.  Vgl. 
jetzt  auch  meine  Abh.  in  Holtzcndürff's  Rechtslexikon  8.  A.  Art.  Reichsbank  o. 
meine  Abh.  Bankwesen  in  Schönberg's  Handb.  d.  pol.  Oek.  I.  bes.  §.  8G.  SS.  Die 
Notwendigkeit  einer  „mehr  gem.  in wirthschaft lieh eHM  Organisation  des  Banl- 
wesens  mittelst  Staats-,  Provinzial-,  Kreis-,  Commuualbanken  u.dgl.,  auch  um  dem 
I'riratkapitalismus  eine  seiner  ihm  zu  ausschliesslich  dienendeu  Stutzen  zu  i  ntzieh.ni 
und  die  Function  des  Bankwesens  gemeinnütziger  u.  erfolgreicher  f.  d.  ganze  Volks- 
wirthsch.  zu  gestalten,  ist  mir  seit  d.  Erscheinen  der  vor.  Aufl.  —  ähnlich  wie  beim 
\  ersichcr.wesen  —  immer  klarer  geworden.  Doch  gehört  die  nähere  Erörterung,  wie 
freilich  auch  die  analoge  Frage  beim  Eisonb.wesen  nicht  hieber,  sondern  in  d.  Yolk<- 
wirthschaftspolitik.  weshalb  i<  h  hier  mich  noch  nicht  genauer  darauf  einlasse,  sondeiu 
wesentlich  nur  die  Darstellung  der  vor.  Aufl.  224  fr.  daselbst)  wiedergebe.  Gebor 
einen  um  erstand.  Angriff  Stein 's  s.  S.  202. 

L  —  §•  259.  Die  Frage  der  Räthlichkcit  von  Staats- 
banken. 

A.  Für  die  Betreibung  von  Geld-  und  Bankgeschäften  durch 
den  Staat  kann  man  sehr  beachtenswerthe  Gründe  geltend  machen, 
so  dass  solche  Geschäfte  nicht  kurzweg  wie  sonstige  Handels- 
geschäfte abzulehnen  sind.  Auch  liegen  erfolgreiche  Beispiele  des 
Staatsbankbetriebs  vor. 

Es  darf  hier  vor  allen  auf  die  l'rcuss.  Bank,  jetzt  auch  auf  die  Deutsche  Reichs- 
bank hingewiesen  werden.  Allerdings  war  jene  seit  der  Bankordnung  ven  1846  keine 
reine  Staatsbank  mehr,  weil  ihr  Stammkapital  grosscntheils  Privatpersonen  gehörte. 
Aber  nicht  nur  hatte  der  Staat  noeh  ein  eigenes  Kapital  von  fast  2  Mül.  Thlr.  (fast 
10°/o  des  Privatkap.)  in  ihr  stehen:  die  Verwaltung  der  Bank  erfolgte  beinahe 
uanz  durch  Staatsbeamte,  was  der  entscheidende  Punet  für  die  im  Text  behandelte 
Frage  ist.  S.  A.Wagner,  Zettelbankpolit.  S.  144 — 14S.  —  Auch  die  Preuss.  See- 
handlung kann  genannt  werden  Vcrgl.  über  diese  Bergius,  Fiuanzwiss.,  2.  Aufl.. 
Berlin  1S71  ,  S.  871»  fl*. ,  u.  oben  S.  (»24.  Der  Reinertrag  der  Seehandl. ,  «rossten- 
thcils  aus  d.  Geld-  0.  Bankgeschäft,  war  jährlich  18H0  u.  fil  800,000.  1862  400,000, 
1863— fit»  000,000,  IMm  000,000.  1  SOS-  71  700,000,  1878  u.  74  Ergebn.  1*83,  115. 
A.  1S75  1*38,  1870  llö  Mill.  Thlr.  Im  Staatshaushaltsetat  sind  d.  Kosten  gleich  abgesetzt. 
Näheres  in  d.  Beilagen  z.Etat.  Knde  1874  schlössen  d.  Activen  u.  Pasö.mitS7'S7  Mill. Thlr. 
ab,  unter  d.  Pass.  18*46  Mill.  Thlr.  Kap. conto  (eig.  Kap.).  Die  Anstalt  besorgt  allein  oder 
mit  Consortien  v.  Bankhäusern  neue  Emissionen  v.  Obligationen  d.  Staats,  der  Eisen- 
bahnen U.  s.  w.  Das  Missliche  der  Scchaudiuog  liegt  in  solchen  Geschäften,  die  unver- 
meidlich eiu  grosseres  Kisieo.  ein  stärkeres  speculatives  Moment  mit  sich  bringen  und 
leicht,  von  einem  Staatsinstitut  betrieben,  einen  nachtheiligen  Eiufluss  auf  die  Kapital- 
bewegung ausüben.  Das  hat  sich  auch  in  den  J.  1871  ||'.  wieder  bei  der  Sechandlunr: 
etwas  gezeigt.  Diese  Anstalt  unterliegt  daher  mehr  volkswirtschaftlichen  und  poli- 
tischen Bedenken  als  die  Preuss.  Bank,  aber  sie  hat  gleichwohl  gerade  gegenwärtig, 
auch  als  Vermittlerin  f.  d.  Emission  v.  Staatsanleihen  ihre  gute  Seite.  Im  Et  f.  1SS3/84 
steht  sie  mit  .'I  Mill.  M.  „Beitrag  z.  d.  allgem.  Staatsausgaben"  (wovon  2'73  Mill.  il. 
Reingewinn,  —  dem  Keinertr.  v.  lssj/s2)  o.  0"27  Mill.  M.  Kap.ablieferung.  Das 
Kajiitalconto  d.  Seehandl.  ist  1882  84  02  M.  M.  Seit  März  1SS0  werden  alle  preuss. 
Staatsanlehen  durch  d.  Seehandl.  betreuen,  bis  dahin  durch  Consortien.  Die  Seehandl. 
verwaltet  auch  d.  Berl.  K.  Leihamt. 

Jene  Gründe  sind  die  folgenden : 

1.  Das  Bedtirfniss  der  Finauzverwaltung  nach  einem 
Hankinstitut  zur  Vermittlung  der  Geldgeschäfte  des  Staats, 
einschliesslich  der  Kassenoperationen  lässt  sich  durch  eine 
eigene  Staatsbank  zweckmässig  befriedigen. 
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Der  Staat,  namentlich  der  moderne  Grossstaat,  hat  z.B.  bei  der  Aufnahme  und 
Abzahlung  von  Anlehen,  bei  irrosscn  öffentlichen  Unternehmungen,  wie  Eisenbabn- 
baateu,  bei  den  Geldoperationen  für  die  Kriegsführung  u.  s.  w.  unvermeidlich  grosse 
Geldgeschäfte  auszuführen.  Ferner  veranlasst  die  laufende  Cassengebahrung  der  Finanz- 
Verwaltung  ebenfalls  eine  Menge  Geschäfte,  bei  welchen  die  Vermittlung  eines  Bank- 
instituts, besonders  bei  Zahlungen  zwischen  verschiedenen  Orten,  sehr  nützlich  sein 
kann.  S.  Uber  diesen  Pnnct  o.  §.  122.  Die  Durchführung  dieser  Geschäfte  mit  Hülfe 
der  ausgebildeten  Technik  und  des  Zahlungsmcchanismiis  des  modernen  Bankwesens 
hat  grosse  volkswirtschaftliche  und  finanzielle  Vortheile  und  wirft  einen  erheblichen 
Gewinn  fur  die  vermittelnde  Bank  ab.  Endlich  hat  der  Staat  regelmässig  grössere 
oder  geringere  Üasscnbestände.  welche  er  im  Augen  blick  nicht  braucht.  Diese  können 
daher  auf  kurze  Termine  ausgeliehen  werden,  was  wiederum  als  regelmässiges  Geschäft 
nur  durch  eine  Bank  ges«  liehen  kann  und  dann  nicht  unbedeutenden  Gewinn  gewährt. 
Dieser  Gewinn  kommt  statt  sranz  oder  wenigstens  theilweise  Dritten,  dem  Staate  selbst 
wieder  zu  Gute  und  der  Staat  wird  zugleich  zuverlässiger  und  wohlfeiler  als  von  Privat- 
bau<|uiers  oder  Actienbanken  bei  seineu  Geldgeschäften  bedient,  wenn  er  aus  eigenen 
Mitteln  eine  Bank  als  eigentliches  Staatsinstitut  zu  diesem  Zweek  errichtet  und  auf 
seine  Rechnung  betreibt.  In  dieser  Weise  fungirt  die  Huss.  Reichsbank  mit. 
welche  von  grossen  Banken  die  einzige  wah  re  Staatshalt  k  ist,  da  sie  ganz  im  Eigen- 
thume  des  Staats  steht  und  ihre  Verwaltung  von  Staatsbeamten  —  unter  einer  gewissen 
Mitcontrole  von  Privatpersonen  —  besorgt  wird.  Sie  ist  insoforne  nur  eine  etwas  selbst- 
stäntlig  hingestellte  Abtheil,  des  russ.  rinanzministeriums.  Guldmann,  russ.  Papier- 
geld, S.  bO.  A.  Wagner,  russ.  Papierwähr.,  S.  22X.  Ein  sulches  Institut  kann  auch 
anderen  Zweisren  der  Staatsverwaltung.  /..  B.  der  Post,  namentlich  bei  der  Einrichtung 
von  Postsparcassen .  feiner  wenn  der  Staat  das  Lobensversicheruugswe.sen  selbst  mit 
in  die  Hand  nimmt,  nützliche  Hälfe  leisten,  bei  Ablösungen  u.  dgl.  m.  als  Rentenbanil 
dienen,  wo  es  dann  keiner  besonderen,  sonst  doch  öfters  hierfür  erforderliehen  eigenen 
Anstalten  für  solche  Sonderzwecke  bedarf,  sondern  nur  etwa  einer  eigenen  Abtheilung 
einer  allgemeinen  Bank  oder  Zweiganstalteu  im  Lande. 

2.  Der  Betrieb  des  gewöhnlichen  Handelsbankge- 
schäfts und  des  Bodencreditbankgeschäfts  durch  den  Staat 
ist  in  banktechnischer  Hinsicht  wohl  zulässig. 

Einige  der  gewöhnlichen  Schwa  ben  des  Staatsbetriebs  werden  zwar  auch  im 
Bankwesen  leicht  etwas  hervortreten :  das  Privatgeschäft  wird  vorsichtiger  und  doch 
zugleich  energischer  betriebet!  werden,  weniger  nach  btireaukratischer  Schablone,  mehr 
mit  Rucksicht  auf  die  Bedürfnisse  des  Verkehrs  und  deren  Wechsel.  Aber  schwer  fallen 
diese  Nachtheile  im  gewöhnlichen  Ilandolsbaiikgesehäft  nicht  ins  Gewicht.  Auch  muss 
die  Staatsbank  vornehmlich  mit  der  Ac tienge sellsc haf tsba  n  k  verglichen  werden. 
Einrichtung  und  Betrieb  dieser  beiden  Banken  sind  im  Wesentlichen  nothwendig  gleich- 
artig. Die  kleinen  gegenseitigen  Vorzüge  und  Schwächen  werden  sieh  ziemlich  aus- 
gleichen. Für  die  Staatsbank  passt  nur  noch  weniger  das  Spekulation*-  iCredit- 
Mobilier-)  Geschäft,  welches  aber  von  den  gewöhnlichen  Actien -Handelsbanken  und 
Aetieii  -  Bodciu-reditaiistaltcii  ebenfalls  ausgeschlossen  werden  muss.  (A.  Wagner, 
Zettelbaukpol. .  S.  1 1 0.)  Die  hauptsächlichen  A<  tiv-  und  Passivgescliäftc  der  grossen 
modernen  Handelsbank.  neinUch  Wechitcldiscontining,  Lombardirang  i  Beleih  ung 
gewisser  Faustpfänder',  selbst  ein  beschränktes,  vorsichtigen  Activi ontocorrentgeschäft 
einer-,  Depositen-  und  Passiv-Oontocorrent-  (incl.  Check-)  und  Noten-  (Banknoten-  oder 
Zettel-»  gesehäft  andererseits  lassen  sich  auf  ziemlich  feste,  beinahe  mechanische 
R.-geln  zurückführen.  (Meine  Zettelb.jiolit.  S.  270  II'..  :m  IT.,  .H'.li»  II.,  878  ff.,  239  ff.) 
Wesentlich  dasselbe  uilt  von  den  Geschäften  der  Bod  e  u  cred  it  ba n  k  e n :  der  Aus- 
leihung auf  Hypothek  von  ländlichen  und  städtischen  Grundstücken  und  Häusern  und 
der  Ausgabe  von  Pfandbriefen  auf  Grund  der  erworbenen  Hypotheken.  Ebendeshalb 
eignen  sich  alle  diese  Geschäfte  fur  den  Betrieb  durch  Actiengesellschaft«*n,  wie  die 
Erfahrunsr  zeigt,  recht  gut,  aber  im  Ganzen  kaum  weniger  fur  den  Betrieb  durch  den 
Staat  mit  seinen  Behörden  und  Beamten. 

3.  Eine  Staatsbank  kann  namentlich  das  Zettel-  oder 
Notengeschäft  Ubernehmen  und  dadurch  dem  Staate,  also 
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der  Gesammtheit  den  vollen  Gewinn  daraus  zu- 
führen. 

Diese  Frage  hän^t  mit  der  gesammten  Bank-  und  nam.  d.  Zettelbankfrage  enge 
zusammen,  worauf  nicht  liier,  sondern  in  d.  Rankpolitik  weiter  einzugehen  ist  Näh'ivs 
bei  A.  Wagner.  Beitr.  z.  Lehre  v.  d.  Banken.  Lpz.  1S57,  bes.  Kap.  4—10 ;  ders.,  die 
Geld-  u.  Credittheor.  d.  Peerschen  Acte,  Wieu  1802;  ders.,  Art.  Zettelbank  im  Staats- 
wörterb.  XI;  den»..  Syst.  d.  Zettelbankpol.:  do».,  Art  Bankwesen  in  Schön berr's 
Handb.  I,  §.  60  ff.,  HO  ff. 

Jener  Vortheil  fällt  besonders  in  denjenigen  Staat.n  ins  (iewicht,  wo  die  Bank- 
notenausgabe nicht  freijrcjreben  ist.  sondern  von  Privat-  oder  Acticnbanken  auf  Grund 
eines  Privilegs  oder  Monopols  ausgeübt  wird,  —  in  unseren  Staaten  die  Kegel. 
(Zeftclb.polit.  S.  20  ff.  d.  2.  A )  liier  muss  dem:;cinäss  ein  eigentliches  Xoten- 
regal  rechtlich  bestehen  oder  als  bestehend  angenommen  werden.  (Eb.  2.  A.  S.  1  A  ff., 
501.  Es  bt  ein  Mangel,  wenn  ein  ausschliessl.  Recht  der  Banknotenausgabe  ohne 
Weiteres  f.  d.  Staat  beansprucht  wird,  ohne  dass  dieser  sich  auf  ein  dieses  Recht 
begründendes  Gesetz  der  Notenregalität  berufen  kann.  Aus  dem  Münzreeal  folgt 
ein  Banknotenregal  mitnichten.  Eb.  S.  2  A.  «1.  2.  A.  Ein  eigentl.  Notenregal  wird 
constituirt  durch  d.  bad.  Ges.  v.  5.  Juni  1S60,  Art.  0,  u.  jetzt  f.  d.  Deutsch' 
Reich  durch  d.  Bankges.  v.  U.März  1875.»  Mit  Recht  soll  ein  Theil  des  Gewinne 
Weichau  die  Bank  aus  dem  Notengcsehäft  zieht,  in  solchen  Fällen  dem  Staate  zuhVss..  t.. 
aber  statt  dieses  Theils  wurde  eine  Staatsbank  den  ganzen  Gewinn  der  Staatskasse  ver- 
schaffen. Centralisation  und  Decentralisation  der  Notenausgabe  haben  speeiflsche.  Vor- 
züge und  Na<  hthcile.  so  dass  schwer  zu  sagen  ist,  welches  System  vorzuzieheu  ist. 
(Nasse,  Preuss.  B..  Bonn  1866,  S.  21;  A.  Wagner,  Th.  d.  Peel'schen  Acte  S.  257  ff 
[veränd.  Auffass.  gegen  Beitr.  Kap.  10],  Art  Zottelb.  im  Staatswörterbuch  S.  333. 
System,  2.  A.,  S.  13  ff,  60  ff,  Schönberg's  Handb.  S.  80  ff.)  Stellt  mau  sieb  ab- r 
einmal,  wie  die  Gesetzgebung  der  grossen  europäischen  Staaten,  auf  den  Standponct 
der  Centralisation,  wo  eine  grosse  Gentrai bank  allein  —  Frankreich,  Oesterreich. 
Niederlande  u.  and.  kleiuereStaaten,  Baicru.  Wurtemb.,  Baden,  Hessen  u.a.  m.; 
auch  Russland  gehörte  hierher,  wenn  die  Reichs- Creditbillefe  <ben  nicht  reinei 
Staatspapiergeld  wären,  trotzdem  sie  formell  das  Passivum  der  Reichsbank  bilden  — 
oder  ganz  überwiegend  — Grossbritannien,  Preussen,  jetzt  Deutsches  K eich 
nach  d.  Bankgesetz  v.  1875.  K.  Sachsen  —  die  Notenausgabe  vornimmt,  so  lisst  sich 
wieder  behaupten,  dass  eine  Staatsbank  eine  solche  Function  ebenso  gut  als  ein' 
Actienbank  in  banktechnischer  Hinsicht  ausüben  kann.  Eine  eigene  Staatspapier- 
geldausgabe ohne  bankmässijre  Deckung  unterbleibt  dann  auch  eher  gänzlich  —  ein 
weiterer  Vortheil.  (Ueber  die  Bedenken  auch  gegen  das  zwangscurslose,  nominell 
sogar  meistens  cinlöshare,  aber  nicht  bankmässig  gedeckte  Staatspapiergeld  s.  A.W  ag  ner. 
Art.  Papiergeld  im  Staatswörterb.  VII.  653—662  u.  System  S.  71,  194.  Ders.,  Staats- 
papiergeld,  Reichskassenscheine  u.  Banknoten,  Berl.  1874.  bes.  S.  14  ff.  Ders.  in 
Schönberg's  Handb.  II,  Abth.  öff.  Credit,  §.  34.) 

4.  Eine  Staatsbank  kann  das  stark  hervortretende  Be- 
dttrfniss  der  Centralisation  im  Geld-  und  Bankgeschäft 
besonders  gut  unterstützen  und  andererseits  doch  durch 
ein  sehr  entwickeltes  Filialennetz  die  bankmässige 
Organisation  des  Credits  Uber  das  ganze  Land  aus- 
dehnen. 

In  dieser  Hinsicht  übertrifft  sie  leicht  noch  die  Actien- Centraibank.  Sie  uber- 
nimmt damit  eine  wichtige  volkswirtschaftliche  Aufgabe,  au  deren  Erfüllung  dem 
Staate  viel  gelegen  sein  muss,  und  bezieht  doch  dafür  eine  genügende  Rente.  Der 
Gewinn  der  Banken  resultirt  daraus,  dass  ein  Maximalgeschäft  mit  einer  Minimal- 
baarreserve  betrieben  wird,  —  wohin  die  Eutwickelung  der  ganzen  Creditwirtbschaft 
strebt,  u.  was  bei  vermehrter  Centralisation  besser  zu  orreichen  ist.  A.  Wagner. 
Theor.  d.  P.  A.,  S.  111  ff. ,  121.  Am  Meisten  von  allen  Centraibanken  hat  di- 
Preuss.  B.  in  der  Ausdehnung  ihres  Filialnetzes  geleistet,  was  von  den  Handel*  - 
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kamuieru  stets  rühmend  anerkannt  worden  ist.  Nasse,  Prcuss.  B..  S.  1  II'.  A.Wagner. 
Zettelbankpol.,  2.  A.,  S.  14,  57«  ff.,  603.  606.  634. 

5.  Durch  ihre  Stellung  als  Banquier  der  Finanz  Verwal- 
tung kann  besonders  eine  Staatsbank  in  erspriesslicher  Weise 
den  Geldumlauf  zwischen  den  Staatskassen  und  dem  Publicum  ver- 
mitteln und  die  Störungen  des  Geldmarkts,  welche  aus  der  Ein- 
wirkung der  Staatskassengebahrung  auf  den  Geldumlauf  leicht 
hervorgehen  (§.  122)  verhüten. 

In  allen  diesen  Beziehungen  wird  durch  das  Staatsbanksystem 
das  Finanz interesse  und  das  volkswirtschaftliche  Pro- 
fi u  c  t  i.P  n  s.interesse  an  einem  gut  geordneten  und  geleiteten  grossen 
Credit-  und  Bankwesen  recht  wohl  wahrgenommen.  Dazu  kommen 
aber  auch  hier  noch: 

6.  Erwägungen  aus  dem  Gesichtspuncte  des  v  o  1  k  s  w  i  r  t  h  - 
sehaftlichen  Vertheilungs-  und  des  socialpolitise  neu 
1  uteresses. 

Dureh  eine  mächtige  Staatsbank  beschränkt  der  Staat  in  oft  sehr  erwünschter 
Weise  die  Macht  des  grossen  Privatkapitals  und  übt  über  das  letztere  jederzeit  eine 
wirksame  Controle  mit  aas.  Hierin  kann  z.  fl.  die  reine  Staatsbank,  welche  das  Noten- 
uionopol  ausübt,  auch  noch  einen  Vorzug  vor  der  Actien- Monopol  bank  haben,  weil 
letztere  von  den  grosseu  Kapitalisten  unmittelbar  abhängt,  trotz  etwaiger  Mitwirkung 
des  Staats  bei  der  Verwaltung. 

§.  260.  —  B.  Von  den  Gegengründen  gegen  Staatsbanken 
haben  einige  zwar  nur  einen  relativen  Werth,  andere  fallen  aller- 
dings erheblich  ins  Gewicht. 

1.  Das  in  grösserem  Umfange  durchgeführte  Staats  bank- 
8  y  s  t  e  m  bringt  wiederneue  grosse  Kreise  der  Bevölkerung 
in  eine  gewisse,  oft  recht  fühlbare  Abhängigkeit  von 
der  Staatsgewalt. 

Eiu  solches  neues  Clientelverhältniss  bat  seine  politischen  Hedenken.  Auch 
kann  die  Unparteilichkeit  der  Creditgewährung  in  wirtschaftlich  nachtheiliger  Weise 
gefährdet  werden  Der  Staat  erlangt  femer  mittelst  solcher  Banken  über  den  ganzen 
(ieldniarkt  und  Uber  die  Volkswirtschaft  eine  grosse  Macht,  welche  wirtschaftlich 
bedenklich  werden  kann,  weil  die  Politik  dann  leicht  noch  unmittelbarer  und  stärker 
;iu f  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  einwirkt.  —  Aber  auf  der  anderen  Seite  würde 
in  demselben  Maasse  die  bestehende  Uebermacht  der  grossen  Privat-  und  Actien- 
bankeu  und  damit  der  „PrivatkapitalisuiUi"  par  excellence  beschränkt,  das  Patronagc- 
wesen  derselben  beseitigt  werden,  was  seine  grossen  socialpolitischen  Vortheile  hätte. 
In  dieser  Hinsicht  sind  neuerdings  bemerkenswerte  Wunsche  und  Bestrebungen  hervor- 
getreten. Die  Creditbedurfnisse  der  kleinen  Geschäftsleute  wurden  leicht  besser,  sicherer, 
wohlfeiler  bei  einem  Staatsbanksystem  als  bei  deui  bisherigen  befriedigt  werden. 

2.  Eine  Staatsbank  wie  die  bisher  üblichen,  welche  als 
Zettel-  und  Depositenbank  fungirt,  befriedigt  vorzugsweise  das 
Creditbedürfniss  einzelner  Geschäftskreise,  dient  daher 
vornehmlich  einem  Classenintcrcssc. 
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Auch  eine  Staatsbank  —  ja  sie  gerade  doppelt  —  muss  iicmlich  »lie  erste  Regel 
alles  Bankwesens  befolgen:  nur  ähnlichen  Credit  zu  geben,  wie  sie  selbst 
nimmt;  also  in  diesem  Falle  kurzfristigen.  (Ueber  dieses  <Tste  Bankgesctz  s 
A.Wagner,  Art  Zettelb.  im  Staatswörterbuch  XI,  805,  in  Schönberg 's  Handb.  I,  §.67j 
Denn  die  Gelder,  über  welche  sie  im  Depositengeschäft  mit  dem  Staate  nnd  mit  Privaten 
und  durch  die  Notenausgabe  verfügt,  sind  sämmtlich  stets-  oder  kurz  fäll  ige  Passiva. 
Demgemäss  darf  sie  auch  nur  Wechsel  discontiren,  die  kurze  Zeit  laufen,  und  Darlehen 
gegen  Unterpfand  auch  nur  auf  kurzo  Zeit  gewähren  u.  s.  w.  In  Folge  hiervon  gient 
sie  allerdings  vornehmlich  den  Handel  treibenden  Gassen  Credit:  ist  insoferne,  nach 
diesem  ihrem  natürlichen  Wirkungskreise  benannt,  eine  Handelsbank.  Das  hieraus 
gegen  Staatsbanken  abgeleitete  Bedenken  ist  jedoch  auch  nicht  durchschlagend.  Nicht 
aus  irgend  einer  parteiischen  Absicht,  sondern  nach  der  Natur  ihres  ganzea 
Geschäfts  kommt  die  Creditgcwährung  einer  solchen  Bank  vorzugsweise  den  Handel- 
treibenden zu  Gute.  Wechsel  aus  anderen  Geschäftskreisen,  wenn  sie  nur  den  not- 
wendig im  Interesse  der  Sicherheit  der  Bank  zu  stellenden  Bedingungen  entsprechen, 
werden  ebensogut  discontirt,  nur  finden  sie  sich  thatsächiieh  seltener.  Das  Lombard- 
geschäft  ist  allgemeiner  zugänglich.  Die  Befriedigung  des  Creditl>cdurfnisses  der 
Handeltreibenden  nutzt  endlich  indirect  aueh  den  anderen  Classen.  denn  dadurch  ver- 
mindert sich  die  Concurrenz  um  Credit  bei  anderen  Kapitalverleibern  und  Banken. 
Bei  allgemeinerer  gemeinwirthschaftlir  her  Organisation  des  Bankwesens  Messen  sich  übrigem 
auch  Einrichtungen  treffen,  den  Notcncredit  der  Centralbauk  mittelbar,  nenüich 
durch  Gewährung  von  Darlehen  an  andere  öffentliche  Banken  gegen  geeignete  Sicher- 
heit, auch  weiteren  Kreisen  der  Bevölkerung  als  gegenwärtig  zugänglich  zu  machen. 
Und  schliesslich  wurden  neben  solchen  Staats-Handelsbanken  Staats-Bodencredit- 
banken  mit  Pfandbriefausgahe  banktechnisch  recht  wohl  zulässig  sein. 

3.  Ein  Staatsbanksystcm,  besonders  die  Uebertragung 
der  Notenausgabe  auf  die  Staatsbank,  führt  leicht  zn  einer 
engen  Verbindung  der  Staatsfi nan zen  und  des  Geld-  nnd 
Creditwescns  eines  Landes. 

Daraus  können  grosse  wechselseitige  (iefahreu  hervorgehen,  namentlich  die,  da^> 
die  Bank  aus  ihren  vom  Publicum  entlehnten  Mittelu  (Noten  und  Depositen")  den 
Staate  zu  willfährig  Credit  gewährt,  der  dann  schwer  zu  realisiren  ist,  —  was  nur 
zu  leicht  zur  Zerrüttung  des  Geldwesens  fuhrt:  zur  Wirthschaft  mit  unein lösbarem 
Papiergelde.  Dies  wirkt  dann  wieder  auf  die  Verschlechterung  der  Finanz-  n 
höheres  Deficit  u.  s.  w.  hin.  Allerdings  können  nun  diese  Gefahren  durch  eine  gon 
Gesetzgebung,  strenge,  aueh  parlamentarische  Controle  des  Finanz-  und  Staatshank- 
wesens, vorsichtige  Beschränkung  der  statthaften  Creditgewährung  der  Bank  an  d?o 
Staat  (Zettelb.pol.,  S.  612  Ii'.,  die  Cautelen,  weiche  ich  fur  eine  reine  Staatsbank  vor- 
geschlagen; —  Vorschlag  f.  d.  D.  Keichsb.  in  meiner  Zettelbankref.,  S.  181  [Art.  33j . 
bewährte  und  genau  befolgte  Deckungsvorschriften  für  die  Noten  und  die  stets-  und 
kurzfälligen  Depositen ,  namentlich  grundsätzlichen  Ausschluss  einer  Forderung  d^r 
Bank  an  den  Staat  von  der  speziellen  Deckung  dieser  Passiva  (Zcttelhankpol. ,  S.  269. 
41  ff.,  418  ff.),  erheblich  vermindert  werden,  —  in  Staaten  mit  sehr  gefesteten  öffent- 
lichen Zuständen  so  sehr,  dass  sie  wenigstens  in  Friedenszeiten  lwinahe  verschwinden 
Auch  hat  die  Erfahrung,  noch  neuerdings  wieder,  gezeigt,  dass  Papiergeldwirthschaf: 
ohne  Vermittlung  von  Staatsbanken  und  Banken  überhaupt  gleichfalls  leicht  einreise 
(Nordamerika  im  Bürgerkrieg,  franz. ,  österr.  Papiergeld wirths«  h.  in  der  Revolutions- 
zeit, russ.  im  Krimkriege  u.  letzten  Türkenkriege),  und  dass  grosse  Actiencentnd- 
banken  vom  Staat  ausgebeutet  werden  (England  in  d.  französischen  Revolutionszeit. 
Oesterreich  1848  ff.,  1854.  1859,  1866,  Frankreich  1^70,  Italien  1866).  Dennoch 
möchte  kaum  zu  leugnen  sein,  dass  eine  eigentliche  Staatsbank  in  politische; 
Bedräng niss,  in  Kriegsgefahr,  in  grosser  acuter  Kloauzuoth  des  Staats  die 
Versuchung  noch  erhöht,  mittelst  der  Notenpresse  den  Finanzbeduxfuissen  gerecht 
zu  werden,  und  dazu  eine  noch  bequemere  Handhabe  giebt  als  eine  Actienbank  selbst 
mit  der  willfährigsten  und  schwächsten  Verwaltung  au  der  Spitze.  (Selbst  die  Oestcrr. 
Nationalbank  1848 — 62  ist  anzuführen.)  Ebenso  liegt  in  ruhiger,  normaler  Lage,  wo 
jede  Gefahr  für  die  Solvenz  der  Bank  fern  scheint,  die  Versuchung  näher,  die  Actifi 
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der  Bauk  zu  verschlechtern,  unrealisirbare  und  schwer  realisirbare  Ausstände  zu  erlangen, 
die  leicht  n;ali>irbar  /u  haltenden  Fonds  der  Bank  im  Staatshaushalte  festzulegen  u.s.  w. 
l  Bemerkenswert!!  ist  z.B.  die  Verwendung  der  grossen  Depositen  der  ehemaligen  russ. 
Rauken  für  die  Finanzzwecko  des  Staats  in  ganz  normaler  Zeit.  Gold  mann.  russ. 
Papiergeld,  S.  HO.)  Im  Kriegsfall  kommt  endlich  immerhin  bei  feindlicher  Invasion 
auch  die  Gefahr  der  Beschlagnahm««  der  Bankfonds  als  Staatseigenthum  mehr  in 
Betracht. 

§.  261.  —  C.  Ergebnis 8.  Zu  einer  unbedingten  allge- 
meinen Entscheidung  kommt  man  bei  einer  Abwägung  dieser 
(iründe  für  und  wider  kaum.  In  der  neueren  europäischen  Praxis 
hat  man  sich  meistens  aus  politischen  und  finanzpolitischen  Gründen 
bestimmen  lassen,  den  eigenen  Betrieb  von  Geld-  und  Bankge- 
schäften Seitens  des  Staats  als  eine  doch  besser  zu  vermeidende 
privatwirthschaftliche  Thätigkeit  anzusehen  und  dessbalb  auf  reine 
Staatsbanken  zu  verzichten. 

So  ist  man  namentlich  in  dorn  wichtigen  Kall«*  verfahren .  wo  die  Entscheidung 
gewöhnlich  praktisch  allein  vorlag:  bei  der  Wahl  zwischen  einer  privilegirten  oder 
Monopol- Notenbank  in  Form  einer  Actienbank  oder  einer  Staatsbank:  Errichtung 
der  Oesterr.  Nationalbank  IslO  als  Actienbank,  Beiziehung  von,  Privatkapitalisten 
und  Einrichtung  einer  Mitcontrole  durch  Privatpersonen  bei  der  Preuss.  B.  1S40. 
B.  v.  England,  von  Frankreich  Privatinstitute.  Umgestaltung  der  Preuss.  Bank 
in  die  Reichsbank  u.  Wahl  der  Actiengesellschaftsforni  für  diese  1S75.  Die 
nationalokonomischen  Schulansichten  gegen  directe  Staatsubernahme  solcher  Wirt- 
schaftsgebiete sprachen  dabei  froilich  mit 

Die  Wissenschaft  wird  am  Richtigsten  verfahren,  wenn  sie 
zugesteht,  dass  die  allgemeinen  Gründe  für  und  wider 
nicht  allein  entscheiden  können,  sondern  dass  die  Entscheidung 
stets  mit  nach  der  concreten  politisch-finanziellen  Lage, 
der  inneren,  wie  der  äusseren,  des  betreffenden  Staats  und 
Landes  zu  treffen  ist.  Demnach  werden  die  Gründe  für  und  wider 
ein  verschiedenes  Gewicht  erhalten. 

Für  die  Wahl  der  Actienbank  kommt  in  Betracht,  dass  sich  der  Staat  bei 
der  Übertragung  des  Rechts  zur  Ausübung  des  Notenregals  hinlänglich  finanzielle 
Vortheile  und  Controle  und  Mitwirkung  bei  der  Verwaltung  vorbehalten 
kann,  um  ohne  wesentliche  Bedenken  auf  ein»  reine  Staatshank  zu  verzichten.  Dieser 
'instand  muss  zwar  nicht  durchaus,  darf  aber  wohl  mitunter,  z.  B.  in  der  Lage  Deutsch- 
lands, d»-u  Ausschlag  gegen  eigene  Staatsbanken  geben.  So  habe  ich  das  Vorgehen 
im  Falle  der  Deutschen  Reichsbank  uiotivirt.  Zettelbankrefonn ,  S.  140  ff.  Namentl. 
die  äussere  polit.  Lage  sprach  hier  wohl  dafür  mit.  Ich  hatte  mich  aber  schon 
damals  mit  einer  reinen  Staatsbank  auch  befreundet.  Vgl.  Zettelbankpolitik  S.  594—596. 
I'eber  d.  besond.  Einrichtungen,  welche  eine  reine  Staatsbank  nöthig  macht,  s.  eb. 
S.  009  II.  Am  Wichtigsten  s.  d.  Bestimmungen  Uber  Geschäfte  zwischen  der  Bank 
u.  der  Finanzverwalt .  eb.  S.  012  11'.  -  -  Auf  die  Gestaltung  der  Verwaltung  einer 
privil.  Actien- Zettelbank  ist  hier  nicht  näher  einzugehen.  S.  eb.  S.  596  II..  014  ff. 
u.  d.  Reichsbankges.  v.  1875.  Die  Uebertragung  der  Leitung  u.  Verwaltung  d.  Bank 
au  Staatsbeamte,  wie  bei  der  Preuss.  n.  jetzt  d.  Reichsbank,  ist  empfehlenswert!« 
u.  nimmt  die  wichtigsten  Bedenken  gegen  den  Verzicht  auf  eine  reine  Staatsbank  fort, 
zumal  genügend  f.  d.  Finanzinteresse  des  Staats  gesorgt  werden  kann,  s.  §.  202. 
Die  Cautelen  gegen  eine  Ausbeutung  der  Bank  zu  Finanzzwecken  des  Staats  sind  stets 
bes.  wichtig,  s.  Zettelbankpol.  S.  612,  618.  147,  meinen  articul.  Bankgcsetzentwurf  in 
der  Zettel bankreform,  s.  Art.  33,  Preuss.  Bankordn.  §.  91 ,  Reichsbankges.  §.35.  Ich 
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hätte  dies«-  Bestimmungen  noch  etwas  schärfer  gewünscht,  etwa  so  wie  im  Gesdi 
über  den  Reichsinvalidenfonds  v.  23.  Mai  1973  (hes.  §.  12). 

II.  —  §.  262.  Die  Geschäftsverbindung  des  Staats 
mit  Privatbanken  und  die  Gegenleistungen  der  letzteren, 
besonders  der  Zettelbanken,  an  den  Staat. 

liier  wird  jetzt  nur  die  finanzielle  Seite  der  Rankfrage  betrachtet.  All*; 
Andere  gehört  in  die  Hankpolitik  als  Theil  der  Volkswirthsch.politik. 

Der  Staat  tritt  sehr  zweckmässig  in  regelmässige  Geschäfte 
Verbindung  mit  einer  Bank,  indem  er  mit  derselben  ein  Contocorrent 
führt,  in  welchem  er  regelmässig  der  Creditor  sein  wird  und  sein 
soll:  sog.  öffentliches  Depositengeschäft   

A.  Wagner,  Zettelbankpol.  S.  3S5  ff.  Grosse  Entwicklang  bei  der  Enal 
Franz.  (auch  Kuss.)  B.:  noch  nicht  genügend  bei  der  Preuss.  u.  Oesterr.  B 
Redeutender  bei  der  Deutschen  Re.ichshank.  S.  o.  §.  122.  Eine  solche  Verbinden? 
hat  das  Gute,  dass  müssige  Staatsgelder  fruetiticirt  werden  und  auch  in  der  Zeit  voi 
einem  grösseren  Einnahme-  (/..  R.  Steuer-)  Termin  bis  zu  einem  grösseren  Zahlungs- 
termin (z.  R.  für  die  Zinsen  der  Schuld)  im  Verkehr  sind. 

Aus  dieser,  sowie  aus  den  weiteren  Verbindungen  des  Staats 
mit  einer  Bank  und  aus  der  Verleihung  von  Bankprivilegien, 
insbesondere  des  Rechts  der  Ausgabe  von  Banknoten  in 
Gemässheit  des  dem  Staate  zustehenden  Regals  der  Noten 
ausgäbe,  gehen  dann  Ansprüche  des  Staats  auf  Ver 
gütungen  hervor. 

A.  Berechtigung  einer  Gegenleistung  der  Bank. 

1.  Da  die  Bank  aus  den  Staatsgeldern,  welche  bei  ihr  stehen 
und  zum  Theil  in  ihrem  Geschäfte  ausgeliehen  werden  können, 
nicht  unerhebliche  Vortheile  zieht,  so  ist  es  zunächst  billig,  das* 
sie  dem  Staate  dafür  eine  Vergütung  gewährt.  Diese  kann,  wie 
im  Depositengeschäft  mit  Privaten,  in  der  kostenfreien  oder  wohl 
feil  berechneten  Uebernahme  mancher  Dienste,  Besorgung 
von  Geldgeschäften,  Kassenverwaltung,  Staatsschulden  Verwaltung 
oder  auch  in  der  Gewährung  von  Zinsen  auf  das  Staatsconto 
corrent  bestehen. 

Geber  die  Methoden,  wie  eine  Bank  ihren  Deponenten  die  Uebcrlassung  d-r 
Depositen  /..  Benutzung  vergütet.  A.  Wagner,  Beirr.  S.  51 — 50,  Art.  Depositen  n 
Handwörterb.  d.  Volkswirtschaftslehre.  Die  Engl.  u.  Franz.  B.  n.  jetzt  auch  <lk 
Deutsche  Keichsbank  gewähren  weder  auf  die  Privat-  noch  auf  d.  Staatsdepv* 
Zinsen.  Bei  der  Festsetzung  der  finanziellen  Gegenleistungen  dieser  Banken  au  de: 
Staat  wird  jedoch  auf  den  Umstand  Rücksicht  genommen,  dass  grosse  Saldi  öff.  Def  - 
siten  fruetificirt  werden  können.  D.  D.  Reichsb.  muss  nach  §.  22  d.  Ges.  r.  l>7ö 
unentgeltlich  f.  d.  Reich  Zahlungen  annehmen  und  bis  zur  Höhe  des  Reichsguthabcv 
leisten.    S.  o.  §.  122. 

2.  Wenn  keine  volle  Zettelbankfreiheit  existirt,  sondern  die 
Befugniss,  Banknoten  auszugeben,  einer  Bank  durch  besondere 
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Conccssioncn,  Privileg  oder  Monopolgewähruug  vom  Staate  tiber- 
tragen werden  muss,  so  kann  und  niuss  hierfür  eine  Gegenleistung 
der  Zettelbank  ausbedungen  werden. 

Dies  iat  gerechtfertigt,  auch  wenn  sich  der  Staat  das  ausschliessliche  Recht 
der  Notenausgabe  nicht  im  finanziellen  Interesse,  daher  nicht  als  Finanzregal, 
sondern  im  volkswirtschaftlichen  Interesse  wegen  der  besseren  Sicherang  des  Geld- 
tind  Creditwcscns  vorbehalten  hat.  Demi  nur  für  letzteren  Zweck  ist  ein  Notenrugal 
zulässig.  (Nur  inissbräuchlich  kann  im  Vorbehalt  des  Notenrechts  ein  Finauzregal 
^fanden  werden,  aber  es  macht  sich  diese  Auffassung  verführerisch  leicht  geltend, 
wenn  einmal  der  Staat  das  Recht  auch  bloss  aus  wirthschaftspolizeilichen  Gründen 
vorbehielt.  Eb.  S.  2  ff.  (d  1.  A.).  Andere  Auffassung  bei  Stein,  1.  A..  S.  160). 
l'ie  Ausbedingunir  einer  Gegenleistung  ist  sogar  geboten,  weil  von  einer  solchen 
Rank  ein  Gewinn  gemacht  werden  kann,  der  andern  wegen  des  Ausschlusses  der 
Zettel bankfreiheit  untersagt  ist.  Nur  wenn  das  Recht  der  Notenausgabe  auf  Grund 
allgemeiner  Hedingungen  von  jeder  Bank  zu  erwerben  ist,  also  keine  Sonderrechte 
t-rtheilt  werden,  wird  von  einer  besonderen  Gegenleistung  abzusehen  sein.  Diese 
letztere  fallt  andernfalls  unter  den  Begriff  der  Gebühr.  Hierüber  Näheres  bei  A. 
Wagner,  Zettel  bankpol.  S.  4f»0 — 4B3.  In  d.  Reichsb.-Gesetzg.  v.  ISTo  ist  auch  den 
.tlteren  Banken  gegenüber,  die  das  Recht  der  Notenausgabe  bereits  besassen  u.  be- 
hielten, von  einer  regelmässigen  Abgabe  fnr  das  Privilegium,  resp.  für  dessen 
Fortdauer  nach  dem  I.  Jan.  1*>7(>,  abgesehen  worden.  Die  sog.  Notensteuer  trifft  mit 
.V/0  p.  a.  nur  denjenigen  Betratr  der  durch  den  gesetzlichen  Baarvorrath  nicht  ge- 
deckten Banknoten,  welcher  den  einer  jeden  Bank  im  Gesetze  zugemessenen  Autheils- 
betrag  an  dem  sog.  ungedeckten  Notenumlauf  übersteigt.  Eine  „Steuer*4,  die  doch 
wohl  noch  am  Ersten  als  eine  in  dem  besonderen  Falle  des  ausgedehnteren  Noten- 
umlaufs zu  /.ahlende  Gebühr  zu  qualihciren  ist,  als  Gegenleistung  für  diese  be- 
sondere Erlaubniss  des  Staats.  Ertragsauschlag  im  Reichsbudg.  lS7t>  5Ü,U0Ü  lt., 
aber  thatsächl.  in  diesem  Jahre  kein  Ertrag.  Seitdem  ist  derselbe  mehrfach,  neuer- 
dings auch  durch  bezugl.  Zahlungen  der  Reichsb.  (so  f.  1  Hb  1  27,170  M.),  aber  durch- 
weg nur  in  kleinen  Summen  vorgekommen  (A.  f.  1884/85  im  Reichset.  2(»,80ü  M.). 

3.  Oft  gewUhrt  der  Staat  einer  Bank,  welche  er  zur  Noten- 
ausgabe ermächtigt,  besonders  einer  hierzu  in  höherem  Maasse  oder 
ausschliesslich  privilegirten ,  noch  den  weiteren  Vortheil,  dass  er 
ihre  Noten  an  seinen  Kassen  in  Zahlung  anzunehmen 
vers  pricht. 

Hierdurch  giebt  er  selbst  der  Bank  für  den  durchschnittlich  in  seinen  Kassen 
befindlichen  Notenbetrag  einen  beträchtlichen  Credit,  und  macht  ausserdem  die  Noten 
im  Verkehr  viel  umlaufsfähiger,  weil  dieselben  zu  den  Zahlungen  an  den  Staatskassen 
benutzt  werden  können.  Tür  die  Bank  stellt  sich  dieser  Notencredit  als  unverzinslich 
heraus,  soweit  sie  dafür  nicht  Baardeckuug  hält.  Mit  Recht  wird  daher  auch  für  die 
Einräumung  dieses  werthvollen  Vortheils  eine  Gegenleistung  der  Bank  zu  fordern 
sein.  Zettelb.pol.  S.  43 — 46,  450  über  d.  Bedeutung  dieses  wichtigen  Umstands.  5!»7. 
Die  bei  den  preuss.  Banknoten  bestehende  Verpflichtung  der  Staatskassen,  die  Noten 
in  Zahlung  zu  nehmen,  ist  nicht  auf  die  Noten  «1er  Reichsbank  übergegangen  (Reichs- 
bankges.  von  1575,  §.  2),  aber  factisch  ist  der  fruheTe  Zustand  geblieben. 

B.  Form  der  Gegenleistung.  Die  Gegenleistung  für  die 
einer  Bank  im  Zetteigeschaft  gewährten  Privilegien  und  Vortheile 
kann  mit  derjenigen  für  die  Uebcrlassuug  der  Benutzung  der  Staats- 
üepositen  verbunden  werden,  so  bei  d.  Engl.  u.  Franz ös.  Bank. 
»Sie  ist  in  der  Regel 
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1.  eine  finanzielle,  und  zwar: 

a)  entweder  ein  directes  Darlehen  aus  dem  Stammkapital 
der  Hank,  unverzinslich  oder  niedrig  verzinslich,  während  der  Daner 
des  Privilegs  gar  nicht  oder  nur  bedingt  kündbar. 

Näheres  bei  A.  Wagner,  Zettelbankpol.,  S.  460  ff.  Solche  Darlehen  bei  d. 
Eugl.,  Französ.,  Uesterr.,  Frankfurter  B.  Eb.  S.  461.  Näh.  über  die  ver- 
wickelten Abrechn.  zw.  der  Engl.  6.  u.  dem  Schatz  Uber  die  Leistungen  u.  Geg'ii- 
leist.,  cb.  S.  460,  Aum.  859.  Bei  den  3  ersten  Banken  war  es  Finanznoth  oder  Sehe«, 
ein  Anlehen  auf  offenem  Markte  aufzunehmen,  was  zu  dem  Anlehen  bei  der  Baal 
fahrte.  Der  finanzielle  Werth  eines  solchen  Darlehns  bemisst  sich  in  der  Hauptsach- 
nach  dem  Zinsgewinn.  Jedes  solches  Darlehen  macht  aber  einen  grösseren  oder 
geringeren  Theil  der  Bankactiva  unrealisirbar  oder  schwer  realisirbar,  selbst 
wenn  für  den  Nothfall  vom  Staate  Theilschuldvcrschreibungeu  in  börsengängiger  Forc 
zur  eventuellen  Veräusserung  hinterlegt  werden  (so  bei  d.  Frankfurter  u.  Französ 
B.).  Dadurch  kann  die  Lage  der  Bank  in  Krisen  erschwert  werden.  Jedenfalls  wird 
ihre  Leistungsfähigkeit  gerade  in  solchen  Zeitpuncteu ,  wo  eine  grosse  Gentraibank  aa 
Günstigsten  wirken  kann,  beeinträchtigt  Besser  ist  daher  diese  Form  der  finanziell«- u 
Gegenleistung  zu  vermeiden. 

b)  Oder  die  Bank  gewährt  dem  Staate  einen  Antheil  am 
Reingewinn,  die  passende  Form  solcher  Gegenleistung,  wobei 
am  Besten  derjenige  Gewinn,  welcher  eine  billig  zu  beniessende 
Rente  des  Stammkapitals  der  Bank  übersteigt,  nach  einem  zu  ver- 
abredenden Satze  getheilt  wird. 

So  bei  der  Preuss.,  Belg.  Nat.-,  Bad.,  Oldenb.,  Würtemb.  Zettelbank  u.a.  m 
jetzt  bei  der  D.  Keichsbank. 

Je  grössere  Vortheile  die  Bank  vom  Staate  bezieht,  z.  B.  je  umfassender  ihr 
Notenprivileg  ist  oder  je  höher  die  Staatsdepositen  durchschnittlich  sind,  desto  grösser 
kann  der  Gewinnanteil  des  Staats  werden.  Diese  Einrichtung  stört  den  Bankbeüv-b 
weiter  nicht. 

Bei  d.  Preuss.  B.  bezog  der  Staat  die  Hälfte  des  Reingewinns,  weicht: 
bleibt,  nachdem  er  für  sein  Activkapital  3'/s.  die  Privaten  für  das  ihre  4V4  Proc.  er- 
halten haben.  Dieser  Gewinnantheil  betrug  im  D.  185»— 61  018,000,  1862— 
1,356,000,  1866—69  1.601,000,  1870— 71  2*10,  1872  24«,  1873  3  70.  1874  2V< 
Millionen  Thlr.,  incl.  Zins  auf  die  Staatskap.  u.  Verzins,  u.  Tilgung  der  Anleihe  r. 
1856  (vornchml.  zur  Einziehung  v.  Staatspapiergeld).  Bei  der  Reichsb.  wird  d.  Ge- 
winn über  4Va°/o  vom  Stammkapital  von  120  Mill.  Bf.  hinaus  auch  zur  Hilf*- 
zwischen  Reich  u.  Hankactionären  getheilt.  aber  der  Gewinn ,  der  nach  Zahlung  eioct 
Dividende  v.  8%  aQf  die  Actien  restirt,  fällt  zu  8/,  an  d.  Reich,  zu  V4  an  d.  Actionär- 
Bei  dem  bisher  immer  noch  sehr  massigen  Gewinn  der  Reichsbank  (Div.  an  die  IV 
theiligten  1876— vi  67H,  6  29,  6*3,  5,  6,  6%.  7-05%,)  war  auch  der  Reichsantl 
nur  massig  (1878  2*156,  1879  0  610,  1880  1  793.  1  SSI  5*599,  18*2  höher).  —  Bo 
d.  Belg.  B.  '/„  des  Reinjrcw.;  bei  der  Bad.  '/a  von  dem  Gewinn,  der  nach  Zahlon; 
von  5°/<,  Divid.  bleibt.  Ein  gewöhn).  Vorwurf  der  Gegner  der  Zettelbanken  ist.  d*i- 
der  Staat  diesen  Banken  einfach  die  Reute  aus  dem  Ertrag  des  Rechts  der  Noten- 
ausgabe, bez.  des  ungedeckten  Theils  derselben  schenke,  also  z.  B.  bei  100  Mill 
M.  Notenrecht  jährlich  4  oder  5  Mill.  M.  Dies  wäre  nur  richtig,  wenn  eine  Bau» 
nicht  ein  eigenes  grosses  Stammkapital  für  die  Führung  dieses  Geschäfts  bed  urfte 
u.  dasselbe  nicht  in  wenig  lucrativen  Anlagen  (Wechsel  u.  s.  w.i  placiren  müssu 
Die  4V8°'0  (so  1S75  u.  ff.,  jetzt  wenigstens  4%)  z.  B.,  welche  die  A«  tionäre  dti 
Reichsbank  vorweg  aus  dem  Gewinn  erhalten,  würde  das  Reich  ebenfalls  bei  ein<r 
reinen  Staatsbank  aufwenden  müssen,  die  mit  demselben  Stammkapital  zu  dotiren  wkrr 
S.  Zettelbankpol.  S.  576.  Dieser  Punct  wird  in  der  heutigen  neuesten  Polemik  ges-i 
die  Reichsbank  als  „Actienunternehmen"  gewöhnlich  ganz  übersehen. 
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Die  finanzielle  Gegenleistung  der  Rank  lässt  sich  aurh  ab  eine  Art  Pacht- 
zins betrachten,  welcher  fur  die  ücberlassung  der  Ausnutzung  der  inrissigen  Staats- 
gelder  und  hei  einer  privilegirten  oder  Monopolbank  fUr  die  Gewährung  des  Hechts 
der  Notenausgabe  und  des  Privilegs  der  Annahme  der  Noten  bei  den  Staatskassen 
entrichte«  wird.  Statt  der  Selbstverwaltung  der  eigenen  Staatsgelder  und  des  Noten- 
rechts wird  also  gewissennassen  die  Verpachtung  vorgezogen.  In  den  Beziehungen 
zwischen  d.  Engl.  B.  u.  dem  Staate,  die  ja  allein  eine  längere  Geschichte  haben, 
tritt  ein  solches  Quasipachtvcrh.dtniss  immer  mehr  hervor.  Es  wird  hier  sehr  genau 
von  beiden  Thcilen  der  Werth  der  Vortheile  u.  der  Gegenleistungen  ausgerechnet. 
Dieselbe  Entwicklung  wird  wohl  auch  in  den  and.  Staaten  eintreten,  welch«*  grosse 
Monopolzettelbanken  in  der  Form  der  ActiengcschVh.  oder  dgl.  besitzen. 

2.  An  Stelle  der  finanziellen  Gegenleistung  oder  wenigstens 
eines  Theils  derselben  kann  der  Staat,  besonders  bei  grossen  Mono- 
pol- und  Centralzcttelbanken,  mitunter  passend  auch  eine 
andere  Form  der  Gegenleistung  treten  lassen,  welche  dem 
wahren  Wesen  des  vorbehaltenen  Notenrechts  auch  besser  entspricht. 
Letzteres  soll  kein  Finanzregal  werden,  seine  Begründung,  Uber 
die  sieh  streiten  lässt,  findet  sich,  wenn  Uberhaupt,  so  vornehmlich 
in  den  Interessen  des  Geld-  und  Creditwesens,  Uber  welche  der 
Staat  zu  wachen  hat.  Demgemäss  kann  der  Staat  in  Betreff  der 
Höhe  der  Metalldeckung  und  der  Beschaffenheit  der 
übrigen  Deckungen  der  Noten,  ferner  hinsichtlich  der  Grösse 
des  Stammkapitals  der  Bank  Bedingungen  stellen,  welche  die 
Sicherheit  der  Banksolvenz  und  daher  der  Banknoten  und 
die  Leistungsfähigkeit  der  Bank  in  Krisen  erhöhen. 
Diese  Bedingungen  laufen  aber  auf  eine  Verminderung  des 
Reinertrags  der  Bank  hinaus,  so  das*  dann  eine  finanzielle 
Entschädigung  des  Staats  fortfallen  oder  dieselbe  verringert  werden 
mUs8te.  Der  dem  Staate  hierdurch  entgehende  Gewinn  (hierum 
cessans)  bildet  gleichsam  einen  Ausgabeposten  auf  dem  Conto  der 
Volkswirthschaftspflege ,  —  eine  der  verhüllten  Staatsausgaben, 
welche  bei  rein  privatwirthsehaftlieber  Behandlung  des  Verhältnisses 
allerdings  zu  vermeiden  wäre. 

Bei  grossen  Ccntralbanken .  welche  wie  die  B.  v.  England ,  Prankreich  u.  mehr 
ti.  mehr  auch  die  von  Prcussen  u.  jetzt  die  Keichsbank  die  Edelmetallbehälter 
ihrer  Volkswirtschaften  zu  sein  pflegen,  ist  die  stete  Bcreithaltung  eines  genügend 
^rossen  Baarvorraths  bes.  wichtig.  Letzterer  muss  hinreichen  bei  einer  starken  Ab- 
>trömung  des  Metalls  ins  Ausland  (in  England  z.  B.  nach  Misseruten)  oder  bei  einer 
Beanspruchung  des  Baarfonds  der  Bank  aus  anderen  Ursachen  (vgl.  darüber  meine 
/.ettelbankpol..  S.  552  ff.  \  ohne  da>s  der  Geldmarkt  durch  zu  starke  Crediteinschrankung 
zu  sehr  erschüttert  wird.  Es  liegt  daher  im  Interesse  der  Volkswirtschaft  u  folglich 
>les  Staats,  dass  ein  starker  Baarbestand  gehalten  wird.  Eine  darauf  bezdgl.  Vorschrift 
Lanu  also,  wie  u.  A.  Tooke  vorgeschlagen  hat  (bist,  of  prices  II,  830,  V.  599)  einer 
Centraibank  als  eine  passende  Gegenleistung  für  ihre  Privilegien  auferlegt  werden. 
Aehnliche  Argumente  in  Bag.  hot.  Lombardstreet. 
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3.  Abschnitt. 

Werbendes  bewegliches  Vermögen  und  specielle  Kapitalfonds. 

Vgl.  Kau,  5.  A.  §.  155,  S.  A.  §.  212.  Stein  Fin.  I,  252.  Er  sagt  ..von 
den  „Fonds"  bei  ihm  (Wagner)  nichts".  Da  ist  von  Stein  §.  230  d.  vor.  (2.)  Aufl., 
au  f  die  er  sich  doch  ausdrücklich  bezieht,  ubersehen  worden. 

I.  —  Allgemeine  Würdigung.  §.  263.  Solches  Vermögen 
anzusammeln,  zufällig  vorhandenes  zu  behalten  und  es  verzinslich 
anzulegen,  dafür  liegt  selten  ein  genügender  tinanz wirtschaftlicher 
Grund  vor  und  volkswirtschaftliche  Gründe  sprechen  oft  dagegen. 

Der  nahe  liegende  Gedanke,  etwa  einen  Staatsschatz  auf  diese  Weise  zu  ver- 
wenden ,  um  den  Zinsverlust  zu  ersparen ,  ist  wegen  des  Zwecks  der  Institution  eine? 
solchen  Schatzes  nicht  ausführbar.  (§.  75».  Bei  der  Berathung  über  den  Deutschen 
Rcichsschatz  im  D  Reichstag  im  Nov.  1871  «ab  der  Abg.  Miqu«!  zur  Erwägonc, 
ob  nicht  ein  Theil,  etwa  die  Hälfte  des  Schatzes  zur  Zinsersparung  in  fremden,  bt*. 
engl,  ölfentl.  Fonds  angelegt  werden  könnte.  Zu  einem  eigentl.  Antrag  kam  es  nicht. 
Mir  scheint  dagegen  zu  sprechen :  1)  die  Möglichkeit  eines  Kriegs  mit  einem  der 
Staaten,  in  dessen  Fonds  das  Kapital  placirt  ist  (engl.,  russ.,  nordamerik.  Werth?'. 
2)  die  notorische  Thatsache,  dass  in  Zeiten  des  Kriegsausbruchs  alle  Fonds,  auch  di* 
ganz  unbeteiligter  Staaten  mehr  oder  weniger  stark  aflicirt  werden,  so  dass  ein  erhebt 
Verlust  doch  unvermeidlich  ist.  Ks  sanken  z.  Ii.  im  Juli  1870  6°/«  Amer.  von  97  auf 
79,  5°/„  Russ.  v.  87  auf  unter  8U,  russ.  Prämieuanl.  v.  119  auf  90  in  Berlin.  Das 
Vermögen  als  eine  Art  bleibenden  Depositums  einer  Rank  zur  Benutzung  zu 
überlassen,  empfiehlt  sich  auch  nicht,  weil  damit  doch  ein  unnöthiger  Zinsverlost  ver- 
bunden wäre  und  die  Behandlung  solcher  Gelder  etwa  als  subsidiärer  Staatsschau 
wiederum  bedenklich  und  schwer  durchführbar  ist.  Denn  die  Einziehung  währcai 
einer  politischen  Krisis,  wo  sie  regelmässig  würde  stattfinden  müssen,  würde  die  Läse 
noch  verschlimmern.  Die  dauernde  Verwendung  zu  gewöhnlichen  Darlehen, 
namentlich  auf  Hypotheken,  und  die  Anlage  in  verschiedenartigen  Werth- 
papieren (Actien.  besondere  Prioritätsobligationen  von  Eisenbahngesellschaften,  Schuld- 
verschreibungen der  Selbstverwaltungskörper,  auswärtige  Staatspapiere  u.  dgl.  m.)  rieh 
allerdings  in  der  Regel  einen  genügenden  Zins  und  kann,  wenn  einmal  ein  solche 
Vermögen  vorhanden  ist  und  dasselbe  koine  zweckmässigere  Benutzung  findet,  mitunter 
wohl  am  Platze  sein.  Grössere  Beträge  Geld  hatten  früher  d.  Schweiz.  Eidgenossen- 
schaft u.  mehrere  einzelne  Kantone  auf  Zinsen  ausgeliehen.  Mathy,  in  Raus  Arcb. 
IV,  64.  Stämpfli,  Finanzbüchl.  f.  d.  Berner  VoUi,  1850,  S.  73.  Verschiedene 
ältere  Daten  darüber  bei  Bau,  5.  A.,  §.  155  (a).  Kleinere  Beträge  verzins!  Geld- 
anlagen kommen  vielfach  vor.  Z.  B.  Preusscn:  A.  f.  1871.  Ausser  220,204  Thlr 
Zinsen  u.  Divid.  v.  d.  aus  d.  Ertrag  der  Eisen bahnabgabe  angekauften  Actien  noch 
andere  889,000  Thlr.  Zinsen  von  Staatsactivkapitalien,  neml.  v.  7,623,697  Tbh\  (nom  < 
div.  Oblig.  u.  Actien  u.  v.  1,910,400  Thlr.  hypothek.  Forder.  u.  Darlehen  (unter  beides 
Posten  verschied.  Zinssätze  u.  kleine  uuverzinsl.  SummenV  A.  solcher  Zinsen  IST 3 
1*3  Mill.  M.  Auch  im  Etat  der  Domänenverw.  kommen  Zinsen  aus  Activkapital.  vor 
(A.  1S70  72,968,  1871  22,446  Thlr.,  1875  24,730  M.).  Ausserdem  hatte  der  Staats- 
schatz i.  J.  1870  ausstehen  2,663,850  Thlr.  unverzinslich.  1,174,713  Thlr.  zinstm 
u.  2,254,795  Thlr.  nicht  zinstragende  Activkap.  —  Der  churhess.  Staatsschatz,  der 
der  Provinz  jetzt  als  Provinzialfonds  uberlassen  ist,  trug  c.  '/4  Mill.  Thlr.  Zinsen.  — 
Baiern.  A.  für  1871  Zinsen  aus  Staatsactivkapit.  22,380  11.,  wozu  etwa  noch  <h> 
EntschädigungsTente  v.  d.  Krone  Oesterreich  mit  102,083  11.  gerechnet  werden  kann 

Aber  etwa  absichtlich  Ueberschüsse  der  Einnahmen  zu  diesem  Zweck  anzusamrüih 
ist  wenigstens  im  Allgemeinen  nicht  räthlich.  Das  Geld  bleibt  dann  besser  in  dt£ 
Händen  des  Publicums  und  eine  Steuervenninderung  oder  die  Vornahme  wichtiger, 
bisher  verschobener  Reformen,  Ausfuhrung  ölleutlicher  Werke  u.  s.  w.  erfolgt  »or 
der  Ansammlung  von  ü«-berschüssen. 
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Einmal  vorhandenes  bewegliches  Vermögen  wird  sonst  am 
Besten  entweder  zur  Schuldentilgung,  wobei  dann  meistens 
ioch  eine  Zinsdifferenz  gewonnen  werden  wird,  oder,  mitunter 
ieber  noch,  zur  Anlegung  öffentlicher  Werke,  Hau  von  Land- 
md  Wasserstrassen ,  Eisenbahnen,  zu  Urbarmachungen,  zu  Unter- 
mitzungen bei  Reallastenablösungen  u.  dgl.  m.  verwendet.  Auch 
iönnen  Provinzen,  Bezirke,  Gemeinden  für  gemeinnutzige  grössere 
Unternehmungen,  Eisenbahngesellschaften  für  ihre  Bauten  wohl 
laraus  Zuschüsse,  als  Staatsbeitrag  oder  vorschussweise,  erhalten, 
)der  der  Staat  sich  als  Actionär  bei  einer  Privatbahn  mit  solchen 
*\)nds  betheiligen. 

Dauernde  Anlage  von  Staatsactivkapitalicn  im  Ausland«-,  etwa  in 
remden  Staatepapieren  —  früher  z.  B.  Seitens  des  K.  Bern,  ein  neueres  Beispiel 
nldet  der  Ankauf  von  französ.  Beute  für  c.  50  Mill.  Fr.  Gold  Seiteus  Kusslands 
.  .1.  1847,  Cou  reelle-Se  neu  il,  traitc  des  oper.  de  banque,  Par.  1S37,  3.  ed. 
».  220,  —  hat  doch  überwiegende  pol  i  Um  he  und  wirths«' haftliche  Bedenken,  kann 
ud essen  in  Ausnahmefällen,  /..  ß.  in  Landern,  welche  stark  au  das  Ausland  verschuldet 
ittd,  im  Interesse  der  grösseren  Stabilität  des  Wecliselcurscs ,  besonders  iu  Papier- 
rahruiigsländeru,  in  Betracht  kommen.  Vorschlag  dieser  Art  für  Oesterreich  iu 
mer  Denkschr.  d.  i»at.  Finanzwiu.  1801,  für  Kussland  mit  näherer  Begründung  von 
V.  Wagner,  russ.  Papierwälir.,  S.  204  ET.  Aehnl.  Vorschlag  als  Maassregel  der 
iankpolitik,  einen  Thcil  des  Baarlouds  in  fremden  Wechseln  anzulegen,  bei  de  ms., 
Eettelb.  S.  270  ll„  ein  i j t  England,  Frankreich ,  bei  der  frau/ös.  Enquete  v.  1S60  ff. 
rwlirfach  erörterter  Gedanke. 

II.  §.  264.  Besondere  Beachtung  verdienen  folgende 
*.wci  Fälle: 

1.  Eine  besondere  Function  können  Fonds  beweglicher  Kapi- 
alien  zur  einstweiligen  Anlage  grösserer  disponibler 
Geldsummen  haben,  welche  man  erst  später  bestimmten 
/erwen düngen  zuführen  will  und  an  welchen  daher  Zinsver- 
uste  vermieden  werden  sollen. 

Hier  wird  es  sich  gewöhnlieh  um  abnorme  politische  und  finanzielle  Verhält- 
iisse  handeln,  welche  zur  Verfügung  über  solche  Summen  führten,  z.  B.  bei  Kriegs- 
ontri butioueu  u.  dgl.  m.  Denn  dureh  Anleihen  wird  man  selten  für  lange  im 
'oraus  grössere  Beträge  disponibel  maeheu.  In  jenen  Fällen  möchte  es  auch  zweek- 
»ässiirer  sein,  die  Summeu  einstweilen  bei  Baukeu  zu  massigen  Zinsen,  als  sie  eigens 
B  Darlehen,  Wertpapieren  u.  dgl.  m.  anzulegen,  aus  dem  im  Folgenden  (unter  Nr.  2) 
^gegebenen  Grunde,  der  auch  hier  gilt. 

Im  Deutschen  Reich  hat  mau  drei  solche  „Fonds"  aus  iL  franz.  Kricgseontribution 
'«gründet:  Den  Keichsfestu  nu  sbaufonds,  d.  Fonds  für  d.  Beichstagsgebäudc 
.  den  f.  Keiehscisenbahnen.  Für  ersteren  gilt  d.  Ges.  v.  30.  Mai  1873,  Art.  III; 
r  b>t  zuerst  mit  53  Mill.  Thlr.  dotirt  worden,  web  In-  im  Wesentl.  uaeh  denselben 
itumlsätzen,  wie  die  Kapitalien  des  luvalidenfonds .  zinsbar  angelegt  werden.  Die. 
Minsen  des  Fonds  messen  zu  den  allgem.  Beichsein nahmen ,  die  Ausgaben  f.  d. 
estungsbau  selbst  werden  aus  den  flüssig  gemaehten  Kapitalbeständcn  gedeckt.  Der 
»ezügl.  Betrag  wird  in  deu  Jahresetat  des  Keiehs  gesetzt.  Das  Kapital  des  Fonds 
»estand  E.  1875  aus  12434  Mill.  M.  deutscher,  4  05  Mill.  Doli,  uordamerikan., 
130,550  Pfd.  Sterl.  and.  ausländ.  Papieren,  £.  1881  noch  nominell  51*10  M.  M.  u. 
104,950  Pfd.  St.  Oblig.,  547,851  M.  baar.  S.  meinen  Aufs.  Keichsfinanz.,  Jahrb. 
II.  110.  —  Der  Fonds  d.  Beichstagsgebäudes  beruht  auf  d.  Ges.  ?.  S.  Juni  187.M. 
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3.  R.  Ord.  Einn.   2.  K.  Priratenrerb.    4.  IL  A.  Fonds.  §.  2fJ4. 


betritt  s  Mill.  Thlr.,  die  zinsbar  anzulegen  sind.  Die  Zinsen  sollten  dem  Fonds  bi- 
zur  Verwendung  des  Kapitals  zuwachsen,  was  spater  modificirt  wurde  (im  Et  L 
18S4/85  steben  OS  M.  M.  Zinsen  f.  d.  Reich),  (Stand  E.  1875  27-09  Mill.  IL.  t 
ls81  20-fiO  M.  M.).  -  Der  Reichseisenbahnfonds  beruht  auf  d.  Ges.  v.  18.  Juni  1S73  a. 
betrag  ursprünglich  c.  24  8  Mill.  Thlr.,  die  ebenso  behandelt  werden,  wie  die  Kapitale 
des  Festungsbaufonds.  A.  der  Zinsen  im  Etat  f.  1876  1  '45  Mill.  M.,  der  Kapitale  r- 
wendung  18*09  Mill.  M.,  seitdem  aufgezehrt.  — Etwas  Aehnliches  bildet  die  Erb>r|uf' 
des  Herzogs  Karl  v.  Braunschweig  an  die  Republik  Genf,  weh  he  dies«-  angetreten  hat. 

2.  Solche  Fonds  beweglicher  Kapitalien  können  auch  deo 
Zweck  haben,  zur  Sicherstellung  künftiger  finanzieller 
Verpflichtungen  und  zur  Bestreitung  der  daraas  her- 
vorgehenden Zahlungen  mittelst  der  Zinsen  (eventuell 
unter  Mitverwendung  von  Amortisationssummen,  wenn  die  allmälige 
Aufzehrung  des  Kapitals  in  Aussicht  genommen  wird)  zu  dienen. 
Ein  Beispiel  liefert  der  In validenf onds  des  Deutschen  Reichs. 

Kapitalien  für  solche  Zwecke  werden  wohl  auch  nur  in  abnormen  politische, 
und  finanziellen  Verhältnissen  verfügbar  sein,  wie  in  diesem  Beispiel.    Eine  richti; 
Finanzpolitik  wird  aber  selbst  in  solchen  Lagen  kaum  zu  derartigen  Einri«  htunge 
eines  wesentlich  privatkapitalistischen  Characters  greifen.    Dieselben  bieten  für 
die  Dauer,  bei  ungünstiger  Finanzlage,  doch  keine  Sicherheit  für  ihren  Zweck,  wol 
alier  führen  sie  fast  unvermeidlich  zu  Geschäften,  welchen  eine  Staatsbehörde  schwer?  - 
wachsen  ist.  Die  genügenden  Cautelen  politischer  Art  sollen  getr<-lle:i  und  doch  finanziell 
Verluste  verhütet  werden:  das  sind  zwei  kaum  vereinbare  Wünsche.  Denn  um  des  letztere 
Willen  muss  die  Behörde  freier  verfügen,  z.  B.  öfter  in  den  Anlagenwechseln  könnea 
was  ihr  bei  jenen  Cautelen  unmöglich  ist,  die  doch  wieder  nicht  zu  entbehren  süvi 

Daher  auch  hier  lieber  eine  Verwendung  solcher  Kapitalien 
zur  Schuldentilgung  oder  zu  grossen  öffentlichen. 
Rente  gebenden  Unternehmungen,  wie  Staa tsba hn eu. 
Staats bauken  u.  dgl. 

Eingehende  Begründung  dieses  Unheils  in  der  Kritik  des  Rcichsinvalidenfoni- 
in  meinem  Reichsfinanzwes.,  Jahrb.  III,  S.  131  lf.    S.  auch  o.  §.  164,  S.  377.  l>* 
(ies.  v.  23.  Mai  1873  dotirt  den  Invalidenfonds  mit  187  Mill.  Thlr.  (zu  viel  für  d- 
Zweck),  die  in  verschied.  Effecten  angelegt  sind,  s.  §.  2  des  Gesetzes.   Bis  I.Juli  187* 
durfte  interimistisch  eiue  Anlage  iu  weiteren  Papieren  erfolgen  (§.  3).    Es  hat  sio 
aber  nicht  durchführbar  erwiesen,  diese  Anlage  bis  zu  diesem  Zeitpuncte  zu  realisi: 
u.  in  die  gesetzliche  des  §.  2  zu  verwandeln.  Deshalb  musste  im  Ges.  v.  23.  Febr.  1>7» 
die  Frist  f.  jene  interimistische  Anlage  bis  1.  Juli  lsSO  verlängert  werden.  Dir*- 
Vorgänge  dienen  zur  Bestätigung  des  im  Text  Gesagten.    Stand  des  Invaliden!«»^ 
Ende  1S81:  nominell  534.42  Mill.  M.  u.  0.459  Mill.  H.  süddeutsch  in  Obligatio:*  - 
2,0 1  Mill.  M.  baar.    Die  unnüthig  grosse  Höhe  des  Fonds  hat  ermöglicht,  dem  Foiwl 
auch  noch  weitere  Kriegspensionen  zuzuschieben.. 


Communications-  und  Transportwesen  oder  Verkehrswesen 
(im  engeren  Sinne),  besonders  Eisenbahnen. 


Rau  hat  bloss  den  Staatseisenbahnen  einen  besonderen  kurzen  Abschnitt,  da 
h.  llauptst.  v.  d.  Regalien  irewidmet,  indem  er  (5.  A.)  in  §.  219c  glaubte,  ein  eigea* 
Eisenbahnregal  aufstellen  zu  müssen.    Die  eingehendere  Darstellung  in  Rat 
Volkswirthschaftspolit.  II,  &  258—163.   mit  kurzer  Berührung  der  Streitfrage.  - 


Fünfter  Hauptabschnitt. 
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Staate-  oder  Privatbahnen,  berücksichtigt  die  eigentlich  staatswirthschaftliche  und 
finanzielle  Seite  der  Frage  neben  der  Erörterung  der  volkswirtschaftlichen  Seite  noch 
zu  wenig.  Jene  beiden  Seiten  müssen  nothwendig  specioller  behandelt  werden.  Ferner 
bt  das  Eisenbahnwesen  im  Zusammenhange  mit  dem  gesammten  Verkehrswesen  zu 
•«trachten,  um  die  Stellung  des  Staats  zu  ihm  und  seine  finanzielle  Behandlung  prin- 
zipieller u.  nach  einem  höheres  u.  allgemeineren  (iesichtspuucte  zu  begründen. 
Das  Staatseisenbahnwesen  ist  neben  dem  Forstwesen  das  Hauptgebiet  des 
modernen  Domänen wesens.  Seine  finanzielle  Regelung  ist  noch  schwieriger,  weil 
volkswirthschaftspolitische  und  privatwirthschaftliche  Gesichtspuncte  sich  noch  manch- 
facher  kreuzen.  Die  Post  behandelt  Rau  auch  unter  den  Kegalien,  §.  2u5 — 219a, 
desgleichen  die  Telegraphie  §.  219b.  Meine  abweichende  Auffassung  ist  schon 
oben  §.  199  ff.  begründet  worden.  Die  Landstrassen  stellt  dagegen  auch  Kau  bereits 
unter  die  Gebührenzweiue .  unter  Verwerfung  eines  Stnwsenregals,  §.  239—243.  In 
Bau'fl  Volkswirthschaftspolitik  ist  das  Verkehrswesen  —  Herstellung  der  Strassen 
§  253  ff.,  Mittel  zur  Benutzung  der  Strassen  2tis  ff.  — ,  etwas  zu  eng  und  der  all- 
dem einen  culturlichen  und  wirthschaftlichen  Bedeutung  desselben,  sowie  den  heutigen 
Verhältnissen  nicht  mehr  recht  entsprechend,  als  „Erleichterung  der  WaarenfortsehaHung" 
bn  der  ..Beförderung  des  Tauschverkehrs'*  besprochen.  Auch  hier  fehlt  noch  zu  sehr 
eine  principielle  Behandlung  der  Fragen,  welche  sich  auf  die  Stellung  des 
Staats  zum  Verkehrswesen  u.  auf  die  ganze  finanzielle  Regelung  beziehen.  Das 
Verkehrswesen  in  seiner  modernen ,  ja  noch  manchfach  in  Entwicklung  begriffenen 
(ttstaltumr  bildet  f.  d.  Finanzwiss.  ein  besond.  wichtiges  u.  lehrreiches  Gebiet  der 
Maatsthätiirkeit,  weil  der  geschichtliche  Wechsel  zwischen  den  vier  leitenden  Finanz- 
priueipien  <§.  20 Ii  und  die  Notwendigkeit .  die  einzelnen,  doch  so  nahe  verwandten 
Gebiete  nach  versehi edene n  Principien,  die  sich  aber  auf  ein  oberstes  Hauptprincip 
zurückführen  lassen,  statt  nach  einer  ein/igen  Srhablonendortrin ,  zu  behandeln,  be- 
H>nders  deutlich  hervortritt.  —  Die  Behandlung  des  Eisen  bahn  wesens  in  dieser  Ausführ- 
lichkeit hier  in  der  Finanzwissensch.  kann  vom  Standpunct  strenger  Systematik  aus 
bemängelt  werden,  wie  ich  L.  Stein  finanzwiss.  3.  A.  S.  255)  einräume.  Aber  sie 
entspricht  immerhin  der  ähnlichen  Behandlung  der  Domänen-  und  Forstlehre  schon  in 
Rau 's  Finanzwissenschaft.  Jedenfalls  habe  ich  sie  auch  in  dieser  Auflage  des  1.  B. 
der  Finan /.wissen schalt  noch  nicht  wesentlich  verändern,  bez.  verkürzen  wollen,  weil 
'ler  das  Verkehrswesen  behandelnde  Uand  des  Lehrbuchs,  wohineiu  die  Eisenbahulehre 
gehört,  noch  aussteht.  Später  wird  vielleicht  eine  Aenderung  passend  sein.  Sonst 
irilt  übrigens  über  die  Hereinziebung  solcher  Lehren,  wie  der  Eisenbahnlehre,  in  die 
linanzwiss.  das  oben  §.  7  S.  10  Gesagte. 

Vgl.  Rau.  Volkswirthschaftspol.  II,  §.  255— 272.  Mohl,  Polizeiwiss.  3.  A. 
II.  §.  171— ISO.  Bes.  Schäffle,  Nationalök.  2.  A.  §.  202—209,  mit  besonderer 
Kiioksicbt  auf  Eisenbahnen,  aber  mit  manchen  treffl.  Erörterungen  Uber  Verkehrswesen 
•tu  Allgemeinen.  L.  Stein,  Verwaltungslehre  VII,  50  ff.  und  llandb.  d.  Verwal- 
tuni"jl,  hre  Stuttg.  1S70,  S.  173—224,  2.  A.  S.  384  ff.,  wichtig  und  in  vieler  Hinsicht 
wohl  massgebend  für  die  systeinat.  Behandlung  des  ganzen  Gebiets  des  Verkehrswesens. 
Im  Einzelnen  ist  Manches  schief,  z.  B.  gerade  die  Behandlung  des  Eisenbahnwesens 
b  21 0  (die  Eisenbahnen  den  .Aktiengesellschaften,  als  einer  Form  des  Vereinswesens, 
priucipiell  zugewiesen,  wieder  eine  falsche  Verallgemeinerung  speeif.  Österr. 
Währungen,  wobei  die  neueren  Be>trebung.n  in  England,  Amerika  übersehen  werden». 
Ners.,  Fin.  J.  A.  S.  134  IT.,  2.  A.  S.  IM  20\  3.  A.  S.  237  ff.,  wo  Post.  Eisen- 
Salinen  u.  Telegraphen  als  die  „Regalien  des  Couununicationswesens"  bezeichnet 
werden.  S.  dagegen  oben  §.  204.  Die  Ntaatseiscn bahnen  stellte  auch  Stein  früher 
zu  den  Domänen,  jetzt  (4.  A.  I,  342)  behandelt  er  sie  kurz  bei  den  Gebühren,  geht 
»her  in  der  Finanzwissen>chaft  absichtlieh  nicht  auf  die  Frage  „Staats  -  oder  Pnvat- 
Ijahnen"  naherein.  Uinpienbach.  I  in.  §.  34-  43  i. hier  unter  den  Gebührenzw<  i^m i. 
''•er^ius,  S.  119—14»  (2.  Aull.,  §.  22—2."»,  unter  Dom.  u.  Regalien,  in  der  Auf- 
fassung ho  einteilig  manchesterlich  wie  früher).  Wagner,  Grundle«.  I,  jj.  307.  — 
^-l.  ferner  Entj  el's  geistvolle  Erörter.  in  d.  Aufs.  ..die  Grenzen  des  Ertindungsgeists 
W  Transportwesen",  Preuss.  Stat.  Ztschr.  1804.  S.  113.  —  A.  Wagner.  Art.  Schiff* 
t;dirt  üi  Rentzsch's  Handwörterb.  —  Mancherlei  werthvolle  Bemerk,  uber  Verkehrs- 
wesen im  Allgem.  auch  in  der  Specialliter,  uber  einzelne  Wege  u.  Anstalten,  bes.  über 
Eisenbahnwesen,  s.  d.  Liter,  über  letzteres  unten  vor  dem  zweiten  Abschnitt.  Leber 
brassen,  Post  u.  Telegr.  s.  Fin.  II,  §.  303—313. 
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In  dem  nunmehr  vorliegenden  B.  III  von  Roicher's  System  werden  dc£ 
Transportwesen  drei  Kapitel  gewidmet,  in  der  ].  Abtli.  vom  „Handel",  also  Systematik  1 
noch  so  wie  bei  den  Früheren,  was  mir  unrichtig  erscheint,  tnter  dem  Kcit.hüiui. 
au  einzelnen  Notizen ,  der  Frucht  einer  erstaunlichen  Belesonheit  und  unter  »1er 
schönen,  wenn  auch  etwas  schablononiniissigcn  Betrachtung  auch  dieses  Gegenstands 
aus  dem  historischen  Gesiehtspuncte  tritt  die  principielle  staabwirthschaftliche  Beband- 
lung  nur  etwas  zu  sehr  zurück  u.  die  linauzwirthschaftüche  u.  verwaltungsrechtlich 
Seite  noch  mehr.  Im  Einzelnen  lehnt  sich  Koscher  sehr  an  Sax  au.  Meine  eigene, 
der  Sax  sehen  vielfach  verwandte  u.  ihr  vorausgegangene  Behandlung  wird  dab*i 
nicht  näher  von  Koscher  berücksichtigt  Das  wahrhaft  vorzügliche,  allen  Seiten  dts 
Gegenstands  »erecht  werdende ,  scharfe  principielle  Aull'assung  und  systematische  Er- 
schöpfung mit  reichein  Detail  und  schöner  Form  der  Darstellung  verbindende  tl^ubch-. 
Werk  ist  jetzt:  E.  Sax,  d.  Verkehrsmittel  in  Volks-  u.  Staatswirthsch.  _'  B.  Wien,  IS7S. 
1879.  (1.  11.  Allgem.  Lehre,  dann  Land-  u.  Wasserwege.  FW  u.  Telegr. .  2.  F. 
Eisenbahnen).  Eine  gute  Zus.fassung  des  (ieticustands  triebt  Sax  selbst  in  s.  Abt 
Transp.  u.  ('omuiunicweücn  in  Schonbergs  Handb.  d.  polit.  Oekon.  1.  Auch  für  du 
allgemeine  Lehre  vom  Verkehrswesen  sind  die  ausgezeichneten  Arbeiten  (i.  Cohn  s 
über  Eisenbahnwesen  (bes.  Untersuchungen  über  engl.  Eiscnbahnpolitik .  2  P 
Leipz.  1S74.  1*»7.'>,  neuerdings,  lSS.'t,  fortgesetzt  im  Archiv  f.  Eisenb.wes.,  auch  Cohn  - 
Aufs.  Staat  u.  Eisenbahnen,  zugleich  eine  Kritik  v.  Sax,  in  Ilildebr.  Jahrb.  Ii. 
1S79)  höchst  bcachtenswerth ,  fies,  wegen  der  Zurückfuhruug  der  Einzelfragen  nf 
die  grossen  Priucipienfragen  der  Volks-  u.  Staatswirthschaft  u.  wegen  der  Fülle  feine- 
kritischer Bemerkungen.  Aus  d.  fremden  Liter,  s.  u.  A.  A.  de  Foville,  tran?- 
fonnation  des  moyens  de  trausport,  Par.  1*80, 

1.  Abschnitt. 

Das  Verkehrswesen  und  seine  staatliche  und  finanzielle 

Behandlung  im  Allgemeinen. 

Eisenbahnen ,  Canäle  und  Schiflfahrt  sollen  nach  dem  Früheren  hier  u Itter  d-  c 
privatwirthschaftlichen  Einnahm oq uellen  mit  betrachtet  werden  (§.  203 
Um  diese  Einrichtungen  überhaupt  und  die  Stellung  des  Staats  zu  ihnen,  sowie  dt* 
tinanzielle  Behandlung  derselben  Seitens  des  Staats  richtig  zu  beurtheileu ,  müssen  säe 
im  Zusammenhang  mit  dem  ganzen  Communications-  und  Transport wesr 
oder  Verkehrswesen  (in  diesem,  engeren  Sinne  des  Worts)  betrachtet  werdet 
Es  ist  daher  hier  dieses  gesammte  grosse  volkswirthschaftlicho  Gebiet  ins  Auge  ie 
fassen,  auch  wenn  manche  Theile  desselben,  soweit  sie  Überhaupt  bei  den  Staatsein- 
nahmen in  Betracht  kommen,  nach  unserer  früheren  Scheidung  erat  bei  den  Gebühr«* 
zu  besprechen  uind.  Durch  die  nachfolgende  Erörterung  findet  die  Ueberweiscr:: 
eines  Theils  der  Einnahmen  aus  dem  <  'ommuuications-  und  Transportwesen  unter  di' 
privatwirthschaftlichen  und  eines  andern  Theils  unter  die  Gebühren  zugleich  ibrr 
nähere  Begründung.  Unvermeidlich  ist  es  dabei,  auf  die  allgemein  -  volkswirthschat't 
liehe  und  volkswirthschaftspolitische  Seite  des  Verkehrswesens  neben  der  tin&nzielka. 
soweit  dies  durch  den  Zusammenhang  beider  Seiten  geboten  ist,  etwas  mit  einzugebm 
Weiteres  gehört  in  die  Volkswirthschaflspolitik. 

1.  —  §.  2G5.  Allgemeine  Bedeutung  und  Gestaltung 
tles  Verkehrswesens. 

Das  Verkehrswesen  vermittelt  die  räumliche  Bewegung 
oder  die  Ortsveränderung  der  Personen,  Güter  und  Nachrichten. 
Diese  Orlsveränderung  bildet  die  Voraussetzung  für  die  Erreichung 
einer  grossen  Menge  der  wichtigsten  Wirthschafts-  und  Culturzweckt 
der  Menschheit.  Nach  der  Möglichkeit  der  OrtsveränderuDf 
überhaupt  sind  Sicherheit  und  Schnelligkeit,  Regelmässig 
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keit  und  Bi 1 1  igk eit  die  hauptsächlich  an  das  Verkehrswesen  zu 
stellenden  Anforderungen.  Maassgebend  sind  hierbei  drei  Momente, 
der  Weg,  das  Fahrzeug  und  die  bewegende  Kraft,  sodann 
die  zweckentsprechende  Combination  der  Fahrzeuge  und  be- 
wegenden Kräfte  auf  den  Verkehrswegen  zu  bestimmten  Ver- 
kehrsgestaltungen oder  Transportleistungeu.  Die  Auf- 
gabe des  Staats  im  Verkehrswesen  ist  einmal  je  bei  den  Verkehrs- 
wegen  und  Verkehrsgestaltungen,  sodann  zum  Theil  auch 
wieder  bei  den  verschiedenen  Arten  beider  verschieden. 
Danach  ändert  sieh  auch  die  finanzielle  Behandlung,  der  folgendes 
allgemeine  Schema  zu  Grunde  zu  legen  ist: 

1.  V  erkehrswege:  Strassen  und  Plätze  in  den  Ortschaften, 
Landstrassen  aller  Art,  vom  einfachen  Feldweg  bis  zur  vollendeten 
Kunststrasse  (Chaussee),  Eisenbahnen,  natürliche  und  künstliche 
Binnenwasserwege,  die  offene  See,  die  Telegraphenleitungen,  Rohr- 
postleitungen. 

2.  Die  Transportleistungen  auf  diesen  Wegen.  Sie 
lassen  sich  in  freie  und  organisirte  unterscheiden. 

a)  Jene  erfolgen  so,  dass  Jedermann  gewisse  Wege  zu  belie- 
biger Benutzung,  obschon  eventuell  unter  Erfüllung  bestimmter 
Bedingungen,  z.  B.  der  Zahlung  einer  Gebühr  (Weggeld),  offen 
stehen. 

b)  Organisirte  Transportleistungen  oder  Verkehrsanstalten 
sind  dagegen  regelmässige  und  unabhängig  von  der  je- 
weiligen wirklichen  B e n u t z u n g  erfolgende  Transportdienste 
für  Personen ,  Güter  und  Nachrichten  oder  für  eines  dieser  Trans- 
portobjecte  auf  bestimmten  Arten  von  Wegen  zwischen  gewissen 
Orten  zu  bestimmten  Zeiten,  neben  oder  auch  unter  Ausschluss 
jenes  freien  Verkehrs. 

Die  wichtigsten  Verkehrsanstalten  sind:  innerhalb  der  Orte  selbst  das 
(>  in  Ii  i  buswese  n  .  die  Pferde-  und  hie  und  da  auch  die  Dam  p l  eisen bahnbetriebe. 
vornehmlich  fur  den  Personenverkehr.  (Das  Drosc h ken  wesen  .  als  die  Einrichtung, 
wonach  bespannte,  jederzeit  sofort  zum  Fahren  benutzbare  Personenfuhrwerke  auf 
Öffentlichen  Strassen  bereit  stehen ,  hat  zwar  auch  Merkmale  einer  Verkehrsanstalt, 
aber  steht  doch  insofern  apart,  als  hier  nicht  bestimmte  Curse  unabhängig  von  der 
wirklichen  Benutzung  des  Transportdienstes  gefahren  werden.  Letztres  Moment  habe 
ich  in  dieser  Aufl.  in  den  Begriff  der  ..Verkehrsanstalt"  wohl  mit  Recht  eingeschaltet 
u.  danach  hier  das  Droschkenwesen  vom  Omnibuswesen  getrennt.  S.  vor.  Aufl.  S.  528). 
Hauptsächlich  zwischen  verschiedenen  Orten:  der  regelmässige  Boten- 
dienst für  den  Nachrichten  -  und  den  Verkehr  von  kleinen  (lUtcrmassen ;  der  Fahr- 
.  urs  auf  Landstrassen  fur  den  Personen-  (Diligen<  <-^  und  den  fiuter-(Fracht-)verkehr ; 
die  Post  fur  die  Nachrichten- (Brief-),  Drucksachen-,  Packet-  (Güter  in  kleinen  Massen), 
Geldübersendung,  auch  fiir  den  P<*rsonentransport ;  der  Eisenbahn-,  besonders 
D  am  pf  bahn  betrieb  für  den  Personen-,  Guter-  und  Nachrichtenverkehr;  der  Schi  ff 
fahrt*-,   insbesondere  der   Dampfschifffahrtscurs  desgleichen,    auf  Binnen- 
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gewässern  und  auf  offener  See;  der  Telegraphen  betrieb  für  den  NachrichteJi- 
v  erleb  r. 

1.  Die  Verkehrswege  .stehen  als  natürliche  Grundlage  de> 
freien  Verkehrs  und  der  Verkehrs  an  stalten  selbst  auch  den 
letzteren  im  öffentlichen  Interesse  noch  voran.  Schon  dieser  Uro 
stand  äussert  auf  die  Stellung  des  Staats  zu  den  Verkehr* 
wegen  und  auf  die  finanzielle  Behandlung  derselben  besonderen 
Kinfluss.  Die  Herstellung  neuer  Wege  berührt  ferner  die 
vom  Staate  wahrzunehmenden  Interessen  der  Gesammtheit  noeb 
mehr  und  tiefer,  als  diejenige  neuer  Vcrkehrsanstalten.  Auch  setzt 
sie  vielfach  die  Gewährung  des  Z wangsenteign u  ngsreebts 
Seitens  des  Staats  voraus.  Daraus  folgt  zwar  noch  nicht  die  Not- 
wendigkeit, dass  der  Staat  allciu  die  neuen  Wege  herstelle,  woh! 
aber,  dass  die  Anlage  und  die  Benutzung  der  Wege ,  welche 
mit  HUlfc  dieses  bloss  im  öffentlichen  Interesse  gewährten  Rechts 
hergestellt  werden,  unter  der  Aufsicht  des  Staats  erfolge. 
Wo  der  fertige  Weg  mit  einer  Verkehrsanstalt  in  einer  Hand, 
vielleicht  sogar  mit  Ausschluss  anderer,  verbunden  ist,  wie  in  der 
Regel  schon  aus  technischen  Gründen  beim  Eisenbahn-  und  Tele 
graphenwesen,  da  erweist  sich  vollends  eine  eingreifende  dauernde 
Staatscontrolc  unvermeidlich. 

Die  Herstellung  der  grossen  und  kostspieligen  Kunst 
wege  der  Neuzeit,  der  Chausseen,  Eisenbahnen,  Telegraphen. 
Canäle,  die  Verbesserung  und  Schiffbarmachung  der  natürlichen 
Wasserwege  erfolgt  sodann  durch  das  Zusammenwirken 
grosser  Kapitalien  und  besonderer  technisch  hoch 
ausgebildeter  Arbeitskräfte,  in  wesentlich  gleicher  Weise, 
ob  der  Staat  oder  Private,  d.  h.  die  practischen  Haupttalle  berück 
sichtigend  richtiger  gesagt  Erwerbs-,  besonders  Actiengesellschaften 
bauen.  Die  Verwendung  grosser  Kapitalien  Seitens  des  Staats  oder, 
bei  den  Verkehrswegen  mehr  localer  Bedeutung  Seitens  der  Selbst- 
verwaltungskörper, kann  zwar  ein  finanzielles  Risico  mit  sich 
führen.  Aber  in  einem  umfaugreichen  Netz  von  Verkehrswegen 
übertragen  sich  auch  wieder  die  Betriebsergebnisse  guter  uml 
schlechter  Routen.  Ferner  hat  der  Staat  oder  ein  öffentlicher  Körper 
die  Wahl  des  leitenden  Finanzprincips  immer  in  seiner 
Hand,  was  in  hohem  Maassc  im  Gesammtinteresse  liegt.  Wenn 
dagegen  eine  Privatwirtschaft,  wie  z.  B.  eine  Actieugesellschaü 
solche  Wege  übernimmt,  so  muss  sie  nicht  nur  wegen  der  langet: 
Kapitaltixirung  und  des  hohen  finanziellen  Risico's,  sondern  ihrer 
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wirth8chaftlichen  Erwerbsnatur  nach  das  gewerbliche  Finanz- 
prioeip  in  ihrer  Verwaltung  befolgen.  Dazu  kommt  noch  die  Er- 
wägung, dass  die  zeitliche  Kapitalverwendnng  nur  beim  Wege-, 
besonders  beim  Eisenbahnbau  des  Staats  und  der  Selbstverwaltungs- 
körper eine  einigermassen  gl  ei  c  h  massige  sein  kann,  was  fUr 
die  ganze  Volkswirtbsehaft  ein  Segen  ist  (G.  §.  244a,  367  u.  unten 
S.  650). 

Endlich  geniesst  der  fertige  kostspielige  Weg  (Eisenbahn, 
Canal)  rein  durch  sein  Bestehen  oft,  wenn  auch  kein  recht- 
liches, doch  bis  zu  einer  gewissen  Grenze  ein  f actisches  Mo- 
nopol, weil  das  Zusammenbringen  eines  grossen  Kapitals  zur 
Herstellung  eines  Concurrenzwegs  schwierig  ist  und  daher  gar 
nicht  oder  erst  nach  längerer  Zeit  erfolgt.  Kommt  aber  trotzdem 
eiu  Concurrenzweg  zu  Stande,  so  führt  dies,  je  grösser  die  darin 
angelegten  Kapitalien  sind  um  so  leichter,  oft  nur  zu  einer  Ver- 
ständigung der  beiden  Interessenten  Uber  das  Verbleiben  und  die 
Theilung  des  Monopols,  zumal  in  dem  Falle,  dass  Weg  und  Ver- 
kehrsanstalt, wie  bei  Eisenbahnen,  in  einer  Hand  sind. 

Alle  diese  Umstände  bedingen  eine  weitgeh  ende  Oberauf- 
sieht des  Staats  Uber  das  gesammte  Wegewesen  und  rechtfer- 
tigen im  Allgemeinen  eher  als  in  vielen  anderen  wirtschaft- 
lichen Angelegenheiten  die  Uebernahme  desselben  auf  den 
Staat  und  die  Selbstverwaltnngskörper,  daher  namentlich 
den  Bau  neuer  Wege  auf  deren  Rechnung,  soweit  nicht  be- 
sondere GrUnde  dagegen  sprechen.  Nach  den  einzelnen 
Arten  von  Wegen  ist  die  Frage  dann  weiter  zu  entscheiden. 

2.  Die  freie  Tran sportleistu n g,  soweit  sie  Uberhaupt 
Gegenstand  des  Tauschverkehrs  werden  kann,  ferner  wenigstens 
znm  Theil  auch  die  Verkehrsanstalt  selbst  besteht  dagegen  in 
einer  solchen  Combination  von  Arbeitsleistungen  und  Kapitalver- 
wendungen, in  welcher  der  Staat  und  oft  auch  die  Selbstverwal- 
tnngskörper leichter  gegen  den  Privaten  und  mitunter  auch  gegen 
die  Erwerbsgesellschaft  zurückstehen.  Auch  schliesst  die  Trans- 
portleistung häufig  ein  4Ur  den  Staat  und  diese  Körper  weniger 
geeignetes  speculatives  Moment  eiu.  Insoferne  wird  man  im 
Allgemeinen  als  Kegel  die  Uebernahme  von  freien  Transport- 
leistungen auf  den  Staat  und  diese  Körper  ausschliessen  mtissen 
und  hinsichtlich  der  Uebernahme  von  Yerkehrsanstalten  wird  eben- 
falls die  Vermuthung  im  Ganzen  zunächst  eher  gegen  den  Betrieb 
durch  sie  sprechen.  Im  Uebrigen  ist  aber  auch  hier  die  Entscheidung 
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nach  der  Art  der  einzelnen  Vcrkehrsanstalt  und  ihrer  Ver- 
bindung mit  einem  Wege  zu  treffen. 

II.  —  §.  266.  Die  einzelnen  Arten  der  Verkehrswege. 
Für  die  richtige  Stellung  des  Staats  zum  Wegewesen,  ins- 
besondere ftir  die  Frage  der  Uebernahme  von  Wegen  auf  den 
Staat  und  die  Selbstverwaltungskörper,  und  sodann  iu 
dem  Fall  dieser  Uebernahme  fttr  die  Frage  der  finanziellen 
Behandlung  des  Wegewesens  müssen  die  Arten  der  Wege 
unterschieden  werden.  Wir  gehen  dabei  von  folgender  Ein- 
theilung  der  Wege  aus: 

1.  Unterscheidung  der  Wege  nach  ihrer  Entsteh- 
ungsart: Natur-  und  Kunstwege  und  nach  ihrer  V erk ehr« 
f  u  n  c  tion. 

Im  W<sentlicbcu ,  wenn  auch  nicht  völlig,  fällt  diese  erste  Unterscheidung  m- 
saniincu  mit  derjenigen  von  natürlichen  Wasserwegen,  der  See.  den  Ströinei.. 
Flüssen.  Landseen  «iner-  und  von  Landwegen  (einschliesslich  Eisenbahnen 
Telegraphen,  Canälen  andererseits.  Soweit  die  natürlichen  Wasserw.^e  dun  h 
die  Kanst  und  daher  durch  Kapitalaufwand  erhalten  und  verbessert  wcrdtti 
treten  sie  indessen  in  wirtschaftlicher  und  finanzieller  Hinsieht  in  die  Classc  A>: 
Kunstwe{re  mit  hinüber. 

a)  Die  Herstellung  derjenigen  Kunstwege  und  die  Er 
haltung  und  Verbesserung  derjenigen  natürlichen  Wasser 
wege,  welche  vornehmlich  dem  freien  Verkehr  und  der 
einfacheren  („niederen")  Formen  der  Verkehrsanstalteo 
(Fuhrmannswesen,  Schifffahrtslinicn)  dienen  und  daher  am  Unmittel 
barsten  die  Interessen  vieler  einzelner  Staatsangehörigen  berühren 
ist  am  Besten  eine  öffentliche  Angelegenheit,  wie  seit  Uralten 
thatsächlich  meistens  in  den  Culturstaaten.  Diese  Wege  stehen  dem 
gemäss  im  öffentlichen  oder  Gern  ein-Eigcnthu  m,  welches  durch 
dasjenige  des  Staats  und  derSelbstverwaltnngskörpcr  vertreten  wird 

(Grundleg.  I,  §.  25,  254  ft.,  367).     Namentlich  gilt    dies,  bei   uns    in  d  : 
Kegel  schon  seit  Alters,  von  den  Orts-   und  Landstrassen  aller  Art.  woih 
jedoch    die  nächstbetheiligten  Privaten,  wie  z.  B.  öfters  bei    den   Orts&tras» - 
gewisse  Theile  der  Strassen    auf  ihre   Kosten   herzustellen   haben    können.  Di? 
„0 Öffentlichkeit"  der   Wege    liefert   die  beste  Bürgschaft  dafür,    das»  si± 
der  freie  Verkehr  und  die  niederen  Verkehrsaustalten  auf  ihnen  in  der  den  VolL* 
wirthschafts-  und  Culturinteressen  förderlichsten  Weise  gestalten.    Am  Passendst*: 
wird  die  Herstellung  und  Erhaltung  der  »Laudstrassen  und  ailentii 
auch   die  Erhaltung    der  natürlichen   Wasserwege  im  Binnenland 
und  an  den  Scekusten  zwischen  dem  Staat,  den  kleineren  räumlichen  <i  v- 
meinwirthsc haften  oder  Selbstverwaltungskörperu,  den  Provinzen 
Kreisen,  Gemeinden  oder  etwa  besonders  zu  bildeuden  öffentlichen  Wege- 
bau vereinen  nach  einem  festgesetzten  Modus  getheilt.    Das  Nähere  gehört  in~d;< 
Verwaltungslehre  oder  in  die  Volkswirthscbaftspolitik.    S.  auch  Fin.  II,  §.  303  ff. 

b)  Die  finanzielle  Behandlung  dieser  wie  aller  dem  Staak 
oder  öffentlichen  Körperschaften  gehörenden  Wege  kann  an  sich 
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uach  einem  der  vier  im  §.  201  aufgestellten  Finanzprincipicn  er- 
folgen. Mit  Recht  gilt  aber  gegenwärtig  in  unseren  Staaten  bei 
den  vorgenannten  Wegen  nur  noch  das  Gebührenprincip 
oder  das  Princip  der  reinen  Staatsausgabe  fbez.  des 
„allgemeinen  Genussguts",  Sax)  als  anwendbar,  so  dass 
die  Kosten  ganz  oder  theilweise  durch  Gebühren  gedeckt  werden, 
oder  absichtlich  vollständig  auf  Einnahmen  verzichtet  wird. 

S.  jetzt  darüber  Fin.  II,  Jj.  304  lf.  u.  bei  Sax  I.  128  II.,  wo  mit  Recht  nach 
dem  Intensivitätsgrad  des  Wegenetzes  unterschieden  wird.  Sax  (s.  [.  80,  bi)  bestimmt 
die  leitenden  Kin.princ inien  etwas  anders  als  ich  es  thue  (,s.  o.  ij.  201),  indem  er 
zwischen  das  Gebuhrenprincij)  u.  das  privatwirthschaftliche  noch  eine  Mittelkatcgorie 
| ..Princip  der  öfl'entl.  Unternehmung")  einschiebt.  Seine  beachtenswerten  Einwände 
Segen  meine  Itehamlluns  haben  mich  indessen  dennoch  nicht  zu  einer  Aenderung 
bestimmt.  Es  liegt  in  diesen  Ausführungen  von  Sax  ein  Hischcn  von  einer  petitio 
prineipii,  —  zu  Gunsten  der  „regulirten  Privatunternehuiung"  u.  „delegirtcn  Ver- 
waltung".   S.  auch  Koscher  III,  &  S8  ff. 

Abiraben  für  die  Benutzung  solcher  natürlicher  Wasserwege,  welche  keine 
Kosten  mach<  n,  falleu  nicht  unter  den  Hegriff  der  Gebühr,  sondern  »1er  eigentlichen 
Steuer,  werden  aber  auch  als  solche  mit  Recht  heute  verworfen  und  bestehen  selten 
mehr.  Das  wichtigste  Beispiel  solcher  eigentlichen  Wasserstrassensteue.ru(Wasser- 
Zöile)  war  der  ehemal.  dän.  Sund  zoll.  Er  wurde,  noch  immer  massig,  mit  .'15  Mill. 
dao.  Ii.  Ii.  Thlr.  (26.480,000  Thlr.  preuss.)  im  J.  1857  abgelöst.  Ein  anderes  Bei- 
spiel: der  ehem.  hannov.  Stader  oder  Brunsbäuserzoll.  Ertrag  vor  s.  Aufhebung 
ISO  bis  220,000  Thlr.  Dabei  gar  keine  Gegenleistung,  während  Hamburg  den 
Aufwand  für  Herstellung  des  Fahrwassers  auf  der  Unterelbe  trug.  Auch  die  ehern 
beif.  Scheide-  u.  die  deutschen  Rhein-,  Weser-,  Elbe-  und  and.  D. 
Ilusszölle  waren  nach  ihrer  Höhe  mehr  Steuern  als  Gebühren,  namentlich  vor  den 
ueueren  Ermässigungen. 

2.  Unterscheidung  der  Wege,  je  nachdem  sie  eine 
gleichzeitige  Benutzung  zu  verschiedenen  Transport- 
diensten neben  einander  gestatten  oder  nicht. 

a)  Einerseits  die  ftlr  den  freien  Verkehr,  für  Fussgänger,  Vieh, 
Wagen  dienenden  gewöhnlichen  Orts-  und  Landstrassen, 
die  Binnengewässer  (wenigstens  in  der  Regel,  etwa  von  ge- 
wissen Fahrzeugen  abgesehen,  wobei  sie  unter  b  kämen),  die 
offene  See,  zum  Theil  auch  die  Canäle  (namentlich  diejenigen 
von  genügender  Breite  zum  Ausweichen  in  den  schle u ssen- 
freien  Strecken). 

b)  Andererseits:  die  Canäle  in  den  Schleussenstrecken, 
besonders  aber  die  Eisenbahnen,  d.  b.  „Strassen,  auf  welchen 
sich  die  Fuhrwerke  nicht  beliebig  auf  allen  Stellen  ihrer  Breite, 
sondern  auf  festbestiramten  eisernen  Spuren  bewegen"  (v.  Weber); 
die  Telegraphenleitungcn,  (auch  die  Rohre  der  Rohr- 
post jetzt). 

Dieser  wichtige  Unterschied  bewirkt,  dass  dort  (bei  a)  keine, 
liier  (bei  b)  eine  gewisse  feste  Regelung  oder  sogar  eine 
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einheitliche  Organisation  de»  gesammten  Transport 
diensts  auf  dem  betreffenden  Wege  nothwendig  wird,  damit 
letzterer  überhaupt  seinem  Zwecke  dienen  könne.  Dadurch  werden 
aber  leicht  factische  Monopole  geschaffen,  sowohl  in  dem  ge- 
wöhnlichen und  natürlichsten  Falle,  wenn  der  Eigenthümer  einer 
solchen  Strasse  (Eisen bahu)  selbst  allein  den  Transportdienst 
übernimmt,  als  in  dem  anderen  Falle,  wenn  dieser  Dienst  von 
einem  Dritten,  aber  der  einheitlichen  Organisation  wegen  mit 
Ausschluss  Anderer,  betrieben  wird.  Dieser  Umstand  legt 
es  wieder  nahe,  die  Ausführung  solcher  Wege  dem  Staate 
oder  in  gewissen  Fällen  den  Selbstverwaltungskörpern  zo 
übertragen. 

Die  Nachth'  il»1  »les  faktischen  Monopols  l»ei  eigner  Uebcrnahiuc  de>  Trauspon- 
dienst«s  werden  liier  Hier  vermieden.  w<ii  der  gew  er  bliche  Standponet  nicht  d- r 
maassgeh en de  sein  muss.  od«-r  weil  die  aus  einem  solchen  Monopol  hervor- 
gehenden finanziellen  Vorth  eile  wenigstens  wieder  d«*r  tiesainmtheit  iu~ 
gewendet  weiden.  Hei  der  Uehertragung  des  Transportdi«usts  auf  solchen.  <)tm 
Staate  u.s.w.  gehörigen  Strassen  an  Dritt«-  kann  friner  der  Staat  noch  a» 
Ersten  solch»-  Ib-dingungen  stellen,  durch  welch»'  ein  fectiscbe8  Monopol  we>nigstei  > 
möghVhst  vermieden  winl.  Dies»'  Erwägung«'ii  verdienen  um  so  mehr  Beachtung, 
weil  ohnehin  d.-r  Staat  im  Hau  dieser  Strassen  und,  wie  sich  geigen  wird,  vegeu 
der  Eigentümlichkeit  des  Transportdieusts  auch  im  lletrieh  «1er  Eisenbahnen.  TeJ- 
graphen  gegen  Privat»;  oder  vielmehr  gegen  Gesellschaften,  den  hier  meist  »U-in 
in  Hetraeht  kommenden  Privatwirthschaften.  nicht  zurtlckst.ht. 

3.  Unterscheidung  der  Wege  nach  den  Transport 
objecten,  welche  auf  ihnen  befördert  werden  können 
Telegraphenleitung  bloss  für  den  Nachrichten  verkehr ,  dgl. 
jetzt  Rohrpostleitungen,  —  alle  anderen  Wege  für  sämmtlkhen 
Verkehr. 

Die  Uehernahme  der  Ti'legrapheiil»itung»n  auf  den  Staat  winl  durch  du-- 
beschränkte  Kcnutzharkeit  fur  eine  Verkehrsart,  welche  ohnehin  «ine  gewisse  Ein- 
heitlichkeit der  Organisation  des  Transportdiensts  verlangt,  wi.-der  unbedenklicher. 

4.  Unterscheidung  der  Kunstwege  nach  der  Ent 
stehungszeit:  alte,  bereits  bestehende  Wege,  wie  die  Mehrzahl 
der  gewöhnlichen  Strassen,  —  neue,  erst  herzustellende,  wie 
die  Eisenbahnen,  oft  die  Canäle,  die  Telegraphenleitungen,  bessere 
Chausseen  u.  s.  w. 

Da  hei  diesen  neuen  Wegen  der  nothwendige  Grund  und  Roden  sich  gewöhnli*  b 
im  Privateigenthum  befindet,  so  muss  eveutuell  das  Expropriationsverfahrcr 
Platz  greifen.  Auch  hierhei  werden  viele  Schwierigkeiten  und  Missstände  am  Erst»-« 
beseitigt .  wenn  der  Staat  seihst  die  Anlage  der  neuen  Wege  ubernimmt.  Die  zahl- 
und  umfangreichen  Eingriffe  iu  »las  Privatgrundeigenthum ,  «reiche  namentlich  dy 
ungeheuere  Ausdehnung  des  Eisenbahnwesens  erford»  rt,  weiden  dun  h  voll»-  En: 
Schädigung  des  Werths  noch  nicht  immer  gut  gemacht.  Sie  sind  am  Meisten  ro 
re«htfertigen .  wenn  sie  ganz  und  gar  nicht  zu  Gunsten  anderer  Privaten,  sonde-i 
bloss  zu  Gunsten  des  Staats  (und  der  kleineren  räumlichen  Zwangsgemeinwirtii- 
S'haften)  erfolgen.    Auch  diese  Erwägung  spricht  für  Staatsciscnbahnen  u  s.w 
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ferner  der  Umstand,  dass  die  Telegraphenleitungcn  an  den  Habm-n  und  ftflentlicbcu 
Wegen  entlang  den  nöthigeu  Hoden  schon  finden,  wieder  für  Uebernahine  derselben 
auf  den  Staat. 

5.  Unterscheidung  der  Kunstwege  nach  der  Höhe 
ihrer  Anlagekosten:  sehr  kostspielige  Wege,  wie  vor 
allen  die  Eisenbahnen,  Canäle,  grosse  Fluss-  und  Seeufer- Correc- 
tionen  —  und  verhältnissraässig  wohlfeile  Wege,  wie  die 
gewöhnlichen  Landstrassen,  selbst  die  Chausseen  inbegriffen,  die 
Telegraphenleitungen. 

a)  Die  Uebernahme  der  Land  Strassen  auf  den  Staat  und 
die  Selbstverwaltungskörper  der  Kreise,  Gemeinden  u.  s.  w.,  der 
Telegraphen  auf  den  Staat  ist  aus  anderen  Gründen  passend: 
der  Kostensatz  entscheidet  in  dieser  Frage  kaum  etwas. 

i  >b  der  Kapitalaufwand  für  diese  Wege  durch  Anleihen  oder  durch  ordentlich.; 
Staatseinnahmen  (Stenern*  gedeckt.  ob  etwas  höhere  oder  etwas  niedrigere  Gebuhren 
erhoben  oder  die  Landstrassen  der  unentgeltlichen  Benutzung  uberlassen  werden,  ist 
im  Ganzen  doch  eine  Finanz  frage  von  unter^-ordneter,  wenn  auch  eine  rolkswirth- 
>ehaftliche  Trage  von  hoher  Hedeutunjr.  Denn  der  in  kur/.en  Zeiträumen  (Finanz- 
iahren) erfüllende  Aufwand  und  die  hierin  eingehende  Einnahme  pflegt  wenigstens 
verhältnissinässis'  gering  zu  sein  Erfolirt  jedoch  die  Uebernahme  auf  den  Staat,  so 
hat  dies  den  Vortheil,  die  Wahl  der  für  die  Verwaltung  maassg  eben  den 
Fiiianzprincipicn  ziemlich  frei  zu  stellen. 

b)  Anders  steht  es  um  die  kostspieligen  Wege,  vor  allen 
die  Eisenbahnen.  Wenn  der  Staat  die  Anlage  dieser  Wege 
übernimmt,  so  kann  er  den  Kapitalaufwand  dafür  nicht  wohl  aus 
den  ordentlichen  Einnahmen  decken,  sondern  muss  ausserordent- 
liche Mittel  flüssig  machen,  also  meistens  Staatsschulden  auf- 
nehmen. So  lange  diese  den  Etat  mit  Zinsen  und  Tilgequoten 
belasten,  muss  wenigstens  als  Kegel  verlangt  werden,  dass 
diese  Wege  genügende  Einnahmen  zur  Deckung  dieser 
Ausgabebeträge  abwerfen. 

Das  verwendete  Kapital  wird  bei  Eisenbahnen.  Canalen  u.  s.  w.  aus  umlaufendem 
in  stehendes  verwandelt  und  besten  Falls  für  den  Eigenthumer  —  anders  eventuell 
für  die  ifanzc  Volkswirthschaf t  —  nur  langsam  in  den  Kenten  wieder  disponibel. 
Nur  eine  ungewöhnlich  hohe  Heute  bietet  also  die  Mittel  zu  einer  rascheP-n  Amorti- 
sation des  Anlagekapitals,  worauf  alsdann  erst  statt  des  privatwirthschaftlichen 
das  reine  Gebuhrenprincip  mit  massigen  Sätzen  zur  Deckung  der  Betriebskosten 
anwendbar  wird. 

Diesen  in  der  Natur  der  Sache  liegenden  Verhältnissen  kann 
man  allerdings  Gründe  gegen  die  Uebernahme  solcher  kost- 
spieligen Wege  auf  den  Staat  entnehmen. 

Denn  die  Finauzen  des  Staats  werden  dur«  h  den  Kapitalaufwand  lauge  und  oft 
*<hwer  belastet,  was  gewiss  seine  Hedenken  hat.  Die  Möglichkeit,  das  Gebuhren- 
princip bei  Staatswegen  dieser  Art  anzuwenden,  welche  für  die  Staatsubernahme 
spricht,  ist  eben  aus  finanziellen  Gründen  doch  oft  eine  entfernte.  Sie  ist  ferner  auch 
vorhanden,  wenn  solche  Wege  nach  einer  für  die  Amortisation  des  Anlagekapitals 
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angemessenen  Zeit  trist  aus  dem  Privatbesitz  an  den  Staat  beiuifalleu.  wie  dies  aua- 
hedungen  werden  kann  und  bei  Eisenbahnen  Afters  ausbednngen  worden  ist  (Frank- 
reich, Oesterreich). 

Trotzdem  kann  man  aber  noch  mit  besserem  Grunde  gerade 
aus  dem  grossen  Kapitalaufwand  tttr  solche  Wege  und  aus 
dem  Umstände,  das  das  Kapital  so  lange  Zeit  in  der 
Unternehmung  gebunden  bleibt,  ableiten,  dass  die  Ueber- 
nahme  dieser  Wege  durch  den  Staat  den  Vorzug  verdient 

Baut  der  Staat  hiebt,  so  müssen  an  seine  Stelle  in  der  Kegel  «  rosse  Erwerbs- 
gesellschaften treten.  Bei  der  Höbe  des  Kapitalaufwands  und  der  langen 
Kapitalfixirung  haben  solche  Gesellschaften  ein»-  Sicherung  in  Betreff  des  Kapitals 
und  der  Rente  nothwendig.  Diosc  Sich'-runir  finden  sie  nur  in  einer  vom  Staate  und 
seiner  Controle  der  finanziellen  Erfolge  einigermaassen  unabhängigen  Stellung.  Der 
gewerbliche  Standpunct  miiss  unvermeidlich  bei  eine!  Krwei bsgese lisch aft  anwendbar 
sein,  und  natürlich  um  so  mehr,  je  grösser  das  Risico  ist,  damit  die  Gewinnchance 
die  Ausgleichung  bringt.  Das  (iebübrenprineip  wird  daher  bei  einer  Gesellschaft  d»- 
privatwirthschaftliche  Princip  der  höchst  möglichen  Beute  nicht  verdrängen  könn^a. 
Gewisse  Vorbehalte  des  Staats  in  Betreff  der  Tarifregelung,  ohnehin  praktisch  schwer 
durchzufuhren,  können  einige  l  «  beistände  vermindern,  aber  sie  durchaus  nicht  besei- 
tigen. Auch  von  der  denkbar  besten  Einrichtung  der  „regulirten  Privatunternehmung  * 
und  „delcgirten  Verwaltung"  -  Formen,  in  welchen  Sax  in  schöuen  und  auch  priu- 
cipiell  bedeutsamen  Ausführungen  das  Privateisenbahnwesen  zu  salviren  sucht  — 
möchte  a  priori  und  nach  aller  Erfahrung  dasselbe  gelten.  Durch  einen  Gewinn- 
autheil  des  Staats  an  einer  höheren  Heute  oder  durch  die  Besteuerung  der  letzteren 
kann  der  finanzielle  Erfolg  der  privatwirthschaftlichen  Verwaltung  der  Wege  dem 
Staate  und  also  der  Gesammthuit  zu  einem  Theile  mit  zu  Gute  kommen.  Jedoch  d^r 
grosse  volkswirtschaftliche  Uebelstand,  die  wichtigsten  Verkehrswege  der  Neuzeit 
gewerblich,  wenigstens  während  der  Concessionsdauer ,  ausgenutzt  zu  sehen,  bleibt 
immer.  Die  Coneessionszeit  muss  aber  im  Durchschnitt  nach  der  Wahrscheinlichkeit 
zur  Amortisation  des  Baukapitals  ausreichen,  wenn  sich  Privatkapitalien  zur  U<  her- 
nähme der  Wege  bereit  finden  sollen,  also  meistens  einige  Menschenalter  dauern.  Je 
kurzer  sie  ist,  desto  mehr  muss  während  ihrer  der  gewerbliche  Gesichtspunct  allein 
entscheiden  können,  damit  durch  eine  Maximalrente  wenigstens  die  Amortisation  da 
Kapitals  erleichtert  werde.  Uebernimmt  der  Staat  dagegen  diese  Wege,  so  wird  in  der 
Kegel  das  privatwirthschaftliche  Princip  während  der  Amortisationszeit  des  Baukapital» 
maassgebend  sein;  aber  selbst  in  dieser  Zeit  wird  der  bloss  gewerbliche  Gesichts- 
punct selten  allein  hervortreten  und  noch  weniger  allein  hervortreten  müssen.  Denn 
jedenfalls  ist  der  Staat  in  der  Lage,  jeden  Augenblick  den  höheren  Interessen  de» 
Verkehrswesens  zu  Liebe  au  Stelle  des  privatwirthschaftlichen  das  Gehuhrenprincip  zu 
setzen.  Bleibt  aber  die  rein  gewerbliche  Verwaltung  bestehen,  so  bietet  sie  wenigstens 
durch  die  Ueberschüsse  guter  Strecken  die  Mittel,  ein  Bahnsystem  möglichst  roll- 
ständig auszubauen  und  den  Verlust  an  schlechten  Linien  zu  decken. 

Endlich  ist  wieder  bei  den  kosts p ie  1  igen  Wegen  die  zeit- 
lich gleich  massigere  Vertheilung  der  Kapitalverwendung  im 
höchsten  Maassc  erwünscht,  wenn  eine  nachtheilige  Verse  hie 
bung    der   ganzen    nationalen    Productionsfähigkeit  vermieden 
werden  soll. 

Bei  der  unvermeidlichen  Abhängigkeit  einer  solchen  Kapitalvcrwendung  für 
Wegebauten  Seitens  der  Privatwirtschaften  (Actiengeeellschaften)  vom  Gang  der 
Speculation  spricht  diese  Rücksicht  stark  mit  für  die  Uebertragung  des  kostspieligen 
modernen  Wegewesens  (Eisenbahnen)  auf  den  Staat.  Das  halte  ich  auch  Roscher 
(§.  85)  gegenüber  fest,  der  ineint,  „durch  einen  weise  im  Voraus  entworfenen  Plan, 
welchen  der  Staat  bei  Concessionirung  der  Privatbahnen  im  Auge  behält'4,  liessen  sich 
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»lies«-  Ii.  ähnliche  ücbektände  beim  Privatbabnsystcni  huschigen.  In  flauer  Körsen/eit 
werden  eben  keine  neuen  Concessionen  begehrt  u.  die  Ausfuhrung  crthcilter  stockt. 

Das  Ergebniss  der  vorstehenden  Betrachtung  über  die 
Stellung  des  Staats  zu  den  einzelnen  Verkehrswegen,  Uber  die 
Frage  der  Staatsübernahme  und  Uber  die  finanzielle  Behandlung 
der  Wege  im  Falle  der  Uebernahme  durch  den  Staat  lässt  sich 
l'olgendermaassen  für  unsere  Zeit  und  Länder  zusammenfassen: 

1.  Die  natürlichen  Wasserwege  und  die  Land-Kunst- 
wege für  den  gewöhnlichen  Verkehr  sind  vom  Staate 
und  öffentlichen  Körperschaften  zu  übernehmen  und  nach 
dem  Gebtthreuprincip  zu  verwalten.  Doch  kann  in  manchen 
Fällen  die  kostenfreie  Benutzung  statthaft  und  selbst  rath- 
sam sein. 

2.  Die  Wege,  welche  keine  gleichzeitige  Benutzung 
zu  verschiedenen  Transportdiensten  gestatten,  also 
namentlich  Eisenbahnen  und  Telegraphen,  führen  leicht 
zu  einem  factischen  Monopol.  Sie  werden  deshalb  passend  vom 
Staate  (Eisenbahnen  mehr  localer  Bedeutung,  Pferdebahnen  auch 
von  Provinzen,  Kreisen  und  Gemeinden)  übernommen. 
Der  rein  gewerbliche  Standpunct  in  der  Verwaltung  im  Inter- 
esse der  Sache  braucht  hier  nicht  ausschliesslich  maass- 
gebend  zu  sein,  aber  er  hat  wenn  er  gleichwohl  obwaltet, 
weniger  Bedenken. 

3.  Die  Wege,  welche  nur  für  eine  Art  von  Transportobjecten 
geeignet  sind,  die  Telegraphen,  eignen  sich  deshalb  auch  für 
die  Uebernahme  durch  den  Staat. 

4.  Die  Wege,  welche  das  Expropriationsverfahren  im 
grossen  Umfange  nothwendig  machen,  die  neuzeitlichen  Eisen- 
bahnen, Canäle,  werden  insofern  passend  vom  Staate  über- 
nommen, als  in  diesem  Falle  die  Eingriffe  in  das  Privatgrund 
cigenthum  ganz  und  gar  ausschliesslich  nur  im  öffentlichen  Interesse 
erfolgen. 

5.  Die  Uebernahme  der  wohlfeileren  Kunstwege,  der 
gewöhnlichen  Land  Strassen,  Chausseen,  Te  legraphcn- 
leitungen,  auf  den  Staat,  theilweise  auch  auf  die  Selbst  ver- 
waltungskörper,  ist  finanziell  unbedenklich,  volkswirtschaft- 
lich gut,  weil  sie  die  Wahl  des  leitenden  Finanzprincips 
freistellt.  Die  Uebernahme  der  kostspieligen  Wege,  der 
Eisenbahnen,  ist  finanziell  nicht  immer  ohne  Bedenken.  Doch 
kann  das  finanzielle  Interesse  des  Staats  durch  die  Annahme  des 
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privatwirthscnaftlichen  Finanzprincips  für  die  Verwaltung  sicher 
gestellt  werden,  wo  dann  die  Vortheile  des  faclischen  Monopols 
wenigstens  der  Gesammtheit  zu  Gute  kommen.  Ausserdem  bleibt 
aber  immer  der  grosse  volkswirtschaftliche  Vortheil,  erwünschten 
Falles  das  rein  gewerbliche  Princip  vermeiden  und  be- 
liebig das  Geb  Uhren  princip  einführen  zu  können.  Und 
die  Verwendung  des  Nationalkapitals  erfolgt  zeitlich 
gleichmässiger  und  dadurch  vorthcilhafter  für  die  Productions- 
interessen  der  ganzen  Volkswirtschaft  und  für  die  ökonomische 
Lage  der  verschiedenen  Bevölkerungsclassen,  womit  auch  wichtige 
socialpolitische  Interessen,  welche  sich  an  die  Kapitalverwendnng 
im  Wegebau  knüpfen,  gewahrt  werden. 

Im  Ganzen:  die  verschiedensten  Gründe  sprechen  bei  allen 
verschiedenen  Arten  von  Wegen  für  die  Uebernahme  auf 
den  Staat  (oder  bei  einzelnen  Wegen  auf  die  kleineren  räum 
liehen  Zwangs-Gemein wirtschaften),  sowie  bei  den  wohlfeil  eren 
Wegen  für  das  Gebührenprincip  und  bei  den  kostspieli- 
geren wenigstens  vor  der  Amortisation  des  Anlagekapitals  für 
das  pri vatwirthschaftliche  Princip,  das  aber  eventuell 
m aas s voll  durchgeführt  werden  kann. 

III.  —  §.  267.  Die  einzelnen  Tran  Sportleistungen, 
insbesondere  die  Verkehrsanstalten.  Die  Stellung 
des  Staats  zu  denselben  und  ihre  finanzielle  Behandlung 
im  Falle  der  Staatstibern  ahme  ergeben  sich  zum  Theil  als 
Folgerungen  aus  der  vorhergehenden  Erörterung  Uber  die  staat 
liehe  und  finanzielle  Behandlung  der  Verkehrswege.  Zum  Theil 
hängeu  sie  von  besonderen,  aus  der  Natur  der  einzelnen  Transport 
leistungen  und  Verkehrsanstalten  entnommenen  Entscheidungs- 
gründen ab. 

A.  Die  Uebernahme  von  Verkehrsanstalten  durch 
den  Staat,  und  eventuell  durch  die  Sclbstverwaltungskörper. 

1.  Es  liegt  bei  uns  kein  Grund  dazu  vor,  dass  der  Staat  im 
allgemein  volkswirtschaftlichen  oder  in  seinem  besonderen  tinan 
ziellen  Interesse  gewöhnliche  Transportleistungen  des» 
freien  Verkehrs  übernehme ,  zu  denen  er  technisch  wenig 
geeignet  ist. 

Dies  gilt  namentlich  da.  wo  die  Herstellung  des  Weges  in  der  Hauptsache  auch 
nicht  Staatssarhe  ist,  also  in  Betreff  der  gewöhnlichen  freien  (nicht  als  regelmässiger 
<'urs  betriebenen)  SchihTahrt  auf  natürlichen  <  Je  wässern,  besonders  auf  der  See:  ferne: 
wo  der  Weg  zu  verschiedenen  gleichzeitigen  Transportdiensten  beliebig  benutzbar  i-t 
also  wiedurum  auf  jenen  Wasser-  und  auf  den  gewöhnlichen  Landstrassen ;  endlich  wo 
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die  Transportleistung  aiu  Meisten  den  Charakter  gewöhnlicher  gewerblicher  Thätigkeit 
hat.  insoweit  also  auch  bei  den  „niederen"  Verkehrsanstalten ,  dem  städtischen  Fuhr- 
wesen, dem  Botcucurs,  dein  Personen  fahr-  und  dem  Güterfrachtcurs  auf  den  Land- 
strassen u.  s.  w.  Thatsächlich  kommen  denn  auch  solch«-  Transportleistungen  und 
Verkehrsanstalten  des  Staats  bei  uns  kaum  vor. 

Etwas  anders  muss  die  Entscheidung  wohl  in  Hetrell"  der  Selbstverwaltungs- 
körper.  namentlich  grösserer  städtischer  Gemeinden  (Grossstadte)  lauten. 
Die  grossen  Anhäufungen  von  Menschen  rufen  hier  das  Bcdilrfniss  nach  möglichst 
vollkommenen  Anstalten  für  den  Personenverkehr  iunerhalb  verhältnissmässig  geringer 
Entfernungen  hervor.  Diesem  Bedürfnis»  kommt  die  moderne  Technik  entgegen.  Der 
Verkehr  mus*-  häufig,  regelmässig ,  rasch  und  wohlfeil  sein.  Er  verlangt  ein  ent- 
wickeltes Umnibus-,  Pfcrdccisen  ba  hn-  und  zum  Theil  bereits  Dampfbahn- 
wesen. Das  Princip  der  U  ebertragung  der  Betriebsergebnisse  /wischen 
Activ-  und  Passivlinien  und  Cursen  kommt  hier  in  ungewöhnlichem  Maassc 
zur  (ieltuug.  Die  in  den  städti-chen  Strassen  selbst  angelegten  Eisenbahnen  haben 
-in  natürliches  Monopol,  sobald  man  dem  Eigeuthumer  der  Bahn  das  au:>schliess- 
liclie  Kecht  des  Betriebe  auf  derselben  siebt,  was  üblich,  mitunter  vom  Erwerbs- 
uuteruehmer  ausbedungen ,  wenngleich  bei  Pferdebahnen  nicht  uubedingt  nothwendig 
ist.  Alle  diese  Imstande  le»eu  es  nahe,  solche  städtische  Hahnen  und  Verkehrs- 
anstalten den  Städten  selbst  zu  übertragen,  in  dicht  bevölkertet!  ländlichen 
Districten  auch  den  Landgemeinden  und  Kreisen.  Communale  Behörden  sind  zur 
Lebernahme  dieser  Anstalten  in  technischer  und  ökonomischer  Beziehung  so 
-ut  befähigt  als  zur  lebernabuie  städtischer  Gas-  und  Wasserwerke,  und  ebenso  gut, 
als  es  Actiengescllschaftcn  sind.  Das  finanzielle  Interesse  lässt  sich  dabei  auch 
;;auz  pol  wahrnehmen.  Eine  deich  wässigere  uud  allseitigere  Entwicklung 
dieser  Verkehrsanstalten  und  die  Verhütung  eines  ueuen  Monopols  zu  Gunsten 
des  Privatkapitals  ist  nur  so  möglich.  Die  Gemeinden  aber  gewönnen  eine  neue 
passende ,  halb  privatwirthschaftliche ,  hall»  gebührenartige  Eiukommcn<{Uellc.  Diese 
Auffassung  des  modernen  städt.  oder  localeu  Coininiinicationswescns  ist  eine  Con- 
sequenz  der  in  der  „Grundlegung"  von  mir  mehrfach  näher  dargelegten  u.  begrün- 
deten Lehren.  Auch  hier  ist  Gewicht  zu  legen  auf  die  moderne  Technik  (Eisen- 
bahnen!), ähnlich  wie  bei  Gas-  und  Wasserleitung.  Man  kaun  wohl  voraussagen,  das» 
ein-»t  die  Pferdebahnen  mit  ihrem  ausserordeiitl.  Monopol  von  den  Gemeinden  auf- 
gekauft werden  müssen,  ebenso  wie  in  Berlin  die  Wasserwerke.  V»l.  meine  Gründl. 
I.  §.  142.  146.  mein  Refer.  ftb.  Actiengesellscb.  auf  d.  Eisen,  socialpol.  Congress  1 S73, 
bes.  Thes<:  5  u.  6,  u.  meine  Ausfuhr,  in  Hildebr.  Jahrb  XXI,  ;i37.  Mit  vollem  Kecht 
irilt  es  jetzt  schon  immer  allgemeiner  als  ein  Fehler,  das»  man  in  Berlin,  welches 
sieb  für  die  Anlegung  von  Pferdebahnen  so  vorzüglich  eignet,  dieses  wichtige  Vehikel 
für  30  Jahre  lang  an  Gesellschaften  zur  Ausnutzung  übertragen  hat.  Die  Erfahrungen 
mit  den  Missständen  des  Privateisenhahnwesens  wiederholen  sich  hier.  S.  auch  Pin. 
IL  §.  307,  S.  S5. 

2.  Die  Perso nen fahr po st  und  die  Packetpost  ist  jeden- 
falls anders  als  die  Brief-  und  Cleldpost  des  Staats  zu  beurtbeilen 
und  im  Allgemeinen  bei  uns  in  der  beutigen  Verkebrgestaltung 
nicht  mehr  als  unbedingt  nothwendig,  die  ersteren  mitunter  selbst 
nicht  als  gerechtfertigt  anzuerkennen.  Doch  verhält  es  sich  hier- 
mit auf  anderen  Wirthschaftsstufen  leicht  anders  und  selbst  auf 
der  unsrigeu  lässt  sich  Manches  für  die  Beibehaltung  der  Personcn- 
und  Vieles,  im  Ganzen  wohl  Entscheidendes  für  diejenige  der 
Packetpost  in  Händen  des  Staats  und  in  der  ökonomisch  und 
technisch  zweckmässigen  Verbindung  mit  den  anderen  Postzweigen 
geltend  machen. 

Solange  neinlich  auf  niedrigerer  Stufe  die  erforderliche  Betriebsamkeit  der 
Privaten  fehlt,  der  genannte  Verkehr  aber  «-ine  grosse  allgemeine  Bedeutung  beanspruchen 
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darf,  kann  sich  die  Ausdehnung  der  Post  auf  die  genanuten  Transportobjectc  aus  diea-t 
(irundcu  empfehlen.  Das  ausschliesslich«-  Hecht  des  Staats  auf  postmä-ssige  Personen- 
und  Pack.tlH'lV»r<hrunu:  hat  dann  den  Vortheil,  eine  glcichmässigc  Ausdehnung 
dieser  Trans por tieist ungeii  Uber  das  ganze  Staatsgebiet  zu  ermöglichet, 
indem  d'-r  l  eh»  tschuss  guter  Strecken  die  Mittel  liefert,  das  Deficit  schlechter  Strecken 
zu  decken.  Auch  auf  höherer  Entwicklungsstufe,  so  jetzt  bei  uns.  kann  der  Mangel 
an  Coucurrcriz  unter  den  Privatbefördcrcrn  wohl  die  Beibehaltung  selbst  der  Pt-r- 
sonenpost  noch  l'Ur  manche  liegenden  rechtfertigen.  Ausserdem  wird  durch  eü> 
Hinzufügung  dieser  Zweige.  l>esonders  der  Pa.  ketpost  zur  Briefpost  auch  sputfr 
noch  und  so  in  unseren  heutigen  Verhältnissen,  zumal  was  die  Packetpost  anlangt, 
noch  eine  bessere  Ausnutzung  des  Betriebspersonals  und  -Materials,  also 
eine  verhältuissinässigo  Billigkeit  des  (iesainmtbetriebs  ermöglicht,  welch-? 
die  Uebernahme  dieser  Zweige  auf  die  Staatspost  passend  erscheinen  lässt. 

Aehnlich  liegen  die  Verhältnisse  mitunter  bei  anderen  Verkehrsanstalten  des 
Staats  oder  bei  Transportdiensten,  die  der  Staat  für  seine  eigenen  Zwecke  einrichtet. 
So  kann  die  Verbindung  des  Telegraphenwesens  mit  der  Post  und  mit 
Eisenbahnen  ökonomische  Vortheile  bieten  und  für  die  Uebernahme  der  Gesammt- 
heit  dieser  drei  Verkehrsanstalten  wegen  ihres  nahen  Zusammenhangs  auf  den  Staat 
sprechen.  Personen-  und  (iutertransport  kann  mit  den  Schitflahrtscursen  der  Kriegs- 
sehille verbunden  werden  u.dgl.  OL  Dies  war  z.B.  der  Fall  mit  den  österr.  klein«  i» 
Kriegsdampfern  auf  den  italien.  Seen:  wenn  ich  nicht  irre  unter  Louis  Philipp  aurh 
mit  franz.  Kriegsdampfern  auf  dem  Mittelineer.  S.  Uber  die  Post  als  Gebührt* 
gebende  Anstalt  Fiu.  II,  §.  308—312,  u.  im  Allg.  Sax,  I,  211  ff.,  Roscher  III 
S.  84,  HS.  95. 

3.  Die  Uebernahme  anderer  Verkehrsanstalten  auf  deo 
Staat,  namentlich  solcher  der  „höheren"  Art,  wie  Brief-  und 
Geldpost,  Telegraphie,  Eisenbahnbetrieb,  ist  in  vielen 
Fällen  von  vornherein  nicht  nur  nicht  unpassend,  sondern  aus  ent- 
scheidenden Gründen  zweckmässig. 

Im  einzelnen  Lande  wird  die  Entscheidung  mit  nach  den  concreten  Ver- 
hältnissen und  mit  Hecht  unter  Berücksichtigung  der  einmal  vorliegenden  geschich«- 
lichen  Entwicklung  stattlinden.  Doch  lassen  sich  folgende  allgemeine  Sätze  ak 
Richtschnur  aufstellen: 

ai  Üie  Uebernahme  einer  Verkehrsanstalt  auf  den  Staat  ompfieb.lt  sich  namentlicl 
dann,  wenn  die  Gute  der  technischen  Leistung  einer  solchen  Anstalt  vou 
der  möglichst  weiten  und  gleichheitlichen  Ausdehnung  des  regelmässigcD 
Transportdiensts  über  das  ganze  Staatsgebiet  und  selbst  von  der  internationale'; 
V  erbindung  der  V  erkehrsanstal  t  mit  den  gleichen  Anstalten  in  fremde) 
Staaten  bedingt  ist.  Dieser  Fall  liegt  bei  der  Post,  besonders  bei  der  Brief- 
post, bei  dem  Telegraphen  betrie Ii  und  zum  Thcil  auch  bei  dem  Eise  nba ha- 
be trieb  vor. 

b)  Wenn  der  Transportdienst  einer  Verkehrsanstalt  nur  mittelst  einer  f«r*r 
bestimmten,  regelmässig  organisirten  Beim  tzuugsweise  eines  Wegs  mög- 
lieh ist,  auf  welchem  nicht  gleichzeitig  neben  einander  verschiedene  Transportdiens; 
stattfinden  können,  so  liegt  es  nahe,  dass  der  Eigentümer  des  Wegs  auch  der  Unter- 
nehmer der  Verkehrsanstalt  wird:  Fall  der  Eisenbahnen,  Telegraphen.  Da? 
faetische  Monopol,  welches  hierdurch  auch  für  die  Verkehrsanstalt  entsteh:, 
verliert  wiederum  am  Ersten  seine  Bedenken,  wenn  der  Staat  mit  dem  Wege  au<l 
die  Verkehrsanstalt  ubernimmt. 

c)  Wenn  eine  Verkehrsanstalt  durch  Private  (Eiuzelne  oder  Erwcrbsgesellachafe-a 
gegründet  werden  soll,  so  muss  ihr  mitunter,  wenigstens  für  eine  Zeitlang,  selbst  eh 
rechtliches  Monopol  vom  Staate  gegeben  werden.  Dies  ist  namentlich  in  d<^ 
Falle  nicht  immer  zu  vermeiden,  wenn  für  die  Verkehrsanstalt.  wie  bei  Eisenbahn:: 
erst  der  kostspielige  Weg  hergestellt  werden  muss.  Die  Uebernahme  der  Verkehrs 
anstatt  auf  ihn  Staat  ist  dinn  ein  Mittel,  um  die  etwaigen  Nachtheile  eines  solche- 
Monopols  zu  verhindern,  weil  der  Staat  in  der  Wahl  des  leitenden  Finanzprincips  k*. 
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der  Verwaltung  freier  gestellt  ist  und  ihm ,  also  der  Gcsaumithcit,  die  etwaigen  finan- 
ziellen Vortheile  des  Monopols  zukommen:  wiederum  Fall  der  Bahnen, Telegraphen, 
auch  wohl  der  Schifffahrts-,  besonders  der  Dampfschif  ff  ah  rtsc  u  rse.  Mehr- 
fach ist  früher  bei  Dampferlinien  ein  Moiiojm)!  vorgekommen,  z.B.  hei  der  östorr. 
Donaudampfschilltährtsgcsclls«  Ii.  (in  Folge  der  späteren  Freigebung  der  Douauschitffahrt 
von  d.  österr.  Kegieruug  gegen  Entschädigung  in  Form  von  Zillsgarantie  abgelöst). 

di  Je  mehr  der  Trausportdienst  einer  Wrkdirsanstalt  aus  der  regelmässigen 
Wiederholung  einer  gro>sen  Anzahl  gleicher  einzelner  Thätitrkciten 
besteht  und  sieh  auf  ziemlich  fest«-  mechanische  Heimeln  zurückführen  lässt, 
also  nach  bestimmten  Schablonen  geführt  werden  kann  und  muss:  ferner  je 
mehr  in  Consequvnz  hiervon  d<r  Spielraum  des  speculativeu  Moments  eingeengt 
wird:  endlich  je  mehr  wegen  der  Natur  und  Ausdehnung  und  Grösse  der  Verkehrs- 
anstalt der  Betrieb  mittelst  eines  grossen  Jteamteiiiuechanismus  durchgeführt 
werden  muss:  desto  gleichartiger  betreibt  der  Staat  und  betreiben  Private  und 
vollends  die  hier  unvermeidlichen  Erwerbsgesellschaften  natürlicherweise  eine 
Verkehrsanstalt  und  desto  weniger  -»teilt  der  Staatsbetrieb  wegen  seiner  sonstigen,  ihm 
etwa  anklebenden  Mängel  hinter  dem  Privatbetrieb  technisch  und  Ökonomisch  zurück. 
Dagegen  kommen  der  Staatsverkchrsaustalt  die  allgemeinen  Vorzüge  der  Staatsbeamten- 
schaft gegenüber  der  Privalbeauiteiisi  haft,  welche  aus  der  eigentümlichen  Organisation 
des  Staatsdienst»  hervorgehen,  zu  Gute.  Dieser  l  all  liegt  bei  der  Post,  beim  Eisen- 
bahn- und  Tolegraphenbetrieb,  unter  Umständen,  wenn  auch  selten  und  in 
geringerem  Maasso,  beim  Dampfschifffahrtscurse  vor.  Daher  ist  die  Ucbernahme 
dieser  Verkehrsanstalten  auf  d«-n  Staat  auch  aus  solchen  (irunden  wieder  passend. 

e)  Manche  Verkehrsanstalten  lassen  sich  zweckmässig  miteinander  ver- 
binden, weil  die  in  einem  einzelneu  Dienste  nicht  vollständig  ausgenutzten 
Arbeitskräfte  und  Kapitalien  zum  Theil  Dienstthätigkeiten  fur  mehrere  solche  Anstalten 
übernehmen  können.  Daraus  ergiebt  sich  eine  grössere  0 Ökonomie  des  Betriebs. 
Auch  dieser  Umstand  spricht  für  den  Staatsbetrieb,  da  die  Vereinigung  mehrerer 
Verkehrsanstalten  in  Privathäudcn  zu  leicht  bedenkliche  factisehe  Monopole  schafft. 
Manchfach  bietet  sich  für  den  Staat  Gelegenheit,  gewisse  Post-,  Bahn-  und  Telegraphen- 
ämter  zusammenzulegen,  wodurch  der  iresammten  Volkswirthschaft  Kosten  erspart  und 
eventuell  niedrigere  Tarife  ermöglicht  werden.  Je  kleiner  die  Post-  und  Telegraphen- 
äinter,  desto  notwendiger  natürlich  die  Zusammenlegung,  so  z.B.  in  d.  Schweiz. 
NeiK-rdings  hier  auch  öfters  Verbindung  beider  Zweige  mit  Bahnämtern  der  Privat- 
bahuen.  oder  lebertragung  des  Post-  und  Telegraphendiensts  an  Privatbahnbeamte, 
was  aber  immer  grössere  Schwierigkeit  macht,  als  wenn  alle  drei  Verkehrsanstalten 
dein  Staate  gehören.  Auch  in  Deutschland  jetzt  immer  mehr  Zusammenlegung  von 
Post-  u.  Tclegraphriiämtem. 

f)  Wenn  Piivatverkehrsanstalten  nur  mit  Hülfe  bedeutender  finanzieller  Sub- 
ventionen, wahrscheinlich  wirksam  werdender  Ziusgaraiiticcn  u.  s.  w.  zu  Stande 
kommen,  so  wird  oftmals  auch  die  directe  Staatsübemahme  besser  als  eine  solche 
iudirecte  sein,  im  Fiuauzintcrcsse  wie  im  volkswirtschaftlichen:  häutiger  Fall  bei 
Bahnen,  auch  wohl  bei  Canälen.  Wird  aber  so  vorgegangen,  so  gelangt  wieder  in 
heilsamer  Weise  das  Princip  der  Uebertragung  der  Ertragsergebnisse  von 
Activ-  und  Passivcurseu  zu  praktischer  Wirksamkeit;  es  vermindert  sich  dann  das 
finanzielle  Risico  fUr  den  Staat  und  es  steigert  sich  seine  finanzielle 
Leistungsfähigkeit  in  Bezug  auf  die  Ausdehnung  der  betreffenden  Verkehrs- 
anstalten. 

g)  Je  grösser  die  allgemeine  Bedeutung  einer  Verkehrsanstalt  für  das 
gesamiute  Cultur-  und  Wirtschaftsleben  eines  Volks  ist  und  je  gleichmässi  ger  die 
Vortheile  derselben  den  einzelnen  Bevölkerungsclassen  zu  Gute  kommen,  desto  mehr 
erscheint  wiederum  die  üebernahme  auf  den  Staat  passend,  und  als  das  beste  Mittel, 
die  Interessen  der  Gesellschaft  zu  wahren:  daher  mehr  und  mehr  bei  intensiverer 
Verkehrsgestaltung.  Zugleich  bietet  alsdann  die  mögliche  Auswahl  zwischen  den 
verschiedenen  Finanzprincipien  den  Vortheil,  durch  die  differente  Nor- 
roirung  der  Benutzungspreise  (Tarife)  der  einzelnen  Verkehrsanstalten 
und  der  verschiedenen  Leistungen  der  letzteren,  die  etwaige  Verschiedenheit 
der  Interessen  der  einzelnen  Gesellschaftskreise  unter  notwendiger  Wahrnehmung  des 
staatlichen  Fiuanzinteresses  richtig  zu  berücksichtigen. 
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Aus  allen  diesen  Gesichtspuucten  empfiehlt  sich  die  Ueber- 
nabme  der  Post,  besonders  der  Briefpost  (nicht  so  unbedingt 
der  Packet  post,  noch  weniger  der  Personenpost),  ferner  diejenige 
der  Telegraphen  und  zum  Theil  auch  der  Eisenbahnen  und 
Canäle  auf  den  Staat,  während  der  Schi  fffahrts-  und  auch  der 
Dampfschifffahrtscurs  wohl  nur  ausnahmsweise  vom  Staate 
zu  übernehmen  ist. 

Es  wird  hier  Manches  auf  die  Geograph.  Lage  eines  Landes  ankommen  uud 
ob  die  Privatbetriebsainkeit  ausreicht.  England  wird  freilich  keiner  StaatsdampftT- 
linien  nach  dem  Contincnt  bedürfen,  aber  es  Subvention irt  immerhin  die  Linien  nach 
Nordamerika  u.  s.  w.  Schweden,  Norwegen,  Dänemark  werden  wenigstens  nach 
einigen  Richtungen  ebenso  gut  Staatsdampfer-  aU  Staatsbahnlinien  einrichten. 

§.  268.  —  B.  Die  finanzielle  Behandlung  der  Ver- 
kehrsanstaltcn  des  Staats  (und  der  Se  Ibstver  waltungs 
k örper)  im  Allgemeinen.  Auf  Staatsstrassen  und  auf  Staats 
verkehi  sanstalten  lassen  sich  alle  vier  Finanz  prineipien  (§.201 
auwenden  und  in  der  Geschichte  wie  in  der  Gegenwart  finden  sieh 
Beispiele  der  Anwendung.  Schon  dieser  Umstand  spricht  dafür, 
dass  sich  auch  hier  nicht  ein  einziges  Princip  als  das  überall 
und  allzeit  und  für  alle  Verkehrsanstalten  richtige,  als  das  schlecht 
weg  ,, rationelle"  bezeichnen  lässt,  sondern  dass  hier,  wie  so 
oft,  das  Gesetz  der  „historischen  Relativität"  und  demgemäß 
auf  diesem  Spccialgebiete  die  mehr  oder  weniger  extensive  und 
intensive  Entwickluug  des  Verkehrswesens  für  die  Wahl  de* 
Finanzprincips  mit  zu  beachten  ist.  Nur  für  eine  gegebene  Zeit 
und  für  gegebene  Länder  auf  einer  bestimmten  Stufe  der  Cultur 
und  Volkswirtschaft  kann  man  eine  bestimmte  Entscheidung  unter 
Erwägung  aller  einschlagenden  Verhältnisse  treffen.  Dieselbe  wird 
für  unsere  (west-  und  mitteleuropäischen)  Länder  in 
der  Gegenwart  etwa  folgendermassen  ausfallen: 

1.  Die  Verwaltung  von  Staatsverkehrsanstalten  nach  dem 
reinen  Regalitäts-  oder  Besteuerungsprincip,  wo  durch 
Ausschluss  der  freien  Concurrenz  ein  grösserer  Reinertrag  erzielt 
werden  soll,  ist  zu  verwerfen. 

Sie  widerspricht  dem  Hauptgründe,  dessentwegen  der  Staat  Verkehrsanstalte^ 
Übernimmt,  neinlich  dem  allgemeinen  Verkehrsinteresse.  Sie  hemmt  die  Benutzung 
der  Verkehrsanstalten  statt  sie  zu  fördern.  Sie  führt  endlieh  zu  einer  schlechten. 
Ungleichmäßigen  Form  der  Ite-steucrung.  Mit  Recht  ist  daher  dieses  Fiuanzprincii 
wu  es  etwa  bestand,  wie  gelegentlich  bei  der  Post,  fast  allgemein  aufgegeben  wordot> 
Die  Bemerkung  über  die  Porti  unten  steht  mit  dem  hier  Gesagten  nicht  im  Widerspru«  h. 

2.  Die  Verwaltung  nach  dem  Princip  der  reinen  Staats 
ausgäbe   (als  „allgemeines  Genussgut",  Sax)   wäre  iui 
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Allgemeinen  ein  unric  Ltiges  Zugestund niss  für  die  Benutzer 
der  betreffenden  Anstalten  gegenüber  der  ganzen  Bevölkerung, 
welche  dann  die  vollen  Kosten  aus  den  allgemeinen  Steuern  zu 
decken  hätte. 

Sie  ist  nicht  gerechtfertigt,  weil  die  Vortheile  sich  niemals  ganz  gleicbmässig 
vcrthoilen ;  nicht  nütbig,  weil  die  Benutzer  einen  Dienst  geleistet  erhalten  und  wenigstens 
zum  Theil  sich  leicht  in  der  Beanspruchung  dieser  Dienste  beschränken  können ;  und 
finanziell  bedenklich,  weil  nicht  bloss  die  Anlagekosten,  sondern  auch  nicht  einmal 
die  laufenden  Betriebskosten  gedeckt  werden,  wahrend  diese  durch  die  unentgeltliche 
Benatzung  noeh  steigen.  Durch  eine,  wenn  auch  massige  Gebühr  wird  die  Benutzung 
auf  das  wahre  Bcdurfniss  eingeschränkt,  Uberhaupt  ökonomischer  verfahren.  Die 
Finanzlage  einer  Verkehrsanstalt  lasst  sich  auch  nur  bei  allgemeiner  Zahluni;  aller 
Benutzer  richtig  erkennen.  Daher  ist  mit  Recht  die  Beseitigung  der  Portofreiheiten. 
der  freien  Eisenbahnfahrt  u.  s.  w.  zu  verlangen ,  und  neuerdings  auch  meistens  in  der 
Praxis  durchgeführt.  Unentgeltliche  Dienstleistung  der  Staats  Verkehrsanstalten 
soll  demnach  nur  die  seltene  Ausnahme  bilden.  Sie  stellt  dann  eine  verhüllte; 
Staatsausgabe  dar,  wird  aber  besser  ganz  vermieden,  im  Nothfall  sogar  gegen 
Uebernahmc  olfener  Zahlungen  der  Staatskasse  an  die  Benutzer,  damit  diese  alsdann 
dio  gewöhnlichen  Gebühren  entrichten. 

3.  Die  Verkehrsanstalten  des  Staats  sind  daher 
entweder  nach  dem  Gebührenprincip  oder  nach  dem 
p  rivat  wirtschaftlichen  Princip  zu  verwalten.  Welches 
von  beiden  gewählt,  wie  weit  bei  der  Anwendung  des  ersteren 
auf  volle  oder  bloss  auf  theilweise  Kostendeckung,  und  bei  der 
Anwendung  des  zweiten  auf  den  höchst  möglichen  erreichbaren 
Gewinn  abgezielt  werden  soll,  das  hängt  ab  a)  von  dem  Grade 
der  Gemeinnützigkeit  der  einzelnen  Verkebrsanstalt  und  ihrer  ver- 
schiedenen Transportleistungen,  b)  von  der  Höhe  des  Kostenauf- 
wands für  die  Anstalt  und  für  den  etwa  mit  ihr  verbundenen  Weg, 
c)  von  der  Art  und  Weise,  wie  der  Staat  diese  Kosten  gedeckt 
hat  (durch  Schuldaufnahme  oder  Verwendung  ordentlicher  Ein- 
nahmen, besonders  Steuern)  und  d)  von  dem  Umstände,  ob  und 
wieweit  die  Kosten  (Schulden)  bereits  amortisirt  sind. 

Hiernach  wird  im  Ganzen  gegenwärtig  die  Post,  eventuell 
jedoch  nur  mit  Ausnahme  einzelner  Theile,  wie  des  Personen-  und 
unter  Umständen  des  Packettransports ,  die  Telegraphie  unter 
das  Gebührenprincip,  der  neu  erbaute  Canal,  die  Eisenbahn 
und  der  Schifffahrtscurs  sowie  die  Personen-  und  eventuell 
die  Packetpost  unter  das  privatwirthsc  haftliche 
Princip  fallen. 

Demgemäss  sind  die  Einnahmen  aus  diesen  Verkchrsanstalten  in  diesem  Werke 
auch  in  die  Abschnitte  tbeils  von  den  privatwirthschafilichen  Einnahmen,  theils  von 
den  Gebühren  gereiht  worden  (§.  203),  nur  dass  des  sonstigen  Zusammenhangs  wegen 
alJe  Zweige  der  Post  im  Abschnitt  von  der  Postgebühr  behandelt  werden.  S.  Fin. 
II,  §.  308  —  312  über  die  Post,  §.313  über  den  Telegraphen.  Das  Nähere  über  die 
einzelnen  Anstalten  s.  in  den  betreffenden  Abschnitten. 

A.  Wagner,  Finanz» is-wn^haft.    I.   3.  Aufl.  42 
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4.  Die  Grundsätze,  welche  bei  uns  in  der  Gegenwart  passend 
für  die  finanzielle  Behandlung  der  einzelnen  Anstalten  maassgebeud 
sein  dürften,  bestimmen  sich  wesentlich  mit  nach  den  Verhältnissen 
der  letzteren,  müssen  aber  doch  aus  einem  gemeinsamen  obersten 
Princip  abgeleitet  werden.  Sie  lassen  sich  kurz  etwa  folgender- 
maassen  für  jede  Anstalt  zusammenfassen : 

a)  Die  Briefpost  und  wohl  auch  die  etwa  mit  vom  Staate 
betriebene  Gelpost  und  die  Zeitungs-  (und  Druckschriften  ) 
Post  ist  nach  dem  Gelb  Uhren  princip,  die  Packetpost  auch  jetzt 
noch  —  in  Abweichung  vom  neuesten  Tarifsystem  —  doch  mehr 
mit  Annäherung  an  das  pri vatwirthsch aft liehe  Princip,  die 
Personen post  wohl  gewöhnlich  wesentlich  nach  letzterem  zn 
verwalten. 

Die  Gebuhreneinnahme  bei  der  Brief-,  Zeituncrs-  nnd  Geldpost  soll  die  Kostet 
und  zwar  unbedingt  die  laufenden  Betriebskosten,  im  Allgemeinen  aber 
auch  die  Zinsen  des  im  Postwesen  steckenden  Anlage-  und  Betriebskapital" 
dec  ken,  braucht  aber  nicht  nothwendiir  Ueberschüsse  oder  nur  solche,  weleb 
zur  Tilgung  des  Anlagekapitals  und  zur  Ausdehnung  und  Verbesserun-r  des  Postwcse> 
dienen,  zu  geben.  Portoennässigungen,  welche  mit  erheblichen  und  länger  dauernd,  n 
Eiunahmcausfällcn  verbunden  sind ,  können  sich  zwar  später  in  folge  d«  r  Verkehrs- 
steigerung wieder  völli»-  bezahlt  machen.   Immerhin  wird  bei  ihnen  zu  beachten  sei  l 
ob  und  wie  weit  sie  vornehmlich  einer  Classc  der  Bevölkerung  zum  Vortheil 
gereichen,  und  zwar  derjenigen,  welche  durch  directe  Steuern  schwer  entsprechet 
zu  treffen  ist:  dem  Handels-  und  zum  Theil  dem  Gewerbestande.    In  diesem  Fall- 
fehlt  das  Merkmal  der  gleichmässigen  Gemeinnützigkeit,  so  dass  mindestens  ein 
sehr  sorgfältige  Prüfung  verlangt  worden  muss.  ob  der  Eiiinahmeausfall  nicht  docL 
auf  der  Staatskasse  wird  sitzen  bleiben.    Dies  muss  möglichst  vermieden  werden. 

Die  Personenpost  muss  bei  uns  wohl  meistens  nach  dem  privat  wirthschaft- 
lichen  Princip  verwaltet  werden.  Es  ist  daher  bei  ihr  der  höchst  mögliche  Rein- 
ertrag zu  erzielen,  wie  er  unter  den  bestehenden  Concurrenzen  erreichbar  ist.  Unsen- 
geltenden  Personenposttarifsätze  möchten  vielfach  zu  niedrig  sein.  In  der  Praxi- 
wird  der  Preis  freilich  nicht  so  buch  steigen  dürfen,  dass  die  Post  concurrenzunfabir 
würde,  aber  doch  so  hoch,  dass  der  sich  bildende  Verkehr  die  Mitausnut/ung  de-* 
Personals  und  Materials  der  übrigen  Postzweige,  und  damit  die  ganze  Postansult 
möglichst  rentabel  macht.  Tarifreductionen  in  der  Peraoncnpost  müssen  daher  ml 
gerechtfertigt  zu  sein  gewöhnlich  einen  finanziellen  Zweck  haben,  solche  in  der  Briet- 
post können  auch  einem  volkswirtschaftlichen  Zwecke  entspringen,  also  selbst  zu 
einer  dauernden  Einbussc  am  bisherigen  Reinertrag  führen.  Abweichungen  hiervon 
sind  indessen  statthaft  mit  Rücksicht  auf  die  Entwicklung  des  Landstrassen-  nnd  dos 
Eisenbahnwesens  und  auf  die  Ausdehnung  des  Staatsbahnnetzes.  Landestheile.  welcJu- 
in  letzterer  Beziehung  zurückgeblieben  sind,  können  wohl  einstweilen  im  Persooea- 
postwesen  dea  Staats  einige  Begünstigung  erfahren.  Hier  sind  eben  die  Zusammen- 
hänge des  gesaminten  Verkehrswesens  immer  zu  beachten. 

Für  die.  Packetpost  liegt  die  Sache  ähnlich,  jedoch  nicht  ganz  so,  wie  für  du 
Personenpost.  Bei  ihr  können  wenigstens  zum  Theil  dieselben  Erwägungen  wie  bei 
der  Briefpost  in  Betracht  kommen. 

Wenn  Personen-  und  Packetpost  dem  Staate  directen  Verlust  bringen ,  so  mu>- 
bei  uns  wohl  auf  ihre  Einstellung  hingearbeitet  werden.  Alsdann  sind  die  vielleiol : 
früher  im  finanziellen  Interesse  eingeführten  etwaigen  ausschliesslichen  Rechte  d  • 
Post  auf  den  Betrieb  der  regelmässigen  Personen-  und  Packetbeförderung  zu  be- 
seitigen, damit  die  Privatindustrie  die  erforderliehen  Verkehrsanstalten  scharf- a 
kann.    Nach  diesem  Gesichtspunkte  hat  man  mit  Recht  neuerdings  manche  im  Post- 
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regal  enthaltene  Vorrechte  aufgehoben,  so  auch  in  der  neuesten  deutschen  Postgesetz- 
gebung. 

b)  Die  Telcgraphie  ist  zwar  im  Ganzen  wie  die  Post  nach 
dem  Gebührenprincip  zu  verwalten,  aber  doch  schon  mit  einer 
weiteren  Annäherung  an  das  privatwirthschaftliche  Princip. 

Sie  dient  in  höherem  Maas**  einem  Classcninteresse  der  Handel-  uud  Gewerbe- 
treibenden, sogar  vorncmlich  dem  Großhandel  und  Grossgewerbe.  Daher  ist  soweit 
als  möglich  der  Ersatz  der  Betriebsauslagcn  und  der  Zinsen  und  Amortisationsquoten 
des  Anlagekapitals  zu  verlangen  und  ein  Ueberschuss  darüber  hinaus  weniger  anfecht- 
bar als  im  Postwesen. 

c)  Canäle  sind,  so  lange  die  grossen  Anlagekosten,  welche 
meistens  durch  Schuldaufnahmc  bestritten  werden,  nicht  amortisirt 
sind,  möglichst  nach  dem  privatwirthschaftlichen  Princip 
zu  verwalten. 

Der  rein  gewerbliche  Standpunct  einer  höchstmöglichen  Rente  braucht  dabei 
j<^doch  selbst  während  der  Atnurtisations/.eit  nicht  innegehalten  zu  werden,  wegen  der 
grossen  Gemeinnüt/.iirkeit  und  hohen  volkswirtschaftlichen  Bedeutung  billigen  Trans- 
ports von  MassenprutJucten  zur  Consumtion  wie  zur  Verwendung  in  der  Production 
der  Gewrrke  und  der  Landwirtschaft.  Es  gelingt,  wenn  aus  dem  Reinertrag  das 
kapital  verzinst  und  getilgt  werden  kann.  Dies  ist  aber  auch  gewöhnlich  zu  verlangen 
und  ein  Gewinn  darüber  hinaus,  der  bei  massigen  Tarifen  erzielt  wird,  ist  immerhin 
auch  statthaft.  Spater,  nach  erfolgter  Amortisation  des  Anlagekapitals  wird  bei  den 
Canälen  das  Gebührenprincip  um  so  eher  eintreten  dürfen,  je  ausschliesslicher  sie  dem 
Massentransport  dienen.  Die  tatsächliche  Schwierigkeit,  für  die  hohen  Konten  von 
CanäJen  eine  halbwegs  ausreichende  Verzinsung  zu  erlangen,  bildet  den  kritischen 
Punct  in  der  Frag«  des  Neubaus  von  Canilen.  Auch  hier  Übst  sich  ein  Zinsverzicht 
um  so  eher  reehtfertigen .  wenn  die  grossen  Verkehrsanstalten .  namentlich  die  Eisen- 
bahnen und  Post,  in  den  Händen  des  Staats  sind  und  dann  zwischen  den  einzelnen 
Gattungen  dieser  Anstalten  das  Princip  der  Uebertiagung  zwischen  A<  tiv-  und  Passiv- 
anatalten  Platz  greifen  kann.    S.  u.  Abschn.  7. 

d)  Eisenbahnen  sind  zunächst  ebenfalls  nach  dem  pri- 
vatwirthschaftlichen Princip  zu  verwalten,  solange  das 
grosse  in  ihnen  steckende  Kapital  zu  verzinsen  und 
zu  amortisiren  ist.  Sie  dürfen  selbst  zu  einer  höheren 
Kente  gebracht  werden,  wenn  diese  nicht  durch  monopolistische  Aus- 
beutung, Ausschluss  berechtigter  Concurrenzlinien  u.  s.  w.,  sondern 
durch  die  freie  Verkehrsgestaltung  erreicht  wird,  wo  sie  nicht 
Steuer,  sondern  wie  bei  den  Privatbahnen  Gewerbsgewinn  ist. 

Der  Vortheil  beim  Staatsbahnwesen  besteht  jedoch  eben  darin,  dass  eine  solche 
Verwaltung  nach  dem  rein  gewerblichen  Grundsatz  nicht  unbedingt  nöthig  ist. 
Ist  dieser  Grundsatz  gleit  hwohl  der  die  Verwaltung  leitende,  so  wird  die  Sachlage 
aber  immer  noch  nicht  schlimmer,  wie  beim  Privatbahnsystem.  Dagegen  ergiebt  sich 
der  "V ortheil,  dass  die  grösseren  Uebersc  husse  der  Staatskasse  zufliessen  und  dann  zur 
Deckung  etwaiger  Deficite  anderer  Bahnen  oder  selbst  anderer  Glieder  des  Verkehrs- 
wesens, wie  z.  B.  in  dem  soeben  erwähnten  Falle  der  Canäle,  verwendet  werden  können. 
Auf  diese  Weise  lässt  sich  am  Leichtoten  ein  gutes  Bahnsystein  im  ganzen  Staats- 
gebiet durchfuhren.  Das  Streben  nach  höherer  Rente  ist  um  so  weniger  bedenklich, 
wenn  durch  Tarifreductionen ,  besonders  im  Güterverkehr  verwirklicht  wird,  —  oft 
das  beste  Mittel  dafür.  Ein  absichtlicher  Verzicht  auf  einen  möglichen  Ueberschuss, 
der  durch  übermässige  Tarifreductionen  bewirkt  wurde,  ist  dagegen  im  Allgemeinen 
nicht  nothwendig  und  wohl  erst  zweckmässig  nach  vollendetem  Ausbau  wenigstens  der 
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Hauptroatcn  des  Bahnnetzes.  Ein  solcher  Verzicht  sogar  auf  den  Tollen  Ersatz  der 
Zinsen  —  also  die  Anwendung  des  (iebuhrenpriueips  —  ist  vor  erfolgter  Amorti- 
sation des  Baukapitals  selbst  ungerecht.  Letzteres  um  so  mehr,  je  mehr  bloss  der 
Personen-,  besonders  der  Vergnüg  ungstrerkehr  prolitirt,  je  weniger  wichtig  eine  Bald 
für  den  Guter-,  besonders  für  den  Massenprodiutenverkehr  ist,  und  je  ungleichmäßiger 
die  Staatsbahnen  sich  Uber  das  Staatsgebiet  erstrecken.  Denn  hier  nehmen  die  ein- 
zelnen Landestheile  ungleichen  Antheil  an  dem  Nutzen  der  Bahnen.  Es  gilt  danri 
von  billigen  Tarifen  etwas  Aehnliches  wie  im  Staatsforstwesen  von  der  billigen  HoU- 
abgabe  (s.  5U3) 

Erst  wenn  das  ßaukapital  der  Bahnen  ganz  oder 
gro  ssenthcils  getilgt  ist,  die  Bahnen  sich  möglichst 
gleichmässig  Uber  das  Staatsgebiet  ausdehnen,  ist 
das  Geb«  hrenprineip  zulässig,  aber  auch  alsdann 
seine  Anwendung  nicht  unbedingt  nothwendig,  sondern 
die  Erzielung  von  weiteren  Uebersch Ussen  unter  Um- 
ständen recht  wohl  gestattet  und  selbst  zweckmässig. 

Von  den  einzelnen  Transportleistungen  der  Bahnen  wird  es  besonders  der  Massen- 
gUterverkchr  und  der  Personenverkehr  in  den  niederen  Wagenclassen  sein,  welcher 
durch  starke,  selbst  dauernde  Einbusse  bringende  Tarifreiluetion.  u  am  Enten  zu  be- 
günstigen ist.  Bei  dem  sonstigen  Transport  wären  «lairegen  Tarifrodnctlonen  nur  zu- 
lässig, soweit  sie  den  Keinertrag  der  Unternehmung  steigern. 

Daher  ümpfenbach's  Anwendung  des  Gcbuhrenprincips  auf  die  Staatsbank  n 
verfrüht,  Fin.  §.  37  —  39.  Ganz  in  Uebereinstimm.  mit  Obigem  Nasse,  Frage  «1. 
Tariferhöh.   Jena  1S74  (aus  Hildebr.  Jahrb.  XXII)  S.  31  iT. 

e)   Schifff  ahrts-,    insbesondere    Dampfschif  ffahrts 
curse  sind  nach  dem  privatwirthschaftlichen  Princip  zu  verwalten. 
Nur  auf  sehr  wichtigen  Strecken,  für  gewisse  Transporte  darf 
statt  dessen  das  Gebührenprincip  angewendet  werden.  Eine  Sonder 
Stellung  kann  solche  SchiffTahrt  ausserdem  als  Zweig  des  Post 
wesens  einnehmen. 

Die  vorstehenden  Sätze  sind  das  Resultat  einer  zusammen 
fassenden  Betrachtung  des  gesammten  Verkehrswesens.  Eine 
solche  Betrachtung  muss  der  Besprechung  der  einzelnen  Wege 
und  Anstalten  vorangehen.  Jene  Sätze  dürfen  als  Regel  für 
unsere  Staaten  gelten.  Sie  können  und  werden  mitunter  Ans 
nahmen  erleiden,  alsdann  aber  mit  der  nicht  zu  übersehenden 
Consequenz  für  die  Volkswirthschaftspolitik  und  die  Finanzen:  der 
Staat  betrachtet  die  Uebernahme  von  Verkehrsanstalten  als  eine 
so  wesentliche  Aufgabe,  dass  er  ihre  Kosten  wie  diejenigen 
der  meisten  Thäligkeiten  zur  Durchführung  wesentlicher  Staats 
zwecke  ganz  oder  theilweise  aus  allgemeinen  Steuern 
bestreiten  zu  dürfen  glaubt.  Ob  diese  Consequenz  richtig  ist,  muss 
im  einzelnen  Falle  entschieden  werden:  im  Allgemeinen  ist 
es  zu  bezweifeln. 
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2.  Abschnitt. 

Eisenbahnen. 

1.  Die  Systemft-age:  Staatsbahnen  oder  Privatbahnen? 

Iii  der  Entscheidung  dieser  Frage  ist  mein  Standj»unct  im  Ganzen  den  Staats- 
ciseiikihncn  princi pi eil  noch  etwas  günstiger  als  in  d.  fi.  A.  von  Kau,  wo 
der  bezügliche  Abschnitt  bereits  ausschliesslich  von  mir  herrührte.  Es  erklärt  sich 
dies  einmal  aus  den  neueren  Erfahrungen  im  Eisenbahnwesen,  die  auch  in  der 
Eiseobafauliterfttll  r  der  neuesten  Zeit  eine  grosse  Bewegung  und  hier  wie  bei  den 
Politikern  eine  bemerkenswerthe  Wandelung  zu  Gunsten  der  Staatsbahnen  hervor- 
gerufen haben,  so  dass  mau  wenigstens  für  Deuts«  bland  die  Frage  jetzt  als  zu  Gunsten 
des  Staatsbahnprincips  (u.  zugleich  der  Eigenverwaltung  der  Staatsbahnen)  entschieden 
ansehen  kann;  mehr  noch  erklärt  es  sich  sodann  aus  der  immer  mehr  gewonnenen 
Einsicht  in  die  Organisation  der  Volkswirtschaft,  welche  ich  in  der  „Grundlegung" 
darlegte:  der  Einsicht  von  der  Aufgabe  des  zwangsgeineinwirthschaftli<hen 
Systems  und  der  volkswirtschaftlich  und  socialpolitisch  richtigen  Scheidung 
zwischen  eigentlichem  Privateigenthum  der  Privatwirtschaften  und  „öffent- 
lichen! Eigenthum"  in  den  Hiinden  des  Staats  und  der  Sclbstverwaltungs- 
k  ö  rper,  oder,  dies  in  meiner  ökonomischen  Terminologie  in  der  Gruudleg.  ausgedrückt, 
der  Zwangsgemein wirtschaften.  Endlich  war  speciell  in  dieser  Frage  für  mich 
noch  massgebend  die  schärfere  Erkenntnis*  von  der  notwendigen  und  berechtigten 
Function  der  „öffentlichen  Fntirnehmung"  auch  in  der  materiell-wirtschaftlichen 
Nphäre,  als  eines  hauptsächlichen  Mittels  zur  richtigen  Einengung  des  Gebiets 
des  Privatwirtschaft!.  Systems  überhaupt  und  des  Acticngcsellsc  haf  tsw  escn> 
»peciell.  Ich  beziehe  mich  hierfür  auf  mein  Keferat  über  Actiengesellschaftcn  auf 
«lern  Eisenachcr  socialpolit.  Congr.  IST.'f  (vgl.  die  Verband],  u.  Hildebrand's  Jahrb.  XXI). 
Die  principi.  llen  Anschauungen  über  die  Frageu  der  „Organisation  der  Volkswirt- 
schaft"', welche  in  der  Hauptsache  schon  in  meiner  Eisenbahnlehre  in  der  6.  Ausg. 
von  Kau  u.  in  jenem  Keferate,  sowie  in  der  „Grundlegung"  entwickelt  u.  begründet 
worden  sind,  wurden  früher  vielfach  angegriffen  u.  auch  von  den  Fachgenossen  ver- 
wandter Richtung  bemängelt.  Ich  kann  mit  Genugtuung  constatiren,  dav>  sich  jene 
Anschauungen  seitdem  immer  mehr  Hahn  gebrochen  haben,  und,  wie  dies  in  Volks- 
wirtschaft!. Fragen  öfters  so  geht,  schon  jetzt  beinahe  als  „selbstverständliche"  sogar 
•  •■i  ehemaligen  principiellen  Gegnern  gelten.  Namentlich  ist  die  Schwenkung  in  der 
öfleutl.  Meinung  uud  bei  vielen  Stiinmfuhreru  der  „Deutschen  Freihandelsschule"  zu 
Gunsten  d.  Staatsbahnsystems  sehr  bemerkenswert.  Unsere  Zeit  lebt  schnell:  was 
in  den  50er  u.  6t) er  Jahren  kaum  erst  die  Ansicht  einzelner  „Theoretiker"  (K.  v.  Mohl, 
Knies)  war.  ist  heute  schou  iit  der  Eisenbahnfrage  Gemeingut  d<  r  Nation  geworden. 
Vielleicht  geht  es  ähnlich  auf  dem  verwandten  Gebiete  des  Versicherungswesen-^ 
wo  die  von  mir  mit  zuerst  b.furwortete  u.  prinzipiell  begründete  HiiiUbcrluhrung  der 
privat wirthschaftlichen  Unternchniungs-  in  die  genieiuwirthschaftliche  Anstaltsform  (nicht 
durchaus  mittelst  eigentlicher  „Ver>taatli<  hung")  gegenwärtig  noch  ähnlichem  Kopf- 
*>chütteln  begegnet,  wie  \or  2  —  3  Jahrzehnten  die  gleiche  Forderung  hinsichtlich  des 
Eisenbahnwesens. 

Die  Gesichtspuncto,  welclie  im  Text  in  der  Eiseubahnfrago  vertreten  werden, 
haben  seit  10  Jahren  immer  allgemeiner«'  Zustiinmung  gefunden.  Die  schlimmen 
Erfahrungen  mit  dem  „üründungswesen"  bei  den  jüngeren  deutschen  I'rnateisenbahnen. 
die-  in  der  ganzen  Welt  gewonnene  Einsicht,  dass  die  „tjoneurronz"  im  Eisenbahn 
wesen  in  keiner  W  eise  die  erwartetet!  Fruchte  trug,  der  Tarifwirrwarr  in  Deutschland, 
die  Erprobung  des  Staatsbahnwesens  bei  uns  —  und  zwar  Bau  und  Betrieb  durch 
den  Staat  —  erklären  die-e  Wandelung  der  Meinungen  zur  Genüge.  Vielleicht  kann 
eine  so  eingehende  Beweisführung,  wie  sie  im  Texte  in  der  Frage  des  Staate-  u.  Privat- 
bahnsystems  erfolgt,  in  nicht  zu  fenu  r  Zeit  als  ein  hors  d'oeuvre  erscheinen,  r^iiist- 
weileQ  habe  ich  sie  nur  arenig  kürz-  n  zu  dürfen  geglaubt,  auch  wegen  Sax's  Antikritik. 

Die  literarische  Bewegung  in  den  Eisenbahnfragen  war  im  letzten  Jahrzehent 
»ehr  lebhaft.  Wir  haben  besonders  werthvolle  Untersuchungen  „induetiver  Art"  erhalten 
aber  „das  Problem  der  Coucurrenz  unter  den  besonderen  Fmständcn  des  Ei.-cnbahn- 
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wesens",  wo  Cohn's  o.  gen.  Werk  hauptsächlich  hervorzuheben  ist  Die  Bedeuton:: 
dieser  Arbeit  und  einzelner  kleinerer  anderer  Hegt  vornehmlich  darin,  mit  dem  That- 
saehenmaterial  die  Sätze  zu  belegen,  welche  nach  der  deduetiven  Method- 
aus  dem  Wesen  der  Eisen  bahnunternehmung  und  der  bei  ihr  begehenden  üotahun? 
der  Concurrenz  abgeleitet  worden  können  und  wurden.  ..Einige  Lehrbuchparauraphejr 
kruincn  naturlieh  die  Beweisführung  nicht  allseitig  lieferu,  aber  doch  die  prinzi- 
piellen Ilauptpuncte  richtig  und  mit  irenügender  Schärfe  darlegen.  Dies  Vei-di. ii-t 
glaube  ich  meiner  Eiscnhahnlehre  in  d.  t».  A  der  Uau'schen  Finanzwissenschaft  auch 
den  neueren  „iuduetiven"  Forschungen  gegenüber  vindiciren  zu  dürfen  (Vgl.  G.  Co  hu. 
Streitfragen  d.  Eisenhahnpolitik.  Berlin  1874.  S.  8i,  so  hoch  ich  speciell  gerade  (i.  Cohn  ? 
Verdienste  hier  stelle. 

Eine  ganze  Broschnrenfluth  hat  sich  in  Deutschland  an  zwei  neuere  Vorgänge  iu 
der  Eiseubahupolitik  angeknüpft,  an  die  preuss.  U Ute rsuc  Ii un gscom  in ission 
über  das  Eisen  bahne on cessionswesen  (1874)  und  an  das  Project,  die  deut- 
schen Bahnen  in  Reichseisenbahnen  zu  verwandeln  (1876).  Gross  ist  das 
wissenschaftliche  Ergebniss  dieser  Streitschriftliteratur  für  die  okonoin.  Seite  der  Eisen- 
bahnfrage  nicht.  Spreu  überwiegt  den  Weizen  weitaus.  Ich  führe  indessen  Meies  daran- 
unten  an,  soweit  ich  diese  Literatur  selbst  kennen  lernte,  weil  sie  immerhin  ein  gute? 
Bild  von  dem  I'rincipieiikampf  triebt.  Der  Bericht  jener  Untersuchungscomin^sioo 
kommt  Uber  Halbheiten  leider  nicht  hinaus.  In  der  neuesten  Periode  der  preus>. 
Eisenb.verstaatlichungen  hatten  die  prineip.  Gegner  dieser  Massregel  den  Kampf 
meistens  schon  aufgegeben.  Daher  auch  in  öll'entl.  Press««  u.  populärer  Literatur  k<  iu 
ähnliche  Bewegung  wie  bei  dein  Keichseisenb.project,  bei  dem  die  politischen 
Momente  wesentlich  mitspielten. 

Werthvoller  sind  die  vielfachen  Erörterungen  über  Tarifpolitik,  die  z.  Tl. 
auch  ihr  rein  wissenschaftliches  Interesse  für  die  Theorie  der  Preisbildung  haben. 

Auch  dir  immer  reichere  technische  Literatur  über  Eisenbahnwesen  beginnt 
allmälig  mehr  die  nationalökonomische  Seite  der  Bahnen  zu  würdigen,  freilich 
bisher  meist  ohne  genügende  Beherrschung  dieser  Seite  der  Fragen.  Besonders  hervor- 
zuheben sind  hier  v.  Weber's  Schriften,  namentlich  die  neuesten.  Hier  tritt  zw^r 
klar  die  rein  au  todidactische  nationalökonomische  Bildung  des  Verfassers  hervor. 
In  der  von  ihm  sehr  richtig  behandelten  Frage  der  Haupt-  und  Sreundärbahiien  hat 
Weber  z.B.  noch  keine  Ahnung  davon,  dass  hier  ein  blosser  Itedeutsamer  Special- 
fall  des  allgemeinen  Gesetzes  des  extensiven  u.  intensiven  ßodenanhaus  gerade  in  Bezur 
auf  das  \Vegewe>en  vorliegt,  wie  ich  schon  in  der  6.  A.  \on  Bau  §.  246  nähe 
nachgewiesen  habe.  Aber  überall  kommt  Weber  doeh  als  eminenter  Techniker  ur  i 
Kenner  des  Eisenbahnwesens  auf  die  richtige  Spur  des  Nationalökonomen. 

Ganz  isolirt  steht  die  sonderbare  Ansieht  von  L.  Stein,  der  —  im  Privatbaht- 
wesen,  dieser  Bluthe  des  speculativen  Kapitalismus,  „eine  Erscheinung  des  Princir* 
der  Selbstverwaltung"  (!)  sehen  will  und  „nicht  versteht,  wie  man  die  letzter 
alleuthalben  befördern,  aber  in  diesem  wichtigen  Theile  der  Verwaltung  grundsätzlich 
ausschliessen  will"  (Uandb.  d.  Verwaltungslehre,  2.  A.,  Stuttg.  1S76,  S.  4116).  Da- 
Prineip  der  Selbstverwaltuntr  im  Eisenbahnwesen  kann  nur  zu  Bahnen  der  S#D*:- 
verwaltungskörper,  der  Provinzen.  Kreise,  Gemeinden,  neben  den  Staatabahneu  (sogea. 
Local  bahnend,  aber  doch  wahrlich  nicht  zu  Bahnen  von  Actiengesellschaften  führet; 
Stein  's  Ausführung  a.  a.  0.,  S.  408,  seheint  mir  zur  neinl.  Consci|Ucnz  «relanjren  zu  mü^eo. 

S.  auch  G.  Cohn  in  Hildcbr.  Jahrb.  B.  33  S.  10  11'.  Seit  dem  Erscheinen  der 
vorigen  Aufl.  dieses  Bands  (1877)  ist  in  der  deutschen  Praxis  besonders  durch  dit 
energische  u.  erfolgreiche  Politik  der  Eisenbahn -Verstaatlichung  in  Prenssen  das 
Staatsbahnpriueip  zum  Siege,  gelangt.  Vorgänge  in  anderen  europ.  Staaten  (Italien, 
Oesterr.,  Frankr.)  bewegen  sich  wenigstens  in  der  Richtung  dieses  Princips.  In  der 
Theorie  hat  indessen  das  grosse  u.  bedeutsame  Werk  von  Sax  noch  einmal  du 
Controverse  aufgenommen,  allerdings  mit  einer  so  grossen  Concession,  dass  man  Sax 
gar  nicht  mehr  einen  Vertreter  des  Privatbahnsystems  nennen  kann.  Die  ältere  tct- 
kehrte  Theorie,  welche  das  Eisenbahnwesen  mit  den  gewöhnlichen  Gründen  für  das 
privatwirthsch.  Concurrenzsyst.-m  vindicirt,  giebt  auch  Sax  völlig  preis.  Er  sieht  viel- 
mehr ebenso  wie  ich  die  Eisenbahnen  als  „Objecto  der  Gemein  wirthschaft" 
an  (Sax  II,  82  ff.  v*!.  mit  I,  80  H.  in  Schönberg's  Handb.  I.  379  ff.,  38\  392,  399  ff. 
104  IL).  Nur  glaubt  er  nachweisen  zu  können,  dass  damit  die  Eisenbahnen  noch 
nicht  ausschliesslich  als  Staatsbahnen  zu  constituiren  seien,   sondern  dass  die. 
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andere,  unter  Umstunden  passendere,  aber  auch  „gouieinwirthschaftliche"  Form 
diejenige  der  „regulirten  Privatunternehmuug",  bez.  der  „delosrirten  Ver- 
waltung" sei,  wo  Hau  und  Betrieb  der  Bahnen  unter  genau  festgestellten 
Bedingungen,  welche  die  öffentlichen  Interessen  wahren  sollen.  Privaten,  bez.  Actien- 
gesellschafteu  „Uber tragen"  werden.  Mit  dieser,  im  Einzelnen  sehr  gut  durch- 
geführten Theorie  ist  der  Boden  der  Verständigung-  mit  den  Anhängern  des  reinen 
Staatsbahnsystems  geschaffen.  So  gern  ich  min  anerkenne,  dass  in  der  Praxis  öfters 
nichts  Übrig  bleibt,  als  nach  diesem  System  der  .. dclcgirtcn  Verwaltung"  vorzugehen, 
und  dass  mit  demselben  gegenüber  dem  „Privatbahnprincip"  in  der  älteren  Auffassung 
ein  grosser  Fortschritt  auch  in  der  Theorie  erreicht  ist,  so  gern  ich  also  auch  in 
dieser  Sax'schen  Lehre  das  „Gesetz  der  Belativität"  In  solchen  praktischen  Fragen 
richtig  hervorgehoben  linde,  so  kann  ich  ihr  in  Ucbercinstitninung  mit  G.  Cohn  (Hildebr. 
Jahrb.  B.  H'S  S.  1  ff..  10  ff.)  doch  zwei  Einwurfe  nicht  ersparen,  von  denen  der  eine 
auch  Roscher's  ähnliche  Kelativitätsentscheidung  der  Systemfrage  betrifft  (III.  §.  85): 
1)  Wo  ist  es  denn  irgend  thatsächlich  gelungen,  die  „dclegirtc  Verwaltung" 
halbwegs  befriedigend  einzurichten  und  das  in.  E.  unlösbare  Problem  zu  lösen,  ein 
richtiges  „Pflichten  lieft"  für  eine  solche  Verwaltung  zu  construiren?  (Auch  Hoscher's 
Ausfuhrungen.  §.  85,  sind  in  dieser  Beziehung  mit  den  Thatsachen  in  völligem  Wider- 
sprach uud  seine  Auffassung  viel  zu  optimistisch.)  Und  2)  klingt  nicht  in  allen  Beweis- 
fuhrungen  von  Sax.  so  sachverständig  sie  sind  u.  so  unparteiisch  sie  zu  sein  suchen, 
dennoch  immer  diu  Tendenz  durch,  ein  System  wie  das  bestehende  d<s  Eisenbahn- 
Actiengesellschaftswesens  eben  einmal  auch  principiell  zu  rechtfertigen,  es  theo- 
retisch zu  Sahiren,  weil  es  existirt,  nicht  weil  es  befriedigend  fungirt? 
Das  scheint  mir  die  „petitio  prineipii"  in  Sax'  Lehre  von  der  ..delegirten  Verwaltung" 
zu  sein.  Vgl.  zur  Kritik  von  Sax  in  diesen  Puucten  bes  Cohn's  gen.  Aufs,  in 
Hildebr.  Jahrb.,  wo  nur  das  trotzdem  verbleibende  grosse  wissenschaftliche  Verdienst 
des  Sax 'sehen  vortrefflichen  Werks  nach  anderen  Seiten  nicht  ganz  ausreichend 
anerkannt  wird. 

Literatur.  Geschichte  n.  z.  Th.  Statistik  d.  Eisenbahn  WCS.:  Stürmer, 
Geschichte  d.  Eisenbahnen,  1.  Th.,  Broinb.  1872,  2.  Th.  1871).  Schineidler.  Geschichte 
d.  deutsch.  Eisenbahnwesens.  Lpz.  1>71.  J.  Michaelis,  Deutschi.  Eisenbahnen, 
.'f.  A-,  Lpz.  18b3.  Behm,  d.  mod.  Verkehrsmittel.  Ergänzungsheft  19  zu  Pet<  rmann's 
geogr.  Mittheil.  Fr.  X.  v.  Neumann-Spallart  (Wien),  Uebcrsiehten  über  Product., 
Welthandel  u.  Verkehrsmittel,  früher  in  Benins  (ieogr.  Jahrb.,  jetzt  jährl.  selbständig. 
Dann  die  meistens  jährlichen  amtlichen  und  halbamtlichen  Statistiken  des  Eisen- 
bahnwesens der  einzelnen  Länder.  Für  Deutschland  bes.  die  deutsche  Eisenbahn- 
statistik, herausgeg.  von  der  geschäftsfuhrenden  Dircction  des  Vereins  D.  Eisenbahn- 
verwalt.  Für  Preussen.  Statist.  Nachrichten  v.  d.  pretLSS.  Eisenbahnen,  herausgeg. 
v.  Handelsministerium,  bisher  die  beste  amtl.  Eisenbahnstatist.  Jetzt:  Statist,  d.  in 
Betrieb  belindl.  Eisenb  Deutschl.s,  bearbeitet  im  Keichseisenh.amt,  zuerst  f.  1 830/81 , 
Herl.  1882,  dann  Ergänz.h.  12  d.  preuss.  stat.  Ztsehr. :  1 1 ist.  Entwickl.  d.  deutschen 
u.  deutsch- österr.  Eisenb  netz.  s  18H8  — 81.  Berl.  18s3  (Atlas).  Umfangreiche  Aus- 
züge aus  diesen  neuesten  amtl.  Ptiblicationcn  gieht  Kollmann  in  Schmoller's  Jahrb. 
d.  D.  Reichs  18S3,  H.  4.  Für  Oesterreich ,  Nachrichten  v.  d.  österr.-ungar.  Bahnen. 
Kisenbahnjalirb.  v.  Ost.-Ung.  v.  Kohn.  jährt.  Für  d.  Geschichte  des  engl.  Eisen- 
bahn  rechts  u.  bes.  f.  d.  wichtig.  Enqueten  d.  1.  B.  d.  u.  gen.  Werks  v.  G.  Cohn 
u.  dosen  neueste  Fortsetz.  Der  Bericht  des  pariain.  Ausschusses  v.  1872  auch  bei 
Dorn  a.a.O.  (s.  u.i.  Als  eigene  Fachzeitschrift  reichsten  Inhalts  (auch  bezügl.  ausser- 
deutschcr  Dinge)  erscheint  seit  mehreren  Jahren  das  „Archiv  f.  Eisenbahnwesen", 
her.geg.  im  (preuss.)  Minist,  d.  ölf.  Arbeiten.  Daselbst  auch  vollständige  Uebersichten 
über  alle  Zweige  der  Eisenb  liter. ,  worauf  zur  Ergänzung  des  Folgenden  hier  hin- 
gewiesen sei 

Volkswirth- chaftl.  und  volks  wirthschaltspolitische  (verwaltungs- 
rechtliche) Seite.  Knies,  d.  Eisenbahnen  u.  ihre  Wirkungen,  Braunschw.  1*53, 
(noch  immer  beachtenswert ,  richtige  Betonung  der  Relativität  der  Argumente 
für  u.  wider  in  der  Staats-  u.  Privatbahnfrage,  S  ijs  ff).  O.  Michaelis,  d.  Monop. 
d.  Eisenbahnen,  isoi,  ders. .  Haftpflicht  u.  natürl.  Monopol  der  Bahn.  volk>wirthsch. 
Vierteljahrsschr.,  18Ü.'l,  II.  ders..  Piff.  Tarife  d.  Hahnen,  eb.  1801.  I,  ders..  Eisen- 
bahnactiouäre  u.  Iutere^eiiten,  eb.  I8b-1,  II,  jetzt  z.  Th.  im  1,  B.  seiner  volkswirt- 
schaftlichen Schriften  (Michaelis  damals  in  diesen  wie  in  >eiuen  and.  Arbeiten  ein 
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typischer  Vertreter  der  „Deutschen  Freihandelsschule '•>.  —  Scbäffle,  in  s.  ges<Jl- 
scbaftl.  System  inenschl.  Wirtbsch.,  2.  A.,  §.262  ff.,  3.  A.,  II,  230  ff.  —  Jag  er. 
Lehre  v.  d.  Eisenbahnen.  Manchen  1865.  —  Vogt,  sebweiz.  Studien  Uber  Eisenbahn- 
wesen, deutsche  Vicrteljahrsschr.  1Vi9;  ders.  Uber  die  Fräse,  ob  Eisenbahnen  u.  s.  w. 
vom  Staate  oder  v.  d.  Privatindustrie  zu  bauen,  in  d.  Annalcs  de  1'associaL  internst 
p.  le  propres  des  sciences  social.  4.  sess.  (Berne),  Par.  et  Brüx.  1866,  p.  035 — 650 
(mit  unbedeut.  Debatte!.  —  Per  rot,  d.  deutschen  Eisenb.,  Kost.  1870.  ders..  di** 
Reform  d.  Eisenbahntarifs  im  Sinne  d.  Pcnnyporto,  Bremen  1869,  u.  viele  Aufs,  in 
Zeitschr.,  die  Beweisführung  immer  sich  in  gleicher  Weise  wiederholend.  S.  Perrot** 
Eisenbahnreform,  Kost.  (1871),  ders.,  Deutsche  Eisenbahnpolit.,  Berlin  1872,  ders.. 
die  Differentialtarife  der  Eisenbahnen,  Berl.  1ST4.  —  Mehrfache  Verhandlungen  auf 
den  deutschen  volkswirthsch.  Gongr.,  so  zu  Stuttgart  1861,  zu  Danzig  1872,  zu  Wien 
1873,  mit  dem  steten  Bemühen,  durch  Aufstellung  irgend  einer  Formel  (Trennung  r. 
Fahr-  u.  Frachtverkehr,  bestimmte  Tarifprincipien  u  s.  w.)  das  unliebsame  ZugesUUidni-* 
vermeiden  zu  können.  dass  die  Grundsätze  des  privatwirthschaftl.  Concurrenzsystems 
sich  im  Eisenbahnwesen  unanwendbar  zeigen.  S.  auch  in  dieser  Kichtung:  Dorn. 
Aufgaben  d.  Eisenbahnpolit.,  Berl.  1874  (..nicht  Concurrenzlinie,  sondern  Concurrenz 
auf  der  Linie",  „Beseitigung  des  Tarifmonopols  der  Eisenbahnen"  u.  s.  w.).  Vgl. 
darüber  u.  dajregen  G.  Cohn,  streitfr.  d.  Eisenbahupol.,  S.  8  ff.,  wo  alle  diese  Veliei- 
täten  gerade  naeh  den  engl.  Erfahrungen,  unter  Bezugnahme  auf  Cohns  gross» 
Werk,  abgewiesen  werden.  „Freiheit  auf  der  Schiene  gilt  in  England  bei  allen  Thcilcu, 
einschliesslich  der  Agitatoren  f.  Eiscnbahnreform ,  als  in  der  Wiiklicbkeit  undenkbar.' 
Sax  weist  alles  dgL  ebenfalls  ab.  S.  auch  die  nach  dem  prineip.  Standpunete  wandel- 
baren Verhandlungen  über  Eisenbahnwesen  auf  d.  deutsch.  Handelstagc,  z.  IL  1871 
(D.  Handelsbl.  1871,  Nr  20,  21),  mit  den  Arbeiten  v.  Alex.  May  eru.  A.m.;  so  auch  jNpatcr. 

Die  deutschen  Hauptwerke  über  Eisenbahnpolitik  sind  jetzt  die  mehrfach  genanntem 
v.  G.  Cohn  u.  E.  Sax:  des  ersteren  Untersuchungen  Uber  engl.  Eisenbahnpolit.. 
1.  B.  die  Entwickl.  d.  Eisenbahngesetzgeb.  in  England,  Lp/..  1874,  mit  d.  Mitthei! 
aus  den  engl.  Eiscnhahnenquetcn  <s.  bes.  S.  316  ff..  321  Ü'.),  2.  B.  zur  Beurtheil.  d 
engl.  Eisenbahnpolit.,  1875.  Die  Resultate  des  Verf.  stimmen  in  den  Hauptprincipnn 
durchaus  mit  meiner  Eisenbahnlehre  Uberein.  Ders.  in  der  obeugen.  Broschüre 
(Quintessenz  des  gro>sen  Werks);  ders.  über  eine  akadem.  Vorbild unur  zum  höheren 
Eisenbabiiverwaltungsdienst,  Zürich  1876;  ders.,  der  Staat  u.  d.  Eisenbahnen,  in 
.Hildebr.  Jahrb.  B  33  (1879).  S.  1  11.  (die  gen.  Kritik  von  Sax);  ders.,  d.  engl. 
Eiscnb.pol.  in  d.  letzten  10  Jahren,  Arth.  f.  Eis.b.wes.  1883  (auch  selbständig);  dann 
Sax.  als  Vorläufer,  Uekouomik  d.  Eisenbahnen,  Wien  1871  (unausgeführt);  ders, 
d.  Verkehrsmittel  in  Staat  u.  VoIk>wirthsch.,  bes.  B.  II.  Wien  1879;  der».,  Abh. 
Transp.-  u.  Commun.wes.  in  Sehönberg's  Handb.  II.  —  Sonsl  u.  A.  de  Franque- 
ville,  Eisenb. -Concurrenz  u.  Fusionen  in  Englan<l ,  deutsch  (aus  „du  regime  de-» 
travaux  publ.  cn  Angleterre")  v.  Wilke  u.  r.  Nördling.  Wien  1875.  —  Handbuch 
d.  Eisenbahnwesens  v.  Haushofcr  (B.  1,  Grundzü«;c  d.  Eiseubahuwes.,  wirthschaftl. 
Seite,  umfassendes  systemat.  Werk),  v.  Paulus  (B.  2,  Bau  u.  Ausrüst.  d.  Eisenbahn.  . 
u.  Schmidt  (B.  3,  Verwalt  d.  Eisenb.  u.  Buchfuhr,  im  Eisenbahnbetrieb).  Stuttg. 
1S75.  —  L.  Stein,  Finanzwiss. ,  3.  A.,  S.  250.  Handb.  d.  Verwaltungsichre,  2.  A  , 
S  402  ff.  —  Koscher.  Syst.  III,  §.  76—96  passim,  bes.  §.  85. 

E  i  s  e  n  b  a  h  n  r  c  c  h  t  u.  Verwandtes  ( Expropriation) :  Keyscher,  d.  Recht  d. 
Staats  a.  d.  Bahnen.  Tüb.  1852.  Hessel  u.  Kühlwetter,  preuss.  Eisenbahnrerht. 
Köln  1S55~  57.  Beschorncr,  Deutsches  Eisenbahnrecht,  Erl.  1858.  Koch,  D.'s 
Eisenb.,  Marl».  1860.  G.  Meyer,  Kecht  d.  Expropr.,  Lpz.  1808.  lörsteniann. 
preuss.  Eisenbahnrecht,  Berl.  1869.  H.  K Osler,  soc.  Verwaltungsrccht,  IL  B. ,  Erl 
1873,  §  419  ff.  Michel,  österr.  Eisenbahnrecht,  Wien  1860.  L.  Stein,  z.  Eisen- 
bahnrechtsbildung, Wien  1872.  H Ö per,  preuss.  Eis.b.fiu  ges.gcb  ,  Berl.  1879.  Kosuk 
Organis.  d.  preuss.  Staatseisenb.veiwalt. .  Beil.  1881;  ders..  d.  Verwalt.  d.  preuss 
Staatsbahnen.  Berl.  1580.  Pollanctz  u.  Witt  eck,  Samml.  d.  Gesetze  über  österr. 
Eis.b.wes..  Wien  Hodges,  law  affect.  railways,  6.  ed.,  London  1877.  Shelford. 
law  of  railways,  4.  ed.,  2.  vol.,  Lond.  1S69.  Browne  a.  Theobald,  law  of  railway 
companies,  Lond.  1881.  Kedmann,  law  of  railw.  comp..  Loud.  1SS0.  Piorce.  la» 
ofrailroads,  Boston  1881. Pal aa,  dict.  legisl.  et  reglem.descheminsdefer,  2. ed.,  Paris  1872. 

Technisches,  Verwaltung  im  Allgcm.  z.  Th.  schon  in  obiger  Literata 
über  d.  Ökonom.  Seite  d.  Bahnen  u.  über  Eiscubahu recht.  Sonst  besonders:  v.  Weber* 
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Schale  d.  Eisenbahnwcs.  (Abriss  d.  Gesch.,  Techn. .  Adiniuist. .  Statistik),  2.  A.,  Lpz. 
1862,  3.  A.  v.  Schmitt,  Lpz.  1878  (sehr  beachtenswerth  auch  für  die  National- 
rtkonomen).  Dann  zahlreiche  meist  kleinere  z.T.  populäre  Schriften  v.  v.  Weber: 
Die  Individualität  u.  Entwickclbarkcit  d.  Eisenb.,  Lp«.  1875  (gelangt  zu  sehr  bedeuts. 
uat.-ökon.  Gesichtspuncten ,  die  die  Techniker  und  die  Staatsverwaltung  meist  bisher 
ubersahen);  Popul.  Erörterungen  von  Eisenb.  Zeitfragen,  4  Hefte,  Wien  u.  s.  w.  1876. 
Nr.  1,  Normalspur  u.  Schmalspur,  Nr.  2.  Werth  u.  Kauf  der  Eisenb.,  Nr.  5,  Praxis 
d.  Sicher,  d.  Eisenbahnbetriebs ,  Nr.  4,  Priv.-.  Staats-  u.  Reichsbahnen,  alle  wichtig 
f.  d.  Nationalökon.  u.  Finanzmann,  bes.  Nr.  4;  Natioualit.  u.  Eisenbahnpolitik,  Wien 
u.  s  w.  1876.  —  Schwabe,  über  die  engl.  Eisenbahnen,  Berlin  1871.  —  Hartwig, 
über  das  Eisenbahnwesen  bes.  Londons,  Berl  1871.  —  Wehr  mann.  Reisestudien 
über  Aulagen  u.  s.  w.  der  engl.  Eisenbahn,  Elberf.  1*>77.  —  Perdonnet,  traite 
.  lement.  d.  chemins  de  fer,  Par.  (z.H.  3.  ed.  1865).  Gosehler,  exploit.  d.  chemius 
de  fer,  4.  vol.,  Par.  1865  —  Iis.  —  Jacqmin,  exploit.  d.  chemins  de  fer,  Paris  1867, 
1868.  —  v.  Leber,  Eisenb. wes.  in  Fraukr.,  Wien  1880. 

Eisenbahnreform.  Fragen  der  Staatsaufsicht  über  die  Privatbahnen, 
Deutsche  Rcichscisenbahufragc  u.  dgl.  in.    Bericht  der  Specialcommission  z. 
Untersuch,  d.  Eiscnbahnconccssionswesens.  Mit  Anlagen.  Berlin  1874  (Nr.  1 1,  Papiere 
des  Hauses  der  Abgcordn.,  12.  Legislaturperiode,  1.  Sess.  1873 — 74^.       Fauche  r, 
d.  allg.  Fragebogen  d.  Untersuchungscomm.  ub.  d.  Eisenbahnconeessionswe>.  bcantw.. 
Berl.  1873.  —  Eutwurf  eines  Rcichsei.scnbahngcsctzes,  aufgestellt  im  Reichseiseiibahn- 
amte,  Berl.  1874.  Vorläufiger  Eutwurf  eines  Reichseisenbahngesetzes  (2.  amtl.  Entw.). 
Berl.  1875.  —  Dieser  vorläuf.  Entwurf,  Bcurth.  v.  Ver.  d.  Prlfltcisenb.  im  I).  Reiche, 
Kerl.  1875.  —  Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  d  Uebertragung  der  Eigenth.-  u.  sonst. 
Rechte  des  Staats  an  Eisenb.  auf  d.  D.  Kelch,  Berl.  187tJ.    Bemerk,  des  Vereins  d. 
Frivateisenb.  zu  diesem  Entwürfe,  Herl.  1876.  Viel  u.  reichhaltigstes  legislatives  u. 
Statist  Material  zu  den  neueren  Fragen  üb.  Eisenbahnpolit.,  bes.  auch  über  d.  Reichs- 
eisenbahufrage in  Hirth's  Annaleu  d.  D.  Reichs,  bes.  im  Jahrg.  1870.  —  E.  Roth- 
schild, Ideen  ub.  Frnwandl.  d.  Bahnen  zu  Keichsciscnbahnen,  Braunschw.  1875.  — 
V.  Böhnicrt  (Gegner  d.  Reichsb.).  Enquete  ub.  die  Reichseisen  bah  u  frage,  3  Lief., 
Lpz.  1870.  —  Tariferhöhung  oder  Reichseisenbahnen  V  Von  einem  Fachmann  (f.  R.-E.). 
Berlin  1870.  —  Weizmann,  die  Deutsehe  Reichsbahn,  Berlin  1*76  (für).    <S.  auch 
<lers. .  die  Eisenb.  als  ölf'cntl.  Strasse,  Berl  1S75,  u.  zur  Eisenbahnreform.)  —  Zehn 
Jahre  preuss.  deutscher  Eisenbahnpolitik.  Lpz.  1*76  (für  Reichsb.)  —  C.  W  aIcker, 
/..  Urientir.  in  d.  Reichseisen  bahnfrage,  1*70.  —  Die  Reichseisenbahnfragc,  Beitr.  z. 
I.ösong  derselben  von  einem  Fachmann«,  I.  Heft.  Erwerb  d.  deutschen  Bahnen  durch 
d.  Reich,  Lpz.  1870.  —  Schaffte,  Mater,  z.  Eiseubahnfrage.  Tub.  Zeibchr.  1S70. 
S.  H52  h".  —  A.  Wagner,  la  qubtiouc  delle  strade  ferrate  doli'  Iinpero  Gerinauico. 
Kirista  Internaziouale .  Marzo  1870.  —  A.  Held,  d.  Uebergang  d.  deutsch.  Bahnen 
a»  das  Reich  (für),  Laitdwirthscb.  Jahrb.  IsTO.  S.  1005  —  1128.  -    Runde,  das 
Koichseiscnbahnproj.,  Braunschw.  1S70.  —  Boden  heim.  Verkehrswege  Deutschlands, 
Hanno?.  1870.  —  Unter  den  Gegnern  gegen  die  Centralisation  d.  Eisenbahnwesens  u. 
■regen  die  Reichsbahnen:  Mor.  Mo  hl,  üb.  d.  Entw.  eines  Reichseiscnbahnges.,  Stutt- 
gart 1874  u.  1875,  ders. ,  die  Frage  v.  d.  Reichseisenb.  erörtert,  Stuttgart  1870.  — 
v.  Weber  in  der  oben  gen.  Sehr,  über  die  Privatbalinen  U.S. w.  —  v.  Unruh  in 
«ler  „Gegenwart"  von  Lindau  1870  (altes  Manchesterthum).  —  v.  Varubüler,  Soll 
il.  Reich  d.  deutsch.  Eisenbahnen  erwerben?  S.  auch  die  Veriiandl.  über  die  Reieh>- 
.  i sen bahnfrage  auf  d.  Breiuec  volkswirthseh.  Consrr.  1V70  (Verh.  Berl.  1871)).  mit  dem 
Koferat  ?.  Böhmert  gegen  (Standpunct:  mehr  Privatbahnsystein),  von  mir  für  (als 
<  Tonsequenz  des  Staabbahnsystem-q;  in  der  Debatte  bes.  Nasse  gegen  (für  Staabbahn, 
aber  gegen  Reichsbahn).  Stephan  gegen  (Furcht  vor  weiteren  Uonsequenzen).  — 
Zu  dem  Beinerkenswerthesteu  für  Privat-  u.  gegen  Staatsbahnen  gehören  die  viel- 
fachen Stellen  in  Stroussberg's  ,.Dr.  Strousberg  u.  seiu  Wirken".  Berlin  1870. 

Eingeh.  Erörter.  der  Systemfratre  auch  in  neueren  „Enqueten",  bes.  der  italien. 
I  1S78— 81),  s.  darüber  Pieck  im  Arch.  f.  Eis.b.  1882  S.  91  —  134;  auch  d.  nieder- 
1  a.nd.  (Arch.  1*83  S.  571  tf.) 

Für  Oesterreich  vgl.  z.  B  Denkschr.  der  Pratrcr  Handelskammer  iSch<  bek  ) 
Kefonn  d.  Eisenbahn wes. ,  Prag  1874.  Bing.  Eisenbahuprogr.,  1875  Denkschr.  d. 
Ausschusses  d.  nieder -österr.  Handelskammer,  Wien  1976. 
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Die  Tariffragen  werden  in  d.  meisten  Schriften  mit  berührt  u.  sind  auch  f.  d. 
prineip.  Frage:  Ob  Staats-,  ob  PrivatbahuV  mit  von  Bedeutung.    S.  u.  vor  Abschn.  5 

§.269.  Einleitung.  Das  Urtheil  lautet  nach  dem  Ergebnis 
der  Erörterungen  Uber  das  gesaiumte  Verkehrswesen  im  vorigen 
Abschnitt  im  Allgemeinen  zuGunsten  derStaatsbahnen. 
denen  unseres  Erachtens  muthmasslich  die  Zukunft  gehören  wird. 

Dieses  Urtheil  ist  jetzt  noch  einer  Prüfung  bloss  nach  den 
Verhältnissen  des  Eisenbahnwesens  an  und  für  sieb 
zu  unterziehen.  Diese  Prüfung  muss,  wie  in  den  analogen  andereD 
Fällen,  immer  von  dem  doppelten  Standpuncte  des  volkswirth 
schaftlichen  Productionsinteresses  einer-  und  das  all- 
gemein- volkswirtschaftlichen ,  des  Vertheilungs-  und  des 
socialpolitischcn  Interesses  anderseits  erfolgen. 

1.  Von  dem  erstgenannten  Standpuncte  aus  ist  die  Frage 
nach  dem  Bahnsystem,  ob  Staats-,  Privat-,  oder  ob  etwa  ein  aas 
Staats-  und  Privatbahnen  „gemischtes"  System  den  Vorzug 
verdiene,  meistens  allein  betrachtet  wwden.  Dasjenige  System  ist 
hier  vorzuziehen,  welches  das  unmittelbare  Bedürfuiss  der  Coniniti 
nication  und  des  Transports,  dem  das  Eisenbahnwesen  dient,  am 
Besten  befriedigt.  Grade  in  dieser  Beziehung  muss  im  Voraus  die 
Relativität  aller  einzelnen  Argumente  für  und  wider  Staate 
und  Privatbahnen  auerkaunt  werden:  es  lässt  sich  aus  diesen 
Beweisgründen  allein  ein  allgem ei ngültiges  „Gesetz'- 
oder  „Axiom"  nicht  einmal  für  ein  bestimmtes  Land 
in  bestimmter  Zeit  gewinnen. 

Licht  und  Schatten  sind  im  Einzelnen  uianchfach  verschieden,  im  üanzen  ziemlich  glei< .1 
vertheilt.  Sicherlich  ist  e*  ein  Irrthum  zu  Deinen,  wie  von  einseitigen  Parteigängern  oft 
geschieht,  gewisso  Liebelstände  würden  mit  dem  Wechsel  des  Systems  ohne  Weiter- 
verschwinden.  Denn  dieselben  liegen  oftmals  tiefer  und  hängen  mit  dem  Umstände,  o». 
die  Bahnen  eines  Landes  Staats-  oder  Privatbahnen  sind,  oft  wenigoder  gar  nicht  zusamme  n 

Die  Relativität  der  einzelnen  Argumente  hindert  aber  nicht, 
selbst  wenn  die  Frage  zunächst  nur  von  diesem  ersten  Stand 
punete  aus  betrachtet  wird,  schon  zu  einem  festen  Ergebnis:? 
für  die  Wissenschaft  und  die  Praxis  zu  gelangen.  Dieses 
Ergebnis*  ist  nur  wieder  kein  absolutes.  Zeit  und  Ort 
sprechen  ein  entscheidendes  Wort  mit.  Für  unsere  jetzige  Zeit 
und  für  unsere  Länder,  d.  b.  in  erster  Linie  für  Deutschland, 
dann  für  das  'contincntalc ,  besonders  westliche  und  mittlere 
Europa,  endlich  im  Wesentlichen  für  die  gesammte  europäisch 
amerikanische  Staatenwelt  folgt  die  Entscheidung  für  Staats 
bahnen  aus  der  Stellung  der  Bahnen  im  Verkehrswesei 
und  wieder  aus  der  Stellung  des  Staats  zu  dem  letzteren 
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Die  Durchsicht  der  einzelnen  Beweisgründe  in  der  Controvcrse  im  Folgenden 
wird  aber  zeigen,  dass  manche  triftige  Grunde  auch  für  P rivat bahnen  anzuführen 
sind  und  manche  andere  gegen  S taats bahnen  sprechen.  Die  bi>herige  geschicht- 
liche Entwicklung  und  der  gegenwärtige  Zustand  des  Eisenbahnwesens,  wo  Staats-  und 
Privatbahnen  bunt  wechseln,  beweisen  zwar  in  der  principiellen  Frage  wenig,  weil 
notorisch  nicht  festr  Principien,  sondern  zufällige  geschichtliche  Um- 
stünde diese  Entwicklung  beherrscht  haben.  Sie  zeigen  jedoch  erfahrungsmässig, 
dass  alle  Beweisgründe  nur  einen  relativen  Werth  besitzen.  An  dem  früher 
gewonnenen  Ergebuiss  darf  man  vornehmlich  deshalb  Inhalten,  weil  die  mancherlei 
einzelnen  Gründe  für  Privat-  und  gegen  Staatsbahnen  nicht  den  Aus- 
schlag geben  und  ihnen  stets  andere  ebenso  gewichtige  gegenüber 
trcstellt  werden  können.  Auch  diese  entscheiden  nicht  allein,  obgleich  sie  mit- 
unter sehr  beachtenswerth  sind,  jedenfalls  beleuchten  nie  die  Frage  aber  noch  von 
manchen  anderen  Seiten  in  erwünschtester  Weise. 

2.  Den  Ausschlag  für  S t a a 1 8 bahnen  geben  vornehmlich 
die  Erwägungen  aus  dem  zweiten  Gesichtspuncte.  Es  lässt  sich 
nachweisen,  dass  die  Summe  der  materiellen  Interessen 
und  daher  der  ökonomischen  und  socialen  Macht,  welche  das 
Eisenbahnwesen  in  sich  vereinigt ,  zu  gross  ist,  als  dass  die 
bürgerliche  Gesellschaft  diese  Institution  den  Privatwirtschaften 
Uberlassen  kann.  Das  gilt  auch  gegenüber  dem  Sax' sehen  Plan  der 
an  Actiengesellschaftcn  übertragenen  („  delegirten ")  gemeinwirth- 
schaftlichen  Verwaltung  der  Eisenbahnen. 

Man  steht  daher  von  vorneherein  vor  dem  Dilemma:  ein  vom  Staate  beaufsich- 
tigtes und  geregeltes  Privatbahnwesen,  dem  im  Gc<ainmtinteresso  wenig  Selb- 
ständigkeit, ein  uugemein  werthvolles  Eigenthumsobject,  bei  dem  aber  dem  Eigen- 
tümer wenig  „Rechte"  mehr  bleiben  dürfen,  oder  —  ein  Staatsbahnwesen,  bei 
welchem  diese  Conflicte  zwischen  Privat-  und  Öffentlichem  Interesse  fortfallen.  Das 
Staatseisenbahn wesen  bildet  den  wichtigsten  Fall  auf  dem  Gebiete  der  materiellen 
Production,  wo  der  Staat  passend  und  erfolgreich  das  (ohnehin  nur  durch  die  Aktien- 
gesellschaft vertretene)  privafwirth>chaftliehc  System  einengen  kann.  Alle  Vor- 
theile der  grossen  „öffentlichen"  Unternehmung  kommen  bei  ihm  zur  Geltung: 
richtiger  G  r o s s  betrieb ,  durch  den  Zweck  geboten,  vom  Staate  so  gut  als  von  einem 
anderen  Unternehmer  durchzuführen ,  ohne  die  volk>wirth>chaftlichcn  und  >oeialpoli- 
tischen  Bedenken  des  privat  wirtschaftlichen  Grossbetriebs ;  Möglichkeit  einer  zeit- 
lich gleich  massige  reu  Kapitalverwendung,  statt  der  unvermeidlich  ungleich- 
mäßigen, weil  ganz  vom  Gange  der  Speculatiou  abhängigen  bei  dem  Privatbuh n»y>tein ; 
geringere  Gefahr  des  factischen  Monopols  oder  bei  einem  solchen  wenig- 
stens der  finanzielle  Nutzen  für  die  Gesammtheit;  hinlängliche  Sicherung  des 
finanziellen  lnteres.se*  für  die  Gesammtheit .  aber  dennoch  Möglichkeit,  statt  des 
reinen  Rentabilitätsstandpuncts  das  öffentliche  Interesse  bei  Anlage  und  Betrieb 
entsprechend  mit  zu  berücksichtigen;  Ausgleichung  der  „guten  und  schlechten 
Fälle"  durch  Vereinigung  der  guten  und  schlechten  Kouteu  in  einer  Hand  und 
dadurch  grössere  Fähigkeit,  mit  geringerem  Kisico  da<  Bahnnetz  auszudehnen. 
Da  nun  anderseits  das  Ergebniss  der  Untersuchung  von  dem  erstgenannten  Stand- 
punete  aus  mindestens  nicht  gegen  Staatsbahnen  ausfällt  und  da  sich  zeigen 
lässt,  dass  die  Mängel  der  Staatsbahuen  den  Privatbahnen  ähnlich  ankleben,  weil 
es  sich  in  beiden  Fällen  um  riesige,  ähnlich  zu  organisirende  Einrichtungen  handelt, 
so  darf  mit  Hecht  das  Urtheil  allgemein  bei  uns  zu  Gunsten  der  Staat s bahne  n 
lauten.  Dies  im  Einzelnen  mögliehst  objectiv  zu  begründen,  ist  die  Aufgabe  des 
Folgenden.  Für  die  Grundanschauung  in  Betr.  des  zweiten  Gesichtspuncts  beziehe  ich 
mich  hier  ein  für  allemal  auf  meine  Grundlegung,  bes.  1.  Abth.  Kap.  ."J  u.  4  u. 
'2.  Abth.,  ferner  anf  mein  Referat  über  Acti.  ugcsellschaltswesen  auf  d.  Eisen,  social- 
polit.  Congrcsse  1S73  u.  auf  meine  oben  gen.  AbhandL  Uber  Versicherungswesen  iu 
d.  Tüb.  Ztschr.  1881  u.  in  Schönberg's  Handb.  L 
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L  —  §.  270.   Die  Fragstellung. 

8.  bes.  Sa.*  II,  13t)  ff'.,  wo  die  Frage  wesentlich  iu  Form  einer  theils  bei- 
stimmenden, th.  ablehnenden  und  berichtigenden  kritischen  Erörterung  über  mein-' 
Beweisführung  in  der  2.  Aufl.  §.  244  Ö".  discutirt  wird.  Ich  kann  indessen  Sax  weni- 
Zugeständnisse  machen.    Koscher  III,  §.  £5,  86. 

In  der  Controvcrse,  ob  Staats-,  ob  Privatbahnen ,  ist  Allem 
zuvor  die  schiele  Fragstellung  zu  berichtigen.  Der  un 
deutliche  Ausdruck  „Privatbahnen"  hat  den  Anhängern  der 
letzteren  den  Anlass  gegeben ,  mit  den  üblichen  Gründen  vom 
„natürlichen"  und  erlahrungsmüssigen "  Vorzug  des  privaten  vor 
dem  staatlichen  „Gewerbe" -Betrieb  auch  in  dieser  Frage  zu  argu- 
mentiren.  Allein  diese  Gründe,  welche  ohnehin  oft  schon  zu  sehr 
verallgemeinert  zu  werden  pflegen,  passen  vollends  hier  zum 
gröbsten  Theile  gar  nicht,  weil  die  sogen  Privatbahnen  eben  nicht 
eigentliche  Privat  Unternehmungen  im  gewöhnlichen  Sinne  sind 
und  im  Eigenthum  und  in  der  Verwaltung  eines  oder  weniger 
Privaten  stehen,  sondern  grossen  kapita Iis  tischen  E  rwerbs- 
gesellschaften  ,  insbesondere  A  ctiengcsellschaften  ,  ge 
hören  und  von  diesen  verwaltet  werden.  Die  Fragstellung  ist  also 
nicht:  ob  Staats-,  ob  Privatbahnen,  sondern  ob  Staats-, 
ob  A ctien gesell  sc h  aft s bahnen. 

Durch  diese  Berichtiguiür  fallen  sogleich  viele  Argumente  gegen  Staats-  und  far 
die  sogen.  Privatbahnen  irati/.  fort.  Statt  dessen  ergeben  sich  viele  uud  sehr  bedeutend- 
A eh n lieh  k <  itc n  beider  Arten  von  Bahnen,  welche  in  der  Wirklichkeit  jeden 
Augenblick  dem  Beobachter  aufstoßen  und  fast  absichtlich  Ubersehen  werden  inussco. 
als  nothwendige  Üonse<|ueuzcn  unverkennbarer  Aehulichkeltell  des  Wirthschaftsl>etri<-I>; 
des  Staats  und  der  Aktiengesellschaften.  Aus  diesen  Aehnlichkeitcn  erklärt  e>  sich 
zum  Theil.  dass  die  üblichen  Argumente  in  der  Controversc  »bor  Staats-  und  Privat- 
bahneu  nur  relativ  richtig  sind.  Namentlich  /eigen  sich  vielfach  bei  beiden  Int-r- 
nchmuugen  die  dem  Staats-  und  dem  Actieugesellsehaftabetrieb  gemeinsam  eigen« a 
Schwäi  hen  verglichen  mit  dem  reinen  Privatgeschäft.  Endlieh  treten  auch  speci- 
fische  Schwächen  der  Privatbahin-n ,  neben  kaum  wesentlichen  Vorzügen ,  hervor, 
weil  diese  Bahnen  eben  Erwerbs-  und  noch  dazu  Actio ngescllscha ften  gehören 
Zum  Theil  hat  grade  die  K i sen bah iiactiengcscllsehaft  ihre  besonderen  Mängel  vor 
anderen  Actiengesellschaften ,  weniger  was  den  Betrieb  der  fertigen  Bahn,  als  was 
die  (jrUnduuir  des  Fntcrnehuiens  anlangt. 

Die  zahlreichen  anrioristischon  Arvrumente  iregeii  Staats-  und  fur  Priv.it bahn«-u 
weihe  somit  hinfällig  werden,  sollen  dann  zwar  oft  eine  Stutze  in  der  ErfahruDsr 
finden.  Dabei  wird  alter  übersehen,  dass  in  der  Kegel  ein  exaeter  Vergleich  d.  r 
Erfahrungstatsachen  auf  diesem  Gebiete  unmöglich  ist  Soweit  jedoch  ein  solch  r 
allenfalls  zulässig  erscheint,  ergiebt  sich,  wie  es  sieh  richtiger  Weise  schou  von  vorn- 
herein veruuithen  lässt,  dass  die  Erfahrung  ebenso  oft  Yor/.ttge  des  einen  wie  d« 
andern  Bahnsystems  hinsiehtlieh  der  Anlaire  und  der  Verwaltung  der  Bahn,  d< 
Technik  und  Oekonomik  herausstellt,  dass  al»er  immerhin  gewisse  speeifische  Ver- 
zuge des  Staatsbahnsyatcms  eine  Folge  grado  der  nur  diesem  möglichen  und  nur 
ihm  zulässigen  Netzesausdehnung  und  Verwaltungseinricbtung  sind. 

IL  Uebersicht  der  einzelnen  Beweisgründe. 
§.  271.  —  A.    Ausdehnung   des  Hahnnetzes  und 
Wahl  der  Bahnlinien. 
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1.  In  beiderlei  Beziehung  pflegen  den  Staatsbahnen 
folgende  Vorwürfe  gemacht  zu  werden: 

Vgl.  z.B.  Bergius,  Fin.,  2.  A. ,  §.  23,  S.  242  IT.,  der  mit  gewöhnlicher  Ein- 
seitigkeit den  Standpunct  der  Privatbahnen  vertritt. 

a)  Das  Bahnnetz  wird  sich  nicht  nach  den  natür- 
lichen Bedürfnissen  der  Volkswirtschaft,  wie  das- 
jenige der  Privatbahnen,  sondern  nach  der  Willkühr  der  Regierung 
oder  allenfalls  dieser  und  der  Volksvertretung  ausdehnen.  Nament- 
lich drohen,  sagt  man,  zwei  Extreme: 

«)  entweder  wird  das  Bahn  netz  ganz  übermässig 
ausgedehnt,  ohne  gehörige  Bücksicht  auf  die  verschiedene  Ver- 
kebrsentwicklung  der  einzelnen  Landestbeile,  —  eine,  wie  be- 
hauptet wird,  nothwendige  Folge  des  Staatsbabnsystems. 

Denn  der  Staat  wird  sich  den  an  ihn  von  allen  Seiten  gestellten  Anfofderungen 
nicht  entziehen,  keine  Bevorzugung  gewähren,  keine  Vernachlässigung  wagen  dürfen. 
Dann  tritt  die  Rentabilitätsfragc  zuruck,  irrossc  Staatsschulden  häufen  sieh  an  und  die 
Finanzen  werden  auf  das  Aeusserste  gefährdet,  an  Stelle  des  privatwirthschafilichen 
tritt  das  Princip  der  reinen  Staatsausgnlic  im  Staatsbahnwesen,  das  hei  den  grossen 
Anlagekosten  der  Bahnen  gar  nicht  durchführbar  ist.  Mit  dem  Hinweis  auf  Belgien, 
deutsehe  Mittelstaaten  wie  Baiern,  welche  mit  dem  ganz  oder  fast  ganz  aus- 
schliesslichen Staatshahnsystem  begonnen,  al>cr  dasselbe  doch  nicht  hätten  durchfuhren 
künnen,  wird  dies  wohl  zu  beweisen  gesucht.  Auch  in  d.  deutschen  Reic  Iis  bahn- 
frage hörte  man  wohl  dgl.  Befürchtungen,  wie  freilich  auch  umgekehrt  die  grade 
entgegengesetzten.  Aehnlich  ging  e*  in  den  Debatten  über  d.  preuss.  Eisen  bahn- 
verstaatlicbungen. 

ß)  Oder  das  Bahnnetz  wird  gerade  mit  Rücksicht  auf  diese 
Gefahr  nur  wenig  entwickelt,  ein  bestimmter,  von  vorn- 
herein am  grünen  Tisch  entworfener  Plan  wird  ausgeführt,  die 
Herstellung  jeder  Concurrenzlinie  wird  gescheut,  —  kurz,  das 
privatwirthschaftliche  Princip  macht  sich  (als  Fiscalismus)  geltend. 

Dann  sieht  sich  der  Verkehr  in  Betreff  seines  wichtigsten  modernen  Hilfsmittels 
(►«•schränkt,  die  volkswirtschaftliche  Entwicklung  stockt  und  das  Staatsbahnsystem 
verfehlt  seinen  Zweck.  (Ilinw.is  auf  Verhältnisse  in  Baiorn.  Würtemberg. 
Baden,  Hannover,  aueh  auf  preussische  Vorkommnisse,  z.B.  mit  der  Schwie- 
rigkeit der  Entstehung  von  Concurrenzlinien  der  Berl.-Schles.  Staatsbahnen.).  Günstigsten 
Falles  werden  dann  doch  Privat  bahnen  <  oncessionirt.  aber  kostbare  Zeit  ist  darüber 
verloren  gegangen  (Hinweis  auf  Belgien.  Baiern  [Ostbahnen],  Oesterreich)  und 
immer  wird  sich  die  Furcht,  die  Rente  der  Staatsbahnen  beeinträchtigt  zu  sehen,  von 
nachteiligem  Einflus»e,  auf  die  Entwicklung  der  Privatbahnen  erweisen. 

Im  Gegensatz  hierzu  wird  dann  hervorgehoben,  dass  bei  einer 
übermässigen  und  besonders  bei  einer  sehr  raschen  Ausdehnung 
des  Privatbahnnetzes  höchstens  die  Actionäre  und  Bahn- 
gläubiger  etwas  riskirten,  die  Volk  s  wir  th  schaft  immer 
gewänne  und  der  Staat  ganz  uninteressirt  urtheilen  könne, 
namentlich  jede  Vermehrung  von  Concurrenzlinien  nur  zu  be- 
günstigen habe. 
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Gewiss  liegt  dieser  aas  dem  Wesen  der  Sache  dedueirendeu 
Beweisführung  viel  Wahres  zu  Grunde:  d.  h.  was  hier  behauptet 
wird,  ist  theoretisch  recht  wohl  möglich.  Auch  lassen  sich  Be- 
lege aus  der  Wirklichkeit  wohl  für  jeden  einzelnen  Satz  auffinden. 
Aber  Ubersehen  wird,  dass  diese  an  und  für  sich  mögliche  und 
mitunter  thatsächlich  eintretende  Entwicklung  durchaus  nicht 
nothwendig  ist. 

Bei  der  Ausdehnung  des  Staatshahnsystems  können  jene  beiden  Extreme  rot- 
mieden,  der  privatwirthschaftliehc  Gesicbtspunct,  soweit  nöthig,  beachtet,  aber  gerade 
dann  auch  Mittel  zum  Ausbau  weniger  srutcr  Linien  gewonnen  werden,  wie  man  jetzt 
schon  in  Prenssen  sieht.  Ein  gutes  Staabbahnsystem  setzt  eben  wiederum  l>esonders 
eine  gute  Finanzeontrolc  der  Volksvertretung  voraus.  Beim  Privatbahnsystem  droben 
irerade  mehr  Lücken.  Der  Staat>hahnhau  wird  zwar  aus  finanziellen  Rücksichten  auch 
nicht  immer  ?anz  glei<  hmäsMir  im  Gang  bleiben,  aber  der  Privatbahn  bau  thut  das 
wegen  seiuer  grösseren  Abhängigkeit  vom  Geldmarkt  und  vom  Ganjrc  der  Borsen- 
speculation  noch  viel  weniger.  Endlich  ist  die  Kapitalvenreudung  bei  übennässitr.i 
Concurrenz  der  Privatbahnen  auch  ein  volkswirtschaftlicher  Verlost,  der  dem  Staate 
nicht  ^b'ichgultig  sein  kann,  zumal  das  Endergebnis^  solcher  Concurrenz  oft  bloss 
ein  Compromiss  der  Comurrenten  iranz  ul>cr  die  Köpfe  des  Publicums  hinweg  i*t 

b)  In  der  Wahl  der  Bahnlinien  und  in  der  Zeitfolge, 
in  der  diese  gebaut  werden,  wird  der  Staat  oft  einseitig  Special- 
interessen einer  Gegend,  eines  Orts  berücksichtigen,  die  Regierung 
selbst  politische  Parteizwecke  verfolgen,  so  dass  von  allen  anderen 
Bedenken  hiergegen  abgesehen  wieder  die  volkswirthschaftlicheu 
Interessen  nicht  maassgebend  sind.  Auch  diese  Behauptung  kann 
begründet  sein  und  lässt  sich  durch  vorgekommene  Fälle  belegen. 

Vorwurfe  namentlich  j?egen  kleinere  Staaten,  einseitige  Begünstigung  der  Resi- 
denzen u.  s.  w.,  künstliche  Leitung  des  Verkehrs  von  alten  Routen  wejr  über  diese 
Plätze.  Sicher  ist  dergleichen  vorgekommen,  z.B.  in  Baiern,  Hannover.  Aber  es 
wäre  hier  und  ist  anderswo  ebenso  gut  bei  Privatbahneu  passirt.  Erst  jetzt  kommt 
durch  nachträglichen  Ausbau  von  Bahnen  auf  alten  Hauptrouten  der  Verkehr  wieder 
in  alte  Gleise,  z.B.  in  beiden  eben  gen.  Ländt-rn.  Vielfach  wirkten  an  den  Grenzen 
auch  specielle  Landesinteressen,  in  Deutschland  particul.  Interessen  auf  die  Wahl  d»  r 
Bahnlinien,  zumeist  in  den  Mittelstaaten,  besonders  in  Suddeutschland,  Hannover. 
Braun  schweig. 

Aber  nothwendig  ist  diese  Gestaltung  der  Dinge  wieder 
nicht,  eine  gute  Volksvertretung  bietet  in  dieser  wie  in  anderen 
solchen  Fragen  genügende  Bürgschaft  und  als  Regel  lässt  sich  ein 
falsches  oder  gar  parteiisches  Vorgehen  der  Regierungen  nicht 
nachweisen. 

Meistens  sind  es  dieselben  Kouten,  welche  zuerst  und  welche  überhaupt  gebar, 
wurden,  die  auch  Gesellschaften  hergestellt  hätten:  eben  die  guten  Strecken,  oder 
—  die  nothwend  igen,  von  der  Privatindustrie  aber  vermiedenen. 

2.  Hinsichtlich  der  Ausdehnung  des  Bahnnetzes  und  der  Wald 
der  Bahnlinien  zeigen  sich  gerade  bei  Privatbahnen  folgende 
Missstände. 
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a)  Erwerbsgesellscbaften  wählen  regelmässig  die  besten, 
auch  wohl  die  am  Leichtesten  zu  bauenden  Routen  zu- 
erst aus,  namentlich  im  Beginn  einer  Bahnbauperiode  in  einem 
Lande.  Dagegen  ist  auch  nichts  einzuwenden,  weil  solche  Routen 
oft  die  volkswirtschaftlich  wichtigsten  sein  werden.  Allein  die 
Folge  diesen  Vorgebens  ist,  dass  sich  später  für  weniger 
gute  Routen  keine  Privatunternehmer  finden,  dass 
grosse  Lücken  im  Bahnnetze  bleiben  und  dem  letzteren 
Planmässigkeit  und  Einheitlichkeit  fehlt. 

Concreto  Heispiel  zum  Beleg  des  Gesagten:  In  Deutschland  gehören  z.  B. 
folgende  Privatbahnen  zu  den  ältesten  Bahnen  überhaupt,  wobei  daran  zu  denken  ist, 
da>>  man  anfangs  bei  Eisenbahnen  vornemlich  nur  auf  den  Pe  rsonen  verkehr  rechnete, 
•laher  Linien  zw isehen  irrossen  Städten,  womftglieh  nicht  sehr  weit  von  einander 
entfernten,  und  mit  bequemen,  einen  wohlfeilen  Bau  gestattenden  Terrainverhältnissen 
vorzog.    Nürnberg- Fürth  (gegründ.  1833.  eröiru.  Leipzig-Dresden  (1834  35 

gegr.,  erste  Strecke  eröir.  1S37),  Magdeburg- Leipzig  (gegr.  1836,  erste  Str.  erüffn. 
183Ü),  Berlin-Potsdam  (gegr.  Is35,  crölTn.  1  S:iS ;  Potsd.-Magdcb.  erst  1843  gegründet), 
B.rlin-Stettin  (gegr.  1835—40,  begonn.  1841 1,  Berlin-Anhalt  (für  d.  Anschluss  an 
Leipz.-Dresd.  zueistgegr.  1836— 3^),  Berlin-Hamburg  (gegr.  1840—43,  begonn.  1844), 
Berlin-Frankf.  a.  0.  (1840  41  gegr  ,  1842  eröün  ,  neue  Ges.  fur  d.  Bau  nach  Bresl. 
erst  1843 — 44\  Taunusb.  (Frankf.-Wiesb.,  1835 — 40  gegr.^,  Rheinisebc  B.  (Cöln-Aachen- 
Helg.  Grenze  gegr.  1833—1838,  theilw.  eröün.  1SH9).  Bonn-Cöln  (1836—41  gegr.), 
Cöln-Minden  dagegen  erst  1843  44  gegr.  Aehnliche  Beispiele  aus  England  (Man- 
rhester-Liverpool),  Frankreich  (Paris-St.  Germain),  Oesterreich  (Wicn-Gloggnitz, 
Wien- Brünn  u.  Wien-Galicien ,  eine  der  ältesten  grösseren  Bahnanlagen.  —  K.  Fcrd.- 
Nordh.  —  aber  unter  Rothschilds  Aegidc)  beweisen  obige  Kegel  ebenfalls.  Ein 
characterist.  Unheil  über  Eisenbahnen  noch  aus  d.  Jahr  1843  in  d.  russischen  Finanz  - 
minist.  Kankrin  Tagebüchern  (Braunsehw.  1865,  II,  31):  in  Frankfurt  a.  M.  sei 
auch  wenig  Glauben  an  die  Eisenbahnen;  Baron  Rothsrhild  meine,  die  Frequenz  der 
Personen  werde  schon  merklich  geringer  mit  dem  Verschwinden  des  Keizes  der  Neu- 
heit u.  s  w.! 

Keine  Privatunternehmer  z.  B.  für  die  Preuss.  Ostbahnen.  Stocken  des  Privat- 
bahnbaus.  sowie  mehr  Kapital  als  nach  dem  Anschlag  gebraucht  oder  in  Zeiten  ungünst. 
Geldmarkts  u.  polit.  Unruhe  (1848  tf,  1873  ff.).  Daher  öfters  nothgedningene  Geber- 
nahine  der  begonnenen  Privatbahnen  durch  den  Staat,  z.  B.  Sachs.  Bair.  B.  Leipz.- 
Hof  1845—47. 

Lücken  im  "Bahnnetz  z.  B.  lange  u.  z.  Tb.  noch  jetzt  in  Frankreich  (Mangel 
der  Querbahnen  zur  Verbindung  der  von  Paris  auslaufenden  Radialbahnen),  was  sich 
im  Kriege  1870 — 71  f.  Frankreich  naehtheilig  erwies.  Sax  L  145  meint,  daran  seien 
die  Gesellschaften  nicht  schuld  gewesen,  aber  sie  widerstrebten  bei  der  Unsicherheit 
der  Rente.  In  Deutschland  freilich  bis  1866  auch  viele  Lücken  durch  die  particul. 
Staatspolitik,  z.  B.  in  Südwestdeutschl.  lange  Vernachlässigung  der  west-östl.  Ver- 
bindungen vor  den  süd-nördlichen. 

Keine  Planmässigkeit  wenigstens  bis  jüngst  in  Deutschland,  doch  auch  mit 
aus  dem  eben  erwähnten  Grunde,  dann  lange  bes.  in  England. 

Sollen  gleich  anfangs  grosse  Bahncomplexe  von  Gesellschaften 
übernommen  werden,  bevor  man  noch  die  Rentabilitätsverhältnisse 
aus  der  Erfahrung  kennt,  so  entstehen  Schwierigkeiten,  welche  oft 
nur  durch  besondere  Begünstigungen  (Subventionen,  Zins- 
garantieen)  für  den  ganzen  Complex  oder  wenigstens  für  schlechtere 
Routen,  Nebenlinien,  Seitens  des  Staats,  also  durch  eine  finanzielle 
Belastung  überwunden  werden  können. 


Digitized  by  Google 


G72      3.  B,  Ord.  Kinn.    2.  K.  Privaterwerb.    5.  II.  A.  Eisenbahnen.  §.  271 


So  bes.  seit  d.  Eix-nbahnges  v.  14.  S*pt.  1S54  in  Oesterreich  bei  den  nec-o 
Bahnen,  meistens  5°/0  Bente  V6"/o  Amortisation  garantirt  für  ein  bestimmtes  Marim. 
Baukapital,  wogegen  allerdings,  abgesehen  von  der  vorbehaltenen  Rückzahlung  der  als 
(regelmäßig  zu  4"/0  verzinst. >  Vorschuss  geleisteten  Zinszahlungen  aus  der  Garantie, 
der  (Jrund  u.  Boden  und  dir  Bauwerke  der  Bahn  ohne  Weiteres  an  d.  Staat  heimfalb  n. 
meist  nach  90  Jahren.  Statt  d.  Garantie  in  Oesterreich  neuerdings  auch  Steuer- 
befreiungen (Ges.  r.  20.  Mai  1809).  Ganz  ahnliche  Bestimmungen  und  Garantien 
l^incist  in  ders.  Höh«  )  bei  d<n  meisten  russ.,  z.  Th.  bei  italien.  Bahnen. 

Sind  die  rentabelsten  Linien  von  Gesellschaften  bereits  gebaut, 
ohne  dass  deu  letzteren  noch  Verpflichtungen  für  den  Bau  minder 
guter  Linien  obliegen,  so  bleiben  solche  Linien  ungebaut  oder  die 
alten  Gesellschalten  oder  neue  dafür  besonders  zu  gründende  über- 
nehmen sie  nur  gegen  eine  finanzielle  Beihtllfe  oder  Zinsgarantie 
des  Staats,  oder  der  Staat  nuiss  selbst  noch  die  Strecken  als 
Staatsbahnen  bauen.  Dann  wird  natürlich  leicht  das  Finanzinter 
esse  des  Staats  sehr  verletzt,  wahrend  die  alten  Gesellschaften  vor 
trefflich  gedeihen. 

Als  Beispiel  für  Ersteres  s.  d.  characterist.  Entwicklung  in  Frankreich,  wo 
die  älteren,  meistens  durch  Fusion  zu  grossen  geograph.  Eiscnbahngruppeu  verbundenen 
einzelnen  Privatbahngrsollsehafttn  16  an  der  Zahl),  welche  meistens  gut  rentirten ,  zu 
ihrem  alteu  Netz  in  ihrem  Bezirk  ein  nou*  s  Netz  von  Nebenlinieu  auszubauen  über- 
nahmen, gegen  4  05"  „  Zinsgarantie  und  Verlängerung  der  Concession  von  40  ai.f 
99  Jahr;  so  18.*»'.*  u.  von  Neuem  1S02.  Nach  einer  Convention  von  1SÜS  sollte  eiu- 
neue  starke  Ausdehnung  (etwa  Verdopplung)  der  Eisenbahnen  erfolgen,  mit  einem 
angcschlag.  Aufwand  von  l0*/4  Milliarde  Fr.,  wovon  der  Staat  über  H  Milliarden  an 
Subventionen  zu  übernehmen  hat.  Von  den  bis  E.  1^08  fert.  u.  concess.  Linien  ge- 
hörten über  */jo  den  6  grossen  Gesellschaften.  —  Aehnlich  in  Preussen  z.  B.  Zin>- 
jrarantie  an  die  Berlin -Stett.  Ges.  fur  die  vor-  u.  hinterpomm.  ^incl.  Cöslin- l>an?u: 
Bahn-n  u.  mehrfach. 

Als  Beispiel  für  nothgedrungenes  Fintreten  des  Staats:  in  Preussen  Bau  de; 
Ostbahn  !  Berlin-Küstrin.  früher  Frankfurt  a.  d.  0.  —  Küstrin  —  Danzig  —  Königs- 
berg —  russ.  Grenze;  Erweiterung  dieses  Bahnnetzes  seit  1867—68  durch  Neben- 
linien in  Westpreussen  und  Ostpreussen.  Linie  Schneidemühl  —  Dirschau  —  Thorn  — 
Insterburg);  l  eberuahmo  der  Niederschles.-Märk.  B.  (Berlin  -  Breslau)  auf  d« 
Staat  1S52. 

Die  Entwicklung  in  Preussen  gewährt  ein  typisches  Beispiel  in  Betreff  d<: 
Bahnen  im  mittleren  Theil  des  Staats  (um  Berlin).  Die  Staatsbahnen  (Ost-,  Nieder- 
schles.-Märk ,  W'i'Stphäl .  Saarbr.,  Berl.  Bahnh.  \  erhd.bahn  in  d.  alten  Provinzen)  ver- 
zinsen seit  Jahren  ihr  Kapital  auch  ausreichend  (von  d.  vorübergehenden  ungünstiges 
Zeit  Milte  der  70er  Jahre  abgesehen)  u.  geben  Ueberschüsse.  Aber  nameutl.  die  0>t- 
bahn  hat  Jahre  lang  sehlecht  rentirt.  1852—57  z.  B.  1— 30/o.  Die  in  Berlin  münden- 
den Privathahnon  gaben  dagegen  auf  die  Stammactien  Jahre  lang  sehr  bedeutende 
Dividenden,  die  erst  in  der  Zeit  v.  1874  ff.  bei  einigen  davon,  besondere  Berl.-Magdcb . 
Berl.  Anhalt  wegen  starker  Vermehrung  des  Aetienkapitals,  Erweiterungsbauten  zeit- 
weise sich  reducirten. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Finanzen  kann  der  Staat  mit  dem 
völligen  Ausbau  des  Bahnnetzes  in  solchem  Falle,  wo  ihm  vor 
nehmlich  nur  die  schlechteren  Linien  bleiben,  auch  nur  langsam 
vorgehen  und  muss  vielleicht  ganz  darauf  verzichten.  Den  Be 
dUrfnissen  der  Volkswirtschaft  wird  ein  solches  Privatbahnwesen 
auch  nicht  besonders  entsprechen.    Denn  es  entwickelt  sieh  nach 
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zufälligen  Umständen,  oft  nach  den  Tagesinteressen  der  Börsen- 
speculation,  und  in  den  ärmeren  und  schwächer  bevölkerten 
Gegenden  bleibt  es  vollends  zurück,  so  dass  diese  abermals  zurück- 
kommen. 

Dil-  nordüstl.  Provinzen  Preussens .  Pommern.  West-  u.  Otpreusscn ,  Posen 
sind  ein  Beispiel  Es  is:  nicht  ungerechtfertigt,  das>  sie  weniger  Bahnen  und  diese 
>pät«;r  bekommen  haben,  als  d.  entwickelteren  u.  bevölkerteren  Mittel-  u  Westprovinzen. 
Aber  der  Abstand  hätte  nicht  so  gross  zu  sein  brauchen.  Die  Ostliahn  ist  erst  seit 
1  >.">!—  53,  bez.  1857  u.  1  s«o  fertig.  Sax  meint  entgegnend  (II,  1 15  Note)  hier  habe 
ja  der  Staat  den  Mau  in  die  Hand  genommen:  Delie  itbahnen  kann  er  freilich  nicht 
in  grosserem  Maasse  bauen,  wenn  die  Ucberschussbahnen  in  anderen  Landestheilen 
ihm  nicht  auch  gehören. 

Uebernimmt  dagegen  der  Staat  das  ganze  Bahnwesen,  so 
kann  er  ein  einheitliches  und  planmässiges  Bahnsystem 
entwerfen,  die  seh  lech  tcren  Linien  mit  den  Uebersch  üssen 
der  besseren  tragen  und  das  Land  vollständiger  und  doch 
auch  gleich mässiger  mit  Bahnen  versehen. 

Selbst  wenn  das  Eisenbahnwesen  sich  aber  rascher  und  bedeutender  in  einem 
Lande  mit  dein  Privatbahn-,  statt  mit  dein  Staat&bahnsystem  entwickeln  sollte  und, 
wie  z.  Ii.  von  England.  Nordamerika,  auch  Deutschland  wohl  behauptet  wird,  sich 
wirklich  nur  Dank  der  Privatbahnen  in  kurzer  Zeit  so  grossartig  entwickelt  hatte,  so 
wäre  dies  noch  kein  unbedingter  He  weis  für  die  v  ol  ks  wirth.ichaftliche  Vor- 
zuglichkeit  des  Pivatbahnsystem>  Denn  es  wird  dabei  ohne  Weiteres  stets  ange- 
nommen, dass  in  gegebener  Zeit  und  im  gegebenen  Lande  die  Verwendung  eines 
Theils  des  Nationalkapitals  gerade  im  Hahnbau  immer  nothwendig  die  volks- 
wirtschaftlich produetivste  sei,  die  sich  denken  lässt.  Das  ist  in  dieser  All- 
gemeinheit nicht  zu  behaupten,  um  so  weniger,  da  n  icht  das  Privatkapital  der  an  der  Balm 
Ititeressirtcn,  sondern  das  Privatkapital  vieler  anderer  Personen  gewöhnlich  nur  aus 
S p  e  c  u  1  a  t  i  o n  *>  r  U  c  k  s i c  h  t  e  n  zuin  Hahnbau  herangezogen  wird.  Oftmals  wird  daher  grade 
bei  dem  Privatbahnsystem  eine  volkswirtschaftlich  nachtheilige  Richtung  der 
Verwendung  des  Nationalkapitals  erfolgen.  Es  werden  hier  die  alten  einfachen  u. 
richtigen  Sätze  der  engl.  Nationalökon.  Uber  die  unvermeidliche  Begrenzung  der  gc- 
Nimmten  nation.Production  durch  das  in  einem  Zeitpuncte  vorhandene,  im  Wescntl.  hier  eine 
feste  (irö»se  bildende  Nationalkapital  vergessen.  S.  Mi  II,  pol.  Gek.  H.  I.  Kap.  5,  §.  1. 
Auch  mus>  wieder  Nationalkapital  u.  Privatkapital  unterschieden  Verden,  s.  (irundleg. 
I.  §.  2S  '-S7.  Es  ist  eine  unrichtige  Fiction,  im  privatwirthsch.  System  die  auch  nur 
jeweilig  volksw  irthsch.  produetirste  Kapitalverwendung  grade  als  durch  die 
Speculation  erfolgend  anzunehmen. 

b)  Der  Privatbahnbau  hängt  viel  mehr  als  der  Staats 
bahnbau.  von  der  jeweiligen  Lage  des  Geldmarkts  ab 
und  kommt  im  grösseren  Umfange  vornehmlich  nur  perio- 
disch in  Speculationszciten  in  Gang,  weil  hier  die  Agio- 
tage mit  den  Actien  lebhafter  anlockt. 

So  bes.  die  englische  railway-mania  1843 — 47,  bes.  1S4G,  Tooke,  bist, 
of  prices,  V.  352,  A.  Wagner,  Beitr.  z.  L.  v.  d.  Hanken.  S.  192.  <i.  Cohn.  engl. 
Eisenbahnpolit.  I,  231,  25!».  Dem  engl.  Pari,  lagen  im  Jan.  IS  Iii  815  neu.-  Eisen- 
bahnprojecte  vor.  Act.  f.  neue  Lin.,  Erweiter,  u.  s.  w.  wurden  crtheilt  1844  57  f. 
^»5  engl.  Miles  mit  205  M.  Pf.  St.  Kap.,  1845  120  für  2700  M.  mit  50  5  M.  Pf.. 
1S4K  270  f.  453S  M.  mit  132  5  M.  Pf.,  1847  190  f.  1354  M.  mit  39  5  M.  Pf.  St.  — 
Aehnlich  in  Frankreich  1852—50,  meine  Beitr.  S.  248,  dsgl.  in  Oesterreich 
1851—50,  nach  d.  Erlass  des  Eisenbahnconcess.-ties.  v.  1854  u.  der  Bekanntmachung 

X.  Wagn»r.  Kiii»iu«i-.*>!i<*  hart  I.    X  Aull.  |  fj 
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eines  Bahnnetzes,  das  ausgeführt  werden  sollte,  v.  10.  Nor.  1854,  s.  Czörnie. 
Neugestalt.  S.  .".TO,  ebendas.  wieder  nach  1  SO*»  (hier  auch  Zusammenhang  mit  der 
Papicrgeldausgabe) ;  in  geringerem  Maasse  in  Deutschland  1  h-13 — 44  ff*.,  JS54  fT.  Au>  Ii 
muss  hier  vorausgesetzt  werden,  dass  die  Speculation  nieht  gerade  andere  Unternehmt!  türm 
sehr  bevorzugt,  wie  z.  B.  in  De utschland  in  d.  Spcculattonsper.  von  1^34 — 1S5657 
die  Hanken  u.  Cr<dits-Mobiliers,  Beru-  u.  Hüttenwerke,  1871  z.  Th. eben- 
falls Hanken  u.  s.  w.,  z.  Th.  div.  industr.  Ktabliss.  (Umwandlung  von  Privatgeschäften 
in  Aetienges.),  Her» werke  u.  dfl.;  in  Oesterreich  1800.  lSTi  If.  Hanken. 

Daher  entwickelt  sieh  das  Privatbahnnetz  nur  sprungweise, 
bald  stockt  die  Entwicklung  selbst  hinsichtlich  guter  Strecken, 
bald  werden  durch  den  Eiufluss  von  Privatinteressenten  unwich- 
tigere K outen  vor  der  Zeit  gebaut,  bald  zeigt  sich  eine 
übertriebene  Bauwut h.  Dies  entspricht  den  volkswirtschaft- 
lichen Interessen  keineswegs,  dieDeplacirungdcrKapitalien, 
die  jeder  grössere  Hahnbau  bewirkt,  schon  wegen  der  Umwandlung 
grosser  Massen  umfaulenden  in  stehendes  Kapital,  wird  noch 
störender.  Der  Staat  kann  den  Bahnbau  viel  gleichmässiger 
in  Gang  halten,  was  in  jeder  Beziehung  erwünschter  ist. 

Reginn  des  Baus  der  neuen  Linien  der  preuss.  Ostbahn  in  1867/68,  in  Bebra 
Zeit.  Sax  II,  144  (auch  Koscher  z.  Th.  ähnlich  III  §.  85,  S.  schon  oben  S.  650- 
giebt  das  Zutreffende  dieser  Beweisführung  zu,  wie  die  Dinge  oft  gelegen  hatten,  meint 
aber,  diese  Mängel  wären  bei  einem  richtigen  Concess.systcin  abzustellen  u.  such; 
das  durch  das  m.  E.  nur  für  meine  Ansicht  sprechende  Beispiel  Frankreichs  zu  be- 
gründen. Die  Abhängigkeit  der  Concessioncn  vom  Stande  des  (ieldmarkts  u.  d«r 
Speculation  wird  dabei  aber  Ubersehen.  Diese  ist  so  gross  u.  die  Schwierigkeit,  zu- 
künftige Bedarfnisse  im  Voraus  zu  ermitteln,  so  bedeutend,  dass  mir  eben  dies  Frobl«;tii 
eines  „weisen  Concess. Verfahrens"  unlösbar  erscheint. 

c)  Bei  dem  Mangel  eines  einheitlichen  Hahnsystems  und  bei 
der  mehr  ruckweisen  Entwicklung  des  Bahnbaus  entsteht  im 
Privatbahnwescn  regelmässig  leicht  eine  grosse  Anzahl  selbst- 
ständiger  Bahn  Unternehmungen.  Dadurch  wird  die 
Verwaltung  des  ganzen  Bahnnetzes  weitläufiger,  un. 
gleichmässiger,  kostspieliger,  als  bei  einheitlichem  Staats 
babnsystem.  Diese  Uebelstände  lassen  sich  zwar  durch  grosse 
Bahngesellschaften,  welche  von  vornherein  gebildet  werden 
oder  aus  der  nothgedrungenen  Zusammenlegung  einzelner  Unter 
nehmungen  (sogen.  Fusion)  hervorgehen,  zum  Theil  beseitigen 
Aber  dann  entstehen  um  so  eher  factische  Monopole  von 
Erwcrbsgesellschaften.  Beim  Staatsbahnsystem  lässt  sicli 
die  Verwaltung  zweckmässiger  einrichten,  indem  das  ganze  Netz 
in  passende  geographische  Landesbezirke  eingetheilt  wird  (Preussen). 
Beim  Staate  hat  ferner  auch  ein  factisches  Monopol  viel 
weniger  Bedenken,  weil  für  ihn  der  rein  gewerbliche 
Standpunct  nicht  geboten  ist  oder  schlimmsten  Falles  der  Mo- 
nopolgewinn   der  Gcsammthcit  zu    Gute  kommt  und 
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gerade  wieder  Mittel  zum  weiteren  Ausbau  des  Netzes 
bietet. 

Beispiele :  ImVerein  deutscher  Eisenbahm  envaltungen(incl.  Oestcrr.  Ungarn*  l>ofanden 
Meli  1S71  78  selbständ.  Verwaltuniren.  die  Staatsbahnverwaltungen  inbegriffen,  von 
»ienen  die  preass.  nirht  zu  einer  einzigen  eentralisirt  waren.  Davon  kamen  auf 
Deutschland  49  mit  2.V»ti  Meilen,  also  auf  1  Verw.  52  M.,  auf  Üesterr.  Ungarn  24 
mit  130*1  M..  auf  1  54  M..  auf  Ausland  5  mit  293  M.  Die  Privathahnverwaltungen 
hatten  durchschnittlich  noch  kürzere  Strecken  zu  verwalten,  nemlich  30  Verwaltungen 
1038  Meilen,  also  auf  1  35  Meilen.  Im  J.  1S74  gehörten  dem  Verein  101  Ver- 
waltungen an,  ncml.  15  Staatsbahnverw.  (wovon  8  preuss.)  mit  10,702  Kil.  Eigen- 
tums- u.  1  1.080  Kilom.  Betriebslänge,  also  auf  1  Verw.  durchschnittl.  re>p.  713  u. 
738  Kil.,  4  Staatsvcrwalt.  v.  Privatbahnen  mit  bez.  2,705  U.  2,720  Kil.,  d.  i.  auf 
1  Verw.  liTti  u.  OSO  Kil.;  30  Privatbahnverwaltungen  mit  10.849  u.  11,060  Kil.  oder 
auf  1  Verw.  301  n.  307  KU.  Aus>erdcin  8S  Osten-.  Verw.  mit  16,186.  bez.  16,208  Kil., 
i).  i.  auf  1  426  u.  427  KU.,  u.  8  ausländische  mit  3130  u.  328u  Kil.  Jetit  zerfallen 
flie  prous*.  Staatsbahnen  in  9  grosse  geosrraph.  Bezirke  unter  eigenen  Directionen.  im 
Durchschn.  mit  176b  Kilometer  (Min.  1149,  Max.  2925)  für  ein  Netz  v.  15,910  Kil. 

Die  Conscquenzcn  des  Ftisionirungsprincips  zeigt  Frankreich,  wo  1  der  6 
grossen  Compagnieen  schon  1S70  im  D.  fast  400  Meilen  verwaltete.  Ehen  hier  denn 
iuch  factische  Monopole  sehrolfster  Art  u.  anders,  starke  Staatsabhängigkeit  in  I  olge 
Jessen  nothwendig.  Ueber  d.  engl.  Fusionen  s.  Cohn,  engl.  Eisenbahnpolit.  I,  K.  5, 
Je  I  ran <| u e vi lle  a.  a.  0.,  mit  d.  Karte,  welche  zeigt,  wie  die  grossen  Gesellschaften 
dt*  Land  geographisch  in  ..Eiscobahnprovinzen"  unter  sich  vcrtheilten.  nicht  {ranz  so. 
aber  ähnlich  wie  in  Frankreich.  —  Koscher  III  §.  85  meint,  die  Neigung  der  Actien- 
bahnen  zu  Fusionen  könne  durch  Staatsaufsicht  beliebig  beschränkt  werden;  allerdings, 
dann  bleibt  aber  auch  die  Zersplitterung  der  Verwaltung,  die  man  aus  ökonomisch - 
techn.  Gründen  durch  Fusionen  beseitigen  will. 

§.  272.  —  B.  Kapitalbeschaffung.  Diese  hat  äusser- 
lich  bei  Staats-  und  Privatbahnen  grosse  Aehnlichkeit.  Denn  bei 
dem  grossen  Aufwand  für  Eisenbahnen  kann  auch  der  Staat  das 
Kapital  fast  nur  durch  Schuldenaufnahme  beschaffen,  wie  die 
Gesellschaft,  welche  meistens  sogen.  Prioritätsobligationen  neben 
den  Actien  ausgiebt.  Beide  fordern  das  Privatpublikum  zum 
Zeichnen  auf  und  wenden  sich  sonst  an  die  Banquiers  und  die 
Börse.  Die  Actienemission  bewirkt  jedoch ,  dass  die  Kapital- 
beschaffung einer  Privatbahn  manche  bemerkenswerthe  und  nicht 
günstige  Unterschiede  von  derjenigen  der  Staatsbahn  zeigt  und 
auch  in  der  Schuldaufnahme  treten  gewisse  Verschiedenheiten 
hervor : 

1.  Wegen^der  A c t i e n ausgäbe  wird  eine  Privatbahn  viel 
abhängiger  von  der  jeweiligen  Lage  des  Geldmarkts 
als  eine  Staatsbahn,  woraus  sich  der  vorerwähnte  Nachtheil 
ergiebt.  f 

Die  Actienausgabe  für  «ranz  neue  Unternehmungen  irelingt  oft  nur  in  Specu- 
lationszeiten .  wenn  nicht  eine  ungewöhnlich  gute  Linie  in  Aussicht  steht,  was  natür- 
lich mit  dem  weiteren  Ausbau  des  Hahnnetzes  immer  seltener  wird.  Die  neuerlieh 
auch  in  D-  utschland.  z.  B.  bei  den  Strou ssberg'schen  Bahnunternehmungen  (Berlin- 
Görlitz,  Hallc-Sorau-Guben  u.  a.  in.)  erörterte  Frage  über  die  ZnläsMgkcit  der  Aus- 
gabe von  Actien  unter  Pari,  mit  oder  ohne  Verzinsung  aus  dem  Baufonds  während 
der  Bauzeit,  weist  auf  die  Schwierigkeit  der  Actienemission   für  neue  Bahnunter- 
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nehmungeii  in  dal  Gegenwart  hin.  Jone  Trage  ist  zu  (iunsten  der  Zulässigk.  it  voa 
Unter-Pari-Actien  zu  beantworten,  zumal  wenn  keine  Verzin>ung  wahrend  ih  r  Ilauwit 
stattfindet,  d«-nn  sonst  wird  das  Aktienkapital  oftmals  nicht  zusammen  za  bringen  sein. 
Di.  se  Ansicht  v.  rtrat  ich  auch  1  sT.*t  in  Eisenach  in  der  Trage  des  Actienw.  -s<  ns. 
Auch  die  preuss.  Eisenbahnuntersuchungs- Üommisaion  gestand  die  bedingte  Not- 
wendigkeit der  Ausfalle  ron  Actien  unter  Pari  zu  u.  macht.-  Vorschläge  zur  Caun-1 
dabei,  s.  Nr.  IV,  ihrer  Vorschlag.«  u.  Bericht  S.  17,">.  Zusammenbau«-  der  I  rag- 
mit  der  der  Zulässigk'it  der  (i.neralcntr.prise.  S.  Strouss berg's  Wirken,  Kap.  4. 
Koscher  nennt  (III,  s.>  Note  S">  die  Ausgabe  v.  Actien  unter  Pari  bei  jeder  staatl. 
Zinsyarantie  eine  Prellerei:  das  g.ht  zu  reit.  Ks  kommt  auch  hier  auf  die  Hohe 
der  (iarantie  u.  auf  die  Laue  des  (ieldmarkts  an.  Sein  Verlass  auf  ein  ..gutes  Acti-u- 
g'-setz4'  (ei).  §.  >.*»  Note  16)  bricht  angesichts  der  Schwierigkeit  eiues  solchen  fie-*t/e- 
u.  der  noth wendigen  Abweichungen  f.  Ki sc n b.actien  zusammen  Die  neu« 
Actienemission  für  alte  Bahnen  hangt  vom  Üursstande  der  bisherigen  Actien  Bad 
sonst  ebenfalls  von  der  Aussieht  oder  dem  Urtheil  Uber  die  neue  Linie  und  von  einr 
spccttJativei)  Tend.nz  des  (ieldmarkts  wesentlich  mit  ab.  Die  Interessen  der  bisherigen 
Actioniire  ->ind  öfters  einer  Vermehrung  der  Actien  entgegen,  nemlich  wenn  lie  neuen 
Actien  etwa  nach  dem  Curse  (üb.  r  Pari )  verkauft  wurden  und  es  fraglieh  ist,  ob  der 
auf  neue  Bauten  verwendete  Krlös  eine  der  bisherigen  Dividende  der  alten  Actien 
entsprechende  Rente  abwerfen  wird;  mitunter,  wenn  die  neuen  Actien  a]  Pari  od.'* 
zu  einem  billigeren  als  dem  Börs.-ncurse  den  alten  Actionären  uberlassen  werden,  bei 
ein. t  hoch  stehenden  Actie  auch  sehr  dafür.  Im  ersten  l  all  unterbleibt  vielleicht 
aus  einem  solchen  (irunde  ein  volkswirtschaftlich  erwünschter  Ausbau  des  Bahnuet7e>. 
wenn  <twa  die  Ausgabe  einer  Anleihe  unstatthaft  ist,  von  der  Regierung  nicht  er- 
laubt wird  u.  s.  w.  Im  zweiten  Talle  wird  vielleicht  aus  blossen  Spcculationsgrunde« 
eine  unnütze  Linie  gebaut.  In  beiden  lallen  entscheiden  aber  nicht  oder  doch  nicht 
allein  volkswirtschaftliche  Erwägungen  über  den  Werth  einer  neuen  Bahn,  .-onden. 
blosse  Speeulationsgründo  und  (iesichtspunete  einer  Erwerbsgesell- 
schaft. Je  besser  eine  Bahn  r--ntirt  desto  günstiger  ist  natürlich  für  die  Aktionäre 
ein  relativ  kleines  Actienkapital  gegenüber  dein  (iesammtkapital  (incl.  Prioritätsschuld, 
und  umgekehrt.  Das  günstige  Verhältnis  zwischen  Actien-  u.  Prioritätskapital  kann 
für  die  Dividend«;  wichtiger  sein,  als  der  hohe  Nettoertrag  der  Bahn  per  Meile  un.l 
der  billige  Kostenpreis  der  Bahn.  Die  Emission  von  „jungen"  Actien,  welche  au  »Ii** 
Actionärc  unter  dem  Curs  abgelassen  werden,  zum  Zweck  des  weiteren  Ausbaus  d»> 
Netzes,  wozu  u.  A.  oft  die  Furcht  vor  Concurrenz  zwingt,  war  auch  bei  deutsch,  n 
Bahnen  neuerdings,  ähnlich  wie  bei  anderen  Actiengesellschaften  (Bankeu  u.  s.  w.j 
ein  beliebtes  Manoeuvre.  Dabei  wird  gew.  Massen  ein  Theil  des  bisher.  Dhideuden- 
gewinns  kapitalisirt  u.  in  dieser  Torrn  rcalisirt,  —  Operationen,  an  welche  sich  dan» 
wieder  Börsenspeculationen  aller  Art  knüpfen.  Mau  muss  solche  Massrcgeln  aber  als 
nothwendige  Tolge  des  Actienwesens  gelten  lassen.  Die  Emission  neuer 
Actien,  al  pari  zu  beziehen  von  den  alten  Actionären,  sichert  die  letztem  vor  sonst 
oft  unvermeidlichen  Verlusten  durch  das  spätere  Sinken  des  Curses  der  vermehrten 
Actien.  Eine  solche  Sicherung  ist  gerechtfertigt,  zumal  wenn  man  sich  die  Sachlage 
vergegenwärtigt,  dass  doch  keineswegs  die  ursprünglichen  Besitzer  oder  Zeichner  noch 
immer  die  heutigen  Actionäre  siud ,  soudern  viele  Personen  im  Lauf  der  Zeit  Actien 
zur  Kapitalanlage  zu  einem  viel  höheren  als  'dem  Paricurse  kauften  und  daher  eiae 
viel  kleinere  Verzinsung  ihres  Kapitals  als  die  nominelle  Dividende  bezog. -n.  In  der 
Zeit  aufsteigender  (Hausse-)  Conjunctur  liegt  bei  dem  Eisenbahnwesen  stets 
die  (iefahr  vor.  dass  rasch  auf  einmal  ein  enormer  Theil  des  National- 
kap itals  in  den  Eisen  bahnbau  hineingezogen  wird,  worauf  dann  später  die  Ver- 
minderung der  Kapitalverwendung  um  so  stärker  ist.  Dies  bewirkt  uothwendig  eine 
ungemeine  Störung  und  Verschiebung  aller  wirtschaftlichen  Verhältnisse,  mit  weiteren 
schlimmen  gocialpolitis.  hen  folgen,  wie  es  in  der  „Grundlegung"  (§.  24-1°)  näher  dar- 
gelegt wurde. 

2.  An  das  Eisenbahn  actien  wesen  sebliesst  sich  das  Agio- 
iagctreib en  besonders  leicht  an,  da  bis  zur  Vollendung  der 
Hahn,  also  immer  für  geraume  Zeit  jede  sichere  Grundlage  für 
die  Rentabilitätsberechnung;  fehlt  und  später  die  Rente  von  so 
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vielen  zufälligen  Umständen,  mehr  als  die  vieler  anderen  Aeticn- 
unternehmungen  und  als  der  Ours  der  Staatsrenten,  welche  für 
Stasatsbahnen  ausgegeben  wurden,  abhängt. 

l>ahcr  die  Ei-cnhabna<  tien  so  vielfach  mit  die  beliebtesten  Spielpapiere  der 
B-.rse,  im  h r  als  die  mit  fester  Heute  versehenen  Obligationen,  die  ein  solider  Staat 
für  Eisenbahnen  ausgab.  An  d.  Berlin.  B.ir-e  i.  B.  vor  der  Verstaatlichungsira  neben 
0:>teiT.  Staatsb.  („I  ranzosen4'  i ,  Sudb.  I.ornbarde u) .  GaltZ.  u.  a.  m.  v.  inländ.  Pap. 
nauientl.  Berg. -Mark.,  ßcrl.-tiörl..  Cöln-Mind.,  Oberschles..  K'heiii.,  Mainz-Ludwigsh. 
Ei-cnbahnacticii ,  kein  inländ.  Staatspap.  regelmässig  zu  l'rämieusehlu>?>en  u.  Difl'.- 
tiesrh.  verwandt.  Auch  der  dauernde  Besitz  von  Eiscnbahnacticn  führt  bei  dem 
wechselnden  Geschick  einer  Raiin  bald  zu  grossen  (iewinnsten.  bald  zu  ebenso  grossen 
Verlusten  an  Zins  und  folucweise  an  Kapital,  woraus  grosse,  in  beiden  Fällen  aber 
ungerechtfertigte  Veränderungen  der  l'rivatvormöiren  hervorgehen,  —  eine  rolks- 
wirths*  haftlich  und  sittlich  bedenkliche  Sac  he,  die  auch  dem  Staat  nicht  gleichgültig 
sein  kann:  „Co«  j  u  u  e  t  u  re  n"  gewinne  und  Verlust.-.  S.  tirundleguug  I.  Tti  II*. — 
Das  bedeutendste  Beisp.  des  Kentabiiitätaw  cehsels  einer  Hahn  ist  wohl  die  bekannte 
Uo*el- Gd e  r berge r  (Wilhelmsbahn),  deren  Dividend.-  von  4°  „  in  1S">0  auf  12  in 
Ih.jI  u.  ltt*/0in  1S5">  gestiegen,  dann  von  1856  an  Jahre  lang  Null  war  u.  erst  in 
den  letzten  Jahren  wieder  zum  Vorschein  kam.  Der  Curs,  Isöti  noch  227,  sank  bis 
Ende  1S5T  auf  einige  10°/o  und  war  J.  lang  ungef.  so.  Jener  Umschwung  im  J.  1  ST»*; 
war  «lie  Kolire  der  Er<"dfnuiig  der  o>t<-rr.  Concurrcn/linie  Oderberg- Krakau  ganz  auf 
Osterreich.  Gebiet,  wahrend  dieser  Verkehr  bisher  über  die  W  ilhelmsbahn  gegangeil 
war;  ferner  des  Baues  zweier  unrentabler  Zweigbahnen.  Enormer  Kurswechsel  auch 
s.-it  J*71  bei  manchen  deutschen  Bahnen.  Beil. -Magd,  b„  Magdeb.-Halberst.  u.  a.  m. 

3.  Die  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen  der  Privat- 
bahnen und  die  Schnldaul'nahme  des  Staats  zu  Eisenbahn 
zweeken  sind  ganz  gleichartige  Operationen,  auch  wenn 
die  Staatsbahnen  nicht  ausdrücklich  als  spcciellcs  Pfand  der 
Staatseisenbahnschulden  bestellt  werden.  In  beiden  Fällen  besteht 
eine  geringere  Abhängigkeit  von  der  Lage  des  Geldmarkts  als  bei 
der  Actienausgabc ,  jedoch  bei  der  Staatsbahn  zu  deren  Vortheil 
Tür  das  ganze  Haukapital,  bei  der  Privatbahn  bloss  für  den  oft 
kleineren,  mitunter  ganz  fehlenden  Theil  des  Baukapitals,  welcher 
durch  Prioritätsobligationen  gedeckt  wird.  Sonst  ist  derjenige 
von  beiden,  Staat  oder  Privatgesellschaft,  in  Betreff  der  Kapital- 
beschaffung günstiger  gestellt,  der  die  Schulden  vorteilhafter,  also 
namentlich  billiger  aufnehmen  kann.  In  dieser  Hinsicht  gilt  Folgeudes: 
a)  Die  Möglichkeit  oder  Leichtigkeit,  eine  Anleihe  zu  begeben, 
und  die  jeweilige  Höhe  des  Kealzinsfusses  der  Bahnschulden  (oder 
des  Emissionscurses  bei  einem  bestimmten  Nominalzinsfuss)  hängen 
einmal  von  der  Lage  des  Geldmarkts  ab.  Hier  wird  eine 
Gesellschaft  selten  vor  dem  Staate  im  Vortheil  sein. 

Ist  der  Geldmarkt  durch  wirthschaftliche  Verhältnisse  gestört  (Handels-  und 
Crcditkrisen ,  stark  passive  Zahlungsbilanz  i.  B.  bei  Misserntcii  u.  djrj.  in.},  so  wird 
iier  Zinsfuss  höher  sein,  für  das  l'rivatpapier  aber  eher  mehr  al>  für  das  Staat>papier 
steigen  (bez.  der  (,'urs  sink.-u)  Auch  die  Begebung  einer  Eisenbahnanleihc  wird  «lern 
Staate  in  solcher  Zeit  immer  noch  leichter  werden.  Bei  einer  Störung  des  Geldmarkts 
durch  politische  Verhältnisse,  namentlich  wenn  diese  den  eignen  Staat  betreffen  — 
also  besonders  im  Kriegsfall  —  wird  dem  Staate  die  Begebung  einer  Eisenbahnanldhe 
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momentan  vielleicht  schwerer  werden  und  nur  zu  ungünstigeren  Bedingungen  gelingen 
als  einer  Gesellschaft.  Aber  die  Erfahrung  zeigt,  dass  *ich  ('ursstand  und  Anleihc- 
bedingungen  doch  für  die  Obligationen  beider  Schuldner  in  solcher  Zeit  ziemlich 
gleichmassig  verschlechtern,  mitunter  selbst  für  die  Privatpapiere  noch  mehr,  — 
w  egen  der  ireringeren  Ausdehnung  ihres  Markts.  Der  Fall  ist  indessen  wenig  praktisch 
denn  in  Kriegszeiten  werden  nicht  leicht  für  Eisenbahnen  neue  Anleihen,  aufgeler. 
werden.  Die  besten  deutschen  Eisenbahnprior,  standeu  in  der  Zeit  niedriger  Tarse  in 
den  letzten  Jahren  vor  dem  fraazös.  Kriege,  ferner  während  desselben  u  stehen  jetz: 
wieder  bei  dem  hohen  Cursstaudc  nach  dem  Kriege  etw  as  ungünstiger  als  die  preus* 
Ii.  mittelstaatl.  Staatspap.  gleichen  Zinsfusses.  Dabei  ist  der  Curs  der  älteren  Prior 
durch  die  Tilgung  oft  noch  etwas  erhöht.  Nur  die  erste  Panique  im  Juli  IST»  ha: 
die  prcussis.  h.  Staatspapiercursc  etwas  mehr  als  die  der  Prioritäten  peworfen ,  wob-, 
aber  die  letzteren  Curse  z.  Tb.  nur  nominell  waren  und  eben  später  die  AusgleichuD- 
erfolgte. 

b)  Sonst  kommt  noch  der  regelmässige  Durchschnitts 
Credit  der  Schuldner  in  Betracht.    Ein  Staat  in  guter 
Finanzlage  erhält  für  Eisenbahnzwecke  zumal  das  Kapital  notorisch 
eher  noch  etwas  billiger  als  selbst  eine  gute  Privatbahn  auf  eine 
frühe  Priorität. 

Z.  B.  1$77  4%  preuss.  Staatspap.  05—00,  l"2°/u  cousolid.   Anleihe    10!  u. 
darüber,  beste  4«  ,ü/0  Prior.  100,  welfach  96—08. 

Ein  Staat  mit  schlechten  Finanzen,  etwa  mit  starkem 
chronischen  Deficit,  muss  allgemein  zu  viel  höheren  Zinsen  oder 
niedrigeren  Cursen  anleinen,  auch  für  Eisenbahn  und  ähnlich  pro 
duetive  Zwecke.  Aber  dies  beeinflusst  oft  auch  die  Bedingungen, 
den  Zinsfuss  und  Curs,  unter  denen  eine  Eisenbahngesellschan 
seines  Landes  Credit  findet,  so  dass  der  Unterschied  zu  Gunstec 
der  Privatbahn  wenigstens  nicht  immer  gross  ist. 

Die  zahlreichen  österr.  Eisenbahnprior,  stehen  sämmtlich  erheblich  schlechte: 
als  die  deutschen,  aber  doch  seit  Jahren  die  besseren  unter  ihnen  (Nordb..  franiov 
Staatsb.)  hober  als  die  Staatspapiere.  Dies  Verhältniss  ist  jedoch  das  Pröda«  d->r 
österr.  polit.  u.  Finanzgeschichte  der  letzten  20  Jahre.  In  den  50er  Jahren  «och,  aU- 
zur  Zeit  der  grossen  Eiseubahnära  nach  1854,  waren  die  Curse  der  Staat>pai>iere  «. 
der  Priorit.  wenig  verschieden,  z.  B.  im  Dec.  1$5H  (wo  Silber  fast  kein  Agio  halt- 
.V"(,ige  Staatspap.  $5—8«,  selbst  Xordbahnprior.  5°/0  nur  00-01,  3°'u  Staat>bah:- 
priur.  57%  Pap. 

Papiervrcldwirths«  haft,  hohe  Coupoioteuern  bedrohen  die  Sicherheit  beider  Artu 
der  Kapitalanlage,  auch  wenn  die  Papiere  auf  Mctallwahning  lauten  und  ihnen  Steuc  - 
Freiheit  versprochen  i>t.    Kegelinässi»  können  ferner  nur  gute  PrioritätsoMigatioo^ 
von  Privatbahnen  mit  Staatspapicrcn  erfolgreich  coneurriren.    Bei  einer  späten  ur- 
sicheren Priorität  und  bei  schlechten  Bahnen  verschlechtern  sich  die  Anleihebediniruiij- : 
oder  der  Staat  muss  die  Zinsen  garantiren.    Wird  diese  Zinssrarantie  muthmas^h 
praktisch,  so  wird  sich  für  das  Bahnpapier  auch  kein  besserer  Curs  als  für  das  Staat  - 
papier  ergeben.     Prioritätsobligationen  stark  verschuldeter  oder  schlechter  llahix 
werden  aber  noch  ungünstiger  als  neue  Kisenbahnschuldeo  eines  bereits  mit  >oleh.. 
>ehr  belasteten  Staats  zu  begeben  sein.    Denn  «las  ganze  Staatsbahnwesen  stellt  d«i 
eine  Finanzeinheit  dar,  die  guten  wie  die  schlechten  Abschlüge  t reden  die  eis 
St iatska>se,  so  dass  die  letzteren  leichter  zu  tragen  sind.   Bei  den  getrennten  Finanz 
der  Privatbahnen  hängt  Alles  von  den  spcciellen  Ergebnissen  der  einzelnen  Bahn  at 
Ausserdem  komuit  dann  noch  die  allgemeine  Garantie  der  Staatskasse  den  Staatsbahnc; 
zu  (Jute. 

Bei  der  Yorzüulichkeit  last  aller  deutscher  Hahnprior,  ist  in  dem  Cursstani 
der  verschied.  Emissionen  einer  Bahn  u.  selbst  der  Priorit  verschied.  Bahnen  kao- 
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ein  Unterschied  zu  bemerken,  iler  auf  verschied,  l'reditwiirdigkeit  zurückzuführen  wäre. 
Denn  der  kleine  öfters  zu  liudende  Unterschied  —  etwas  höherer  Curs  d.  Prior, 
früherer  Etniss.  und  der  Prior,  alter  Kähnen  —  erklärt  sich  ineist  aus  der  bei  diesen 
schon  weiter  geschrittenen  Tilgung  u.  aus  der  noch  nicht  vollständig  erfolgten  festen 
Classiruu;:  der  jungereu  Papiere.  Aber  bei  fremden  Bahnen  treten  die  Unter- 
schiede schon  hervor,  z.  B.  Üesterr.  Gali/..  Prior.  1.  Km.  $4— So,  2.  E.  b2, 
3.  E.  7«J— M),  4.  E.  7S— 79. 

So  wird  den  Privatbabnen  nur  selten  ein  Vorzug  vor  den  Staats- 
bahnen in  Betreff  der  Kapitalbeschaffung  einzuräumen  sein.  Nur 
bei  ausserordentlicher  Zerrüttung  der  Staatsfinanzen  kann  ein  solcher 
erheblicher  werden.  Dies  wird  dann  vielleicht  zur  Wahl  des  Privat- 
bahnwesens zwingen,  wie  es  auch  vorgekommen  ist. 

Hauptbeisp. :  Oesterreich  seit  1855,  auch  Italien.  Dennoch  in  Ungarn 
Staatsbahnbau  wieder  begonnen,  jetzt  auch  in  West-Oestcrr.  u.  Ankauf  v.  Privatbahnen 
wieder  in  Italien. 

Darin  zeigt  sich  jedoch  nur  eine  weitere  schlimme  Folge  der 
schlechten  Finanzlage  und  keinerlei  massgebender  und  zur  Nach- 
ahmung auffordernder  Vorgang  für  die  principielle  Entscheidung 
der  Frage. 

Wie  im  Grunde  wieder  Stein  die  Sache  aullässt,  Handb.  d.  Verwaltungslehre, 
S.  210:  dem  Princip  nach  solle  der  Staat  sich  selber  Beine  Bahnen  bauen  u.  >ie  selb-t 
verwalten.  Allein  er  könne  ■  >  nicht .  tli«  il>  weil  die  Bahnen  ein  zu  grosses  Kapital 
forderten,  th.-iN  weil  Ar.  den  Charact.-r  v.  Unternehiiuinuen  hätten ,  die  d<T  Staat  nie 
arul  verwalte.  Wahr  zeitweise  in  Oesterreich,  unwahr  in  vielen  anderen  Landern. 
Mehrfach  abweichend  von  meiner  Aullä»ung  Sa.v  II,  1  -1  <>  If,  149  II.  Er  ineint  u.  A. 
..dio  stos!«ivei>e  Beschallung  der  Kapitalien  zu  Bahnbauten  sei  kein  Inirlück  für  die 
(icsantmtwirthsehaff.  Da>  ist  >ie  vielfach.  Die  (iesammtwirkuuir  auf  die  Volk>wirth- 
schaft  ist  so  uachtheiliu.  Vermeiden  kann  das  der  Staat  durch  Regelung  der  Con- 
ces->ionen  aber  nicht  genügend,  weil  die  Ertheilung  der  letzteren  vom  Stand  des  Geld- 
markts abhängt.  Beim  Staabbahubau  lässt  sich  die>e  ..stoßweise  Beschallung"  ver- 
meiden .  wa>  ich  auch  gegen  Nas>e  (Abb.  Verhüt.  v.  Prod.krisen,  im  Jahrb.  d.  D. 
Reichs  1879  S.  IGT  II.)  festhalte.  S.  Grundle».  2.  A.  S.  473.  Auch  in  d.  Bemerk. 
II,  151  über  Agiotage  u.  Curswecbs>l  kann  ich  Sax  nicht  beistimmen. 

g.  27o.  —  C.  Beschaffenheit  des  Bahnbaus  und  Bau- 
kosten. Hinsichtlich  dieses  und  des  folgenden  Punctes  wird  von 
den  Gegnern  der  Staatsbahnen  noch  häufig  ein  „natürlicher*' 
und  „erfahrungsmässiger"  Vorzug  der  Privatbahn  be- 
hauptet, weil  eben  in  solchen  Dingen  „immer"  die  Privatunter- 
nehmung besser  wirtschafte.  Danach  sollen  denn  die  Privat- 
bahnen regelmässig  zweckmässiger  und  wohlfeiler  gebaut 
werden  als  die  Staatsbahnen,  weil  Staatsbeamte  weniger  practisches 
Verständniss  der  Verkehrsbedllrfnisse,  um  zweckmässig  und  weniger 
oder  gar  kein  eigenes  Interesse  hätten,  um  wohlfeil  zu  bauen. 
Mit  Staatsgeld,  „auf  Regiments  Unkosten"  werde  notorisch  immer 
verschwenderischer  umgegangen. 

Diese  Behauptungen  sind  jedoch  nicht  nur  durch  die  Erfah- 
rung in  keiner  Weise  zu  begründen:  es  lässt  sich  auch  leicht 
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nachweisen,  dass  liier  gar  kein  innerer  „natürlicher" 
Grund  einen  Vorzug  der  Actiengesellschaft  bedingt,  welcher  letzteren 
gerade  in  diesen  Puncten  die  Vorzüge  der  Privatunternebmung  reiu 
angedichtet  werden. 

Stroussberg  Dimmt  die  Gen. -Entreprisc  u.  Aehnliches  in  Schatz  bei  Pnvat- 
bahncu,  wegen  der  Schwerfälligkeit  der  Bauleitung  einer  AeticntreselUchaft.  I'ic 
Actieiigesellschaft  steht  aber  auch  der  Staatsverwaltung  hier  nicht  unbedingt  nach. 
Einzelne  Erfahrungstatsachen  lassen  sich  nur  zur  Entscheidung  einer  -ulchci. 
Krage  schwer  venverthen  und  am  Wenigsten  kann  man  aus  ihnen  eine  aUgeuiciu 
gültige  Kegel  ableiten.  Haid  ist  eine  Privat-,  bald  eine  Staatsbahn  überlegen.  Land 
und  Zeit  entscheiden  hierbei  wesentlich  mit.  Aus  dem  inneren  W  esen  beid-  r 
Verwaltungen  kann  man  aber  mindesten-*  ebensoviel,  ja  eigentlich  mehr  Grunde  für 
den  Vorzug  der  Staatsbahn  wie  der  Privatbahn  ableiten.  Der  gute,  zweckmässige 
und  wohlfeile  Bau  einer  Eisenbahn  hangt  ollenbar  von  drei  Umständen  ab:  vom  Können. 
Wollen  und  Müssen  der  den  Bau  leitenden  und  ausführenden  Personen.  In  all  n 
drei  Beziehungen  möchte  aus  inneren  Gründen  eher  noch  der  Staatsverwaltung  vor 
derjenigen  der  Actieng«sellschaft  der  Vorzug  einzuräumen  sein,  wenn  auch  nicht 
immer  unbedingt  in  praxi  und  wenn  auch  bei  der  Staatsverwaltung  mitunter  wieder 
eine  speeihsche  bun  aukratische  Schwerfälligkeit  vorkommen  kann. 

Wesentlich  beistimmend  Sax  II,  152  ff.  nur  mit  einigen  Einwendungen  geger, 
meine  Aeusseruniren  in  d.  2.  Aufl.  über  gewisse  Verwaltungsunssbräuchc.  Ganz  wider- 
legt bin  ich  dadurch  m.  E.  nicht.  In  der  Sache  selbst  glaubt«-  ich  aber  doch  di? 
eingehendere  Beweisführung  hinsichtlich  der  Momente  „Können,  Wolleu,  Müssco" 
(vor.  Aufl.  S.  571  — 57.*^  als  kaum  mehr  nothwendig  hier  jetzt  weglassen  zu  körin-  n 

Mitunter  wird  in  der  Kostenfrage  selbst  der  Versuch  gemacht, 
mit  genauen  statistischen  Vergleichen  der  relativen 
Baukosten  (p.  Meile)  für  oder  gegen  das  eine  oder  andere 
System  etwas  zu  beweisen.  Allein  es  ist  klar,  dass  zwei  ver 
schiedene  Bahnen ,  selbst  in  sehr  ahnlichen  Tcrrainverhältnissen. 
niemals  eine  derartige  irgend  genaue  Vcrgleichung  gestatten. 
Denn  die  Umstände,  welche  nachweisbar  in  erster  Linie  immer 
die  Kosten  bestimmen,  sind  stets  mehr  oder  weniger  verschieden. 
Ob  überhaupt  etwas  und  wieviel  von  dem  Kostenunterschiede 
ausserdem  auf  den  Umstand  der  Verschiedenheit  der  Verwaltung!* 
Systeme  zu  setzen  ist,  lässt  sich  schlechterdings  nicht  ermessen. 

Genau  ein  und  dieselbe,  gleich  ausgestattete  Linie  müsste  zu  derselben  Zeit  voa 
einer  Gesellschaft  und  vom  Staate  gebaut  und  dieses  Experiment  80  und  so  oft  wied. ' 
holt  sein,  um  Beobaclitungsfehler  und  zufällige  Einflüsse  zu  cliuiiniren  ,  wenn  -u 
solcher  Vergleich  nur  einigermassen  statthaft  sein  sollte. 

Jede  eingehendere  Kostenstatistik  von  Eisenbahn,  u  zeigt,  dass  der  WVrtl 
des  Grund  uud  Bodens,  die  Terrainbeschall'enheit.  wovon  der  Umfang  der  eigentliche 
Erdarbeiten  (Bewegung  von  Erdmasse)  u.  a.  in.  hauptsächlich  abhängt,  das  Vorkomme 
von  grossen  Einschnitten,  Tunneln,  grossen  Dämmen,  Viaducten,  Brüeken,  die  von  de! 
Bahnfre(jueuz  abhängige  Masse  des  Fahrmatcrials.  selbstverständlich  die  Ein-  o<\< 
Doppeldei-igkeit  der  Bahn  u.  v.  a.  m.  die  größten  Verschiedenheiten  der  Kosten  be- 
dingen. Ebenso  ist  die  Zeit  des  Bahnbaus  auch  in  derselben  Gegend  wegen  der  Ver- 
änderung der  Preise  und  Löhne  von  wesentlichem  Einflüsse.  Endlich  ist  doch  and 
schon  jetzt  der  ..Bang"  einer  Bahn  im  Transportsystem  —  ob  Haupt-,  obSe<un  l  > 
bahn  u.  s.  w.  —  von  Einfluss  auf  die  Baukosten ,  so  wenig  leider  bisher  gewölmli  i 
bei  Staats-  uud  Privatbahnen  diese  verschiedene  natürliche  Wangordnung  einer  Bai. 
für  Anlage,  Bau.  Ausstattung  cenugend  berücksichtigt  wurde  (S.  folg.  Abschnitt). 
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An«  h  aus  statistischen  Durchschnittszahlen  für  eine  grossere  Anzahl 
oder  für  alle  Privat-  und  Staatsbahuen  eines  oder  mehrerer  Länder  ist  der  etwaige 
Kinfluss  de?  Vervihangbmoinents  auf  die  Kosten  iii<  lit  zu  ennittelu.  Denn  auch  diese 
Zahlen  werden  ganz  von  obigen  Faktoren  bestimmt. 

Kine  Vcrglei«  hung  von  ungefähr  gleichzeitig  gebauten  Bahnen  in  Nachbarschaft 
und  in  ungefähr  gleichen  Terraiuverhältnisscn  zeigt,  dass  alsdann  am  Ii  die  Kosten 
sich  nicht  so  verschieden  stellen.  Aber  ob  es  Staats-  oder  Privatbahueu  sind,  i-t 
hierfür  ganz  gleichgültig. 

Die  unmittelbare  Beobachtung  und  Prüfung  kann  im  concreteu  Kalle  gewiss  oft 
theueivu.  verschwenderischen  oder  einfachen,  sparsamen  Bau  nachweisen  und  /.eigen, 
wie  dies  hier  mit  dem  Staats-  oder  Privatbahnsystem  zusammenhängt.  Daraus  mag 
mitunter  für  ein  bestimmtes  Land  eine  Folgerung  in  der  Streitfrage  hervorgehen. 
Dicht  aber  für  die  piincipielle  Entscheidung  der  Frage.  Und  sicherlieh  wird  sieh 
bei  der  nöthigen  zeitlichen  und  räumlichen  Ausdehnung  solcher  dirocte.r  Beobachtungen 
wieder  Licht  und  Schatten  bei  beiden  Systemen  gleichmässig  vertheilt  linden. 

Hier  einige  Beispiele  aus  d.  preuss.  Eisenbahnstatistik  für  1S69,  die  ans  d. 
früheren  Aufl.  nerubergenommen  worden,  da  es  zweckmässig  erscheint,  etwas  ältere 
Daten  zu  vergleichen,  statt  der  neueren,  bei  denen  die  grosse  Umgestaltung  der  volks- 
wirtschaftlichen Verhältnisse  von  Einfluss  war.  Die  Daten  aus  den  letzteu  Jahren, 
wo  durch  die  grossen  Verstaafliehuniren  Albs  verschoben  ist,  eignen  sich  zum  Ver- 
gleieh  noch  weniger.  Für  die  Systemfrage  ist  aus  Daten,  wie  den  folgenden,  wie 
gesagt  nichts  zu  entnehmen,  wohl  aber  geben  dieselben  einen  Einblick  in  die  Bau- 
kosten u.  damit  in  die  finanziell  besonders  wichtige  Seite  des  Eisenbahnwesens.  Des- 
halb habe  ich  diese  Uebersichten  auch  in  dieser  Aufl.  beibehalten.  Kosten  p.  Meile 
in  lOOuen  Thlrn.  u.  in  Proccnten  der  (iesunmtkosten,  wobei  Iiier  nur  die  Ilauptposteu 
aufgeführt  sind.  Die  amtliche  Statistik  speeificirt  noch  etwas  weiter  (zu  d.  Erdarb, 
wurden  die  Ausir.  für  Böschungen .  Einfriedigungen.  Wegeubergänge ,  zu  Bahnhöfen 
n.  Wärterh.  die  Signale,  /.um  Aufwand  für  Verwalt.  u.  Zinsen  während  der  Bauzeit 
auch  der  für  ausscrord.  Anlagen  u.  insgemein  gerechnet!.  Die  Statistik  des  Vereins 
D.  Eiscnbahuverwaltungen  enthält  ähnliche  Daten  auch  über  die  meisten  anderen  1). 
Bahnen.  Die  Daten  beider  Werke  stimmen  übrigens  nicht  immer  ganz  genau  überein. 
Die  in  dem  2.  Werke  befindliche  ltubrik  „Ausgaben  für  Vorarbeiten"  fehlt  in  d. 
preuss.  amtl.  Statistik.  /..  Tb.  befinden  sich  auch  darunter  Zinsen  während  der  Bau- 
zeit. In  Bezug  auf  Berechnung  der  letzteren  besteht  übrigens  am  h  manche  Ver- 
schiedenheit. Bei  den  Staalsbahnen  pflegen  sie  nicht  eingerechnet  zu  werden,  so  dass 
die  Zahlen  fur  diese  insofern  etwas  zu  niedrig  sind. 
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Berg.-Märk.  und  Rhein,  ß.  vorkomme;.. 

sind  xu  dem  letzten  Titel  (Ausserord.  u.  s.  w.)  gerechnet.  —  Verhältnissmassig  die 
grösste  Gleichheit  des  absol.  und  relat  Aufwands  besteht  noch  beim  Überbau 
(Schienen,  Schwellen,  Drehscheiben  u.  s.  w.),  wo  die  grössere  oder  geringere  Au:>- 
dchnung  des  zweiten  Gleises,  der  Buhuhofcchicnen  u.  s.  w.  die  meiste  Verschiedenheu 
liewirken  wird.  Der  stärkste  Unterschied  besteht  iu  den  Kosten  des  Betriebs- 
mate rials,  wi<-  selbst  ähnlich  situirte  Bahnen  wie  die  drei  grossen  westlichen  Linio 
iu  ob.  Uebersicht  (Cöln-Mind. .  Berg.-Märk.  und  Rhein.)  u.  wie  Berl.-Anh.  u.  Berl.- 
llamb.  einer-,  Berl.-Magdcb.  anderers.  zeiiren.  Für  die  Abhängigkeit  der  Kosten  \ou 
der  Privat-  oder  Staatsverwaltung  wäre  es  nicht  ohne  Interesse,  zu  sehen,  wie  die 
sog.  Generalentreprise  sieh  herausstellt.  Aber  auch  hier  ist  der  Einfluss  der  einzelner 
obigen  Factorcn  natürlich  massgebend  u.  beim  Vergleich  weiss  man  nicht,  wie  dit 
Arbeit  qualitativ  ausgefallen  ist.  Tilsit- Insterburg  mit  446,000 ,  Berlin  -  Görlitz  mit 
434,000  Thlr.  p.  Meile  in  Generaleutreprise  gebaut  erscheinen  nicht  eben  wohlfeil 
u.  manche  Klagen  verlauten  über  die  BaubcschaH'enheit  der  letzteren.  Die  Schleswig  - 
scheu  Bahnen  kamen  nach  diesem  System  auf  326,000  Thlr.,  fast  genau  diese!  1^ 
Summe,  wie  für  Altona-Kiel  (329,000  Thlr. ) ,  welche  Linie  von  der  Privatverwalroi^ 
allerdings  früher,  gebaut  wurde.  (Vgl.  über  Gcneralentrcprise  Stroussberg  a.  a,  Ü~ 
nam.  auch  über  die  Möglichk.  seiner  Gewinne  dabei,  wo  sich  allerdings  der  Vorthei 
des  für  sich  handelnden  Privatunternehmers  zeigt.  S.  209  ff.).  —  Bemerkenswenti 
ist,  dass  die  neuen  Bauten  immer  theurer  und  die  Durchschnittskosten  p.  Meile  i& 
den  grossen  Baiinnetzen  immer  höher  ausfallen.  Zum  Theil  hangt  die»  wohl  Kit 
Lohn-  und  Preissteigerungen,  auch  des  Hodens,  (so  bes.  in  neuester  Zeit),  mehr  ak- 
gewiss  noch  mit  der  starken  Vermehrung  des  Betricbsmaterials  und  mit  den  grössere 
technischen  Schwierigkeiten  der  neuen  Bahnen  zusammen.  Denn  in  der  Gegen 
werden  solche  Schwierigkeiten  gerade  wegen  der  Fortschritte  der  Technik  nicht  meir 
so  gescheut  wie  früher  u.  deshalb  schwierigere  Linien  untcmomincn.  auch  in  bergige!; 
Terrain  u.  s.  w.  Das  verwendete  Kapital  p.  Meile  ist  bei  diu  preuss.  Bahnen  f*-' 
ohne  jede  Unterbrechung  jährlich  gestiegen,  aber  noch  starker  vermehrte  sieh  reladt 
der  Guterwagenpark,  ferner  auch  die  Locomotivenzahl,  z.  B.  per  Meile 

Kapital  Locomot.  Personenwagen  Guterwagen. 

Stück  Stuck  Stück 

IM  4  206,100  P2  6  0  11  8 

1S55  413,771  1  6  3  2  247 

1863  524,433  2  0  3  0  42  2 

1M>7         519,565  23  3-5  53  5 
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Kapital  Locomot.      Personenwagen  Guterwagen. 

Stuck  Stuck  Stuck 

1SHS  540.705  11  M  4S*7 

ISO!»  552,072  M  3'8  510 

1S74  030,600  3*2  42  60*8 


Die  Zahlen  v.  1S6S  an  incl.  neue  Prorinzen*,  daher  die  Veränderung  der  Purchsehnitts- 
rössen,  aber  schon  1S09  die  alte  Kiehtung.  Iu  Kugland  sind  dagegen  die  relativen 
Haukosten  seit  25  Jahren  nur  wenig  gediegen.  Es  ist  auch  nur  ein  Zufall.  dass  z.  B. 
in  Preusscn  die  Durchschnitte  für  Staats-  und  Privatbahuen  last  gleich  sind,  wie 
1S60  p.  M.  für  jene  551,070,  l'Ur  diese  552,005  Thlr.  oder  wie  1S74  S2,s57  Thlr. 
p.  Kil.  f.  d.  Staats-,  79,289  Thlr.  f.  d.  Privatbuhnen  in  cig.  Verwalt.  1 101.1 70  Thlr. 
f.  d.  Privatb.  in  Staatsvcrwalt.i.  Innerhalb  der  Staatsbahncn  finden  sich  beim  Ver- 
gleich der  unter  eiuer  besond.  Verwaltung  stehenden  Linien  Unterschiede  wie  4  :  7 
(Ostb.  u.  Saarbrücken) ;  inneih.  der  Trivatb.  wie  1  zu  fast  5  (Rhcin-Nahob.  u.  Noisse- 
Brieger)  (jn  1S60).  Vergleicht  man  die  einzelneu  Bahnlinien  nach  diesen  Kosten- 
durchschnitten,  so  stehen  in  1800  in  Preusscn  die  westlichen  Hahnen  im  Ganzen 
oben,  die  nördlichen  u.  östlichen  unten  in  der  Reihe  der  Meilenkosten,  doch  mit 
bemerkenswerthen  Ausnahmen,  z.  H.  unter  deu  theucren  die  niederschlcs.-mark.  (Berl.- 
Bresl.,  von  einer  Privatges.  gebaut)  u.  d.  Berl.-Magdcb.  Neben  den  schwierigeren 
Terrainvcrhältnissen .  grösserem  Vorkehr,  also  Hetriebsmaterial  sind  höhere  Preise  u. 
Lohne  im  Westen  daran  wohl  Schuld.  —  Uebrigens  sind  alle  Schlüsse  aus  den  Mcilcn- 
kosten  der  einzelnen  Hahnunteruchinungcu  mit  Vorsicht  zu  ziehen,  denn  der  zufällig«; 
Umstand,  ob  eine  Hahn  z.  H.  hier  aufhört  oder  ein  paar  Meilen  weiter  ».'cht,  bewirkt 
oft,  dass  besonders  kostspielige  (z.  H.  Tunnels,  Brückeu  u.  s.  w.)  oder  billige  Strecken 
(z.  R.  in  der  Kbene)  bald  bei  dieser.*  bald  bei  jener  Hahn  eingerechnet  werden,  wo- 
durch sich,  vollends  bei  kürzeren  Habneu,  die  Durchschnitte  sehr  verändern.  Es  ist 
dies  auch  beim  Vergleich  zwischen  Staats-  und  Privatbahnen  zu  beachten,  namciitl. 
zwischen  grossen  Staatsbahnnetzen  u.  kleineren  Privatlinien.  Die  Dun  hsciinittskosten 
der  erstcren  sind  mehr  wirkliche  Mittelwcrthe,  weil  der  Einflu»  theurer  und  billiger 
Strecken,  die  meistens  beide  vorkommen,  hier  sehon  ausgeglichen  ist.  Dies  zeigt  sich 
z.  B.  in  dem  oben  erwähnten  kleineren  Kostenuntcrschied  der  einzelnen  prciiss. 
Staatabahnen  gegenüber  dem  grosseren  der  einzelnen  Privatbahnen. 

Nach  der  oben  gen.  amtl.  Eisenb.  Statist,  f.  1  SSO/M  stellen  sich  die  Kosten  I'. 
alle  deutsche  Hahnen  auf  248,550  M.  p.  Kil..  der  Staatsbahnen  auf  203.023,  der 
Priv.bahnen  unter  Staatsverwalt.  auf  2S1.503,  unter  Priv.verwalt.  auf  191,279  II., 
woraus  höchstens  das  Eine  folgt,  dass  die  alten  wohlfeilen  gut  fundirten  u.  hoch 
rentirenden  Priv.bahnen  mit  wegen  ihrer  Theuerheit  bis  dahin  noch  nicht  erworben 
werden  konnten.  Die  Quoten  der  Ilauptkostenthcile  weichen  wenig  bei  den  verschied. 
Kategorieen  ab,  (.Staatsb.  —  worunter  freilich  viele  alte  Priv.bahnen  —  u  Priv.bahnen 
in  eigener  Vcrwait.  bez.  (irunderwerb  10*55  u.  11*40,  Herstell.  d.  Bahnkörper  durch 
Erdarb.  15*10  u.  10  00.  Wegenberg.  u.  Einfriedig.  2*45  u.  213,  Durchlässe.  Brücken 
1011  u.  7*S7,  Tunnels  2*45  u.  0*98 .  Uberbau  21  05  U.  24*71,  Signale.  Hahnhöfe. 
Haltestellen,  Werkst.  14*45  u.  14*82,  Betriebsmittel  u.  And.  22  Ss  u.  22  00";). 

§.  271.  D.  Betrieb,  Betriebskosten. 
1.  Betrieb.    Relativ  ist  auch  hier  Alles. 

Häufig  wird  den  Privatbahuen  vor  den  Staatsbanken  nachgerühmt:  grossere 
Kucksicht  auf  Bedürfnisse  und  Wunsche  des  Publicum^,  coulanterer  Rotrieb,  mehr 
nach  kaufmännischer  statt  nach  bureaukratischcr  Art,  besonders  im  Güterverkehr, 
grössere  Höflichkeit,  Gefälligkeit  des  Personals  u.  s.  w.  Mitunter  hört  man  aber  auch 
den  Staatsbahnen  in  Betreu"  solcher  Puncto  den  Vorzug  geben.  Es  ist  klar,  dass  sich 
keine  allgemeinen  Unheile  dieser  Art  fällen  lassen  und  dass  sich  weder  aus  dem 
Wesen  der  Sache,  noch  aus  der  Erfahrung  ein  solcher  Vorzug  d<  r  Staats-  oder 
Privatbahnen  ergiebt.  Bezeichnend  genug  wechseln  selbst  in  kurzer  Zeit  die  Meinungen 
im  Publicum  iu  solchen  Dingen.  Die  Verhältnisse  der  Zeit  und  des  Landes  sind 
eben  entscheidend.   Aber  für  die  priucipielle  Frage  folgt  aus  solchen  Urtheilen  nichts. 

Eher  lässt  sich  schon  in  Ordnung  und  Pünctlichkeit,  Sicherheit  und  Schnelligkeit 
des  Betriebs.  Unparteilichkeit  und  Unbestechlichkeit  des  Dienstpersonals  im  Maats- 
und Privatbahnsystem  eine  charactcristische  Verschiedenheit  nachweisen,  obwohl  auch 
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hier  die  Verhältnisse  in  verschiedenen  Ländern  sieh  oft  wesoutli. h  unterscheiden. 
Die  allgemein  strengere  Ordnung  im  Staatsdienst  giebt  aber  wohl  von  vornherein  eiiK 
gewisse  Burgschaft  auch  für  die  Staatsbahuen.  \Venigstcu3  bei  uns  wird  diese  Er- 
wartung nicht  durch  die  Erfahrung  Lügen  gestraft.  Desshalb  brauchen  gewi.s.~ 
Klagen  über  einzelne  Staatsbahuen  nicht  immer  unbegründet  zu  sein.  Aber  dass  z.  R 
das  l'rtheil  über  die  verschiedenen  pr«uss.  Staatbahnen  un-leich  i>t,  zeigt,  da**  hier 
kein«-  noth  wendige  Inferiorität  des  Staatsbetriebs  gegen  den  (icsellsthafUbetricIi 
vorliegt.  Am  Bheiu  wurde  vielfach  Klage  geführt  über  die  Staatsverwalt.  der  Berg.- 
Märk,  Bahn  verglichen  mit  der  Privatverwalt.  der  Cölu-  Mindener  u.  namentlich  der 
tretl  lich  administrirten  Rheinischen  Hahn.  Aber  der  preuss.  leidige  „Assessorisniuv . 
die  «  inseitig  ]>ri  vatrecbtli«  he  Ausbildung  der  Staatsbeamten ,  lässt  >i<  h  do<  h  aa-  Ii 
abstelleil.  S.  auch  Sax  II,  15t»  mit  einer  den  Privatbahnen  etwas  gunstigeren  Ab- 
fassung. Seine  Beweisführung  hat  mich  nicht  überzeugt.  Die  Statist.  Daten  S.  159« 
beweisen  nichts  Sicheres  in  d.  Frage,  weil  zu  man«  herlei  u.  andere  IVtor.n  ein- 
wirken. Der  Auslegung  «lieser  Daten  u.  dein  Schluss  auf  S.  104,  dass  „die  Be- 
hauptungen über  die  minder  befriedigenden  Leistungen  der  Privat  -  gegenüber  deu 
Staatsbahuen  in  Preussen  dorch  die  Thatsachen  desavouirt  würden",  kann  ich  nicht 
ganz  beistimmen.  Wenn  wirklich  die  Kosten  bes.  bei  der  1.  Wagenelasse  im  Pers.- 
verkebr  bei  d.  preuss.  Bahnen,  zumal  den  Staabbahnen  grösser  als  «Ii--  Hinnahm,  sein 
sollten  (20  gegen  lö  — IG  Pfenn.  p.  Meile  U.  Pers.  V  .  so  läge  darin  nur  wieder  ein 
B-  i^piel,  ähnlich  wie  im  öllentl.  Versieh. wesen ,  dass  man  bei  Off.  Anstalten  social- 
politis.  h  günstige  Uebeitrairungen  zwischen  den  verschiedenen  Kosten  (bez.  (icfalir- 
<  "lassen  zum  Vortheil  der  unteren  Bevölkerung  machen  kann,  IVber  die  mancherlei 
Refermen  in  Preussen  seit  d.  Verstaatlichung  s.  u. 

2.  Hinsichtlich  der  Betriebskosten  hört  man  mitunter  die- 
selben Lobsprüche  wie  hinsichtlich  der  Haukosten  den  Privatbahnen 
crtheilen,  aber  ebenso  unrichtig.  Es  sind  hier  einzelne  Bahnen 
und  ganze  Bahnnetze  zu  unterscheiden. 

a)  Ein  innerer  Grund,  dass  eine  einzelne  Staatsbahn  als 
solche  theurer,  absolut  und  namentlich  relativ,  nemlich  zu  einem 
höheren  Procent  der  Betriebskosten  von  der  Bruttoein- 
nahme verwalte,  besteht  nicht. 

Nach  der  Xatur  der  Sache  muss  in  dem  gan/.en  Mec  hanismus  der  Verwaltung, 
der  Betriebsleitung  und  Betriebsfnhrung  /.wischen  beiden  Arten  Bahnen  eine  gross« 
Gleichartigkeit  bestehen,  was  auch  that>ächlich  der  Kall  ist.  Der  Staat  mag  hi-  r  öii'J 
da  etwas  schwerfälliger,  bureatikratischer  \ erwalten,  ein  paar  Beamte  mehr  haben. 
Nothwendig  und  regelmässig  ist  auch  dies  nicht.  Auch  dies  ist  nicht  wohl  aus  dem 
Vergleich  der  Statist.  Durchschnittszahlen,  sondern  nur  durch  unmittelbare  Beobachtung 
festzustellen.  Der  Be«larf  an  Beamten  und  niederen  Arlieitskräften  hängt  natürlich 
b.rsonders  von  der  (ir<>sse  des  V  erkehrs,  Anzahl  der  Stationen,  deren  Bedeutung  u.  s.  ». 
ab.  selbst  in  Betreff  der  allgemeinen  Centraiverwaltung.  In  Preussen  kamen  Ivi'» 
bei  den  Staats!..  Beamte  und  Httlfaarbeiter  bei  d.  allgem.  Verwalt.  auf  100,000  Thlr. 
Brtittoeinn.  So.  bei  den  unter  Staatsvcrw.  steh.  Privatbahnen  3"7,  hei  d.  and.  Privat- 
bahnen auch  .'J'7,  oder  p.  Meile  2  5,  3't>,  2*0.  aber  in  jeder  Gruppe  crhehl.  Verschied«  n 
heiten  bei  den  einzelnen  Bahnen.  Die  Directioncn  kosteten  bei  d  Staats!»,  p.  M.  184, 
bei  d.  sellist.  Privatb.  .VJ2  Thlr.  Interess.  Statist.  Material  für  sonst.  Vergleiche  s 
Preuss.  Eisen bahnstafistik  für  IS69,  S.  17$;  deutsche  dsgl  S.  128.  Der  etwaig 
kleine  Nachtheil  der  Staat*bahn>-n  gleicht  sich  oft  schon  dadurch  aus,  dass  die  (»ehalte 
der  höheren  Beamten  im  Staatsdienst  etwas  niedriger  sind  und  c*  bis  zu  einem  gew^ei* 
(irade  sein  können.  Die  mancherlei  kleinen  Verschiedenheiten  in  d.  Stellung  der  ein- 
zelnen Beamten  erschw.-ren  genaue  Vergleiche  von  Bahn  zu  Bahn.  Aus  den  Durel- 
h.  hnittszablen  ist  wieder  xu  venig  Sicher-  -  zu  entnehmen.  Bei  d.  obersten  Leitung 
und.  Verwaltungsrath *  werden  die  Einnahmen  der  Beamten  durch  Tantiemen  «"tfters 
wesentlich  erhöht.  z.B.  bei  manchen  österr.  Privafl»ahnen,  an«h  bei  Berl.-Anh.  B.a  m. 
Die  höhereu  Stellen  in  d.  Directioueu  d.  preuss.  Staatsb.  waren  um  I^TU  Bietst 
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mit  1200— 2000  Thlr.  dotirt,  ebenso  hei  d.  preuss.  Privatb.  unter  Staatsvcrw. ;  bei  den 
iieht.  Staats*,  waren  die  Sitze  1200  —  2500,  der  würtcmb.  Osß  (Bur.i  —  22SG, 
der  baier.  015—1714  (ohne  Generaldirektor) ,  der  bad.  (»SO  (Bur.)  —  1371  —  22*»."» 
Thlr.  Dagegen  /.  B.  Berl.-Hamb.  1500—6000,  B.-(i.*rli»z  IsuO— 4000,  Berl.-Mag.lcb. 
nOO— 4200,  B. -Stettin  500—5000,  Magdeb.-Leipz.  1000—4500,  Baier.  Ostb.  3420. 
Pfalz.  2S57  Iiis  4572  Thlr..  indessen  Thilring. ,  Leipz.-Prcsd.  doch  wieder  in  den 
31  aussen  der  Staatsbahnen.  In  den  70 t:r  Jahren  sind  meist  Erhöhungen  der  Gehalte 
•  •in getreten.  So  bezogen  die  Mitglieder  der  obersten  Verwalt.  um  1S74  bei  d.  preus». 
Staatsbahnen  000— 3S00  Thlr.,  gewöhnlich  1400  - 3100  Thlr.,  Im*]  d.  saclis.  Staatsl.. 
1000- 3500,  wurt.  1OG7  —  3000  Thlr..  bei  Berl.-Hamb.  jetzt  2500—7500.  B.-Gi.rlitz 
2100—5000,  B.-Magd.  800—0000,  B.-Anhalt  2750—8000,  B.-Stettin  [000—55041, 
Slagdeh.-Ilalherst.  2000  —  S000.  bei  Magd.  - Leipz.  bis  S500  Thlr.:  nach  deutschen 
Staats lieatntenverhiltafstan  also  z.  Th.  Ubertriebeue  Steigerungen  bei  den  Privatbahnen. 

Eine  Verschiedenheit  der  Betriebskosten  wird  sich  daher  aus 
anderen  Ursachen  erklären  müssen.  Einen  Vorzug  hat  aber  sogar 
die  Staatsbahn  öfters  vor  der  Privatbahn  voraus.  Ein  Theil  der 
Betriebskosten,  neinlich  diejenigen  der  allgemeinen  und  Centrai- 
verwaltung, stellt  sich  bei  grösserer  Länge  der  Linien  und  absolut 
höherer  Gesammteinnahme  relativ  günstiger.  Daraus  folgen  natür- 
liche Vorzüge  der  grossen  vor  den  kleinen  Bahnen  und  demgemäss 
öfters  auch  schon  der  einzelnen,  eine  längere  Strecke  verwaltenden 
Staatsbahn  vor  der  Privatbahn,  wenn  auch  der  Einfluss  dieses 
Moments  bei  der  allgemein  geringen  relativen  Höhe  der  Ausgaben 
für  die  allgemeine  Verwaltung  gegenüber  den  sonstigen  Betriebs- 
kosten nicht  sehr  ins  Gewicht  fällt. 

Die  Iiechnungen  der  einzelnen  Bahnen  sind  bes.  im  Posten  der  „allgemeinen" 
Australien  nicht  immer  genau  vergleichbar,  weil  demselben  besondere  Zahlungen,  z.  B. 
für  Bahnpacht  (Hannov.  B.  zugerechnet  werden,  auch  die  Vorbuchung  auf  die  ein- 
zelnen Hauptrubrikeii  verschieden  i-t.  Bei  kleinen  selbständig  verwalteten,  vollends  bei 
wonig  freqnenten  >olchcn  Privatbahnen  stellt  sieb  das  Procent  der  allgcm.  Ausg.  v.  d. 
( i  es  n  in  i  n  tausgahe  sehr  hoeh,  z.B.  IsOO  Tils.-lnsterb.  20°  u  (preuss.  Stat.,  ISO  Deutsche 
Stat.),  überh.  I»ei  mehreren  Privatb.  Preussens  Uber  10,  mei>t  6— 0°/u.  Dagegen  hei 
einzelnen  grossen  und  t'requ.  Privatbahnen  auch  unter  5°„,  z.B.  Cöln-Mind.  4  7, 
ebenso  B.-Stett.  B.-Ilamb.  nur  3  7,  bei  d.  alteren  preuss.  Staats I iah neu  5  — 6W/U  (wo 
aber  Inspcction  inbegriffen:  deutsche  Stat.  gielit  4  05 — 4'31  am,  nur  Ostb.  7  S  (5'05<. 
Bad.  3  28,  Baier.  17s,  Sachs.  4  00.  W'Urt.  210%.  Im  J.  1ST4  fiel  uaeh  d.  Vereinsstat. 
auf  d.  allg.  Verw.  bei  d.  deutschen  Staatsbahnen  4  S0o/u  d.  Gesammtausg.  (Baier.  nur 
TSS),  bei  d.  Privatli.  in  eigen.  Verwalt.  5  IS  (Tils.-Insterb.  17-44,  aueh  bei  anderen 
kleinen  Verwalt.  10 — 20"/©)«  Nach  d.  neuen  deutärheu  Eis.b.statist.  f.  1SS0  (mit  einigen 
Abweichungen  der  Vorbuchung  gegen  früher)  sind  die  Ausgaben  f.  allg.  Verwalt.  bei 
d.  Staatsb.  S  20.  bei  d.  eigensverwalt.  Priv.b.  10*73 .  davon  bloss  die  persönl.  Ausg. 
5'70  u.  7*42%  der  Gesammt-Betriebsausg.  oder  p.  KU.  d.  Betriebslänge  11  SO  u.  1271. 
p.  1000  Nutzkil.  ISS  u.  25S  M. 

Hiervon  abgesehen  hängt  die  Höhe  des  l'rocents  der  Be- 
triebskosten von  der  Roheinnahme  wieder  von  ganz  anderen 
Factoren  ab:  vor  Allem  die  Grösse,  Art,  Richtung  des  Verkehrs 
selbst,  das  davon  vornehmlich  bedingte  Verhältuiss  des  todteu  zum 
nützlichen  Gewicht,  die  Niveauverhältnissc  der  Bahn,  selbst  das 
Klima  der  Gegend,  endlich  die  Höhe  der  Arbeitslöhne,  der  Preise 
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des  Brennstoffs  u.  dgl.  m.  sind  hier  entscheidend.  Aus  diesem 
Kosten procent  lässt  sjch  also  für  die  Staats-  oder  Privatbabnfrage 
nichts  entnehmen. 

Auch  in  diesem  Puncto  sind  die  Berechnungen  nicht  immer  gleichartig.  di>* 
amtl.  preuss.  u.  die  Statht.  des  D.  Kisenbahnvercins  zeigen  Abweichungen  in  den 
Prorenten  der  Betriebsausg.  von  d.  Betricb>einn..  so  bei  d.  preuss.  Staatsb.  IngQnsliger 
stellt  sich  daü  Procent  besonders  bei  weniger  frequ.,  bei  neuen,  bei  kleinen  (wegen 
Höh*1  der  allgern.  Kosten  u.  geringerer  Ausnutzung  des  Materials',  bei  älteren  Bahnen, 
denen  neue,  noch  wenig  frequentc  Strecken  hinzutreten.  Nach  der  preuss.  Eisen- 
bahnstat, für  lSfi9  S.  73  war  da>  Pro.  cnt  bei  d.  Staatsb.  46  7  (Min.  Ostb.  3T\ 
Max.  Bebra- Hanau,  eben  er-dfiict,  63*2%),  (in  d.  bes.  ungünst.  Jahre  1 S74  nach  d. 
Veninsstatist.  S  95  bei  allen  deutsch.  Staatsb.  7017,  Min.  oldenb.  4V62,  wurtemb. 
57  08,  bad.  övS.'l,  baier.  «iiV'i."»,  sächs.  62  20,  nicderschles.  inärk  mit  Gcbirgsb.  67*65. 
Osth.  76'32.  Frank f -Bebra  95*20*/^,  bei  d  unter  Staatsvcrw.  steh.  Privatbahnen.  12  *i 
(Min.  Obeivchles.  Hauptbahn  35'4,  in  1874  44  5s  nach  d.  Wreinsstat.),  Max.  Khein- 
Nahc  Bahn,  schwacher  Verkehr  u.  theur.r  Transpondicnst .  6P7°'0)  (1^74  100°;). 
bei  den  M-lbstverwalt.  Privatb.  1 2*«»  1874  59  15),  (Min.  Kheinische  339,  femer 
zwischen  37  und  39  bei  Berl.-Anh.,  B-Magd.,  Cöln-Mind..  Magd.-Leipz..  Max.  die 
neuen,  schwach  frequ.  Linien  v.  Vorpommern  sl  2,  Hintorpomm.  79  4.  Tils.-In-terl«. 
<;i-3°„).  (1874  Rhein.  4611.  B.-Anh.  5167,  B.-Magd.  5938,  vorpomm.  B.  721s 
nach  d.  \  ereinsstat.)  Eine  Abnahme  des  Procent*  dieser  Bctricbsau>gaben  im  D. 
aller  preus*.  Bahnen  hat  nach  u.  nach  stattgefunden;  ls59  46*6,  1861  4P9,  1865 
40*3,  186s  45  1  ,  1869  44  0,  die  Steigerung  1868  erklärt  sich  aus  der  Einrechn.  der 
Bahnen  der  neuen  Prov.  Dagegen  ist  das  Procent  aller  Ausg.  von  der  Rohcinnabme, 
nach  vorabergeh.  Abnahme,  in  25  Jahren  dasselbe  geblieben:  1844  52,  Min.  1851 
466,  Max.  1858  59  1,  neues  Min.  1862  u.  1865  48  9.  1M>7  54  4,  1869  52*1*/«.  — 
Bei  d.  säch->.  Staatsbabnen  war  ls69  d.  Procent  sämmtl.  Ausg.  v.  d.  Bruttoeinn. 
42-71,  bad.  5105.  würt.  60J1  (viel  neue  Routen),  baier.  6308  (incl.  Paehtzahl.V). 
braunschw.  48'13.  In  d.  70er  Jahren,  bes.  1872  —  74,  ist  eine  enorme  Steigerung 
•1.  Ausgaben  u.  der  Procente  ders.  v.  d.  Einn.  eingetreten.  Die  Quote  d.  Betriebs- 
ausgabe von  d.  Bruttoeinn.  war  bei  d.  preuss.  Bahncu  1871  44  8,  1872  504,  187:: 
54  9,  IS74  57  7,  d.  Steiger,  v.  Is73  auf  1874  bes.  stark  bei  d.  Staatsb.  Später 
wieder  Verbesserungen.  Nach  d.  deutschen  Eisen b.stat.  f.  1*80  %  der  Bctricbsau-g. 
v.  d.  Kinuahmc  bei  d.  Staatsb.  5P29,  eigens  verwalt.  Priv.b.  55  00,  v.  Staate  verwalt. 
Priv.b.  51  14,  i.D.  bei  allen  5393  %. 

b)  Bei  einem  Vergleich  ganzer  Bah nn et ze  kommt  dagegen 
ein  Vorzug  des  Staatsbahnwesens  in  Betracht.  Die  einheitliche, 
selbst  centralistische  Staatsverwaltung  aller  Bahnen  eines  Landes 
ermöglicht  immerhin  eine  nicht  unwichtige  Ersparung  an  Central 
verwaltuugskosten,  an  Abrechnungsarbeit  u.  dgl.  m.  verglichen  mit 
der  Zersplitterung  der  Privatbahnen  in  zahlreiche  kleine  Verwal- 
tungen. 

Viele  unnütze  Kosten,  z.  B.  für  Vcrwaltungsräthe  in  ganzen  und  halben  Sinecun- 
posten,  lassen  sich  dabei  ersparen.  Seit  1869  sind  die  früher  getrennten  säeh*. 
Staatsbahnen  unter  eine  Centraiverwaltung  gestellt.  Fttl  Achnlichcs  in  Prcussen. 
wo  damals  S  Staatsbahnvcrw.  bestanden,  plädirte  Perrot.  Da  hier  einige  wicht.  Privat- 
bahuen  (obcrschl.  mit  d.  fusion.  Wilhelmsb. .  Berg.-Miiik.,  Rhein-Nahe-B.)  vom  Staat- 
verwaltet  wurden,  wodurch  wenigstens  2  zusammenhängende  Gruppen  bestanden,  eine 
westl.  (Saarbr.,  Rhein-Nahe,  Nass,.  Main-Wes.,  Hannov.,  Wcstf. ,  Berg.-MärkO  und 
eine  östl.  (Ost,  Niedersehrs.,  Oberschi.),  so  hätten  sich  wohl  zwei  Verwaltungen 
bilden  la>sen.  Indessen  ist  es  fraglich .  ob  hierbei  nicht  eine  zu  grosse  Centralis 
entstände.  Weber  u.  A.  nehmen  an,  dass  das  heut,  baier.  Staatsbahnnetz,  incl.  Ost- 
bahnen. 1*76  >chon  über  3000,  1881  über  4200  KU.,  das  Maximum  der  Bahnläng, 
unter  einer  Ccntralwrwalt.  darstellt.    Das  Richtige  ist  wohl,  in  einem  einheitliche!! 
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Sfaatsbahunctz  da>  eontralist.  u.  deceutralht.  Princip  zu  verbinden,  wie  es  jetzt 
niit  den  9  preuss.  Staatseisenb.dircctionen  geschehen  ist.  Den  ries.  Aufwand  f.  d. 
A  '»rechnungspers..  zur  Wagencontrole  u.  s.  w.  hei  der  Zersplitt.  d.  Vcrwalt. 
hohen  Wcizmann  u.  d.  Verf.  d.  „Tariferhöh,  od.  Reichseisenb.?-'  (S.  IS)  u.  v.  A.  in. 
hervor. 

3.  Die  Einheitlichkeit  des  Betriebs  bietet  auch 
grosse  ander  weite  Vortheile  ftirSchnelligkcit,  PUnct- 
lichkeit,  Einfachheit  des  Verkehrs.  Eine  ähnliche  Concen- 
tration  der  Bahnen  unter  einer  Privatverwaltung  ruft  dagegen 
wieder  die  grössten  Bedenken  wegen  des  factischen  Monopols 
hervor. 

Das  „Yerbandswesen"  der  Privathahnen,  wie  z.  B.  das  deutsche,  kann  die  Uebel 
der  Zersplitterung  der  Verwaltungen  nicht  genügend  Inseitigen;  Verwirrung,  Ungleich- 
wassigkeit  der  Tarife,  nachtheilige.  ( 'oneurrenzma<  herei,  Ucbertreihungcn  und  unrichtige 
Regelung  des  DiHercntialtarifsysteins  u.  s.  w.  Auch  die  Begierungscontrole  der  Privat- 
liahnen  wird  solchen  Uebelständen  nur  wenig  abhelfen  können. 

Der  Hauptpunct  der  Klag.-  früher  in  Deutschland!  Ueber  1500  Tarif.-  in  Kraft  u. 
immer  weitere  Vermehr,  und  Verwirr.,  so  dass  im  Güterverkehr  Niemand  mehr  aus 
noch  ein  weiss:  die  COMc'jucnte  Folge  des  Privat  bfthnsy&tems ,  wenn  man  nicht  in 
„Fusionen"  das  Heil  sucht,  die  in  andrer  Bezieh,  wieder  bedenklich.  Praktischer 
Ökonom,  technischer  Hauptgrund  für  das  deutsche  Reichseisenbahnprojcct.  S.  bes.  die 
it.  S.  665  g«n.  Broschüren,  natn.  „Tariferhöh,  od.  Reichsbahnen?**,  „Zehn  Jahn-  preuss. 
dtscher  Ki>enbahnpolit.*',  Wcizmann  u.  s.  w„  früher  Perrot's  Schriften. 

Man  hat  das  Heil  in  einem  Xtaats-Eisenbahnamt  zur  Oberaufsicht  u.  s  w.  suchen 
Wullen.  S.  über  die  wenig  ermuthigenden  englischen  Versuche  Cohn,  engl.  Eisen- 
'»ahnpolit.  I.  K.  4,  auch  II.  K.  1  u.  4  pass.  Im  Deutschen  Reiche  drängte  d. 
Ilandelsstand  lange  auf  ein  Keichseisenbahnamt  hin.  Im  J.  Is78  erfolgte  die  Er- 
richtung desselben  (s.  „Zehn  Jahre"  u.  s.  w.  S.  37  ff.,  Gesetz  r.  27.  Juni  1878).  Aber 
den  gehegten  Erwartungen  hat  die  neue  Behörde  in  keiner  Weise  entsprochen,  weil 
sie  zu  machtlos  ist,  ihren  Beschlüssen  Anerkennung  u.  Befolgung  zu  verschallen.  Das 
gilt  auch  heute  noch. 

Gerade  hier  sind  mit  der  Verstaatlichung  von  Priv.bahnen  in  Preussen  bereite 
manche  Reformen  möglich  geworden.  S.  u.  Sax  wird  diesem  Puncto  nicht  ganz 
gerecht. 

§.  275.  —  E.  Tarifwesen.  Der  wichtigste  Punct  in  volks- 
wirtschaftlicher Hinsicht  ist  die  Höhe  der  Tarifsätze  (bei  der 
Vergleichung  richtiger  Weise  combinirt  mit  der  Zeitdauer  des 
Transports)  und  die  Einrichtung  des  Tarifwesens.  In  der 
Frage  des  Eisenbahn  Systems  handelt  es  sich  hier  um  die 
grössere  oder  geringere  Neigung  zu  solchen  Tarifer  m  äs  si- 
gn ngen,  Tarif  reformen  und  Einrichtungen  des  gesamm- 
ten  Tarifwesens  überhaupt,  welche  nicht  schon  durch  das  eigene 
Interesse  der  Eisenbahn  angezeigt  sind.  Hier  kann  man  unmög- 
lich von  einem  natürlichen  Vorzug  der  Privatbahn,  wohl  aber 
mu8s  von  einem  solchen  der  Staatsbahn  gesprochen  werden.  Denn 
diese  ist  wenigstens  nicht  durch  ihr  ganzes  Wesen  genöthigt, 
den  rein  gewerblichen  Stand  punct  einzunehmen.  Dass  auch  sie 
dies  oft  thatsächlich  thut,  beweist  nicht  für  das  Gcgentheil.  Viel- 
mehr zeigt  dies,  dass  eine  Befürchtung  in  Bezug  auf  Staatsbahnen, 
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dieselben  würden  nemlich  durch  das  Drängen  des  Publicum» 
nach  Tarifermässigungen  leicht  um  die  nothwendige  privatwirth- 
schaftliche  Rente  gebracht,  was  die  Finanzen  übermässig  gefährde, 
mindestens  sehr  Ubertrieben,  wenn  nicht  ganz  haltlos  ist. 

Käsouncmcnt  von  Raudot.  das  Bergius  2.  A.  S.  244  bcachtensw.'rth  nennt. 
Auch  die  Gegner  d.  d.  Reichsbahnen  haben  gelegentlich  so  gesprochen.  Indessen 
selbst  <i.  Cohn,  Arch.  f.  Eis  b.wes.  1S83  S.  Iti,  erwähnt  des  Bedenkens.  Eb.  S.  91  ff. 
u I »er  d.  neuesten  engl  Erfahrungen  auf  «lern  (ieWi<  te  des  Tarifwesens.  S.  sonst  Sax 
II.  175  —  181  mit  mehrfachen  Einwänden  gegen  meine  Beweisführung.  Er  op.  rirt 
Iiier  stets  mit  seiner  regulirteii  Priv.unternehmung.  worin  schon  die  Abweisung  der 
Meinung  liegt,  dass  die  blosse  Concunvnz  genügend  zur  Abstellung  von  Uebeln  sei; 
aber  er  bat  doch  auch  nicht  /eigen  können,  dass  dies.'  „Regulirung"  praktisch  au>- 
reii  hend  eingerichtet  werden  könne. 

Eine  Privatbahn  wird  freiwillig  immer  nur  solche  Tarif- 
reduetionen  vornehmen,  bei  welchen  sie  in  Folge  des  verhältnis- 
mässig stärker  steigenden  Verkehrs  doch  eine  höhere  Rente  erzielt. 
Unter  diesen  Satz  herabzugehen,  kann  sie  nur  durch  den 
Staat,  wie  die  Einen  verlangen  und  die  Anhänger  der  „delegirten 
Verwaltung",  wie  Sax,  eben  als  selbstverständlich  beim  System 
der  „regulirteii  Privatuntcrnebmung"  voraussetzen,  oder  durch 
die  freie  Concurrenz,  wie  die  Anderen  erwarten,  gezwungen 
werden.  Beides,  auch  das  Eistere,  HUlfsniittel  von  sehr  zweifel- 
haftem Werthe. 

1.  Oft  und  mit  Recht  pflegt  den  Privatbahnen  ein  Max  i  mal  - 
tarif  für  den  Personen-  und  Güterverkehr  und  die  einzelnen 
llauptclassen  beider  gesetzt  zu  sein.    Dadurch  wird  eine  Grenze 
für  eine  mögliche  monopolistische  Ausbeutung  nach  Oben  zu  ge 
zogen,  mehr  aber  auch  nicht. 

Dies  hat  ii.  Cohn  in  s.  Werk.-  öfters  gezeigt,  vgl.  II,  S2  1F.  u.  überh.  bes.  II. 
Kap.  3  daselbst.  Die  englischen  Maxima  sind  ohnedem  moist  so  hoch,  dass  <].  Bahnen 
im  eigenen  Interesse  darunter  bleiben.  Die  Vorbehalte  mancher  Eisenbahngesetze  und 
Cunce-.sionsnrkunden,  dass  bei  einer  gewissen,  sogar  recht  hoch  gegriffenen  Maximal- 
rente .  ine  Tarifreduction  eintreten  solle,  haben  sich  dagegen  fast  immer  als  werthlos 
erwiesen.  Z.  II.  preuss.  Eisen bahnges.  v.  3.  Nov.  1888.  §.  33:  wenn  der  Reinertrag 
nach  Abzug  der  Ausgaben  u.  des  Beitrags  z.  Reservefonds  10°  0  des  in  dem  Unter- 
nehmen angelegten  Kap.  BVrschreitet ,  müssen  die  Fahrpreise  in  dem  Maasse  herab- 
gesetzt werden,  dass  dies  nicht  geschieht.  Diese  Vorschrift  kann  zur  Ausdehnung 
des  Unternehmens  nüthig.  n.  was  immerhin  eine  gute  Folge  ist,  aber  erreicht  ihren 
eigentl.  Zweck  schwerlich.  Durch  eine  richtige  Vertheilung  des  Anlagekap.  auf  Actien 
und  Prioritäten  lüsst  sich  für  die  Actio näre  eine  viel  höhere  Dividende  als 
10°  „  erlangen,  wie  so  viele  preuss.  Privatbahnen  zeigen,  ohne  dass  eine  Tarifreduction 
nach  obiger  Bestimmung  nöthig  wird.  —  Auch  im  österr.  Eisenbahnges.  v.  1851 
behält  sich  die  Staatsverwaltung  eine  billige  Herabsetzung  der  Tarife  vor.  wenn  die 
Rente  des  Anlagekapitals  15%  übersteigt.  Praktisch  sind  die  preuss.,  österr.  und 
ähnliche  gelegentlich  in  d.  engl.  Eisen hahnacts  vorkommende  Bestimmungen  niemals 
geworden.  Vgl.  Cohn  II.  552.  Selbst  solche  Tarifcrmässigunjren ,  welche  nur  zeit- 
weise die  Rente  schmälern,  scheuen  Privat  bahnen.  Sie  experimentiren  überhaupt 
nicht  gern  in  den  Einrichtungen,  in  der  Tarifpolitik,  sofern  nur  von  fern  eine  Ver- 
ringerung der  Erträge  droht.  Schwierigkeiten  bei  d.  Einfuhrung  einer  4.  Wagenclassc 
für  d.  Personenverkehr  in  Preussen  bei  manchen  Privatbahnen.  z.B.  der  Berlin* 
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Anhalter,  die  erst  sehr  spät  dazu  Überging;  ebenso  früher  hei  der  Einfahrung  von 
Nachtzügen.  Der  Einwand,  dass  hier  ehen  die  Selbstkosten  nicht  gedeckt  wurden, 
ist  nicht  durchschlagend.    (S.  o.  S.  Dagegen  kann  eine  Staatshahn  durch  die 

Gesetzgebung  einfach  zu  einer  auderen  Tarifpolitik  veranlasst  werden,  wenn  das 
Gemeinwohl  es  fordert  Experimente  und  Reformen  in  den  Tarifen  und  in  di  u 
gesammten  Fahreini  ichtungen  sind  besonders  bei  Staatsbahneu  vorgekommen :  Ein« 
filhrung  der  4.  Wagenclasse  bei  allen  älteren  preuss.  Staatsb.,  bald  nach  der  Annexion 
auch  in  Hannover.  Leider  haben  die  Staatsbahuen  der  D.  Mittelstaaten  dies  nicht 
nachgeahmt  Raden  hat  sogar  die  4.  Ol.  wieder  heseitigt  Die  Einführung  der  4.  GL 
bei  den  Privatb.  erfolgte  in  Preussen  meist  durch  Anregung  oder  Drängen  des  Staats. 
Freiwillig  ist  sie  bisher  in  and.  D.  Landen  von  keiner  Privatb.  vorgenommen  (ausser 
1»ei  d.  ehem.  mecklenb.h  In  Oesterreich  sind  es  auch  fast  nur  die  neuen  Hahnen, 
die  4.  Gl.  haben,  nicht  die  »rossen  alten  Gesellsch.  (Nord-,  Süd-,  Staats-,  Westb).  -- 
Belgische  Tarifreform  im  Personenverkehr  der  Staatsb.,  lSbö,  eine  prineip.  wicht., 
wenn  auch  verfehlte  Maassregcl.  s.  darüber  unten.  —  Tarifreductionen  im  Massen- 
verkehr,  z.B.  zur  Zeit  von  Theuerungeu  für  wicht.  Nahrungsmittel  in  Preussen 
zuerst  bei  d.  Staatsb.  (übrigens  eine  Maassrcgel  von  zweifelhaftem  Werth).  —  In  der 
mit  dem  Tarifwesen  zusammenhangenden  Frage  der  Trennung  des  Fahr-  und  Fracht- 
verkehrs oder  d.-r  Annahme  des  soir«  n.  „natürlichen"  (Wagenraum-)  Tarifsystems  haben 
sich  Staatsbahnverwaltungen  entgegenkommender  gezeigt.  Nass.  Staatsb.,  Elsass  - 
Lothr.  Rcichsb.  Bereitwilligk.  anderer  Staatshahnen ,  nicht  der  Privathahnen,  auf 
einen  bezQgl.  in  Hamburg  auf  der  Ycreinsversamml.  1S00  g<  f'asstcn  Besehluss  ein- 
zugehen, Perrot,  Eisenhahnref.  S.  41.  Vsrl.  auch  die  Ycrhandl.  d  Commiss.  d. 
D.  Handelstags  für  Eisen hahnwes.,  D.  H.  Bl.  1371,  S.  216  (Nr.  20).  Sax  (II,  17S) 
u.  A.  wenden  in  solchen  Fällen  wohl  ein,  jenes  Tarifsystem  habe  sich  zur  allgemeinen 
Anwendung  unhrauchhar  gezeigt  u.  im  Wesen  tl.  wieder  aufgegeben  werden  müssen. 
Es  sei  daher  ein  sehr  zweifelhafter  Vorzug  der  Staatsbalinen,  solchen  Tarifexperimenten 
zugänglicher  zu  sein:  mitnichten,  denn  vielfach  i>t  ehen  nur  im  Wege  des  Experi- 
ments der  richtige  Weg  zu  linden.  Ueber  die  Frage  seihst  s.  u.  Thatsächlieh  sind 
•  ndlich  die  Tarife  der  Staatsbahnen  in  den  Ländern  des  gemischten  Systems  allerdings 
nicht  imm-  r  niedriger  als  die  der  Privathahnen.  Berücksichtigt  man  aher  die  schwächere 
Rente  der  Staats-  gegenüber  deu  guten  Privatbahnen,  so  erscheinen  die  gleichhohen 
oder  seihst  <  twas  höheren  Tarif.-  vieler  der  letzteren  im  Grunde  wesentlich  höher. 

Die  Frage  ist  nicht  so  einfach  zu  entscheiden,  als  es  scheint  Es  kauu  z.B. 
eine  Bahn  niedrigere  Personen tarife  haben,  aher  sie  nöthigt  die  Leute  wegen  ihrer  nur 
1  oder  2  Gassen  führendon  Schnellzüge,  wegen  der  geringen  Zahl  und  der  unhequemen 
Zeit,  des  langsamen  Fahrens  der  Personenzüge,  die  höhere  (  'lasse  eines  theureren  Srhnell- 
zuges  zu  benutzen,  wie  nur  zu  sehr  auf  verschied,  deutschen  u.  vollends  fremden  Staats- 
und Privatbahnen  (bes.  z.B.  in  Baiern)  üblich,  auch  öfters  durch  die  Eingleisigkeit 
d'-r  Bahn  gehoten  ist.  «Cohn  theilt  aus  England  Chicanen  d.  Bahnen  in  Betr.  der 
Beförderung  der  sogen.  Parlaim  utszüg-,  wenigstens  früher,  mit.)  Bei  den  Durch- 
schnittszahlen der  Rechenschaftsberichte  über  die  Erträge  eim-r  Person  und  eines 
Centners  Güter  p.  Meile,  die  gleichwohl  zum  Vergleich  noch  die  geeignetsten,  ergieht 
sich  ferner  z.  B.  für  Bahnen  mit  ausgedehnten  Differentialtarifen ,  zu  denen  Massen- 
güter Ober  die  Bahn  gingen,  ein  niedrigerer  Satz  der  Frachten,  während  der  interne 
Verkehr  höher  belastet  ist.  Auch  beim  Personenverkehr  begann  schon  in  der  letzten 
Zeit  der  Privatverwaltung  das  DiHerentialtarifsyst.  Platz  zu  greifen ,  z.  B.  für  die  ver- 
schied. Routen  Berlin-Frankfurt,  Uber  Thüringen  und  über  Kreiensen-Cassel,  für  Berlin- 
erin dsgl..  Magdeb.  u.  Lehrter-Hannov.  Route,  Berlin-Dresden  über  die  Anhalter  und 
die  directe  Route.  Dadurch  erscheinen  öfter*  die  Tarife  kleiner  u.  mittlerer  Privat- 
bahnen.  die  zufällig  innerhalb  einer  Bahngruppe  von  Con COrrenzrontCD  liegen,  zu 
gUnstig  gerade  im  Vergleich  mit  grossen  Staatsbahngruppen.  Eine  Verschiedenheit 
der  Tarifsätze  ist  endlieh  auch  durch  ungleiche  Baukosten  und  ungleiche  Frequenz 
gerechtfertigt:  hohe  Sätze  billiger  Bahnen  mit  grossem  Verkehr  u.  hoher  Rente  sind 
dann  aber  besonders  übel.  Sie  zeigen  sieh  öfters  bei  Privatbahnen.  Zum  Vergleich 
für  unsere  Frage  inuss  man  möglichst  .ähnliche  nachbarliche  Staats-  u.  Privatbahnen 
wählen,  wie  es  in  einer  Zusammenstellung  nach  der  D.  Eisenbahnstatist,  für  1S09  in 
d.  vor.  Aufl.  S  588  geschehen  ist,  von  der  hier  nur  das  Resultat  angeführt  wird. 
Beim  Personenverkehr  ist  zu  beachten,  dass  in  Norddeutschi,  allgemein  50  Pfd.  Gepäck 
frei  befördert  wird,  in  Suddeutschland,  theoretisch  richtiger,  nicht,  woneben  die  Gepäck- 

A.  Wagner.  Finanzwisavnwhaft    I.   3.  Aufl.  44 
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tarifc  sehr  hoeh  sind.  Greese  Unterschiede  in  den  Tarifsätzen  fanden  sich  nicht. 
Bei  gleichzeitiger  Vergleichen^  der  Tarife,  Baukosten  und  Kenten  fällt  jedoch  das 
Unheil  fast  durchweg  zu  dunsten  der  Staatsbahnen  aus:  so  hei  den  preiiss.  östl.  Staats- 
banken reiflichen  mit  den  schles.  u.  in  Berlin  mündenden  Privatbahnen;  bei  den 
sächs.  Staatsb.  gegenüber  M au d  -Leipz.  u.  Leipz. -Dresd.;  ebenso  im  Ganzen  doch  auch 
hi  d.  nordwestd.  u.  in  d.  »üdwestd.  Gruppe,  wo  die  Renten  der  Staatsbahnen  der  S 
büdd.  Staaten  durch  starke  Ausdehnung  der  Netze  neuerdings  geschmälert  sind. 

2.  Die  Anhänger  des  Privatbahnsystems  verlassen  sich  dem 
allen  gegenüber  stets  auf  die  günstigen  Folgen  der  „freien 
Concurrenz",  welche  letztere  im  Staatsbahnsystem,  wo  der 
Staat  an  der  Erhaltung  einer  guten  Rente  interessirt  sei,  sich 
niemals  so  geltend  machen  könne.  Die  freie  Concurrenz  wirkt 
aber  thatsächlich  gerade  im  Eisenbahnwesen,  wie  in  so  vielen 
anderen  Fällen,  nicht  immer  so,  wie  es  eine  einseitige  Theorie 
annimmt. 

S.  d.  Arbeiten  von  ().  Michaelis,  Dorn  und  and.  Mitgliedern  d.  I).  Frei- 
handelsschule, die  Vieles  von  der  Trennung  des  Fahr-  und  Frachtverkehrs  erwarten, 
ein  wenn  Uberhaupt,  so  erst  noch  zu  lösendes  Problem.  Schulz,  d.  preuss.  Eisen- 
bahnen in  Rucks,  auf  d.  Tarif w es.  (ISTü,  ohne  Jahreszahl).  Andererseits  die  Schriften 
vou  Perrot  u.  bes.  G.  Cohn,  der  die  Zuversicht  auf  (1.  „freie  Concurrenz"  u.  die 
Möglichkeit  der  Trennung  v.  Fahr-  u.  Frachtverkehr.  „Concurrenz  auf  der  Linie"  o.  s.  w. 
nach  d.  engl.  Erfahrungen  abweist.  Sar  stimmt  letzterer  Attffftssuug  völlig  bei 
(II,  113  C,  121  ff.). 

a)  Eisenbahnen  gemessen  einmal  oft  lange  für  ihre  ganze 
Linie  und  selbst  in  einem  sehr  entwickelten  Babnnetz  beinahe 
stets  für  einen  grossen  Theil  ihrer  Linie  ein  factisches  Mono- 
pol, wodurch  sie  ganz  oder  theilweise  ausserhalb  der  Concurrenz 
anderer  Bahnen  stehen. 

Es  zeigt  sich  dies  gerade  in  dem  Differentialtarifsystem,  der  viel  ge- 
rühmten „Frucht  der  Concurrenz",  wo  die  Tarife  zwar  für  grössere  Entfernungen 
im  Durchgangsverkehr  ermässisrt  werden,  aber  für  kleinere  Entfernungen,  zumal  im 
Hinnenverkehr  der  Bahn,  hoch  bleiben.  (Michaelis  a.a.O.,  bes.  Vierteljahrsehr.  fur 
Volkswirthsch.  1SG4,  B.  1,  Schaffte,  Nationaluk.,  2.  A.  §.  2b'S.  S.  Perrot,  Eiscn- 
bahnref. ,  S.  5t>,  u.  unten.)  Denn  hier  zwingt  die  Concurrenz  nicht  zu  Er- 
mässigungen, die  sich  sonst  vielleicht  nicht  rentiren.  Das  Difrercntialtarifsystera  in 
seiner  jetzigen  Gestalt  als  blosse  Frucht  der  Concurrenz  unter  Bahnen,  welche  ver- 
schiedenen Eigentümern  gehören,  hat  aber  so  viel  Missliche«,  weil  es  sich  —  ab- 
gesehen von  Concurrenzcn  der  Wasserwege  —  durchaus  nur  nach  dem  zufälligen 
Umstände  entwickelt,  ob  mehrere  Bahnen  nicht  allzu  ungleicher  Länge  zwischen  zwei 
weiter  von  einander  entfernten  Orten  existiren  und  unter  verschiedenen  Verwaltungen 
stehen.  Bei  einem  allgemeinen  einheitliehen  Staatsbahnsystem  wurde  der  Differential- 
tarif auch  nicht  ganz  fehlen  müssen,  aber  er  würde  sich  rationell  uud  gleich  massig 
nach  einem  festen  Grundsatze  entwickeln.  Der  Tarifsatz  würde  nemlich  auch  hier 
bei  grösserer  Entfernung  relativ  kleiner  und  unter  Umständen  zwischen  zwei  von  ein- 
ander entfernteren  Puncten  selbst  absolut  kleiner  als  zwischen  zwei  einander  näheren 
sein  können,  sobald  die  Selbstkosten  der  Transportleistung  der  Bahn  sieh  im  ersteren 
Fall  niedriger  als  im  zweiten  stellten,  was  oftmals  vorkommen  kann.  Wenn  z.B.  auf 
einer  Linie,  die  von  A  über  B  nach  C  führt,  der  Verkehr  von  A  nach  C  meistens 
volle  Wagen  giebt  und  zugleich  volle  Rückfracht .  während  die  Wagen  nach  B  halb- 
leer gehen  müssen  und  keine  Rückfracht  finden,  so  wird  in  der  That  oft  der  Trans- 
port zwischen  A  und  C  relativ  und  mitunter  seihst  absolut  billiger  als  zwischen  A 
und  B  geliefert  werden  können.    So  ungefähr  ist  das  Verhältnis»  zwischen  Binnen- 
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gegenden  mit  starker  Getreide-,  Bcrgwcrksproducten-  und  Fabrikatenau>fuhr  nach  See- 
plätzen und  letzteren  mit  srrosser  Rückfracht  an  Oolonialwaaren,  Baumwolle  o.  and. 
Rohstoffen  nach  jenen  Gegenden.  Dies  ist  das  richtige  Diifcrentialtarifsysteiii  und 
auch  gegen  das  heutige  ist  nichts  einzuwenden,  soweit  es  auf  diesem  Principe 
beruht.,  wo  es  daun  sehr  wohl  auch  im  Binnenverkehr  einer  etwas  »röhren  Bahn 
anwendbar  ist. 

Der  Unterschied  zwischen  dem  Staats-  und  Privatbahnsystem 
wird  daher  darin  liegen,  dass  dort  leichter  ein  niedriger  allge- 
meiner Tarif  und  daneben  ein  noch  massigerer,  aber  rationeller 
und  ökonomisch  richtiger  Differentialtarif,  hier  dagegen  ein 
höherer  allgemeiner  und  daneben  nur  für  einige  Routen  nach  den 
zufälligsten  Concurrenzverhältnissen  ein  ermässigter  Differential- 
tarif bestehen  wird. 

b)  Auch  Letzteres  gilt  aber  nur  dann  und  so  lange,  als  es 
den  Concurrenten  nicht  passender  erscheint,  sich  Uber  gleich- 
massige  höhere  Tarife  zu  verständigen,  was  oft  das 
Ende  des  Concurrcnzkampfs  ist,  oder  bis  etwa  die  Co  neu  rre  uz- 
linien  durch  Fusion  in  eine  Hand  kommen.  Hier  wird  dann 
vollends  ein  f  actisch  es  Monopol,  mindestens  für  geraume 
Zeit,  geschaffen,  ein  neues  Concurrenzunternehmen  noch  schwerer 
eutstehen,  weil  es  mit  einer  noch  mächtigeren  Concurrentin  kämpfen 
mllsste,  und  die  Tarife  werden  möglichst  beim  Alten  bleiben. 

Die  vorhergehenden  Sätze  sind  vornehmlich  deduetiv  irewounen,  d.h.  aus  dem 
inneren  Wesen  heider  Hahnarten  abgeh  itet.  Sie  finden  ab.  r  durch  die  im  Obigen 
schon  berührten  Erfahrungstatsachen  aus  Geschichte  und  Statistik  des  Eisenbahn- 
wesens ihre  volle.  Bestätigung  und  werden  durch  die  vorgekommenen  Fälle  «incr  zu 
einseitig  privatwirthschaftlich  oder  liscalisch  geleiteten  Staat>bahnverwaltung  nicht 
widerlegt.  Denn  diese  Verwaltungsart  ist  nicht  not h wendig  gewerbsmii>si» ,  wio 
sie  es  bei  einer  Privatbahn  ist,  und  immerhin  kommen  doch  wenigstens  ihre  finan- 
ziellen Ergebnisse  dem  Gemeinwesen  zu  Gute.  • 

Es  ist  das  Hauptverdienst  des  Cohn 'sehen  Werks,  den  unuinstössliehcn  Er- 
fahrung«.beweis  aus  den  Thatsachcn  des  engl.  Eisenbahnwesens  füt  die  gar  nicht  auf- 
zuhaltende Tendenz  der  Privat  bahnen  zum  Abschluss  von  Compromisscn,  Kartellen, 
Betriebsverträgen ,  zu  mehr  oder  weniger  vollständigen  Fusionen  geliefert  zu  haben, 
s.  z.  B.  B.  I,  Kap.  ,">  uber  die  „Verschmelzungen".  Stein,  Handb.  d.  Veiw.  I,  2.  A. 
S.  407,  lässt  die  Anhänger  d.  Privatbahnen  hier  durchaus  Gründe  vorbringen,  welche 
gegen  die  Erfahrung  sind.  Sax  giebt  ausdrücklich  oder  implicite  für  die  nicht 
genügend  „regulirtc"  Privathahn  unsere  Einwendungen  zu.  bestreitet  aber  deren 
Berechtigung  bei  seiner  „regulirten  Unternehmung4-,  wobei  ihm  jedoch  die  Erfahrung 
nicht  allgemein  als  Stütze  dienen  kann. 

§.  276.  —  F.  Politische,  socialpoli tische  und 
ethische  Seite  der  Frage. 

S.  Sax  II,  1  So  — 191.    Auch  Roscher,  Syst  IIT,  §.  B6. 

Hier  sind  namentlich  folgende  Puncte  erwägenswerth. 

1.  Ein  häufig  zu  hörender  und  nicht  ganz  unrichtiger  Ein- 
wand gegen  Staatseisenbahnen  lautet,  dass  durch  solche  Bahnen, 
welche  nicht  nur  im  Eigen th um,  sondern  in  der  Regel 
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und  mit  Recht  —  auch  in  der  eigenen  Verwaltung  des 
Staat 8  stehen,  ein  neues  zahl-  und  einflussreiches  Staats- 
dienercontingent  und  auch  sonst  noch  eine  neue  grosse 
Staatsclicntel  geschaffen  werde.  Selbst  die  Gcwerbetreibeu- 
den,  welcbe  l'Ur  die  Bahn  arbeiten,  die  Befrachter  sogar  geriethen 
leicht  in  eine  gewisse  Abhängigkeit,  die  politisch  bedenklich  sei. 
Es  ist  dies  nicht  ganz  zu  leugnen  und  Spuren  davon  haben  sich 
mitunter  schon  gezeigt.  Aber  auf  der  anderen  Seite  ruft  auch 
das  Privateisenbahnwesen  ähnliche  Bedenken  wach.  Die  grossen 
Eisenbahncompagnieen  der  Neuzeit,  die  doch  unvermeidlich  sind, 
wenn  man  die  endlose  Zersplitterung  der  Verwaltung  vermeiden 
will,  erlangen  leicht  eine  bedenkliche  Macht,  bilden  förmlich 
Staaten  im  Staate. 

Dies  Verhältniss  hat  sich  in  kleinen  Staaten  seihst  unmittelbar  für  den  ganzen 
Staat  gefährlich  (z.B.  in  Luxemburg,  ahnliche  Bedenken  in  Belgien),  und  sogar 
in  grossen  Staaten,  besonders  bei  Gesellschaften  auswärtiger  Kapitalisten  unter  der 
Uberleitung  von  Auslandern  (österr.  Staats-  u.  Südb.,  italien.  Bahnen,  Buckkauf  d. 
nordital.  Bahnen  von  der  österr.  Südbahngesellscbaft  in  Italien  iin  J.  1876  mit  aus 
dieser  Rucksicht)  misslich  erwiesen.  Auch  entwickelt  sich  hier  ein  Patronage-  und 
('lientelwesi-n,  eine  Verwaltuugst  oterie,  ein  „Eisenbahnkönigthum  lauter  Formen  der 
unerfreulichsten  Geldoligarchie  und  alles  zusammen  Dinge,  welche  bedenklicher  sind 
und  doch  schwerer  Abhülfe  gotatten,  als  jene  politischen  Gefahren  des  Staatseiscn- 
bahnweseus  wenigstens  in  dem  constitutionellen  Staate.  Die  grosse  Abhängigkeit  der 
Privatbahnbeamten ,  selbst  der  höhereu ,  von  der  obersten  Verwaltung  hat  mit  Recht, 
unter  dem  Hinweis  auf  die  gesicherte  und  ehrenvolle  Stellung  im  Staatsdienst  schon 
wiederholt  Aidass  zu  Klagen  gegeben,  z.B.  in  Oestenvirh.  Auch  darf  Gewicht  darauf 
gelegt  werden,  dass  der  Staat  als  grosser  Arbeitgeber  für  die  Handarbeiter  dann 
leichter  in  der  Lage  ist,  auf  passende  Reformen  im  Arbeitsrecht  und  auf  Ver- 
besserung der  ökonomischen  Lage  der  unteren  Arbeiterclasse  hinzudrängen, 
sobald  er  seine  bezügliche  Mission  nur  richtig  auffas>t.  (G.  §.  1  TG. t  Sax  II,  l*ti 
meint,  wesentlich  nur  bei  den  nicht  genügend  regulirten  engl.  Gesellschaften  gelte  das 
Gesagte  u.  sucht  mich  mit  Hinweis  auf  Frankreich  zu  widerlegen,  wo  der  Staat  eine 
so  vielfache  Ingerenz  auf  die  Bahnen  übe.  Die  Vorgänge  der  letzten  Jahre  in  Frankr. 
geben  mir  wohl  Recht,  wenn  man  auch  auf  die  missliche  Lage  der  französ.  Staats- 
verwaltung in  heut.  Zeit  Rücksicht  nimmt.  S.  v.  d.  Leyeu,  Niederlage  d.  Privat- 
bahnen im  französ.  Abgeordn. hause,  Arch.  f.  Eiscnb.  18S2  S.  367  ff.  Eb.  S.  3ST  die 
Aeusserung  v.  Allai n-Targe:  „Wissen  Sie,  was  diese  Macht  der  grossen  Eisenbahnen 
ist?  Sie  ist  die  grüsste,  die  es  in  diesem  Augenblicke  in  Frankreich  giebt  nächst  dem 
Staate  u.  nächst  den  Jesuiten."  Roscher  a.a.O.  lässt  —  echt  deutsch  —  schon 
wieder  in  unserem  noch  so  wenig  durch  materielle  Einrichtungen  innig  verbundenen 
Vaterlande  die  Furcht  vor  übermässiger  (  entralisation  u.  Staatsoinnipotenz  in  seinen 
Erörterungen  durchblicken. 

2.  In  Kriegen  sind  die  Staatsbahnen  mehr  als  die  Privat 
bahnen  dem  Feinde  preisgegeben.  Practisch  geht  daraus  vornehm- 
lich nur  in  Betreff  des  Fahrmaterials  eine  nicht  zu  leugnende 
Gefahr  hervor,  da  dasselbe  als  Staatseigenthum  im  Falle  einer 
feindlichen  Erbeutung  auch  im  Friedensschluss  nicht  wie  doch 
wohl  meistens  dasjenige  der  Privatbahnen  ohne  Weiteres  wieder 
herausgegeben  werden  wird. 
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Im  österr.  Kriege  v.  1866  ist  von  Preussen  keinerlei  Bahnmaterial  zuruck- 
hehalte-n,  das  sächs. ,  worunter  Staatseigentum,  wohl  aus  hesond.  Rücksichten  zurück- 
begeben. Auch  die  französ.  Osthahn  erhielt  nach  den  Kriedensbcstimmungcn  von 
Versailles  u.  Frankfurt  1*71  alles  Material  zurück.  Die  elsöss.-lothring.  Linien  dieser 
Bahn  sind  ausdrücklich  ohne  Retriebstnaterial  an  Deutschland  abgetreten  worden.  Hier 
wurden  volkcrreehtlü  he  Abuiachuagen  wüuschenswerth  und  doch  wohl  kaum  unmöglich 
sein.  Eine  Entschädigung  für  die  Benutzung  der  Staatsbahneu  durch  den  siegreichen 
Feind  lässt  sich  freilich  wohl  nicht  erlangen.  Aber  am  h  diejenige  für  die  Benutzung 
der  Privatbahnen  wird  doch  oft  nur  durch  den  besiegten  heimischen  Staat  gewährt 
werden. 

3.  Bei  der  ungeheueren  Bedeutung  der  Eisenbahn eu 
im  Kriege  selbst  bietet  das  Staatsbahnsystem  auch  den  Vortheil, 
das»  die  Benutzung  der  Bahnen  für  militärische  Zwecke  sich  doch 
noch  rascher  und  einfacher  wird  einrichten  lassen,  als  wenn  erst 
au  viele  einzelne  Privatverwaltungen  Ordres  ergehen  und  mitunter 
doch  auch  erst  mit  ihnen  Vereinbarungen  getroffen  werden 
müssen. 

Jo  nach  der  geographischen  LagQ  eines  Landes  und  den  politischen  Gefahren, 
die  sie  mit  sieh  bringt,  kann  dies  ein  (richtige!  Grund  mehr  für  Staatsbahnen  werden, 
wie  wohl  in  Deutschland.  Dies  ist  ein  Hauptgrund  vieler  Anhänger  des  Reichsciscn- 
bahnprojeets,  —  ein  durchschlagender  übrigens  auch  fUr  mich  nicht.  Die  gute  Erfah- 
rung in  1^70  —  71  ist  freilich  nicht  beweisend  genug  für  das  Ausreichen  mit  dem 
bestehenden  Zustande.  Der  Hinweis  der  Gegner  des  geil.  Projects  auf  Art.  47  der 
Reichsvcrf.  ebensowenig.    S.  übrigens  Sax  II,  1SD.  v 

4.  Man  hat  auch  behauptet,  das  Staatsbahnsystem  ge- 
fährde die  politische  Unabhängigkeit  der  Bevölke- 
rung gegenüber  der  Regierung,  weil  eine  Gegend  oder  ein  Ort, 
um  eine  Eisenbahn  zu  erlangen,  politisch  gefügig  sein  müssten 
und  würden.  Auch  die  Integrität  der  Staatsbeamten  und  vollends 
der  Volksvertreter  werde  leicht  Versuchungen  Seitens  Derjenigen 
unterliegen,  die  eine  Bahn  wünschten.  Auch  diese  Gefahren  sind 
nicht  ganz  zu  leugnen  und  einzelne  vorgekommene  Fälle  können 
als  Belege  dienen.  Eine  Abhülfe  liegt  in  möglichster  Ocffentlich- 
keit,  in  strenger  parlamentarischer  Controlc,  in  genügender  Höhe 
der  Gehalte  u.  s.  w.  Jedenfalls  sind  aber  die  ähnlichen  Ge- 
fahren im  Privatbahnsystem  ungleich  grösser  und  bereits 
öfters  schlimm  hervorgetreten. 

Auch  bei  einer  sehr  liberalen  Gestallung  des  Eisenbahnrechts  ist  das  Con- 
cessionssystem  uicht  /.u  beseitigen.  Die  Aufstellung  blosser  Normativbedingungen, 
bei  deren  Erfüllung  das  Recht,  eine  bestimmte  Linie  zu  bauen,  einem  Privaten  oder 
einer  Gesellschaft  ohne  Weiteres  gewahrt  werden  rausstc,  ist  unthunlich  und  nirgends 
in  der  Praxis  üblich.  Die  Notwendigkeit  der  K.xpropiiationsbefugniss,  die  manch- 
fachen  Interessen  hinsichtlich  der  Richtung.  Rauart,  Tarife  u.  s.  w.  machen  eine 
spccielle  Geneh  m  iguug  jeder  einzelnen  R  ah  n  u  n  te  rn  eh  in  u  ng  und  R'ahn- 
routc  unumgänglich.  Auch  in  Koglami  hat  mau  davon  nicht  absehen  können. 
(Vgl.  das  ganze  Werk  v.  Cohn,  bes.  B.  I.  Die  ensrl.  Eisenbahngesetzgebung  entwickelte 
sich  historisch  aus  d.  Weffegesetz<rebung.)  rnliebsame  Folgen  hiervon  sind  nicht  zu 
verkennen,  mag  die  Conce^sion  durch  Regierungsverordnung  oder  durch  Gesetz. 
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durch  ein»-  Verwaltungsbehörde  oder,  wie  in  England,  durch  das  Parlament 
erthcilt  werden.  Die  Beamten  der  entscheidenden  Instanzen,  im  zweiten  Falle  selbst 
die  Abgeordneten  in  den  Parlamenten  werden  dann  nur  zu  leicht  in  die  Interessen 
der  Spek  ulation  hineingezogen  und  «1er  H<  st<  chung  und  Corruption  ist  Thor  und  Thür 
geöffnet.  Diese  Gefahr  ist  entschieden  grösser  als  beim  Staatseiseubahnwcsen  und  der 
damit  verbundenen  Aufnahme  von  Staatsschulden.  Denn  namentlich  in  Zeiten  lebhafter 
Rörsenspcculation  locken  grosse  Gewamste  bei  der  Erlangung  einer  Concession.  Solche 
Gewinnste  werfen  genug  ab  lur  „Bestechungsprätnien"  und  die  um  eine  Couc^sion 
sich  bewerbenden  Speculanten  sind  wahrlich  nicht  immer  die  Leute,  die  vor  solch-n 
Mitteln  zurUekscheuen.  Es  ist  ein  offenes  Geheimniss,  dass  sieh  an  das  Eisenbahn- 
concessionswoen  hie  und  da  eine  schlimme  Corruption  angeknüpft  hat.  Auch  in 
England  scheint  es  nicht  an  Beispielen  zu  fehleu.  S.  Cohn  l,  214.  Die  preuss. 
Untersuchunirseommisaion  hat  die  \olle  Integrität  des  preuss.  Bcamtenthums  klar  heraus- 
gestellt. Aber  es  ist  schon  der  Verdacht  Übel.  S.  übrigens  auch  Stroussberg'a 
Wirken,  S.  150  ff.,  229  ff.    Auch  Sax  II,  187. 

5.  Die  besonderen  Bedenken  gegen  die  Staatsbahnen,  weil 
diese  auf  dem  Gebiete  der  Verwaltung  (Tarifwesen,  Einrichtung 
des  Verkehrs  u.  s.  w.)  zu  unabhängig  werden  könnten,  mögen 
nicht  immer  unbegründet  sein.  Aber  einmal  heisst  es  auch  hier: 
lieber  Abhängigkeit  von  Staatsbahuvcrwaltungen,  für  welche  doch 
wieder  der  Minister  verantwortlich  ist,  und  über  welche  sc  immer 
durch  das  Parlament  eine  gewisse  Controle  geübt  werden  kann, 
als  Abhängigkeit  von  Privatverwaltungen,  denen  auch  im  System 
der  „regulirten  Privatunternehmung"  schwer  beizukommen  ist ; 
sodann  lässt  sich  eine  practische  Verwaltungs  controle 
durch  das  neuerdings  in  Deutschland  eingeführte  System  von 
„ Lande seisenbahnräthen",  mit  berathender,  bez.  entschei- 
dender Stimme  gerade  bei  Staatsbahnen  einrichten. 

G.  lu  socialpoiitischer  und  arlgcmein-volkswirthschaftlicher  Be- 
ziehung muss  man  endlich  wieder  den  grossen  Vortheil  anerkennen, 
den  die  gleichmässigere  Kapitalverwcndung  beim  Bahu 
bau,  die  bewusste  Einengung  des  Gebiets  privatwirth- 
schaftlicher,  hier  besonders  leicht  extravaganter 
Speculation  und  die  Hinübernahme  eines  Grund-  und 
Kapitalcigenthum objects,  das  so  leicht  zur  Ausbeutung 
Anderer  gebraucht  und  doch  so  schwer  oder  gar  nicht  einer 
Staatscontrole  unterzogen  werden  kann,  aus  dem  Privat-  in  das 
öffentliche  Eigenthum  mit  sich  bringt. 

Auch  hier  sind  Sax's  Gegenbemerkungen  II,  1HU  nicht  ausreichend. 

So  spricht  auch  diese  Seite  der  Frage  mindestens  nicht  gegen 
Staatsbahnen,  eher  entschieden  für  sie. 

Aus  keinem  der  im  Vorhergehenden  vorgeführten  einzelnen 
Beweisgründe  für  und  wider  Staats-  und  Privatbahnen  lässt  sich 
ein  unbedingtes  Princip  für  das  eine  oder  andere  System,  wie 
früher  schon  zugegeben  wurde,  ableiten.    Aber  irgend  durch- 
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schlagende  Gründe  gegen  das  Staatsbahnsystem  haben  sich 
nicht  gefunden,  vielmehr  möchte  eher  noch  das  Gewicht  der  hier 
geprüften  Gründe,  namentlich  diese  in  ihrer  Gesammtheit  ge- 
nommen, zu  Gunsten  dieses  Systems  den  Ausschlag  geben. 
Jedenfalls  lägst  sich  das  Ergebniss  der  früheren  Erörterungen  über 
das  gesammte  Verkehrswesen  aufrecht  erhalten.  Danach  ge- 
bührt dem  Staatsbahnwesen  für  unsere  Länder  in 
der  Gegenwart  der  Vorzug. 

Zu  diesem  Ergebuiss  warcu  Männer  der  Wissenschaft  wie  R.  Mohl  und  im 
Ganzen  aach  Knies  schon  vor  längeren  Jahren  gelangt.  Solche  Stimmen  kamen  aber, 
gegenüber  den  Vertretern  der  ausschliesslichen  Privatthätigkeit  auch  auf  diesem  Ge- 
biete, nicht  zur  Geltung.    Erst  in  neuerer  Zeit  begann  auch  bei  den  Praktikern,  in 
den  Regierungskreisen ,  >ogar  Grossbritanniens,  der  Schweiz,  selbst  Nordamerikas,  and 
in  dem  Theile  der  öffentlichen  Presse,  welcher  sich  von  den  Einseitigkeiten  der 
Manchesterpartei  losgemacht  hat  Q.  nicht  den  blossen  Interessen  der  Bürsenspeculation 
dient,  ein  Umschwung  einzutreten.    Dadurch  kommt  die  Ansicht  der  „Theoretiker" 
wieder  zu  Ehren.    Selbst  die  deutsche  Frcihandelsschule  zeigt  viele  „Bekehrte",  nur 
dass  man  hier  in  der  alten  Liebe  zur  „freien  Concurrenz"  vorläufig  noch  bloss  das 
Eigenthum  am  Eisen wege  dem  Staate  vindicirt,  nicht  die  Verwaltung,  und  dem 
Phantom  „Concurrenz  auf  der  Linie"  nachjagt,  die  ganze  Eisenbahnfrage  in  d.  Tarif- 
frage aufgehen  lässt  u  s.  w.   Ueber  die  Ansichten  in  England  belehrt  uns  Q,  Cohn 
vortrefflich,  rgl.  bes.  den  Bericht  u.  die  Stimmen  im  Ausschuss  v.  1*72,  Cohn  I,  346. 
II,  Kap.  4.  bes.  HO«).  Wenn  auch  unter  der  Aera  der  schwächlichen  gegenwärtigen 
Staatsmänner  Englands  weuig  Aussicht  zu  baldiger  Verwirklichung  des  Staatsbahn- 
systems  daselbst  besteht,  so  ist  doch  die  Neigung  für  dasselbe  schon  verbreitet  genug 
u.  bei  hervorragenden  Männern.  —  Zu  einem  durchaus  halben  Resultat  gelangt  der 
Bericht  der  preuss.  Untersuchungscommission  v.  1S74  (S.  155  t.    Er  nennt  den  aus- 
schliesslichen Staatseisenbahn  bau  in  der  Gegenwart  unausführbar,  meint  aber  doch, 
dass  „volkswirthsch.  Rücksichten  and  Gründe  auf  die  Vereinigung  aller  Eisenbahnen 
in  den  Händen  des  Staats  als  letztes  Ziel  hinführen."    Nur  zwingende  finan- 
zielle Grunde  hätten  den  Standpunct  verrückt  u.  Bau  u.  Erhaltung  der  Bahnen  dem 
Staate  weggenommen  und  der  Spekulation  und  der  Industrie  übergeben.    Es  müsse 
indessen  in  Zukunft  nicht  mehr  die  Frage  zinsgewinnender  Rentabilität,  sondern 
unabhängig  davon  das  Bedürfnis  «les  öirentl.  Verkehrs  in  den  Vordergrund  treten. 
Der  speculativen  Privatunternehmung  solle  nur  das  Transport-  und  Befrachtungswesen 
Bleiben.    Abgesehen  von  diesem  letzten  Puncto,  wo  ein  vielleicht  unlösbares  Problem 
ohne  Weiterem  für  richtig  erklärt  wird,  muss  man  fragen:  wie  denn  die  Finanzlage 
noch  werden  solle,  wenn  diejenige  Preussen-Deutschlands  um  1873  die  Durchführung 
des  Plans  nicht  erlaubt!    Auch  gegen  das  Reichsbahnproject  sind  die  finan- 
ziellen Gegengründe  (bei  v.  Varnbüler  u.  A.)  die  schwächsten.   Vgl.  die  Bremer 
Debatte.    In  den  letzten  Jahren  hat  die  Staatslxihuid.  e  in  Deutschland  den  entschie- 
denen Sieg  errungen  u.  im  Ausland  an  Verbreitung  gewonnen.    S.  u.  A.  die  Debatte 
im  preuss.  Abg.hau*e  am  l'J.  Februar  lSS.'t  u.  daselbst  meine  Rede  über  die  Verstaat- 
lichung der  Eisenbahnen  in  Prcussen  iauch  selbständig  erschienen  Berl.  l*»STi. 

III.  —  §.  277.  Die  bisherige  thatsächiiehe  Ent- 
wicklung des  Eisenbahnwesens.  Sie  war  in  den  verschie- 
denen Culturstaaten  eine  nianchlach  verschiedene.  Wie  schon 
bemerkt  wurde:  nicht  Teste  Principien  der  Verkehrs- 
politik im  Allgemeinen,  der  Eisen b ah npolitik  im 
Besonderen  haben  sie  beherrscht,  sondern  zufällige  ge- 
schichtliche   Umstände    im    Leben    der  einzelnen 
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Staaten.  Beachtenswerth  ist  aber  immerhin  fttr  unsere  Frage 
auch  diese  rein  thatsächliche  Entwicklung  schon  vor  der  jüngsten 
Zeit,  in  welcher  man  begonnen  hat,  principiell  auf  Staatsbahnen 
hinzulenken,  in  folgenden  Beziehungen. 

1.  Wo  wie  z.  B.  früher  in  Oesterreich  u.  a.  L.  einmal 
das  Staatsbahnsystem  allein  oder  neben  Privatbahnen  Platz  ge- 
griffen hatte,  da  waren  es  meistens  wiederum  nur  fremdartige 
Gründe,  namentlich  die  aus  ganz  anderen  Ursachen  als 
etwa  aus  der  Eisenbahnpolitik  entstandene  Finanz- 
noth  des  Staats,  welche  zur  Veräusserung  der  bereits 
vorhandenen  Staatsbahnen  und  zum  Uebergang  zu  dem 
Privatbahnsystem  führten.  Auch  mit  diesen  Tbatsachen  lässt  sich 
also  nicht  erfolgreich  gegen  das  Princip  der  Staatsbahnen  argu 
mentiren.  In  dem  regelmässigen  Vorbehalt  des  Heimfalls  oder 
Rückfalls  der  Bahnen  in  einigen  Ländern  (Oesterreich,  Frankreich) 
an  den  Staat,  in  dem  ähnlichen  Vorbehalt  eines  Wiedereinlösungs- 
rechts  bei  verkauften  Bahnen  (Oesterreich),  findet  sich  das 
Princip  des  Staatsbahnwesens  meist  von  Anfang  an  auch  ge- 
wahrt: nur  vorübergehende,  namentlich  finanzielle  Rücksichten 
zwingen,  dasselbe  eine  Zeitlang  bei  Seite  zu  setzen. 

Die  sogen.  Yeräus?«eru  ng  von  Staatsbahnen  lässt  sich  nach  der  Fassung  der 
Verträ-re  auch  reirel massig  mehr  alseine  langjährige  Verpachtung,  denn  als  wirk- 
lichen Verkauf  betrachten.  Dioer  (iesi<  btspunet  wurde  noch  scharfer  hervor- 
treten, wenn  nicht  gerade  mehrfach  nur  die  Finan/nnth  Bestimm  une-eit  in  die 
Vertrage  gebracht  hätte,  die  mehr  in  .  inen  Kauf-  als  in  einen  Pachtcontract  gehören, 
i.  B.  in  Oesterreich. 

Der  principiclle  Grund,  welcher  auch  in  Staaten  mit 
wohlgeordnetem  Haushalt  in  neuerer  Zeit  so  oft  zur  Veräusserung 
von  Feldgütern,  Berg-  und  Hüttenwerken,  Fabriken  u.  s.  w.  ge- 
führt hat:  dass  der  Uebergang  dieses  werbenden  Vermögens  aus 
dem  Staats-  in  das  Privateigenthum  und  aus  der  Staatsverwaltung 
in  die  Privatverwaltung  wünschenswerth  oder  selbst  nothwendig 
im  volks-  und  staatswirthsebaftlichen  Interesse  sei,  —  dieser 
Grund  hat  notorisch  bei  den  vorgekommenen  Veräusserungen  von 
Staatsbahnen  nicht  mitgewirkt. 

Kr  wurde  höchstens  von  einseitig  doctriniir.n  Theoretikern  und  etwa  von  inter- 
es>irten  Kapitalsten  und  ihrer  Pres>e  aufgestellt:  von  den  Theoretikern  auch  nicht 
aus  speciellen  sachlichen  Gründen,  sondern  selbst  in  richtiger  Conse«|uenz  eines  eben 
durchaus  nicht  absolut  wahren  Dosrma's  von  der  Notwendigkeit  möglichster  Ein- 
schränkung der  Staatstliätigkciten  im  Gebiete  der  Volkswirtbschaft.  Dies  z.  Ii.  der 
Standpunct  von  Bergitis.  In  der  2.  Hälfte  der  50er  Jahre,  als  die  Smith'schen 
theoret  Anschauungen  in  dem  preuss.  Abgeordnetenhause  die  Herrschaft  gewonnen, 
war  einmal  eine  Gefahr  einer  solchen  Eisenbahnpolitik  da.   Man  verdankt  diesen  Ein- 
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flu&>on  (n»bcn  dein  Mitwirken  finanzieller  Momente)  die  unrichtige  Aufhebung  des 
;?.  6  d.  Ges.  v.  30.  Mai  1S53  über  die  Verwendung  der  Eisenbahnabirabe  (§.  3S—-40 
d.  Eiseubahnges.  v.  3.  Novcmb.  1S3S)  zum  Ankauf  von  Eis.nbahnacticn  behufs  deren 
Amortisation  durch  das  Gesetz  v.  2).  Mai  1S50,  —  g.  gen  den  Wunsch  u.  die  bessere 
Einsicht  der  Regierung,  s.  „Zehn  Jahre"  S.U. 

2.  Wo  sich,  wie  in  Deutschland,  zufälliger  Weise  ciu 
gemischtes  System  von  Staats-  und  Privatbahnen  entwickelt 
hat ,  da  neigte  auch  die  thatslichliche  Entwicklung  gerade  aus 
principicllen  und  aus  der  erfahr ungs massigen  Zweck- 
mässigkeit geschöpften  Gründen  schon  seit  lange  immer  mehr 
dazu  hin:  a)  entweder  die  Privatbahnen  Seitens  des 
Staats  zu  erwerben,  b)  oder  sie  wenigstens  theilweiso 
unter  Staatsverwaltung  zu  stellen,  welche  sich  in  solchen 
Fällen  wiederholt  gut  bewährt  hat,  —  sogar  im  Interesse  der 
Eigeuthlimer  der  Privatbahn,  c)  oder  die  Privatbahnen  zu 
grossen  Bahnunternehmungen  zu  vereinigen,  sei  es 
durch  Vereinigung  des  Eigenthums  mehrerer  Bahnen  in 
einer  Gesellschaft  (Fusion)  (Frankreich,  England,  auch  Deutsch- 
land) oder  durch  Betriebsüberlassungsverträge  u.  dgl.  m.,  sei  es 
durch  Uebernahme  der  Verwaltung  kleinerer  Bahnen 
Seitens  einer  Ilauptgesellschaft,  sei  es  endlich  wenigstens  durch 
Einrichtung  von  grossen  Eisenbahnverbänden  zwischen  den 
getrennten  Verwaltungen,  wie  besonders  in  Deutschland,  (mit 
manchen  günstigen,  aber  durchaus  nicht  ausreichenden  Erfolgen): 
d.  h.  man  suchte  Eigenthum,  Verwaltung,  Betrieb  mehr  zu  ceu- 
tralisiren,  wie  es  die  ökonomisch -technisch -administrative 
Natur  des  Eisenbahnwesens  fordert,  im  Staatsbahnsystem 
aber  von  vorneherein  erreicht  ist,  und  ohne  die  bei  dem  anderen 
System  dann  nicht  zu  vermeidenden  Nachtheile. 

d)  Endlich  aber  neigt  die  thatsächliche  Entwicklung  der 
Dinge  in  Ländern  des  gemischten  oder  des  vorwaltenden  oder 
ausschliesslichen  Privatbahnsystems,  immer  mehr  dazu,  -  da  die 
Durchführung  der  Puncte  a,  b  und  c  so  schwierig  ist  und  im 
letzteren  Falle  selbst  durch  die  thatsächlichen  Monopole  grosser 
fusionirter  Privatbahngesellschaften  neue  Uebelstände  entstehen, 
die  Abhülfe  in  einer  weitgehenden  Staatscon trole 
der  Privat  bahnen  zu  suchen.  (Einrichtung  von  Staats- 
Eisenbahnämtern.)  Diese  Controlc  ist  aber  nicht  so  erfolgreich 
und  doch  wieder  in  mancher  anderen  Hinsicht  bedenklicher  und 
schwieriger,  als  das  reine  Staatsbahnsystem. 

Sic  fuhrt,  wenn  si--  wirklich  wirksam  werden  soll,  zu  einer  rechtlichen  Ent- 
wert hung  des  Privatciscnbahncigenthums,  welche  im  schlimmen  Sinne  coinmu- 
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nis tisch  ist.  Dag.  n  erscheint  die  Uebernahme  der  Eisenbahnen  auf  den  Su 
gegen  gen ugcm  1«;  Entschädigung,  selbst  wenn  si»;  in  der  Kechtsfonn  der  Zwangs- 
Enteignung  erfolgt.-,  als  gerechter  und  socialpolitisch  unbedenklicher.  Ist  nach  dt: 
Sax' scheu  Fonnulirung  der  Theoriu  des  Privatbahnwesens ,  als  einer  blossen  Abar 
des  Öffentlichen  Eisen  hahu wesens  in  Form  der  regulirten  Privatunteniehmuug,  von  vorn- 
herein eine  entsprechende  Ingerenz  des  Staab  vorbehalten,  so  entfallt  zwar  dies-.s 
letztgenannte  Hedenken.  Aber  die  praktischen  Schwierigkeiten  der  Löaiing  de->  Problem 
bleiben  dennoch  bestehen  nud  sind  noch  nirgends  uberwunden  worden. 

3.  Wo  sich,  wie  in  Grossbritannien  und  Nordamerika, 
das  Privatbahnwesen  am  Reinsten  und  Ausschliesslichsten  ent 
wickelt  hat,  haben  sich  allmälig  so  grosse  Schäden  gezeigt  und 
die  Gesetzgebung  und  Staatscontrole  zu  deren  Abhülfe  so  unzu 
reichend  erwiesen,  dass  selbst  hier  der  Gedanke  an  die  Ueber- 
n  ah  nie  des  gesammten  Eisenbahnwesens  auf  den 
»Staat  nicht  nur  auftaucht,  sondern  schon  mehr  und  mehr  Ver 
breitung  gewinnt  und  Versuche  zu  seiner  Verwirklichung  be- 
ginnen. 

Eine  unbefangene  Würdigung  dieser  Thatsachen  führt  daher 
eher  zu  einer  Bestätigung,  als  zu  einer  Verwerfung  des  Staats 
bahnsystems.  Soviel  Werth  darf  man  auf  diese  thatsächliche  Ge 
staltung  der  Dinge  legen,  auch  wenn  zuzugeben  ist,  dass  die  im 
Ganzen  principlose  geschichtliche  Entwicklung  des  Eisen- 
bahnwesens nicht  für  sich  allein  eine  principielle  Entscheidung  der 
Frage  gestattet. 

IV.  —  §.  278.  Grundsätze  der  Eisenbahnpolitik. 
Für  unsere  Staaten,  insbesondere  für  West-  und  Mitteleuropa  und 
im  Wesentlichen  Uberhaupt  für  die  enropäisch-americanische  Welt, 
sind  demnach  gegenwärtig  wohl  folgende  eisenbahnpolitische 
Grundsätze  aufzustellen. 

Für  Deutschland  vereinfacht  sich  die  Sache  seit  der  Annahme  des  Staatsbahn- 
systems;  für  andere  Länder,  z.B.  Oesterreich,  erscheinen  diese  Grundsätze  noch 
unmittelbar  anwendbar. 

1.  Die  vorhandenen  Staatsbahnen  sind  ini  Eigeuthum 
(und  in  der  Verwaltung)  des  Staats  zu  behalten. 

Nur  besondere  Verhältnisse  einzelner  Linien  können  eine  Ausnahme  von  dieser 
Regel,  aber  auch  dann  lieber  eine  Verpachtung  auf  nicht  /.u  lantre  Zeit,  keine  Ver- 
auss.  rung  bedingen,  z.  Ii.  bei  kleinen  Grenz-  iL  Endstrecken. 

2.  Neue  Eisenbahnen  sind  in  der  Regel  auf  Kosten 
des  Staats  zu  bauen  (und  zu  verwalten).  Namentlich  gilt 
dies  von  solchen  wichtigen  Linien,  welche  eine  Haupt  Ver- 
bindung herstellen  und  das  Bahnnetz  systematisch  erweitern; 
ferner  in  Ländern  des  gemischten  Systems  von  solchen  Linien. 
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welche  die  getrennten  Stlicke  der  Staatsbahnen  ver- 
binden. 

Mit  Recht  wäre  daher  z.B.  zu  wünschen  gewesen,  dass  die  neue  direete  Linie 
Horlin- Hannover  (Berlin -Lehrter  B.  E.  1871  eröffnet)  nicht  von  einer  üescUsch.,  der 
Magd.  -  llalbcrst.,  bundern  vom  preuss.  Staate  gebaut  worden  wäre,  wodurch  schon 
»Jamals  zwischen  den  westlichen  u.  östlichen  preuss.  Staats-  u.  unter  Staatsverwaltung 
>toh.  Privatbahnen  die  kürzeste  Verbindung  hergestellt  worden  wäre. 

Um  die  u ach th eiligen  volkswirtschaftlichen  und  social- 
politischcn  Wirkungen  einer  sehr  ungleich  massigen  Ver- 
wendung von  Nationalkapital  im  Eisenbahnbau  zu  verhüten, 
rauss  der  Staat  einen  umfassenden  Bauplan  für  eine  Kcihc 
von  Jahren  entwerfen  und  jährlich  einigermassen  gleiche 
Beträge  Kapital  zur  Verwendung  bringen. 

3.  Der  Uebcrgaug  der  vorhandenen  Trivatbahnen 
in  das  Staatseigenthum  ist  im  Prinoip  zu  erstreben. 
Ob  und  wieweit  dies  alsbald  verwirklicht  werden  kann,  hängt 
von  den  concreten  Verhältnissen,  namentlich  von  der  Finanz- 
lage des  Staats  ab.   Jedenfalls  ist  aber  Folgendes  zu  verlangen : 

a)  dass  die  dem  Staate  nach  Gesetz,  Concessionsurkunde  oder 
Vertrag  zustehenden  Rechte  hinsichtlich  des  Heim  falls 
oder  des  Ankaufs  der  Privatbahnen  unter  im  Voraus 
bestimmten  Bedingungen  und  die  sonstigen  Vorbe- 
halte zu  Gunsten  des  Staats  sorgsam  erhalten,  eher 
gemehrt  als  gemindert  und  nicht  für  ablösbar  Seitens  der 
Bahnen  erklärt  werden. 

llcimfallsrechtc  regelmässig  in  der  österr.  (des.  v.  1*51),  französ.  (je- 
»etzjrek,  nach  'JO,  bez.  Hl)  (früher  40)  Jahren;  in  der  enteren  so,  dass  das  Roal- 
vermogcu  an  den  Staat  kommt,  das  Mobil.- Vermögen,  Transportmater,  u.  s.  w.  der 
tirs.  bleibt.  Aehnlich  am  h  sonst,  aber  keineswegs  allgemein.  So  kann  naeh  d.  Privil. 
der  österr.  Ferd.-Nordb.  v.  4.  März  1S36,  das  nach  50  J.  ablauft,  die  (ies.  dann  mit 
Kcal-  u.  Mobiliarverm.  frei  schalten,  mit  d.  Staate  od.  Privaten  in  Untnhandl.  treten 
oder  xjm  Verlängerung  nachsuchen,  lieber  diese  Bahn  u.  ihr  weiteres  Schicksal  wird 
daher  gegenwärtig  in  Oesterreich  discutirt.  llcimfallsrechtc  nach  den  besonderen 
Ooncessionsurkundeii  mitunter  auch  bei  deutschen  Bahnen,  so  bei  der  Pfalz.  Lud- 
wigsb.  nach  00  J.  ^ohne  Transportmittel,  ücs.-liebäudo,  Mobiliarverm.).  Das  preuss. 
(ies.  v.  1S38  hat  kein  Heimfallsrecht,  aber  ein  Ankaufsrecht  \s.  u  );  bei  den 
preuss.  Privatbahneu  besteht  daher  als  Hegel  beständiges  Eigcntli.  der  Ue- 
^ellsch.  (vgl.  preuss.  Gesetz  v.  1S3S,  §.  42,  Nr.  4,  Ch.  d,  —  abgesehen  \om  Aukauf- 
vorbehalt),  ebenso  war  es  auch  bei  der  sächs.  Leipz.-Dn  sd.  Privatb.  Doch  kommen 
Ausnahmen  vor.  So  bestand  ein  eigenthnml.  Verhältniss  des  preuss.  Staats  zur  Coln- 
M indener  B.,  wonach  d.  Staat  aus  den  Zinsen  u.  Divid.  des  von  ihm  übernoinm. 
Siebentels  der  Actien  u.  aus  denjenigen  der  amortis.  Actien  die  in  Privathänden 
befindlichen  Actien  amortisirte,  indem  er  den  betreif.  Betrag  Actien  jährlich  ausloste 
u.  zur  Rückzahlung  al  pari  einrief.  Bei  d.  Erweiterung  jenes  Bahnunternehmens  (Oln- 
tiiessen)  gewährte  der  Staat  den  Verzicht  auf  dieses  Kecht  für  15  J.,  von  1^55  an, 
vertragsweise  u.  später  entsagte  er  diesem  Rechte  gegen  eine  besond.  Entschädigung 
von  12  Mill.  Thlr.  (wovon  5,704,400  Thlr.  baar,  der  Rest  in  Stauiinactieu)  für  immer, 
Vertrag  vom  10.  August  1SG5,  wobei  zugleich  Seitens  der  (ies.  auf  die  älteren  Zins- 
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Garantie»  verzichtet  wurde.  Achnlich  wie  zu  C.-M.  ist  das  Verhältniss  des  Staats  zur 
ObenchL  B. 

K  ückkau  fsrechtc.  Hierhin  gehören  zunächst  die  ?orbehalteuen  Kück- 
kaufsrochto  bei  veräuss.  Staatshah  neu  vor  Ablauf  der  Ileimfallfrist.  So 
behielt  sich  Oesterreich  ein  solches  Recht  bei  den  1S56  verkauften  lombard.  B. 
von  1  sSl»  an.  bei  den  lböS  abgetretenen  Südbahnen  von  1S95  an  vor,  nach  Mais- 
gabe des  Heinertrags  der  letzten  7  Jahre,  excl.  die  2  schlechtesten,  u.  unter  Fest- 
setzung eines  Minimalen rags  oder  einer  Minimalablösungsrentc  von  5',5  °/0  des  Anlage- 
kapitals. Achnlichcs  Kecht  bei  d.  S taats bahuges.  nach  30  Jahren  u.  iu  andern» 
Fällen  mehr. 

Ferner  Kau  fr  echte  bei  ursprünglichen  Privatbahnen.  Auch  bei  deutschet 
Privatbahucu  kommen  solche  Vorbehalte  vor.  Die  hess.  Ludwigsbalm  kann  nach 
Ablauf  v.  25  J.  nach  d.  Conccssionirung  vom  Staate  gegen  Erstattung  der  An- 
lagekosten,  nach  Ablauf  der  Concessionsdauer  von  00  Jahren  gegen  Erstattung 
des  Taxwerths  der  Bahn  und  des  Betriebsmaterials;  die  baier.  Ost  bahnen  konnten 
vom  Ablauf  der  35jähr.  Zinsgarantiezeit,  d.h.  v.  lbOS  ab,  in  der  Weise  vom  Staat? 
erworben  werden,  dass  das  Actienkapital  nach  dem  Frankfurter  Börsencurs  def 
letzten  10  Jahre  abgelöst,  im  Minimum  aber  der  Betrag  des  conecss.  Bau-  u. 
Einrichtungskapitals  sammt  dem  Keinertrag  des  Ablösungsjahrs  bezahlt  wird. 

Ganz  allgemein  bestimmt  endlich  der  wichtige,  aber  bisher  nicht  bei  den  „Ver- 
staatlichungen1* verwerthete  §.  42  des  preuss.  Eisen  babngesetzes  von  1S3S:  den 
Staate  bleibt  der  Ankauf  de*  Eigcnthums  der  Bahn  sammt  allem  Zubehör  gegea 
volle  Entschädig,  vorbehalten.  Diese  Erwerbung  kann  auch  zwangsweise 
geschehen  nach  Ablauf  von  30  Jahren  von  der  Transporteröflnung  an  (ob  die  erste 
Streckenerölliiuug  hier  fur  die  ganze  Bahnunternchmung  entscheidet?  Bei  einigen 
Bahnen  ist  dies«:  Frist  v.  30  J.  abgelaufen  oder  dem  Ablauf  nahet.  Ankündigung  der 
Erwerbsabsicht  des  Staats  mindestens  1  Jahr  vorher.  Entschädigung:  25fach.es  der 
jährl.  D i v  id.,  die  an  sämmtl.  Actionäre  im  Durchsehn.  d.  letzten  5  Jahre  gezahlt 
ist;  Debergang  der  Schulden  an  den  Staat,  der  sie  nach  den  contractl.  Beding,  zti 
behandeln  hat;  Debergang  alles  Eigenthums,  auch  des  Inventars,  Reservefonds,  der 
Activford.  an  den  Staat.  Diese  gesetzt  Bestimmung  ist  werthvoll  u.  könnte  doch  von 
praktischer  Bedentang  auch  f.  die  Finanzen  werden.  Aber  freilich  ist  die  Ablösum 
danach  sehr  theuer.  Die  4°/0igo  Kapitalisirung  der  5 jähr.  DivH.  enthält  eine 
Marko  Berücksichtigung  v.  lucium  cessans  mit.  —  Der  preussische  Staat  bat  sch'-a 
vor  der  jüngsten  Acra  der  Eisenbahnpolitik  bei  Betricbsubcrlass.-Venrä-.ren  mit  Privat- 
bahnen sich  auch  den  Erwerb  des  Eigcnthums  iu  späteren  Perioden  vorbehalt».-u, 
so  bei  Halle-Sorau-Guben,  bei  Berl.-Dresd.  unter  im  Voraus  stipul.  Bedingungen. 

Sonstige  Vorbehalte  zu  Gunsten  des  Staats.  Unter  Vorbehalten  dieser 
Art  werden  hier  nicht  volkswirthschaftspolitischc  in  Betr.  der  Tarife  u.s.  w.,  sondern 
finanzielle  in  Betr.  der  Uebernabtue  von  Leistungen  fur  den  Staat,  —  unentgeltlich 
wie  oft  hinsichtlich  der  Beförderung  der  Post  u.  s.  w.  (preuss.  Ges.  §.  36)  oder  gegea 
mass.  Mazimaltarif,  wie  auch  mitunter  bei  der  Post,  für  Militär  u.  s.  w.  (grosse,  di< 
Bahnen  erheblich  mit  belastende  Kochte  des  franz.  Staats  in  diesen  Puncten)  — . 
ferner  andere  finanzielle  iu  Betr.  der  Erleichterung  der  Erwerbung  der  Privatbahnen 
durch  den  Staat  verstanden.  Hierhin  gehörten  die  wichtigen  Bestimmungen  der  preass. 
GesetZgcb,  über  Eisenbahnabgaben  u.  über  deren  Verwendung.  §.  3*>  de*  Oes 
v.  1*>3S  behielt  die  Einführung  einer  besond.  Abgabe  v.  d.  Hahnen  vor,  wogegen  di 
Gesellsch.  v.  d.  Gcwcrhsteuer  frei  blieben.  Nach  §.  39  sollte  der  Ertrag  dieser  Abga^ 
z.  Entschädig,  der  Staatskasse  fur  die  ihr  durch  d.  Bahnen  entzogenen  Einnahm' 
(wohl  au  Post-  u.  Chaussecgold  gedacht)  U.  zur  Amortis.  des  in  dem  Unter- 
nehmen angelegten  Kapitals  dienen.  Art  der  Verwendung  blieb  vorbehalten 
Nach  vollendeter  Amortis.  sollte  das  Unternehmen  so  eingerichtet  werden,  dass  der 
Ertrag  des  Bahngelds  die  Kosten  der  Unterhalt,  d.  Bahn  u.  der  Verwal». 
nicht  übersteige  (§.40):  also  Anwendung  des  Ge buh i onprineips  schon  damals 
in  Aussicht  genommen.  Die  durch  Gesetz  v.  30.  Mai  1^53  eingericht.  prosr-s* 
Eisenbahnabgabe  (s.  §.  4)  sollte  dann  zur  Amortis.  der  in  d.  Eiscnbahnuntemehmcii 
augel.  Actienkapitalien  in  der  Art  dienen,  dass  mit  ihrem  Ertrag  u.  uuter  Zuwachs 
der  Zinsen  u.  Divid.  der  erworb.  Papiere  Stammactien  frei  angekauft  würden 
Durch  dieses  Gesetz,  welches  kein  Kecht  schädigte,  die  Höhe  der  Abgabe  ist  kein- 
prineip.  Frage,  —  war  also  der  allmälige  Uebergang  der  Privatbahnen  in  s 
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Eigenthum  des  Staats  vorbereitet.  Späterhin  hätte  diese  Ankaufsweise  durch 
<  urssteigen  bei  vennind.  Acticnzahl  u.  stärkerer  Amortis.  theuer  werden  können. 
Allein  durch  Ges.  v.  21.  Mai  185t»  ist  leider  diese  Amortis.  beseitigt  u.  so<rar 
Jj.  39  rj.  40  des  Gesetzes  v.  lS'JS  auf sre hoben  worden.  Eine  Massregcl  von  schon 
damals  mindestens  zweifelhaftem  volkswirthschaftspolit.  u.  iinanz.  Werth.  Seitdem  u. 
auch  nach  d.  neuen  Kisenbahnsteuergcs.  v.  1P>.  März  1MI7  fliesst  der  Ertrae  der  Eisen- 
hahuabgabc  in  die  Staatskasse  zu  allgemeinen  Staatsaustraben.  S.  „10  J.  preuss. 
I>.  Eisen  bahnpolitik".  S.  12. 

b)  Es  ist  ferner  statthaft ,  dass  in  geeigneten  Fällen,  wenn 
eine  Privatgesellschaft  selbst  die  Abtretung  ihrer  Linien  unter 
billigen  Bedingungen  an  den  Staat  wünscht,  die  Erwerbung 
erfolge. 

Mehrfache  Fülle  in  Preussen,  Sachsen.  Langjähr.  W  unsch  der  Actionäre  der 
Rhein- Nahe  -Hahn,  der  aber  erst  in  der  jüngsten  Zeit  realisirt  ist.  Hei  der  neuesten 
\  erstaatlichuntrspolitik  in  Baiern,  Sachsen,  Preussen  rief  man  seitens  des  Staats  durch 
glinstige  Angebote  solche  Bereitwilligkeit  hervor. 

c)  An  Stelle  der  Fusioniiung  von  Privatbahnen,  namentlich 
der  Verschmelzung  von  kleinen  mit  grossen  Unternehmungen,  soll 
möglichst,  wenn  es  die  geographische  Lage  der  Linie,  ihr  bereits 
bestehender  oder  leicht  herzustellender  Zusammenbang  mit  anderen 
Staatsbahuen  irgend  erlaubt,  die  Fusion irung  solcher  Privat 
bahnen  mit  Staatsbahnen  treten. 

So  sollte  nach  Beschlüssen  v.  Herbst  1S71  die  Taunusb.  mit  d.  hess.  Ludwigs- 
bahn  fusiouirt  werden.  Die  Vereinigung  der  ersteren  —  Wiesbaden-Frankfurt  —  mit 
der  nass.  u.  der  Main-We^cr-Staatsh.,  die  sie  verbindet,  lag  wahrlich  näher  u.  erfolgte 
auch  naeh  spät.  Vertrage  d.  preuss.  Heu ieruntr  mit  d.  he-x  Ludwigs!».  Aehnlich  IST»» 
>lie  Einverleibung  der  Halle-Ca><eler  Privatbahn  in  die  im  Bau  befindliche  Staatsbahn 
Berlin-Wetzlar. 

d)  Solange  der  Uebergang  in  das  Eigenthum  (bez.  bleibende 
Betrieb8übcrlassung  und  Uebernahme  auf  Rechnung  des  Staats 
gegen  Gewährung  fester  Rente  an  die  Actionäre)  nicht  zu  erzielen 
ist,  sollten  wenigstens  die  wichtigsten  Privatbahnlinien, 
welche  leicht  factische  Monopole  erlangen,  ferner  solche  Privat- 
nebenbahnen, welche  in  Staatsbahnen  münden,  in  die  Verwal- 
tung des  Staats  tibergehen. 

Die  Uebernahme  der  Verwaltung  von  Privatbahnen  durch  den  Staat  beruhte  in 
Preussen  auf  keinem  so  bestimmten  Princip,  als  den  beiden  im  Text  »('.nannten, 
obgleich  finanz.  Gcsichtspum  te  mit  massgebend  waren.  Bei  d.  Oberse  hl.  B.  hatte 
sich  der  Staat  die  Uebernahme  des  Betriebs  für  den  Kall  vorbehalten,  dass  er  aus  der 
Zins«rarantie  ein  bestimmtes  Mass  von  Zahlungen  leisten  müsse.  Die  Berg. -Mark. 
Bahn  ging  in  Zeit  schlechter  Finanzlage  1*»;>0  auf  10  J.,  IS.Vf  auf  bestandig  in  Staats- 
verwaltung über,  die  Cosel-Oderb.  B.  nach  der  Katastrophe  v.  1S50  i.  J.  ls>57. 
Die  Bhein-Nahe-B.  stand  von  Auf.  an  unter  Staatsverwaltung.  Die  Halle-Sor.-Gubencr 
Rahn  wurde  1S76,  die  Berl.-Dresd.  B.  1H77  in  Staatsverwalt.  übernommen,  als  Be- 
dingung zu  gewährender  Finanz- Hilfe.  In  Baiein  u.  Baden  die  Sclbstvcrwaltune-s- 
körpern  u.  kl.  Gesellschaften  gehörenden  Localbahneu  in  Staatsbetrieb.  In  Oester- 
reich Uebernahme  in  Staatsverwaltung  auch  namentlich  aus  finanz.  Gründen,  bei 
hohen  Staatsgarantie  -Zuschusses  (Rudolfsbahn). 
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4.  Wird  gleichwohl  die  Concession  zu  neuen  Privat- 
bahnen  noch  ertheilt,  sei  es  an  alte  Gesellschaften  zur  Erweite 
rung  ihres  Netzes  oder  an  neue  Unternehmungen,  so  bat  sich  der 
Staat  möglichst  we itgehende  und  unzweideutige  Rechte 
hinsichtlich  des  Heimfalls  und  des  Ankaufs  der  Bahn 
vor  der  Heim fallsfri st  vorzubehalten,  etwa  eine  regel- 
mässige und  nicht  zu  langsame  Amortisation  des  Kapitals  (d.  b. 
der  Actien  neben  den  Prioritätsschulden)  einzurichten,  und  auch 
hier,  erforderlichen  Falls  (Nr.  S  ad  c),  die  Verwaltung  selbst  zu 
übernehmen. 

5.  Bei  der  E r Werbung  wie  bei  der  blossen  Verwaltungs 
Übernahme  der  Privatbahnen  durch  den  Staat  sind  wohl 
erworbene  Privatrechte  sorgfältig  zu  schonen,  mögen 
sie  auf  dem  allgemeinen  Privatrecht  oder  auf  besonderem  Gesetz 
oder  Privileg  beruhen.  Eine  Beseitigung  dieser  Rechte 
zu  Gunsten  des  Staats  ist  aber  gleichwohl  möglich  und 
statthaft : 

a)  Einmal  selbstverständlich  auf  dem  Wege  freier  Verein- 
barung. 

Letztem  wird  im  Ganzen  am  Wünschenswerthesten  und  oft  auch  bei  Privatbahnen 
in  schlechter  Finanzlage  und  ohne  Aussicht  auf  eine  bessere  Zukunft  unter  nicht  zu 
lästigen  finanziellen  Bedingungen,  bei  gut  rentirenden  und  zukunftsreichen  Bahnen 
wenigsten*  unter  Anlegung  eines  angemessenen  Kauf-  oder  Parhtprcises  —  oder  der 
Gewissheit  truter  Staatsverwaltung,  falls  nur  diese  an  Stelle  der  Priratverwaltumr 
tritt  -  -  möglich  sein. 

Beispiele  der  Erwerbung  schlecht  situirtcr  Bahnen.  Die  Niederseh  les-. 
Märk.  B.  ging  im  Winter  1851  —  52  vertragsweise  gegen  eine  feste  Actienrentc  von 
4%  Zins  u.  reg.  lmäss.  Amortis  an  den  Staat  über.  Curs  der  Actien  1850  meist 
c.  83,  Anf.  1851  dsgl.,  End.«  1851  c.  93°/,,:  nach  (ienehmigung  des  Vertrags  durch 
die  Regierung  97—98%.  —  Die  Säcbs.-Baier.  B.  ging  1846  an  d.  sächs.  Staat  über 
liegen  4°/„  Actienzinsen  für  8  Jahre  (1847 — 54)  u.  gegen  Austausch  mit  3%Stnats- 
papieren  alsdann.  Curs  um  die  Zeit  des  Vertragsabschlusses  76 — 83,  nach  demselben 
li.  J.  1847)  84  —  90.  Einitr«-  der  jüngsten  Erwerbungen  des  Staats  in  Preussen  (die 
bankerotten,  noch  anrollend.  Bahnen:  Berl.  Nordb.,  Pomm.  Centralb. ,  Rhein -Nahe-, 
Berl.-Görl.  B.  u.a.m.  ,  Sachsen  (kleinere  Privatbahnen  in  halhbankerottcm  Zustande) 
sind  dem  Staato  billig  gekommen  (,ls70,  1877  u.  seitdem  mehrfach).  —  Der  Vertrat 
zwischen  dein  K.  Italien  u.  der  österr.  Süd  bahn  1876  ist  angesichts  der  preeäreu 
Finan/Joire  der  Gesellschaft  relativ  günstig  für  den  Staat  ausgefallen.  Seine  Detaü- 
punete  lassen  sieh  hier  nicht  in  Kürze  angeben  u.  sind  ohne  Eingehen  auf  die  ver- 
wickelte Lage  der  Gesellsch.  nicht  verständlich. 

Beispiele  der  Erwerbung  gut  situirtcr  Bahnen.  Dio  Wien-GIoggnitzer 
Bahn  erwarb  der  österr.  Staat  1853  in  der  Weise,  dass  der  Ges.  die  B.  Wien -Raab 
verblieb  u.  er  für  jede  der  13,219  Actien  zu  500  fl.  675  fl.  C.-M.  in  5%  Staats- 
oblig.  gab.  Curs  Anf.  1853  155—160%,  nach  dem  Vertragsabschluss  170%  u.  mehr, 
nach  di  r  Umgestaltung  noch  92—93%.  Dio  baier.  Ostbahnen  gingen  durch  Vertr.  r. 
1.  März  1875  u.  Ges.  v.  15.  April  1875  an  den  Baier.  Staat  über.  Sie  hatten  1874 
nur  4Va°/o  Divid.  geben  können.  Der  Staat  zahlte  für  eino  Actie  von  200  fl.  d, 
I.  Emiss".  420,  der  2.  Emiss.  410  M.,  wovon  je  400  M.  in  4%  baier.  Staatspapieren, 
den  Rest  baar.  —  Die  Leipz.-Dresd.  Bahn  ging  zu  dem  relativ  hohen  Preise  von 
1000  M.  in  3%  igen  sächs.  Staatsrenten  für  die  Actie  von  100  Thlr.  im  J.  1&70 
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au  den  Staat  über.  Zu  diesem  Preise  (um  so  höher,  als  der  Staat  die  eben  ein- 
gestürzte Kiesaer  Elbbruckc  erst  wieder  auf  seine  Kosten  zu  bauen  hatte)  trutr  die 
polit.  Situation  bei  (Consolidirung  des  sächs.  Staatsbahnnetzes  gegenüber  der  Reichs- 
^isenbahncontrole  und  dem  Keichscisenbahnproject).  Uebcr  dir  neuesten  preuss.  Er- 
Werbungen  s.  unten. 

Die  Aussicht  guter  Verwaltung  wirkte  z.B.  wohl  für  die  Uelx  riassung  dcrBerg.- 
Mirk.  Bahn  an  die  Staatsrerw.  mit. 

Indessen  gewährt  der  Weg  der  freien  Vereinbarung  keine 
genügende  Sicherheit,  die  Bahnen  Uberhaupt  oder  sie  zu  ange- 
messenen Preisen  zu  erwerben.  Es  bedarf  daher  noch  der  Aner- 
kennung des  Princip8: 

b)  dass  Privatbahnen  auch  zwangsweise  im  Wege  des 
Expropriationsverfahrens  oder  eines  nach  dessen  Analogie 
auszubildenden  Rechtsverfahrens  gegen  volle  Entschädigung 
der  Eigentümer  in  das  Eigenthum  (und  analog  in  die  Verwaltung) 
des  Staate  übergehen  können. 

Dieses  Princip  wird  den  Rechton  der  Privatbahnen  gegenüber  nicht  nur  wie  im 
Falle  mancher  anderer  Privatrechte,  besondere  des  (irundeigenthümers,  sanetionirt 
•lurch  das  überwiegende  öffentliche  Interesse,  sondern  bei  den  Bahnen  noch 
speciell  durch  den  Umstand,  dass  sie  selbst  bloss  der  Gewährung  des  Expro- 
priationsrechts ihre  Entstehung  verdanken.  Erörtert  wurde  dieser  Punct 
1888  mit  in  Oesterreich  bei  Gelegenheit  von  parlam.  Eisenbahndebatten  u.  „Peage- 
Verträgcn44. 

Dieses  Verfahren  ist  bei  alten  wie  bei  neuen  Bahnen,  mag  es 
vorbehalten  sein  oder  nicht,  statthaft.  Es  verlangt  nur  folgende 
Beschränkungen  in  seiner  Anwendung,  damit  keine 
Rechte  und  selbst  keine  berechtigten  Interessen  der 
Bahneigenthümer  verletzt  werden  und  das  Privatkapital,  wenn  es 
einmal  noch  zur  Anlegung  in  Privatbahnen  in  Anspruch  genommen 
werden  soll,  sich  nicht  zurückschrecken  lasse: 

a)  Die  zwangsweise  Eigenthums-  oder  Verwaltungsüber 
nähme  von  Privatbahnen  ist  vor  demjenigen  Zcitpuncte  absolut 
unstatthaft,  bis  zu  welchem  sie  etwa  ausdrücklich  im  Gesetz 
oder  in  der  Concessionsurkunde  (Privileg)  ausgeschlossen  ist. 
Ebenso  müssen  etwaige  früher  festgesetzte  Bedingungen  für 
die  Anwendung  des  Expropriationsverfahrens  genau  innegehalten 
werden.  In  Zukunft  sind  aber  andererseits  nur  die  noth wen- 
digen Beschränkungen  der  Rechte  des  Staats  vorzunehmen,  damit 
die  Geltendmachung  der  letzteren  zu  geeigneter  Zeit  immer  mög- 
lich sei. 

Die  Fristen,  nach  deren  Ablauf  der  Staat  das  Eigenthum  erwerben  kann,  sind 
in  den  bestehenden  Gesetzen  u.  Verträgen  doch  sehr  lange;  25,  30,  35  Jahre  in 
Deutschland  u.  Oesterreich,  oder  gar  50.  90,  99,  nach  Ablauf  der  Ooncess.-Zeit. 
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ß)  Das  Zwangsverfahren  gegen  eine  Privatbahn  ist  erst 
von  einem  Zeitpuncte  an  zulässig,  in  welchem  die  Betriebs- 
ergebnisse der  Bahn  ein  einigermassen  sicheres  Urtheil 
Uber  die  finanzielle  Lage  des  Unternehmens  gestatten. 

Namentlich  muss  für  unrentable  Bahnen  eine  Minimalfrist  bezeichnet 
werden,  vor  welcher  sie  nicht  zwangsweise  an  den  Staat  übergehen  dürfen,  um  die 
Actionäre  möglichst  vor  Kapitalverlusten  zu  sichern;  z.B.  eine  Frist  von  20  Jahn?i« 
bei  Bahnen,  welche  in  einer  hestimmten  Reihe  (z.B.  5 — 10)  der  letzt  verflossenen  auf- 
einander folgenden  Jahre  ihren  Actioniiren  eine  gewisse  Minimalrentc  (z.B.  4B/J  d* 
Actienkapitals  nicht  liefern  konnten.  Bei  rentablen  Bahnen  kann  diese  Frist  ohae 
(iefährdung  des  Kapitals  der  Actionäre  verkürzt  werden,  z.B.  auf  10 — 15  Jahre,  w^dl 
in  den  letztverflossenen  z.  B.  ."»  Jahren  die  Dividende  der  Actionäre  einen  gewissen 
Satz  (etwa  5 — ß%l  überschritten  hat. 

y)  Die  Entschädigung  der  Actionäre  hat  nach  dem 
vollen  Werthe  des  Eigenthumsrechts  zu  erfolgen,  und 
zwar  nach  dem  Tax  werthe  —  so  namentlich  bei  Bahnen, 
welche  ihren  Actionären  gar  keine  Dividende  zahlen  konnten  — 
oder,  wenn  dies  für  die  Actionäre  günstiger  ist,  auf  der  Basis 
der  Kapitalisirung  der  von  den  Actionären  binnen  einer 
bestimmten  Reihe  (z.  B.  5)  der  letztverflossenen  Jahre  be 
zogenen  Rente  nach  einem  fttr  die  Actionäre  günstigen,  also 
vielleicht  etwas  niedrigeren  als  dem  üblichen  Zinsfusse  für  gute 
Sicherheit;  ferner  eventuell  noch  weiter,  namentlich  bei  der 
Uebernahme  nach  dem  Taxwerthe,  aber  selbst  auch  in  dem 
zweiten  Falle,  unter  Zuschlag  eines  bestimmten  Procents  (z.  B.  1") 
zu  dem  sieh  nach  dieser  Rechnung  ergebenden  Kapitalbetrag. 

Kine  Ablösung  nach  dem  zukünftigen  Börsen curs,  wie  z.B.  bei  d.  baier 
Ostbahneu  stipulirt  war,  scheint  mir  unzulässig.  Denn  hier  wird  dem  Bahneiirenthuc. 
nur  durch  die  Aussicht  des  Uebergangs  der  Bahn  an  den  Staat  eis 
künstlich  hoher  Werth  gegeben.  Ausserdem  würde  es  dann  nicht  so  schwer  ?>eiii 
durch  Speculationcn  den  Curs  in  die  Höhe  zu  treiben.  Drgl.  zeigte  sich  seit  1S76 
schon,  als  mehrfach  von  Erwerbsabsichten  der  preuss.  Kegierung  die  Kede  war. 

Die  Abfindung  der  Actionäre  muss  in  Baarem  oder  nur 
mit  ihrer  Einwilligung  in  »Staatspapieren  erfolgen. 
Die  Schulden  der  Bahn  (Prioritätsobligationen)  werdec 
unter  verbleibender  Verpfändung  der  Bahn  zu  Staats 
schulden  und  müssen  genau  nach  den  Anleihecon- 
tracten  verzinst  und  getilgt  werden.  Auch  hinsichtlich 
der  Con version,  etwaiger  Zinsreduction  u.  dgl.  m.  tritt  der 
Staat  ganz  in  das  Rechtsverhältniss  der  Gesellschaft  als  Schuld 
nerin  ein. 

So  schon  die  besteh.  Bestimmung  im  preuss.  Eisenbahnges.  §.42  u.a.m.  u. 
jetzt  regelmässig  bei  allen  neueren  Priv.bahn-  Erwerbungen  in  Preussen  u.  ander« 
deutschen  Staaten. 
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5.  Neben  dem  Staate  selbst  können  auch  die  anderen 
„räumlichen"  Zwangsgemein  wirtschaften"  oder  die 
Selbstverwaltnngskörper,  Provinzen,  Kreise  und  Ge- 
meinden das  Recht  erhalten,  auf  ihre  Rechnung  Eisen- 
bahnen zu  bauen,  wobei  jedoch  der  Betrieb  öfters  passend 
von  der  Verwaltung  der  Staatseisenbahnen  und  nach  den  Grund- 
sätzen für  letztere  (auch  in  der  Tarifpolitik)  geführt  wird. 

Auf  diese  Weise  wird  die  Einheitlichkeit  des  Eisenbahnwesens  gewahrt,  wahrend 
Hahnen,  die  vielleicht  der  Staat  noch  nicht  ausfuhren  wurde,  doch  bereits  gebaut 
werden.  Die  Anlage  von  Eisen  lehnen  durch  die  Selbstverwaltunifskörpor  wird  nament- 
lich in  Anknüpfung  an  eine  richtige  Unterscheidung  der  Eisenbahnen  nach 
ihrem  technischen  und  ökonomischen  „Kan g"'  (s.  fol^r.  Absch.),  in  Zukunft  immer 
wichtiger  werden,  indem  jene  Körper  gewisse  Hahnen  von  „untergeordneter  Bedeutung". 
Secundär-  und  Local bahnen,  mit  Normalspur  und  eventuell  mit  Schmalspur. 
Dampf  bahnen  und  daneben  Pferdebahnen  übernehmen.  Auf  diese  Art  wird  das 
Princip  der  Selbstverwaltung  auch  bei  diesem  modernsten  Verkehrsmittel  richtig 
angewendet.  Je  nach  der  Bedeutung  und  Art  der  betreffenden  Bahnen,  kann  dann 
der  Betrieb  zwischen  dem  Staat  und  diesen  Körpern  getheilt  werden. 

In  Preusscn  sollen  die  den  Provinzen  zuteewics.  Chaussee -Dotationen  auch  mit 
für  den  Bau  von  Secundärbahnen  verwendet  werden  dürfen.  —  Hier  liegt  die  Ein- 
führung einer  rieht.  Selbstverwalt.  im  Verkehrswesen  vor.  nicht  in  St  ein 's  Ideen 
iHandb.  d.  Verw.,  2.  A..  S.  400). 

§.  279.  Ueber Sicht  über  den  Stand  des  Eisenbahnwesens  und  die 
Entwicklung  des  Staats-  und  Privatbahnsystcuis. 

Vgl.  bes.  Stürmer,  (iesch.  d.  Eisenbahnen  (f.  die  Welt  II,  3,  f.  Deutschi.  II,  / 
♦1  II.,  Neumann  a.  a.  O.,  (ioth.  Jahrb.  Jahrg.  1S83  S.  1041*,  Ergänz.  II.  XII  d. 
l»rcuss.  Statist,  mit  d.  dazu  gehör.  Atlas  v.  Kuhn  u.  überh.  die  oben  S.  663  gen.  bist, 
statistische  Literatur.  Aeltere  Daten,  für  1  v>7 1  meist,  in  d.  6.  A.  v.  Hau  §.  239,  Note  k. 
In  den  neueren  Statistiken  sind  gewöhnlich  die  Berechnungen  auf  die  neuen  Maasse. 
Wahrungen  und  Munzfusse  gestellt.  Die  „Intensität"  des  Eisenbahnnetzes  pflegt  durch 
eine  Verprleichung  der  Länge  der  Linien  mit  d.  Flächen-  u.  Bevölkerungsgrösse  zur 
Anschauung  gebracht  zu  werden.  Engel  hat  (nach  Sturm  er  II,  2)  eine  „mittlere 
Proportionale"  aus  d.  Quadratwurzel  aus  dem  Producte  der  Kilometerzahl,  welche  auf 
1  sreosrr.  Quadratmeile  und  auf  10,000  Einw.  kommt,  gebildet,  um  eine  „Eisenbahn- 
ausstattunjrsziffer"  zu  berechnen,  —  doch  sehr  willkürlich,  als  ob  sich  1  Quadratmeile 
und  10,000  Einw.  entsprächen.  —  Verschied,  graph.  Darstellungen  in  d.  gen.  deutschen 
Kisenb.atlas.  Wie  bei  allen  solchen  Vergleichen  erscheinen  ausserdem  auch  hierbei 
kleine  dicht  bevölk.  Staaten  (z.  B.  Belgien,  Schweiz)  in  bes.  gunstigem  Lichte,  während 
in  manchen  Provinzen  srrosser  Staaten  die  Verhältnisse  vielleicht  ebenso  sind,  was 
aber  in  der  Durchschnittszahl  für  den  grossen  Staat  verschwindet.  Es  war  Anf.  1876 
(nach  Stürmer,  ganz  unbedeut.  Abweichungen  im  Goth.  Jahrb.),  u.  Anf.  1882  (nach 
<-oth.  J.b). 


Bahnen 

Auf  lüo 

Auf  1  Mill. 

P.  Kil. 
lo«0  Mark 
um  iwTt  78 

Bahnen 
i.  Botrieb 

1SS2 

Auf 

im  Hansen 
in  Betrieb 
Kit.  m. 

C  Qu.  M. 
Bahnen 
Kil.  m. 

Bewohner 
Bahnen 
Kil.  m. 

10.000 
Qu.Kil.m 
Kil. 

Europa. 

(1876) 

Belgien  .... 

3,517 

657 

070  (Stantsb.)  44Q 

4,182 

1419 

Gr.-Britann.  .    .  . 

26,870 

469 

786 

461 

29,257 

929 

Niederl  

1,89.-» 

294 

478 

223 

1,976 

59b 

Deutschland  .    .  . 

27,980 

285 

676 

251 

34,727 

642 

Schweiz  .... 

2,066 

275 

774 

272 

2,635 

636 

Frankreich    .    .  . 

21,587 

225 

59S 

369 

27,419 

519 

Dänemark     .    .  . 

1,260 

181 

672 

100 

1,576 

411 

Oesterreich-  Ungarn 

17,368 
7,704 

153 

473 

262 

18,903 

302 

143 

287 

219 

8,713 

294 

Spanien  .... 

5,796 

64 

356 

296 

6,199 

124 

a.  Wagner,  KiaMxwüneiuttliaft.   I   s.  Aufl.  j ;, 
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Bahnen        Aul  100 

Auf  1  HUI 

t\  KiL 
1000  Mark 
um  1974*70 

Bah neu 
i.  Rotrud 

1  >h  1 

Auf 

iui  Ganzen    g.  Qu.  M. 
in  Betrieb  Bahnen 

1  tr*\%'«>hiit*r 

Bahnen 

Ii)   1  »>H 

«Ju.KiLm 

KU.  m.  RH 
08701 

Mm. 

Kil.  Mm. 

Kil. 

Europa. 

Portugal  .  . 

.    .  1,033 

Gl 

235 

172 

1.073 

18»; 

Rumänien  . 

.    .  1,233 

56 

273 

2TU 

1,475 

1 13 

Schweden 

.    .  4,138 

50 

953 

73 

0.177 

137 

Türkei     .  . 

.    .  1,537 

23 

183 

1,432 

54 

Knsslantl  .  . 

.    .  18.488 

19 

251 

196 

22,653 

45 

Norwegen 

.    .  555 

90 

309 

75 

1.524 

47 

Griechenland 

.    .  12 

13 

8 

12 

1 

Bulgarien  .  . 

224 

35 

Finnland  .  . 

873 

23 

Summa  Europa 

.'  142,944 

■ 

171,990 

1  .6 

Ausser  Europa:         KU.  in. 

Kil. 

U). 

Kil.  m. 

Kil  m. 

1876 

1882 

1876 

1882 

.    .    .  119.352 

150,740    Australien     .  . 

3,079 

7,85^ 

(3094  p.  1  Mill.  Mensch.) 

Asien 

•        •        •  ■ 

1 2,302 

17,203 

11.0S4  Africa 

■        •       •  * 

2,372 

4,78> 

(1650  p.  1  Mill. 

Mensch.» 

Zus.  auss.  E« ropa  1 5 1 .305 

208,306 

1 0,026  Welt 

•        •       •  • 

294,249 

3S0,2«M, 

Ganz  America 

.    .    .    .  133.552 

178,456 

Bei  Niederlande  ls70  mit.  1882  ohne  Luxem  h.  (letztres  hier  360  Kil.).  Die  Daten  in  d. 
Col.  f.  1*82  bei  Spanien  f.  1878,  bei  Schweiz  f.  1S80.  hei  Rumän.  u.  Norweg.  f.  1883 
Die  Entwicklung  des  Eisenbahnnetzes  «ler  Erde  nach  Stürmer  in  Kil.  ra.  zu  Endf 
d.  J.       1870  abweichend  im  Goth.  Jahrb..  sonst  meist  gleich): 


1830 
1840 


332 
8591 
Davon 


1850 
1800 


1870  211,859 
1875  295,783 
America 
52,235 
90.398 


lsv2  380,296 


38,022 
106,886 
Europa 
1860  51,544 
1S70  103,774 
1876  u.  82  s.  o. 

Unterscheidung  von  Vollbahneu  u.  Bahnen  „untere :e  ordnet  er  Be- 
*  ist  übrigens  in  diesen  Statistiken  nicht  gleirhrnässig  sr  ein  acht.   Die  zweit' 
Katejr.  ist  ort  unvollständig  angegeben. 

Tür  den  Uinfanjr  de»  heut.  D.  Reichs  ergeben  s.  folgend.-  Daten  f.  d.  in  Betrieb 


Die 

den tan g 


befind!. 


.1. 


Bahnen 
1835 
1840 
1845 
1850 

Das  Verhältnis«  der  Staats- 
einigen  Staaten  früher  mehrfach  gewechselt,  indem 
verkauft  ibez.  auf  lange  Jahre  zur  Ausbeutung  oder 


in  Kilom.  immer  Ena«  <i 
6  1855 
581  1860 
2,315  1865 
6.054  1870 


1875 
1880 
1882 


27.934 
33,095 
34,902 


8.272 
11,044 
14,658 
19,638 

und  Privatbahnen  zu  einander  hat  in 
Staatsbahnen  an  Gesellschaften 
Nutzniessung  überlassen),  od«  r 


Privatbahnen  vom  Staate  angekauft,  mitunter  aber  später  selbst  wieder  verkauft  wurden 
Der  bunteste  Wechsel  zeigt  sich  z.  B.  in  Oesterreich.    Ocflcrs  ist  auch  zwischen 
den  Verhaltnissen  des  Eigenthums  und  der  Verwaltung  der  Bahnen  zu  unterscheiden  (s.u.). 
Zustand  in  1870. 

Auf.  1870  »nach  Sturmer). 
KiL  m. 


Deutsches  He  ich. 

Kil.m. 

Staatsbahnen  .... 


Kil.m. 


12,515     Privatbahnen  unter  Staate- 


preussisehe  .  . 

4335 

Verwaltung  

sächsische    .  . 

1087 

neml.  Bcnr.-märk.  (preuss.) 

11>4 

oldenburgische  . 

271 

Oberschles. 

1404 

Main-Neckar  .  . 

87 

Rhein-Nahe 

122 

badische    .    .  . 

1152 

andre  (meist  in 

würtein  herrische 

1 270 

Sachsen)  .... 

203 

elsass-lothr.   .  . 

863 

Privatbahnen  unter  Privat- 

buerische     .  . 

3435 

verwaltunu  

Militärb.   .    .  . 

15 

Summa 

Kil.n 

2.01;; 


12.01" 
28.143 
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Wird  die  Länge  einiger  hier  doppelt  gerechneten  Strecken ,  die  gleichzeitig  von  zwei 
Verwaltungen  betrieben  werden,  abgezogen,  so  reducirt  sich  die  Gesammtlänge  auf 
28,084  KU.  Davon  liegen  195  Kil.  nicht  im  Reichsgebiet ,  während  91  KU.  andre 
Bahnen  im  Reichsgebiet  v.  ausländ.  Verwaltungen  betrieben  werden,  so  dass  im  Reichs- 
gebiete liegen:  27,980  Kil.,  ausserdem  857  Kil.  sog.  Industriebahnen,  wovon  582 
f.  Locora.  betrieb.  Die  preuss.  Staatsbahnen  standen  früher  unter  8  Verwalt.,  also 
hatte  eine  derselben  durchschnittl.  unter  sich  542  Kil.,  Max.  Ostb.  1495  Kil.  Eine 
Ausdehnung  erfolgte  schon  im  J.  1876  durch  den  Ankauf  der  Halle-Casseler  Privat- 
bahn. Hei  den  ha  ier.  Staatsbahnen  sind  305  Kil.  Pachtbahnen,  ferner  die  im  J.  1875 
angekauften  baier.  Ostb.  (bisher  Privatb.,  1874  769  Kil.)  bereits  inbegriffen.  Die 
sächs.  Staatsbahnen  haben  sich  im  J.  1876  durch  Ankauf  v.  Privatbahnen  (bes.  die 
Leipz.-Dresd.  mit  285  Kil.)  noch  weiter  ausgedehnt,  auf  1667  Kil.  Anf.  1877.  Bei 
den  bad.  Staatsbahnen  sind  ebenfalls  103  Kil.  Pachtb.  eingerechnet.  Die  Privat- 
bahnen in  eigener  Verwaltung  zerfallen  in  52  selbständige  Gesellschaften,  durch- 
schnittl. von  einer  Länge  von  bloss  242  Kil.  Die  grössten  waren  Anf.  1S76:  Cöln- 
Mind.  mit  1054,  Rheinisch«-  mit  1044.  Magd.-Halberst.  mit  935,  Berl.-Stettin  mit  853, 
Pfälzer  Bahnen  mit  508.  5  and.  Gesellschaften  mit  4—500,  5  mit  3—400,  9  mit 
2—300,  7  mit  100—200,  21  unter  100  Kil.  Einige  dieser  kleinen  Bahnen  werden 
von  anderen  Gesellschaften  mit  verwaltet.  Aber  die  ungemein  grosse  Verwaltungs- 
zersplitterung  vermindert  sich  dadurch  doch  nur  wenig.  Trotzdem  hat  sich  meist 
durch  Fusion  u.  dgl.  m.  schon  «'ine  Besserung  ergeben.  Die  46  in  Preussen  von 
1838—66  concession.  Gesellschaften  hatten  sich  z.B.  bis  1867  schon  auf  23  reducirt 

Zustand  in  der  neuesten  Zeit. 

In  den  letzten  Jahren  sind  nun  durch  die  grossen  „Privatbahn-Verstaatlichungen" 
in  Preussen  die  Verhältnisse  im  Deutschen  Reich  völlig  zu  Gunsten  der  Staats- 
bahnen verschoben  worden,  nachdem  die  beiden  Mittelstaaten,  welche  nebon  ihreu 
alten  Staatsbahnen  noch  grössere  Privathahnen  belassen,  Baiern  u.  K.  Sachsen, 
diese  fast  alle  (in  Baiern  bisher  nur  noch  mit  Ausnahme  der  Priv.b,  in  d.  Pfalz) 
für  den  Staat  schon  kurz  vorher  erworben  hatten.  Nach  d.  gen.  Erg.h.  XII  d.  preuss. 
Statist.  S.  180  waren  Ende  1882  in  Betrieb  in  Kilometern: 


Staatsb. 

Priv.b. 
unter 
Staatsverw. 

Dsgl.  unter 
eig.  Verwalt. 

Summe 

Preussen 

14,204 

2336 

3996 

20,537 

Baiern 

4,287 

619 

4,906 

Sachsen 

1,984 

90 

2,074 

WUrtemberg 

1,431 

17 

1,448 

Baden 

1,187 

99 

37 

1,322 

Hessen 

331 

513 

843 

Elsass- Lothringen 

1,228 

5 

1 1 

1,244 

And.  Staaten 

1,240 

50 

1291 

Reich 

25,898 

2580 

0484 

34,962 

Dazu  ausserh.  Reichs- 

gebiets (u.  ausser- 

preuss.  Strecken) 

98 

26 

125 

Die  Strecken  der  Kleinstaaten  gehören  meistens  zur  Verwalt.  anderer  (preuss.  u.  s.  w.) 
Staatsbahnen  (nur  Oldenb.  hat  eine  eigene  Staatsb.verwalt.)  oder  grösserer  preuss. 
Priv.bahnen  (eigene  Priv.verwalt  in  Mecklenb.,  Braunschw.,  Thüringen). 

Deber  die  zeitliche  Entwicklung  des  Deutschen  Eisenb.netzes  u.  seiner  Ver- 
waltungen in  d.  gen.  Heft  f.  jeden  Staat  u.  jede  Eisen b.goscllseh.  u.  s.  w.  detaillirtes 
Material.S.  zur  Ergänzung  des  folg.  histor.  Abrisses  Sax  II,  465 — 552  u.  f.  d.  neueste 
Zeit,  bes.  f.  die  im  Folgenden  nur  kurz  behandelten  ausserdeutschen  Länder  d.  Archiv 
f.  Eisenb.wesen.    üeber  die  finanz.  Ergebnisse  speciell  s.  u.  den  Abschnitt  6. 

In  Preussen  wurde  durch  d.  Ges.  v.  3.  Nov.  1838  die  Grundlage  für  die  Ein- 
führung des  Privatbahnsystems  geschafTen.  Durch  letzteres  sind  auch  Ende  der 
30er  u.  bis  Ende  der  40er  Jahre  eine  Reihe  der  besten  u.  leicht  zu  bauenden  Linien 
hergestellt  worden  (s.  o.  S.  671).  In  Betrieb  IM!  114  3,  1847  237'9.  1850  377  8  Meilen. 
Im  J.  1847  wurd««  dann  zuerst  die  Anlage  der  Ostbahn  u.  d.  Saarhr.  Bahn  auf 
Staatskosten  beschlossen.    1848  begonnen.  1849  von  den  Kammern  genehmigt. 

45* 
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Ebenso  sind  von  vornherein  auf  Staatskosten  gebaut  die  neuereu  Erweiterungen  diese: 
lieiden  Bahnen,  ferner  die  Berliner  Verbindungsbahn  (alte  und  1871  eröffnet 
neue  .  Dagegen  wurde  die  von  einer  Gesellschaft  gebaute  Niederschlcs.-Märk. 
B.  (Berl.-Bresl.)  1*50  in  Staatsverwaltung  übernommen  u.  1S52  gekauft  u.  die  mit  ihr 
verbundene  Sehl  es.  Ge  birg  SD.  dann  später  auch  auf  Staatskosten  gebaut;  ebenso 
wurde  die  Westfäl.  B.  von  einer  Gesellschaft  begonnen,  noch  vor  ihrer  Vollendung 
lr>50  v.  Staate  Übernommen,  1S54  die  Münster-Hammer  Bahn  dazu  gekauft  und 
sie  auf  Staatskosten  erweitert.  Die  genannten  Bahnen  bilden  die  alteren  Staats- 
b ahnen  d.  alten  Provinzen,  in  ü.  K.  Ib09  2683  Meil.,  147  2  Mill.  Thlr.  verwendete! 
Kapital  oder  p.  M.  549,000  Thlr.  Auf.  1876  betrug  ihre  Läng«-  2753  KiL,  Anf.  1*77 
27UO  KU.  mit  721  S  Mill.  M.  verwendetem  KapitaJ,  p.  KU.  258,000  M.  In  Folge  der 
IMiOer  Annexionen  lielen  dem  preuss.  Staate  die  säinintlich  auf  Staatskosten  gebauten 
bann,  aussehliessl.  Staatsbahnsysteui  in  d.  ehem.  Kon.  Hannover,  womit  1S41  begonnen  — 
Linie  Braunschweig-Hainiover-Minden,  dann  Harburg  Lohrte-Hüdesheim — ,  1850  fort- 
gefahren, Sud-  u.  Westb.),  die  churhess.  u.  Frankf.  Strecken  der  Main-Weser- 
bahn  (Cassel-Fraukf.  als  Staatsbahn  der  3  betheiligten  Staaten  1M5 — 46  begonnen. 
1852  vollendet),  an  die  sich  dann  die  seitdem  gebaute  Bebra -Hanau  er  Staats  bahn 
anscliloss,  ferner  die  nas sau  'sehen  Staatsbahneu  zu.  Letztere  waren  von  einer  Ge- 
sellschaft begonnen,  1*58  vom  nass.  Staate  übernommen  und  weiter  ausgebaut.  Ge- 
sammtlänge  der  Staatsb.  der  neuen  Prov.  1869  179*3  M. .  102  7  Mill.  Thlr.  ver- 
wendetes Kap.,  p.  M.  573,000  Tbl.  A.  1*76  war  die  Länge  dieser  Staatsbahnen  der 
neuen  Provinzen  15 vi  KU.,  Anf.  1 S7T  (mit  Eiurechn.  der  1*70  angekauften  Hallc- 
Cass.  Bahn)  1*02  KU.  mit  4701  Mill.  M.  verwendetem  Kapital  od.  p.  KiL  206,000  M. 
In  S c hl  es  w. -Holst  befanden  und  bestehen  noch  jetzt  118*3  »  nur  Privatbahnen. 
Eine  Veräusseruni;  von  Staatsbahnen  ist  bisher  in  Preussen  nicht  vorgekommen ;  ein 
Vertrat  <ler  Regierung  über  d.  Verkauf  der  westf&L  Staatsb.  an  die  Berg.-Märk.  Ge?. 
wurde,  v.  Landtag  nicht  genehmigt.  Auch  eine  Vorwal t.  v.  Staat>b.  durch  Privat- 
ges.  besteht  nicht.  Dass  man  schon  von  Anfang  an  nicht  durchaus  d.  Privatbahnsystem 
für  immer  behalten  wollte,  zeigen  die  Vorbehalte  des  §.  42  d.  Eisen  bahn  ges.  v.  1*3*. 
Leider  fehlte  bis  vor  Kur/ein  noch  immer  eine  directe  Verbindung  des  Ost- 
lichen Staats-Bahnnetzes  der  alten  und  de>  westlichen  der  neuen  Provinzen. 
Durch  den  Erwerb  der  Halle-Casseler  Bahn  u.  durch  die  sosren.  Berlin -M  etzlar  Bahn 
wurde  diese  Lücke  zunächst  ergänzt. 

Dazu  kam  schon  länger  Staatsite  trieb  von  Privatbahnen.  Die  vom  Staate 
verwalteten  Privatbahnen  werden  auf  Rechnung  der  betrellenden  Gesellschaften 
gefuhrt,  u.  wenigstens  geraume  Zeit  mit  sehr  günstigem  finanziellen  Erfolg.  Es  waren 
bis  zu  den  neuesten  „Verstaatlichungen"  die  (mit  der  Uberschi,  fusionirtei  Wilhelms!). 
Cosel- Oderberg),  die  ObetBchTes.  (Ilauptb.  v.  Cosel  nach  Breslau  nebst  Zweigen. 
Bresl.-Pos.-Glog.  u.  Pos.-Starg.  u.  a.  m.,  im  G.  Anf.  1*77  mit  d.  Huttenrevierbahnen 
1082  Kil/t,  wouach  das  ganze  Bahnnet/  östlich  von  Berlin  (ausser  in  der  Richtunu 
nach  Pommern):  nach  Ustpreuss..  Bussl.,  Polen,  Schlesien,  Galicien  u.  Oest-Sehlesien 
unter  Staatsverwalt.  stand:  ferner  die  allmälig  sehr  erweiterte  (Anf.  1*77  1290  KU.) 
Berg.-Märk.  B..  welche  mit  der  früh.  hess.  Nordb.  fusionirt  war  u.  mit  der  WefltfiL 
Staatsb.  zusammen  eine  mächtige  Concurrentin  der  Cöln.-Mind.  Privatb.  bildete.  Durch 
die  hess.  Nordbahu  war  sie  mit  dem  Staatsbabnsystem  in  d.  Provinz.  Hessen,  Hannover. 
Sachsen  u.  in  Nassau  verbunden.  Endlich  stand  die  Khein-Naheb.  1 122  KiL)  a. 
die  Münster-Enschedei  B.  (56)  unter  Staatsverwaltung.  Mit  HuLfe  der  ersteren  konnte 
die  Verbindung  mit  der  Nass.  Staatsbahu  über  Bingen-Kudesheim  hergestellt  werden 
Die  Naliebahn  schloss  sich  au  die  Saarbr.  u.  durch  diese  an  «lie  Elsäss.- Lo t hring. 
Reichsbahnen  (A.  1877  925  KiL)  au.  welche  das  D.  Keich  für  325  Mill.  Fr.  ohne 
l  ahrmaterial  übernahm  (A.  1*77  verwend.  Kap.  schon  341  2  Mill.  M.  od.  p.  Küom. 
307.00»  M.)  So  bestanden  schon  um  die  Mitte  der  70er  Jahre  im  Osten 
U.  Westen  des  preuss.  Staats  grosse  Netze  v.  Staatsb.  oder  unter  Ver- 
walt.  des  Staats  stehenden  Privatbahnen,  von  ersteren  A.  1*77  4593,  von 
letzteren  3150  KU.,  zusammen  7743  KU. 

In  diesem  Stadium  der  Entwicklung  tauchte  das  Keichseisenbahnproject  auf. 
Die  preuss.  Staatsregierung  liess  lieh  durch  d.  Ges.  v.  4.  Juni  1870  ermächtigen,  mit 
dem  Deutschen  Keiche  in  Unterhandlung  über  die  Uebertragung  des  gesammten  preus-. 
Staatseisen  bahn  besitze»  u.  aller  Rechte  u.  s.  w.  an  Privatbahnen  auf  das  Reich  zu 
treten.    Indessen  kam  dies  Project  nicht  zur  Ausführung,  wohl  vornehmlich  wriren 
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politischer  Abneigung  der  Mittelstaaten  gegen  ein'-  solche  politisch  freilich  so 
erwünschte  Stärkung  der  (entralgewalt  u.  ungeachtet  der  eminenten  volkswirthsch.  u. 
verkehrspolit.  Gründe,  welche  dafür  sprachen.  Nachdem  das  entschieden  war,  ging 
Preussen,  —  wie  schon  sofort  unter  dein  Einflnss  jenes  Projeets  Bai  er  n  (Ostbahnen) 
o,  K.  Sachsen  —  mit  grosser  Energie  daran,  seinen  Staatsbahnbesitz  durch  Er- 
werbung von  Privatbahnen  zu  arrondiren :  und  zwar  nicht  nur,  wie  schon  mehrfach 
bisher  von  kleinen  einzelnen  Bahnen,  die  in  Notlistand  waren,  oder  von  einzelnen 
Verbindungsstrecken,  sondern  von  grossen,  auch  gut  fundirten,  wenn  auch  durch 
die  Rentenverminderuniren  in  den  "Oer  Jahren  wohlfeiler  gewordenen  Unternehmungen. 
Zum  Erwerb  bediente  man  sich  der  Clausein  des  Eisenb.gesctzes  v.  1838  nicht  u. 
konnte  das  auch  schwer.  Ebensowenig  wurde  an  Zwangsenteignungsmassregeln  gedacht. 
Man  ging  vielmehr  durchaus  auf  dem  Wege  der  Vertragsschlusse  vor  u.  erwarb 
dabei  freilich  die  meisten  Bahnen,  wo  nicht  über  ihrem  wirklichen  dauernden  Werth, 
so  zu  einem  mit  dem  Kursstände  der  Actien  in  keinem  Verhältniss  stehenden 
höheren  Preise.  Die  Actionäre  haben  so  vielfach  erheblich  gewonnen.  Denn  selbst 
in  den  Fällen,  wo  die  vom  Staate  gewährte  Rente  die  bisherige  Actienrente  nicht 
ubertraf,  war  der  Cure  der  Staatsrente  beträchtlich  höher  als  derjenige  der  Actien 
vor  der  Aussicht  auf  die  Verstaatlichung  der  Balm.  Der  Staat  hat  gleichwohl  Dank 
seiner  guten  Verwaltuni;  u.  dem  wieder  erfolgten  Verkebrsaufschwung  kein  schlechtes 
Geschäft  gemacht  u.  noch  Ueberschüsse  erzielt.  Bei  der  Beurtheilnng  der  Rentabilität 
des  preuss.  (ähnlich  des  k.  sächs.  u.  baier.)  Staatsbahnnetzes  ist  aber  des  relativ 
t  Ii  eueren  Preises  der  jüng>t  verstaatlichten  Bahnen  zu  gedenken. 

Die  nichtigsten  „Verstaatlichuniren"  betrafen:  das  Priv.eisenb.unternehuien  Bcrl.- 
Stettin  (Vertr.  v.  13.  .Juni  1879:  gegen  eine  Actienrente  v.  4a/4%;  die  hinterpoinm. 
Zweigbahn  dieser  Gescllseh.  war  schon  K.  1877  auf  Grund  der  Zinsuarantieverträge  in 
d.  Verwalt.  des  Staats  übergegangen*:  Magdeb.- ILalberst.  <  Vertr.  v.  5.  Juni  187!*: 
gegen  eine  Rente  f.  d.  verschied.  Actienkategoricen  von  6,  31/*  u.  5ü/0)'»  Hannover- 
Altenbecken  (Vertr.  v.  8.  Juli  1879:  gegen  einen  Preis  v.  18%  f.  d.  Stammactic 
D.   3G70  f.  d.  St  prior.acticV,  Köln -Minden  (Vertr.  v.  27.  Aug..  10.  Ott.  1879: 
gegen  6°/0  Actienrente).    Ueber  den  Erwerb  dieser  4  Bahnen  wurde  d.  Ges.  vom 
20.  Dec.  1879  erlassen,  dem  dio  bezugl.  Verträge  beigefügt  sind.   Diese  erste  grosse 
Verstaatliehungsoperation  umfasste  dann   noch  den  Erwerb  der  Berl.- Potsdam  er 
Mahn  (Vertr.  v.  24.  Dec.  In79;  gegen  4°/„  Actienrente)  u.  der  Rheinischen  Bahn 
(Vert.  v.  .Vis.  Dec.  1879:  gegen  t»1^0/,,,  bei  einer  Kategor.  gegen  40/0  Actienrente). 
L'cber  d.  Erwerb  dieser  2  Bahnen  Ges.  v.  14.  Febr.  1880.    So  war  der  Staat  in  den 
Besitz  der  westlichen  u.  der  mittleren.  Berlin  mit  dem  Westen  verbindenden, 
sowie  der  nördlichen  Routen  (nach  Pommern)  gelangt.    Erwerb  d.  kl.  Homhurger 
B.  f.  I'S  Mill.  M.  <sGes.  v.  25.  Kehr.  18S0).  dsgl.  des  s»rossh    hess.  Antheils  au  d. 
Main- Weser  B.  ides.  v.  7.  März  1880,  f.  17%  Mill.  M  ).    Eine  zweite  grosse  Vei- 
stnaü.operation  fand  1882  statt,  nachdem  inzwischen  mehrfache  Erweiterungen  des 
Staatsb.nctzes.  n.  A.  nach  Ges.  v.  23.  Febr.  1881  auch  die  Herstellung  einer  Reihe 
von  kleinen  Bahnen  ..untergeordn.  Bedeutung"  erfolgt  waren.  Durch  Ges.  v.  7.  Dec.  1881 
wurden  6  Privatbahnen  erworben:    Berg.- mark.  B.  nach  Vertr.  v.  7.  Dec.  1SM, 
gegen  5°/0  Actienrente.  das  Unternehmen  hatte  schon  bisher  unter  Staatsverwalt.  ge- 
standen: Thür.  B..  Vertr.  v.  29.  Oct.  1  ssi  gegen  ft1/**/»  Actienrente.  unter  gleich- 
zeitiger Ablösung  d.  r  Hnanz.  Betheiligung  der  thur.  Staaten  an  dieser  Bahn  durch 
Preussen:  Berlin-Gö rlitze r  B.,   Vertr.  v.  14.  Nov.  1  s>  1 ,  gegen  einen  Preis  v. 
4iOO  M.  4°/0  consol.  Anl.  f.  2100  M.  Staminactien  u.  v.  600  M.  dieser  Anleihen  f.  600  M. 
Stammprior.actie ;  Cottbus-Grossenh  a  in,  Vertr.  v.  14.  Nov.  1881  gegen  3  u.  bez. 
b°/0  Actienrente:  M  ärk.-Posener  B..  Vertr.  v.  14.  Nov.  1881.  gegen  einen  Preis 
in  47„  consol.  Anleihe  v.  000  M.  f.  1500  M.  Staminactien  u.  von  5700  M.  f.  4800  M. 
St. prior.actien  (nebst  kl.  Zuzahlung):  Uhein-Naheb.,  Vertr.  v.  6./16.  Jan.  1>82.  gegen 
einen  Preis  v.  200  M.  4U'„  consol.  Anleihe  u.  10  M.  baar  f.  1200  M.  Actien.  Durch 
ein    weitres  Ges.  v.   13.  Mai  18V2  wurde  auch  das  wichtige  Berl.-  An  halt 'sehe 
Kisenbabnunternehmen  —  die  Hauptverbindung  mit  Sachsen,  ßaiem  u.  Thüringen  — 
»•rworben.  Vertr.  v.  8.  März  ls82.  gegen  6%  Actienrente.   Die  Form  der  Erwerbung 
war  in  diesen  Fällen  regelmässig  die  eines  „Vei  waltungs-  u.  Betri  ebs  über - 
I  assun»  svertrau  s  auf  ewige  Zeiten  an  den  Staat'',  wobei  der  Staat  das  Unter- 
nehmen auf  eigene  Rechnung  betreibt  u.  der  Eigenthumserwerb  u.  die  Liquidation 
■  ler  Gesellschaften  eventuell  für  später  ins  Auge  gefasst  wird.    Man  entging  so  den 
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sonstigen  Schwierigkeiten  einer  Neuregelung  der  Verhältnisse  der  Prior.obligatioD-n 
bei  allgemeiner  sofortiger  Auflösung  der  Gesellschaften.  Die  Rechtsverhältnisse  der 
Prior.obligationen  blieben  zunächst  dieselben.  Eine  theilweise  Kündigung  (behut- 
Zinsreduction  u.  sonst)  u.  Conversion  v.  Prior.oblig.  in  consol.  Anleihe  hat  übrigen^ 
schon  stattgefunden.  Die  Einlösung  der  Actieu  mittelst  auszugebender  consolid.  (4*,^ 
Staatsanleihen  wurde  vorbehalten.  Durch  diese  beiden  grossen  Verstaatlichungsoperation<-ii 
ist  das  Privateisenbahnwesen  in  Preussen  sehr  eingeengt.  Mit  Ausnahme  der  eisreus 
verwalteten  Berl.-Hanib.  Hahn  (427  Kil.)  sind  die  Hauptrouten  v.  Berlin  aus  schon  in 
Staatsbesitz,  die  directe  Herl.-Dresd.  Hahn  wenigstens  in  Staatsverwaltung.  An  be- 
deutenderen Priv. bahnen  sind  nur  noch  übritr  geblieben  :  die  Oberschlesische  (1590  Ki! 
f.  1881,  wovon  137  Kil.  Secundärbahneu* .  in  Staatsverwaltung  stehend;  die  Rechte- 
Oder-Uferb.,  in  eigener  Verwalt.  (315  KU.»;  die  Bresl.-Freib.-Schweidn.-Gesellscb. 
(599  Kil.  -.  die  Altona-Kieler  B.  (288  Kil.);  die  schlesw.  H.  (237  Kil.) ;  ausserdem 
eine  Anzahl  ineist  kleinerer,  jedenfalls  unbedeutenderer  Priv.bahnen  in  verschied. 
Provinzen.  Der  Erwerb  der  wichtigsten  dieser  noch  restirenden  Priv.bahnen ,  insbe> 
auch  der  Herl -Hamb.,  Altona-Kieler.  Oberschics.,  Kechte-Oder-Uferb. ,  Bresl.-Freib.- 
Schweidn.  ist  im  Sommer  1SS3  in  Aussicht  genommen  u.  würde  eine  dritte  gross' 
Verstaatl. Operation  bilden.  (Vorlagen  darüber  an  d.  Landtag  im  Nov.  1883).  Damit 
würde  im  Wesentlichen  das  preuss.  -  norddeutsche  Baiinnetz  fa?>t  ganz  in  Staatsbesitz 
gelangt  sein  u.  sich,  inbegriffen  die  neuen  in  Hau  befindlichen  Strecken  auf  c.  190O0  Ki! 
belaufen.  Am  1.  April  18S3  war  der  Staatsbesitz  bereits  15,403  Kil.,  der  sich  im 
J.  18S3/S4  idurch  neu  erölluete  oder  noch  zu  eröffnende  Strecken  auf  15,967  Kil.  er- 
weitert: mehr  als  das  Dreifache  des  Besitzes  in  1877. 

Natürlich  hat  sich  die  Schuld  dos  preuss.  Staats  durch  diese  Verstaatlichungen 
v.  Privatbabnen  u.  durch  die  erfolgten  Neubauten  stark  vermehrt     Die  finaoz. 
Regelung  dieser  Eisenbahnschuld  ist  durch  Ges.  v.  27.  März  1882  betr.  die  Ver- 
wendung der  Jahresüberschüsse  der  Verwalt.  der  Eisenb.aiisreleirenheiten  erfolgt  Prin- 
cipiell  wiohtig  ist  hierbei  die  aparte  Behandlung  dieses  erheblichsten  modernen 
„Domanialobjects"  in  der  Finanzwirthschaft  u.  die  Festsetzung  einer  besonderen 
Tilgung  der  Eisenbahnschnld.  Letztere  ward  f.  d.  1.  Apr.  1SS0  auf  149S,858.10O  M.  1» - 
stimmt  Derselben  wachsen  in  der  Regel  zu:  die  auf  Grund  neuer  Credite  f.  Bahnen  auf- 
genommenen Schulden,  die  Beträge  der  im  Staatshaushet.  ausscrord.  oder  durch 
bes.  Gesetze  bewilligten  Summen,  dio  im  Fall  des  Eigenthumserwerbs  von  verstaat- 
lichten Hahnen  selbstschuldnerisch  zu  übernehmenden,  auf  die  Hauptverwaltung  dei 
Staatsschulden  übergegangenen  Prior.schulden.    Die  Eisen h.sehuld  vermindert  sicli 
dagegen  um  die  erfolgte  Tilgung.    Durch  die  verschiedenen  Finanzoperationen  seit 
1.  Apr.  1880  ist  die  Schuld  im  EL  f.  1883/84  auf  2091,644,489  M.  angewachsen. 
Hierbei  sind  nur  die  erfolgten  Conversionen  vou  Actien  u.  Prioritäten  in  consol. 
Anleih«'  eingerechnet.    Diese  Schuld  ist  nun  nach  dem  gen.  Gesetz  zunächst  aus  d. 
Ueberschuss  der  Eiseub. Verwaltung  zu  verzinsen  (uach  gen.  Ges.  03,914,324  M.. 
welchem  Betrage  die  Zinsen  neuer  Eisenb.schulden  u.  4°/u  Zinsen  f.  andere.  aus 
Staatsmitteln  beschaffte  Summen  hinzutreten;  im  Et.  f.  1 SS3/S4  ist  die  Zinssummo  aot 
109,487, »»79  M.  berechnet);  vom  Restüberschuss  sind  erforderl.  Falls  2  2  Mill.  M. 
eines  sonst  etwa  durch  Anleihen  zu  deckenden  Deficits  zu  verwendeu:  der  weiter 
Rest  ist  zu  einer  jährlich  mit  3/4°/„  erfolgenden  Tilgung  der  Eisenb.schuld  bestimmt 
eine  Tilgung  über  diesen  Betrag  hiuaus  hängt  von  neuer  Bestimmung  des  Staatshaus>h.- 
etats  ab.  Hiernach  wären  f.  18S3/84  20,187,334  M.  zu  tilgen  gewesen.   Diese  Summ e 
würde  nach  den  Voranschlägen  f.  1883/84  voll  erreicht  sein,  wenn  nicht  vom  Ueber- 
schuss der  Eisenb.verwalt.  jene  2  2  Mill.  M.  zur  Deficitdeckung  in  diesem  Jahre  ab- 
gingen.   So  steht  zur  Tilgung  nur  16,458.296  M.  zur  Verwendung,  also  1,729,038  M. 
weniger  als  die  3/t  Tilgungsquote.    Im  Ergebniss  wird  der  Ueberschuss  f.  1883.M 
aber  muthmasslich  höher  sein.    Der  Et.  d.  preuss.  Eisenb.verwalt.  ergiebt  f.  l>83"vl 
517  72  Mill.  M.  Einnahme.  384*58  M.  M.  ord.  Ausgabe  (inet  der  Zins-,  Kenten- 
u.  Amortis. betrage  aus  den  seit   ls79  abgeschlossenen    Verstaatlichungsv ertragen  >. 
130*15  M.  M.  Ueberschuss.    Die  hier  in  der  „Ausgabe"  eingerechn.  Zins-.  Rente;i- 
u.  Amort.beträge  belaufen  sich  auf  86  97  M.  M.  f.  noch  nicht  in  Consols  convertirt-- 
Actien  u.  Prior.oblig.,  hierunter  allein  10,421,524  M.  M.  A mortis.su mm e ,  welcher 
Betrag  daher  dem  „Ueberschuss"  eigentlich  zuzurechnen  wäre.    Die  Eiscnbahnsehul 
zuzüglich  «1er  Schuld  aus  nicht  convertirten  Actien  u.  Prioritäten  wird  also  ans  de: 
Betricbsiiberschussen  trotz  des  theiieren  Preises  der  verstaatlichten  Privatbahuen  nich 
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nur  vollständig  verzinst  -i  G.  mit  1  s<»-(>4  M.  M.  oder  p.  KU.  C  1 1 ,600  M.)i  es  steht 
auch  noch  ein  Rest  dieses  Ucberschusses  mit  3  POS  M.  M.  zu  Tilgungen  oder  zu  anderen 
Maatsausgaben  zur  Verfügung,  so  dass  eine  Eisenbahnrente  von  c.  48/* — 5°/0  fQr  Je,zt 
angenommen  werden  kann.  Dieselbe  wird  thalsächlich  im  laufenden  Jahre  höher  sein. 
Sie  unterliegt  natürlich  gewissen  Schwankungen.  Aber  auch  trotz  des  theueren  Erwerbs 
der  verstaatlichten  Priv.bahnen  darf  auch  finanziell  das  pr-ussische  Staratsbahnwesen 
als  gesichert  fundirt  u.  aus  seinen  Reinerträgen  allein  sich  verzinsend  tt.  sein  Anlage- 
kapital allmälig  tilgend  angesehen  Verden.  S.  v.  d.  Leyen.  Durchfuhr,  d.  Staatsb.- 
systems  in  Preussen,  in  Schmoller's  Jahrb.  d.  D.  Reichs  1W5  II.  2,  S.  SO. 

Im  K.  Sachsen  waren  seit  lange,  mit  Ausnahme  d«r  allen  Leipz.-Dresd.  Priv- 
Bahn  u.  ihrer  neueren  Verzweigungen,  ferner  einiger  neueren  kleinen ,  meist  unter 
Staatsverwalt.  stehenden  Strecken,  alle  Bahnen  eigentl.  Staatsbahnen.  Die  Sächs.- 
Böhm.  Bahn  ( I S4 2 — 1 begonnen K  die  neueren  Gebirgsb.  u.  and.  m.  sind  auf  Staats- 
kosten angelegt,  die  Sachs.-Baier.  B.  (Leipz.-Hof>  ging  lsI7,  die  Chemnitz- 
Riesaer,  die  Sächs.-Schles.  1S51  von  Gesellschaften  verkaufsweise  an  den  Staat 
über.  Im  J.  Is70  ist  das  sachs.  StaatsbabnnetZ  durch  den  rasch  bewerkstelligten  An- 
kauf fast  des  ganzen  Rests  der  Privatbahnen,  bes.  der  Leipz.-Dresd.  ,285  KU.)  sehr 
arrondirt  und  das  Staatsbahnsystem  zum  so  gut  wie  ausschliesslich  herrschenden  ge- 
macht worden.  Durch  weitere  Ankaufe  kl.  Priv.bahnstrecken  ist  es  jetzt  dahin  ge- 
kommen, dass  ea  unter  eigener  Verwalt.  gar  keine,  unter  Staatsverwalt.  nur  noch  kleine 
Strecken  Priv.bahnen  «riebt  Länge  Auf.  1877  160s  KiL  Kapitalaufwand  330  8  Mill.  M., 
KU.  (ezd.  einige  kl.  neue  Strecken)  323.000  M.  Privatb.  in  Staatsverw.  126  Kil. 
teil  für  1SS2  s.  o.  S.  707. 

Die  Mecklenb.  B.  hat  wechselnde  Schicksale  gehabt  Die  Bahnen  der  ehem. 
Mecklenb.  Eiscnbahngesellschaft  (1844—40  gegr.)  sind  eine  Zeit  lang  an  den  Gross- 
herzog v.  Mecklenb.-Schwerin  übergegangen  gewesen  im  Wege  des  Kaufs,  konnten  also 
eher  zu  den  Staatsbahnen  gerechnet  werden.  Eine  Strecke  davon  hatte  schon  1844 
auf  Staatskosten  gebaut  werden  sollen.  1873  sind  diese  Bahnen  aber  an  eine  Actien- 
irescllschaft  übergegangen  (A.  1877  321  Kil.,  43' 1  Mill.  M.  verwendetes  Kap.,  p.  Kil. 
134,000  M.  -  Länge  ISM  381  Kil.).  Diese  Rückrerwandlung  in  eine  Privatbahn 
hängt  mit  den  ciirenthüinl.  »taatsrechtl.  Verhältnissen  des  Landes  zusammen. 

Die  Oldenb  Staatsb.  gehört  th.  dem  Staate  Oldenburg,  th.  Preussen  i  Wilhelms  - 
hafen-Oldenb.  u.  A.  m  ).  wird  v.  Oldenburg.  Staat  verwaltet,  der  den  Betrieb  auf  der 
preuss.  Strecke  gegen  einen  best.  Antheil  an  der  Bruttoeinn.  führt,  u.  liegt  mit  auf 
preuss.  u.  brem.  (iebiete.  Sie  hat  neuerdings  Erweiterungen  erfahren.  Anf.  1  "»77  204 
Kil.  Länge.  1882  ohne  Wilh.h.-OIdenb.  281  Kil. 

Die  Braunschw.  Staatsbahnen,  die  schon  1S37  als  solche  angelegt  u.  allmälig 
zu  emem  kl.  Netz  ausgebaut  worden  waren,  sind  durch  Vertr.  v.  8.  März  1870  an  die 
Dartnst.  Bank  u.  von  dieser  an  eine  Gesellschaft  übergegangen,  hinter  welcher  die 
Berg.-M&rk.  u.  Berlin-Magdeb.  Gesellschaften  stehen,  die  den  ganzen  Actienbesitz  aus- 
schliesslich in  Händen  haben.  Kaufpreis  11  Mill.  Thlr.  u.  v.  1.  Jan.  $869  an  64  J. 
lang  eine  Annuität  von  875.000  Thlr.  (bei  bloss  13*4  Mill.  Thlr.  ursprüngl.  Kosten-, 
wogegen  die  Verwaltung  v.  diesem  Zeitraum  au  sc  hon  auf  Rechnung  der  Gesellschaft 
geht.  Znm  Verkauf  der  trell'l.  situirten  Bahnen  führten  nicht  prineip.  Grunde,  sond. 
vornehml.  pol  it.  Rücksichten  in  Betr.  der  Unsicherheit  der  Zukunft  des  Landes,  das 
sich  so  einen  reichen  Provinzialfonds  sicherte.  Unter  braunschw.  Verwalt.  steht  auch 
eine  kl.  preuss.  (irenzstrecke.  Länge  A.  1877  381  Kil.  (nach  Stürmer  A.  1876  844  -, 
verwend.  Kapital  03  6  Mill.  M.,  p.  Kil.  283.0011  M.  Lange  1882  345  Kil.  Da  dir> 
Actien  der  Bahn  mit  d.  2  Gesellschaften,  die  sie  besassen,  an  den  Staat  Preussen 
gekommen  sind,  lieirt  hier  jetzt  ein  bes.  eigentümliches  V.-rhidtniss  vor.  In  d.  aintl. 
Eisenb.statist.  werden  die  braunschw.  Bahnen  aber  als  Priv.bahnen  geführt. 

Von  norddeutschen  Kleinstaaten  haben  S.-Weim,.  S.  Mein.,  S.-Cob- 
Gotha.  Schwa  rzb  -Sonde rsh.,  Hamburg  (Hamb.-Beigedorf ,  an  d.  Berl-Hamb. 
Priv.b.gesellsch.  verpachtet).  Bremen  .Uelzen- Langewedel ,  wovon  d.  Betrieb  v.  Anf. 
au  d.  Magdeb.  -Halberst.  Priv.b.ges.  überlassen  war  kleine  eigene  Staatsb.strecken, 
z.  Th.  verpachtet  (so  die  kl.  thüring.  Bahnen  meist  ,  ausser  Antheilen  an  preuss. 
Staatsb.strecken  (Bremen,  Schaumb.-Lippe  bisher).  Ausserhalb  Preussens  sind  auch 
in  Norddeutschland  jetzt  nur  noch  kleine  Privatbahnen  vorhanden,  die  z.  Th.  auch 
noch  preuss.  Gebiet  berühren.  Die  wichtigsten  in  Th'iringen.  bes.  die  Werrabahn, 
.Länge  164  Kil  ). 
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Die  haier.  Staatsbahneu  bind  grösstcutheils  gleich  auf  Staatskosten  angelegt 
worden.  Eine  1836  gebildete  Actien  goselisch,  für  d.  Bahu  Nürnb. -sieht.  Grenz*.- 
gelangte  nicht  bis  zum  Beginn  der  Bauten  u.  wurde  1640  wieder  aufgelöst,  worauf 
der  Staat  die  Linie  haut«'.  Die  Linie  München- Augsb.  war  bis  1840  durch  eine 
1 83*»  37  gegründete  Ges.  gebaut  worden  u.  wurde  dieser  1844  abgekauft.  Lauge  Zeit 
bestaudeo  dann  im  östl.  Baiern  ausser  der  kl.  B.  N'Urnb. -Fürth  nur  Staatsbahneu ,  bis 
1656  die  Ges.  d.  Bai  er.  Ost  bahnen  gegründet  wurde,  die  ihr  Netz  allmälig  stark 
ausdehnte  (K.  1  St»!»  S2  5  Meil..  Is75  700  KU.).  An  diesem  Abgehen  v.  Staatsbahu- 
system  scheinen  damals  theor.  (iründe  zu  Gunsten  der  Privatb.  einen  gewissen  Autheil 
gehabt  zu  haben.  Ausserdem  sind  v.  Gesellschaften  u.  v.  Gemeinden  eine  Anzakl 
Zweigbahnen  gebaut,  welche  die  Staatsbahn  gepachtet  hat.  Nach  längerer  Pause  ist 
d.  baier.  Staatsbahusystetn  seit  Knde  der  60er  Jahre  wieder  in  grösserem  Umfang 
ausgedehnt  worden.  Durch  den  Ankauf  sämuitl.  Linien  der  baier.  ÜstbahngeseJlsch. 
im  J.  1875  hat  Baiein  in  v  in«  m  compacten  rechtsrhein.  Gebiet  sein  Staatsbahnsyst'-ni. 
ähnlich  wie  Sachsen  das  seine,  neuerdings  sehr  arrondirt  u.  zum  allein  herrschenden 
gemacht  (mit  Ausn.  d.  Ludwigsbahn,  Nürnb. -Furth,  d.  ältesten  deutscheu  Dampf h.  r. 
6  KU.).  Anlagekosten  der  eigentl.  Staatsbahnen  (excl.  Pachtbahnen)  E.  1875  71 5  * 
Mill.  M.  oder  p.  Kil.  231,000  M.  Nach  einer  dem  baier.  I^ndtage  gemachten  Auf- 
stellung sind  f.  Ebenbahnbau  u.  Dotationsmittel  der  baier.  Staatsb.  v.  1842/43  bis  E. 
1681  verausgabt  237s  65  (?)  M.  M.,  dsgl  f.  Vicinalbahuen  v.  1860  bis  E.  1881  160.J 
M.  M.  Nach  der  Keichsverf.  hat  Baiern  auch  im  Eiscnbahnwes.  in  der  Hauptsache 
eine  exemt»-  Stellung,  was  für  die  Fragen  der  deutschen  Eisenbahnpol.  wichtig  ist. 
Die  Pachtbahnen  gehören  mehrfach  (iemeinden ,  gehen  aber  durch  Amortis.  d.  Bau- 
kapitals in  Staatsbesitz  Uber.  In  der  Pfalz  wurde  dagegen  da»  Privatbahnsyst.  alhin 
beliebt  u.  bisher  erhalten.  Grund,  der  Pfalz.  Ludwigsbahn  1836-  1844  (E.  186'.< 
38  2  Meil.,  E.  1S75  508  Kil..  1682  625  Kil.». 

Die  wurtemb.  Staatsbahneu  sind  alle  von  vorneherein  auf  Staatskosten  gebaut, 
womit  man  1S42 — 43  begann,  nachdem  eine  1836  gebild  würtemb.  Eisenbahnges.  -»ich 
1638  wieder  aufgelöst  hatte.  Das  Netz  ist  in  deu  letzten  Jahren  «ehr  erweitert  wordtu. 
Die  einzige  Privatbahu  ist  die  kl.  Kirchheimer.  Kl.  Grenzstrecken  sind  zw.  W.  u.  Baiern 
wechselweise  verpachtet.  Auf.  1S77  war  die  Länge  d.  würt.  Staatsb.  1304  KU.,  ver- 
wendetes Kap.  352  7  Mill.  M.,  p.  Kil.  274.000  M. 

Auch  die  bad.  Staatsbahnen  sind  deich  anfangs  als  solche  angelegt,  womit  schon 
1636  begonnen  wurde.  Später  traten  einige  kl.  Privatbahuen,  th.  von  Private  es. .  th. 
v.  Gemeinden  gebaut,  hinzu,  werden  aber  v.  d.  Staatsbahn  mit  verwaltet.  Grosse  Er- 
weiterung der  Staatsbahn  bauten  neuerdings.  Ausserdem  ist  eine  baier.  Grenzstrecke 
gepachtet.  Lange  der  bad.  Staatsbahneu  incl.  Pachtb.  Auf.  1877  UM  Kil.  mit  3385 
Mill.  M.  verwend.  Kap..  p.  Kil.  203,000  M. 

Die  grossenth.  in  Hessen  lieg.  Main -Neckarb.  Frankf.-IIeidelb.  u.  Mannheim 
sollte  Ursprung],  von  einer  GeselLsch.  gebaut  werden,  die  aber  nicht  zu  Stande  kam. 
worauf  sie  1642  auf  Kosten  der  3  betheil.  Staateu  hergestellt  wurde.  Sie  gehört  auch 
jetzt  Hessen ,  Preussen  (f.  Frankf.)  u.  Baden  gemeinsam  u.  steht  uuter  einer  eigenen, 
in  Darmstadt  domicil.  Directum.  (95  Kil.)  Ausserdem  hatte  Hessen  bis  1860  den  Antheil 
an  d.  Main-Weserb.  Durch  Ankauf  ist  1876  die  Hess.  Nordb.  v.  Staate  erwerbe», 
A.  1^77  176  KU.,  4V7  Mill.  M.  verwend.  Kap.,  277,000  M.  p.  Kil.  Länge  16*2 
175  KU.  Das  Privatbahnsystem  (Hess.-Ludwigsb.)  wurde  1844 — 47  eingeführt  IL  ist 
vorherrschend  geblieben  in  Sudhessen,  l'mf.  der  Hess.  Ludwigsb.  A.  1877  500  KiL 
1882  621  Kil. 

Es  haben  sonach  von  Anfang  au  fast  alle  D.  Mit  tols  taaten  das  Staata- 
bahiisystem  adoptirt  u.  sind  meistens  sogar  ausschliesslich  oder  doch 
weit  überwiegend  dabei  geblieben.  Polit.  Grunde  mögen  dabei  mitgewirkt 
haben.  In  neuester  Zeit  haben  die  Mittolstaateu  dies  System  noch  weiter  aus- 
gedehnt und  in  der  Hauptsache  zum  herrschenden  gemachtiBaie.ru.  Sachsen), 
wozu  jetzt  wohl  wesentlich  politische  Momente  (Beziehungen  zum  Reiche"!  mit- 
gewirkt haben.  Die  b&icrischcn  und  badischen  Verhältnisse  bieten  zugleich  schon  ein 
Beispiel  passender  Betheiliguug  der  SelbstverwaltungsköqK-r  in  d.  Anlage  der  Bahn, 
mit  Ueberlassung  d.  Betriebs  an  den  Staat.  Dagegen  hat  Preussen  erst  später 
u.  bis  vor  der  neuesten  Phase  mehr  hui  in  einzelnen  Fällen,  nicht  systema- 
tisch, das  Staatsbahnsystem  angenommen,  halb  und  halb  aber  schon  früher  durch 
Uebernahme  dei  Verwaltung  grosser  u.  wichtiger  Privatbahuen  auf  den 
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Staat  das  Versäumte,  so  mochte  mau  sagen,  gut  zu  wachen  gesucht,  von  den  Vor- 
behalten des  §.  12  des  Eisen  bahn  gesetzes  v.  1838  abgesehen.  Im  Ganzen  hatte 
schon  in  der  Mitte  der  70er  Jahre  das  Staats  bahnsyste  m  in  Deutsch- 
land die  Oberhand  u.  hatte  durch  Einverleibung  von  Privatbahnen  zu- 
genommen, während  die  zwei  einzige n  Beispiele  eines  Uebergangs  v.  Staats- 
bahueii  an  Gesellschaften,  das  brauuschu.  u.  nicckleub.,  sich  aus  den 
eigenthüml.  polit.  Verhältnissen  der  Länder  erklären.  Durch  die  erwähnten  Er- 
werbuugeti  von  Privatbahnen  Seitens  der  einzelnen  Staaten  u.  durch  d.  rüstigen  Aus- 
bau des  Staatsbahunetzes  war  es  dahin  gekommen,  dass  im  Deutschen  Keicho,  ohne 
Bai.ru,  E.  1^70  die  Länge  der  Staatsbanken  incl.  Pachtb.)  schon  10,282  KU.,  der 
Privatbahnen  in  S  taatsve  rwalt.  3189,  d.  Privatbahnen  in  Pr i  v atverwalt.  nur 
noch  11,536  Kil.  war.  Immerhin  waren  bis  vor  Kurzem  aber  se.hr  wichtige  Kouten 
zwischen  der  belg.  Grenze,  dem  Rhein  einer-,  der  Oder  und  Ostsee 
andererseits  auf  preuss.  Gebiete  im  Eigenth.  u.  der  Verwalt.  von  Gesell- 
schaften (namentlich  Khein.  u.  Oölu-Mind  B.,  Thürin ir.  u.  alle  Bahnen,  welche 
ungefähr  von  der  Elbe  au,  von  Sachsen,  Mecklenb.,  Pommern  nach  Berlin  führen) 
geblieben,  während  in  Süddeutschl.  nur  noch  zwei  bedeutendere  Bahn- 
gesell sc  haften  existirteu  »Hessische  und  Pfälzische  Ludwigsbahn).  Erst  die 
jüngste  preuss.  Politik  der  Eisenbahiiverstaatlichungen  hat  nun  auch  in  Preusseu 
U -  damit  in  Norddeutschland  das  S taa ts bah nsy stein  zum  herrschenden  iremacht. 
W  enn  die  gegenwärtig  ;Eude  1883)  augebahnten  Verstaatlichungen  in  Preusseu  durch- 
geführt sein  werden,  giobt  es  ausser  dem  gen.  mittelrhein.  pfälz.,  hess.  u.  dem  mecklenb. 
Gebiet  keine  wichtigeren  Privatbahnen  mehr.  Deutschland  hat  das 
grosse  moderne  Wi  rt  hschaftspro ble m  d es  Eise n bah n  wesens  ror  allen 
Ländern  der  Welt  zuerst  voll  im  Sinne  des  Staatsbahnprin  eips  ge- 
löst. Bei  einer  Beurtheilung  der  Leistungen  der  deutschen  Privatbahnen  verglichen 
mit  fremden  darf  man  gewiss  nicht  vergessen,  dass  die  Verbreitung  des  Sfaatsbahn- 
systems  u.  die  durch  dieses  geschall.  Concurreuz  wahrscheinlich  manche  anderswo  zu 
lindenden  Uebel  des  Privatbahnsystems  nicht  hat  aufkommen  lassen;  —  freilich  viel- 
leicht auch  vice  versa. 

Die  Staatsschuld  ist  allerdings  durch  das  Staatsbahnwesen  sehr  vermehrt,  wie 
die  angegeb.  Dateu  schon  zeigten,  aber  sie  verzinst  u.  tilgt  sich  aus  Einnahmen  der 
Halmen  doch  im  Ganzen.  Betrag  aller  D.  Eisenbahnschulden  1*70.  nach  Herrn. 
Wagnor,  Goth.  Alm.  1*72,  S.  314  ,  57b  Müi.  Thlr.  neben  544  b  Mill.  Thlr.  sonst. 
Schulden,  uemlich  erstere  in  Preusseu  102*7,  Baiem  93'4,  Sachsen  75.  Wurt. 
HO.  Baden  717  Mill.  Thlr.;  f.  E.  1875  wird  das  verwendete  Aulagekapital  von 
23.181  KU.  Bahn.  (exel.  Baiem)  auf  5070*4  Mill.  M.  amtlich  angegeben,  wovou  f. 
V.)74  Kil.  Staatsb.  2413*3  Mill.  M.,  200.000  M.  p.  Kil.,  f.  2708  Kil.  Privatb.  in  Staats- 
verwaltung 829  8  Mill.  M. ,  30f.,000  M.  p.  Kil.,  f.  11,400  Kil.  Privatb.  in  Privat- 
verwalt.  2727  2  Mill.  M..  237,000  M.  p.  K.  —  Für  alle  deutschen  Bahnen  ver- 
anschlagt Sturm  er.  II.  20: 


Länge  Kil. 

verweud.  Kap.  Mill.  M. 

p.  Kil.  Mark 

E.  1850 

5,856 

9565 

103,000 

E.  1860 

11,080 

21388 

103,000 

E.  1870 

1S.667 

4100*7 

220,000 

E.  1875 

28,083 

70488 

251,000 

(AintL  Stat)  1881 

33,045 

8735  1  | 

(Aender.  weg. 
Eig.th.wechsl.)  1881 

249,000 

33,045 

8877  5  ) 

Der  Keichseisen  bahnplan  ist  vorläufig  zurückgetreten.  M.  E.  ist  er  die  Coiise^ueu : 
des  Staatsbahn  principe  uud  der  deutschen  polit.  Verhältnisse,  nach  welchen  das 
Reich  die  dem  Staate  gebührenden  Aufgaben  im  Verkehrswesen  in  Deutschland  üu 
ubernehmeu  hat.  S.  die  Debatten  auf  dem  Congr.  in  Bremen,  wo  eise  dieser  Ansicht 
gegnerische  von  Nasse  verfochten  wurde.  Weitere  Consolidatioueu  der  Eisenhahn- 
verwaltungs- Verhältnisse  in  den  Kleinstaaten  (Mecklenb.,  Oldenb.,  Thüringen,  Hamburg, 
wohl  auch  Hessen >  u.  wenigstens  hier  im  Anschluss  an  preuss.  Staatsbahnverwaltungen 
sind  doch  wohl  unausbleiblich ,  so  dass  dann  das  gesammte  deutsche  Eisenbahnwesen 
wenigstens  auf  6  grosse  Complexe  unter  Voraussetzung  der  schon  eingeleiteten 
weiteren  Verstaatlichung  der  wichtigsten  preuss.  Privatbahnen)  reducirt  wurde. 


Digitized  by  Google 


714  B.  Ort.  Kinn.    2.  K.  Privaterwerb.    5.  H.  A.  Eisenbahnen.  §.279. 


Oesterreich.  Hier  war  die  Entwicklung  unter  «lern  Einfluß-  einer  wechselnden 
Politik  u.  später  in  Folge  der  Finanznoth,  die  zur  Anspannung  des  durch  die  Staats- 
bahnen  repräsentirten  Realcredits  nöthigto,  «  i im-  ganz  andere  als  in  Deutschland.  Im 
Beginn  dei  Eisenbahnära,  1*37,  behielt  sich  der  Staat  das  Recht,  Eisen- 
bahnen zu  bauen  u.  zu  betreiben,  vor,  ohne  davon  einstweilen  Ge  brauch 
machen  zu  wollen.  Schon  is:u»  war  die  K.  lerdin.-Nordbahng. s.  | Wien-schle« 
Grenze  u.  (ialic.  mit  Abzvveiir.  nach  Brünn)  concess.  worden.  1838  wurde  die  Wien- 
Gloggnitzer  («es.  begründet,  auf.  zugleich  für  die  Linie  Wien-Raab  u.  Pressb.  Gleich- 
wohl ging  der  Staat  1841 — 42  zum  S  t aat  s  ba  h  n  s  y  s t  e  m  über,  durch  welches  die 
Hauptlinien  ausgeführt  werden  sollten  (Wien-  Frag- sächs.  Grenze,  Wien- Triest  we>il 
Wien-Bahrn .  Veneditr-Mail.-Comoi.  Dies  geschah  auch  grossenthcils.  Ferner  wurde 
1*53  die  Wien  -  Gloggnitzer  B.  gekauft,  1*51  die  Krak.  -  Oberschi.  1844  Tom  Freist. 
Krakau  concess.  i.  ls.">0  die  Lnirar.  «'entralb.  übernommen,  so  dass  im  Begiun  «1er 
50er  Jahre  alle  Hauptbahnen  mit  Ausnahme  der  wicht.  Ferd.-Nordb. 
i u.  d. alten  Hudw.-Linz-Gmuud.  Pferdeb.) i  m  Ei  ge  n  t  h.  u.  B e  t  ri  e b  d  c s  S  t aa  t s  wa  r  en. 

In  der  Mitte  der  50er  Jahre  wurden  diese  sämmtl.  Bahnen  aber  rasch  nach- 
einander meistens  an  grosse  zu  diesem  Zwecke  neu  gearünd.  Gesellschaften 
abgetreten,  —  in  der  Form  gewöhnlich  für  90  Jahre  zur  Ausbeutung  überlassen, 
nicht  gegen  ein  jährt  Pachtgeld,  das  nur  bedingt  beim  Steigen  des  Reinertrags  über 
eine  gew.  jährt  Rente  noch  hinzutritt,  sondern  gegen  eine  in  wenigen  Raten 
rasch  nach  einander  fällige  Zahlung  eines  grösseren  Kapitals.  Dabei 
wurden  die  meistens  sehr  theureu  Sudbahu  Wien -Triest!),  aber  nuch  nicht  einmal 
alle  ganz  vollendeten  und  erst  in  den  Beginn  ihrer  Rentabilitätspcriodc  getretenen 
Bahnen  weit  unter  den  Kosten  weggegeben,  obgleich  anfangs  der  günstige  Stand 
des  Geldmarkts  beim  Schlnss  des  Krimkriegs  die  \  eräuss.  rung  gerade  um  diese  Zeit 
mit  empfohlen  haben  mag.  Nur  der  zufallige  Umstand,  dass  Oesterreich  die  italien. 
Provinzen  bald  darauf  verlor,  lässt  das  Verkaufsgeschäft  fur  einen  Theil  der  Linien 
nicht  so  ganz  unirünstig  erscheinen.  Ausserdem  hat  spcciell  die  unkluge  u.  verfrühte 
Baukpolitik  Bruck's,  in  Folge  deren  ohne  irgend  genügende  Vorbereit,  die  Baarzahlunr 
dem  Wiener  Münzvertrag  gemäss  am  1.  Jan.  1*59  aufgenommen  werden  sollte,  zu 
einigen  dieser  raschen  \  eräusseruugeii  der  Bahnen  beigetragen,  ohne  Erfolg  für  den 
Zweck.  Zuerst  wurden  1854/55  auf  90  J.  \.  1858  an  gerechnet  die  nördl.  (böhm  - 
mähr.)  u.  südöstl.  (ungar.*  Staatsbahnou  nebst  einem  grösseren  Bcrgw.-  u.  Forst- 
comple.v  an  die  sow.  Staatseisen b ah ngesellschaft  i.österr. - französ. ,  vulgo  im 
Börsenjargon  ..Franzosen")  für  200  Mill.  Fr.  in  Edelmetall,  zahlbar  in  30  Monats- 
raten,  abgetreten.  Dann  folgten  1*50  die  lomb.-veneL  Bahnen  für  02  Jahre  (bis 
1048)  abgetreten,  wofür  70  Mi  IL  Lire  binnen  5  Jahren  zu  zahlen  waren,  eventuell 
HO  Mill.  mehr,  zu  zahlen  aus  d.  Hälfte  des  7°u  Reinertr.  ü  hersteig.  Gewinns,  statt 
welcher  Summe  auch  eine  Abfindung  des  Staats  mit  20  Mill.  L.  eintreten  konnte,  in 
0  u.  7  J.  zur  Hälfte  zahlbar.  Rückkaufsrecht  des  Staats  von  18S0  an.  gemäss  dem 
wirkl.  Ertrag,  unter  Festhaltung  eine-*  Minimums.  Ebenfalls  185G  wurden  begonnene 
Staatsbahnstrecke u  im  mittleren  Ungarn  der  Theissb.  gegen  Kapitalzahlung  über- 
lassen. Die  fert.  u.  im  Bau  begriffenen  gali..  Bahnen  (Krakau-Deinbica  u.  Zweigk. 
Demb.-Rzescow-Przcmysi)  wurden  1858  bis  z.  J.  1952  abgetreten  für  13'  19  Mill.  fl. 
C.-M.,  aber  erst  v.  1803  an  in  10  Jahresraten  zu  zahlen,  also  um  den  Discout 
niedriger  anzurechnen.  Kleine  andere  westgalic.  Strecken  kaufte  1858  die  Ferd  - 
Nordb.  dem  Staate  ab.  Endlich  wurden  185*  noch  d.  th.  fert.,  th.  begonneneu  südL 
(Wien -Triest)  u.  Tiroler  Bahnen  an  die  mit  der  lombard.  Ges.  verbundenen  Süd- 
bahnges.  abgetreten,  gegen  100  M.  11.  ö.W..  wovon  nur  10  Mill.  sofort,  weitere  60  Mill. 
in  verschiedenen  Raten  von  1859—00  u.  30  Mill.  überhaupt  nur  bedingungsweise  aus 
der  Hälfte  des  etwaigen  Reinertrags  über  7%  von  1870  au  zu  entrichten  waren;  von 
dieser  Zahlung  hatte  sich  d.  Ges.  'ontractlich  auch  mit  20  Mill.  fl  Aversionalsuinnu 
v.  1*71  an  in  4  Raten  zahlbar,  befreien  können;  Uber  diese  eventuelle  Schuld  ist  in 
dem  Vertrage  vom  lu.  April  1*07  Art.  12  Neue*  verabredet  worden,  neuil.  Zahlung 
von  '/,„  des  Bruttoertrags  über  107,000  fl.  p.  Meile  —  östr.  Netz  u.  v-.net.  Linien  — 
ii.  v.  V«  dsgl.  übcr  110,000  fl.,  oder  20  Mill.  II.  in  4  Raten  ä  5  Mill  fl.  I.  Nov. 
1873  —  70.  Durch  die  Abtretung  v.  Lomb.  Venet.  an  Italien  sind  diese  Verhältnisse 
verwickelter  geworden.  Concess.  dauert  bis  1954.  Vorbehalt  d.  Wiedereinlösung  d. 
abgeh.  Bahnen  v  1*0."»  an.  Nach  lange  vergebl.  Bemühungen  ist  im  J.  1870  eine 
Trennung  des  österr.  budbahnnetzes  von  den  derselben  Gesellseh.  gehörigou  Linien  im 
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K.  Italien  geluugeu,  die  zu  neuen  Transactionen  zwischen  der  üsterr.  Regieruug  u. 
der  genannten  Gesellschaft  führte.  —  Die  meisten  Gesellschaften  hatten  Verpflichtungen 
zum  Ausbau  bestimmter  Linien  Ubernehmen  müssen.  Für  fast  alle  diese  Bahnen  hat 
der  Staat  aber  noch  eine  Zinsgarantie  v.  5%  Zins  u-  7*%  Amortis.  gewährt.  Die 
Höhe  der  aus  diesen  und  späteren  Zinsgarantien  zu  zahlenden  Vorschüsse  ist  sehr 
'»«•deutend,  s.  die  Daten  oben  S.  457.  Sätnmtl.  abgetretene  Bahnen  hatten  bis  E.  1859 
.336-26  Mill.  11.  C.-M  gekostet  u.  waren  für  168  56  Mill.  fl.  C.-M.  (z.  Th.  in  Silber) 
verkauft  worden,  also  fast  genau  mit  50w/0  Verlust  (wenn  man  von  den  später  nur 
eventuell  fälligen  Zahlungen  absieht),  —  im  Grunde  noch  mit  einem  grösseren,  da  der 
(iewinn  am  Agio  der  in  Metall  gezahlten  Kaufgelder  hinter  dem  Verlust  an  Discont 
der  später  fäll.  Summen  zuruckblieb. 

Seitdem  herrschte  in  West- Oesterreich  fast  ausschliesslich  das  Privat- 
bahn- u.  Privatverwaltungssystetn.  Ks  haben  sich  aber  wesentliche  Ucbel- 
stande  desselben  auch  in  finanz.  Beziehung  herausgestellt:  Schwierigkeiten  bei  der 
Hegelung  der  Garantieverhältnisse,  bei  d.  Uebernahme  von  sogar  vorgekommenen 
Betriebsdefici ten  auf  den  Staat,  und  bei  den  ungarantirteu  neueren  Privatbahnen 
noch  errössere  Mängel,  indem  die  Bahnen  z.  Th.  nicht  lebensfähig  sind  u.  dem 
Bankerott  verfallen.  Deshalb  ist  in  neuester  Zeit  auch  in  Oesterreich  der  Gedanke, 
diese  Bahnen  Seitens  des  Staats  zu  übernehmen  u.  Staatsbahnen  zu  bauen,  wieder 
ernstlicher  in's  Auge  gefasst  worden,  u.  in  den  letzten  Jahren  in  Ausführung  begriffen, 
u.  zwar  gerade  mit  aus  finanz.  Kucksichten.  Einmal  wurden  seit  1N74  verschiedene 
kleinere  Bahnstrecken  vom  Staate  gebaut  oder  von  kleinen  Priv.gesellschaften  über- 
nommen, wobei  der  Betrieb  zunächst  gewöhnlich  von  den  benachbarten  grösseren  Priv.- 
bahnen  nach  vertragsmäss.  Bedingungen  geführt  wurde  < Staatsbahnen  f.  1  SS  1  616  KU., 
ausserdem  die  dalmatinischen».  In  anderen  Fällen  wurde  umgekehrt  —  auf  Grund 
der  Zinsgarantieverhältnisse  —  die  Verwaltung  von  Privatbahnen  vom  Staate  über- 
nommen Kronprinz  Kudolf-B.  bOO  Kil.,  in  Staatsverwalt.  seit  1880,  Vorarlbergb.  dsgl. 
seit  1882,  90  Kil.).  Jüngst  ist  dann  auch  eine  eigentliche  Verstaatlichung  einer 
Priv.b.gesellsch.  erfolgt,  neml.  der  Elis. -Westb..  Ges.  v.  23.  Dec.  1881,  v.  Anf.  1S82 
an,  IMG  Kil.  gegen  59-2  Mill.  5%  Goldreute  f.  d.  Actien.  Diese  Bahn  steht  geogr. 
mit  der  Kronpr.- Rudolf-B.  u.  demnächst  mit  der  Vorarlbergb.  durch  die  in  Bau 
Begriffene  Staatsb.  Innsbr.  -  Bludinz  (Arlbergtunnel)  in  Verbindnng  u.  wird  wie  diese 
vom  Staate  verwaltet.  So  ist  bereits  wieder  ein  grösserer  westösterr.  Staats- 
halt n  comp  lex  für  die  Verbindung  Wiens  mit  Baiern  u.  der  Schweiz  ent- 
standen (die  fehlende  Strecke  Wörgl-Innsbruck,  zur  Südbahn  gehörig,  wird  von  der 
Staatsb. verwalt.  mit  benutzt.  Auch  die  steirische  Staatsb. linie  (Pola,  Rovigno-Divaerai 
ist  1883  in  eigene  Verwalt.  des  Staats  übernommen.  Gleiches  gilt  von  den  nieder- 
österr.  Staatsbabnen.  Für  die  oiirens  verwalteten  Staats-  u.  die  vom  Staate  verwalteten 
Privatbahnen  besteht  die  „Direktion  f.  Staatseisenb.betrieb"  in  Wien.  (S.  Arch.  f. 
Eisenb.wes.  1882  S  213  U.)  Länge  der  Staatsbabnen  A.  1883  c.  1750  Kil.  Der  doin- 
nächstige  Ablauf  des  Privilegs  der  wichtigen  K.  -  Ferd.  -  Nordbahn  könnte  zu  einer 
bedeutsamen  Vergrösserung  des  Staatshahnucties  i  Ober -Schlesien  u.  Galizieu)  führen 
Doch  ist  das  Ergebniss  zu  führender  Verhandlungen  noch  nicht  abzusehen.  In  Gali- 
zieu ist  1882  ebenfalls  mit  d.  Bau  \.  Staatsb.  begonnen  worden.  (Abzweigungen 
•raliz.  Transversalb.),  dsgl.  in  Böhmen  u.  Mähren  (Transvers.lO,  wobei  die  betreff. 
Kronländcr  aus  eigenen  Mitteln  contribuiren. 

In  Ungarn  hat  man  bald  nach  der  wiedererlangten  finanz.  Selbständigkeit  den 
Staatsbahn  bau  selbst  in  ziemlich  erhebl.  Umfange  in  Angrifl  genommen,  wie  es 
scheint  zu  schnell,  ohne  genügende  Berücksichtigung  der  möglichen  Rentabilität,  auch 
ohne  richtige  Beachtung  des  Princips.  dass  bei  dünner  Bevölkerung  zunächst  die 
Bahnen  nach  dem  extensiven  System  zu  bauen  sind.  Länge  der  unijar.  Staats- 
bahn  Anf.  1876  1064  Kil.  Ausserdem  Privatbabuen  mit  Zirisgarantien.  In  den 
letzten  Jahren  hat  sich  durch  Neubau  u.  Ueberuahme  von  Privatbahnen  das  Staatsb.- 
netz  noch  weiter  ausgedehnt,  so  dass  es  bereits  den  grössten  Theil  der  ungar.  Bahnen 
umfasst.  Die  Reinerträge  sind  dürftig,  aber  in  kleiner  Steigerung  begriffen.  (Audi 
über  Ungarn  Näheres  über  d.  neueren  Verhältnisse  im  Arch.  f.  Eisenb.wes.) 

Auf.  1871  waren  in  Betrieb  in  Cisloithan.  S88,  in  Translei than.  4S9.  zus. 
1372  M.  geogr..  Kostenaufw.  f.  1046  5  M.  im  Betrieb  916  2  Mill.  fl.  ö.  W.  (ob  hier  die 
ursprunirl.  Baukosten  der  Staatsb.  voll  gerechnet  sind,  oder  nur  die  Kaufpreise,  welche 
die  Gesellschaften  gezahlt  haben?!  Anf.  1S76  in  Betrieb  incl.  Local-  u.  Montanbahnen 
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in  der  westlichen  Reichshälftc  10,095,  in  d.  östlichen  6673,  zus.  17,36h  KU. 
Kapitalaufw.  bis  E.  1878  nach  Sturmer  4054  2  MilL  M.  (wohl  fl.  zu  2  M.  jrerechnet 
p.  Kil.  262,000  M.    Länge  der  eröffn.  Bahnen  A.  1882  in  Westösterr.  11,692.  in 
Ungarn  7211.  zu?.  18,403  Kil.:  ausserdem  201  KU.  in  Bosnien. 

Belgien.   Hier  wurde  durch  d.  Oos.  v.  1.  Mai  1834  ein  Staatsbahnsystem  für 
tlie  wichtigsten  Routen  des  Inlands  u.  die  hauptsäcbl.  Verbindungen  mit  dem  Ausland 
eingeführt  u.  durch  Ges.  v.  27.  Mai  1837  erweitert.  —  ein  für  das  Staatsbahnsystem 
überhaupt  folgenreicher  und  zur  Nachahmung,  z.  B.  in  den  deutseben  Mittelstaaten. 
auffordernder  Vorgang.   Bis  Mitte  der  40er  Jahre  war  dies  Netz  auf  Staatskosten  au- 
sbaut.   Dann  trat  eine  Stockung  ein.    Es  erfolgten  Concessionen  an  Privatgesellsch.. 
durch  welche  das  bclg.  Bahnnetz  längere  Zeit  fast  allein  weiter  ausgebaut  worden  ist. 
Erst  in  neuester  Zeit  bat  der  Staat  den  Bau  selbst  wieder  in  die  Hand  genommen, 
anlange  in  kleinem  Umfange.  seit  1870  wieder  stärker.   Auch  ist  seitdem  eine  grösser'.- 
Anzahl  Privatbahnen,  theils  in  das  Eigenthum,  theils  in  die  Verwaltung  des  Maat- 
übernommen  worden.   Im  Ganzen  stellt  Belgien  daher  jetzt  ein  Land  des  gemischten 
Systems  dar,  wo  die  Staatsbahnen  aber  die  wichtigsten  Routen  umfassen.  Die  Staats- 
bahnen fast  ganz  und  ein  kleinerer  Theil  der  Privatbahnen  stehen  unter  Staats- 
verwaltung, dsgl.  viele  kleine  Bergwerks-  u.  dgl.  m.  Nebenbahnen,  die  Übrigen  Bahnen 
unter  Privatverw.,  wobei  öfters  Pachtverhältnisse  vorkommen.    Auch  einzelne  kleine 
Staatsbahnstrecken  sind,  wohl  der  Lage  wegen,  verpachtet.    Anf.  1870  waren  in 
Betrieb  1163  Meil.  Staatsb.,  wofür  243  7  M.  Fr.,  u.  2633  Mill.  Priratbahnen .  wof. 
bis  A.  1868  515  11  Mill.  Fr.  verwendet  waren.    Auf.  1876  umfassten  die  Maat.-!. 
2024,  die  Privatbahnen   1475,  zus.  3409  Kil.    Nach  Stürmer  (II,  42)  kosteten 
E.  1873  «I.  Staats-  u.  angekauften  Privatbahnen  307  Mill.  M.,  p.  Kil.  440.000  M. 
A.  1882  utnfasste  das  bei».  Netz  4182  Kil.,  wovon  in  Staatsbetrieb  2888  (daron 
vom  Staate  gebaut  1153,  v.  Staate  Privatgesellsch.  abgekauft  1409,  zus.  2562  Kil. 
Staats!),  in  Staatsbetrieb,  ferner  Privatb.  in  Staatsbetrieb  325  Kil.):  in  Pri vatbetrieh 
1294  (wovon  Staatsb.  10,  Priv.b.  1281*.   Die  Staatsbahnen  hatten  bis  dahin  789*7  M.  Fr. 
nebst  319  8  M.  Fr.  Annuitäten  f.  nickirekaufte  Bahnen  gekostet,  zus.  1109  5  Mill.  Fr. 

Niederlande.  Ein  j?e  mischt  es  System  besteht  auch  hier.  Man  begann 
Ende  der  30er  Jahre  mit  Privatb.  (  Holland.  B.  Amsterd.  -  Haag  -  Rotterd. .  eröffnet 
1839—47,  Rhein.  B..  Amst.-ütrecht-prcuss.  Grenze,  1843 — 56);  eine  v.  Staat  begonn. 
Strecke  (Amst.- Arnheimt  wurde  1852  der  Khein.  B.  überlassen.  Auch  für  die  Ver- 
bindungsbahnen mit  Belgien  wurden  Gesellschaften  concessionirt.  Nach  d.  Ges.  v. 
ls.  Aug.  1860  wurde  dagegen  ein  grosses  Staatsbahnnetz,  das  sich  namentlich 
auch  auf  die  nordöstl.  abgeleg.  Theile  erstreckt,  begründet,  mit  einem  Kostenanschlag 
von  100  Mill.  fl..  wovon  jährl.  wenigstens  10  Mill.  fl.  verwendet  werden  sollten.  Dies 
Net/,  ist  jetzt  vollendet.  Umfang  d.  Staatsb.  Anf.  IS70  lOSMi  M..  Kosten  107  66  M.  fl.. 
also  p.  Meile  nicht  viel  mehr  als  im  D.  d.  deutschen  Bahnen.  E.  1875  war  d.  Staatsb. 
990  KU.  lang,  Kapitalaufwand  bis  E.  1874  155  2  M.Mark,  p.  Kil.  nur  198.000  Mark. 
Den  Betrieb  auf  »I.  Staatsb.  besorgt  tlie  ..Gesellseli.  für  d.  Betrieb  d.  niederl.  Staats- 
bahnen", eine  Actienges.  mit  12  Mill.  fl.  Kap.,  wovon  A.  1871  die  Hälfte  emittirt 
war  (s.  S.  733).  Die  Privatbahnen  (excl.  Gnrssherz.  Luxemburg)  bildeten  1876  3  Gesell- 
schaften von  zus.  551  Kil.  Länge.  Daher  Länge  im  Königreich  1541  Kil..  z.  Th.  nach 
Belgien  u.  Deutschland  liineinrairend,  wogegen  umgekehrt  belg.  u.  deutsche  Betricbs- 
strecken  in  Holland  lieiren.  Anf.  1882  im  Ganzen  2022  Kil..  wovon  1117  bei  d. 
„Ges.  f.  d.  Betrieb  v.  Staatsb.",  der  Best  bei  2  grösseren  u.  4  kleineren  Gesellschaften. 

Luxemburg.  Die  Willi.  Luxemb.  Bahn  von  170  Kil.  Länge  ist  bis  1912 
dauernd  zum  Betriebe  der  Verwaltung  der  elsäs-.-lothr.  Reichsbahnen  überlassen  (Vertr. 
d.  D.  Reichs  mit  d.  Lnxemb.  Regier,  v.  11.  Juni  1872,  Reichstes,  v.  15.  Juli  1872 
u.  1s.  Juni  1>73,  s.  mein  Reichsfinanzwes.  in  v.  HoltzeiulorfTs  Jahrb.  d.  D.  Reichs 
III.  163).  Der  Betrieb  erforderte  Jahre  lamr  Zubusse  1 1 874  37°/0  der  Bruttoeinnahme), 
jetzt  giebt  er  Ueberschüsse.  Ausserdem  existirt  in  Lux.  die  v.  d.  belg.  Staatsb.  ver- 
walt.  Prinz- Heinr.-B.  von  jetzt  14!»  Kil.  Länge,  dann  10  Kil.  kl.  Sec.bahncn. 

Schweiz.  Bisher  fast  ausschliessl.  Privatbahnen,  wohl  unter  d.  Einfluss  polit. 
Anschauungen.  Aber  auch  erst  späte  Entwicklung.  Noch  1*53  war  die  kleine  Linie 
Zürich -Baden  die  einzige  Schw.  B.  Das  Bundesges.  v.  1852  überliess  den  Bau  der 
Privatindostrie.  die  t'oncessioniiung  den  Kantonen,  mit  gew.  Oberaufs.  d.  Bundes 
Seitdem  gröss.  Ausbau  de-  Netzes,  sämmtl.  Privatbahnen,  mit  Ausnahme  der  Rerner 
Staats!.,  v.  s|  Kil.   (.esainrntlänge  I.Jan.  1870  1368  Kil..  wovon  576  Kil.  auf  fremde 
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Bahnen  (3848  auf  bad.,  3*5  auf  elsäss.,  153  auf  franzi»».*  kommen.  Kosten  für 
1321  Kit.  423-9  Mill.  Fr.  Länge  Mitte  1ST6  2243  KiL,  ausser  64  Kil.  fremden 
Hahnen  srehöriir  Länge  A.  1882  2606  Kil.,  excl.  68  Kil..  die  fremden  Bahnen 
g'hören.  Baukosten  der  betriebeneu  Strecken  bis  E.  1S81  7590  Mill.  Fr.,  p.  Kil. 
300*946  Fr.  Mehrfach  kantonale  Beihilfen  /um  Bau,  so  insbes.  für  die  Gotthardt!». 
Bestrebuniren,  das  Eisenbahnwesen  an  den  Bund  zu  übernehmen,  sind  bei  Schweiz. 
Politikern  schou  öfters  hervorgetreten .  Die  Gotthardtbahn  wurde  von  einer  Acticn- 
^seUschaft  mit  Hilfe  von  Beiträgen  einiger  Kantone,  dann  Italiens  u.  des  Deutschen 
Weichs  (Boich  auf  s.  Bechu.  u.  Beitrage  v.  deutschen  Bahnvcrwaltuntren)  u.  des  Bundi-s 
gebaut.  Die  in  Waten  zu  zahl,  deutsche  Subvention  ist  20  Mill.  Fr.  <,Ges.  v.  2.  Nov. 
1871.)  Der  Fall  der  Gotthardtbahn  ist  von  prineip.  Bedeutung  f.  d.  Eisenbahn- 
Politik:  er  zeigt  die  ungenügende  Kraft  des  Privatbahnwesens  (wenigstens  bei  so  zer- 
splitterten Linien  wie  in  d.  Schweiz),  solche  gewaltige  Unternehmungen  durchzuführen, 
sowie  die  Unfähigkeit  so  kleiner  Staatskörpvr,  wie  die  Schweiz,  u.  so  organisirter.  wie 
•ler  dort  Bundesstaat,  >olche  Aufgaben  zu  bewältigen.  S.  Geigy,  Erört.  üb.  d. 
Schweiz  Eisenbahnwes.  Bas.  1  «74,  Auch  die  jünsrsten  Bestrebungen  auf  Erwerb, 
r.  Priv  bahnen  durch  Bund  odt-r  Kanton«-  Hessen  sich  noch  nicht  verwirklichen. 

Dänemark.  Gemischtes  System.  Staatsb.  in  Jütl.  u.  Fühnen,  A  .1876  Sil)  Kil., 
Pnvatb.  auf  Seel.,  Laal.,  Falstei  34s  Kil..  zus.  1260,  1S81  i.G.  1576  Kil.,  wov.  1241  Staatsb. 

Schwede  n-N  orweiren.  Mit  Privatbahnsystem  in  Schweden  1S52  begonnen, 
aber  ohne  genüir.  Erfol«r.  Daher  dir  Hauptstrecken  vom  Staate  ircbaut,  seit  1855. 
grosseres  BahooetZ  1862  entworfen.  Die  Prhattrcs.  haben,  z.  Th.  mit  Staatsbeihülfe. 
meistens  nur  kleine  Zweigbahnen  gebaut,  neuerdin<rs  sich  aber  stark  aasiredebnt.  Im 
Betrieb  A.  1870  10.V5  M.  Staatsbahn.  Kosten  911  Mill.  B.  D.  zu  11  Sgr.  6*4  Pf. 
1-reuss. >SS  M.  Privatb.,  ohne  kl.  Strecken  Pferdeb.  A.  1^76  1926  Kil.  Staats!»., 
221h  Kil.  Privatb..  zus.  4138.  E.  1874  kosteten  die  Staatsb.  A.  145*9  M.  Mark,  p.  Kil. 
101,000  M.  A.  1SS3  i.G.  6395  Kil.,  davon  2232  Kil.  Staatsb.  Kosten  der  letzteren 
241*9  Mill.  deutsche  Mark,  der  Priv.b.  261* I,  an  d.  Priv.bahnen  irewährte  Staat»- 
unterstütz.  bi*  E.  18M  4s*7  Mill.  M.  In  Norwegen  ebenso  Staatsbahnen,  davon  % 
schmalspurig.  Kosten  E.  1S73  37  4  M.  M  .  p.  Kil.  breitspur.  98.000.  Schmalspur. 
61,900  M.  1881  in  Betrieb  1117  Kil.  mit  94  5  M.  Mark  Anlagckosten ,  E.  Is82 
Länge  1329  Kil.  (Aich.  f.  Eisenb.  18*3  S.  375). 

Frankreich.  Mit  kl.  Pferdeprivatb.  wird  schon  1*26  begonnen  (St.  Eticnm- 
Andrözieux).  Erste  ei-reutl.  Dampfb.  1837  orölfnet.  Paris-St. Germain.  Die  Privat- 
industrir  erwies  sich  aber  nicht  ausreichend.  Daher  durch  d.  Ges.  vom 
11.  Juni  1842  Eingreifen  des  Staats,  Feststellung  eines  grösseren  Netzes,  an 
dessen  Ausführung  Staat,  nach  d.  ursprüngl.  Plan  auch  Depart.  u.  Gemeinden,  was 
später  fortfiel,  u.  Gesellschaften  sich  betheiligten.  Der  Staat  stellt  den  Unterbau,  die 
Gesellsch.  den  Oberbau  u.  s.  w.  her  u.  übernehmen  den  Betrieb  für  40  ,!..  wonach 
•lie  Bahnen  an  den  Staat  zurückfallen.  Dieses  Syst. -in  war  erfolgreicher.  Bis 
1*48  waren  2222  Kil.  fertig,  für  797  Mill.  Fr.,  wovon 'der  Staat  119  Mill.  geliefert 
hatte.  Aber  die  Eutwickl.  war  doch  tregen  die  Nachbarländer  zurückgeblieben  u. 
gerieth  1848  ff.  wieder  in*s  Stucken.  Grosser  Aufschwung  des  Privatbahn- 
systems nach  dem  Staatsstreich.  Verlängerung  der  Concess.  auf  99  J„  \on  der 
Kegbrung  begünstigte  Fusionirung  der  kl  Gesellschaften  u.  neuer  Linien  mit  alten 
ir rossen  Gesellschaften,  Ucbemahme  mancher  last.  Bedingungen  hinsichtl.  des  Baus 
von  Nebenlinien  in  der  Zeit  des  grünst.  Geldmarkts  1S52  II.  —  1856.  N«uc  Stockung 
durch  die  Geldkrisen  v.  1856  u.  57  u.  abermal.  Staatsintervention.  Diese  bestand 
in  dem  1859  grsetzl.  und  durch  Vertrau  mit  den  Gesellschaften  eingeführten  System 
von  Zinsgaraut.  (4"65U/0i  für  den  Ausbau  eines  zweiten  Nutzes  vou  Zwischenbahmn 
durch  die  6  grossen,  meist  gut  reiitir.  Gesellschaften  des  alteu.  ersten  Netzes,  woran 
sich  1863  ein  drittes  Netz  unter  ahn!.  Beding,  anschloss.  Die  Zinsgaraut.  bestanden 
1*63  für  4938  Mill.  Fr.  Durch  ein  Ges.  v.  12.  Juli  1865  wurde  auch  den  Depart. 
u.  Gemeinden  erlaubt.  Eisenb.  v.  Ioc.  Interesse  zu  bauen  oder  zu  subventioniren.  Im 
.1.  1879  waren  (incl.  Els.-Lothr.)  2346  6  Meil.  Bahnen  in  Betrieb,  wov.  23*1  Local-  u. 
35-7  M.  Industrieb..  3352  M.  im  Ganzni,  eiuschlbssl.  d.  fettigen,  conevssionirt.  wovon 
205  2  M.  Localb.  Ges.  Aufw.  bis  1867  6173.  bis  1870  7039  Mill.  Fr  v.  d.  Gesellsch., 
'.(79  n.  bez.  1085  Mill.  Fr.  v.  Staate.  i.G.  7152  u.  bez.  8024  Mill.  Im  Sept.  1871 
«rar  «lie  Länge  der  cröffn.  Bahnen,  ohne  Eis.  u.  Lothr.,  2228  5  Mill.  Es  ist  sehr 
wahrscheinlich.  d;iss  der  Staat  sich  finanziell  b.  ss.  r  ».•standen  hatte,  wenn  er  von  vorn 
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herein  alle  Bahnen  ganz  alloin  gebaut  und  betrieben  hätte  für  eigene  Rechnung 
während  jetzt  die  gut  rentirendeu  Linien  den  Privaten  gehören. 

Der  vorbehaltene  Heimfall  siimmtl.  Bahnen  an  den  Staat  sichert  indes*  o 
Frankreich  in  der  Mitte  des  nächsten  Jahrhunderts  die  unentgeltl.  Verfügunr 
Uber  ein  höchst  werthvolles  Object:  ein  Punct.  der  auch  f.  d.  deutsch- 
Eisenhahnpolitik  beachtenswerth  ist.  weil  Frankreich,  ähnlich  wie  Oesterreich  und  alb 
Staaten,  die  sich  Heimfall  der  Hahnen  vorbehielten,  so  später  in  den  Stand  gesetzt 
werden,  eine  Tarifwirthschaft  ganz  nach  d.  Gesichtspuncten  d.  öffent- 
lichen Interesses  zu  betreiben.  —  In  Folge  des  Kriegs  und  seiner  NachwirkungeL 
ist  der  Eisenbahnbau  dann  eine  Zeitlang  nicht  sehr  rasch  vorgerückt.  In  Betrieb 
A.  1874  n.  lS7*i  bez.  20,00f>  u.  21.701  KU.,  davon  Hauptbahnen  18,564  u.  19,784 
Localb.  1278  u.  180.H,  Industrieb.  163  u.  174.  Wirkl.  u.  noch  zu  machenden  Auf», 
f.  d.  1S73  concess.  Netz  (ohne  Localb.1»  8110  8  M.  Mark,  p.  Kit  369.000  11  Daroa 
Staatssubvention  13108  M.  M.,  wovon  bis  E.  1873  gezahlt  8052  M.  M.  Die 
6  grossen  Gesellschaften  um f atoten  v.  d.  Hauptbahnen  E.  1875:  17,885  KU.,  neml. 
Nordb.  1762,  Sudb.  2031.  Ostb.  2255,  Westb.  2549.  Paris-Orleans-B.  4186,  Par.  Lyon- 
Mittelmeer-B.  5102  KU.,  also  letztere  mehr  als  damals  noch  sämmtl.  preuss.  Staats  bahnen 
Die  übrigen  1S99  KU.  gehören  24  kleinen  Gesellschaften  (Stürmer  n,  36,  Franc 
SO  Pfenn.  R.-W.  gerechnet). 

In  der  zweiten  Hälfte  der  "Oer  Jahre  wurde  jedoch  wieder  mehr  gebaut.  Zu- 
gleich ist  in  der  neuesten  Zeit  auch  in  Frankreich  der  U ebergang  zum 
Staaatseiscn  bahnbesitz  u.  Betrieb  erfolgt:  ein  Punct,  von  besondrer  Bedeutun;: 
für  die  Systemfrage,  indem  man  dort  die  Erfahrung  machte,  dass  auch  ein  ge- 
t heilte*  Privatmonopol  auf  diesem  Gebiete  schwere  Uebelstände  habe  u.  dass  d:o 
System  der  „regulirtcn  Privatunternehmung"  sich  nicht  bewährt,  indem  ..die 
Aufsichtsbehörden  mit  all  ihren  auf  d.  Tapier  stehenden  Rechten  der  Misswirthschatt 
der  Privatbahnen  gegenüber  von  Jahr  zu  Jahr  machtloser  wurden"  (Arch.  f.  Eisenb. 
1881  S.  24).  Für  den  Sax'schen  Standpunet  ist  diese  neue  Erfahrung  ungünstig, 
ü.  wenn  die  mehrfach  angeregte  Verstaatlichung  der  Priv.bahnen  noch  nicht  gelungen 
ist  u.  zunächst  der  Sturm  gegen  letztere  sieh  noch  zu  verlaufen  scheint,  indem  mar. 
abermals  eine  „Verständigung"  mit  den  grossen  Compagnieen  einging  (1883),  so  be- 
weist das  auch  nur.  dass  zumal  im  heut.  Frankreich  die  Macht  dieser  Ge- 
sellschaften und  des  hinter  ihnen  stehenden  Privatkapitalismus  schon 
beinahe  unüberwältigter  geworden  ist:  eine  Bestätigung  unserer  früheren 
Auffassung  (§.  276)  u.  wiederum  eine  dem  Sax'schen  Standpunet  ungünstige  Er- 
fahrung, nach  der  es  kaum  mehr  Wunder  nehmen  kann,  dass  bereits  die  „Wiederher- 
stellung cl.  Königthums"  als  „kapitalistische  Entreprise"  ins  Auge  gefasst  worden  ist,  - 
lauter  Belege  fttl  die  Berechtigung  des  socialpolit.  Standpuncts  dieses  Werks.  S.  be>. 
d.  Aufsätze  iL  Notizen  im  Arch.  f.  Eisenbahnwesen,  u.  A.  v.  v.  d.  Leyen.  1881. 
Priv.  u.  Staatsb.  in  Fr.  (Abdr.  einiger  staatsb.freundl.  Artikel  d.  Gambetta'schen  Journal 
Republ.  frane.i.  1*82,  Niederlage  d.  Priv.b.  im  franz.  Abg.hause.  Durch  Ges.  v. 
18.  Mai  187b  wurde  durch  Erwerbung  einiger  kleinen  6  Gesellsch.  gehörigen  Bahnen, 
die  in  der  Maehtsphäre  der  Orleansbahn  -  Gesellsch.  lagen,  der  Anfang  mit  einem 
Staatsbahnnetz  gemacht.  Die  Linien  waren  z.  Th.  noch  in  Bau  begriffen  (2615  KU.. 
wovon  bei  Ucberuahme  1575  in  Betrieb».  Es  sind  durchweg  kleine  Nebenlinien  noch 
geringen ,  aber  doch  steigenden  Ertrags,  bei  denen  die  schwierige  Staatsverwaltung 
sich  dennoch  gut  bewährt  hat  (s.  Arch.  f.  Eisenb.wes.  1881  S.  157  lf.  u.  d.  gen.  Art. 
der  Rep.  fran<;.).  Weitergehende  Pläne ,  bes.  betreffend  den  Ankauf  ,der  Orleansb 
sind  unter  mitwirkendem  Einfluss  der  ungünstigeren  Finanzlage  doch  vomemlich  d«r 
kapitalistischen  Opposition  zum  Opfer  gefallen.  Man  will  wieder  neue  Verträge  mif 
den  grossen  Compairnicen  schlicssen ,  um  die  weitere  Ausdehnung  des  Bahnnetzes  zu 
bewirken  u.  sucht  abermals  sein  Heil  in  Verbesserung  der  Staatsaufsicht.  Angelegen- 
heiten, über  welche  i.  J.  1S83  verhandelt  wurde.  Das  Monopol  der  6  grossen  Com- 
pagnieen ist  so  im  Wesentlichen  noch  ungebrochen  geblieben.  Immerhin  ist  da? 
Staatsbahnnetz  aber  noch  weiter  ausgedehnt  worden  u.  die  eigene  Verwaltung  de? 
Staats  hat  Anerkennung  gefunden.  Namentlich  in  d.  Tarifpolitik  gingen  verschieden? 
Reformen  von  den  Staatsbahnen  aus.  Ueber  die  Höhe  u.  die  Verwirrtheit  der  franzö>. 
Privatbahnen  wird  viel  geklagt.  E.  1882  umfasste  das  sog.  „alte  Netz"  10,700  KiL 
wovon  auf  die  6  grossen  Gesellsch.  10.584  (Nord  1358  K.  mit  kilometr.  Einn.  in  lsS2 
auf  die  durehschnittl.  Betriebsläntre  v.  102,182  fr..  Ost  744  Q.  75.153  fr..  West  90«' 
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u.  95.978  fr.,  Paris-Orleans  2017  u.  »1,068  fr.,  Paris- Lyon- Mittelmeer  4765  u.  07.076  fr., 
Süd  S20  u.  87,254  fr.).  Das  „neue  Netz"  umfasstc  10,603  KU.  Nord  712,  Ost  2208, 
West  2247,  Par.-Orl.  2342,  Par.-Lyon-Mittelm.  1576,  Süd  1518,  die  kilom.  Einnahme 
in  18S2  bei  diesen  Compagnieen  zwischen  15.545,  Par.-Mittelm.,  u.  34,715  fr.,  Osth.). 
Beide  Netze  zus.  also  21,303  Kil.  Die  Staatsbahnen  haben  «  ine  Länge  v.  402s  Kil. 
E.  18^2,  mit  bloss  835!)  fr.  p.  Kil.  Einnahme:  wieder  ein  Beleg;  dafur,  dass  auch 
bei  dem  System  der  „regulirtcn  Unternehmung'1  in  Frankreich,  neben  grossen 
Zuschüssen  für  die  Priv.bahuen  (E.  li»79  schuldeten  5  der  grossen  Comp,  dein 
Staate  für  Zinsgarantiezuschüsse  583  2  M.  fr.,  wovon  4750  M.  fr.  Ka]>ital, 
107  4  M.  fr.  Zins  dafur,  nur  die  Nordb.  hat  alles  getilgt),  dem  Staate  die  Auf- 
gabe, die  schlechten  Linien  zu  übernehmen,  bleibt.  Das  ganze  französ. 
Netz,  incl.  898  Kil.  diversen  Gesellschaften  gehörender  Bahnen  u.  132  Kil.  der  Khone- 
M.  Cenisb.  war  E.  1882  26,334  Kil.  lang  (Arch.  f.  Eisenb.wes.  1883  S  382). 

Italien.  Kleine  Privatbahnen  in  Toscana,  Staatsbahnen  in  Sardinien  (.Festland), 
aber  überh.  wenige  Bahnen,  zumal  ausserhalb  Oberitalien  (ein  paar  kl.  Strecken  bei 
Neapel),  bestanden  vor  der  Bildung  des  ital.  Staats  1859.  im  Ganzen  äussern.  Venetiens 
198  Meil.  Seitdem  zieml.  rascher  Aufschwung,  aber  Veräusser.  resp.  lanirjähr.  Ver- 
pachtung fast  aller  Staatsbahnen  und  Zinsgarantiesystein,  das  i.  A.  für  1 S7 1  37*085 
Mill.  Fr.  Ausgaben  macht.  Im  Betrieb  E.  1868  759,  E.  1809  7S5  g.  M.,  dazu  röm. 
Hahnen,  1869  39  M.  Vereinigung  1865  zu  5  grossen  Gesellschaften.  In  neuester  Zeit 
1876)  hat  d.  Staat  aber  begonnen  Privatbahnen  zu  erwerben  und  die  veräusserteti, 
bez.  verpachteten  Staatsbahnen  zurück  zu  erwerben:  so  sainmtl.  Linien  der  österr. 
Suilbahngesellsch.  in  Ober-  u.  Mittelitalien,  die  röm.  u.  d.  calabr.  sicil.  Bahnen.  Dazu 
trogen  neben  politischen  (Emancipation  von  d.  ausländ.  Einflüssen)  auch  finanz. 
Rücksichten  bei.  Im  Et.  f.  1876  siud  die  Zahlungen  auf  Zinsgarantieen  auf  47  5  M.  Fr. 
veranschlagt.  Doch  beabsichtigte  man,  die  Linien  an  Gesellschaften  auf  kürzere  Zeit 
zu  verpachten,  Kapitalaufw.  bis  E.  1874  2302  Mill.  Fr. 

In  jüngster  Zeit  lebhafte  theoret.  u.  pract.  legislative  Erörterung  der  Eis-nbalm- 
iragc  in  Italien.  S.  darüber  verschied.  Mittheil,  im  Arch.  f.  Eisenb.wes..  I»e9.  d. 
zus.fass.  Aufs.  v.  Pieck,  nach  d.  ital.  Eisenb.-EiKiuetc-Commiss.,  Arch.  1882  S.  91. 
Die,se  grosse  Untersuchung  (1878 — 81)  ist  reich  an  Thatsachen  u.  Argumenten  über 
die  Systemfrage.  Die  Commission  entschied  sich  schliesslich,  ohue  durchschlagende 
<iründe,  für  die  Befürwortung  von  Verpachtung  von  Staats  bahnen  an  grössere 
Gesellschaften ,  bes.  an  2,  die  sich  nach  der  Längsaxe  Italiens  in  das  Baiinnetz  zu 
(heilen  hätten  (adriat.  u.  Mittelmeernetz.  Mit  nach  holländ.  Muster  wird  ein  Entwurf 
von  solchen  Pacht-  od  Betriebsüberlassungsverträgen  (auf  60  ,T.)  aufgestellt,  bei  «lein 
es  mir  durchaus  zweifelhaft  bleibt,  ob  man  damit  bessere  Erfahrungen  als  mit  dem  französ. 
System  der  „regulirten"  Privatbahnen  machen  würde.  S.  Absch.  4  u.  Die  Begründung  des 
tb.  allgemeinen  th.  f.  Italien  geltenden  vcrmeintl.  Vorzugs  des  Privatbetriebs  der 
Bahnen  überzeugt  nicht  u.  die  nicht  durchaus  günstigen  Erfahrungen  mit  dem  Staats- 
betrieb auf  den  oberital.  Bahnen  sind  auch  kein  genügender  Beweis  in  der  Frage. 
Vorläufig  ist  aber  auf  deii  neu  erworbenen  oberital.  u.  röm.  Staatsbahnen  der  Staats- 
betrieb gesetzlich  nur  als  Provisorium  genehmigt  »so  v.  Neuem  durch  Ges.  v. 
24.  Dec.  1882  bis  Ende  1883).  Der  Ankauf  der  Südbahnen  warf.  18S3  vertragsmäss. 
vorbehalten.  Länge  der  Linien  im  Mittel  1882  8953  Kil.,  davon  Staatsb.  5638  (4295 
provis.  v.  Staate  selbst  betrieben).  Priv.bahuen  4315,  (935  v.  Staat  betrieben V 

Spanien.  Erste  B.  erst  1848,  stärkerer  Bau  in  den  50er  und  60er  Jahren. 
Privatbahnsystem  u.  Privatbetrieb,  zahlreiche  zersplitt.  Unternehmungen,  aber  Staats- 
subventionen.   Länge  fertig  A.  1870  733  M. ,  im  Bau  273  M.    Kapitalaufw.  bis 

1869  746  9  Mill.  Escudos  (zu  2  Fr.  70  c).    E.  1875  fertig  5796  Kil.,  Vermehr,  seit 

1870  nur  327  Kil.  Kosten  bis  1870  1673  8  M.  M.,  wovon  303'  1  M.  M.  Staats>ubv. 
Länge  d.  Bahnen  E.  1  SS  1  7739  KU.,  an  c.  60  Gesellsch.  concessionirt.  davon  dfe 
grösiten  2666—1847—1074—734  Kil.  Baukapital  bis  K.  188t»  1474  Mill.  M  .  Staats- 
subvent  525  Mill.  M. 

Portugal.  Privatb..  (französ.  Ges.  v.  lsOO)  u.  Staatsb.  Neuerdinirs  Ausdclm. 
d.  Staatsbahnen.    1882  i.  G.  1219  Kil.,  wovon  594  Staatsb. 

Rumänien.  Privatb.,  mit  Staatsgarantie,  namentl.  die  bekannte  Struussbcrg'sehe 
Eisenbahnunternehmung,  die  nach  \nlhebung  d.  früh,  (  once-sion  in  eine  Aetienges. 
verwandelt,  dann  verstaatlicht  wurde:  neuerdings  weitere  Ausdehnung  «res  Staatsl».- 
systems,  wonehen  aber  noch  Priv.bahncn. 
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Türkei.  Klein«;  Strecken  Gescllschafts bahnen  schon  älter,  Grosses  Eisen- 
bahnnetz der  ..Gescllsch.  d.  tUrk.  Hahnen"  mit  Staatsgarantie  in  theilweiser  Aus- 
führung begriffen,  wofür  1870  eine  Prätnienanl.  v.  uoin.  792  Mill.  Fr.  (reell  356'6  M.j 
ausgegeben  wurde.  Fertig  1530  Kil.  1870.  Seitdem  Verkleinerung  der  Linicnlänge 
durch  die  Gebietsverluste  u.  Störung  der  Entwicklung  durch  die  neuen  polit.  Ereignis 

Kussland,  Grosse  u.  bedeut.  Ausdehnung  bald  nach  d.  Krimkrieg,  bes.  in 
den  80er  Jahren  u.  in  allernenester  Zeit.  Fast  ausschliesslich  Privatbahn- 
system.  aber  mit  Zinsgarant,  und  starken  Vorschüssen  aus  d.  Staats- 
kasse, zu  welchem  Zwecke  Anleihen  aufgenommen  wurden.  Die  wichtigsten  Staatsb.. 
Petersburg-Moskau  (Nicolaib...  ist  aus  Finanzrücksichten  verkauft  worden.  Die  ehem. 
Staatsb.  Warschau  -  österr.  Grenze  wurde  schon  1857  veräussert,  bez.  auf  75  J.  ver- 
pachtet. Länge  d.  Hahnen  18S2  22*788  Kil.,  wovon  1021  Kil.  Staatsbahnen.  Die 
Vorschüsse  an  Eiscnbahngcscllschaftcn  betrugen  1875  205*6  M.  Rubel  Papier  uo-i 
397  5  Mill.  liubcl  Silber,  1880  bez.  31 S  3  u.  6665  Mill.  U.  Bei  dieser  Sachlage, 
w«.  die  Kapitallfeschaffuiig  grossenthcils  nur  durch  Vermittlung  des  Staatscredits  er- 
folgt ist.  läge  die  Verstaatlichung  der  Bahnen  in  Kussland  noch  näher, 
als  in  anderen  Ländern.  S.  Arch.  f.  Eisenb.wcs.  1 S82,  S  148.  Die  finnländ. 
Bahnen  (S43  KU.)  sind  Staats  bahnen. 

Grosshritannicn.  S.  Cohn  a.  a.  o. .  (auch  d.  Forts,  im  Areh.  f.  Eisen I •. 
Beines  Privatbahnsystem.  Erste  Bahn  1830  eröffnet,  dann  langsame,  zuerst 
1**36  stärkere  Vemiehrnng.  darauf  bes.  nach  günst.  finanz.  Folgen  der  Iiisher.  Bahnen 
grosse  Ausdehnung  1845  ff.  Bedeut.  Abnahme  der  Kente,  grosse  Fusioninmgen 
Periodisch  sehr  schwank.,  aber  im  Genien  doch  stetig  fortschreit.  Ausbau,  jedoch 
vielfach  schlechte  Finanzlage  und  andere  mit  dem  Privatbahnsystem  zusammenhäng. 
Uebelstände.  Allmälig  grossere  Controle  des  Staats  auch  über  das  Finanzwes.  der 
Bahnen  versucht,  aber  wenig  in  Betr.  der  Verwaltung,  Tarife,  erreicht.  Neuerdings 
häuf.  Erörterung  der  Frage,  die  Bahnen  wie  bereits  die  Telegr.)  auf  den  Staat 
zu  übernehmen,  was  mit  irl.  Bahnen  beginnen  soll.  Hier,  in  Irland,  sind  auch 
Staatsunterstützungen  in  Form  v.  Darlehen  an  Eisenbahngesellschaften  erfolgt 
Cohn  I.  315).  Drei  Viertol  der  brit.  Bahnen  gehören  20  grossen  Gesellschaften,  die 
meist  aus  einer  Anzahl  Amalgamationen  entstanden  sind,  I.  Cohn,  bes.  I.  K.  5.  So 
hatten  1875  3  Gesellsch.  25S5,  2495.  2286  Kil.  Lange.  5  zwischen  1000—2000.  <ie- 
sammtes  Anlagekapital  E.  1S75  630  2  M.  Pf.  St.  p.  Kil.  1874  461.000  M..  —  seit 
25  Jahren  im  Durchschnitt  wenig  gestiegen.  1S50  p.  Kil.  442.01H)  M.,  8.  Stürmer 
II,  33.  Cohn  II,  270.  Länge  E.  1881  20  257  Kil.  (Engl.  u.  Wales  20615,  Schottl. 
4715.  Irl  3927).  Anlagekapital  745  52  Mill.  Pf.  St.  Nettoeinnahme  31S3  Pf.  St. 
Für  die  Unlösbarkcit  des  Problems  eines  nach  öffentlichem  Diteresse  regulirten 
Priv  bahn wesens  liefert  die  Geschichte  in  England  bes.  treffende  Belege  S.  auch 
Cohn 's  gen.  Aufs,  im  Archiv. 

Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika  Fast  ganz  Privat bahnsystem 
aber  mit  oftmal.  erhebl.  Unterstützungen  der  Staaten  u.  selbst  der  Bundes- 
regierung in  Land,  Geld  u.  s.  w.  Oft  sehr  unsolide,  rein  betrügl.  Verwaltung. 
Länge  A  1842  767.  lsol  2361.  1861  6644,  1870  10.248  1871  11,581  geogr.  Meilen. 
E.  1S75  1  19.352  Kil..  Kosten  2573  5  Mill.  Doli,  bis  1871,  bis  E.  1875  4674  Mill.  D., 
Länge  A.  1*82  16S.749  Kil.  Im  J.  J8s2  kosteten  152  122  Kil.,  für  die  Bericht, 
vorlagen.  25*544  Mill.  Deutsche  Mark,  Koheinn.  3083.  Keineinn.  1176  M.  Mari 
'Arch.  ls*2.  S.  410).  Das  amerikan.  Eisenb.wcsen  zeigt  potencirt  die  Schaden  des 
britischen.  Grosse  Tarifmisswirthsch.  u.  Ausbeutung,  die  wieder  Gegenagitationen  in» 
Volke  hervorruft:  ungleiche  Spurweiten;  freilich  aber  kühnes,  speculatives  Vorgehen, 
wie  die  verschiedenen  Pacificbahnen  zeigen. 

Brit.  Ostindien.  Länge  A.  1876  10,153  Kil.,  wovon  fast  »/,„  Staatsb 
L5nge  E.  1881  15.992  Kil.  Die  Bahnen  jetzt  in  erhebl.  Maasse  Staats-  u.  Prorinc- 
bahnen.    S.  Arch.  f.  Eis.  1883.  S.  354. 

Dieser  ücberblick  nber  die  Entwicklung  des  Eisenbahnwesens  u.  der  System- 
frage zeigt,  dass  es  in  der  europ.-amcrk.  Culturwclt  zu  einem  völligen  Siege  des 
Staatsbahn-  u.  Staatsbctriebsprincips  zwar  auch  jetzt  noch  nicht  gekommen  ist. 
dass  dieses  Princip  aber  immer  mehr  Boden ,  wie  in  der  Theorie .  so  in  der  Praxis 
gewonnen  hat  und  wie  in  Deutschland,  so  wohl  in  Oesterr..  Frankr.  u.  Italien 
in  nicht  ferner  Zeit  herrschen  wird. 
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3.  Abschnitt. 

Eisenbahnen. 
2.  Anlage  der  Eisenbahnen. 

Das  Folgende  war  in  der  Ausführung  neu  in  der  vor.  (,2.)  Aufl.  dieses  Bands. 
Kinige  massgebende  Gesichtspuncte  sind  jedoch  schon  in  §.  246  d.  6.  A.  Raus  von 
mir  gegeben  worden.  Dre  ökonomische  Seite  der  Frage  war  mir  damals  schon  klar, 
aber  wesentlich  förderte  mich  seidem  bes.  v.  Weber  hinsichtl.  der  technischen 
Seite  u.  der  Folgerungen  daraus  f.  d.  ökonomische  Seite.  S.  o.  S.  665.  bes.  Web  er 's 
Individualis.  d.  Eisenbahnen  u.  seine  Secundärbahnen.  Die  Gestaltung  des  Staatsbahn- 
wesens muss  nach  den  Gesichtspunctcn  des  Texts  erfolgen.  Vgl.  auch  v.  Kubeck, 
Selbstkosten  des  Eisenbahnbaus,  Herl.  Viertcljahrschr.  f.  VolKswirtbsch.  1S76. 

Was  hier  für  die  Eisenbahnen  speciell  ausgeführt  ist.  gilt  principiell  für  das 
ganze  Gebiet  des  Communications-  u.  Transportwesens.  Vgl.  die  dafür  leitenden  ähn- 
lichen Gesichtspuncte  von  Schäffle,  ges.  Syst.  2.  A.  S.  4S9  ff..  Koscher  Syst.  III 
§.  76  fT.  u.  bes.  Sax's  gen.  Werk,  wo  das  Princip  der  Entwicklung  vom  extensiven 
zum  intensiven  Verkehrswesen  consequent  überall  nachgewiesen  wird,  nam.  I,  44  ff., 
auch  in  Schönberg's  Handb.  I,  369  ff. 

I.  —  §.280.  Die  Individualisirung  des  Eisenbahn- 
baues oder  extensiver  und  intensiver  Eisenbahnbau. 
Die  Anlage  von  Eisenbahnen  ist  von  Anfang  an,  seitdem  man  die 
Leistungsfähigkeit  dieses  Communicationsmittels  erkannt  hatte,  bei 
Staats-  und  Privatbahnen  zu  einseitig  nach  rein  technischen 
Rücksichten  erfolgt,  unter  Hintansetzung  der  ökonomischen 
Seite,  namentlich  in  Bezug  auf  den  erforderlichen  Kapital- 
anfwan  d. 

Unter  den  technischen  Momenten  wurden  wieder  einseitig  diejenigen,  welche 
die  Schnelligkeit  des  Transports  ermöglichen,  ins  Auge  gefassf.  Dabei  hat  theils 
eino  Ueberschätzung  der  ökonomischen  Bedeutung  der  Schnelligkeit,  welche 
die  Eisenbahnen  erlaubten,  theils  keine  genügende  ünterscheidun g  des  Bedürf- 
nisses der  Schnelligkeit,  nach  Kategorieen  von  Transportobjecten  —  Personen  und 
Guter,  dann  Gutcrarten  —  und  nach  Z<-it-  und  Ortsverhaltnisscn  stattgefunden. 
Ks  wurde  ubersehen,  dass  vielfach  der  ökonomisch-technische  Hauptnutzen  der  Eisen- 
bahnen nicht  in  erster  Linie  in  der  Schnelligkeit  des  Transports,  sondern  in  der 
Krmöglichung  eines  M a s s e n transports  mit  einem  relativ  geringen  Kraftaufwand, 
insofern  mit  geringen  Kosten  liegt.  Und  es  wurde  ebensowenig  beachtet,  dass 
die  grosse  Schnelligkeit  (die  „normal mässi ge*\  die  ..eisen  bah  n  mässige") 
im  Allgemeinen  nur  für  den  Personen-,  nicht  für  den  Güterverkehr,  Bedurfniss 
ist,  ferner,  dass  schon  bei  ersterem,  vollends  bei  dem  zweiten  je  nach  Personen-  und 
(Jtlterkategorieen.  nach  Landes-  und  Zeit  Verhältnissen  sehr  verschiedene 
S  chnclligkeitsgrade  bedurft  werden,  bez.  ausreichen.  Ein  andrer  Vortheil  der 
Eisenbahnen,  die  möglichste  Pünctlichkeit  des  Transports,  daher  die  sichere 
V  orausberechenbarkeit  seiner  Zeitdauer,  verglichen  mit  anderen  Transport- 
arten,  besonders  mit  der  Schiflfahrt.  wurde  ebenfalls  nicht  immer  in  seiner  grossen 
ökonomischen  Bedeutung  gewürdigt  oder,  wenn  er  erkannt  wurde,  zu  leicht  mit 
dem  S  chn  elligkeitsmomcnt  in  Verbindung  gebracht.  Er  besteht  aber  unabhängig 
von  letzterem  und  kommt  auch  bei  verhältnissmässig  sehr  langsamem  Transport 
ganz  ähnlich  als  Glanzseite  der  Eisenbahnen  in  Betracht. 

Die  ökonomisch  nachtheilige  Folge  war,  dass  unsere  Eisen 
bahnen  bis  vor  Kurzem  fast  allenthalben  nach  einer  Schablone, 

A.  Wagner.  Finanz wN<*imrhaft.   I.  &  Aufl. 
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mindestens  in  demselben  Lande  fast  ganz  gleichartig  in  tech- 
nischer Beziehung,  namentlich  was  die  Beschaffenheit  des 
Bahnbaus  anbetrifft,  angelegt  worden  sind.  Man  legte  einseitig 
Werth  auf  die  Ermöglichung  schnellsten  Transports,  den 
doch  nicht  einmal  aller  Personenverkehr  benöthigte.  Dieser 
schnellste  Transport  bedingte  dann  aus  Sicherheitsrücksichten, 
zumal  bei  dem  bevorzugten  und  früher  meist  Überwiegend  be- 
achteten Personenverkehr,  eine  entsprechende  technische  Be- 
schaffenheit des  Bahn  kör  per  8.  Daraus  ergab  sich  zwar  eine 
technisch  hohe  Vollendung,  aber  folgeweise  notwendig 
auch  eine  enormeKostspieligkeit  des  gesammten  Eisenbahn- 
wesens, besonders  des  eigentlichen  Bahnbaus. 

Neben  den  nachtheiligen  Folgen  für  die  Volkswirtbschaft ,  die 
einen  so  unermesslichen  Theil  des  Nationalkapitals  dem  Eisen- 
bahnbau zuwenden  und  dadurch  doch  unvermeidlich  anderen  Pro- 
duetionszweeken  entziehen  musste,  ging  daraus  natürlich  auch  eine 
langsamere  Entwicklung  des  Eisenbahnnetzes  hervor,  als  sie 
bei  geringerer  Kostspieligkeit  des  Bahnbaus  möglich  gewesen  wäre. 

Die  jetzt  vorliegende  Aufgabe  ist  daher,  mit  Webers 
Worten,  die  „grössere  Individualisirung  des  Eisenhahnbaus", 
wovon  die  Entwicklungsfähigkeit  des  Eisenbahnwesens 
und  die  Grösse  seines  volkswirtschaftlichen  Nutzens  wesentlich 
mit  abhängt.  Diese  „Individualisirung"  des  Eisenbahnbaus  ist 
aber  nichts  Anderes  als  die  Anwendung  des  von  v.  Thünen 
gelehrten  Gesetzes  der  Relativität  des  Werths  der 
Ackerbausysteme  oder  des  Gesetzes  der  nothwendigen 
Bedingtheit  des  Ack e rb au sy stem s,  der  Extensivität 
und  Intensivität  der  Landwirthschaft  durch  die  allgemeinen 
volkswirtschaftlichen  Verhältnisse  desOrts  undder 
Zeit,  auf  den  Wegebau,  hier  speciell  auf  den  Eisenbahn 
bau,  —  wie  denn  jenes  Thünen'schc  Gesetz  sich  überhaupt  zo 
einem  allgemeinen  Gesetze  des  Bodenbaus  erweitern  lässt. 
Es  muss  demnach  auch  im  Eisenbahnbau  extensiver  und 
intensiver  Bau  und  beide  in  verschiedenen  Graden  statt 
finden,  im  Interesse  der  ganzen  Volkswirtschaft ,  namentlich  in 
Betreff  der  möglichst  produetiven  und  möglichst  sparsamen  Ver- 
wendung des  Nationalkapitals,  wie  im  besonderen  Interesse  des 
Eisenbahnwesens,  seiner  weiteren  Entwicklung  und  seiner 
richtigen  Stellung  und  Function  im  Communications-  und  Trans 
portwesen. 
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Die  hohe  volkswirtschaftliche  Bedeutung  einer 
richtigen  Individualisirung  des  Eisenbahnbaus  tritt  durch 
eine  nähere  Betrachtung  des  Einflusses  der  volkswirtschaftlichen 
Entwicklung  eines  Landes  auf  die  ökonomischen  Bedingungen 
des  Eisenbahnbaus  und  der  Rückwirkung  des  letzteren  auf  die 
Volkswirthschaft  in  folgender  Weise  hervor. 

Für  d.  techn.  Momente  s.  bes.  Weber's  Schule  d.  Eisenbahnwesens,  .*{.  A.  v. 
Schmitt  und  die  S.  t>65  gen.  kleinen  Schriften  Weber's,  die  sehr  reich  an  wicht, 
nationalökon.  Gcsichtspuncten  sind.  Jetzt  auch  Sax,  bes.  I,  35—61,  II,  265 — 356, 
•lers.  in  Schönberg's  Hand)».  I,  369  ff.  Abschn.  1. 

Nach  der  volkswirtschaftlichen  Entwicklung  eines  Landes 
oder  einer  Zeit  ist  die  Höhe  der  Zins  Hisse  und  der 
Arbeitslöhne  verschieden,  indem  in  der  höher  entwickelten, 
reichen  Volkswirthschaft  der  Zinsfuss  niedriger,  der  Lohn  höher 
ist  und  umgekehrt.  Zugleich  macht  dort  die  B e s ch  af  f  u  n g  e i n  e  s 
grossen  Kapitals  weniger  Schwierigkeit.  Dies  äussert  Alles 
seinen  wesentlichen  und  ganz  berechtigten  Einfluss  auf  die  Ver- 
theilung  des  stehenden  und  umlaufenden  Kapitals 
bei  einer  Unternehmung  und  fällt  vor  Allem  schwer  ins  Gewicht 
bei  stets  so  ausserordentlich  kostspieligen  Anlagen  wie  Eisenbahnen 
(und  manchfach  analog  Uberhaupt  bei  Wegebauten  und  Verkehrs- 
anstalten). 

Die  möglichst  vollkommene  Herstellung  einer  Bahn,  die  Vermeidungen  starker 
Steigungen  —  also  mehr  Einschnitte  —  Curven  —  also  längere  Bahnlinie  oder  bei 
kürzerer  Linie  umränglichere  Erdarbeiten  oder  Hauten  — ,  der  Bau  von  Tunneln,  be- 
sonders auch,  um  theureu  Grunderwerb,  um  Steigungen  zu  vermeiden,  von  eisernen 
oder  massiven  statt  Holzbrücken,  die  Ueber-  oder  Unterführung  der  Bahn  bei  Wege- 
übergängen ,  statt  der  Passage  im  Bahnniveau,  die  Anlage  des  Bahnkörpers  fu:  zwei 
und  mehr  Geleise,  die  Ausfuhrung  des  Doppelgeleises,  die  Benutzung  schwererer 
Schienen  (breitbasiger  statt  Stuhlschienen)  oder  von  Stahlschienen  statt  Eisenschienen, 
Ton  imprägnirten  statt  nicht  imprägnirten,  von  eichenen  statt  buchenen  und  kiefernen 
Schwellen,  die  Einführung  eisernen  Oberbaus,  die  Legung  von  zahlreichen  Geleisen 
auf  den  Bahnhöfen,  das  Drehscheiben-  statt  des  Weichensystems,  die  Einrichtung 
grosser  Bahnhöfe  und  grosser,  massiver  Gebäude  u.  s.  w.  u.  s.  w.,  —  das  Alles  re- 
]>rasentirt  einen  relativ  grösseren  Aufwand  an  stehendem  Kapital  und 
erfordert  daher  überhaupt  von  vorneherein  die  Ansetzung  eines  grösseren 
Anlagekapitals  verglichen  mit  einer  möglichst  einfach  und  billig  gebauten  Bahn. 
Bei  letzterer  wird  dann  aber  gerade  wegen  der  geringeren  technischen  Qualität  der 
Anlage  der  regelmässige  Aufwand  für  die  Bahnverwaltung  unter  den 
Betriebskosten  relativ  grösser  sein,  d.  h.  das  umlaufende  Kapital  wird 
verhältnissmässig  stärker  hervortreten.  Soll  dann  bei  einer  solchen  Bahn  die 
Sicherheit  ciuigerinasscn  gewährleistet  sein,  so  bedarf  es  —  wenigstens  bei  Voraus- 
setzung schnellen  Fahrens  —  vollends  eines  umso  grösseren  Aufsichtspersonals 
(Bahnwärter  u.  s.  w.). 

Im  Grossen  und  Ganzen  vertritt  das  nord amerikanische  Bahnsystem  die 
Kategorie  des  zweiten,  des  „extensiven"  mit  verhältnissmässig  weniger  stehendem 
Kapital,  das  europäische,  besondere  das  englische  die  Kategorie  des  ersten, 
des  intensiven,  mehr  mit  stehendem  Kapital  arbeitenden  Eisenbahnwesens,  —  nur 
«iass  das  nordamer.  Eisenbahnwesen  wegen  des  hohen  Arbeitslohns  und  geringerer 
Rücksicht  auf  Sicherheit  die  letzt  erwähnt«'  Forderung:  viel  Aufsichtspersonal,  nicht 
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immer  genügend  erfüllt.  Eiuige  Hauptubel  des  nordamer.  Bahnwesens  « i klären  sich 
aus  dem  Zusammentreffen  schlechten  Baus  (wenig  steh.  Kap.^  und  trotzdem  geringem 
Aufsichtspersonals  und  geringer  Sorgfalt  der  Dut<  rhaltung  der  Bahn,  also  deichzeitig 
zu  wenig  umlauf.  Kapital.  Auch  zwischen  England  einer-,  dem  Contiuent  anderer- 
seits, ebenso  zwischen  Westeuropa  und  Theilen  von  Ost-  un>l  Nordeuropa  zeitrt  sieb 
ein  solcher  Unterschied  in  einigen  wichtigen  Pmieten.  Die  Folge  ist  der  gleich 
anfänglich  höhere  Kostensatz  der  englischen  verglichen  mit  den  anderen 
Bahnen  und  der  äusserst  niedrige  der  nordamerikanischeu  und  einiger  nach 
deren  Muster  gebauten  europäischen  Bahnen,  z.  B.  in  Sehottland,  Skandinavien.  Süd- 
russland. —  Vgl.  die  vortretll.  Schilderung  des  Characters  der  Eisenbahnen  der  Haupt- 
länder von  Weber.  Schule  d.  Eiscnbahnwcs.  2.  A..  Fr.  32  u.  II.,  i.  B.  Fr.  40,  3.  A. 
Kap.  2.  S.  32  IT.  In  England  niedrige  Lage  der  Bahn  im  Terrain,  häufiger  Tunnel** 
ii.  Einschnitte  als  Brücken  und  Dämme,  umgekehrt  in  Deutschland.  In  England  tritt 
eben  in  d.  ganzen  Anlage  und  äusseren  Erschein,  der  Bahn  das  Vorwalten  des  stehen- 
den Kap.  hervor.  Weber  hat  früher  das  den  verschiedenen  Bahusystcmen  zu  Grund* 
liegende  nationalök.  Princip  nicht  erkannt,  d.  h.  er  war  noch  zu  sehr  Techniker,  nicht 
Nationalökonom.  In  s.  neueren  Schriften  tritit  mau  grade  auch  die  richtige  Folks- 
wirthsch.  Auffassung.  Es  würde  sich  ein  noch  stärkerer  Unterschied  kundgeben  und 
kundgeben  müssen,  wenn  man  auf  dem  Contim-nt.  besonders  im  Osten  and  auch  fa 
Theilen  von  Deutschland,  nicht  unter  Missachtung  des  richtigen  volkswirtschaftlichen 
Princips  die  Bahnen  zu  allgemein  schon  anfänglich  mit  stärkerem  Aufwand  an  stehen- 
dem Kapital  angelegt  hätte. 

Offenbar  kann  man  dem  „ englischen"  und  dem  „anierika 
iiiischen'*  Princip  keinen  unbedingten  Vorzug  vor  ein- 
ander geben.  Vielmehr  kann  hier  nur  von  einer  Relativität 
der  Vorzüge  der  Eisen  hahnbau  Systeme  die  Rede  sein, 
wie  sonst  bei  den  Ackerbausystemen.  Das  amerikanische  System 
stellt  extensiven,  das  englische  intensiven  Eisenbahnbau  dar. 
Jedes  ist  für  seine  Verbältnisse  berechtigt. 

Bei  hohem  Zinsfnsse.  geringer  Frequenz,  also  auch  geringer  Abnutzung  der 
Bahn  durch  den  Betrieb,  bei  geringerer  Bedeutung  des  Schnelligkeitsmoments  im 
Transport  empfiehlt  sich  das  extensive,  bei  niedrigem  Zinsfusse  und  hoher  Frequenz, 
also  starker  Abnutzung,  und  bei  grosser  Werthlegung  auf  Zeitersparniss  das  intensiv? 
System;  das  erstere  um  so  mehr  da,  wo  auch  die  Lohne  niedrig  sind,  das  letzten 
da.  wo  sie  hoch  sind  und  wo  die  Uonstruction  der  Bahn  für  grossen  Verkehr  und 
rasches  Fahren  bei  wenig  Aufsichtspersonal  vollends  solid  sein  inuss.  In  den  weniger 
verkehrsreichen  Gegenden  Deutschlands  und  zumal  des  europäischen 
i  >-tens  hätte  man  also  das  extensive  System,  (auch  trotz  relativ  höherer  Betriebs- 
kosten für  ilie  Bahnverwaltung)  von  vorneherein  bevorzugen  und  erst  nach  nn<i 
nach  bei  veränderten  Zinsfussen,  Lohnsätzen,  grösserer  Frequenz,  höherem  Werth  drr 
Zeitersparniss,  m.  a.  W.  bei  grösserer  Volksdichtigkeit  und  entwickelterer 
V  olkswirthsc  haft  mehr  stehendes  Kapital  in  die  Bahnanlage  verwenden,  d.h. 
letztere  entsprechend  aus-  und  umbauen  und  intensiv  gestalten  sollen. 

Das  richtige  Princip  gelangt  jetzt  bei  der  Anlage  sog.  Secundä rbahnen  zur 
Geltung.  Aber  man  baut  offenbar  noch  immer  zu  viel  Bahnen  als  Primär-  oder  Haupt- 
bahnen gleich  von  Anfang  an.  Bei  dem  jetzt  auch  bei  uns  erfolgenden  Uebergang  zu 
schwereren  Schienen.  Stahlschienen,  zu  Doppelgeleisen,  zu  einzelnen  Veränderunger. 
der  Bahntrace,  z.  B.  der  Beseitigung  von  Steigungen,  Curven ,  Cmwegen ,  schielen 
Ebenen,  Kopfstationen,  bei  der  Ersetzung  von  Holzconstructiou  durch  Eisen  u.dgl.  tr. 
wird  dasselbe  richtige  Princip  befolgt.  Es  ergiebt  sich  dann  auch  eine  Vermin- 
derung der  Bahnverwaltungskosten,  aber  ein  höheres  Zinserfordcrniss  des  Anlage- 
kapitals. Auch  mit  dieser  Veränderung  hängt  die  wahrnehmbare  Steigerung  der 
Meileukosten  in  Deutschland  wolü  etwas  zusammen,  während  das  relative  Gleich  bleib*  d 
dieser  Rosien  in  England  sich  wohl  mit  daraus  erklärt,  dass  die  Bahnen  von  vorne- 
herein dort  sehr  intensiv  gebaut  wurden.    Bei  uns  hat  im  Staats-  wie  —  allerdinr- 
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zum  Tboil  in  Folge  des  Verlangens  des  Staats  —  im  V  rivatbahnhau  bis  vor  Uh'bt 
langer  Zeit  tu  einseitig  der  technische  Standpunct  bei  d.  Bahnanlage  geberrscht.  So 
war  z.  B.  die  Anlage  von  Doppelgeleiseu ,  die  in  Concessionsurkundcn  mitunter  von 
vornherein  rorgeschriebene  Anlage  des  Bahndamms,  der  Brucken  für  iL  Doppelspur 
auch  in  Deutschland  öfters  verfrüht,  ein  Verstoss  gegen  obige  Kegel.  Nicht  aus 
Ueberlcgung  und  Ökonom.  Yerständniss.  sondern  aus  Überschätzung  der  Verkehrs- 
entwicklung, also  aus  Zufall  ist  aau  in  Deutschland  u.  a.  L.  wenigstens  theil «reise 
bei  d.  ersten  Anlage  der  Bahnhöfe  richtig  verfahren:  man  hat  sie  anfangs  zu  klein 
angelegt  und  baut  sie  jetzt  um,  sparte  dadurch  früher  an  Kapital  u.  kann  jetzt  dem 
Bodurfuiss  gemäss  bauen,  —  kein  ökon.  Nachtheil  in  der  Kegel,  wie  man  wohl  irr- 
thuinlich  mitunter  annahm.  Der  Fehler  war  nur,  da>s  mau  die  Bahnhöfe  gleich  zu- 
erst zu  kostspielisr  baute  (massiv). 

Besonders  wichtig  in  ökonomischer  Hinsicht  ist  der  Zu- 
sammenhang zwischen  der  Höhe  der  Bahnverwaltungsaus- 
gaben, des  zweiten  Haupttheils  der  Betriebsausgaben  und  der 
Beschaffenheit  der  ganzen  Bahnanlage.  Es  kann  ein 
absolut  höherer  Betrag  an  solchen  Ausgaben  durch  geringere 
Beschaffenheit  der  Bahnanlage  und  daher  durch  grössere  Repara- 
turausgaben und  Beaufsichtigungskosten  verursacht  werden.  Dies 
ist  indessen  so  lange  ein  Vortheil,  als  das  Plus  dieser  Ausgaben 
Uber  den  bei  technisch  vollkommenerer,  aber  ökonomisch  noch 
nicht  nöthiger  Anlage  zu  verwendenden  Betrag  kleiner  ist  als 
der  Zins  des  in  diesem  Falle  erforderlichen  Plus  des  Anlage- 
kapitals. Damit  ist  auch  gleichzeitig  die  weitere  Regel  gegeben, 
wann  bloss  zum  Behufe  einer  Reduction  der  Bahn- 
verwaltungskosten  eine  leichtere  Bahnanlage  in  eine  voll- 
kommenere verwandelt  werden  mnss:  sobald  die  erwähnte  Zins- 
ersparung  kleiner  wird  als  die  von  der  BahnbeschafTenheit  bewirkte 
Steigerung  jener  Kosten.  Also  bei  steigendem  Arbeitslohn, 
vollends  wenn  damit  ein  Fallen  des  Zinses  verbunden  ist, 
und  bei  grösserer  Frequenz,  welche  die  Bahnverwaltungs- 
kosten leicht  auf  der  unvollkommeneren  Bahn  mehr  steigert  oder 
aus  technischen  und  Sicherheitsgründen  auf  ihr  etwa  gar  nicht 
möglich  ist. 

Analog  ist  in  verwandten  Fälleu  zu  entscheiden.  Z.  B.  die  Anlage  einer  Bahn 
für  starke  Frequenz  koste  p.  Meile  600,000  Thlr.,  voraussichtlich  aber  habe  die  Bahn 
solche  Frequenz  erst  nach  längerer  Zeit,  während  einstweilen  eine  leichtere  Anlage 
f.  400.000  Thlr.  ausreicht,  deren  Ausbau  später  noch  300.000  Thlr.  erfordert:  dann 
ist  dennoch  die  spätere  Bahn  für  700.000  Thlr.  billiger,  wenn  bis  zum  Zeitpunctc  des 
Bedarfs  die  Zinsen  und  Zinseszinsen  der  anfangs  ersparten  "200,000  Thlr.  mehr  als 
100,000  Thlr.  betragen.  Gewiss  ein  oftmaliger  Fall  hei  hohem  Zinsfusse,  JL  B.  in 
vielen  östlichen  Theilen  Europas. 

Neben  dieser  Individualisirung  der  Eisenbahnen  nach  ganzen 
Ländern  und  Provinzen,  nach  Verhältnissen  der  Volksdichtigkeit 
und  nach  Stufen  der  volkswirtschaftlichen  Entwicklung  muss  aber 
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nunmehr  noch  eine  consequente  weitere  Individualisiru ng 
der  Bahnen  nach  Local-  und  Z e i t Verhältnissen  erfolgen. 

II.  —  §.  281.  Die  practische  Durchführung  des  In 
dividualisirungsprincips.  Hier  liegt  nun  die  am  Schlüsse 
des  §.  278  (S.  705)  schon  berührte  wichtige  Aufgabe  des  Staate 
vor,  eine  passende  Combination  der  eigenen  Staats- 
thätigkeit  und  der  Thätigkeit  der  Selbstverwal 
tungskörper  bei  der  Anlage  und  dem  Bau  der  Bahnen  eintreten 
zu  lassen. 

S.  auch  hierfür  bes.  d.  verschied.  Schriften  v.  Webcr's,  der  nur  zu  sehr  von 
seiner  Vorliebe  f.  <J.  Privatbahnen,  mindestens  f.  d.  gemischte  System  geleitet  wird. 
Aber  seine  techn.  Gesicbtspuucte  müssen  auch  für  den  Nationalökonomen  die  leitenden 
werden.    Jetzt  Sax  II,  265  ff.,  bes.  284  ff. 

1.  Die  Hauptbahnen  für  den  grossen  durchgehenden 
Massen  verkehr  der  Personen  und  Güter  muss  der  Staat 
selbst  übernehmen  und  sie  in  derjenigen  technischen  Voll- 
kommenheit, daher  auch  mit  demjenigen  ökonomischen  Kosten- 
aufwand herstellen  und  ausrüsten,  welche  durch  die  ganze  volks- 
wirtschaftliche Entwicklungsstufe  des  Landes  bedingt  werden. 

Auch  hier  ist  nacli  den  vorentwickelten  Grundsätzen  nicht  von  einer  gleichen 
technischen  Vollkommenheit  der  Herstellung  und  Ausstattung  in  allen 
Ländern  die  Rede,  also  z.  H.  nicht  der  technisch  au  sich  mögliche  höchste  Grad 
der  Vollendung  des  Bahnbaus  zu  erstreben,  wohl  aber  der  jeweilig  nach  den  ob- 
waltenden Verhaltnissen  des  Landes  passend  erscheinende  Vollkommenheitsgrad. 

Diese  Bahnen  können  Primär  bahnen  genannt  werden.  Bei 
ihnen  ist  gleiche  Spurweite  im  ganzen  Lande,  womöglich  auch 
mit  den  Hauptbah nen  aller  angrenzenden  Länder,  Haupt 
bedingung  auch  ihres  ökonomischen  Nutzens,  damit  das  Fahr- 
material beliebig  verwendbar  sei.  Letzteres  muss  daher  mit 
Rücksicht  auf  die  Verwendbarkeit,  d.  h.  thunlich  gleichartig, 
beschaffen  sein. 

Auf  d.  Continent  gleiche  Spurweite,  mit  Ausnahme  Kusslands  u.  z.  Th.  Spaniens 
In  England  lauge  2  Systeme  der  Spurweite  in  Kampf.  Selbst  in  diesem  Puncto  die 
Gesetzgebung  sehr  ängstlich  in  Betr.  d.  Vorschrift  zu  nachträglicher  Aendcrunjr  d. 
Spurweite.  Cohn  1.  20«J  ff.  Die  ehemals  breite«  Spur  d.  bad.  Staatsbabnen  nt 
umgeändert  worden. 

Die  weitestgehende  Gen  eralisirung  oder  Gloichinässigkeit  aller 
Gebrauchsgegenstände  vieler  Linien ,  also  bes.  der  Wagen  (weniger  der 
Locomotiven)  verlangt  auch  v.  Weber  neben  intensivster  Individualisirunfr 
der  Bahnanlagen,  wobei  vielleicht  dem  Relativitätsprincip  auch  beim  Wagenpark 
etwas  zu  wenig  Rechnung  getragen  wird.  Individ.  d.  Bahnen  S.  43,  32  ff.  —  Die 
Signalsysteme  sind  ebenfalls  nicht  einseitig  nach  Sichcrheitsrticksichteii  gbich- 
inässig  u.  technisch  möglichst  vollkommen  vorzuschreiben,  sondern  wegen  der  errosseri 
Kostenverschiedenheit  na«  h  dem  Charactcr  der  Bahn  u.  ihres  Verkehrs  zu  iudividuali- 
siren.    Weber  eb. 

2.  An  die  Primärbahnen  schliessen  sich  die  Bahnen  zweiten 
Rangs,  die  Secundärbahnen  („Bahnen  untergeordneter  Be- 
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deutung")  an.  Sie  zerfallen  nach  ihrer  Bedeutung  für  den  Verkehr 
wieder  in  manche  verschiedene  „  Range  lasse  n ".  Die  wich- 
tigeren unter  ihnen  —  bedeutendere  Seitenbahnen,  Verbindungs- 
bahnen zwischen  mehreren  Bahnnetzen  u.  dgl.  m.  —  wird  in  der 
Regel  wieder  der  Staat  am  Besten  selbst  anlegen:  die  Secundär- 
bahnen  erster  Classe.  Aber  er  muss  sie  bereits  extensiver 
bauen,  nur  mit  gewisser  Rücksicht  auf  ihre  etwaige  spätere  Um- 
gestaltung zu  Primärbahnen.  Bei  den  weniger  wichtigen  Secundär- 
bahnen  können  sich  die  Selbstverwaltungskörper  neben 
dem  Staate  in  der  Anlage  betheiligcn,  und  zwar  je  nach  dem 
Grade  der  Bedeutung  der  Linien  für  den  Verkehr  die  Provinzen, 
Bezirke  an  den  Secundärbahnen  2.  oder  3.  Classe,  die  Kreise 
und  Gemeinden  an  denen  3.,  4.  und  weiterer  Classe.  Die  Ex- 
tensivität des  Bahnbaus  kann  im  Allgemeinen,  von  besonderen 
Abweichungen,  welche  die  Terrainverhältnisse  nöthig  machen, 
abgesehen,  entsprechend  immer  weiter  gehen,  d.  h.  der 
Kapitalaufwand  für  die  Bahnanlage  relativ  immer  kleiner 
werden. 

Die  wichtige  Folge  wird  dann  sein,  dass  die  Dampf  bahnen  schliesslich  in 
Pferdebahnen,  eventuell  die  Nonnalspur  in  Schmalspur  ubergeht  und  der  Wagenpark 
entsprechend  leichter  und  wohlfeiler  gebaut  wird.  Indessen  lässt  sich  bis  zu  einer 
gewissen  Grenze  auch  bei  den  Secundärbahnen  der  niederen  Classe  ein  etwas  grösserer 
Kapitalaufwand  für  die  Hahnanlage  rechtfertigen ,  wenn  dadurch  der  leistungsfähigere 
Dampfbetrieb  und  die  Normalspur  erhalten  und  so  der  Uebergang  des  Wagenparks 
von  einer  zur  anderen  Bahn  ermöglicht  wird.  Der  Dampfbetrieb  an  sieh  setzt  nicht 
nothwendig  immer  eine  technisch  viel  vollkommenere,  daher  kostspii-ligrre  Babnanlage 
voraus,  sobald  sich  nur  mit  einem  massigen  Maximalmaass  der  Schnelligkeit 
begnügt  wird,  was  volkswirtschaftlich  oft  ganz  ausreicht.  Unter  dieser  Voraus- 
setzung steigert  sich  auch  der  Kostenaufwand  der  Normalspur  gegen  die  Schmalspur 
nicht  »o  erheblich,  dass  nicht  der  irrosse  Vortheil  der  Gleichspur  eine  hinlängliche, 
Compcnsation  dagegen  bildete. 

Vgl.  auch  hiezu  bes.  Weber,  nam.  in  d.  „Secundärbahnen"  S.  8  ff.  Er  weist 
nach,  dass  die  Verth eoerung  der  Bahnen  hauptsächlich  durch  die  Bedingungen, 
welche  die  Durchführung  d<  r  eisenbahnmäss.  Schnelligkeit  stellt,  dann 
durch  die  Vorkehrungen,  welche  der  Personenverkehr  an  Construetionen  und 
Sieherheitsmassregeln  erfordert,  bewirkt  wird.  Bei  d.  oft  gelingenden  geringeren 
Schnelligkeit  können  die  Bahnanlagen  auch  bei  Nonnalspur  viel  wohlfeiler  u. 
doch  genügeud  sicher  werden.  Iiier  liegt  dann  ein  techn.  Problem  in  d.  Con- 
struetion  v.  Locomotiven,  die  auf  solchen  Secundärbahnen  eine  inässige  Maximal- 
schnelligkeit haben,  z.  B.  12  Kil.  p.  Stunde.  S.  Weber  a.  a.  Ö.  S.  1 1  ff.  — 
„Grundzüge  f.  d.  Gestalt,  d.  secund.  Eisenbahnen"  (v.  d.  techn.  CommiKs.  d.  Ver.  D. 
Eisenbahnen),  1S70.  Weber  veranschlagt,  eb.  S.  22.  die  Ersparung  von  Anlagekosten 
bei  Secundärbahnen  mit  Nonnalspur.  aber  langsamer  Geschwindigkeit,  verglichen  mit 
Hauptbahnen  schneller  Geschwindigkeit  auf  25 — 30%  im  Flachland,  30 — 10  im  Hugel- 
lamie.  50 — GO  im  Gebirge.  —  S.  auch  Demarteau ,  Gedankenlese  üb.  d.  Fairlie'sche 
Locoinotivsystem  u.  Schmalspur.  S.  hi.  nenstrassen  in  OeaL-Ung.,  W  ien  (1ST-1).  In  den 
letzten  Jahren  ist  die.  Frage  der  Secundärbahnen  nach  allen  in  Betracht  kommen- 
den Seiten  auch  literarisch  lebhaft  erörtert  worden.  S.  u.  A.  noch  v.  Wober, 
staad.  Einfluss  auf  die  EntwiokL  der  Secundärbahnen .  Wien,  1ST8.  Die  preuss. 
Eisenbahnverstaatlichung  hat  auch  hier  förderlich  auf  die  Entwicklung  der  Anlasre  u. 
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des  Betriebs  v.  Sec.bahnen  gewirkt.  Mehrfach  sind  neuerdings  besondre  Mittel  f.  ii. 
Raa  solcher  Bahnen  in  Preusscn  bewilligt  worden. 

3.  Die  Secundär bahnen  tieferer  Classe  kann  man 
Tertiär-,  Quartär  bahnen  u.  s.w.  nennen.  Sie  dienen  wesent- 
lich rein  localen  Bedürfnissen  von  immer  geringer  werdender 
Bedeutung.  Deshalb  sind  sie  vornehmlich  von  den  Gemeinden 
für  deren  externen  Verkehr  in  der  Nachbarschaft  und  besonders 
für  den  internen  Verkehr  zu  bauen. 

Hier  wird  die  Dampf  bahn  oft  durch  die  Pferdebahn  zu  ersetzen  sein.  Die 
Noruialspur  sollt."  indessen  auch  hier  nur  bei  wesentlichen  Vonheilen  in  ökonomischer 
Hinsicht  zu  (iunsten  der  Schmalspur  aufgegeben  werden.  Diese  reinen  Localbahn»  u 
würden  dann  das  extensivste  Bahnbausystem  darstellen.  Auf  ihnen  wird  die  Ver- 
waltung von  der  (icuieinde  zu  führen  sein,  während  die  Secundärbahncn  höheren 
Rangs  vornehmlich  von  der  Verwaltung  der  Staatsbahnen  mit  admiuistrirt  werden. 

Diese  Durchführung  des  Individualisirungsprincips  im  Eisen- 
bahnwesen entspricht  den  heutigen  Verkehrsbedürfnissen  und  der 
richtigen  Ausbildung  des  Systems  Öffentlicher  Unternehmungen 
auch  in  der  materiell  -wirtschaftlichen  Sphäre  statt  der  privat- 
wirthschaftlichen ,  speculativen  Unternehmungen.  So  vorzugehen 
ist  ökonomisch-technisch  möglich  und  in  dieser  wie  in  social- 
politischer  Hinsicht  wünschenswert!!.  Die  Ueberweisuug  der  Primär- 
bahnen und  der  wichtigeren  Secundärbahnen  an  das  speculative 
Actienkapital,  das  meist  allein  für  diese  Bahnen  bereit  steht,  ist 
aus  den  dargelegten  Gründen  zu  vermeiden.  Die  Secundärbahnen 
niederer  Classe,  die  Tertiärbahnen  u.  s.  w.  durch  Erwerbsgesell- 
schaften oder  Private  herstellen  zu  lassen,  hat  einmal  wegen  der 
oft  geringen  Aussiebt  auf  Rentabilität  keinen  Erfolg,  oder  führt, 
wie  bei  internen  städtischen  Pferdebahnen,  vollends  zu  einem  fac- 
tischeu  Monopol  und  entzieht  in  principicll  nachtheiliger  Weise 
der  localen  Selbstverwaltung  einen  für  diese  besonders  passenden 
Wirkungskreis. 

Weber  ist  hier  der  Privatthätigkeit  zu  einseitig  günstig.  Stein  im  Handh. 
d.  Verwaltungslehre  vertritt  in  diesen  Puncten  einen  unhaltbaren  Standpunct.  Auch 
in  England  schon  Stimmen  für  die  Uebernahme  der  Tramways  Seitens  der  Communen. 
Cohn  II,  621. 

III.  —  §.  282.  Der  Eisenbahnbau  selbst.  Mit  der 
Durchführung  eines  richtigen  Eisenbahnsystems  der  geschilderten 
Art  ist  in  folgender  Weise  vorzugehen. 

1.  Es  muss  zunächst  ein  allgemeiner  Eisen  b  ahn  b  au - 
plan  („geographischer"  oder  „Linienplan")  für  das 
ganze  Staatsgebiet  entworfen  werden,  unter  steter  Berück- 
sichtigung der  Anschlüsse  an  den  Staatsgrenzen.    Ist  dies,  wie 
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vielfach,  früher  versäumt  worden  und  demgeniäss  schon  ein 
grösseres  Eisenbahnnetz  vorhanden,  so  muss  der  Plan  („Er- 
gänzungsplan") dennoch  nachträglich  entworfen  werden, 
nach  dem  leitenden  Gesichtspuncte,  die  Lücken  in  dem  muthmass- 
lich  dann  noch  wenig  einheitlichen  Eisenbahnwesen  des  Landes 
passend  auszufüllen.  Abänderungen  der  Pläne  sind  natürlich  für 
die  Zukunft  nicht  ausgeschlossen. 

Ein  Hauptmangel  im  deutschen,  engl.  Eisenbahnwesen.  —  Vorschlag  eines 
solchen  Eisenbahnplans  Seitens  d.  preuss.  Eisenbahn  -Untersuchungscoinm.  S.  157. 
Entwurf  u.  Hekanntm.  eines  Bahnnctzplans  in  Oesterreich  1S54,  Czörnig,  Neu- 
trestalt.  S.  370.    Schwabe,  Entwurf  eines  Eisenbahnplans  für  Preussen.    Berl.  1979. 

2.  Ein  solcher  erster  oder  Ergänzungsbauplan  ist  bei  jedem 
Eisenbahnsystem,  auch  bei  dem  reinen  Privatbahn-  oder  bei 
dem  gemischten  System,  nothwendig,  ohne  dass  deswegen  von 
vorneherein  genau  für  jede  Linie  bestimmt  wird,  ob  sie  der  Staat 
oder  eine  Gesellschaft  bauen  soll.  Bei  dem  ausschliesslich  „öffent- 
lichen" oder  Staatsbahnsystem  werden  die  Hauptlinien 
dem  Staate  vorzubehalten  sein,  andere  können  gleich  den 
Selbstverwaltungskörpern  überwiesen  werden,  entweder 
definitiv  oder  so,  dass  der  Staat  es  diesen  Körpern  Uberlässt,  eine 
Linie  etwa  früher  zu  bauen,  als  er  dazu  kommen  würde,  wobei 
dann  Staatsuntersttitzungen  besonders  zulässig  sind,  der  Staat 
sich  aber  die  spätere  Uebernahmc  der  Linie  vorzubehalten  hat. 

3.  Der  Linienplan  ist  nach  dem  dargelegten  Princip  der 
Individualisirung  der  Bahnen  aufzustellen  und  dcnigcmäss 
auch  die  Betheiligung  des  Staats  und  der  Selbstverwaltungskörper 
nach  diesen  „technischen  Rangclassen"  der  Bahnen  einzurichten. 

4.  Im  Staatsbabnsystem  ist  besonders  darauf  zu  achten,  dass 
die  Verwendung  von  Kapitalien  im  Eisenbahnbau  in  der  mehrfach 
erwähnten  Weise  thunlichst  gleich m äs sig  erfolgt:  m.  a.  W. 
neben  dem  geographischen  oder  Linienplan  ist  ein  Zeit 
plan  für  den  Ausbau  der  Linien  aufzustellen  und  möglichst  innc 
zu  halten. 

Dies  ist  gerade  bei  dem  Staate  bahnbau  ausführbar  und,  wie  gezeigt,  Fun  segens- 
reichen Folgen  für  die  Volkswirtschaft  als  Organismus,  bisher  aber 
auch  in  der  Praxis  des  Staatsbabnsysteuis  selten  gehörig  zur  Geltung  gekommen ,  in 
Uebereinstimmung  mit  der  allgemeine  n  „Planlosigkeit",  welche  auf  diesem  Gebiete 
zu  beklagen  war  (Preuss cn!>.  Auch  in  finanzieller  Reziehung  ist  eine  Ueber- 
sturzung  des  Staabbahnbau>  in  kurzer  Zeit  zu  vermeiden.  Jede  Bahn  pflegt  eine 
«rewisse  Zeit  zur  Entwicklung  ihre*  Verkehrs,  mithin  ihrer  Rentabilität  zu  brauchen. 
Das  finanzielle  Risico  vermindert  sieh  also  bei  einem  besonnenen  Vorgehen  im  Eisen- 
bahnbau. In  Ungarn  zeigen  sieh  jetzt  die  Folgen  die;>er  Nichtberücksichtigung  der 
Hilfsmittel  des  Landes.  —  In  Preussen  hatte  sich  bis  vor  Kurzem  die  so  einfache 
Erkenutniss  der  Abhängigkeit  des  Gangs  eines  grosseu  Theils  des  Erwerbslebens  vom 
Eisenbahnbau  auch  noch  zu  wenig  Geltung  verschafft. 
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5.  Die  Geldmittel  zum  Eisenbahnbau  haben  Staat  and 
Selbstverwaltungsktfrper,  der  Praxis  gemäss,  in  der  Regel  durch 
Benutzung  ihres  Credits,  durch  Aufnahme  von  Anleihen 
zu  beschaffen. 

Die  gelegentlich  vorgeschlagene  sogar  mehr  oder  weniger  ausschliessliche 
Verwendung  ordentlicher  Einnahmen  (Steuern)  zum  Eisenbahnbau  selbst  ist  jeden- 
falls nur  ausnahmsweise  passend.  Die  grossen  Summen,  um  welche  es  sich  hier 
stets  handelt,  sind  in  der  immer  unvermeidlich  etwas  drückenden  Form  von  Steuern 
schwerer  richtig  aufzubringen,  als  durch  Anleihen.  Und  während  solche  Steuern  einen 
ungleichen  Druck  ausüben,  vertheilen  sich  die  Vortheile  des  Eisenbahnwesens  eben- 
falls ungleich,  nach  Gegenden  und  Volksclassen .  ohne  dass  diese  beiden  Ungleich- 
heiten »ich  compensiren.  Einen  bezügl.  Vorschlag  machte  Per  rot,  der  hier  wie  in 
anderen  Eisenbahnfragen  sehr  zu  einseitiger  Auffass.  neigt 

Um  in  Zukunft  hinsichtlich  des  leitenden  Finanzprincips  bei 
der  Bewirtschaftung  der  Staatsbahnen  freie  Wahl  zu  erlangen,  ist  im 
Princip  aber  eine  regelmässige  Tilgung  der  Eisenbahn- 
schulden nach  bestimmtem  Plan  zu  befürworten,  —  abweichend 
von  dem  Grundsatze,  der  für  die  sonstige  allgemeine  Staatsschuld 
aufzustellen  ist,  deren  regelmässige  Tilgung  nach  gesetzlich 
festgestelltem  Modus  nicht  principiell  geboten  erscheint. 

Wie  diese  Tilgung  vorzuuehmen  und  in  welcher  Form  die  betreffenden  Eisen- 
bahnanlcihen  aufzunehmen  sind,  das  ist  erst  in  der  späteren  Lehre  von  den  Staats- 
schulden (Band  3  d.  Kin.wiss.)  zu  behandeln.  Vorläufig  genügt  die  Bemerkung,  dass 
die  Tilgung  der  Eisenbahnschuldcn  die  Aufnahme  der  letzteren  in  der  Form  sogen. 
Kentenschulden  nicht  nothwendig  ausschliesst.  Ich  verweise  einstweilen  auf  meinen 
Art.  Staatsschulden  in  Bluntschli  s  Staatswörterb.  X,  21  If.  für  diese  Konnfragen,  auch 
S.  19  für  die  Tilgungsfrage.  Auch  meine  Abh.  in  Sehönberg's  Handb.  über  öffentl. 
Credit,  II.  133  fl.,  bes.  §.  26.  Ueber  die  Einrichtung  der  Tilgung  der  Eisenb.schuld 
in  Preussen  nach  Ges.  v.  27.  März  18S2  s.  o  S.  710. 

Einzelne  weitere  Puncte,  welche  Anlage  und  Bau  der  Bahnen  betreifen,  werden 
des  Zusammenhangs  halber  im  folgenden  Abschnitte  mit  berührt. 

4.  Abschnitt. 
Eisenbahnen. 
3.    Die  Verwaltung  der  Staatsbahnen. 

Durch  die  grossen  Verstaatlichungen  der  Bahnen  in  Preussen.  dann  auch  in 
Oesterreich,  Italien,  Frankreich  ist  die  Verwaltungs frage  in  ein  neues  Stadium  genickt. 
Bei  der  mit  Kecht  meist  gewählten  Selbstverwaltung  der  Staatsbahnen  ist  für  ein  grosses 
Landesbahnnetz  die  Schwierigkeit  nicht  zu  verkennen,  übermässige  Centralisation  der 
Verwaltung  zu  vermeiden.  Hier  dürfte  die  neue  preuss.  Einrichtung  wohl  im  Ganzen 
das  allgemein  für  ein  grosses  Land  u.  das  speciell  für  das  lang  gestreckte  preuss. 
Staatsbahnnetz  Richtige  getroffen  haben.  Auch  :iuf  Verpachtungen  von  Bahnen 
oder  „Betriebsübcrlassungsverträg."  zwischen  dem  Staat  als  Eigenthümer  u. 
Betriebsgesellscliaften  ist  durch  die  Vorgänge  in  Italien  (o.  S.  719)  manches  neue 
Licht  geworfen.  Endlich  hat  sich  gerade  beim  Staatsbahnsystem  die  Vertretung  d.  r 
Interessen  des  Publica  ms  erwünscht,  aber  auch  am  ehesten  möglich  gezeigt, 
indem  „Eisenbahnräthe"  zu  Vertretungskörpern  gebildet  wurden,  die  zur  Verwaltung 
in  gewisse  Beziehung  gesetzt  werden.  Dies  alles  kann  hier  an  diesem  Orte,  dem  Zwecke 
dieses  Werks  gemäss,  nur  kurz  berührt  werden.    Eine  speeiellere  Ausfuhrung  darüber 
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gehört  auch  nicht  einmal  in  die  „Eisenbahnpolitik"  als  Theil  der  Volkswirthschafts- 
politik,  sondern  in  die  technisch -administrative  Eisenbahnlehre. 

Das  vcrwaltungsrechtliche  Material  (Gesetze,  Verordnungen  u.  s.  w.)  über 
alle  Staaten  im  Archiv  f.  Eisenbahnwesen.  Für  Preussen  8.  Kosub,  Organisation 
d.  Staatseisenb.verwalt. ,  Berl.  1881;  ders.,  Verwalt.  d.  preuss.  Staatsbahnen,  Berlin 
1891.  Reiches  Material  mit  kritischen  Erörterungen  bietet  die  italien.  Eiscnbahn- 
enquSte.  S.  darüber  den  Aufs.  v.  Pieck  im  Archiv  1882.  wo  diese  Verwaltungsfragen 
bes.  eingehend  behandelt  sind  (S.  103  über  Verpachtungsformen).  —  Im  Allgemeinen 
s.  sonst  Sax  II.  199  fl.t  255  ff.,  357  IT.  passim.  Für  Vergleichsponcte  mit  dem 
Privatbahn system  ausser  Sax  auch  Cohn's  gen.  Hauptwerk  u.  dessen  neuere  Forts, 
im  Eisenb.-Arch. 

I.  —  §.  283.  Die  Verwaltungssysteme.  Die  Regel  ist 
bisher  bei  den  Staatsbahnen: 

1.  Die  eigene  Administration  durch  Behörden  des 
Staats  selbst.  Nur  diese  Verwaltungsform  ermöglicht  es  voll- 
ständig, die  allgemeinen  Vortheile,  welche  das  Staatsbahnsystem 
haben  kann  und  derentwegen  es  gewählt  werden  soll,  zur  Geltung 
zu  bringen.  Nur  bei  ihr  kann  jederzeit  diejenige  Modification  des 
Bewirth8chaftungsprincips  erfolgen,  welche  im  volkswirtschaft- 
lichen gegenüber  dem  finanziellen  Interesse  etwa  geboten  ist.  Die 
eigene  Verwaltung  des  Staats  lässt  sich  auch  technisch  und  öko- 
nomisch mindestens  ebensogut  einrichten  als  diejenige  einer  Ge- 
sellschaft. In  der  Hauptsache  muss  der  Betrieb  der  Eisenbahnen 
nach  gewissen  gleichartigen  allgemeinen  Grundsätzen  besorgt 
werden,  wer  immer  ihn  führe.  Auch  erfahrungsmässig  steht  die 
Staatsverwaltung  des  Betriebs  hinter  der  Gesellschaftsverwaltung, 
wenigstens  bei  uns,  durchaus  nicht  zurück.  So  darf  die  eigene 
Administration  des  Staats  als  die  grundsätzlich  richtige  be 
zeichnet  werden. 

Hieran  ändert  das  Ergebniss,  zu  dem  die  Eisenbahnuntersuchungs-  Commission 
in  Italien  gekommen  ist,  m.  E.  nichts.  Ihr  Endbeschluss ,  „es  sei  vorzuziehen,  den 
Betrieb  der  italien.  Eisenbahnen  der  Privatindustrie  anzuvertrauen",  ist  nicht 
einmal  für  Italien  uberzeugend  begründet  Die  ganze  Beweisführung  bewegt  sich 
immer  noch  in  dem  alten  Geleise  der  brit.  ökonomischen  Doctrin  (,,in  der  bupgerl. 
(J  eselisch,  hat  jede  Institution  ihre  eigene  Aufgabe  zu  erfüllen;  dem  Staate  liegt  es 
ob.  zu  regieren,  den  Privaten  die  Gewerbe  zu  betreiben.  Deshalb  werde  auch  das 
Eisenbahn, gewerbe'  (sie!)  den  Privaten  anvertraut").  S.  Pieck  im  Archiv  18S2 
S.  117.  Vjrl.  auch  d.  kurze  Besprech.  d.  ital.  Enquete  iu  Conrads  Jahrb.  1*82,  N.  F. 
B.  V,  <i2  r. 

2.  Für  die  zweite  Uauptform  der  Staatsbahn -Verwaltung, 
die  Verpachtung  oder  Betriebsüberlassung  an  Dritte, 
regelmässig  an  nachbarliche  Privatbahngesellschaften  oder  an 
eigens  für  den  Betrieb  gebildete  „Bctriebs-Actiengesellschaften" 
sind  wohl  folgende  drei  Fälle  zu  unterscheiden,  von  denen  nur  der 
dritte  hier  Bedeutung  hat,  weil  es  sich  bei  ihm  absichtlich  um  ein 
der  Eigenverwaltung  entgegengesetztes  Verwaltungssystem  handelt: 
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a)  Verpachtungen  von  grossen  Strecken  Staatsbahnen  sind 
mehrfach  als  Finanzoperationen  einer  in  bedrängter  Finanz- 
lage befindlichen  Regierung  vorgekommen. 

lieber  den  Inhalt  der  Verträge  entscheiden  in  solchem  Falle  nicht  sachliche 
Erwägungen  hinsichtlich  der  im  volkswirtschaftlichen  Interesse  der  (icsammtheit  and 
im  finanziellen  des  Staats  liegenden  Puncto,  sondern  el»en  die  concrete  Finanzlage, 
die  Nothwendigkeit,  unmittelbar  möglichst  grosse  haare  Geldsummen  zu  erhalten  u.  s.  ». 
Meistens  wird  hier  der  Pachtschilling  aut  einmal  oder  in  wenigen  grossen  Katen  im 
Voraus  entrichtet,  also  kapitalisirt,  und  nur  etwa  für  spätere  Zeiten  dem  Staate  noch 
ein  Antheil  an  demjenigen  Reinertrag,  welcher  eine  gewis>e  Hohe  überschreitet,  vor- 
behalten.  (Oesterreich  9.  o.  S.  7140 

b)  Für  den  Inhalt  der  Verträge  bei  der  Verpachtung 
kleiner  Neben-  und  namentlich  Grenz  strecken  zur  Verbindung 
mit  anderen  Bahnen  (etwa  fremder  Länder)  sind  auch  oft  nicht 
rein  ökonomische  Erwägungen  massgebend,  sondern  der  Wunsch 
des  Staats,  durch  günstige  Bedingungen  den  Anschluss  zu  ermög- 
lichen, oder  selbst  Verpflichtungen,  welche  er  in  dieser  Hinsicht 
eingehen  muss  u.  dgl.  m. 

Beispiele  von  Pachtverhältnissen  bei  d.  Hahnen  in  §.  2711  S.  712,  z.B.  bei  der 
Haier.,  Oldenb.  Balm.  Ueber  die  Pachtverh.  bei  d.  baier.  B.  s.  D.  Eisen  bahnstat. 
1*65  S.  135.  JS66  S.  130.  Einn.  für  die  verpacht.  Strecken  1*69  349,0*6  1,  A.  f.  1ST1 
353,64a"  fl.,  Ausg.  für  d.  gepacht  Strecken  1S09  1.037.767  A...A.  1871  1.037.610  IL 
Bemerkenswerth  ist  die  Verpachtung  der  der  Überschles.  B.  gehörenden  Bergwerks- 
bahn an  Privatunternehmer  auf  kurze  Termine,  1S71  wieder  auf  12  J.  ausgeschrieben. 
Ein  neueres  Beispiel  der  Bahnpacht  bietet  d.  Vertrag  des  D.  Reichs  mit  der  Wilh- 
Luxemhurgbahn,  s.S.  716.  —  Üeftere  Bahnpachten  in  Belgien,  mit  mancherlei  ver- 
schiedenen Stipulationen.  z.B.  einem  gewissen  Procent  der  Bruttoeinu.  als  Pacht/ins 
oder  einer  festen  Bahnmiethe  p.  Kilometer. 

c)  Soll  eine  allgemeine  Verpachtung  aller  oder 
grosser  Hauptlinien  von  Staatsbahnen,  d.  h.  also  die 
Ueberlassung  des  Betriebs  der  Bahn  an  einen  Dritten,  daher  wobl 
meistens  wieder  an  eine  Erwerbs-,  speciell  Act ien gesellschalt, 
keine  wesentlichen  Volkswirtschaft  liehen  und  finanziellen  Inter- 
essen des  Staats  beeinträchtigen,  so  müssen  wobl  folgende  sehr 
schwer  zu  erfüllende  Bedingungen  gestellt  werden,  weswegen 
wiederum  die  Selbstverwaltung  vor  der  Verpachtung  den  Vorzug 
verdient: 

a)  Verbleiben  einer  eingehenden  Controle  über  den  Be- 
trieb, und  eines  Genehm igungs rechts  des  Staats,  namentlich 
für  das  Tarifwesen  (mit  Feststellung  von  Maximaltarifen  im 
Vertrage)  und  für  die  Transporteinrichtung. 

(i)  Gute  Instandhaltung  des  Bahnbaus  und  der  Ge- 
bäude u.  s.  w.  durch  den  Pachter;  Uebernahmc  von  Neubauten 
(Gebäude)  eventuell  durch  ihn  gegen  Entschädigung  bei  Ablaut 
der  Pachtzeit.    Stellung  des  Fahrmaterials  oder  mindestens  des 
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während  der  Pachtzeit  neu  erforderlichen  womöglich  durch  den 
Pachter  und  ebenfalls  Uebcrlassung  desselben  an  den  Staat  gegen 
Kntschädigung  nach  Ablauf  der  Pachtzeit. 

y)  Nicht  zu  lange  Pachttermine  und  Mbglichheit  Hil- 
den Staat,  unter  im  Voraus  grundsätzlich  festgestellten 
Bedingungen  den  Contract  vor  Ablauf  des  Termins 
zu  lösen,  ein  Puuct,  an  welchem  freilich  der  Abschluss  von 
Betriebsüberlassungsverträgen  mit  Gesellschaften  leicht  scheitern 
kann,  in  welchem  nachzugeben  aber  leicht  auf  eine  ebensolche 
Preisgebung  der  Verkehrsinteressen,  wie  beim  vollen  Privatbahn- 
system, hinausläuft. 

6)  Bestimmung  des  Pachtgeldes  theils  in  einem  gewissen  Geld- 
betrag (etwa  einer  Quote  des  Bruttoertrags)  als  Minimum,  theils 
in  einem  Antheil  des  Staats  an  dem  Reingewinn,  welchen  der 
Pachter  über  einen  Minimalprocentsatz  hinaus  (z.  B.  4—5—6  %) 
erzielt. 

Da»  wichtigste  Beispiel  der  Praxis  ist  bisher  die  allgeiu.  Verpachtung  der 
nie  der  Und.  Staatsbahnen  au  eine  „Gestlisch,  i".  d.  Betrieb  der  niederl.  Staatsb." 
auf  50  Jahn- .  s.  D.  Eisenbahustat.  1S67,  S.  204,  Jahrg.  1869,  S.  260,  Jahrg.  1873, 
S.  280.  Pieck  iui  Eis.b.-Arch.  1882  S.  101.  Ges.  v.  3.  Juli  1863  bestimmt«-  die 
Bedingungen,  unter  denen  der  Betrieb  der  Staatsbahuen  einem  Dritten  Uberlassen 
werden  könne:  alle  Tarife  und  Fahrpläne  sind  zuvor  dem  Minist,  d.  Innern  z.  Genehm, 
vorzulegen;  v.  allen  Einnahmen  ist  der  Regierung  Rechnung  zu  legen  (s.  Erl.  v.  5.  Mai 
1865);  keine  Beschhisse  sind  einseitig  zu  fassen  über  Verhältnisse  der  Betriebs- 
einnahmen; die  Ges.  hat  alle  erford.  Betriebsmittel,  Tclegr.,  Werkzeuge  zu  liefern; 
die  Ges.  bezieht  einen  Tbeil  der  Bruttoeinn.  als  Betriebskosten  nach  einer  Scala.  die 
irn  Verb.  z.  Einn.  p.  Meile  steht,  ferner  von  der  verbleib.  Nettocinn.  Vft,  4  5  der  Staat. 
I 'oncessionsurk.  v.  3.  Juli,  Stat.  v.  7.  Sept.  1863.  Neue  Vertr.  v.  1875  u.  76.  „Die 
Pachtung  nmfasst  die  Traction  (Beiorder,  d.  Reisenden  u.  Güter)  u.  d.  ordentl.  Unter- 
halt, der  Bahnstrasse  u.  Güter."  ( Pieck  S.  104.)  Bildung  eines  Erneuerungsfonds  f. 
(ieleise.  roll.  Material  u.  zugleich  f.  gewisse  Schäden.  Kollendes  Material  u.  Ausrast, 
d.  Stationen  trägt  d.  Gesellsch. .  Verbesser,  u.  Erweiter,  d.  Bahnstr.  u.  Gebäude  u. 
;i  nsserord.  Unterhaltungskosten  der  Staat.  Die  der  Gesellsch.  zufallenden  80%  v. 
Bruttoertrage  (nach  Abzug  der  Dotation  d.  Reservefonds)  müssen  der  Ges.  mindestens 
(incl.  der  Beiträge  z.  Res.fonds)  4800  fl.  p.  Kil.  i.  Jahr  übrig  lassen,  sonst  wird  der 
Staatsautheil  entsprechend  gekürzt.  Bei  Ges.div.  über  4'/«%  w^  diu  nächste  halbe 
Procent  zw.  Staat  u.Ges.  zur  Hälfte  gethcilt,  von  dem  Plus  über  5°  „  Ges.divid.  bezieht 
der  Staat  %»  d.  (ies.  l/v  Pachtdauer  50  Jahre,  vorbehaltlich  des  stand.  Ktindigungs- 
rechta  nach  20  J.  Unter  fast  gleichen  Beding,  übernahm  dies,  (ies.  die  Linie  Almelo- 
Salzbergen  v.  einer  and.  Ges.  Die  linanz.  Ergebnisse  ungünstig.  Der  Staat  erhielt  im 
Durcbschn.  nicht  !•/,  Zins  f.  s.  Kapital,  die  Gesellsch.  konnte  f.  d.  ihre  seit  1876 
immer  über  5%  vertheilen.  Antheil  des  Staats  im  Et.  f.  1882  2  12  M.  M. 
Mii  der  ganzen  Einrichtung  ist  man  aber  unzufrieden  u.  giebt  dem  reinen  Staats- 
oder reinen  Privatbahnsystem  den  Vorzug,  wie  dies  eine  französ.  offic.  Untersuchung 
des  niederländ.  Systems  constatirte.  —  Mehr  aus  politischen  u  doctrinären  Gründen 
der  älteren  Wirthschaftspol.  beabsichtigt  Italien  seine  neu  erworbenen  grossen  Bahn- 
strecken zu  verpachten.  S.  o.  S.  710.  Formul.  Vorschläge  der  ital.  Kisenb.- 
Commission  f.  Betriebsiibcrlas^.verträgo  s.  Pieck,  Arch.,  S.  12S.  Die  Ges.  soll  danach 
Ei  gen  thüin  eri  ii  des  gesummten  beweglichen  Materials  u.  Inventars  nach  Taxe 
werden  u.  dasselbe  in  gutem  Bestand  erhalten.  Sie  hat  alle  Betriebskosten  (incl.  Balin- 
unterhaltung  u.  s.  w.)  zu  tragen.  Ks  werden  durch  Rucklasen  aus  den  Einnahmen 
Fonds  dotirt:  für  Vermehrung  des  beweglichen  Materials,  für  Erneuerung  dc>  Oberbaus. 
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für  Gutmachung  von  Schaden  durch  höhere  Gewalt,  für  Deckung  von  Betriebsdeficitea 
neuer  Bahnen:  lauter  vertragsmässig  ausnehmend  schwierig  zu  regelnde  Puncte.  Bn 
der  Vertheilung  der  Einnahmen  an  Ges.  u.  Staat  ist  ersterer  die  Verzinsung  u.  AmortU. 
ihres  Kapitals,  letzterem  ..soweit  als  möglich"  diejenige  seines  Bau-  u.  Kauf  Kapitals  zu 
gewähren.  Zu  diesem  Zwecke  Vorschlag  der  Theilung  der  Bruttoeinnahme  (nach 
Dotation  jener  Fonds),  wobei  aber  der  Staat  ein  Minimum  bestimmt  zu  erhalten  hat; 
sodann  bei  Ueberschreibung  einer  gewissen  Acticndiridende  auch  Antheil  des  Staat 
am  Nettoerträge,  also  ähnlich  wie  in  Holland.  Dauer  des  Vertrags  60  (!)  Jahre.  Al- 
gesehen von  der  sicheren  Aussicht  auf  zahlreiche  Reibereien  u.  Differenzen  zwischen 
d.  Ges.  u.  dem  Staate  Uber  die  Betriebsergehnisse,  Fondsdotirungen  u.  s.  w.  laufen  eben 
doch  solche  Verträge  darauf  hinaus,  den  Staat  das  Hauptrisico  tragen  zu  lassen,  ohne 
ihn  an  den  finanz.  Vortheilen  passend  zu  betheiligen. 

II.  —  §.  284.  Die  eigene  Administration  der  Staats 
bahnen. 

Vgl.  darüber  auch  Weber  a.a.O.,  Schule  d,  Eisenbahn wes. ,  2.  A. .  196  ff 
(3.  A.  K.  12),  danach  z.  Th.  Per  rot,  D.  Eisenb.  u.  Eisenbahnref.  —  Im  Texte  ist 
die  Darstellung  von  Weber  neben  d.  amtl.  Quellen  (Staatshandhuchero),  Rechenschafts- 
berichten, d.  deutschen  u.  preuss.  Eisen  bahnstatistik  benutzt  worden;  für  Preussen 
auch  d. Staatsbudget.  Sax  II,  1114  BP.  357  ff.  („Ausgangs-  u.  Zielpuncted.  Betriebsökouomie"). 
Für  Preussen  s.  bes.  d.  K.  Verordn.  v.  24.  Nov.  1879  betr.  d.  Organisation  der 
Staatseisenbahnverwaltung  (u.  der  v.  Staate  verwalteten  Priv.bahnen),  Kosub  a.a.O. 
7  ff.  Für  West-Oesterr.  s.  „Grundzüire  f.  d.  Organisation  d.  Staatsbetriebs"  u.  s.  w. 
v.  24.  Febr.  1882  (Arch.  f.  Eis.b.wes.  1S82,  S.  213  ffX  Für  Frankr.  Organis  d 
Staatsb.verwalt.  in  1878  s.  Block,  Dietionn.  de  l'admin.,  Suppl.  I,  1878.  S.  20,  Pieck, 
im  Eis.b.arch.  1882,  S.  107. 

Die  Eigenverwaltuug  der  Staatsbahuen  stimmt  in  vielen  Puneten  mit  derjenigen 
der  Privatbahnen  überein,  in  anderen  weicht  sie  davon  ab  und  ist  auch  bei  den  ver- 
schiedenen Staatsbahneu  nicht  ganz  gleichartig  eingerichtet  Die  Verwaltung  der 
Staatsbahnen  hat  sich  auch  nicht  gleich  anfangs  nach  einem  festen  Plane  ausgebildet, 
sondern  bei  der  Neuheit  der  ganzeu  Einrichtung  ist  manchfach  experimentirt  und  erst 
durch  die  allmälig  gesammelten  Erfahrungen  die  anfangs  ziemlich  naturalistische  Ver- 
waltungsorganisation den  aufgetretenen  Bedürfnissen  gemäss  entwickelt  worden.  In 
gewissen  grossen  Gruudzügeu  bestand  aber  Schon  langer  eine  wesentliche  Ueber- 
cinstimmung,  ganz  entsprechend  dem  massgebenden  Einflüsse  der  gegebenen  Technik 
des  Eisenbahnwesens.  Neuerdings  ist  dann  auch,  wie  jetzt  in  Preussen.  die  Ver- 
waltungsorganisation nach  bestimmtem  Plane  für  grosse  Bahnnetze  entworfen  worden, 
wobei  sich  gezeigt  hat.  dass  eine  den  Verkehrsbedürfnissen  u.  der  Technik  des  Eisen- 
bahnwesens gleichmässi^  entsprechende  Organisation  der  Verwaltung  überhaupt  nur  bei 
einem  einheitlichen,  vom  Staate  selbst  betriebenen  Staatsbahnnetze  möglich  ist;  ein 
Puuct  von  Bedeutung  auch  für  die  Principien frage:  Staats-  oder  Privatbahnen. 

Eine  zweckmässige  und  wohlfeile  Verwaltungs- 
einrichtung der  Bahnen  ist  von  ebenso  grosser  volks- 
wirtschaftlicher als  finanzieller  Bedeutung.  Von 
der  zweckmässigen  Einrichtung  der  Verwaltung  hängt  die 
Leistungsfähigkeit  der  Bahn  für  den  Verkehr,  von  der 
möglichst  sparsamen  Einrichtung  die  niedrige  Höhe  der 
laufenden  sogen.  Betriebsausgaben  —  absolut  und  im  Ver- 
hältniss  zur  Bruttoeinnahme  bemessen  —  ab.  Die  Höhe  dieser 
Ausgaben  ist  der  eine  Factor,  von  welchem  die  Grösse  des 
Reinertrags  und  der  Rente  des  Anlagekapitals  bestimmt  wird. 
Der  andere  Factor  ist  die  Höhe  der  Bruttoeinnahme  und  für  die 
Rente  tritt  als  dritter  Factor  die  Grösse  des  Anlagekapitals  hinzu. 
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Die  liöhe  der  Betriebsausgaben  bestimmt  aber  auch  wieder  mit 
die  Minimalhöhe  derTarifsätze  und  insoferne  die  Leistungs- 
fähigkeit der  Bahn  für  den  Verkehr  und  die  Grösse  der  Brutto- 
einnahme. Die  thunlichste  Verminderung  jener  Aus- 
gaben und  die  dem  entsprechende  Einrichtung  der  Verwaltung 
ist  daher,  —  selbstverständlich  neben  möglichst  billigem  Bahnbau 
und  daher  einem  kleineren  Erforderniss  an  Zins  und  Tilgungsquote, 
soweit  die  technisch  erforderliche  Beschaffenheit  des  Bahnbaus 
nach  den  im  vorigen  Abschnitt  dargelegten  Gesicbtspuncten  einen 
billigen  Bau  zulässt  —  die  Voraussetzung  eines  guten 
Reinertrags  und  einer  genügenden  Rente  sogar  bei 
massigem  Verkehr  und  niedrigen  Tarifen,  also  bei 
geringer  Bruttoeinnahme.  Sie  steigert  Reinertrag 
und  Rente  leicht  erheblich  bei  starker  Bruttoeinnahme 
und  sie  bildet  endlich  eine  der  wichtigsten  Bedingungen 
für  bedeutende  Tarifermässigungen  ohne  zu  grosse  oder 
selbst  ganz  ohne  Verminderung  des  Reinertrags.  Mit  Recht  ist 
daher  namentlich  die  möglichste  Verminderung  der  Selbst- 
kosten des  Transports  als  eine  hochwichtige  volks- 
wirtschaftliche und  finanzielle  Aufgabe  im  Eisenbahn- 
wesen neuerdings  immer  mehr  erkannt  worden.  Hauptpuncte 
dabei  sind:  richtige  A rbeitsthe ilung  in  Betreff#der  ver- 
schiedenen Functionen  der  Verwaltung,  genügende 
Berücksichtigung  des  Privatinteresses  der  Funetio- 
näre,  sichere  und  leichtere  Controle  der  letzteren, 
günstiges  Verhältniss  des  todten  zum  nützlichen  Ge- 
wicht beim  Transport. 

Vgl.  z.H.  Schäffle  a.a.O..  Scholz  S.  14  E 

In  Bezug  auf  die  Verwaltung  des  Betriebs  der  Staats- 
bahnen sind  nun  folgende  einzelne  Puncte  zu  erörtern: 

1.  Die  Organisation  der  Verwaltung  im  Allgemeinen  und 
die  Betriebsökonomik. 

2.  Das  Tarifwesen. 

3.  Die  Einnahmeverhältnisse. 

4.  Die  Reinerträge  und  die  Rente,  oder  Nr.  3  und  4  zu- 
sammengefasst :  die  finanziellen  Ergebnisse.  Von  den 
letzten  drei  Gegenständen  handeln  die  zwei  folgenden  Abschnitte. 

III.  —  §.  285.  Die  Organisation  der  Verwaltung  und  die 
Betriebsökonomik.  Es  ist  hier  zu  unterscheiden  die  allge- 
meine Organisation  der  Verwaltung  der  Staatsbahnen  für  das 
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ganze  Hahnnetz  nebst  der  obersten  Leitung  und  Central 
Verwaltung  der  Eisenbahnangelegenheiten  überhaupt  von  der 
speciellen  Betriebsverwaltung.  In  ersterem  Puncte  treten 
s per i tische  Eigentümlichkeiten  des  Staatsbahnsystems  hervor, 
z.  Th.  gerade  solche,  welche  den  administrativen  Vorzug  dieses 
►Systems  vor  dem  Privatbabnsystem  bedingen.  Die  Organisation 
der  Betriebsverwaltung  ist  dagegen  bei  Staats-  und  Privatbahnen 
im  Wesentlichen  die  nemliche.  Diese  Verwaltung  zerfällt  hier  in 
drei  grosse  Zweige,  in  die  allgemeine,  in  die  Bahn-  und 
die  Transportverwaltung.  Diese  Eintheilang  entspricht  der 
ökonomisch -technischen  Natur  des  Eisenbahnbetriebs  und  rindet 
sich  daher  Überall  einigermassen  ahnlich  wieder. 

A.  Die  allgemeine  Verwaltungsorganisation  und 
oberste  Central  Verwaltung. 

Als  Btatfts-  und  volkswirthschaftliche  Anstalten  ersten  Rangs 
sollen  die  Staatsbahnen  auch  zunächst  nach  Staats-  und  volkswirt- 
schaftlichen Gesichtspuncten ,  nur  unter  gleichzeitiger  genügender 
Wahrnehmung  des  finanziellen  Interesses  verwaltet  werden.  Dem- 
nach erscheint  es  zweckmässig,  sie,  wie  die  Staatsforsten  und 
neuerdings  mehrfach  selbst  die  Domänen,  unter  eines  der  volks 
wirthschaft liehen  Ministerien,  nicht  direct  unter  das  Finanz 
ministeriuju  zu  stellen.  Das  geeignetste  Ministerium  ist  wohl  das 
der  öffentlichen  Arbeiten,  allenfalls  auch  das  Handels 
ministerium.  Bei  allgemeinem  Staatsbahnsystem  und  beim 
Vorhandensein  eines  grösseren  Bahnnetzes  möchte  jedoch,  we- 
nigstens in  einem  grösseren  Staate,  entweder  ein  eigenes 
E isenbahn ministeri um  oder  ein  Ministerium  für  die 
Verkehrsanstalten  des  Staats,  Eisenbahnen,  Post,  Tele 
graphie  zusammen,  dem  dann  aber  auch  das  sonstige  Wegewesen 
und  die  Wasserstrassen  zu  Uberweisen  wären,  das  Zweck  massigste 
sein.  Im  Uebrigen  wird  sich  auch  hier  in  den  einzelnen  Staaten 
wieder  Manches  nach  der  Grösse  des  Landes,  des  Bahnnetzes  und 
nach  der  sonstigen  Organisation  der  obersten  Staatsbehörden 
(Ministerien)  richten  müssen  und  auch  ohne  entscheidende  Gegen 
bedenken  richten  dürfen.  Kessortiren  die  Staatsbahnen  zu  einem 
der  noch  mit  anderen  Angelegenheiten  betrauten  Ministerien,  so  ist 
alsdann  entweder  eine  eigene  Ministe rialabtheilung  mit 
einem  Ministerialdirector  und  der  erforderlichen  Anzahl  von  Rätheu 
und  Hülfsarbeitern  (Preussen,  früher  Sachsen)  für  die  Staats- 
bahnen zu  bilden,  oder  es  wird  unmittelbar  unter  dem  Ministerium 
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eine  Generaldirection  der  Staatsbahnen  (so  unter  diesem  Titel 
in  den  vier  grösseren  deutschen  Mittelstaaten,  ehemals  auch  in 
Hannover,  in  Belgien)  als  besondere  Behörde  eingerichtet,  welche 
zugleich  das  oberste  ausführende  Organ  der  allgemeinen  Betriebs- 
verwaltung der  Staatsbahnen  und  durch  ihren  Vorstand  oder  eines 
ihrer  Mitglieder  im  Ministerium  vertreten  sein  kann. 

Die  Ministerialahtheilung  für  Staatsbahnen  sollte  dann  aber  nicht  das  otwa 
Itcstehende  Privatbahnwesen  unter  sich  haben,  um  Interessencollisionen  zu  vermeiden. 
Sie  oder  anderseits  das  Ministerium  mit  der  Generaldirection  h;\t  die  Entscheidung 
über  die  Prinr.ipienfrngen  zu  fallen.  Die  Ministerialahtheilung  und  die  General- 
direction müssen  daher  aus  juristisch  und  technisch  gebildeten  Personen  zu- 
sammengesetzt »ein,  von  denen  namentlich  die  «rstercn  alter  auch  eine  umfassendi- 
administrative,  nationalökonomische  und  commercielle  Bildung  haben 
sollten.  Fehlt  es  daran  bei  den  berufsmässigen  Staatsbeamten,  so  ist  womöglich  durch 
Herbeiziehung  tüchtiger,  wissenschaftlich  gebildeter  Praktiker  Ersatz  zu  schaffen.  Im 
Ganzen  geschieht  dgl.  bei  dem  strengen  Abschluss  der  Burcaukratie  im  Eisenbahndep. 
u.  in  verwandten  Fällen  (Finanzen,  Handelsangclegenheiten  u.  a.  m.)  in  Deutschland  zu 
selten  ;  Otters  und  nicht  zum  Schaden  in  Oesterreich  (Bruck,  Brentano  u.  a.  m  ).  Die 
leidige  Klage  über  den  „Assessorismus'\  d.h.  über  das  Vorwalten  des  lediglich  privat- 
rechtlich gebildeten  JurUtenthum*  in  Preussen.  ist  nur  zu  begründet.  Hier  thut  eine 
Reform  an  Haupt  u.  Gliedern  noth,  wenn  das  StaatsbahnsyNtein  weiter  ausgedehnt  wird. 

( )b  die  Ministerialahtheilung  oder  die  Generaldirection  unmittel- 
bar auch  die  allgemeine  Betriebsverwaltung  der  Staatsbahnen  leiten 
soll,  hängt  vornehmlich  von  der  Länge  des  Bahnnetzes  und  der 
Verkehrsstärke  auf  den  Bahnen  ab.  In  kleineren  Ländern, 
wie  z.  B.  den  deutschen  Mittelstaaten,  kaum  noch  in  Baiern,  ist  es 
wohl  nicht  nur  zulässig,  sondern  betriebsökonomisch  zweckmässig. 
In  Gros s Staaten  müssen  dagegen  unter  der  wie  immer  organisirten 
Centralstelle  besondere  Directionen  der  einzelnen  Linien 
oder  Liniengruppen  für  die  Betriebsverwaltung  eingerichtet  werden. 
Üemgemä88  ist  denn  das  Bahnnetz  passend  in  Directions- 
bezirke  einzutheilen.  Dies  kann  hier  nach  dem  der  Sache  am 
Besten  entsprechenden  Princip  der  Bildung  geographischer 
Ei sen bahn provinzen  von  verschiedener  Grösse,  d.  h. 
von  einer  unter  Berücksichtigung  der  Verkehrsstärke  be- 
stimmten verschiedenen  Netzlänge  geschehen  (Preussen): 
ein  beim  „gemischten"  oder  beim  Privatbahnsystem  nicht  oder  nur 
um  den  Preis  der  Gewährung  factischer  territorialer  Monopole 
an  die  Eisenbahnen  (Frankreich)  anwendbares  Princip,  — 
daher  ein  Punct  von  principieller  Bedeutung  für  die  Systemfrage. 
So  erfolgt  bei  einem  umfassenden  Staatsbahnnetz  die  nothwendige 
Vereinigung  der  Centralisation  und  Decentralisation 
in  der  obersten  und  allgemeinen  Verwaltung:  „die  Eisenbahn 
Provinzial- Directionen"  vertreten  mit  einem  soweit,  als  es 

A.  W»ffn«r,  Fin»nxwi*Honm:li»rt.  I.   3.  Aufl.  47 
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die  Einheitlichkeit  zulässt,  selbständigen  Wirkungs 
kreise  die  richtige  Üecentralisation  der  Verwaltung,  die  die  Ein- 
heitlichkeit des  Betriebs  garantirende  Centralstelle 
vertritt  die  erforderliche  Centralisation.  Eine  Verwaltungsorgani- 
sation, welche  die  Vortheile  des  Staatsbahnsvstems  zu  erreichen 
ermöglicht  und  die  an  und  für  sich  ja  nicht  durchaus  unbegrün- 
deten Befürchtungen  der  Gegner  dieses  Systems  zu  entkräften  ge- 
eignet ist.  Nach  demselben  geographischen  Princip  der  Linien- 
eintheilung  werden  dann  kleinere  „ Betriebsamts-Bezirke" 
unter  den  Directionen  gebildet. 

Für  die  Organis.frage  vgl.  aus  d.  früheren  Lit.  n.  A.  d.  Schriften  v.  Weizmau  n. 
Das  jetzt  in  Preusscu  befolgte  System  der  Bildung  v.  Prorincial  directionen  schon 
in  d.  vor.  Auf.  dieses  Bands  befürwortet  (S.  626).  Doch  hatte  ich  dort  (§.  259, 
zwischen  der  alldem.  (Zentral -Verwaltung  u.  der  allgemeinen  Verwaltung  al>  einem 
Zweige  der  Betriebsverwaltung  nicht  gehörig  unterschieden. 

Die  Ressortverhältnisse  betr.,  so  stehen  die  Staatsbahnen  in  Preussen  jetzt 
unter  dem  Min.  d.  öffentl.  Arbeiten  (früher  in  dem  ehemals  damit  vereinigten 
Handelsinin.) .  u.  bilden  hier  die  2.  Minist.  -Abtheilung  (3  Directoren,  20  Vortrag. 
Käthe,  50  Subaltern beamte  [Expedienten,  Calculatoren ,  Registratoren  u.s.  w.J,  nebst 
Mitbenutzung  von  28  Kanzleisecret.  u.  25  Kanzleidienern,  deren  Gehälter  auf  d.  Minist  - 
abth.  d.  Eisenb.  u.  der  Hauveiwalt.  repartirt  sind);  ferner  gehört  zu  dieser  Abtheil, 
ein  techn.  Bureau  u.  die  Eisen) »ah ncommissariate.    Gesainmtauag.  f.  diese  CentraJ- 
verwalt.  d.  Eisenb.wesens  im  Et.  1883/84  1236  M.  M.  —  In  Baiern  besteht  eine 
„Gen.-Direction  der  kfln.  Verkehrsanstalten  "  unter  dem  Staatsmin.  d.  K.  Hauses  u.  de- 
Aeussern.  Sie  zerfällt  in  3  Abtheil.,  2  für  Staatshahnen  (Bau  u.  Betrieb),  1  für  Po»t 
u.  Telegr.    Bis  1871  dependirte  diese  Direction  von  dem  aufgelösten  Handelsmin.  — 
In  Würtemb.  hat  das  Minist.  Depart.  d.  Auswärtigen  eine  Abtheil.  f.  d.  Verkehrs- 
anstalten :  darin  die  Gen.direction  f.  d.  Staatsbahnen  u.  eine  andere  Gen.dir.  f.  U.  Post 
u.  Telegr.    Die  eigenthütnl.  Stellung  unter  d.  Min.  d.  Aeussern  in  diesen  2  Staaten 
erklärt  sich  wohl  aus  dem  Mangel  einer  sonstigen  grösseren  VerwalLthätigkeit  diese- 
Minist,  u.  aus  d.  Vielfalt.  Beziehungen  dieser  Verkehrsanstalten  mit  den  Nachbarstaaten 
Yerwaltungstechnisch  passend  erscheint  diese  Kessortirung  kaum.  —  In  Baden  stand 
die  „Gen.dir.  d.  Staatsbahnen'*  früher  unter  dem  (aufgelösten)  Handelsmin.,  jetzt 
unter  dem  Finanzmin.  —  In  Sachsen  el>enso.  —  In  Oldenburg  steht  die  Ver- 
walt.  d.  Staatsb.  unter  einer  als  obere  Verwalt.bchörde  dem  Staatsministerium  unmittelbar 
untergeordneten  „ Eisen I ».direction".  —  In  West-Oesterreich  ist  ausserhalb  de> 
Uaudelsmin.,  al»er  unter  dessen  Oberaufsicht  eine  einheitlich  fungirende  Centralver- 
waltungsstclle  in  Wien  für  die  Staahbahn Verwaltung  eingerichtet  worden  (15./24.  Febr. 
1882).   Diese  Stelle  umfasst  f.  d.  Leitung  des  executiven  Dienstes  u.  zur  Ver- 
tretung nach  aussen  die  ., K.  K.  Direction  f.  Staatseisenb.  betrieb"  in  Wien  und 
den  dieser  Direction  beigegebenen  ,. Staatseisenbahnrath"  (Aren.  f.  Eis.b.wes 
1882  S.  221  fl.).    Dem  öst.  Handelsmin.  untersteht  auch  die  Post  u.  Telegr.  —  Io 
Ungarn  ressortiren  die  Eisenbahnen  zum  Min.  f.  ötf.  Arl».  u.  Communicatioueu. 
In  Belgien  werden  d.  Staatsbahnen  unter  d.  Min.  d.  öffentl.  Arbeiten  von  einem  diesem 
direct  unterstellten  Administrations-Comit6  verwaltet.  —  In  Frankreich  besteht  unter 
d.  Min.  d.  öff.  Arbeiten  ein  Administrationsrath  v.  0  Mitgliedern  (r.  Präsidenten  d. 
Kepuhl.  ernannt)  f.  d.  Staatsbahnen;  »He  administr.  u.  techn.  Oberleitung  hat  ein 
unmittelbar  diesem  Rath  unterstellter  technisch  gebildeter  Director.  —  In  Dänemark 
bilden  die  Bahnen  mit  Posteu .  Telegr.  u.  öllentl.  Arbeiten  eine  der  beiden  Abtheil, 
d.  Min.  d.  Innern.    Ebenso  in  Schweden  u.  in  Norwegen.  —  In  Italien 
ressortirt  d.  Staatsbetrieb  z.  Min.  d.  i»ff.  Arbeiten. 

Fiir  die  verwaltungstcchnisrh  zulässige  Maxim al grosse,  eines  einheitlich  ver- 
walteten Eisenbahnbezirks  hat  man  wohl  Ziffern  aufgestellt,  z.B.  2  —  3000  Kil.,  doch 
kommt  es  offenbar  ausser  auf  die  Länge  «ler  Bahn  aueh  auf  die  Verkehrsstarke  an  E 
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giebt  schon  grössere  Privatbahnunternehinungen  (so  in  Frankr.  Paris-Orl6ans,  altes  u. 
neues  Netz  c.  4400,  Par.-Mittelmeer  schon  jetzt  über  6300)  u.  die  baier.  Staatsbahneu 
umfassten  in  den  letzten  Jahren  schon  4300  Kil  in  einheitl.  Verwaltung:.  Beim  System 
eigeiisverwalteter  Staatsbahneu  kann  man  aber  nicht  blos  in  geeignetster  Weise  nach 
geographischem  Gesichtspunct  ein  beliebig  grosses  Bahnnetz  in  passende  Bezirke 
zerlegen,  sondern  auch  die  Grössen  Verhältnisse  nach  verwaltungstechuischem 
Gesichtspunct  bestimmen.  Dabei  können  dann  die  einzelnen  Directionsbezirke,  wie  es 
in  Preussen  jetzt  geschehen  ist,  mit  Kucksiebt  auf  die  Verkehrsstärke  die  geeignete 
verschiedene  Grösse  (Linienlänge)  erhalten.  In  Preussen  bestehen  gegenwärtig 
folgende  9  Directionsbezirke  (s.  d.  Karte  zu  dem  Aufs.  v.  v.  d.  Leyen  in  Schmoller's 
Jahrb.  d.  D.  Reichs  1883  H.  2). 

Bezirk 

1.  Berlin  (Linien  nördl.  u.  nordöstl.  nach  Pommern, 

vi  II.  u.  stidöstl.  nach  Sachs,  u.  Schles.) .... 

2.  Bromberg  (Berl.  nach  Ostpreussen  [Ostb.],  Linien 

in  Ost-  u.  Westpreuss.,  Hinterpomm.,  nördl.  Pos.) 
5.  Hannover  (Prov.  Hannover,  ohne  Ostfriesl.  u.  ohne 
Berl.-Hannover,  mit  westfäl.  Linien)  

4.  Frankfurt  a.  M.  (Bahnen  in  Nass.,  Hess.,  Linie  Berl.- 

Wetzlar  u.  Abzweigungen)  

5.  Magdeburg  (Berl.-Hannover,  Berl.-Magdeb.  u.  Linieu 

in  Prov.  Sachs..  Anhalt,  östl.  Hannover)  .  .  . 

6.  Köln  (linksrhcin.)  (linksrheiu.  Staatsbahnen)  .... 

7.  Köln  (rechtsrhein.)  (stidöstl.  u.  nördl.  v.  Köln,  nach 

Holland,  Westfalen,  Ostfriesl.,  Bremen  u.  Köln- 
Mind.  Netz  [westl.  Th.J) .  . "  

8.  Elberfeld  (Hauptth.  d.  ehem.  berg.-märk.  Netzes, 

südl.  u.  üsü.  v.  Elberf.,  östl.  v.  Köln  in  Rhein!, 
u.  Westf.  bis  Kassel)  

9.  Erfurt  (Thüring.  B.,  Berl.-Anhalt.  B.  mit  Abzweig.) 
(Die  Kilometer- Einnahme  in  der  letzten  Colonne  ist  nach  d.  etwas  kleineren  Längen 
der  Bahnen  der  einzelnen  Dir.bezirke  am  1.  Apr.  1883  berechnet.) 

Die  Directionsbezirke  zerfallen  dann  wieder  in  Betriebsämter,  deren  Anzahl  bei 
den  einzelnen  Bezirken  verschieden  ist  (i.  G.  57,  bei  Berl.  u.  Bromb.  je  9,  bei  d.  anderen 
4  —  7).  An  d.  Spitze  jedes  Bezirks  steht  eine  Direction,  eine  collegiale  Behörde 
mit  einem  Präsid.  (10,500  M.  Geh.,  weniger  als  die  meisten  ersten  Dircctorcn  von 
viel  kleineren  Priv.bahnen  beziehen)  u.  einer  grösseren  Anzahl  Mitglieder  (im  Ganzen 
130,  bei  d.  einzelnen  Directionen  zwischen  17  u.  10,  Gehalt  4200—6000,  i.  D.  5100  M., 
Wohn.geldstufe  III).  Jedem  Betriebsamt  steht  ein  Betriebsdirector  (Geh.  wie  d.  Dir.- 
initglieder)  ror.  Von  weiteren  etatmäss.  Beamtenkategorien  sind  zu  nennen:  198  stand. 
Hilfsarbeiter  d.  Betriebsämter,  121  Eisenbahnbau-  u.  Betriebsinspectoren,  121  Masch.- 
inspectoren,  11  Verkebrsinsp.  (Norm algehalt  dieser  4  gen.  Kategor.  3600— 48U0,  i.D. 
4200  M.),  17  Telegr.insp.  (Geh.  i.D.  3600  M.),  10  Hauptkassen  -  Rendanten  (Geh. 
4800  M.),  23  Betriebskass.rend.  (Geh.  i.D.  3600  M.),  10  Kassirer  (Geh.  i.D.  2850  M.), 
1144  Buchhalter  u.  Eisenb.secr.  (Geh.  i.D.  2850  M.i,  3156  Betriebssecr.  (Geh.  i.D. 
1875  M.),  157  Betriebs-  u.  Verkehrscontroleure  u.  s.w. 

Zur  Vertretung  der  Interessen  des  Publicums  an  der  Einrichtung 
des  Eisenbahnverkehrs,  der  Regelung  der  Tarifverhältnisse,  speeiell 
der  Tarifsätze  soll  die  neue  Schöpfung  von  „  Eisen  bahn  räthen" 
dienen. 

Dieselben  bestehen  aus  Delegirten  der  verschiedeneu  Iuteressentengruppeu,  können 
in  grösseren  Läudern  in  einen  Centrairath  (Landes-  oder  Reichs-Eisenbahn- 
rath)  und  in  Bezirksräthc  zerfallen  und  theils  ein  berathendes,  theils  in  einigen 
Angelegenheiten  ein  entscheidendes  Votum  erhalten.  Sie  stellen  so  den  Anfang  einer 
geordneten  Interessenvertretung  neben  der  wichtigsten  modernen  Verkehrsanstalt  dar. 
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Uebcr  ihre  Bewährung  lässt  sich  noch  nicht  sicher  artheilen.  Wenn  auch  beim 
Privatbahnsystcra  nicht  unzulässig,  kann  ein  solcher  Eisenbahnrath  doch  hier  gegen 
über  der  Privatrec  hts-  u.  Privatinteressensphäre  der  Prirateisenbahnen  nicht  wohl  eine 
so  durchgreifende  Wirksamkeit  erlangen,  wie  es  wenigstens  beim  Staats  bah  nsysteni 
möglich  uud  gegenüber  der  Staatsverwaltung  der  Hahnen  auch  zweckmässig  erscheint 
Eine  gedeihliche  Weiterentwicklung  dieser  Institution  zu  hoffen,  ist  nicht  zu  sanguinis  h. 

In  Eis. -Lothringen,  Preussen  u.  anderen  deutschen  Staaten  sind  schon  seit 
mehreren  Jahren  freie  Eisenbahn«  on leren zen  aus  Vertretern  des  Handels,  der  Industrie 
u.  Landwirthsch.  für  wichtigere  Kisenhahnangelegenheiten  eingerichtet  gewesen,  dir 
Vorläufer  der  gesetzlichen  Beirat  hsorirane.  S.  f.  Preussen  Ges.  v.  1.  Juni  1&S2. 
Danach  ist  in  jedem  Directionsbezirk  ein  Bezirks -Eiscnbahurath.  bei  der  Centrsl- 
verwaltung  ein  Landeseisen  h.ruth  zu  errichten.  Die  Mitglieder  des  erstereu  bestehen 
aus  Vertretern  des  Haudel&stands,  der  Industrie,  der  Land-  u.  Forstwirthsch.  u.  werden 
von  Handelskammern.  Kaufmann.  Corporationeu ,  landwirthsch.  Pror.vereinen  u.  ähni 
Körpern  auf  'J  Jahre  ircwählt.  Dieser  Bcz.rath  ist  ,,in  allen  die  Verkchreinteressen  de- 
Bezirks  ...  berührenden  wichtigen  Fragen  zu  hören'  (bes.  bei  Feststell,  n.  Ablader, 
d.  Fahrpläne  u.  Tarife).  Er  kann  auch  selbständig  Antrage  stellen  u.  Auskunft  ver- 
langen. Der  Landeseisenb.rath  hat  einen  vom  König  auf  3  Jahre  ernannten  Vorsitzcndeu 
u.  Stellvertreter  dess. ,  dann  je  H  vom  Landwirths«  hal'ts-  u.  vom  Handelsminister,  je  1 
v.  Finanz-  u.  v.  Minister  d.  ötf.  Arbeiten  berufene  Mitglieder  u.  .MO  im  Gesetz  auf  die 
Provinzen  u.  s.  w.  vertheilte,  von  d.  betreff.  Bezirkseisenb.räthen  ans  LocalintenssenM« 
gewählte  Mitglieder.  Der  Laudeseiseub.rath  bestellt  einen  stän<ligen  Ausschuss  zur 
Vorbereitung  seiner  Arbeiten  aus  seiner  Mitte.  Er  ist  zu  hören  über  die  dem  Ent- 
wurf des  Etat-*  beizulegende  IJebcrsieht  der  Normaltninsp.gebuhren  f.  Personen  u. 
Güter,  über  die  allgeui.  Tarifvorschriften  u.  die  (interClassification.  Ober  Zulassung  u.  Ver- 
sagung v.  Ausnahme-  u.  Differentialtarifen,  über  allgem.  Aenderuugen  der  Betriebs- 
u.  Bahopolizei-Keglements.  soweit  sie  nicht  teehn.  Bestimmungen  betreffen.  Der  Kath 
hat  auch  das  Recht.  Anträge  in  den  gen.  Sachen  zu  stellen  u.  vom  Min.  d.  Off.  AH». 
Auskunft  zu  \ erlangen.  Er  muss  jihrl.  mindestens  zweimal  berufen  werden.  Seine 
Mitglieder  beziehen  Diäten.  S.  auch  v.  d.  Leyen  a.a.O.  S.  122  ff.  -  S.  f.  Baier ■< 
d.  K.  Verordn.  v.  16.  März  l*Sl  .  d.  Bildung  ein«  s  Eisenb.raths  f.  d.  Staatseisenb  - 
verwalt.  betr..  der  Gcn.dircction  d.  Verkehrsanstalten  beigegeben  (25  Mitgl.,  Ernennung 
durch  d.  König,  Vorschlagsrecht  dafür  haben  d.  Handelskammern  u.  landwirthsch. 
Vereine,  auch  nur  berathendes  Votum,  keine  Diäten,  aber  freie  Eisen I ».fahrt  auf  <i. 
baier.  Staatsb.).  —  Wu Hemberg.  Beirath  d.  Verkehrsanstalten .  K.  \  .  v.  20.  März 
1SSI.  —  Sachsen.  Eisenb.rath .  K.  V.  v.  0.  Juli  1  SSI .  —  West-Oesterreich 
Staats.-isenb.rath  iV.o.  v.  I5./24.  Febr.  I&S2  §.  Ü  ff.).  Präsident  u.  20  Mitgl..  vom 
Handelsminister  auf  .*{  J.  .mannt.  0  nach  freiem  Ermessen,  2  nach  Bezeichn.  des 
Finanzmin..  1  na«  h  derj.  des  Ackerbauministers,  10  auf  Vorschlag  d  Hau«lels-  n. 
Gewerbekaiumern,  7  auf  denj.  «ler  landwirthsch.  Fachcorporationen.  Competenz  s.  $t.  IT 
d.  V.o.,  ähnl.  wie  in  Preussen.  bloss  Imgutachtend.  auch  u.  A.  betr.  der  Grundsätze  f.  d. 
der  Vergeh,  v.  Liefer.  U.  Arbeiten.  Aus  d.  Rath  ein  stand.  Beirath  des  Präsid.  v«»m 
Han<lelsmin.  ernannt. 

Von  Seiten  der  Gegner  des  Staatseisenb.wes«  iis  wird  die  Wirksamkeit  solcher 
Eisen bahnrathe  mit  bloss  berath.  Votum  neben  der  ..omnipotenten"  Staatsverwaltung 
th.  bezweifelt,  th.  die  Einrichtung  als  ein  Beweis  für  die  Bedenken  dieses  Rahnsysteu» 
bezeichnet.  M:ij>-  aber  selbst  die  Wirksamkeit  «-ine  bescheidene  werden:  immer  beweis 
die  Institution  doch,  dass  man  hier  solche  Käthe  bestellen  kann,  obgleich  sie  hier 
weniger  nöthig  als  beim  Privatbahnsystem  erscheinen,  wo  ihr«  Wirksamkeit  jedenfalls 
noch  viel  geringfügiger  soin  würde. 

§.  *28<>.  —  B.  Die  specielle  Betriebsverwaltung  und 
die  Betriebsökonomik. 

Auf  die  kleineren  Verschiedenheiten  in  der  Abgrenzung  der  drei  Vcrwaltungs- 
abtheUnngen  braucht  hier  nicht  eingegangen  zu  werden.  Im  Wesentlichen  ist  die  Ein- 
theilung  durchgreifend  u.  Übereinstimmend.  Doch  bedingen  die  vorkommenden  Ver- 
schiedenheiten auch  kleine  Verschiebungen  der  Kosteuprocente .  was  bei  Vergleichen 
mitunter  zu  l»eachten  ist.  Die  deutsehen,  »per.  die  preuss.  Verhältnisse  werden  anrh 
im  Folgenden  vornehmlich  «ler  Darat«  Illing  zu  Grunde  gelegt. 
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l.  Die  allgemeine  Verwaltung. 

a)  Ihre  Aufgabe  besteht  in  der  oberen  Leitung  des  Betriebs 
und  in  der  Besorgung  der  damit  zusammenhängenden  Geschäfte 
der  Controle,  des  oberen  Kassendienstes  und  Rechnungswesens, 
eventuell  der  allgemeinen  Inspection.  Diese  Aufgabe  liegt  einer 
Centralverwaltungsstelle  ob,  zu  welcher  theils  unmittelbar,  theils 
mittelbar  im  Dependenzverhältniss  das  erforderliche  Verwaltungs- 
personal gehb'rt. 

Beispiel.  Preussen,  wo  in  d.  Anlagen  /.um  Eisen  h.etat  die  Yertheilung  der 
Betriebsausgaben  auf  die  drei  Venvaltongszweige  gemacht  wird.  Die  allgemeine  Ver- 
waltung wird  von  der  Betriebsdiivction  D.  von  den  Betriebsümtern ,  spec.  von  deren 
Directorcn  geführt  Die  Kosten  drs  leitenden  Personals  stehen  auf  dem  Conto  der 
aUsr.  Verwalt. ,  diej.  des  Hilfspersonals,  einschliessl.  der  diäfar.  Auslagen  werden  auf 
die  drei  Verw.zwrige  repartirt.  Der  obere  Kassen-  u.  Kechn.dienst  zählt  meist  zur 
allgem.  Verw.,  von  sarhlbhen  Aoslageu  die  Steuern.  Cornmunalabgaben  D.  Äff.  Lasten, 
die  Ersatzleistungen. 

b)  Die  Kosten.  Die  Gesammtausgabe  für  die  allgemeine 
Verwaltung  bildet  regelmässig  nur  einen  kleinen  Bruchtheil  aller 
Ausgaben,  bei  grösseren  Staatsbahnen  2—4  —  5,  neuerdings  2  bis 
6,  incl.  einige  allgemeine  Posten  (Abgaben,  Ersätze)  6— 10  Procent. 
Ersparungen  auf  diesem  Gebiete  fallen  also  finanziell  für 
den  Reinertrag  und  für  die  Tarifreduction  nicht  schwer 
ins  Gewicht.  Sie  sind  auch,  da  hier  wenig  sachliche  Aus- 
gaben vorkommen,  fast  nur  möglich  durch  Verminderung  der 
Beamten  und  Angestellten  (Bureaupersonal),  also 
Vereinfachung  des  Behördenorganismus  und  Verringe- 
rung der  Arbeits  menge,  ferner  durch  geringere  Bezah- 
lung dieser  Personen. 

Das  Elftere  ma;  mitunter  ausfuhrbar  sein,  das  lässt  sich  aber  nur  nach  den 
concreteu  Verhaltnissen  beartheilen.  Vieles  ist  auf  diese  Weise  gewiss  nicht  zu  er- 
reichen und  allgemeine  Vorwurfe  können  den  Staatsbahnen  schwerlich  mit  Kecht  etwa 
■regvnüber  den  Privatbahnen  genta«  ht  werden,  deren  Directionen  im  (iegentheil  stärker 
besetzt  und  deren  Directoren  besser  bezahlt  zu  sein  pflegen«  (D.  Sehr.  „D.  I  Irganis. 
d.  preuss.  Staatsb."  kla»te  über  die  Ueberzahl  \.  Serret.  in  den  Bureau's  d.  Staats!». 
(B*'triebsinspertion).i  Im  (iunzen  Zeigen  beide  Arten  Bahnen  in  der  Höhe  des  Auf- 
wands ziemliche  (ileichheit.  Ersparungen  durch  verminderte  Gehabe  sind  wenigstens 
in  Deutschland  sicher  uothunlicb.  vielmehr  müssen  die  Gehalte,  wie  in  anderen 
Zweigen  des  Staatsdienst,  erhöht  werden .  was  gerade  in  der  Gegenwart  zu  fordern 
ist.  Die  Anwendung  des  Tantieme-  und  P rämien Systems  für  die  höheren 
Beamten  der  allgemeinen  Verwaltung  ist  nicht  unstatthaft,  aber  da  sich  ein  Maas* 
daftir.  wie  die  Thatigkeit  des  Einzelnen  den  finanziellen  Erfolg  der  Unternehmung 
beeintlusst,  kaum  findet,  so  ist  diese*  System  im  Gebiete  dieses  Verwaltungszwcigs 
-loch  von  zweifelhaftem  Werthe. 

Im  Ganzen  lässt  sich  daher  in  der  allgemeinen  Verwaltung 
schwerlich  eine  erhebliche  Verminderung  der  Ausgaben  erzielen, 
eine  relative  nur  durch  Vereinigung  bisher  getrennter  Verwal- 
tungen und  Vergrösserung  des  Verkehrs.    Die  etwaigen  Reformen 
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tüchtiger  Directoren  und  Techniker  können  dergleichen  aber  um 
so  mehr  in  den  beiden  anderen  Verwaltungszweigen  zu  Wege 
bringen,  weil  hier  Ersparungen  an  sachlichen  Ausgaben  mög- 
lich sind. 

Bei  Dir.bez.  Berlin  18S3/S4  z.B.  362  Mill.  M.  Allg.  Verwalt.  kosten  oder  S  2*  „ 
S.  o.  S.  G86.    Die  Gehalte,  Tagegelder  u.  Emolomente  in  der  allg.  Verwaltung 
betrugen  1S69  hei  den  prcuss.  Staatsbahn.  p.  Mcüe  1488  (Max.  2356  Main-Weser 
B.,  Min.  1191  Nass.>  oder  p.  100.000  Thlr.  Bruttoeinn.  2046  (Mar.  3529  Bebr.-Han  . 
eben  eröffnet.  Min.   1754  Saarhr.\  bei  den  eigens  verwalt.  Privatb.  bez.  1352  u. 
1918  Thlr.,  also  kein  grosser  Unterschied.    Auch  diese  Ausgaben  sind,  wie  alle  per- 
sönlichen, Anfang  der  30  er  Jahre  stark  <r>  stiegen.    8i<-  betrugen  p.  KU.  (also  p.  Meil 
das  7*5  fache)  in  1974,  dem  in  Betreti  der  Betriebsausgabe  (und  Finanzergebnisse 
ungünstigsten  der  neueren  Zeit  im  D.  Bahnwesen,  bei  d.  preuss.  Staatsb.  604.  den 
Privatb.  in  Staatsverw.  661,  den  Privatb.  in  eigen.  Verw.  356.  i.  D.  479  Thlr.  IST.« 
nur  433,  IS72  353  Thlr.,  also  Zunahme  von  1*73  «regen  1872  um  2266,  von  l!»7:: 
auf  1874  um  10  62         1875  dagegen  nur  460  Thlr.  oder  4  03%  weniger  als  1*74 
Eine  ganz  genaue  Vcrglcichuug  ist   nicht  immer  zulassig.  da  diese  Ausgabf-rubn* 
doch  nicht  immer  die  völlijr  gleichen  Posten  umfasst.    1880  -81  bei  d.  deutscher 
Staatsh.  8  29,  eigens  verwalt.  Privatb.  10  73%. 

§.  287.  —  2.  Die  Bahn  Verwaltung.  Sie  umfasst  die 
jenigen  Verwaltungsthätigkeiten,  durch  welche  ftir  die  Erhaltu  ng 
der  Bahn  selbst,  der  Gebäude,  der  Bahntclegraphen, 
der  Signale  und  anderer  fester  Anlagen  in  dem  für  den 
regelmässigen  ordentlichen  und  gesicherten  Betrieb 
erforderlichen  Zustande  gesorgt  wird. 

a)  Die  Organisation  dieses  Verwaltungszweigs  ist  auch 
in  Deutschland  besonders  in  Betreff  der  Oberleitung  etwas 
verschieden. 

Mitunter  stoht  an  def  Spitze  der  Oberleitung  ein  Techniker  als  Oberingc-nieur. 
was  Vortheile  hinsichtlich  der  Einheitlichkeit  aller  Massregeln  bietet,  oder  e*  fungiren 
Ingenieare  fnr  einzelne  Hahnabtheilungen  unmittelbar  unter  der  Hauptverwaltung. 
S.  Weber,  Frage  369,  2.  A.  d.  Schule  d.  Eisenbahnwes..  3.  A.,  S.  403  ff.  Dieser 
Dienstzweig  wird  bisweilen  auch  zur  allgemeinen  Verwaltung  gerechnet  und  besteht 
dann  gleichzeitig  mit  für  die  Oberleitung  der  Transportverwaltung.  So  bei  d.  preoss. 
Staats  bahnen. 

Die  weiteren  Thätigkeiten  der  Bahnverwaltung  zerfallen  in  die 
beiden  Hauptzweige  der  speciellen  Beaufsichtigung  der 
Bahn,  welche  dem  sog.  Strcckcnpcrsonal  übertragen  ist,  und 
der  Stationsverwaltung,  welche  dem  Stationspersonal 
anheimfällt. 

Zur  Stationsverwaltung  gehört  auch  die  Bahntelegraphenverwaltung  «.deren 
Kosten  in  Preussen  z.  Th.  bei  der  Transp.verwaltung  verrechnet  werden)  und  dj' 
Verwaltung  der  Bahnunterhaltungs-  und  Betriebsmagazine,  doch  stehen  dieve 
Zweige  mitunter  auch  unabhängig  neben  der  Stationsverwaltung. 

«)  Das  Streckenpersonal  besteht  aus  Abtheilungs-  (Bezirks-)  Ingenieuren 
(Bahninspectoren) ,  Baumeistern,  sämmtlich  ausgebildeten  Technikern,  mit  dem  not- 
wendigen Hulfs-  (Bureau-)  personal,  ferner  aus  Bahnmeistern  (Bahnaufsehern,  Ober- 
bahnwartern') ,  etwa  1  auf  7  —  8  Kil. ,  endlich  aus  deu  unter  den  Bahnmeistern 
stehenden  Bahnwärtern  (Bahnwächtern),  0*8  — 1*2  — 1*6  und  mehr  p.  Kil.  in 
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Deutschland,  verschieden  nach  der  Frequenz  der  Bahn,  auch  nach  der  Art  ihrer 
Anlage,  dem  .Signalsystem  u.  s.  w.  An  diese  Beamten  schliessen  sieh  etwaige  weitere 
Hulfswarter,  dann  Tagelöhner  u.  s.  w.  an. 

fi)  Das  Stationspersonal  hegreift  die  Stationsvorsteher  (unter  verschie- 
denen Namen,  wie  Bahnhofinspector,  Bahnhofverwalter)  deren  meistens  zwei  Classen, 
für  grössere  und  für  kleinere  Stationen .  unterschieden  werden.  An  sie  reihen  sich 
Assistenten,  Stationsaufseher,  Portiers.  Nachtwächter,  ferner  die  Weichensteller,  die 
mitunter  auch  zum  Streckenpcrsonal  gerechnet  werden;  eventuell  die  Telographisten 
und  Material-  und  Magazinve-rwaltungsbeamten.  Letzterer  Zweig  wird  auch  bisweilen 
zur  Transportverwaltung  gestellt. 

Beispiel  der  Organisation  der  Bahnverwaltung:  Preuss.  Ostbuhn  1S70 
Streck «npersonal  7  Eisenbahubauineister,  *  Betriebssecr.,  1  Uberbrückenmeister 
(Weichsel-  u.  Nogatbntcke),  8(5  Bahnmeister  (vor  Eröffn.  einiger  neuer  Strecken  J871 
79,  1  auf  1*5  Meil ,  1874  120),  5  Krahnmcister,  773  Bahnwärter  (bisher  715,  auf  1 
Meile  Ii,  1874  1175),  Station>personal  24  Stationsvorsteher  I.  CL,  1874  23,  93 
dsgl.  2.  CL,  1874  49,  14  Stationsaufseher,  1874  30,  00  Statiousassist. ,  10  Wagcn- 
ineistcr.  1  Telegrapheninsp.,  1  Betriebssecr.,  8  Telegraphenaufseher.  02  Telegraphisten ; 
veiter  304  Weichensteller  (incl.  9  Bruckenwärter),  1874  55b.  17  Portiers,  101  Nacht- 
wächter, (ics.aufw.  A.  für  1871  413,330  Thlr.  —  Die  jetzige  Etataufstelluni:  gestattet 
nicht,  alle  einzelnen  Beamten  auf  die  verschied.  \  erwalt.zweige  zu  vertheilen.  Ein 
Beispiel  für  einige  Kateg.Beamten  ist  aber  folgendes  f.  d.  Dir.bez.  Berlin  (1.  Apr. 
1S83  2407,  1,  Apr.  1884  2485  KU.).  Antheil  der  Bahnverwalt.  um  Gehalte  der 
Direct.beamten  92,400  M.,  der  Eisenb.secr..  Betriebssecr.,  Zeichner  u.  s.  w.  197,400  M., 
ISS  Bahnmeister  (1  auf  131  KU.,  (iehalt  1650  M.)  zus.  303,562  IL,  1409  Bahn- 
wärter (1  auf  175  KU.,  Geh.  705  M.),  zus.  9S6.475  M.,  19  Telegr.aufseher  (zu 
1650  M.  Geh.);  ferner  diätar.  Besold.,  Löhne  u.  s.  w.  1,047.590  M.  Unter  den  sachl. 
Ausgaben  erscheinen  für  die  Bahnanlagen  auf  freier  Streck«-  2,037.900  M.,  f.  d. 
Bahnhofsanlagen  1,906,600  M.,  f.  Telegr.,  Signale  u.  s.  w.  225,500  M.,  f.  Erneuer, 
d.  Oberbaus  3,560,000  M.  —  Die  Ausgaben  f.  d.  Stationspersonal  werden  in 
Prenssen  jetzt  unter  d.  Transportverwalt,  rubricirt.  U.  A.  bei  d.  Dir.hez.  Berlin 
35  Vorsteher  1.  Cl.  zu  2650  M.  Geh.,  84  2.  Cl.  zu  1950  M.,  6S6  Stationsaufseher  u. 
Assist,  zu  1575  M. ,  1033  Portiers,  BiUetschafftier,  Weichensteller  zu  930  M.  — 
Summa  f.  Bahnverw.  bei  Bez.  Berlin  1 1  66  Hill.  M.  oder  26  4  °/0. 

b)  Kosten.  Die  Ausgaben  der  Bahnverwaltung,  natürlich 
bei  den  einzelnen  Bahnen  etwas  verschieden,  je  nachdem  Abtheil- 
ungen der  Oberleitung  zur  allgemeinen  Verwaltung  oder  untere 
Dienstzweige,  wie  in  Preussen  die  persönlichen  Kosten  der  Stations- 
verwaltung zur  Transportverwaltung  gestellt  werden,  sind  absolut 
und  relativ  viel  bedeutender  als  diejenigen  der  all- 
gemeinen Verwaltung,  stehen  aber  fast  immer  stark  hinter 
den  Ausgaben  der  Transportverwaltung  zurück.  Sie 
betrugen  im  grossen  Durchschnitt  der  preussischen  Bahnen  früher 
etwa  30  °/0  nnd  darüber,  rund  (einschliesslich  der  Betriebsinspec- 
tion)  ein  Drittel  sämmtlicher  Betriebsausgaben,  neuer- 
dings in  den  70er  Jahren,  wegen  des  relativ  stärkeren  Steigens 
der  Ausgaben  für  die  Transportverwaltung,  etwas  weniger 
(28—29,  jetzt  wieder  29—30  %),  also  früher  etwa  fünf  bis  sechs- 
mal, jetzt  drei  bis  viermal  soviel  als  die  allgemeinen  Verwaltungs- 
kosten und  fast  die  Hälfte  der  Ausgaben  der  Transport- 
verwaltung. 
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Bei  den  einzelneu  Bahnen ,  Staats-  wie  Privatbahnen,  zeigeu  sich  aber  wieder 
erhebliche  Abweichungen  dieser  Quoten.  S.  auch  u.  S.  756.  Abweichungen  auch  nach  d 
Bereclinungsart ,  z.  B.  in  den  amtl.  preuss.  u.  in  d.  deutschen  Verei  nsstatist. 
Von  Einfluss  hierbei  die  Zurechn.  oder  Abrechn.  der  Kosten  des  Stationspersonak 
In   der  neuerlichen  Abnahme  vielleicht  schon  Einfluss  der  intensiveren  Anlag 
der  Bahn  sichtbar,  wobei  die  laufenden  Verwaltungskosten  sinken  (s.  u.V. 

Die  Ausgaben  der  Bahnv<rwaltun£  sind  theils  persönliche,  Besoldung  >i  i 
Bahnbeamten  u.  s.  w.  (Kleidung,  Heizung  der  Bahnwärterhäuser),  theils  sachliche. 
Unterhaltung  des  Bahndamms  und  Oberbaus,  der  Schienen.  Schwellen,  BrücUn,  Durch- 
lasse. Tunnel,  anderen  Anlagen,  der  Gebäude,  Telegraphen,  Signale,  des  Inventars  und 
der  Arbeitsgeräthe,  Ausgaben  für  Reinigung  von  Schnee,  Feuerversicherung,  Steuern. 
Bureau bedurfnisse  u.  s.  w.  Die  sachlichen  Ausgäbet!  pflegeu  erheblich  höher 
als  die  persönlichen  zu  sein,  doch  äussert  das  Verwaltungssystem  und  das 
oben  in  §.  280  hervorgehobene  Moment,  der  Grad  der  Intensivität  des  ganzen  Bahn- 
baus, namentlich  das  Verhältniss  des  stehenden  zum  umlaufenden  Kapital,  auch  seinen 
Einfluss  auf  die  Relation  beider  Posten.  Unter  den  sachlichen  Ausgaben  befinden 
sich  viele  Werkverrichtungen  gegen  Taglohn 

Beispiel:  Preuss.  Ost  b.  nach  d.  Bereclinungsart  in  d.  deutschen  Eiscu- 
bahnstatist.  Gesammte  Ausg.  in  Tausenden  Thlr.  li>09  (in  d.  Klammer  1S74):  11  SS 
(8148);  davon  Besoldung  der  Bahnbeamten  incl  Dienstkleidung  u.  s.  w.  462  (967). 
•Heizung  der  Wärt^rlocale  S*7  (37)  (bei  Niedcrschl.-Mark  b4,  bez.  127,  woraus  hervor- 
geht, dass  auch  solche  Posten  nach  den  Besoldungssystemen  abweichen),  Unterhaltung 
d.  Bahndammes,  d.  Schienen,  Schwellen  453  (1132).  d.  Brucken,  Durchlasse  11*8  (37). 
d.  Gebäude  S2  (259),  Telegr.  26  (51),  übrig.  Anlageu  71  (271),  Inveutarium,  Gerithe 
14*8  (48),  Grundsteuer,  Feuerveraich.  u.  s.  w.  33  (7»>),  Schneereinig.  19  (59),  Bareau- 
bedurfuisse .  Formulare  u.  s.  w.  4-4  (11),  Sonstiges  2  9  (19S)  Im  Ganzen  persönl 
Ausg  40,  sachl.  60  %  (1S74:  30/7  u.  6!r3);  dseh  bei  d.  niederschles.-mark.  bez.  36  3 
u.  63*7,  hannov.  37  9  u.  621 ,  sächs.  Staatsb.  427  u.  57  3,  baier.  c.  28  u.  72.  würt. 
19  1  u.  bO'9,  bad.  367  u.  t>33  %.  Auch  bei  Privatb.  ähnliche  Schwankungen,  25 
bis  40  %  pflegt  die  persönliche  Ausg.  von  den  ges.  Bahncuvcrwaltungskosten  meistens 
zu  betragen.  Die  unter  die  sachl.  Ausgaben  gerechrieten  Taglöhne  f.  Werkverricht. 
im  Gebiet  d.  Bahnverw.  erheben  sich  öfters  zu  bedeutenden  Sumonn.  c  B.  1869  Östb. 
167,  Nieder^ehlcs.  206,  Hannov.  300.  Sachs.  Staatsb.  239,  Wurt.  230  Tausend  Thlr. 
Nach  d.  deutschen  Eisen  b.statist.  f.  1SS0/81  betragen  die  persönl.  Kosten  der  Bahn- 
verwalt.  7  41  %  »l^r  Ausgaben  bei  d.  Staatsb.,  7'80  %  bei  d.  eigensverwalt  Prir.- 
bahneii.  d.  sachl.  Kosten  allgemeine.  Unterhalt,  d.  Bahnanlagen,  Erneuerungen,  incl. 
derj.  d.  Betriebsmitt.l.  Erweiter,  u.  Verbcss.)  bez.  22  57  u.  25'9S.  was  ein  Verh.  ron 
c.  1  :  3  u.  1  :  3  3  wäre,  wobei  aber  d.  Kosten  d.  Erneuer,  der  zur  Transp.verwalt.  ge- 
hörigen Betriebsmittel  hier  unter  d.  sa<  hl.  Kosten  d.  BahnverwalU  stehen. 

Die  Höhe  der  sachlichen,  indirect  aber  auch  diejenige  der  persönlichen 
Ausgaben  hängt  vornehmlich  von  folgenden  Bestimmungen  ab:  von  Klima,  Boden - 
bescbalfenheit  des  Lindes,  durch  das  die  Bahn  fuhrt  (Schncerelnigung  z.  B.  bei  d. 
öst.  Sud-  u.  Tir.  B.  1869  50,314  Thlr.  unter  1*8|  Mill.  Thlr.  Bahnverwaltungsauslagen, 
1874  165.000  Thlr.  unter  2  63  Mill.  Thlr.  Selbst  solche  Posten  stehen  mit  unter 
dem  Einfluss  de*  in  §.  280  besproch.  Priucips.  Mehr  Tuunelbauten  im  Gebirge. 
Schneeschutzwchreu  (sogen.  Gallerien)  verhüten  die  Verwehung,  erfordern  aber  einen 
viel  grösseren  Aufwand  v.  steh.  Kapital);  —  von  der  mehr  oder  weniger  sorgfältigen 
und  technisch  vollkommenen  ersten  Anlage  und  seitherigenErhaltung  der  Bahn  etc.  :  — 
von  der  Frequeuz,  welche  die  Abnutzung  durch  den  regelmässigen  Beirieb  bedingt;  — 
endlich  von  der  Sorgfalt,  mit  der  die  Unterhaltung  und  Beaufsichtigung  der  Bahn  im 
eigenen  Interesse  der  Verwaltung  oder  nach  Landessitte  odi-r  in  Folgte  von  Staatsee- 
setzen  geschieht.  In  letzterer  Beziehuni:  werden  namentlich  in  Deutschland  und  z.  Th. 
Uberhaupt  auf  dem  Continente  mit  Recht  um  der  Ordnung  und  Sicherheit  des  Betrieb» 
und  der  dabei  beschafften  Personen  Wiilen  grössere  Anforderungen  gemacht,  als  in 
England  uud  vollends  in  Nordamerika.  Das  bedingt  alter  auch  etwas  grossere  Aus- 
gaben für  diesen  Titel  der  Bahnverwaltung,  besonders  für  ein  grösseres  Aufsichts- 
personal (Bahnwärter  u.  s.  w.). 

Die  Höhe  der  Bahnverwaltungsausgaben,  besonders  der  sach- 
lichen, aber  auch  der  persönlichen,  steht  nun,  wie  gesagt,  im  Zu- 
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sammenhang  mit  der  Beschaffenheit  der  ganzen  Bahu- 
anlage.  Im  Allgemeinen  gilt  hier  die  Regel:  der  intensivere 
Bahn b an,  mit  grösseren  Verwendungen  für  die  stehenden  Kapital- 
anlagen, für  den  Bahnkörper  selbst  u.  8.  w.  ermöglicht  einen 
geringeren  laufenden  Betriebsauf  wand  flir  die  Bahn  Verwal- 
tung, und  umgekehrt  macht  der  technisch  unvollkommenere 
wohlfeilere  Bahnbau,  zumal  bei  einigermassen  gleichen  Anforde- 
rungen an  die  Leistung  der  Bahn  (Frequenz,  besonders 
Schnelligkeit  des  Fahrens)  relativ  grössere  Bahnverwal- 
tungskosten. 

Vorzuglich  dem  eigenthumlichen  Umstände,  das*  bei  den  Bahnen  das  Siehe r- 
heitsmomen  t  so  wichtig  ist  und  eventuell  von  Seiten  der  Gesetzgebung  weitgehende 
bezugliche  Vorschriften  öfters  erlassen  worden  sind,  ist  «>s  zuzuschreiben,  dass  nicht 
noch  grössere  Untcischiede  in  der  Beschaffenheit  der  ganzen  Bahnanlage  bei  Bahnen, 
an  welche  etwa  gleiche  Ansprüche  in  Betreff  der  Frequenz .  Schnelligkeit  u.  s.  w. 
gestellt  werden,  hervortreten,  was  national -ökonomisch  sehr  begreiflich  wäre.  Als- 
dann wurden  auch  namentlich  die  Bahn  Verwaltungsausgaben  noch  stärkere  Verschieden- 
heiten Zeigen. 

Es  lässt  sich  nicht  allgemein  sagen,  was  ökonomisch 
oder  finanziell  den  Vorzug  verdient:  theurerer  Bahnbau, 
mithin  höheres  Anlagekapital  zu  verzinsen,  und  geringere 
Bahnverwaltungskosten  oder  das  Umgekehrte.  Die  Wahl 
muss  nach  den  in  §.  280  dargelegten  Gesichtspuncten ,  besonders 
mit  Rücksicht  auf  die  Höhe  der  Löhne,  des  Zinsfusses  u.  s.  w. 
erfolgen.  Im  Ganzen  wohl  Anfangs  mehr  extensiver  Bahn- 
bau und  höhere  Bahnverwaltungskosten,  später  Ersparung 
an  letzteren  (Löhne!)  durch  technisch  vollkommenere  Aus- 
stattung der  Bahn. 

Die  starke  Lohnstcigcrcug  am  Beginu  der  70er  Jahre  in  Deutschland  hat  auch 
hier,  verbunden  mit  einer  kleinen  Ermässigung  des  Zinsfusses  u.  mit  technischen  Fort- 
schritten (wohlfeiler  Herstellung  von  Stahl  .  den  intensiveren  Bahnbau  {/..  B.  bessere 
Schienen.  Stahlschieuen,  mehr  Eisen  vcrweod,  im  Oberbau.  Ueber-  u.  Unterbrückungen 
hei  Kreuzungen  mit  Strassen,  statt  der  Kreuzung  im  Niveau.  Selhstschliesscu  der 
Barrioren  mit  Schlagbäumen  u.  s.  w.  inancht'acli  finanziell  zweckmässiger  gemacht, 
bös»,  bei  gestiegener  Bahnfrequenz  Die  Küsten  der  Bahuverwaltuug  sind  damals  in 
Deutschland  stark  gestiegen.  Sie  betrugen  1^74  bei  d.  preuss.  Staatsb.  p.  Kil.  2071». 
preuss.  Privatbahnen  unter  Staatsverwaltung  2502 .  Privatb.  unter  eigener  YYrwalt. 
1S15,  im  Durchschn.  2011  Thlr..  ls73  dsgl  19.14,  1*72  1 T J :$  Thlr..  also  mehr  1>7;; 
gegen  1S72  12  90,  1^74  gegen  1S73  3  9S  %.  Im  J.  IST."»  w  ar  die  Ausg.  massiger: 
im  Durchschn.  1850  Thlr..  od.  gegen  ls7  1  voi  %  weniger.  IS80/H)  waren  die  Kosten 
d.  Bahnverwalt.  bei  allen  deutschen  Bahnen  p.  Kil.  4020  M„  bei  d.  Staatsb.  allein 
100.'!  M.  oder  1340  u.  1354  Th'r.,  also  weniger  als  Mitte  der  70er  Jahre,  was  aber 
/um  Theil  ans  anderer  Verrechnung  zwischen  den  drei  Verwalt.zweigen  sich  erklären 
mochte. 

Abgesehen  von  diesem  vielleicht  finanziell  rathsamen  Wechsel 
im  ganzen  Bah nbausy stem  ist  eine  selbständige  Vcr- 
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minderung  der  Ausgaben  der  Bahn  Verwaltung  in  erheb- 
licherem Maasse  schwer  möglich. 

Die  Verminderung  der  Zahl  der  Beamten  und  Angestellten  wurde  bei 
Hauptbahnen  grosser  Frequenz  und  Schnelligkeit  meist  nur  auf  Kosten  der  Sicher- 
heit geschehen,  was  im  Durchschnitt  wegen  öfterer,  Kosten  für  Entschädigung  und 
Material  hervorrufender  Unglücksfalle  nicht  einmal  immer  eine  Ersparniss  wäre.  Mit 
der  steigenden  Frequenz  wird  sogar  die  Zahl  der  Beamten  wachsen  müssen.  So 
wurde  z.  B.  1S69  jede  Meile  der  Üstb.  Iii),  die  Niederschi  es.  21"  Mal  täglich 
durchschn.  befahren,  das  Streckenpersonal  der  ersteren  war  p.  Meile  9\3.  der  zweiten 
15  5,  das  Stationspersonal  bez.  4  3  u.  9l>  Mann.  Die  Gehalte  und  Löhne,  (in  Deutsch- 
land 1S71  einige  Zeit  lanir  ausserordentlich  gestiegen  —  eine  Haaptureache  der  Ver- 
teuerung des  Betriebs  — )  gehen  in  längeren  Zeiträumen  eher  einer  Erhöhung  ent- 
gegen. Durch  Aemtercumulirung  kann  nur  eine  unerhebliche  Ersparung  ent- 
stehen, meist  gegen  das  sachliche  Interesse.  In  den  sachlichen  Ausgaben  l&sst 
sich  durch  technisch  vollkommenere  Anlage  (z.  K.  bei  Schiencu,  Brucken) 
sparen.  Dafür  gelten  die  erörterten  Principien  über  extensiven  und  intensiveo  Bahn- 
bau. Für  gewisse  kleinere  Reparaturarbeiten  und  dabei  verwendete  Mate- 
rialien ist  endlich  aus  Ersparnissrucksichten  ein  Prämien-  und  Tantiemesystem  fnr 
Ersparungen  an  Material  anwendbar,  einmal  bei  den  leitenden  Bahningenieuren,  theil- 
weise  auch  l>ei  dem  unteren  Personal.  Weber,  Schule,  2.  A,  Fr.  370.  —  Detail 
der  Bahnuntcrhaltungskostcn  der  preuss.  Hahnen  in  d.  aintl.  Stat. 

288.  —  3.  Die  Transpp rt Verwaltung.  Ihr  Gebiet 
ist  die  lieber  wachung  und  Besorgung  des  gesammten 
Transportdienstes  der  Bahn,  welcher  in  den  Personen- 
und  Güterverkehr  zerfällt. 

Kurze  prägnante  Characteristik  d.  Functionen  d.  einzelnen  Organe  der  Transport- 
verwaltung bei  Weber,  Fr.  341  ff.,  Schule  2.  A.  i3.  A.  S.  414  n".). 

a)  Die  Organisation  der  Transportverwaltung  ist  wiederum 
nicht  ganz  gleichmässig.  Gewisse  Grundztige  ergeben  sich  aber 
aus  dem  Wesen  der  Sache  und  kehren  daher  ziemlich  überein- 
stimmend wieder.  An  der  Spitze  der  Oberleitung  und  Beaufsich- 
tigung des  Betriebs  steht  das  Betriebsdircctorium  oder  die 
Betriebsinspection,  deren  Functionen  mitunter  über  die 
Transportverwaltung  hinausgehen;  Behörden,  welche  daher  bis 
weilen,  neuerdings  nach  preussischem  Vorgang  bei  uns  regelmässig 
auch  zur  allgemeinen  Verwaltung  gestellt  werden.  In  der  Trans- 
portverwaltung wird  dann  der  executive  Betriebsdienst  und 
die  Maschinen-,  Wagen-  und  Werkstättenverwaltnng, 
daneben  auch  wohl  noch  die  Materialienverwaltung 
(Magazindienst)  unterschieden,  welche  mitunter  mit  der  Werk- 
stättenvcrwaltung  verbunden  ist. 

a)  Der  executive  Betriebsdienst  zerfällt  in  den  Expeditionsdienst 
uud  den  Fahrdienst.  Der  erstere,  welcher  an  die  Station  geknüpft  ist,  ist,  wenigsten? 
an  den  grösseren  Station eu .  wieder  iu  deu  Dienst  für  den  Personenverkehr 
(incL  Gepäck)  uud  in  die  G  Uterexpedition  getrennt.  Das  zum  Expeditionsdienst 
gehörende  Personal  besteht  aus  Einnehmern  (Billctverkäufern,  Stationscassenrendanten  . 
Gepäckexpedienten,  mitunter  noch  besonderen  Gcpäckwiegern,  dann  Gepäckträgern,  und 
etwaigem  H  alfspersonal  (Assistenten)  für  den  Pcrsoncntransportdionst.  Zur  Güteroxpedi- 
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tion  gehört  das  Personal  dor  Guterexpedieuten .  Boden-.  Lade-  und  Wiegemeister  und 
das  nothwendige  Hilfspersonal  für  Kasse,  Buchhaltung,  Rechnung  u.  I.  w.  Viele  ge- 
wöhnliche Werkverrichtungen  im  Güterdienst  (Auf-  und  Abladen.  Wagenrangiren  etc.) 
erfolgen  im  Taglohn.  Das  gesammte  Gütertransport*  cyn  einer  Bahn  steht  mitunter 
noch  unter  einem  besonderen  Ober-Güterverwalter.  Die  Ueberwachung  und  Ober- 
leitung des  Expeditionsdiensts  fällt  dem  Bahnhofvorsteher  zu,  welcher  durch  Schirr- 
ineister  (Wagenmeisterl  die  Zusammenstellung  der  Züge  besorgen  lässt. 

Das  Fahrdienstpersonal  höherer  Ordnung  sind  die  Locomotivführer,  Zug- 
führer (Oberschaffner)  und  Packmeister,  dasjenige  niederer  Ordnung  die  Heizer, 
Schaffner,  Zugschirrmeister.  Bremser,  deren  Dienst  mit  dem  der  Sehaliher  mitunter 
vereinigt  ist.  An  dieses  Personal  schliesst  sich  als  stehendes  Personal  auf  den  Sta- 
tionen für  den  Fahrdienst  dasjenige  der  Wageiiputzer,  Schmierer,  Wagenmeister  (Schirr- 
meister, Wagenrevisoren»  u.  dgl.  in. .  bisweilen  auch  besonderer  Maschinenheizer  an. 
Dieses  Personal  oder  ein  Theil  desselben  wird  mitunter  auch  zum  Stationspersonal 
(Bahnverwaltung)  oder  zur  Wagenvcrwaltung  gerechnet. 

ß)  An  der  Spitze  des  Werkstatt endiensts  (für  Reparaturen  des  Fabr- 
inaterials  u.  s.  w;)  stehen  Techniker,  sog.  Maschinen-  und  Obermaschinenmeister, 
welche  Zeichner  zur  Seite  haben:  unter  ihnen  Werkstättenvorsteher,  Werkmeister, 
Wagenmeister,  ausserdem  das  nothwendige  Buchhaltungs- .  Rcchnungs-,  Kassen- 
personal  u.  s.  w.  Die  moisten  Wcrkverriehtungen  geschehen  gegen  Tagelohn.  Auf 
grösseren  Stationen  bestehen  besondere  Magazine  verschiedenen  Umfangs  für  die  erforder- 
lichen Betriebsmaterialien  unter  Materialienverwaltern,  unter  denen  Aufseher  etc.  fungiren. 

Beispiel  der  Organisat.  u.  der  Zahl  u.  Vertheilung  des  Transportverwaltungs- 
personals: Preuss.  Ostb.  Expeditionsdienst  (1870):  1  Obergüterverwalter. 
1  Eisenbahnsecr.,  16  Stationskassenrend.  u.  Einnehmer.  9  Gepäckexpedienten,  63  Güter- 
expedienten, 56  Bodenmeister  (an  12  Haltestellen  sind  Weichensteller  geg.  Remuner. 
mit  dem  Billetverkauf  betraut).  Fahrdienst  135  Locomotivenführer,  43  Zugführer. 
44  Packmeister,  135  Heizer,  112  Schaffner,  28  Schmierer.  Werkstättenbetrieb 
1  Obermaschinenmeister,  7  Maschinenmeister,  8  Zeichner,  7  Eisenbahnsecr.,  32  Be- 
triebssecr.,  5  Werkstätten vorst.,  18  Werkmeister,  22  Wagenmeister;  —  27  Maschinen- 
heizer (fehlen  bei  ander,  preuss.  Staatsb.),  8  Portiers,  10  Nachtwächter;  Material- 
verwaltung  auf  d.  Strecke,  9  Matcrialverwaltcr  1.,  7  dsgl.  2.  Classe,  wozu  bei  and. 
pr.  Staatsb.  noch  Aufseher,  Wächter  u.  dgl.  treten.  —  Dir.bez.  Berlin  1883/84: 
Stationspersonal  s.  o.  S.  743.  Exp.personal.  14  Stat.kassenrendanten  u.  Gütercxped.- 
vorsteher  (Geh.  2800  M.),  zus.  39,200  M. .  102  Stat.einnebmcr  und  Güterexpedienten 
(2175  M.  Geh.),  zus.  21S.925  M. ,  122  Lade-  u.  Bodonineister  (1200  M.  Geb.),  zus. 
145,050  M.,  Fahrdieustpers.  585  Locoin.fuhrer  (1500  M.  Geh.),  zus.  865,650  M., 
612  Loc.heizer  u.  dgl.  (1050  M.),  zus.  634,840  M.,  142  Zugführer  (1200  M).  zus. 
170,400  M.,  196  Packmeister  (1020  M.),  zus.  199,155  M.,  391  Schaffner  (885  M.\ 
zus.  343,350  M..  330  Bremser  u.  Schmierer  (840  M.).  zus.  266,085  M.,  Werkstätt.- 
verwalt.  8  Vorsteher  (2400  M.),  zus.  19,200  M.,  64  Werkmeister  (2175  M.),  zus. 
139,200  M.,  Material-  u.  Magaz.vervealt. ,  6  Verwalter  1.  Cl.  (2400  M.),  zus. 
14,400  M.,  21  2.  Cl.  (1725  M.),  zus.  36.225  M.,  15  Mag.aufseher  (1125^  zus.  16,875 
u.  noch  einzelne  aud.  Beamtenarteu  (u.  A.  71  Nachtwächter  zu  600  M.,  143  Rangir- 
u.  Wagenmeister  zu  1125  M.) 

Die  Organisation  einzelner  Zweige  der  Transportver- 
waltung und  die  Zahl  des  Personals  in  denselben  hängt 
begreiflicher  Weise  von  der  Frequenz  der  Bahn,  besonders 
was  den  Fahr-  und  Werkstättendienst,  und  von  der  Be- 
deutung der  einzelnen  Stationen,  was  den  Expeditions- 
dienst anlangt,  wesentlich  mit  ab. 

Beispiele.  P.  Meile  Bahn  kamen  1869  in  d.  Trausportverwaltung  vor  bei 
der  peuss.  Ostb.  7*0  Beamte  u.  Hülfsarbeiter ,  19  6  Arbeiter,  bei  der  nied er- 
schien 22'1  u.  43-3,  westfäl.  126  u.  24*9,  Saarbr.  20'2  u.  309,  hannov.  11*9 
u.  23*1,  nass.  8'3  u.  13*2.  Dagegen  war  die  beförd.  Bruttolast  auf  1  Meile  Bahn 
reducirt  bei  diesen  Bahnen  bez.  25  9,  510,  29'0,  37  7,  32  8  u.  20*3  Mill.  Centner 
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(sog.  Centnermeilen,  Gewicht  der  Pers..  Güter.  Wagen,  Locomot.  u  Tender  zus..»  and 
die  Bruttoeinu.  p.  Meile  64,  101,  56,  104,  75  a.  43  Tausend  Thlr.  —  Bei  einer 
Länge  von  122  M.  der  Ostb.  u.  von  72  M.  d«  r  niederscbles.  (incl.  schlea.  Gebirgsb.) 
(bez.  r.  1390  u.  562  Kil.  in  1S74>  hatte  die  erste  u.  zweite  bez.  130  u.  167  (18141 
227  n.  227 1  Locomoüv fuhrer.  ISO  u.  194  Heizer  (1*74  Feuerleute  436  u.  507).  30 
u.  2S  Zugführer  (1974  104  u.  49),  34  u.  54  Packineister  (1S74  76  u.  105),  101  u. 
223  i,1S74  241  u.  292)  Schaffner. 

Auf  kleinen  Stationeu  und  bei  schwachem  Verkehr  können  manche  Arbeiten  von 
einem  Beamten  besorgt  werden,  die  sonst  getrennt  werden  müssen  (z.  B.  Billetverkauf 
und  Gepäckexpedition,  beides  und  Guterexpeditiou). 

Einige  Verschiedenheiten  in  der  Organisation  und  in  der  Zahl 
des  Personals  werden  im  Personenverkehr  auch  durch  das 
Biliet-  und  Controls)  stem ,  im  Güterverkehr  durch  das 
Verladungssystem  bedingt,  in  beiden  endlich  durch  die  ob- 
waltende Rücksicht  auf  Betriebssicherheit  und  durch  den 
Zustand  der  Bahn,  wo  wieder  das  im  §.  280  hervorgehobene 
Moment  in  Betracht  kommt. 

Auch  wegen  di<-^er  Umstünde  in  Deutschland  mehr  Fahrpersonal  auf  den 
Zügen,  wie  mehr  Streckenpersonal  auf  der  Bahn.  Hut  rechnete  man  nach  Weber 
ror  einigen  Jahren  2—3  Personenwagen  auf  1  Schaffner  oder  Bremser,  5— S  Güter- 
wagen auf  1  Begleiter;  in  England  und  I  rank  reich  dagegen  auf  1  Personenzug  selten 
mehr  als  1  Obersch.  u.  1 — 2  Seh.  oder  Bremser.  Landessitten  thun  hier  auch  viel. 
Das  deutsch)-  Publieum  verlangt  jetzt  auch  mehr  Sehallher  u.  würde  das  französische 
ßilletcontrolsystem  schwerlich  bevorzogen. 

Ueber  das  Biliet-  U,  Control System.  W'enu  die  Controle  und  Abnahme  der 
Personenbillete  nur  in  den  Wagen  erfolgt,  wie  fast  allgemein  in  Deutschland,  bedarf 
es  unvermeidlich  mehr  Schallher.  die  dann  wenigstens  in  den  Personenzügen  auch 
nicht  so  umfassend  als  Bremser  mit  beschäftigt  sein  können,  zumal  sie  oft  im  Fahren 
die  Billete  roupiren  müssen.  Anders  im  Ausland,  bes.  in  Frankreich,  wo  die  Bahn- 
hofe streng  abgesperrt  sind  u.  die  Hauptcontrole  der  Billete  beim  Eintritt  in  u.  Aus- 
tritt aus  dem  Bahnhof  erfoltrt.  Bei  der  Bilktexpedition  ergeben  sich  durch  da* 
jetzige  System  der  zahllosen  Einzel  billete  für  Hunderte  vuii  Stationeu.  für  verschiedene 
Wagenclassen .  Züge  u.  s.  w.  grosse  Weitläufigkeiten .  an  allen  Hauptstat.  zumal,  für 
Stempelung,  Verkauf  der  Billete,  Control.-  der  Einnehmer.  Das  Edniondson'schc  Billet- 
system  (die  Kärtchen  mit  blosser  Angabe  von  Abgangs-  u.  Bestimmungsort.  Preis  u. 
Fahrnummer  od.  Datum,  die  Kärtchen  werden  dann  von  den  Schallhcrn  oder  Bahnhof- 
portiers gesammelt  u.  zur  Mitcontrole  abgeliefert),  das  auch  in  Deutschland  allmälig 
ganz  das  ältere  Zetfelsy stein  verdrängt  hat  u.  den  \  ortheil  rascher  Stempelung  (.mit 
Hülfe  bczugl.  Maschinen  schon  vor  längerer  Zeit  in  1  Stunde  bis  50U0  Stuck,  jetzt 
wohl  noch  mehr)  bietet,  reicht  jetzt  immer  weniger  aus.  Eine  grosse  Verein faehun«: 
des  Billetweseus  gestattete  das  von  Per  rot  vorgeschiag.  einfache  Tarifsystem,  dessen 
Durchführung  nur  problematisch  ist.  Aber  auch  bei  wesentl.  Feathaltung,  wenn  au«  h 
einiger  Vereinfachung  des  heutigen  Personentarifsystems  sind  Reformen  in  dem  Bilbt- 
wesen  möglich,  vgl.  z.B.  den  Vorsehlag  von  Seholtz  a  a.  U. ,  Weber,  Schul«*. 
3.  A.,  S.  420. 

lieber  «las  Verlad  u  ugssystem  s.  die  Schrillten  v.  Miehaelis,  Perrot,  Seholtz. 
Dom.  Cohn  u.a.  in.  Die  von  manchen  Seiten  gewünschte,  doch  unzulässige  Trennung 
iles  Fahr-  u.  Frachtverkehrs  würde  den  Güterexpeditiousdienst  der  Bahnen  fast  ganz 
in  Wegfall  bringen,  da  hier  die  Befrachter  eintreten  würden.  Es  ist  wohl  möglich, 
dass  dadurch  aueh  an  Arbeitskosten  im  Ganzen  einig«-  Ersparung  entsteht,  wenn  auch 
keine  sehr  wesentliche.  Auch  die  Stellung  ganzer  Wagen  zur  Disposition  von  Be- 
frachtern, zum  belieb.  Voilladen.  die  Beförderung  von  Massengutern  in  Wagenladungen, 
welche  die  Befrachter  selbst  anfüllen,  habeu  neben  anderen  Vortheilen  den.  d.-r  Bahn 
Arbeitskraft  zu  ersparen.  Bei  der  Stellung  eigener  Wagen  durch  die  Befrachter 
würden  sich  für  die  Bahn  selbst  im  Werkstftttendionst  Ersparungen  ergeben.  Fraglich 
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bleibt  nur.  wie  weit  solche  Keforinen  nach  der  ganzen  Technik  des  Bahnbetriebs  über- 
haupt durch  fahrbar.  S.  folg.  Abschnitt.  Am  Meisten  Last  in  der  Expedition  macht 
der  Stückgiiterverkehr. 

Die  Aufgabe  ist  hier  offenbar,  diejenigen  Systeme  zu  wählen, 
welche  bei  aller  Sicherung  vor  Unterschleif  und  Verlust  in  volks- 
wirtschaftlicher Hinsicht  günstig,  für  das  Publicum  möglichst 
bequem  und  fltr  die  Verwaltung  durch  Vereinfachung  des  Dienst«, 
lCrsparung  von  Arbeitskräften  u.  s.  w.  möglichst  wohlfeil  sind.  In 
beiden  Beziehungen  bleibt  noch  viel  zu  wünschen  Übrig. 

b)  Die  Kosten  der  Transportverwaltung  bilden  der  Regel 
nach  den  bei  Weitem  stärksten  Posten  der  Retriebs- 
ausgaben, in  Deutschland  nahezu  zwei  Drittel,  früher 
etwas  unter,  dann  etwas  über,  jetzt  wieder  annähernd  HO  °/0,  mit 
Schwankungen  uach  Bahnverwaltungen  von  ca.  50—  75  °/0.  Eine 
Ersparung  an  ihnen  fällt  daher  für  den  Reinertrag  und 
für  die  Möglichkeit  der  Tarifreductionen  gewöhnlich  am 
»Schwersten  ins  Gewicht.  Sie  ist  aber  auch  in  grösserem 
Umfange  möglich,  als  in  den  beiden  anderen  Verwaltungszweigen. 

Hei  d.  deutsch«!  Bahnen  1  *b0-  S I  Transp.verwalt.  v.  Uosainmtansg.  bei  d.  Staatsb. 

60-70,  bei  d.  cigensverwalt.  Priv.b.  5047.   Pfeuss.  Staatsb.  nach  Et.  f.  1883/64 

Auch  die  Ausgaben  der  Transportverwaltung  sind  theils  per- 
sönliche, Besoldung  u.  s.  w.  der  Beamten,  theils  sachliche, 
bei  letzteren  einschliesslich  grosser  Summen  von  Taglohn  für 
niedere  Werk  Verrichtungen. 

Di«-  sachlichen  Ausgaben  (incl.  Tagclöhnc  u.dgl.)  Uberwiegen  bei  der  Tran>pon- 
rerwaltung  die  persönlichen  noch  starker  als  bei  der  Bahnverwaltung.  Sic  zerfallen  in 
die  unmittelbaren  Kosten  der  Zugkraft  (Feuerung  der  l.ocomotiven.  Schmieren  und 
Putzen  der  Maschinen  und  Tender),  der  Zuge  (Schmieren  und  Beinigen  der  Wagen, 
Beleuchtung  der  Zimc,  (iutcrv<  rladung  ;  in  die  Keparatu rkost eu  der  Fahrzeuge:  in 
die  zu  einem  Theil  mitunter  aus  den  laufenden  Betriebseinnahmen  erfolgende  Er- 
gänzung der  Transportmittel,  also  Neubeschaffung  (nicht  nur  Ersatz)  solcher, 
welche  indessen  vielleicht  richtiger  von  den  laufenden  Ausgaben  ganz  ausgeschlossen 
u.  besonders  verrechnet  wird;  femer  in  die  Ausgaben  für  Heizung  und  Reinigung 
der  Betriebsloealitäten:  für  Wagenmiethe  an  fremde  Bahnen;  fur  Ent- 
schädigungen im  Personen-  und  (intorverkehr;  fur  Drucksachen  und  Bureau - 
bedurfnisse  u.  a.  Diversa.  Diese  sachlichen  Ausgaben  lassen  sich  wieder  mit 
denjenigen  persönlichen  Ausgaben,  welch.-  sich  an  die  einzelnen  Zweige  knüpfen, 
zusammenfasse n .  was  für  einzelne  Puncte  ein  richtigeres  Bild  gewährt. 

Beispiel.  P reu ss  Ofltb.  Antig.  f.  ges.  Transportverw.  1S09  2131  1S74 
0595)  Tausend,  wovon  auf  Besoldung  etc.  490  (1505).  saehl.  Ausgabeu  1035  (5090> 
Tausend,  mit  Ausschluss  der  Ergänz,  d.  Betriebsmittel  1435  (4320    von  i.  (i.  1931 

(5s31),  oder  pers.  A.  25'7°u  (25-M)  u.  sachl.  Ausg.  74*3%  71*2)  ml.  Feuerung  d- 

Locoinot.  315  (1171).  Schinieren  d  Masch,  n.  Tender  21  (58),  Putzen  dsgl.  58(128), 
Schmieren  d.  Wagen  17  (186),  Keinigen  10  »  25).  Beleuchtung  d.  Zöge  17  50),  (illter- 
verlad.  71  (195).  sonst.  Kosten  102  (249).  i.  (i.  Kosten  der  Zugkraft  u.  der  Züge  «09 
(201*);  Keparaturkt.steu  4*s>  09»7),  Loc.  u.  Tender  2S2  )606\  Personenwag.  62  (150), 
Lastw.  I3<>  (31h,  and.  2  (2«»:;  Hei/,  u.  Beinig.  d.  Betriebsioc.  si  (122),  Wagenmiethe 
1  43  (271),  Entschad.  im  (iuterv  rk.  25  (35),  Drocksaehen.  Bureaubed  31  (S9).  Sonstiges 
62  (705)  Tausend  Thlr.    Bei  d.  ni  ede  rscbles.  15.  ist  d.  Verhältnis»  d.  pers.  zu  den 
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sachlichen  Ausg.  (excl.  neue  Transportmittel;  in  1869  16*5  u.  83*5°/0»  bei  der  hannov. 
23  7  u.  76*3,  sächs.  Staatsb.  184  u.  82  «»,  baier.  30  5  u.  69*5,  würt  29  9  u.  701, 
bad.  84*1  u.  65  9 Ganz  gleichmäss.  Vertheilung  der  Ausgaben  erfolgt  auch  hieT 
nicht.  Nicht  unwesentlich  verschieden  stellen  sich  unter  dem  Einfluss  der  Frequenz- 
verhaltnissc  auch  die  Reparaturkosten  der  einzelnen  Arten  Fahrzeuge ,  z.  B.  1869 
(u.  1874)  bei  d.  niederschl.  B.  weniger  als  bei  d.  Ostbahn  für  Locom.  u.  Tender 
(.206  :  282  u.  428  :  606),  etwas  mehr  für  Personenwagen  (66  :  62),  erheblich  mehr 
für  Lastwagen  (250  :  138  Tausend;  Kohlenverkehr  u.  s.  w.  auf  der  ersteren;  1S74  bei 
beiden  Wagcuarten  476  :  461).  Gegen  Tagelohn  erfolgten  Werkverrichtuugen  L  d. 
Transportvcrw.  bei  d.  Ostbahn  1869  für  472,  niederschl.  für  328,  hannov.  535,  sächs. 
215,  wim.  275  Tausend  Thlr.  Dir.Bez.  Berlin  1883/84  sachl.  Ausgaben  d.  Transp.- 
verw.:  allgem.  1,226,032  M.  Kosten  der  Züge  3,455,000  M.,  Unterhalt,  d.  Betriebs- 
mittel 4,794,000,  Erneuerung  derselben  3.043,000,  Benutzung  fremder  Bahnanlagen 
275,670  M..  Miethe  fremder  Wagen  u.  Leihgeld  1,575,000  M.  —  Bei  d.  deutschen 
B.  1880/81  bei  Staatsb.  u.  bei  cigensverwalt  Priv  bahnen  bez.  persönl.  Ausg.  d. 
Transp.verwalt.  34*12  u.  29  53  (neml.  äusserer  Bahnhofsdienst  11*5S  u.  9*79,  Exped.- 
dienst  7'13  u.  6*93,  Zugbegleitdienst  6  82  U.  5*52,  Zugförti.dienst  8  59  u.  7*23  V« 
sachl.  Ausg.,  1011)1.  allgem.  Kosten  d.  Transp.verw.,  2*90  u.  3  01,  Bahntransport  20*24 
u.  18  15,  Kosten  d.  Benutz,  fremder  Anlagen  u.  Betriebsmittel  4*68  u.  5*10,  zus.  27*82 
u.  26*26  °/0  von  allen  Betriebsausgaben.  Nach  dieser  Statist  Berechnung  wären  die 
sachl.  Ausgaben  bei  der  Transp.verwaltung  nicht  nur  nicht  grösser,  sondern  etwas 
kleiner  als  die  persönlichen.  Diese  Abweichung  von  d.  früheren  Daten  u.  der  damals 
abgeleiteten  Bogel  mnss  sich  aus  Veränderungen  der  Rubricirung  der  einzelnen  Posten 
erklären. 

Besonders  wichtig  sind  die  so  gebildeten  Kosten  des  eigent- 
lichen Fahrdienstes  und  unter  diesen  wieder  diejenigen  der 
Zugkraft. 

Ein  Theil  dieser  Kosten,  besonders  für  die  Besoldung  des  Fahrpersonals  auf 
den  Zügen  —  zahlreicheres  Aufsichtspersonal  bei  unvollkommenerem  Bau  und  Fahr- 
material — ,  für  Reparaturkosten  der  Locomotiven,  Tender.  Wagen  —  etwas  leichterer, 
technisch  unvollkommenerer  Bau  der  Fahrzeuge  bei  leichtem  Bahnbau  — ,  auch 
gelegentlich  für  Miethe  fremder  W  agen  —  Ersparung  an  Kapital  für  Betriebsmittel, 
also  an  stehendem  Kapital,  Seitens  einer  ärmeren  und  einfacheren  Bahn  (sonst  hängt 
die  Benutzung  fremder  Wagen  wesentl.  von  d.  geogr.  Lage ,  Durchfuhrverkehr  einer 
Bahn,  Grösse  der  letzteren  ab:  daher  meist  verhältnissinässig  grössere  Benutzung 
fremder  Wagen  bei  den  Privatbahnen ;  bei  den  Staatsb.  war  sie  früher  bei  d.  nieder- 
schles.,  hannov.,  wcstfäl.,  sächs.,  bad.  gross,  bei  d.  and.  bedeutend  kleiner,  bes.  d. 
wart.,  baior. ,  nass.  Seit  den  grossen  Verstaatlichungen  wird  dieser  Ausgabeposten 
bei  d.  Staatsb.  uatürlieh  viel  kleiner);  —  für  Entschädigungen  bei  Unfällen  hängt 
wieder  mit  den  in  §,  280  besprochenen  Priucipien  in  Betreif  der  Bahnanlagt 
zusammen:  bei  dem  intensiven  Systeme  wird  dieser  Kostenbetrag  kleiner  als  bei 
dem  extensiven,  daher  z.B.  in  England  kleiner  als  in  Deutschland  sein.  Erspa 
ruugen  an  diesen  Kosten  hängen  also  unter  Umständen  von  dem  Uebergang  zu 
vollkommenerem  Bahnbau  und  Fahrmaterial  ab,  wofür  das  oben  Entwickelte 
gilt  Ein  weiterer  Theil  der  Kosten  ergiebt  sich  aus  der  Zahl  des  Fahrdienstpersonals 
wofür  SichcrheitBrücksichtou ,  gesetzliche  Vorschriften  mit  massgebend  sind .  aus  der 
Höhe  der  Besoldungen,  der  Preise  des  Brennstoffs  u.  s.  w.,  worüber  allgemeine  Landes- 
und Zeitverhältnisse  entscheiden,  endlich  aus  dem  mehr  oder  weniger  sparsamen  Ver- 
brauch von  Brennstoff,  Oel,  Schmier-  und  Putzmaterial  u.  s.  w.,  wo  sich  ein  ratio- 
nelles System  von  Kokes-,  Oelpräinien  u. s.  w.  vorteilhaft  erwiesen  hat. 

Die  Kosten  der  Zugkraft  (Besold.  u.  Löhne  d.  Maschinenmeist,  Locouiotiven- 
führer.  Heizer,  Prämien,  Reisegelder,  Arbeitslöhne.  Reparaturkosten  d.  Loa,  Tender. 
Werkstättenbetrieb,  Hepar,  d.  Wasserst,  Brennst.  Schmier-  u.  Putziuat)  betrugen  in 
Preusscn  bei  allen  Bahnen  1858  29*6,  1869  25*4%  siiinintl.  Betriebs-,  47*8  und 
41*3%  der  Transportausg. ;  bei  d.  Staatsb.  1869  27*6  von  allen,  45*8%  f.  letzterer 
Ausg.  Auf  Brennstoff  kam  ein  Drittel  der  Ausg.  der  Zugkraft  Durch  die  neuer 
liehen  Verschiebungen  der  Preise  U.  Löhne  haben  sich  diese  Quoten  verändert,  vor- 
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tibergehend  bes.  stark  dur»  h  das  abnorme  Steigen  der  kohlenpreise  im  Anf.  d.  70 er 
Jahre.  —  Auf  d.  preuss.  Staatsb.  war  1874  d.  Ausg.  f.  Transportverwalt.  im  Ganzen 
p.  Kil.  5241,  Privatb.  in  Staatsverw.  5287,  Privatb.  in  eigener  Verwalt.  3929,  im 
Durchschn.  4522  Thlr..  gegen  4241  Thlr.  in  1873,  3704  Thlr.  in  1872,  Zunahme 
1871  gegen  1870  11  38,  1872  gegen  1871  16*04,  1873  gegen  1872  14  50,  1874  gegen 
1873  6  39%.  Im  .1.  1875  sind  diese  Ausgaben  absolut  u.  relativ  gefallen,  im  Durch- 
schnitt 3914  Thlr.,  also  gegen  1874  13*45 °/„  weniger.  Nach  d.  deutschen  Statist, 
f.  1880/81  bei  allen  Bahnen  p.  KiL  8654,  bei  d.  Staatsb.  allein  8701  M.  Kosten  d. 
Transp.verw.,  oder  2885  u.  2920  Thlr.,  also  wieder  erhebl.  weniger  als  ?or  einigen 
Jahren .  trotz  einer  f.  d.  Transportverwalt.  wohl  im  Ganzen  eher  ungünstigeren  Vor- 
buchung. —  Ueber  die  Vortheile  des  Präiniensystems,  das  jetzt  weit  verbreitet  ist  für 
einen  unter  einem  gew.  Max.  bleibenden  Verbrauch  au  Brennstoff,  Oel  u.  s.  w.  s. 
Perrot,  Eisenbahnref. ,  S.  152  11'.,  157  ff.  Ersparung  bei  der  Rhein.  B.  wes.  mit 
durch  Schmierprämien  in  2  Jahren  32,000  Thlr.  (Verbrauch  bei  7*1  A  Mill.  Achs- 
meilen 1862  29,000,  bei  92/a  Mill.  1869  5723  Thlr.!).  S.  auch  unten.  Weber, 
Schule,  3.  A..  S.  457.  Die  Locomotirftlhrer  beziehen  in  Deutschland  350—900  Thlr. 
fest,  ebensoviel  u.  mehr  an  Prämien,  die  FeUerlcute  250  —  500  u.  bez.  50  — 100 
Prämien.  Neuerdings  hat  man  aber  auch  Bedenken  gegen  d.  Prämiensystem  erhoben 
u.  es  dem  Vernehmen  nach  moditicin  n  wollen. 

§.  289.  —  c)  Die  Gewichtsmasse  des  Transports. 
Todtes  und  nützliches  Gewicht. 

Im  Uebrigen  wird  die  Höhe  der  Fahrdienstkosten 
wesentlich  mit  bestimmt  durch  die  Gewichts masse,  welche 
auf  den  Eisenbahnen  bewegt  wird.  Namentlich  ist  diese 
Gewichtsmasse  für  die  Kosten  der  Zugkraft,  der  Züge,  der 
Reparatur  und,  innerhalb  gewisser  GrenzeD,  auch  für  die  Zahl 
des  Fahrd  ienstpersonals,  also  für  die  Besoldungssumme  ent- 
scheidend. Die  Züge  verlangen  fast  das  gleiche  Dienstpersonal, 
mögen  die  Wagen  voll  oder  leer  sein. 

Die  hierher  gehörigen  Lehren  gelten  für  alles  Transportwesen,  verlangen  nur  bei 
der  Eisenbahn  aus  technischen  Gründen  wieder  besondere  Beachtung. 

Die  zu  bewegende  Gewichtsmasse  zerfällt  bei  der  Eisenbahn 
wie  bei  jeder  Transportleistung  in  das  sog.  todte  und  nützliche 
Gewicht.  Letzteres  begreift  die  Gegenstände,  deren  Bewegung 
Zweck  der  ganzen  Transportleistung  ist,  welche  daher  der  Trans- 
portunternehmung den  Ertrag  geben:  bei  den  Eisenbahnen  mithin 
die  Personen  (Passagiere)  und  die  Güter.  Das  todte  Ge- 
wicht umfasst  die  Transportmittel,  mittelst  deren  die  Beförderung 
des  nützlichen  Gewichts  bewerkstelligt  wird:  bei  den  Eisenbahnen 
also  das  Eigengewicht  der  Fahrzeuge,  wie  Locomotiven,  Tender, 
Wagen,  deren  nothwendigen  Bedarf  an  Brennstoff,  Wasser,  diversem 
Geräthe  und  Geschirr  u.  s.  w.,  ferner  das  Zugpersonal. 

Das  zu  erstrebende  Ziel  ist  nun  bei  jeder  Transportanstalt 
eine  möglichst  günstige  Gestaltung  des  Verhältnisses 
des  todte n  zum  nützlichen  Gewicht,  oder  wenn  diese 
Forderung  in  ihre  drei  einzelnen  Theile  zerlegt  wird:  erstens  ein 
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möglichst  geringer  absoluter  Betrag  des  todten  Ge 
wichts,  also  namentlich  des  Eigengewichts  der  Wagen  u.  s.  w.; 
zweitens  eine  möglichst  starke  Ladungsfähigkeit  der 
Wagen,  absolut  und  im  Verhältniss  zum  todten  Gewicht;  drit 
tens  eine  möglichst  grosse  wirkliche  Belastung  der 
Wagen  durch  das  nützliche  Gewicht  oder  eine  dem  entsprechende 
Ausnutzung  der  Ladungsfäbigkeit.  Je  günstiger  diese  drei 
Puncte  sich  stellen,  desto  höher  der  Reinertrag,  auch  bei 
gleicher  Bruttoeinnahme,  desto  grösser  ferner  der  Spiel- 
raum für  Tarifreductionen,  selbst  bei  gleichem  Fracht- 
en u  an  tum ,  und  desto  leichter  möglich  eine  höhere  Brutto 
einnähme  ganz  ohne  oder  oh ne  entsprechende  Kosten 
Steigerung. 

Bei  den  Eisenbahnen  ist  das  Streben  nach  jenem  Ziel  begreif- 
licher Weise  ganz  besonders  wichtig,  aber  seiner  Erfüllung  stehen 
auch  eigentümliche  Schwierigkeiten  in  den  technischen  Bedingungen 
des  Eisenbahnbetriebs,  namentlich  bei  „eisenbahnmässiger"  Schnellig- 
keit des  Transports,  entgegen. 

S.  im  Allg.  Weber's  Schule,  'i.  A.,  Kap.  '.l  — 11.  u.  d.  gen.  Schriften  über 
Individualis,  d.  Bahne»  u.  Secundärbahnen.  Das  fies.  der  Extensivität  gilt  in  gewissen 
Fällen  auch  bei  dein  Kahrmaterial ,  was  mir  Weber  bei  seinem  Verlangen  nach 
(jene  ralisirun  »  in  demselben  nicht  gaui  genügend  zu  beachten  scheint 

«)  Das  Eigengwicht  der  Wagen,  einschliesslich  der 
Locomotiven  und  Tender,  ist  aus  technischen  Gründen  ein 
ganz  enormes. 

Nothwcndig  vorwaltende  Verwendung  von  Eisen  in  grossen  Massen;  Notwendig- 
keit solidester  ('onstruetion.  was  vielfach  wieder  starke  Eisenrerwendung  bedingt: 
Erfordernis*  einer  erheblichen  Schwere,  um  einen  entsprechenden  Druck  auch  der 
leeren  Wa*en  auf  die  Schienen  auszuüben  und  eine  genügende  Tragfähigkeit  und 
Widerstaudsfalügkeit  bei  schneller  Bewegung  Geladener  Wagen  zu  nieten  u.  dgl.  in. 

Es  lässt  sich  in  diesem  Eigengewicht  durch  Fortschritte 
der  Technik  eine  Verminderung  erzielen,  aber  die  Grenzen  dieser 
Fortschritte  scheinen  eng  gezogen  zu  sein.  Ja,  die  Anforderungen, 
welche  bei  entwickelterem  Verkehr  in  Betreff  des  Fahrmaterials 
stärker  hervortreten,  neu» lieh  grössere  Tragfähigkeit  der  Wagen, 
grössere  Dampf  kraft  der  Locomotiven,  rascheres  Fahren, 
seltenere  Reparaturen,  damit  das  Material  beständiger  im  Dienst 
sein  kann  u.  s.  w.,  lassen  sich  theilweise  gerade  nur  mit  Hülfe 
gleichzeitiger  Erhöhung  des  Eigengewichts  erfulleu, 
theilweise  verhindern  sie  wenigstens,  dass  das  Eigengewicht  in 
demjenigen  Maasse  vermindert  wird,  wie  es  bei  gleichbleibenden 
Anforderungen  obiger  Art  möglich  wäre. 


Digitized  by  GoOgl 


Tod  (es  tun]  nützliches  Gewicht. 


Beiipiele  aus  d.  preuss.  Eisenbahnstatistik.  Durchschnittsgewicht  eines  preuss. 
Personenwagens  p.  Achse  1859  590,  progress.  Zunahme,  1809  717,  IS75  822, 
p.  Platz  3*5.  3  9  u.  4*24  Centner;  Kosten,  der  Neubeschalfiing  (also  zu  verzins.  Kap.) 
|».  Achv  1859  962,  1869  1013,  1  STö  1103  Thlr.,  p.  Platz  56  0,  547  u.  56  b  Thlr. 
(vorübergch.  Verminderung,  welche  sieh  aus  verhältnissmäss.  stärkerer  Zunahme  der 
Wagen  4.  GL  erklärt1!.  Bei  Staats-  u.  Privatb.  gleiches  G<  wicht.  bei  einzelnen  Bahnen 
•  rhebl.  Unterschied:  bei  neuen  Bahnen  grösseres  (iewicht  z.B.  1869  Bebra -Hau. 
M'6  C.  p.  Achse,  4-4  p.  Platz,  Ostb.  1^75  l»ez.  90- 1  u.  4  54  Centn.),  was  offenbar 
mit  soliderer  erster  Bauart  u.  grösseren  Anforder.  an  die  Leistung  u.  Ausdauer  der 
Wagen  zusammenhängt.  —  Durcb-«chnitt?gew.  eines  (iepäek  wagens  p.  Achse  1*>59 
59*3.  1S69  72  h,  1 S75  7!>-{»  Centner  (Min.  Ih69  nach  Bahudurchschu.  55,  Max.  85  C, 
1875  bez.  62'1  o.  99  7).  eines  bedeckten  Guterw.  544.  616  u.  058  ^Min.  P>69 
33*1,  Max.  70  2,  Entw.  wie  bei  Personenw.,  1875  bez.  37'5  u.  74  b).  «  ine>  offenen 
Uüterw.  43*2,  496  u.  58*4  Min.  1869  368.  Max.  587,  1875  bez.  35  u.  63'5). 
Durchschnittskosten  sä m mtl.  Guterw.  p.  Achse  1859  486,  1S65  496,  JS69  (incl.  neue 
Prov.)  492,  1875  500;  in  dieser  Stabilität  de*  Preises  bei  grösserem  Eigeugew.  und 
Ladungsfähigk.  it  <s.  unter  rf)  zeigt  sich  der  Einfluss  den  techn.  Fortschr.  u.  der 
(Joncurr.  der  Wagenbauanstalten.  —  Die  Locomotiven  hatten  1859  im  I).  221,  1869 
300.  1  s7  5  275  Pferdekraft,  das  «Tüsste  Eisrengewicht  einer  Loc.  mit  Ketter  und  Wasser 
war  1859  650,  1869  900.  1875  856  Gentner.  Das  Gewicht  von  Wasser  und  Kohlen 
beträgt  50—100  Centner  u.  darüber;  bei  rascherem  Fahren  u.  seltenerem  Aufenthalt 
(Schnellzüge)  tnuss  dies  (iewicht  naturlich  auch  steigen  Die  Zahl  der  von  einer 
Locom.  durchschnittl.  durchlaufenen  Nutzmeilen  war  1859  2395,  1865  2882.  1873 
•20.313  Nutzkil.  (2708  Meil.).  1875  18.797  (2506  Meil.).  eine  Steigerung,  die  wieder 
bessere  Arbeit  voraussetzen  wird.  (Die  neuerl.  Abnahme  wohl  \  Zutritt  neuer  schwach 
frequent.  Bahnen  zu  erklären.)  —  Nach  d.  deutschen  Bahnstat  f.  1  s^0/S I  Eigengew. 
v.  Locotn.  u.  Tender  bei  allen  Hahnen  40  08  Tonn.,  Dei  d.  Staatsb.  allein  39.73  T. 
Personenwagen  p.  Achse  4*21  Tonn.  (*42  Centn.)  bei  allen  u  auch  bei  d.  Staatsb. 
spec,  Gepäckwagen  dsgl  4  09  u.  los.  bedeckter  Güterw.  3  29  u.  3  28.  olfener  272 
ti.  2'68  Tonn.  Durchschn.kosten  f.  1  Locom.  auf  allen  Bahnen  50,623  M..  f.  I  Pers.- 
wagen  p.  Stück  7508,  p.  Achse  3298,  1  Güterw.  p.  Stück  2967.  p.  Achse  1455  M. 
Seit  ls75  also  keine  wescntl.  Aendcrnng.  aber  doch  steigende  Richtung  des  (iewichts. 

ß)  Die  Stärke  der  Ladungstähigkeit  und  ihr  Verhlilt- 
niss  zum  Eigengewicht  der  Wagen  lassen  sich  zwar  auch 
verbessern,  aber  jedenfalls  in  nicht  sehr  weiten  Grenzen,  wie  sich 
aus  dem  Ebengesagten  schon  ergiebt.  Auch  hierüber  entscheiden 
technische  Momente,  sowohl  in  Betreff  der  einzelnen  Personen-  und 
Guterwagen,  als  der  ganzen  Züge,  das  Locomotiven-  und  Teuder- 
gewicht  hier  zum  todten  Gewicht  geschlagen. 

Die  Ladungsfähigkeit  der  Guterwagen  ist  erheblich  gestiegen  u.  stärker  ab 
die  Tragfähigkeit.  —  der  Haoptfortschritt.  Die  folg.  Zahlen  stehen  etwas  unt.  d. 
Einflass  der  Einrechn.  der  Bahnen  d.  neuen  Prov..  die  wirklich  zu  vergleichenden 
sind  eigentlich  ein  klein  wenig  ungünstiger.  G epäckwageti  allerdings  Ladungs- 
fahigkeit  p.  Achse  1859  45  6,  1869  53  3  Centn..  Zunahme  16*9%,  dsgl.  des  Eigengew. 
22*7%.  1873  Ladungsfähigk.  p.  Achse  56*7,  1875  5:rt»,  also  Gleichbleiben  d.  Ladungs- 
fähigk.  bei  Zunahme  d.  (iewichts;  —  aber  bedeckte  Güterw.  1859  u.  1869  Ladf. 
543  u.  791  Centn.  Zun.  456%,  dsgl.  des  eig.  Gew.  nur  13'6%,  1875  Ladf.  902. 
Zun.  seit  1869  14*0%,  während  d.  eig.  Gew.  sich  um  6i>%  erhöhete ;  —  off.  Güterw. 
Ladf.  1859  u.  1869  64  6  u.  896  C,  Zun.  •/„  38  7,  dsgl.  d.  eig.  Gew.  14*8%;  1875 
Ladf.  97  C,  Zon.  seit  1869  7  6 70,  Zun.  d.  Eigengew.  3%.  Während  noch  Ende 
der  50er  Jahre  ein  ofl.  Guterwagen  bloss  eine  Ladungsfähigkeit  von  c.  150%  seines 
eig.  Gew.  hatte  (genau  149%',  hatte  er  1809  fast  die  doppelte  (gen.  181  %)*  bei  den 
bedeckten  Guterw.  war  dasselbe  Verhältnlss  damals  knapp  100%,  1869  128%-  1875 
hatte  d.  ofl.  Güterwagen  182%  seines  Gew.  Ladf..  d.  bedeckte  137%.  Immerhin 
wog  auch  um  1869  noch  ein  Güterzug  von  20  Achsen  bedeckter,  30  A.  off.  Güterw., 
mit  1  Loc.  u.  Tender  durchschn.  c.  3900  Centner.  bei  einer  Ladungsfähigk.  von  c. 
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4300  C,  also  «in  V.-rh.  von  091  :  1  des  todteu  /um  nutzlichen  Gewicht  bei  voller 
Ladung,  die  kaum  vorkommt:  dagegen  von  2'21  :  1  bei  der  preuss.  Durchachnitt*- 
belastung  v.  41°/„.  —  Bei  den  Personenwagen  ist  natürlich  das  Verhältnis?,  do 
Eigen-  zum  nützt.  Gew.  viel  ungünstiger  u.  wie  aus  dm  Daten  bei  «)  herrorg»ht, 
neuerdinirs  noch  ungtinstisr.r  geworden.  Eine  Achs«-  trujr  1S39  Personengewicht 
C.  a.  d.  Perv.)  253 .  1M»9  2775  (Kaumcrspar.  bei  3.  u.  4.  Claase).  d.h.  bei 
42*H  u.  TO*7*/«  def  jcveil.  Eigengewichts.  Ein  Personenzug  von  30  Achsen  wier; 
mit  Loc.  u.  s.  w.  r.  3200  Centner.  die  Personen  in  ihm  durchschu.  ^30  C.,  also  todte» 
/.um  nützl.  Gew.  wie  8*85  :  I.  I>ei  d.  preuss.  Du rchschnittsbesetzuug  ron  bloss  26*3*;„ 
ihr  Plätze  aber  gar  wie  1 4*7  :  1.  d.h.  um  einen  Menschen  zu  befördern .  rnuss  man 
i.D.  fast  das  15 fache  seines  Gewichts  mitschleppen!  Im  J.  1969  beförderten  dir 
preuss.  Bahnen  ein  nützl.  Gewicht  von  fast  11  Milliarden  Centn.  1  Meile  weit,  zu 
welchem  Zweck  aber  30  Milliarden  Centn,  todtes  Gewicht  mitgeschleppt  wurden.  — 
Nach  d.  deutschen  Eisenb.statist.  f.  1S£M»/$1  war  die  Ladefähigkeit  (Tragfahigk. '  einer 
Gepäckwagens  hei  allen  Bahnen  2*72.  bei  d.  Staatsl».  allein  2  3 1  Tonnen  oder  66  5  u 
61*5%  des  Eigengewichte,  bei  d.  bedeckten  Guterw.  4  37  u.  4*58  Tonnen  oder  137  u. 
140"',,  des  Eigengewichts,  bei  d.  offenen  Gttterw.  4*81  Tonn.,  in  beiden  Fällen  ai»er 
177  u.  178°/0  des  Eigengew.  Die  Ladefähigkeit  scheint  danach  auch  neuerdings  noch 
grösser,  ab.-r  das  Verhältnis*  zwischen  ihr  u.  dem  Eigengewicht  nicht  bester  geworder. 
zu  sein. 

y)  Die  Ausnutzung  der  Ladungstähigkeit  hängt  dagegen 
vornehmlich  von  gesellschaftlichen  und  wirtschaftlichen 
Umständen  ah.  Hier  bieten  sich  wegen  der  Verschiedenheit 
der  Gesellschaftsklassen  der  Reisenden  und  der  ver- 
schiedenen Volu minosität  und  Schwere  und  des  ver- 
schiedenen Werths  der  Güter,  ferner  wegen  der  verschie 
denen  natürlichen  Richtungen  des  Güterverkehrs  im  Ganzen 
und  in  seinen  Hauptarten,  wegen  der  verschiedenen  Zeiten 
im  Jahre,  in  denen  sich  Personen  und  Gitter  naturgemäss  vor- 
nehmlich auf  den  Bahnen  bewegen  und  wegen  des  oft  unvermeid 
liehen  längeren  Leerstehens  der  Wagen  auf  den  Stationen, 
eigentümliche  Schwierigkeiten,  welche  die  Erreichung  des  Ideals, 
d.  h.  der  vollständigen  Ausnutzung  der  Ladungsfahigkeit 
hindern.  In  dieser  Hinsicht  muss  man  sich  vor  Illusionen  hüten. 
Aber  die  Weiterentwickelung  des  Verkehrs  selbst  führt 
doch  zu  einer  Annäherung  an  das  Ziel.  Ferner  kann  die 
Eisen  bahn  Verwaltung  dazu  selbst  mächtig  beitragen  durch 
eine  richtige  Tarifpolitik,  durch  welche  sie  einen  gar  nicht 
existirenden  Verkehr  erst  hervorruft  und  einen  ihr  sonst 
entgehenden  an  sich  zieht.  Sonst  wird  die  Ladungsfähigkeit 
der  Wagen  nur  zu  einem  geringen  Theile  ausgenutzt  bleiben,  was 
gegenwärtig  bei  uns  noch  sehr  zu  beklagen  und  wenigstens  doch 
in  Etwas  noch  zu  vermindern  möglich  ist.  Das  Verhältniss  zwischen 
todtem  und  nützlichem  Gewicht  ist  solange  noch  viel  ungünstiger, 
als  es  nach  der  Natur  der  Eisenbahnen  ohnehin  bleibend  wird 
sein  müssen  oder  m,  a.  W.  der  Betrieb  bleibt  zu  theuer,  die 
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Heute  zu  klein,  wenigstens  t  heil  weise  deshalb,  weil  der 
T a r  i f  z u  hoch  ist.  Demgemäss  sind  vor  allen  an  die  S t a a t s - 
bahnen  wichtige  Anforderungen  für  die  T  a  r  i  f  p  o  1  i  t  i  k  zu  stellen, 
ebensosehr  im  volkswirthschaftlichen  als  im  finanziellen  Interesse. 

Eiufluss  der  (Jlasscn  auf  Ausnutzung  der  Ladefähigkeit  Die  llauptclassen 
der  Guter,  die  Rohproducte  des  Acker-,  Forst-.  Bergbaus,  die  Baumaterialien.  Düng- 
stoffe, die  fremden  Verzehrungs-  u.  Gewerksstoffe  (Oolonialwaaren,  Baumwolle.  Fabrik- 
Stoffe  u.  s.  w.),  dir  Fabrikate  u.  s.  w.  verlangen  verschiedene  Räume,  verschiedenen 
Schutz,  also  th.  bedeckte,  th.  offene  u,  sonst  verschiedene  Wagen,  verschiedene 
Schnelligkeit  de*  Transports,  was  alles  wieder  die  Ausnutzung  der  Wagen  erschwert 
u.  indirect  das  todto  Gewicht  vergrössert.  —  Achnliches  gilt  vom  Wagen c lass en  - 
system  des  Personenverkehrs. 

Einfluss  der  Verkehrsrichtungen.  Für  die  Wagen,  welche  Getreide  aus 
df-m  Binnenland  zum  Export  nach  den  Seehäfen,  Kohlen  aus  den  Bcrjfwerksgegenden 
nach  den  Industriesitzen  bringen .  fehlt  die  Rückfracht  ganz  oder  theilweise,  oder  die 
Oolonialwaaren  u.  Fabrikate  u.  s.  w.,  die  in  der  Gegenrichtung  gehen,  verlangen  wieder 
andere  Wagen.  Daher  leere  Fahrt  rückwärts  (..Ballastfahrt-*).  Aehnliche  Verhältnisse 
oft  in  Seehäfen,  bes.  mit  Holz-.  Getreide-.  Flachsexport  u.  mit  schwachem  Import 
( Ostseehäfen,  ausser  Stetün). 

EinHuss  der  Jahreszeiten.  Im  Personen  verkehr  die  Wagen  in  einer  Richtung 
stark  besetzt  im  Ausreise-,  u.  umgekehrt  später  im  Heimreiseverkehr;  in  d.  anderen 
Richtung  gleichzeitig  wenig  Frecjuenz.  (Berl.-Anh.  in  d.  Richtung  von  Berlin  im 
Sommer,  nach  Berlin  im  Herbst.)  Achnliches  im  Güterverkehr.  Das  oftmalige  Leer- 
stellen der  Wagen  auf  den  Stationen,  das  mitunter  10 mal  so  lang«-  Zeit  währt,  als 
das  In-Bewegung-sein,  hängt  mit  diesen  u.  mit  den  vorerwähnten  Umständen,  mit  der 
zeitraubenden  Be-  und  Entladung  und  mit  dem  Vorhandensein  zahlreicher  Stationen 
von  sehr  verschiedenen  Transportbedurfnissen  zusammen  und  bewirkt  uaturlich  ein 
Todtliegeu  grosser  Kapitalien.  Daher  die  Wichtigkeit  der  richtigen  Disposition 
über  den  Wagenpark,  mittelst  telegraph.  Ordres,  Wagenstrafmiethe  für  Ucber- 
schreitung  der  Frist,  binnen  deren  Wagen  von  einer  fremden  Verwaltung  zurück 
geliefert  sein  müssen  u.dgl.  m.  Weber,  See-B.,  S.  2S,  berechnet,  dass  die  Güter- 
wagen kaum  10°/0  der  Zeit  im  Jahre  wirklich  fahren,  in  Preussen  29,  in  Oester- 
reich 33  Tage.  Mitwirkend  in  Deutschland  die  Zersplitterung  d.  Verwaltung,  was  die 
Freunde  der  Staatsbahnen  u.  des  Reichseisenbahnplans  mit  betonen.  Jetzt  Einrichtung 
von  Central-Wagenämtern  bei  d.  Staatsbahnen,  zur  telegr.Disposition  über  den  Wagen- 
park (Magdeburg). 

Illusionen  Uber  die  zu  erreichende  Ausnutzung  der  Ladefähigkeit  ergeben  sioh 
u.  A.  aus  Per  rot 's  Vorschlag  der  Personentarifreduction;  s.  darüber  auch  Scholtz 
a.a.O.  Auch  die  Anhänger  der  Staats-  u.  Reichsbahnen  haben  mitunter  die  natür- 
lichen, durch  kein  Verwaltungssystem  zu  beseitigenden  Gründe  einer  stets  not- 
wendig unvollständigen  Ausnutzung  der  Ladungsfähigkeit  nicht  genug  gewürdigt, 
u.  darum  der  Zersplitterung  der  Verwaltung  zu  viel  Gewicht  beigelegt.  Dies  widerlegt 
Weber  durch  einen  Vergleich  mit  dem  centralisirten  Bahusy*tem  Frankreich», 
Priv.-.  Staats-  u.  Reichsb.  S.  70. 

Wie  die  Tarifpolitik  mit  Erfolg  Verkehr  schafft,  zeigt  z.  B.  die  Einführung  der 
4.  Wagenclasse  für  d.  Personenverkehr,  das  System  billiger  Retourbillete,  die  Gewäh- 
rung des  Pfennig-  und  Meilentarifs  für  Massenproducte  u.  s.  w.  Aber  das  Geschehene 
ist  noch  nicht  hinreichend.  Wenn  Sax  II,  1G6  rügt,  dass  die  4.  Classe  die  Kosten 
vollends  öfters  nicht  decke,  übersieht  er.  dass  hier  den  unteren  Classeu  eine  Wohlthat 
erzeigt  werden  soll  u.  darf  u.  eine  „geineinwirthschaftlichc''  („cominunistische")  Kosten- 
ausgleichung zwischen  den  verschiedenen  (lassen  wie  ähnlich  im  üffentl.  Versicherungs- 
wesen) erfolgen  kann. 

Beispiele  der  Ausnutzung  der  Ladungsfähigkeit  nach  d.  preuss. 
Statistik.  Von  den  Sitz-  bez.  Stehplätzen  (4.  Cl.)  der  preuss.  Personenwagen  auf 
allen  Bahnen  wurden  beuutzt:   1859  31  2,  1S05  29  1,  1S69  (incl.  Bahnen  d.  neuen 
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Prof.)  208.  1S75  23-2V,,  also  sogar  Abnahme.  lW*9  Staatsb.  212  (Min.  nas».  -M  O. 
Max.  Ostb.  29  0),  Privatb.  unt.  Staatsverw.  2üiL  and.  Privatb.  2JV5.  (Min.  Cosel-Üderl» 
!  ps.  Max.  34'3  Berl.-Potsd.-Magd.).  1S75  die  3  Kategor.  bez.  2P6  (Min.  Ostb.  I9i. 
Max.,  wcstf.  25- 1),  26j0  o.  28-5 °/n.  —  Die  wirkl.  Belastung  säumtl.  (iüterwageu 
Preussens  war  in  Procenten  der  Maximalbelastnng  (Ladungsfähigk.)  1859  1 1  •'> .  I  *»«;.*■ 
426.  IH69  4L,  1875  11%  also  auch  kein  Fortschritt  (d.  kleine  Rückgang  rührt  \.  d. 
Kinrechn.  d.  neuen  Bahnen  her).  ISftfl  Staatsb.  329  (Min.  Bebra-Han.,  eben  erötfu. 
IS'l.  sonst  Ostb.  JU  b.  Max.  Saarbr.  5V4  —  Kohlenverk.1.  Privatb.  unter  Staatsverw 
46.  and.  Privatb.  Sfl'8#/«  (Min.  IM  Taunosb.  fFrankf.-Wiesb.j.  Max.  :>4 u  „  Neiss.  - 
Brieg).    1S75  die  8  Kat.  Ihjz.  8vS  (Min.  Frankf.- Bebra  Max.  Saarbr.  39.5.. 

—  ÜÜ"7  —  HE' Nach  d.  deutschen  Eisenbahnstat.  für  ls«9  u  1S74  waren  di? 
Personenwagen  der  baier.  Staatsb.  zu  c. ^20  1  u.  2P7 .  d.  b»d.  zu  27  S  u.  25' 4.  d. 
siiehs.  zu  22:1  n.  22'4 .  d.  würt.  zu  •> u.  24'4 "„.  d.  preuss  Staatsb.  1*74  zu 
1  ii'4  —  24*4  (Ostp.- Saarbr  B.)  besetzt;  ähnlich  bei  d.  ausserpreuss.  Privatb.,  nur 
in  ganz  wenigen  Füllen  ulwr  30°  0,  Durehs«  Im.  all.  1).  Privatb.  in  Staatsverw.  1874 
2523,  in  oijr.  Verw.  23*96 :  etwas  starker,  früher  bi>  85. —  88°/,,,  bei  d  osterr. 
Bahnen,  meist  auch  unter  80"  „.  Durchschn.  1*71  22  QL  holL  Staabb.  21  82.  War»  h  - 
Wien  8684 °V  Di«-  Güterwagen  waren  bcla>tet  1809,  bez.  1874 :  bei  d.  haier. 
Staatsb.  3Ji"S  u.  4131 .  bad.  2Ü  u.  859 ,  sächs.  M  u.  1 1  8 .  würt.  4JJ  u.  42-7° ... 
bei  d.  übr.  deutschen  u.  osterr.  Privatb.  zieml.  dieselben  Zahlen  wir  bei  d.  preuss . 
Max.  österr.  Südb.  49  85  bez.  4.Vfis,  >üdöstl.  Staatsb.  49  05.  Aussig-Teplitz  300  bez. 
4s-0°/o.  Nach  d.  deutschen  EiM-nb.statiat.  f.  1**0  M  waren  ausgenutzt  in  den 
Personenwagen  bei  allen  deutschen  Bahnen  im  Durchschn.  die  Plätze  L  Classe  zu 

10  94°/o  ^vermuthlich  weniger,  weil  sehr  viele  Billete  L  GL  für  2  Kinder  in  L  oder 
für  1  Erwach*,  u.  1  Kind  in  II.  Cl.  genommen  werden  u.  die  Statistik  nur  den  Billet- 
absatz  constatirt),  11.  Ol.  2102.  III.  Tl.  26-00.  IV.  Cl.  Hl -28.  alle  Cl.  25-40*/u.  Kein« 
Verbesser,  der  Ausnutz,  in  neuerer  Zeit. 

§.  2W>  —  4^  Gesammtc  Betriebsausgabe  und  Mög- 
lichkeit ihrer  absoluten  und  relativen  Verminderung. 

Die  gesäumten  Betriebsausgabun  waren  nach  der  anitl.  preu ss.  Eiseubahn->tatistiL 
in  1874  p.  KU.  bei  den  Staatsb.  7924,  Privatb.  unter  Staatsverw  S450,  Privatb.  in 
«ig.  Verw.  6063,  im  Durchsehn.  7012  Thlr. .  nach  älterer  Berechnungsmethode  697*!. 
gegen  65S4  Thlr.  in  1  S7*t,  575S  Thlr.  in  1*72.  daher  Zunahme  1873  gegen  1872  um 
1  r.'.*>.  1874  gegen  IS73  um  3 '91°  u.  Im  J  |S75  ist  d.  Betriebsausgabe  dagegen  ge- 
wichen auf  6224  Thlr.  (61  84),  d.  h.  gegen  IS74  1T20  „  weniger.  Naeh  d.  deutscher, 
ßahnstat.  f.  1880 — *1  war  d.  gesäumte  Betriebsausgabe  'mit  Kosten  f.  erhebl.  Ergänz, 
tt.  f.  Benutz,  fremder  Bahnanlagen)  p.  Kil.  bei  allen  Bahnen  1 3.96b ,  bei  d.  Staatsb. 
allein  14.010.  bei  d.  eigensverwalt.  Priv  b.  1 1 .505  M.,  bei  d.  v.  Staate  verwalt.  Priv '-. 
I *.Q23  M.,  was  eine  weitere  erhebl.  Kostenvermindemng  seit  1875  eririebt. 

Die  Quote  von  der  Betriebsausgabe,  welche  bei  allen  preuss.  Bahnen  auf  di-- 

11  grossen  Verwaltungszweiire  fällt,  war  in  "'„: 

18591  von  der 

1865>  (icsammt- 

1S69J  ausgäbe 
18691 


1871 
1972 
li>73 
1874 
1875 


von  der 
Betriebs- 
ausirabe 


Allg.  Verw  . 

Bahnverw. 

Transportverw. 

319 

61-9 

fcfi 

309 

62*6 

80-6 

HU 

S!fi 

81-1 

Ii  21 

&2 

29-9 

m 

6ll 

7 

Ml 

66 

29*2 

0  42 

iL*, 

•y.~> 

ti-17 

ilA 

•>->-7 

62-9 

Die  ausserord.  (iehalts-,  Lohn-  u.  Preissteigerungen  seit  1871  haben  die  Betriebsaus- 
gaben der  Eisenbahnen  sehr  erhöht.  Seit  1873  ist  aber  ein  allgemeiner  Kückschbs 
eingetreten,  bes.  wegen  sinkender  Preise  (Eisen  u  s.  w.).  Das  Verhältnis«  der  Ein- 
nahmen zu  den  Ausgaben  hat  sich .  trut/.  der  ueist  erfolgten  absoluten  und  relativen 
Steigerung  auch  dieser,  bei  deu  stärkeren  Steigen  der  Betriebskosten  ungünstiger  ge- 
stellt. 
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Bei  allen  preuss.  Bahnen  war 


G*H.-Betr.- 

p.  Kiloin. 

p.  Nutz- 

p.  durchlauf. 

Ansg. 

lUiinlanu" 

KU. 

Wagenachs- 

Mill.  Mark 

Mark 

Mark 

KU.  Ffonn. 

1  M17 

1  O'J  I 

a  1  -t 

13,887 

Mä 

Vft 

1  Sr'i  ' 
1  OOJ 

lul  U 

13,044 

2J13 

o  u 

■  Ol  1 

17fi*7 

14.94»; 

2^21 

"»•Ii 

JOI" 

-   ^  £ 

19.752 

ft'fl 

1  ft7i 

IOH 

21.036 

2-li-> 

B  II 

1ST5 

294*8 

1  S.673 

2-.M 

—  

Nach  d. 

d  e  ti  f  s  e  h  e  n  Bah  nstatist. 

f.  1880— M 

war: 

Staat>l>ahnen. 

Eigens  verwalt. 
Priv.bahnen. 

Alb:  Balinen. 

Mill.  M.  % 

Mill.  M. 

•/ 

Mill.  M.  % 

Alldem. -Verw 

.  .  .  .  27-26     k  r.i 

9.98 

lo.7;{ 

45-21  915 

Bahn 

.  .  .  10176     30 -ftS 

3052 

32*80 

IM  08  30-56 

Transport 

.  .  .  199  S1  «0-76 

52-51 

56  47 

297-98  6029 

Suin  in«' 

.  .  .  :i2s-s;;  um 

93  04 

100 

494-2S  im 

In  den 

letzten  2  Colonnen  die  Fi  iv. bahnen  unter  Staatsvc 

rwalt.  Inbegriffen. 

Nach  d.  preii ss.  Etat  f.  1883/S4  ergiebt  sich  für  das  ganze  preuss.  Staats- 
bahnnetz:  all*.  Verwalt.  2711  M.  M  ,  Bahnverw.  S7T57 ,  Transp.verw.  ISO-SJ^  zus. 
295-42  M.  M.  oder  11-3-29-6  — «1*1  -  100%. 

Die  prcuss.  anitl.  u.  jetzt  die  amtl.  deutsche  Eisen bahnstatistik  gestatten  noch 
andere  Gruppirungen  der  gesäumten  eigcntl.  Betriebsausgaben,  welche  für  die  Fragen 
im  Texte  wichtig  sind,  so  d.  prcuss.  nach  den  Rubriken:  Besoldung,  —  Diäten. 
Arbeitshilfe  etc.,  —  materielle  Verwaltungskosten.  —  Unterhaltung  d.  Bahnanlagen,  — 
Kosten  d.  Bahntransports,  —  unbestimmte  Ausgabe.  —  Die  Quote  für  Besoldung  ist 
nach  vorübergehendem  Fallen  1S75  wieder  so  hoch  als  1  s*>«» :  2^*2 %.  Die  sachl. 
Ausgaben  können  durch  dauerhaftere  Construction  v.  Bahn  u.  Material  u.  durch  d. 
Accord-  u.  Prämiensystem  etwas  erm.issigt  werden  im  absol.  Betrage.  Relativ  ist  die 
Ausg.  f.  l'otcrh.  d.  Bahnanlagen  gesunken:  1867  16^  1871  134.  1875  116%. 
Die  Ausg.  f.  Bahntransp.  ist  zeitweise  1871  — 74  absolut  u.  relativ  am  Meisten 
gestiegen,  jetzt  wieder  bes.  stark  gesunken:  1869  2JL  1871  27  6.  1S73  2^"h  1&74 
26'9 %.  Nach  der  deutschen  Statist,  f.  18*0/81  sind  bei  alleu  Bahnen  u.  spec. 
bei  d.  Staat s bahnen:  die  persönl.  Ausg.  4«»17  u.  17  23  (neml.  allgcm.  Verwalt. 
ÜllO.  u.  .V70 .  Bahnv.  1^1  u.  7  41.  Transp.verw.  3J  Iß.  u.  31-121,  die  sachl.  Ausg. 
oJLSJt  u.  52-77 ü/o- 

Fasst  man  die  einzelnen  Zweige  der  Eigenbahnverwaltung  zu- 
sammen, so  ergiebt  sich  hinsichtlich  einer  Verminderung  der 
lautenden  Betriebsausgaben  und  der  Herbeiführung  eines 
günstigeren  Verhältnissed  der  letzteren  zur  Brutto- 
einnahme Folgendes: 

a)  Bei  gleichbleibender  Beschaffenheit  der  ganzen 
Bahn  anläge  (§.  280)  wird  nur  in  Ausnahmefällen,  bei  bisheriger 
mangelhafter  Verwaltungsorganisation,  durch  Verminderung  der 
Beamten-  uud  Arbeiterzahl  und  beider  Gehalte  und 
Löhne  eine  Ersparung  zu  erzielen  sein.  In  der  Kegel  wird  dieser 
wichtige  Ausgabeposten  bei  steigendem  Verkehr  und  wegen  der 
Notwendigkeit  der  Lohnsteigerungen  in  der  Gegenwart  absolut 
wachsen  und  wegen  des  letzteren  Umstands  möglicher  Weise 
selbst  relativ,  d.  h.  von  der  grösseren  Bruttoeinnahme  eine 
stärkere  Quote  beanspruchen,  eine  gerade  bei  uns  schon  Ende  der 
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60er  Jabre  in  Aussiebt  stehende  Möglichkeit,  die  sieb  seitdem 
wenigstens  zeitweise,  im  Beginn  der  70er  Jahre  in  grossem  Im 
fange  verwirklicht  hat. 

b)  Dagegen  wird  eine  absolute  und  relative  Vermin 
derung  der  Betriebsausgaben  auf  folgende  Weise  zu  er 
zielen  sein: 

«\  Durch  Vervollkommnung  der  Bahnaulage  nud 
des  Fahrmaterials  in  der  Weise,  dass  in  Folge  kost- 
spieligerer, aber  dauerhafterer  erster  Construction 
das  stehende  Kapital  mehr  vorwaltet  (§.  280). 

Dana  werden  die  sachlichen  Bahnunterhaltuugs-  und  die  Keparaturkosten  de* 
Kahnnaterials,  ferner  inanrhe  Beaufaichtigungskosten  i.also  persönliche  Ausgaben 
sinken.  Diesen  Ersparungen  ist  zwar  der  grössere  Redarf  an  Zins«n  für  da» 
erhöhte  Anlagekapital  ^resenüber  zu  stellen.  Allein  es  wird  dabei  doch  schliess- 
lich oft  eine  Ersparaug  übrig  bleiben.  Diese  zu  erzielen  ist  auch  der  eine  Haupt- 
zweck einer  solchen  Uinirestaltuni;  der  Kahnanlago.  Der  andere  Hauptzweck  dieser 
Massregel,  die  Bahn  für  den  Verkehr  leistungsfähiger  zu  machen,  führt  aber 
zu  erhöhter  Bruttoeinnahme  und  damit  zugleich  wieder  zu  einem  günstigeren 
Verhältnis s  der  Ausgaben  zur  Einnahme.  Aus  Statist.  Vergleichungen  lisst 
sich  der  Einfluss  der  vollkommeneren  Rahnanlage  auf  die  absolute  u.  relative  Höh'- 
der  Bahnunterhalt.  u.  Reparatnrkosteu  nicht  mit  genügender  Sicherheit  erkennen.  Hier 
können  nur  specielle  Untersuchungen  im  einzelnen  Fall  ergeben,  wie  weit  obige  Sätze 
in  Wirklichkeit  zutreffen.  Das  Alter  der  Bahn,  die  bisher.  Sorgfalt  u.  s.  w.  üben  eben- 
falls einen  Einfluss  aus.  der  nur  im  Einzelnen  zu  ermitteln  ist. 

ß)  Durch  ein  umfassendes,  rationelles  Accordvcrfahren  für 
Arbeitsleistungen  und  Prämiensystem  für  sparsamen 
Materialverbrauch  können  viele  sachliche  Ausgaben,  theils 
in  der  Bahn-,  namentlich  aber  in  der  T r a n s p o r t Verwaltung, 
annähernd  auf  den  unumgänglichen  Minimalbetrag  herab- 
gemindert werden.  Es  gilt  dies  im  Allgemeinen  von  allen  solchen 
Ausgaben,  bei  denen  durch  Controle  von  Oben  höchstens  die 
Innehaltung  eines  gewissen,  nicht  zu  niedrig  gegriffe- 
nen Maximalverbrauchs  an  Material  und  eine  bestimmte 
Durchschnittsqualität  der  Arbeitsleistung  erzwungen 
werden  kann. 

Um  einen  geringeren  Materialverbrauch  und  eine  höhere  Qualität  der  Arbeitsleistung 
und  die  aus  Beidem  resultirende  Ersparung  zu  erzielen,  empfiehlt  sich  das  Accord-  und 
Prämiirungssystem  auch  hier,  weil  es  das  eigene  Interesse  der  Arbeiter  und  Beamten,  bes. 
der  ünterbeamten,  erweckt  Auch  nach  Abzug  der  Prämien  bleibt  dann  doch  eine  Ercparunp 
für  die  Verwaltung  übrig.  Immer  neue  Gebiete  erweisen  sich  diesem  System  zugang- 
lich. Durch  die  bessere  Qualität  der  Arbeitsleistung  kann  schliesslich  auch  an  Arbeits- 
kraft, daher  an  persönlichen  Ausgaben  für  Besoldung  n.  s.  w.  gespart  werden. 
Uebrigens  darf  von  dem  System,  wie  es  wohl  vorgekommen,  auch  nicht  zu  viel 
erwartet  werden,  denn  die  Summe  der  auf  diese  Weise  möglichen  Ersparungen  ist 
doch  keine  für  das  (ianze  so  sehr  bedeutende.  S.  Perrot,  Eisenbahnref.  S.  157  ff. 
u.  die  dortigen  interess.  Mittheil,  aus  d.  Bor.  d.  Kheiu.  B.  ^s.  o.  S.  751>.  Hier  war 
d.  Prämiirungssystem  für  spars.  Verbrauch  eingeführt  für  Locoinotivenführer  u.  Heizer 
in  Betr.  d.  Brennstoffe  bei  Locorootivenheizunir;  für  erstere  i.  Betr.  des  Ods  beim 
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Schmieren  der  Locooi.;  für  d.  Bremser  in  Betr.  d.  Oels  beim  Schmieren  der  Wagen  ; 
für  ökou.  Ausführung  der  Fnterhaltungsarbeitcn  des  Oberbaus  f.  Wärter  u.  Weichen- 
steller. Arbcitsrottenf uhrer  u.  Arbeiter;  endl.  Accordpräm.  verf.  beim  Betrieb  auf  d. 
Centralgüterstat.  ('«»In.  für  d.  Wagen  rangirgeschäft  u.  d.  Ladegeschäft-  Manche  Schwie- 
rigkeit bei  d.  Einfuhr.,  bis.  in  Vorurtheih-n  d.  Arbeiter:  mehrt".  Va  —  Vi  der  gegen 
eine  Maxim  als  um  ine  erzielten  Ersparn.  an  d.  Beamten  u.  Arbeiter,  die  sich  darein 
nach  gew.  Quoten  theilen.  Sehr  günst.  Ergebnisse.  Ob  hierin  seit  der  Verstaat- 
lichung der  Rhein.  Bahn  Aenderungen  eingetreten  sind,  ist  mir  nicht  bekannt. 

y)  Den  grössten  Vortheil  in  jeder  Hinsicht  muss  die  günsti- 
gere Gestaltung  des  Verhältnisses  des  todten  zum  nütz- 
lichen Gewicht  im  Transport  und  die  absolute  Verminderung 
des  ersteren  bieten,  weil  sie  die  Selbstkosten  des  Transports 
und  die  Quote  der  Ausgaben  von  der  Bruttoeinnahme  vermindern. 
Diese  Frage  ist  wegen  ihres  Zusammenhangs  mit  der  Tarifpolitik 
auch  volkswirtschaftlich,  nicht  nur  finanziell  und  privat- 
wirthschaftlich  (für  die  Bahnunternehmung  oder  die  dabei  be- 
teiligten Beamten)  die  wichtigste.  Einer  befriedigenden  Lösung 
derselben  muss  daher  doch  die  Aufmerksamkeit  in  erster  Linie 
gewidmet  sein. 

5.  Abschnitt. 
Eisenbahnen. 

4.  Tarifwesen. 

Dieser  hochwichtige,  für  Theorie  und  Praxis  schwierige  (iegenstand  ist  noch 
wenig  eingehend  vom  volkswirthschaftl.  Standpuncte  aus  untersucht  worden  und  kann 
hier  nur  in  den  allgemeinsten  Umrissen  Aufnahme  finden,  muss  dies  aber  auch 
wohl,  gerade  mit  Kucksicht  auf  den  Charakter  dieses  Werks.  Bei  den  Domänen, 
Forsten  und  auderen  pritratwirthschaftlichm  Einnahmezweisren  finden  sich  die  analogen 
Abschnitte. 

Vgl.  zu  dem  Folgenden  bes.  d.  iren.  Arbeiten  von  U.  Michaelis,  Schaffte 
(bes  .f.  A.  Syst  II.  2H9  IT.*,  Perrot,  Schnitz  u.  die  meisten  oben  S.  BB3  fT.  gen. 
Schriften,  ferner:  Garckc,  coinpar.  Berechnuniren  d.  Kosten  d.  Pen.-  u.  Güter- 
transporte auf  d.  Eisen b  ,  z.  Bcurtheil.  d.  Präge  über  d.  /uläss  od.  mügl.  Miuimal- 
sätze  Berlin  1859.  —  S.  hcffler.  d.  Transportkosten  u.  Tarife  d.  Kisenb  ,  unter- 
sucht auf  Grund  d.  Betriel.sresult.,  Wiesb.  18GÜ.  der>.,  Statist.  Beiträge  z.  Eisenbahn- 
tariffrage, Braunschweig  187H.  —  Westphalen.  üb.  Güterbeweg.  auf  Kisenb  ,  u. 
ders..  Erläutet,  z.  dieser  Brosch.,  Beitrag  z.  Los.  d.  Tariffragc.  ls"0.  72.  —  Schüller, 
d.  natürl.  Höhe  d.  Eisenhahutarife.  Wien  1  S7*2.  —  Mulvany.  Deutschi.  Eisenbahn- 
tariffrage,  Düsseldorf  1*74.  —  Nasse,  die  Krajre  d.  Tariferhöh  auf  d.  preuss.  Eisenb., 
Jena  1874  (aus  Hildebr.  Jahrb.  XXII).  Gehe,  die  Tarifwirthsch.  auf  D  Eisenb., 
Berlin  1875  iu.  mehrfach».  —  Reitzenstein,  d  (iutertar.  d.  Eisenb..  Berl.  1873.  - 
Barychar,  Berechn.  über  d.  Selbstkosten  d.  Betriebs  d.  österr.  Elisabeth -West!».,  in 
der  tub.  Ztschr.  (29).  S.  102  ff.,  mit  den  Zusätzen  v.  Schaffte;  letzterer  in  >. 

System  a.  a.  0.  —  ?.  Biliuski.  d.  Eisenbahntarife,  Wien  1*575.  —  Krönijr,  d.  Ditfer.- 
Tarife  d.  Eisenb.,  Herl.  1877.  Th.  Petermann.  Sachs.  Eisenbahnwagen.  DiÜ'er- 
•Tarifsätze,  Leipz.  1S7I»,  ders..  die  Schattenseiten  d.  neuen  Tarifsyst.  f.  d  Güterrork  . 
Leipz.  1877.  Vielfache  Erörterungen  d.  Tariffrageii  in  den  II  and  eiskam  mer- 
berichten  d.  letzten  Jahre,  bes.  hei  Gelegenheit  der  Frage  der  Tariferhöh.  I87.*{, 
1874.  Dann  Verhandlungen  des  Deutschen  Handclstaurs,  rolksw.  Congr.. 
Denkschrift  «1.  Reichseisenbahnamts  u.  Ta rifeuqueten  ,1875).    Aus  .dien 
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diese»  Quelle»  reiche  Materialiensamml.  i»  Hirth's  A»»ale»  z.  Th.  mit  selbst*».!. 
Verarb  .  bes.  in  d.  Jahre  1874  —  76,  so  Trommer,  krit.  Beitr.  z.  Verständn.  der 
Eisenhahnw.,  bes.  Uber  die  Tarife.  Jahrg.  ls"5,  S.  560,  1057,  Jahn;.  1876.  S.  121.  - 
Gutachten  der  Tarifcmpicteeommiss.  v.  Dec  1S75.  Jahrg.  1S76,  S.  463,  506,  Jahn; 
1877.  S.  6SS,  1 1  üß.  —  Ueber  d.  engl.  Verhältnisse  bes.  Cohn's  Werk,  nam  B.  II. 
Kap.  3  pass. ,  S.  31  s,  über  d.  Tarifw. -s  ,  u.  A.  S.  152  über  die  Unausführbarkeit  der 
Zugrundelegung  des  Princips  der  Selbstkosten,  über  die  relative  Berechtig,  des  Werth  - 
tarifprinc,  cheud.  in  Kap.  2  über  die  verwandte»  Fragen  der  Trennung  des  Fahr-  u 
Frachtverkehrs,  S.  SS,  über  Wagenleihe  S  112,  aber  Besorg,  der  An-  u.  Abfuhr  durch 
die  Bahnverwalt.  selbst  S  S5.  über  ..running  powers"  S.  68. 

Ich  hatte  mich  schon  in  d.  vor.  Aufl.  S.  645  II.  z.  Th.  durch  Cohn's  Werk  u 
durch  die  Opposition  bes.  d.  deutsch.  Priv.bahncn  «regen  den  sogeu.  „uatürl."  (eis  - 
lothr.>  Tarif,  mehr  als  da  ich  die  6.  Ausgabe  von  Hau  bearbeitete,  davon  überzeusrt. 
dass  die  Berücksichtigung  der  Selbstkosten  als  Grundlage  der  Tarife  vornehm!  nur 
vom  Staats  bahn  system  zu  erwarten  ist,  dass  aber  eine  gewisse  Berücksichtig.  des 
Werths  der  Waaren  doch  auch  hier  statthaft  bleibt  (bes.  Cohn  II,  455).  Mir  schien 
jedoch,  dass  Cohn  das  Selbstkostenprincip  zu  sehr  zurückschiebe:  als  Ziel,  dem  man 
sich  freilich  nur  annähern  könne,  hielt  ich  es  fest.  Weiteres  Studium  hat  mich 
seitdem  in  dieser  Krage  dem  Cohn'schen  Staudpuncte  noch  etwas  naher  gebracht 
Auch  hier  bind  es  Analogieen  mit  dem  Versicherungswesen  u.  die  Beachtung 
der  hier  möglichen,  m  E.  principiell  zulässigen  u.  in  der  Praxis  (beim  deutschen 
öfFentl.  Feuerversich. wesen)  vorkommende»  Abweichung  der  Prätniensatze  von  den 
Kostensätzen  (Risicos),  welche  mich  mehr  noch  wie  die  ueueren  Arbeiten  —  von  Nen- 
mann  (Tüb.  Ztschr.  1880,  Preis  unter  d.  Einfluss  d.  Eigennutzes,  u.  A.  S.  28S  tl.. 
30s  ff. ,  s.  auch  Neumann 's  Abh  über  d.  Preis  in  Schönberg's  Handb.  I).  Lehr 
(Eisenbahntarifwesen  u.s.  w  ,  Berl.  1*70,  eine  umfassende  kritische  Prüfung  der  ver- 
schiedenen Tarifsysteme  ,  worauf  hier  fur  die  Einzelfragcn  speciell  verwiesen  wird  . 
Sax  II,  404  IT.,  bes.  415  ff,  u  jetzt  wieder  v.  G.  Cohn  (Aroh.  f.  Eisenb.  1  **S.t 
S.  113  ff.  über  das  Tarifprincip)  —  davon  überzeugt  habe»,  das>  ein  Tarif  system 
mit  Tarifsätzen  für  die  einzelnen  Transportobjectc  möglichst  genau 
proportional  den  Selbstkosten  des  Transports  der  Objecto  nicht  all- 
gemein richtig  noch  erstrebenswert)!,  nicht  unbedingt  volkswirtschaft- 
lich zweckmässig  u.  gerecht  ist.  Letztere,  früher  von  mir  mit  vertretene  Auf- 
fassung, gegen  welche  sich  auch  Neu  mann  a.  a.  O.  mit  mich  theilweisc  überzeugenden 
Ausführungen  wendet,  ist  eine  Consequeuz  der  individualistischen  Betrachtungs- 
weise des  Wirtschaftslebens  u.  beruht  streng  genommen  auf  einer  petitio  prineipü 
Ich  halte  daher  nur  daran  fest,  dass  die  Summe  der  Selbstkosten  durch  die  Ein- 
nahmen möglichst  gedeckt  werden  soll  —  obwohl  beim  Staatsbahnsystem  auch  hiervon 
unter  Umständen  Abweichungen  berechtigt  sind;  das»  das  Privatbahnsystem  zu  einer 
möglichst  hohen  Ueberschreitung  der  Selbstkosten  strebt,  und  dass  eine 
richtig«  Tarifpolitik  von  Fall  zu  Fall  untersuchen  muss,  ob  und  wie- 
weit sie  ein  den  relativen  Selbstkostensitzen  der  einzelnen  Trans- 
portobjectc proportionales  System  von  Tarifsätzen  für  diese  Objecto 
durchfuhren  oder  nach  anderen  Momente»  (Leistungsfähigkeit  oder  Zahlungs- 
kraft der  Personen .  socialen  Verhältnissen ;  Werth  der  Güter)  die  individuellen  Tarif- 
bilden  soll  Die  Freiheit  des  Verfahrens,  welche  in  dieser  Hinsicht  wieder  das  Staats- 
b a h n system  giebt,  ist  ein  weiterer  Vorzug  des  letzteren.  Die  hier  befürwortete,  nicht 
bloss  nach  der  Selbstkosten-Proportion  die  Tarifsätze  bildende  Tarifpolitik  möchte  ich 
als  die  gern  einwirthschaftlichc  bezeichnen.  Dass  hier  mehrfach  ähnliche 
Gesichtspunctc,  wie  in  der  Besteuerung  bei  der  Durchführung  des  (auch  „geinein- 
wirthschaftlichcn")  Princips  der  ., Bosteuerunir  nach  der  Leistungsfähigkeit" 
(Fla.  II,  §  417,  425  ff),  mitspielen,  hebt  Cohn  (Arch.  1*>S3  S.  128;  mit  Hecht  hervor 
Auf  die  von  Neu  mann  u.  Cohn  angeregten  interessanten  Piincipienfragen  der  Werth- 
u.  Preistheorie  u.  auf  das  ethische  Moment  dabei  (vermeintlich  alleinige  „Gerechtigkeit 
des  Selbstkostenprincips")  kann  an  diesem  Orte  uicht  weiter  eingegangen  werden 

Beachtenswerth  ist,  dass  in  neuerer  Zeit  der  Einfluss  der  Bahntarife  auf 
die  Zollsätze  immer  mehr  bemerkt  worden  ist,  was  ebenfalls  auf  die  Notwendigkeit 
einer  einheitliche»  Regelung  der  Bahntarife  durch  die  Staatsgewalt  hinweist,  um 
willkürliche  Kreuzungen  der  Zoll-  und  Handelspolitik  zu  verhüten ;  ein  neues  Argument 
von  praktischer  Bedeutung  für  das  Staatsbahnsystem. 
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J.  §.  291.  Die  Grundlage  des  Tarifwesens.  Die 
Feststellung  des  Preises  der  Transportleistungen  erfolgt  bei  den 
Eisenbahnen  wie  bei  den  anderen  grossen  öffentlichen  Verkehrs- 
anstalten nicht  wie  im  gewöhnlichen  Verkehr  in  jedem  einzelnen 
Falle  nach  speciellem  Uebereinkommcn  der  Bahn  und  der  Fracht- 
geber, sondern  nach  Taxen,  welche  in  den  sog.  Tarifen  zu- 
sammengestellt und  veröffentlicht  werden.  Die  eigenthümliche  Natur 
des  Eisenbahntransports,  wo  eine  Menge  Personen  und  Verschiedenen 
gehörende  Güter  für  eine  Transportgelegenheit  (Bahnzug)  zu- 
sammengefasst  und  die  Reihenfolge  dieser  Transporte  streng 
geregelt  werden,  rechtfertigt  und  bedingt  dies  Tarifwesen.  Mit 
Taxe  und  Tarif  steht  die  Eisenbahnnntcrnchmung  aber  schon 
wieder  anders  da,  als  eine  gewöhnliche  wirtschaftliche  Unter- 
nehmung mit  ihrer  Preisbestimmung:  die  Einwirkung  der 
Concurrenz  wird  nothwendig  von  vornherein  eine 
weniger  directe. 

Als  Grundlage  des  Bahn tarifwesens  diente  bisher  fast 
ausschliesslich  die  Messung  des  Werths  der  Transport- 
leistungen für  den  Beansprucher  der  letzteren,  wobei 
folgende  Momente  als  massgebend  gelten: 

1.  Die  von  dem  Transportobject  mit  dem  Fahmiaterial  zurück- 
gelegte Entfernung,  also  die  Weglänge. 

Nur  ausnahmsweise  finden  hiervon  Abweichungen  statt:  a)  theils  in  gering- 
fügigen Fällen  zum  Zweck  der  Abrondung  der  Tarifsätze;  b>  theils  wegen  der  be- 
sonderen Kostspieligkeit  einzelner  Wegstrecken,  indem  die  wirkliche  Weg- 
längc  und  die  tarifmässige  Länge  unterschieden  wird,  so  dass  /..  B.  eine  kleine  kostspielige 
Wegstrecke  im  Tarif  als  eine  längere  betrachtet  wird;  e)  theils  im  „Differential- 
tarifsystem".  wo  die  Taxe  für  die  Transportleistuug  im  Personen-,  namentlich 
aber  im  «Uterrcrkehr,  besonders  für  längere  Strecken,  niedriger  augesetzt  wird,  als 
es  der  Bemessung  dej»  Werths  der  Tran  Sportleistung  nach  der  Weglänge  unter  Inne- 
haltung des  allgemeinen  Tarifsatzes  entspricht. 

2.  Auf  gleicher  Weglänge  die  Schnelligkeit  der  Beförde- 
rung, also  die  beim  Transport  (bei  Gütern  einschliesslich  der 
Einladung  und  Ausladung)  verbrauchte  Zeit.  Dieser  Massstab 
ist  beim  Personen-  und  Güterverkehr  fast  allgemein,  aber  nicht 
immer  ganz  consequent  in  Anwendung  (Schnellzug,  Personenzug, 
Eilzug,  Frachtzug). 

3.  Bei  gleicher  Weglänge  und  gleichem  Zcitverbranch  die 
Sicherheit  des  Transportobjects  vor  Beschädigung  u.  s.  w. 
(offene,  bedeckte  Güterwagen  etc.),  und  die  Bequemlich- 
keit und  Annehmlichkeit  des  Reisenden  im  Personenverkehr 
(Classensystem). 
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4.  Die  Art  und  Beschaffenheit  des  Transportobjects, 
die  damit  verbundene  Expeditions-  und  Manipulations- 
arbeit,  besonders  aber  die  Fähigkeit  des  Transportobjeets. 
einen  gewissen  Tarifsatz  zu  ertragen:  Unterscheidung  zu- 
nächst von  Personen-  und  Güterverkehr,  dann  weitere  Unter 
Scheidungen  in  jedem  von  beiden. 

a)  Im  ersten  massgebender  Factor:  das  Individuum,  daneben  Berücksich- 
tigung des  Alters  ^Kinder,  Erwachsene),  mitunter,  aber  selten,  des  Berufs.  Stande» 
und  der  ökonomischen  Lage  u.a.  m.  (Auswanderer,  Schaler,  Militär,  Wagenclassea. 
wobei  aber  freilich  die  Wahl  der  Classe  dem  Benutzer  freigestellt  ist,  —  im  Unter- 
schied vom  Waaren- Classificationssystein).  b)  Im  Güterverkehr  massgebender 
Factor:  das  Gewicht,  daneben  aber  BerUcksiclitigun»-  des  Volumens  (Sperrgut), 
der  Manipulationsarbeit,  dann  namentlich  des  ungefähren  Werths  des  Guts  und 
der  davon  abhängigen  Transpor  tabilität  oder  der  Fähigkeit,  bei  einem  ge- 
wissen Tarifsystem  mehr  oder  weniger  weit  oder  eventuell  gar  nicht  versandt  worden 
zu  können  (Waarenclassification  der  Tarife,  insbesondere  nach  dem  Werth  der 
Waaren;  Normalgut.  ermässigte  oder  billigere  Tarife  für  schwere  und 
Waaren  niedereu  Werths  —  d.  h.  „geringeren  speeifischen  Werths"  —  oder  für 
sog.  Massenproducte). 

Der  principielle  Mangel  dieser  Grundlage  unserer  heutigen 
Bahntarife  liegt  darin,  dass  hier  das  eine  Element,  welches  bei 
der  Werthbestimmung  eines  wirtschaftlichen  Guts  (daher  auch 
einer  Transportleistung)  in  Betracht  kommt,  zu  ausschliesslich 
seine  Berücksichtigung  gefunden  bat:  dasjenige  Element,  welches 
die  Grenze  des  Tauschwerths  und  Preises  nach  Oben  bestimmt 
nemlich  der  Gebrauchswerth  für  den  Begehrer  und  die 
Zahlungsfähigkeit  des  letzteren.  Diese  Gestaltung  des 
Eisenbahntarifwesens  ist  sehr  characteristisch  und  verräth  wieder 
deutlich  die  Monopolnatur  der  Eisenbahnuntcrnchmung. 

Vgl.  Cohn  II.  .*iS7  Q*.,  über  die  Motive  der  Tarifbestimmuner  in  England,  nach 
den  Enqueten.  Eijr<  nuutz  als  der  vorherrschende  Factor  anerkannt.  Im  Einzelnen 
die  induetive  Beweisführung  für  das  im  Texte  gegebene  Urtheil.  Die  principielle 
Formulirung  lässt  die  wesentlichen  Momente  doch  schärfer  hervortreten.  Cohn 
will  in  seiner  Reaction  uegen  die  „Aufstellung  v.  Gesetzen"  nicht  dazu  gelangen, 
womit  aber  m.  E.  mit  Unrecht  die  Ziehung  eines  wenn  auch  nur  vorläufigen)  „Kacif 
einer  solchen  „induetiven"  Untersuchung  unterbleibt.  S.  auch  Cohn  im  Archiv  lSS-i 
S.  174.  —  Wenn  ich  auch  jetzt  noch  von  einem  „prineip.  Mangel"  der  bestehenden 
Tarifgrundlage  spreche,  so  steht  das  nicht  im  Widerspruch  mit  dem  Zugeständnis, 
dass  die  Selbstkosten  -  Proportion  nicht  ohu»-  Weiteres  die  richtige  Grundlage  für  die 
Tarifsätze  der  einzelnen  Transportobjecte  sei. 

Das  andere,  den  Tauschwerth  und  auf  die  Dauer  den 
Preis  nach  Unten  hin  begrenzende  Element  ist  der  vom  Anbieter 
getragene  (Productions-)  Kosten-  oder  Helbstkosten-Satz 
für  das  Gut.  Dieser  Satz  wird  zwar  in  den  vier  Momenten,  welche 
die  Grundlage  unserer  Tarife  bilden,  etwas  mit  berücksichtigt,  aber 
im  Ganzen  ungenügend  und  im  Einzelnen  oft  zu  willkürlich,  so 
auch  im  bisherigen  Differentialsystem  und  in  der  bestehenden 
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Waarenclassitication  der  Gütertarife,  besonders  in  derjenigen  nach 
dem  Wcrthc.  Dieses  zweite  preisbildende  Element  ist  wegen  der 
unzureichenden  Wirksamkeit  des  Concurrenzprincips  im  Eisenbahn- 
wesen nicht  ordentlich  zur  Geltung  gelangt.  Dem  kann  und  soll 
gerade  durch  das  Staatsbahnsystem  wieder  abgeholfen  werden. 
Nicht  zwar  so,  dass  nun  tiberall  unbedingt  die  Tarifsätze  der 
Transportobjecte  genau  nach  Höhe  und  Proportion  der  Selbst- 
kostensätze dieser  Objecte  gebildet  werden  sollen.  Wohl  aber  so, 
dass  mittelst  des  Tarifsystems  zunächst  auf  eine  Deckung  der 
Gesammtselbstkosten  durch  die  Einnahmen  hingestrebt  und 
sich  eventuell  damit  begnügt,  demgemäss  das  Tarifsystem 
eingerichtet  und  bei  den  einzelnen  Tarifsätzen  nach  richtigen 
Erwägungen  entschieden  wird,  ob  und  wie  weit  ihnen,  den  dabei 
in  Betracht  kommenden  Interessen  und  deren  Berechtigung  gemäss, 
die  Beträge  und  die  Proportion  der  Selbstkosten  zu  Grunde 
gelegt  werden  oder  Abweichungen  nach  der  Berücksichtigung 
anderer  Momente  stattfinden  sollen. 

Im  volkswirtschaftlichen  Interesse  kann  diu  thuuliehste  Keductioii,  daher 
•lie  Annäherung  der  Tarife  an  die  Selbstkostenbeträge,  d.h.  an  gewisse  Mini  mai- 
sätze, statt  wie  bisher  wehr  an  Maxiinalsätze  zu  verlangeu  sein.  Der  rein  gewerb- 
liche Standpunet  in  der  Verwaltung  der  Eisenbahnen  spricht  für  eine  solche  Reduc- 
til» der  Tarife  allerdings  nnr  soweit,  als  daraus  eine  mehr  als  proportional«- 
Verkehrssteigerung  und  demgeuiäss  gerade  eine  höhere  Rente  hervorgeht  Dieser 
Standpunct  ist  aber  nur  für  eine  Privat  Unternehmung,  nicht  für  den  Staat  aus- 
schliesslich massgebend:  ein  weiterer  Grund  gegen  Privat-  und  fUr  Staatshahnen. 
Der  Staat  kann  vielmehr  eine  Tarifpolitik  annehmen,  bei  welch«*  das  volkswirtschaft- 
liche Interesse  selbst  dauernd  auf  Kosten  des  finanziellen  gewinnt.  Ob  und  wieweit 
•  lieser  Gesichtspnnct  beim  Staatsbahnsystein  leiten  soll,  ist  im  concreto  n  Fall  und 
entschieden  auch  unter  Berueksiehtigung  der  Finanzlage  —  u.  A.  auch  der  Mö^lich- 
keit  und  Zweckmässigkeit,  Uebrrschusse  der  Eisenbabnverwaltung  durch  andere  Ein- 
nahmen oder  umgekehrt  letztere  durch  solehe  Ueberschusse  zu  ersetzen  —  zu  ent- 
scheiden. Auch  wenn  indessen  die  Tarifsätze  aus  finanziellen  Rücksichten  nicht  — 
oder  noch  nicht  jrleich  —  so  weit  herabgesetzt  werden,  dass  bloss  die  Deckung  d«r 
<  rcsammtkosteu  erfolgt,  so  kann  sich  der  Staat  einem  solchen  Tarifsystem  wenigstens 
mehr  nähern,  weil  ihm  gewisse  Verkehrsvortheile  mit  einem  etwaigen  vorüber- 
gehenden Einnahme-  und  Reinertragsausfall  nicht  zu  theuer  erkauft  sind,  was  bei 
einer  Privatunternehmung  wegen  der  Unsicherheit  des  Ergebnisses  oft  der  Kall 
sein  wird. 

Die  Selbstkosten  d«-r  einzelnen  Arten  von  Transportleistuugen  sind  uatur- 
jgemäs*  manehfach  verschieden.  Die  Proportion  der  Selbstkosten  bildet 
mit  Re<ht  nicht  die  einzige  Grundlage  der  Stufeubild ung  im  Tarife,  aber 
«loch  Afters  ein  Moment,  das  neben  und  zum  Theil  statt  der  anderen,  bisher 
£ur  Grundlage  der  Tarifstufen  dienenden  Momente,  besonders  des  Werths  der  Trans- 
portobjecte im  Güterverkehr,  mehr  zur  Geltung  gebracht  werden  darf.  Dadurch  nähert 
sich  der  Bahntarif,  soweit  das  gegenwärtig  vor  einer  Amortisation  des  Bahnkapitals 
schon  zulässig  ist,  bereits  mehr  einem  Gebührentarif,  in  welchem  die  Höhe  der 
K  oste u provocation  Seitens  des  Benutzers  einer  Verkehrsanstalt,  wie  bei  anderen 
Üehuhrenzweigen,  thunlichBt  für  di«-  Höhe  der  Gebührensätze  mit  bestimmend  ist. 
Dieser  Gesichtspunct  scheint  mir  doch  auch  jetzt  noch  bei  Cohn  in  s.  Werke  u.  im 
Archiv  a.  a.  0.  etwas  zu  sehr  zurückzutreten,  auch  in  dem  gelegentl.  Hinweisen  auf 
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einen  sUuerartigen  Character  der  Tarifsäue  mit  Consuintionsabgaben  .  In  Zukouft 
übrigens  nicht  unmöglich,  ebenso  wie  ehedem  bei  der  Post 

II.  —  §.  292.  Die  Selbstkosten  des  Transports. 
A.  Die  drei  Elemente  derselben. 

1.  Ein  Zinsbetrag  flir  das  in  der  Unternehmung  steckende 
(also  noch  nicht  amortisirte)  Kapital.  Dieser  muss  mit  Rücksicht 
auf  das  mit  der  Unternehmung  verbundene  Risico  den  üblichen 
Zinsfuss  für  beste  Sicherheit  übersteigen,  aber,  wenigstens  bei 
Staatsbabnen,  nicht  nothwendig  so  hoch  sein,  um  noch  einen  Unter 
nehmergewinn  zu  enthalten.  Bei  uns  wird  der  Ansatz  von  5  —  6, 
jetzt  wohl  von  4— 5°/0  genügen.  Unter  Umständen  kann  indessen 
auch  eine  höhere  Rente  als  Ziel  gesteckt  werden. 

Z.  B.  zur  Erziclung  grösserer  UeberschUsse  auf  üUteii  Strecken,  um  damit 
Deficite  sehlechter  Linien  zu  decken.  Auch  Nasse  a.  a.  0.  befürwortet  5  °/0  u-  mt 
Einrechn.  f.  Emeuer.  6  °;0.  Es  wird  natürlich  mit  auf  die  Hohe  des  Ziusfussos  der 
Eiseubahnschulden,  auch  auf  dorcii  Torrn  -unkündbare  Kentensehuld)  ankommen.  Bti 
deu  neuen  deutschen  Verstaatlichungen  braucht  nur  mit  4  %  Zins  für  diese  Scholdeu 
gerechnet  zu  werden,  ein  Satz,  deu  der  Staat  bei  der  Form  der  RentenschuH 
^.consolidirte  Anleihe"  nicht  zu  erhöhen  ireuöthigt  werden  kann,  auch  wenn  der 
Staatszinafuss  wieder  steigen  sollte.  —  Ob  eine  höhere  Kente  erzielt  werden  ttll 
hängt  auch  von  der  fin an z wirtschaftlichen  Betrachtuug  mit  al»,  ob  ein  be- 
treffender Ueberschuss  der  Bahnen  eine  zweektnässigere  Einnahme  als  eine  ander 
privatwirthsebaftliche,  gebührenartige  u.  auch  steuerartige  im  concreten  l  alle  darstellt 

2.  Eventuell  ein  Amortisationsbetrag  für  dieses  Kapital. 
So  bei  derjenigen  Privatbahn,  welche  nach  Ablauf  der  Concession 
ohne  weiteres  an  den  Staat  heiiufällt.  Bei  anderen  Privatbahnen 
und  bei  Staatsbabnen  wäre  der  Betrag  unter  Umstanden  entbehrlich, 
nemlich  a)  wenn  die  Bahn  aus  den  laufenden  Einnahmen 
vollkommen  im  Stande  erhalten  wird,  daraus  namentlich 
auch  alle  erforderlichen  Erneuerungen  bestritten  werden;  b)  wenn 
eine  für  P.  1  genügende  Ertragsfähigkeit  der  Eisenbahnen  für 
immer  sicher  ist;  und  c)  wenn  die  Bahn  immer  so  verwaltet 
wird,  dass  das  für  sie  aufgenommene  Schuldkapital  hin 
reichend  verzinst  wird.  Die  erste  dieser  drei  Bedingungen  lässt 
sich  erfüllen,  die  zweite  hängt  von  der  weiteren  Entwicklung  der 
Technik  im  Communicationswesen  und  von  der  zukünftigen  Ge- 
staltung der  Volkswirtschaft,  die  dritte  von  der  immerwährenden 
Aufrechthaltung  entsprechender  Tarife  ab.  Um  für  die 
Zukunft  das  in  den  Bahnen  steckende  Kapital  nicht  zu 
riskiren,  auch  um  das  Risico  für  die  Finanzen,  eventuell 
aus  anderen  Mitteln  die  Zinsen  der  Eisenbabnschulden  mit  decken 
zu  müssen,  zu  vermindern  und  endlich  und  namentlich  um  freiere 
Hand  für  die  Tarifregelung  zu  gewinnen  (etwaige  Eiu 
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fuhrung  des  Gebühren  principe  mit  mässigen  SHtzen),  ist 
daher  die  Einreehnung  einer  massigen  Amortisations- 
quote für  eine  nicht  gar  zu  lange  Tilgeperiode  (30  bis  50  Jahre) 
unter  die  Selbstkosten  auch  für  Staatsbahnen  empfehlenswert!]. 

Fiu  d.  „Erneuerung"  wird  Ihm  der  preuss.  u.  aiuh  rn  Privatbahnen  ein  sog. 
Erneueriinggfonds  dotirt.  welcher  bei  den  Staatsbahnen  i ausser  d.  Sicht.)  fehlt. 
Dafür  Verden  bei  diesen  aber  nicht  unerhebliche  Verwendungen  für  Gutmachung  der 
Abnutzung  u.  dgl..  selbst  für  Neub«  Schaffungen  von  Fahrmaterial  aus  den  laufenden 
Kiunahnien  gemacht.  /.  Ii.  \mi  der  preuss.  Stnatsb.  im  Et.  f.  1SS8/S4  für  Erneuer. 
.1.  Oberbaus  27  656  M.  lt.,  für  diej.  d.  Betriebsmittel  17*33  M.  M.,  oder  bez. 
'.»•30  u.  5*S6,  zus.  15*22  %  der  tiesammtausgabe. 

S.  über  die  gesctal.  Tilgung  des  Eiseubahn-SehuldkapitaN  in  Preusscn  o.  S.  71U. 
Eine  noch  stärkere  Tilguni;  als  db-  hier  vorgeschriebene  v.  '/*  0/«  schiene  mir  cr- 
wünscht.  Man  sollte  sieh  in  den  gegenwärtigen  günstigen  Zeiten  nicht  schon  an  die 
leberschüsse  der  Eisenbahnen  als  an  ein  Mittel  "für  die  Deckung  anderer  Ausgaben 
gewöhnen. 

3.  Den  dritten  Bestandteil  der  Selbstkosten  bildet  die  lau- 
fende Betriebsansgabe,  einschliesslich  eines  genügen- 
den Ersatzes  für  die  Abnutzung  und  auch  für  die  Erneue- 
rung der  Bahn  und  des  Fahrmaterials,  wenn  letzterer  Posten  nicht 
schon  unter  N.  2  besonders  eingesetzt  ist.  Dieses  Element  ist  nun 
offenbar  immer  nur  für  eine  bestimmte  Verkehrsgestaltung 
auf  der  Bahn  (namentlich  u.  A.  auch  für  ein  bestimmtes 
Verhältniss  des  todten  zum  nützlichen  Gewicht)  zu 
ermitteln  —  eine  an  sich  schon  recht  schwierige  und  mühsame 
Aufgabe  der  Technik  und  Verwaltung.  Denn  die  Selbstkosten 
ändern  sich  selbst  mit  dieser  Vcrkch rsgcstaltung,  die 
ihrerseits  wieder  von  der  Tarifhohe  abhängt,  während 
für  die  Normirung  der  letzteren  gerade  der  Selbstkostensatz  ein 
wesentlich  entscheidendes  Moment  sein  soll.  Diese  gegenseitige 
Abhängigkeit,  in  welcher  die  Tarif  höhe,  der  Selbstkostensatz  und 
die  Verkehrsgcstaltung  stehen,  erschwert  die  Aufgabe  der  Tarif- 
regelung  sehr. 

Vgl.  uber  diese  Selbstkosten  bes.  die  Schriften  v.  (iarcke,  Sehcffler, 
Barychar.  die  sehr  =>pec.  Berechnungen  enthalten.  Aus  d.  amtl.  preuss.  Eisen- 
bahnstatist, ist  für  einige  Theile  der  Uetriebsausgabo  der  Scltatkostonbetrag  des  Trans- 
ports berechnet.  So  für  die  Kosten  der  Zugkraft.  ISiV.I  MbS  Mill.  Thlr. ,  auf 
die  Coutncrmeile  Bruttolast  0*1  u  Pf..  1S5D  noch  0  21  l'f.,  per  Gentnenneile  Nettolast 
0*3S  bez.  0  70  Letzterer  Betrag  wird  bei  einer  stärkeren  Durchschnittsbeladung, 
welche  diese  Aus»,  nur  sehr  wenig,  die  Einnahme  bedeutend  steigert,  sofort  viel 
gunstiger.  Er  war  iMi!)  /..  B.  hei  der  Qstb.  0*50.  Bebr.-Hau.  0*S2,  dagegen  bei 
n iedcr-j»ehle:>.-inark  nur  0**1-1.  haniiuv.  o  ll  l'f.,  wogegen  d.  Betrag  p.  Bruttocentner- 
meile  nur  varitrt  wie  01 3,  0*14.  0  12,  O  l 4.  Bei  Privatbahnen  mit  günst.  Freiju.  u. 
starker  Verladung  sinkt  der  Satz.  p.  Nettocentnermeile  bis  auf  0*28  (.Brutto  017,  Coln- 
Mind.) .  steigt  aber  unter  ungünst.  Frequenz  bis  auf  1*82  (Brutto  o*2S  Pf.  Vorpoinm. 
B.b  Die  Selbstkosten  der  Zugkraft  variiren  also  hier  fast  wie  1  :  0.  In  den  ersten 
Jahren  nach  1871.  bes.  bis  1>74  ,  sind  die  Kosten  der  Zugkraft  bedeutend  ge- 
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stiegen.  Sic  betrugen  l»t-i  sämmilichen  preuss  Bahnen  in  den  neuen  Maassen  ond 
Gewichten : 


u.  Tonn«  n. 

KiL  m. 

P-  *?*■- 
förd 

gefördert«? 

in 

d.  Aus* 

v.  kil. 
lUhnl. 

p.  Note- 

Wigen- 

.Netto- 

Brutto- 

d. 

SUHIDM 

Kil. 

acha-K'l. 

last 

Transp- 

Mili.  M. 

M. 

Pfenn. 

Pf. 

Pf. 

Pf. 

venr. 

1867 

26*  1 

3714 

58 

1-3 

083 

033 

435 

261 

ISO«) 

34-7 

3387 

5.'» 

12 

083 

01 6 

Iii 

255 

1871 

484 

4122 

62 

M 

083 

016 

432 

269 

187,1 

765 

5565 

74 

11 

100 

o*sa 

446 

28ß 

894 

6318 

70 

18 

1*16 

033 

466 

300 

1875 

Sil 

5136 

60 

16 

101 

028 

437 

275 

Nach  d.  deutschen  Eisen  bah  nstatist.  f.  1880/81  werden  die  Kosten  der  Zug- 
kraft in  unmittelbar  laufende  u.  mittelbar  laufende  unterschieden.  Im  Ganzen  betrugen 
sie  bei  allen  Hahnen  1)1*32,  bei  d.  Staatsb.  allein  76'3s  Mill.  M.  oder  p  Nutzkil. 
53*8  u.  54  0,  p.  Achskil.  1*355  u.  1*383  Pfennig,  was  auf  ein  Zurückgehen  auf  dk 
Betrage  von  1870  hinweist,  wenn  auch  die  Berechnungsmethod»'  etwas  anders  ist 


Man  wird  sieb  darauf  beschränken  müssen,  zu  erforschen, 
wie  sich  der  unter  bestimmten  Umständen  gefundene 
Selbstkostensatz  unter  hypothetischer  Annahme  so 
und  so  veränderter  Tarifsätze,  Bahnfrequenzen  der 
einzelnen  Transportobjecte,  todter  Gewichtsmengen 
und  Verhältnisse  des  todten  zum  nützlichen  Gewicht, 
als  von  diesen  Momenten  abhängige  Grösse  verändert 
und  welcher  Reinertrag  und  welche  Rentabilität  alsdanu 
erzielt  werden.  Nach  den  Ergebnissen  dieser  Untersuchung  sind 
dann,  wenn  ein  sich  mehr  dem  Selbstkosten-Ersatz  anschliessendes 
Tarifsystem  gewählt  werden  soll,  solche  Tarifsätze  zunächst 
versuchsweise  zu  wählen,  bei  denen  eine  gewisse,  hypothetisch 
angenommene  Verkehrsentwicklung  und  demgemäss  eine  in  Aus- 
sicht genommene  Rente  wahrscheinlich  eintreten  wird.  Von  der 
Erprobung  des  Versuchs  hängt  es  ab,  ob  man  die  einstweilen 
angenommenen  Sätze  dauernd  festhalten  und  ob  und  wieweit 
man  mit  Rücksicht  auf  das  Finanzinteresse  in  der  eingeschlagenen 
Richtung  weitergehen  oder  umkehren  soll. 

Aehnlich  Cohn.  II,  540,  abweisend  gegenüber  den  ausschweifenden  Refonn- 
project  von  Perrot  u.  ähnlichen  in  England  (Galt,  Brandon),  womit  aber  die 
Berücksichtigung  des  Selbstkostenbetrags  nicht  ausgeschlossen  wird. 

Die  Grösse  der  jedesmaligen  einzelnen  Tarifveränderung, 
—  oftmals,  aber  durchaus  nicht  immer  nur,  einer  Tarif  er  mässi 
g  u  n  g  —  kann  auch  bei  den  Staatsbahnen  nicht  allein  von  volks 
wirtschaftlichen  Erwägungen,  sondern  muss  zugleich  von  der  Höhe 
des  dabei  gelaufenen  Risicos  der  Einbusse  für  die  Finanzen  und 
daher  von  der  ganzen  Finanzlage  abhängen. 

In  der  Opposition  der  gewerblichen  Interessenten  in  Deutschland  gegen  di* 
Tariferhöhungen  der  Bahnen  1>73  ff.  wurde  dies  ubersehen.    Es  ist  selbstverständlich 
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unzulässig,  einerlei  ob  Staats-  od.  Privatbahnen  bestehen,  bei  einer  allgemeinen  Preis- 
steigerung die  Preise  gewisser  Leistungen  allein  auf  dein  irnhereu  Stande  zu  halten, 
wie  2.  Ii.  die  d.  Bahn.  Hier  stimme  ich  im  Priiu.  Sasse  a.  a.  0.  bes.  S.  Ü  fl'., 
Scheffler  u.  A.  bei.  Auch  beim  Staateb.systein  kann  es  sehr  wohl  einmal  nötbig 
werden ,  im  Interesse  der  gebotenen  Rentabilität  und  selbst  um  fur  andere  Staatsbe- 
dürfniss<-  auf  diese  Weis«  FeberschUsse  zu  erzielen  wenu  die-  passender  ah  die 
Erötthun»  oder  Beibehaltung  anderer  Einnahm. quellen  sein  sollte  --.  die  Tarife  zu 
erhohen. 

K.  Das  Verhältniss  des  bestehenden  Tarifsystems 
zu  dem  Selbstkosten  prineip.  Die  Analyse  der  Selbstkosten 
zeigt,  dass  diese  letzteren  durchaus  nicht  immer  denjenigen  Mo- 
nienten proportional  sind,  welche  zur  Messung  des  Werths  der 
Transportleistung  und  zur  Grundlage  unserer  Tarifsysteme  zu 
dienen  pflegen. 

1.  Der  Weglänge,  über  welche  ein  Object  transportirt 
wird,  ist 

a)  der  unter  die  Selbstkosten  zu  setzende  Zins-  und  Amor- 
tisationsbetrag nicht  proportional,  wegen  der  ganz  ungleichen 
Kosten  der  einzelnen  Strecken. 

Gerade  bei  dem  jetzigen  Strecken-Tarifsystem  —  statt  eines  etwaigen  Zonen- 
systems -  wäre  es  unter  Umständen  möglich,  bisweilen  wohl  auch  richtig,  diese 
t  ngleichhe.it  der  Kosten  bei  der  Bildung  der  Tarifsätze  zu  berücksichtigen. 

b)  Ebensowenig  sind  die  eigentlichen  Transportkosten 
(einschliesslich  der  liahnnnterhaltung)  der  zurückgelegten  Weglänge 
proportional. 

Denn  die  Kosten  der  Expedition  sind  von  der  Länge  dieser  Strecke  fast 
sanz  unabhängig,  die  Kosten  des  Fahrdienste,  selbst  die  eigentlichen  Zugkosten,  sodann 
diejenigen  der  Bahnvcrwaltung  hängen  auch  nicht  immer  vorwiegend  von  der  zurück- 
gelegten Weglänge,  sondern  oft  noch  mehr  von  den  Steigungsv<Thältnisscn,  der  Mit- 
t'iihrung  todten  Gewichte  auf  bestimmten  Strecken  n.  dgl.  m.  ab. 

Die  Tarifregelung  möglichst  nach  den  Selbstkosten  führt  daher 
folgerichtig  zu  einem  Differentialtarifsystem,  in  welchem  die 
Sätze  nicht  durchweg  den  Längen  der  zurückgelegten  Strecken 
proportional  sind. 

2.  Von  der  Schnelligkeit  hängt  wenigstens  ein  Theil  der 
Selbstkosten  des  Transports  (Zugkraft,  Sorgsamkeit  der  Aufsicht, 
Abnutzung  des  Materials,  Zins  desselben,  verschieden  nach  der 
von  der  Schnelligkeit  mit  bedingten  Construction  u.  a.  m.)  ab. 
Die  Tarifa bstufung  danach  ist  demnach  auf  der  Basis  des  Princips 
der  Selbstkosten-Proportion  berechtigt. 

Sie  könnte  wahrscheinlich  sowohl  den  wirklichen  Proportionen  der  Selbst- 
kosten, als  in  diesem  Falle  auch  dem  Gebrauchswerte  der  Leistung  gemäss  oftmals 
strenger  als  jetzt  durchgeführt  werden.  Wahrscheinlich:  nicht  gewiss,  weil  bei 
einer  grösseren  Preisdifferenz  /.wischen  schneller  und  langsamer  Beförderung  die 
Nachfrage  nach  erste rer  so  sehr  abnehmen  könnte,  dass  die  Bahn,  wenn  sie  die 
schnelle  Beförderung  nicht  ganz  einzustellen  vermag,  was  rein  finan- 
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ziell  oft  das  Vortheilhaitore  sein  kann,  sich  bei  einer  geringeren  Differenz  und  bei 
niedrigerem  Tarif  für  diese  Trans|»ortart  leicht  besser  steht. 

3.  Im  Tarifclassensystem  des  Personenverkehrs  und  der  in 
verschiedenartigen  Wagen  zu  versendenden  Gitter  werden 
die  Selbstkosten  des  Transports  (verschiedene  Kosten  und  Eigen 
gewichte  der  Wagen,  verschiedene  Ausnutzung  der  Ladungsfähig- 
keit, verschiedene  Manipulation  der  Güter  u.  s.  w.)  etwas  mit 
berücksichtigt,  aber  nicht  durchgreifend  und  nicht  auf  Gntnd  genauer 
Berechnungen. 

Die  Schwierigkeit  ist  auch  hier  wieder  die  unter  Nr.  2  angedeutete:  bei  eiber 
genau  den  bisherigen  erfahrungsmassivren  Seilistkosten  entsprechenden  Abstufung  der 
Tarife  und  bei  dein gemässen  genügend  hohen  Sätzen  der  höheren  ('las  en  kann 
die  Frequenz,  in  letzteren  leicht  /.u  sehr  abnehmen,  was  dann  doch  wieder  niedrigere 
Satze  gerade  dieser  Classeu  bedingt  Im  Personenverkehr  lässt  sieh  durch  Verein- 
fachung der  Ausstattung  der  mittleren  Classc  (zweite'  vielleicht  ein  richtigeres 
Frequenz-  und  Taiifverhältnis*  der  einzelnen  Classeu  zu  einander  mit  herbeiführen. 
Ein  grossei  Vortheil  läge  in  der  Beseitigung  oder  wenigstens  in  der  Vermind«  - 
rung  der  Wagenclassen  im  Personenverkehr  (ähnlich  selbst  im  Güterverkehr 
Denn  das  C lassen system  erhöht  unvermeidlich  die  Selbstkosten  des  Transports,  weil 
es  die  Durchschnittsmasse  des  todteu  (iewichts  Weigert,  die  Ausnutzung  der  Laduug>- 
lahicrkeit  verringert  und  das  Verhältniss  des  todten  zum  nützlichen  (iewicht  ungünstiger 
gestaltet.  Aber  unsere  ('esellschaftszustäude  widerstreiten  dem  (iebrauch  einer  einzigen 
Wagen«: lasse.  N  ielleicht  könnte  jedoch  nach  der  zweckmässigen  Einführung  der 
4.  ('lasse  die  erste  fortfallen.  Im  Güterverkehr  kann  man  sich  wenigstens  auf  2  Haupt- 
arten von  Wagen  (offene  und  bedeckte)  beschränken;  daneben  noch  Viehwagen. 

Weber  tadelt  mehrfach  die  zu  gute  Ausstattung  der  deutschen  2.  Wagenclass- 
weshalb  die  erste  so  wenig  benutzt  sei.  In  der  That  ist  der  Unterschied  zwischen 
beiden  Classeu  in  diesem  Puncte  wohl  zu  gering.  Um  so  mehr  spricht  für  eine  Auf- 
hebung der  1.  Cl.  Die  Zahl  der  Heisenden  1.  GL  sinkt  bei  einzelneu  deutschen 
Bahnen  unter  1  u/0  der  üesaromtzahl,  ist  oft  nur  2  —  3,  im  D.  bei  d.  preuss.  Bahnen 
1*6.  uach  Personenmeilen  3*1  %  (1S61R  1875  kamen  in  Preussen  v.  der  Gesammt- 
/.ahl  der  beförderten  Personen  (excl.  Abonnenten)  bei  den  Zügen  mit  erhöht  Fabr- 
jreld  auf  die  GL  I.  II.  III  bez.  0*4,  PH  u.  11  %.  bei  den  Zügen  mit  gewöhnl 
Fahrgeld  bez.  0  5.  5'5.  F»  u  (IV.  Cl.)  2U3.  mit  ermäss.  Fahrgeld  bez.  0  5.  71». 
31*0  u.  Fit"/«.  Militärs  PH  "  „.  Von  .3760  "  Mill.  Personen-Kilometer  kamen  m 
Ganzen  nur  113*3  Mill.  auf  die  I.  Classe.  Nach  d.  deutschen  Eisen >  ».Statist.  1 
ls*0/81  kommen  von  0170-20  Mill.  Fers  kil.  auf  d  1.  GL  160*45  [ wahrscheinl.  noch 
weniger  in  Wirklichk.  als  nach  dieser  ,.  Bilretstatist. v.  o.  S.  750),  2.  GL  1251*21. 
3.  ('I.  3362  75,  4.  Cl.  1383*77.  Milit.  32100  Mill. 

4.  Von  der  Art  und  Beschaffenheit  der  Transport- 
objecte  hängen  gewisse  Theile  der  Selbstkosten  des  Transports 
ab,  deren  Berücksichtigung  in  unteren  Tarifsystemen  richtig  ist, 
so  namentlich  die  durchgreifende  Unterscheidung  von  Personen 
und  Güterverkehr.  Innerhalb  jeder  dieser  beiden  Verkehrsarten 
Hesse  sich  aber  das  Princip  der  Tarifregelung  nach  den  Selbst 
kosten  genauer  durchführen,  und  mehrfach  möchte  dies  anch  von 
einem  Standpuncte  aus,  von  welchem  dies  Princip  nicht  als  das 
allein  oder  auch  nur  immer  als  das  in  erster  Linie  zu  berück 
sichtigende  anerkannt  wird,  empfehlenswerth  sein.  Dies  gilt,  ohne 
dass  die  unter  Nr.  '2  und  3  hervorgehobenen  Bedenken  allzu 
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störend  eingreifen,  in  Betreff  der  untern  Classen  des  Personen- 
und  Güterverkehrs,  also  der  vierten,  bedingt  der  dritten  Wagen- 
ciasse bei  ersterem  und  der  Massenproducte  (vornehmlich  ge- 
ringeren specifischen  Werths)  bei  letzterem.  Demgemäss  sind  h ierfü r 
niedere  Tarife,  welche  den  Selbstkosten  möglichst  genau  ent- 
sprechen, ja  aus  Grtlnden  des  socialen  und  wirtschaftlichen  Inter- 
esses mitunter  selbst  Tarife,  welche  absichtlich  unter  diesen 
Selbstkosten  gehalten  werden,  zu  billigen. 

Durch  solche  Tarife  wird  auch  hier  die  stärkste  Frequenzzunahme  erzielt  werden 
können,  indem  dadurch  ein  ganz  neuer  Verkehr  ins  Leben  gerufen  wird.  Dann 
wird  auch  wieder  das  Verhältniss  des  todten  zum  nützlichen  Gewicht  günstiger,  da- 
durch der  Betrag  der  Selbstkosten  niedriger  und  eventuell  eine  neue  Tarifermässigung; 
ohne  finanzielle  Kinbusse  möglich. 

Bei  den  höheren  Classen  des  Personen-  und  in  gewissen 
Grenzen  auch  des  Güterverkehrs  müsste  experimentell  erprobt, 
werden,  wieweit  die  Erhöhung  der  Tarifsätze  derjenigen  der  Selbst- 
kostensatze, verglichen  mit  den  unteren  Classen,  proportional  sein 
kann  oder  aus  finanziellen  und  sonstigen  Gründen  davon  nach 
Oben  oder  nach  Unten  abzuweichen  sei. 

Eine  solche  Abweichung  lässt  sich  principiell 
rechtfertigen:  um  z.  B.  einerseits  die  erforderliche  Deckung 
der  Summe  aller  Selbstkosten  (einschliesslich  der  Verzinsung  u.  s.  w. 
des  Kapitals;  für  den  ganzen  Betrieb  zu  erzielen,  anderseits  aber 
im  allgemeinen  Interesse  die  untersten  Personen-Wagenclassen  und 
die  Massengüter  des  allgemeinen  Consums  und  der  Verarbeitung 
billiger  zu  befördern,  ist  eine  höhere  Tarifirung,  als  die  der 
Steigerung  der  Selbstkosten  proportionale,  für  die  oberen  Wagen- 
classen  im  Personenverkehr  und  für  die  werth volleren  Güter 
Matthaft.  Hieraus  folgt  die  Rechtfertigung  des  Waarenclassi- 
ticationssystems  im  Gütertarif  (besonders  bei  Stückgütern)  mit 
nach  dem  Werth  der  Güter. 

S.  Cohn  II,  45.H  ff.,  479  ff.,  der  zu  einer  bedingten  Festhaltung  des  Werth- 
prineips  kommt. 

S.  o.  die  Vorbem.  S.  760.  (iarke,  a.  a.  0.,  S.  9  und  in  den  Tabellen.  S.  S7. 
berechnet  die  Kosten  der  Züge  nach  Achsmeilen  und  theilt  die  dabei  in  Betracht 
kommenden  Ausgaben  in  3  Classen:  a)  solche,  welche  von  der  Lunge  der  von  den 
Zügen  zurückzulegenden  Touren  al.  i.  von  der  Fahrtlänge)  unabhängig  sind  und  sieh 
ilirect  nach  ihrer  Gattung  p.  Achsmeile  bestimmen  lassen  (oder  variabel  nach  den 
Zuggattungen  sind),  neml.  Befeuerung  der  Locomotive,  Versorgung  derselben  mit 
Wasser,  Putzen  u.  Schmieren  der  Locomotive  u.  Wagen  ^Arbeit  u.  Material),  Repara- 
turkosten der  Locomotive  u.  Wagen,  einschliessl.  der  Unterhaltung  der  erforderlichen 
Gebäude,  Beleucht.  d.  Züge;  —  b)  Kosten,  d.  für  einen  bostimmt  begrenzten  Betrieb 
v.  d.  Art  u.  Curslänge  d.  Züge  unabhängig  sind ,  neml.  Kosten  d.  Allg.  u.  d.  Bahn- 
vcrwalt..  Verzins,  d.  Anlagekap.  u.  Besteuer.  (im  Hauptbeispiel  '/«  Mill.  Thlr.  exel. 
Betriebsrat,  p.  Meile  u.  5%  gerechnet);  —  c)  Kosten,  welche  von  der  Länge  der 
Fahrt  abhängig  sind,  neml.  Abnutz.  d.  Schienen  (vom  Verf  aus  bes.  Grand  unter  b 
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gestellt).  Zinsen  u.  Erneuerungskosten  d.  Locom.  u.  Tender.  dsgl.  der  Achsen  und 
Wagen,  Kosten  des  Zugpersonals.  Die  Gesainmtkosten  p.  Aehsmeile  «für  wirkl.  WafOB- 
achsen,  excl.  Achsen  v.  Masch,  u.  Tender),  zu  denen  noch  ein  approxim.  Betrag;  für 
kosten  des  Stationsdiensts  geschlagen  wird,  stellen  sich  nach  der  Gattun  g  iSchnell-. 
Per».-,  Güterz.).  Starke  <  Achsenzahl'  des  einzelnen  Zugs  u.  nach  d.  Bahnfrequen/ 
(dies  wegen  der  unter  c  genannten  Kosten)  wesentlich  verschieden.  Die  Kosten 
(excl.  .Stationsdienst)  p.  Achsineile  in  Thlr.  variiren  in  den  angest.'lltcu  Berech- 
nungen zwischen  diesen  (Jrenzen: 

b.ei  */4  Mill.  Thlr.  bei  %  Mill.  Thlr 

Anlagecap.  p.  Meile  (excl.  Betriebsmittel) 
ii.  5  %  Zins  u.  tägl.  Frequenz  von  2  mal 
0  Zügen  zu  50  Nurzach«en. 
Fahrtlange. 

Maxiin.      Minini.         Maxim.  Minim. 
Schnellzug  v.  30  Pers.-Wag.-Achsen  .    .    0  2604       0  31 19  0  3355       0  38T0 

bei  tägl.  Achsm   3000  300  3001)  300 

Dsgl.  v.  18  Personen  wagen- A  02923       0.5582         03674  04333 

bei  tägl.  Achsin   1800  180  1800  180 

Pereonenz.  v.  48  Paekwagen-A.     .    .    .    0  2280       0  2753  0  3031  0-3504 

bei  tägl.  Achsm   3360  336  3360  33D 

Dsgl.  v.  12  Packwagen-A  03020       0-4163  03771  0'49H 

bei  tägl.  Achsm   840  84  840  84 

Güterzug  v.  120  Gilterwagen-A.     .    .    .    O  l  873       0  2574  0  2624  03325 

bei  tigL  Achsm   6000  600  6000  60o 

Dsgl.  v.  24  Guterwagen- A   0  *2254       0  3563         0-3005       0  4314 

bei  tägl.  Achsm   1200  120  1200  120 

Durchscim.  Einnahme  preuss.  Personen/. 

p.  Achsm.  1857    0  5733         —  — 

Dsgl.  1865    0-5133  —  — 

Dsgl.  1869    0-4433 

Dsgl.  d.  Güterzug:.-  1857    0-2466 

Dsgl.  1865    02333  — 

Dsgl.  186t»   0-2233 

Hätten  Garcke's  Berechnungen  den  Werth  von  Durchschnittszahlen  für  Preusscn .  so 
ergäbe  sich,  dass  die  Personentarife  damals  auch  bei  sehr  schwacher  Frequenz  und 
auf  theuerer  Bahn  einen  erklecklichen  Ucberschuss  v?.  das  Umgekehrte  soll  der  Fall 
sein),  die  Gütertarif'«-  aber  nur  bei  starker  Frequenz  auf  billiger  Bahn  einen  massigen 
Gewinn  gegeben  hätten.  Stärkere  Tarif  red  uetiouen  im  Güterverkehr  hingen  daher 
schon  damals  von  der  Steigerung  der  Frequenz  vornehmlich  ab.  Die  Veriniuderuns 
der  Kinn.  1865  und  1869  gegen  1S57  erklärt  sich  wohl  besonders  aus  der  allge- 
meineren Verbreitunu  der  1.  GL  im  Personenverk.  u.  der  ermäss.  Tarife  für  Massen- 
produete  u.  dgl.  m.  (für  1S69  wirkt  auch  die  Einreehn.  d.  Bahuen  d.  neuen  Pro. 
ein  .  —  Werthvoll  sind  die  Berechnungen  von  Barychar  a.  a.  0.  und  danach  di. 
Erörterungen  von  Schiffte  im  Syst.  II,  239  II..  584  ff.  Die  dort  gegebenen  Daten 
sind  bei  Befolgung  des  Selbstkosteuprincips  im  Tarifsystem  für  einige  der  im  Te\t 
besprocheneu  Tarif problcin«-  unmittelbar  zu  benutzen.  Vgl.  z.  B.  die  Abweichungen 
zwischen  dem  bestehenden  Tarif  der  -ist.  Westbahn  und  einem  der  Leistunsr  proportio- 
nalen Tarif  cb.  S.  589. 

III.  —  §.  293.  Principien  der  Tarifregelung,  insbe 
sondere  fUr  Staats  bahnen. 

Bei  Privat  bahnen  wird  danach  durch  die  staatl.  Tarifpolitik  hinzustreben  sein 
Aber  die  Erwerbsnatur  derselben  wird  mehr  oder  weniger  unüberwindliche  Schwierig 
keiten  machen.  -    S.  bes.  Lehr's  gen.  Werk.  Sax  II.  404. 

Unter  Conibination  der  im  Vorausgebenden  dargelegten 
Gesichtspuncte,  daher  nur  unter  bedingter  Berücksichtigung  des 
Princips  der  Tarifbildung  nach  der  Proportion  der  Selbstkosten, 
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gelangt  man  etwa  zu  folgendem  Ergebniss  in  der  Frage  des 
Tarifsystems. 

A.  Personenverkehr. 

1.  Eine  niedrigste  Wagenclasse  (die  bisherige  vierte)  ist  zu 
einem  den  Selbstkosten  bei  einer  gewissen  Verkehrsgestaltung  mbg 
liehst  nahekommenden,  eventuell  selbst  etwas  darunter  bleibenden 
Tarifsatze  zu  führen.  Auch  diese  Classe  sollte  jedoch  den  aus 
hnmanen  und  sanitären  Rücksichten  notwendigen  Grad  der 
Annehmlichkeiten  bieten  (so  namentlich  Sitz-  statt  Stehplätze). 
Die  Zahl  der  höheren  C lassen  ist  dagegen  möglichst  auf  zwei 
zu  beschränken.  Der  Tarifsatz  derselben  sollte  zu  demjenigen  der 
niedersten  Classe  mindestens  im  Verhältnis*  der  relativen 
Selbstkosten  höher  sein,  soweit  finanzielle  Rücksichten  dies 
durchzuführen  erlauben.  Auch  eine  Erhöhung  über  dieses  Maass 
hinaus  ist  statthaft,  wenn  dies  zur  Erzielung  der  nothwendigen 
Durchschnitts-Rentabilität  der  Hahn  nöthig,  uuter  Umständen  auch, 
wenn  es  zur  Ermöglichung  zweckmässiger  Tariferraässigungen  für 
die  unterste  Wagenclasse  oder  im  Güterverkehr  erwünscht  ist. 

2.  Die  Tarifregelung  nach  der  Distanz  (Längeneinheit)  bleibt 
zwar  das  leitende  Hauptprincip,  das  jedoch  nur  mit  wesent- 
lichen  Modif icationen  durchzuführen  ist. 

Namentlich  sind  a)  niedrigere  Sätze  statthaft  und  auch  finanziell  zweckmässig 
«)  zwischen  nahen  Puncten  mit  sehr  lebhaftem  Localvcrkobr  (.theilweise  erfüllt  im 
System  der  Rctourbille  te,  der  A  bonn cui en  tskarten),  daher  auch  mit  im  Interesse 
der  Dezentralisation  des  Wohnungswesens  der  Grosvttädte  und  zum  Zweck  eines 
Bruchs  des  stadtischen  Wohnungsbodenmonopols;  ferner  ß)  fur  grossere  Ent- 
fernungen, wo  der  feste  Distanzensatz  verhältnissmässig  etwas,  aber  nicht  zu  stark, 
abnehmen  kann  (massiger  Differentialtarif,  Retourbillett-  [bei  deneu  jedoch 
die  Beschränkung  auf  zu  kurze  Zeitdauer  (wenige  Tage)  oder  auf  d.  Personenzuge 
uft  noch  die  Benutzbarkeit  ganz  vereitelt] :  Reiset»  Uete),  jedoch  in  «1er  Regel 
nur,  wenn  und  soweit  als  die  Selbstkosten  gleichfalls  abnehmen.  Um- 
gekehrt b)  sind  höhere  Sätze  auf  ganzen  Linien  und  auf  einzelnen  Streiken,  welche 
besonders  tbeuer  zu  bauen  oder  zu  betreibeu  sind,  auch  rolkswirthschaftlii  h  zulässig 
und  mitunter  —  freilich  nicht  immer,  wegen  der  Gefahr  sich  noch  verkleinernden 
Verkehre!  —  finanziell  angebracht,  z.  B.  bei  Tunnels,  Brücken,  wo  auch  öfters 
schon  höhere  Sätze  in  Kraft  sind. 

Viel  radiealer,  aber  auch  phantastischer  sind  die  oft  von  ihm  schon  wiederholten 
Vorschläge  Perrot's.  s.  z.  B.  Eisen  bah  nre  f.  S.  191.  Nach  Aualogie  der  Penny- 
portoreforin  wird  hier  eine  Bahutarifreform  proponirt,  mit  Zugrundelegung  eines  ein- 
fachen Zonensystems  oder  ganz  ohne  Rüeks.  auf  die  Entfernung.  Für  den 
Personentarif  schlug  P.  anfangs  2  Entfernung>stufen,  bis  10  und  über  10  Meilen  vor. 
mit  Sätzen  fur  die  3  verbleib.  Classen  von  1  u.  2  Thlr.  für  1  Ci. ,  h  gr.  u.  15  gr. 
für  2.  Cl.,  3  u.  10  gr.  für  3.  GL;  neuerdiugs  ging  er  noch  weiter  u.  plädirte  fur  3 
( 'lasse nstu fen  bei  d.  preuss.  Staatsbahnen,  ohne  jede  Rucks,  auf  d.  Entfern.,  nett). 
2  Thlr.,  10  gr.  u.  5  gr..  was  bei  gleicher  Frequenz  wie  ISO!)  3.324,000  Thlr.  Ein- 
nahme statt  s.702.000  Thlr.  gäbe.  In  der  Molivirung  wird  richtig  betont,  dass  manche 
Selbstkosten  gar  nicht  von  der  zurückgelegten  Weglänge  abhängen,  bei  niedrigem 
Tarif  ohne  oder  ohne  entspr.ch.  Steigerung  der  Selbstkosten  viel  mehr  nützliche* 
Gewicht  befördert.  al>o  eine  bessere  Ausnutzung  der  Ladefähigkeit  erzielt  werden  und 
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die  Frequenz  äusseren!,  steigen  würde.  Wahrsclieiul.  ist  Letztores,  aber  P.  scheint 
die  Wirkung  einer  solchen  Tarifrefonn  fremde  im  Personenverkehr  zu  überschätz«. 
Ein  bedeutendes  Deficit  möchte  bleiben.  Denn  1)  dio  Kosten  der  Bahnfahrt  bilder, 
doch  nur  einen  -  u.  selbst  jetzt  schon  sehr  oft  nur  einen  geringen  —  Theü  det 
Gcs&inmt kosten  von  Geschäfts-  u.  Vergnügungsreisen,  namentlich  bei  srrösserer  Ent- 
fernung, weshalb  die  Ermässigung  dies<s  einen  Elements  der  Kosten  nicht  nothw.ndir 
die  Frequenz  sehr  zu  vermehren  braucht:  u.  2»  dir  vermehrte  Benutzung  der  Eisen- 
bahnen erheischt  doch  vor  Allem  mehr  freie  Zeit,  die  aber  für  Geschäfts-  und 
Vergnügungsreisen  beschränkt  ist.  Auch  hängt  immerhin  ein  wesenU.  Theil  dn 
Selbstkosten  von  der  zurückgelegten  Weglänge  ab,  weshalb  es  nicht  richtig  wlfe, 
dieses  Moim-nt.  ähnlich  wie  beim  Briefporto,  gar  nicht  mehr  im  Tarif  zu  taru-  L- 
sichtigen.  Post  und  Eisenbahn  gestatten  hier  doch  nur  in  eioigen  Puncten  ein^n 
V  ergleich  u.  unterscheiden  sich  in  anderen  sehr  wesentlich,  namentlich  aber  gilt  die? 
vom  Personen  verkehr.  Die  Durchführung  der  P/sehen  Vorschlage  wurde  endlich  vor- 
nehmlich dem  weiten  eisenden  wohlhabenderen  Publicum,  besond.  auch  den  V-  r- 
gnügungsreisenden  zu  Statten  kommen ,  was  von  zweifelhafter  Billigkeit  war»-.  — 

Wichtiger  ist  die  bedeutsame  Personeutarif reform  auf  den  bc lg.  S  taats bahnen 
vom  J.  1806,  ilie  allerdings  im  J.  1^71  durch  das  regnerische  Ministerium  (ritramon. 
wieder  rückgängig  gemacht  wurde.  Sie  wirft  auf  Vorschläge  wie  die  eben  erwähnten 
auch  einiges  Lieht.  Vgl.  den  eingeh.  Ministcrialbr rieht  v.  Ii».  Dec.  Ib6i*  über  dii 
am  I.  Mai  1866  eingeführte  Tarifreform  in  d.  Sitzunsrsber.  d.  belg.  Repräsentanten- 
kammer  1809 — 70.  |».  59 — DM»,  cbendas.  d.  Debatte  einer  techn.  Commission  darüber. 
Näheres  darüber  und  über  die  ganze  Frage  der  Peison«ntarifermässigung  (gegen 
iVrrot':»  Project)  in  meinen  bezügl.  Aufs,  im  ..Deutschen  Ecouomist",  1872.  Nr.  1 
und  B,  wogegen  dann  Per  rot  pulemisirte  in  s.  „Anweiid.  d.  Pennyportosyst.  auf  d. 
Eisenbahntarif".  Kost.  1^73.  Ich  habe  es  nicht  für  nöthig  gefunden,  an  meiner  Dar- 
stellung iu  d.  6.  A.  von  Rau  (§.  255  Note  c)  etwas  zu  ändern. 

Zu  d.  Tarifreform  wurde  d.  belg.  Regierung  durch  Ges.  v.  1.  Juli  1865  er- 
mächtigt, sie  erfolgte  durch  V.  v.  20.  März  1800,  wurde  aber  vorerst  uur  theilweise 
durchgeführt.    Die  Principien   waren  diese:  an  Stelle  des  festen  Distauzenpreises  v 
8.  6  und  4  «ent.  p.  Kilometer  für  d.  3  Cl.  der  gewöhnl.  Züge  trat  ein  Diffe- 
rentialtarif mit  abnehm.  Sätzen  für  weitere  F'.ntfern.,  neuilieh  für  d.  Liuie  (zu 
5  KU.)  bei  d.  ersten    \*  Lieties  SO.  20  U.  15,  bei  d.  zweiten  10  k  15.  10  u.  7  5, 
bei  d.  21.— 52.  L.  10,  VL  u.  5  Cent.    Schnellzüge  mit  20  \  (bisher  25  •/•)  Erhöh., 
aber  jetzt  versehen  mit  allen  3  Cl.    Für  den  internat.  Verkehr  blieben  die  alt*-n 
Tarife  in  Kraft,  doch  war  nicht  zu  verbinden),  dass  d.  Keisenden  vielfach  kein»- 
durchgeb.   Billete  mehr  nahmen,  solidem  an  den  Grenzen  d  billigeren  Billete  des 
inneren  Verkehrs  kauften.    Beispiele  der  Tarifsätze  nach  d.  3  T.  v.  a)  1838,  b)  1*5$ 
u.  c)  1800:  Brüssel- Mecheln  die  8  CL  ai  150.  100,  «0,  b)  gewöhuL  Z.  1*0.  130.  65. 
c)  dsgl.  180,  130.  S5.    Brüssel-Antwerpen  a)  300,  200.  125,  b)  gewöhnl.  Z.  350,270. 
185.  c)  dsgl.  320.  225,  155.     Brüssel-Gent  a>  450.  300,  175.  h)  470,  350.  230.  n 
340,  235,  170.    Brüssel-Ostende  a»  000,  000,  350,  b    1000,  750,  500.  c)  500.  335. 
250  cent.    Die  einstweilen  wirklieh  geltenden  Tarife  v.  1800  waren  indessen 
etwas  anders  geregelt:   für  die  ersten   7  Lieues  blieben  die  alten  Sätze,  f.  dis 
V —  lote  L.  erfolgte  eine,  wachsende  Keduction  nach  den  3  Cl.,  1.  Cl.  v.  0.3  —  3fi  T 
2te  v.  8-3— 43  3.  3te  v.  9.4—  36  7  °'0:  v.  d.  10.  L.  an  trat  die  Keduction  nach  V.  x. 
20.  März  1M>6  ein,  neml.  steig.  Satz  bis  zur  52ten  L.,  1.  CL  u.  3.  Cl.  39— 03, 
2.  Cl.  45'S  —  05  2  °/0 :  eiuige  Abweich,  f.  Schnellzüge.    Der  Erfolg  der  Maas^reg.-: 
konnte  nicht  unzweifelhaft  fe:>tgestellt  werden,  die  Berechnungen  der  Regierung  nor- 
den z.  Th.  als  unrichtig  oder  doch  unsicher  bestritten.  Aus  dem  Vergleich  von  186* 
mit  1865  seheint  sieh  indessen  zu  ergeben,  dass  ein  Einnahmeausfall  r.  min- 
destens 000,000  Fr.    (Andere   sehätzen  ihn  auf  1V3  bis  P6  Mill).  dagegen  ein-- 
Zunahme  der  längeren  Reiben  ('  3  Mill.  Pers.i  u.  keine  merkbare  Kostenvormehrung 
?)  eingetreten  ist.    Dass  die  Beform  sich  mir  auf  i/t  der  Reisenden  (Uber  10  Lieuesi 
ii    in  erhebl.  Masse  nur  auf       derselben   über  21  L.)  erstreckte,  ist  dabei  zu  be- 
achten.   Darin  lag  wohl  der  Hauptmangel.    Die  belg.  Erfahrung  möchte  immerhin 
das   Obengesagte  bestätigen,  dass  selbst  eine   starke  Ermässigung  der  Tarife  füi 
längere  Strecken  nach  d.  Differentialprincip  die  Frequenz  nie h  t  entsprechend  steigert. 
Durch  Minist. -Verordn.  v.  18.  Sept.  1871  wurde  vom  1.  Nov.  1871  an  das  DitTen»n- 
tialsystem  wieder  verlassen,  für  alle  Entfernungen  10%  Ermässigung  an  den  Tarifen 
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von  1 S5 1  —  ö4  («Ho  bis  1  S<*»*»  bestanden),  ausserdem  ein  günstiges  Ketour-  u.  Abonne 
»nentskartensystem  gewährt.  Die  Massregel  hing  mit  der  polit.  Parteistellung  des 
«  leric.  belg.  Ministeriums  zusammen.  Als  Motive  werden  gelteud  gemacht:  die  unge- 
rechte Begünstigung  des  weiten  vor  dem  nahen  Verkehr,  der  reicheren  vor  den 
kleinen  Leuten  im  bisher.  Diffcrentialsysteiu;  die  zwecklose  Begünstigung  der  im 
intern.  Verkehr  das  Land  durchreis.  Fremden,  der  Einnahmeausfall ,  die  Aussicht*-» 
losigkeir .  dass  die  Privatbahnen  den  Staatsbahntarif  annähmen,  die  Erschwerung  des 
—  sehr  allgemein  gewünschten  —  Rückkauf«*  der  Privatbahnen  durch  den  Staat  bei 
dem  unrentablen  Differentialsystein.  Erlass  11.  Motive  s.  im  Monitcur  beige.  20.  Sept. 
1S71.  Es  wird  kaum  zu  leugnen  sein,  dass  die  Massregel  von  1806  in  der  Befolgung 
des  Diflerentialprinc.  zu  weit  ging.  Ueber  ähnliche  Projecte  wir  die  Perrot'schen  in 
England  (Galt.  Brandon),  mit  einem  richtigen  Kern,  aber  phantast.  Con-.e- 
<|Uenzen.  urtheilt  Cohn  II,  526—541,  bes.  540  wesentlich  ebenso  wie  ich  hier. 

3.  Der  Unterschied  der  Schnelligkeit  der  Beförderung  ist 
in  der  Tarifirung  so  zu  berücksichtigen,  dass  nicht  nur  Schnell- 
züge theurer,  sondern  auch  die  Personenbeförderung  in  Güter- 
zügen (sog.  gemischte  Züge)  womöglich  etwas  wohlfeiler  als 
die  Personenzüge  sind,  der  Verschiedenheit  des  Gebrauchswerths 
der  Leistung  entsprechend. 

Auch  hier  besteht  nur  wieder  die  Schwierigkeit.  da>s  durch  billigere  Tarife  der 
Personenbeförderung  in  gemischten  Zügen  letztere  zum  Nachtheil  des  DieustB  über- 
setzt, dte  Personenzüge  zu  sehr  entleert  werden  könnten.  Eine  klein.-  Preisdifferenz 
erscheint  aber  doch  möglich.  Eine  Beschränkung  der  Schnellzüge  auf  die  obersten 
Classen  ist  thuulichst  zu  vermeiden,  mindestens  ist  eine  solche  nieht  bei  allen  Schnell- 
zügen anzuwenden.  Vollends  aber  darf  ein  indirecter  Zwang  zur  Benutzung  höherer 
('lassen  nicht  durch  zu  grosse  Seltenheit  und  unbequeme  Fahrzeit  der  Personenzüge 
stattfinden.  Engl.  u.  franz.  Princ.  lange  Zeit  nur  1.  Gl.  In  Deutschi,  fast  immer 
auch  2.  aber  längere  Zeit  nur  in  Ausnahmefällen,  bes.  wieder  bei  nordd.  Staatsb., 
auch  8.  Cl.,  in  Belgien  seit  1866  alle  3  Gl.  Sicherlich  trägt  die  Menge  der  Passagiere 
3.  Cl.  den  Zeitverlust  in  längs.  Zügen  oft  schwerer«  ab  es  die  wohlhabenderen  Leute 
in  1.  u.  2.  Cl.  thun.  —  Neuerdings  ist  in  England  v.  d.  grossen  Bahnen  bei  allen, 
auch  den  Schnellzügen ,  d.  8.  Cl..  mit  gutem  finanziellen  Erfolg  bei  starker  Zunahme 
des  bezüglichen  Verkehrs,  also  im  eigenen  Interesse  der  Bahnen  eingeführt  worden. 
Cohn  II,  507  11'.  Bei  uns  hat  sich  die  preu ss.  Staatsbahnverwaltung  auch  in  diesem 
Puncte  Verdienste  erworben,  die  süddeutschen  freilich  weniger. 

4.  Freigepäck  ist  nur  für  die  unterste  Wagenclasse  zu 
gewähren.  Für  die  Tarifirung  des  Gepäcks  der  höheren  Classen 
sind  vornehmlich  nur  finanzielle  Rücksichten,  nicht  volkswirt- 
schaftliche maassgebend,  man  kann  also  unter  Umständen  bis  zum 
Maximum  der  Eilguttarife  oder  selbst  darüber  hinaus  geben. 

Bekanntlich  in  Norddeutschland  allgemein  50  Pfd.  Freigepäck,  in  Süddeutsehlaud 
keines.  Gegen  Aufhebung  der  Gepäckfreiheit  Sc  he  ff  ler.  Transportkost.,  S.  25.  trotz 
des  Nachweises,  dass  bei  den  braunschw.  Bahnen  die  Gepäckbeförderung  mehr  Kosten 
als  Einnahme  bringt.  Bei  Gepäckfreiheit  zahlen  ebeu  die  Reisenden  ohne  Gepäck 
^gewöhnlich  die  auf  kürzeren  Strecken  u.  oft  die  ärmeren)  für  die  Reisenden  mit  Gepäck 
oft  wohlhabende  Vergnüg.reisende)  mit,  was  doch  ernste  Bedenken  hat. 

5.  Das  Billetsy8tem  ist  für  den  Expeditions-  und  Controle- 
dienst  möglichst  zu  vereinfachen. 

S.  0.  Seite  748  u.  bes.  Scholtz,  S.  53  IT 

tf.  Nach  diesen  Grundsätzen  hat  die  Gesetzgebung  den 
Normal-Personentarif  der  Staatsbahnen  festzustellen ,  wobei 
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der  Verwaltung  aber  ein  gewisser  Spielraum  für  kleinere  Ab- 
änderungen im  Verordnungswege  durch  das  Tarifgesetz  ein- 
zuräumen ist.  Regelmässige  Revisionen  auf  Grund  der 
gemachten  Erfahrungen  müssen  in  nicht  zu  langen 
Perioden  stattfinden.  Im  Verordnungswege  dürfen  sonst 
nur  provisorische  Veränderungen  getroffen  werden,  die  dann 
durch  die  Gesetzgebung  zu  genehmigen  sind.  Bei  starken  Tarif- 
reductionen  von  zweifelhafter  finanzieller  Tragweite  empfiehlt  es 
sich,  auch  durch  die  Gesetzgebung  erst  ein  Provisorium  von 
bestimmter  Maximal-Länge  einzuführen. 

Di»:  Personentarife!  crfonlern  im  Ganzen  nicht  die  leichte  Beweglichkeit  vi« 
die  Gütertarife.  Daher  lässt  sich  bei  jenen  die  gesetzliche  Regelang,  unserem 
sonstigen  öffentlichen  Finanzrecht  gemäss,  doch  als  das  Richtige  bezeichnen,  auch 
wenn  der  Verwaltung  im  Gütertarif  die  Normiruntr  der  Sätze  tranz  oder  in  grösserem 
Maas*'  überlassen  bleibt. 

Unsere  Personentarife  sind  hoch  und  von  Beginn  der  Eisenbahnära  an  fast 
unverändert  geblieben,  abgesehen  von  Massregeln,  wie  die  Einführung  einer  4.  Claas« 
(Preussen^,  wahrend  die  Frachttarife  stark  ermässigt  wurden.  Eine  Reductioo  der 
ersteren  liegt  mehrfach  im  volkswirtschaftlichen  Interesse  und  wird  durch  das  finan- 
zielle Interesse  nicht  immer  ausgeschlossen. 

Auf  den  preuss.  Bahnen  —  u.  ähnlich  war  fast  Uberall  in  Deutschland  und 
anderswo  die  Entwickl.  —  war  d.  Ertrag  p.  Pers.  u.  Meile  1M4  35,  1856  3\r>.  185'» 

3  1,  1865  u.  1867  2  9,  1809  2-7,  1875  2  7  Sgr.  (od.  1875  3  6  Mark-Pfenn.  p.  KU.  m  ). 
alle  Classen  zusammen  gerechnet;  eine  geringe  Abnahme,  die  uoch  dazu  der  Ein- 
fuhrung u.  stärkereu  Benutzung  der  4.  VA.  hauptsächlich  zu  verdanken  ist.  P.  Pen«, 
u.  Meile  ergab  sich  für  d.  1.  Cl.  1859  71.  1869  66,  1875  5  98,  2.  Cl.  4  6.  4  3  o. 

4  49,  3.  Cl.  3,  2  «  u.  3  02.  4.  Cl.  16,  16  u.  I'ÖO,  Militär  1*6,  14.  123  Sgr.  Bei  d. 
Angaben  f.  1875  sind  hier  d.  Erträge  bei  gewöhnl.  Fahrgeld  mitgetheilt,  d.  Durcli- 
schnitt  wurde  etwas  höher  stehen  (Veränder.  in  d.  Aufstell,  d.  amtl.  Statist.).  Ganz 
anders  war  die  Reduction  der  Frachttarife:  1844  p.  Centn,  u.  Meile  für  all* 
Guter  i.  D.  71.  1*50  5'4.  1850  34,  1861  3  2,  1865  20,  1807  u.  1869  2  3  Pfenu 
Ertrag.    In  den  10  J.  1S59—  1869:  Eilgut  108  u.  102  Pf.,  Frachtgut  d.  Normale! 

5  u.  15,  d.  erinäss  Cl.  u.  Kohlen  2  7  u.  2  Pf.  Neuerdings  ist  diese  Ermässigun: 
der  i-dativeu  Ertrag--  im  (nit.rverkehr  allerdings  nicht  weiter  fortgeschritten,  sondern 
die  umgekehrt«  Entwicklung  hat  auch  hier  zeitweise  Platz  gegriffen,  entsprechen'! 
den  stark  gestiegenen  Betriebsausgaben.  Es  war  in  den  neuen  Maassen  u.  Werth« 
p.  Tonne  u.  Kilometer  der  Ertrag  in  Markpfennigen: 

Frachtgut  in 

Stückgut  4        ...      „  l»urci*eh« 

Vi  ag^nlad.        in  vollen 


»II« 


Kil^iit.             Nurmalcl.  in  Quant,  ireecblo&v 

incl.               rriU  rTi"  v-  8  Tonn.  Wap>nlod. 

sperrig*.            Iaimi-  n.  mohr.  r.jclOT. 

1867             23  00            (  —               5'50  —            —  )  510 

1869            22-50           (  —               4.83  —   )  4*83 

1971            2166           (  —               4*50  —  )  483 

1873  21-33             11-10             8*16  4  66          333  450 

1874  22-50             11-50             9  00  1  83          3  16  4'60 

1875  24-77              12*70             9.60  195          328  4  79 
Vgl.  auch  die  Tariftabellen  über  d.  Norddeutschen  Eisenb.- Verband  in  Seh  of  flcr  ** 
Statist.  Beitr.  S.  38  ff.  (1848  — 73V 

§.  294.  —  B.  Güterverkehr. 

1.  Vorschläge  zu  principiellen  Umgestaltungen  im 

ganzen  Gtiterverkehrssy stem.  Mehrfach  sind  in  Kreisen 


Digitized  by  Google 


Tarif wcseii  Güterverkehr. 


775 


der  Theoretiker  uud  der  verfrachtenden  Gewerbetreibenden  (kaum 
hei  den  technischen  und  administrativen  Practikern  des  Eisenbahn- 
wesens selbst)  Pläne  zu  einer  völligen  Umgestaltung  des  Eisen- 
bahnwesens, in  der  Regel  mit  der  Beschränkung  auf  den  Güter- 
verkehr, aufgetaucht  und  öfters  ernstlich  verhandelt  worden.  Es 
sind  dies:  a)  der  Plan  der  Trennung  des  Fahr-  und  Fracht- 
verkehrs; b)  das  System  der  Wagenleihe  oder  das  Recht 
der  Einstellung  von  Eisenbahnwagen  Dritter  (Privaten)  in  die  Züge 
der  Bahn;  c)  das  Recht  einer  Eisenbahngesellschaft,  auch  gegen 
den  Willen  eines  anderen  Eisenbahneigenthümers  dessen  iSchienen- 
wege  zu  befahren,  das  englische  sog.  System  der  running  power s. 
Die  beiden  ersten  Pläne  haben  die  Bedeutung  einer  allgemeinen 
Ketbrmmaassregel ,  auch,  und  nach  einzelnen  Stimmen  gerade 
beim  Staats  bahn  System.  Der  dritte  Plan  bezieht  sich  auf  die 
Verhältnisse  des  nach  Eigenthumseinheiten  zersplitterten  Privat- 
oder gemischten  Bahnsystems.  d)  Eine  weitere  Frage  betrifft  die 
Uebernahme  der  An-  und  Abfuhr  der  Güter  durch  die 
Bahnverwaltung  selbst. 

Vgl.  f.  all«*  diese  Plän.-,  buS.  den  ersten,  die  Erörterungen  v.  Michaelis, 
Dorn,  AI.  Meyer  u.  and.  Mitgliedern  d.  Deutschen  Kreihandclspartei,  sowie  die 
Verhandlungen  der  unter  deui  Einfluß  dieser  Partei  stehenden  Vereine:  Deutscher 
Haiufalstag,  volkswirthsch.  Congress  (Wien  1873\  Die  Behandlung  des  Gegenstands 
macht  den  Eindruck,  als  ob  eigentlich  alle  diese  problein.  Experimente  nur  erörtert 
werden .  um  das  ..I'ivie-Concurrenz-Princip'"  wenigst«'^  noch  eiuigermassen  halten  zu 
können.  S.  dagegen  hes.  Cohn  II.  Kap.  3,  auch  z.  Th.  Perrot.  dann  Scheffler, 
atatist.  Beitr..  nicht  minder  Sax  II.  82—13$,  bes.  107.  117,  121 

a)  Die  Frage  der  Trennung  des  Fahr-  uud  Fracht- 
geschäfts auf  den  Eisenbahnen,  in  der  Weise,  dass  die  Bahn- 
verwaltung nur  den  Weg,  die  Transportmittel  und  die 
Locomotion  zu  liefern  hätte,  die  Verfrachtung  aber  der 
Privatindustrie  Uber  lassen  würde,  kann  hinsichtlich  ihrer 
Möglichkeit  und  Zweckmässigkeit  am  Unbefangensten  von  den 
Staatsbahneu  geprüft  werden,  erscheint  aber  unzulässig. 

Diese  Trennung  hätte  das  Gute,  «ine  neue  Arl»eitstheilung  durchzuführen,  den 
Bahnen  besonders  lastige  Geschäfte  abzunehmen  und  vielleicht  zu  einem  günstigeren 
Verhältniss  des  todten  zum  nützlichen  Gewicht  zu  führen,  weil  die  Wagen  l>«*sser  aus- 
genützt wurden.  Aber  <s  IVairt  sich,  ob  derYcrkohf  auf  diese  Weise  besser  und 
weniger  monopolistisch  bedient  wurde,  was  unwahrscheinlich  ist;  ferner,  ob 
nicht  gerade  die  Natur  der  Eiscnbalinen  di<  Vereinigung  jener  Geschäfte  im 
Interesse  der  0 Ökonomie  verlangt.  Einstweilen  wird  man  füi  weitere  Vorschläge 
nber  das  Tarifwesen  des  Güterverkehrs  von  der  Vereinigung  des  Fahr-  u.  Fracht- 
geschäfts in  der  Hand  der  Halmen  ausgehen  müssen.  Golm  II,  !>>>  II.,  kommt  nach 
d.  engl.  Erfahrungen  zu  diesem  Ergebnis*  u.  widerlegt  dann  tretend  die  in  Deutsch- 
land verbreit.  Ansichten.  Ebenso  Sax  II.  122.  Scheffler.  Statist.  Beitr.  S.  17.  - 
Die  preuss.  Eisenbahniintersuchungscominiss.  hat  die  .,  Ueberlassung  des  Trausport-  u. 
Bofrachtungsw.sens  an  die  Privatunte^nehmun«z',  gerade  beim  Staatsbahnsystem  f.  «I. 
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Zukunft  auch  in  Aussicht  genommen ,  Ber.  S.  155.  Eine  solche  Stellungnahme  wir 
bei  der  völligen  Unreife  des  Projeets  mindestens  Terfrilht,  u.  nur  die  Folge  der  Vor- 
liebe für  gewisse  doctrinäre  Projecte  der  Manchesterpartei. 

b)  Das  Recht  der  Privaten,  die  Beförderung  eigener 
Eisenbahnwagen  mit  Frachtgutern  durch  die  Bahn, 
also  die  Einstellung  fremder  Wagen  in  die  Züge  der 
Bahn  zu  verlangen,  welche  letztere  dann  nur  den  Weg  und 
die  Locomotion  (Locomotiven ,  Tender,  Zugkraft  und  einen 
Theil  des  Fahrdienstpersonals)  liefern  würde,  ist  nur  eine 
besondere  Formulirung  der  Forderung  der  Trennung  von  Fahr- 
und  Frachtverkehr  und  ähnlich  zu  beurtheilen. 

Es  hätte  ahnliche  Vortheile  und  Bedenken  wie  dieser  erste  Vorschlag,  ausserdem 
aber  den  weiteren  Vortheil,  das  Kapital  der  Eisenbahn  zu  verringern.  Dem  entgegen 
steht  jedoch  das  schwerwiegende  Bedenken,  dass  mit  einer  Pflicht  der  Bahn,  fremd» 
Privatwagen  in  ihre  Züge  einzustellen,  die  andere,  jetzt  doch  im  Ganzen  einigermaßen 
anerkannte  Pflicht,  ihren  Wagenpark  den  Verkehrsbedürfnissen  anzu- 
passen, schlechterdings  unvereinbar  ist  Denn  eiue  solche  Pflicht  kann  doch 
nur  bestehen ,  wenn  eine  Bahn  dann  auch  das  Monopol  der  Wagenverwendung  hat 
auch  droht  di»»  Gefahr  eines  doppelten  factischen  Monopols,  desjenigen  der  Bahn  und 
der  Wagenbesitzer.  So  wärt;  leicht  zu  fürchten,  dass  der  Verkehr  im  Ganzen  UDter  dein 
neuen  System  mehr  leiden  würde,  als  unter  dem  alten.  Auch  Sieherheitsrüoksichten 
scheinen  gegen  letzteres  zu  sprechen.    Aehnlich  Cohn  II,  112  nach  engt  Erfahr. 

c)  Von  zweifelhafter  Durchführbarkeit  und,  wenn  diese  nach 
gewiesen  werden  sollte,  von  ungewisser  Nützlichkeit  ist  auch  das 
dritte  System.  Jedenfalls  bietet  das  Staatsbahn wesen  den  Vortheil, 
dass  man  auf  solche  problematische  Experimente  von  vornherein 
verzichten  kann.  Für  kleine  Verbindungsstrecken  mögen  sie  aus- 
nahmsweise am  Platze  sein. 

Cohn  II,  68  II.  Könning  power  bedeutet  übrigens  nicht  nur  ein  gesetzliches 
Zwangsrecht  zum  Befahren  einer  fremden  Bahn,  sondern  auch  ein  bezügliches  Vertrags- 
mäss.  Abkommen.  Eb.  S.  69.  Sax  II,  118.  Einzelne  solche  Kalle  Vertragsmiss. 
Ucbereinkommens  neuerdings  in  Frankreich,  Oesterreich  tWörgl-Inusbruck,  Strecke  der 
Sudb.gcscllsch.  mit  benutzt  von  der  Staatsbahn  zur  Verbindung  der  Elisabethb.  u.  der 
Arlbergb.). 

d)  Hinsichtlich  der  An-  und  Abfuhr  der  Güter  bei  den 
Stationen  lässt  sich  wohl  keine  allgemeine  Regel  aufstellen.  Bei 
grossen  Stationen  und  bei  gewissen  Gütern  scheint  aber  die  Aus- 
führung dieser  Leistungen  durch  die  Bahnverwaltung  selbst  ökono- 
misch zweckmässig  und  die  Entwicklung  des  Eisenbahnwesens 
darauf  hinzudrängen. 

Cohn  II,  85  II.  Also  abermals  vermehrte  Concentration  aller  Geschäft.  ,  welche 
mit  dem  Eisenbahnwesen  in  Verbindung  stcheu.  in  einer  Hand.  Daraus  geht  wiederum 
»ine  Verstärkung  des  monopolistischen  Charakters  dieser  Anstalten  hervor,  woraus 
neue  Grunde  für  Staatsbahnen  folgen. 

§.  295.  —  2.  Grundsätze  für  die  Gütertarif bildung. 

Bleibt  demnach  die  Vereinigung  von  Fahr-  und  Frachtverkehr  in 
der  Hauptsache  besteben,  was  das  Wahrscheinlichste  ist,  so  werden  auch  die  wesent- 
lichen Poncte  des  bisherigen  Tarifwesens  verbleiben.   Nur  können  die- 
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selben  entsprechende  Modineationen  geniibb  dem  Princip,  bei  der  Kegelung  der  Tarif- 
satze mehr  die  Selbstkosten  zu  berücksichtigen,  erleiden,  \va>  nach  dem  Gesagten  zwar 
nicht  allgemein  nothwendig  und  passend  ist,  aber  doch  unter  Umstäuden  zweckmässig 
sein  mag. 

a)  Die  Unterscheidung  von  Eilgut  mit  höheren  und  Fracht- 
gut (i.  w.  S.)  mit  niedrigeren  Tarifsätzen  für  rasche  und  lang- 
samere Beförderung  ist  ganz  richtig.  Bei  der  Proportion  der  Tarif- 
sätze kann  man  sich  freier  bewegen. 

Oefters  ist  wohl  das  Eilgut  zu  hoch  tarifirt ,  auch  wenn  man  auf  die  erheblich 
höheren  Selbstkosten  des  Transports  Kucksicht  nimmt.  Eine  Ermässigung  des 
Eilguttarifs ,  der  eventuell  weiter  classificirt  werden  kann,  aber  nicht  nothwendig 
weiter  classiticirt  zu  werden  braucht,  ist  daher  wohl  mitunter  zu  erwägen. 

Eilgut  wird  in  Deutschland  i.D.  gut  2 mal  so  hoch  als  Normal- Frachtgut  u. 
1 — 5 mal  so  hoch  als  ermäss.  Gut,  S  — 10  mal  so  hoch  als  Massengüter  wie  Kohlen 
ii.  dgl.  tarifirt.  S.  S.  774.  Expedition.  Manipulation  sind  bei  Eilgut  mühsamer, 
Ausnutzung  der  Wagen  ^eriuger.  Bei  einem  massigeren  Satz  würde  Letzteres  sich 
wohl  verbessern,  mitunter  die  Einrichtung  besonderer  Eilgüterzüge  rentabel. 

b)  Im  Frachtgutverkehr  sind  folgende  Grundsätze  anzu- 
wenden. 

a)  Einmal  sind  Stückgüter  (Frachtgut  i.  e.  8.)  und  Massen- 
güter oder  Wagenladungsguter  zu  unterscheiden. 

Dies  geschieht  in  unseren  Tarifeu  auch,  nur  mitunter  zu  sehr  nach  dem  ein- 
seitigen Ermessen  der  Bahnverwaltung.  Statt  dessen  kann  die  Bestimmung,  in  welche, 
der  beiden  Classen  die  einzelnen  Güter  zu  reihen  sind,  im  Allgemeinen  dem  1  racht- 
geber  überlassen  werden,  wenn  er  sich  den  Bedingungen  für  die  Beförderung  der 
Classe  fügt.  Als  Massengüter  gelten  dann  z.B.  die,  welche  in  mindestens  einer 
vollen  Wagenladung  (10  Tonnen)  aufgegeben  oder  für  die  der  Tarifsatz  für  eine 
>olche  volle  Ladung  bezahlt  wird. 

ß)  Weiter  sind  die  Stückgüter  und  Massengüter  im  Tarife  nach 
der  Gattung  der  Wagen,  die  zu  ihrer  Beförderung  dienen  (also 
namentlich  bedeckte  und  offene  u.  8.  w.)  zu  unterscheiden.  Auch 
hier  aber  sollte  der  Frachtgeber  in  der  Regel  wählen  können,  in 
welcherlei  Wagen  er  seine  Güter  befördert  haben  will. 

y)  Sperriges  Gut,  welches  als  Stückgut  aufgegeben  wird, 
darf  nach  einem  bestimmten  Verhältniss  höher  als  anderes  Stück- 
gut tarifirt  werden. 

6)  Bei  solchen  Gütern,  welche  bei  der  Verladung  u.  s.  w. 
grössere  Manipulationsarbeit  machen,  sind  bestimmte 
Frachtzuschläge  zulässig.  Auch  hier  muss  aber  die  Willkühr 
der  Bahnverwaltung  beschränkt  werden,  soweit  nicht  den  Fracht- 
gebern die  Verladung  selbst  überlassen  werden  kann,  wenn  sie 
dies  wünschen. 

c)  Eine  weitere  Classification  der  Güter  mit  Rücksicht 
auf  den  Werth  und  eine  Abstufung  der  Tarife  danach  ist 
zwar  in  der  technischen  Natur  der  Dienste  der  Eisenbahnen 
nicht  unbedingt  begründet.   Ks  würde  daher  genügen,  alles  Stück- 
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und  Massengut  bloss  nach  dem  Gewicht  zu  tarifiren,  jedoch  auch 
nur  bis  zu  einem  nicht  zu  hohen  Maximum  für  eine  Gewichtsein- 
heit im  Fall  des  Verlnsts,  der  Beschädigung  u.  s.  w.  Vergütung 
zu  gewähren.  Höherer  Werth  mtlsste  durch  Tarif z uschläge 
versichert  werden.  Indessen  ist  nach  dem  Gesagten  eine  Ab- 
weichung von  solchem  gleichmässigcn  Gewichtstarif  aus  anderen 
Gründen  zulässig  und  oftmals,  besonders  zur  Herbeiführung 
einer  volkswirtschaftlich  und  socialpolitisch  bes- 
seren Vertheilung  der  Selbstkosten  auf  die  Fracht- 
geber zweckmässig,  insofern  mit  Recht  auch  allgemein  üblich. 

So  frairt  »ich.  ob  l»ei  der  Anwendung  eines  blossen  Gewichtstarifs  die  ge- 
nügende Rentabilität  der  Bahn.  oder  die  vollständige  Deckung  der  die  Ver- 
zinsung und  Amortisation  des  Kapitals  mit  enthaltenden  Selbstkosten  überhaupt 
zu  erzielen  und  ob  nicht  zu  diesem  Zwecke  dann  die  Tarife  aller  Güterclassen  s«» 
viel  zu  erhöhen  wären,  dass  die  Massenguter  dabei  zu  theucr  tarifin  wurden 
und  deshalb  wieder  weniger  den  Bahntransport  benutzen  könnten.  So  kann  di- 
Sache  öfters  recht  wohl  liefen. 

Demnach  werden  bei  den  Massen-  und  besonders  bei  deu 
Stückgütern  nach  grossen  Gruppen  der  Waaren  von 
ungefährer  Werthgleichheit   die  erforderlichen  Werth 
classen  dem  Massengüter-  wie  dem  Sttickgütertarif  eingefügt 

Dadurch  wird  die  Dif  ferent  i  ru  n  g  der  Tarife  in  einer  von  dem  nothwcndigei. 
1' inanzinteresse  der  Bahn  «gebotenen  Umfange  aufrecht  erhalten,  und  zugleich  berech- 
tigten volkswirthschaftlicheu  und  socialpolitischen  Rücksichten  Rechnung  betrafen . 
Eine  gewisse  Vereinfachung  der  Tarife  -egeuub.-r  dem  Tarifwirrwarr  und  der 
TarifwiükUhr  im  Privatbahnsystem  ist  aber  hierbei  sehr  wohl  möglich  und  zweckmässig 
uud  lässt  sich  durch  das  Staatsbahnsystem  herbeiführen. 

Vgl.  hiermit  die  1S71  von  mir  aufgestellten  Gruuds&t/e  in  vor.  Aufl.  §  270  u.  die 
damit  mehrfach  übereinstimmenden  Beschlüsse  der  Tarifeii<|Uete-Uoiniaission  r.  13.  Dec 
1875,  Hirth's  Annalen  1S70,  S.  59b:  Annahme  des  ein  weuig  modil'icirt-  ii 
sogeu.  ..natürlichen"  (..elsass-lutbr.*  •  Tarifsystems.  Dies  war  indessen  praktisch 
nicht  durchzu fuhren  ti.  hatte  doch  auch  mehr  theoret.-princip.  Bedenken,  wie  die? 
bes.  Sax  II,  440  II.  nachweist.  Kr  bringt  auch  diese  Tariffrage  mit  derjenigen  des 
leitenden  Verwaltprincips  in  Verbindung,  wo  er  aber  seinerseits  ebenfalls,  wie  trüber 
ich  u.  A.  m.,  zu  sehr  schablonisirt.  S,  auch  v.  d.  Leyeii  in  Sehmoller's  Jahrb.  f.  (i. 
Deutsche  Reich  \Ssn  II,  19]  ff,  Uber  Vereinfachungen  im  deutschen  Tarifwesen. 

§.  296.  —  3.  Durchführung  eines  solchen  Tarif- 
systems. 

a)  Als  unterste  Classe  des  Güterverkehrs  wird  die  Beförderung 
von  Massengütern  in  offenen  Wagen  gerechnet.  Der  Tarif- 
satz („unterster  Normaltarif")  dafür  wird  zunächst  möglichst 
dem  bisherigen  Selbstkostensatze  des  Transports  angenähert,  kanu 
aber  nach  Güterarten  wieder  in  einige  Stufen  zerfallen. 

Eine  uoeh  weitere  Reductiou  dieses  Tarifs  erweist  sich  öfters  thunlich,  weil 
gerade  b»  i  diesen  (iütern  ein  niedriger  Tarif  die  Frequenz  sehr  steigert ,  —  zumal 
wenn  eine  unbeschränktere  Zulassung  der  Uüter  zu  dieser  Beförderungsart  stattfindet  — . 
weil  dann  das  Verhältniss  des  todten  zum  nützlichen  Gewicht  sich  sehr  verbessert,  ud 
we.il  wiederum  aus  socialen  und  volkswirthßchaftliehen  Rücksichten,  bleibend  oder  zeit- 
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weise ,  gewisse  ordinäre  Guter  eine  beM>ndere  Tarif  bog ünstigunir  verdienen  (Kohlen. 
Steine,  Erze,  ÜüngstoHe.  mitunter  Kartoffeln,  Getreide).  Versuche  in  diesor  Richtung 
!>ind  daher  namentlich  vun  den  Staatsbahneu  zu  verlaufen. 

So  war  bei  den  preuss.  Bahnen  die  auf  1  Meile  Bahnlänge  beförd.  Centner- 
masse  1859—65—1869  (in  diesem  J.  unter  Einrechn.  der  neuen  Prov.)  Verglichen  mit 
der  Bewegung  der  Tarifsätze: 

.  Frachtg.  dei  Krmiss.  Frachtg. 

"  Normale!.  u.  Kohl.  u.  Kokes 

Menge      Tarif        Menge      Tarif        Menge  Tarif 
1859  100  100  100  100  100  100 

1865  140  97  96  98  242       e.  81 

1869  171  94  87  90  268  74 

b)  Theils  in  der  Proportion  der  steigenden  Selbst- 
kosten des  Transports,  theils  unter  Mitherücksichtigung  des 
Werth 8  der  Güter  werden  höhere  Normaltarife  für  Masse n- 
gttter  in  bedeckten  Wagen,  für  Vieh  in  ganzen  Ladungen 
(eventuell  mit  weiterer  Unterscheidung  der  Wagenart),  fllr  Stück- 
güter in  offenen  und  in  bedeckten  Wagen  bei  den  Massen- 
nnd  Stückgütern  mit  einigen  Stufen,  festgestellt. 

Mitunter  wird  der  Tarif  noch  etwas  hoher  als  in  der  Proportion  die  Selbstkosten 
steigen  können,  oftmals  dahinter  zurückbleiben  müssen,  um  das  Gut  nicht  in  die 
unterste  Xonnaltarifclasse  zu  drängen.  Das  muss  experimentell  ermittelt  werden.  Ent- 
sprechend dem  unter  N.  c  des  vor.  Paragraphen  dargelegten  Puncto  wird  eine  kleine 
Anzahl  Tarifclasscn  nach  dem  Werthe  der  Waarcn  hei  den  Stückgütern  und 
auch  bei  den  Massengütern  gebildet. 

c)  Der  Tarif  ist  in  der  Hauptsache  ein  Streckentarif. 
Neben  dem  Satz  für  die  Strecke  ist  die  Erhebung  cioer  Expc- 
ditioosgebühr  dem  Princip  der  Selbstkosten  angemessen  und 
im  Tarifwesen  statthaft. 

Vgl.  P.  VIII  d.  Besehlüsse  d.  Tarifcouuuisb.  v.  1*75. 

d)  Die  Regelung  des  Streckentarifs  nach  der  Distanz 
bleibt  zwar  auch  im  Güterverkehr  als  allgemeines  Princip  bestehen, 
das  aber  ebenfalls  zahlreiche  und  einschneidende  Modifikationen 
erleidet. 

a)  Höhere  als  die  Normalsatze  dürfen  eintreten  bei  abnorm 
hohen  Bau-  und  Betriebskosten  einzelner  Strecken. 

(i)  Niedrigere  Sätze  und  dementsprechend  richtige  Diffe- 
rentialtarife sind  statthaft  in  Fällen  einer  erheblichen  Ver- 
minderung der  Selbstkosten  des  Transports,  daher  be- 
sonders einmal  zwischen  Puncten,  welche  günstige  Rück- 
frachten geben;  ferner  für  grössere  Entfernungen,  durch 
welche  die  Wagen  voll  laufen,  wobei  sich  ein  Theil  der  Kosten 
repartirt;  endlich  überhaupt  da,  wo  auf  ein  besseres  Vcrhält- 
niss  des  todten  zum  nützlichen  Gewicht  zu  rechnen  ist. 

Daher  z.B.  auch  auf  Grundlage  allgemeiner,  veröffentlichter  Bedingungen 
nach  besonderem  Ueboreinkomracn  im  einzelnen  Fall  mit  einem  Frachtgeber,  der  gloich 
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eine  bestimmte  Anzahl  voller  Wahren  auf  einmal  befördern  lisst.  oder  im  besonderen 
Abonnement  mit  einzelnen  Kreditgebern,  welche  im  dieser  Hinsicht  gewisse  Be- 
dingungen zu  erfüllen,  namentlich  ein  gewisses  Frachtquantum  in  regelmässigen  Perioden 
zu  liefern  versprechen. 

y)  Differentialtarife  und  sog.  Particulartarife  ( be- 
günstigende niedrigere  Tarife  für  einzelne  Frachtgeber,  wenn  sie 
die  bestimmte  Bahn  benutzen)  sind  auch  als  Mittel  der  Con- 
currenz  für  Staatsbahnen  solange  unvermeidlich,  als  es  sich  um 
die  Concurrenz  mit  ausländischen  Bahnen,  mit  inländischen 
Privatbahnen,  mit  der  Schiff  fahrt  etc.  handelt,  um  gewisse 
Frachtquanta  an  sich  zu  ziehen. 

Differentialtarife  dieser  Art,  daher  die  meisten  bis  jetzt  bestehenden ,  —  das 
Ergebniss  zufälliger  Entwicklungen  im  Eisenbahnnetz.  —  würden  aber  mit  Recht 
wenigstens  im  Inlande  bei  der  Durchführung  des  Staarshahusysteuis  grossentheils  ver- 
schwinden und  nur  <  twa  i^wie  in  England)  wegen  der  Concurrenz  des  Seetransporte 
hie  und  da  verbleiben  müssen.    Cohn  II,  455. 

Viel  weitergehende  Vorschlag«  macht  auch  liier  Perrot  a.a.O.,  der  ein  Zonen- 
system von  3  Zon.n,  bis  20,  20  —  50,  über  5»  Meilen  mit  Tarifsätzen  per  Wagen 
v.  5,  S  u.  12  Thlr.  befürwortet  Auch  dies  geht  wohl  zu  weit  u.  über  die  Richtigkeit 
des»  ganzen  Princips  lässt  sich  streiten.  Immerhin  hätte  eine  solche  Reform  mehr  als 
die  im  Personenvcrk.  verlangt.-  (u.  S.  771)  eine  Aussicht  auf  günstigen  Erfolg,  denn 
für  die  Waare  ist  der  Frachtsatz  in  der  Tbat  ein  Hauptmoment  der  Transportfähigkeit. 
für  den  Menschen  nur  ein  secundäres. 

e)  Die  Normaltarife  sind  unter  Gewährung  eines  Spiel- 
raums für  Abweichungen,  wenigstens  für  Herabsetzungen 
Seitens  der  Verwaltung,  durch  die  Gesetzgebung  festzustellen, 
die  Differentialtarife  durch  die  Regierung  im  Verord- 
nungswege. Alle  das  Tarifwesen  betreffende  Verhältnisse  sind 
amtlich  zu  veröffentlichen  und  durchaus  keine  geheimen 
Begünstigungen  einzelner  Frachtgeber  zu  gewähren.  Eine  Revision 
der  Tarife  nach  den  gemachten  Erfahrungen  hat  in  kurzen 
Perioden  (2 — 3  Jahre),  in  Fällen  bedeutender  Tarif  red  uc 
tionen  eventuell  zunächst  pro visorisch  auf  eine  bestimmte 
kurze  Zeit  zu  erfolgen. 

Ueber  das  Verhältnis»  der  gesetzgebenden  und  anders,  der  Yerordnuugs- 
gewalt  zum  Tarifwesen  überhaupt  u.  speciell  auch  zu  den  (iiUertarifen  der  Staab.- 
bahnen  bezüglich  der  Einrichtung,  Reglements,  Classification.  Höhe  der 
Sätze  u.s.w.  i>t  such  in  Deutschland  mehrfach  nooerdings  discutirt  wordeu,  so  in 
Preussen  gelegentlich  der  llcrathung  über  den  Eisenbahnrath  o.  S.  739».  Bei  der 
eingreifenden  Brdeutuug  dieser  Ding«:  ist  die  Competeuz  der  gesetzgebenden  Gewalt 
doch  an  sich  /u  verlangen,  aber  das  praktische  Bedürfnis  erheischt  wieder  eine 
gewisse  freiere  Bewegung  der  Verwaltung. 

Die  Reichsverfassung  hat  in  Art.  41 —  47  einige  Bestimmungen  über  da> 
Eisenbahnwesen  getrolFen.  darunter  auch  über  das  Tarifwesen  ^Art.  45  u.  46). 
wonach  dem  Reiche  eine  „Oontrole  über  das  Tarifwesen4"  zusteht  u.  speciell 
auf  die  baldigste  Einführung  ubei  einstimmender  Betriebst  eglements  sowie 
auf  möglichste  (ileirhmässigkeit  u.  Herabsetzung  der  Tarife  hingewirkt  werden 
soll  Inain.  „bei  grösseren  Entfernungen  ein  dem  Bedürfnis  der  Undwirthscbaft  u. 
Industrie  möglichst  entsprechender  ermftssiftei  u.  zwar  ziin&vhst  thunlichst  der 
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K  in  pfcnnig-Tarif"  —  f.  Centner  u.  Meile  —  für  Kohlen,  Kokes,  Hob.,  Erze,  Steine, 
Salz,  Koheiseu,  Dungungsmittel  u.  ähnliche  Gegenstand«'"").  In  Art.  40  werden  die 
Bahnen  hei  Nothständcn,  bes.  bei  ungewöhnlicher  Theuerunff  der  Lebensinittel, 
verpflichtet,  für  Getreide.  Mehl,  Hubenfrüchte.  Kartoireln  zeitweise  einen  dem 
Bctlürfniss  entsprechenden ,  vom  Kaiser  auf  Vorschlag  des  betreffenden  Bundesraths- 
ausschusses festzustellenden  niedrigon  Specialtarif  einzuführen"  (jedoch  nicht 
unter  dem  niedrigsten  für  Kohprodm  te  auf  d.  betraft  Bahn  geltenden  Satz).  Eine  gut 
gemeinte,  im  „privatwirthsehaftl.  Verkehrssystem"  aber  ihren  Zweck  leicht  verfehlende 
Bestimmung,  weil  die  Herabsetzung  der  Tarife  leicht  durch  die  darauf  hin  erfol- 
gende »peculative  Preissteigerung  der  Producte  am  Versendungsorte  wettgemacht  wird. 
Diese  u.  audere  Bestimmungen  der.Keichsverfassung  sind  dem  damaligen  zersplitterten 
Zustande  des  deutschen  Eisenbahnwesens  anirepasst  u.  vornehmlich  mit  für  die  Privat- 
bahnen berechnet.  Das  als  Centraibehörde  dienende  Keichs-iscnbahtiamt  hat  den 
Bahnen  gegenüber  keiue  genügende  Macht  entwickeln  können.  Bei  einer  so  grossen 
Verwaltungszersplitteiung,  wie  vollends  der  früher  bestellenden,  konnte  die  Vor>chr.  in 
Art.  42  der  Keichsverfass.,  die  Bahnen  wie  ein  ..einheitliches  Netz"  zu  verwalten, 
auch  nicht  strict  ausgeführt  werden,  Das  ist  auch  nicht  vom  Sta  a  tsbahnsystem. 
sondern  nur  vom  Keichsbahnsystein  zu  erwarten. 

Die  Errichtung;  der  ,,  Eisen  bahn  räthe"  hat  nun  Gelegenheit  gegeben,  die 
Interessentenkreise  über  das  Tarifwesen,  spec.  über  die  Tarifsätze  gutachtlich 
zu  hören  (s.  o.  S.Tau,  preuss.  Ges.  v.  I.Juni  l*s2  §.  14).  Die  „Norma I trans- 
portgebühren" sind  in  Preussen  dem  Entwurf  des  Staatshaushalt—Etat»  beizulegen. 
Iii  d.  gen.  preuss.  Gen.  ttbei  d.  Eiseub.rath  ist  aber  au<  Ii  in  §.  20  die  Bestimmung 
getroffen,  dass  „Erhöhungen  der  für  die  einzelnen  Classen  des  Gütertarifseheinas 
zur  Zeit  der  Public,  dieses  Gesetzes  bestehenden  Normal-  (Maximal-»  Transportgebühren, 
soweit  sie  nicht  zum  Zwecke  der  Herstellung  der  Gleichmässigkeit  d.  Tarife  oder  in 
Folge  v.  Aenderungen  des  Tarifschemas  vorgenommen  werden,  nur  durch  Gesetz 
erfolgen  können. 

Erhebliche  Verbesserungen  im  deutschen  u.  spec.  unter  dem  Einfluss  der  Staats- 
bahn Verwaltung  im  preuss.  Eiseub.weseu  im  Gebiete  des  Tarifwesens  haben  die  letzton 
Jahre  gebricht.  So  1877  das  i ibereinstimmende  Gütertarifschema  f.  alle  deutsche 
Bahnen,  au  welchem  wie  and.  Classification  der  Specialtarife  Aenderungen 
jetzt  nur  durch  gemeinsamen  Beschluss  sämmtl.  Bahnen  statthaft  sind.  ..Besondere, 
period.  zus.  tret.  Organe,  die  Tari f commissi on  u.  die  Gencralcouferenz  der 
deutschen  Bahnen,  prüfen  u.  Uerathen  unter  Zuzieh.  v.  Sachverständigen  aus  d.  Ver- 
kehrskreisen alle  \.  Public,  oder  v.  d.  Eisenbahnen  gewünschten  Aenderungen"  (v.  d. 
Leyeu,  a.a.O.  S.  131  .  Siehe  Deutscher  Eisenb.gutertarif.  Th.  I,  allgcm.  Bestimm, 
f.  d.  Gütertarif.  A.  Betriebsreglem.  nebst  allgem.  Zusat/bestimm.,  B.  allgem  Tarifvor- 
sehriften  nebst  Guterclassitic".  Berl.  lss:i  (mäss.  Heft) 

Auf  d.  preuss.  Staatsbanken  (u.  v.  Staate  verwalteten  Priv.bahnen)  ist  ein 
gemeinsamer  Nonnal-Streckentarif  in  (ieltnng,  neben  dem  mäss.  Expedi- 
t  i  onsgebtlhreu  erhoben  werden.  Die  Einheitssätze  f.  d.  Tonne  (10  metr.  Centn.)  u. 
d.  Kilometer  sind  in  diesem  Tarife:  Stückgut  11  Pfennig,  Wa^enlad.classe  A1  0*7, 
B  6.  A-  j.  Spectar.  I  4:>,  II  3*5,  III  2*6  bis  100  Kilometer).  22  bei  grösseren 
Entfernungen ,  also  f.  d.  ('entner  011.  f.  d.  Meile  0-S25  Pf.,  noch  etwas  unter  d. 
verfass.mäss.  Nonnalsatz):  Eilstuckgut  22  Pf.,  Eil -Wagenladungsgut  der  doppelte  Satz 
«1.  aH-rem.  \Va<renlad.classe.  VfL  v.  d.  Leye«  a.a  0  S.  192.  auch  f.  weitere  Details 
«ler  Reformen  u.  über  die  Bewährung  des  Staatsbahnsysteins  in  Preussen  nach  <1. 
verschiedenen  Seiten. 

Im  Einzelnen  sind  die  Erfolge  des  Systems  in  Prussen  durch  die  That- 
sacheu  nachgewiesen,  welche  in  d.  dem  Landtag  vorgelegten  minister  Berichten 
zus.»estellt  sind.  S.  Ber.  f.  N2  v.  II.  Dec.  1SS2  (N.  47  d.  Vorlagen  im  Abg.- 
liause.  l.Sess.  d.  15.  I.egislat.per.)  u.  Nachtrag  dazu  v.  21.  Juni  1  >>S3  (N.  03).  Dar 
Uber  ineine  Rede  im  Landtage  v.  10.  Febr.  1SS2.  Neben  den  günstigen  —  u.  seit- 
dem noch  günstiger  gewordenen  finanz.  Ergebnissen,  denen  man  n.  A.  auch  die 
leichtere  Entwicklung  des  Bahnnetzes  u.  des  Baus  von  Secundärbahncn 
verdankt,  ist  bes.  die  einheitl.  Verwaltung  u.  Betriebsleitung  im  ganzen 
Bereich  der  Staatsbahnen  zu  rühmen.  Dabei  U.A.  die  Construction  der  Fahr- 
pläne nach  den  allgemeinen  Verkehrsinteressen,  nicht  nach  denen  der  einzelnen 
Linie;  die  Gleichmässigkeit,  Uebersichtlichkeit.  unbedingte  Pnblicität 
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des  Tarifs  ^keiue  Refactien!);  die  Tariferm ässigungen.  bes.  auch  fax  dea 
Localverkebr  u.  die  Beseitigung  willkUrl.  Frachtdiff'erenzirungen;  die  einheitliche 
Wagendisposition  a.  erhöhte  Ausnutzung  des  Wagenparks;  die  einheit- 
liche Verkehrsleituug  unter  Beseitig,  uuwirth^chaftl.  Umwegstransporte;  die  eia- 
beitlicben  Hetriebscinrichtun gen  auf  den  Debergangsstationen.  Der 
Localverkebr  ist  durch  Einlegung  v.  LocaUUgeu,  Vennehrung  der  Haltestellen 
befördert  worden.  Nicht  unerheblich  sind  aueb  bereits  die  eingetretenen  Verbesse- 
rn »gen  in  der  ökon.  Lage  der  Beamten,  bes.  d.  mittleren  u.  unteren,  u.  der  Arbeiter, 
worin  sich  der  speciell  socialpolitische  Vortheil  des  Staatsbahnsysteuis zeigt,  wahren) 
l'rivathahncn  auch  hier  Übermässig  besoldete  höchste  Beamte  u.  schlecht  besoldete 
mittlere  u.  niedere  haben  «s.  Uber  Holland.  Arch-  1SS.H  S.  589,  Ergebn.  d.  Enquete  . 
Aber  hier  bleibt  durch  Ermässigung  der  Dienststunden  und  Gehalts- 
erhöhung auch  f.  d.  Staatsb.  Preussens  noch  viel  zu  thun  übrig. 

6.  Abschnitt. 
5.  Finanzielle  Ergebnisse  der  Staatsbahlieu. 

L  —  §.  297.  Erträge.  Die  Erträge  der  Eisenbahnen  zer 
fallen  in  die  drei  grossen  Gruppen  der  Einnahmen  aus  dem  Per 
sonenverkehr  (einschliesslich  Gepäckfracht,  meist  auch  Equipagen, 
Pferde,  Hunde),  aus  dem  Güterverkehr  (einschliesslich  Vieh, 
Eisenbahnfahrzeuge  u.  dgl.  m.)  und  der  sonstigen  Einnahmen . 
woruuter  namentlich  Wagenraiethe  (besonders  für  Güterwagen), 
andere  Pacht-  und  Mietheinnahmen,  besondere  Transporte,  Lager- 
geld, Provisionen,  Telegraphie  u.  s.  w. 

Nach  deutschen  Erfahrungen  —  und  wohl  im  Allgemeinen 
in  Ländern,  wo  die  Schifffahrt  dem  Güterverkehr  der  Eisenbahnen 
keine  sehr  grosse  Concurrenz  macht,  und  die  Volksdichtigkeit  und 
die  Wohlstandsverhältnisse  ähnliche  wie  in  Deutschland  sind  — 
pflegt  in  ganzen  Hahnsystemen  und  auch  bei  den  meisten  einzelueu 
Bahnen  anfangs  die  Einnahme  aus  dem  Personenverkehr 
zu  Uberwiegen,  später  tritt  sie  in  der  Regel  mehr  und  mehr 
trotz  ihrer  eigenen  Vennehrung  absolut  und  relativ  hinter  die 
Einnahme  aus  dem  Güterverkehr,  und  oft  sehr  beträchtlich, 
zurück,  während  auch  die  diversen  Einnahmen  selbst  relativ 
steigen.  Der  Güterverkehr  ist  daher  in  späterer  Zeit,  wie  z.  B. 
in  der  Gegenwart,  gewöhnlich  auch  der  finanziell  wichtigste 
Theil  des  Eisenbahntransports. 

Die  Ursachen  dieser  Entwicklung  sind  wohl  vornehmlich:  die  Verknüpfung  volk- 
reicher Orte  und  Gegenden  im  Heginn  der  Eisenbabnzeit  (S.  671);  die  Ausdehnuni: 
der  Linien  in  weniger  bevölkerte,  in  Ackerbau-  und  Bergbaugegenden  erat  später;  di- 
Notwendigkeit  des  Vorhandenseins  eines  grösseren  Bahnnetzes  für  die  Ausbildung 
mancher  Guterverkehrszweige  t^o  ergiebt  sich  aus  d.  preuss.  Eisen bahnstat..  wie  di<- 
Einn.  aus  d.  di retten  Gütcrrerk.  mit  and.  Bahnen  stärker  als  diej.  aus  dem  localen 
Güterverkehr  zunimmt  ^z.  B.  1S5« — 1»5—  tili— T5  jene  v.  10  auf  24  —  403— 7t>'2,  die** 
v   10  auf  IG — 2G  ä — 45  4  Mill.  Thlr.  gestiegen)  — ;  die  nur  aUmälige  Veränderung 
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der  Productions-  und  A bsa  tz\  o  rhäl  t  n  Lssc  der  Uuter;  die  nach  und  nach  durch  die 
Eisenbahnen  bewirkte  grössere  locale  Concentration  der  Bevölkerung  (Grossstädte) 
^CJrundleg.  §.  236 — 238),  welche  wieder  grossere  und  weitere  Zufuhren  Ton  Consump- 
tibilien  und  Rohstoffen  bedarf;  die  naturgemäß  beschränktere  Transportfähigkeit  der 
Menschen  als  der  Güter;  die  stärken-  Tarifermässigung  im  Güterverkehr,  die  immer 
mehr  Guter  niedrigen  speeifisehen  Werths  transportfähig  nacht  U.  dgl.  in.  Bei  Staats- 
und Privatbahnen  ist  dies.'  Entwicklung  begreif  lieber  Weise  im  Ganzen  die  nämliehe. 
Das  relative  Zurückbleiben  oder  Stillstehen  der  Einnahmen  aus  dem  Personenverkehr 
und  die  gunstige  Einwirkung  der  Fraehttarifermässigungen  auf  die  Steigerung  der 
Einnahmen  aus  dem  Güterverkehr  weisen  nur  wieder  daraufhin,  dass  die  Opportunität 
von  Tarifreductionen  im  Personen-  und  von  weiteren  Ermässigungen  im  Güterverkehr 
auch  im  finanziellen  Interesse  ebenso  ernstlich  zu  prüfen  ist,  als  im  volkswirth- 
sjchaftlichen. 

Mau  kann  die  deutschen  Erfahrungen  nicht  unbedingt  für  typisch  halten,  wie 
ich  es  in  der  0.  A-  v.  Bau  §.  257  gethau.  In  England  zeigt  sich  fortdauernd  eine 
relativ  grössere  Bedeutung  des  Personenverkehrs  für  die  Kohcinn.  der  Bahn  als  in 
Deutschland.  Die  Concurrenz  der  Kchiflfahrt  auf  Canälen  u.  bes.  auf  der  See  trägt  zu 
der  relativ  geringeren  fiuanz.  Bedeutung  des  Güterverkehrs  der  Bahnen  wohl  bei.  Noch 
jetzt  kommt  bei  d.  Hauptbahnen  30 — 40—50%,  im  Durchschu.  neuerdings  (1870 — 72) 
44%  d.  Einn.  auf  den  Personenverkehr;  aber  abgenommen  hat  die  Quote  doch  auch 
hier  stark:  von  1842—72  von  Ob  auf  44%.  S.  Cohn  II,  137,  031.  Aehnlich  in 
Holland  (z.B.  18S1  Kinn,  aus  Pers.verk.  20  09.  aus  d.  Güterverk.  1055  M.  IC.) ; 
auch  in  Italien. 

Unsere  amtlichen  Eis.  nbahnstatistiken  enthalten  reiches  Material  zum  Beleg  obiger 
Sätze,  so  z.  B.  die  preuss.  Statistik.  Es  war  bei  sämmtl.  preuss.  Bahnen  die  Brutto- 
einnahme: 


p.  Meile  in  100  Thlr.  aus 

dem 

in  %  d.  Gesainmteinn. 

Personen - 
verk. 

Güter- 
verk. 

iUt. 

Summe 

Pers. 

Güt  div. 

1844 

201 

101 

7 

309 

65-0 

32*7  23 

1851 

174 

1S6 

17 

376 

463 

493  44 

1S57 

200 

389 

29 

018 

323 

029  4-8 

1862 

190 

405 

37 

633 

301 

64'0  59 

1865 

213 

493 

46 

752 

28'3 

655  62 

1807 

211 

523 

55 

788 

207 

664  69 

1 860 

209 

493 

54 

750 

27-6 

653         7  1 

1S74 

241 

615 

5S 

914 

20-4 

673  0-3 

Im  J.  1851  überstieg  zuerst  die  Einn.  aus  dem  Güterverk.  diejen.  aus  dem  Personen- 
verkehr. 1809  hier  wieder  incl.  Bahnen  d.  neuen  Prov.  Nur  durch  die  Einrechnung 
dieser  Bahnen  verändert  sich  die  Kichtung  der  Bewegung  einen  Moment.  Bei  den 
einzelnen  Bahnen  ist  das  Verhältnis*  verschieden,  aber  die  Entwicklungstendenz  dieselbe 
ii.  nur  in  den  seltensten  Fällen,  z.  B.  bei  kleinen  Privatb.  zwischen  grossen  Städten, 
die  Einn.  aus  d.  Personenverkehr  jetzt  noch  grösser  (z.B.  Taunusb.,  llomb.  Ii.)  1809 
n,  bez.  1874  war  bei  d.  preuss.  Ostb.  d.  Einn.  aus  d.  Person  en  verk.  zu  derj. 
au*  d.  Güterverkehr  wie  c.  2  :  3.  bez.  wie  c.  1  :  1*1,  bei  d.  niedcrschl.  wie  1  :  I, 
bez.  wie  c  1  :  3  8.  westfälisch.  1  :  fast  4,  bez.  1  :  3  7.  Saarbr.  1  :  6,  bez.  1  :  4  2. 
hannov.  1  :  2,  bez.  1  :  2'3.  nass.  2  :  über  3.  bez.  1  :  etwas  über  1,  Bebra-Hanau  aieu) 
1  :  wenig  über  1,  bez.  1  :  12.  Maiu-Wcs.  2  :  3,  bez.  1  :  etwas  über  2,  sächsische 
Staatsbahn  1869  1  :  3.  baier.  1  :  über  3,  würt.  2  :  über  3.  bad.  4  :  5.  Yolksdichtig- 
keit.  Durchreiseverkebr.  Massenproductentranspoit  (Kohlen  n. S.W.)  zeigen  hier  ihre 
eharakt.  Einflüsse. 

Nach  d.  deutschen  Bahnstatist,  f.  1880/81  kamen 

Einnahmen  aus  d.  Pers.-   Dsgl.  aus  d.  Güter-       ..  . 

verkehr  verkehr  mfeno 


M.  p. 

7.  der 

M.  p. 

%  de) 

•/ 

u 

Kilom. 

Ges.einn. 

Kil. 

Ges.cinii. 

Staatsb  

7,540 

*  282 

17,340 

057 

6  1 

Privatb.  um.  Staatsverw. 

0.800 

179 

27.230 

740 

bl 

Privatb.  unt.  eig.  Verw. 

0,069 

284 

13,641 

04-4 

7  2 

7,130 

207 

17,583 

668 

65 
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1.  Die  Kinn  ah  ine  aus  dem  Personenverkehr  rührt  in 
Deutschland  bei  Staats-  und  Privatbahnen  mit  sehr  seltenen  Aus 
nahmen  nur  zu  einem  ganz  kleinen  Theil  (6—8%)  vom  Verkehr 
in  der  ersten,  zu  etwa  einem  Drittel  von  demjenigen  in  der  zweiten, 
zur  vollen  Hälfte  bis  zu  Dreiftlnfteln  von  dem  Verkehr  in  der 
dritten  oder  in  dieser  und  der  vierten  Wagenelasse  her. 

Die  einzelnen  Linien,  auch  der  Staatsbahneu .  zeigen  indessen  manche  Ver- 
schiedenheiten. Die  Quoten  der  Erträge  der  einzelnen  Classcn  bleiben  «ich  aber,  voa 
Neueinführung  ganzer  ('lassen  wie  der  vierten  abgesehen,  im  Durchschnitt  aller  Bahnen 
und  bei  den  «üu «einen  Linien  von  Jahr  zu  Jahr  ziemlich  gleich. 

Viel  .«taust.  Material  hierüber  in  d.  amtl.  Statistiken.  Die  Durchschuitte  der 
1.  —  4.  Cl.  und  de>  Militärs  bei  allen  preuss.  Hahnen  ergeben  Einnahmequoten  1851' 
6*6 — 30'3— 42'3-  10*5—  4'3,  bei  Quoten  der  speeif.  Personenfrequenz  (Personenmeilen  i 
ohne  Militär:  8"  1  — 26*4- — iVO — 2 2' 5 ;  1809  incl.  neue  Provinzen!  Einnahmequoten 
71—  93*9—40*5— 15-3-  3-2.  Frequenzquoten:  31  —  22*9— 44  7— 29*3%.  Erbeblicli 
Qber  d.  Durch^chn.  ist  die  Einn.  aus  1.  Cl.  bei  d.  preuss.  Staatsb.  nur  bei  nass.  B 
(11*5,  ftber  keine  4.  Cl.).  u  Ostb.  8*9;  bei  den  Privatb.  bei  der  Khein.  (20'6),  bomb.. 
Taunusbahn.  Im  J.  1*71  kam  auf  die  4.  Cl.  u.  Militär  eine  Quote  d.  Einn.  r(W 
7-2— 32-S— 40  0— 18  5  -1-5  (Die  preuss.  Staüst.  specialis,  die^e  Daten  auch  na<*h 
den  Zuwarten,  gegen  «rhöht.,  gewühnl.,  ermäss.  Fahrgeld.) 

2.  Von  der  Einnahme  aus  dem  Güterverkehr  rührt  nur 
eine  sehr  kleine,  bei  den  hohen  Tarifen  mitunter  noch  etwas  ab 
nehmende  Quote  aus  Post-  und  Eilgut  (3— 5°/0  meistens),  der 
Haupttheil  (90%  und  mehr)  aus  Frachtgut  her. 

Die  Einnahmequoten  der  anderen  Tarifclassen  ändern  sich  von  Bahn  zu  Bahr 
und  von  Jahr  zu  Jahr  erheblich  nach  den  wesentlich  wieder  von  der  absoluten  und 
relativen  Tarifhohe  jeder  Classe  und  dem  Tarifsystem  abhängigen  Frequenzen  und 
nach  der  Natur  des  Verkebrsgebict3  der  einzelnen  Bahn.  Aus  ersterem  Grunde  meist 
zun.-hmende  Quoten  der  .rmässigten  Tari fclass.  n  für  Güter  geringen 
speeifischen  Werths. 

Im  Durchschn.  aller  preuss.  Bahnen  war  in  Procenten  der  gesammten  Güter- 
einnahmen 1859.  1865  u.  1869  (incl.  neue  Prov.)  die  Einn.  aus  Post-  u.  Eilgut  bez. 
41— 3  6— 4  2,  aus  Frachtgut  der  Normalcl.  34  7— 21'0— 17  7 .  Kohlen  u.  Frachtgut 
der  ermäss.  Cl.  zus.  56*4 — 69*5— 71  7,  aus  Yichtransport  2'9 — 3*4—3  3,  aus  anderen 
Transp.  u  Nehenertr.  1*9 — 2"5 — 8"1  %•  In  1874,  bei  etwas  anderer  Classification, 
kam  von  der  ganzen  Kinn,  im  Güterverkehr  0  5%  auf  Post-,  4*0  auf  Eil-,  98  auf 
Stückgut  der  Normalelasse,  incl.  d.  sperr.  Guts,  10*8  auf  Stückgut  der  ermäss.  Cl..  S4*4 
auf  Frachtgut  in  Wasrenlad.  in  Quantit.  v  100  Centn,  u.  mehr,  32*9  auf  dsgl.  *  in 
»eschlossenen  Wagenladungen  v.  200  Centn.,  3  8  auf  Vieh,  4 'S  auf  Eisenbahnfahrzeuge 
Dienst-  u.  Baugut  u.  Nebenerträge.  Also  rund  *J/a  ans  dem  Massengut,  ans  den 
übrigen  Gütertransporten  (hier  incl.  Vieh)-  Die  einzelnen  Bahnen  zeigen  natürlich  hier 
gro«se  Unterschiede.  z.B.  in  1869  Einn.  aus  Kohlentransp.  preuss.  Ostb.  1*4,  nieder- 
schles.  85-3,  westf.il  281,  Saarbr.  61*9,  hannov.  162,  nass.  9*7,  Bebra-Hann.  02. 
Main-Wes.  8*7  °/0.  Aber  wenn  nur  Stück-  u.  Frachtgut  unterschieden  wird,  so  sind 
die  Verschiedenheiten  doch  massiger,  z.  B.  in  1874  bei  den  Staatsbahn.  bez.  21*2  u. 
68*8  •/„,  Max.  der  letzteren  bei  der  Saarbr.  B.  (Kohlen)  90*0.  Min.  Frankf.  -  Bebra 
50*6 7r  —  Nach  d.  deutschen  Bahnstat.  f.  1880/81  kamen  907«  der  Einn.  der 
gesammten  Güterverk.  von  Frachtgut,  8  40  v.  Vieh.  2*74  v.  Eil-  u.  Expressgut,  0  r: 
v.  Postgut,  der  Best  r.  and.  Objecten  u.  Nebenerträgen. 

iL  §.  298.  Reinertrag,  Rente  und  deren  Verwendung. 
Der  erstere  genügte  bei  denjenigen  Staatsbahnen,  welche  eine 
Zeitlang  im  Betriebe  stehen,  bisher  wenn  auch  nicht  in  jedem  ein 
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zelnen  Betriebsjahr,  so  doch  im  Durchschnitt  der  Jahre  bei  uns  in 
Deutschland  fast  immer,  um  das  aufgenommene  Schuldkapital 
zu  verzinsen  und  eventuell  zu  tilgen. 

(ii-naue  Vergleiche  fUr  läutere  Zeiträume  sind  nur  für  die  einzelnen  Linien, 
nicht  für  die  ganzen  Staatsbahnsysteme  zulässig,  weil  in  letzteren  sich  oft  neue  Linien 
mit  noch  unentwickeltem  Verkehre  befinden,  die  den  Durchschnittsertrag  herabdrUcken. 
Das  ist  besonders  bei  der  Vergb-ichung  mit  älteren,  stabilen  oder  nur  wenisr  sich  aus- 
dehnenden einzelnen  Privatbahnunternebmungen  zu  beachten. 

Bei  einer  raschen  Ausdehnung  des  Staatsbahnnetzes  auf 
weniger  frequente  Routen,  wie  sie  auch  in  Deutschland  (Preussen, 
süddeutsche  Staaten)  in  neuerer  Zeit  vorgekommen,  und  in  einer 
Periode  stark  steigender  Betriebsausgaben  (1871—74)  kann  freilich 
auch  ein  grösseres  Staatseisenbahnnetz  wohl  einmal  zur  Deckung 
der  auf  ihm  lastenden  Zinsen  und  Tilgequoten  der  noch  nicht 
amortisirten  nnd  vollends  der  ursprünglichen  Baukapitalien  einen 
ZuschusB  aus  der  Staatscasse  bedürfen.  Dies  muss  thunlichst  ver 
aindert  werden  (§.  268).  Es  ist  aber  auch  mit  hinlänglicher  Sicher- 
heit zu  verhüten,  wenn  nur  nicht  die  besseren  Linien  des 
Landes  der  Privatindustrie  verbleiben  oder  gar  zu  theuer  er- 
worben werden,  wenn  ferner  das  Staatsgebiet  entsprechend 
gross  genug  ist,  um  eine  Ausgleichung  schlechter  und  guter  Linien 
leichter  herbeizuführen,  und  wenn  endlich  eine  richtige  Tarif- 
politik befolgt  wird.  Bei  dauernder  Steigerung  der  Betriebs- 
kosten ist  natürlich  bei  Staatsbahnen  so  wenig  als  bei  Privatbahneu 
ohne  Tariferhöhung  eine  genügende  Rente  sicher  zu  stellen. 

Aus  dem  Reinertrage  werden,  wenn  auch  nicht  immer  formell, 
so  doch  reell  zunächst  die  Zinsen  der  zur  Anlage  der  Bahnen 
aufgenommenen  Anleihen  und  die  für  diese  Anleihen  etwa  stipu- 
lirten  Tilgequoteh  bestritten.  Der  Rest,  welcher  bei  fortschreitender 
Tilgung  also  immer  grösser  wird,  bildet  einen  freien  Ueber- 
schuss  und  eine  eigentliche  privatwirthschaftliche  Einnahme. 
Dieselbe  kann  ganz  oder  theilweise  zur  weiteren  Tilgung  der 
Eisenbahnschn lden  oder  als  Uülfsmittel  zur  weiteren 
Ausdehnung  des  Bahnnetzes  und  zur  Deckung  etwaiger 
Deficite  ungünstiger  Linien  oder  endlich  unter  Umständen 
recht  wohl  auch  als  Staatseinnahme  zur  Deckung  eigent- 
licher Staatsausgaben  dienen.  Die  erste  Verwendung  ermög- 
licht eine  frühere  Annäherung  an  das  Gebühren pri neip 
in  der  finanziellen  Behandlung  der  Staatsbahnen;  die  zweite  einen 
immer  umfassenderen  Ausbau  des  Bahnnetzes  (ein- 
schliesslich Secundärbahnen),  worauf  es  bei  dem  Staatsbahn 
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System  gerade  abgesehen  ist;  die  dritte  macht  Steuereinnahmen 
überflüssig  oder  gestattet  ohne  neue  oder  vermehrte  »Steuern 
die  Vornahme  passender  neuer  Staatsthätigkeiten  und  fuhrt,  wie 
die  Forsteinnahmen,  auch  den  finanziellen  Nutzen  grosser 
allgemeiner  Fortschritte  der  Volkswirtbschaft  dem  Oe 
m ein we sen  unmittelbar  zu,  statt,  wie  beim  Privatbahnwesen, 
in  die  Taschen  einzelner  Privaten:  der  Staat,  also  die  Gemein- 
schaft, nimmt  an  der  Kapital-  und  Grundrente  und  dem 
Unternehmer-Einkommen  der  Nation  in  erwünschter 
Weise  Theil,  —  auch  eine  günstige  Wirkung  für  die  Ver 
th  eilung  des  Volkseinkommens,  also  zugleich  in  social  poli- 
tischer Hinsicht.  Welche  Verwendung  des  Erlöses  statthaben 
soll,  ist  mit  nach  den  concreten  Verhältnissen  des  einzelnen  Staats 
zu  entscheiden.  Die  erste  und  zweite  Verwendungsart  verdienen 
aber  wohl  principiell  den  Vorzug,  bis  die  Schulden  getilgt  and 
wenigstens  die  wichtigeren  Linien  ausgebaut  sind. 

Der  Vortheil  der  Sehuldentilgnng  zeigte  sirh  schon  früher  deutlich  z.  B.  l**i  »1. 
preu9s.  Hahnen,  wo  Iiis  Kndr  lb70  vou  der  Ursprung!.  Schuld  von  226' 15  M.  Thlr. 
schon  33*43  M.  Thlr.  (neinl.  Schulden  der  alten  Landcsth.  u.  neue  Schulden  seit  isfili 
v.  1.VJ-3«  auf  142-1 7,  hannov.  v.  28'2S  auf  15  f.fi,  churhess.  v.  1H'73  auf  I*».  nass.  v 
lfi*G9  auf  lfi'37,  Frankf.  v.  5  0}>  auf  3.50  M.  Thlr.  herabgegangen'i  getilgt  waren. 

Die  finanzielle  Seite  der  Staatsbahn  frage  ist  in  Deutschland  angesichts  d.*r 
sinkenden  Rente  der  Rahnkapitalien  in  der  Mitte  der  70er  Jahre,  bes.  nach  den  un- 
gunstigen Ergebnissen  des  J,  1874,  etwas  ängstlich  von  den  Anhän-rern.  etwas 
triurophirend  von  den  Gegnern  der  Staats-  und  speciell  der  Reichsbahnen  behandelt 
Vörden:  wohl  beiderseits  mit  Unrecht.  Schon  das  Ergebniss  des  J.  1S75  fiel  wieder 
erheblich  besser  aus,  namentlich  in  Folge  der  wieder  gesunkenen  Hetriebskosten  (Preise  u 
was  jedenfalls  bewies,  dass  man  es  nicht  mit  einer  nothwendig  dauernden  Ent- 
werthung  des  Eisenbahnbesitzes  zu  thun  hat,  wie  sich  seitdem  auch  gezeigt  hat.  Die 
eigentümliche  Ansicht,  als  ob  die  Hahntarife  nicht  steigen  dürften,  wenn  alles  Andere 
sieh  vertheuert ,  muss  freilich  aufgegeben  werden.  Die  zeitweise  schlechtere  Renta- 
bilität der  bad.,  würtemb..  baier.  Bahnen  beweist  nur,  dass  man  dort  etwas  zu  nM- 
sichtslos  rasch  in  finanz.  Beziehung  vorging  und  dass  diese  Lander  —  im  heutigen 
Verkehrswesen  nur  von  der  Bedeutung  mittlerer  Provinzen  —  noch  zu  klein  sind,  nm 
die  genügende  Ausgleichung  der  Chancen  der  günst.  und  ungünstigen  Falle  zu  ver- 
bürgen. In  Preussen  aber  muss  man  nicht  ubersehen,  dass  unter  den  Staatsliahhe» 
vor  JH78  einige  grosse  Linien  mittlerer  Frequenz  und  grosser  Kostspieligkeit  und  um- 
gekehrt unter  den  Privatbahnen  noch  ziemlich  die  Hauptlinien  grosser  Frequenz  u.  z. 
Th.  auch  billigen  Daus  sich  befanden.  Dabei  erfolgte  noch  nicht  die  dem  alleinigen 
oder  dem  sehr  ausgedehnten  Staatsbahnsystem  eigentümliche  Gewinnausglcichung  der 
verschiedenen  Linien.  Auch  bei  dem  Reichseisenbahnproject  wäre  in  finanz.  Hin- 
sicht zu  bedenken  gewesen,  dass  das  Reich  bei  den  guten  Privatbahnen  eine  6%ig-" 
Aetienrente  mit  einer  4%— 4s'4°/0igen  Reichsrente  kaufen  konnte,  wie  es  rreuss.it 
dann  für  sich  getban  hat.  (Ein  Innlich  wichtiger  Factor  wie  in  England  bei  einem 
etwaigen  Erwerb  der  Privatbahnen,  s.  Cohn  H,  fi!7).  Soweit  aber  allgemeine 
Conjuncturen  kürzere  oder  längere  Zeit  die  Hahnrente  drücken,  ist  es  volkswirth- 
schaftlirh  u.  socialpolitisch  wieder  besser,  dass  die  staatliche  Gemeinschaff,  nicht  die 
zufälligen  Eigentümer  oder  Aktionäre  (öfters  zum  erheblichen  Thefle  Personen,  denen 
die  „geriebeneren"  Geschäftsleute  die  Actien  vor  dem  Sinken  der  Dividende  u.  Curse 
in  die  Hände  spielten)  auch  diese  Verluste  trafen. 
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Diu  wahre  Höhe  des  Kcinertrags  und  der  Rentabilität  ist  hei  den 
Staabbahncu  nicht  immer  leicht  genau  zu  berechnon.  Deun  es  kommen  unter  den 
laufenden  Ausgaben  Verwendungen  f.  d.  Vermehrung  u.  Verbesser,  der  Betriebsmittel, 
f.  d.  Melioration  der  Bahnanlago  vor,  die  nicht  immer  nur  Ersatz  der  Abnutzung, 
sondern  z.  Th.  auch  Neubeschaffung,  also  neue  Kapitalanlage  sind,  also  vom 
Heinertrage  nicht  abgehen.  Auch  Ilinauszahlungcu  an  andre  Verwaltungen  u.  dgl. 
werden  hie  und  da  abgerechnet.  Es  bleibt  indessen  nichts  Audres  übrig,  als  sich  an 
die  amtl.  Berechnungen  zu  halten.  —  Dir  Steigerung  der  Metrie bskos tun  hat 
in  der  1.  Hälfte  der  70er  Jahre  auch  bei  den  Staatsbahnen  stattgefunden,  sie  war 
nicht  nur  eine  absolute,  sondern  auch  eine  relative:  d.  h.  die  Betriebskosten  be- 
anspruchten eine  grössere  Quote  der  Bruttoeinn.,  so  dass  sich  der  Keinertrair  ver- 
minderte. Suitdem  ist  aber  «  in  Sinken  jener  Kosten  u.  auch  damit  neben  der  Vcr- 
kehrssteigerung  der  neuesten  Zeit)  eine  bessere  Heute  wieder  eingetreten. 

Preussen.  Nach  der  preuss.  Kisenbahnstatist.  war  die  Quote  der  Betriehs- 
kosteu  bei  allen  preuss.  Bahnen  1*05  103,  1*07  44,  1*09  14,  1S71  4.V4.  1873  54  0, 
1874  57  7,  ls75  M'5%,  oder  umgekehrt,  der  Ueberschuss  sank  von  1*71  -74  von 
54'6  auf  42*3%.  Bei  den  preuss.  Staatsb.  war  er  1873 — 75  bez.  45.2,  38*3  und 
12'4%.  In  dem  ungünstigen  Jahre  1*74  war  er  noch  am  Höchsten  bei  d.  Nieder- 
&ehl.-märk.  (incL  schles.  (iebirgsb.)  mit  44'8"  „  der  Bruttoeinn.  il>73  I3'9).  am 
Niedrigsten  bei  d.  Krankt'.- Bubraer  u.  d.  Bcrl.-Verbindungsh.  mit  2V0°  '„  (1S75  bez. 
39"4  u.  29*4).  Das  verwendute  Anlagekapital  verzinste  sich  aus  dem  Ueber- 
schuss (bei  d.  Privatbahnen  ohne  Einrechn.  der  Zuschüsse  aus  d.  Titel  d.  Zinsgarautie 
mit  % 
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554 

5*67 

00  7 

5*54 

4  «14 

400 

4  51 

Der  an  die  Staatscasse  (iucL  f.  d.  Main  -Weser  Bahn  an  Hessen)  abgeführte  Ueber- 
schuss d.  preuss.  Staatsbahnen  war  für  1874  1  1  08,  f.  1875  17  03  Mill.  Thlr.  Diu 
Rente  schwankte  bei  den  *  einzelnen  preuss.  Staatsbahnen  1874  zwischen  O'JÜ 
i nassauischc  1875  I "*3 1  und  7'70u/o.  (Niederschi. -märk..  1*75  7*40).  Die  Östb.  gab 
1874  u.  75  bez.  3*28  und  41 1.  die  hannoverM-hc  4*1 1  und  0  52,  die  wotfal.  1'87  und 
2'00,  die  saarbrucker  202  und  4  01,  die  Main -Weser  3M51  und  4'90.  Frankf.-Bebr. 
0*4 S  und  1*35.  Das  verwend.  Anlagekapital  der  preuss.  Staatsbahnun  war  1*74  334*3 
Mill.  Thlr.,  p.  Kilometer  S2.857  Thlr.  1875  bez.  300  3  und  *7,193.  Max.  1*74  Beil. 
VerbindQDgsb.  130,300  Thlr.  p.  KU.,  Saarbr.  133,520,  Min.  Ostb.  00,007  Thlr.  Bei 
der  starken  Schuldentilgung,  die  in  Preussen  seit  dem  franz.  Kriege  mittelst  der  Con- 
ti ibutionsgclder  u.  s.  w.  erfolgt  i>t.  reichte  selbst  der  geringe  Ueberschuss  der  Staats- 
liahnen  im  J.  1874  fast  ganz  hin.  die  sämmtlichen  Zinsen  aller  Staatssehuhlen  /n 
decken,  die  z.  B.  im  J.  1870  3*8  Mill.  M.  betrugen. 

Die  Daten  der  letzten  Jahre  u.  der  Gr  gen  wart  sind  mit  denjenigen  der  früheren 
Zeit  vor  der  grossen  Verstaatlichungsära  (S.  700)  nicht  genau  zu  vergleichen  u.  bei 
dein  raschen  Forts«  b ritt  der  Verstaatlichungen  sind  auch  die  Ergebnisse  u.  Veranschlage 
der  einzelnen  letzten  Jahre  nicht  dir. -et  \ergleiehbar.  Jedenfalls  sind  die  Fiiiauz- 
Kesnltate  aber  günstig  u.  trotz  des  vielfach  so  theuren  Erwerbspreises  der  ver- 
staatlichten Priv.bahncn  sind  die  Ueberschuss.:  (nach  Abzug  aueh  der  Zinsen  für 
die  neuen  Eisenb.schulden .  der  gewährten  Actienrenten,  der  Zinsen  und  Tilffei-uoten 
der  Prior.  Oblig.)  iriösser  geworden  u.  haben  sie  regelmässig  die  freilich  vorsichtisr 
aufgestellten  Voranschläge  ubertrollen.  S.  schon  oben  S.  710.  So  konnte  die  Bahn>chnM 
durch  Abschreibungen  vermindert  oder  der  Staatskasse  ein  Ueberschuss  zur  Vcrfuguntr 
•gestellt  werdeu.  Dass  dabei  der  Verkehrsaufschwung  mit  geholfen,  ist  gewiss.  Auf  di.; 
leiten  Jahre  können  und  werden  am  h  einmal  wieder  magere  kommen.  Aber  die  Ucbor- 
schusso  sind  jetzt  so  erheblieh,  dass  sie  einige  Garantie  gejren  Kuckschlägo  bieten.  Die 
reine  Hunte  der  preuss.  Staatsbahnen  (incl.  d.  A mortis. betrags  d.  Prior  oblitr.  verstaatlichter 
Bahnen)  erreichte  1882  u.  18*3  wohl  an  5,  l*s4  s5  an  51 5%.  Nach  d.  Bechnuuga- 
abschluss  f.  1*S2  /*3  war  die  Koheinn.  433'17  M.  M.  (Etatsanschi.  300*  15).  d.  Ausgabe 
(incl.  gew.  Posten  an  Kenten  .  Zinsen  u.  Amortis.  v.  verstaatl  Bahnen)  205  00  M.  M. 
(Anschl.  281  04).  der  Ueberschuss  13*11  M.  M.  (Anschl.  10*21).  also  das  Hesultat 
um  29*0  Mill.  M    besser  als  der  Anschlag.    Von  dem  Ueberschuss  die  Zinsen  der 
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Eisenb.schuld  mit  95*76  M.  M.  abgezogen,  bleibt  ein  reiuer  Ueberschuss  von  42*35  M.  M 
Der  Voranschlag  f.  1883/84  siebt  bei  514  72  M.  M.  Einn.  u.  384*58  M.  M.  Ans-: 
einen  Ueberschuss  v.  130-15  M.  M.  (muth masslich  10 — 20  M.  M.  mehr),  nach  Abzu;: 
der  Zinsen  der  Bahnschuldcn  (109*49  M.  M.)  20  66  iL  M.  (event.  10—20  Bf.  M.  mehr*. 
Nach  d.  Nov.  1>83  dem  Landtage  vorgelebten  Et.  f.  1884  85  ist  die  Einn.  auf  552*8$. 
die  Ausg.  auf  38819,  der  Kohubersch.  auf  164*68,  der  Reinüberschuss  (nach  Abzus 
v.  128*39  M.  M.  Eisenb.schuldziuscn)  auf  36  21)  M.  M.  veranschlagt.  Diese  (jcsajnmt- 
ergebnis.se  d«*r  preuss.  Kisenb.  Venvalt.  umfassen  übriircns  die  Einn.  „aus  d  Betheilig, 
d.  Staats  an  Priv.bahnen**  mit  (A.  1883/84  4  52,  1884/85  4  33  M.  M.).  Die  Einn 
u.  s.  w.  der  1883/84  neu  zu  verstaatlichenden  Bahnen  siud  hierbei  noch  nicht  inbegriffen. 

Die  Daten  im  Folgenden  z.  Th.  aus  dem  Material  im  Arch.  f.  Eisenb.wes. 

Sachsen.  Die  Staatsbahnen  haben  andauernd  bis  Mitte  der  70er  Jahre  ein» 
reich!.  Verzinsung  gegeben,  gegen  die  Kosten  der  betr.  Staatsschulden  1 — 21/,0  0  mehr 
Kur  die  20  J.  1856 — 75  wird  die  Durchschnittsrente  auf  6*48%  berechnet,  für  ein 
Kapital,  das  von  99  4  Mill.  M.  in  1856  auf  330  8  Mill.  M.  /.u  Ende  1S75  gestiegen 
ist.  Nur  3  mal  sank  die  Rente  in  diesen  20  J.  unter  5%.  185S  4  37,  1859  4  41. 
1866  4-59,  Max.  Js65  7  23  u.  wieder  1871  707,  1872  -75  bez.  575.  5*54.  5*87. 
6-02%.  Später  wurden  »lie  Ergebnisse  schlechter,  mit  in  Fol*e  des  Erwerbes  un- 
rentabler Priv.bahnen.  So  war  die  Beute  1875  nach  neuester  amtl.  Bcrechn.  5*77 
(also  geringer  als  nach  ob.  Angabe),  1878  3  67,  1880  4  11  ,  1881  4  25%  des  Bau- 
kapitals, oder  iu  diesem  J.  1881  4  571.  des  Anlagekapitals;  dies  betrug  f.  18*1 
623  5  M.  M.,  der  Betriebsüberschuss  26  52  M.  M. 

Bai'  mi  Hier  eine  von  der  allgemeinen  Staatsschuld  getrennte  EisenbahnschubJ. 
Auf.  1876  noniiu.  728*4  Mill.  M.,  meist  zu  4  u.  4%%,  mit  einem  Zins-  und  Tilg<- 
erforderniss  v.  288  Mill.  M.  Der  t'eberscbuss  der  Eisenbahnen  war  veranschlagt  aut 
29  8  Mill.  M.  Im  J.  1874  (noch  ohne  Ostbahnen)  berechnet  sich  nach  d.  Vereinsslai. 
(deren  Berechn.  bei  Preussen  mehrfach  von  denen  der  preuss.  Eisenbahnstatistik  ab- 
weichend eine  Rente  v.  4*24%  aus  dem  Reinerträge  f.  d.  Anlagekap.  (excl.  H'43  Mill. 
Thlr.  f.  d.  gepacht.  inlind.  Bahnen)  von  153  Mill.  Thlr.  Der  üeberechuss  von  6  496 
Mill.  Thlr.  hat  Uber  die  Zinsen  der  Bahnschulden  (4  755  Mill.  Thlr.)  u.  der  Tilgumr 
derselben  (0  931  Mill.  Thlr.)  immerhin  in  diesem  ungünstigen  Jahre  noch  773,000 
Thlr.  betragen.  Seitdem  sind  auch  hier  die  Ergebnisse  mebrfa*  h  ungünstiger  geworden 
1881  war  d.  Baukostenaufwand  f.  d.  Staatsb.  885*95  M.  M.,  die  Roheinn.  79'88. 
Ausg.  44  96,  Uebersch.  34  92  oder  3.82%  des  Kap.  (1880  33.51  M.  M.),  der  Zuschuss 
zur  Verzins.  der  Bahuscbulden  demnach  doch  unerhebl.  (Anschl.  der  Uebersch.  1882 
u.  83  je  33  8  M.  M.,  bei  Kosten,  Zins,  Ainort.  u.  s.  w.  der  Eisenb .schuld  37  21  M.  M.. 
also  3  4  M.  M.  Zuschuss). 

Württemberg.  Die  in  d,  allgem.  Staatsschuld  enthaltene  Eisenbahnschuhl  be- 
trug 1876  c.  271  Mill.  M.  Nach  «1.  Etat  f.  1875 — 76  wurde  auf  eine  Ncttoeinnahiu. 
der  Staatsbahnen  von  12  52  Mill.  M.  gerechnet,  womit  die  Zinsen  jener  Schuld  wohl 
gedeckt  sind.  Im  J.  1874  verzinste  sich  nach  der  Vereinsstatistik  das  verwendete  An- 
lagekapital von  101*6  Mill.  Thlr.  durch  den  Ueberschuss  von  3.357  Mill.  Thlr.  nur 
mit  3  30%.  Seitdem  auch  hier  noch  ungünstigere  Entwiell.  Neuerliche  Verzinsung 
des  Babnkap.s  nur  27ä— 3%,  woran  aber  fehlerhafte  Bahnbauten  mit  schuld.  Anlage- 
kapital d.  Staatsb.  1881/82  455  31  M.  M.  (bez.  auders  berechnet  446  86).  Roheinn 
1880  81  26  54,  1881/^2  27  88  M.  M.,  Reinertr.  1120  u.  12  85  M.  M.,  oder  mit  einigen 
weiter  abznrechn.  Summen  12  66  M.  M.  oder  2*86%  des  gos.  Anl.kap.s  (18S0/81 
2  54  %),  c.  21/*  M.  M.  werden  v.  heut.  Betrage  der  Zinsen  der  Eisenb.schnld  danach 
sonst  zu  decken  sein. 

Baden.  Hier  besteht  neben  der  allgem.  Staatsschuld  eine  besondere  Eisen)»ahu- 
schuld,  Anf.  1876  von  275*2  Mill  M.  oder  nach  Abzug  der  Activa  der  Eisenbahn- 
schuldentüguugskasse  mit  4  4  Mill.  M.  eine  reine  Schuld  von  270  8  Mill.  M.  IV r 
Anschlag  der  Eisenbahnbetriebsverwalt.  schliesst  f.  1876  mit  12*64  Mill.  M.  Reinertr. 
ab,  wozu  noch  der  Antheil  am  Reinertrag  d.  Main-Neckarb.  mit  0*51  Mill.  M.  kommt. 
Nach  d.  Vereinsstatistik  ergab  sich  1874  auf  ein  verwend.  Aulagekap.  v.  103*4  Mill 
Thlr.  ein  Ueberschuss  v.  4*  164  Mill.  Thlr.  oder  eine  Verzins,  v.  4*03 %.  Auch  in 
Baden  sind  die  neueren  Ergebnisse  ungünstiger  dank  einer  f.  d.  Kräfte  des  kl.  Lands 
nicht  immer  rationellen  Au:>dehn.  d.  Bahnnetzes  (Gebirgsbahnen).  Anl.kap.  d.  Staatsb. 
f.  1V>1  389-64.  f.  d.  Kentenbererh'n.  397  09  M.  M.  Roheinn.  1881  30*84  M.  M„ 
Ueberschuss  13  30  (1880  13*46)  M.  M.  oder  3*35  (1880  3*44)%  d.  Anl.kaps. 
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Diese  Verhältnisse  in  den  suddeubcheu  Staaten  /eigen,  dass  letztere  für  das 
Staatsb.systein  noch  nicht  gross  und  leistungsfähig  genug:  ein  fin  an /wir  th  Schaft  • 
lieh  günstiger  Punct  für  das  Reichscisenb.project. 

Reichsbahnen  in  Klsass-Lothringcn.  Diese  auf  Rechnung  der  französ. 
Gontribution  fUr  3*25  Mill.  Fr.  jedenfalls  zu  theuer  (nach  neuerer  durchsch.  ßerechn. 
91*4  M.  M.  über  d.  HerstelLkosten)  übernommenen  ehemal.  Linien  der  französischen 
Osthahn  gesellschaft  sind  mit  bedeutenden  Kapitalverwertungen  erweitert  worden.  Nach 
d^r  Vereinsstatistik  ergab  sich  1874  ein  Betriebsüberschuss  von  2  086  Mill.  Tblr.  oder 
auf  d.  bis  dahin  verwendete  Anlagekap.  (lad.  jene  Summe  von  325  Mill.  Fr.)  von 
109-1  Mill.  Thlr.  fp.  Kil.  128,387  Thlr.)  eine  Rente  von  nur  191%.  Dieser  kleine 
Ucberschuss  wurde  durch  die  Mehrausgabe  ftir  den  Betrieb  der  übernommenen  Wilh.- 
Lu.vemb.  Bahn  noch  um  584.000  Thlr.  vermindert.  Nach  d.  Reiehsetat  f.  1870  wurde 
auf  eine  Reineinn.  d.  Reichsb.  v.  9  47  Mill.  M.  gerechnet.  Anl.kap.  f.  1881/82:  v. 
Reiche  verwend.  incl.  5  64  M.  M.  f.  Wilh.  Lux.  450.0«.  effect.  incl.  dgl.  49  5  M.  M., 
10249  M.  M.  Uebcrschuss  f.  eis.  lothr.  B.  allein  erhebt,  gestiegen,  so  1881/82 
15  4  M.  M. ,  womit  freilich  die  Zinsen  des  verwend.  Kap.s  noch  nicht  ganz  gedeckt, 
auch  Wilh.  Lux.,  die  früher  bis  10  M.  M.  Deficit  ergeben,  im  letzten  Jahre  Ueber- 
schuss  v.  0  72  M.  M.    S.  Arch.  f.  Eisenb.wesen  18S3  S.  492. 

Die  hess.-preuss.-bad.  Staatsb.  Main-Neckar  rentirt  gut.  (Anschl.  1883/84 
7  10,  1884/85  6  75%.). 

Die  Oldenb.  Staatsb.  ergaben  nach  den  Anschl.  f.  1882  einen  Reinertrag  v. 
1  293  M.  M. 

Belgien.  S.  d.  Tai»,  in  Mulvany,  Deutschlands  Eiseubahntariffrage.  Nach 
d.  Budg.  f.  1875  u.  1876  wurde  auf  einen  üeberschuas  d.  Eisenbahnverwaltung  von 
22  4,  bez.  27  4  Mill.  Fr.  gerechnet.  Das  Resultat  f.  1874  war  ein  Uebcrschuss  von 
23'4  Mill.  Fr.,  noch  immer  eine  Verzinsung  von  fast  6%.  Im  J.  1882  war  der  Roh- 
ertrag der  belg.  Staatsb.  1134  M.  Ft.,  der  Reinertr.  433  M.  Fr.  oder  5'48%  des 
Anlagekap.s  (dieses  ohne  den  Werth  der  den  Gesellschaften  geschuld.  Rückkaufs  Annui- 
täten gerechnet.) 

Niederlande.  Die  verpachteten  Staatsb.  repräsentirten  nach  d.  deutschen 
Vereinsstatistik  1874  ein  verwend.  Anlagekap.  von  51  77  Mill.  Thlr.,  wogegen  der 
Hetrieb.su berschuss  1585  Mill.  Thlr.  war,  was  eine  Rente  v.  3  06%  ergäbe.  Nach 
Hinterlegung  in  d.  Emeuerungsfonds  n.  s.  w.  blieben  1*52  Mill.  Thlr.  übrig,  wovon 
der  vortragsmässige  Antheil  des  niederländ.  Staats  944,136  Thlr.  war.  Letzterer  inuss 
daher  erheblich  zuschiessen.  Im  Etat  für  1876  stehen  die  Staatsbahnen  mit  1878  Mill.  fl. 
Kinn.,  aber  mit  6*6  Mill.  11.  Ausg.  (Zinsen).  Auch  seitdem  sind  alle  Ergebnisse  f.  d. 
.Staat  sehr  ungunstig,  s.  Arch.  f.  Eiscnb.wes.  1883  S.  583.  Im  besten  Jahre  1875 
verzinste  sich  das  Anlagekapital  d.  Staats  durch  das  vertragsmass.  Pachtgeld  nur  mit 
115%,  seitdem  immer  unter  1%,  wogegen  die  üescllsch.  seit  1876  stets  über  5% 
bezog  s.  o.  S.  716,  733. 

Ungarn.  Die  Erträge  der  Staatsbahnen  bisher  sehr  gering.  Nach  der  deutschen 
Vereinsstatistik  war  der  Uebcrschuss  f.  d.  nördl.  Staatsbahnlinien  1874  721,000  Thlr. 
oder  164%  f.  d.  verwend.  Kap.  v.  43  9  Mill.  Thlr.  Bei  den  südl.  Staatsbahnlinien 
(Kap.  22  6  Mill.  Thlr.)  ergab  sich  sogar  1  ST  1  ein  Betriebsdeficit  v.  88,383  Thlr., 
bei  den  Schmalspur.  Staatsb.  (verwend.  Kap.  696,006  Thlr.)  dsgl.  v.  13,384  Thlr. 
>:twas  haben  sich  die  Verhältnisse  gebessert,  aber  eine  Deckung  der  Zinsen  der  Bahn- 
schulden  wird  bei  Weitem  nicht  erreicht,  obwohl  die  Staatsliahnen  linauz.  besser  als 
die  Privatbahiien  bewirtschaftet  werden.  Schätzung  des  Reinertr.  im  Et.  f.  1882  mit 
71 S  M.  fl. 

In  West-Uestcrr.  u.  in  Frankreich  sind  bei  der  bisher.  Zerstückelung  und 
Kleinheit  der  Staatsbahnlinien,  die  meist  blossen  Nebenverkehr  haben,  die  finanz.  Er- 
gebnisse gering,  aber  wie  bes.  für  Frankreich  nachgewiesen  wird,  günstiger  als  auf 
Linien  unter  gleichen  Verhältnissen  bei  den  Privatbahnen.  Die  kleineren  .ist.  Staatsb.- 
strecken  (vor  «I.  Erwerb  d.  Elisb.b.)  z.  Th.  mit  Betriebsdeficiten. 

In  Italien  hat  der  vielfach  bemängelte  Staatsbetrieb  der  ober  it.  Hahnen  doch 
schon  in  der  ersten  Zeit  rech nuugs massig  günstige  Ergebnisse  gehabt  (2.  Sern.  1878 
BctriebsUberschuss  22  42,  1879  39  99.  1880  40  10  M.  Fr.).  Doch  nach  den  Eiw|Uetc- 
bericht  „nur  unter  Ausserachtlassung  der  dringendsten  Verkehrs-  und  Betriebsbcdurfnisse*'. 

Die  Staatsb.  in  Norwegen  kosteten  bis  1881  96  85  Mill.  Mark  u.  gaben  in 
diesem  J.  einen  Reinert,   v.  1416  M.  M.,   also   c.  P/aVr         Schweden  war 
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der  Keinertr.  der  Staabb.  1*>0  7  32  M.  M.  oder  :i-42%  des  Anlagekap.  (IST^ 

Die  Staats!»,  linnlands  kosteten  1>M  H4  22  M.  M.  u.  gaben  reiu  219  M.  M 
also  :{4"'„. 

In  Landern,  wir  deu  eben  treuanuten  u.  wie  in  deserten,  wenisrer  bevölkerten, 
gebirgigen  Gegenden  Oesterreichs ,  Italiens,  Frankreichs ,  Ungarns  n.  s.  w.  kann  man 
die  ungenügenden  linanz.  Ergebnisse  nicht  dem  Siaatsbahn.system  u.  Staatsbetrieb  m- 
schiuhen.  sondern  nur  den  gegebenen  wirthschafll.  Verhältnissen.  In  solchen  Ländern 
rentiren  Privatbalmen  ebensowenig  u.  sind  meist  nur  durch  theucre  Zin>«rar.uitien  recht 
ms  Leben  üu  rufen.  Der  .Staat  tnuss  hier  das  Eisenbahnwesen  wohl  oder  uVI  als 
•  ine  SS  II  schuss- Allstalt  ansehen.  Hat  er  aber  wenigstens  alle  Bahnen  in  der  Hand, 
dann  kann  er  doch  hollen .  einige  aetive  neben  den  passiven  Linien  zu  erhalten.  Ln 
rankreich  u.  Oesterreich  ist  es  das  Lehel,  dass  die  stark  activen  Linien  den  OescU- 
schafteii  gehören  u.  d<m  Staat«-  nur  die  passiven  bleiben. 


7.  Abschnitt. 
Staatscanäle  und  Schilffahrtsdienste. 

§.  299.  Hinsichtlich  etwaiger  Anlage  und  Verwaltung  von 
Staatseanälen  und  Schifffahrtslinien,  insbesondere  Dampf- 
schifffahrtscursen,  muss  es  im  Wesentlichen  hier  genügen,  auf 
die  früheren  allgemeinen  Bemerkungen  zu  verweisen  (§.  267,  26#u 
Die  Anlage  eines  neuen  Canals ystems  wird  in  der  Gegenwart,  wo 
die  Concurrenz  mit  den  Eisenbahnen  so  schwer  selbst  für  eigent- 
liche Canalartikel,  wie  Massenproducte,  ins  Gewicht  fällt,  kaum 
anders  als  durch  den  Staat,  in  einzelnen  Fällen  durch  Provinzen, 
Kreise  und  Gemeinden,  oder  nur  mit  erheblichen  Subven- 
tionen, Zinsgaranticen  u.  s.  w.  seitens  des  Staats  und  der 
genannten  Selbstvcrwaltungskörpcr  durch  Privatunternehmungcn 
erfolgen  können.  Die  grossen  Anlagekosten  machen  dies  gleich- 
falls nothwendig.  Wenn  ferner  die  Verwaltung  von  Canälen 
und  Schifffahrtslinien  vor  erfolgter  Amortisation  des  Anlagekapitals 
möglichst  nach  dem  privatwirthschaftliehen  Princip  geschehen 
niüsstc  (§.  268),  so  ist  doch  nicht  zu  verkennen,  dass  diese  For- 
derung in  der  Praxis  oft  nicht  durchzuführen  sein  wird. 
Denn  häutig  wird  bei  den  entsprechend  normirten  Tarifen  der 
Verkehr  zu  klein,  bei  niedrigen  Tarifen  (gemäss  dem  Gebübren- 
prineip)  aber  die  Rente  doch  noch  zu  niedrig  bleiben.  Das  ninss 
wieder  zur  Vorsicht  im  linanziellcn  Interesse  mahnen.  Eine  eigent- 
liche privatwirthschaftlichc  Einnahmequelle  werden  Canäle  und  Schift- 
fahrt  daher  bei  uns  gegenwärtig  nicht  leicht  werden.  Ob  trotzdem  der 
Staat  im  allgemeinen  Interesse  des  Verkehrs  Canäle  neu 
bauen  oder  Gesellschaften,   Provinzen  u.  s.  w.  dabei  finanziell 
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unterstützen  soll,  lässt  sich  gleichwohl  princip  icll  aus  dem 
G  esichtspuncte  der  ganzen  Verkehrspolitik  bejahen,  * 
mus8  aber  practisch  ganz  nach  Lage  der  concreten  Ver- 
hältnisse entschieden  werden.  Die  Concentration  der 
grossen  anderen  Verkebrsanstalten  (Post,  Tclegraphie, 
Eisenbahnen)  im  Staatsbesitz  hat  auch  hier  wieder  den 
Vortheil,  selbst  die  Uebernahme  passiver  Canäle  (und  unter  Um- 
ständen solcher  Schiffahrtslinien)  dem  Staate  zu  ermöglichen,  in- 
dem sich  hierbei  das  Princip  der  Uebertragung  der  Be- 
triebsergebnisse auch  zwischen  diesen  verschiedenen 
Anlagen  und  Anstalten  selbst,  wie  sonst  zwischen  den 
Theilen  einer  jeden  flir  sich  anwenden  lässt.  Dabei  ergänzen  sich 
namentlich  Eisenbahnen  und  Canäle  und  befruchten  dann  auch 
gegenseitig  ihren  Verkehr.  Auch  für  Deutschland  lässt  sich  so  wohl 
noch  jetzt  im  „Eisenbahnzeitalter"  die  Anlage  eines  grossen  kost- 
spieligen, muthmasslieh  sein  Baukapital  gar  nicht  oder  nur  zu 
einem  kleinen  Theile  verzinsendes  Canalnetzes  rechtfertigen :  eine 
practische  Frucht  des  Staatseisen  bahn  Systems. 

Vtrl.  den  Aufsatz  von  Meitzen  über  Canalbau  in  Deutschland.  Prems.  Bfatfcrf. 
Zeitschrift  I  870,  S  93  fl.,  mit  Kostenberechnung:«'!!.  Das  hier  niiher  untersuchte  Net/ 
v.  354*5  Meil.  Canäle  wird  schon  damal>  auf  80425  Mill  Thlr.  Kosten,  252,00«  Thlr. 
]>.  Meile  angeschlagen,  —  S.  ferner  die  Petition  des  Deutsch.  Flussschifl'fahrtsvereins 
an  den  Reichskanzler,  vom  24.  März  1871  ,  Deutsches  Handelsblatt  Kr.  13.  wo  zwar 
«He  Canäle  wesentlich  der  Privatindustrie  zugewiesen  werden,  dennoch  aber  die  Unter- 
stützung mit  Zuschüssen.  Prämien  oder  Zinsirarantien  für  eine  Keilte  von  Jahn-u  i\U 
unumlänglich  bezeichnet  wird ,  obgleich  hier  meist  strenge  Gegner  Boicher  Staatshalt- 
sprechen.  —  Der  Donau  -  Main  -  Canal  in  Baiern  ist  jetzt  ganz  passiv,  d.h.  di<- 
Einnahmen  decken  d  Verwalt.kosten  bei  Weitem  nicht  (A.  1883  mit  Frankcnth.  Canal 
zus.  Einn.  115.742  M.,  Ausg.  321,42«  M.)  —  Pläne  zu  Staats- Canal  bauten  jüngst 
in  Preusscn.  S.  bes.  d.  Vorlage  z.  13.  Dec.  1882  uber  den  Bau  eines  Sehiiriährts- 
.  nnals  v.  Dortmund  (berg.-inärk.  Kohlenrevier)  an  d.  untere  Ems  (46  Mill.  M.  Credit- 
forderung)  Das  Gesetz  wurde  im  Abg.hause  angenommen,  fiel  im  Herrenhause,  nicht 
aus  princip.  Gründen.  Kostenanschl.  f.  Canäle  in  dieser  Gegend  D.  Kichtung  in  einer 
aintJ.  Denkschr.  v.  1882  auf  191,000  -295,000  M.  p.  KU.  Die  Frage  ist  nur,  ob  man 
ohne  Aussicht  auf  irgend  erhebliche  zur  Verzinsung  des  Baukapitals  beitragende 
Keinerträge  jetzt  mit  Canalbauten  beginnen  will,  wa>  doch  dann  fast  unvermeidlich 
nftfhlgt,  weiter  zu  gehen  u  bedeutend»-  Kapitalien,  fur  Preussen  einige  100  Mill.  M. 
so  anzulegen,  d.h.  z.B.  bei  500  Mill.  M.  u.  selbst  1%  Bcinertr.  jährlich  das  Budget 
mit  15  Mill.  M.  zu  belasten.  Unter  Verwendung  der  Ueberschussc  der 
anderen  Verkehrsanstalten,  bes.  der  Staatsbahn,  n .  Hesse  es  sich  wohl  auch  finan- 
ziell rechtfertigen. 

Die  drei  süddeutschen  Staaten  unterhalten  eine  Dampfschiffahrt  auf  dem  Boden- 
see.  die  jetzt  in  enger  Verbindung  mit  den  dortigen  Staatsbahnen  steht.  Bohertrag 
fur  Baiem  1*08  250,213,  rein  52,209  fl. .  A.  für  1871  in  Einn.  200,305,  Iieinertr. 
15,234  fl..  A.  1^70  roh  302,000.  rein  33,400  M..  1883  bez.  538,000  u.  197,000  M. 
Würtemb.  1870.  A.  roh  327,000  M.,  rein  9500  M..  18^2  rein  28000  M.  Bad.-n 
ls70  roh  407.000  M..  Deficit  c.  70,000  M„  1  ss;t  dagegen  272,000  M.  roh  u.  48,000  M. 
rein.  Baiern  hatte  früher  auch  wenig  rentable  Staatsdampfschifffahrt  auf  der  Donan, 
deren  Material  später  der  osterr.  DonaudampfschiflTahrtsges.  verkauft  wurde.  —  Aul 
der  Ostsee  früher  mehrfach  pretiSS.,  russ.,  schwed.  StaatsdampfsehillT.  zwischen  Haupt 
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häfen,  noch  in  neuester  Zeit  zwischen  Stralsund  und  Malmö,  mit  erheblichem  Dairit, 
weshalb  jetzt  Abgabe  an  Private,  mit  bedeutender  Postsubvention  Seitens  d.  betheii. 
Staaten. 

§.  300.  —  Das  Schluss-Ergebniss  der  vorausgebenden 
Untersuchungen  über  die  Staatseinnahmen,  welche  heutzutage  bei 
uns  noch  als  privatwirthsebaftliche  zu  betrachten  sind  (§.  203),  ist 
folgendes.  Im  Allgemeinen  sind  von  den  besprochenen  fUnf  Haupt 
arten  privatwirtbschaftlicher  Unternehmungen  nur  die  Waldungen 
und  die  Eisenbahnen  in  das  Eigenthum  und  zugleich  in  die 
Selbstverwaltung  des  Staats  zu  Ubernehmen,  bez.  darin  zu 
behalten.  Auch  dafür  sprechen  aber  nicht  in  erster  Linie 
finanzielle,  sondern  volks-  und  Staats wirthschaftlic he 
und  socialpolitische  Gründe,  jedoch  spielt  das  finanzielle 
Interesse  erheblich  dabei  mit.  Von  den  anderen  privat- 
wirthschaftlichen  Unternehmungen  sind  nur  einzelne  ausnahmsweise 
vom  modernen  Staat  zu  behalten  oder  zu  erwerben  (Feldgüter, 
gewisse  Bergwerke,  Banken).  Die  Domanialeinnahme  ist  demnach 
nicht  schlechtweg  für  die  Gegenwart  zu  verwerfen,  wie  mit- 
unter in  der  Theorie  geschehen  ist,  sondern  sie  ist  nur  passend 
umzugestalten.  Forsten  und  Eisenbahnen  sind  das  rieh 
tigeHaupt-Domanium  des  heutigen  Staats,  wie  Feldgüter, 
Forsten,  Berg-  und  Hüttenwerke,  z.  Th.  auch  Fabriken  und  Banken 
dasjenige  des  früheren  Staats  waren.  Die  Einnahmen  aus  jenem 
Eigenthum  bilden  daher  auch  jetzt  noch  ein  passendes  Staats- 
einkommen neben  den  Gebühren  und  Steuern,  welches 
mit  der  Weiterentwicklung  der  Volkswirtschaft  und  mit  fortschrei- 
tender Amortisation  der  Eisenbahnschulden  auch  von  immer  grös- 
serer finanzieller  Wichtigkeit  werden  wird  und  dadurch  erwünsch- 
termassen  die  sonst  erforderliche  Ausdehnung  der  Besteuerung  etwas 
zu  beschränken  erlaubt. 
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